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WERNER  SOMBART. 

Vielleicht  von  allen  ■^oziakn  Wi:<senscliaftcn  im  ir.nirigsten  Zii- 
stamle  der  Verwahrlosunj^^  bcfiiKKt  .>ich  in  der  GLC^cinvatl  die 
Wis^en-ichaft  von  der  Politik.  Wer  bcliaupten  wollte,  ^ie  stäiuk-  lu  iitc 
aut  tleni  Niveau  itwa  der  Ari>totelisciicn  Lehren,  würde,  scheint 
mir,  ein  sehr  wohl  wollendes  Urteil  liber  die  Leistungen  unserer  Gene- 
ration fällen.  I'o!  tsclu  itle  in  letzter  Zeit  sind  -^o  <^nt  wie  gar  kt  ine 
ijemaclit.  Da>  nene*:te,  c^röUcrc  Weik  aut  diesem  Geljiete  der  Wisst  ii- 
>cliaft  —  da.^  .«.ich  „Folit'l^"  nenneiuk  ikich  des  in  manchen  Kreisen 
immer  noch  viel  gelesenen  vcrstoibciien  Leipziger  Profe.s.sors 
Roscher')  —  hätte  ruhii;  ein  Mi  ii>cheiiahi-r  früher  verölfentlicht 
Werden  können  und  wäre  doch  schon  bei  seinein  Erscheinen  ver- 
altet gewesen :  Von  den  mannigfachen  Errungenschaften  der  sozialen 
Forschung  in  den  vergangenen  Jahrzehnten  enthält  es  auch  nicht 
einen  Hauch.  Leute,  die  nach  1850  geboren  sind,  verstehen  es 
kaum  noch.  Aehnlich  steht  es  mit  den  meisten  Übrigen  wissen- 
schaftlidien  Bearbeitungen  der  Politik.  Und  die  scharfe  Kritik 
J.  Stuart  Mills  scheint  mir  heute  mehr  noch  als  da  er  sie  zu- 
erst aussprach»  am  Platze  zu  sein.*)  Der  nächsten  Zeit  wird  es 
hoffentlich  vorbehalten  sein,  Versäumtes  nachzuholen.  Wobei  es 
beim  gegenwartigen  Stande  vor  allem  ankommt,  ist:  Bausteine  zu 
einer  modernen  Theorie  der  Politik  zu  liefern,  insbesondere  die  auf 
anderen  Gebieten  der  Sozialwissenschaft  gewonnene  Erkenntnis  für 
die  Politik  nutzbar  zu  machen.  Einen  bescheidenen  Beitrag  zu 


1)  Politik.   Gcscldchtliche  Natnrlehrc  (!)  der  Moctarcbk,  Aristoknti«  und  De. 
mokntie.   Stottgait  1899. 

*)  Logic  5.  ed.  {1862)  n.  456  fr. 
Arcbiv  Air  mn.  GeMUgcbuig  u.  Sutütik.   X.  1 
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Werner  Sombart, 


diesem  Werke  sollen  die  fol-jjcndcn  Blätter  briiif^cn.  Sic  cnllialtcn 
zunächst  einige  allgemeine  Ikm erkunden  über  Ik-griff,  Wesen  uiul 
Zweige  der  Politik,  um  daran  eine  spe  zielle  Unter.sucliung  über  die 
Bedeutung  des  Ideals  auf  einem  bestimmten  Gebiete  der  Politik  — 
der  Sozialpolitik  —  anzuschliesscn. 

I. 

Zu  leidlicher  Klarheit  ist  der  allgemeine  Begriff  der  Politik 
geführt  worden.  Ich  will  ihn  im  wesentlichen  in  der  von  Ho  Itzen- 
dorf f)  festgestellten  Fassung  übernehmen«  Danach  ist  die 
„Politik  als  Wissenschaft"  als  eine  besondere  Fachwissenschaft, 
die  von  Staat  und  Gesellschaft  handele«  abgej^^renzt  und  ihr  Objekt 
und  Inhalt  bestimmt  als  „die  (auf  Grundlage  gegebener  Verhalt» 
nisse)  aulserhalb  der  Rechtspflege  zu  bewirkende  Realisation  der 
Staatsswecke^.  HoltzendorfT  bemerkt  erläuternd  dazu : 

„Nicht  das  Vorhandensein  an  sich,  sondern  der  Gebrauch  und 
die  Wirkungen  der  für  die  Durchfuhrung  der  Staatszwecke  verfug» 
baren  Mittel  ist  das  fiir  uns  Entschddende.  Sehr  richtig  nennt 
Schleiennacher  die  praktische  Politik  ,wirksames  Handeln^  Die 
Idee  der  Handlung  für  den  Staat  und  seine  Zwecke  ist  daher  die 
oberste  Vorstellung,  von  welcher  in  der  Politik  ausgegangen  werden 
mufs ....  Die  handelnden  Subjekte,  welche  die  Politik  als  Wissen» 
schaff  vorauszusetzen  oder  ins  Auge  zu  fassen  hat,  sind  daher  die 
Staatsgewalt  iiut  ihren  persönlich  wirkenden  Oi^anen  in  der  Staats- 
r^erung.  Sie  sind  die  überall  vorkommenden,  zwar  nicht  aus- 
schliefslichen,  aber  doch  schlechthin  notwendigen  Träger  der  politi- 
schen Handlungsfähigkeit." 

W'obei  der  Ausdruck  ,3taat''  in  dem  weiteren  Sinuc  des  „öffent- 
lichen Körpers"  aufzufassen  sein  dürfte,  denn  wir  werden  doch  auch 
z.  B.  die  Gemeindepolitik  unter  dem  weiteren  Be^^riffe  der  Politik 
mitzuverstehen  haben.  Ganz  allgemein  handelt  es  sicii  also  um  die 
bewufst  ausgeübte  Thätigkeit  öffentlicher  Körper. 

Können  wir  so  die  wohl  allgemein  angenommene  Begriffsbe- 
stimmung der  praktischen  Politik  zu  der  unserigen  machen,  so  ver- 
lässt  uns  die  herrschende  Lehre  schon  in  dein  Augenblick,  wo  wir 
nach  einer  befriedigenden  Systematik  der  Politik  fragen. 

>)  Prinzipien  d«r  Politik.  2.  Aufl.  1879.  S.  3  f.,  insbcs.  S.  ti.  Dort  auch  der 
i^BWeb  «itf  Tenraadte  und  abwdchende  Ani&nsongen.   Von  neueren  B^rifTubestim- 
mungen  vgL  yon  Hertling,  im  StaatBlextkon.  B4.  IV  s.  v.  „Politik".  Im  Hund-  • 
wöit«rbneli  der  Stutswissenachaften  fehlt  das  Stichwort  Politik  1 
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Es  dürfte  steh  empfehlen,  zwei  grofse  Grebiete  der  Gesamt- 
politik  zu  sondern,  je  nach  der  Wirkungssphäre  der  Staatsthätigkeit, 
die  entweder  darauf  gerichtet  ist,  die  Interessen  der  Gemeinscliaft 
gegenüber  anderen  Gemeinschaften  zu  wahren :  ^^aufsere**,  „nationale*^ 
Politik,  oder  darauf,  die  soziale  Ordnung  im  Linem  in  bestimmter 
Richtung  zu  ändern,  anzuwcnddi  oder  zu  ergänzen:  „innere"  oder 
„soziale"  Politik  im  weitesten  Sinne.  Nur  mit  letzterer  haben  wir 
hier  zu  schaffen.  Sie  umfafst  auch  denjenigen  Zweig  der  Politik, 
um  dessen  genauere  begriffliche  Erfassung  uns  hier  zu  thun  ist:  die 
„Sozialpolitik**  im  engeren,  eigentlichen  Verstände. 

Was  ist  Sozialpolitik?  Das  ist  eine  Frage,  auf  die  keines- 
wegs, wie  der  Aufsenstehende  zu  meinen  geneigt  sein  könnte,  die 
Antwort  bereit  liegt.  Von  einer  herrschenden  Begriffsbestimmung 
ist  hier  gar  keine  Rede,  im  günstigsten  Falle  hat  der  einzelne 
Autor  seine  private  Auffassun'^  und  bc;^niflniche  Fixierung,  meistens 
wohl  ■j^iir  keine.  Das  ^\\t  ja  heutzuta^^e  als  statthaft,  unter  Um- 
ständen ein  ganzes  Buch  über  „Sozialpolitik"  zu  schreiben,  ohne  zu 
wi<^«^en.  was  mit  diesem  Worte  für  ein  klarer  Begritt'  ht  /.t  ichiRt  i>t. 
Iti  d<  TU  Kit Miihnndwörterbuch  der  Staatswissenschaften  fehlt  das 
Stich svori  „Sozialpolitik"  '^ana  und  garl  Und  das  im  sogenannten 
„Ze'itaker  der  Sozialpolitik"! 

Wollte  man  die  Vulgärtiuffassuag  <K  >  Ikgiiffc^  Sozialpolitik  fest- 
stellen, so  könnte  man,  glaube  ich,  So/aaipolitik  definieren  als  den 
Inbcj^'riff  derjenigen  innerpolitischen  Mafsnahmen ,  welche  .seit  dem 
Beginn  der  prületari.schen  Bewegung  ergriffen  sind,  um  die  an- 
drängende Lohnarbeiterschaft  zu  befriedigen  oder  wenigstens  zu  be- 
ruhigen; als  diejenige  Politik  also,  deren  Ergebnis  die  —  begriff- 
lich übrigens  nicht  minder  unklare')  —  „soziale"  Gesetzgebung  ist. 
So  meint  z.  B.  Freiherr  von  Hertling  in  seinen  Untersuchungen 
über  „Naturrecht  und  Sozialpolitik",^)  „populär*'  sei  der  Begriff 
Sozialpolitik  in  dem  Sinne  der  speziellen  Aufgaben  geworden, 

*)  Ud>er  den  Betriff  „sOEud**  Tgl.  die  Ansfllhniiigen  Stammlers  m  Wirt- 
ttdmft  tmd  Recht  (Lcipc^  1896)  S.  117  £    leb  acoeptiere  gera  seine  Defimtioit 

suzlal  =  äufserlich  gerogelt,  will  aber  gleich  hier  bemerken,  dafs  sich  auf  diese 
I)(T;nition  kein.-  L>-fri.  (Ugcnde  Hejjriffshr««,timniung  der  ,,Si i/ialpolitik"  im  ••ngereii 
.Mjin<  aulli.iui  n  l:i!>t.  Stammler  kann  unter  Sozialpolitik  nur  die  j;<~«arate  innere 
Politik  verstehen ,  wie  ich  sie  oben  in»  Gegensat/  zur  Xationalpolitik  stelle,  er- 
M-hciot  doch  aber  wünschenswert,  eine  genauere  Abgrenzung  des  Begriffes  zu  vcr- 
socben,  also  eine  Soiialpolitik  im  engeren  Sinne  zu  iintcnchciden. 
'  *)  Freibuig  1893  S.  5. 
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„welche  sicli  an  flic  T-nj^e,  die  Hediirfiiisse  und  die  Forderungen 
der  arbeitenden  Kla>sen  anknüpfen".  „Allmählich  bej^nnu  man,"  sa^ 
er,')  ..von  einer  sozialen  Frage  zu  sprechen,  h]>  man  >ich  plötzlich, 
auch  bei  uns,  einer  festgeschlo?isenen  sozialen,  der  so/.ialileniokratü- 
schen  Partei  gegenüber  fand  und  nun  alsbald  von  tlen  Re;^ierungen 
die  Mafsregcln  beraten  wurden,  um  die  getahrlichen  Be>lrt  bungen 
derselben  /.u  Ijekämpfen  und  die  Uehelstände,  durch  welche  sie 
hervorgerufen  worden  war,  /.u  beseitigen.  Seit  dem  Jahre  1877 
nehmen  die  sozialen  (!)  Debalien  iti  den  Verhandlungen  des  Deut- 
schen Reichstags  einen  breiten  Rauni  ein.  Die  Gesetzentwürfe  der 
Regierungen  und  die  Anträge  der  Parteien  sind  mehr  oder  weniger 
durch  sozialpolitische  Erwägungen  beeinflufst.  Sozialpolitik  i.st  die 
Losung  unserer  Zeit."  Einer  ganz  verwandten  Auffassung  verdankt 
offenbar  der  ^Verein  iiir  Sozialpolitik^  seinen  Namen.  Dafs  die 
Wissenschaft  von  solchen  Aeufserlichkeiten  sich  bei  ihrer  Arbeit 
der  BegriiTsbesttfimiung  nicht  darf  beeinflussen  oder  gar  leiten  lassen, 
liegt  auf  der  Hand.  Sehen  wir  uns  also  nach  vorhandenen  Begriffs- 
bestimmungen um,  die  weniger  den  Charakter  der  historischen  Ge- 
legenheits-Definition trafen. 

Bekannt  ist  die  Definition  AdolphWagners:  »Unter  Sozial- 
politik im  allgemeinen  verstehen  wir  diejenige  Politik  des  Staates, 
welche  Mifsstände  im  Gebiete  des  Verteiluogsprozesses  mit  Mitteln 
der  Gesetzgebung  und  Verwaltung  zu  bekämpfen  sucht"  ^) 

Auch  diese  Definition  befriedigt  mich  nicht.  Zunächst  trägt 
sie  •  ebenfalls  den  Stempel  der  Gelegenheitlichkeit  Wie  es  üblich 
geworden  ist,  in  ganz  äufserlicher  Weise  die  neuere  Nationalökonomie 
dahin  zu  charakterisieren,  dafs  sie  ,,mehr  Nachdrude  auf  das  Ver> 
teilungsproblem"  lege,  während  die  ältere  „das  Produktionsproblem" 
mehr  in  den  Vordergrund  gestellt  habe,  so  will  auch  Adolph  Wagner, 
olfenbar  im  Gegensatz  zu  einer  ^teren)  Produktions  „Wirtschafts"- 
politik  eine  neuere  Verteilungs  s  ,3ozial"politik  unterscheiden. 

Aber  es  sprechen  nocli  gewichtigere,  .sachliche  Bedenken  gegen 
seine  Definition.  Zunächst  fragt  man  sich,  warum  eine  Verteilungs- 
politik gerade  mit  dem  Namen  der  Sozialpolitik  belegt  werden  .soll? 
£s  besteht  auch  nicht  der  geringste  Zusammenhang  zwischen  Aus- 
druck und  Sache.  Dann  aber,  selbst  wenn  man  sich  über  dieses 
Bedenken  hinwegsetzen  wollte,  scheint  mir  der  Hauptmangel  jener 


a.  a.  O.  S.  2. 

')  LVber  soziale  Finanz*  und  Stetterpolilik;  in  diesem  Archiv  Bd.  IV,  &  4. 
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Bc^riff>bLätiiimiun^  dann  zu  lic^^cii,  dafs  sie  der  ünbc.stimnitheit 
und  Systenilosigkeit  geradezu  Vorschub  leistet. 

Denn  der  Begriff  „Verteilungspolitik"  ist  ein  st)  dehnbarer, 
dafs  maa  die  heterogensten  Dinge  unter  ihm  zusammenfassen  kann. 
Und  aller  Wert  der  Begrifisbildung  soll  doch  gerade  darin  liegen, 
dafs  wir  Ordnung  und  Sj^tem  in  die  Betrachtung  der  lebendigen 
Mannigfaltigkeit  bringen.  f^Vertcilungspolitik"  wären  z.  B.  Ma.t^ 
nahmen  zur  Regelung  des  Lohnvertrages,  wäre  alle  Annenpolitik, 
wäre  die  Versorgung  liungemder  Hausweber  mit  Arbeit,  wäre  die 
Versicherungspolitik  u.  v.  a. 

Dazu  konunt,  dafs  sich  bei  einer  ganzen  Reihe  von  Mafsnahmen 
gar  nicht  feststellen  lassen  wird,  ob  sie  zur  „Produkttons**-  oder 
„Verteilung$**politik  zu  rechnen  sind.  Wohin  gehört  der  Arbeiter- 
schutz? wohin  die  Einfuhrung  eines  Maximalarbeitstages?  Endlich 
krankt  jene  Definition  an  dem  Uebelstande,  dafs  sie  gewaltsam  aus 
dem  Bereiche  der  Sozialpolitik  Mafsnahmen  ausschliefst,  die  zwar 
der  „Froduktionspolitik"  angehören,  aber  im  allerengsten  Zusammen- 
hange mit  der  „Verteilungspolitik**  stehen;  ich  denke  z.  B.  an  die 
moderne  A-rargesetzgebung,  an  die  .»Organisation  des  Ifendwerks", 
an  Kartelipolitik,  an  die  Behandlung  der  Konsumvereine,  der  Börse 
tt.  s.  wJ  u.  s.  w.    Wir  werden  also  nach  besserem  suchen  müssen.  * 

Eine  Definition,  die  mir  auf  die  liclitlL^c  Fahrte  zu  führen 
scheint,  ist  die  von  Brüll  in  dem  Artikel  „Sozialpolitik"  im  Staats- 
lexikon. '}  Danach  ist  „Sozialpolitik  oder  Gesellschaftslehre  im  en- 
geren Sinne.,  derjenige  Zweig  der  Staat  ^Wissenschaften,  welcher  sich 
mit  den  Beziehungen  der  öfTentlichen  Gewalt  zu  den  einzelnen  pro- 
duktiven Standeil  und  y.u  ileren  gegenseitigen  Interessen  nanuntlich 
auf  wirtschaftlichem  Gebiete  befafst".  Wenn  wir  von  der  Ver- 
wechselung zwischen  Wissenschaft  der  PoHtik  untl  praktischer  Po- 
litik abschen,  >o  krankt  diese  Definition  vor  allem  an  zu  gtof-rr 
Unbestimmtheit-  Dem  Veriasser  hat  wohl  etwas  Richtige-  und 
(jrt.  ifl)arcs  vorge>chw(.bt ,  er  hat  es  aber  doch  nicht  zu  fas-i n  -r- 
wuls.t.  Das  zeigt  sicli  im  weiteren  Verlauf  meines  Artikcl>,  der  >ich 
wesentlich  mit  der  Arbeitorpniiiik  in  neuerer  Zeit  befafst  und  <ien 
fruchtbaren  Kern  der  eigenen  Begriffsbestniunung  nicht  zu  ver- 
werten wcifs. 


■)  HanH  \'  (1896)  Sp.  140.  Ai-Iinlicli  iiltrifjcu^  ral>t  uiicli  vun  nertlirifr 
a.  a.  U.  tii-u  Bogriö  cii-r  Sozialpolitik  ia  «-iiuni  engeren  Sinne,  im  GfgeusüU  /.u 
jener  von  ihm  skizsicrtcu  „populären'*  Auffassung  der  Sozialpolitik. 
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Wir  finden  also  auch  hier  nich^  was  wir  suchen:  &oe  brauch- 
bare Abgrenzung  des  Begriffes  Sozialpolitik.  Andere  Bemühungen 
von  einiger  Bedeutun«:;,  diesen  Begriff  festzulegen,  sind  mir  niclit  be- 
kannt geworden.  So  bleibt  niciits  anderes  übrig,  als  selbst  die  Be- 

grilTsbcstiininunj;  vorzunehmen. 

Wenn  \ch  reciit  sehe,  können  wir  in  der  gesamten  Wirtschafts- 
4>oIitik,  ^)  mit  der  wir  es  hier  allein  zu  thun  haben,  zwei  wesent* 
Hch  voneinander  verschiedene  Arten  von  Mafsnahmer»  verfolj^en. 
Unterschieden  z.wnr  nicht  immer  im  Bewufstsein  <les  Politikers, 
also  in  der  Zwecksetzunpf,  wohl  aber  stets  in  ihrer  Wirkung.  Ent- 
weder nämlich  die  politische  Mafsnahnie  bezieht  sich  auf  das  Be- 
stehen und  Vergehen  eines  bestimmten  Wirtschaftssystemes  bczw. 
sriner  Bestandteile  oder  nur  auf  das  Wohl  und  VNelie  einzelner 
Wirtschnftssubicktc.  Unter  einem  \\'irtschaflssystcni  will  ich  eine 
von  bestiinintcii  Prinzipien  belKrr>clitc  bestimmte  Onlnuni^^  des 
Wirtschaft^Irhens  einer  Gc>annheit  von  Menschen  \crstelien.  Die 
UnterscheHluiiL:  «In  i  iiizi  hu n  Wirtschaftssysteme  würde  nach  der 
Wahl  cles  ütiU'r>clici(lun^rsnierkmals  verschieden  ausfallen.  Wenn 
wir  uns  bi<  auf  weitero  duI  dem  voti  Buch  er")  aiii^'ein  )iiiinenen 
Kl  iu  riUM»  -  den)  Weg  von  der  Produkliuii  zur  Konsuintioii  — 
bc^iiii^en  Wullen,  so  erj^eben  sich  ur)s  Kij^a  nwii  tschaft,  sladti.sche 
Tauschwirtschaft  und  kapitili^tische  Verkehr>wiri>chaft  als  die 
historisch  überlieferten  Wirtseh  ittssy-^teme.  Bekanullich  bestehen 
alle  drei  —  oder,  wenn  wir  die  .sozialistische  „Eigen wirt.>cliall  aui 
höherer  StuU  nieiter  als  ein  viertes  Wirtschaftssystem  bezeichnen 
wollen,  alle  vier  —  Wirischaftssysteme  in  den  modernen  Kultur- 
staaten  nebeneinander  weiter.    An   sie  gliedern  sich  die  sozialen 


'  ,  rm«  )  \\  1 1 1  Ii  .1 1 1  - 1>«»  1  i  i  i  k  will  n it  »Ho  <\a>  WirtsclKitt^l.  Ii.  n  ri'ni-lnclo 
uiul  hci-iudu^-scud»-  rtilitik  vcrstiiuu,  uutcr  WirtscliafuJfUii  d«*ii  lubcgriH  derjenigen 
wiziaWn  Er!Kh«inungen,  dir  idch  ftns  der  Produktion,  Verteil un^^  und  KoosiimtiQQ  der 
Sachgtilcr  ergeben.  FQr  mich  crechöpft  äcb  das  soxialc  Lcbm  nicht  völlig  im 
WirtüclialikslflM'n,  wie  Stammler  e*  amiimmt.  Im  Vorfibergebcn  will  ich  Stammlrr 
nur  liemcrken,  daf»  meines  brachten«  die  von  ilim  behauptete  Unmöglichkeit  einer 
Absonderung  \virt>tl):iftHtlur  PliHtKimciu-  tub.-n  andm-n  des  sozialen  Lehens  nur 
SMS  «len\  von  ihm  irrtündich  j^ewüldtm  >ul>jeküvististlicn  rmerscheiduugsmerkmaK- 
jinatiTiellcs  IVilürlni>)  lol^t  und  daf;.  sie  entlalU .  wenn,  wie  ich  es  thue .  man  die 
lOhjektive}  ri)älij;keit  zum  Kriterium  für  die  Sonderung  der  sozialen  I'lianoniene 
wiildt.  L"ebrißc-n>  i^t  <lie!»e  Kontroverse  lur  die  Feststellung  iKs  HegrilVes  der  Soiial- 
pulitik  verhfiltnismäfaig  trrd«vant. 

-)  Knt^tehaog  der  Volkswirtticban.    1693.    i.  Vortrag. 
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Klassen')  an:  juiikcrium  uiul  Bauernschaft  .ils  Repräsentanten  ver- 
-sclutHlciicr  Formen  der  uiwiich^i^^cii  Ei^^cinvatschaft,  d;L^  Klcin- 
bür^^orium  al>  Vertreter  der  lokalen  Tauschwirtschaft,  die  Bourpjeoisic . 
als  Kla>scnau>druck  der  kapitalistischen  Verkehrswirtschaft  in  ihrer 
konservativ-monarchischen  Gestaltung,  das  Proletariat  in  ihrer  Ten- 
denz zur  Sozialisicrung  und  Demokratisiemng» 

Was  BestancHeüe  eines  Wirtschaitssjrstems  sind,  dürfte  ein* 
leuchtend  sein :  abgesonderte  Sphären  gleichartigen  Wirtschaftslebenit, 
sonach  nntt  gleichmäTsig  interessierten  Personengruppen:  Teilen 
sozialer  Klassen,  die  unter  Umstanden,  obwohl  Glieder  Eines  Körpers 
in  Gegensatz  zu  einander  treten  können.  Je  höher,  komplizierter 
das  Wirtschaftssystem,  desto  mannigfaltiger  die  Gliederung.  So 
finden  wir  die  meisten  Schattierungen  in  den  Reihen  der  die 
kapitalistische  Verkehrswirtschaft  in  ihrer  Aulwärtsentwickelung  re- 
präsentierenden Bourgeoisie :  agrarische,  industrielle  und  kommerzielle 
Boui^oisie, 

Damit  dürfte  das  Verständnis  fiir  die  oben  gemachte  Unter- 
scheidung wirtschaftspolitischer  MaCsnahmen  gewonnen  sein:  jene 
eiste  Kategorie  bezieht  sich  (hat  zum  Zweck  oder  wenigstens  zur 
Folge)  auf  die  Existenz,  die  Forderung  oder  Vernichtung  eines 

'j  Eine  'riicorie  der  soziaKn  Klassrnbilduiig  fehlt  noch.  Pckanntlich  sollte 
da-  52  Kapiti»!  <\<"i  TU.  Huchrs  im  Mnrxschen  Kapital  dif>.n  (M-pemtund  !»«■- 
lijiul.  In  ,  -«  iinii  au!  d.  r  Milt<-  der  zweiten  Seitf  jU^doch  stofseU  wir  auJ  dvii  .schiiicfi- 
IjcIhh  Sc'Knerk:  „Hier  bricht  dam  Mauuidcripi  ab".  Welch  ein  Verlust  liir  die 
Wissenschaft !  Neuere  Venadi«  boaeil  tmbefriedigt.  Za  nemen  G.  Schmoller, 
Das  Wesen  der  ArbeitsteiluQg  imd  der  sogtialcn  Klaswnbildiiiig  0<^l*>'^h  XXV), 
Was  Schmoller  unter  etner  „sonaleiL  Klasse**  versteht,  ist  idcht  recht  deutlich.  Dafs 
er  Bcrafsatiikdc  und  soaiale  Klassen  offenbar  nicht  scharf  anseinandeihült,  hat  schon 
Böchcr  mit  Recht  hervorgehoben :  ArheitsteihinR  und  soziale  Klassenbildanf;  a.  a.  O. 
119  f..  insbeii.  S.  157  f  .  'l<-r  s<-iniTs.-it<  in  dmi  [?i  ji^rilT  der  ,.so7.ia1<-n  T'.rruf-~kla-<'  '* 
„das  jje^iemeitine  B<*diiij,n>t  in  von  l'.ositz  und  In  ruf  /um  Ausdruck  zu  bringen"  v.  r- 
sucht:  a.a.O.  und  in  ..H<volkeru«g  des»  Kantons  Has<l-Stadt"  (1890)  S.  70,  ohue 
doch  wie  mir  scheint  den  Begriff  zu  völliger  i'räj!,isiüu  gebracht  xu  haben.  Ganz 
iinbestnnmt  bleibt  Stammler,  a.a.O.  $.375—278  (vgl.  anch  Amn.  127),  der  vier 
Kriterien  znr  Untencheidims  socialer  Klassen  aufz&blt,  ohne  selbst  za  sagen,  wdicbes 
er  Ihr  das  richtig«  hält,  om  den  (doch  wohl  eindeutig  sa  fassenden)  Begriff  der 
sorialen  Klasse  zu  fixieren.  Ucbrigens  »nd  von  den  vier  Kriterien  drei  No.  i.  3. 4. 
unbrauchbar  und  <ias  vierte  ist  undeutlich  ausgedrUdct.  Warum  das  Kriterium  der 
gleichen  Interessenrichtunf^  NH.  wenn  man  sie,  wie  ich  « s  thtie,  auf  ein  b»-- 
»timmtes  NVtrt8chaft>system  bezieht  —  „vag"  sein  «oH  (a.  a.  O.  S.  660)  i!»t  nicht 
*  einzugehen. 
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Wirtschaftssystems  oder  seiner  Bestandteile,  oder  wie  wir  jetzt  aucli 
dafür  einsetzen  können :  einer  sozialen  Klasse  oder  ihrer  Gruppen  — 
heifst  also:  sie  gestaltet  die  Wirtschaftsorduung  in  einer  der  be- 
treffenden Interessengemeinschaft  fördersamen  oder  nacliteiUgcn 
Weise.  Beispiele:  Bauernbefreiung,  Handelsverträge,  Bdrsenreform, 
Beschränkung  des  Hausierhandels  oder  der  Warenmagazine,  Bc« 
faliiguü);.siiachweis,  Arbeiterschutz  u.  s.  w.  Dieser  Kategorie  wirt- 
schaftspolittscher  Mafsnahmen  schroff  gegenüber  steht  nun  jene 
andere,  die  sich  —  ohne  Bezug  auf  ein  bestimmtes  Wirtschafts- 
system und  die  ihm  entsprediende  Klassenzugehörigkeit  —  mit  dem 
Ergehen  einzelner,  beliebig  zusammengekommener  Personen  bc> 
fasst..  Hierhin  gehören  beispielshalber:  die  Armenpolitik  mit  ihrem 
Appendix  der  modernen  Zwangsversichcrung;  viele  Gebiete  der 
Genossenschaftspolitik;  viele  Zweige  der  Finanzpolitik:  z.  B.  die 
Einkommensteuerpolitik,  die  lediglich  die  (lir  den  sozialen  Theo- 
retiker wie  Praktiker  gleich  bedeutungslose  Unterscheidung  in  arm 
lind  reich,  vermögend  und  unvermögend  kennt  (während  z.  B.  die 
Politik  der  Besteuerung  von  Gewerbe-  oder  Handelsbetrieben  etc. 
sehr  wohl  der  ersteren  Kategorie  von  Mafsnahmen  angehören  kann, 
sofern  eine  i^ninstlgung  oder  Benachteiligung  der  Grofs*  oder 
Kleinbetriebe,  des  Kapitalismus  oder  Handwerks  Zweck  oder  Folge 
ist)  u.  s.  w. 

Der  Leser  wird  bereits  vermuten,  wa>  ich  mit  dieser  Unter- 
scheidung der  wirtschaftspolitischen  Mafsnahmen  bezwecke:  ich 
will  die  erstere  Kategorie  als  Sozialpolitik  au^ondcrn.  Demnach 
ergiebt  sich  für  uns  folgende  Begriffsbestimmung :  üntt  r  Sozial- 
politik verstehen  wir  diejenigen  M  a  f  s  11  a  h  in  c  n  der 
Wirtschaftspolitik,  die  Erhaltung.  I"  <>  r  d  e  r  u  n  g  o  d  e  r 
U  n  t  e  r  d  r  ück  ti  n  l:  bi  stimmter  W  i  r  t  s  cha  1  tssy  s  t  e  in  e  oder 
ihrer  B  e  >  t  a  n  d  r  e  i  l  c  zum  Zweck  oder  zur  Folge  haben. 
Ihr  gegenüber  stelle  ich  alsdann  die  P e  r s o  n  a  1  po ! i  t  i  k:  jene 
Mafsnahmen,  die  sicli  auf  das  Wohlergehen  einzelner  Pcrsünen  odrr 
Gruppen  von  .solchen  herziehen,  ohne  Rücksicht  auf  ihre  Zugehörig- 
keit zu  bestimmten  W  irtseliatts.systemen,  also  auch  be.stinniiten 
sozialen  KlasM n.  Üie  Gründe,  weiche  för  meine  Terminologie  zu 
sprechen  scheinen,  sind  diese: 

I.  es  wird  damit  gleichsam  eine  Wirtschaftspolitik 
erster  Klas.^e  herausgeiiobcn  und  von  andern  Mafsnahmen 
unterscheidbar  gemacht,  Das  ermöglicht  ca,  das  Wichtige  vom  Un- 
wichtigen, das  Dauernde  vom  Vorübergehenden  tu  soDdeni.  Denn 
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auch  vciliältnismäfsi^  unbcdc  uti  luU-  Mafsnalinun,  aus  denen  eine 
Beeinflussuni,'  der  wirtschaftlichen  OrdtuinL:  ir*  einer  bestiniintcu 
Richtung,'  erfolgt.  inü^>cn  >ich  uns  al.-.  unvcr^deichlich  viel  w  ichtii^rer 
einprägen  denn  noch  so  umfassende  personalpolitischc  Mafbrcgchi. 
Ob  eine  mehr  oder  weniger  grofse  Anzahl  von  Leuten  statt  Armen- 
geld  lieber  mehr  oder  weniger  hohe  Renten  aus  einer  Versicherungs- 
kasse bezieht,  ob  mittels  der  Einkoinmensteuer  den  reichen  Leuten 
eine  gröfsere  oder  geringere  Quote  ihrer  Revenuen  abgenommen 
werden,  ob  hungernde  Leineweber  von  den  Erträgnissen  eines 
Wohlthätigkeitsbazars  oder  aus  den  Kassen  des  Militärfiskus  durch 
Barmherzigkeitsaufträge  sustentiert  werden  u.  dgl.  ist  von  einer 
unendlich  geringeren  Bedeutung  för  das  gesamte  Wirtschaftsleben 
und  somit  Leben  einer  Gemeinschaft  überhaupt,  als  z.  B.  die  Frage: 
ob  durch  eine  arbeiterschützende  Mafsregcl  eine  Verdrängung  oder 
Konservierung  des  gewerblichen  Kleinbetriebes  erfolgt,  ob  eine  be- 
stimmte Politik  zur  Abnahme  oder  Zunahme  der  Bauernwirtschaft 
iuhrti  ob  eine  steuerpolitische  MaTsnahme  die  grofsen  Bazare  hebt 
oder  hemmt,  ob  eine  Verfügung  die  Existenz  der  Hausindustrie 
verlängert  oder  verkürzt,  ob  durch  einen  Handelsvertrag  eine  Ver- 
kümmerung oder  Belebung  der  grofsen  Industrie  erfolgen  wird 
u.  s.  w,  u.  s.  w. 

2.  Fassen  wir,  wie  ich  es  thue,  die  auf  die  Gestaltung  des 

Wirtschaftssystems  bezüghchen  Mafsnahnicn  /usaninien,  so  bringen 
wir  Ordnung  in  die  bunic  Reihe  wirtschaftspohtischer  Vorgänge. 
Es  giebt  so  viel  ich  sehe  keinen  besseren  Gesichtspunkt,  um  Zu- 
sammengehöriges zusammenzustellen,  Disparates  zu  unterscheiden. 
Die  klare  Erfassung  einer  Politik  der  Wirtschaftssysteme  bringt  uns 
das  System  der  \\'irtschaftspolitik.  Es  ergiebt  sich  aus  einer 
(iruppierun;^'  dei  cm  bestimtntes  Wirtscluiftssystcni  förtlerndc  n  Maf^- 
regeln,  durcli  Sonderung  der  die  einzelnen  Zweige  und  Gr[)u  u- 
dieses  VVtrt^^chaftssystems  bi  rührenilen  V  ornahmen  u.  s.  w.  Uixl  es 
ist  eine  Systematik,  dir  aus  der  „Natur  der  Sache"  hergenommen 
ist,  nicht  einer  vorübergellenden  historischen  Begebenheit  ilirc  Ent- 
stehuiig  verdankt. 
Fragt  sich 

3.  ob  es  nicht  eine  \\ illküi lichkeit  ist,  jene  eine  Giuppr  wirt- 
schaftspolitischer Mafsnahmen  al>  „S  o  /.  i  a  1  p  olitik'  zu  bezeichne  n. 
Ich  glaube  .^aii/.  niid  i^ar  nichl. 

\\  a-  zuiiach.->t  den  „Sprachgebrauch"  anbetrifft,  der  ja  stets  bei 
wissenschaftlichen  Namengebungen  berücksichtigt  werden  «ollte,  so 
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ist  er  in  unserem  Falle  wie  wir  sahen  mdst  so  unentschieden,  dals 
er  jedenfalls  einer  beliebigen  Verwendung  des  Wortes  „Sozial- 
politik" nicht  direkt  im  Wege  steht.  Ich  glaube  sogar^  dafs  vielen 
ein  Sinn,  wie  wir  ihn  dem  Worte  beilegen,  dunkel  vorschwebt: 
vgl,  die  oben  mitgeteilte  Definition  des  Staatslexikons.  Jedenfalls 
kommt  der  Sprachgebrauch  der  einzig  klaren  Definition,  der« 
jenigen  Adolph  Wagners  (Sozialpolitik  »  Politik  zur  Beseitigung 
der  bei  dem  Verteilungsprozefs  sich  ergebenden  Mifsstände),  nicht 
mehr  zu  Hilfe  als  der  unsrigen.  Das  Wort  ,3oziaL"politik  aber 
findet  seinem  Sinne  nach  offenbar  am  besten  Anwendung  auf  Mals* 
nahmen,  die  auf  die  Gestattung  der  „sozialen  Ordnung"  sich  er- 
strecken. Braudit  man  es  hierfür  also,  wie  ich  es  vorschlage, 
so  decken  sich  Inhalt  und  Ausdruck  wörtlich. 

IL 

Wenn  wir  nun  im  folgenden,  nachdem  wir  den  Begriff  der 
Sozialpolitik  festgestellt  haben,  einiges  beizubringen  versuchen  wollen, 
das  ihre  Wesenheit  zu  charakterisieren  imstande  ist,  so  wird  sich 
offenbar  eine  doppelte  Auf|^abc  für  uns  orj^ebcn:  einmal  nämtidi 
zu  prüfen,  was  aller  Politik,  also  auch  der  Sozialpolitik,  Sinn  und 
Bedeutuno:  ■-vi.  soilann  aber  zu  ermitteln,  was  j^cndr  der  Sozial- 
politik zum  Unterschiede  von  anderen  Zweigen  der  Politik  an  Eigen- 
art zukommt. 

üeber  den  ersteren  Punkt  müssen,  da  hier  keine  Abhandlung 
über  Politik  schlechthin  zu  schreiben  ist,  ein^e  weiuge  Andeutungen 
genügen,  um  unsern  Standpunkt  zu  präzisieren.  Wenn  alle  Politik, 
um  mit  Schleiermachcr  zu  sprechen,  „wirksames  Handeln"  ist,  so 
beruht  sie  offenbar  auf  der  Iilee  der  Realisierbarkeit  frei 
gewäiiller  Zwecke.  Niclit  nl-  ob  es  sich  um  die  wiiikürliche 
und  l>elict)ii4C  Vcrfol;^un^  planlos  L^rsteckter  Ziele  handeln  könnte: 
Das  hiefse  finem  traumerhaften  Ulopiimi->  hul(liL;en.  der  wetlcr  dem 
Leben  seineti  Inhalt  entniinmt  noch  iliii  dein  Lilien  (.in wirkend  zu- 
rücki^Mcbt.  AI  KT  docli  in  iIl  ih  Sinne,  dal  s  die  Poliiik  wie  alles 
„wirk-^aiDc  ilandeln"  unvti  trägUch  ist  mit  dnu  Gedanken  einer  vom 
Einzelwiili  II  unbce inHuisbaren  Naturnotwendigkeit  des  Geschehens, 
Ich  habe  unlang>i  an  anderer  Stelle  Gelegenheit  gehabt,  darauf 
.hinzuweisen,  dafs  da.s  auf  einer  Verwechselung  der  Standpunkte  des 

't  Vf!l.  mvinen  Soxialismus  und  siwiale  }ieweguu|;  im  19.  Jahrhundert.  Jena, 
1890  N.  104  i. 
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sozialen  Theoretikers,  der  nur  kausale  Notwenigkeit  kennt  und  dem 
des  poiitiscii  Handelnden  beruht,  wenn  man  die  freie  Realisierbarkeit 
setbstgewählier  Zwecke  nicht  zu  vereinigen  weifs  mit  dem  Gre- 
danken  strenger  Kausalität  im  sozialen  Leben.  In  etwas,  anderer 
Fassung  hat  demselben  Gredanken  J.  Stuart  Mill  einmal  klaren 
Ausdruck  gegeben,  wenn  er  sagt:')  „Die  Lehre  von  der  Abhäi^;^- 
keit  des  sozialen  Fortschritts  von  unabänderlichen  Gesetzen  ist  in 
vielen  Köpfen  verbunden  mit  dem  Glauben,  dafs  der  soziale  Fort- 
.schritt  durch  die  Anstrengui^gr  von  Individuen  oder  durdi  die  MaTs- 
regeln  von  Regierungen  nicht  in  Iseträchtlichem  Mafse  beeinflufst 
werden  kann.**  Das  ist  ein  Irrtum,  „Daraus,  dafs  allo,  was  gc* 
schielit,  darunter  auch  nietischliclu  W'iliensaktr.  die  Wirkunjj  von 
Ursachen  ist,  fol^t  nicht,  dals  Willens;ikte,  selbst  jene  einzehier  In- 
dividuen, nicht  Ursachen  von  j^^rofser  Wirksamkeit  sein  können." 
Mill  verweist  ilann  auf  die  Thätigkeit  des  Schiffsleiters  in  einem 
Seesturni  und  ßJut  fort:  »wie  ausnaiiiitslos  auch  tlie  Gesetze  der 
sozialen  Kntwickclung  sein  möj^en,  sie  körmcn  nicht  ausnahmsloser 
oder  stren^^er  sein  als  die  der  Naturkraftc  und  doch  kann  iler 
menschliche  Wille  (!ic>c  in  Werkzeui^e  seiner  AlisicfUen  verwandeln 
und  der  Grad,  in  wclclu  in  er  dies  thut,  macht  den  Hauptunterschied 
aus  zwischen  dem  wilden  und  dem  höchstzivili^ii  i  tcn  Mmschen/**! 

In  aller  Politik,  als  einein  ..wirksamen  Ilaiidchr'  ia>^cn  sich 
darum  auch  al>  die  beiden  wesentlichen  Bestandteile  uiiier-^rheiden : 
der  Zweck  und  die  Mittel  zu  seiner  ,\  erwirivlichuti^,  Soleni  dieser 
Zweck  als  ein  besserer,  verjjlichen  mit  dem  lie>tehendeii  als  er- 
strt  l)ter  Zu>taiid  erscheint,  insofern  er  dem  realen  st.itu^  (juo  als  in 
der  I<leenwelt  fertiger  ver^deiclisweise  ge^jjeniibcr^estellt  wird,  können 
wir  ihn  als  das  politische  Ideal  bezeichnen,  dessen  Verwirklichung 
die  politischen  Mafsnahuien  hcrbeilührcn  .sollen. 

Vom  politischen  Ideal  zu  sprechen,  i.st  im  folgenden  unsere 
Absicht. 


')  Ixpgik,  dcntiKhe  tVbfKcUunc.  IH,  353  ff. 

Ein  «cbön»  Bfld  aus  Macchiavrllis  „Principr"  mag  hi«r  noch  Vlatz 
finden ,  um  da«  Gesaj^  zn  verdeatUchni :  „usomiglio  qaelU  ad  un  fiumc  roviiM»>o 
che  qoMido  d  si  adint  allaga  i  piani.  rovina  gU  arbori  •  cdiCicj,  lieva  da  qxu-su 
part«'  tf-rrt-no  poncndolo  a  quoll  al t ra ,  ciascuno  {jli  fuKK*'  «lavanti .  «»gnuno  cmlo  a! 
suo  furorr  «-»-nra  pot^n-i  f>«.tnr<';  »•  Ix-ncl»»*  rrc,')  f:ittn .  noT»  rosta  |)<  r<i  rlu-  <;li 
oomini .  quanUo  somi  tcinpi  «juirii ,  non  vi  po»nui  larc  pfm A  cdinu  nti  «.  con  ripari 
e  con  argini  inimoiloclie  crtsccmlo  pui  o  cgli  aiul«Tobbe  jht  un  canale  o  rimputo 
SDO  mm  Hrebbe  sl  licenzioso  ni  sl  dannoio".   Op<-rf  (1797)  VI,  351/352. 
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Welches  —  so  ixiüssen  wir  zuerst  fragen  —  kann  wohl  über- 
haupt die  Stellung  der  Wissenschaft  diesem  gegenüber  sein?  Oflfen- 
bar  eine  zwiefoche:  die  Wi^nschaft  kann  das  Ideal  in  seiner  Not- 
wendigkeit  oder  in  seiner  Freiheit  betrachten,  Sie  kann  es  entweder 
als  kausal  bedingt  in  seiner  Entstehung  nur  erklären:  genetische 
Betraditungsweise ;  oder  sie  kann  es  in  seinem  Werte  und  seiner 
Bedeutung  abschätzen,  beurteilen:  kritische  Betrachtungsweise. 
Letzere  hat  wiederum  zur  stillschweigenden  Voraussetzung  den 
Glauben  an  die  Möglichkeit  einer  wirksamen  Aenderung  der  Ricln 
tung  politischen  Handelns,  da  ohne  diesen  Glauben  die  Kritik  ein 
mufsiges  rein  akademisches  Gerede  sein  würde.  Wie  ich  mir  die 
bisher  ai^  vernachlässigte  Lehre  von  der  kausalen  Notwendigkeit 
insbesondere  parteipolitischer  Ideale  denke,  habe  ich  in  der  obco 
schon  erwähnten  Schrift^)  in  Bezug  auf  das  modern -proletarische 
Ideal  entwickelt 

Hier  dag^en  will  ich  der  kritischen  Betrachtungsweise  einige 
neue  Seiten  abzugewinnen  sudien.  Da  mufs  ich  nun  im  vornherein 
meinen  Standpunkt  dahin  präzisieren,  dafs  ich  der  iiinssenschaftlichen 
Kritik  dem  politischen  Ideal  «gegenüber  nicht  die  Rolle  des  weg- 
weisenden Führers  zuerleile.  In  einer  der  Ijcdcutendstcn  neueren 
Erscheinungen  auf  dem  ( rebiete  der  Sozialphilosophie,  in  dem  oben  schon 
erwähnten  Buche  Stammlers,  ist  der  Versuch  unternommen,  die 
Lehren  der  Kantischen  Ethik  von  der  „regulativen  Idee"  für  das  so- 
ziale Leben  fruchtbar  zu  machen.  Es  ist  von  Stammler  das  Wesen 
der  soziall  !i  „Gesetzmärsi<^keit"  in  der  (teleologischen)  Beziehunj^  so- 
zialen Einzelgcschelicns  auf  das  objektiv  einheitliche  Ziel  .illen  sozialen 
Geschehens,  das  als  ein  a  priori  das  wissenschaftliche  Denken  aufzu- 
stellen habe,  {:;^efunden  worden.  Diesen  Standpunkt  halte  ich  des- 
halb für  verfehlt  —  zu  einer  cin<fehenden  Widerle^^unj;  ist  hier  nicht 
der  geeij^nete  Ort,  deshalb  müssen  einige  wenige  Bemerkungen  ge- 
nügen —  weil  er  der  Sphäre  der  Erkenntnis  ein  Gebiet  mensch- 
liclien  Dnseins  zuweist,  d:\<  uberwiegend  in  sie  nicht  lallt.  Alles 
politi-^cbe  Sirchen  hat  si  ine  letzten  (Trüride  in  der  gesnnUcn  Welt- 
und  Lebensaiifta^--uiig  der  einzelnen,  diese  aber  reicht  nnt  ihrem 
letzten  Ende  ni  (l;is  niet.iph\  >i^che  Gebiet  des  Glauben^  hiiniber,  in 
das  ihr  die  Im ki  iitünis  nicht  zu  folgen  vermng.  Der  -cium  olt  her- 
Voigchobcnc  \\  idci  >pruch  der  Kantischen  EUiik,  dals  sie  zuletzt  d.ts 
Lebenswerk  ihres  grolsen  Scliöpfers  wieder  aufliebt,  indem  sie  die 


•j  .Sozialismus  u.  ».  w.    S.  9  f.,  72.  f. 
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der  menschlichen  Erkenntnis  in  der  Vemunftkritik  gezogenen  Grenzen 
uberschreitet  und  für  die  Ethik  den  ontologiüchen  Beweis  wieder 
hereinbringt,  der  för  die  Religion  aus  der  Wissenschaft  heraus- 
cskamotiert  war,  dieser  Widerspruch  ist  es  auch,  der  die  Beweis- 
fuhrungen  Stammlers  durchzieht. 

Wenn  es  riditig  i>t,  (lafs  die  nGesetzmäfsi^keit*'  des  Erkennens 
in  der  nur  eindeutigen  Form  unseres  Denkens  bej^rüntlet  ist,  so  ist 
es  nicht  minder  sicher,  dafs  eine  solche  ..Gesetzinäfsij^keil"  wie  über» 
haupt  für  menschliches  Handeln,  so  insbesondere  für  das  politische 
Wirken  nicht  au&uhnden  ist,  eben  weil  jene  Eindeutigkeit  des 
Jetzten**  Zieles  mangelt.  Wir  können  wohl  denjenigen,  der  die 
Kate-j^'orie  der  Kausalität  nicht  kennen  oder  anerkennen  will,  als 
Sonderling,  Starrkopf  oder  Idioten  unbeaditct  zur  Seite  stehen 
lassen,  dürfen  aber  nicht  ein  Gleiches  wa^^en  dem  gegenüber,  tler 
eine  der  unsrigen  entgegengesetzte  Weltanschauung  verleidigt. 
Warum  ich  auf  die  „Gesellschaft  frei  wollender  Menschen"  und 
nicht  zum  Exempel  auf  eine  Nietzesche  „Kulturdiingertheorie"  oder 
eine  mystische  Askese  und  Sklavenmoral  mein  soziales  Streben 
einstelle!!  soll,  wird  mir  kc  in  Mensch  „be\V(  ri"  können  und  gäbe 
er  sich  noch  viel  iiichr  Mühe  als  es  Stanimkr  c^'etlian  hat,  deshalb 
einfach  nicht,  wtil  rs  ^ich  hier  nicht  um  die  Krkenntiiis  des  Rieh- 
liL:«-')  <'>dcr  Falschen,  d.  h.  des  den  einhe  itlichen  Gesetzen  mensch- 
I  chen  Dciikci»  Kontui  iiK  n  ( »der  Wider^pn  eilenden  handelt,  sondern 
Hin  den  Entscheid  für  cifR  U  im  west  nlliclK-n  durch  mein  Empfinden 
boliiiiuilen  Standpunkt,  dessen  Anii<ilimc  noch  1  ui;;e  nicht  ineine 
V'crstofsung  in  die  turba  der  Scluvach-  oder  Stau  kojife  rechtfertigt. 

Wenn  mm  aber  auch  die  Wissenschaft  aii^  du  -eiti  nsuipierten 
Bereich  vcitncbcii  wird,  so  i>l  ihr  damit  keiac>weg>  alle  Kritik  de> 
politischen  Ideales  versagt.  Ihre  Aufgaben  diesem  gegenüber  sind 
im  Gegenteil  noch  immer  sehr  zahlreich  und  sehr  wichtig,  auch  wenn 
sie  darauf  verzichtet,  „letzte  Ziele"  zu  (oktroyieren. 

Wils  eine  kritische  Lehre  voui  poliUi^chen  Ideal  zu  leisten  ver- 
m.'ig,  ist  hauptsächlich  dieses:  zunächst  und  vor  allem  gerade  im 
Kanliüchcn  Sinne  „Kritik"  zu  üben,  d.  ii.  die  (xrenze  tles  Beweisbaren 
zu  ziehen;  sodann  aber  innerhalb  der  Sphäre  des  „Beweisbaren^', 
d.  h«  des  der  wissenschaftlichen  Erkenntnis  zuganglichen  Gebietes 
ordnend  und  klärend  zu  wirken.  Da  giebt  es  vielerlei  zu  thun: 
Intümer,  Widerspruche,  Halbheiten  in  der  Gestaltung  des  Ideals  sind 
aufzudecken.  Dieses  selbst  ist  in  formal  einheitlichem  Aufbau  zu 
konstruieren  und  darzustellen.  Dann  sind  die  Beziehung eii  des  Ideals 
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auf  einzelnem  Gebiete  —  z,  B.  dem  sozialpolitischen  —  zu  anderen 
Idealen  •  z.  K  dem  ethischen  —  nachzuweisen,  ist  die  Fra^e  zu 
prüfen  nach  der  Abhängigkeit  des  Einzelideals  von  letzten  Zielen 
u.  s.  w. 

Betreffen  diese  Untersuchungen  mehr  die  formale  Gestaltung^ 
eines  Ideals,  so  ist  auch  sein  Inhalt  kritisdi  zu  prüfen:  es  ist  zu 

zeigen,  dafs  ein  bestimmtes  Ideal  utopistiscli  ist,  weil  im  Widerspruch 
befindlich  mit  objektiv  zwingenden  Thatsachen,  dafs  ein  anderes  not- 
wendig erheischt  wird,  will  anders  man  bestimmte  andere  Zwecke 
erreiciien  oder  weil  eine  Reihe  von  Umständen  unabänderlich  fest- 
steht u.  s.  w.  u.  s.  w. 

Wie  diese  wenigen  Andeutungen  zeigen,  hat  hier  die  Wissen- 
schaft vom  Ide^  noch  grofse  Aufgaben  vor  sich .  Aufgaben 
fruchtbaren  und  gewifs  auch  wirksamen  Schaffens.  Denn  so  sehr 
auch  am  letzten  Ende,  das  war  es  ja,  was  wir  c^crade  an  den  An- 
fang dieser  Betrachtungen  stellten ,  die  Wahl  des  Ideales  und  die 
Richtung  des  politischen  Strebens  unabhängig  von  den  Lclirsätzen 
der  Wissenschaft  durch  das  Interesse,  durcli  rlie  aus  rfer  UiTT^cbur.;^'^ 
folgende  W  eitaufTassung  der  einzelnen  uiui  derKlas>eu  bestimmt  werden 
mai^ :  sicherlich  wird  jene  Erleuchtung  dureh  die  W'issenscliaft  vor 
Fehlgäugen  bewahren,  die  Siciierheil  klaren  Slrebens  erhulun,  Un- 
entschiedene, Schwankende  autklären,  unparteiische  RcL;iei  un^a  n  — 
wt  tni  es  solche  giebt  —  auf  die  Bahn  des  Foi-tschritts  drängen 
können. 

Des  Fortschritts?  zeigt  denn  die  Wi-st. nschnft.  wo  die>er  liegt? 
(tewir>  nicht.  Aber  der  Träger  der  \\  i-^>en.-cliaft  —  das  darf  nie- 
mals vergessen  werden  —  ist  .selbr^t  ein  lebendiL^er  Mensch,  uml 
wenn  nicht  VoIÜl,'^  aus'^edorrt,  selbst  ein  Menscli  nni  lebendigen 
Idealen,  in  deren  Richtung  für  ihn  dir  Kortscinitt  zu  liegen  scheint. 
Und  wie  niemand  daraul  wird  \erzichlen  mögen,  den  andern  von 
den  Vorzügen  des  eignen  Ideals  zu  überzeugen,  dem  andern  seinen 
Willen  aufzuzwingen,  so  auch  nicht  der  lebens-  und  strebensfrohe 
(ielehrte.  Er  wird  der  Hoffnung  sich  nicht  l^eraubcn  lassen  wollen, 
dafs  schon  die  Klärung  der  Situation,  wie  er  sie  mit  den  nur  ihm 
eignen  Mitteln  vorzunehmen  vermag,  dazu  beitragen  könne,  die 
Richtung  des  politischen  Handelns  zu  beeinflussen.  Aber  darum 
soll  er  um  so  schärfer  die  Grenze  einhalten  zwischen  Wissenschaft 
und  Wirken.  SoU  er  ofien  und  ehrlich  bekennen,  wo  er  aufhört, 
den  Leser  und  Hörer  durch  die  zwingende  Gewalt  seiner  logischen 
Deduktionen  zu  fuhren,  wo  er  sich  nicht  mehr  an  seine  Erkenntnis 
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sondern  an  seinen  Willen  wendet  Dann  mag  er  die  ganze,  ci^nc 
Benöiyichkeit,  die  eigne  Weltanschauung  und  Lebenserfahrung,  die 
Wucht  der  eigenen  Beredsamkeit  einsetzen,  —  wenn  sein  Tempe- 
rament ihn  dazu  treibt  — ,  um  die  WiUensrichtung  des  andern  in 
die  Bahnen  eignen  Strebens  einzulenken:  nur  der  Täuschung  soll 
er  sich  nicht  schuldig  machen,  als  ob  er  damit  noch  Wissenschaft- 
liebe  Erkenntnis  förderte.  Er  spricht  und  handelt  als  Mensch  als- 
dann, nicht  als  Forscher«  Und  wenn  auch  im  Leben  diese  Unter* 
Scheidung  oft  genug  schwierig,  ja  häufig  unmöglich  sein  mag  —  in 
der  Theorie  mufs  sie  mit  alier  Schärfe  aufrecht  erhalten  werden. 
Und  jeder,  der  von  den  Idealen  der  Politik  wissenschaftlich  handeln 
will,  mufs  sich  ihrer  stets  bewufst  bleiben.  Sonst  trübt  er  die  klare 
Erkenntnis  durch  die  achtlose  Beimischun«]^  von  Elementen  seiner 
rein  persönlichen,  in  ihrer  Richtigkeit  oder  Falschheit  unerwetslichen 
Ueberzeugung. 

Das  ist  das  Proj^rainm,  nach  dem  wir  nun  im  folfjcnticn  ver- 
socben  wollen,  einiges  Wissen  vom  sozialpolitischen  Ideale  insbe- 
sondere zu  verbreiten. 

III. 

Es  darf  als  die  herrschende  Auffassung  durchaus  be»- 
zeichnet  werden  die  Ueberzeugung,  dafs  die  Ideale  der  Sozial- 
politik nicht  dem  Wirtschaftsleben  selbst  zu  entnehmen  seien,  sondern 

anderen  Sphären,  dafs  wirtschaftspolitischc  Strcbunq^en  somit  nicht 
ao  den  Bedürfnissen  des  Wirtschaftslebens  selbst,  sondern  an  anderen 
Postulaten  der  Menschheit  ihren  Mafsstab  landen. 

Die  Gebiete,  denen  cjewohnheitsmrirsic:^  die  Ideale  der  Sozial- 
politik entnommen  werden,  sind  die  Kthik  und  die  Relii^ion ;  zu 
ihnen  haben  sich  neuerdings  die  Rassenhy<j^iene  und  dri  Nationalis- 
mus gesellt,  welche  ebenfalls  Herrsehaftsanspruclu-  an  die  Sozial- 
politik erheben.  Aber  so  verbreitet  auch  immer  dieser  fremdherr- 
üche  Standpunkt  sein  mar^  es  wäre  weit  gefehlt,  wollte  man  an- 
nehmen, dafs  er  als  ein  einheitlicher  und  bei  allen  seinen  Vertretern 
als  ein  klarer  erscheine.  1'olj.jendes  durften  die  hauptsachlich  in 
Betracht  kommenden  Einzelauffassuni^en  sein: 

Der  ethisch-soziale  Standpunkt  ist  im  weücutiichen  der- 
jenige der  sog.  „ethischen"  Nationalökonomie  und  der  von  ihr 
inspirierten  kathedersozialistischen  l'olitiker.  Er  wurde  bekanntlich 
begründet  in  der  ersten  Hälfte  unseres  jahriuuiderts  in  Reaktion 
gt^en  das  Vordringen  des  Kapitalismus  von  Franzosen  wie  Sismondi 
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und  Engländern  wie  Cirlylc  und  feierte  dann  eine  Renaissance 
Anfang  der  iS/oer  Jahre  in  Deutschland,  wo  er  den  breitesten 
Spielraum  gewann,  weil  ihm  die  bureaukratische  Vergangenheit 
Deutschlands,  insonderheit  Preufsens  die  festeste  Stütze  gewährte. 
Neuerdings  scheint  die  Zeit  der  „ethischen"  Nationalökonomie  für 
Italien  erfüllt  zu  sein.  Die  Vertreter  dieses  Standpunkts  in  Deutsch- 
land sind  bekannt;  es  sind  unsere  namhaftesten  Nationalökonomen: 
Wac^ner,  Schmoller,  Cohn  u.  a.  wie  unsere  einflufsreichsten  Minister. 
Der  jüngste  etliische  Nationalökonom  von  Relevanz  ist  Stammler, 
der  mcrkwiirdit^ervs'eise  seine  Deszendenz,  von-  Knthedersoziaiismus 
gar  nicht  zu  kennen  scheint,  da  er  die  \  on  ihm  verteidigte  fethisch- 
teieologische)  Betrachtun'^sweise  sozialen  Geschehens,  die  in  der 
offiziellen  Nationalökonomie  durchaus  vorherrscht,  für  neu  hält  Das 
Gemeinsüme  in  der  ediisch-sozialen  Auffassung  ist  wohl  dieses: 
dem  bestehenden  Zustande  des  sozialen  Lebens  treten  wir  mit  dem 
Malsstabe  des  sittlichen  Ideals  gegenüber.  Finden  wir  Abweichungen 
von  diesem,  ergeben  sich  Uebelstände,  d.  h.  sittlich  unvollkommene 
Gestaltungen  des  wirtschafdichen  Daseuis,  so  heischen  wir  deren 
Beseitigung  namens  der  Gerechtigkeit ;  es  gilt,  „die  einzelnen  Stücke 
des  Fortschritts  in  den  Zusammenhang  des  (ianzen  zu  seizeu,  die 
Widerspruehe  einseitiu'er  Knt Wickelungen  zu  den  Anforderungen  der 
Gesamtheit  /.u  löstu,  uie  Harmonie  der  individuellen  Entfaltuni;  mit 
dem  Malsstabe  des  (ianzen  herzustellen,  die  naturellen,  technischen, 
intellektuellen  Fortschritte  auf  die  Höhe  der  sittlichen  Zwecke  aller 
menschlichen  Entwickelung  z\i  heben". ')  Der  Appell  richtet  sich  an 
die  Staatsgewalt  als  die  Hüterin  des  ewigen  Feuers  der  Sittlichkeit, 
Die  Ableitung  des  Sittlichen  ist  bei  den  einzelnen  Ethisch-Sozialen 
verschieden.  Während  Stammler,  wie  oben  schon  angedeutet  wurde, 
das  aprioristische  Fonnalprinzip  der  regulativen  Idee  aus  der 
Kantischen  Ethik  herfibernimmt,  scheint  die  Mehrsabi  der  modernen 
Kathedersozialisten  auf  dem  Boden  dner  relativitischen  Ethik  zu 
stehen.  Darauf  lassen  wenigstens  die  häufig  in  ihren  Schriften 
wiederkehrenden  Ausdräcke  wie  „Niederschlag  der  sittlichen  Ideen", 
.»Flurs  der  sittlichen  Anschauungen"  u.  s.  w.  scbliefsen.  Ich  sage 
absichtlich  „scheint^  Denn  eine  methodisch  einwandfreie  Begründung 


'j  G.  Cohn,  System  der  Nuliuinilakouomie.  I  (1885),  646^47.  Das  Buch 
gitt  Ukaandidi  d»  Stai^rd  Work  der  etUlsehen  Nadonaljänrnoinie.  Ek  ben^dniet 
selbst  als  seine  Aufgabe  (S.  VIQ  „io  systematischer  Kinheit  dasjenige  danal^tn,  was 
man  sich  heute  nntcr  der  Nationalökonomie  als  ethischer  Wissensdiaft  an  denken  hat". 
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des  ethbchea  Standpunkts  aus  kathedersozialistisdien  Kreiseii  ist 
mir  nicht  bekannt.  Merkwürdigerweise  kommt  das  ethisch^soziale 
Hauptwerk,  jenes  oben  erwähnte  Buch  Cohns,  mit  keinem  Worte 
darauf  zu  sprechen,  woher  denn  jener  MaTsstab  des  Sittlichen  stamme, 
an  dem  alles  soziale  Geschehen  gemessen  werden  soU. 

Bei  den  Religiös-Sozialeo,  oder,  da  das  Christentum  fär  die 
G^enwart  wohl  als  einzige  Religion  in  Betracht  kommt,  von  der 
die  Sozialpolitik  Nahrung  empfangt,  wie  wir  auch  sagen  können: 
bei  den  Christlich-Sozialen  müssen  wir  die  beiden  Richtungen 
der  evangdiscben  und  katholischen  Sozialpolitiker  unterscheiden. 
Auch  hier  holt  Deutschland  wie  bekannt  nur  nadi,  was  die  fort- 
geschritteneren westeuropäischen  Nationen  vor  mehreren  Menschen- 
altero  bereits  begonnen  haben.  Trotzdem  will  ich  mich  an  die 
Stimmen  aus  der  deutschen  Gegenwart  halten,  um  die  gemeinten 
Richtungen  zu  charakterisieren. 

Die  christliche  Reli^non  liat  auch  erst  ihre  soziale  Färbung 
angenommen,  seitdem  es  in  dem  alten  Gemäuer  der  europäischen 
Staaten  zu  krachen  b^onnen  hatte.  Und  noch  heute  gilt  die 
Inbe/.iehur^fsetzung  der  Lehren  der  Religion  und  der  Einrichtungen 
der  Kjfcho  zu  den  sozialen  Prohlcmon,  wie  l>ekannt,  durchaus  noch 
flicht  als  selbstverständlich.  Was  früher  die  christliche  Kirche  und 
ihre  Vertreter  charakterisierte  und  was  noch  heute  in  weiten  Kreisen 
als  de  rif^neur  für  Diener  der  Kirche  j^nlt,  ist  das,  was  ich  den 
sozialen  Indifferentismus  nennen  will.  Von  diesem  Stand- 
punkte aus  erscheint  die  wirt'^chaftliche  La^'e  des  einzelnen,  ebenso 
wie  die  aus  der  sozialen  (  )rdiiun;_f  folcjende  Gesamtlänge  »ganzer 
Kiassen  als  eine  j^ecrpfjone  Tliat^ache,  an  der  die  Kirche  nicht>  zu 
ändern  habe.  Sic  betrachte  t  e>  \  it  hiu  hr  als  ihre  Aufi^'abe  leditflich  — 
aufser  vielleicht  Rarrnhi  rzi^keit  ^e^en  dir  Armen  /.u  ül)i  ii  -  Trost 
7U  spenden  untl  zu  erbauen,  wo  auch  miiner  in  ir^jeiid  einer  Sj)hare 
<les  s^ozialen  Lebens  das  Bediirfni'^  reji^e  danach  wird:  ^anz  «^deich,  ob  in 
dem  Salon  des  Geheimen  Komiiicrzienrats  otler  in  der  Dachkainiut  r 
der  armefi  Nähterin.  „Kommet  lier  /.u  mir  alle,  dir  Ihr  mühselig 
und  beladen  >v'id:  ich  will  Kuch  erquicken"  —  i^t  drr  Wahlspruch 
dieser  Richtun;^^  ')  Selbstversiäudlich  U  hnen  ihn-  Vcrtieler  es  auch 
ab,  aus  den  Lehren  des  Christentums  irgend  weiche  Anweisung 


*)  Wif  ''in  sozial  vr'.Hi^'  iiiiiitl'  r<  nt'  r  So»'l.s<jrj;«T  s«-in  Amt  aufzufassen  habe, 
ycliililcrt  sehr  aiLsctiauUch  V.  (iohre  in  Nt-inem  neuesten  Buch:  Die  cvaDgeliäck- 
«oziale  Bewegung.    Leipzig  1890.    S.  29/ JO. 

Afchiv  für  mm.  Ge*etic«buag  u.  Statistik.  X.  3 
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zur  Herbeiführung  bestimmter  sozialer  Ordnui^en  zu  entnehmen. 
Die  gegebene  ist  die  von  Gott  gewollte:  der  normale  Standpunkt 
der  Kirche  in  allen  Zeiten  annähernd  stabiler  oder  nur  langsam  sidi 
umgestaltender  Wirtschaftsverhältnisse,  wie  sie  bis  in  unser  Jahr- 
hundert hinein  doch  vorlierrscheii.  „Sozial"  wird  das  Christentum, 
sobald  es  diesen  Stand  der  UnschuUI  aufhiebt  und  eine  irgendwelche 
Beziehung  zwischen  ihren  Heilswahrheiten  und  dem  äusseren  Da>eiii 
der  Menschen  anerkennt.  Ich  saj^e  absichtlich  „eine  irgendwelche 
Beziehung",  weil  in  tler  That  die  Meinungen  längst  noch  nicht 
jTtklärt  sind,  welcher  Art  die.-^e  Bcziehun^'en  seien.  Bei  tiem  im 
Auj^enblick  besonders  regen  Interesse  an  christlich  Sozialem  dürfte 
es  sich  rechtfertigten,  wenn  wir  einige  Bemerkungen  zu  diesem 
Punkte  hier  machen. 

Offenbar  kann  die  Stellunj^^  der  Religion  zu  den  sozialen 
Problemen,  auch  wo  sie  auf-ehort  hat,  iiiditlerent  m  sein,  sehr 
verschieden  sicli  gestalten.    Die  mö;flichen  Staiul{)unkte  sind  die>e: 

1.  die  Kirche  (wie  ich  dt  r  Kiir/.e  halber  fortan  sagen  will) 
erkennt  Uebelstände  im  sozialen  Leben  an  und  versucht  ihre  Be- 
seitigung nicht  durch  soziale  Reformen,  sondern  durch  Verbreitung 
eines  anderen,  tk^  chri.'>tlichen,  Geistes; 

2.  die  Kirche  hält  Aenderungen  der  sozialen  Ordnung,  i.  e. 
soziale  ReforiuetT  fiir  notwendig;  dann  stellt  sie  diesen  gegenüber 
sich  so,  tlafs  sie 

a)  lediglich  .Anregung  giebt  durch  Weckung  des  Interesses, 
Wachrufen  des  Gewissens  der  Herrschenden,  PÜege  altrui- 
stischer Regungen  etc.,  also  ungefähr  die  Gesichtspunkte 
für  die  soüale  Reform  angiebt,  ohne  sich  über  deren  genaues 
Programm  zu  äufsern; 

b)  den  Inhalt  der  Reformen  selbst  aus  den  Lehren  des 
Christentums  ableitet,  sei  es  —  analog  den  verschiedenen 
Auffassungen  der  Ethik  —  absolutistisch:  nach  einem  un- 
wandelbaren Urbilde  menschlicher  Gesellschaftsordnung,  sei 
es  relativistisch:  den  Zeitumstanden  entsprechend.'} 

Wohl  am  einheitlichsteo  und  verhältnismäfsig  klarsten  ist  der 
Standpunkt  der  Katholisch^Sozialen.    Sie  nehmen  samtlich 

''l  Dafs  noch  andere  Nüauccn  des  chri^tlioli-so/.iulrn  Standpunkts  vorkommen, 
licz Wellie  ich  nicht;  sie  sind  aV»er  jjar  erst  vt  rnihwominen.  So  beiieicbuetc  i,  U.  der 
1877  vgn  Todt,  Stöcker,  Wagner  uod  Meyer  gegründete  ^ntialvnvin  fllr  Soittl» 
Tcfomi  auf  religiösrr  und  ^koiistttntionell'>inODmrGhischer  GnmdUige  als  seinen  Zw«c1c 
di«  „Vorbereitung  sozialer  Reformen**.    Vgl.  Göhre,  a.  a.  O.  &  31. 
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ihren  Ausgangspunkt  von  einem  unwandelbaren  (materiellen)  Natur- 
recbt,  aus  dem  sie  zum  mindesten  die  Prinzipien  jeder  sozialen 
Ordnung,  meist  auch  die  Gestaltung  der  sozialen  Ordnung  selbst 
ableiten.  Das  katholische  „Naturredit**  ist  ein  geofTenbartes,  gött- 
liches, das  seine  S3^tematische  Ausbildung  wenn  nicht  in  der  Bibel 
so  in  den  Schriften  der  kirchlichen  Autoritäten,  vor  allen  in  denen 
des  heiligen  Thomas  von  Aquino  gefunden  haben. 

Zur  Kennzeichnung  dieses  klaren  Standpunktes  mögen  einige 
Auslassungen  katholischer  Sozialpolitiker  dienen:  Freiherr  von 
Hertling  äufsert  sich  in  seiner  schon  erwähnten  Schrift ^)  darüber 
wie  folgt:  „Eine  Sozialpolitik,  welche  die  scharfe  Orientierung  an 
den  unveränderlichen  Grundsätzen  der  Sitlliclikeit  und  des  Rechts 
fehlt,  wird  unausweislich  in  die  Irre  gehen"  (S.  7).  „Die  Anerkennung 
eines  in  der  N.itur  be^^ründeten  und  darum  ein  für  allemal  j^e- 
gegcbenen  und  jedem  Wandel  der  gesellschaftlichen  Entwickelung 
entrückten  Rechts  .  .  (ist  die)  Grundlage  einer  sicheren  und  ziel- 
bewufsten  Sozialpolitik  (21);  der  Inhalt  dieses  Naturrechts  stammt 
aus  dem  göttlichen  Weltenplan"  (36). 

Der  bekannte  Jesuit  Th.  Meyer  entwickelt  in  einer  lesens- 
werten neueren  Schrift  "-)  den  [gleichen  Gedankengang:  „V^on  der  Stelle, 
wt  Iche  die  unwandelbaren  ethischen  und  religiösen  Prinzipien  in 
deai  sozinU-n  Heilprozess  einnehmen,  hani^t  .  .  die  Bc.iiiiwortung 
der  Frai^'c  ah,  .  .  ob  unter  den  L;ei;en\varti;^fen  Verhaltni>^en  ein 
frie<lliciier  Auftrag  der  st)zialt:ii  FraL,^en  überhaupt  nocli  waiirschein- 
lich  oder  möglich  sei  '  (S).  „Die  so/.i.ile  Fra^^e  li-i  nur)  gedeihlich 
zu  lösen  .  .  auf  Grund  der  Walnlieit  und  der  von  Gott  gesetzten 
und  gewollten  sittlich  -  reli^MÖ>en  Wcltortlnung"  (ll).  Das  ewige 
Gottesgesetz  der  >ittlichen  ürtliiung  ist  „das  einzig  Unvergängliche 
und  Feste  in  dem  Strome  alles  Vergängliclien^'  (13).  .,Wie  in  jedem 
andern  Werke  Gottes,  .so  niuf^  auch  in  dem  Wocii  der  Ge>cll.>ch.»ll 
der  weise  Plan  ihres  Urhebers  erkennbar  sein  und  als  Mafsstab 
ihrer  Bestinmiung  wie  ihrer  zweckdienlichen  und  erspriefslichen 
Einrichtung  dienen  können**  (42).  Die  Gesellschaft  selber  ist  zu 
gestalten  in  einer  auf  das  ewige  Leben  geriditeten  ZweckmäTstg- 
keit  (67);  es  giebt  eine  „objektive  gesellschaftliche  Gottesordnung" 
(Iii).  „Die  natürliche  soziale  Ordnung  nach  Gottes  Gesetz  als  der 
obersten  Rechtsnorm,  die  auch  der  Staat  als  solche  anzuerkennen 


')  Naturrccbt  und  Sozialpolitik  (i$93)' 

*)  Die  Arbeiterfrage  und  die  chriatlicb^ethüichen  Smialprincipicn.  Freibiirg  1891. 
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hat,  das  mufs  der  Ausgangspunkt  und  das  Prinzip  des  objektiven 
Naturrechts  sein**  (117). 

Wie  aus  diesen  Zitaten  schon  ersichtlich,  folgert  der  Ver&sser  — 
ohne  es  übrigens  im  einzelnen  auszufuhren  —  aus  dem  geofien- 
barten  Naturrecht  eine  positive  soziale  Ordnung.  Deutlicher  spricht 
sich  darüber  aus  z.  B.  der  Artikel  „Handwerk"  im  Staatslexikon')! 
„Wiederherstellung  der  Gesi  Uscli.ift ,  diese  Forderung  der  clirist- 
lichen  Soziallehre,  ist  auch  Wieilerherstcllunj;  des  Mittelstandes,  des 
Handwerks''  (146).  Anzustreben  ist  „die  ständisch  gegliederte  Ge* 
Seilschaft"  (ib.).') 

Ob  die  Relif^ion  zu  der  geforderten  Ordnung  im  Verhältni> 
der  Ursache  (Postulierung  bestimmter  gesellschaftlicher  Zustänck: 
namens  ihrer)  oder  des  Zwecks  steht  (Geeignetheit  einer  be- 
stimmten Ordnung  für  die  Pflege  religiöser  Gesinnung)  ist  nicht 
immer  deutlich  erkennbar.  Häufig  wird  beides  zugleich  gedacht 
ein./ Am  klnrstcn  sehe  ich  diesen  katholisch-sozialen  Standpunkt 
in  Italien  vertreten,  wo  die  Geister  von  meinem  verehrten  ersten 
Lehrer.  Gniseppe  Toniolo  in  Pt^m,  einem  aufsergewöhnlich  klaren 
Kopte,  geführt  werden.  K^"  sei  mir  geslatttt,  einii^e«  zutn  Helcge 
noch  aus  der  ita1trni->chcii.  kalholisch-soztalen  I-itUiatur  aiizutiilnen. 
Das  Programm  der  „Katholiken  gegeiniber  dem  Sozi.ilismus'" 
wurde  1894  von  Toniolo  festgestellt.  in  ihm  hcif-^t  e>  u.  a.: 
„bisogna  teuer  nlto  e  fulgido  iini  inzi  a  noi  lo  scopo  suprciiio  e 
finale,  cui  mirianio,  che  h  quello  della  ricostituzione  del  formoso  e 
stabile  e(  1: fizio  dell'  o  r  d  i  n  e  sociale  c  r  i  s  t  i  n  n  o  c  a  1 1  o  1  i  c  o  e 
(Ii  cs>ü  soltaiito  coi  suoi  elcrui  principi  intorinaiivi ,  coi  ^uoi 
sublim i  ideali,  con  le  sue  basi  indistruttiliili,  coi  suoi  meravigliosi 
.sVolgiuR Dti  >ti  >rici."  Der  Gedankengang  des  Programms  und  aller 
es  erläuternden  Schriften  (vgl.  die  Anm.)  ist  dieser:  Auf  Grund  eines 

»)  Freibttrg,  Herder.    Band  III. 

*)  Vgl,  übrigens  noch  die  Artikel  ,,Gcsell.schaft.  christliche"  a.  ft.  O.  II 
1237  f.  und  „Natnrrecbt  und  Rechtsphiloaophie"  Ut.  1433  f.  Gnmdicgaid : 
Peritt,  Les  lots  de  U  sodA6  chretienne.  1876.  Ueber  Thoouw  von  Aquino  ins- 
besondere bändelt  übcTsichtlicli  eine  neuere  Schrift:  Edonard  Crahay^  La  Poli« 
tique  de  saiut  Thomas  d'Atiuin.    Luovain  1896. 

')  kivista  intrma.'.Tonal*"  rli  Scienze  sodali  er.  Vol.  IV  (1894)  paj;.  I72.   Zur  Er« 
riinp  d«*s  in  jemm  l'fo^'nninn  verlretinni  St  nulpiinltt«;  v^\.  Enrico  <'(>stanz5, 
La  re.stauTiU'.ione  cristiana  cd  il  problcnia  sucialt:,  ib.  jia^.  377  scg. ;  Toniolo,  La 
legiülaziunc  crihliana,  ib.  pag.  703  sog.;  idcm,  La  prctcsa  evoluzione  sociale  della 
cMcsa;  1.  r.  Vol.  VI.  pag.  i  seg. 
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ewigen  Ideals  wird  eine  bestimmte  sozide  Ordnung  verlai^; 
das  göttliche  Gesetz  ist  niedergele^  in  der  heiligen  Schrift,  systema- 

lislert  uiul  erläutert  im  Corpus  juris  canonici.')  Die  bestimmte  so- 
ziale Ordtuini^  wird  erheischt:  l.  (als  Zweck)  weil  die  christliche' 
Reiigion  bestimmte  soziale  Beziehungen  gutheifst,  andere  (z.  £. 
Interessengegensätze)  verdammt;  2.  (aLs  Mittel)  weil  bestiinnite  so- 
ziale Ordnungen  eine  bessere  Garantie  für  die  Pflege  christlichen 
Geistes  gewähren  als  antl«  ic'-)  Es  gilt  also  eine  „Restauration  der 
Gesellschaff'  im  christlichen  Sinne.  Die  Unterwerfung  der  Sozial- 
pohtik  unter  das  religiöse  Lleal  ist  vollständig  vollzogen.  Und  die 
Worte  eincN  anderen  katiiolischen  Schriftstellers'')  gelten  als  Motto 
dieser  Richtung:  „Unter  allen  Zentren  moralischer  Kraft,  die  wir 
kennen,  erscheint  die  Kirche  als  die  einzige,  die  machtvoll  L^eiuiLf  ist^ 
die  Elciiicnle  für  eine  soziale  W'iedergciiurt  zu  lielern.  Die  Km  ehe 
.illein  hat  da>  Recht  und  die  Fälligkeit,  die  walircn  sozialen  Ge- 
setze zu  vcrküntlen."  *) 

Nicht  ebenso  einheitiicli  unil  klar  erscheint  mir  der  Staiulpunki 
der  E  va n ge  I  i  sc  h  - Soz  i  al  c  n. 

Am  meisten  der  kathoh>ch-.>ü/ialen  Auffassung  angenähert  war 
wühl  die  Stellung  Todts.*)  Was  er  beabsichtigte,  war  „emc  Dar 
steiluüg  des  sozialen  Gehaltes  des  Christentums  und  der  sozialen 
Aufgaben  der  christlichen  Gesellschaft  auf  Grund  einer  Untersuchung 
des  Neuen  Testaments."^}  Todt  wälilte  die  heilige  Schrift  nicht 
nur  als  Grundlage  und  Ausgaüg>punkt  aller  evangelisch  •sozialen 

Kivivtr»  cit.  708. 
*J  kiv.  cit.  VI.  10  '•'■p. 

•)  M.  üc  Vogüi-  in  «i«-r  k«-vu».-  «k-;»  dcux  Muudt-^  vom  15.  XI.  1892. 

*J  Es  mag  hier  darauf  hingewicsrn  venkn,  dafs  neuerdings  sie  Ii  mcU  in  den 
Kidbm  der  K«tlioliich'>Soiia]cii,  iiaiBcndidi  in  Belgien  und  Frankreich  andere  — 
waager  klare  —  AaiTa«unf{ai  fiahn  su  brechen  scheinen.  Die  belf^hen  Katho- 
liken neuerer  Riditvoe  finden  ihren  Zmanunenschlnfs  in  der  „Ugue  d6mocratique 
bcljjc"  fOrfjan  luucrdings  du-  ,,Rt.\-ui'  sociali-  catholiqnr"  I.  No.  1.  XI.  i8q6i.  IHc 
fran/.<)sischfii  scliari-n  >kh  um  dir  .Justic«- .sociale"  fIV"=  annc»-  1896)  d«  s  Abbe  Naudtt. 
Doch  habe  ich  !><'«timmt  fnmiidkrt  dt-n  m-u«n  Standpunkt  noiit  nirpf  n»t»  jjrfumliu, 
»odafs  vT  skh  finhlwciUn  als  ein  sclbständi^ji-r  dorn  älloreii.  kl.iri  m  ikk  Ii  nicht  pojji-nübi  r. 
»tt  lUn  läf^  (JfTcDbar  würde  sicii  die  jUngcrt:  Kichtuug  im  l'ruuip  den  jiiugcreu  Kvuu- 
getiscb'Sogdalett  nähern,  deren  Standpunkt  im  folgenden  zu  prSzisicren  «^ersucht  wird. 

*)  Der  radikale  dienteche  Sozialismuis  und  die  christtliche  GesellxchaA.  1877. 
2.  AnfL  1S7S. 

•)  Untertitel  des  Werks. 
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Refonnarbeit,  sondtni  j;lauhtc  auch  aus  ihren  Leinen  die  Grund- 
7.ii\^c  einer  neuen  Gesellschaftsor^anisation  —  die  dem  „Sozial- 
staate** so  älinlich  sah  wie  ein  Ki  dem  andern  —  al)leiten  zu  können. 
Eine  prinzipiell  gleiche  Auffassun<j  finden  wir  in  dem  evangelisch 
sozialen  Koniproinifspro^raniin  vorn  Jahre  1893  wieder.')  Ge^^en 
sie  wendet  sich  nun  die  jüTV^'crc  Richtunj^  der  Evangelisch-Sozialen. 
Göhre*)  rechnet  es  Stock  et  al<  ein  Hauptvei  dienst  an,  dafs  er 
jeden  \\*rsucli  veinieicK  t,  .,(1.ls  neue  Hroj^ranim  dnekt  aus  dem  sitt- 
lichen, reli^iö>Lii  sowie  sozialen  Inhalt  der  liibel  zu.  entwickeln" 
und  hält  es  (131)  für  einen  Irrtum,  ..eine  Art  evani^elischer  Wirt- 
srh.iU>iheorie  und  Wirt^eh.iltspraxi^  schaücn  zu  können."  Also  als 
Ar.>enal  für  soziale  Ketorniplam  die  Bibel  nicht  dienen?  Als 

was  denn:  Da.^  ist  l)i>!Kt"  noeli  nicht  mit  j^enitgciKkr  Deutlichkeit 
aus^esprochei\.  I^nlnL'hineii  die  ,,Juii;.jen"  die  Anre|;,'uni^  /u  ilircn 
„sozialen  Kcfoinu  ii  im  L^rofscii  Stile  zu  dunsten  aller  kleinm  not- 
leidenden l.eute"  den  Lehren  tles  Christentums?  Wenn  man  die 
„Hilfe"  liest,  sollte  man  es  meinen,  und  wer  sich  des  Schlufskapitels 
der  „Drei  Monate  Fabrikarbeiter"  erinnert,  wo  Göhre  den  evan- 
gelisch-sozialen Kongrefs  mit  der  Waffe  der  „Ethik  des  Evan- 
geliums" ausgerüstet  und  zu  einer  ,^ozial*ethischen  Instanz"  erhoben 
sehen  möchte,  ^)  dürfte  ebenfalls  zu  dieser  Annahme  gedrängt  werden. 
Dann  aber  wiederum  wird  es  als  ein  Vorzug  der  Stöckerschen 
Richtung  bezeichnet,^}  dafs  sein  Programm  aus  rein  politischen, 
sozialen  und  moralischen  Erwähnungen  auf  Grund  der  ökonomischen 
Wissenschaft  entstanden  und  jeder  direkte  Ausgangsversuch  von  der 
Schrift  her  glatt  vermieden  sei.  Also  woher  stammen  Ideal  und 
Programm  der  neueren  evangelisch-sozialen  Bewegung,  was  liefert 
ihr  den  Mafsstab  für  die  sozialen  Reformen,  die  sie  anstrebt:  die 
Lehren  des  Evangeliums  oder  die  kathedersozialistische  Ethik  oder 
weldier  Standpunkt  .sonst?  Die  Scheidung,  die  Göhre  in  seinem 
mehrfach  erwälmtcn  neueren  Buche  vornimmt,**)  in  die  „sozial- 
ethische"  und  die  „sozialpolitische"  Richtung  schafft  auch  keine 
j^'rofsere  Klarheit.  Demi  es  fragt  sich  inuner  noch:  wonach  orientiert 
sich  die  „sozialpolitische"  Richtung.    Für  sie  .soll  da.s  „Ausgangs* 

'J  Abgiilruckt  Ihm  (»Dhrc,  a.  a.  ( ).  St  iti-  128. 

')  a.  a.  O.  Seil.-  53. 

»)  Göhre,  a.  a.  O.  Seite  170. 

«)  Drei  Monate  Fabrikarbeiter  (1S9O  S.  221. 

*\  Eva]igclisich*9M»uale  ßevej*iing,  S.  56;  vgl.  auch  102  f. 

*)V«IS,  173  ff. 
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gebiet"  „mehr  tlas  blofse  christliche  Bewufstscin"  hiltlen  i^S.  175). 
Bei  ihr  soll  zu  rechnen  sein  „neben  sozialcthischen  Gedanken"  „vor 
allem"  mit  „volkswirtschaftlirlicn  Thatsachen",  „nationalökonomischen 
<  tnindsätzen"  u.  s.  w,  (175,76;.  Hervor  wachsen  soll  aus  ihr  ..eini' 
chn-^ilich  Ljerichtetc  RcformpartiM  aller  kleinen  Leiile  '  (176t.  Dann 
■v\";eder  wiril  als  ..1  lellershelferiii"  fiir  die  neue  Rcfornipartei  die 
„neuere  deutsche  Nationalökonomie"  angerufen,  der  ül)n;^ens  bei 
dieser  Gele};enheit  ein  recht  trauriifes  Loh  i,a>uii;4eii  wird.  Sie 
stelle  sicii  „ausschliefslich  auf  den  Boden  der  wirtseliafilichen  Wirk- 
lichkeit" (183)  und  mache  „Reformvorschläge  von  Fall  zu  Fall" 
(1841.  „Und  da  sie  —  ein  ruhmvoller  Charakterzu«^'  an  ihr  — 
durch  und  durch  ethisch  bestimmt  t>t,  zeigen  die>e  ihre  Vor- 
schläge erst  recht  tiefste  Wrwamltschati  mit  den  Refonngedanken  * 
ticr  evangelisch-sozialen  Reformpartei,  die  erstehen  soll."  Nun  kann 
zwar  eine  „Wissenschatt"  und  wäie  es  seihst  eine  „neuere,  deutsche 
Nationalökonomie",  keine  Ideale  für  politisches  Handeln  liefern, 
wohl  aber  ihre  Vertreter;  also  sollte  man  meinen,  dafs  sich  die 
neue  Reformpartei  die  kathedersozialistischen  Ideale  zu  eigen 
macht  Dagegen  spricht  nun  wieder  das  auf  &  186  £  Ausgeführte, 
wo  auf  die  Ideale  des  Christentums  zurückgegriffen  wird:  die  Partei 
mufs  wahrhaft  christlich  sein.  „Und  zwar  in  dem  Sinne,  daDs 
sie  den  gesamten  sittlichen  und  religiösen  Inhalt  des  Evangeliums 
auch  im  wirtschaftlichen  und  sozialpolitischen  Getriebe  unseres 
Volks  mit  rücksichtslosem  Mute  zur  Geltung  und  Anwendung  zu 
bringen  sucht."  Es  ist  ,/)as  höchste  evangelisch-soziale"  Ziel,  „die 
Liebe  Jesu  auf  unser  Wirt%faaftsleben  zur  Anwendung  zu  brii^en" 
(186).  Und:  „das  Christentum  mufs  .  .  •  ihrem  sozialpolitischen 
Handeln  das  letzte  Ideal  geben"  (187).  Offenbar  ist  hier  in  den 
früher  so  standpunktsicheren  Göhre  kathedersozialistischer  Geist  ein- 
gezogen und  hat  ihn  schwankend  und  unsicher  gemacht.  Der 
Christlich-Soziale  ist  eine  Art  Vernunftehe  mit  der  „ethischen 
Nationnlnkononiie"  eingcgai^en.  Er  fühlt  nun  das  Bedürfnis,  für 
den  Nachwuchs  wenigsten.s  das  Recht  da  eignen  Standpunkts 
die  „Religion  des  X'aters"  zu  sichern.  Aber  allem  Anscheine  nadl 
hat  in  dieser  Khe  die  Frau  das  Heft  in  den  Händen!  Das  Ganze 
gewährt  keinen  erfreulichen  Anblick.  Vielleicht  dafs  meine  fol- 
genden kritischen  Ausführungen  einige  Klarheit  in  die  recht  dunkle 
Situation  bringen  werden. 

Ehe  ich  jedoch  zu  diesen  übergehe,  sei  noch  in  Kürze  do 
neuesten  Prätendenten  auf  die  Herrschaft  im  Reiche  der  Sozialpolitik 
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Erwähnung  ^ethaii :  des  R  a  s  s  c  n  h  y  g  i  e  n  i  k  e  r  s.  Es  ist  mit  vollem 
Rechte  in  jiin<:j^^ter  Zeit  die  Frage  aufgeworfen  worden:  ob  denn  die 
modernen,  ..humanen"  Bestrebiirv^rn  insbe^^nnckic  /Aim  Schutze  der 
sog.  „Schwaclicn"  leicht  unsere  Rasse  körperlich  und  ^celiscli  zu 
degenerieren  drohen  und  damit  tien  Anfang  voin  Kiulc  alier  men->ch- 
lirlu  II  Kiiliur  bedeuten  würden.  Es  wird  alsdann  auf  Grund  soiclicr 
hrw;it;un;^(  n  d.i>  Postulat  aufi^t  -iL  Ilt,  ^laf'i  (lie  ,,S<  i/.ialp<  »lilik"  Vnr 
allem  die  „TiiclitlL^keil  unserer  Rasse"  zu  bewahren  und  zu  fordern 
jjeeignet  sein  nui.xse. 

Die  dieses  Prol^Ieiii  bc li.indLlnden  F^iichct  NintI  sicherlich  für 
lieii  Suzi.ilpnjitiker  übt-rau^  biMchti-iis\virti>  Material.*) 

Dir  Verfasser  werden  vielleicht  erstaunt  sein,  wenn  ich  ihnen 
,,Idcak  '  impuiicrc,  wo  sie  doch  glaubten  exakt  zu  beweisen.  That- 
sachlich  handelt  es  sich  aber  um  nichts  anderes,  als  .um  ein  be- 
stimmtes Ideal,  da5  fiir  die  Politik  einen  Richtpunkt  bilden  .soll. 
Auseinandersetzen  kann  ich  mich  mit  dieser  mir  in  ihren  Grund* 
Zilien  überaus  sympathischen  Richtung  erst  dort,  wo  ich  ein- 
gdiend  über  den  ,3chutz  der  Schwachen"  in  der  Sozialpolitik 
handeln  werde.  Zunächst  gilt  es  die  prinzipielle  Frage  zu  beant* 
warten:  vermag  die  Rassenhygiene  oder  die  Religion  oder  die 
Ethik  oder  sonst  eine  fremde  Disziplin  in  befriedigender  Weise  iiir 

*)  Vgl.  an  netterrr  Litteratur-.  John  B.  H»ycraft,  NatOrlichc  Aiul«se  mid 

kas>env«'rl)c-ss<Tunjj ;  ilcutsch  von  Dr.  H.  KurclLi.  Lfijwiy  1895;  Dr.  .Mlrt-il  I'loctJ!, 
Di»-  'I'tirhtiRkoit  unserer  kasM-  un<l  <l«  r  SchuU  «ler  Schwachen.  H«Tlin  :^<}-i:  «lazu ; 
l*e  1  ii<  .1 11  -  Bonn,  k;ussenverl)esseruii^  uml  natürlich»-  Attsl«-'..-.  rt-ntr  il!  l.itt  tui  .ill^'  m. 
(lesundheitsprie^r  1896;  <Uto  A  ni  m  o  n  ,  Die  (j«->ill.sclialtsordiiunj;  und  ihre  natur- 
lichea  Grandlagcu.  Jena  1895.  Leider  tcblt  den  uüturwisseaschaftUch  gebildeten 
Verfa^üvrn  doch  faiit  durchgehends  «ine  binmchende  sotUdwisscnschaftlich«  Scbnliing. 
Am  fllhlbaKten  macht  «ich  dieser  komplette  Mangel  nationalökonomt^her  Kenntniiisc 
bei  Otto  Ammon  geltend,  dessen  Bach  infolgedessen  einen  Schlag  ins  Wasser 
hcdrutet.  Wenn  der  Verfasser  (S.  9)  seinen  Dilettant i-'iii  11  v  auf  soziolof^schem  flebiel 
damit  etitscliuldigt,  dafs  Soziologen,  wie  ScIiäfTle,  in  der  Naturwissenschaft  dile- 
tantiert  hatten,  so  v«-rpil'^t  ^  r  (](ich  f]<  n  ^rofM  ti  l'iit! T^^~!^' <1,  'l.ifs  jene  So/i*>lnj;t  n 
«lie  Nalurw  i--.,  iisoli.iltt  ii  l.  ilii^lich  /n  Aii.ilo^i,  l><-w  l  i-rii  oilf-r  al.-»  llilfswissensclialleü 
hervorgezogen,  ihre  llauptthätt^keit  al>er  aut  das  Fach  erstreckt  haben,  von 
dem  sie,  etwas  verstanden.  Ammon  dagegen  will  ans  sosiatwiifien$chaftliche 
Theoriecn  geben  ohne  mit  dem  Gegenstande  hinreichend  vertraut  au  sein.  Mir  ist 
kein  Fall  bekannt,  dafs  ein  Nati<malÖkonom  den  Naturwissenschaftleni  die  Wege 
gewiesen  und  etwa  ohne  Kcnntnb  sagen  wir  des  Darwinismus  neue  naturwissen'» 
>chaftliche  1'heorieen  aufgestellt  hStte.  Üo  aber  verf&hrt  Ammon  auf  dem  Gebiete 
Ufr  Sogtialwissenschaft. 
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die  Sozialpolitik  Ziele  zu  setzen,  wollen  wir  die  Fremdherrschaft 
des  Ideals  in  der  Sphäre  der  Sozialpolitik  amerkennen  oder  dieser 
die  Autonomie  zurückgeben^') 

IV. 

Meine  Antwort  auf  die  in  den  letzten  Sätzen  aufgeworfene 
Frage  sei  c^leich  hier  im  voraus  gejreben : 

ich  halte  die  herrschende  .Auftassun^S  wonach 
die  Sozialpolitik  aus  fremden  D  i  sz  i  p  1  mu- ji  ilirc 
richtungweisenden   Ideale    zu   entnehini  !i  hat, 
für  verfehlt,  fordere  vielmehr  die  Autonomie 
des  sozialpolitischen  Ifleals. 
Die  Begründung  dieses  Stan(ipuükl>  wird   in  zwei  Teile  zer- 
fallen  müssen:  in  <lem  ersten  Üiiire  ich  den  Nachwe!<,  dalV  die 
Fremdherrschall  <.lc.>  Ideals  auf  dem  Gebiete  der  Sozialpolitik  niclit 
nol\vendi;4  und  unvernu  idiich ,   sondern  nur  möglich,   im  zweiten, 
dals  sie  zwar  möglich  aber  niciil  zwcckmäfsig  ist 

I.  Die  Heteronomie  in  der  Sozialpolitik  ist  nicht 

notwendig. 

Es  ist  bei  vielen  Sozialtbeoretikem  die  Meinung  verbreitet,  ein 
von  aufsen  her  der  Sostalpolitik  gestecktes  Ziel  sei  das  allein  mög- 
liche, jene  Fremdherrschaft  sei  also  unvermeidlich.  Diese  Ansicht, 
wenn  auch  in  wesentlich  verschiedener  Form,  finden  wir  vertreten 
bei  Rassenhygienikem  nicht  minder  als  bei  Religiös-  und  Ethisch- 
Sozialen.  Prüfen  wir,  ob  die  zu  ihrer  Begründung  beigebrachten 
Argumente  stichhaltig  sind. 

Die  Rassenhygieniker,  wie  wir  oben  schon  sahen,  sind 
durchgäi^'g  naturwissenschaftlich  vorgebildete  Männer.    Es  liegt 

')  Ich  verzichtr  dieses  Mal  darauf,  micb  mit  eiiier  in  neuester  Zeit,  muneatUcb 
von  Max  Weber  in  seiner  Freiliurger  Antrittsvorlesung  „Der  Nationalstaat  und  die 
Volk-wtrt-.rhaftspnHtik"  (Freiburg  &  I  ripziY'  1895)  vertretenen  AulYassung  auseinuiuU'r- 
i^u»rlzrn ,  wtmacii  ili<-  Idee  nationaler  Macht  zum  l,»it-tfni  der  \Virt.>chalts- 
{wlitik  gemacht  wenien  soll.  Ks  handelt  sich  bei  ihr  enisiweilen  erst  um  einen 
hinfcworfciWll  Gedanken,  der  der  näheren  AitsfUhning  harrt  Ich  glaube  übrigens, 
dab  ucb  der  Wcbenchc  Standpunkt,  nameiiüicli  in  der  Kritik  der  b«rrschenden 
Ldire,  und  im  Ergebnis  unserer  Forschungen  sehr  nahe  mit  dem  meinigen  berfthrt. 
Beiden  gemeinsam  ist  jedenfalls  der  Appell  an  das  virtscbafilicb  Starke.  Etwaige 
DtHrrcmpuaktc,  Mnreit  sie  sich  nsebt  durch  meinen  weiteren  AuslUmingen  er« 
ledigen,  werden  au  späteren  Erörtennigen  wiUkommenen  Anlafs  geben. 
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ihnen  der  Gedanke  nahe,  bestininitc  ZustätuK-  der  Gescll^^cliaft, 
/.  B.  also  (lirjenii^en,  welclie  den  Anfciidc runden  der  Rasscnhy^iene 
am  meisten  tnt^pt echc  n ,  mit  der  Würde  der  „NaturjreseUlichkeit" 
zu  bekleiden,  das  X'ciioli^^cn  des  rasseiih)'^ri(j|ii.v,chcn  Ideals  dahci 
auch  als  etwas  selbstverständUches  anzusehen,  über  das  sich  über- 
haupt nicht  diskutieren  lasse.  Das  ist  unklar  gedacht  Eine  irgend- 
welche Gesellschaftsordnung  „auf  natürlicher  Grundlage",  die  kraft 
Naturgesetz  bestünde,  giebt  es  nicht  Wer  das  bisher  noch  nidit 
eingesehen  hatte,  braucht  beispielsweise  nur  das  Buch  von  Otto 
Ammon  zu  lesen,  dessen  wir  oben  bereits  Erwähnui^  thaten. 
Dort  wird  jene  „natürliche"  also  notwendige  Gesellschaftsordnung 
gründlich  ad  absurdum  geführt  Denn  wer  möchte  steh  des  Lacheins 
noch  erwehren»  der  erfahrt,  dafs  in  einer  solchen  „auf  Naturgesetz" 
beruhenden  Gesellschaft  u*  a*  Grrofshandelsleute,  Lohnarbeiter  und 
Rentiers  notwendige  Requisiten  sind.  Das  erinnert  an  die  schlimm- 
sten Zeiten  einer  unreifen,  apologetischen  „Vulgärökonomie'',  die 
wir  doch  eigentlich  jetzt  Überwunden  haben  sollten*  Uebrigens 
glaube  ich,  meint  der  Verfasser  des  genannten  Buches  im  Grunde 
etwas  gar  nicht  so  verkehrtes  als  er  sagt.  Vielleicht  will  er  nur 
dem  Gedanken  Ausdruöc  geben,  dafs  die  bestehende  Ordnung 
unserer  Gesellschaft  ungefähr  den  Fähigkeiten  der  lebenden  Mensdien 
entsprechend  gegliedert  sei,  ein  Gedanke,  wie  ihn  auch  Schmoll  er 
vertritt  und  über  den  sich  jedenfalls  disputieren  läfst,  während  für 
jeden  nicht  gänzlich  im  Stande  der  Unschuld  lebenden  Sozialphilo« 
sophen  jene  ungeheuerliche  Idee  von  der  „Naturgesetzlichkeit"  der 
Börse  und  der  Rentiers  überhaupt  aufserhalb  der  diskutabeln  Gegen- 
stände siel)  befindet. 

Aber  auch  nur,  dafs  man  das  Ideal  der  Rasf^enliygiene,  also  des 
Wohlergehens  der  Gattung  not  wendig  von  vornherein  allen  übrigen 
voranzustellen  habe,  wie  es  mir  z.  B.  Alfred  Ploetz  hie  und  da  in 
seinem  Buche  anzunehmen  scheint,  halte  ich  für  eine  unerwiesene 
Annahme.  Das  „Wohl  der  Gattung"  ist  zunächst  kein  Ziel  höherer 
Ordnung  als  irgend  ein  ihtn  ent'f^r;.'c  n^t  setztes ,  wie  etwa  das  des 
indiviiluellen  Glücks.  I's  tritt  unter  ümsländen  das  eine  Ideal  mit 
dem  anderen  in  Konflikt,  wie  es  die  l)iciitung  schon  in  fein- 
fühliger Weise  zur  Darstellung  zu  bringen  versucht  hat,  ich  denke  bei- 


a.  a.  O.  Seite  4)«  45.   Vgl.  auch  S.  2S1 :  „In  letzter  Linie  beraht ...  die 

IcapiuHstische  l^ruduktion^wcisr  [NB.  voo  deren  Geiste  A.  kmni  einen  Hauch  ver- 
spürt hat !]  auf  einem  NaturgeseU."  (l) 
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Spielsweise  an  Gerhart  Hauptmanns  Erstlingswerk  —  und  erst 
die  Wucht  der  Argumente  entscheidet  über  den  Sieg  des  einen  oder 
des  anderen.  Gewifs  will  ich  nicht  bestretten,  dafs  das  Ideal  der 
Rassenhygiene  möglicherweise  die  Priorität  seiner  Geltung  allen 
übrigen  Idealen,  also  z.  B.  aucli  dem  sozialpolitischen  gegenüber 
erweisen  kann,  sofern  seine  Erfülluii;^^  als  conditio  sine  qua  iion  der 
Erreichung  irgend  einc>-  anderen  Zwecks  erscheint:  worüber  weiter 
unten  noch  zu  sprechen  Gelegenheit  sein  wird.  Aber  diese  Not- 
weniligkeit,  die  nnt  praktischer  Notdurft  unpefiihr  identisch  sein 
würde,  war  nicht  die  hier  gemeinte  und  bekämpfte,  die  vielmehr 
sich  als  Natui^esetzliclikeit  einschleichen  wollte.  Nur  gegen  diese 
richtete  .^ich  zunächst  die  Polemik,  — 

Dais  die  Sozialpolitik  der  Orientierung  an  einem  von  auf^en 
;^'<  nomnienen  Ideal  nicht  entratcn  könne,  dafs  also  die  Fremd- 
herrschaft »lc<;  Ideals  auf  dm'  ^Jchict  der  Sozialpolitik  notwendig 
sei,  scheint  auch  die  Ansicht  ilcr  R  a  t  h  o  1 1  <  c  h  -  S  o  z  i  a  1  e  n  zu  sein. 
Ich  erinnere  an  die  oben  Seite  K)!.,  angelülirten  Stellen  aus  ihren 
Schriften.  Nur  dafs  ^^ic  auf  eme  t;aiiz  andere  Art  dir<c  Notwcndtijkeit 
begrüncfcfi :  sie  appellieren  an  den  (xlauben.  Denn  otlenbar  wird 
es  keine  an<lcn-  Krücke  al--  din  GlauInMi  ^f!)i-n  könneti,  die  zu  der 
Annahme  eme.s  unwaiKklharcn,  von  doit  [^^(.nttcubarten,  materialen 
Naturr«  chts  führte.  Ich  w  ic^  ^chun  einmal  darauf  hin,  dafs  der 
katholr-ch-'ioziale  Stan(lj)unkt  ^!ch  ilurch  grolse  Schärfe  und  Klar- 
heit auszciciinci,  wie  alle  LehrLii,  <lie  der  unül>ertrefnichen  Schule 
der  Jesuiten  entstammen.  Mit  l)c  ri  chti;^^tem  St  lb>tbewur>l>ciii  ruft 
der  schon  genannte  Toniolo  eiinnal  ',  aiiN:  „quäle  scuola  scieiitifica 
o  quäle  partitü  di  riforma  >ocialc  puo.  con  la  malleveria  dclla 
storia,  mettere  iniianzi  un  progranmia  piü  dermito,  piü  promettcntc  r" 
Die  Katholisch-Sozialen  haben  in  der  That  einen  festen  Punkt, 
von  dem  aus  sie  die  soziale  Ürdrunig  in  bestimmter  Richtung  ge- 
staltet denken  können.  Freilich  —  eine  Voraussetzung  ist  dazu 
nötig,  um  diesen  festen  Standpunkt  gewinnen  zu  können :  eben  der 
Glaube  an  die  Gdttlicbkeit  jener  ..natürlichen"  GcHellschaftsordining, 
deren  Verwirklichung  das  Ziel  sein  soll.  Wo  jener  Glaube  mangelt, 
versagt  die  katholisch-soziale  Theorie  vollständig.  Die  Wissenschaft 
kann  dieses  nur  feststellen.  In  irgend  eine  Dtskus.sion  über  das 
letzte  Ziel  des  sozialen  Katholizismus  vermag  sie  nicht  einzu» 
treten. 


')       prctcM  e\'oltuioii«  sociale  delU  chi«sa.   Kiv.  intern.  VI.  39. 
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Mit  wissenschaftlichen  Art^uincnten  da^cq-cn  fechten  im  wesent- 
lichen die  e t  h  i  sch  - soz i  ale  n  Nat  i  o  n a  1  o  k  o  n  o  m  l  ii ,  denen  wir 
die  Evatij^clibch-So/.ialen  ohne  weiteres  zurechnen  kuiuiea.  Wenn  sie 
daher  die  NotwencUjikeit  eines  ethischen  Ideals  fiir  die  Sozial- 
politik behaupten,  so  müssen  wir  ihre  Beweisführun;^  mit  dem 
Mafsstabc  wissenschaftlicher  Kritik  messen.  Leider  fehlt  hier  tlie 
bei  den  Katholiken  so  wohlthuende  Schärfe  der  Auffassung  meist 
gänzlich.  Sehen  wir  zu,  was  sich  an  klaren  Behauptungen  jener 
Schule  feststellen  läfst. 

Soviel  sidi  erkennen  lETst,  sind  es  vomehmlidi  zwei  Erwä- 
gungen, die  zu  einer  „Vcrcthisicrung"  der  Sozialpolitik  Anlafs  gegeben 
haben.  Die  erste  ist  die,  dass  auch  das  wirtschaftliche  Handeln  der 
ethischen  Wertung  unterliege.  Den  Fachmann  brauche  ich  etwa 
nur  zu  erinnern  an  den  Streit  zwischen  Lasson  und  Schmollcr 
über  den  „sittlichen  Charakter"»  der  der  Handlung  des  Einschlagens 
eines  Nagels  zukomme.  Schmoller  behauptete  damals,  dafs  auch 
dabei  ethischen  Erwägungen  Raum  gegeben  werden  müsse.  Oder 
an  die  Worte  Gustav  Cohns')  von  der  „beliebten  Aus« 
Scheidung  des  ökonomischen  Handelns  aus  dem  sonstigen  Ge- 
biete der  Ethik"  und  der  „daraus  gefolgerten  Exterritorialität  des 
Eigennutzes".  Die  Gedankengänge  der  „ethischen"  Nationalöknomie 
sind  im  übrigen  zu  bekannt,  um  hier  erst  eingehend  dargestellt 
werden  zu  niüss^tL  Die  andere  Erwägung,  die  zur  Usurpation  des 
sozialpolitischen  Gebiets  durch  die  Ethik  gefuhrt  hat,  ist  die,  dafs 
ein  blühendes  Wirtschaftsleben  oder  wie  es  meistens  heilst,  eine 
möglichst  reichliche  Güterproduktion  unmöglich  Endziel  mensch- 
lichen Strebens  sein  könne,  dafs  vielmehr  tler  wirtschaftliche  Erfolg 
selbst  nur  Mittel  zum  Zweck  eines  im  Lichte  der  lühik  „menschen- 
würdigen" Daseins  ^ein  dürfe.  Auch  diese  Ideen  Verbindung  ist 
jedermann  vertraut,  der  in  der  nationalökonomischen  Litteratur  der 
letzten  Jahrzehnte  einigermafsen  belesen  ist.  Sie  stammt  von  den 
Sismondi  und  Carlyle  und  findet  sich  noch  wietler  in  aller  Reinheit 
in  dem  letzten  Werke  der  ethischen  Nationalökonomie,  dem  mehr- 
fach erwähnten  Buche  Stammlers,  wo  abermals  ausgeführt  wird, 
dafs  „die  Produktion"  uinnöglich  „letzte  Kinheit"  sein  könne,  nicht  „den 
unbe  Hi' ;ten  Kndzweck  des  sozialen  Lebens  abzugeben  vermöge" -Ii 
u.  i>.  w.    VVoraas  dann  scheinbar  konsequent  geschlossen  wird :  also 


«)  Sysun»  1.  384. 

*)  Z.  9.  O.  .Sfitc  457. 
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dürfe  Sozialpolitik  nicht  unter  einem  eignen,  sondern  unter  einem 
höheren  Ideal,  dem  ethischen,  betrieben  werden.  Aber  nur  schein- 
bar konsequent.  Bei  genauerer  Prüfung  finden  wir,  dafs  die  Deduktion 
auf  einem  Trugschtufs  beruht. 

Ohne  weiteres  sind  die  l^eiden  Obersatze  der  Ethiker  zu  kon- 
zedieren. Es  war  natürlich  ein  schwerw  iegender  Irrtum  der  älteren 
Schule,  die  wirtschaftliche  Handlung  für  sittlich  indiflferent  zu  er- 
klären. Man  hatte  nicht  allzu  tief  zu  graben,  um  die  Flachheit 
«lieser  Auffassung  bloßzulegen.  Ganz  wenig  philosophische  Schulung 
reichte  hin,  jenes  oßenbare  Mifsverständnis  aufzudecken.  Selbstver- 
ständlich ist  der  Mensch  als  sittliches  Wesen  ein  unzertrennbares 
Ganze,  das  nicht  in  dieser  Sphäre  seiner  Thätigkcit  sittlich  gewertet 
werden  kann,  in  jener  nicht.  Selbstverständlich  ist  auch  die  un- 
scheinbarste Handlungsweise,  die  rein  technische  Vornahme  des 
Nageins  ^n  den  grofsen  Zusammenhängen  der  sittlichen  Gesanit- 
personlichkeit  zu  setzen. 

Ebenso  si^reich  mufste  die  „ethische"  Nationalökonomie  in  der 
Kritik  des  krämerhaften  Ideals  der  früheren  Unternehmerökonomie 
sein.  Es  w.ir  eine  starke  Zumutung  der  von  Sisnioncli  wohl  zuerst 
mit  dem  Stichwort  der  Chrematistik  gegeifselten  Richtung,  das 
Menschhcitsidenl  auf  das  Niveau  des  Ideals  eirn-s  amerikanischen 
Schweinezücliters  liinal)^c  liraui)en  zu  wollen.  Es  bedurfte  kaum  des 
schweren  Geschützes  der  Kantisrhen  Ethik,  um  eine  weniger  in  den 
\*orstellungskrciscn  der  Lombard  Street  befangene  Ger)cration  von 
der  üngeheuerhchkeit  zu  überzeugen,  <lie  In  dem  alten  „Produkt  ions- 
idcal"  zu  Tage  trat:  Menschen,  nämhch  die  Arbeiter  zu  Mitteln 
für  sachliche  Zwecke,  nändich  <lie  Menge  der  erzeugten  (niter 
machen  zu  wollen;  obwohl  dieser  Standpunkt  nicht  ganz  so  „un- 
menschlich" gewesen  als  man  ilm  'später  -^^ezeichnct  liat.  Das 
„letzte  Ziel"  war  lumieriiin  <loch  nn  „lium.iiies" ;  niclit  nämlich 
(l:e  '^i.  eli  niüsc  Mas<r  von  Giilrni,  sondci  n  das  sehr  seelenvolle 
l'ottciiKMinaic  (kr  l'iiti.: uchiiiLM kl,i<<e  sollte  den  „unbedint^tcn  f'Jid- 
zweck  tles  sozialen  Li  ht  tts"  al);4cben.  Was  hier  im  X'^oi  1  »riL^du  »! 
zur  El>renrettung  tler  alten  ßourgeoisökonomie  doch  erwäJint 
werden  sollte. 

Aber  was  beweist  das  alles  für  die  Frage:  ob  die  Sozialpol itik 
ihr  Ideal  der  Ethik  zu  entnehmen  h      :    Mir  scheint:    gar  nichi>. 

Denn  wie?  Sind  (Ushall),  weil  alles  menschliciic  Haikklii  der 
sittlichen  WV  riung  unterliegt,  alle  Ideale  für  unser  Thun  ethische  : 
Und  wird  jede  unserer  Thätigkeitsspharen  von  cthi>chen  Cicsichts- 
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punkten  beherrscht,  weil  unser  letztes  Ziel  vielleicht  ein  sittliches 
ist?  Doch  ^Rnz  und  gar  nicht.  Vielmehr  gilt  es  als  selbstverständlich, 
dafs  Sonderideale  die  einzelnen  Domaincn  unseres  Thuns  beherrschen, 
nur  (Iis  wirtschaftliche  Gebiet  soll  durchaus  in  Ahliängigkcit  von 
elhischcti  Erwägungen  bleiben.  Heilt  etwa  der  Arzt  den  Kranken 
unter  L  tlii<cheni  (iesichtspunktc  r  imd  richtet  tier  l  lygieiuker  sein 
Handeln  nach  den  \''orschrifteii  <ler  Kthikr  liir  hieal  ist  der  normal 
funktinniereiide  KtM'per  des  Menschen,  der  gcwils  daiui  Trä<.,'er 
sittliclier  Ideen  wird  und  siclicr  niciU  absoluter  Kndzwcck  mensch- 
lichen Strebetis  zu  >ein  braucht:  der  aber  für  sie  tlen  einzigen  Orien- 
tierungspunkt ihrer  Kunst  bildet.  Und  wenn  man  die  Thätigkeileii 
des  Arztes  und  des  Hygieinker>  dem  Animalen  zurechnen  und  daraus 
ihre  unethisclien  Ideale  erklären  wollte:  MliafTt  der  Kun>tler,  forscht 
der  (iekhrlc  u.ich  ctliischen  Maximen:  Finden  beide  nicht  das 
Richtung  gebende  hleal  in  ihrer  eignen  Schaffenssphäre?  Ist  für  die 
Kunst  ein  andres  ideal  mafsgebend  als  das  der  Scht")nheit,  für  die 
Wissenschaft  ein  andres  als  das  der  Wahrheit:  lieidc  >iiK\  niciu 
»ethisch«  und  doch  sind  beide  Ideale  für  geistig  menschliche 
Handlung. 

Also  —  was  hier  zu  zeigen  war:  so  gewifs  auch  jede  wirt- 
schaftliche, ja  jede  technische  Handlungsweise  ebenso  vrie  das  Thun 
eines  Arztes,  eines  Künstlers,  eines  Gelehrten  der  sittlichen  Wertung 
unterworfen  werden  kann,  so  wenig  der  wirtschaftliche  Erfo^  wie 
irgend  ein  anderer  Einzelcrfolg  menschlicher  Thätigkcit  Endsweck 
unseres  Daseins  zu  sein  braucht:  dafs  damit  schon  die  Notwendig- 
keit bewiesen  wäre,  das  Wirtschaftsleben  nach  ethischen  Gesichts- 
punkten auszurichten,  der  Sozialpolitik  ein  aus  der  Ethik  herüber- 
genommenes Ideal  zu  oktroyiren,  darf  ganz  und  gar  nicht  zugegeben 
werden.  Die  Möglichkeit  eines  sozialpolitischen  Sonderideals 
mufs  auf  alle  Fälle  bestehen  bleiben.  Ebenso  freilich  zeigt  schon 
die  herrschende  Auffassung  auf  der  andern  Seite  die  Möglichkeit 
eines  ethischen  Ideals  für  die  Sozialpolitik.  Also  erübrigt  nun 
noch  der  zweite  Teil  unseres  Flaidoyers  für  die  Autonomie  des 
sozialpolitischen  Ideals,  in  dem  der  Nachweis  zu  führen  sein  wird: 

Wenn  auch  m^Hch,  so  doch  nicht  zweckmäfsig. 

2.  Die  Heteronomie  in  der  Sozialpolitik  ist  nicht 

z  w  e  c  k  m  ä  f  s  i  g. 

Das  wichtigste  Erfordernis,  da^  ein  Richtung  gebendes  Ideal 
für  irgend  welchen  Zweig  pohtischen  Handelns  zu  erfüllen  hat. 
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scheint  mir  dieses:  sicher,  zuverlässig  und  eindeutig  zu  sein,  damit 
es  dem  Politiker  jederzeit  zur  zweifellosen  Orientierung  dienen 
möge. 

Wie  der  Leuchtturm  dem  Schiffer  Verderben  statt  Rettung 
bringen  würde,  der  nicht  vom  Einen  festen  Punkte  aus  das  Eine 
sicher  gekannte  Licht  strahlte,  so  droht  dem  Politiker  schwere 
Gefahr  von  einem  Ideal,  das  irrlichtarti^'  die  Ruhe  uikI  Steti|rkcit 
<Ies  we^veiscnden  Lichtes  vermissen  lafst.  Solcherart  scheint 
mir  das  ethischsozi.ilr  und  chrisiUchsoziale  Ideal  zu  sein.  D;ls  be- 
haupte ich  für  die  Orientierung  der  Sozialpolitik  im  ganzen  wie  im 
einzelnen. 

Gewähren  —  so  fragen  wir  zunächst  —  ethische  oder  religiöse 
Erwägungen  den  festen  Punkt  aufserhalb  des  Wirtschaftslebens, 
von  dem  aus  dieses  gemeistert  werden  könnte?  Zwar  einzelne 
Wrtreter  der  ethisch-  und  christlichsoziak  11  AiifTnssung  behaupten 
es.  Aber  wir  sahen  schon,  welches  <kr  Pn  is  ist.  um  den  wir  zu 
jenem  ..ruhenden  Pol  in  tler  Erscheinungen  Flucht"  gelangen 
können:  tlcr  bctlinguuL^fslosc,  reine  Glaube  an  Gottes  Offenbaruni^'. 
Wollen  wir  a!>cr.  dürfen  wir  aucli  nur  ein  wichti'^'>le>  (Tebict 
mensclilicli  -  praktischer,  staatlicher  Thalit^keit  von  diesem  PLrfür- 
dirni>  abhangig  uiacfien?  Ich  t^kaube,  dafs  niemand  aufseihalb  des 
Kreises  der  Strenggläubigen  Kalliolikca  auf  eine  solch  prekäre  Iki>;s 
moderne  Sozialpolitik  aufgebaut  sehen  möchte.  Miade.stens  miil>lc 
doch  dieses  gesagt  wertlen:  dafs  für  alle  Nichtgläubigen  noch  erst 
der  Richtpunkt  ihres  sozialpolitischen  \'erlialteii>  /u  suchen  wäre. 
Und  da  lu.^besondere  die  Regierungen  iler  Gegeiuvurl  und  wohl 
auch  näheren  Zukunft  das  Bekenntnis  des  orthodoxkatholiscliNOzi- 
alen  Staiidqunkts  nicht  zu  dem  ihrigen  macheu  werden,  so  würde 
för  das  praktische  Leben  gar  nichts  gewonnen  sein. 

Das  Gesagte  gilt  für  dasjenige,  was  man  ein  „materielles"  Na- 
turrecht  genannt  hat,  d.  h.  ein  solches,  das  die  konkrete  Gestaltung 
der  sozialen  Ordnung  in  sich  enthält.  Wo  das  Naturrecht  —  wie 
z.  B.  bei  Stammler  —  zu  dem  rein  formalen  Prinzip  der  „regu- 
lativen Idee**  verflüchtigt  wird,  mufs  als  Hauptbedenken  geltend 
gemacht  werden,  dafs  ein  solches  Pk>inzip  fiir  praktisch  politische 
Mafsjiahmen  keinerlei  brauchbare  Handhabe  bietet:  worüber  weiter 
unten  noch  zu  handeln  sein  wird. 

Die  skizzirten  Standpunkte,  die  wir  als  die  absolutistischen 
bezeichnen  dürfen,  haben  nun  wenigstens  den  Vorteil  eines,  wenn 
aud)  nicht  annehmbaren,  festen  Orienttrungspunktes.   Dagegen  sind 
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dem  SchiflTe  vergleichbar,  das  den  Strom  hinabgleitet,  alle  jene 
ethischen  Systeme,  die  die  Grundsätze  des  Sittlichen  sich  wandeln 
lassen  im  Zeitenablaul  Wir  können  sie  als  die  relativistischen 
Systeme  den  absolutistischen  gegenüberstellen.  Was,  fragen  wir, 
venn^en  sie  der  Sozialpolitik  für  irgend  welche  sichere  Orieti- 
tirung  zu  gewähren.  Das  Wirtschaftsleben  soll  »ethisirt**,  soll  den 
Anforderungen  iles  Sittengesetzes  angepafst  werden.  Gut.  Aber 
woher  bilden  sich  unsere  Anschauungen  von  dein,  wa-s  sittlich  er- 
laubt oder  verboten  ist?  Sie  sind  ein  „Nii derjichlag"  tles  gesamten 
Daseins  in  einer  bestimmten  Epoche,  heifst  es.  Doch  bedeutet 
das  gewifs  nicht,  daf--  sie  vom  Himmel  fallend  gedacht  wären: 
das  würde  der  Grundauffassung  der  evolulionistischen  Ethiker 
widersprechen.  Sie  sind  also,  nuisscn  wir  schlicfsen,  das  Ergebnis 
aller  Existenzbedingungen  der  .Menscliheit  zu  einer  gegebenen  Zeit. 
Mögen  sie  .  unter  teleologischem  oder  irgend  sonst  weichem  Ge- 
s!c!1t^p^lnk^  entstatulen  gedacht  werden.  Nun  will  ich  hier  das 
Riesenproblem  von  der  Genesis  sittlicher  \'or->tellungen  ganz,  gewifs 
nicht  aufrollen.  Aber  dieses  wird  man  mir  lüglich  nicht  bL>iieiiei! 
können:  dafs  /.u  di  rijt  nigen  Faktoieii,  die  bei  der  Ent>lt!iung  sitt- 
licher Grund.^at/.c  gcr.ale  nach  der  Anschauung  tler  modernen, 
V\  olutiofiistischcn  Ethik  im  eniiiu  nti  n  M.il<t  m  Betracht  gezogen 
ueidi.n  müssen,  die  wirtschalllichcii  gehören.  Wenn  aus  dem 
Milieu  sich  tler  Wandel  tle.ssen,  was  wir  materiell  für  sittlich  er- 
laubt oder  nicht  erlaubt  halten,  erklären  lassen  soll,  >o  inul>  un- 
weigerlich als  eines  der  wichtigsten  Elcujcnte  dieses  Milieus  die 
Gestaltung  des  Wirtschaftslebens  in  Rücksicht  genommen  werden. 
Ohne  Obligo  fixt  irgendwelche  sog.  „materialistische"  Geschichts* 
auffassung.  Wollen  die  relativistischen  Ediiker,  die  vom  „Nieder- 
schlag der  sittlichen  Ideen"  sprechen,  diese  Zusammenhänge  leugnen, 
so  sind  sie  freundlichst  eingeladen,  uns  zuvor  zu  sagen,  von  wo 
sonst  ein  „Niedcrsdilag"  erfolgen  solle.  Die  Ethisch-Sozialen 
werden  also  diesen  inneren  Widerspruch  in  ihrer  Auffassung  nicht 
leugnen  können  —  wenn  anders  sie  ihren  Standpunkt  mit  der  fiir 
jede  Auseinandersetzung  notwendigen,  leider  so  oft  vermifsten 
Klarheit  begründen  wollen  —  daTs  sie  an  das  Wirtschaftsleben 
einen  Mafsstab  anlegen,  der  diesem  selbigen  danach  zu 
messenden  Wirtschaftsleben  erst  entnommen  ist. 

Dafs  dieser  theoretische  Widerspruch  in  der  „Verethisining"  der 
Sozialpolitik  für  das  praktische  Leben  von  verhängnis- 
vollen Folgen  begleitet  ist,  wird  jeder  wahrnehmen  können,  der 
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den  Einflufs  der  „cthisclicn"  Nationalökonomie  auf  das  Wirtschafts- 
leben unbefangen  beobachtet  Diese  ist  ihrer  Natur  nach  wirtschaft- 
lich stets  reaktionär.  Ihr  Auftreten  schon  bezeichnet  eine  Reaktion 
j^egen  das  allzu  rasche  Tempo  wirtschaftlichen  Fortschritts.  Der 
KapitalisiiHis  rrzcu«4t  fast  <:,dcichzciti!^  die  Arbeiterbewegung  und  die 
„ethische"  Nationalökonomie  oder,  wa^  im  Prinzip  dasselbe  ist,  christ- 
lichen Sozialismus:  in  Frankreich  und  England  um  die  Mitte  unseres 
Jalirhunderts,  in  Deutschland  vor  einem  Mcnsclu  iialter,  in  Italien  z.  B. 
jetzt.  Aber  während  die  Arbeiterbewegung  fortschrittlich  auftritt 
(J,  h.  keine  eler  modernen  Errun;4enschaften  hoher  Wirtschaftsformen 
aufgeben  will,  ist  es  (he  historische  Mission  der  „ethischen" 
Natioaalokoiioiiiie,  zu  „stoppen".  Ks  ^eht  zu  rasch,  wir  verlieren 
bei  den»  rasenden  Tempo  all  unser  Kulturgcpäck,  die  „sittliche" 
Umbildung  kann  nicht  Schritt  halten  mit  der  ökonomischen, 
tii«.  alten,  bewahrten  Formen  des  Wirtschaftslebens,  die  Ptlinz- 
stiilteii  von  Zucht  und  Ordnung,  von  Sitte  und  Moiai  dürfen  iler 
wirtsciuiftlicheii  Revolution  nicht  so  ohne  weiteres  preisgegeben 
werden,  die  Schwaciien  müssen  geschützt,  die  Staiken  gebäiuligt 
werden :  so  und  ähnlich  lauten  die  Mahnworte,  die  die  „ethische" 
Nationalökonomie  an  die  Regierungen  richtet  So  bildet  einen 
(irundzug  aller  „ethischen"  und  der  meisten  christlichen  Ockonomie 
die  instinktive  Angst  vor  grofskapitalistischcrEntwickelung  und  die 
Vorliebe  für  alle  kleinwirtsdiaMidien  Formen:  kleine  Bauern» 
kleine  Handwerker,  kleine  Hausiodustrielle  u.  &  w.  Sehr  begreif- 
lidioweise.  Denn  alle  Anschauungen  über  das  den  Anforderungen 
der  Ethik  gemäfse  Wirtsdiaftsleben  können  ja,  wenn  nicht  dem 
kapitalistischen,  so  nur  dem  vorkapitalistischen  Produktionssysteme 
entstammen.  Jenes  hatte  die  Ethik  oder  Nichtethik  der  „X'ulgäröko- 
nomie"  erzeugt,  dieses  hat  der  „ethischeo"  und  christlidien  National* 
Ökonomie  das  Leben  gegeben.  Diese  ist,  kann  man  sagen,  der 
theoretische  Ausdruck  des  konservativen  Kleinbürgertums  wie  ein* 
zelne  Erscheinungsformen  des  Sozialismus  —  z.  B.  Proudhon  — 
der  theoretische  Ausdruck  des  revolutionären  Kleinbürgertums  sind. 
Im  Vorbeigehen  will  ich  nur  bemerken,  wie  ganz  logischerweise 
der  ebenfalls  eine  evolutionistische  Ethik  bekennende,  Wissenschaft» 
Hebe  Sozialismus  bei  der  Forderung  einer  bestimmten  Gestaltung 
der  sozialen  Ordnung  von  der  Berufung  auf  ethische  PostuUte  Ab* 
stand  genommen  hat,  da  diese  doch  immer  nur  die  Ergebnisse 
der  Gegenwart  sein  würden. 

Genug  — t  was  ich  hier  nur  zur  Illustration  anfuhren  wollte, 
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um  7:u  Tchj^cn,  wie  schwankend  und  ii;iltlo>.  und  fol^^licii  wie  mifs- 
licli  eine  \'ercllii-:eru!i;^^  der  Sozialpolitik  i-t.  war  die  vcrliiiii;^^ri;vvolle 
Konsequenz  •-olchen  Be;^niiiicii^  tur  da.s  prakti.>che  Lehen  :  ..ethische" 
Sozialpohtik  i^t  ihrem  We-eii  nach,  immer  Obstruktionspolitik.  Was 
die  ;::(e-chichilichc  Krf;ihrun;^f  zur  Genüge  bestätigt.  Aber  sie  birgt 
noch  eine  nicht  minder  grolVc  Gefahr  für  eine  gedeihhche  Eiitwicke- 
lung  des  Wii  U^cljaft-^leben^  in  sich,  die  ebenfalls  in  ihr<.i  Natur 
begründet  liegt.  „Ethische"  \\  irt-^cli  iftspolitik  nämlich  hat  die  ein- 
geborene Tendenz  zur  Zerfahreiiliett.  zur  riaiilö>tgkcit,  zur  K.asui>tik, 
zur  Augenblickspol ittk,  zum  Kklcktizi>inus. 

Die  Ethik  oder  die  Religion  treten,  —  wenn  wir  etwa  von  der 
.->chon  erledigten  orthodox  kalliolischcn  Doktrin  absehen  — ,  an  das 
Wirtschaftsleben  niemais  in  der  Weise  heraiii  dass  sie  ein  ganzes  Wirt- 
schaitssystem  in  Bausch  und  Bogen  verwerfen  oder  verteidigen. 
Sie  berühmen  sich  viehnehr  gerade, ')  dafs  sie  ihre  ethischen  oder  re- 
ligiösen Aussetzungen  „von  Fall  zu  Fall"  vornehmen.  So  kommen 
sie,  und  können  es  von  ihrem  Standpunkte  aus  auch  gar  nicht,  nie> 
mala  zu  einem  System  der  Wirtschaftspolitik  oder  was  dasselbe  ist 
einer  Politik  der  Wirtschaftssysteme.  Vielmehr  werden  Lücken  und 
Schäden  hak)  am  Kapitalismus,  bald  am  Handwerk,  bald  am  Bauern- 
turne,  bald  am  Grolsgruodbesitz  ausgefüllt  und  gebessert.  Das  er- 
giebt  natürlich  ein  Chaos.  Und  wenn  in  manchen  der  modernen 
Staaten,  und  zwar  gerade  in  denjenigen,  in  denen  die  ethische 
Nationalökonomie  am  meisten  Blüten  treibt,  die  Wirtschaftspolitik 
der  Gegenwart  im  Stichen  des  Zickzackkurses  steht,  so  bin 
ich  geneigt,  einen  nicht  geringen  Anteil  der  Schuld  an  diesem 
Zustande  eben  jener  unglücklichen  Verwässerung  der  W'irtschafts* 
politik  mit  allerhand  ethischen  Erwägungen  beizumessen.  Wie  ver- 
hängni.svoll  dieser  planlos  nörgelnde  Ethizismus  für  die  wirtschaft- 
liche Entwicklung  sein  kann,  zeigt  sich  am  besten  dann,  wenn  ihm 
irgend  ein  unentbehrliches  Glied  eines  VVirtschaft^system.s,  dessen  Bc 
stand  sonst  incht  gefährdet  ist,  zum  Opfer  fällt.  So  entspricht  es 
z.  B.  den  „sittlichen"  Anschauungen  mancher  „Ethiker"  wohl,  dafs  ein 
Handwerker  seine  Lehrlinge  oder  ein  Junker  seine  Hintersassen 
schindet,  .iber  nicht,  dafs  jemand  Termingeschäfte  an  der  Börse 
macht.  Flugs  werden  die  TermiTv^'c<chäfte  und  andere  „.Auswiichse" 
des  Kapitalismus  unter  cUiischen  Erwägungen,  (hinter  denen  natür- 


'  I  V){1.  dir  oben  schon  ziticrtfti  Worte  d«s  arglos  der  ethischen  Xationalökonomic 
verfiülencn  Göh  rc,  a.  a.  O.  Seite  184. 
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lieh  meist  selir  reelle  Interessen  verborgen  sind,  die  aber  erst 
unter  tlieser  ethischen  Decke  so  recht  zur  Wucherung  kommen)»  be- 
seitigt. Die  Frage  nach  der  Zusairmiengeliörigkeit  einzelner  In- 
stitutionen und  ihre  Zugehörigkeit  zu  einem  Wirtschaftssystejue  wird 
kaum  au%eworfen.  Von  „Fall  zu  Fall"  wird  herumgedoktert,  dar- 
auf ist  man  ja  stolz.  Die  Hetzjagd  im  Augenblicke  auf  alles,  was 
„Handel'*  heifst,  ist  gerade  bezeichnend  für  das  prinzipieU  Verfehlte 
des  Ausganpi^spunktcs  dieser  Art  Kritik:  die  Anschauungen  von  dem, 
was  ..hcrcclitigt"  ist,  stammen  wieder  aus  der  vorkapitalistischen 
Zeit.  D.inial'^  allerdings  war  ticr  Handel  eine  mindestens  sekundäre 
ErscheiiiuiiL;  des  \\'irt.schaftskl)tii>.  Die  ..profluktive"  Arbeit  war 
die  Gel )raucl^>t,aitcraMfcrtiL,nmL,^  Nun  legi  itiaii  (lioc-ii  antiquierten 
MalV^tab  einer  überwundenen  \\'irtsch.ift>pcrio(lt'  an  ^aiiz  Veränderte 
Zu-tandc.  unterscheidet  in  thörichtstcr  Weise  ..pro(hiktive"'  und  ,.un- 
protiuklixe"  Stände  und  wrsuchl  lel/.tere  unter  Berufung  auf  die 
ewigen  Wahrheiten  der  iMhik  oder  Religion  in  ihrer  Wirksamkeit 
tliunlicli.vl  zu  beschranken. 

All  das  als  ganz  natürliche  Konsequenz  einer  in  der  Fthik  zer- 
setzten und  verdorbenen  Wirt-schaftspoUtik.  Wogegen  nicht  geltend 
gemacht  werden  darf,  dafs  hervorragende  „elhi>che"  National- 
ökonomen für  ihre  Person  all  diese  Irrgänge  nicht  nntgehen,  ilie 
sie  aber  doch  erst  durch  ihre  Lehren  eröffnet  haben. 

Die  Mängel,  die  bisher  als  jedem  ethisdi-sozialen  Ideal  an^ 
haftend  hervorgehoben  wurden,  sind,  könnte  man  sagen,  von\'iegend 
formaler  Natur:  aus  der  Umkehrung  des  Kausalitätsverhältnisses 
zwischen  Wirtschaft  und  Moral  folgt  eine  Unsicherheit  des  Stand- 
punktes für  die  Beurteilung  sozial-politischer  Probleme,  folgen  Plan« 
losigkeit  und  Zerfahrenheit  Aber  die  letzten  Erwägungen  haben 
uns  schon  ein  Stück  weitergefiihrt;  sie  zeigten  uns,  dafs  diese  theo- 
retischen V^ersehen,  diese  Schönheitsfehler  auch  fiir  das  praktische 
Leben  eine  sehr  reelle  Bedeutung  haben  können.  Und  der  Ueber* 
legung,  dafs  die  richtige  Wahl  des  sozialpolitischen  Ideals  von  der 
grÖfsten  Tragweite  für  die  Gestaltung  unserer  gesamten  Kultur- 
richtung ist,  entspringt  das  letzte  utifl  vieUeicht  schwerstwi^ende 
Argument  gegen  die  Hereintragung  ethischer  Gesichtspunkte  in 
die  WirtschafU-  und  insonderheit  Sozialpolitik. 

Was  hier  in  Frage  steht,  ist,  wie  man  es  nennen  könnte,  die 
Rangordnung  der  einzelnen  Sphären  der  Bethätigung  menschlichen 
Wesens,  ist  die  Abstufung  der  Wichtigkeit  verschiedener  Strebungen, 
ist  die  Herstellung  eines  richtigen  Nacheinanders  in  der  (iestaltung 
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unserer  Existenz.  Da  muls  nun  mit  allem  Nachdruck  betont  werden, 
dafs  die  unbestritten  erste  Stelle  in  dieser  Rangordnung  das  Wirt- 
schaftsleben einnimmt,  aus  dem  sehr  einfachen  Grunde,  weil  von 
seiner  zweckmäTsigen  Gestaltung  alles  übrige  menschliche 
Dasein  abhangig  ist  Ob  ich  nationale  Macht»  ob  Ich  eine  blühende 
und  gesunde  Rasse,  ob  ich  Pflege  des  Guten  oder  Schönen  oder 
Wahren,  ob  ich  materiellen  Genufs  als  höchstes  Ziel  meines  Strebens 
setzte:  immer  zwingt  inicli  die  Notdurft  meiner  irdischen  Unzu> 
länglichkeit  zuvörderst  das  Wirtschaftsleben  nonnal  zu  gestalten,  d.  h. 
es  gesund  und  blühend  zu  erhallen.  I)  nn  :illc  übrigen  Bestrebungen 
entbehren  der  notwendigen  Basis  1; mkt  der  w  iriscliaftliche  Or- 
ganismus. Ganz  ähnlich,  wie  alle  individuelle  Lebensbethätigung 
von  einem  normal  funktionierenden  Körper  bedingt  ist.  Daraus 
nun,  aus  dieser  so  elementaren  Einsicht,  ergeben  sich  wichtige 
Konsequenzen  fiir  die  T-ösung  des  hier  aufgeworfenen  Problems. 

W'ciiii  nämlicii  ir;^end  eine  fremde  Disziplin,  insonderheit  wiederum 
dii'  luhik,  An>pruch  erhebt,  lür  tlie  Gestaltung'  di'>  Wirtschaftslebens 
Regeln  zu  geben,  so  hideutct  das  eine  U  m  kc  ii  r  u  n  g  j  en  e  s 
„natürlichen"  Rangverhältnisses  der  menschlichen 
Lebe n  s b e  t  hat  i  gu  n  ge  n.  Denn  ein  solelu  r  Freindhrrrscher 
heisciu  selbstverständlich  die  Untcrwerfun;^'  dt  von  iliiii  usurpierten 
(iebiets  unter  seinen  Willen,  heischt  die  Präponderanz  seiner 
Zwecke.  Der  Sozialpolitik  ein  Ideal  von  der  Kthik  gehen  lassen 
^  l)(.dt'utct  das  Bekenntnis,  dafs  tlas  von  althersher  „sittlich  halaulUc" 

die  Schranken  bildet,  ininrhalb  deren  gc wirtschaftet  werden  dürfe. 
Damit  aber  werden  der  Entfaltung  der  produktiven  Kräfte  Fesseln 
angelegt,  die  eine  gedeihliche  Entwicklung  des  Wirtschaftslebens 
hindern.  Nicht  das  Sittliche  darf  die  Schranke  sein,  innerhalb  deren 
gewirtschaftet  wird,  sondern  umgekehrt  die  wirtschaftliche  Notdurft 
bildet  die  Schranken,  innertialb  deren  das  Sittliche  verwiridicht 
werden  kann. 

Das  heifst:  wir  müssen  im  grolsen  Ganzen  die  von  den  An- 
forderungen des  erfolgreichen  Wirtschaftens  geschaffenen  Be- 
dingungen menschlichen  Zusammenlebens  als  gegebene  hinnehmen 
und  können  es  nur  unser  Bestreben  sein  lassen,  innertialb  des  durch 
sie  gesteckten  Rahmes  die  Gebote  der  Ethik  zur  Geltung  zu  bringen, 
Oder  aber  wir  müssen  die  Anforderungen  der  Ethik  mit  den  An- 
forderungen des  vnrtschaftlichen  Fortsdiritts  in  Einklang  zu  setzen 
suchen:  etwa  wie  die  liberalistische  Ethik  der  neueren  Zeit  bewufst 
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o^r  unbewufst  den  Bedürfnissen  des  emporstrebenden  Kapitalismus 
mit  ihren  Postulaten  gedient  hat 

Thatsächlich  bat  sich  auch  alle  Kulturentwickelung  in  dieser 
Weise  vollzogen,  daTs  die  den  höheren  Wirtschaitsweisen  konforme 
Ethik  die  alte  verdrangt  hat  Und  kurzsichtige  Historiker  haben 
wohl  aus  dieser  Parallelbewegung  von  Oekonomie  und  Ethik  ge- 
rade den  Schlafs  gezogen,  dafs  die  Geschichte  selbst  ja  iur  die 
Meisterung  der  Oekonomie  durch  die  Ethik  spreche.  Während 
thatsächlich  in  diesen  Fallen  die  Anwendung  ethischer  Grundsatze 
auf  das  Wirtschaftsleben  nur  deshalb  unschädlich  war,  weil  die 
Ethik  nichts  anderes  als  die  X'erbräinuiij;  wirtschaftlichen  Fort<!Chritts 
bedeutete.  Offenbar  spielt  die  Ethik  in  diesen  Fällen  nur  eine  rein 
dekorative  Rolle  und  ist,  —  das  ist  ihr  j^iinsti^stes  Verhältnis  zur 
w  ri  cliaftlichen  Eniwickelun^  — ,  überflüss^,  da  letztere  ihren  Weg 
auch  ohne  das  ethische  Geleit  findet. 

Prakti.sch  bedeutsam  ist  das  Problem  der  Stellung  der 
tthik  zur  Oekonomik  stets  nur  dort,  wo  die  iühik  wirtschaftlich 
konservativ  oder  reaktionär  auftritt.  Und  <!a  behaupte  ich 
wirkt  <!o.  wenn  sie  EiiifluTs  j^ewinnt,  unheilvoll.  Denn  innerhalb 
einer  volikoinnienercn  Wirtschaftsweise  sich  den  Anforderungen 
der  Moral  entsprechend  ein/.uricliten  wird  inuiier  inöfrlich  sein. 
Aber  unniÖ<^dic!i  i>t  o>,  nicht  nur  ethisch  sondern  überhaupt 
zu  existieren,  wenn  die  wirtschaftliche  J  iitwickcluiitf  7.\\m  Stillstande 
;^el.mgt  — ,  es  sei  wir  wollten  \'t  i/.:cht  aiil  uii^cr  Kiilturd.iNciii  leisten. 
Dieses  aber  uiulste  jetlciifall>  das  Opfer  sein,  wollte  man  den  Fort. 
>cliritt  zu  höheren  Wirtschaftsformen  aus  „ethischen"  Kr\\  ii;;un^en 
auflialten.  Denn  nur  diese  j^ewähren  uns  die  Mö;^Michkeit ,  eine 
v\achvenfle  Bevölkerung^  zu  ernähren,  untl  auf  eiiu-  waclisende  Be- 
voiki  riHiL;  sind  unsere  modernen  Staaten,  ist  nns(  ic  moiicnu'  Kultur 
ie>cn,  im  Interesse  ihres  IV "-landen.  MU  dieser  Th.itsache 
haben  sich  die  M( )rali'^ti'ii  uaiiz  c-infach  abziitiixlcii.     l  ud  dazu  sinil 

rs 

>ie  ja  da,  um  die  jenen  n«  )t\\a  iidi^rt  ri  u  n  Isch.illiicheti  l 'inwälzun;4ea 
enLsprcclieniica  Fo  r  m  e  II  des  Sillhciien  au.^liudi^  zu  inachen.  Es  ist 
da»  Verhältnis  des  Crtv  zum  tv  ti,»'  tles  Aristoteles:  ohne  wirtschaft- 
lichen Fortschritt  hört  to  ^l^v  und  damit  auch  lo  tu  ^r^v  auf.  Was 
:»ich  also  im  Namen  des  e$  {^v  dem  i^l^v  in  den  Weg  stellt,  ist  ein 
ofienbares  Verhängnis.  Will  die  Ethik  sich  dem  wirtschaftlichen  Fort- 
schritt anbequemen;  gut;  ntir  ist  dann  ihr  Ideal  für  die  Wirtschaft.«;» 
Politik  unnöti^^.  Will  sie  sich  ihm  entgegenstellen,  und  dem  öko- 
nomisch fortschrittlichen  ein  reaktionäres  Ideal  gegenüber  zur  Geltung 
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bringen,  so  inufs  sie  ganz  einfach  beiseite  geschoben  werden.  Denn 
dann  wirkt  sie  verderblicli. 

Y. 

Die  bisherigen  Ausführungen  sollten  den  Nachweis  erbringen, 
'  dafs  die  Fremdherrschaft  des  Ideals  auf  dem  Gebiete  der  Sozial* 
Politik  ganz  gewifs  nicht  notwendig,  aber  auch  gar  nicht  zweck- 
mäfsig  sei,  weil  gegen  sie  gewichtige  Bedenken  thorctischer  wie 
praktischer  Natur  geltend  zu  machen  sind.  Nun  erübrigt  noch  die 
Frage :  ob  denn  ein  autonomes  sozialpolitisches  Ideal  seinerseits  mc^- 
lich  sei  und  wie  es  wenigstens  in  seinen  Grundzügen  gestaltet  sein 
müsse,  um  berechtigten  Anforderungen  gerecht  zu  werden. 

Um  diese  Frage  beantworten  zu  können,  müssen  wir  uns  der 
Bej^riflTsbestimmung  erinnern,  die  wir  oben  (S.  8)  von  der  Sozial- 
p  oliiik  L^c'^cbcn  haben.  Mit  ihrer  Hilfe,  denke  ich,  wird  eine  be- 
friedij^eiide  Antwort  nicht  schwer  fallen. 

Nach  zwei  Seiten  hin  will  ich  das  Wesen  des  selbständigen 
politischen  Ideals  und  damit  das  Wesen  ;:,rcsunder  Sozialpolitik  selbst 
charakterisieren:  nach  der  formalen  und  materialen. 

Für  die  formale  Gestaltung  der  Sozialpolitik  sind 
folgende  Grundsätze  aufzustellen: 

I.  Alle  Sozialpolitik  ist  stets  eine  all «ijem eine  in  dem  Sinne, 
dafs  sie  alle  Zweite  des  Wirtschaftslebens  gleichmäfsig  uiiif.ir^t. 
Denn  da  sie  dessen  pritizipiellc  Ordnun«x,  seine  Gestaltung  zu  be- 
stiiimiUn  Systemen  zum  Objekt  hat,  kann  sie  nicht  anders,  wenn 
sie  zielbewufst  iin<l  klar  sein  will ,  als  ^änitlirhe  Seiteii  des  Wirt- 
schaftslebens einheitlich  unter  dem  leitenden  Gesichtspunkte  be- 
handeln, hin  l)e>tiniimes  Ziel  in  der  Handelspolitik  fordert  nol- 
wendi«^  eine  t.»an/.  heNtiininte  Richtung  iler  (jeWc  rbt.-  und  Agrar- 
politik; man  kann  nicht  leaktinnäre  Gewerbep« -litik  und  1( )ttvcliritt- 
liche  Handelspolitik  zu;^!eic!i  tttihcn,  ohne  sich  ilem  X'orwurl  der 
Planlosigkeit  und  des  Zick/.ackkursi  s  auszusetzen.  Auf  jedem  Ge- 
biete des  Wirtschafl>lel>ens ,  In  jeder  Sphäre  ökononiischer  Thätig- 
keit  kaini  soziale  und  personale  Politik  getrieben  werden.  Die 
personale  braucht  in  gar  keinem  Zusanuiienhange  zu  stehen,  die 
soziale  dagegen ,  um  zielbewulst  zu  sein ,  inmier.  Kine  Gedanken- 
losigkeit,  die  zur  Kvidenz  erweist,  dafs  derjenige,  der  sich  ihr 
schuldig  macht,  überhaupt  keine  klare  Vor.stellung  davon  hat,  was 
Sozialpolitik  denn  eigentlich  sei,  ist  es:  neben  oder  im  Gegensatz 
zur  „Agrar-,  Gewerbe-  und  Handelspolitik"  von  „Sozialpolitik"  zu 
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sprcclR  n.  W  o  h.iu.st  denn  dieses  schattenhafte  Wesen  „Sozialpolitik", 
vvcuii  nicht  in  einer  jener  drei  Sphären  des  W'irtschafulebcns  ?  Also 
das  Schema  ist  nicht:  l.  A^rai-,  2.  Gewerbe-,  3.  Handels-,  4,  Sozial- 
pohtik,  sondern  I.  Personalpolitik,  2.  Sozialpolitik:  a)  ajjrarische, 
b)  gewerbliche,  c)  kommerzielle  Sozialpolitik. 

2*  Aus  der  notwendigen  Allgemeinheit  und  Einheitlichkeit  der 
SosialpoHtik  folgt  nun  aber  dieses:  dafs  alle  sielbewufste 
Sozialpolitik  unabweislich  IClassenpolttik  sein  mufs. 
Mit  dieser  Ansicht  trete  ich  der  in  der  Theorie  herrschenden  An- 
schauung wiederum  schroflf  entgegen.  Diese  nSmUch  lehrt,  da(s 
das  Wesen  weiser  Politik  gerade  in  dem  ßestreben  zu  suchen  sei» 
die  in  der  Gesellschaft  hervortretenden  Klassengegensätze  zu  ver- 
söhnen und  ihnen  gegenüber  die  „Gesamtinteressen"  des  Staates  zu 
wahren.  Als  Beispiele  solcher  herrschenden  Lehrmeinung  wähle 
ich  au€s  geratewohl  folgende: 

Ein  liberales  Urteil:  Holtzendorff,  Prinzipien  der  Politik 
(S.  298/99}:  Wesen  des  Kulturzwecks  des  Staats  ist  ,4ie  Bewahrung 
des  gesellschaftlichen,  vornehmlich  wirtschaftlichen  und  konfessionellen 
Friedens**;  ,idas  Wesen  der  staatlichen  Kultur  (ist  zu  finden)  im  all- 
gemeinen gerade  vorzugsweise  in  dem  Nebeneinanderbestehen  ver- 
schiedener Gesellschaftskörper*'. 

Ein  katholisches  Urteil:  von  Hertling,  Naturrecht  und 
Sozialpolitik  (S.  4/5):  „Gesetzgebung  und  Staatsverwaltung  sollen  ja 
nicht  von  dem  einseitigen  Ititeresse  einer  Bevölkerun4N>rhicht,  einer 
Klasse,  eines  Standes  geleitet  werden,  sondern  den  berechtigten 
Bestrebungen  der  sämtlichen  angemessen  sein,  und  den  Ausgleich 
der  einander  widerstreitenden  vom  Standpunkt  der  allgemeinen 
Wohlfahrt  aus  zu  gewinnen  suchen.  Darin  aber  besteht  die  Auf- 
gabe der  Sozialpolitik  in  der  ersten  und  allgemeinen  BcdLutung 
dieses  Wortes,  sie  «j^elit  auf  die  Leitung,  Förderung  und  Aus- 
gleichung der  verseil iedcnen  Gesellschaftskreise  durch  den  Staat 
«nd  im  Interesse  der  staatlichen  Gemeinschaft." 

Kin  k  a  t  h  e  d  c  r  s  o  z  i  a  1  i  s  t  i  s  c  h  e  s  Urteil,  das  die  selbstverständ- 
liche Konsequenz  der  liebenswürdigen  Lehn  xoni  „sfizialcn  Konig- 
tuin"  ist:  Schmoll  er,  Die  soziale  I'ra'^e  und  der  preulsiselie 
Staat  r^^i  „Wie  dem  K(»inL;tum  gelatiL; ,  in  zwcihundertjähi  iL;eiH 
Kampfe  «icn  (hitti  n  Stand,  das  Bürger-  unil  Bauerntum,  zu  retten  (!  , 
und  mit  den  vorher  allein  berechtigten  Klassen  zu  versöhnen,  so 


*)  Zur  Sozial-  und  GcwcrbcpoUtik  ((^91),  S.  62. 
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II  Ulfs  CS  im  19.  Jalirhundcrt  den  Streit  des  vierten  Standes  mit  den 
übii^cn  Klassen  schlichteu,  den  vierten  Stand  wieder  liarmooisch 
in  den  Staats-  und  Gesdlscliaftsorganismiis  einfögen!" 

Demgegenüber  also  behaupte  ich,  daTs  alle  zielbewufste  Sozial- 
politik notwendig  Klassenpolitik  ist  Und  zwar  in  zwei(achc»D 
Sinne.  Zunächst  deshalb,  weil  sie  sich  auf  eine  soziale  Klasse  und 
nicht  auf  beliebig  zusammengewürfelte  Personenkategorie,  —  etwa 
alle  „kleinen  Leute'*  oder  ein  ähnliches  konfuses  Sammelsurium  — , 
erstreckt.  Dieses  folgt  aus  meiner  Begrifisbestimmung  der  Sozial« 
Politik.  Sodann  aber  auch  in  dem  Sinne,  dafs  sie  nicht  die  „Ge- 
samtinteressen", sondern  immer  nur  die  Interessen  einzelner  Klassen 
vertreten  kann.  Meine  Beweisführung  ist  folgende :  Gesamtinteressen 
einer  Gemeinschaft,  sage  eines  Staates,  giebt  es  nur  gegenüber 
anderen  Gemeinschaften,  also  nach  aufsen,  nicht  im  Innern.  Bestand, 
Ansehen,  Macht  eines  Staates  können  für  samtliclie  Staatsangehörige 
gleichmafsig  in  der  äufseren,  nationalen  Politik  vertreten  werden 
(wennschon  sie  es  nicht  notwendig  brauchen:  sehr  wohl  kann 
nationale  und  Klassenpolitik  zusammenfallen}.  Das  Innere  eines 
Staatswesens  dagegen  ist  charakterisiert  durch  X'erschiedenartigkeit 
der  Interessen,  die  unvermeidlich  an  einem  l)e$timmten  Punkt  zur 
Interessenge^cnsätzlichkeit  wird,  für  die  es  keine  Versöhnung  giebL 
Die  Intercssengcgensätzlichkeit  basiert  auf  der  Unvereinbarkeit  ver- 
schiedener Wirtschaftssysteme  nebeneinander:  sage  lokal-handwerks- 
mäfsigcs  untl  verkehrswirtsch  iftlich-kapitniistisches  Gewerbe.  Kine 
„Versöhnung"  oder  „ Ausgleichun;^^"  der  an  diese  beiden  Wirtschafts- 
systeme geknüpften  Interessen  wäre  nun  offenbar  nur  ><)  denkbar, 
daf^i  zwischen  ihnen  ein  labiles  ( ileicht^ewicht  herL,^cstelit  wurde, 
jedem  etwa  eine  bestimmte  Sphäre-  dauernd  zugewiesen  wiir<le. 
Dic.->e  K(  ln^trukli<  »n  wäre  aber  um eali--ti>ch ,  d.  h.  niclit  wirklich. 
Sie  bcruck>ichti^t  nicht  die  Thatsaehc,  dal--  ^ich  das  WirUchafl>- 
lebcn  in  einem  Zustandi  unaus-'^esetzter  Umwälzung  befindet,  dafs 
insbesondere  in  unserer  Zeit  der  Kapkahsmus  in  sich  die  Tendenz 
zur  AnsltrcituuLf  und  Alleinherrschaft  trägt.  Kine  Umwälzung;  kann 
sich  nun  al>cr  immer  nur  so  vollziehen,  dafs  ein  Zustand  auf  Kosten 
eines  anderen  verwirklicht  wird: 

„Wo  eines  Platz  nimmt,  mufs  das  andere  rücken." 

Sobald  dann  —  was  immer  der  Fall  ist  —  an  der  Erhaltung 
eines  gegebenen  Zustandes  irgend  eine  Gruppe  von  Personen  in- 
teressiert ist,  geschieht  die  Umwälzung  zu  ihrem  Nachteil.  Es  kann 
sehr  wohl  richtig  sein,  dafs  eine  bestimmte  wirtschafUiche  Ent- 
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Wickelung,  z.  B.  die  in  der  Richtung  des  Kapitalismus  iiir  die  Macht» 
steUung  eines  Gemeinwesens  nach  aufsen  oder  (ur  die  Existenz  der 
in  ihm  jetzt  und  zukünftig  lebenden  Menschen  notwendig  und 
wünschenswert  ist,  da£s  deshalb  z.  B.  die  Gewerbepolitik  kapitalistisch 
gerichtet  sein  müsse:  daTs  aber  damit  die  „Gesamtinteressen"  ver- 
treten würden,  ist  mindestens  ein  unklarer  Ausdruck;  denn  not- 
wendig geschadigt  werden  die  Interessen  des  vom  Kapitalismus 
verdräi^en  Handwerkers,  der  offenbar  seine  Interessen  in  die 
„Gesamtintetessen"  eingeschlossen  zu  sehen  wünscht,  ebenso  wie  der 
Fuhrmann,  als  ihm  die  Eisenbahn  den  Lebensfaden  abschnitt,  oder 
der  kleine  Kramer,  den  das  grofse  Magazin  erdrückt  Nun  ist  aber 
eine  Sozialpolitik  augensichtlich  ziel*  und  planlos,  die  gleichzeitig 
die  Erhaltung  und  Förderung  zweier  sich  aussciiliefsender  Wirt- 
schaftssysteme vertritt.  Sic  kann  meinetwegen  das  Tempo  <K  r  Hnt- 
wickelui^  verlangsamen,  sie  kann  \fm  einer  hunumen  Personalpolitik 
im  Interesse  der  zum  ünterganL;  bcstinnnten  Klcmcnte  be^K  iirt 
sein.  Aber  fest  im  Auge  mufs  sie  die  Richtung  tiehalten,  in  der 
sich  das  Wirtschaftsleben  umgestaltet  und  das  kann  nur  die  Richtung 
auf  das  st^hafte  Vordringen  eines  bestimmten  Wirtschaftssystems 
sein,  also  einzdner  sozialen  Klassen. 

Was  unsere  Auffassung  beherrscht,  ist  der  (ietlanke  eines 
ewigen  Flusses  des  wirtschaftlichen  Lebens;  sie  steht  deshalb,  zu- 
mal in  der  Gej^enwart,  im  Einklang  mit  der  Wirklichkeit.  Der 
nnfleren  Auffassung  liegt  die  Idee  von  ciiieni  nihcnden  Zustande 
harmoni>chci  ( ilicdcrung  der  (iesellschafi  zu  iirunde;  sie  ist  un- 
historisch. Wir  meinen,  dafs  bcstiiniiUe  Wirtschaftssysteme  ein- 
ander ablösen  und  incht  eher  den  Kaiiipt  untereinander  autgeben, 
als  bis  eines  ^^sicj^rt  hat;  jene,  —  v^\.  a.  B.  Sch mollers  oheti 
zitierte  Worte  — ,  vtellen  sich  die  soziale  l-.ntw  ickelung  so  vor,  als 
ob  immer  neue  Kla>sen  entstehen,  die  wie  ein  neues  Familicnglicd 
neben  die  bestehenden  treten  und  eingeordnet  werden  müssen,  die 
gleichsam  ver^rhiedene  Funktionen  im  gescllschaltlichen  Organismus 
erfüllen  und  deslialb,  bei  gesehickter  Dispositit^n  (ie->  Staalsleilcrs,  in 
bester  Harmonie  ncbcneinaiukr  bestehen  könnlcn.  Su  wur<le  ,,das 
Haiierntum  und  der  (hitte  Stand"  eingegliedert,  nun  koiiniit  das 
Proletariat  dazu;  die  Familie  hat  Zuwachs  erhalten,  al>er  die  älteren 
Geschwister  werden  sich  schon  uut  den  jüngeren  einzurichten  wissen. 
Wir  dagegen  sehen  in  den  emporwachsenden  Klassen  nur  neue 
Kämpfer.  Die  Fronten  der  Streitkräfte  verschieben  sich.  Aber  es 
bleibt  Kampf  mit  der  Losung:  Tod  oder  Sieg  1  zwischen  Grofsgrundbc^ 
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sitzer  und  Bauer  (wenn  die  Konjunktur  danach  sich  gestaltet;  dafs  sich 
Perioden  einstellen  können«  in  denen  die  Kämpfenden  die  Waffen  gleich- 
sam sinken  lassen,  wurde  oben  schon  angedeutet),  zwischen  Kaufmann 

und  Handwerker,  zwisclien  Bourgeois  und  Junker,  zwischen  Kapitalist 
und  Proletarier.  Der  SozialpoUtiker  aber  inufs  in  diesem  Kampfe 
Partei  ergreifen,  wenn  er  nicht  zur  Rolle  des  „Unparteiischen"  faerab> 
sinken,  d.  h.  reifie  Fonnalpolitik  treiben  will.  Eine  Regierung,  die 
„über  den  Parteien  stehen"  wollte,  —  angenommen,  dafs  sie  mög- 
lich wäre  — t  würde  notwendig  entweder  eine  Regierung  des  Zick- 
zackkurses  sein,  die  mal  in  dieser  Richtung,  mal  in  jener  Richtung 
das  Wirtschaftsleben  stiefse,  die  balti  junkerliche,  bald  kleinbürger- 
liche, bald  kapitalistisch-proletarische  Politik  triebe,  oder  sie  würde 
nur  <1ekorative  Bedeutung  haben,  d.  h.  gar  keine  sclbständi<^e  Politik 
treiben.  Sie  würde  alle  Anzeichen  der  Greisenhaftigkeit  an  >irh 
tra^^cn.  Und  die  (teschichte  lehrt  uns,  da^  alle  starken,  jui^eiul- 
fri>chcn  Regierungen  eine  ausgesprochene  Kla^>cnpolitik  verfol;^, 
nämlich  die  Intere<seti  der  jeweils  aufwärlsütrcbenden  wirtschaft- 
lichen Klasse  energisch  vertreten  haben. 

Mit  den  letzten  Beinerkuiigcn  ist  schon  ilie  Frage  angeregt 
nach  dem  Inhalt  der  Sozialpolitik.  Sie  lautet- präzis  gefafst : 
wenn  zielbewufste  Sozialpolitik  notwendig  Klassenpolitik,  w  v'd  System- 
politik ist :  w eich e  soziale  Klasse ,  welches  \\'irl>.chaft>>y>teiii 
soll  das  begünstigte  sein?  Indem  wir  also  fragen,  erinnern  wir  uns 
dessen,  w.as  am  l-.iug.iuj^  <lie>er  Studie  ül>ci  das  X'erhältnis  der 
Wissenschaft  zum  politischen  Ideal  gesagt  wurde:  dafs  es  nämlich 
niemals  als  die  Aufgabe  der  Wissenschaft  angesehen  werden  dürfe, 
„letzte  Ziele"  als  „falsch"  oder  „richtig"  zu  erweisen.  Und  in  ge- 
wissem Sinne  reicht  auch  jedes  Sonderideal  bestimmter  Thätigkeit 
doch  in  jene  Sphären  hinüber,  wo  die  wissenschaftliche  Erkenntnis 
versagt  und  der  Glaube  die  Herrschaft  führt 

Ich  will  hier  gar  nicht  des  Umstandes  erwähnen  ^  dafs  be- 
stimmte Interessen  notwendig  zur  Verfolgung  eines  bestimmten  Zieles 
bindräf^gfon»  sondern  meine  nur  die  simple  Thatsache,  dafs  die  Welt- 
und  Lebensauffassung  dem  einzelnen  zuletzt  den  Entscheid  über  die 
zu  \vahlende  Richtung  menschlichen  Strebens  aufzwingt  Niemand 
wird  wissenschaftliche  Argumente  anfuhren  können,  die  etwa  den 
Standpunkt  des  Diogenes  oder  des  indischen  Säulenheiligen  der  wirt- 
schaftlichen EntWickelung  gegenüber  als  ,4alsch"  erwiese,  wenn  daraus 
gefolgert  würde,  dafs  eine  thunlichst  geringe  Entfaltung  produktiver 
Kräfte  das  anzustrebende  Ziel,  das  zu  verwirklichende  Ideal  des 
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Wirtschaftslebens  sei.  Niemand  wird  denjenigen  „Wissenschaft- 
Uch^  widerlegen  können,  der  etwa  durch  systematische  Beschi^nkung 
der  Kindererzetigung  oder  selbst  reelle,  nicht  blofs  buchmäTsige 
„Verneinung  des  Willens  zum  Leben",  vulgo  Selbstmord  dem 
Zwange  wirtschaftlicher  Notdurft  glaubt  die  Menschheit  entziehen 
zu  sollen.  Was  wir  solchen  Anschauungen  entgegensetzen,  ist  Wider- 
willen, Entrüstung,  Abscheu,  Mifsfallen,  d.  h.  ist  unsere  eigne  anders 
geartete  Welt«  und  LebensaulTassung ,  niemals  wissenschaftliches 
Räsonnement.  Deshalb  soll  die  Wissenschaft,  wie  oben  schon  nu^ 
geführt  wurde,  sich,  der  Grenzen  ihrer  Anwendbarkeit  bewufst,  die 
Probleme  so  stellen,  dafs  sie  sie  lösen  kann.  Und  da  würde  das 
Problem  einer  richtigen,  matcrialen  Sozialpolitik  so  zu  lauten  haben: 
wenn  gewisse  Strebun»jen  der  Menschheit  als  berechtiget  zugestanden 
werden ,  wie  niufs  alsdann  die  Sozialpolitik  j^cstaltet  sein.  Als 
xolche  berechtigte  Bestrebungen  bezeichne  ich:  Krhaltung  und  \'er- 
inchrutT^'^  unserer  modernen  Kulturgüter,  Erhaltung  und  Festigung 
Unsen  r  nation.ilcn  Machtstellung  mindestens  gegenüber  den  inferioren 
Osteuropa i^^clien  und  asiatischen  Völkern,  nalurgemäfse  Zunahme  der 
Bevölkerung,  Ausdehnung  der  Kultui  j^njter  auf  immer  weitere  Kreise 
«.Icr  Bevölkerung,  thunlichste  Verbesserung  der  niatenellen  l-!xisienz, 
tl.  h.  weitestgehende  Beherrschung  der  Naturkräfte  und  gröfstmög- 
liche  l'jitl.i^tuii^^  VOM  wirtschatllicher  Arbeit.  Nur  demjenigen ,  der 
sich  mit  mir  auf  (Ul-sc  „letzten  Ziele"  ciaigt,  —  in  \\'irkiiciikcit  isi 
e>  ja  woiil  die  überwältigende  Mehrheit  der  europäiseli-ami  rikani.sehen 
Kukurmenschheit  — ,  kaim  ich  nun  mit  vvj.xsensehaftlichen  (uündcn  die 
Krreichung  bestimmter  Ziele  durcli  die  Sozialpolitik  als  con<litio 
sine  qua  iiou  erweisen.  Das  heifst:  die  V\'ahl  eines  bestiiuniten 
sozialpolitischen  Ideals  ist  am  letzten  Knde  abhängig  von  der  ge- 
samten Welt-  und  LebensaufTaüsung  des  einzelnen  und  kann  in 
ihrer  Notwendigkeit  immer  nur  als  Mittel  zum  Zweck  begründet^ 
werden.  Dafs  man  mir  nun  nicht  einwende:  damit  ^be  ich  die 
erstrebte  Selbständigkeit  des  sozialpolitischen  Ideals  am  Ende  doch 
wieder  auf  und  unterwürfe  die  Sozialpolitik  fremden  Gesichtspunkten. 
Ganz  und  gar  nicht  kh  habe  schon  früher  vor  dem  Irrtum  ge- 
warnt, als  dürfe  die  Gestaltung  des  Wirtschaftslebens  jemals  „at> 
soluter  Endzweck"  menschlichen  Daseins  werden;  habe  also  die 
Einzelzwecknatur  des  sozialpolitischen  Ideals  niemals  im  Zweifel  ge- 
lassen. Aber  was  ich  abgelehnt  habe,  ist  die  Einrichtung  und  Ge- 
staHung  der  Sozialpolitik  unter  fremdem  Gesichtspunkte.  Sozial- 
politik will  ich  ausschliefslich  unter  sozialpolitischem  und  keinem 


Digitized  by  Google 


44 


Werner  Sombart, 


anderen  Gesichtspunkte  betrieben  sehen.  Ich  will  .sie  iti  ihrer  Ge- 
staltung durch  Ausrichtung  auf  ihr  eigenstes  Ideal  zur  I^inheit  und 
Klarheit  zurückrufen:  das  nenne  ich  die  Verselbständigung  des 
sozialpolitischen  Ideais,  die  also  nicht  zu  verwechseln  ist  mit  der 
Fürabsoluterklärung  sozialpolitischer  Zwecke- 

Und  nun,  tlenkc  ich,  wird  uns  die  Antwort  auf  unsere  Frage 
nach  der  zweckinäfsigsten  Sozialpolitik  nicht  mehr  schwer  fallen 
können.    Sie  niufs  offenbar  so  lauten : 

eine  j:jcsundc  Sozialpolitik  niufs  sich  die  ihiin- 
1  i  c  h  s  t  e  Unterstützung  tl  e  r  den  wirtschaftlichen 
Fortschritt  r  e  p  räse  n  t  i  e  r  c  n  d  c  ii  sozi.iltii  Klasse 
zur  Aufgabe  machen,  weil  nur  dadurch  ihr 
Ideal:  die  höchste  Kntfallung  der  produktiven 
Kräfte  verwi  rklicht  wertlen  kann,  df^stn  \'cr- 
w  i  r  k  1  i  c  h  u  n  g  aber  im  Interesse  d  e  K  u  1 1  u  r  f  o  r  t  - 
Schritts  notwendig  e  r  h  t  i  >  c  h  t  wird. 
Was  auch  so  ausgedrückt  werden  kann: 

Das  Ideal  der  Sozialpolitik  ist  da:>  wirtschaft- 
lich Vollkommene;  dieses  wird  dargestellt  von 
dem  jeweils  höchstentwickelten  Wirtschafts- 
systeme, d.  h.  dem  Wirtschaftssysteme  höchster 
Produktivität. 
Dieses  nun  des  weiteren  auszufuhren,  kann  nicht  mehr  als  die 
Aufgabe  dieser  nur  w^rweisenden  Studie  betrachtet  werden.  Denn 
es  würde  eine  systematische  Darlegung  der  Ziele  moderner  Sozial* 
Politik  bedeuten.   Hierzu  aber  bedarf  es  einstweilen  noch  um&ssen« 
der  Vorbereitungsarbetten,  deren  einige  bereits  von  mir  gethan  sind 
und  deren  Ergebnisse  ich  in  dieser  Zeitschrift  im  weiteren  Verlauf 
hoffe  publizieren  zu  können. 

Was  mir  heute  nur  noch  zu  thun  am  Herzen  liegt,  ist  dies: 
das  richtige  Verständnis  fiir  die  prinzipielle  Eigenart  des  von  mir 
vertretenen  Standpunkts  bei  dem  Leser  wachzurufen  bezw.  zu 
festigen,  damit  wenigstens  über  die  leitenden  Gesichtspunkte  meiner 
Auffassung  keinerlei  M :  f^x  erständnisse  sich  eintilsten  können. 
Was  zunächst  meine  Thesen  nicht  entlialten,  ist: 
I,  Die  Behauptung,  dafs  etwa  das  gesamte  Wirtschaftsleben 
notwendig  nach  einem  Schema  gestaltet  sein,  dasselbe  Wirt- 
fichaftssystetn  notwerKlig  in  allen  Sphären  wirtschaftlicher  Thätigkeit 
glcichmälsig  herrsclien<l  sein  müsse:  es  kann  durch  die  Umstände* 
bedingt  sein,  dais  landwirtschaftliches  Kleinbaucrntum  neben  üroid- 
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Wirtschaft,  lokales  Handwerk  neben  gewerblichem  Kapitalismus  in 
demselben  Lande  zu  gleicher  Zeit  bestehe  und  die  verschiedenen 
Formen  dem  Ideal  der  Sozialpolitik  momentan  entsprechen.  Ob, 
wann  und  wo  dieses  der  Fall  ist,  mufs  im  einzelnen  geprüft  werden* 

2.  Das  Ideal  höchster  Produktivität  darf  ja  nicht  ver- 
wechselt werden  mit  dem  Ideal  gröfstmöf^Hcher  Produktion, 
wie  es  die  alte  Schule  wohl  aufzustellen  pflegte,  noch  viel  weniger 
mit  dem  Ideal  gröfsten  „Reinertrages",  d,  h.  Unternchmerprofits, 
wie  CS  sich  ebenüalls  bekanntermafsen  hie  und  da  in  Schriften 
früherer  Natlonalokonoroen  ündet. 

Einige  Worte  mögen  zur  Verdeutlichung  des  Gemeinten  hier 
noch  am  Platze  sein. 

Mein  Ideal  der  Sozialpolitik  ist  allerdings  ein  »Pr od  u  k  t  i  o n  s  • 
ideal  und  knüpft  damit  an  altbcWiälirte  Trnflitionm  an.  Aber 
nur  in  dem  Sinne,  dafs  es  sich  an  (.lem  l'roduktionserfolg  au.srichtet, 
oline  die  „Bceinflu>>ung  der  X'erteilung"  irgendwie  auszuschlieisen. 
Diese  Beziehung  auf  den  Pioduktiotiserfol;.;  ist  deshalb  unabweislich, 
weil  nur  durch  ihn  irgendwelche  Fjnheillichkeit  und  Ziebiclu  i licit 
in  die  Wirtschaft^pcjütik  hineinkominl.  ICine  sog.  „Vt-'rlcilun';>pe)lilik" 
ist  ein  gänzlich  tlcs  S)">teiii^  enlbt  lii-endes  Durch-  und  Nebencinaiulcr 
einzelner  Mafsnahmta;  sie  kann  keinen  klaren  und  stetigen  Gesichts- 
punkt haljen;  sie  ist  immer  nui  Lücken-  und  Fbckpolilik.  Man 
versuche  l.  B.  die  Wirtschaftspoliuk  von  (km  Streben  leiten  zu 
lassen:  den  Anteil  der  weniger  Begüterten  an  den  Fruchten,  die 
„auf  der  Tafel  des  Lebens  bereit  stehen"  zu  vergröfsern  —  und  man 
wird  sofort  die  Unmöglichkeit  einsehen,  auf  solche  Lettsatze  eine 
irgendwie  vernünftig  einheitliche  Sozialpolitik  zu  basieren. 

Dagegen  kann  sehr  wohl,  und  ist  es  sehr  oft,  Sozialpolitik 
„Verteilungspolitik"  sein:  wenn  z.  K  Lohnerhöhung  erstrebt  wird, 
um  Krisen  zu  vermeiden,  Arbeitslosenunterstützung,  um  Lohnsenkung 
und  damit  Herabdrtkskung  des  technischen  Niveaus  der  Produktions- 
methode zu  verhüten  u.  s.  w. 

Indem  ich  den  Froduktionserfolg  in  Beziehung  setze  zu  der 
wirtschaftlichen  Organbation,  d.  h.  dem  Wirtschaftssystem,  also  als 
Ideal  die  Verwirklichung  des  leistungsfähigsten  Wirtschaftssystems 
bezeichne,  hebe  ich  den  ProduktiofisbegrifT  aus  der  Sphäre  des 
rein  Technischen  heraus  und  verleihe  ihm  sozialen  Charakter. 
Nicht  nimlich  handelt  es  sich  bei  dem  von  mir  ab  Ziel  gesetzten 
höchsten  Froduktionserfolg  um  die  technisch  vollkommenste  Ver* 
iahrungsweise  der  Gütererzeugung  oder  des  Gütertransports,  sondern 
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um  die  sich  die  Technik  /.u  nutze  machende  besttnc^liche  Organi- 
sation i^resellschaftlich^r  Arbeit.  Das  klargestellte  Ziel  der  Sozial- 
politik ist  demnach  stets  die  Gestaltung  bezw.  Aowendui^  der  das 
Wirtschaftsleben  regelnden  sozialen  Ordnung. 

Wie  ich  endlich  oben  schon  andeutete,  identifiziere  ich  den 
Produktionserfolg  ganz  und  gar  nicht  mit  dem  Quantum  erzeugter 
Güte.  Vielmehr  soll  höchste  Produktionsmöglichkeit  das  Ziel 
sein.  Damit  stelle  ich  das  von  der  älteren  Schule  auf  den  Kopf 
gestellte  Verhältnis  zwischen  Mensch  und  Sache  wieder  auf  die 
Füfse,  indem  ich  nicht  jenen  zum  Mittel,  diese  zum  Zweck,  sondern 
umgekehrt  jenen  zum  Zweck,  diese  zum  Mittel  gesetzt  sehen  will. 

Höchste  Ptoduktionsmögltchkeit  bedeutet  höchste  Produktivität. 
Das  bedarf  wiederum  eines  Wortes  der  Erklärung. 

Der  Begriff  der  „Produktivität",  vielleicht  der  Kartlinal- 
begriff  der  gesamten  Volkswirtschaftslehre,  gehört  zu  den  unklarsten 
unserer  reichen  Kollektion  konfuser  Begriffe.  Abermals  fehh  dieses 
Stichwort  in  unserem  monumentalen  Handwörterbuch  der  Staats- 
Wissenschaften  I  Ich  kann  mir  keine  gröfsere  Höllenstrafe  für  einen 
sündiggewesenen  Nationalökonomen  vorstellen,  als  wenn  er  im 
Schattenreich  täglich  ein  Kapitel  aus  unseren  gängigen  Lehrbüchern 
Uber  „Produktivität"  zu  lesen  verurteilt  wäre.  Etwa  die  Stellen  im 
Roscherschcn  sog.  „System". 

die  ungeheure  Ver.^clnvoniiiicnhcit  aucli  hier,  wie  so  oft- 
mals, verschuldet,  i.->t  die  mangeludc  Ein.-iclil  in  die  Vieldeutigkeit 
des  Wortes  „Proiluktivttäi".  Soviel  ich  sehe,  werden  damit  fol- 
gende drei  unterschiedlichen  Begriffe  bezeichnet:  I.  dasjenige,  was 
man  gesellschaftliche  Nützlichkeit  nennen  könnte:  der  Richter  ist 
„produktiv",  denn  er  „produziert"  Rechtsprechung,  vollzieht  also  eine 
für  das  Gesellschaftsleben  unentbehrliche  Funktion;  2.  dasjenige, 
was  ftiglich  privatwirtschaftliche  „Rentabilität"  genannt  werden  mag: 
eine  Kapitalsanlage  ist  „produktiv"  d.  h.  sie  rentiert  sich;  hierher 
gehört  die  physiokratische  Lehre  vom  Mehrwert,  gleich  produit 
net;  3.  dasjenige,  was  als  technische  „Produktivität"  gefafst  werden 
könnte,  wenn  dieser  Ausdruck  nicht  mifsverständlich  wäre:  die  Er- 
giebigkeit, d.  h.  Leistungsfähigkeit  menschlicher  Arbeit.  Nur  in 
diesem  letzteren  Verstände  ist  der  Begriff  der  Produktivität  ein  für 
die  politische  Oekonomie  fruchtbarer,  was  hier  nicht  weiter  auszu- 
führen ist  Jedenfjgdls  ist  er  nur  in  diesem  Sinne  klar,  weil  quan- 
tiutiv  fafsbar  durch  die  Inbeziehungsetzung  einer  Menge  Produkt  zu 
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etiler  Meii^^e  (in  Zeit  ausdrückbarer)  Arbeit.  Nur  in  diesem  Sinne 
gebrauche  ich  auch  hier  das  Wort  Produktivität. 

Indem  ich  nun  das  produktivste  Wirtschaftssystem  als  das 
Ideal  der  Sozialpolitik  bezeichne,  setze  ich  als  das  erstrebenswerte 
Ziel  eine  solche  Organisation  des  Wirtschaftslebens,  bei  welcher  die 
höchste  Ergiebigkeit  der  gesellschaftlichen  Arbeit  herauskommt, 
also  die  Möglichkeit  für  die  Gesellschaft  geschaffen  wird, 
wenig  zu  arbeiten  oder  viel  zu  produzieren. 

In  diesen  Gedankengang  die  gesamte  moderne» 
sogenannte  Sozial-,  d.  h.  Arb  eiterpol  itik  ei  nzug  He- 
ile rn,  ist  eine  der  wichtigsten  Aufgaben  der  nächsten  Zukunft. 
Nur  dann  wird  sie  ihrer  Planlosigkeit  enthoben,  nur  dann  in  ein 
einheitliches  System  mit  den  jetzt  disparaten  Z\vei;,'cn  der  Wirt- 
schatlspolitik :  sO'^^  A^'rar-,  Gewerbe-  und  Handelspolitik  gebracht. 
Ich  wenigstens  ^chc  keinen  anderen  Auswci;  aus  dem  Chaos  der 
Politik  der  ( reiben  w  art  7\U  die  Accepticrung  des  von  mir  vorge- 
schlagenen Gesicht^spunktes. 

Ich  lienkc,  was  ich  im  Prinzip  meine,  wird  nach  dem  Gesagten 
klar  sein.    Auf  weitere  Ausführung  mufs  ich  jetzt  verzichten. 

Schauen  wir  luich  einmal  zurück  auf  die  dui  chuamlci  lc  \\  ei^cs- 
-trccke,  so  sind  dieses  die  Marksteine,  an  denen  unser  Auge  haften 
bleibt;  Ordnend  sucht  der  l)ei »l),icliten(le  Tluoretiker,  der  <lem  Poli- 
tiker den  Plad  mit  ieincin  Lichte  erhellen  möchte,  in  daa  (iewirre 
einzelner  Mafsnahmen  der  Politik  Sinn  und  Fänheit  untl  System  zu 
tragen.  Er  unterscheidet  die  wesensgleichen  von  den  wcsensver- 
sdiiedenen  Gruppen  solcher  Mafsnahmen.  So  wird  er  dazu  ge- 
drängt, den  Begriff  der  Sozialpolitik  auszusondern.  Und  nun  fragt 
er  nach  dem  leitenden  Gesichtspunkt,  unter  den  die  Sozialpolitik 
gestellt  werden  soU.  Er  lehnt  die  fremden  Mafsstabc  ab,  weil  sie 
ihm  theoretisch  keinen  sicheren  Halt  gewähren,  praktisch  die  Ge> 
fahr  in  sich  schltefsen,  wichtigste  Vornahmen  minder  wichtigen  zum 
Opfer  zu  bringen.  So  kommt  er  zu  Forderung  eines  .selbständigen 
Ideals  der  Sozialpolitik:  wirtschaftlicher  Vollkommenheit.  Wie  nun 
gliedert  er  dieses  in  die  Reihe  menschlicher  Ideale  ein?  Nicht  ein 
«absoluter  Endzweck"  darf  in  ihm  erblickt  werden;  seine  Verwirk- 
lichung ist  nur  ein  Mittel  zur  Verwirklichung  höherer  Zwecke.  Die 
Notdurft  unseres  Daseins  zu  befriedigen,  kann  niemals  dem  Gott  in 
unserer  Brust  die  höchste  Befriedigung  gewähren.  Aber  einsehen 
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sollen  wir,  daTs  all  unser  Strebcii  eitel  ist,  so  lange  wir  nicht  den 
Zoll  an  unsere  irdische  Unzulüiii^^lichkeit  entrichtet  haben.  Der 
wirtscliatiliche  Bedarf  ist  der  Fessel  vergleichbar,  die  den  Vorwärts- 
strebenden zurückhält,  das  Wirtschaftsleben  ist  die  Schranke,  in  die 
unser  gesamtes  Dasein,  in  allen  seinen  Aeulseningen  auch  den 
höchsten  eingeschli>ssen  ist.  Darum  knnn  nur  Eines  unseres  Strebens 
Leitstern  sein :  die  Fesseln  zu  lösen,  die  Schranken  zu  erweitern,  um 
zum  Licht  und  zur  Luft  und  zur  Freiheit  zu  i^^elangen.  Nicht  durch 
ethisch-relip^iöse  Hctlenken  an  dem  wirtschaftlichen  Fortschritt  herum- 
zunörceln  tfilt  es:  sondern  rasch,  so  rnsch  als  luö-rlich  diesen  zu 
vollziehen.  Je  höher  wir  auf  der  Staftcl  wirtsciiafllicher  \'oll- 
kommenlieit  ^^^elanj^t  sind,  (k-^^to  freiere  Meii-^clien  werden  wir  sein, 
desto  u,MÖlsfren  Spielraum  hal)en,  um  dcui  Wahren,  Schönen,  Guten, 
tlcui  menschlich  V'oUkonuueticn  unser  Leben  weihen  zu  können.  So 
verstanden,  dient  auch  das  ver^^elli.ständiLjte  sozialpolitische  Ideal  der 
Ethik  und  Religion  und  Ra-sscnliygicnc  besser  als  es  die  Hin- 
mischun^en  dieser  Gebiete  in  das  Wirtschaftsleben  je  vermö;^'^en. 
Halten  wir  nicht  mit  dem  Baila^i  allehrw  indiger  Bedenken  unsere 
Entwickelung  zu  reicheren»  Dasein  auf,  vollziehen  wir  sie  rasch  in 
der  sicheren  Hoffiiuni; ,  auf  breiterer  materieller  Basis  auch  höhere 
ForniLii  des  Men.schtuius  entwickeln  zu  können.  Die  (icschichte 
spricht  fijr  die.se  hoffnungsfreudige  .\ufra.ssung.  .Mle  höheren  Kul- 
turen sind  erst  auf  der  Basis  reicheren  Wirtschaftslebens  erblüht. 
Noch  kein  Volk,  das  wirtschaftlich  fortgeschritten  war,  ist  kulturell 
zu  Grunde  gegangen.  Wohl  aber  schrecken  uns  die  Spuren  wirt- 
schaftlich dekadenter  Völker,  die  in  die  Nacht  der  Barbarei  zurüdc- 
gesunken  sind* 

So  fassen  wir  die  Sozialpolitik  in  ihrer  wahren  Bedeutung:  sie 
mufs  ihr  eigenstes  Werk  verrichten,  unbeirrt  von  irgend  welchen 
fremden  Zwecken.  Aber  ihr  Werk  ist  es  nur,  die  Bahn  frei  zu 
machen  und  zu  ebnen,  auf  der  das  Menschtum  mit  allen  seinen 
schönsten  Blüten  zu  höherer  Vollkommenheit,  zu  Licht  und  Freiheit 
vorwärtsdringt  — 
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Von 

Dr.  KARL  THIESS. 
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L 

Geaoflseoschaften  im  Sinne  des  Genossenschaftsgesetzes  vom 
I.  Mai  1889  and  Gesellschaften  von  nicht  geschlossener  Mi^lieder- 
zabl,  welche  die  Förderung  des  Erwerbs  und  der  Wirtschaft  ihrer 
Mitglieder  mittels  gemeinschaftfichen  Geschäftsbetriebes  bezwecken. 
Damit  sind  die  beiden  greisen  volkswirtschaftlichen  Gruppen  der 
Genossenschaften  schon  gekennzeichnet :  die,  welche  die  Menschen  1 
als  Produzenten  zur  Erleichterung  und  Vermehrung  des  Erwerbs,! 
und  die,  w  elche  sie  als  Konsumenten  zur  Erleichterung  und  Ver-  j 
bessening  ihrer  Wirtschaft  vereinen.   Zu  den  ersteren  gehören  die  s 
Produktiv-,  Absatz-,  Magazin-,  Rohstoff-,  Werk-»  Zudit-,  Kredit-  j 
genossenschaften ;  zu  den  letzteren  die  Bau-,  S^ar-  und  Konsum-  \ 
gengaaenschaften.    Die  meist  entwickelten  Vertreter  der  ersten 
Gruppe  sind  die  Kreditvereine»  die  der  zweiten  die  Konsumvereine. 
Die  Stellung  beider  Gruppen  in  dem  gesamten  wirtschaftlichen 
Leben,  ihre  Auffassung  und  BehandlunL^  durch  die  Wirtschaftspolitik 
wird  durch  die  grofsen  Tendenzen  unserer  wirtschaftlichen  Knt- 
wickelun<^^  bis  ins  einzelne  malsfrcbend  bccintlufst. 

Üer  hervorstechendste  Zug  des  stadtischen,  industriellen  Lebens, 
—  die  anders  gearteten  landwirtschaftlichen  Verhältnisse  können  für 
den  Zweck  dieser  Untersuchung  aufser  acht  bleiben,  —  in  der 
zweiten  Mälftr  unseres  Jahrhunderts,  der  die  modernen  Genossen- 
schaften bei  uns  ausschliefslich  angehören,  ist  das  V'ordriof^en  des 
Grofsbetriebs  auf  Kosten  des  altüberkommeneu  kleinen,  handwerks- 
mälsigen  Betriebs.    Mac,^  man  der  Ansicht  sein,  dals  diese  Ent- 

jlfchi»  für  SOI.  GescUgebuDj;  u.  SiatUtik.    X.  4 


Digitized  by  Go  ^v,i'- 


50 


Karl  Thier«, 


wickelun*!  sich  in  allen  Gewerben,  nur  mit  verschiedener  Intensität 
und  Schnelligkeit  durchsetzt,  oder  mag  man  der  Meinung  zuneit^en, 
dals  sie  nur  für  einen  Teil  der  Gewerbe  zutrifft,  wahrend  in  anderen 
Stabilität  der  Betriebsgrolsen  herrsche  und  vereinzelt  sogar  der 
Kleinbeuieb  h'ortschriUe  mache,  das  eine  wird  jedenfalls  allge- 
mein zugegeben  werden,  dals  das  Handwerk  und  überhaupt  der 
Kleinbetrieb,  als  ganzes  genommen,  gegenüber  dem  Grorsbetrieb  im 
Weichen  begriffen  ist. 

Innerhalb  dieser  ICntwickelung  ringen  die  Prcjduzenten-Genosscn- 
i^uhalten  ge^en  den  Strom.  Sie  streben  dahin,  den  alten  Zu.-^tand, 
die  Selbständigkeit  kleiner  kapitalschwacher  Existenzen  aufrecht  zu 
erhalten,  ihnen  einige  der  V^orteile  des  Grofsbctriebs  durch  Ver- 
einigung zugäugig  zu  machen.  Sie  haben  dabei  aber  immer  zu  be> 
achten,  daTs  die  Hauptströmung  des  Wirtsdianslebeos  gegen  sie 
geht,  dafs  sie  in  der  Richtung  wirkt,  ständig  einigen  ihrer  Standes- 
genossen ihre  Selbständigkeit  und  ihre  bisherige  Existenz  zu  zer- 
stören und  dadurch  die  Genossenschaften  in  Mitleidenschaft  zu 
dehen,  bezw.  den  VoUproduktivgenossenschaften  einige  der  von 
ihnen  gewählten  Branchen  durch  das  Aufkommen  von  Riesenbetrieben 
zu  entziehen.  Diese  Tendenz  fuhrt  entweder  zu  einem  immer  ängst- 
licheren Abschlufs  der  Genossenschaften  nach  aufseo  hin,  der  dem 
Wesen  der  Genoasenschaft  und  der  Ausbreitung  ihrer  Wirkung  auf 
weite  Kreise  zuwiderläuft,  oder  sie  fährt  von  Zeit  zu  Zeit  Verluste 
herbei,  erschwert  und  verteuert  dadurch  den  Geschäftsgang.  Wenn 
die  Handwerker  über  die  hohen  Zinsen  bei  ^en  Kredit-  und  Vor- 
schufsvereinen  klagen,  welche  diese  Genossenschaften  für  Hand- 
werker ungeeignet  machten,  so  vergessen  sie,  dafs  oft  gerade  die 
Beteiligung  von  Handwerkern,  Kleinhändlern  etc.,  bei  denen  von 
Zeit  zu  2^it  Verluste  unvermeidlich  sind,  die  Notwendigkeit,  hohe 
Zinsen  zu  nehmen,  herbeifuhrt  Wollte  der  Verein  dem  Verlangen 
nach  Zinsermäfsigung  nachkommen,  so  würde  er  manchesmal  nicht 
Dur  keinen  neuen  Handwerker  etc.  aufnehmen  können,  sondern 
müfste  schon  Bi  triligte  abstofsen. 

Von  den  Produzenten-Genossenschaften  sind  bisher  nur  die 
ICreditvereine,  an  denen  neben  dem  Kleinbetrieb  der  aufstrebende 
Mittel-  und  Grofsbetrieb  beteiligt  ist  und  der  letztere  die  Führung 
hat,  dahin  gelangt,  die  Vorteile  des  Grofsbctriebs  voU  zu  entwickeln 
und  Hunderttausend*  n  von  Mitgliedern  die  Existenz  zu  verbessern 
und  zu  kräftigen.  Die  Produktions-,  Rohstoff»,  M^azin-Genosscn- 
scfaaften  für  Handwerker  haben  sich  selten  zum  eigentlichen  Grofs- 
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trie  b  durchriiii^^c  n  konnL  ii.  sit  sind  meist  Mittelbetriebe  geblieben, 
und  üft  haben  sich  schlielslich  die  /.urückv^eljliebenen  Ih  nimuni^en 
der  Kapitalii  eil  wache  und  des  c^enng^eii  lielru  })suinian;^s  stiirker  er- 
wiesen als  die  nur  teilweise  erruiigeueii  Vorteile  de  s  ( irofsbetriebs. 
Wo  sie  sjedeilu-n.  blu  b<  ii  sie  auf  relativ  eiif^e  Kn  i>e  tüchtiger 
Männer  beschrankt.  Iki  der  jetzigen  gewe  rblichen  l-iniw  ickelung 
erscheiüt  es  auüge.-^chlüSseii,  dals  dem  1k  rrschaftliclK  ii  (iroisbelrieb 
all<jemein  ein  gleichwerti^ier  oder  überlegener  genusäeuschaftlicher 
an  die  Seite  gesetzt  wird.  Die  Genossenschaften  können  hier  die 
wirtschaftliche  Entwickelung  nicht  wenden,  sie  können  nur  einen 
Kreis  tüchtiger  Vertreter  des  Kleingewerbes,  vielleicht  manche 
gunstig  gestellten  Zweige  des  Kleingewerbes  ganz,  von  der  Ent- 
wickclung  und  ihren  scbädlicbeo  Folgen  ausnehmen. 

Gaoz  anders  stelten  die  Genossensdiaften,  die  die  Masse  der 
Bevölkerung  als  Konsumenten  zusammenfassen»  zu  der  £nt- 
Wickelung  des  Wirtschaftslebens.  Das  Aufkommen  der  Grofs- 
Industrie  bringt  greise,  geschlossene  Arbeitermassen  von  gleichen 
und  ziemlich  konstanten  Einnahmeverhältnissen  hervor,  mit  einer 
im  Vergleich  zu  den  zurückgehenden  Handwerkern  schon  jetzt 
sichereren  Lebenshaltung,  die  von  vom  herein  gleiche  Massen* 
bedürfnisse  haben.  Hier  ist  Hir  die  gemeinsame  Beschaffung  der 
nötigsten  Lebensmittel  und  Wirtschafti^egenstände  das  gegebene 
Feld.  Spargenossenschaften  zur  Ausgleichung  der  Lebenshaltung 
sind  in  Städten  selten  entstanden,  weil  hier  seitens  der  Kredit* 
genossenscbaften,  der  Gemeinden  etc.  die  Ansammlung  von  Spar- 
gddem  als  Geschäft  mit  leidlich  günstigen  Bedingungen  überall 
betrieben  wird,  das  leicht  und  allgemein  zugängig  ist  Die  Bau- 
1  genossenscfaaften  finden  bisher  auf  privatwirtschaftlicher  —  nicht 
karitativer  —  Grundlage  wenig  Boden,  weil  (lir  sie  die  Lebensver- 
hältnisse der  Arbeiter  noch  nicht  stabil  genug,  ihre  Ansprüche  be- 
züglich der  Lebenshaltung  nodi  ntdit  intensiv  genug  entwickelt 
sind.  Dagegen  ist  für  den  gemeinsamen  Bezug  von  Lebensmitteln, 
Kohlen,  Kleidung,  einfacheren  Geräten,  Wirtschaftswaren  der  Boden 
vollständig  vorhanden.  So  ist  der  Konsumverein  die  Konsumenten- 
Genossenschaft  geworden. 

Auch  der  Handel,  die  Verkehrsbeziehungen  und  was  damit  zu- 
sammcnhäni^t,  haben  sich  so  entw^ickelt,  dals  der  <  iiolsbetrieb  er- 
bebliche Vorteile  bietet.  Gerade  der  kleine  Krämerladen,  der  für 
die  Bedürfnisse  der  Arbeiter  sorgt,  iiihrt  bei  übermäfsiger  Besetzung 
des  Beruis,  bei  kleinen  Umsätzen  und  hohen  Spesen  zu  einer 
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slarkcn  Ulbert cucrung  der  Waren.  Nichts  liegt  näher,  als  dafs  die 
Arbeiter  zu  <4emeinsamcn  Bexiigen,  7.u  Konsumvereinen  /usammc  u- 
tretcn.  Diese  haljeu  in  ihren  Mitt;lieciern  eiuen  festen  Kundenkreis, 
sie  |:,fehen  also  im  Bezu^;  bestimmter  Warenmengen  weit  sicherer, 
sie  brauchen  für  Reklame,  für  aufscrlich  anlockende  Ausstattung 
des  Ladens  nichts  auszugeben.  Sie  haben  auch  bei  dem  geK  L;(  nt- 
lich  einmal  möglichen  Kauf  geringerer  Waren  nicht  zu  beftirchteu, 
dals  ihre  Kundschaft  <^k  ich  weg  bleibt  und  sie  empfindliche  Ver- 
luste erleiden.  Ihr  Umsatz  ist  ein  weit  gröfserer  als  im  Krämer- 
laden, ohne  dals  darum  die  Kosten  au  Miele,  l'ersonal,  krachten 
etc.  entfernt  in  gleichem  Mafse  wie  der  Umsatz  steij^en.  Der  grolse 
Umsatz  ermöglicht  es,  stets  billig  und  gut  einzukaufen,  stets  frische 
Ware  zu  halten.  Die  Arbeiter,  deren  Annahmen  regelmäfsig  fliefsen, 
können  stets  gegen  bar  einkaufen  und  damit  einer  wichtigen  er- 
zieherischen Wirkung  der  Konsumvereine  sich  anpassen.  Die  Ver^ 
eine  kaufen  infolgcde^n  auch  gegen  bar  und  haben  dadurch  wieder 
giiiistigere  Bedingungen  wie  der  kleine  Kaufmann.  Dieser  kann  bei 
den  einzchen  Kunden  die  Barzahlung  nicht  erzwingen,  weil  ein 
einzelner  Barzahler  unter  Borgkunden  doch  ftir  sich  keine  Aus- 
nabmepretse  etc.  haben  würde.  Beim  Konsumverein  zahlen  alle 
bar,  und  der  Vorteil  fiUit  den  Mitgliedern  zu. 

Die  wirtschaftliche  Entwickelung  führt  von  selbst  dahin,  dals 
dem  Konsumvereine  immer  mehr  Kunden  zuwachsen,  da($  immer 
mehr  Leute  in  die  gleichmalsigen  Arbeits-  und  Einkommens- 
bedingungen der  Grofsindustrie  eintreten,  dafs  sie  gleiche  Bedürf- 
nisse haben.  Die  stabileren  äuiseren  Lebensumstände  und  die  Er- 
ziehung im  Konsumvereine  bringen  es  mit  sich,  dafs  die  Familien 
mehr  und  mehr  lernen,  den  regelmälsigen  Bezug  relativ  weniger 
Arten  guter  und  billiger  Waren  einem  Wechsel  der  Einkäule  nach 
Art  und  Ort»  einem  Leben  über  die  Verhältnisse  abwechselnd  mit 
Darben  vorzuziehen.  Die  Ausbreitung  der  Konsumvereine  ermög- 
licht einen  Austausch  der  EHahrungen  zwischen  den  Vereinen,  ge- 
meinsame besonders  vorteilhafte  Greschäftsabschlüsse,  einen  Einfluis 
auf  den  Grofshandel,  der  sich  viel^h  den  Bedürfnissen  der  Kon- 
sumvereine aupafst. 

Aufser  den  Arbeitern,  die  den  festen  Stamm  in  den  Konsum- 
vereinen bilden,  finden  sich  in  ihnen  aucli  die  andern  Stände  ein. 
Vor  allen  wissen  die  Beamten,  die  der  Eigenart  ihrer  5konomisdien 
Lebensbedingungen  nach  den  Lohnarbeiten!  am  nächsten  stehen, 
und  bei  denen  die  Lohnarfoeits-Bedingungen  am  weitesten  aus- 
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gebildet  sind,  den  W  ert  der  KonsumwMi-ini-  zu  schätzen,  relativ  mehr 
als  die  Arbeiter,  nur  dali»  ihre  kleinere  und  stabilere  Zahl  iiiclit  von 
gleicher  Hedeutung  (ur  die  Au.sbreitung  der  Vereine  sein  kann.  Bei 
den  Beamten  ist  die  Beteiligung  am  Konsumvereinslebcn,  sei  es  dafs 
sie  eigene  Beamten konsumvereine  biideu,  sei  es  dafs  sie  sich  au  den 
allgemeinen  Vereinen  beteiligen,  am  weitesten  vorgeschritten.  Aehn- 
liches  wie  von  den  Beamten  gilt  von  den  Bergleuten,  von  denen 
gleichfalls  ein  besonders  grofser  Bruchteil  zn  Konsumvereinen  zu- 
sammengetreten ist. 

Aufserdem  treten  die  Handwerker  mit  Vorteil  für  ihre  W  irt- 
schaft den  Konsumvereinen  bei,  soweit  sie  nicht  von  ihren  Kunden 
aus  Händlerkreisen  abhängig  und  verhindert  sind,  ihre  Wirtschaft 
nach  ökonomisch  z^^eckmäisigeo  Grundsätzen  zu  gestalten,  und  so- 
weit sie  der  Forderung  der  Barsablung  nacbzukominen  in  der  Lage 
sind.  Einen  besonderen  Wert  hat  der  Konsumverein  als  Sparverein 
(ar  die  ganz  kleinen  Handwerker,  die  nicht  mehr  kreditvereinsfähig 
sind,  weil  ae  taae  genügende  Sicfaerhdt  nicht  zu  erbringen  vermögen. 
Denn  im  Konsumvereine  werden  die  Waren  nach  mäisigen  Markt- 
preisen bar  bezahlt,  und  der  Ueberscfaufs  wird  gro(stenteils  nach 
Mafsgabe  des  Einkaufe  am  Jahresscfalufs  als  Warendividende  an  die 
Mitglieder  verteilt.  So  wird  hier  fiir  die  Handwerker  eine  kleine 
feste  Summe  angesammelt,  die  ihm  die  rationellere  Führung  seines 
Geschäfts  und  deren  Anzahlung  es  ihm  event.  auch  ermöglicht,  in 
eine  Kreditgenossenschaft  zu  treten  und  deren  Einrichtungen  fiir 
sich  auszunutzen. 

Als  Mitglieder  treten  femer  in  kleiner  Anzahl  hinzu:  Dienst- 
boten  mit  eigenem  Hausstand,  Landwirte  im  Bereich  des  Vereins, 
einzelne  Fabrikanten,  Kaufleute,  etwas  zahlreicher  Angehörige  der 
fteien  Berufe  und  Privatiers.  Nach  der  letzten  Statistik  des  allge- 
meinen Verbandes  deutscher  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossen- 
Schäften  waren  von  256374  bekannten  Mitgliedern  von  Konstmi- 
vereinen  Anfang  1896  45.1  Fabrik-  und  Bergarbeiter  und  Hand- 
werksgesellen, 13.I  „  selbständige  Handwerker,  3.7  "/q  selbständige 
Landwirte,  Gärtner,  Förster,  Fischer,  3.9 '%  Gehülfen  und  Arbeiter 
in  den  vorgenannten  Berufen  (Landwirtschaft  etc.),  14 "  „  Fabri* 
kanten,  Bergwerksbesit?:er,  Bauunternehmer,  3,7  "  ,,  ^ -Ibsländige 
Kaufleute  und  Händler,  1.7  I landlungsgehülfen,  2.2  Fuhrherren, 
Schiffseirrentiimer,  Gast-  und  Schankwirte,  7.7",,  Briefträger,  untere 
Eisenbahn-,  Po>t-  und  Telegraphenbeamte,  Eisenbahnarbeiter,  un- 
selbständige Schiffer,  Kellner,  -LS  ",(,  Dienstmäoncr  und  Dienstboten, 
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8.5  "  „  Aerzte,  Apotheker,  Lehrer,  Künstler.  Schriftsteller,  Staats- 
und ririnciiidebeamte.  6.0",,  Rentiers  Pensionäre  und  andere  Per- 
sonen olinr  JVi  utsubung.  Zu  dea  in  die  Statistik  nicht  eitil)efj^rifrenen 
Konsumvi  reinen  werden  vor  allem  solcht-  für  die  einzelnen  I^erufe 
j^ehoren,  und  durch  ihren  Zutritt  würde  der  Anteil  in  erster  Linie 
der  Arbeiter,  in  zweiter  der  Beamten  wahrscheinlich  noch  starker 
ersclieiucn. 

Ringen  die  Produ/.enleii-deiiossenschaften  j^efren  die  wirtschaft- 
liche Knt^\  ickeluni; .  so  werden  narli  dein  Gesaij^ten  die  Konsum- 
vereine von  ilir  getragen  und  helfen  sie  nicht  nnwesenilich  fc)rdern. 
Je  weiter  die  Uniformierun^  der  Lebensverhältnisse  der  c^rofsen 
Massen  der  Revülkerunf[  fortschreitet ,  je  knapper  bei  steigender 
Lebenshaltung  der  Gesamtheit  die  Einnahmen  die  Ausgaben  decken, 
desto  mehr  haben  die  Konsumvereine  Aussicht,  sich  auszudehnen. 
Sie  stellen  selbst  ein  Stück  Verdrängung  des  Kleinbetriebs  durch 
den  Grofsbetricb  dar.  Sie  arbeiten  der  Uebersetzung  des  Kleui- 
handels  entgegen  und  beseitigen  seine  schwächsten  und  ungesundesten 
Teile.  Sie  beseitigen  damit  vielleicht  auch  manches  Stück  unge- 
sundes Kleingewerbe ,  das  minderwertige  oder  2u  teure  Waren  her- 
stellt} und  das  sich  durch  einen  unsicheren,  auf  Lohndruck,  Borg  und 
gegenseitige  GefälUgkeitskundschaft  basierten  Verkehr  mit  dem 
Kleinhandel  eine  Zeitlang  über  Wasser  hält.  Sie  übernehmen  auch 
die  Herstellung  bezw.  Veredlung  einiger  weniger  von  ihnen  häufig 
gebrauchter  Waren  selber,  namentlich  betreiben  sie  zuweilen  eigene 
Ackeret.  Gerade  dies  Handwerk  holt  seinen  Verdienst  nicht  so 
sehr  aus  der  Verarbeitung  als  aus  dem  Verschleifs  seiner  Waren. 
Es  kauft  wie  die  Kleinhändler  im  grofsen  und  verkauft  im  kleinen, 
und  für  die  Bäckerei  trifft  zum  grofsen  Teil  die  ökonomische  Lage 
de.s  Kleinhandels  zu :  eine  starke  Uebersetzung,  infolgedessen  unver- 
hältnismälsig  hohe  Zuschläge  und  fiir  viele  namentlich  der  neueren 
Betriebe  trotzdem  eine  von  vornherein  unhaltbare  Lage;  dabei 
unter  günstigen  Umständen  unverhältnismälsig  hohe  Gewinne  auf 
Kosten  gerade  der  ärmsten  Bevölkerung.  So  werden  die  Konsum- 
vereine diesem  Handwerk  gegenüber  zum  konkurierrenden  und  über* 
legenen  Grofsbetrieb.  Dahingegen  gestalten  sie  die  Lage  der  gro(l»n 
Masse  der  Arbeiter  besser  und  vermehren  die  Anziehungskrafl  der 
Grofsindustrie  gegenüber  dem  Handweric  Sie  gewöhnen  die  Arbeiter 
an  höhere  Lebenshaltung  und  helfen  die  Möglichkeit  für  den  kleinen 
Gewerbetreibenden,  durch  Lohndrückerei  sich  konkurrenzfähig  zu 
erhalten,  beseitigen. 
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Diese  ökonomischen  Gruncllagen  und  Wirkua^en  der  ver- 
schiedenen Genossenschaftsarten  sich  klar  /.u  machen  war  für  die 
Schilderung  des  I'ol^^cnden  notwendig.  Denn  in  ihnen  liefet  der 
Schlüssel  fitr  das  Verständnis  der  schwankenden  wirtschaftspolitischen 
Behandlung  der  Genossenschaften.  Das  Aufkommen  der  Genossen- 
schaften fiel  in  eine  Zeit  allgemeinen  Aufstrebens  der  deutschen 
Volkswirtschaft,  und  stieis  auf  eine  oationalökonomische  AuiTassung, 
welche  die  neuen  Fonnen  des  gewerblichen  Lebens  kräftig  und  be- 
geistert förderte,  und  zugleich  die  alten  Formen  weitefbitden  und 
pflegen  wollte,  ohne  zu  erkennen,  dafs  diese  beiden  Bestrebungen 
sich  entgegenarbeiteten.  ^So  kam  es,  dafa  sowohl  Produsceoten- wie 
Konsumgenossenschaften  von  der  Gesetzgebung  und  der  Volkswirt» 
schaftlichen  Doktrin  gestützt  und  gefördert  wurden.  Dann  setzte 
die  Agitation  der  Handwerker,  Kleinhändler  etc.  ein,  und  die  „Mittel- 
standspolitik" eroberte  erst  in  den  Parlamenten  und  dann  auch 
unter  den  Regierungen  eine  Mehrheit.  Jetzt  wurden  die  alten 
Formen,  des  Gewerbes  bewufst  unterstützt,  die  neuen  z.  T.  mit 
Schranken  umgeben  und  versteckt  bekämpft.  Aus  dieser  Richtung 
der  Wirtschaftspolitik  erklärt  sich  der  Zustand,  den  man  wohl  als 
den  Gipfel  des  Widersinns  bezeichnet  hat,  da(s  die  eine  Art  von 
Genossenschaften,  die  Rohstoff-,  Magazin-«  Kredit-  etc.  •Genossen* 
Schäften  energischer  und  nelbewulster  als  je  zuvor  begünstigt  werden, 
während  man  der  anderen  Art,  den  Konsumvereinen,  Schranken 
und  Betriebserschwerungen  auferlegt,  und  sie  mit  etwas  unklaren 
und  wechselnden  Zielen  im  einzelnen,  aber  mit  grimmigem  Hats 
und  dem  Endbestreben,  de  zu  unterdrücken,  bekämpft.  Der  Kampf 
gegen  die  Konsumvereine  ist  gegenüber  den  eigenen  Einkaufs- 
genossenschaften der  Handwerker  und  Handler  nur  dann  sinnlos, 
wenn  man  die  heuchlerischen  Schein -Argumente  der  Konsumvereins- 
Gegner  gegen  die  Form  ihres  Betriebs  gelten  iälst,  nicht  aber 
wenn  man  den  wahren  Gründen  nachforscht. 

Während  in  l'ngland,  dem  Land  der  höchsten  und  frühesten 
grofsindustriellen  Entwickelung,  die  Konsumvereine  von  vornherein 
als  das  erste  und  wicht^ste  Glied  der  rimossenschaftsbcwcgui^ 
aufgetreten  sind,  und  bis  zur  Gegenwart  unbestritten  diese  Stellung 
behauptet  haben,  beginnt  in  Deutschland  die  Gcnossenschaftsbc- 
wegung  mit  den  Handwerkergenossenschaften.  Schuke-Delitzsch 
oiganisierte  nach  1848  zuerst  Rohstoff«,  Magazin-  und  Vorscbufs- 
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vereine.  Die  Konsumvereine  blieben  daneben  in  ihren  Anfanot-n 
wenig  beachtet.  Die  ersten  Gründungen  in  den  50  er  Jahren  fanden 
wenig  Nachfolge.  Die  Vereine  erscheinen  in  Deutschland  erst  in 
den  60  er  Jahren  zahlreicher  und  zwar  als  Glieder  des  von  Schulze 
organisiertea  Allgemeinen  Verbandes  deutscher  Erwerbs-  und  Wirt- 
schaftsgenossenschaften. Schulze  hatte  bereits  auf  dem  ersten 
Kongrefs  deutscher  VoUcswirte  1858  ihre  Bildung  ebenso  wie  die 
der  anderen  Geoossenschaftsarten  empfohlen,  und  der  Kongrefs 
hatte  sich  dieser  Empfehlung  angeschlossen.  An  ihrer  Gründung 
haben  zu  jener  Zeit  besonders  die  Arbeiterbildungsvereine  einen 
grofsen  Anteil  gehabt.  Ebenso  hat  der  Streit  zwischen  Schulze 
und  LassaUe  über  die  Nützlichkeit  der  Konsumvereine,  der  sich 
noch  mehr  auf  Theorien  als  auf  praktische  Erfahrungen  stützte, 
die  Aufmerksamkeit  auf  diesen  Zweig  des  Genossenschaftswesens 
gelenkt.  In  der  bekannten  Resolution  des  1865  er  Genossenschafts- 
tages zu  Stettin,  in  der  der  genannte  Verband  prinzipiell  die  Zu- 
lässigkeit  der  Staatsunterstützung  ftir  Genossenschaften  abwies,  steht 
auch  der  Satz:  „Von  den  auf  Selbsthülfe  beruhenden  Genossen- 
schaften haben  namentlidi  die  Konsumverdne  unter  den  Fabrik- 
arbeitern längst  Eingang  gefunden'*. 

Seit  Mitte  der  60  er  Jahre  fanden  die  Vereine  eine  schnellere 
Ausbreitung.  Nach  der  Statistik  des  Schulze*schen  Verbandes  sind 
über  ihre  Vermehrung  und  über  die  dem  Verbände  bekannt  ge- 
wordenen Geschäftsverhältnisse  folgende  Angaben  zu  machen: 


Jahr 

7Ah\  der 

Zahl  der 

Zahl  der 

Verkaufserlö«! 

Keinffw 

brsttfhctidctt 

an  den  rechts» 

Mitglieder 

in  1000  Wl. 

in  1000  1 

Km»umvirr«mc 

'  -  '  'u  Angaben 

b«u  il.  Vereine 

1865 

157 

34 

6647 

925 

28 

1870 

354 

itr 

45  761 

9  üoS 

451 

-1875 

618 

179 

q8  056 

22  705 

I  258 

1880 

645 

195 

94  St'ö 

30359 

2043 

1885 

682 

162 

1 20  1 50 

35  137 

3027 

1890 

984 

263 

215  420 

57044 

5078 

1895 

1412') 

460 

292  077 

82  68  [ 

8214 

Die  Konsumvereine  sind  also  schneit  zu  einem  achtungswerten 
wirtschaftlichen  Faktor  angewachsen.  Die  Zahl  der  ihnen  zugehörigen 
Mitglieder  ist  insgesamt  gewils  auf  weit  über  V»  Million  zu  schätzen. 
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das  ist  also,  die  Famifienmitglieder  eingerechnet,  schon  ein  ^anz 
erbeblidier  Teil  der  Bevölkerung. 

In  den  60  er  Jahren  sehen  wir  die  Anerkennung  der  Genossen- 
schaften aller  Art  sich  durchringen,  und  in  der  Gresetsgebung  zu 
ihren  Gunsten  sich  bethatigen.  Damals  wurden  die  Konsumvereine 
ebenso  wie  alle  anderen  Arten  in  diese  Anerkennung  einbegrifTen. 
1867  wurde  das  erste  preußische  GenoMenschaft^esetz  gesdialTen, 
das  durch  die  feste  Regelung  der  Haftpflicht  und  ihrer  Geltend- 
machung den  Genossenschaften  ein  passenderes  Recht  gab.  i863 
wurde  das  gleiche  Gesetz  4nit  geringen  Abinderungen  ftir  den  nord- 
deutschen Bund  eingeführt,  in  den  nächsten  Jahren  auch  in  Südwest- 
deutschland. Seit  1876  beginnen  die  Bestrebungen  auf  Reform 
dieses  Gesetzes,  und  in  den  vorbereitenden  Stadien  war  die  Stimmung 
den  Konsumvereinen  noch  durchaus  günstig.  Die  Regierungen  be- 
wahrten auch  während  der  Beratungen  über  das  jetzt  geltende 
Genossenschaftsgesetz  vom  i.  Mai  1S89  den  Konsumvereinen  eine 
durchaus  wohlwollende  Haltung.  Eine  der  praktisch  bedeutsamsten 
Änderungen,  die  durch  dies  Gesetz  getroffen  wurden,  die  Kinführung 
der  beschränkten  Haftpflicht,  ist  keiner  anderen  Gruppe  von  Ge- 
nossenschaften in  gleichem  IVIafse  und  Umfange  segensreich  ge- 
worden wie  gerade  den  Konsumvereinen,  die  nicht  so  sehr  wie  die 
Kreditvereine  und  Produktivgenossenschaften  eines  hohen  Kredits 
und  dainit  einer  möfiflichst  weitgehenden,  viele  vom  Reitritt  zurück- 
haltenden Haftpflicht  bedürfen.  Nicht  mn-  dal's  eine  lange  Reihe 
von  Konsumvereinen  mit  beschrankter  Haftpflicht  neu  entstanden, 
auch  von  den  bereits  bestehenden  nahmen  viele  die  beschränkte 
Haftpflicht  nachträglich  an  und  gewaonea  dadurch  den  Aoschlufs 
weiterer  Kreise  als  Mitglieder. 

Bei  der  Beratung  des  Gesetzes  errant^  jedoch  auch  die  Feind- 
schaft gegen  die  Konsumvereine  schon  ihren  ersten  kleinen  lMfol;T. 
Die  Gegner  der  Vereine,  die  Kleinliäridler ,  Bäcker  etc..  die  ihre 
Sache  als  die  des  ganzen  Mittelstandes  hinzustellen  wulslen,  hatten 
inzwischen  bei  der  für  die  Mittelslands- i'olitik  günstiger  gewordenen 
politischen  Strömung  m  Reichstag  Anhänger  zu  werben  gewulst, 
\<)5  aÜLUi  im  Zentrum  uud  uuicr  den  Konservativen,  und  sie  drangen 
jetzt  darauf,  dals  den  Konsumvereinen  der  Verkauf  an  Nicht-Mit- 
glieder durch  Gesetz  untersagt  würde.  Die  Regierungen  und  eine 
schwache  Mehrheit  des  Reichstags  waren  dagegen.  Der  bezügliche 
Antrag  wurde  in  der  Kommisäon  und  in  der  zweiten  Lesung  im 
Plenttm  abgelehnt,  bei  schwach  besetztem  Hause  jedoch  in  einer 
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Abendmtzuog  in  dritter  Lesung  durch  eine  zufällige  Mehrheit  in  das 
Gesetz  hineingebracht.  Gleich  darauf  wurde  von  der  ursprüng- 
lichen Mehrheit  des  Reichstags  die  Straft>estimDiun^,  die  dem  Verbot 
Geltung  verschaffen  sollte,  abgelehnt,  sodafs  das  Verbot  praktisch 
einigermaisen  unwirksam  blieb.  Das  Verbot  des  Verkaufe  an  Nicht- 
mitglieder  war  im  Interesse  der  mit  den  Genossenschaften  kon- 
kurrierenden Händler  erlassen  worden«  und  die  Gegner  der  Konsum- 
vereine haben  seither  ihre  Anstrengungen  unablässig  auf  das 
Ziel  gerichtet,  dem  Verbot  Geltung  zu  verschaffen,  d.  h.  durch 
eine  Novelle  eine  Strafbestinmiung  dazu  in  das  GenossenschafU- 
gesetz  zu  bringen.  An  sich  ist  das  Verbot  eigentlich  kaum  eine 
Schädigung  der  Konsumvereine.  Manche  hatten  es  schon  durch 
Statut  eingeführt  Bei  den  Kreditgenossenschaften  ist  sogar  ein 
ganz  ähnliches  Verbot  im  Interesse  der  Mitglieder  eriassen  worden, 
um  die  Geschäfte  der  Genossenschaften  auf  sicherem  Boden  und 
in  übersichtlichem  Umfang  zu  erhalten  und  das  Risiko  abzu- 
.^clnvächen.  Der  Widerstand  der  Konsumvereine  gegen  eine  solche 
Bestimmung  richtete  sich  daher  auch  mehr  gegen  die  feindselige 
Gesinnung,  die  sich  in  der  Agitation  aussprach,  und  ging  von  dem 
Grundsatze  principiis  obsta  aus.  £s  sei  kein  Grund  vorhanden  und 
widerspreche  den  Grundsätzen  unseres  Wirtschaflsrechts ,  einer 
legalen  Gescliäftsform  Sonderbeschränkungen  aufzuerlegen.  Die 
Vereine  hatten  dann  die  durch  das  Verbot  drohenden  lästigen  Auf* 
sichts-  und  Kontrohnafsregeln  zu  bekämpfen. 

Ein  zweites  Motiv  der  Bekämpfung  der  Konsumvereine  tritt 
ebenfalls  schon  gelegentlich  der  Beratung  des  Genossenschafts- 
gesetzes hervor,  die  Bekämpfung  der  „Schnapskonsumvereine". 
Hier  liegt  ein  berechtigter  Kampf  gegen  einen  Mifsbrauch  der 
Form  der  Genossenschaft  zu  Grunde.  Beim  Verkauf  von  Spiri- 
tuosen seitens  einer  Genossenschaft  an  ihre  Mitglieder  war  bis  vor 
kurzem  «gesetzlich  keine  Konzession  erforderlich.  Nun  geschah  es 
oft,  ciiils  ein  Mätidler.  der  die  Kon/.ession  zum  Branntweinverkauf 
nicht  erhielt,  mit  seinen  Kunden  eine  Geno.ssenschaft  zum  Einkauf 
von  Branntwein  im  t^rolscn  und  Abgabe  an  die  Mit*;lieder  in 
kleinen  Partien  gründete.  An  die  Mitglieder  dieser  ..Genossenschaft" 
durfte  d:mn  ohne  Konzession  Branntwein  abgegeben  werden.  Hier- 
gegen erhob  sicli  eine  heftige  Agitation.  ]  )ei  Uenossenschaltsvei- 
band  selbst  nahm  gegen  diesen  Misbrauch  unzweideutig  uml  energisch 
Stellung.  Der  Rcich.st;ig  h(kte  bei  Beratung  des  Genüsse nschafts- 
gesetzes  auf  Antrag  seiner  Konnnission  den  Beschluss:  „die  vcr- 
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biindeten  Regicrun^^en  zu  ersuchen  .  .  .  Malsregeln  gegen  die  Mifs- 
brauclie,  welche  der  Vertrieb  \oii  Spirituosen  durch  die  Konsum- 
vereine mit  sich  gebracht  hat,  vorzuschlafen".  Die  Agitation 
gegen  diesen  Mifsbrauch  wandte  sich  jedoch  in  der  Folge  gegen 
jeden  W-rkauf  von  Spiriuiosen  durch  Konsumvereine  und  schofs 
damit  über  das  Ziel  hinaus.  Gerade  aus  Gec^enden,  wo  der 
SchnapsgenulA  überhand  genomiiKMi  hat,  wird  berichtet,  dafs  die 
Bevölkerung  ihre  anderen  Nahruncrsniittci  nur  da  /u  beziehen  pflegt, 
wo  sie  auch  Spirituosen  c-rlialL.  W  ill  der  Konsumverein  seine  er- 
zieherischen Wirkungen  also  auch  auf  die  Leute  ausdehnen,  denen 
sie  am  ailcrnotwendigsten  sind,  so  kann  er  sich  der  Xotvvendi'^keit 
nicht  entziehen,  auch  Schnaps  zu  verkauten.  Anderenfalls  bleiben 
die  Leute  im  Verkehr  mit  dem  Schankwirt,  kaufen  dort  auch 
andere  Waren,  bleiben  bei  ihm  in  ewii^er  Schulden  Wirtschaft  und 
weiden  dufch  die  wirtschaftliche  Abhängigkeit  veraolafst,  mehr 
Spirituosen  zu  entnehmen,  als  sie  sonst  gebrauchen  würden. 

m. 

Seit  der  Beratung  des  Genossenschaftsgesetzes  hat  die  Agitation 
gegen  die  Konsumvereine  nicht  nachgelassen.  Sie  hat  sich  seither 
immer  mehr  organisiert  und  wird  mit  vollem  Bewufstsein  und  aller 
Energie  betrieben.  Sie  begnügt  sich  keineswegs  mehr  mit  den 
beiden  oben  besprochenen  Forderungen.  Ihre  Operationspläne 
wechseln  mit  den  Jahren  wie  die  Moden,  sie  sind  nicht  einheitlich, 
den  Agitatoren  selbst  nicht  immer  völlig  klar  und  deshalb  schwierig 
zusammenzufassen.  An  die  beiden  schon  genannten  Punkte  hat  die 
Agitation  anfänglich  angeknüpft.  Dann  bat  sie  sich  namentlich 
bemüht,  die  Genossenschaften  als  steuerlich  privilegiert  hinzustellen. 
Dadurch  ist  erreicht  worden,  dass  bd  den  neuen  Steuerreformen  die 
Genossenschaften  in  ausgiebigster  Weise  herangezogen  worden  sind, 
und  dafs  jetzt  eher  von  ihrer  Steuerüberbürdung  wie  von  einem 
Steuerprivileg  die  Rede  sein  kann.  Trotzdem  erhält  sich  in  der 
Agitation  hartnäckig  die  Behauptung,  dass  die  Genossenschaften 
steuerfrei  btieben  und  dadurch  überlegene  Konicutrenten  seien. 
Neuerdings  werden  Sondersteuern  fiir  sie  ausgesonnen,  die  augen- 
blicklich in  der  Agitation  am  beliebtesten  sind,  und  die  in  letzter 
Linie  direkt  .uif  die  Vernichtung  der  Konsumvereine  hinwirken. 
Insbesondere  will  man  weiter  die  Beamten-Konsumvereine  verboten 
sehen  und  den  Beamten  die  Beteiligung  an  allen  Konsumvereinen 
verbieten.   Weiterhin  soll  die  Gründung  eines  Konsumsvereins  von 
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einer  Konrcsiion  abhangig  gemacht  werden,  die  nur  im  Bedarfsfall 
zu  erteilen  ist.  Das  Ideal  der  Träger  all  dieser  Bestrebungen  ist 
wohl  in  dem  einfachen  Verbot  der  Konscunvcreine  zu  seiiea. 

Die  dgeotUchen  Träger  der  Bewegung  gegen  die  Konsum- 
veretoe  smd  die  Kolonialwarenhiadler,  die  zuoadist  von  der  Koo* 
kurrenz  gegen  die  Konsumvereine  beeinträchtigt  werden.  Sie  haben 
in  dem  Zentralverband  deutscher  Kaufleute  eine  rührige  Interessen^ 
Vertretung,  deren  Arbeitskraft  grösstenteils  speziell  von  dem  Kampf 
gegen  die  Konsumvereine  absorbiert  wird;  in  der  Kolonialwaren* 
zdtung  haben  sie  dn  eigenes  Oigan.  Es  ist  ihnen  auch  gelungen, 
einen  grolsen  Teil  der  deutschen  Handebkammem  zu  einer  ihren 
Ansdiauungen  entsprechenden  Stellungnahme  zu  veranlassen  und 
mit  Mi(strauen  gegen  die  Konsumvereine  zu  erfüllen.  Ihnen 
.schliefsen  sich  zunächst  die  direkt  betrofTenen  Gewerbetreibenden 
aUf  die  Bäcker  und  Gastwirte  einiger  Orte  und  Gegenden,  weldie 
die  Vertretungen  ihres  ganzen  Berufs  für  ihre  Sache  zu  interessieren 
wufsten.  Es  herrscht  nun  stets  das  Bestreben,  die  Interessen  dieser 
relativ  kleinen  Gruppen  als  die  des  ganzen  Mittelstandes  hinzu* 
stellen,  und  bei  dem  grofsen  Einfluis  der  Bäcker  in  der  Innungs- 
bewegung ist  es  tliatsächUch  gelungen,  die  Innungspartei,  die  allein 
von  den  Handwerkern  gegenwärtig  unermüdlich  und  kräftig  in  die 
öffentliche  Agitation  hinaustritt,  zu  einer  scharfen  Stellungnahme 
gegen  die  Konsumvereine  zu  veranlassen.  Wenn  das  Handwerk 
als  ganzes  in  der  Frage  zum  Wort  käme,  so  würde  sich  zweifellos 
ergeben,  dafs  durch  die  ihnen  nützliche  Beteiligung  an  den  Konsum- 
vereinen viel  mehr  Handwerker  für  sie  intcrc-siert  sind,  als  durch 
Interessenkollision  gegen  sie.  Ebenso  heben  die  Vertreter  der 
Konsumvereine  niit  Recht  hervor,  dafs  die  Vereine  gute  Kunden 
vieler  Handwerker  der  Nahrunj^«;-  und  lUkleidunj^s^^rwerbc  -ind, 
und  fcriu  r,  dafs  ilie  ärmeren  Kiai^univen  insmitgiieder  nur  rinmal 
im  Jahr,  wenn  der  Konsumverein  seine  Dividenden  verteilt,  eine 
^röfsere  Geldsumme  in  dii  M.mti  bekommen,  durch  die  >^ie  instand 
geseliii  werden,  1  landwerkerschuiden  zu  bezahlen  und  grölscrc  Ein- 
käufe zu  machen. 

Den  bi-hcr  L;enanntcn  Gruppen,  die  sich  gemeinsam  als 
städtische  Miltel>tan(ispartri  7,11  bezeichnen  lieben,  leisten  wieder 
die  parlanicnLari^cheii  V  ertreter  der  Lanti Wirtschaft  vu  Ifach  Vorschub. 
Deren  Stellungnahme  ist  durch  die  Fiktion  einer  besonder-^  en^a  ii  w  irt- 
schaftlichcn  Interessengemeinschatt  zwischen  der  Landwirtschaft  und 
dem  selbständigen  städtischen  Handwerker-  und  Klcinkaufmannsstand, 


Digitized  by  Google 


Die  KonsnmTcrehie  mid  die  aeocste  (katxhe  Wirtschaftspolitik. 


6i 


welche  wieder  infolc^c  einer  zufäHi^^en  politischen  Bundes^^'cnossen- 
schaft  cnt^ita^den  Ist.  herbeic^efiihrt  worden.  In  Wahrheit  ist  die 
I^ndwirtschaft  durchaus  nicht  an  der  unvcräfiderten  HrhaltnTvj  der 
jetzigen  gedriickten  Er\verbsverhaltnisse  in  den  Städten  interessiert, 
sondern  an  der  Er^ielung  und  Vermehruncr  einer  stabilen,  konsum- 
krafti<ycn  und  zahlungsHihigen  stadtischen  Ikvölkerunt;.  Wenn 
der  wachsende  und  in  seiner  Lebcushaltung  sich  verbessernde 
grossindustrielle  Arbeiterstand  durch  Vermittluncr  seiner  Konsum- 
verciue  einen  zunehmenden  Redarf  an  landwirtschaftlichen  Produkten 
deckt,  so  hat  die  Laiidwirtschali  am  weuit^sten  Ursache,  diesen  zu 
<Tunbten  eines  an  Zahl  und  Kapitalkraft  abnehmenden  und  daher 
seinen  Bedarf  reduzierenden  Handwerkerstandes  zu  bekämpfen,  oder 
gar  zu  Gunsten  eines  übersetzten  ungesunden  Kleinhandlertums, 
das  beim  Vefsddeifi  die  Land(HX»dnkte  flbefmäfsig  verteuert;  da- 
durch  ihren  Absatz  einschränkt  und  die  ärmere  Bevölkerung  zwingt, 
fiir  ihren  Massenbedarf  zu  ausländischen  Surrogaten  und  minder- 
werben,  aber  biUtgen  Ersatzwaren  zu  greifen. 

Die  Bewegung  gegen  die  Konsumvereine  hat  erst  in  den  Pär^ 
lamenten  und  dann  auch  bd  den  deutschen  Regierungen  wenigstens 
für  ihre  ursprünglichen  Forderungen  eine  Mehrheit  attf  sich  ver- 
einigt, und  es  steht  noch  dahin,  wie  weit  diese  Mdirheit  zusammen- 
halten wird. 

An  Argumenten  ist  in  dem  Ansturm  gegen  die  Konsumvereine 
nicht  viel  aufzufinden.  Für  die  Landwirte  und  den  gröfsten  Teil 
der  Innungshandwerker  ist  der  ganze  Kampf  eigentlich  nur  eine 
GelalKgkeitsaktion  zum  Schutz  der  mit  ihnen  in  der  Mittelstands- 
bew^ung  stehenden  Kleinkaufleute,  Bäcker  und  Gastwirte.  Es 
gilt,  hier  an  einem  Stück  deti  bestehenden  wirtschaftlichen  Zustand 
gegenüber  dem  Fluten  des  Wirtsdiaftslebcns  um  jeden  Preis  zu 
schützen,  die  vorhandenen  Existenzen  in  der  jetzigen  Stellung  zu 
erhalten.  Weil  diese  Angehörigen  des  Mittelstandes  einmal  da  smd, 
müssen  s&e  geschützt  und  ihre  neu  erwachsenen  Konkurrenten,  die 
Konsumvereine,  bekämpft  werden.  „Weil  sie  einmal  da  sind,"  das 
wird  wohl  der  Hauptteil  der  Argumentation  sein,  und  für  empfind» 
same  Gemüter  kommt  noch  der  ebenso  gewichtige  (rrund  hinzu 
„Weil  sie  in  der  guten  alten  Zeit  auch  dagewesen  sind". 

Der  Kleinhandel  will  sein  Gewerbe  und  seine  Existenz  vom 
Staate  geschützt  wissen.  Der  Staat  müsse  jeden  volkswirtschaftlich 
nützlichen  Stand  schützen  und  er  habe  zudem  auch  ein  Interesse 
daran,  die  Steuern  und  das  Kapital  des  Kleiobaadels  zu  erhalten. 
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Dieser  Schutz,  soll  durch  die  Rekampfunf;:^  und  Kinschränkuiif^  der 
Konsumvereine  erreicht  werden.  Dabei  übersieht  man ,  &Ms  der 
Handel  nur  so  lan^^e  als  volkswirtschaftlich  nützlich  und  produktiv 
anzusehen  ist.  als  er  notwendii:^  ist,  und  als  er  die  beste  Vermitt- 
\nn^  zwischen  Erzeuger  und  Verbraucher  der  Waren  darstellt.  Die 
starke  Besetzung  des  Zwischenhandels  ist  nicht  wie  die  der  In- 
dustrie notwendig  als  Zeichen  hoher,  sondern  unter  Umstanden 
gerade  als  ein  Beweis  niedriger  Kultur  anzusprc-clien.  Wo  >ich 
üvveckniafsiger  direkte  Beziehungen  zwischen  Troduzent  unil  Kon- 
sument herstellen  lassen,  da  hat  der  Staat  alle  Ursache,  diese  zu 
begünaligen.  Denn  sie  ermöglichen  dem  Produzenten  hr)here  Ver- 
wertung und  gleichzeiticj  dem  Konsumenten  billigeren  Bezug  der 
Waren  infolge  der  gesparten  Zwischenhandels  -  Spesen.  Dadurch 
wird  der  erstcre  leistungsfähiger  der  zweite  konsumkräftiger.  Die 
Produktivität  und  der  Reichtum  des  Landes  steigen,  und  die  im 
Handel  freiwerdenden  Kräfte  finden  in  der  zunehmenden  Produktion 
bald  ein  Unterkommen.  —  Aber  abgesehen  davon  ist  es  auch  über- 
haupt unri^^i  dafs  eine  Vernichtung  der  Konsumverdne  den  Klein- 
handel sanieren  kann.  Die  überlegene  Konkurrenz  der  Vereine  zvnxkgt 
ihn  noch  einigermaisen  in  solide  Bahnen.  Ohne  diese  Konkurrens 
wächst  in  kleineren  Orten  die  Ucbersetzung  des  Berufs,  damit 
die  Verringerung  des  Absatzgebiets  jedes  einzelnen  und  die  Ver- 
teuerung der  Waren  durch  den  Handel  noch  weit  mehr.  Dabei 
kommt  infolge  des  übergrofsen  Wettbewerbs  der  dnzelne  Händler 
noch  weniger  als  jetzt  auf  seine  Rechnung.  In  größeren  Städten 
ist  ein  entwickelter  Grofsbetrieb  im  Handel  das  natürlich 
Gegebene.  Bisher  belHcdigen  die  grofsen  Konsumvereine  vielfach 
dies  Bedürfnis;  wenn  sie  verschwinden,  treten  an  ihre  Stelle  sofort 
kapitalistische  Warenhäuser,  die  dem  „Mittelstand"  ungleich  schäd- 
licher sind. 

Den  Beamten  gegenüber  wird  noch  besonders  geltend  ge- 
macht, dafs  diese,  die  mit  von  den  Steuern  der  Handeltreibenden 
erhalten  würden,  die  Pflicht  hatten,  bei  diesen  zu  kaufen  und  nicht 
berechtigt  wären,  sich  an  Konsumvereinen  zu  beteiligen.  Eine  solche 
Forderung,  seitens  eines  kleinen  Teils  der  Steuerzahler  erhoben, 
ist  widersinnig;  ihre  Verallgemeinerung  müfste  zu  den  tollsten 
Konsequenzen  fuhren  und  jeden  IV^amten  schliefslich  zum  Hörigen 
jedes  Steuerzahlers  machen.  Ebensogut  könnten  die  Gastwirte 
fordern,  dafs  die  Beamten  keinen  eigenen  Haushalt  führen  dürften, 
um  ihnen  nicht  den  Gewinn  zu  entziehen,  oder  die  steuerzahlenden 


Digitized  by  Google 


■ 


Die  Konsom^'creiiie  und  dir  neueste  deutsche  'WirtsdMftspoUtik.  5$ 

Droschkenkutscher  und  Pferdchahnc^esellschaticn,  dafs  sie  nicht  zu 
Fufs  ins  Bureau  lachen  diirften.  Mit  mehr  Recht  liefse  sich  der 
SpiL  Is  umdrehen  und  die  Rcliauptun^  vt-rk  chten ,  die  Gk  samtljeit 
der  Steuerzahler  könne  von  den  Beamten  verlangen,  dais  sie  mit 
ihren  knappen  IW/.üfren  so  haushälterisch  als  möglich  umgingen, 
um  so  nach  Kräften  die  Notwendigkeit  von  Gehälter-  und  Steuer- 
erhöhunc^en  hintanzuhalten. 

Die  direkt  bctrolTenen  Gewerbetreibenden,  voran  Bäcker  und 
Gastwirte,  werden  vor  allem  ebenfalls  in  den  Interessen  berührt,  die 
sie  als  Zwischenhändler  mit  den  Händlern  gemein  haben.  Insoweit 
gilt  von  der  Berechtigung  ihrer  Gründe  das  Obengesagte.  In 
der  Agitation  verallgemdnem  sie  gern  die  Verhätaaisse  der  am 
drückendsten  erscheinenden  Konkurrenz,  und  die  Bäcker  stellen  «cb, 
als  ob  der  Bäckerdbetrieb»  den  nur  ca.  20  der  grölsten  Konsum- 
vereine, diese  allerdings  in  grofsem  Malsstabe,  eingeführt  haben, 
eine  allgemeine  Einrichtung  der  Konsumvereine  wäre.  Sie  haben 
vor  allem  die  grolse  Backerei  des  Breslatier  Konsumvereins,  des 
mitgliederretchsten  der  Welt,  im  Auge,  der  über  Va  <lcr  Breslauer 
Bevölkerung  mit  Schwarzbrot  versorgt.  Aber  gerade  för  Breslau 
ist  auch  nachgewiesen  worden,  —  neuerdings  noch  in  den  Hand- 
werkeruntersuchungen des  Vereins  für  Sozialpolitik  — ,  dais  die 
schwierige  Lage  eines  Teils  des  Bäckerstandes  nicht  durch  die 
Konkurrenz  des  Konsumvereins  herbeigeführt  sei,  dessen  Wettbewerb 
sehr  wohl  sidt  ertragen  lasse,  sondern  durdi  die  zu  zahlreiche  Be- 
setzung des  Gewerbes  mit  ktetnen  unsicheren  Existenzen.  Jedenfalls 
steht  fest,  dafs  der  Grofsbetrieb  der  Konsumverdnsbäckereien 
billigeres  und  zugleich  besseres  Brot  liefert  als  die  kleinen  Hand- 
werker, nnd  dieser  Vorzug  für  das  wichtigste  Bedürfnis  der  ge- 
samten Bevölkerung  mufs  unter  allen  Unoständen  den  Ausschlag 
für  sie  geben,  wenn  man  selbst  die  besseren  Bedinguncrcn  des 
Grofsbetriebs  fiir  Arbdtszdt,  Lohn  und  Gesundhdt  der  Bäckerei- 
arbdter  geringer  anschlägt 

Wenn  man  die  Bäcker  agitieren  hört,  so  mufs  man  den  Ein- 
druck gewinnen,  als  ob  jeder  Konsumverein  nach  Art  des  Breslauer 
ungerichtet  sd  und  wirke.  Umgekehrt  liebt  die  Agitation  unter 
den  Gastwirten  es  so  darzustellen,  als  ob  jeder  Konsumverein  eine 
kleine  ohne  Aufsicht  wirkende  Schnapshölle  sei.  Wie  erwähnt, 
haben  die  sogen.  Schnapskonsumvereine  nur  /.afallig  die  P'orni  des 
Konsuravereins  gewählt,  und  ihre  H''k?lmpfunL;  tritft  die  Koiisum- 
verdne  nicht.    Wo  aber  ein  Koosuiuverein  unter  vielen  anderen 
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Waren  aucli  Spirituosen  führt  und  der  Bevölkeruni^  die  Versorgunt; 
damit  ermüfrlicht,  soweit  sie  für  notwendig  craclitet  wird,  —  oline 
dafs  der  Verein  doch  gleich  dem  Gastwirt  und  liranntweinhandler 
das  geriufjste  Interesse  daran  hat,  den  VYrhraucli  dieser  Stoffe  auf 
Kosten  anderer  Teile  des  Arbeiterhaushalts  unf^ebiihrlich  zu  steigern 
und  anzustacheln  — ,  da  ist  diese  Einrichtung  \  oikswirtschaülich, 
hygienisch  und  sozialpolitisch  entschieden  dem  unverrnm  l.  rten  Fort- 
bestehen eines  übersetzten  (jastwirtstandcs  vorzuziehen.  lün  Konsum- 
verein, eicr  naturcj^ernals  den  aili^eineiiien  ]3edarl  und  die  i^anze 
Lebenshakung  seiner  Mitglieder  zu  heben  suchen  mufs.  wird  weit 
eher  auf  eine  Verminderung  als  auf  eine  Vermehrung  des  Spirituosen- 
genusses  hinarbeiten.  Er  stellt  einen  Ersatz  der  Branntweinwirt- 
schaft  dar,  mit  dem  selbst  die  Temperenzler  als  einer  Etappe  zu 
ibreui  Ziel  woU  zufriedeo  sdn  konaea 

Für  die  übrigen  Gegner  handelt  es  sich  um  dne  aus  ungeklärten 
Motiven  entspringende  Sympatiiie-Politik,  nicht  um  eine  Verteidigung 
eigener  Interessen  gegen  die  Konsumvereine.  Höchstens  kommt  bei 
Parteien  und  Regierungen  noch  ein  politisches  Moment  in  Betracht 
Während  die  Handwerker  grolsenteils  bei  den  Parteien  der  Rechten 
und  des  Zentrums  eine  Unterkunft:  gefunden  haben,  sind  die 
in  den  Konsumvereinen  zusammengeschlossenen  Arbeiter  etc.  vtd- 
fach  Mitglieder  anderer  Parteien.  Neben  konservativen  Beamten, 
liberalen  Privatiers,  ultramontanen  Bergleuten  und  anderen  stellen 
besonders  die  sozialdemokratisdien  Arbeiter  ein  starkes  Kontingent 
zu  den  Konsumvereinen.  Ein  ganz  natürliches  Zusammentreffen, 
weil  in  den  Industriezentren,  wo  die  besten  Vorbedingungen  für 
Konsumvereine  vorbanden  sind,  auch  die  Sozialdemokratie  am 
stärksten  ausgebreitet  ist  E^n  direkter,  ursächlicher  Zusammen* 
hang  zwischen  beiden  Erscheinungen  besteht  nicht  In  den  Konsum* 
vereinen  Deutschlands  sind  nirgends  sozialdemokratische  Tendenzen 
hervorgetreten,  wie  denn  durch  die  Genossenschafts-Gesetzgebung 
den  Genossenschaften  jede  politische  Bethat^ung  verboten  ist 
Diese  würde  auch  zu  ihren  reinwirtschaftlichen  Aufgaben ,  die  am 
besten  durch  möglichst  allseitigen  Zusaramenschlufs  und  Vermeidung 
alKs  Trennenden  gelöst  werden,  durchaus  nicht  passen.  Die 
Konsumvereine  arbeiten  grofsenteils  einträchtiglich  innerhalb  des 
Allgemeinen  Verbandes  deutscher  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossen- 
schaften, der  der  Annäherung  an  sozialistische  Tendenzen  gewils  in 
keiner  Weise  verdächtig  ist,  mit  den  Kredit  vereinen,  die  zumeist 
aus  den  besitzenden  Schichten  des  Landes  bestehen»  zusammen. 
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Aufgaben.  Dafs  in  Sachsen,  wo  das  politische  Mifstrauen  gegen 
sie  am  stärksten  entwickelt  ist,  unter  den  Mitgliedern  und  den  Vor- 
ständen der  Vereine  die  Arbeiter  durchaus  überwiegen,  ist  bei  der 
Zusammensetzung  der  dortigen  Bevölkerung  schlielslich  selbstver- 
ständlich und  könnte  der  Regierung  und  ihren  Anhiini:fcrn  s^anz  lieb 
sein.  Der  Abg.  I^t-h'-l  hat  in  der  Rcichstaj^ssitzung  vom  26.  No- 
vember 1896  ganz  un  Sinne  der  so/.ial(lemokr;itisrhcn  Doktrin  er- 
klart ,  dafs  die  f^rolsc  Mehrheit  seiner  Partei  cier  K.onsumvereins- 
Bt-u  eguag  seit  Las.saile  kühl  und  ablehnend  j^ej^eniiberstände ,  und 
dals  die  Arbeiter,  die  durch  eiij^cni-  f^enosseiischaftliche  Einrichtungen 
EigentünuT  und  Unternelimer  würden,  dadurch  .nicht  revolutionärer, 
sondern  künser\ ativer  oreinacht  wurden.  Die  ganze  Haliung  der 
Partei ,  ihrer  l'arlament arier  und  ihrer  offiziellen  Presse  entspricht 
dieser  Auffassung.  Die  Besetzung  der  Vf>rstan(i.-,aniter  mit  Arbeitern 
ist  aus  ganz  unpolitischen  Gründen  crf()lL;t.  l"ur  den  Betrieb  einer 
Konsumgenossenschaft  ist  das  Vertrauen  der  Mitglieder  zum  Vor- 
stand ein  w  iclitiger  Faktor,  und  es  ist  rein  wirtschaftlich  am  zweck- 
mälsi-Tsteu ,  dafs  die  Arbeiter  die  Männer  ihres  Vertrauens  und 
Manner,  die  in  gleicher  wirtschaftlicher  La^^e  wie  sie  sind,  an  die 
Spitze  stellen.  Sachsen  hat  in  dieser  Beziehung  Erfahrungen  ge- 
macht, und  die  dortigen  Koosumvereitie  and  oftmals  erst  unter  der 
Lettung^  von  Arbeitern  aufgeblüht,  während  sie  früher  unter  der 
Führung  von  Samten,  Fabrikanten,  Männern  liberalen  Berufs,  die 
mehr  aus  allgemein  philanthropischen  Gründen  sich  der  Bewegung 
angenommen  hatten»  geringe  Fortschritte  gemacht  hatten. 

IV. 

Die  praktischen  Mafsregeln,  die  im  Kampf  gegen  die  Konsum- 
vereine von  ihren  Gegnern  seit  Erlals  des  Gesetzes  vom  i.  Mai 
1S89  durchgesetzt  wurden,  liegen  zunächst  auf  dem  Gebiete  der 
Steuerpolitik.  Bei  der  preufsischen  Steuerreform  wurden  die  Konsum» 
vordne  ebenso  wie  die  meisten  anderen  Arten  von  Genossenschaften 
sowohl  zur  Gewerbesteuer  wie  zur  Einkommensteuer  mit  ihrem 
Gewinn  genau  wie  kapitalistische  Unternehmungen  herangezogen. 
In  anderen  Bundesstaaten  ging  die  Gesetzgebung  oder  die  Hand- 
habung der  bestehenden  Gesetze  analog  vor.  Die  Vereine  wehrten 
sidi  anfangs  dagegen  mit  der  Argumentation,  dafs  der  gemeinsame 
Einkauf  für  mehrere  Haushalte  ebensowenig  steuerpflichtig  sein 
könne  als  der  Einkauf  von  Einzelpersonen.   Solange  die  Vereine 
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nur  für  Mitglieder  die  Bezüge  vermittelten,  seien  sie  nicht  als  Ge- 
schäfte aufzufassen.  Dagegen  wurde  aber  doch  wohl  der  rechtliche 
Grund  für  malsgebend  erachtet,  dafs  sich  der  gemeinsame  Bezug 
hier  in  festen  gescliäftlichen  Formen  bewegt,  dafs  die  Genossen- 
schaft selbständige  Rechte  unabhängig  von  denen  ihrer  Mitglieder 
besitzt,  und  der  volkswirtschaftliche  Grund,  dafs  der  genossen- 
schaftliche Betrieb  an  Str!l<'  von  privaten  Handelsgeschäften  und  in 
Konkurrenz  mit  solchen  tritt,  so  dals  das  Gerechtigkeitsgefühl  und 
das  Streben  nach  ünn:irtcilichkcit  im  Konkurrenzkampf  zur  Be- 
.steucrun«^  der  Vereine  tuiirten.  Die  Konsumvereine  haben  sich  mit 
guter  Art  in  diese  Besteuerung  «gefunden.  Der  Genossenschaftstag 
von  1891  hat  sich  in  einer  Resolution  ausdrücklich  dahin  ausge- 
sprochen, die  Konsumvereine  sollten  niciu  der  Verlockung  folgen, 
durch  Ab;^al)e  der  Waren  zum  Selbstkostenpreis  den  (jeschafUi- 
gewinn  und  damit  das  Eiiikunmicnsteuerobjckt  zu  beseitigen,  Sie 
sollten  nach  wie  vor  zu  Tagespreisen  verkaufen,  am  JahresschluU 
eine  Warendividende  vcrLeilen  und  den  Gewinn  loyal  versteuern. 
Diese  Mahnung  mufste  um  so  eher  allgemeine  Reachtunir  tlnden. 
als  das  empfohlene  Verfahren  das  einzige  ist,  das  die  Vereine  auf 
geschäftlich  richtigen  Grundlagen  erhält  und  sie  vor  der  Ueber- 
nahme  eines  nicht  zu  übersehenden  Risikos ,  vor  Gefahrdung  des 
Gcschälts  und  der  Genossen  bewahrt.  Ebenso  ist  es  das  einzige, 
das  die  erzieherischen  Wirkungen  des  Konsumvereins:  festes  Zu- 
sammenhalten, Stetigkeit  der  Bezüge  und  Erweckung  des  Reizes 
zum  Sparen,  erhalt.  Und  eodlich  kanu  nur  bti  diesem  Verfahren 
die  nötige  Kontrole  des  Vorstands  und  der  mafsgebende  Eiofluls 
der  Generalversammlung  auf  seine  Geschäftsgebahr ung  erhalten 
werden.  Auf  dem  Genossenschaftstage  von  1896  hat  es  der  neue 
Anwalt  als  einen  Teil  seines  Programms  bezeichnet ,  die  Konsum- 
vereine zu  bewegen,  die  gleiche  Steuerbelastung  wie  die  Gewerbe- 
treibenden willig  auf  sich  zu  nehmen,  auch  in  solchen  Fällen,  wo 
ihre  Verpflichtung  dazu  nach  geltendem  Recht  nicht  zweifelfrei  sei. 
Hier  sind  also  die  Konsumvereine  den  Wünschen  der  Gegner  nach 
gleicher  Behandlung  durch  die  Steuergesetzgebung  entgegenge- 
kommen, um  deren  Agitation  die  Stütze  abzubrechen.  Das  ist  nun 
freilich  nicht  gelungen,  wie  das  gegenwartige  Stadium  des  Kampfes, 
das  ebenfalls  auf  steuerlichem  Gebiet  liegt  und  das  im  nächsten 
Abschnitt  zu  besprechen  ist,  zeigt  Schaden  ist  den  Vereinen  aus 
der  Besteuerung  nicht  erwachsen,  die  ihnen  vielleicht  sogar  Anlais 
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zu  genauerem  Rechnen,  zu  einer  Wrbesserung  des  Betriebs  zwecks 
ausgleichender  Erhöhung  der  Kin nahmen  «^c^eben  hat. 

Später  als  die  ersten  Wünsche  bezüglich  der  Steuergesetzgebung 
während  der  Beratung  des  GenossL-nschattsgeseizes  zum  Aus- 
druck kamen,  sind  die  gegen  die  Konsumvereine  gerichteten  Be- 
SEtrebungcn  zum  Ziele  gelan<^t.  Im  Frühjahr  1895  wurde  eine  No- 
velle zum  Uenossenscliaitsgesetz  vom  Hundesrat  ausgearbeitet,  in 
der  Session  1895/96  gelangte  sie  im  Reichstag  zur  Beratung  und 
Annahme,  und  als  Gesetz  vom  12.  August  1896  wurde  sie  publiziert. 
Am  wichtigsten  sind  darin  die  Bestimmungen,  das  fUr  die  Konsum- 
vereine  schon  vorhandene  Verbot  des  Verkaufs  an  Nichtmitglieder 
durch  Einführung  von  Kontrolen  und  Strafbestimmungen  wirksam 
zu  machen.  Konsumvereine  mit  ofTecem  Laden  haben  Anweisung 
darüber  su  erlassen,  auf  welche  Weise  sich  die  Vereinsmitglieder 
oder  deren  Vertreter  den  Warenverkäufen!  gegenüber  legitirmeren 
müssen.  Die  höhere  Verwaltungsbehörde  hat  diese  Anweisung  zu 
prüfen  und  deren  £rla(s  zu  überwachen.  Auiserdem  wird  gleich- 
zeitig den  Konsumvereinen  die  Ausgabe  von  Marken  und  anderen 
Wertzeichen  verboten.  Geldstrafen  werden  festgesetzt  für  die 
Lagerhalter,  die  wissentlich  oder  fahrlässig  Waren  an  Nichtmit- 
glieder abgeben,  fUr  die  Mitglieder,  die  ihre  Legitimation  an  Nicht- 
mitglieder überlassen,  fiir  die  Nichtmitglieder,  die  mit  solcher  Legiti- 
mation dnkaufen  oder  sonst  den  Lagerhalter  zu  unbefugter  Waren- 
abgabe verleiten,  fUr  Mitglieder,  die  Konsumvereinswaren  ge- 
wohnheits-  oder  gewerbsmäfsig  an  Nichtmitglieder  veräufsem,  und 
für  Vorstandsmitglieder,  die  das  Markenausgabeverbot  übertreten. 
Das  Gesetz  findet  aufser  auf  eingetragene  Grenoasenschaften  auch 
auf  Konsumanstalten  und  Tilmliche  Vereinigungen,  wie  die  Waren- 
hauser für  Offizier-  und  Beamtenverein c,  Anwendung. 

Damit  ist  ein  alter,  dringender  Wunsch  der  Kolonialwaren- 
handier  erfüllt  worden.  Die  Regierungen,  die  ihm  1889  noch 
energisch  Widerstand  leisteten,  haben  sich  zu  ihm  bekehrt  und  ihn 
selbst  ^^cfrirdert.  Aber  schon  vor  Annahme  dieses  Gesetzes  wurde 
es  den  Gi-i^niern  klar,  ilafs  ihnen  das  Verbot  des  Verkaufs  an  die 
Nichtmitglieder  keinen  Gewirui  brinj^^en  würde.  Schon  Hude  1895 
hatte  die  Konferenz  deutscher  Handelskörperschaften  zu  Osnabrück 
sich  rlahin  ausf^esprochen,  dafs  von  einem  solchen  V'erhnt  die  V^er- 
mehrun^f  der  Konsuinvereins-Mitc^lieder  7.\\  erwarten  üei ,  und  dafs 
CS  nicht  j^^eeignet  sei,  den  (lewerhetreibendcn  in  ihrem  Konkurrenz- 
kampf gegen  die  Konsumvereine  die  gewünschte  Hülfe  zu  bringen. 
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Die  Konsumvereine  müssen  selbst  darauf  halten,  inöi^^lichst  alle  Be- 
zieher zu  Mitfürt  lern  und  damit  zu  dauernden  Abnehmern  zu  be- 
kommen. Die  Minderung  des  Umsatzes  manches  Konsumvereins 
durch  deu  Wrlust  einer  ^eleCTentlichen  Lauf  kundschalt  wird  reichlich 
aufgewogen  durch  die  festen  Beziehungen,  die  sie  durch  Zutriu  neuer 
Mitglieder  gewinnen,  wenn  die  Kunden  nicht  mehr  in  di-r  bishcri<_,^  ü 
freien  l*Y)rm  dort  kaufen  können  und  sich  deshalb  geuötij^t  sehen, 
die  MitL,diedschaft  zu  erwerben.  Die  Vereine  haben  die  Novelle  in 
ihrer  jetzii^eü  Ausführung  hauptsächlich  von  dem  Gesichtspunkt 
aus  bekämpft,  dafs  sie  nicht  unter  die  Aufsicht  der  Verwaltungs- 
behörden kommen  wollten,  bei  deren  eventl.  feindseliger  Haltung 
gegen  die  Konsumvereine  Chilcanen  und  Weitläufigkeiten  die  Folge 
sein  könnten.  Den  Verkauf  an  Nichtmitgliedcr  erklarten  sie  unter 
Umständen  deshalb  fiir  erwünscht,  um  neue  Mitglieder  leichter  zu 
gewinnen,  die  sich  durch  einzelne  Einkäufe  erst  von  der  Zweck- 
mäfsigkeit  der  Einrichtung  überzeugen  könnten.  Indes  tatst  sich 
der  Aus^l  dieser  Möglichkeit  durch  Propaganda,  durch  mündliche 
und  gedruckte  Aufklärung  über  die  Ziele  der  Konsumvereine  leicht 
und  gut  ersetzen.  Das  Verbot  der  Markenbenutzung  trifft  eine 
minderwertige  Abart  der  Konsumvereine,  die  keinen  eigenen  Laden 
bedtzen,  vielmehr  mit  einigen  Privatgeschäften  Verträge  über  vor» 
teilhafte  Lieferungsbedingungen  und  Preise  abgeschlossen  haben. 
Der  Markengebrauch  wird  von  den  Vertretern  der  Genossen- 
schaften selbst  als  ein  weitläufiges  Verfahren  bezeichnet,  das  leicht 
zu  ersetzen  sei.  Deshalb  wurde  auch  dieser  Bestimmung  kein  so 
grosser  Widerstand  entgegengesetzt,  wie  man  es  aus  prinzipiellen 
Gründen  hätte  erwarten  sollen.  Denn  ein  solcher  gesetzlicher  Ein- 
griff in  durchaus  reelle  interne  Gescbäftsgeb rauche  i.st  kaum  zu 
rechtfertigen.  Wenn  das  Verbot  für  die  Marken -Konsumvereine 
erschwerend  wirkt,  so  wirkt  es  nach  der  Richtung,  dafs  diese  sich 
zu  eigentlichen  Konsumvereinen  mit  vollständiger  Organisation  und 
eigenem  Geschäft  umwandeln.  Die  ganze  Novelle  kann  somit,  ab- 
gesehen von  vorübergehenden  Belästigungen  der  Konsumvereine, 
deren  Kntwicklung  nur  Vorschub  leisten. 

In  der  gleichen  Session  kam  auch  die  Aktion  gegen  die 
Schnapskonsumvereine  zum  Abschlufs,  Durch  die  1896er  Novelle 
zur  Gewerbeordnung  werden  die  Bestimmungen  über  den  Klein- 
handel mit  Spirituosen  auf  die  Konsumvereine  ausgedehnt.  Auch 
die  Konsumvereine,  die  schon  bestehen,  und  die  schon  seit  20  bis 
30  Jahren  den  Verkauf  von  Branntwein  an  ihre  Mitglieder  unge- 
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bindert  betrieben  habeö,  werden  der  Konzessionspflicht  nach  33 
der  Gewerbeordnung  unterworfen  Durch  die  Einführung  der  rück- 
wirkenden Kraft  fühlen  sich  die  Konsumvereine  beschwert.  Im 
übrigen  gestehen  sie  zu,  keinen  Nachteil  durch  diese  Bestimmung 
zu  haben,  die  ihnen  sogar  wegen  der  Bekämpfung  der  Schnaps- 
konsumvereine sehr  angenehm  ist.  Denn  wenn  es  f^eUngt,  diesen 
Milsbraucb  der  Genossenschaftsform  zu  unterdrücken,  kann  er  den 
Konsumvereinen  nicht  mehr  an  die  Rockschöfse  gehängt  werden  und 
zu  einer  gehässigen,  tendenziösen  Agitation  gegen  sie  Anlals  geben. 

Durch  Erreichung  dieser  von  den  Gegnern  so  hcifs  ersehnten 
Erfolge  haben  also  die  Konsumvereine  keine  Schädigung,  ihre 
Gegner  keinen  Vorteil  errungen;  ebensowenig  durch  die  teilweise 
Erfüllung  ihrer  weiteren  Forderung,  dafs  die  Konsuinvcrrinc  auch 
aufser  den  Steuern  allen  i^ewerbe-  und  sozialpolitisclu  n  Lasten  der 
Gewcrbtreibetuleii  in  gK-iclier  Weise  unterworfm  würden.  Die  I'raxis 
der  Verwaltung  und  die  Lage  der  Gesetzgebuni;  haben  dahin  rre- 
führt,  dafs  die  Bestinimvmgen  über  die  Sonntagsruhe,  iiber  die 
Versicheruni,^  der  Angestellten  auf  dii-  Konsinnvcreinc  voiic  An- 
wendung fanden.  Das  Gleiche  setzt  sich  be/.üglich  der  Anwenduni; 
des  Nahrungsnüttelgesetzes  und  der  Mafs-  und  Gewichtsordnung 
durch.  Und  soweit  das  bisher  noch  nicht  schehen  ist,  drangen 
die  V^ertretungen  der  Konsumvereine  mit  grulser  Energie  darauf 
hin,  dafs  die  (lenossenschafti  n  freiw  illig  eine  Aichung  ihrer  Mafse 
und  (»ewichte  vornehmen  lassen  etc.,  ebenso  wie  sie  stets  fordern, 
dals  die  Koiisuiinereine  b<  /.üglich  der  Behandlung,  Arbeitszeit  und 
Lolinuijg  ihrer  Ancrestellten  sozialpolitische  Musteranstalten  in  jeder 
Beziehung  älih  sollen.  Wenn  auf  diesen  (jebicten  dein  Wunsche 
der  Konsumvercinsgegner  noch  weiter  durch  Gesetzgebung  und 
Verwaltung  entgegengekommen  wird,  so  wird  das  vielleicht 
niemanden  angenehmer  sein,  ab  den  Führern  der  Konsumvereins- 
Bewegung,  die  die  Bedürfnisse  und  Aussichten  der  Vereine  am 
besten  übersehen.  Je  mehr  Garantien  ftir  die  SolidU:St  und  ^^er- 
heit  der  Genossensdiaft,  iiir  die  Arbeitsfreudigkeit  und  Güte  des 
Personals  geschaffen  werden,  desto  günstiger  müssen  naturgea^fs  die 
Aussichten  auf  ein  dauerndes  und  fest  fundiertes  Gedeihen  (ur  die 
Konsumvereine  sich  gestalten. 

V. 

Obschon  so  alle  bisherigen  praktischen  Bethätigungen  der 
Gegnerschaft  g^en  die  Konsumvereine  in  das  Gegenteil  ihrer  Ab- 
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sieht  ume;;cschlagen  sind,  haben  die  Gegner  doch  den  Mut  nicht 
verloren,  uiul  sie  haben  schon  wieder  ein  Universahiiittel  bereit.  lo 
ihrer  Verlegenheit  traf  es  sich  sehr  günstig,  dafs  sie  von  einer  ähn- 
Hchen  Bewegung,  dem  Kampf  der  kleinen  ladenbesitzendeu  Hand- 
werker und  Händler  gej^en  die  grofsen  Bazare  und  Riesengeschafts- 
häubcr,  ein  Pro<;ramai  entleihen  könnten.  Eine  propfressive  Um- 
satzsteuer sollte  die  Bnzarc  etc.  zu  Gunsten  der  kleinen  Ge- 
schäfte sciiwaclien  und  von  einer  gewissen  Gröfse  ab  überhaupt 
unmöglich  machen.  In  roher  Form  sucht  man  diesen  Gedanken 
gegen  die  Konsumvereine  anzuwenden,  indem  man  diese  mit  einer 
von  den  privaten  Geschäften  überhaupt  nicht  zu  tragenden  L  insaiz- 
steuer  bedenkt,  die  den  Gewinn  e^rofscnteils  oder  ganz  wegsteuern 
soll,  um  so  die  Zu>^^fahigkcit  der  Konsumvereine  oder  gar  ihre 
Existenzmöglichkeit  zu  vernichten. 

Trotz  seiner  Jugend  hat  dieser  Plan  schon  ganz  hübsche  Er- 
folge aufzuweisen.  Bereits  vor  einigen  Jahren  in  der  von  der 
Braunschweiger  Handelskammer  angeregten  Agitation  gegen  den 
unlauteren  Wettbewerb  wird  die  Besteuerung  der  Konsumvereine 
nach  dem  Warenumsatz  gefordert  Akut  wurde  diese  Forderung 
durch  die  Verhandlungen  deutscher  Landtage  in  der  Session 
1895/96. 

Am  14.  und  15.  November  1895  beschäftigte  den  bairischen 
Landtag  (zweite  Kammer)  ein  Antrag  Lutz,  der  die  Regierung  auf- 
forderte, eine  sehr  hohe  Sondersteuer  fUr  Grolsuntemehmungen  in 
Handel  und  Industrie  vorzuschlagen,  damit  die  mittleren  und  kleineren 
Betriebe  von  ihrer  geföhrlichen  Konkurrenz  entlastet  würden.  Hier 
war  die  Spitze  hauptsächlich  gegen  die  grofsen  Privatgeschäfte  mit 
ihren  Filialen  gerichtet*  und  die  Konsumvereine  sollten  wohl  mehr, 
mitgefangen,  mitgehangen  werden.  Der  Antn^teller  sprach  es 
ausdrücklich  aus,  dafs  er  auf  dem  Wege  der  Steuer  die  Gro&unter^ 
nehmungen  vernichten  wolle.  Der  Antrag  wurde  mit  grolser  Mehr- 
heit angenommen. 

In  ähnlicher  Weise  ist  das  preufsische  Abgeordnetenhaus 
in  der  Session  von  1896  durch  einen  Antrag  von  Brockhausen  mit 
dem  Vorschlag  einer  besonderen,  aufsteigenden  Betriebssteuer  fUr 
Warenhauser,  Bazare,  Versandtgeschäfte  und  ähnliche  Unter* 
nehmungen  befafst  worden.  Auch  hWr  wurde  dne  Umschlag- 
steuer, sogar  eine  aufsteigende,  für  Warenhäuser,  Konsumvereine,  etc. 
vorgeschlagen.  Der  Generaldirektor  der  direkten  Steuern  Burg- 
hardt wies  als  Regierungskommissar  darauf  hin,  dafs  eine  stark 
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progressiv  wirkende  Sondersteuer  für  gewisse  Grofsbetriebe  gegen 
S  7  Nr.  6  der  Reichsgewerbeordnung  verstolse  und  deshalb  zum 
raifidesten  zur  Kompetenz  des  Reichs  und  nicht  der  Einzetstaateo 
gebore.  Er  sagte  in  der  Sitzung  vom  9.  Juni  1896:  jL>aa  Reich 
hat  die  souveräne  Regelung  der  Gewerbeordnung,  und  wohin  sollte 
das  fuhren,  wenn*  jeder  einzelne  deutsche  Staat  seine  Steuerein^ 
richtungen  so  treffen  wollte,  dafs  er  ihm  miislkbige  oder  ihm  ge- 
fährlich scheinende  Entwickelungen  auf  dem  Gebiete  des  Gewerbe- 
betriebs durdi  strangulierende  Steuern  einschränkte  und  zum  Unter« 
gnngf  verurteilte,  oder  sie  so  weit  einschränkte,  dals  sie  nicht  mehr 
ihre  Existenz  mit  Gedeihen  fristen  können."  Ein  formulierter  Vor- 
schlag wurde  im  preuisischen  Abgeordnetenhaus  nicht  angenommen, 
obwohl  schließlich  sowohl  von  konservativer  Seite  (v.  Brockhausen) 
wie  von  der  des  Zentrums  (Fuchs)  fertige  Vorschläge  unterbreitet 
wurden.  Vielmehr  wurde  die  Frage  der  Regierung  zur  Erwägung 
überwiesen. 

Ein  Vorstofs  der  Konsumvereinsgegner  in  den  Landtagen  von 
Württemberg  und  Baden,  ebenfalls  in  der  Session  180596, 
hatte  keinen  Erfolg.  Die  Kammern  erkannten  nur  an,  dais  die 
Konsumvereine  in  der  Besteuerung  den  Gewerbetreibenden  gleicli- 
gestellt  werden  müssten ;  für  eine  Sonderbesteuerung  war  kerne 
Stimmung  vorhanden,  ja  in  Baden  waren  die  Meinungen  soG^ar 
sehr  geteilt,  ob  sich  bei  Konsumvereinen,  die  nur  mit  Mitgliedern 
arbeiten,  die  Heraii/äehung  zur  Einkommensteuer  rechtfertigen  lasse. 

Die  sächsische  zweite  Kammer  verhandelte  am  30.  Januar 
1896  über  einen  konservativen  Antrag,  nach  weichem  Filialgeschafte 
und  KoDSum-GeselLschaften  und  -Genossenschaften  von  Staats  wegen 
eine  gemeindliche  Umsatzsteuer  bis  zu  3"^,  neben  ihren  sonstigen 
Gemeindcabgaben  eiitncliten  sollten.  Der  Antrag  wurde  der 
Petitionskommission  (-Deputation)  überwiesen,  in  der  die  Re- 
gierung die  Erklärung  abgab,  dafs  ihrer  Auslegung  der  betreffenden 
sächsischen  Gesetze  nach  schon  jetzt  die  Gremeinden  berecht^rt 
sden,  derartige  Steuern  2u  erheben.  Auf  Vorschlag  der  Kommission 
wurde  am  37.  Mirz  1896  beschlossen ,  die  Regierung  zu  ersuchen, 

1.  äch  darüber  Kenntnis  zu  verschaffen,  inwieweit  die  Gemeinden 
auf  Grund  ihres  Steuerrechts  zu  einer  Sonderbesteuerung  der  er^ 
wähnten  gewerblichen  Betriebe  schreiten  würden,  sowie  ferner, 

2.  im  Falle  sich  ein  Bedürfnis  zöge,  einen  Gesetzentwurf  über  die 
Sooderbesteuerung  von  Aktiengesellschaften  und  anderen  grols- 
kafHtalistiscben  Assoziationen,  die  in  Detailgeschäften  Lebensmittel 
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und  andere  für  den  täglichen  Gebrauch  dienende  Artikel  verkaufen» 
sowie  von  Filialen  solcher  Gesellschaften  und  von  Filialen  der 
Geschäfte  der  Genossenschaften  und  physischen  Personen  vor- 
sulegen,  deren  Einnahme  der  Gemeinde  zufliefsen  solle.  Jedoch 
wurde  dabei  ausdrücklich  erklärt,  dafs  die  Mehrheit  der  Kommission 
die  für  grofskapitalistisdie  Assoziationen  vollgeschlagene  Umsatz» 
Steuer  keinesw^s  auf  die  ftir  die  ärmere  Bevölkerung  segensreich 
wirkenden  Konsumvereine,  sondern  hddistens  auf  deren  Filialen 
angewendet  wissen  wolle. 

Infolge  dieses  Kammerbeschlusses  erliefe  der  Minister  des 
Innern  eine  Veriiigung  vom  12.  Mal  1896,  die  durch  die  veiv 
schiedenen  Verwaltunganstanzen  lief,  um  sich  über  die  Geneigtheit 
der  Gemeinden  zu  den  bezüglichen  Sondersteuem  zu  unterrichten. 
In  dem  Erlais  war  der  Hinweis  enthalten ,  dafs  die  Gemeinden 
solche  Sondersteuem  einfuhren  könnten,  und  dieser  Hinweis  wurde 
praktisch  vielfach  als  Aufforderung  zu  ihrer  Einführung  angesehen. 
Von  der  Zwickauer  Amtshauptniannschaft  ist  nachgewiesen  worden, 
dafs  sie  mit  der  Erhebung  auf  Grund  dieses  Erlasses  die  Auf- 
forderung  an  die  Gemeinden  verbunden  hat,  zur  Umsatzbesteuerung 
der  Konsumvereine  zu  schreiten.  In  den  Städten  wurde  der  Eriafs 
mehrfach  so  aufgefafst.  Die  Partei  der  Konsumvereinsgegner 
griff  diese  Gelegenheit  sofort  auf,  um  auf  eine  Besteuerung  der 
Konsumvereine  hinzudräuL^en.  Ohne  lange  Beratungen  und  ohne 
weitere  Fürsorge  für  die  Details  der  Steuer  wurde  in  einer  Reihe 
sächsischer  Sladle  die  Einführung  der  Umsatzsteuer  für  Konsum- 
vereine beschlossen.  Ueber  die  Tragweite  der  Bestinimunc^Ln  war 
man  sich  vielfach  ^:\r  nicht  klar;  mafsgrcbend  war  neben  dem 
Drängen  der  Händlerpartei  der  i^cmutmafste  Wunsch  der  Re- 
gicniHL^  und  etwa  die  irrige  Vürstellun^%  als  ob  die  Konsumvereine 
bisher  ein  Steuerprivileg  «genossen  hätten.  Namentlich  in  den 
Nachbarstädten  der  j^Mosseii  Industriezentren,  wo  deren  Konsum- 
vereine Filialverkaufssl  eilen  haben,  ha«^  die  Umsatzsteuer  oft  An- 
nahme gefunden.  Eine  kleinere  Gruppe  von  (xemeinden  hat  die 
Einfiihrung  der  Steuer  abgelehnt.  Mehrere  andere  sind  bei  der 
Beratuiii^  darüber  durch  die  Ge<^envor>tellungen  der  Konsumvereine 
stutzifT  rrewordeii  über  Zweckniaisigkeit  und  Rechtmäfsigkeit  der 
Steuer  und  haben  die  Entscheidung  aufgeschoben,  darunter  gerade 
die  gröfsten  Studie  des  Landes. 

Es  sind  Steuersätze  von  ' bis  57o>  meist  2  oder  3'  ,.  "^'om 
Umsatz  la  Aussicht  genommen  worden,  genug,  um  vielen  Betrieben 
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die  erfolgreiche  Konkurreoz  uamöglich  zu  macheo.  Die  Vertreter 
der  sächsischen  Koosumvercinc  behaupten  demgegenüber  in  ihren 
Protesten  unil  Rekursen,  die  Einzelstaaten  seien  nach  der  Reichs- 
gewerbeordnuog  überhaupt  nicht  berechtigt,  Sondersteuern  auf  be* 
stimmte  Betriebe  zu  legen  und  damit  thatsächlich  Einschränkungen 
der  Gewerbefreiheit  herbeizuführen.  Aufserdem  verstofse  die  Um- 
satzsteuer für  Konsumvereine  gegen  das  Reichsgenossenschafts- 
gcsptz.  Kin  Bundesstaat  dürfe  nicht  einseitip;  Restimitiunf^en  er- 
lassen .  welche  die  Rechtsveriialtnisse  der  Genossenscliafteti  ab- 
änderten bezw.  deren  durch  Reichsgesetz  ermöglichten  Betrieb 
unmö^Hich  machten. 

Am  20.  No\-ember  iS(>6  ist  infolge  einer  Interpellation  der 
Sozialdemokraten  dieser  Fall  im  Reichstasf  zur  Sprache  gekoniinen, 
und  die  Veriiandlun<^  hat  eine  Klärung  der  Prinzipienfrage  und  der 
Aussichten  gebracht.  Die  interpellierenden  so/ialdeinokratischen 
Abgeordneten,  voran  Bebel,  der  prinzipiell  den  Kotisnmvcreinen 
sehr  kühl  gegenübersteht,  stellten  sich  auf  den  Staadpunkt,  dafs 
die  Umsatzsteuer  eine  Rechtsverletzung  gegenüber  Hunderttausenden 
der  ärmsten  Bevölkerungskiassen  darstelle,  und  da(s  ihr  aus  diesem 
Gesichtspunkt  Widerstand  geleistet  werden  müsse.  In  Betracht 
kommt  eine  Verletzung  der  Gewerbeordnung  und  des  Genossen» 
scbaftsgesetzes. 

Die  Gewerbeordnung  hat  in  )$  7  Nr.  6  mit  Ausnahme  der  an 
den  Staat  und  die  Gemeinde  zu  entrichtenden  Gewerbesteuern  alle 
At^ben,  sowie  die  Berechtigung,  dergleichen  Abgaben  aufzu- 
erlegen, aufgehoben.  Dadurch  werden  nach  strenger  Auslegung 
alle  Abgaben,  die  nicht  als  Steuer  alle  Gewerbe  gleichmäfsig  treffen, 
ausgeschlossen.  Diese  Auslegung  ist  frdlich  schon  beseitigt  worden 
durch  die  Steuer  auf  einzelne  Gewerbe,  wie  die  Wanderlager  und 
die  Schanksteuer.  Jedenfalls  aber  sind  nach  Meinung  der  Gegner 
der  Umsatzsteuer  Abgaben,  die  nur  eine  Form  eines  (rewerbes  und 
nicht  das  ganze  Gewerbe  gleichmäfsig  treffen,  die  noch  dazu  nicht 
aus  finanaellen,  sondern  aus  wirtschaftspolitischen  Gründen  erhoben 
werden,  nicht  als  Gewerbesteuern  im  Sinne  der  Gewerbeordnung 
anzusehen  und  verstofsen  gegen  die  dort  reichsgesetzlich  gewähr- 
leistete Gewerbefreiheit.  Die  Umsatzsteuer  für  Konsumvereine 
wird  von  diesen  für  eine  solche  unzulässige  Abgabe  erklärt.  Das 
eine  wurde  nun  im  Reichstag  allseitig  zugegeben,  und  von  dem 
Staatssekretär  v.  Bötticher  besonders  betont,  dals  Umsalzsieuern 
nur,  sofern  sie  den  Charakter  von  Gewerbesteuern  hatten,  nach 
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Reichsrecht  zulässig  wären.  Uubcr  die  Thatfrap^e.  ob  die 
sächsischen  Stenern  diesen  Charakter  hatten,  spracli  sich  der 
Staatssekretär  noch  nicht  aus.  Der  Vertreter  der  sächsischen  Re- 
gierung, Geh.  Regierun<^srat  Fischer,  (gestand  zwar  zu ,  tlals  eine 
Fonn  der  Umsatzsteuer,  die  durch  iiire  Ih>hc  einen  prolnbitiven 
Charakter  annähme,  ^egcn  den  Geist  der  Rt  ich^^cst  i/:c  \  erstül"sea 
würde,  lir  schien  jeiloch  o-cneigt.  anzunehmen,  dafs  eine  mäfsi^e 
Ümsat;istcucr,  die  sich  „(  icwci  beste uer"  nenne  und  die  alle  Konsum- 
vereine treffe,  thatsachhch  ah  eine  Gewerbesteuer  autzufa.ssen  sei. 
In  ähnlichem  Sinne  hat,  wie  er  anführte,  die  Kreishauptmannschaft 
in  I-eipzig  in  einem  Vortrag  ao  die  Regierung  ausgeführt,  dafs  one 
soldie  Steuer  nur  dnen  Au^eKh  in  der  Besteuerung  der  Konsttm- 
vereioe  gegenüber  von  Privaten  tierbetföhre.  Die  Konsumvereine 
könnten  den  Gewinn  durch  Aenderung  ihrer  Geschäftspraxis  ganz 
verschwinden  lassen,  und  es  wäre  ihnen  nur  auf  dem  Wege  der  Umsatz* 
besteuerung  beizukommen.  Das  ist  nach  der  prinzipiellen  Stellung^ 
nähme  der  Konsumvereine  und  nadi  den  Bedürfnissen  ihrer  Organi- 
sation eine  vollkommen  unzutreffende  Voraussetzung,  und  wird  auch 
gerade  durch  die  Statistik  der  sächsischen  Vereine  widerlegt.  In 
einer  Versammlung  sächsicher  Konsumverrine  wurde  eine  Statistik 
vorgelegt,  nach  der  von  182  sächsischen  Konsumvereinen  mit 
118326  Mitgliedern  und  3096089  Mark  Reingewinn  an  Steuern  im 
Jahre  1895,96  bezahlt  wurden:  80966  Mark  Kinkommenstcuer, 
109644  Mark  Gemeindesteuer,  6923  Mark  auf  Grundstücke, 
15 19  Mark  Beiträge  zu  Handeis-  und  Gewerbekam niern,  3226  Mark 
Schankstcuer ,  im  ganzen  also  200  000  Mark  oder  6  bis  7"  ,,  vom 
Gewinn.^]  Danach  liegt  also  hier  auf  den  kleinen  Gcschäftsf^ewinnen 
der  ärmeren  Bevölkerunc^  eine  Steuer,  die  der  noruiaU-n  Be- 
steuerung der  wohlhabenden  Volksschichten  durchaus  gleichsteht 
Wo  etwa  in  L^anz  vereinzelten  hallen  von  dem  Steuerrecht  den 
Verciucn  gef:;rfnüber  nicht  (jebrauch  gemacht  wird,  da  ist  das  ein 
reiner  Zufall  und  wird  sich  zuverlässicj  auch  sehr  bald  andern. 
Wenn  den  Konsunivt-reinen  nun  aufserdem  noch  eine  Umsatzsteuer 
auferlegt  wird,  so  ist  das  nach  den  an<;eKihrten  Zahlen  in  vollem 
Umfang  eine  Sondersteuer  gej^enüber  den  privaicn  Handlern 
der  gleichen  Branche ,  die  der  Gewerbefreiheit  widerspricht  Und 
es  ist  noch  dazu  eine  Steuer  von  so  ausserordentlicher  Höhe,  dals 


")  Zur  Kra^c  der  Utu»aUstfUc-r  in  Sachsen,  Stouogr.  Brriclit  über  die  uft'voüicbe 
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ihr  prohiliitiver  Charakter  hando-rciflich  ist.  Nach  der  (genannten 
sächsischen  Statistik  [laben  die  182  sächsischen  Konsumvereine  bei 
einem  Jahresumsatz  von  31  Millionen  Mark  eine  Divideade  von 
5,1  Millionen  Mark  gehabt,  aisü  im  Durchschnitt  iO%.  Wenn 
nun  eine  Steuer  von  3",,  auf  den  Umsatz  gelebt  wird,  so  sind 
das  30 '^v,  vom  I^inkommen,  walu  cnd  bei  den  In  f  .11  liungen  über 
die  neuen  Eiiikommenstcuern  in  Preufsea  wie  in  Sachsen  ein 
Hinausgehen  über  4*'/o  bei  den  gröfsten  Einkommen  nicht  mehr 
als  Steuer,  sondern  als  Anfang  des  Kommunismus  und  der  Ver- 
mögcnskoofiskation  bezeichiiet  tiod  deshalb  abgelehot  wurde.  Wenn 
die  damaligeo  Verteidiger  dieser  Meinung  jetzt  eine  Steuer  von 
so  oder  30*^/0  auferlegen,  so  treiben  sie  also  mit  vollem  Bewufstp 
sein  in  grofsem  MaTsstabe  MVermögenskonüskation**.  Die  Steuer 
steigt  bei  jungen  Vereinen  mit  geringerem  Einkommen  auf  50^  ja 
100**/«  des  Rdngewinns,  fuhrt  süiao  direkt  zur  Unterdrückung  der 
Betriebe.  Sie  ist  gewifs,  wenn  sie  den  normal,  aber  in  ungunstigeren 
Verhältnissen  arbeitenden  Vereinen  ihren  ganzen  Crewinn  von 
vielleidit  3%  wegsteuert,  im  ganzen  als  prohibitiv  zu  bezeichnen. 
Sie  erschwert  aber  auch  den  älteren  Vereinen  den  Konkurrenzkampf 
ganz  aufserordentlicb.  Eine  solche  Steuer  verstöfst  nach  dem  An- 
geführten zweifellos  gegen  den  Geist  der  Gewerbeordnung. 

Die  sächsische  Re^ierunf:^,  der  die  Frage  gegenwärtig  zur 
Entscheidung  vorliegt,  infolge  der  Beschwerden  gegen  eine  von 
der  Kreishauptmannschaft  Leipzig  teilweise  bestätigte  l'msatz- 
steuer,  ist  sich  darüber  noch  nicht  schlüssig  geworden.  Der  Re- 
gierung sind  nacli  der  Mitteilung  ihres  Vertreters  ..zwar  nicht  recht- 
liche, aber  doch  immerhin  volkswirtschaftliche  und  sachliche  Be- 
denken darüber  bci^^^egangi-n ,  oi)  in  der  That  das  Regulativ,  was 
hier  in  Fra^^^e  kommt,  das  richi-i<^rc  enthalte,  und  ob  die  Umsatz- 
steuer insbesondere  zweckmäl'si^  sei,  da  sie  sowohl  Gerechte  wie 
Ungerechte  treffe,  d.  h.  sowohl  das  solide  Konsuinvereinsj^eschäft 
als  die  Auswüchse  desselben,  wie  eine  solche  LinsaU^leuer  wirken 
werde  u.  s.  w."  \)    Die  Entscheidung  steht  also  noch  aus. 

Bezüglich  der  Rechtsfrage  bat  sich  die  Kreishauptmannschaft 
zu  Leipzig  anschdnend  dahin  entsditeden,  da(s  eine  mäfsige  Um- 
satzbesteuerung ,  nicht  aber  eine  über  ein  gewisses  Mafs  hinaus^ 
gehende  gerechtfertigt  sei  Sie  hat  die  Bestätigung  der  von  einer 
Gemeinde  eingeführten  Umsatzsteuer  davon  abhängig  gemacht,  dals 


*)  Rcidistagsbcrichte  S.  349S. 


.  uj  .  _  1  y  Google 


76 


Karl  Thier», 


2  vom  Erlös  statt  3  "  „  vom  Wert  der  uin<^esetzten  Waren  als 
„Gemeinde  t  lewerbesteuer"  berechnet  werden.  Der  Vertreter  der 
sächsischen  Regierung  im  Reichstag  schien  diesem  Standpunkt, 
den  er  anführte,  nicht  unsympathisch  ^eejenüberzustehen. 

Eine  Verletzung  des  Gt'nosscnschaft.-i^esetzes  durch  die  Um- 
satzsteuer vermochte  Herr  v.  Bötticher  und  nach  ihm  mehrere 
andere  Redner  nicht  zu  erkennen.  Das  Reichsgeuoasenschaltegesetz 
wili  den  Betrieb  der  Erwerbs-  und  Wirtscbaft^enossenschaften, 
unter  denen  die  Konsumvereine  ausdrücklich  aufgeföhrt  werden,  in 
feste  Bahnen  lenken  und  nach  Möglichkeit  erietchtern.  Herr 
von  Bötticher  selbst  hat  bei  Beratung  des  Gresetzes  darauf  hin* 
gewiesen,  dafs  das  Genossenschaftsgesetz  dasu  dienen  soll,  den 
unteren  Volksklassen  durch  Gewährleistung  gemeinsamen  Geschäfts- 
betriebs die  Teilnahme  an  den  Kulturerrungenschaften  zu  erleichtem. 
Wenn  nun  diesem  gemeinsamen  Gesdiäftsbetrieb  durdi  Landes- 
oder Gemeindeabgaben  Sonderbelastuogon  auferl^  werden,  die 
ihn  erschweren  oder  unmöglich  machen,  so  verstößt  das  doch 
zweifellos  gegen  den  Sinn  des  Genossenschaftsgesetzes,  und  die 
Reichsbehörden,  die  die  „Grewährleistung^  übernommen  haben, 
müssen  einschreiten. 

Der  weitere  Verlauf  der  Sache  ist  nicht  zu  übersehen.  Nach 
den  Erklärungen  des  sächsischen  Regierunj:^svcrtreters  ist  zunächst 
eine  Stellungnahme  der  sächsisclien  ReL^erun;^  zu  erwiirten.  Diese 
dürfte  entweder  zur  Verwerfung  der  Umsatzsteuern  oder  zu  der 
Festsetzuni:*'  einer  relativ  ^crinj^errn  Autlage  führen.  In  leizterem 
Fall  würden  demnächst  Hutulesrat  und  Reichstag  sich  mit  der 
Frage  zu  befassen  haben,  ob  diese  Autln^e  nicht  gegen  die  Rechte 
des  Reiches  vcrstofst.  Der  Abg.  Bebel  hat  bereits  die  Einbringung 
eines  dahin  zielenden  Antrages  im  Reichstag  in  Aussicht  gestellt. 
Wenn  die  nüchstlicgcude  und  ungezwungenste  Erklärung  der  Gewerbe- 
ordnung Platz  greift,  so  steht  das  gänzliche  Scheitern  der  Umsatz- 
Steuerpläne  bevor.  Aber  selbst  wenn  unter  dem  Einftufs  der 
Gegnerschaft  gegen  die  Konsumvereme  eine  künstliche  Auslegung 
bei  allen  malsgebenden  Faktoren  durchdringen  sollte,  die  eine 
mäfsigere,  noch  eben  ertiagltche  Sonderbesteuerung  der  Konsum- 
vereine (vielleicht  auch  anderer  Grofsbetriebe)  für  zulässig  erklärte, 
so  erscheint  es  doch  unmögüch,  dafs  die  in  Aussicht  genommenen 
höchsten,  durchaus  prohibitiv  wirkenden  Sätze  beibehalten  werden. 
Das  würde  nach  der  Aussprache  im  Reichstag  und  nach  den  Er- 
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klärungen  preul«9cher  und  sächascfaer  Regieruogsvertreter  doch 
allzuklar  und  allgemein  als  Rechtsbruch  empfunden  werden. 

Wenn  es  nun  zu  der  schtimmsten  Eventualität  kommt,  dais  den 
Konsumvereinen  selbst  etwa  I  oder  2  %  vom  Umsatz,  also  lo  oder 
20%  vom  Gewinn  weggesteuert  würden,  was  werden  die  Folgen 
sein?  Für  die  bestehenden  Vereine  und  ihre  Mitglieder  ^ewils  an- 
fangs häfsliche  Störiinn^cn  und  unangenehme  vereinzelte  Zusammen- 
brüche und  Schwierigkeiten.  Wcnu  man  aber  die  Volkswirtschaft* 
liehe  Stellung  der  Konsumvereine  im  ganzen  ins  Auge  fafst,  so  hat 
der  Freund  der  Vereine  kdne  Ursache,  mit  dem  mutmafslichen 
Ergebnis  unzufrieden  zu  sein.  Schon  jetzt  haben  die  Steuerpläne 
es  zuwege  gebracht,  was  bisher  nie  gelungen  ist,  dafs  die  Kon-^um- 
vercine  des  betroffenen  Bezirks  in  cj"eschIossenen  Massen  uud  mit 
voller  Energie  für  ihre  Hinrichtungen  agitieren  und  über  sie  in  w  eiteren 
Kreisen  Aufklaruncr  schaffen,  dafs  sie  sich  der  Mörrlichkeit  und  der 
Vorteile  tines  ;^eschlossenen  Zusammengehens  bewufst  werden. 
Diese  P>folge  erscheinrn  auf  alle  Fälle  schon  jetz.t  daui-nid  ;^e.sichert. 
Eine  Umsatzsteuer  würde  allen  betroffenen  Vereinen  so  eai[^rnidliche 
Einnahmeschmälerun;^'en  bringen,  dafs  alle  auf  anderweite  Deckung 
bedacht  sein  müßten  Die  Mittel  dazu  hat  die  erwähnte  Versamm- 
lung der  säciisischcn  Konsumvereine  sciion  angegeben:  biliigereu 
Einkauf  und  vermehrte  eigene  Produktion.  Hier  hej^t  in  der  That 
eine  Hülfe.  Wenn  man  statt  Brot  Roggen,  statt  Fleisch  Vieh,  statt 
Schuhe  Leder,  statt  Kleider  Stoffe  kauft  und  die  Bearbeitung  in 
eigenen  Werkstätten  der  Konsumvereine  vornimmt,  so  bleibt  der 
Umsatz  der  gleiche.  Die  Gewinnchancen  dagegen  werden,  zumal 
der  Absatz  gesichert  ist,  bei  gleichem  Umsatz  bedeutend  grö(ser. 
Der  Bäckereibetrieb  hat  sidi  überall  als  sehr  einträgltch  für  Kon- 
sumvereine erwiesen;  danach  verspricht  die  eigene  Produktion  für 
einen  festen  gesicherten  Bedarf  überall  eine  bedeutende  Erhöhung 
der  Einnahmen.  Jetzt  verhindert  die  Schwerfälligkeit  der  Vereins- 
verwaltungen,  die  Scheu  vor  Uebemahme  der  organisatorischen 
Schwierigkeiten,  lokale  Rücksichten  auf  die  Handwerker,  das  Ge* 
fühl  der  Befriedigung  mit  den  erreichten  Krf  lc^en  meist  diese  Aus- 
dehnung. Die  Steuer  würde  einen  kräftigen  .'Xnstofs  dazu  geben. 
De^leichen  ist  der  Einkauf  der  deutschen  Vereine  noch  wenig  ver- 
vollkommnet. Die  englischen  und  die  schottischen  Konsumvereine 
kaufen  gemeinsam  durch  ihre  eigenen  beiden  Groishandlungs- 
Genossenschaften,  die  für  I  Millionen  Haushaltungen  einkaufen  und 
die  grölsten  Geschäfte  des  Landes  sind,   hi  Deutschland  führt  sich 
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der  gemeinsame  Eiolcauf  nur  äufserst  schwer  und  zögernd  ein.  Die 
meisten  Vereine  kaufen  einzeln  bei  privaten  Firmen.  Auch  hier 
würde  eine  hohe  Steuer  den  wirksamsten  Anstofs  zur  Fortbildung 
der  genossenschaftlichen  Organisation  cr^hen.  Hat  der  Konsum* 
verein  ferner  bdm  Detaileinkauf  von  Handwerkern  und  Landwirten 
bisher  gute  Preise  angelegt,  wdl  er  selbst  ein  gutes  Geschäft  machte 
und  nicht  zu  feilschen  brauchte,  so  wird  er  bei  so  feindseliger  Be- 
handlung mit  jedem  Pfennig  rechnen,  und  wo  die  Vereine  zahlreich 
sind,  wird  der  „Mittelstand"  den  Preisdruck  fühlen.  Die  Umsatz- 
steuer würde  gerade  die  Wirkungen  der  Vereine,  die  man  in  letzter 
Linie  tötlich  treffen  will,  bedeutend  verschärfen,  und  je  höher  man 
die  Stt^iir-r  setzt,  desto  konzentrierter  und  «^rofskapitalistischcr, 
Damcntlich  in  gewerblicher  Hinsicht,  würde  sich  die  Organisation  der 
Konsumvereine  in  Zukunft  gestalten.  Aulser  den  Händlern  würden 
dann  un'jleich  viel  weitere  Kreise  der  Handwerker  als  jc^zt  durch 
einen  ij^cnosscnschaftlichen  Grorsl)etrieb  bedrängt  und  ersetzt  werden. 
Es  würden  ferner  auch  die  t^röfsereti  Kaufleute  ausgeschallcl  und 
die  Kou  SU  III  vereine  in  nucli  direkteren  Verkehr  mit  detn  Weltmarkt 
gebracht  werden,  sodafs  den  aus  dritter  und  vierter  i  land  kaufenden 
Kleinhändlern,  die  sich  jetzt  noch  behaupten,  die  Konkurrenz  weiter 
ersdiwert  würde. 

Wo  kräftig  emporfolühende  Konsumvereine  sind,  werden  sie 
unter  der  Steuer  auf  gleichem  Wege  fortschreiten ;  wo  sdbstgenüg- 
same,  aber  entwicklungsfähige  Vereine  sitzen,  werden  sie  auf  den 
gleichen  Weg  gedrängt  werden;  wo  schwächliche  Vereine  mit 
schlechter  Organisation,  mangelhafter  Leitung  oder  notleidenden 
Finanzen  bestehen,  werden  diese  freilich  zu  Grunde  gehen.  Aber 
dadurch  wird  Raum  werden  für  neue,  bessere  Organisationen,  fiir 
deren  Entstehen  das  Vorhandensein  der  alten  bisher  ein  schweres 
Hemmnis  war.  Eine  ähnliche  Entwicklung  wird  ja  auch  wohl  ohne* 
hin  kommen,  aber  Zwangsmafsregeln  würden  sie,  die  sonst  viel- 
leicht noch  viele  Jahrzehnte  in  Anspruch  nimmt,  in  wenige  Jahre 
zusammendrangen ;  und  gerade  diese  plötzliche  Entwicklung,  die  nicht 
durch  einen  Berufewt  chsel  der  auf  die  jetzige  folgenden  Gene- 
ration von  Kleingewerbetreibenden  pariert  werden  kann,  würde  sich 
für  weite  Schichten  von  wirtschaftlich  schwächeren  Handwerkern 
sehr  empfindlich  fühlbar  machen.  Die  Organisation  der  Konsum- 
vereine ist  so  kräftig,  dals  sie  an  einer  Radikalkur  nicht  zu  Grunde 
geht,  sondern  nur  um  so  kräfti^rer  daraus  hervor<:^eht ;  aber  der 
alternde  Organismus  des  Handwerks  und  der  kränkelnde  des  Klein- 
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handels  wird,  der  gleichen  Kur  unterworfen,  nicht  ohne  schwere 
Schädigung  dabei  wegkommen. 

VI. 

Werfen  wir  nun  noch  einen  Blick  auf  die  in  Zukunft  zu  er- 
wartenden Angriffe  gegen  die  Konsumvereine  und  auf  deren  Aus- 
sichten. Wir  werden  vermutlich  bald  neuen  Feld  zu  i^s  planen  bcj^egnen, 
denn  erfahrungsgemäfs  erweisen  sich  die  Vorschlai^e  der  Gegner  der 
Konsumvereine  sofort  als  unwirksam  oder  schädlich,  sobald  sie  in 
die  Praxis  übersetzt  werden.  Mag  die  Erkeuntiiis  diesmal  nun  vor 
oder  nach  gesetzgeberischen  Mils^riftcn  Platz  L,'reifen,  jedenfalls  wird 
sie  ein  neues  unfehlbares  Mittel  /-um  Licht  erwecken. 

Eine  der  nächsten  noch  ausstehenden  Forderungen  der  Händler, 
die  auf  dem  Verwaltungswege  durch/Aiset/.en  stin  würde,  geht  auf 
Beseitigung  staatlicher  Begünstigungen  der  Konsumvereine  durch 
die  billige  oder  unentgeltliche  Hergabe  von  Räumlichkeiten.  Eine 
solche  Hergabe  findet  wohl  nur  statt  für  Konsumanstalten  staatlicher 
Arbeiter,  wo  der  Staat  ebenso  wie  hunderte  von  wohlwollenden 
Arbeitgebern  fiir  die  Bedürfnisse  seiner  Angesteliten  und  Arbeiter 
sorgt,  nebenbei  in  wohlverstandenem  eigenem  Interesse,  denn  die 
Verbilligung  der  Lebenshaltung  wirkt  auf  den  Haushalt  der  Arbeiter 
in  gleicher  Weise  wie  ein  höherer  Lohn.  An  diesen  Vergünstigungen 
dürften  die  produktiven  Zweige  der  staatlichen  Verwaltung  wenn 
nicht  aus  sozialpolitischem,  so  doch  aus  privatwirtschafUichem  In- 
teresse festhalten,  und  wenn  sie  es  nicht  thun,  wird  es  kdn  Unglück 
för  die  Konsumvereinsbewegung  sdn,  die  auf  so  guten  wirtschaft- 
lichen Fundamenten  steht,  dals  sie  Begünstigungen  und  Wohlthaten 
entbehren  kann« 

Den  Beamten  die  Beteiligung  an  den  Konsumvereinen  und 
Konsumanstalten  rundweg  zu  verbieten,  wäre  ein  solcher  Eing^ff 
in  die  bürgerlichen  Rechte  derselben,  dafs  die  Verwirklichung 
dieses  Wunsches  schwerlich  möglich  sein  wird,  ganz  abgesehen  da- 
von, dafs  es  ganz  gegen  das  Interesse  des  Staates  ist,  seinen  Beamten 
die  Lebenshaltung  zu  verteuern.  Sein  ängstliches  Bestreben,  die 
Beamten-Konsumvereine  und  -Warenhäuser  bei  seinen  Mafsnahmen 
7.n  schonen,  beweist,  dafs  der  .Staat  sich  über  dies  hileresse  völlig 
im  Klaren  ist.  An  den  aligemeinen  ivonsunivereinen  wird  ^<*c^en- 
wärtig  in  Sachsen  den  Beamten  die  Beteilic^unL;  aaf  dem  \'i  rw  al- 
tun^ifswege  erschwert,  ein  V^orj^ehen.  dafs  /.war  für  die  betr*  >tf'enen 
Beamten  hart  sein  mag,  für  die  K.onsunivereine  dagegen  sehr  wenig 
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fühlbar  w  ird.  Alli^cincln  und  auf  die  Dauer  wird  sich  eino  solche 
ciurcii  nichts  gerechtfertigte  Beächräokung  auch  nicht  aufrecht  er- 
halterj  lassen. 

Die  en^cr  bcgrni/.te  Forderung,  der  sich  auch  die  Haodels- 
kainincni  in  der  Osnabrücker  Konferenz  an^jeschlossen  h.ibcn.  Staats- 
uiid  Koinunalbeainteii  die  Verwaltung  und  Gcschäftstijhrung  von 
Konsumvereinen  zu  verbieten,  würde  sich  von  Seiten  der  staat- 
lichen Organe  eher  durchführen  lassen,  soweit  es  sich  um  be- 
zahlte, beruflich  ausgeübte  Nebenämter  handelt  Bei  kleinen  Kon* 
sumvereuien  würde  dadurch  vielleicht  hie  und  da  eine  vorübergehende 
Störung  eintreten,  gröfsere  haben  wohl  fiberatl  besondere  Berufs- 
beamte in  der  Verwaltung  und  Geschaftsföhrung  angestellt  Für 
die  kleineren  könnte  mehr&ch  ebenfalls  die  Anstellung  von  Berufs» 
beamten  anstelle  der  ausscheidenden  Staatsbeamten  die  Folge  sein, 
und  die  Berufebeamten  wurden  den  Umfang  und  Betrieb  des  Ver* 
eins  in  den  meisten  Fällen  durch  ihre  intensivere  Arbeit  erfolg- 
reicher gestalten  und  vergröfsern.  Eine  dauernde  Schädigung  der 
Verdine  ist  auch  hiervon  nicht  zu  befürchten.  Die  Annahme  der 
Ehrenämter  in»  Vorstand  oder  Aufsichtsrat  der  Genossenschaft  den 
Beamten  zu  verbieten«  wird  ebensowenig  angängig  sein,  wie  ihnen 
die  Teilnahme  zu  verwehren. 

Die  weitestgehenden  Forderungen,  die  Gründung  der 
Konsumvereine  zu  verbieten  oder  von  einer  Kon- 
zession und  von  bejaheiidt  r  Beantwortung  der  Bedürfnistrage 
abhängig  zu  m a c h e n,  haben  schwerlich  Aussicht  auf  ICrfoli^.  Um 
dafür  lIic  Vornussrt-/unp*n  zu  schaffen,  imifsten  entweder  die  Grund- 
lagen unseres  ganzen  gew  erblicht-n  1  .ebens  erhebliche  Aemlerungen  er- 
leiden, oder  es  müfste  eine  rohe  widerrechtliche  Vergewaltigung  der 
kun.suinenten-lüLere»«. n  stattfinden,  beides  zum  Schaden  der  t;au/.en 
deutschen  Volkswirtschatt  und  damit  der  Grundlagen  des  Staats- 
lebens. Selbst  die  Koal'ereu/.  deutsciu  r  1  landrl>körperschaften  zu 
Osnabrück  1895  hat  diese  Forderungen  lur  zu  weitgehend  erklärt. 
Sie  sind  auch  wohl  im  Ernst  noch  nicht  an  die  gesetzgebenden 
Körperschaften  herangetreten,  sondern  fnsten  ihr  Dasein  in  ge- 
schlossenen Agitations*VersammIu Ilgen,  in  internen  Händlerorganen 
und  namentlich  in  der  Brust  der  Rufer  im  Streit  gegen  die  Koo» 
sumvcreine. 

Der  erbitterte  und  an  einzelnen  mifsglücktcn  Vorstöfsen  so 
reiche  Kampf  gegen  die  Konsumvereine  ist  ein  glänzendes  Beispiet 
dafür,  wie  vergeblich  es  ist,  gegen  den  notwendigen,  natürlichen 
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und  bei  verständiger  Erfassung  und  Leituni^  durch  ciic  Wirtschafts- 
politik für  die  Meiirhcit  der  Beteilig'ten  heilsamen  Gant^  der  wirt- 
schaftlichen Gesamtentwicklung  mit  kleintn  Palliativiuitteln  an/.u- 
kamT)fcn,  wie  unmöglich  es  ist.  vcralti  te  Prüdukuunü-  und  Arbeils- 
fornun  liegen  das  Kindrinpicn  von  Neuerungen  durch  Gesct/.c  oder 
Vervvakungsmalsrcgeln  zu  schützen.  Alle  Maünahmcn  gegen  die 
Konsumvereine  haben  ihre  rasche  und  glänzende  Entwicklung 
nicht  aufsuhalten  vermocht,  sind  im  Gegenteil  fast  ausnahmslos  zu 
ihrem  Vorteil  ausgeschtagen.  Nie  war  ihre  Vermehrung  gröfser, 
als  in  den  letzten  Jahren  der  Anfeindung,  die  daneben  noch  eine 
wesentliche  Säuberung  der  Genossenschaftsregister  von  Mifsgebflden: 
Schnapsveretnen  und  lebensunfähigen  Gründungen  gebracht  haben; 
und  im  letsten  Jahre,  im  Jahre  des  schärfsten  Kampfes,  erscheinen 
ganz  besonders  häufig  die  Anzeigen  von  Gründungen  neuer  Konsum« 
verdne  im  Reichsanzeiger.  Gerade  die  Agitation  gegen  sie  hat  ge- 
leistet, was  die  Agitatitm  ihrer  Anhänger  versäumt  hat,  sie  hat 
weiten  Kreisen  ihre  Bedeutung  und  ihr  Wesen  klar  gemacht  und 
hat  zu  ihrer  Verbreitung  beigetragen. 

Die  Spitze  des  Allgemeinen  Verbandes  deutscher  Genossen- 
schaften hat  zum  Schutz  der  Konsumvereine  nicht  viel  thun  können. 
Sie  hat  nur  eine  Minderheit  von  ihnen  im  Verband  vereinigt. 
Sie  hat  in  den  niafsgebenden  Handwerkerkreisen  keinen  Umschwung 
in  der  Meinung  über  die  Konsumvereine  herbeizuführen  vermocht. 
Sie  hat  gepfen  die  Konsuiincreinsnovelle  nur  84000  Stimmen  zu 
einer  Protestpt-tirion  \ crt"iniL;cii  können,  die  sich  gerade  auch  gej^en 
dun  Geist  der  V'erkeniuuiL;  und  falschen  Beurteilung  der  Konsum- 
vereine durch  die  Gesetzgebung  richten  sollte.  Die  Mehrheit  der 
KonsumvcTcinlcr  ist  also  nicht  einmal  zu  bewci't'ii  (jcwcscn,  zum 
Schutz  und  zur  Verteidigung  ihrer  Wirtschaft liclini  X  urtt  ilr  t-inen 
Federstrich  zu  thun.  Von  den  Kreditgeuo»scn>.chaftfn  hat  eine 
Gruppe,  in  der  die  Klei niuiiu Her  das  grofse  Wort  fuhren,  direkt 
und  scharf  gegen  die  Konsumvereine  Stellung  genommen.  Um 
die  landwirtschaftlichen  Geoossenscliaften  für  die  Sache  der  Koosum- 
verdne,  die  ftir  jene  nicht  nur  auf  dem  gldchen  Prinzip  des  Zu- 
sammenschlusses  beruhen,  sondern  die  auch  Cut  Anbahnung  direkter 
vorteilhafter  Geschäftsbeziehungen  in  Betracht  kommen,  zu  interessieren 
und  so  der  Verkennung  der  Konsumverdne  in  landwirtschaftlichen 
Kreisen  entg^enzuwirken,  ist  seitens  der  Leitung  des  Verbandes 
nicht  dnmal  dn  nennenswerter  Versuch  unternommen  worden. 

Wenn  trotzdem  die  Konsumvereins-Bewegung  unversehrt  aus 
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dea  Kämpfen  hervorgegangen  ist,  so  verdankt  sie  dies  ihrer  ge- 
sunden wtrtschaftlicfaen  Grundlage,  der  Gunst  der  Zeitverhältnisse, 
die  sie  trägt.  Es  ist  nicht  schwer,  ihr  nach  solchen  Erfolgen  eine 
fernere  Ausbreitung  und  grossere  Bedeutung  für  die  Zukunft  voraus- 
zusagen. Die  Meinung  der  Unbeteiligten  über  sie  beginnt  bereits 
umzuschlagen.  Es  regen  sich  ja  jetzt  auch  in  Deutschland  sogar 
Stimmen,  die  auf  den  Konsumvereinen  eine  ganz  neue  Weltordnung 
aufbauen  wollen,  die  in  die  Hände  der  konsumgenossenschaftlich 
geeinigten  Konsumenten  die  Uebernahme  und  Regelung  der  ge- 
samten Produktion  legen  wollen*  Das  ist  nun  freilich  Zukunfts- 
musik, und  wer  sie  macht,  der  kennt  nicht  die  unzähligen  Reibungen 
und  Widerstände,  die  auch  diese  Geschäftsform  wie  jede  andere  in 
der  Praxis  tä^ch  und  stündlich  findet.  Sie  überwindet  sie  freilich 
und  schreitet  vorwärts ;  aber  die  Reibung  verhindert  doch,  dafs  der 
Fortschritt  in  so  einfacher  geometrischer  Progression  sich  vollzieht, 
wie  jene  Schwärmer  das  denken,  die  schon  den  Zeitpunkt  aus- 
redinen  möchten,  wo  die  Umwandlung  der  Weltwirtschaft  sich 
vollzogen  hat.  Ihr  Exempel  ist  gleich  einfach  wie  seinerzeit  unsere 
Schulauff^Mbe :  in  welcher  Zeit  durchfliegt  eine  Kanonenkugel,  mit 
der  und  der  Schnelligkeit  abgeschossen,  den  so  und  so  viel  NT.  ilrii 
betragenden  Zwischenraum  zwischen  Krde  und  Mond.  Sic  koiiinit 
aber  nicht  zum  iMond .  trotz  aller  Berechnungen.  Aber  wenn 
man  auch  dieser  höchst  en ,  universellen  Bewährung-  der  Konsum- 
vereine mifstraut,  so  bleibt  ihnen  doch  genug  Nüt/Jichcs  zu  wirken 
übrig,  das  man  ihnen  getrost  zutrauen  uad  um  dessentwegen  man 
sich  ihrer  Lebenszähigkeit  und  ihrer  Ausbreitung  freuen  kann. 

Dezember  1896. 
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Die  Stellung  der  britischen  Gewerkvereine  gegenüber 
der  EinfOhrung  neuer  Arbeitsmethoden. 

Von 

SIDNEY  und  BEA'l  RICE  WEBB 

in  Lundun. 

Vor  ttflgeiahr  «mar  Generation  galt  es  bei  allen  Gebildeten  als 
ausgemachte  Sache,  dals  es  zu  den  HauptprinztiMen  der  Gewerk- 
vereine gehörte,  sich  der  Maschinenarbeit  und  der  Eioßihning  ver- 
besserter Fabrikationsniethoden  zu  widersetzen«  ,JDte  Gewerk- 
veieine,"  sagt  ein  wohlbekannter  Kritiker  der  Arbeiterverhältnisse, 
„waren  von  jdier  gegen  die  Einführung  von  Maschinenarbeit, 
da  dieselbe  ofTeobar  dazu  fuhrt,  den  erforderlichen  Bedarf  an 
menschlicher  Arbeitskraft  zu  reduzieren,  und  so  auf  die  Masse 
der  Arbeiterbevölkerung  einen  Druck  ausübt;  niemals  sind  von 
den  Gewerkvereinen  neue  Erfindungen  begünstigt  und  ermutigt 
worden."  Zum  Beweise  hierfür  sei  z.  B.  angeführt,  dafs  der  Heraus- 
gd)er  des  Potters'  Examiner,  ein  einflufsreicher  Führer  der  Töpfer- 
Gewerkschaft,  noch  im  J.  1844  an  die  Erfahrung  appellierte, 
wenn  er  alle  Leiden  der  Fabrikarbeiter  dieser  einen  Ursache  zu- 
schrieb. „Oic  Maschinen  sind  schuld,"  so  sclirieb  er,  „durch  sie  ist 
es  dahin  gekominen,  dals  der  Arbeiter  in  Lumpen  ^^rht  und  so  r^ut 
wie  j^ar  keinen  Lohn  erhalt,  durch  sie  wird  die  Arbeiterbevölkerung 
in  Kelierraume  z.usannnengepfercht  und  in  Gefanj^nisse  ein<^espcrrt, 
schlimmer  als  die  Pariser  Bastille,  —  sie  z\\'ing^t  das  V^ülk,  auszu- 
wandern, und  in  andern  Landern  das  Brot  zu  suchen,  das  die 
Heimat  ihm  verweigert.  In  meinen  Au^en  sind  all  die  Verbesse- 
runi^en,  die  die  Tendenz  haben,  den  Bedarf  an  menschlicher  Arbeits- 
kraft einzuschränken,  der  totlichste  Fluch,  der  die  Arbt  iierbevölke- 
rung  treffen  konnte,  und  icli  haitc  es  lur  die  Pflicht  jedes  Töpferei- 
Arbeiters  —  und  zwar  für   seine  heiligste  Pflicht,  —  sich  der 
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Einflihrunfj  von  Maschinen,  in  irgecd  einer  Branche  seines  Gewerbes 
mit  allen  zu  Gebote  stt  henden.  legalen  Mitteln  zu  widersetzen." 

SoicliL-  Klagen  werden  heut  nicht  mehr  laut.  .Ms  ini  Jalir  1892 
Prof.  Marshall  eine  sorgfältige  Kritik  der  Ziele  und  Resultate  der 
Gewerkvereine  veröffentlichte,  sali  er  noit  Vorbedacht  von  einer  Be- 
handlung, ja  selbst  nur  eioer  Erwähnung  der  traditioneUen  Feind- 
seligkeit der  Trade  Unions  gegenüber  neuen  Erfinduageo  und  der 
Anführung  neuer  Maschinen  ab. ') 

Und  als  1894  die  Königliche  Arbeits-Kommission  [Ro)'al- 
Commission  on  Labour)  die  Resultate  ihrer  dreijährigen,  mit  grofsen 
Kosten  verknüpften  Enquete  über  die  Ansprüche  und  das  Vorgehen 
der  Arbeiterorganisationen  ver6flentlichte,  sah  sie  sich  nicht  ver- 
anlafst,  diese  Lücke  auszuiuUen.  Die  Kommission  hat  die  Klagen 
der  Arbd^eber  angehört  und  sicheriich  keine  besondere  Neigung 
gezeigt,  sich  ihrerseits  über  die  Fehler  der  Arbeiter  auszulassen,  aber 
wenn  wir  der  in  dem  umfangreichen  Majorit\-  Report  niedergelegten 
Summe  von  Thatsachen  Glauben  schenken  dürfen,  gehört  der 
Widerstand  gegen  die  Maschinenarbeit  durchaus  nicht  mehr  zu  den 
Zielen  der  britischen  Gewerkvereine.  Obschon  die  Konmiission  die 
Vorschriften  und  Reglements  von  hunderten  von  Gewerkvereinen 
eingehend  geprüft  hat,  fand  sich  in  keiner  derselben  eine  Spur  von 
Feindseligkeit  gegen  Neuerungen  und  Verbesserungen.  *) 

Die  Sache  ist  die,  dafs  die  Trade  Unions  in  diesem  Punkte 
ihre  Ilaltnnc^  t^eändert  haben.  Wahrend  der  ersten  Hüllte  die.ses 
Jahrhunderts  war  die  Anschauung  der  Gewerkvereine  über  Mtischinen- 
arbeit  und  ilire  Folgen  in  der  That  .so,  wie  wir  sie  in  Polter's 
Kxaminer  in  etwas  krasser  W  rise  dart^csLclk  finden.  Aber  schon 
1859  bemerkte  ein  unht  teiliL;ter  Ikobachter,  dafs  weder  die  Gewerk- 
vereine im  allgemeinen,  noch  tiie  des  bLlr.  IndusLriezweiCTcs  im  be- 
soiuiern  mit  dem  Northaniptunshirer  Schuhmacher  St rike,  gegen 
l'linfuhrung  der  Nähmaschine  sonderlich  sympathisierten,  indem  sie 
es  „weder  für  wünschenswert  noch  für  praktisch  erachteten,  sich 
der  Ausdehnung  der  mechanischen  Verbesserungen  zu  widersetzen, 
obschon  ihnen  die  Schwierigkeiten  und  Leiden,  die  oft  durch  den 
schnellen  Wechsel  der  Art  und  Ausdehnung  der  Arbeit  innerhalb 
eines   bestimmten  Industriezweigs  über  die  Arbeiter  hetaufbe- 


')        Elements  of  the  Economics  of  Indastry  Buch,  VI  Kap.  XIII,  „  Trade  Unions". 
*)  ^^S^-  ganz  baondcfs  die  grabdliche  Untenochimg  d«r  Kiiles  of  Amo> 
ciatioiis  of  Employeis  and  of  Employcd.  C.  —  6795.  XII  pp.  513.  1893. 
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schworen  würden,  nur  zu  wohl  bekannt  seien"'».  Im  j.  1.S62  be- 
schlossen die  Liverpooler  Böttcher,  die  sich  noch  1853  energisch 
gegen  die  Maschinenarbeit  gesträubt,  und  diejenigen  Unternehmer» 
welche  Maschinen  einftihrea  woUten,  boycottiert  hatten:  „wir  ge- 
statten jedem  Mitglied  dieses  Vereins  in  Dampfböttchereien  zu 
arbeiten.'* 

Während  dieser  zehn  Jahre  enthielt  auch  das  monatliche  Cirkular 
des  Unterstützungsvereins  der  Eisengiefser  zahlreiche  ernstliche  Er- 
malinungen  seitens  des  Kondtds  an  die  Arbeiter,  sich  dent  ^.Eisernen 
Mann*'»  (der  neuen  Eisengiefsmaschine)  nicht  zu  widersetzen«  „Es 
gdit  uns  freilich  g^en  den  Strich,**  heifst  es  im  Dezember  1864, 
„uns  mit  den  neuen  Einrichtungen  zu  befreunden,  aber  verlafst 
Euch  darauf,  es  wird  die  beste  Politik  sein,  wenn  wir  uns  dieser 
verbesserten  Methoden  bemächtigen,  und  sie  uns  zu  unserm  eigenen 
Nutzen  und  Vorteil  dienstbar  machen." ")  Die  verein^te  Genossen- 
schaft der  Bürstenbinder,  welche  in  den  Jahren  1863  und  1867  ihre 
Mitglieder  in  dem  Widerstande  g^en  Dampf bohrmaschincn  be- 
stärkte, und  ausdrücklich  erklärte,  „sie  dürften  unter  keiner  Be- 
din^jung  mittels  Dampfmaschinen  gebohrtes  Material  verwenden."  *) 
bestimmte,  nach  einer  Revision  ihrer  Statuten  im  J.  1868,  dals  den- 
ienigen  Unternehmern,  die  Dampf-Bohrmaschinen  cinzufülncn 
wünschten,  seitens  der  Mitglieder  dieses  Vereins  keine  Schwierig- 
keiten gemaclil  werden  sollten,  und  dafs  den  einzelnen  Sektionen 
difst  .s  Vereins  die  Vollmacht  ühertrai^en  sein  solle,  seibsl  über  den 
Vortril  der  Verwendung  solcher  Maschinen  zn  entscheiden.  *)  Dieser 
Umschwung  der  Ansichten  tritt  mit  jedem  Jahrzehnt  energischer 

')  John  Hall's  Bericht  über  dvn  Strikc  Uci  Schuh-  und  Stiefchnachcr  iu 
Nyrthamplonshire  1857  —  59.  —  Bericht  der  Social-Science  Associ.ition  of  Trade 
Sodeties  aad  Slrikcs  1860.  p.  6.  —  Defselbe  Bericht  crwähat  (p.  149)  die  That- 
sMbe,  daSt  das  Or^m.  des  Vereins  der  Kettenschmiede  „keinen  Augenblick  zögerte, 
den  Strike  der  Sdiahmacher  der  mitteleogllsclien  Gnfsctiaften  wegen  der  Einfährnng 
der  Maschicncn  für  äufscrst  thoricht  /u  erkläron," 

•  }  Protokoll  der  Livcrpoulcr  Hottchcr-Hilfskassc.  —  Juli  1S53  u.  .Septbr.  1862. 

'1  Hilfsvcreiii  n"rifn  !ly  Socictyl  der  P-isengiefser    Monatliche'  Zirkulär.  1864. 

*i  ^  den  Jahr- ^l  ericlu  der  Verein,  Genossenschaft  der  Bürütcabinder.  1865. 
—  6.  auch  den  Bericht  hier  1807. 

Verordonogen  der  Verein.  Genossensch.  der  Bürstenbinder  1869.  —  Bei 
den  seltenen  Meinani^Teischiedenheiten ,  welclie  seither  innerhalb  dieser  Genossen* 
schalt  XU  vexseidinen  wareo»  handelte  es  sich,  —  (wie  bei  der  in  Norwich  1893) 
tun  die  Höhe  bei  der  Verwendnag  von  Maschienenarbeit  zn  sahlenden  Stücklohns. 


Digitized  by  Google 


86 


Sidney  und  lUatricc  Wcbb, 


und  bestimmter  hervor,  und  heutzutage  würde  eine  Erklärung  gegen 
die  Einführung  neuer  Erfindungen  und  Verbesserungen  weder  bei 
dem  Kongress  der  Gewerkvereine,  nodi  bei  ii^nd  einer  anderen 
ähnlichen  Versammlung  Unterstützung  finden.')  Unter  den  an* 
zählten  Vorschriften  aller  existierenden  Gewerkvereine  haben  wir 
nur  ein  einziges  Ueberbleibsel  dieser  alten,  unversöhnUchen  Feind- 
schaft gefunden  und  zwar  in  einem  kleinen,  stark  im  Abnehmen  be> 
griffenen  lokalen  Industriezweig,  Der  Fadiverein  der  Pcrlmutter- 
und  Manschettenknopf-Arbeiter,  gegründet  in  Birmingham  1843, 
der  500  Mitglieder  zählt«  geniefst  den  Vorzug,  der  einzige  britische 
Gewerkverein  zu  sein,  der  noch  auf  seinem  Verbot  der  Maschinen- 
arbeit besteht.  Seine  letzten  „Statuten  und  Reglements"  enthalten 
die  Erklärung,  dafs  das  System  der  Zentrierung  durch  Maschinen 
durchaus  beseitigt  werden  mufs,  unrl  jedes  Mit^ü^lied,  dxs  dieses 
System  dirrkf  oder  indirekt  unter.vlül/.t,  m  einer  deldstrate  von 
2  Pfund  Stcrliii;^  verptlichtet  .sein  soll.  Jedes  Milrjlied  ferner,  drts 
sich  direkt  oder  indirekt  der  Maschin en.irbeit  bedient,  hat  eine  (jeld- 
strafe  von  fünf  Pfund  Sterling  zu  entrichten."  -) 

Indessen  wcils  jeder  Zeitun<;sle.ser ,  dafs  die  Einfuhrung  von 
Mascliinen  inuiicr  noch  zu  Meinungsverschiedenheiten  und  Strikes 
fuhrt,  und  sicherlich  gehen  auch  verständigi-  Lcuie  aclitlos  über 

'  !)rr  lct??f'  F:il1  eines  durch  den  Gevvcrkveri*in  ornani;;icrten  Strikes  \r<"^cn 
Liulultrusig  Heuet  Mascliiucn  ist.  soviel  wir  wissen.  «Vr  der  l'ackkistenmachcr  in 
Liverpool  1886.  —  Der  .Strikt  blieb  ohuc  Erfolg  und  seither  haben  die  Arbeiter 
friedlich  mit  der  Muchinc  numuiieiigcarbcitet,  ja  sie  haben  sich  sogar  g^m  mit 
ihr  «ttsgesöhol,  —  wie  uns  ihr  SekretiLr  rersichert,  —  seit  sie  sich  überMogt 
habeDt  dafs  ihr  Gewerbe  sich  durch  Eiofithnuig  der  Masclitae  bedeutend  gehoben 
und  erweitert  hat. 

^)  Reglements  und  Statnten,  die  von  den  Mitgliedern  des 

Fach- Wre  ins  der  Perlmutter-  und  Manscheltenknupf-Arbeiter 
zu  beobachten  sind  V<n;aronielt  in  der  Baptist  Cliapel.  (Juilford  Street. 
]'?rm!n;^hnn;.  11887)  Statut  20  p.  14  — •  Unserr«;  NN'issens  existieren  noch  einige 
alte  (»cwcrkscliafteu  in  der  Branche  der  Sbcffieider  Messerfabrikalion ,  wie  die 
Feileo-Scbmiede  und  Tischmesser-Schmicde,  die  sich  den,  in  ihrem  Gewerbe  Ytel- 
fich  eingeführten  Maschinen  immer  noch  wideraeticn»  sodafa  cum  Betriebe  dieser 
Maschinen  eine  ganz  neue  Sorte  von  Arbeitern  eingeführt  werden  mafste.  Auf 
4er  andern  Seite  haben  andre  lokale  Vereinigungen,  wie  die  der  Feilealuuter,  Säge« 
schmiede,  TaNchcn-  und  FedermesNerschtnicde  der  Einführung  der  Maschinen  nichts 
in  den  Weg  gcicgt,  ja  sogar  ihre  Mitglieder  ermutigt,  sich  mit  denselben  su 
bcfireanden. 
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die  Berichte  dieser  Kämpfe  bioweg  und  sdiea  in  ibnea  nur 
einen  Ueberrest  des  alten  vergeblichen  Kampfes  der  Handarbeit 
gegen  den  Fortschritt  der  industriellen  Kultur.  Eine  aufmerksame 
Prüfung  dieser  Berichte  wird  jedoch  zeigen,  dafs  es  sich  heutzutage 
bei  diesen  Streitigkeiten  nicht  um  die  Frage  handelt,  ob  Maschinen- 
arbeit überhaupt  gestattet  oder  verboten  sein  soll,  sondern  um  die 
Bedingungen  ihrer  Einführung.  Der  Umschwung  ist  sogar  so  weit 
gegangen,  dafs  es,  wie  wir  nachweisen  werden,  Fälle  giebt,  in  denen 
Gewerkvereine  einzelne  Arbeitgeber  alten  Schlages  geradezu  ge- 
zwungen haben,  die  neuesten  Erfindungen  in  ihrem  Betriebe  einzu- 
fuhren.  Den  typischen  Streitpunkt  bilden  heutzutage  cüe  Arbpitsbe- 
diogungen.  Die  Verwendung  einer  neuen  Maschine  oder  die  Einfülirung 
einer  neuen  Arbeitsmethode  an  Stelle  der  früheren  stürzt  gewöhnlich 
die  auf  die  ältere  Produktionsweise  basierten  Lohn  Verhältnisse  um,  und 
macht  die  Aufstellung  «ner  neuen  Lohntabelle  notwendig.  Wenn 
auf  Akkord  gearbeitet  wird,  sucht  der  Unternehmer  den  Stücklohn 
herabzii'^ctzen ;  wirti  auf  Zeit  gearbeitet,  so  verlangen  die  Arbeiter 
Lohnerhöhung  wci^i^en  der  gröfseren  Arbeitsintensität  vnid  Kraft- 
anstrengung, die  die  neue  Methode  mit  sicli  bringt.  In  jedem  Fall 
werden  diese  Neuaufstelluiigen  des  Lohntarifs  mehr  oder  weniger 
/.u  Reibungen  führen,  bei  denen  es  sich  nur  äelten  einzig  und  allein 
um  die  Höhe  des  Lohnes  handelt. 

Der  Grad  der  Schwierigkeit  bei  jeder  derartigen  Erneuerung 
des  L<-)hntarifs  w  ird  von  der  Kinsicht  beider  Parteien  abiiangen.  unrl 
dicüi:  Einsicht  wird  hier  wie  auf  andern  Gebieten  durch  l'lrfahrung 
gewonnen.  Einzehic  Gewcrbs/.weige  —  wie  die  Baumwollspinnerei 
z.  B.  —  haben  bereits  eine  hundertjährige  Erfahrung  in  der  Lohn« 
feststellung  hinter  sich,  und  haben  es  infolgedessen  auf  diesem 
Gebiet  zu  einer  gewissen  Routine  gebracht  In  andern  Industrie- 
zweigen dagegen,  in  denen  der  Gebrauch  von  Maschinen  und  das 
Fabriksystem  überhaupt  verhaltnismäTsig  neuen  Datums  sind,  wird 
dne  solche  Neuaufstellung  des  Lohntarifa  selten  ohne  Kampf  er* 
reicht 

Als  typisches  Beispiel  dnes  Gewerbszweiges  in  diesem  Stadium 
kann  man  die  Schuh-  und  Stiefelfabrikation  in  Werkstätten  betrachten, 
bei  der  bekanntlich  die  Streitigkeiten  wegen  Einfuhrung  neuer 
Maschinen  gar  nicht  aufhören.  Hier  ist  die  kompakte  kleine  Ge- 
werkschaft der  Handarbeiter,  die  für  reiche  Kunden  arbeiten,  schon 
längst  von  ihrem  Schoisling,  der  Nationalen  Vereinigung  der  Schuh- 
und  Stiefdmacher,  —  die  ausschliefslich  aus  Fabrikarbeitern  besteht 


üigitized  by  Google 


88 


S  i  d  Q  c  y  uud  U  c  a  l  r  i  c  c  VV  e  b  b  , 


und  im  J.  1894  450CX>  Mitglieder  zahlte  — ,  überholt  wordeo.  Wir 
haben  es  hier  mit  einer  Industrie  zu  thun,  die  durdi  eioe  unendliche 
Menge  neuer  Erfindungen,  neuer  Maschinen  oder  neuer  Verwen- 
dungen alter  Masdiinen  in  einer  permanenten  Umwälzung  begrüTen 
ist  Die  Arbeiter  sind  wegen  ihrer  Unbotmafs^keit,  ihres  Mangels 
an  Disziplin  und  Erziehung  bekannt.  Die  Arbeitgeber,  selbst  neuge* 
backene  Kapitalisten  ohne  Traditionen,  die  mit  gefährlicher  aus- 
ländischer Konkurrenz  zu  kämpfen  haben,  sind  nur  von  dem  einen 
Gedanken  beseelt,  jede  Chance  auszunützen.  Die  Streitigkeiten  sind 
endlos,  und  die  in  ihrer  vollen  Lange  abgedruckten  Protokolle  der 
ausgedehnten  Konferenzen,  die  eingehenden  Argumentationen  vor 
den  Schiedsgerichten  und  die  komplizierten  Vertrage  mit  den  Arbeit- 
gebern bieten  ein  vollständiges  Bild  der  Stellung  beider  Parteien. 

Die  Anklagen  der  Arbeiti^eber  qec^cn  die  Arbeiter  siiul  von 
ihrem  b(  rufeiicü  litterarisclicn  Wortführer  sehr  anschaiihch  dar 
geslellt  worden.  „Es  ist  wahr,'*  sagt  der  Herai:sgeber  des  Blattes 
der  Arbeitgeber,  „tlafs  ihr  Widerstand  nicht  in  der  P'onn  von  \  ei- 
nichtung  der  Maschinen  oder  ol'fener  Weigerung,  mit  denselben  zu 
arbeiten,  auftritt,  nein,  —  die  Erfahrung  hat  sie  eine  wirksamere 
Art  der  ()[:)j)osition  gelehrt.  Eine  otVenc  l-\Mn(lschatiserklarung  gegen 
die  arbeitsparenden  Maschinen  würde  den  Gewerkverein  um  die 
öffentliche  Sympathie  bringen,  ohne  die  er  nun  einmal  nicht  leben 
kann  \  daher  werden  andere  Methoden  angewendet.  Die  Maschinen- 
arbeit wird  bekrittelt;  es  wird  gdtend  gemacht,  dafs  sie  durchaus 
nicht  Arbeit  spart,  und  die  die  Masdune  bedienenden  Arbeiter 
vrenden  all  ihre  Erfindungsgabe  auf,  um  es  dahin  zu  bringen,  dafs 
die  Maschinenarbeit  ebenso  teuer  zu  stdien  kommt,  wie  Hand- 
arbeit Es  existiert  unter  den  Arbeitern  eine  Art  schweigenden 
EinverständatsseSi  nur  so  und  so  viel  Arbeit  in  einer  bestimmten 
Zeit  zu  liefern,  und,  gleichviel  welche  neue  Maschine  eingeführt  wird, 
sie  bringen  es  fertig,  alte  durch  dieselben  ermöglichte  Ersparnis 
illusorisch  zu  machen.  Es  hat  keinen  Sinn,  die  Dinge  zu  be^önigen. 
Die  Gewerkvereine  bilden  alle  eine  riesenhafte  Verschwörung,  deren 
Zweck  darin  besteht,  die  Entw  ickelung  arbeitsparender  Vorrichtungen 
in  unserem  Eande  aut"  alle  W  eise  zu  hindern.  Die  Art  und  Weise, 
wie  ihre  Mitglieder  es  bei  der  Bedienung  der  neuen  Maschinen  an 
Eifer  und  Eleifs  fehlen  lassen,  grenzt  schon  an  offenbareUnrcdlichkeit. 
Es  ist  in  der  That  höchst  peinlich,  die  Arbeit  der  Zurichtemaschinen 
in  aincrikanischen  Fabriken  zu  beobachten,  und  damit  englische 
i\rbeiter  zu  vergleichen,  die  dieselben  Maschinen  handbuben.  Die 
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Amerikaner  arbeiten  eben,  ^  sie  steigern  die  Greschwindigkeit 
der  Maschine  bis  zu  ihrer  äufsersten  Grenze  und  wetteifern  miL 
einander  io  ihrem  Bestreben,  soviel  Arbeit  als  irgend  möglich  zu 
leisten.  In  englisdien  Fabriken  dagegen  verzetteln  die  Arbeiter  ihre 
Zeit  in  dner  Weise,  da(s  es  einen  zur  Verzweiflung  brii^en  könnte. 
Nachdem  sie  eine  Maschine  fiinf  Minuten  lang  mit  voller  Ge- 
schwindigkeit haben  arbeiten  lassen,  halten  sie  es  für  notwendig, 
innezuhalten  und  nachzusehen,  ob  auch  alles  in  Ordnung  ist  Dann 
gehen  sie  in  der  Werkstatt  herum  und  borgen  nch  dn  Oelkännchen, 
oder  suchen  den  Schraubenzieher,  um  damit  irgend  welche  ganz 
unnötigen  Sachen  zu  machen.  Solche  Unterbrechungen  können  fünf 
Minuten  bis  eine  Stunde  dauern,  —  dann  trdben  sie  wieder  fünf 
Minuten  lang  die  Maschine,  und  wenn  man  sie  schlielslich  fragt, 
sacrcn  sie,  die  Maschinen  wären  zu  nichts,  und  meinen,  sie  k.uinen 
dasselbe  mit  der  Hand  schneller  und  besser  leisten.  Und  sie  haben 
Recht,  —  denn  sie  richten  es  stets  so  ein,  dals  die  Maschine  nicht 
schneller  nrbeitet,  als  ilirc  Kollegen,  welche  dieselbe  Arbeit  mit  der 
Ilnnd  verricliteii,  und  thun  mit  einem  Wort  alles,  um  die  Unter- 
nehmer zu  zwingen,  von  den  mechanischen  Hilfsmitteln  abzustehen 
und  zur  Handarbeit  zunick/ukchren.  Der  Korpsgeist  wird  bei  diesen 
Leuten  bis  in's  Lächerliciic  ausgedehnt,  —  kein  Arbeiter  wagt  es, 
bei  der  Maschinenarbeit  seine  volle  Kraft  einzusetzen,  um,  —  wie 
tr  thorichterweise  denkt,  —  seine  Kollegen  nicht  zu  schädigen.  Ks 
scheint  ein  lur  allemal  ihre  Taktik  zu  sein,  dals  sie  nicht  mögliciist 
viel  Geld  pro  Woche,  sondern  niögliciist  viel  titdd  ]no  Stück  zu 
verdienen  suclien,  was  mit  anderen  Worten  die  Produktionskosten 
so  hoch  als  möglich  treiben  heibt.'"  'j 

Angenommen,  alles  dies  verhalte  sich  in  der  That  so,  —  und 
soweit  es  sich  um  Zeiten  gespannter  Bezidiungen  zwischen  beiden 
Parteien  handelt,  haben  wir  keinen  Grund,  die  Wahrhaftigkeit  dieser 
Angaben  in  Zweifel  zu  ziehen,  —  so  möchten  wir  zur  Ergänzung 
nur  zwd  Thatsachen  anfuhren,  auf  die  man  gewils  nicht  ohne  weiteres 
von  selbst  kommen  würde.  Erstens  da(s  in  amerikanischen  Schuh- 
fobriken  mit  ihrer  Hochdruckarbdt  dieses  Mehr  von  Arbeit  in 
der  Form  des  Stücklohnsystems  bezahlt  wird.  Zweitens,  da(s  die 
englischen  Arbeiter,  die  bisher  auf  Stücklohn  gearbeitet  haben,  ver- 
langen, dieses  System  auch  nach  Etnfiihrung  der  Maschinen  beizu- 
behalten, während  die  Arbeitgeber  darauf  bestehen,  diese  Gelegen- 


')  The  Shoc  «od  Leather  Record  19.  Fcbraar  1893. 
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heit  zur  Einführung  fester  Tageslöhne  zu  benutzen.  Hier  liegt 
also  der  Schlüssel  zu  all  diesen  Schwierigkeiten.  Wir  haben  bereits 
bei  der  Baumwollspinnerei  darauf  hingewiesen,  dafs  das  Stücklohn- 
System  die  einzige  Garantie  för  die  Aufrechterhaltung  eines  Normal- 
lohnes bietet,  in  einem  Industriezweig  wo  die  Arbeiter  mit  Maschinen 
arbeiten,  deren  Geschwiodigkeitsrate  in  beständiger  Zunahme  begriffen 
ist  Für  die  Arbeiter  bedeutet  in  diesem  Falle  das  Stunden-,  Tages- 
oder Wochenlohnsystcm  nichts  anderes  als:  stetig  wachsende  Arbeit 
bei  den  alten  niedrigen  Löhnen.  Bei  der  Schuh-  und  Stiefelfabri- 
kation wird  die  Sachlage  noch  dadurch  kompliziert,  dafs  die  neuen 
Maschinen  ein  ganz  neues  Arbeitssystem  mitgebracht  haben,  inso- 
fern als  der  Arbeiter  immer  weniger  vom  indi\  i(!uel!en  Produzenten 
an  sich  hat,  der  seine  Geschwindigkeit,  selbst  reguliert,  und  mehr 
und  mehr  zum  blofsen  Mitglied  eines  „te.un"  wird,  d.  h.  einer  Arbeiter- 
reihe von  deiH  ii  jeder  nur  seinen  bestimmten  Anteil  an  der  Arbeit, 
seinen  bestimmten  HandgrilT  liat,  und  so  ge/,wuügen  ist,  mit  den 
andern  Schritt  zu  halten.  Diese  aufgcdi  ungene  Beschleunigung 
wäre  ganz  vorteilhaft,  wenn  es  zugleich  beim  Stücklohn  bliebe. 
Wenn  aber  diese  zwcckmalsigere  Arbeitsürganisalion  Hand  in  Hand 
geht  mit  der  Einführung  fester  Tagelöhne,  so  sehen  die  Arbeiter 
darin  einen  Versuch,  den  Normallohn  herunterzudrücken,  indem 
die  Arbeitgeber  iür  den  alten  Lohn  vermdirte  Arbeit  verlangen.  Für 
diese  Sachlage  haben  aber  die  Arbeitgeber  absolut  kein  Verständnis. 

„Ich  weilst  sagt  der  Vorsitzende  des  Vereins  der  Arbeitgeber 
1894  „da(s  man  von  Sklaverei,  von  Antreiben  und  Abhetzen  der 
Arbeiter  und  dergL  spricht,  —  —  —  aber  die  Fabrikanten  be- 
haupten, dals  dem  nicht  so  ist.  Der  Arbeiter  in  einem  „team" 
wird'z.  B.  von  allen  Seiten  bedient,  und  braucht  nie  einen  Augen- 
blick auf  etwas  zu  warten,  während  der  Arbeiter,  der  nicht  im 
„team''  ari>eitet,  viel  Zeit  verliert.^)  Diese  Zeit  vnrd  bei  dem  „team" 
System  gespHurt.** 

'j  So  lautet  eins  der  „Sieben  ^Jehotc",  —  das  Ultinir.tur»  Ut*r  ArbeiCgtbtir, 
aul  welches  der  grofse  Strikc  von  iN95  folgte,  —  fülf;end<?rinalscn:  „Der  gcgcu- 
wSrtigc  Augenblick  i*t  nicht  geeignet  zur  EinfUhrong  des  Stücklohnsystens  xugleich 
mit  der  Etnfllhrung  von  medtantachcn  Lebtenspanocra  und  Zurichtenuttcbtaen/' 
Labour  Gax«tte,  Jantuu-  1895,  Die  LeistcDspanDer  und  Zurichter  waren  schon  seit 
Begbn  der  maschineMidUMgen  Schuh*  und  Stiefclfabrikation  an  Stücklohn  geuröbnt. 

"1  Report  üf  the  National  Conference  betweeri  Employers  and  F.tnployed. 
6 — 8.  Januar  1894.  Abgedruckt  im  Monlbly  Report  of  the  NtUioniü  Union  of  Boot 
and  Shoe  Operatives. 
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Es  ist  charakteristisch  für  die  Naivetät  und  Unwissenheit  des 
Hiniarbeiters  in  allem,  was  mit  der  Handarbeit  zusammenhangt^ 
dais  der  Führer  der  Arbeitgeber  mdnt,  „nie  auf  irgend  etwas  warten 
zu  fpüssen**,  wäre  ein  Vorzug  flir  einen  auf  Taglohn  gestellten 
Arbeiter.  Bei  diesem  System  mufs  der  Arbeiter  während  der  ganzen 
9  Stunden  des  Fabritctages  auis  Angestrengteste  thätig  sein.  Wenn 
fiir  solche  Hochdruckarbdt  der  alte  Lohn  gezahlt  wird,  so  ist  es 
doch  klar,  dafs  es  sich  hier  um  ein  Herabdrücken  des  Normalsatzes 
handelt.  Welchen  Eindruck  diese  Verhältnisse  auf  einen  an  ameri- 
kanische Arbeitsbedingungen  g^cwöhnten  Fabrikanten  machen,  geht 
aus  folgendem  lehrreichem  Brief,  —  einer  Antwort  auf  das  er- 
wähnte Schreiben  des  Herausgebers,  —  hervor.  „Lassen  Sie  uns 
einen  Blick  in  dne  englische  mit  Maschinen  arbeitende  Fabrik 
Averfen.  Was  sehen  wir  hier?  Genau  das,  worüber  geklagt  wird, 
und  noch  Schlimmeres. 

..Die  Arbeiter,  -  in  \  iclen  Fällen  Knaben,  —  bemühen  sich 
nach  Kräften.  inÖL;lichst  weni:^  .Arbeit.  —  und  dieselbe  mr)<j;lichst 
schlecht  zu  leisten.  Sie  haben  nur  den  einen  (iedanken,  <lie  Zeit 
lieruinzubriii^en.  und  sind  erst  froh,  wenn  sie  die  Fal^rik  im  Rücken 
liabeii,  und  der  monotone  Arbeitstag^  vorbei  ist.  Alle  Aujj^enblicke 
bringen  sie  die  Maschine  in  Unordnung,  —  so  dais  der  Maschinist 
geholt  werden  uiuls.  und  das  Kei>ultat  ist:  Verlust  an  Zeit,  an 
Arbeit,  und  erhöhte  Kosten.  Alles  das  ist  meines  Fiachtens  die 
Folge  einer  falschen  rulitik  der  engiisclien  h'abrikanten,  nämlich 
des  Wochenlohnsystems  und  der  Verwendung  von  Knabenarbeit.*' 

„Bei  Annahme  des  Stücklohosystems  und  der  ausschUefslichen 
Verwendung  erfahrener  Manner  zum  Betriebe  der  Maschinen  würden 
die  Unternehmer  bei  geringeren  Kosten  bessere  Arbeit  erzielen  und 
die  Arbeiter  würden  höhere  Lohne  verdienen.  Das  allein  ist  die 
Lösung  des  Rätsels,  warum  amerikanische  Fabrikanten  ihre  Ware 
zu  weit  geringeren  Produktionskosten  herstellen  können  als  eng- 
lische, während  zugleich  der  amerikanische  Arbeiter  einen  höheren 
Lohn  verdient,  als  sein  englischer  Bruder." 

Es  liegt  nun  nahe  zu  fragen,  warum  denn  die  Arbeitgeber 
frivolerweise  Schwierigkeiten  schaffen  sollten,  indem  sie  den  ge- 
eigneten Moment  der  Einfuhrung  neuer  Maschinen  dazu  benutzen, 
den  Arbeiter  zum  Verlassen  des,  seit  Generat Ii>nen  üblichen  Stück- 
lohnsystem, und  zur  Annahme  eines  festen  Tagelohnsystems  zu 


*)  Vgl.  den  Brief  im  Shoe  and  Leather  Record  25.  Fcbmar  1892. 
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zwingen.  Die  Arbeitgeber  erklären,  da(s,  wenn  bei  Einföhning 
neuer  Maschinen  das  Stücklohosystem  beibehalten  wurde,  und  zwar 
unter  Zugrundelegung  des  Wodienverdienstes ,  den  die  Arbeiter 

bei  den  alten  Methoden  erwarben,  so  würde  sich  ihre  Geschick- 
lichkeit und  Schnelligkeit  in  der  HandhabunL:  der  Maschinen  bald 
so  sehr  heben,  dafs  sie  es  auf  einen  Wochenlohn  von  3  4  Pfund 
SterL  bringen  könnten ,  während  sie  bei  dem  bisherigen  Zeitk^hn- 
System  nur  26  sh.  die  Woche  verdienen;  das  ist  aber,  wie  jeder 
Baumw  oUeiifabrikant  zugeben  wird,  wirtschaftlich  betrachtet,  über- 
haupt kein  Grund, 

Der  intelligente  Sekretär  des  Vereins  der  Schuh-  und  Stictel- 
fabrikanten  hat  die  MitL^lieder  des  X'ereins  wiederholt  darauf  auf- 
merksam gemacht  dals  die  Annahme  dieses  S\  stems  die  Her- 
stellungskosten für  ein  l'aar  Stiefel  nicht  nur  nicht  erhöhen,  sondern 
sogar  }ierabset7,en  wiirde,  durch  eine  ungleich  intensivere  Ausnutzung 
der  Arbeitskraft  der  Maschine.  Leider  bleiben  sulche  Argunienle 
bei  unerfahrencu  L'nteruehniern  ganz  fruchtlos,  denn  diese  können, 
wenn  sie  auch  einen  noch  so  grolsen  Gewinn  vor  Augen  haben, 
mch  dodi  nur  selten  dazu  entschliefseo,  ihren  Arbeitern  wöchent- 
lich einen  soviel  höheren  Lohn  zu  zahlen,  als  der  Satz,  an  den  sie 
gewöhnt  waren.*) 

Die  Arbeiter  der  Schuh-  und  Stiefelmanufaktur,  ebenfalls  un- 
geübt in  der  industriellen  Politik,  sind  ebenso  unvernünftig,  wie  ihre 
Arbdtgeber,  und  zwar  in  fast  demselben  Punkt  Auch  sie  sind 
empört  bei  dem  Gedanken,  dals  irgend  jemand  einen  höheren  Ge- 
winn eiDStrdchen  soU  als  bisher,  und  um  das  zu  verhindern  schlagen 

*)  Ein  amcriluuiiscber  Beobachter  findet  daiaelbe  Geflibl  bei  dentsdieii  Fftbri- 

Uantcn.  „Selbst  in  Berlin  fand  ich  dieselbe  Enghenigkcit,  mit  der  sie  den  Arbeitern 
ihren  höheren  Lohn  mifsgönnen.  Beim  Stücklohnsystcm  reduzieren  sie  die  Luhn- 
quote  für  fiif  gröf^^ere  P'oduUtinn  soweit  sie  einen  huhrren  als  >^fn  Durchschnitts- 
lohn einbriiij^t,  I  >ic  l  abrikantcii  sind  zum  Zeitlohns) sUu»  zurückgekehrt,  weil  sich 
herausgestellt  hat ,  dafs  die  Arbeiter  beim  Stücklohn-System  im  viel  Geld  machen". 
VgL  The  Economy  of  Higb  Wage$  V9n  F.  Schoenhof  p.  400.  Becselbe  Kampf 
laad  «wischen  1850  und  60  bei  der  Einführung  des  Fabrilcsystcnw  und  der  Dampf- 
kraft  in  die  Coventiyer  Band* Industrie  statt,  wo  ebenfalls  die  Arbeiter  das  Stttck- 
lohn-System  Ycrlaogten,  wSbrend  die  Arbeitgeber  darauf  bestanden,  feste  Tageslöhoe 
einzuführen,  teils  wegen  der  grufsercn  Umständlichkeit  des  Stücklohnsystems,  haupt- 
•••i^chltch  nht-r,  weil  dasselbe  dazu  fuhren  inufste,  dafs  die  Masrhinfn  mit  ihrer  j;c- 
steif^crtcn  Produktivität  dem  l'nttTnehmfr  statt  Vorteile  nur  Veriualc  brin^jen  wurden''. 
Vgl.  Social  ScicDCc  Association  Kej)ort  on  Trade  Societies  and  Strikcs  p.  325. 
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sie  unvernünftige,  Ja  oft  ganz  unmögliche  Wege  ein.  Als  im  Jahre 
1894  der  Leicester-Zweigverein  der  Nationalen  V^ereinigung  der 
Schuh-  und  Stiefclarbeiter  eine  Kommission  zur  Aufstellung  einer 
Slucklohnliste  für  Maschinenarbeit  einsetzte,  crinc^en  liie  Arbeiter  in 
sehr  naiver  Weise  vor,  indem  sie  der  Aufsteliurii;  die  alte,  bei  der 
fr  ilK-ren  Me'hode  f^'cbrauchte  Stückk)linliste  zu  (irunde  legten,  und 
von  kin  Lohn  für  jeden  Artikel  nur  einen  ganz  i^eringen  Prozentsatz 
in  Ab/.ut^  brachten,  nanilicli  im  ganzen  soviel,  wie  die  Summe  betrug, 
mit  der  der  hafirikant  das  Kapital  für  die  neue  Masehine  verzinsen 
mulsteJ)  So  waren  einerseits  die  xon  den  Arbeitgebern  vorge- 
schlagenen Bedingungen  nicht  der  Art,  um  den  .Xrijiiurn  die 
Einführung  der  neuen  Maschinen  besonders  wünschenswert  zu 
inachen,  und  andererseits  konnten  die  von  den  Arbeitern  gestellten 
Bedingungen  die  Fabrikantea  nidit  gemäß  ermutigen,  die  neuen 
Maschinen  einzuführen. 

Die  Arbeiter  hegen  in  dieseni  Punkte,  aus  der  Aera  der  in- 
dividuellen Arbeit  stammendei  abergläubische  Gefühle.  Der  Arbeiter 
einer  Schuhfabrik  hat  die  fest  eingewurzdte  Ueberzeugung^  dafs  ihm 
eigentlich  von  Rechtswegen  der  ganze  von  ihm  produzierte  Artikel 
oder  dessen  votter  Marktpreis  zufallen  mülste.  Diese  Idee  bildete 
den  ökonomischen  Grundgedanken  des  Owenschen  Sozialismus  mit 
seinen  Projekten  von  Produkdv-Assodationen  und  Arbeitsaustausch.  ^) 

Wenn  der  Arbeiter  emer  Sttefelfabrik  eine  Neuaufatellung  der 
Stücklohnliste  bei  Einfuhrung  einer  neuen  Maschine  machen  sollte, 
so  würden  seine  Lohnsätze  in  Zahlen  genau  dieselbe  Anschauung 
ausdrücken,  nämlich  dafs  „Wages  should  be  the  price  of  goods." 
Diese  Anschauung  fuhrt  ihn  auch  dazu,  in  allem  Ernste  vorzu- 
scMagen,  dafs  ihm  der  volle  Reinertrag  jeder  neuen  Erfindung  zu- 
ialko  solle.  Dem  gegenüber  stellt  der  Arbeitgeber  dieselbe  unhalt* 
bare  Forderung:  alle  Vorteile  jeder  neuen  Erfindung  sollten  ihm 
zu  Gute  kommen,  und  betrachtet  die  Ansprüche  der  Arbeiter  als 

•)  Protokoll  (im  Ms.»  des  „Picccwork- Comittcc"  (StücklohD-Comiu- 1 ,  das 
ton  April  bis  September  1S94  tagte.  Ztt  dicier  Kommlttion  gebörtdi  die  hervor- 
ragendstea  Arbeiter,  wie  «uch  die  Beamten  des  Zweigvereins.  Es  nnifs  gerechter- 
weise  benrorgebobea  werden,  dnfs  die  erlnhreneren  Beamten  des  Verebs.  sobald 
es  sich  erwies,  dafs  die  vorgesehlicebcQ  Lohnsätze  in  einzelnen  FUlen  eine  Lobn- 
»rhohung  um  40^/^  einschlössen,  gegen  diese  Normierung  protestierten,  indem  ste 
der  Ansicht  waren,  dafs  dadurch  die  ganze  Poliülc  des  Vereias  in  Mitskredit  ge- 
raten wurde. 

*)  Vgl,  unsere  iiistory  of  Trade  Inionism,,  Kap.  3. 
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t  incn  Allgriff,  nicht  i^ep^en  die  Gemeinschaft,  sondern  ge?Ten  sich 
selbst.  Incle<i.sen,  welches  auch  immer  die  Wünsche-  der  Arbeit-^eber 
.sein  mu^^^iK  (He  öffentliche  Meinun«^  ;^eht  doch  dahin,  dafs  die  Kon- 
kurrenz sehr  bald  dafür  sorgt,  dafs  die  neuen  Gewinne  der  Arbeit- 
geber nieistens  wieder  in  die  Hände  der  Koiisuinenten  ubergehen, 
und  zwar  durch  ein  Sinken  der  IVeiae.  So  hnden  wir  also  überall, 
dals  sich  die  öffentliche  Meinung  gegen  die  Ansprüche  der  Arbeiter 
richtet,  oft  sogar  bis  zur  vollständigen  Verkcnnung  der  durchaus 
berechtigten  Fordening  des  Arbeiters  nach  erhöhtem  Lohn,  ent- 
sprechend der  durch  Anwendung  der  neuen  Methoden  so  sehr  viel 
intensiver  und  anstrengender  gewordenen  Arbeit.  Die  Art)dtgeber 
haben  dieses  Argument  sehr  oft  mit  grolsem  Geschick  und  viel 
Erfolg  bei  der  öfTentUchen  Meinung  geltend  gemacht. 

Die  Kommission  der  Londoner  Baumeister  beklagte  sich  1859 
darüber,  dafs  die  Arbeiter  bei  ihrer  Forderung  einer  Abkürzung 
der  Arbeitezeit  fo^endermalsen  argumentierten:  der  aus  der  An- 
wendung der  Maschinen  entspringende  Vorteil  soll  nicht  der  Ge» 
Seilschaft,  oder  dem  der  sie  eriunden,  oder  dem  der  sie  angeschafft 
hat,  zufallen,  sondern  wesentlich  allen  denjenigen,  die  sie  von  der 
Arbeit  verdrängen  und  an  deren  Stelle  sie  treten  soll.^) 

In  den  Fällen,  wo  erhöhte  Produktion  nicht  die  Folge  der  Ein- 
ilihning  einer  neuen  Maschine  ist,  sondern  lediglich  aus  einer  ver- 
besserten Arbeitsteilung  entspringt,  erklären  sdbst  die  er^rensten 
.-Xrbeiterführer  sich  aufser  Stande,  zu  begreifen,  wie  irgend  jemand 
dem  Arbeiter  das  Recht  auf  den  vollen  Betrag  dieser  Mehreinnahme 
bestreiten  kann. 

Im  Jahre  1SQ4  wurde  bei  der  National  Conference  (Zentral- 
leitung des  Schuhmacherf]fewerkvereins)  eine  Hristoler  Firma  ver- 
kla^^t,  „ein  neues  Arbcitssystem  in  Bristol  eingeiuhrt  zu  haben",  das 
so<>enannte  „team-Sysiem,"  das  darin  gipfelte,  durch  besser  einge- 
teilte gemeinsame  Arbeit  eine  grölsere  Zaiil  von  Stiefeln  pro  Tac^ 
zu  produzieren  als  bisher.  Da  zugleich  mit  dem  Arbelts>ystem 
auch  das  Lohnsystcni  geändert  worden,  und  der  Tagelohn  an  Stelle 
des  Stücklohns  getreten  war,  wären  die  .\rbciter  berechtigt  ge- 
wesen, auf  „Gefährdung  des  Normal-Lohnsatzes"  zu  klagen,  indem 
für  einen  festen  Wochenlohn  eine  stetig  vermehrte  ICraftanstrengung 
gefordert  wurde.  Aber .  statt  die  Sache  von  dieser  Seite  her  an- 
zugreifen, hatte  der  Gewerkverein  erklärt:  wenn  der  Tagelohn  nicht 


'}  Report  Oll  Trade  Societici  and  Strikcs,  Social  Sdence  AsMciaüoo,  1S60,  p.ös. 
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so  normiert  wünle,  dafs  die  Herstellunt;  jedes  Stiefels  den  Fabri- 
kanten ebensoviel  koste,  als  bisher  V>  dann  müsse  die  Wranderunj^ 
dfs  Lohnsystems  als  eine  1  lerabdrückun*;  des  Lohnes  betrachtet 
werden.  Diese  Arj^nnientation  erre^'te  ein  so  hcfti<:,'^ps  Vonirteil 
gCy^^en  die  S.iche  der  Arbeiter,  dals  der  Vorsitzende  i  Alderman  Sir 
Thoma>  W'right)  nicht  nur  ihre  Fcjrderung  zurück  wies,  sondern 
sogar  So  weit  ging,  zu  erklären,  dafs,  wenn  nur  der  W'uciieniohn 
nicht  herabj^esetzt  würde,  die  V'eranderunL;  der  Arbeitsmethode 
noch  nicht  als  Veränderiini^  der  Bediiif:,nini;en  /.u  betraclitcn  wäre, 
wobei  er  die  Frage  nach  der  durch  die  Einführung  des  teani-Systems 
bedingten  grölseren  Arbeitsintensität  und  Kraftanstrengung  voll- 
ständig ignorierte. 

Wer  diese  bemerkenswerte  Reibe  von  Lohnkämpfea  aufmerk- 
sam verfolgt,  wird  ohne  Zweifel  bemerkt  haben,  dals  beide,  Arbdt- 
gcber  sowie  Arbeitnehmer,  Stellungen  einnehmen»  die  mit  ihrer 
e^renen  BeweislÜihrung  unvereinbar  sind. 

Die  Arbeitgeber  haben  sich  in  allem,  was  die  Arbeitsbeding- 
ungen betrifft,  ganz  und  ohne  Rückhalt  zu  dem  Prinzip  der  gemein- 
sameo  Beschlufs^ung  bekannt,  und  sie  haben  dieser  ihrer  Stellung- 
nahme noch  dadurch  weiteren  Nachdruck  gegeben,  da(s  sie  einen 
kompliuerten  Mechanismus  zur  Durchfuhrung  dieses  Prinzips  ins 
Leben  gerufen  haben,  dessen  sie  sich  beständig  bedienen.  Nun  ist 
es  aber  inkonsequent,  da&  sie  den  Satz  aufstellen,  „jeder  Unternehmer 
hätte  das  Recht,  in  seinem  Betriebe  jederzeit  und  ohne  vorherige 
Mitteilung  Maschinen  einzuführen,"  und  „über  Veränderungen  der 
inneren  Organisation  einer  Fabrik  oder  der  Manipulationen  der 


')  Vgl.  den  Report  of  thc  National  ConfenM.ce  of  the  boot  and  shoe  trade, 
August  1895.  „AngeiUMlIinen"  ,  sagt  der  Vorsitzende,  „die  Abänderung  des  Stuck» 
!r,hn?\  >t.*m<;  in  dns  Tagelohnsystem  hätte  ein  Mehr  von  Lohn  ffir  die  Arhrtt  r  rur 
i^Ulg'".  --  Warden  diese  sich  dann  auch  ilaruix  r  lji-kl:i;^'cii  ?  •  Auf  -lux-  l  ia^"-  w  .ire 
zu  aotwortCD,  dafs,  wenn  die  Einführung  neuer  l'roicssc  in  der  Kabrikatiun  eine 
gröfscre  Arbeitvtirtcvritit  und  Kraftaostrengung  bedingt,  aum  selbst  bei  einer  Et" 
höfanns  des  festea  Wochcnlohnes  lebr  wobl  von  einem  Angriff  aof  den  Nonnel* 
lohnMts  and  damit  wn  einer  Benachteiligiuig  des  Arbeiten  sprechen  kann.  Aber 
statt  diesen  Ten  anxoscblagen ,  sagte  der  Wortführer  der  Arbeiter:  „Ich  möchte 
sagen,  dafs,  wenn  jemand  diesen  gröfseren  Geldbetrag  bekäme,  un  !  der  Arbeiter 
1 1  Dutiend  Stück  bekäme  für  denselben  Preis  für  den  er  nach  der  alten  Abmachung 
10  Dut7end  bekam,  dafs  dann  eine  Lohnminderung  vorläge"  r)ieselbe  Konfusion 
der  BeL,'ritTe  zi-igt  sich  bei  der  Diskussion  über  das  team-Systcm  in  der  Nationalen 
Konferenz  januAr  1^94. 
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Arbeiter  stände  jedem  einzelnen  Fnljrikbesitzer  die  alldnige  Ent- 
scheidung zu."  Natürlich  ist  es  Sache  des  Unternehmers,  ob  er  in 
seiner  Fabrik  neue  Maschinen  einführen  will,  ebenso  wie  er  allein 
darüber  zu  entscheiden  hat,  ob  noch  weitere  20  Arbeiter  angestellt 
wtrdfti  sollen,  aber  die  Regelunpf  und  AufstcÜiinc^  der  Arbeitsbe- 
dingungen entweder  bei  der  Neuansiclluni;  von  Arbeitern  oder  bei 
Gelegenheit  von  Abänderungen  der  Arbeitsweise,  —  das  sind  doch 
offenbar  T)!nge,  die,  wenn  in.u;  sich  einmal  zn  tlem  Trinzip 
der  i^n-meinsamcü  HeschluGjfassung  bekennt,  durch  Verh.indkingen 
zwisclicD  den  autorisierten  Vertretern  beider  Parteien  geregelt  w  erden 
müssen.  Ferner  haben  sich  die  Arbeitgeher  in  ihren  \'erhandlungen 
wiederholt  zu  dem  Trinzip  des  Normal-Loiinsat/.es  1. Standard  Rate) 
bekannt,  d.  h.  zu  dem  Prinzip  der  allgemeinen  AuhechLerhallung 
der  gleichen  Lohnquote  für  die  gleiche  Arbeitsleistung.  Es  ist 
daher  wiederum  .inkon^quent  von  ihnen,  auf  einem  festen  Zeitlohn 
zu  bestehen  obschon  durch  Einitihrung  neuer  Maschinen  und  Pro- 
zesse beständig  höhere  Anforderungen  an  die  Arbeitskraft  der  Leute 
gestellt  werden.  Solange  nicht  daßir  gesorgt  wu'd,  dafs  die  Arbeiter 
bei  steigender  Arbeitsintensität  entsprechend  höhere  Lohne  erhalten, 
kann  man  behaupten,  dals  die  Arbeitgeber  den  Grundsatz  des 
Normal>Lohnsatzes  untei^raben,  und  unredlicherweise  den  Lohn- 
satz für  eine  bestimmte  Leistung  herabdrücken.  Andererseits 
sträuben  sich  die  Arbeiter,  obschon  sie  wissen,  dals  ihre  Existenz 
als  Fabrik-Schuhmacher  davon  abhangt,  da(s  sie  in  der  Konkurrenz 
mit  den  selbständigen  Schuhhandwerkern  siegen,  beständig  gegen 
Einführung  neuer  Maschinen  sowie  gegen  weitere  Arbeitsteilung, 
und  obschon  sie  von  dem  (irundsatz  des  Norniallohnsatzes  aus- 
gehen, und  deshalb  auf  Wiedereinführung  des  Stücklohnsysteros 
dringen,  sind  sie  doch  nicht  zu  der  Einsicht  zu  bringen,  dafs  sie 
bei  der  Neuaufstellung  des  Lohntarifs  die  H(")he  des  Stücklohns  so 
normieren  müssen,  dafs  dabei,  wenn  auch  nur  für  den  Anfang,  eine 
den  bisherigen  Lohnen  äquivalente  Summe  herauskommt.  Wenn 
die  Arbeiter  ganz  offen  eine  ICrhöhung  dis  Normal-Lohnsatzes  um 
so  und  so  viel  Prozent,  und  zu  dem  Zwecke  eine  bis  ins  einzelne 
gehende  Revision  des  bisherigen  Lohntarifs  vorlaiii^ten,  so  würde 
diese  P'orderung  als  eme  Sache  für  sich  diskutiert  werden  und  man 
würde  darin  nichts  arideres  sehen,  als  ein  Beispiel  der  immer- 
währenden Reibereien  zwischen  .Vrbeitgeber  und  Arbeitnehmer. 
Es  mag  wohl  sein,  dafs  zu  einer  Zeit,  wo  infolge  neuer  Arbeits- 
methoden der  Gewinn  stark  wächst,  sich  die  beste  Gelegenheit 
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bietet,  eioe  Lohnerhöhuog  zu  verlaogen.  Wenn  aber  diese  Fofde- 
ruog  in  Form  der  Behauptung  auftritt,  dals  jedes  Abweichen  von 
der  früheren  Norm  als  positive  Lohnerniedrigung  bekämpft  werden 
soll,  dann  geraten  die  Arbeitgeber  in  einen  Zustand  blinder  Wut 
über  das  was  sie  „unredliche  Denkungsart  des  Arbeiters**  nennen« 
Wenn  die  Arbeiter  bei  dem  modernen  Gewerkvereins-Grundsatz 
des  Normal-Lohnsatzes  bleiben  wollen,  müssen  sie  durchaus  und 
ein  für  allemal  die  hiermit  ganz  unverträgliche  Ansicht  aufgeben 
dafs,  „der  Arbeitslohn  den  Preis  der  Ware  bilden  soll,"  und  sich 
ohne  Zögern  an  die  Neuaufstellung  einer  Stücklohn-Ta!)elle  machen, 
unter  Berücksichtigung  der  ganzen  ungeheurer»  Verschiedenartigkeit 
der  MaNchincn,  sowie  der  Mannigfaltigkeit  der  Arbeitsbedirif^ungen 
in  ilcn  \  erschicdenen  Betrieben,  Die  Aufstellung  dieser  Tabelle 
würde  ohne  Zweifel  sehr  viel  Mühe  kosten,  ganz  besonders  mit 
Rücksicht  auf  die  noch  bestehenden  vielen  kleinen  Fabriken,  in 
denen  ott  nur  eine,  oder  einige  wenige  der  neuen  Maschinen  zur 
Anwendung  kommen;  indessen  sind  schon  einmal,  vor  20  Jahren, 
als  das  Schuhmachergewerbe  zur  Fa!)rikindusirie  wurde,  almhche 
Schwierigkeiten  aufgetaucht  und  siegreich  überwunden  worden,  und 
in  Amerika  gesammelte  Erfahrungen  lehren  uns,  dafs  sie  auch  heut- 
zutage nicht  unüberwindlich  sind.') 

Die  allmähliche  Etnltihning  der  Setz-  und  Ablegemaschine  im 
englischen  Druckerei-Gewerbe  zeigt  uns  ein  Beispiel  ähnli^er 
Schwierigkeiten  in  einem  anderen  Industriezweige.  1876  begann 
man  diese  Maschinen  einzuführen,  aber  da  die  ersten  Erfindungen 


iDtCTCuaiit  sind  in  dieser  Hinsicht  die  Erfabntngeo  der  English 
Cooperative  Wholesale  Society,  deren  nogehenre  Stiefclfiibrik  von  dem  alt* 
gemeinen  Strike  1895  anberflhn  blieb.  Wir  sehen  hier,  wie  ein  aufser- 
gewöhnlidi  tAditiger  Fabrikleiter,  der  frQhcr  selbst  Arl)eiter  war  (indem  er  den 

Aasweg  des  Stücklohns  vorausnahm)  das  Problem  SUD  gr  ^f  -n  Teil  «jclust  hat,  da* 
durch,  dafs  er  den  Wochenlohn  seiner  Arbeiter  eutsprechond  der  (,'estei}»erlen  Pro- 
duklioD  erhubte.  Mei  »-incr  Maschin»*,  dem  ,,Lciptcnsj)aiiner",  schwankt  dif  '.varVu  nt- 
jichc  Produktion  )c  nach  (Jeschicklithkeit  und  Kifcr  des  Arbeiters  zwischen  Oob 
UQd  (270  Paar  Stiefeln.  Mr.  Butcher  bat  es  verstanden,  Eifer  und  Geschicklichkeit 
seiner  Leute  anzospornen.  Vor  allem  hat  er  das  bei  vieteii  Untemebmera  Ijeliebte 
System  aufgaben,  allen  Fabrikarbeiteni,  gleichviel  welche  Maschine  sie  bedienen,  den 
gldchcn  Wochenlohn  xn  geben,  und  xahlt  den  Hanplarbeitern  40  sh.,  den  „followers" 
(In  IttitTi  Reihen  bei  ihm  keine  Kn.ibrn  an^jestelit  sind),  35  sh.  pro  Woche. 
Er  erklärt,  die  Absicht  7U  haben,  den  Lohn  auf  50  sh.  su  erhc»h<n,  sobald  die 
Maschine  1500  Paar  Schuhe  in  der  Wmhr  liefert. 
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dieser  Art  eimgermarsen  unvoUkominen  waren,  ist  es  eist  im  letzten 
Dezennium  unseres  Jahrhunderts  soweit  gekommen,  da(s  diese 
Maschinen  den  Handsetzern  energische  Konkurrenz  machen.  Die 
Einführung  derselben  war  allen  Arbeitern  höchst  unangenehm,  aber 
die  Gewerkvereine  der  Setzer  lehnten  von  vornherein  das  An- 
sinnen, sich  der  Einführung  der  Maschine  zu  widersetzen,  oder  gar 
ihren  Mitgliedern  die  Arbeit  an  derselben  zu  verbieten,  ab ;  im 
Gegenteil  war  es  ihr  Ziel,  ihren  Mitgliedern  die  Arbeit  mit 
der  neuen  Maschine  7,u  vcrschafTen.  unter  Redinminsjen,  welche  ihnen 
den  Normal-Lohnsatz  sicherten.  Sic  erhoben  nicht  den  Anspruch 
auf  den  vollen  Betrag  des  Ueberschusses,  der  durch  Anwendung 
der  Linotype  Sct/.inaschine  er/.iclt  wurde,  wohl  aber  auf  einen  Teil 
desselben.  Der  Vorsitzende  der  Linotype-Gesellschaft  erklärte  1S93 
seinen  Aktionären:  „Fast  alle  Druckereien,  in  denen  die  iieue  Setz- 
maschine eingeführt  ist,  sind  solche,  deren  Arbeiter  Gewerkvereinen 
angehören  ;  in  einigen  derselben  wird  auf  Tagelohn,  in  anderen  auf 
Stücklohn  gearbeitet  i  das  beweist  zur  Genüge,  dafs  von  selten  der 
Arbeiter  keine  misten  Schwierigkeiten  vorliegen.  Die  Gewerk- 
verdne  haben  ach,  meiner  Ansicht  nach,  durchaus  anständig  gegen 
uns  benommen,  sie  haben  nur  ftir  ihre  Mitglieder  einen  ent- 
sprechenden Anteil  an  den  Vorteilen  verlangt,  die  die  Einführung 
der  neuen,  Arbeit  und  Geld  sparenden  Setzmaschine  gebracht  hat 
Wenn  die  Unternehmer  ihre  Arbeiter  anstandig  bezahlen,  dann 
werden,  meiner  Ueberzeugung  nach,  bei  Einführung  der  neuen 
Maschine  keine  Schwierigkeiten  entstehen.*'  *) 

1894  gelang  es  der  Vereinigung  der  Londoner  Setzer,  mit  den 
Zdtungsbesitzern,  die  vorzugsweise  die  Setzmaschine  verwenden,  ein 
befriedigendes  Abkommen  zu  treffen,  und  jetzt  ist  die  Maschine  in 
den  Londoner  Zeitung.s-Druckereien,  unter  von  beiden  Parteien  in 
aller  Form  acceptierten  Bedingungen,  in  Thätigkeit.  ^) 


*)  Rede  des  Vonitzenden  der  Linotype  Getdlscbalk,  gehslten  anf  der  Ordent- 
lichen GeaeralTersamnilung  der  Aktionäre ;  Cannoii  Street  Hotel,  liOodoD  tl.  Mai  1893. 

*)  Neue,  verbesserte  Reglements,  vereinbart  auf  «ler  Kmifcrenz  zwischen  den 
Repriisentauten  der  I.nnd'jntr  Tagcs-ZeituagsbesitzcT  ond  der  Londoner  Setzer>Ver- 
eioiguug.  —  Audertous  Ilutel.    7.  Juni  1894. 

Sctümaschincn: 

l)  Alle  ßcschultcn  Arbeiter,  —  d.  Ii.  Setzer,  Korrektoren  und  Ableger,  zum 
Unterschied  von  Maschinisten  und  gewöhnlichen  Arbeitern,  ~  sollen  Mitjjlieder 
der  Londoner    SeUer- Vereinigung  sein,  unter  besonderer  Berücksichtigung 
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Verlassen  wir  indessen  jetzt  die  Industriezweige,  in  denen  die 
Einfuhruog  von  Maschinen  neueren  Datums  ist  und  daher  zu  be^ 
ständigen  Reibungen  führt,  und  wenden  wir  uns  jenen  zu,  bei  denen 
das  langst  nicht  mehr  der  Fall  ist.  In  der  Baumwollspinnerei  und 
Weberei  ist  während  der  letzten  hundert  Jahre  fast  jeder  einzelne 
Maschinenteil  aufserordcntUch  verbessert  worden.  In  den  früheren 
Stadien  der  Industrie  ging  ein  solcher  Fortschritt,  eine  Verbesserung 
niemals  ohne  die  heftiijsten  Kampfe  zwischen  Arbeitsgebern  und 
Arbeitnehmern  vor  sich,  die  einen  ^anz  ähnlichen  Charakter  trugen 
wie  die  beufiiren  Lohnkämpfe  in  der  Schuh-  und  Stiefelindustrie. 
Seit  ungelaiir  30  Jahren  jedoch  haben  die  Gewerkvereine  dieser 
Industrie  den  Gedanken,  sich  der  Einführung  neuer  Maschinen  /.u 
widersetzen,  oder  den  vollen  Betrag  des  durch  diese  Verbesserungen 
erzielten  Gewinnes  zu  beanspruchen,  aufgcgcfjen.  Die  Bedingungen 
der  Einführung  irgend  welcher  maschinellen  \' erbesserungen  stehen 
längst  nicht  mehr  im  Belieben  des  einzelnen  Arbeitgebers  oder 
einer  einzelnen  Arbeitergruppe,  sondern  jede  geringe  Veränderung 
„in  der  inneren  Organisation  der  Fabrik  oder  in  der  Verfügung  des 
Arbeiigcbers  über  den  Arbeiter'*,  (betreff,  deren  die  neue  Klasse  der 
Schuhlabrikanten  von  oben  herab  entscheiden  zu  können  glaubt), 
unterliegt  jetzt  in  der  Baumwollindustrie  der  Beratung  und  Ent- 
scheidung zwischen  besoldeten  Sachverständ^en  der  Gewerk- 


dcrienifjt-n,  die  zu  der  Gcscllschal'l  gchoreu,  in  welche  die  Maschinen  ciii^jc- 
fuhrt  Würden  sind.  Das  „Ablegen"  ist  mit  eioem  Miuimallohii  von  38  sh. 
fUr  die  Woche  (zu  48  Stuuden)  zu  bezahlen. 
3)  Eine  Ptobeteit  yon  $  MoDKlen  ftr  die  Arbeit  der  neaeo  Muehiiie  soll  be- 
willigt werden ,  wehrend  welcher  die  Arbeiter  densdben  Lohn  bckonunen 
wie  in  den  Intumransgcfuigenen  3  Monaten.  In  die«er  Zelt  dftrfen  die  Ar- 
beitcr  nicht  nnf  Stacklohn  arbeiten. 

3)  In  allen  Druckereien  mit  Setzmaschinen  sollen  alle  „Operators*'  (Setzer  und 
Ablief)  und  Setzkastenarboltcr  ^li-ich/citig;  mit  den  Setzern  beginnen  .  .  .  . 
....  bei  Morgenblätlcrii  sollcti  allen  Sc-tzi  rn  rw  ci  Sctz^vchifle  pro  Tag  der 
Tag  zu  7  Arbeitsstunden)  garantiert  werden  und  bei  Abendblättern  12  Setz- 
schiiTe  die  Woche  (zu  42  Stunden  gerechnet). 

4)  Bcadilt  soll  die  Maschinenarbeit  folgcndennafien  werden:  Linotype - 
Setzmaachine:  3 '.'4  pence  ftr  1000  Spisien  in  Druckereien  von  Abend- 
blftttem,  3^/4  penoe  Ar  1000  Spulen  In  Druckereien  von  Morgenbl&ttern. 
V4  p«iiee  extra  ftr  1000  Spazicn  über  petit.  Hnttersley-Se tzmasch ine 
4  pence  ftr  1000  Spulen  bei  Abendblittem  um  4>/s  pence  bei  Morgen* 
blättern. 

7» 
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vereine  und  der  Vereinigung  der  Arbeitgeber.  Beide  Parteien  haben 
beschlossen,  diesen  Verhandlungen  die  Intakterhaltung  der  Nomaal« 
Lohnquoten  fiir  die  bestimmten  Lebtungen  zu  Grunde  /.u  legen. 

Die  Arbeit;4t1)er  sehen  ein,  dafs  vei^röfscrte  Kompliziertheit  oder 
erhöhte  Gescliwindigkeit  einer  Maschine  für  den  Arbeiter  eine  er- 
höhte Kraftanstrengung  bedingt,  die  durch  progressive  Lohn- 
erhöhung ausgeglichen  werden  mufs.  Sie  denken  nicht  daran,  das 
Zeitlohnsysteni  einführen  r.u  wollen,  und  gehen  ohne  Schwierig- 
keit auf  den  Vorschlac,^  euier  Stiicklohnltste  em.  die  dem  Arbeiter 
im  voraus  diese  pro^^ressive  Lolint  rliohving  garantiert.  Andrerseits 
halu  n  die  Arbeiter  rückhaltslus  die  Vorstellun;,;  aufgegeben,  dafs 
„Löhne  deti  l^reis  der  Guter  darstellen  sollten".  \\  ir  können  uns 
denken,  mit  welrhcr  1 -ehisti'^fung  so  erfahrene  ( iew  i  rk\  erein.s-Heamte 
wie  Mawdsley  oder  W  ilkiuson  behaupten  hören  wurden,  dafs  jede 
Im  inedrigung  der  Kosten  pro  Vard  für  den  .Arbeitgeber  notwendiger- 
wci.sc  eine  Lohnreduklion  für  den  .\rbeiter  bedeuten  müsse.  Sic 
würden  an' w  tuten,  dafs  der  Spinner,  solange  er  meines  Normal- 
lohns sici.er  sei,  mit  den  Produktionskosten  nichts  zu  thun  habe, 
aufser  insoweit,  als  jede  Verringerung  derselben  infolge  von  ver- 
ständiger Verwaltung  oder  Verbesserungen  dem  Arbeiter  positiven 
Nutzen  bringen  müsse,  wdl  dadurch  dem  Produkte  eine  anhaltende 
Ausdehnung  des  Marktes  gesichert  vrürde.  Die  Baumwollenspinner» 
Grewerkvereine  kommen  den  zu  Neuerungen  ndgenden  Arbeit- 
gebern auf  halbem  Wege  entgegen,  indem  sie  einen  Stücklohn 
acceptieren,  der  mit  jeder  Steigerung  der  Produktionsiahigkeit  durch 
technische  Verbesserungen  abnimmt  Der  Arbeitgeber  weifs  'also, 
dafs  jede  Verbesserung,  die  er  einfuhren  kann»  ihm  eine  greifbare, 
wenn  auch  nicht  unbegrenzt  wachsende  Ersparnis  an  Produktions- 
kosten verschaffen  wird.  Andererseits  sind  die  Arbeiter  sicher,  dafs 
die  bewegliche  Stücklohn-Skala,  wie  sie  durch  gegenseitige  Zuge- 
ständnisse nach  sorgfaltiger  Prüfung  durch  ihre  sachverständigen 
Beamten  aufgestellt  worden  ist,  ihnen  nicht  nur  ihren  gegenwärtigen 
W'ochenlohn  sichert,  sondern  sie  auch  unmittelbar  für  jede  intensivere 
Arbeit  bezahlt  macht,  welche  damit  zusammenhangt.  Sie  wissen 
ja  auch  aus  der  Erfahrun^^^  dafs  das  Hewufstsein  stärkerer  Tnanspruch- 
nahme  zurücktritt,  sobald  die  Zunahme  der  Aufmerksamkeit  und 
der  Geschwindigkeit  der  Muskelbewegungen  ihnen  zur  Gewohnheit 
geworden  ist.  Zwar  geben  sie  mit  dem  Eingehen  auf  niedrigeren 
Sliickle)hn  jeden  Anspruch  auf,  das  durch  die  neue  Erhndung  be- 
dingte „unearaed  iDcremenf'  (Mehrwert^  für  sich  selbst  zu  mono- 
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polisieren.  Aber  dadurch,  dafs  die  Fabrikaaten  ihoeo  vorher  fest- 
gestellte Stficklohasätze  zugestanden  habeo,  ist  ihnen  die  voUe 
„Rente"  der  neuen  Fertigkeit  gesichert,  welche  das  Vcrtrautwerden 

mit  dem  neuen  Produktionsprozesse  notwendigerweise  mit  sich 
bringt.  Somit  bedeutet  die  kontinuierliche  Steigerung  der  Arbeits« 
geschwindigkcit,  welche  für  den  Stiefelmacher  bei  aufgezwungenem 
fixen  Stundenlohn  Sklaverei  und  UebervortcUung"  bedeutet,  für 
den  Baumwollenspinner  eine  willkommene  Lohnzuiage  und  eine 
bleibende  Hebung  seiner  Lebenshaltung. 

Die  vereinigte  Gewerkschaft  der  Kesselschmiede  und  Eisen- 
schitfbaiur  schüpfsen  ihr  Uebereinkomnun  mit  den  Arbeitgebern 
nach  ähnlicht-n  Gru!id>ätzen.  Die  grolse  Schiffbauindustrit;  der 
Norciostkuste  I^n^lands  unterliegt  mit  Bezug  auf  neue  Metliodcn 
folgendem  fonnelltn  Vertrage:  „Neben  jeder  der  obenstehenden  l'ara- 
graplicii  haben  die  Schiffbauer  den  Anspnich  einer  Revision  der 
Lohnsätze  auf  Grund  von  arbeitsparenden  Einrichtungen,  sei  es, 
dals  dieselben  lichon  gegenwärtig  existieren,  aber  noch  nicht  ge- 
nügend berücksichtigt  worden  sind,  oder  dafs  sie  in  Zukunft  ein- 
geliUm  werden;  fiir  verbesserte  Werft- Anordnungen ;  für  Löhne  bei 
der  Konstruktion  neuer  Schiffstypen,  bei  welchen  die  Arbeit  leichter 
ist,  und  für  andere  Spesialfalte.  Die  Bedingungen  dieser  Revisionen 
and  durch  dne  Kommission  festzustellen,  welche  sowohl  die  Arbeit* 
geber  wie  die  vereinigte  Kessebdioiied'  und  EisenschifTbauer-Gewerk- 
schaft  umfaTst.  Ebenso  sollen  die  Arbeiter  befugt  sein,  alle  Einzel- 
heiten zur  Sprache  zu  bringen,  bei  denen  die  Löhne  reviaons^ 
bedürftig  geworden  sind  infolge  neuer  Arbeitsbedingungen,  Ab- 
weichungen der  Scbifiskoostruktioa  oder  anderer  Umständet  Diese 
Uebereinkunft  stiefs  auf  einen  gewissen  Widerstand  seitens  einer 
Kategorie  von  Arbeitern,  welche  jeder  Konzession  auf  Grund 
maschineller  Einrichtungen  abhold  war.  Auf  ihren  Einspruch  er- 
widerte der  Exccutiv-Ausschufs  der  vereinigten  Gewerkaciiaft:  „Es 
ist  dem  ältesten  Plattenschraiede  in  unserer  Vereinigung  wohlbe- 
kannt, dafs  es  Werften  giebt,  wo  er  ein  Schiff  für  io"„  pro  Platte 
wciiiixeT'  beplatten  mufs,  als  es  in  einer  anderen  Werft  möi^Hch  ist, 
und  zwar  infolge  von  Unterschieden  der  maschinellen  lunrichtungen. 
Deshalb  maclien  sich  für  den  Arbeitt^ebcn  der  i^'Ute  Maschinen  ver- 
wendet, diese  dadurch  bezahlt,  dals  seine  Arbeit  zu  einem  billigcrcu 
Satze  gethan  wird...  Das  geschieht  so  überall'vnul  ist  auch  ganz  in  der 
Ordnung.  Unsere  riattenschiniedc  wissen  <^-di\/.  gut,  d.ils  es  nur 
möghch  gewesen  ist,  eine  einheitliche  Normai-Lohnliste  tur  Schiffs- 
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beplattuog  durchzusetzen,  wdl  die  Arbeit  in  dea  versduedeoen 
Werften  verschieden  schwer  ist."^) 

Wir  können  nun  zusammenfassen,  welciie  Erfahrung  die  Trade- 
UnioDs  mit  neuen  Methoden  und  maschinellen  Einrichtungen  gemadit 
haben,  und  welche  allgemeine  Politik  dieselben  verfolgen  werden, 
soweit  sich  das  aus  der  allgemeinen  Tendenz  und  aus  dem  Beispiele 
der  Baumwollcnindustrie- Arbeiter  foli:(ern  läfst.  Wir  sehen  zu- 
erst, dafs  der  frühere  Versuch  des  Handarbeiters,  die  Maschine  aiis- 
zuschlielsen,  definitiv  auffregeben  worden  ist.  Die  heutif^en  Gewerk- 
schaften sind  weit  davon  entfernt,  sich  zu  weij^ern,  nach  einem  neuen 
Verfahren  zu  arbeiten,  sie  verlangen  vielmehr  für  die  schon  im  Be- 
triebe hciniisclu'ti  Arbeiter  ein  Vorzugsrecht,  sich  die  neue  Fertig- 
keit anzuei<^nen  und  die  neuen  V^erriclitungen  zu  leisten.  Bei  der 
Beanspruchung  ununterbrochener  Bochäftiguug  betonen  sie  ent- 
schieden, dafs  die  Einriciitungen  für  die  Einführung  neuer  Verfahren, 
einschliefslich  sowohl  der  Lohnsätze  wie  aucli  der  physischen  Arbeits- 
bedingungen, nicht  einseitig  von  einer  der  durch  den  Lohnvertrag 
verpflichteten  Parteien  getroffen  werden  können,  sondern  dafs  sie 
auf  dem  Wege  der  Verhandlung  zwischen  beiden  Parteien  festzu- 
stellen mnd.  Dafs  ferner  nach  dem  Firinzipe  der  gemeinsamen 
Vereinbarung  diese  Angelegenheit  nicht  der  Abmachung  zwischen 
«nem  einzelnen  Arbeitgeber  und  seinen  Arbeitern  überlassen  bleiben 
kann,  sondern  dafs  über  dne  allgemeingültige  Regel  zu  verhandeln 
ist,  welche  für  alle  Arbeitgeber  und  Arbeiter  eines  Industrie>Zweiges 
bindende  Kraft  hat. 

Wenn  diese  kollektive  Ueberemkunft  zustande  kommen  soll,  so 
verfsihrt  die  Grewerkschaft  nach  dem  Grundsätze,  dafs  die  »Ver> 
besserung**  unter  keinen  Umständen  dazu  fUbren  darf,  den  Arbeiter 
in  eine  Lage  zu  bringen,  die  schlechter  ist  als  vor  der  Verbesserung. 

>)  Monthly  Report  of  the  Uaitcd  Society  of  Boilemuken  &  Iioiuliipbaildc», 

Januar  1895. 

")  Difst^r  Ansjiruch,  di<-  Umstiimle,  unter  welchen  eine  Aliaiidrning  der  Me- 
ihüUtn  eingeführt  werden  soll,  gcuiciiii>amer  Vereinbarung  zu  unterwerfen,  ist  von 
den  Ar1)ci^ebeni  erst  in  neuester  Zeit  gebilligt,  ja  in  seiner  Bedeutung  gewürdigt 
worden.  In  manchen  Betriebszweigen  würde  er  noch  als  absard  bctnclitet  werden. 
Bk  1871  war  ja  jede  Vereinigung  tu  anderen  Zwecken  aU  aar  Hierbeilttbning  einer 
VerboKening  in  der  Arbeittdaner  and  dem  Lohne  als  Vergehen  untersagt,  and 
auch  die  besten  Arbeitgeber  kamen  nicht  auf  den  Gedanken,  dafo  die  eis^eifendsten 
Veränderungen  der  Arbeitsmethoden  Gegenstand  gemeinsamer  Regelung  daidi  sie 
selbst  nnd  ihre  Arbeiter  sein  kdnnten. 
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Die  Abänderung  im  technischen  Verfahren,  die  seine  Arbeitsbedin- 
gungen vielleicht  revolutioniert,  ist  darauf  berechnet,  die  Produk- 
tivität seiner  Arbeit  erheblich  zn  steigern,  und  darum  sollte  sie  — 
so  wird  verlangt  —  in  keinem  Falle  dazu  Gelegenheit  geben,  die 
Rechte  oder  Vor7.ü<^e,  deren  er  sich  bisher  erfreut  hat,  zu  ver- 
kümmern. D.u  in  ist  nicht  nur  die  lieib«  luill  ing  seines  wöchentlichen 
Verdienstes  eingeschlossen,  sondern  auch  die  der  Arbeitszeit  und 
des  Mafses  physischer  oder  geistiger  Anstrengung,  die  seine  Auf- 
gabe mit  sich  bringt,  auch,  dafs  das  Unangenehme  oder  Schwierige 
aeiner  Arbeit  entweder  nicht  vermehrt,  oder  dals  doch  ihre 
Vermehrung  durch  Lobnzttkigeo  kompensiert  wird  Es  wird  ferner 
darauf  gedrungen,  dafs  jede  verbietende  oder  sonstige  Vorschrift» 
die  bisher  galt,  in  Geltung  bleibt  und  den  veränderten  Bedingungen 
angepafst  wird.  Der  Stuckarbeiter  wird  eine  detaillierte,  feste  Lohn- 
Este  erwarten,  der  auf  Stundenlohn  Ari>eitende  den  gewohnten 
Schutz  vor  einem  Hinaustreiben  Über  die  normale  Geschwind^keit 
hinaus,  während  in  Betrieben,  wo  bu  dahin  das  Lehrlingswesen  ge- 
regelt  war.  eine  fortgesetzte  Regelung  verlangt  werden  wird. ')  Das 
alles  lauft  auf  das  Verlangen  hinaus,  dafs  die  Lage  und  die  Lebens- 
führung des  Arbeiters  nicht  durch  eine  Veränderung  herabgedrückt 
werden  darf,  welche  darauf  berechnet  ist,  dem  Arbeitgeber  weiteren 
Profit  abzuwerfen.  Dazu  wird  manchmal  der  weitere  Anspruch 
kommen,  der  offenbar  eine  eigene  Bedeutung  hat,  dafs  der  Lohn- 
arbeiter einige  von  den  Vorteilen  mitgeniefsen  soll,  welche  sich  aus 

*)  Lebensgewohnheiten  and  •hcbagen  spielen  oft  bei  dUei»  Verhudlmigca 

eioe  wichtige  Rolle,  und  fahren  bald  zur  Obstruktion ,  bald  eruiutigen  sie  zu  einer 
Veranflcrnn^  So  hat  sich  di**  Vorkshircr  FI;i!,ch-i!>il;*'-'*r-']ewerk>ch;ift  1S75  gc- 
Wfijjf-rt,  Uli  ciucm  neuen  Gasofen  /u  arlieitcu,  mit  iscr  Erklärung,  er  l)r:iclite  eiiif 
dreifache  Schicht  mit  sich,  —  was  au  die  Weigerung  der  Bergleute  von  Northumber- 
ImmI  md  DnrlMun  erinnert,  die  AbkAmuig  der  Arbettsstunden  der  Knaben  ztuu* 
Imen,  weil  mc  voimiiwichlUeti  tn  Einführung  von  drei  «a  Stelle  voa  zwei  Schichten 
fUmn  wflvdc.  In  beiden  Fillen  crklMrten  die  crirnehicnen  Arbeiter,  dnft  ebe  Ver- 
Indenuig  in  den  Atbeltistnnden  ihnen  nicht  pane  und  annncenebni  wXre.  Als  1876 
in  der  (~>1a';iiid(Utrie  ein  neues  System  der  Einsetzung  der  Häfen  in  die  Schmelz» 
Öfen  «-rfunilLn  war,  da^s  dm  Vor/ut^  j^röfserer  Sicherh'-it  uiul  Schnelligkeit  vor  dem 
bisherigen  halte,  vcrlanj^ten  du-  \'orksl\irt*r  GInshl5«rr  in  einer  bf«ond(*ren  Kt-soiution 
seine  Einführung  auch  von  dcujenigen  l  irmcn,  welche  bei  der  alten  Methode  den 
Arbeitern  2  sh.  für  die  Operation  zahlten,  wahrend  die  neue  nur  einen  Lohn  von 
6  Pence  eigab.  Vgl.  „Aanml  Reports"  der  Yorkahlre  GImm  Bottie  MAw  Society 
for  1875  und  1876. 
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der  Verbesserung  ergeben  werden,  und  dafs  er  d'^shalb  die  Ge- 
legenheit benutzen  sollte,   seine  Zustimmung  zu  dem   Neuen  von 
einer  posiiiven  Erhöhung  des  Xormallohnes  abhängig  zu  machen 
I'>s  ist  interessant,  dafs  bei  der  Annahme  dieser  neuen  Politik 
seitens  der  Arbeitgeber  und  seit  ilirem  vollen  Verbtänduis  seitens 
der  Arbeiter  nicht  mclir  der  einzelne  Unternehmer,  sondern  die 
Gewerkschaft  am  nachdrücklichsten  auf  Minführung  der  neuesten 
technischen  Furtschrittc  besteht.    In  der  englischen  Schuh-  und 
Stiefel-Industrie  war,  wie  wir  sahen,  jede  Verbesserung  Anlafs  zu 
dauernden  Streitigkeiten  zwischen  Arbeitgebern  und  Arbeitern.  In 
Lancashtre  beschweren  steh  die  Spinner-Gewerkschaften,  sobald  ein 
etfizeloer  Arbeitgeber  oder  ein  Betirk  technisch  zurückbleibt  Dieser 
Unterschied  erklart  sich  leicht  Kein  Arbeitgeber  versucht,  einen 
saumseligen  Konkurrenten  auf  der  Höhe  der  Entwicklung  seiner 
Industrie  zu  halten.  Es  ist  ja  ein  Vortal  ftir  ihn,  wenn  der  Kon- 
kurrent zurückbleibt   Aber  iiir  die  alle  Arbeiter  umfassenden  Ge- 
werkvereine  liegt  in  der  Lässigkeit  eines  unintelligeoten  oder  un- 
vermögenden Arbeitgebers  eine  ernste  Gefahr.  Die  zurückgebliebenen 
Spinnereibesitzer  mit  ihren  langsam  arbeitenden  Einriditungen  be- 
klagen sich  bitter  über  die  Harte,  mit  welcher  die  Vertreter  der 
Gewerkvereine  sich  weigern,  Rücksichten  auf  ihre  verhältntsmäfsig' 
unvollkommenen  Maschinen  zu  nehmen,  und  mit  der  dieselben  selbst 
verfangen,  dafs  ein  höherer  Stücklohn  bezahlt  werde,  wenn  die 
Spinnerei  nicht  so  wirksam  betrieben  wird,  wie  von  seilen  der 
bestausgerüsteten  Konkurrenten.     So  verlangt  die  Amalgamated 
Association  of  operative  Cottonspinners  selbst  Strafgelder  von  den 
Arbeitgebern,  welche  die  Einführung  neuer  Masclünen  verabsäumen, 
anstatt  sich  gegen  ihre  Einführung  zu  wehren.    Wenn  scnvohl  Ar- 
beiter wie  Arbeitgeber  sich  in  den  beitlen  Zweigen  der  englischen 
Industrie,  der  P.aumwollenspinnerei  und  der  Schuhfabrikation,  so 
gänzlich  \-erschieden  vtTiialten.  so  wirft  das  ein  helles  Licht  auf  die 
Bedeutung  dei  technischen  l-aitwicklung  für  beide  industricen.  Der 
englische    h  atjrikschuster   klagt    beständig  über  die  weit  höhere 
Leistungsfähigkeit  der  glänzend  ausgerüsteten  Fabriken  in  C  onnec- 
ticut  und  Massachusetts.    Dagegen  nimmt  die  P)ainn\volleiispinnerei 
in  Lancashire  bezuglich  der  Troduktion  pro  Arbeiter  fraglos  die 
höchste  Stellung  in  der  VVeltindusirie  ein. 

Es  bleibt  noch  eine  andere  K.ategorie  von  Fallen  zu  behandeln, 
nämlich  diejenige,  wo  das  neue  Verfaliren  nicht  von  den  alten  ge- 
scholten Arbeitern  betrieben  wird,  sondern  von  dner  Schar  absoluter 
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Neulinge.  Da  Vorgange  <fieaer  Art,  infolge  ihres  Zusanunenliangs 
mit  tr^sdien  Vorgängen  in  der  Geschichte  der  Industrie-Arbeiter, 
die  Phantasie  des  Publikums  am  meisten  ftappieren,  und  deshalb  in 
den  landläufigen  Anldagen  unseres  industriellen  Systems  von  sdten 
der  extremeren  Richtungen  im  Sozialismus  immer  wieder  auftauchen, 
so  mag  es  vidlddlt  den  Leser  frappiert  haben,  dafs  wir  bisher 
mcbt  davon  gebrochen  haben.  Manchmal  kann  wirklich  die  Ein* 
fiihrung  einer  neuen  maschinellen  Technik  die  Geschicklichkeit  eines 
geschulten  Arbeiters  so  völlig  entwerten,  wie  die  Photographie  das 
Pastell,  (kr  I-lisenbahnzug  die  Postkutsche,  oder  das  Petroleum  die 
Lichtputzschcre.  Vielleicht  das  beste  Beispiel  dafür  ist  der  mitleid- 
errcgeudc  Kampt  des  Handstuhl-Webers  mit  dem  Maschinenstuhl- 
Weber.  Wir  wollen  nun  den  Weg  des  Verderbens,  den  ein  un- 
genügend organisiertes  Gewerbe,  welche»  durch  Maschinenbetrieb 
verdrängt  wird,  geht,  Schritt  für  Schritt,  oder  besser  Fehltritt  für 
I-^ehltritt  verfolfren, 

V\c'nn  der  i  ianuarbeiter  atifaii^t.  zu  bemerken,  dals  sein  Produkt 
durch  mit  Maschinen  hcrgcstellic  Artikel  unterbolen  wird,  i>o  ist  sein 
erster  instinktiver  Versuch  der,  sich  in  eine  verzweifelte  Konkurrenz  mit 
dem  neuen  Verehren  einzulassen,  indem  er  den  Lohn  itir  Hand- 
arbeit  soweit  herabsetzt,  dafs  er  mit  den  geringeren  Produktions- 
kosten des  MaschineO'Artikeb  gleichen  Schritt  hält.  Das  ist  offen- 
bar „die  Linie  des  geringsten  Widerstandest  Keine  neu  konstruierte 
von  Anfängern  bediente  und  noch  nicht  völlig  in  den  Betrieb  ein- 
gegltederte  Maschine  imponiert  dem  geschulten  Handarbeiter  als 
ein  Mittel,  das  eben  so  gute  Ware  herausbringen  kann,  wie  er  sdbst, 
oder  das  ehie  beträchtliche  Zettersparnis  ermogfichen  kann.  Ge- 
rade die  Thatsache,  dafs  jeder  Bursche  oder  jedes  Mäddien  mit 
10  oder  15  SchUUng  Wochenlohn  das  neue  Verfahren  mit  Leichtig- 
keit handhaben  kann,  bestärkt  ihn  in  seiner  ungläubigen  und  gering- 
schätzigen Haltung.  In  dner  solchen  Stimmung  ist  man  nicht  geneigt, 
die  Fertigkeit,  der  man  seine  ganze  Existenz  verdankt,  aufzugeben 
und  sich  dazu  zu  entschliefsen,  entweder  für  die  Hälfte  oder  ein 
Drittel  des  gewohnten  Normallohnes  ein  Maschinenwärter  zu  werden, 
oder  das  Leben  mit  einer  vollkommen  neuen  Arbeitsart  zum  zweiten 
Male  zu  beginnen.    Vielmehr  setzt  der  Handarbeiter  zuversichtlich 
seine  vollendete  Handferticrkeit  den  ersten  unbeholfenen  Versucher, 
mit  der  Maschine  entgegen  und  fuidet,  dals  er  nur  den  Normallohn 
für  Handarbeit  herabzusetzen  braucht,  um  den  Markt  zu  behaupten. 
Seine  wohlmeinenden  Freunde,  der  Pastor  und  der  Armenvater,  der 
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NationaUOekonom  der  Lokalzeitung  und  der  höclist  wohlwollende 
Arbdtgeber  sind  alle  der  Meinung,  dafs  diese  Politik  —  „den  Deidi 
tiefer  zu  legen"  —  die  einzig  richtige  ist.  I^eider  betritt  er  aber 
damit  eine  abwärts  führende  Bahn,  auf  der  es  kein  Halten  mehr 
giebt.  Das  Produkt  der  Maschine  wird  von  immer  besserer  Qualität 
und  billiger,  je  mehr  Schulung  die  Arbeiter  und  je  grofsere  Gre» 
schwindigkeit  der  Arbeitsprozess  erlangt.  Jede  Stufe  dieser  Ent- 
wicklung bedeutet  eine  weitere  T.ohn-Rcduktion  fiir  den  ringenden 
Handarbeiter,  der  seinen  früheren  Verdienst  nur  dadurch  behalten 
kann,  dafs  er  schneller  und  mit  verlängerter  Arbeitszeit  arbeitet.  Aber 
Ueberstürzuni^  und  Uebcrarbeitung  müssen  die  gewohnte  Be- 
schaffenheit und  die  Eigenart  seines  Arbeil.^-Produkts  verschlechtern. 
Um  seine  Familie  in  ihrer  gewohnten  Lage  zu  erhalten,  rauis  er 
alles  der  gröfsten  Geschwindigkeit  der  Ausführuni^  opfern.  Weib 
und  Kinder  müssen  nun  mitarbeiten,  und  eine  primitive,  improvisierte 
Arbeitsteilung  tritt  an  die  Stelle  der  früheren  Ueberlegenheit 
und  Geschicklichkeit.  Die  Arbeit  verliert  unmerklich  ihre  künsüe- 
rischen  Eigenschaften  und  ihren  individuellen  Charakter.  Im  un> 
gleichen  Wettlauf  mit  der  Dampfinascfatne  wird  die  Handarbeit  nun 
auch  mechanisch,  ohne  die  gietchmafsige  Vollendung  oder  die  exakte 
Appretur  zu  erreichen,  wie  sie  das  Ergebnis  vollkommener  Ma* 
schinen  ist  Je  schlechter  die  Arbeit  wird,  um  so  uoregdmärsiger 
wird  die  Nachfrage.  Die  wenigen  Kunden,  die  der  Handarbeit  treu 
geblieben  sind,  finden  aUmählicb,  dafs  ihre  früheren  Vorzuge  sich 
verloren  haben  und  gehen  einer  nach  dem  andern  zudem  moderneren 
Ersatzmittel  über.  Und  so  kommt  der  drculus  vitiosus  der  Aus- 
schwitzungs*Industrieeo  zustande,  wo  das  aOmählicbe  Sinken  der 
Löhne  eine  unvermeidliche  Verschlechterung  der  Qualität  der  Arbeit 
herbeiführt,  während  die  Minderwertigkeit  des  Produktes  es  unver- 
käuflich macht»  aufser  zu  Preisen,  weldie  ein  progresäves  Sinken 
der  Löhne  erzwingen.  Der  Handarbeiter,  der  zu  Beginn  des  Wctt- 
laufs  mit  Recht  das  Gefühl  hatte,  auf  einem  höheren  Niveau  zu 
stehen,  als  der  mechanische  Bediener  der  Maschine,  sinkt  schliefs- 
lich  sowohl  an  körperlicher  Leistungsfähigkeit  wie  an  Fertigkeit 
tief  unter  das  Niveau  des  hochdilTerenzierten  Fabrikarbeiters.  Er 
durciilebt  die  lang  iiingezogene  Agonie  eines  absterbenden  Ge- 
werbes. 

Das  ist  in  iliren  Hauptumrissen  die  Geschichte  der  Ilandstuhl- 
weber  in  allen  Zweigen  der  Textilindustrie.  Dieselbe  erbarmungs- 
lose Entwicklung  vollzieht  sich  heute  im  Black  Country  (Stafford- 
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sfaire  und  Warwickshire)  in  der  Ketten-  und  Nagd-F^oduktion  und 
bei  den  nicht  organisierten  Gruppen  der  Schneider  und  der  Kunst* 
Schreiner.  Wir  brauchen  kaum  auf  das  Elend  einzugehai,  in  das 
diese  unglückfichen  Arbeiter  geraten  sind.  Von  Wichtigkeit  ist 
aber  der  Euiflufs,  den  die  Interessen  der  Konsumenten  durch  diese 
„Politik  der  Tieferlegung  des  Deiches^  erfahren  haben.  Zunächst 
ist  in  dieser  Besdehung  zu  bemerken,  dafs  sie  durchaus  nicht  die 
Ausbreitung  von  Maschinen  oder  die  Weiterentwicklung:^  neuer  Ver- 
fahren anr^;t.  Ja  das  beständige  Nachgeben  der  Handarbeiter  ver- 
ringert geradezu  das  Bedürfnis  des  Arbeitgebers,  die  neuesten  Ver- 
besserungen einzuführen  und  \  erführt  ihn  sogar  dazu,  sich  mit  den 
alten  Verfahren  weiter  /.u  schleppen.  Solange  er  noch  die  Aus- 
sicht hat,  durch  weitere  Lühtiherabsctzuutj^  mit  seiuein  Rivalen 
konkurrieren  zu  können,  scheint  es  ihm  nicht  der  Mühe  wert- 
Kapital  und  Nachdenken  neuer  Maschinerie  zuzuwenden.  So  wird 
der  Uebergang  von  alten  zu  neuen  Produktionsweisen  verschoben 
zum  Schaden  des  Konsumenten,  solanf^c  dieser  Zustand  dauert. 
Von  ijröiserer  Bedeutung  fiir  das  Publikum  ist  aber  vielleicht  das 
Verschwinden  jeder  wirklichen  Chance,  einmal  andere  als  Maschinen- 
produkte zu  bekommen.  Die,  wie  wir  gesehen  liaben,  direki  aus 
dem  Herunterdrücken  des  Lohnes  hervorgehende  Degradation  der 
Handwerkergeschicklichkeit  bringt  eine  Nation  auch  um  den  Reiz, 
den  Hausrat  und  Möbel  ans  den  Tagen  der  Grofsväter  durch  ihre 
kOnstlerische  Indivkloalisierung  haben.  Und  selbst  das  von  der 
Bfoschine  hergestellte  Ersatsprodukt  leidet  unter  der  Herabdrückung 
des  Handwerks.  Es  verliert  aUmähUch  das  Ideal  vollkommener 
Bleistetnchaft,  künsüeriscfa  vollendeter  Ausführung,  der  sich  Erfinder 
und  Handwerker  beständig  zu  nähern  suchten.  Es  läist  sich  schwer 
irgend  ein  Vorteil  fiir  den  Handwerker  oder  die  Gemeinschaft  in 
einer  Politik  entdecken,  die  zwar  nicht  zur  Einführung  zeitersparender 
Maschinen  anregt,  aber  auch  weder  die  Handarbeiter  vor  Elend 
noch  die  Gemeinschaft  vor  dem  Veriuste  wertvoller  Vorzüge  ihres 
Handwerks  schützt 

So  spielt  sich  augenblicklich  dieses  dramatische  Schauspiel  vor 
uns  ab  und  die  Wirklichkeit  ist  gewifs  so  herzzerreifsend,  wie  sie 
nur  die  glühendste  Beredsamkeit  der  Volksversammlung  schiidem 
kann.  Und  doch  liegt  die  eigentliche  Tragik  des  Vorgangs  erst 
darin,  dafs  die  wirklich  grausamen  Stadien  all  dieser  Leiden  nutz- 
los sind,  und  dafs  sie  ihre  Ursache  nicht  im  eisernen  Gange  der 
industriellen  Entwicklung  haben,  sondern  einfach  in  der  Wahl  der 
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Politik  „der  Nicdrigerlegung  des  Deiches"  seitens  eines  Teiles  der 
Arbeiter  und  ihrer  Arbeitgeber.  Es  ist  UQs  nicht  möglich  LTcwesen, 
einen  einzigen  Fali  von  Verdrängung  der  Hand-  durch  Maschinen- 
Arbeit  ausfindig  zu  machen,  wo  es  dem  ang^riffenen  Handwerke 
nicht  wenigstens  möglich  gewesen  wäre,  einen  schmerzlosen  Tod 
zu  finden.  Es  giebt  Industrieen.  die  durcii  Maschinen  ebenso  radikal 
verändert  worden  sind,  wie  die  \\  i  berei,  in  denen  aber  die  von  den 
Trade-Unions  durchpfesct/.tc  abweichende  Politik  dazu  gefuhrt  hat, 
dafs  die  Handarbeiter  nicht  nur  sich  erhalten  haben,  sondern  heute 
sof^ar  mehr  beschät'tigt,  höher  bezahlt  und  geschickter  sind,  als 
jemals  vorher. 

Die  Ainalgamated  Society  of  Cordwaiiiers  iSchuhmacher- 
vereinif^uiu^M,  eine  aus  tlem  achtzehnten  Jahrhundert  hernilirende 
Organisation,  war  bis  zum  Jahre  1859  von  jedem  l*.indrin;_;eii  uia- 
scliiueiier  Ivinrichtungen  und  neuer  Verfahren  bewahrt  blieben. 
Die  Verwendunpf  der  Nahinascliine  beim  Schulimachcii  und  die 
weitere  I'-niJ.ilii uni:^  neuer  I'Trinduii^en  führte  /.wischen  1859  und 
1874  zu  einer  vollsländii,fen  L'mwakuiig  in  diesen»  Gewerbe.  Zuerst 
empfanden  die  meisten  Arbeiter  der  Vereinigung  die  Veränderung 
der  Lage  bitter  und  ein  Arbeitgeber,  der  eine  neue  Maschine  ein- 
führte, stiefs  bei  seinen  Arbeitern  oft  auf  die  unvernünftigsten 
Forderungen.  Aber  der  geschäfisluhrende  Ausschufs  der  Ver» 
einigung  weigerte  sich,  wahrend  er  zugleich  die  geltende  Lohnliste 
für  Handarbeit  aufrecht  erhielt,  noit  Entechiedenheit,  einen  Wider- 
stand g^en  die  neuen  Methoden  gutzuhdDsen.  Er  riet  viehndir 
allen  Mitgliedern,  die  zu  den  geltenden  hohen  Löhnen  keine  Hand« 
arbeit  fanden,  in  den  neuen  Fabriken  Arbeit  zu  jedem  Lohne  anzu- 
nehmen und  allmählich  eine  neue  Stücklohntiste,  die  zu  den  ver- 
änderten Verhaltnissen  pafste,  auszuarbeiten.  Um  sich  ein  derartiges 
neues  ^Statement"  zu  sichern,  erhielten  diese  Mitglieder  den  Rat, 
Hand  in  Hand  mit  den  neuen  Arbeitern  zu  gehen,  welche  die  Fabrik 
in  den  Betrieb  hereingebracht  hatte  und  dieselben  ohne  Ik-schränkung 
in  ihre  Zweigvereine  eintreten  zu  lassen.  ^)  So  wurde  schon  1863 
beschlossen,  „dafs  Leute,  die  bei  der  Zwecken-  und  Nagelungsarbeit 
beschäftigt  sind,  und  diejenigen,  die  in  Fabriken  arbeiten,  als  Mit> 

Vgl.  unsere  Historjr  of  Trade  Unionism,  S.  51.  wo  ein  Rond- 

^chrcihcn  aas  dem  Jahre  1784  angeführt  bt.  Die  OrganUatinn  ist  im  Jahre  1869 
reformiert  worden,  untor  <k*m  Xamen:  The  Analgamated  Society  of  Boot  «ad  Sboe 
Makcrs,  den  sie  seit  1874  fuhrt. 
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glieder  anerkannt  und  In  jede  Sektion  aufgenominen  werden,  oder 
selbst  eine  Sektion  bilden  können.*' 

Diese,  den  Mitgliedern  bei  jeder  Gelegenheit  nahe  gelegte 
Politik  wurde  sdir  bald  acceptiert,  und  der  &'folg  davon  war,  dafs 

der  Gewerkverein  in  kurzer  Zeit  aus  zwei  ganz  verschiedenen  Klassen 
von  Mitgliedern  bestand,  nämlich  aus  Handarbeitern  und  Fabrik- 
arbeitern.   Als  letztere  ihre  mit  der  Hand  arbeitenden  Kollegen  an 
Zahl  überholt  hatten,  tanden  sie  es  für  zweckmäfsig,  eine  separate 
Gesellschaft  zu  bilden  ttnd  so  entstand  die  Nationale  Vereinigung 
der  Schuh-  und  Sticfelmacher  (National  Union  of  shoe  and  boot 
operatives).  Die  Vereinip^te  fTcnossen'^chnft  der  Corduanarbeiter,  jetzt 
wieder  auf  die  Handwerker  ht  schränkt,  hat  seither  stets  dieselbe 
Politik  verfolgt.    Sie  steht  auf  bestem  i'\ilse  mit  dem  neugehildeten 
Gewerkvrrrin.  di-ssi  ri  wx-irc-rrm  Aunilühcn  sie  nichts  in  den  Weg 
7A\  legen  suclu,  und  was  ncjch  vvichtin;rr  ist.  sie  hat  ihren  Mitgliedern 
auf-  energischste  vcrhotcn,   mit  der  Fabrikarbeit  an  Billigkeit  zu 
kl  iikurrieren.     W  enn  mit  der  Hand  gearbeitete  Stiefel  verlangt 
werden,  mufs  auch  der  alte  Lohn  lur  Handarbeit  gezahlt  werden. 
Aus  dieser  Haitang  cnispringen  manche  Konsequenzen,  die  man 
auf  den  ersten  Blick  nicht  erwarten  konnte.    Da  es  den  Unter- 
nehmern nicht  gelang,  zu  niedrigeren  Preisen  minderwertige,  mit 
der  Hand  gearbeitete  Schuhware  zu  erhalten,  so  ist  die  fiibrikmafsige 
Schuhwarenproduktion  mit  Riesenschritten  vorausgeeilt;  aber  es 
ist  dadurch  ein  ganz  neues  Gewerbe  geschaflen  worden.  Das 
Festhalten  an  hohen  Preisen  für  Handarbdt  hat  die  Nachfrage  nach 
diesem  Artikel  durchaus  nicht  aus  der  Welt  geschafft,  sondern  hat 
ihr  im  Gegenteil  mehr  Dauer  und  Stabilität  gegeben.   Die  Unter- 
nehmer, die  sehen,  dals  ihnen  nichts  anderes  übrig  bleibt,  als  den 
alten  hohen  Lohn  zu  zahlen,  richten  ihr  ganzes  Augenmerk  auf 
möglichste  Vorzüglidikeit  der  Arbeit,  weil  sie  darin  das  einzige 
Iffittel  sehen,  ihren  Künden  das  um  so  viel  teurere  Handprudukt 
Wünschenswert  zu  machen.    Daher  bleiben  auch  alle  diejenigen, 
welche  gewillt  sind,  einen  hohen  Preis  für  wirklich  ausgezeichnete 
Arbeit  zu  zahlen,  und  die  sehen,  dafs  sie  auch  in  der  That  das  be- 
kommen, was  sie  verlangen  und  bezahlen,  dem  Handwerk  treu. 
Unterdes.sen  sind  diese  Schuhhandwerker  zu  einer  formlichen 
Eütekörperschaft  geworden,  nicht  weil  sie  ihre  Reihen  systematisch 

*)  l'he  l'rade  Sick  «ad  Ftuicml  Laws  of  the  AmalgaiMted  Society  of  Cord» 
wüocn.   (London  1863.} 
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verschlieTseii,  sondern  wdl  nur  durchaus  geüble  und  gesduckte 
Manner  bei  dem  hoben  Lohne  Anstellung  finden,  und  imstande 

sind,  die  überaus  sorgfaltige  Arbeit  zu  leisten,  die  die  Untemdimer 
für  ihren  hohen  Lohn  verlangen.  Die  Konkurrenz  unter  diesen 
Handwerkern  tritt  in  der  Form  einer  beständigen  Eliminierung  der 
weniger  geeigneten  Elemente*  n  it",  die  sich  d»in  gewöhnlich  schon 
im  jugendlichen  Alter  der  Maschinenarbeit  zuwenden.  Das  Resultat 
hiervon  ist,  dafs  die  geschickten  Handwerker  im  Schuhmacher- 
Gewerbe  hei  einer  njcringcn  Abnahme  an  Zahl  ihre  Löhne  uuci  ihren 
Durchsclmiitsverdienst  thatsächlich  \  erbcss(  rt  sehen,  und  dafs  das 
Niveau  ihrer  Leistungen  heutzutage  eher  gestiegen ,  als  gesunken 
ist.  Schliefslich  ist  trotz  aller  inaRchineilca  V'erbes.serun<;en  doch 
der  mit  der  Hand  gearbeitete  Stiefel  ein  Ideal,  das  annähernd  /,u  er- 
reichen Erfinder  und  Fabrikleiter  bisiier  immer  noch  vergeblich 
anstreben. 

Das  Vorgehen  der  Vereinigten  Gewerkschaft  der  Schuh-  und 
Stiefelmacher  hat  sein  Analugon  in  der  Branche  der  Pupieriiiauu- 
faktur.  Vor  zirka  einer  Generation  wurde  diese  Gewerkschaft  ge- 
übter Handwerker,  die  seit  Mitte  des  l8.  Jahrhunderts  zu  festen 
Genossensdiaftea  vereinigt  waren,  durch  die  rapid  sich  ausdehnende 
Verwendung  von  Maschinen  ernstlich  bedroht')  Audi  ausländische 
Konkurrenz  begann  nach  Aufhebung  des  Papierzolis  1861  die  eng- 
Itsdie  Papiermanulaktur  zu  bedrohen,  und  allmahtidi  raulste  Eng- 
land, das  bisher  sehr  viel  Papier  exportiert  hatte,  grofse  Quantitäten 
importieren*  Die  Handarbeiter  in  der  Papierbranche,  die  seit  un- 
vordenklichen  Zeiten  15 — 20%  Lohn  mehr  erhalten  hatten,  als 
selbst  geschidcte  Handwerker  in  anderen  Gewerben,  machten  keinen 
Versuch,  die  Einführung  von  Maschinen  in  der  Papierfabrikation  zu 
verhindern  oder  die  Maschinenarbeit  fiir  sich  selbst  mit  Beschlag 
zu  belegen. 

Die  Maschinenarbeiter  waren  zuerst  zu  der  Mitgliedschaft  des 
Handwcrkcrvercins  zugelassen  worden,  indessen  suchten  nur  wenige 
diesen  Anschlufs  (wie  in  dem  ganz  ähnlichen  Falle  der  Schuh-  und 
Stiefelarbeiter)  und  späterhin  wurde  es  für  diese  neue  Klasse  von 


*)  ..Unsere  GeselbeiMft'%  —  sBgte  der  Wortführer  der  Oiiginal  Society  of 

papermaken  — '  ,,b1ickt  laut  den  Berichten,  auf  eine  Vergangenheit  von  loo— t6o 
Jahren  zurück."  —  Ihre  ganz  veralteten  Kegeln,  in  dein  Appendix  zu  dem  Bericht 
des  „Comittre  on  Combination  of  Workmcn"  aufbewahrt,  sind  in  niucrer  UistoEj 
of  Trade  Unionism  p.  60  erwähnt. 
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Arbdtera  zweckmaTsiger  befunden,  sich  zu  dner  selbständigen 
Körperschaft  znsaminenzuschliefsen.*) 

Die  gut  bezahlten  Handarbeiter  Änd  fortwahrend  gedrängt 
worden,  mit  ihren  Forderungen  herunterzugehen,  um  es  ihren  Unter* 
Dehmem  möglich  zu  machen,  mit  den  neuen  Papiermühlen  zu  kon- 
kurrieren, die  an  allen  Ecken  und  Enden  emporblühten.  Im  Jahre 
1864  warnte  sie  der  Führer  der  Arbeitgeber  ernstlich:  „Ihr  seht 
rund  um  Euch  her  Papierfabriken  mit  Maschinenbetrieb  entstdien; 
erinnert  Euch  an  die  alte  Fabel  von  „der  Gans  mit  den  goldenen 
Eiern",  damit  Ihr  nicht  die  Stellung^  verliert,  die  Ihr  jetzt  innehabt."*) 
.,\V'e  können  wir  mit  dem  Maschinenpapier  konkurrieren,  wenn  die 
Eohne  nicht  herabc^esetzt  werden:''  fragte  ein  Papierinühlenbesitzer 
im  Jahre  iSqi.  Der  Wortführer  der  Arbeiter  erwiderte  hierauf: 
„Unseres  Eraciitens  ist  der  beste  Ausweg  für  Sie.  Ouaiität  und 
Preis  des  mit  der  Haod  gemachten  Papiers  beizubehalten."  ^) 

Und  in  der  That  ist  diese  Politik  von  den  (jewerkvi-reinen  mit 
grofser  Konsequenz  durch}:(cführt  worden.  Statt  eine  Herabsetzung 
des  Lohns  ihrer  Mitglieder  zu  gestatten,  haben  sie  jede  GeleL^en- 
heit  benutzt,  um  huliere  Löhne  zu  crl^ingen.  ,,In  der  Papierfabn- 
kation  hat  es  nie  Lohnherabsetzung  gegeben",  erklarte  der  Sekretär 
der  Arbeitervereinigung  1874.*) 


■)  Im  J.  1874  warde  festgestellt,  d»ft  „die  Gesdlsdiftft  700  Mi^Uedcr  «Sblte", 
von  denen  420  im  Handbetrieb,  die  anderen  b  Fapierfsbriicea  arbeiten.  Die 
erstetea  bilden  einen  sebr  gTOfaea  Teil  des  ganien  Handgewerbes,  während  die 

nndem  420  nur  einen  venchwtndenclen  Teil  der  PapIermaschinen'Arbeitier  bilden. 
Report  of  Arbitration  on  thc  Questioa  of  an  Advaiice  in  Wages 
10.  Juli  1874.  (Maidstone  1874.)  p,  53.  de-^^enwlirtif;^  118061  sirnl  ilic  Mnschinen- 
arb>-it<.-r  der  F;\piermanufaktur  in  zwei  getrt-iiiiton  \'  rt  iucn  organisirl,  die  amal- 
gamated  bociety  of  papermakers  cluc  mucinigc  Körperschaft  im  Sudcu 
Englands  und  die  National  Union  of  paper  mill  worbers  of  Great» 
britain  nnd  Ireland,  eine  unbedeutendere  Körperschaft,  die  ihre  Mit* 
gllcder  xora  gröfsten  Teil  in  Nordengland  und  Schotthuid  besitst 

*)  Notes  of  Proceedings  at  a  Meeting  of  Paper  Manufaetorers  and  Joaraeymen 
Flaper  makets  relative  to  «a  advaace  in  wages  (Übidstone  1864)  p.  34. 

*}  Report  of  Arbitration  Meeting  between  employers  and  em- 
plojod  m  the  Handmade  Paper  Trade.  —  39,  Januar  1S91.  (Maidslone 
1891.)  p.  65. 

*)  Arbitration  Report  of  1874,  pp.  14,  17.  „Nevcr  once  in  the  history  of  the 
trade  bad  therc  becn  a  reduction  of  the  prices."  Report  of  iMecting  of  Employers 
aad  Emplojred  .  .  .  .  on  15.  September  1884.   (Maidstone  p.  tS. 
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mIixi  Jahre  1839,'*  sagte  der  Führer  der  Arbeitgeber  zu  dem 
Scbiedsriditer,  „gab  es  eine  Lohneihöhung,  1853  eine  kleine  Modi- 
iikattOQ  des  Systems,  1854  wieder  eine  geringe  Stetgemng  des 
Lohns,  ebenso  1865;  1869  wieder  eine  kleine  Lohnerhöhung  in 
Gestalt  von  Biergeld,  das  statt  des  Biers  verabfolgt  wurde,  —  so 
haben  wir  zwischen  1838  und  1872  drei  oder  vier  Lohosteigerungen 
zu  verzeichnen,  und  1872  wurde  ein  Mehr  an  I^hn  von  sechs  pence 
pro  Tag  ohne  alle  Umstände  seitens  der  Unternehmer  bewilligt 
so  dals  sich-  der  Tagesverdienst  eines  ersten  Büttenarbeiters  in  einer 
Papiermühle  der  Grafschaft  Kent  jetzt  auf  6  *  Schilling  gegen 
4  "'j  .  Schillinj::^  im  Jahre  1S40  belauft. -)  ist  interessant,  dals 
die  i^apicrarbeiter  ihre  ci^-ene  Steliiini;nahi)ic  in  dieser  Ani^elenren- 
heit  mit  der  der  Corduaiiarbciter  vcr^^lcichen,  und  sie  aus  denselben 
Gninden  reciitferligen,  wie  jene.  „Ohne  Zweite],'*  sagte  ihr  Wort- 
führer 1891,  „wird  das  mit  der  Hand  gearbeitete  i'apier  auch  weiter- 
hin eine  Stelle  für  sich  auf  dem  Papiermarkre  behaupten.  Iis  giebt 
heutzutage  zahlreiche  (lewerbs/^weifTe.  in  denen  Masehinen  eine 
wichtige  Rolle  in  der  Produktion  s})ie!en ;  wenn  aber  ganz  tadel- 
lose, ausgc/.cichncte  Ware  verlangt  wird,  so  muis  doch  auf  die 
Handarbeit  zurückgegriffen  werden.  Dasselbe  gilt  auch  für  die 
Schuhindustrie-,  Schuhhandwerker  erzielen  heutzutage  höhere 
L.öhne  als  jemals  früher,  und  ihre  Arbeit  ist  ooch  wichtiger  und 
wertvoller  geworden,  seit  die  zahllosen  Maschioeo  eingeführt  sind, 
mit  denen  alle  Teile  eines  Schuhs  und  alle  Arten  von  Schuhen  her- 
gestellt werden.  Die  Käufer  wissen«  da(s  sie  Handarbeit  nehmen 
müssen,  wenn  sie  wirklich  gute  Schuhe  haben  wollen,  und  mit  der 
Papierfabrikation  scheint  es  mir  ganz  dieselbe  Sache  zu  sein.  Wer 
das  bestmögliche  Papier  haben  will,  entschliefst  sich  trotz  der  höheren 
Kosten  fiir  das  mit  der  Hand  gearbeitete  Papier."^)  Dafs  dieses 
Vorgehen  in  der  Papierindustrie  höchst  erfolgreich  gewesen  ist, 
wird  von  allen  Seiten  zugegeben.  Das  strenge  Festhalten  an  hohen 
Löhnen  für  Handarbeit  hat  der  Einführung  von  Maschinenarbeit 
überall  da,  wo  es  irgend  anging,  den  denkbar  gröfsten  Vorschub 
geleistet.  Die  maschinelle  Papierfabrikation  ist  infolgedessen  mit 
Riesenschritten  vorwärts  geeilt,  zum  grofsen  Nutzen  des  Publikums, 
das  nun  die  Artikel  zum  täglichen  Gebrauch  zu  immer  bittigeren 


Arbitration  R«port  1891.  pp,  45-46. 
^)  S.  <iie  Lohotabelle  in  dem  Arbitration  Report  Ton  1S741  p.  33. 
^)  Arbitration  Kepoit  of  1891  p.  10.  •  •  - 
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Prdsen  erhält.  Dabei  hat  diese  enorme  Zunahme  der  Produktion 
die  auf  höchster  Stufe  stehende  Papicrliandindustrie  in  keiner  Weise 
beeintr  it  htigt,  und  es  ist  auch  seitens  letzterer  kein  Versuch  ge- 
macht worden,  an  Billigkeit  mit  der  Maschinenarbeit  zu  konkurrieren, 
drtfür  haben  Unternehmer  wie  Arbeiter  ihre  Ljanze  Aufmerksamkeit 
darauf  c;erichtet,  die  Qualität  des  mit  der  Hand  ^umarbeiteten  Papiers 
stetig  zu  verbessern.  Der  Krfolg  da\on  war  höchst  bemcrk'ens- 
wcrt.  Statt  dafs,  wie  iS'X)  prophe/.eit  wurde,  alle  Haiidj)apier- 
mühlen  (reschlossen  werden  mufsten,  wurde  dem  Schiedsamt  mit- 
geteilt, dafs  1874  thatsächlich  mehr  Ilandpapiermühlen  1  Bütten, 
vatsi  im  Betriebe  waren,  als  jemals  früher:  dafs  die  Zahl  der  Bütten 
und  der  Absatz  im  Jahre  1891  noch  bedeutend  zujjj^enommen  hatte, 
und  dafs  „die  letzten  16  Jahre  die  günstigstcu  und  erfolgreichsten 
waren,  die  die  Papierhandindustrie  je  erlebt  hat".  |)  Mit  dem  allen 
stimmen  die  Unternehmer  vollkommen  überein.  ^Die  Fabrikanten," 
erklärte,  der  Wortführer  derselben  1891,  „haben  fräher  niemals  so 
grofsen  Gewinn  erzielt,  als  in  letzter  Zeit;  ich  mu(s  zugestehen,  dafe 
mein  Vater,  der  eine  gute  Papiermühle  besafs^  nichts  als  seinen 
Lebensunterhalt  damit  verdiente/'*)  Zugleich  bat  steh  das  Niveau 
der  Leistungsfähigkeit  der  Afbdter  bedeutend  gehoben*  Die  Ge- 
schwindigkeit und  Stetigkeit  der  Arbeit  bat  beständig  zugenommen, 
so  dafs  die  Leistung  pro  Mann  und  Jahr  jetzt  groiser  ist,  ab  sie 
jenoals  war,  solai^e  das  Gewerbe  überhaupt  existiert 
deihen  der  Untemdhrner,*'  so  sagt  ihr  leitender  Repräsentant,  „ist 
durch  zwei  Umstände  bedingt;  erstens  hat  —  was  die  verehrten 
Anwesenden  mir  ohne  Zweifel  bestätigen  werden  —  die  Nüchtern- 
heit  und  Pflichttreue  der  Arbeiter  in  hohem  Grrade  zugenommen, 
hat  Zeiten  gegeben,  wo  sie  wochenlang  kaum  (linf  Tage  in  der 
Woche  arbeiteten.  Das  ist  der  erste  wichtige  Grund;  der  zweite 
ist  die  Einführung  neuer  Verbesserungen  seitens  der  Arbeitgeber. 
Die  Papiermühlen  sind  heutzutage  ganz  versehiedcn  von  dem,  was 
sie  früher  waren.  Es  ist  heute  für  die  Arbeiter  leichter,  7  Tage  in 
der  Woche  zu  arbeiten,  als  früher  6  Tap^e.  Früher  gab  es  auch 
io  den  Papierfabriken  häufig  Betriebsstörungen  —  das  ist  jetzt  alles 


')  1.  c  p.  3P. 
-)  1.  c  p.  46. 

I.  C  pp.  <0 — 5T.  In  (IcT  Hand-rnpleriüdustrie  tidlcutet  ein*  ..Tagrf- 
arbcit" ,  ein  bestimmtet  ic  nach  ^ jrofse  imd  Gewicht  variierendes  Qiuatum  Papier, 
ganz  abgesehen  von  der  ArbcitÄdauer. 
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anders."  Wir  sehen  daher,  dafs  das  Erzwingen  einer  höheren  Lebens- 
haltung bei  den  Arbeitern  der  Papierhandindustrie  keine  der  beiden 
Parteien  in  ihrem  Auskommen  gescliadigt,  hingegen  einen  bemerkens- 
werten Fürtschriti  der  technischen  Leistungsfähigkeit,  und  eine  aus- 
gesprochene Differenzierung  zwischen  alter  und  neuer  Produktions- 
weise zur  Folge  gehabt  hat  Das  gleichzeitige  Festhalten  an  vor- 
trelt  lieber  Qualität  und  hohen  Preisen  bei  mit  der  Hand  gearbeitetem 
Papier,  wodurch  der  Einführung  neuer  Maschinen  der  denkbar  gröfste 
Vorschub  geleistet  wurde,  ist  die  Rettung  für  das  Papier  band  werk 
geworden. 

In  ganz  ähalicher  Weise  ist  die  Veremigte  Gewerkschaft  der 
BaumwoUspiniiereiarbeiter  gelegentlich  der  Einführung  der  Ring- 
spindelbank  (1883)  vorgegangen.  Die  Einfuhrung  der  Ringspindel' 
bank  statt  der  alten  „Mule*'  ermöglichte  es  bei  der  Herstellung  be- 
stimmter Nummern  von  Baumwolle  dieselbe  Arbeit  mit  einem  viel 
geringeren  Aufwand  an  Geschicklichkeit  und  Kxak  zu  leisten.  Was 
früher  die  konzentrierteste  Aufnierksamkeit  eines  besonders  ge- 
schickten Mannes  erforderte^  dazu  reicht  jetzt  die  Fäh^keit  einer 
ungeübten  Frau  aus.  Wäre  diese  Maschine  vor  fünfzig  Jahren  ein- 
geführt worden,  so  hätten  sich  ihr  die  damaligen  Mulcnspinner  sicher- 
lich mit  aller  Kraft  widersetzt,  und  die  Ausschliefsung  der  weib- 
lichen Arbeit  von  der  Baumwollspinnerei  verlangt  Heutzutage  ist 
nichts  derartiges  unternommen  oder  auch  nur  geplant  worden. 
Obschon  der  Gewerkverein  der  Baumwollspinner  in  engem  Zu- 
sammenhang mit  dem  der  Weber  und  Krempelstubenarbeiter  heute 
eine  viel  schärfere  Kontrolle  ausübt,  als  jemals  früher,  ist  doch  dem 
Arbeiten  von  Frauen  an  der  Ringspindeibank  nichts  in  den  Weg 
gelegt  worden 

Es  war  für  die  erwachsenen  männlichen  Spinner  praktisch  un- 
möglich, 2  Pfund  Sterling  pro  Woche  (was  sie  bisher  verdient 
hatten)  fiir  eine  Arbeit,  /.u  verlangen,  die  jetzt  von  Frauen  tür 
15  Sh,  pro  Woche  verrichtet  werden  konnte.  Aber  sie  hätten  den 
Versuch  machen  können,  die  Neuerung  dadurch  aus  dem  Felde  zu 
schlacfen,  dafs  sie  den  Lohn  für  ihre  eigene  Arbeit  herabsetzten, 
und  so  den  Unteniciuiier  erinutigtea,  alles  beim  alten  zu  belassen. 
Das  war,  wie  wir  gesehen  haben,  die  zwei  Generationen  früher 


*)  Die  Ringspindelbankarbcilcr  siud  sogar  mit  Eiuwilligung  der  Angestellten 
des  Vereins  in  die  Vereinigte  Gewerkschaft  der  „Card*'-  O&d  ^lowiiig^  -Raum- 
•rbeitcr  aufgenomiDien  worden,  ils  der  f&r  sie  geeignetsten  TextUorguiiation. 
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von  den  Handshihlwebera  verfolgte  Politik.  Die  Vereinigte  Ge- 
wericschaft  der  Baumwollspinnereiarbeiter  schlugen  einen  durchaus 
anderen  Weg  ein.  Wenn  ein  Unternehmer  klagte,  dafs  er  nicht 
länger  mit  den  Spinnereien,  in  denen  die  Ringspindelbank  einge- 
führt war,  konkurrieren  köniK,  aufser  wenn  die  Arbeiter  an  der 
Mulespindel  mit  einem  geringeren  Lohnsatze  zufrieden  wären,  so 
wurde  ihm  gesagt,  dafs  ein  „lowering  the  dikc"  unter  keinen  Um- 
ständen gestattet  werden  könnte.  Da!:,^cgcn  wurde  ihm,  wie  wir 
schon  mitiTctoilt  liaben,  eine  Revision  der  Lohnliste  und  ein  der- 
artiges ArrnnL,a"iiient  derselben  angeboten,  dals  dannt  lür  ihn  c'.n 
Reiz  <:je^cben  war,  die  Geschwindigkeit  und  ivuiistruktionsrcuiheit 
der  Mulespindel  zu  erhülicn  und  so  den  Spinnern  die  Möglichkeit 
zu  gewahren,  ihre  Ferti^rkeit  y.u  steigern  und  dadurch  das  Produkt 
jeder  Maschine  zu  vermehren  und  ihren  Lohn  in  die  Höhe  zu 
bringen.  Kurz,  die  Baumwollenspinner  zogen  es,  wie  die  1  land- 
arbeiter  in  der  Schuhtnanufaktnr,  vor,  der  Konkurrenz  neuer  Ver- 
fahren durch  Steigerung  ihrer  eigenen  Leistungsfähigkeit,  anstatt 
durch  Herabsetzung  ihrer  Lebenshaltung  zu  begegnen.  Das  hat 
zu  dem  Ergebnisse  gefuhrt,  dafs  die  Mulespindel  sich,  von  be- 
sonderen Umständen  abgesehen,  Ims  zum  heutigen  Tage  behauptet 
hat.  Die  Zahl  der  Mulespinner  bleibt  last  tmverändert,  wie  die  der 
Handarbeiter  der  Stiefelmanufaktur,  und  zwar  ohne  den  Idsesten 
Versuch  oder  Wunsch,  Neueintretende  von  der  Arbeit  auszuschlielsen. 
Wie  die  Schuhmacher,  so  unterliegen  nämlich  auch  die  Mulespinner 
einem  bestandigen  Ausleseverfahren,  da  die  Arbeitgeber  bei  der 
Hohe  der  Löhne  natürlich  keine  anderen  als  die  geschicktesten 
Leute  einstellen. 

Indessen  giebt  es  einen  Punkt,  an  dem  die  Politik  des  Baum- 
wollenspinners  gegenüber  der  Ringspindelbank  und  die  des  Papier* 
arbeiters  gegenüber  der  Maschine  nicht  so  erfolgreich  gewesen  ist, 
wie  die  des  Schuhmachers  gec;enü!nr  dem  Fabriksystem.  Die 
Amalgamated  Society  of  Cordwainers  hat,  wie  wir  ge- 
sehen haben,  ihr  möglichstes  gethan,  um  die  neue  Klasse,  die 
Fabrilcarbeiter,  zu  einer  Organisation  zu  bringen'),  so  dafs  diese 


*)  „D«lt  Leder*  und  StoffioadiDeider,  Zweckenarbeiter,  Appretierer  und 
MMcbinisten,  die  ia  Scbnhfabrikeii  thStic  sind,  in  die  GeseUschaft  aufgenoiiuiien 
werden  känaen.  Dafs  alle  Frauen ,  die  in  denselben  arbeiten,  unter  denselben  Bc- 
din^n^en  eintreten  künnen.  und  dieselben  Rechte  habrn  sollen,  wie  mäonlicbe  Mit- 
glieder.*' (fieschlnfs  der  Beratung  vom  16.  Septemb«r  1872.) 

8* 


üigitized  by  Google 


Il6  Sidney  und  Beatricr  Webb« 

sich  schnell  einen  neuen  Nomiallolin,  der  dem  erforderten  Mafse 
von  Fertigkeit  und  Anstrengung  entspradi,  erwerben  konnten.  Das 
ist  offenbar  die  unvermeidliche  Konsequenz  und  Ergänzung  der  Be- 
hauptung eines  Normallohns.  Die  Einführung  eines  neuen  Ver- 
fahrens nnifs  im  ganzen  als  Vorteil  für  die  Gesamtheit  ekelten,  wenn 
sie  wirklich  Arbeit  oder  Schulung  spart,  lüwas  <^:\uz  anderes  ist 
es  aber,  wenn  für  den  Arbeit «^aber  der  Reiz  des  neuen  V^erf.nhrens 
nicht  in  einer  wirklichen  Ersparun«^  an  nienschlichtr  x\rbeit  liegt, 
sondern  in  der  Möglichkeit,  durch  seine  Anwendun;^  eine  machtlose 
Arbeiterklasse  für  HunL^erlöhne  zu  beschäftigen.  Wenn  die  mit 
dem  neuen  Verfahren  arbeitenden  Leute  nicht  einen  Lohn  erhalten, 
der  ausreicht,  sie  auf  dem  entsprechenden  Niveau  von  I'ertij^keit 
und  Leistungsfähigkeit  zu  erhalten,  so  mufs  der  neue  Prozefs  in 
der  einen  oder  anderen  Art  der  Gemeinschaft  gegenüber  in  die 
Rotte  einer  parasitären  Erscheinung  geraten.  Man  nehme  das  kon- 
krete Bespiel,  dafs  die  Tochter  eines  Mulespinners  zu  Haus  ftir  den 
Betrag  von  15  Sh.  unterhalten  wird,  und  nun  ihre  Dienste  als 
Spinnerin  mit  der  Rtngspindel  gegen  einen  Wochenlohn  von  10  Sh. 
anbietet;  dann  kann  die  Konkurrenz  zwischen  Mulespindel  und  Ring- 
spmdel  mit  Recht  als  unlauter  bezdchnet  werden.  Wenn  das 
Mädchen  von  den  10  Sh.  leben  mülste,  so  würde  ihre  Kraft,  ihre 
Fäh^keit  aufeumerken,  ihre  regelmafsige  Thatigkeit  und  vielleicht 
auch  ihre  Ehrbarkeit  unvermeidlich  sinken.  In  dieser  Weise  würde 
der  niedrige  Lohnsatz  erst  eine  Generatk>n  dem  Elend  preisgeben 
und  dann  selbst  zum  Heilmittel  werden.  Solange  aber  der  un- 
genügend bezahlte  Arbeiter  in  anderer  Weise  einen  Teil  seines 
Unterhaltes  erhält  —  was  bei  Frauen  und  Kindern  wohl  die 
Regel  ist  —  empfängt  tliatsächlich  der  Arbeitgeber  eine  Prämie 
von  der  Gemeinschaft  zu  Gunsten  einer  besonderen  Produktioiis- 
form,  und  die  (lemeinschaft  hat  keine  Garantie  dafür,  dafs  die 
Konkurrenz  der  Verfahren  zum  Ueberieben  des  Bestangepafsten 
führt. 

Die  1834  zur  Reorganisation  des  Annenwesens  eingesetzte 
parlamentarisclu-  Kommission  sprach  sich  in  folc^ender  beachtens- 
werten Weise  über  diese  \'erhaltni.->se  aus:  „Gan/.e  Manutaktur/.weige 
können  so  den  Verlauf,  nicht  von  Bergwerken  oder  Strömen,  son- 
dern den  des  rauperisnius  nehmen :  sie  können  wie  Pilze,  die  in 
der  Fäulnis  wuchern,  blühen  infolge  von  ^h^sständen,  die  alle  anderen 
Interessen  einer  Gemeinde,  in   der  sie  existieren,  zerstören,  und 


Digitized  by  Google 


Stcllimg  brit.  Geweikvereinc  gr^cualicr  d.  Etnfttbnnig  neuer  Arbeitnnediodeii. 

könDen  in  besser  verwalteteo  Bczirkeiit  eben  infolge  dieser  beaseten 
Verwaltung,  verschwioden." 

Vom  Standpunkte  fU-s  ("»frentUchen  Interesses  ist  es  also  eine 
Lebensfrage,  da(s,  so  niedrig  das  Mafs  von  Kraft  und  Geschicklich- 
keit auch  sein  ma^,  welches  ein  neues  Verfahren  erfordert,  doch 
ein  Niveau  des  Lohnes,  bei  dem  der  neue  Arbeite  r  wirklich  bestehen 
kann,  erhalten  bleibe.  Vom  Standpunkte  des  mit  dem  alten  Ver- 
fahren arbeitenden  Arbeitneliiners  ist  es  offenbar  von  der  i^fröfsteii 
Wichtif^keit,  dafs  das  neue  Verfahren  nicht  durch  eine  Trämie,  wie 
wir  sie  eben  f^eschiidert  haben,  in  ungesunder  W'ei.^e  stimuliert  werde. 

Dieser  Gedanken;4an<i;  drinf^t  nur  lan|;sam  in  den  Geist  der 
Mulespinner  ein.  Im  Gegensatze  zu  der  Amal^^amated  Society  of 
Cuidwainers  versuchte  die  Amal^^aniated  Association  of  Operative 
Cottonspiiiiieis  nichts  zur  OiLianisatioii  ihrer  neuen  Konkurrenten 
zu  tliun,  und  diesen,  den  Ringijankspinneriniicn,  durften  die  Arbeit- 
geber so  niedrige  Löhne  zahlen,  wie  es  ihnen  pafste.  Nach  15- 
jähriger  Erfahrung  scheint  nun  aber  diese  Idee  den  Führern  der 
Vereinigung  der  BaumwoUenspinnereiarbeiter  klar  zu  «erden,  ob- 
gleich bisher  keine  pontiven  Maßnahmen  zu  veneicbnen  «nd*) 
Aber  der  altfränkischen  geschlossenen  Korporation  der  Handpapier- 
arbeiter ist  nie  der  Gedanke  gekommen,  dals  sie  in  gewissem  Sinne 
die  Pflicht  haben«  zur  Wahrung  ihres  eigenen  Interesses  die  relativ 
ungelernten  Arbeiter  in  den  oordenglischen  Papierfabriken  bei  der 
Erlangung  eines  sicheren  Normallohns  zu  unterstützen.  Und  die 
Amalgamated  Society  of  Tailors,  die  Schneidelgewerkschaft,  denkt, 
wie  wir  erwähnt  haben,  nicht  im  Traum  daran.  Schritte  zur  Organi- 

')  Fint  Report  of  Poor  Lkw  Cottimittioncrt,  1834.  (S.  6$  d«t  Keaabdm^ 

von  1884) 

-)  Sn  findet  sich  in  der  Mainiiminer  <\cs  Frefsorgaus  tk-r  Amal^jamated  Asso« 
ciatioii  ijf  <  iperative  Cottonspinner^  (\\f  f  'lgendr  wartK^ndt-  üciiii-i kun^^ ;  ..Arbeit- 
geber und  ihre  Agenten  haben  das  ganze  l  eid  der  Loiin-  und  i'reislixierung  so  gut 
wie  allein  bebemcbt,  ihnen  die  Timde  Unioni  und  ihre  GocliiftilBhrer  keine 
Opposition  gevadit  hnben;  unter  dieicn  Umstinden  hmben  sie  sehr  gut  gewnfst. 
den  an  den  Ringbinken  bescbiftigten  Arbehem  wenig  genng  fftr  ihre  Arbelt  zu 
zallten.  Die  geschwinde  Zunahme  dieser  Klasse  der  Spinnerei  hindert  die  Ausdehnung 
des  Mulespinncns  und  schüdigt  So  die  Aussichten  der  heutigen  Audrcher  für  die 
Zilidtift.  Die  Spinner- V'erciniguivf»  hat  ih^n  Fehler  }>egangen ,  nicht  re«  ht?eiti«j  die 
Kiii^'i.;inkspinnfr  al;»  Mitglieder  ihrer  Urganisation  zu  gewinnen  und  eine  Lohn- 
liste zur  bestimmung  dieser  Arbeiterklasse  aufxustelleo."  (Cultun  Kactor}'  Time», 
15.  Mai  1896.) 
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sation  der  schlecht  bezahlten  Arbeiterinneo  io  den  Kleiderfabiikea 

zu  thun. 

Wir  sehen  also,  dafs  da,  wo  uagelenite  Arbeit  an  die  Stelle 
von  gelernter  tritt,  das  vitale  Interesse  daran,  die  Lebenshaltung 
nicht  sinken  zu  lassen,  die  Handarbeiter  davon  abhalten  muCs,  Arbeit 
mit  dem  neuen  Verfahren  zu  suchen  oder  in  Billigkeit  der  Arbeit 
mit  der  Maschinenarbeit  /-u  konkurrieren.  Ihr  System  der  Defensive 
besteht,  wie  die  Handarbeiter  in  tk-r  Schuhmanufaktur,  die  Bütten- 
papicrarbeiter  und  die  Baumwoilenmulespinner  auf  verschiedenen 
Wegen  herausgefunden  haben,  darin,  dals  i>ie  cner;nsch  hohe  Löhne 
für  die  eigene  Art)eit  ihirchsetzen,  —  der  Mascliinc  offen  jeden 
Teil  des  Betriebes  überlassen,  der  ihr  zugänglich  ist,  —  ihre  Auf- 
merksamkeit mehr  und  mehr  darauf  konzentrieren,  die  Eigenheiten 
ihres  besonderen  Artikels  zu  Ijewahren  und  weiter  zu  differenzieren. 
Sie  müssen  auch  lernen,  aulserhalb  ihres  besonderen  Arbeitskreises 
achtsam  auf  die  Lebenshaltung  zu  blicken  und  einzusehen,  dafs  sie 
ein  hohes  Interesse  daran  haben,  da(s  der  Normallohn  bei  anderen 
Kategorieen  von  Afbeitem  aufrecht  erhalten  wird. 

In  allen  diesen  schwierigen  Fällen  scheint  die  Beobachtung  der 
industridlen  Verhältnisse  streng  zu  dem  Ergebnis  zu  fuhren,  dafs 
auf  alten  Stufen  der  Arbeit  eine  einheitliche  und  gemeinsame  Norm 
der  Remuneration  (ur  Kraftaospannung  existieren  sollte,  so  dafs  die 
Variationen  der  Lohnraten  in  verschiedenen  Betrieben  nur  den  „Leis- 
tungen und  Opfern"  in  einem  jeden  Betriebe  proportional  sind,  und 
nicht,  wie  gegenwärtig,  auch  den  Graden  ihrer  Organisation  und  ge- 
wissen strategischen  Vorteilen.  Wo  Frauen  und  Kinder  an  die  Stelle 
von  Afännern  treten,  ist  irgend  eine  solche  gleichmäfsige  Norm  das 
einzige  Mittel,  um  zu  vermeiden,  dafs  die  Gemeinschaft  besonderen 
Betrieben  oder  technischen  Verfahren  verderbliche  Prämien  ge- 
währt, ganz  abgesehen  von  der  sozialen  Bedeutung  des  Umstandes, 
dafs  die  Existenz  der  Arbeiterinnen  zum  Teil  aus  anderen  Quellen 
als  dem  Arbeitslohn  unterhalten  wird. 


Digitized  by  Google 


GESETZGEBUNG. 


DBUT8CHB8  RBICH. 

Die  Vorlage  betreffend  die  Abänderung  der 
Unfallversicherung. 

W.  KULEMANX, 
I^andgericburat  in  Braunschweig. 

In  meiner  vor  kurzem  in  diesem  Archiv veroiTenttichten  Ar- 
beit über  den  in  Nr.  209  des  Reichsanzeigers  vom  2«  September  1896 
abgedruckten  Entwurf  eines  Gesetzes  betreffend  die  Abänderung 
von  Arbeiterversicherungsgesetsen  habe  ich  gegen  den  dort  ein- 
geschlagenen Weg  einer  im  wesentlichen  auf  die  Invaliditäts-  und 
Altersversicherung  beschränkten  Reform  den  Vorwurf  eines  methodo- 
logischen Fehlers  insofern  erhoben,  als  man,  wenn  einmal  nicht 
eine  Verschmdzung  aller  Zweige  der  Arbeiterversicherung,  sondern 
eine  schrittweise  Aendening  der  einzelnen  Arten  stattfinden  soll,  bei 
der  Reform  nicht  die  bei  dem  Erlals  der  bestehenden  Gesetze  be- 
folgte Reihenfolge  innehält  und  insbesondere  hinsichtlich  der  Unfall- 
versicherung es  bd  der  Veröffentlichung  der  in  Nr.  144  und  146 
des  Reichsanzeigers  vom  21.  und  23.  Juni  1894  abgedruckten  Ent- 
würfe bewenden  läfst,  ohne  denselben  durch  Vorlegunt,^  !)cim  Reichs- 
tage Folge  zu  geben.  Dieser  Forderung  ist  inzwischen  durch  eine 
dem  Reichstage  unterm  17.  November  1896  zugegangene  Vorlage 
eines  Gesetzes  betreffend  die  Abänderung  der  Unfallversichenmg 
Rechnun<^  getragen ,  und  da  der  im  Reichsanzeiger  veröffentlichte 
Entwurf  betreifend  die  lavaliditäts-  und  Altersversicherung  dem 


*)  Band  IX,  Seite  309  Ii.  inNbcs.  S.  312. 
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Reichstage  noch  nicht  zugegangen  ist,  so  ist  die  richtige  Reiben* 
folge  jetzt  wieder  hergestellt. 

Was  die  Verschmelzung  der  verschiedenen  Arten 
der  V  er  s  i  c  In- r  LI  II  i;  betrifft,  so  äufsert  sich  die  Begründuni;  der 
\  oriage  dahin,  dals  die  selbe  freilich  als  wünschenswert  anzuerkennen 
sein  möge,  dafs  es  aber  bisher  nicht  gelungen  sei,  dafür  annehm- 
bare Crruudlagen  zu  finden.  Da  die  B  er  u  fs  n  o  s s  c  n  s  c  hafte  n 
sich  der  ihnen  gestellten  Aufgabe  geuachsLu  gezeigt  hätten,  könne 
es  niciit  empfohUii  werden,  an  Stelle  dieser  bewährten  Organi- 
sation eine  anderweitc  Einrichtung  zu  setzen,  von  der  im  voraus 
nicht  feststehen  würde ,  dafs  sie  in  gleicher  Weise  dem  öffentlichen 
Interesse  und  den  Wünschen  der  Beteiligten  geredit  werden  wurde. 
Auf  der  andern  Seite  sprächen  gewichtige  Grunde  dagegen ,  den 
Berufegenossenschaften  neben  der  Unfallversicherung  die  Kranken- 
und  Invaliditätsversicherung  allgemein  zu  übertragen  wegen  der 
Verschiedenheit  nicht  allein  der  Personenkreise,  sondern  auch  der 
Beschaffenheit  der  Risiken,  der  Verteilung  der  Kosten  auf  Arbeitgeber 
und  Arbeitnehmer  und  der  Grundsätze  fiir  die  Beitragserbebung.  Es 
könne  sich  deshalb  nur  um  eine  nach  dem  Vorgange  der  Kranken- 
versichenings-Novelle  vom  lo.  April  1892  vontunehmendeSonder- 
revisi  o  n  nach  Malsgabe  des  hervorgetretenen  Bedürfnisses  und  um 
die  Abänderung  von  Einzelheiten  handeln,  welche  die 
bewährten  allgemeinen  Grundlagen  der  Unfallversicherung  unberührt 
lassen.  Wegen  eingehender  Erörterung  dieser  Ablehnung  einer 
organischen  Verschmelzung  zu  einer  Gesamtversicherung  wird  in 
der  Begründung  auf  die  Ausführungen  in  der  Begründung  zu  dem 
im  Reichsanzcic^er  veröftentiichtcn  Entwürfe  einer  Abänderung  der 
ln\ :iliditäts-  lu-d  Altersversicherung'  verwiesen.  Da  ich  diesen  Ent- 
wurf in  der  her«.irs  erwähnten  Arbeit  ausfuhrlich  erörtert  und  dabei 
auch  insbesund.Te  die  Erage  einer  Gesamtversicherung  eingehend 
geprüft  habe,  so  kann  ich  hier  von  der  Behandlung  dieses  Funktes 
absehen. 

Auch  in  euier  anderen  Beziehung  kann  ich  mir  meine  Arbeit 
erleichtern.  Die  bereits  erwähnten,  im  Reiclisauzeiger  unterm  21. 
und  23.  Juni  1894  veröffentlichten  Entwürfe  einer  Erweiterung  und 
einer  Abänderung  der  Unfallversicherung  sind  den  lA:sem  dieser 
Zeitschrift  bereits  durch  die  Arbeit  von  Ernst  Lange  in  Band  VII 
S.  410  ff.  des  Archivs  nach  ihrem  wesentlichen  Inhalte  mitgeteilt^); 

*)  Ici»  iiunncrM  iis  hübe  mich  mit  ihucu  iu  mt  iucr  Schrill :    Die  Kotunu  unsere 
AM>zui1v«rsicbtfniiig",  Loip/.ig,  1S94,  Duncfcer  &  Humblot,  S.  laöflT.  beschäfkigt. 
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ich  darf  diesen  also  als  bekannt  voraussetzen  und  mich  gelcgentfich 
meiner  Darstellunrr  darauf  beziehen. 

Die  jetzige  Vorlage  hält  an  der  durch  tlie  geschichtliche  Ent- 
wickelung  bedingten  Zerlegung  der  Unfallversicherung  in 
einzelne  Gesetze  fest  und  hat  von  einer  Zusammenarbeitung 
tlerselbrn  teils  mit  Rücksicht  auf  tlen  grofseii  Umfan«^  eines  ein- 
heitlichen (xesetzes,  teils  aus  dein  (rrunde  ab<^esehen,  weil  dadurch 
angeblich  das  V'erstäruhiis  für  lüc  beteiligten  Kreise  erschwert  sein 
würde:  nur  hinsichtlich  des  AusdelinunGfS'v;e>et/.e.s  vom  28.  Mai  1885, 
welches  in  <ler  Hauptsache  die  grofscn  Rciciis-  und  StaaUihet riebe 
sowie  die  Traiisportgewerbe  umfaisl,  ist  eine  Ausnahme  «gemacht, 
indem  man  dessen  Bestimmungen  in  das  Gewerbe-Untallvcrsiche- 
rungs-Gesetz  aufgenommen  hat.  Es  wird  also  kunftii^^  aul^er  diesem 
noch  das  laiul-  und  forstwirtschaftliche,  das  Bau-  und  das  See- 
Unfallver;sicherungs  -  Gesetz,  insgesamt  also  4  ( Tcsetze  geben ,  die 
HO,  132,  49  und  136,  zusammen  also  427  Paragraphen  enthalten. 
In  der  That,  wenn  der  Wert  dnes  Gesetzes  sieb  nach  dem  auf 
Detailarbeit  und  Kasuistik  verwandten  Flci&e  bestimmte*  so  müfste 
die  Un&Uvenucherung  obenan  stehen. 

Nattti^emäis  kann  bei  einer  solchen  UeberlUlle  von  lifotcrial 
nur  einiges  von  der  Bedeutung  sein,  dals  es  in  einer  Arbeit,  wie 
der  vorliegenden,  die  das  Studium  der  Vorlage  nicht  ersetzen,  son- 
dern nur  erleichtem  «Hll,  Erwähnung  verdiente.  Ich  bescbränke 
mich  deshalb  hier  auf  die  wesentlicheren  Abänderungsvorschl^gre 
und  will  im  Interesse  der  UebersichtlichtUchkeit  versuchen,  dieselben 
nach  ihrem  inneren  Zusammenhange  in  einige  grofse  Gruppen  zu 
zu  ordnen. 

I.  Umfang  der  Versicherung 

i)  in  sachlicher  Hinsicht. 

Die  Unfallversicherung  hat  bekanntlich,  abweichend  von  der 
In\  nliditäts-  und  A Iters versiehe runt:,^,  nicht  alle  ihr  zu  unterwerfenden 
Bevölkerungsklassen  sofort  innf.iist ,  sondern  ist  schrittweise  vortre 
gangen.  Aber  während  man  denken  sollte,  dafs  jetzt  endlich  die 
Zeit  !j;ekommen  sei,  auch  die  bisher  noch  unberLilirt  gebliebenen 
Gruppen  der  Versicherung  zu  unterstellen,  ist  die  \  orlage  in  dieser 
Beziehung  sogar  wieder  hinter  den  früheren  lüitwurf  zurückgegangen, 
liii  wesentlichen  sind  ia  bisher  unversichert  geblieben;  das  Hand- 
werk, soweit  es  keine  Motoren  verwendet,  das  Handelsgewerbe  und 
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die  Dienstboten;  ebenso  die  Fischerei  und  die  kleine  Seeschiffahrt 
(Schiffe  mit  nicht  über  50  Kubikmeter  Rauminhalt).  Der  Entwurf 
von  1894  unterwarf  der  Versicherung^  alle  ..  Arbeiter  u.  s.  w.  in  Be- 
trieben, die  nicht  bereits  auf  Grund  anderer  Gesetze  der  Unfall- 
versicherungspflicht  unterließen".  Der  Ausdruck  „Betrieb*'  i.*>t  zwar 
kein  sehr  klarer,  aber  immerliin  konnte  es  nach  den  weiteren  Aiis- 
fülirunf:^en  des  Entwurfes  keinem  Zweifel  unterliegen,  dais  alle  die 
bezeichneten  bisher  ausgenommenen  Gruppen  der  Unfallversiche- 
rung unterwarfen  werden  sollten  mit  einziger  Ausnahme  der  Dienst- 
boten, insbesonilere  wurden  in  der  Regründunj:,^  das  Handwerk, 
der  Hautlcl,  die  Fischerei  und  die  Küstenschiffahrt  aus- 
drückUch  als  künftig  versicherungspflichtig  hervorgehuben.  Die 
jetadge  Vorlage  ist  hierin  viel  bescheidener,  ihre  Ausdehnung  be- 
schränkt sich 

t.  hinsichtlich  des  Handwerks  auf  die  Bauarbeiter,  die 
sie  in  ihrem  ganzen  Umfange  der  Verachemng  unterwirft.  Die 
Begründung  schiMert  zutreffend  den  unhaltbaren  Zustand,  der  daraus 
entsteht,  dafs  bisher  in  den  zu  einem  Teile  mit  Bauten  befalsten 
Betrieben  der  Tischler,  Maler,  Glaser,  Klempner  u.  s.  w.  nur  tan  Tdl 
der  Betriebsthatigkeit  versichert  ist,  nämlich  derjenige,  der  es  mit 
der  Herstellung  von  Bauarbeiten  zu  thun  hat,  nicht  aber  die  Werk- 
stellenarbdt,  da(s  aber  hierna^  derselbe  Arbeiter,  je  nachdem  er 
mit  der  einen  oder  der  anderen  Art  von  Arbeiten  beschäftigt  wird, 
der  Versichrrunp^  unterliegt  oder  nicht,  dafs  dies  an  demselben  Tage 
vielfach  wechselt  und  daraus  eine  grofse  Unsicherheit  und  ein  Zu- 
stand entsteht,  der  den  Beteiligten  durchaus  unverständlich  ist. 
Künftig  sollen  deshalb  Arbeiter  schon  dann  versichert  sein,  wenn  sie 
beschiiftii^t  sind  in  Betrieben,  welche  sich  auf  die  Ausfuhrung  von 
versicherungspflichtigen  Bauarbeiten  erstrecken,  d.h.  in  solchen, 
in  denen  derartige  Arbeiten  libt  rhaupt  ausgeführt  werden,  ohne  dafs 
«s  darauf  ankäme,  ob  der  Unfall  gerade  bei  Ausführung  einer 
solchen  Arbeit  eingetreten  ist. 

21  Hiusichtlicii  des  H  a  n  d  e  1  s  c;  e  \ve r  b es  ist  der  mit  dem- 
selben  verbundene  Fuhrwerks-  und  La  gerb  et  rieb  einbezogen, 
jedoch  mit  Ausnahme  derjenic^cn  Betriebe,  welche  nicht  über  den 
Umfang  des  Kleingewerbe.-,  hinausgehen.  Bisher  ist  da^  1  iandel.s- 
gewcrbe  nur  insoweit  von  der  Unfallversicherung  umfafst,  als  es 
sich  einerseits  um  Kellerei-  und  Speichereibetrieb  und  andrerseits 
um  Fuhrwerksbetrieb  handelt,  dagegen  ist  ausgeschlossen  nicht 
allein  das  Lagern  und  Umgeben  mit  schweren  Gegenständen  (Steinen, 
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Eisen,  Nutzholz,  Brennmaterial,  groisen  Kisten,  Fässern,  Säcken 
u.  dgl),  soweit  es  nicht  in  den  Kellerei-  und  Speichereibetrieb  fällt, 
sondern  auch  die  Benutzung  von  Fuhrwerk  im  Handelsgewerise,  so- 
weit es  nicht  ein  eigentliches  Fuhrwerksgewerbe  ist  Dies  ist 
kSnftig  geändert. 

3.  Die  Seefischerei  und  die  Seeschiffahrt  mit  Fahr- 
zeugen von  nicht  mehr  als  50  Kubikmeter  Brutto-Raunigehalt  war 
bi^er  der  Unfallversicherung  entzogen.  Die  Vorla;4e  schliefst  sie 
ein,  läfst  dagegen  die  in  dem  früheren  Entwürfe  umfalste  Binnen- 
f'scherei  unberührt,  da,  wie  die  Begnindunfj  bemerkt,  die  Ver- 
sicherung freilich  gleichfalls  wünschenswert  aber  nicht  so  dringlich 
sei,  wie  bei  der  Seefischerei. 

Kinr  Erweiterung  bc/.üglich  des  I  landwerks  enthalt  die  Vorlage 
aufserdem  insofern,  als  die  Bestimiiiuiig ,  dafs  als  Fabriken  solciie 
Betriebe  an/.usehen  seien,  in  welchen  Dampikessel  oder  durch  ele- 
mentare Kraft  bewec^te  Triebwerke  zur  Verwenduuc^  koininen,  da- 
hin abt^eandert  ist,  dals  der  elementaren  kralt  die  tierische 
gleichgestellt  ist. 

Noch  wichtiger  ist,  dafs  die  Versicherung  sich  nicht,  wie  bisher, 
auf  die  Betriel»imfälle  beschränkt,  scmdern  au^nedehnt  ist  auf  häus- 
liche und  andere  Dienste,  zu  denen  versicherte  Personen  neben 
der  Beschäftigung  im  Betriebe  herangezogen  werden.  Es  entspricht 
dies  dem  früheren  Entwürfe. 

In  der  Begründung  wird  noch  erwähnt,  ähnliche  Verhaltnisse, 
wie  bei  dem  Baubetriebe,  lägen  auch  bei  anderen  Betriebszweigen 
vor,  in  denen  Betriebe  vorkämen,  die  aus  einem  versicherungspflichtigen 
und  einem  nicht  versicherungspOichtigen  Teile  beständen.  Ais  Bei- 
spiele werden  angeführt  Schlächtereien,  dfe  nur  für  den  Schlacht* 
hausbetrieb,  nicht  aber  für  die  Thätigkeit  in  der  Werkstatt  oder 
beim  Viehtreiben,  ebenso  Apotheken,  die  nur  für  eine  mit  ihrem 
Betriebe  verbundene  Fabrikation  von  kohlensäurehaltigen  Wassern 
der  Versicherung  unterstellt  seien.  Da  es  an  einer  bezüglichen  aus- 
drücklichen Vorschrift  in  der  V'orlage  fehlt,  so  scheint  diese  Er- 
weiterung darin  gefunden  zu  werden,  dafs  es  in  derselben  heifst: 

„Arbeiter  ....  werden  ....  versichert,  wenn  sie  be- 
schäftigt sind: 

I  in  Fabriken 

während  das  bisherige  Gesetr,  lautet: 

„AIN  in  ....  Fal)riken  ....  beschäftigten  Arbeiter  .  .  ,  . 
werden  ....  versichert" 
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Iis  dürfte  wohl  zweifelhaft  sein,  ob  die  aus  der  Begründung  zu 
entnehtncnde  Absicht  in  dem  mitgeteilten  Wortlaute  ihren  hin- 
reichend bestimmten  Ausdnick  gefunden  hat.  Die  Fassun«:^:  „Ar- 
beiter \\*erdcn  versichert,  w  e  n  n  sie  beschäftigt  sind,"  bedeutet  n;ich 
allgemeinen  Ausle^ungsregeln  nichts  anderes,  als  wenn  statt  des 
Wortes  „wenn"  i^esag-t  wäre:  ,. insoweit'".  Hier  dürfte,  um  späteren 
Zweitein  vorzubeugen,  eine  sprachliche  V'erbcsscrung  sehr  am 
Piat/.e  sein. 

1  )iesuu  Erweiterungen  des  ( lesct/.es  steht  insofern  eine  Ein- 
schränkung gegenüber,  als  das  Rt-cht  dos  Hundesrates,  die  Ver- 
sicherungspflicht auszuschliefsen ,  welches  er  bis  jct/.t  nur  hat  t'ur 
Betriebe,  die  mit  Unfaü<^cfahr  überhaupt  nicht  verknüjjft  sind,  auf 
solche  ausgedehnt  ist,  „welche  mit  besonderer  Ünfallgefalir 
nicht  verknüpft  sind". 

Eine  weitere  Ausdehnung  der  UnfaUversicherung,  als  die  Vor- 
hge  sie  bietet,  wird  in  der  Begründung  mit  dem  Bemerken  abgelehnt: 
„Ucber  die  unter  Ziffer  2  und  3  bezeidineten  Grenzen  hinau:»  die 
gewerbliche  oder  häusliche  Beschäftigung  von  Arbeitern  und  Dienst* 
boten  der  Unfallveracherung  zu  unterstdien  und  demgemais  ganze 
Kreise  noch  nicht  erfasster  Personen  und  Betriebe  der  Unfall- 
versicherung neu  zu  unterwerfen,  konnte  einstweilen  im  allgemeinen 
nicht  ftir  durchführbar  erachtet  werden/*  Als  Grund,  weshalb  die 
Einbeziehung  von  Handwerk,  Kleingewerbe  und  Dienstboten  nicht 
angängig  sei,  wird  hauptsächlich  die  Schwierigkeit  der  Organisation 
geltend  gemacht.  Unter  den  kleinen  Unternehmern  fänden  sich 
nicht  ausreichende  Kräfite,  es  würde  deshalb  bei  Ansclilufs  an  die 
bestehenden  Berufsgenossenschaften  ein  umfangreicher  Schriftwechsel 
und  eine  grofse  Erhöhung  der  Arbeitslast,  bei  Bildung  eigner  Be- 
rufsgenossenschaften  aber  die  Bildung  sehr  grofser  Bezirke  er- 
forderlich sein,  zumal  die  Kleingewerbtrcibcnden,  auch  wenn  es  unter 
ihnen  intelligente  Personen  gebe,  doch  gezwungen  sein,  in  ihrem  Ge- 
schäfte persönlich  mitzuarbeiten  und  deshalb  für  ehrenamtliche  Thätig- 
keit  keine  Mufse  behielten.  Es  sei  deshalb  angezeic^t,  nur  solche  Be- 
triebe, welclie  ohnehin  we^en  eines  Teiles  der  Arbeiten  der  BerutV 
genossen  Schaft  an;^ehorten ,  in  einem  weiteren  und  besser  aij- 
gcgrcnzten  Umfange  als  bisher  zu  der  Unfallversicherung  heran- 
zuziehen, sodafs  eine  Mehrlu  lasiuug  der  Berut^;4enüssenschaften  mit 
Kleinbetrieln-n  vermieden  werde,  dagegen  müsse  die  Frage,  wie  dem 
weitergehenden  Bedürfnisse  nach  Ausdehnung  der  Unfallversicherung 
Rechnung  zu  tragen  sei,  „für  jetzt  im  allgemeinen  auf  sich  beruhen" 
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Ich  habe  über  die  EinbeKLehong  des  Handwerks  unter  die  Ver- 
sicherungspflicht an  anderer  Stelle  >)  meine  Ansicht  dahin  entwickelt, 
dafs  selbstverständlich  kein  Grund  gefunden  werden  könne,  die  dein 
Industricarbii'er  crewährte  Sicherstdlun^^  dem  Handwerksgesellen 
vorzuenthalten,  dafs  es  aber  andererseits  die  höchste  Unbilligkeit 
enthalte,  den  Handwerksmeister,  dessen  soziale  I-age  kaum  irgend- 
wie günstiger  sei,  als  die  seiner  Gesellen,  zu  zwingen,  für  die  letzteren 
Opfer  zu  l)ringf-n,  dafs  deshalb  eine  Ausdehnung  der  Versicherung 
auf  das  Handwerk  erst  möglich  sii ,  w  enn  man  den  falschen  Aus- 
gangspunkt fallen  lasse,  dafs  die  gesetzliche  Sichcrstellun^f  vun  der 
produktionstechnischen  Unter.scheiduni;  zwischen  selb- 
ständiger und  unselbständiger  Arbeit  abhangi*^  ;^euiacht  und  so 
der  Handwerker  dem  ("irolsindustriellen  j;rundsuchlich  L(leicli;^U'Stellt 
wird,  anstatt  das  Gewicht  aut"  die  \' c  rni  ö  g  e  n  s  v  e  r  h  a  1 1  n  i  s  s  e  ?.\\ 
legen.  Ich  halte  dies  für  die  unumgängliche  X'orbediugung,  um  i:u 
ciaer  den  realen  Verhältnissen  und  der  Billigkeit  entsprechenden 
Behandlung  des  Handwerks  und  dej  Kleingewerbes  zu  gelangen, 
w9t  aber  hier  nicht  weiter  darauf  ehig^en  nnd  nur  auf  die  Eigen- 
tttmlichkeit  aufmerksam  machen,  dafs  in  der  Begründung  der  Schwer- 
punkt für  die  Ablehnung  in  die  Organisationsfrage  gelegt 
wird.  Wir  werden  diese  an  einer  anderen  Stelle  zu  behandeln 
haben,  aber  um  die  Wunderbarkeit  dieser  Begründung  zu  verstehen» 
muß  doch  schon  hier  darauf  hingewiesen  werden,  dafs  der  frühere 
Entwurf  in  der  Erwägung,  dais  die  Form  der  Berufsgenossenschaft 
itir  die  Kleinbetriebe  unangemessen  sei,  an  ihrer  Stelle  Ver- 
sicherungsgenossenschaften vorschlug,  mit  der  Begründung, 
dafs  „die  berufsgenossenschaftliche  Verwaltung  sich  iur  den  Ver- 
kehr mit  einer  grofsen  Anzahl  kleiner  Betriebsunternehmer  nicht 
^net**,  da  riieselben  nicht  imstande  seien,  „den  Anforderungen  in 
Bezug  auf  Lohnnachweisungen  und  sonstige  Meldungen  zu  ge- 
nügen**, dals  es  vielmehr  angezeigt  sei,  den  Kleinbetrieb  „im  all- 
gemeinen bezirksweise  ohne  Scheidung  der  in  den  örtlichen 
Bezirken  vertretenen  Berufszweige  zti  organisieren".  Wenn 
dem  gegenüber  in  der  Begrijndung  der  Vorlage  gesagt  wird: 

„Wollte  man  dazu  übergehen,  tür  die  neu  zu  organisierenden 
Kleinbetriebe  nllgcmein  neue  Berufsgenossenschalten  zu  bilden, 
welche  begriffsmäfsig  doch  nur  denselben  Hetriebs- 
zweig  oder  verwandte  Betriebszweige  umfassen 
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dürfen,  so  würden  die  vorher  hervorgehobenen  Uebel- 
stände  sich  noch  in  erhöhtem  Mafse  zeigen", 
und  wenn  der  frühere  \'orschl;i<^  der  Versichenino-soenosscnschiitten 
nicht  für  wertvoll  [^cnuj^  ^t-halten  wird,  um  ihn  ni  tler  ganzen  Bc- 
^ründun«,^  aucii  nur  mit  einem  ein/.igcn  Worte  zu  erwähnen^  so  mufs 
das  doch  in  der  That  seltsam  berühren. 

Von  i^anz  besonderer  Wichtigkeit  ist  endlich  noch  eine  Neueung, 
welche  den  Kähmen  der  UnfallvcrjiiclierunL;  überhaupt  überschreitet 
und  daran  j^eht,  die  Grenzen  der  verschiedenen  Versicherunj^sarten 
zu  verwischen,  nämlich  die  der  Seebern fsi^'en  osscnschaft  er- 
teilte Ermächtigung,  sowohl  die  hivaltdäts-  und  Altersversicherung 
auf  ihre  Schuhern  zu  übernehmen,  als  auch  eine  Wittwen-  und 
Waisenversorgung  zu  begründen.  AUerdiogs  ist,  wie  hervor- 
gehoben, diese  Einrichtung  auf  die  SeeunfaUversicherung  beschränkt, 
und  die  Begründung  legt  Gewicht  auf  den  Nachweis,  da(5  in  den 
besonderen  Verbaltnissen  dieses  Berufes  die  Gründe  zu  finden  seien, 
welcbe  zu  einer  Ausnabmebehandlung  Anlafs  gäben.  Ich  habe  mich 
mit  der  Verschmelzung  der  bisherigen  einzelnen  Versicherungsarten 
zu  einer  Gesamtversicherung  an  anderer  Stelle')  eingehend  be- 
schäftigt und  kann  auf  diese  Frage  hier  nicht  eingehen,  aber  es  ist 
von  hohem  Werte,  dafs  in  der  Vorlage  zunächst  wenigstens  fiir  einen 
einzelnen  Beruf  die  Möglichkeit  und  Zweckmälsigkeit  einer  solchen 
Mafsregel  anerkannt  wird. 

2)  in  p e r s ö n ii c Ii c r  i  1  i n s i c h t. 

Die  Vorlage  erweitert  nicht  allein  den  Umfang  der  der  Unfall- 
versicherung unterstellten  Betriebe,  sondern  auch  den  Kreis  der 
geschützten  Personen.  Die  dascblägigeo  Bestimmungen  sind 
folgende : 

1.  den  Hetriebsbeainten  werden  die  W'  e  r  k  m  e  i  s  t  e  r  und 
Techniker  i;leich^estellt-.  Es  entspriclit  dies  dem  neuen  Kranken- 
versicherimgs-(  lesetzc  vcim  lo.  April  1892  und  aoii  lediglich  einen 
aufgetauchten  Zweifel  beseitigen. 

2.  Nach  dem  jetzigen  Gesetze  kann  durch  Statut  den  Be- 
trieb su  n  t  er  n  e  h  m  e  rn  das  Recht  gepjeben  werden,  sich  selbst 
zu  versichern.  Dies  ist  durch  die  Vorlage  /.unächst  dahin  p^eändert. 
dafs  das  bezeichnete  Recht  den  üclriebsunlernehmern,  falls  ihr 
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Jahresarbettsverdieost  TOOO  Mark  nicht  übersteigt,  oder  sie  nicht 
regelmäfsig  wenigstens  einen  Lohnarbeiter  beschäftigen,  schon  nach 
dem  Gesetze  zustehen  soll,  während  es  für  diejenigen  von  einem 
höheren  Einkomnien  bei  der  Regelung  durch  Statut  verbleibt 
Auiiserdero  kann  aber  durch  Statut  für  Betriebsunternehmer,  deren 
Jahres arbdtsverdienst  2000  Mark  nicht  ubersteigt,  oder  welche  nicht 
regeimälsig  wenigstens  einen  Lohnarbeiter  beschäftigen,  an  Stelle 
des  bezeichneten  Rechtes  die  V'ersicherungs  p  fl  i  c  h  t  eingeführt 
werden,  wie  sie  bisher  schon  für  die  land-  und  forstwirtschaftliclie 
Unf<illver.sicherunf^  bestand.  Für  die  Kleinbetriebe  der  SeeschiUahrt 
und  I  'ischerei  ist  die  Versicherungspflicht  der  L'nlernehnier,  falls  sie  nicht 
mehr  als  2  Loimarbeiter  beschaftic^en,  durch  das  Gesetz  selbst  vor- 
geschrieben. Uebrigens  beschränkt  sichReclit  und  Plliclit  der  Ver- 
sicherung bei  den  Unternehmern  auf  die  eigentlichen  Betnebsuutalle 
unter  Ausschluß  der  „häuslichen  und  anderen  Dienste".  Nur 
für  die  land-  und  forstwirtschaftlichen  lietriebe  ist  dein  Statute 
ül)erlasscn,  die  X'ersichcruug  der  Betriebsunternehmer  auf  die  haus- 
wirtbchaftlichen  Verrichtungen  insoweit  auszudehnen,  als  sie  mit 
dem  Wirtschaftsbetriebe  in  Zusammenhang  stehen. 

3.  Nadi  dem  jetzigen  Gesetze  kann  den  Betriebsuntemehmern 
durch  das  Statut  das  Recht  zur  Versicherung  nicht  allein  fiir  sich 
seihst,  sondern  auch  för  «andere  nach  i  nicht  versicherungs- 
pflichtige Personen*'  gegeben  werden.  Während  hier  der  Begriff 
der  „anderen  Personen"  ganz  unbestimmt  gelassen  ist,  sollen  sie  sich 
künft^  beschränken  einerseits  auf  „in  Betrieben  beschäftigte 
aber  nach  §  i  oder  la  nidit  veracherte  Personen**  und  andrer- 
seits auf  „nicht  in  Betrieben  beschäftigte  aber  die  Betriebs* 
Stätte  besuchende  Personen'*.  Die  Begründung  verweist  auf 
Frauen,  die  ihren  Männern  das  Mittagsessen  bringen,  auf  Spediteure, 
Fuhrleute,  Boten,  Monteure  u.  s.  w.  und  bemerkt,  dafs  das  Interesse 
der  Unternehmer  eine  Ausdehnung  der  Versicherung  auf  diese 
Personen  erfordere,  da  sie  sonst  für  Beschädigungen  derselben  nach 
dem  büi^erlichen  Rechte  insbesondere  dem  Haftpflichten  r  -i;  in 
Anspruch  genommen  würdw.  Dagegen  wird  ..die  noch  weitere 
Ausdehnung  der  Versicherung  auf  unbestimmte  Kreise  von  Per- 
sonen, z.  B.  solche,  die  beim  Vorübergehen  auf  der  Strafse  durch 
Betriebsvorgänge  verletzt  werden"  (Passantenversicherung)  fiir 
„nicht  unbedenklich*'  erklärt. 

4.  Das  Recht  zur  V  ersicherung  der  die  Betriebsstätten  be- 
suchenden Personen  wird  aufser  dem  Betriebsunteraehmer  auch 
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dem  Vorstande  der  Berufsgcuossenschnft  f^ef^reben;  der  letztere  hat 
ebenso  die  Befugnis,  Organe  und  Beamte  der  lierufs- 
g  e  n  ü  .s  s  c  n  s  c  h  a  f  t  zu  versichern. 

\\  enn  die  Jiegründung  bemerkt ,  dafs  abgesehen  von  den  be- 
zeichneten Erweiterungen  ..die  neue  Fassung  l(  (li;;lich  in  besserer 
(fruppierung  und  mit  reclaktionellni  X'erbesserungen  die  Be- 
stimmuii'^cn  über  die  Erweiterungen  tUs  Kreises  der  versicherten 
Personen  zusammenfassen  soll'-  und  von  einer  Einschränkung  gegen- 
über dein  jetzigen  Gesetze  nichts  erwähnt,  so  ist  das  unberechtigt, 
denn  die  ,,anderefi  Personen",  deren  Versicberung  bisher  das  Statut 
den  Unteraehmem  gestatten  konnte,  ist  offenbar  ein  weiterer  Aus- 
druck, als  dafs  er  durch  die  in  der  Vorlage  aufgezählten  Gruppen 
erschöpft  würde,  insbesondere  umfafst  er  die  Familienangehörigen. 
Die  vorgeschlagene  Aenderuog  bedeutet  deshalb  zugleich  auch  eine 
Beschränkung,  die  um  so  wichtiger  ist,  als  in  dem  Ausdrucke  „andere 
Person**  jede  Beziehung  auf  den  Betrieb  beseitigt  und  deshalb  io 
gewisser  Weise  der  Zugang  zu  «nem  allgemeinen  Staatsbürger- 
versicherung eröffnet  war,  womit  frdlich  nicht  gesagt  sein  soll,  dafe 
für  eine  thatsachliche  Betretung  dieses  Weges  durch  das  Statut 
der  Berufsgenossenschaft  grofse  Aussicht  vorhanden  gewesen  wäre. 

II.  Lreistungen. 

Die  durch  the  Vorlage  angebalmten  Aenderungai  hinsichtlich 

der  den  Berufsgenossenschaften  obh'egenden  Leistungen  sind  recht 
mannigfaltig.    })ic  wesentlicheren  Tunkte  sind  folgende: 

1.  Nach  dem  jetzigen  Gesetze  tritt  bei  jugendlichen  und 
noch  nicht  ausgebildeten  Personen  an  Stelle  des  geringeren  Indi- 
viduaHohncs  der  ortsübliche  'i'agclohn.  Dies  wird  künftig  auf  alle 
Arbeiter  ausgedehnt,  deren  Verdienst  unter  dem  ortsüblichen  iagc- 
lohne  bleibt. 

2,  Bisher  ist  die  Rente  dann  ausgeschlossen,  wenn  der 
Unfall  von  dem  \'erlel/,ten  vorsätzlich  Ii  e  r  bei  ge  f  ü  hr  t  ist. 
Künftig  soll  auch  dann,  wenn  der  Verletzte  bei  Begehung  eines 
Verbrechens  oder  vorsätzlichen  Vergehens  von  dem 
Betriebsunfdle  betroffen  ist,  der  Beruisgenosseosdiaft  das  Recht  zu- 
stehen, den  Anspruch  ganz  oder  teilweise  abzulehnen.  Da,  wie  oben 
mi^eteilt,  künftig  der  Unfall  nicht  notwendig  im  Betriebe  erfolgt  zu 
sein  braucht,  so  müfste  statt  des  Wortes  „Betriebsunfall"  lediglich 
»Unfall**  gesagt  werden.  Im  übrigen  ist  £e  Bestimmung  ohne  er- 
hebliche praktische  Bedeutung,  da  schon  nach  der  jetzigen  Recht- 
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Sprechung  angenommen  wurde,  dafs  derjenige!  der  ein  Verbrechen 
beging,  ,^ch  aufserhalb  des  Betriebes  setzte".  Wenn  in  der  Be> 
gründung  ges^  wird,  dafs  für  die  Entscheidung  der  Frage,  ob  ein 
Vergehen  und  dn  ursächlicher  Zusammenhang  dessclfxn  mit  dem 
Unfälle  vorliege,  falls  der  Verletzte  am  Leben  bleibe,  das  straf- 
gerichtliche Urteil  malsgebend  sei,  so  ist  das  irrtümlich.  Nach 
§  14  Ziff.  I  des  Einführungsgeset/tes  zitr  Zivilprozefs-Ordnung  sind 
alle  Vorschriften  über  die  bimUiuU'  Kraft  des  strafgerichtlichen 
Urteils  für  den  Zivilrichter  aufL,^eliohen.  Es  kann  nicht  wohl 
einem  Zweifel  vinterlie;j;en.  dais  unter  den  BeL;rit1'  des  „/.ix  ilrirhters" 
auch  die  für  die  Unfallversicherung  zur  Rechtsprecliun!^'  berufenen 
Instanzen  (Schiedsgericht  und  Reichsversicherungsarat  zu  stellen  sind. 

3.  Als  Kosten  des  Heilverfahrens,  die  drm  Verletzten 
zu  vergüten  sind,  zählt  die  Vorlage  ausdrücklich  auf:  „freie  ärztliche 
Behandlung,  Arzneien  und  sonstige  Heilmittel  sowie  die  zur  Siche- 
rung des  Erfol^res  des  Hi'ilv-eriahrrns  und  zur  I"",rleichterun_c^  der 
Folgen  der  \  erli  t/.un;^  erforderlichen  Hilfsmittel  (Krücken,  Stütz- 
apparate und  dergleichen)'*. 

4.  Bisher  war  es  möglich,  dafs  ein  Verletzter  an  Rente  mehr 
erhielt,  als  der  vor  dem  Unfälle  bezogene  Lohn  betrug,  denn  wenn 
Jemand  bereits  teilweise  erwerbsunOihi  g  war,  so  wurde  die 
Rente  nach  dem  urtsiiljlichcn  Tagelohne  berechnet.  Dem  wird 
nach  Anleitung  des  i;  0  Abs.  6  des  landwirtschaftlichen  Untall- 
versicherungs-Ciesctzes  dadurch  vorgebeugt,  dafs  bei  bereits  vor- 
handener teilweiser  Enverhsunlahigkeit,  die  unter  dem  Betrage  des 
oris>ibiichcu  Tagclohiics  bliel) .  die  Rente  nur  nach  dem  Mafse  der 
durch  den  Unfall  eingetretenen  weiteren  Schmälenmi;  der  Erwerbs- 
fahigkeii  bemessen  wird.  War  der  V  crlcLzlc  bereits  \ollig  erwerbs- 
unfähig, so  beschränkt  sich  der  Schadensersatz  ausschiieislich  auf 
die  Heüungskostcn  ohne  jede  Rente. 

5.  Nach  der  unter  l  erwähnten  Vorschrift  können  auch 
jugendliche  Personen  an  Rente  luehr  erhalten,  als  sie  vor- 
her verdienten.  Deshalb  wird  vorgeschlagen,  dals  bei  ihnen  nicht, 
wie  bisher,  der  ortsübliche  Tagelohn  für  Erw  achsene,  sondern  der- 
jenige für  Jugendliche  zu  Grunde  gelegt  werden  soll.  Sobald  sie 
das  16.  Jahr  erreichen,  tritt  dann  der  höhere  Hetrag  ein. 

6.  Bisher  wurde  der  Betrag,  um  den  sich  von  Beginn  der 
5.  bis  zu  Ende  der  13.  Woche  das  Krankengeld  bei  einem  Un- 
fälle über  die  Eeistungen  der  Krankenversicherung  hinaus  erhöhte, 
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von  dem  Betriebsunternehmer  getragen  j  künftig  soll  diese  Last  der 

Berufsjrcnossenschaft  zufallen. 

7.  VorErlals  der  Novelle  zur  Unfallversicherung  bestand  eineLücke 
des  Gesetzes  darin,  dafs  das  Krankenj^eld  für  die  ersten  13  Wochen 
nur  so  lange  gezahlt  wurde,  wie  das  Heilverfahren  dauerte,  nicht 
aber,  wenn  nach  dessen  BescitiLjuncj  die  Krwerbsiinräliij^keit  fort- 
dauerte, wahrend  die  Rente  auf  (rruud  des  Unfallversicheruni^s- 
Gesetzes  erst  nnch  13  Wochen  eintrat.  Dies  ist  durch  die  neue 
Fassung  des  Geset/.es  vom  10.  April  1892  tS  20 1  insofern  gebessert, 
als  das  KrankeuL^eld  nicht  nur  im  Falle  der  „Krankheit",  sondern 
auch  im  Kalle  der  „durch  Krankheit  herbeigeführten  lü  werbsunfähig- 
keit"  gezahlt  wird.  Immerhin  bleibe  n  noch  l'alk-  nu^t^lich,  in  denen 
eine  beschränkte  h>werbsfähigkeit  im  Sinne  der  Unftdlversicherung 
besteht  und  gleichwohl  Krankengeld  nicht  zu  gewähren  ist.  Vür 
sie  ist  dadurch  Vorsorge  getroffen ,  dafs  die  Berufsgenossenschaft 
verpflichtet  wird,  falls  der  aus  der  Krankenversicherung  erwachsende 
Anspruch  auf  Krankengeld  vor  dem  Ablaufe  von  13  Wochen  weg^ 
fällt,  aber  bei  dem  Verletzten  noch  eine  Beschränkung  der  Erweibs- 
fahigkeit  fortbesteht,  für  welche  ihm  nach  Ablauf  dieser  Zeit  dn 
Anspruch  auf  Unfallrente  zustehen  würde,  diese  Rente  dem  Ver- 
letzten bis  zur  Höhe  des  Krankengeldes  schon  von  dem  Tage  ab 
zu  gewähren,  an  welchem  der  Anspruch  auf  letzteres  wegfallt. 
Dieser  Vorschlag  ist  richtiger,  als  derjenige  des  früheren  Entwurfes, 
dafs  bei  fortdauernder  Beschrankung  der  Erwerbsfahigkeit  eine 
feste  Entschädigung  in  Höhe  der  Hälfte  des  ortsüblichen  Tage- 
lohnes gezahlt  werden  sollte,  und  vermeidet  die  gegen  diesen  von 
E.  Lange  ')  geltend  gemachten  Bedenken,  dafs  die  Rente  mehr  be- 
tragen könnte,  als  die  Verminderung:  der  Erwerbsfahigkeit. 

8.  Wenn  der  hihaber  einer  Unfallrente,  der  noch  teÜweise 
erwerbsfähig  ist,  stirbt,  so  berechnete  sich  bisher  die  Rente  der 
Hinterbliebenen  nur  nach  dem  Verdienste  unter  Ausschluss  der 
Unfallrente.  Das  ist  eine  Härte,  und  deshalb  soll  künftig  die 
letztere  in  Anrechnung  gebracht  werden. 

0.  Die  Erhöhung  der  Rente  von  15  auf  20",,,  die  für  ein 
vaterloses  Kind  dann  eintritt,  wenn  es  auch  mutterlos  wird,  soll 
künftig  auch  dann  iilat/.^rejlcn,  wenn  die  Mutter  freilich  nicht  stirbt» 
aber  erwerbsunfähig  wird. 

10.  Die  Abfindung   der  Witwe   im  Falle  ihrer  Wiederver- 
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heiratung  ist  künftig  ausnahmslos  auf  60  %  des  Arbeitsverdieostes 
des  Vefstofbeneo  festgesetzt. 

11.  Wenn  eine  Frau  von  ihrem  Manne  sich  ohne  gest  t/,l)chcn 
Grund  getrennt  und  ohne  seine  Beihilfe  ihren  Unterhalt  gefunden 
hat,  so  kann  aian  kaum  sagen,  daß  sie  durch  seinen  Tod  einen 
Nachteil  erlitten  hat.  In  diesem  Falle  soll  die  Berufsgenossenschaft 
berechtigt  sein ,  den  Anspruch  der  Frau  ganz  oder  teilweise  ah» 
zulehnen. 

12.  Der  Fall,  dafs  nicht  der  Mann,  sondern  die  Frau  den  Er- 
werb besorgt,  ist  nicht  selten.  Dann  ist  aber  der  Unfall  der  Mutter 
für  die  Kinder  von  derselben  Bedeutung,  wie  bei  dem  normalen« 
Verhaltnisse  der  Unfall  des  Vatefs.   Dasselbe  gilt  bei  unehelichen 
Müttern.   Die  Vorlage  tragt  dem  Rechnung. 

13.  In  diesem  Falle  erhalt  auch  der  Mann  die  Stellung,  die* 
sonst  die  Frau  einnimmt,  und  es  ist  zu  billigen,  dais  die  Vorlage 
ihm  als  Witwer  die  sonst  der  Witwe  zustehenden  Rechte  einräumt 
Dagegen  ist  es  verfehlt,  diese  Rechte  auf  die  Voraussetzung  der 
Bedürftigkeit  zu  beschränken.  Regelmälsig  wird  diese  wohl 
ohnehin  zutreffen  und  deshalb  das  praktbche  Interesse  an  der  Ein^* 
schränkung  entfallen,  aber  um  so  wichtiger  ist  die  prinzipidle  Seite. 
Man  hat  sich  bei  Durchfilhrung  der  sozialen  Versicherung  mit  Recht 
soigßütig  bemüht,  den  Charakter  der  Armenunterstützung  auf  jede 
Webe  zu  vermeiden;  fuhrt  man  jetzt  das  Moment  der  Bedürf^keit 
ein,  so  zerstört  man  diese  ganze  Arbeit  und  setzt  die  Versicherung 
auf  die  Stufe  der  Unterstützung  herab:  Hei  Bcratunc:  der  Invaliden- 
und  Altersversicherung  war  dies  der  Grund,  weshalb  der  Reichstag 
die  im  Entwürfe  vorgeschlagene  sog.  Billigkeitsrente  ablehnte;  da 
hüte  man  sich  doch  aber,  hier  in  denselben  Fehler  zu  verfallen.  Aller- 
dings ist  schon  nach  dem  jetzigen  Gesetze  die  Rente  der  Ascen- 
denten  von  der  Bedürftigkeit  abhängig,  aber  dies  ändert  nichts  an 
der  Verwerflichkeit. 

14.  Wie  schon  erwähnt,  erhalten  bisher  die  Ascendenten 
im  Falle  der  Rtdürftigkeit  eine  Rente,  die  noch  ferner  davon  ab- 
hängig ist,  dafs  der  Verstorbene  ihr  einziger  Ernährer  war. 
Die  Entwürfe  vom  21  23.  Juni  1804  wollten  tües  dahin  mildern,  dafs 
es  genügte,  wenn  der  Wrstorboiie  „zu  flem  Unterhalte  wesentlich 
beigetragen  hatte".  Die  Vorlage  hat  diese  Freigebigkeit  zurück- 
genommen. 

15.  Die  gedachten  Entwürfe  enthielten  auch  insofern  einen 
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Fortschritt,  als  sie  den  Ascendenten  die  Geschwister  gleich- 
stellten; auch  hierin  ist  man  jetzt  sparsamer. 

16.  Das  bisherige  Gesetz  spricht  nur  von  „Kindern",  die  fiir 
rentcnbcrt'chti[xt  erklärt  sind;  die  X'orln^c  stellt  ihnen  elternlose 
Enkel  glcicli,  macht  aljer  auch  hier  den  Vorbi-halt  der  Hedürttii^kpit. 

17.  Zu  den  Fallen,  in  welchen  gegen  den  Willen  des  \'erU  t/.ten 
die  Unterbringung  in  einem  Rrankenhause  aiiL^eordnet 
werden  kann,  soll  nach  der  V^orlage  auch  der  gehören,  dals  der 
Verletzte  wiederholt  den  ärztlichen  Anordnungen  zuwider  gehandelt 
hat  oder  flafs  sein  Zustand  oder  Verhaken  eine  fortgesetzte  Bc- 
obachiung  ertordert. 

18.  Es  gicbt  künftig  ein  „Ruhen  der  Rente'',  d.  1l  einen 
Zustand,  in  dem  das  Recht  auf  Rente  an  fflch  fortbesteht  aber 
üUr  dessen  Dauer  nicht  geltend  gemacht  werden  kann.  Dies  gilt 
einerseits  während  des  Aufenthaltes  im  Auslande  und  andrerseits 
während  der  Verbü(sung  einer  die  Dauer  von  t  Monat  übersteigen- 
den Freiheitsstrafe  oder  der  Unterbringung  in  einem  Arbeitshaxise 
oder  einer  Besserungsanstalt  Hiergegen  ist  an  sich  nichts  ein- 
zuwenden ,  nur  mUfste  für  die  Angehörigen ,  die  doch  der  Sträfling 
von  «einer  Rente  unterhalten  haben  wurde,  dieselbe  Fürsorge  em- 
treten,  wie  sie  bei  der  Unterbringung  in  einem  Krankenhause  ein- 
tritt. In  diesem  Falle  erhalten  die  Angehörigen  nach  §  7  des  Ge- 
setzes die  Rente  insoweit,  ab  sie  dieselbe  im  Falle  des  Todes  bc* 
anspruchen  könnten.  Einer  gleichen  Bestimmung  bedarf  es  in 
ji  66a,  wenn  nicht  diese  Vorschrift  sich  -  n  incr  Br^^rafung  der 
Angehöngen  gestalten  soll.  Wenn  die  I5r;;i  iindun  j  auf  den  Vor- 
gang anderer  Gesetze,  so  auf  .<S  39  und  48  des  Bauunfallgesetzes, 
jl  75  des  Seeunfallgesetzes  und  jil  34  des  Invaliden-  und  Alters- 
versicherungs-Gesetzes verweist,  so  ist  zuzugeben,  dafs  dort  eine 
Fürsorge  für  die  An;4ehori;^en  nicht  \  («.^eschen  ist,  aber  da  die 
Begründung  der  bL/richiieteii  Vorschriften  das  Gegenteil  ntchl  er- 
sehen läfst,  so  iiiuls  aiiLjenoinmen  werden,  dafs  man  bei  der  Ab- 
fassung sich  die  thatsächlich  herbei'^yefiihrtc  Unbilligkeit  nicht  klar 
gemacht  hat.  Auch  in  der  Begriiiidiing  der  Vorlage  ist  als  Ge- 
sichtspunkt, au:>  welchem  die  Anordnung  vorgeschlagen  wird,  aus- 
schliefsUch  hervorgehoben,  dafs  der  Berechtigte  wahrend  der  frag- 
lichen Zeit  aus  üflentUchcn  Mitteln  verpflegt  wird.  Es  liegt  auf  der 
Hand,  da(s  diese  Erwägung  die  Entziehung  der  Rente  nur  gegen 
den  Berechtigten  selbst,  dcht  aber  gegen  dessen  Angehörigen  be- 
gründet 
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19.  Das  bisherige  Gesetz  kannte  eine  Abfindung  in  Kapital 
nur  für  Ausländer.  Dies  ist  mit  der  MalSL^abe  beibehalten,  dafs  die 
Höhe  der  Abfindunj^.  die  bis  fetzt  unbestimmt  Ljelassen  war.  auf 
den  dreifachen  Betrac;  der  Jahresrente  festgesetzt  ist,  zugleich  aber 
ist  die  Abfindung  auch  bei  Inländern  dann  zugelassen,  wenn  die 
Rente  nicht  mehr  als  10*',,  des  Arbeitsverdienstes  betrafst.  Der 
dalür  angeliihrti-  Grund,  dafs  bei  so  <^eringen  Renten  deren  Zweck 
nicht  erreicht  werde,  da  sie  einen  w  irtschaftlichen  Wert  nicht  haben 
und  eine  unverhäUnismafsige  MühewaUuug  verursachen,  mufs  als 
durchaus  zutreffend  anerkannt  werden,  obgleich  die  Abfindung,  wie 
auch  in  der  Begründung  hervorgehoben  wird,  insofern  ein  £wei- 
sdineidiges  Schwert  ist,  als  weder  eine  Erhobung  derselben,  noch 
eme  Zurückzahlung  verlangt  werden  kann ,  wenn  die  Folgen  des 
Unfalles  fUr  den  Verletzten  eine  ungünstigere  oder  günstigere  Ge- 
stalt annehmen. 

III.  Organisation. 

'  Auch  die  Organisation  ist  in  mehrfachen  Beziehungen  in  der 
Vorlage  nicht  unerheblich  geändert  Die  wichtigeren  der  hierauf  be- 
züglichen Vorschläge  sind  folgende: 

I.  Die  Schiedsgerichte  besteh.n  jetzt  aus  einem  Vor- 
sitzenden und  4  Beisitzern,  die  Je  zur  Hälfte  von  Arbeitgebern  und 
Arbeitnehmern  gewählt  werden ;  für  jeden  Beisitzer  sind  2  Vertreter 
zu  bestellen.  Nach  der  Begründung  hat  dies  in  Berufen,  in  denen 
ein  häufiger  Wechsel  der  Arbeiter  stattfindet,  sich  als  nicht  aus- 
reicliend  erwiesen,  und  da  Erj^än/.ungswahlcn  mit  grofser  Mühe 
verkniij)ft  sind .  so  will  die  X'orlaj^e  die  Zahl  der  Beisitzer  auf 
mindestens  6  festsetzen,  aber  dem  Statute  die  l'>i)(">hunf,f  vorbehalten. 
In  jeder  einzelnen  Sitzung  wirken,  wie  bisher,  rerrelmalsijr  4  Bei- 
sitzer mit,  doch  kann  die  Verhandlung  auch  stattfinden,  wenn  nur 
ein  Arbeiter  und  ein  Arbeitgeber  erschienen  ist.  Bisher  erfolgte 
die  \\  ahl  auf  je  4  Jahre  in  der  Weise,  dafs  nach  2  Jahren  die  Hälfte 
der  Beisitzer  ausscheidet.  Die  X'orlage  will  die  Wahlperiode  auf 
5  Jahre  verlängern  und  von  der  tciiweisen  Erneuerung  absehen,  viel- 
mehr alle  Beisitzer  bis  zum  Ablaufe  der  Wahlperiode  im  Amte  lassen. 
Als  Grund  wird  angegeben ,  dafs  es  aus  allgemeinen  Gründen  er- 
wünscht sei,  die  Häufigkeit  der  Wahlen  zu  vermindern; 
der  Vorteil,  da(s  immer  ein  Teil  der  Beisitzer  die  Tradition  und 
Piraxis  des  Gerichts  fortpflanze,  der  für  die  teilweise  Erneuerung 
bestimmend  war,  soll  nach  der  Begründung  auch  durch  häufigere 
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Wicdcrwah!  erzielt  werden  können.  Man  wird  die  AhneijTunrr 
gegen  häufige  Wahlen  nicht  als  ausreichend  begründet  anerkennen 
können,  uni  den  V^crzicht  auf  den  bezeichneten  Vorzug  des  bis- 
herigen Systems  zu  rechift-rtigen.  Durch  regehnälsige  W'iederkelir 
der  Wahl  wird  deren  aufregende  Wirkung  herabgesetzt,  und  &» 
kann  nach  den  bisherigen  Erfahrungen  nicht  zugegeben  werden, 
dafs  diese  Aufregung  die  zulässigen  Grenzen  überschritten  hätte. 
Als  mafsgcbendcu  Grundsatz  aber  solltt-  in.in  Icsthalten,  durch  mög- 
lichst rege  Anteilnahme  am  öffentlichen  Leben  das  Band  zwischen 
der  Arbeiterklasse  und  dem  Staate  enger  zu  knüpfen  und  so  durch 
praktische  Bethätigung  der  Thatenlust  ein  Gebiet  zu  eröffnen ,  auf 
dem  sie  besser  am  Platze  ist,  als  auf  anderen  weniger  bedenklieben. 

2.  Bisher  hatte  nur  die  Behörde,  welche  das  Wahlregulativ  er- 
lassen hatte,  das  Recht«  gegen,  säumige  Beisitzer  Ordnungsstrafen 
anzuordnen;  künftig  soll  dies  Recht  dem  Vorsitzenden  zustehen. 

3.  Das  Reichsversicherungsamt  soll  nach  dem  ur- 
sprünglidien  Gresetze  einschUelslich  des  Vorsitzenden  aus  mindestens 
3  ständigen  und  8  nichtständigen  Mitgliedern  t»esteheo;  von  den 
letzteren  werden  4  vom  Bundesrate  aus  seiner  Mitte  und  je  2  von 
den  Vertretern  der  Arbeitgeber  und  der  Arbeiter  gewählt.  Später 
sind  durch  die  land-  und  forstwirtschaftliche  und  die  Seeunfall- 
versicherung  8  fernere  Mitglieder  hinzugekommen,  und  so  besteht 
das  Reichsversicherungsamt  zur  Zeit  neben  dem  Präsidenten  und 
2  Direktoren  aus  36  ständigen  und  16  nichtständigen  Mitgliedern; 
von  den  letzteren  sind  4  vom  Bundesrate  und  je  6  von  den  Ar- 
beitgebern und  Arbeitern  gewählt  Die  Vorlage  will  dem  Bundes- 
rate das  Recht  zur  Krnennung  \'on  6  nichtständigen  Mitgliedern 
geben,  von  denen  jedoch  nur  4  aus  seiner  Mitte  zu  sein  brauchen. 
Die  Begründung  reclitfertigt  dies  damit,  dals  nach  der  Vermehrung 
der  von  den  Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern  zu  wahlenden  Mit- 
glieder, wie  sie  durch  Ausdehnung  auf  die  Seeschiffahrt  und  die 
Land-  und  Forstwirtschaft  eingetreten  sei,  auch  die  Zahl  der  vom 
Bundesrate  zu  ernennenden  Mitglieder  erhöht  werden  müsse. 

4.  Bisher  konnten  die  Genossenschaftsvorstände  zu  Mitgliedern 
des  Reichsversicherungsamtcs  nur  Personen  aus  ihrer  Mitte  wählen; 
künftig  soll  jedes  Mitglied  der  Genossenschafi  wahlbar  sein. 

5.  Bisher  erfolgte  die  Wahl  der  Mitglieder  der  Schiedsgerichte 
und  des  Reichsversicherungsamtes  seitens  der  Arbeiter  in  der 
Weise,  dafs  durch  die  Krankenkassenvorstände  Arbeitervertreter 
gewählt  wurden,  die  dann  ihrerseits  cfie  Aufgabe  hatten,  neben  der 
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Mitwirkung  bei  der  Unfallverhütung  die  Beisitzer  zum  Schiedsgericht 
und  zum  Reichsvefsicherungsamt  zu  wählen.  Dieses  doppelte 
Wahlverfahren  ist  uozweckmälsig,  uod  deshalb  läfst  die  Vorlage  die 
gedachten  Beisitzer  unmittelbar  von  den  Krankenkassenvorständen 
wählen. 

6.  Die  Zusammensetzung  des  S  p  r  u  c  h  k  o  1 1  c  g i  ums 
für  das  Rcichsvcrsicherungsamt  wie  die  sonstige  ( Icschaftsordnung 
ist  im  allgemcituT!  der  kaiserlichen  Verordnung  vorl)ehalten.  Nur 
für  gewisse  wichtige  Angelegenheiten,  insbesondere  Entscheidungen 
auf  Rekurse  gegen  die  Urteile  der  Scliiedsgerichte  ist  die  Zu- 
-sammeusetzung  durcli  das  Gesetz  vorgeschrieben  und  zwar  dahin, 
dals  mindestens  5  Mitglieder'  cinschliefslich  des  Vorsitzenden  an- 
wesend sein  müssen,  unter  denen  je  ein  Vertreter  der  Arbeitgeber 
und  der  Arbeiter  sich  befinden  mufs;  bei  den  Rekursen  müssen 
au&erdem  2  richterliche  Beamte  zugezogen  werden,  sodafs  hier  ins* 
gesamt  aulser  dem  VonitseDden  6  BeisHcer  mitwirken.  Die  Vor^ 
Jage  will  diese  Zahl  auf  4  herabsetzen,  und  zwar  soll  aufser  je 
einem  Vertreter  der  Beteiligten  ein  richterlicher  Beamter  teilnehmen, 
an  dessen  Stelle  aber  auch  ein  zum  Riditeramte  befähigtes  Mit* 
gfied  des  Reichsveradserungsamtes  treten  kann.  Die  Besetzung 
der  iiinften  Stelle  ist  freigegeben.  Im  allgemeinen  wird  g^en  diese 
Vorschläge  nichts  einzuwenden  sein,  jedoch  ist  es  unricht^,  jeden 
zum  Richteramte  Befähigten  einem  Richter  lur  gleichwertig 
zu  halten.  Zum  Richteramte  befähigt  ist  jeder,  der  einmal  seine 
juristischen  Prüfungen  bestanden  hat,  selbst  wenn  es  vor  30  Jahren 
gewese»  ist.  Es  liegt  auf  der  Hand,  dals  es  einen  ungeheuren 
Unterschied  begründet,  ob  der  Betreffende  seit  dieser  Zeit  sich  mit 
Rechtsfragen  kaum  beschäftigt  und  so  seine  früheren  Kenntnisse 
zu  einem  häufig  nicht  unerheblichen  Teile  eingebüCrt,  oder  ob  er 
umgekehrt  in  jahrzehntelanger  Uebung  dieselben  erweitert  und  ge- 
schult hat.  Man  macht  sogar  meist  die  Erfahrung,  dafs  Ver- 
waltungsbeamte aufserordenflich  rasch  ihre  juristischen  Kenntnisse 
vergessen.  Aulserdem  aber  kommt  es  gar  nicht  allein,  ja  nicht 
einmal  vorwiegend  auf  die  Kenntnisse  an,  sondern  auf  die  durch 
die  Rechtsprechung  herbeigeführte  eigenartige  Schulung  des 
Denkens,  (rewifs  hat  die  strenge  Bindung  an  das  (iesetz,  wie 
sie  dem  Richter  zur  anderen  Natur  wird,  neben  Vorzügen  auch 
Nachteile,  insbesondere  führt  sie  oft  zu  einer  gewissen  Gleichgültig- 
keit gegen  die  praktische  Bedeutung  der  auf  logisch-juristischem 
Wege  gewonnenen  Ergebnisse  und  deshalb  zu  einem  Uebergewichte 
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rein  formalen  Denkens,  dem  die  befruchtende  Berührung  mit  dem 
realen  Lc1)oii  abc^eht.  Nun  ist  gerade  für  die  Thätiqkctt  des  Reichs- 
versichcrungsamtes  die  Fernhaltung  des  formalistischen  Kleincntes 
und  dfssen  Ersetzung^  durch  verständnisvolles  Hingehen  auf  die 
Grundgedanken  und  den  Geist  der  grolsen  sozialen  Vcrsöhiiun;^rs- 
gesetze,  die  Betonung  der  aequitas  an  Stelle  des  jus  strictum  die 
unabweislichc  Lebensbedingung,  und  zweifellos  würde  mancher 
Richter,  der  in  der  oben  bezeichneten  Weise  sich  zum  weltfremden 
Juristen  entwickelt  hat,  für  die  Mitwirkung  völlijj;  ungeeignet  sein. 
Deshalb  wiul  uian  den  Vorschlag  dtrr  Vorlaj^e  nicht  ohne  weiteres  als 
Verminderung  der  Rechtsgarantieen  /.u  beirachicn  liabcn,  aber  jeden- 
falls ist  es  verkehrt,  den  ,^um  Richteramte  Befähigten"  an  sich  dem 
„Richter"  gleiduusteUeii,  es  wird  sich  vielmehr  wesentlich  darum 
handeln,  auf  die  Auswahl  der  nach  ihrer  E^eoart  zu  dem  wtchttgea 
Amte  geeigneten  Personen  hinzuwirken,  und  da  das  Rdchsver- 
sicherungsamt  in  seiner  heutigen.Zusammensetzung  sich  allgemeines 
Vertrauen  erworben  hat,  so  empAehlt  es  sich  vielleicht,  ihm  einen 
mafsgebenden  Einflufs  auf  die  Besetzung  erledigter  Stellen  dnzu* 
räumen. 

/.DieGrenzziehung  zwischen  denBerufsgenossen- 
schaften  hat  in  mdir^her  Hinsicht  zu  Schwierigkeiten  gefUhrt 
und  giebt  der  Vorlage  Anlafs,  in  3  Punkten  Aenderungen  vorzu- 
schlagen. 

a)  Als  Unternehmer  gilt  derjenige,  für  dessen  Rechnung  der 
Betrieb  erfolgt.  Nun  kommen  aber  nicht  selten  Fälle 
vor,  in  denen  die  betreffende  Arbeit  verschiedenen  Betrieben 
zugerechnet  werden  kann.  Die  Begründung  führt  als  Bei- 
spiel an,  dafs  eine  Maschinenfabrik  ihre  Monteure  entsendet 
zur  Aufstellung  der  für  eine  Textilfabrik  gelieferten  Maschinen, 
während  die  letztere  das  erforderliche  Hilfspersonal  zu 
stellen  hat,  oder  dafs  ein  Sägemüller  vom  For-^tbesitzer 
einen  \\aldbe>tand  auf  dem  Stamme  zum  Abtriebe  kauft, 
wobei  die  Fälluui;,  Bewaldrechtung  und  Abfuhr  des  Hol/.es 
von  den  Arbeitern  des  Sägemüllers  besonnt  wird.  Hier  er- 
folgen Arbeiten,  die  ihrer  Natur  nach  dem  einen  Betriebe 
angehören  (■/..  B.  das  Autstellen  der  Maschinen,  das  Fällen 
des  llukesj,  ganz  oder  teilweise  für  Rechnung  eines  Unter- 
nehmers, der  einer  anderen  Genossenschaft  angehr»rt.  Um 
den  för  solche  Fälle  aufgetauchten  Zweifeln  zu  begegnen, 
wird  folgende  Bestimmung  vorgesdhlagen: 
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„Werden  einzelne  ihrer  Natur  nach  dem  Betriebe  zu- 
^ehörij^e  Betriebshandlungfen  für  Rechnung,'  eines  anderen 
Unternehmers  in  dessen  Betriebe  verrichtet,  so  hat  die- 
jenige Hcrufs^enossenschatt .  welcher  diiscr  Ict/terc  Re- 
trifb  angi  liört ,  für  die  bei  dii  scti  Bctricbshandlungen 
sicli  erci^mciidcn  UntTilk'  Eiitsch.iditfun^  zu  leisten." 
bj  Mir  N  e  b  o  n  b  c  t  r  i  c  1j  r  gilt  die  Rcgci ,  dafs  sie  derjenij^a-n 
(tc  iiossciiscliaft  aiiL^i  hören,  welcher  der  Hauptbi.  irieb  zu- 
«;Ltt  ilt  ist.  Das  hat  eine-  bcsoiuK  rc  Hcdcutung  für  (i;is  Ver- 
hältüis  zwischen  gewerblichen  und  landwirtschaftlichen  Be- 
tficbcn,  da  für  die  landwirtschaftliche  Utifallversicherung  in 
mancher  Hinsicht  abweichende  Bestimmungen  gelten,  ms- 
besondere  die  Entschädigungen  nicht  nach  dem  lodividual* 
arbeitsvcrdienste,  sondern  nach  dem  ortsüblichen  Tagelohne 
berechnet  werden.  Nun  iat  es  offenbar  unbillig,  dafs  gewerb' 
Uche  Arbeiter,  die  in  einem  tandwirtschafUichen  Nebenbetriebe 
z.  B.  einer  Brennerei,  Zuckerfabrik  und  dergleichen  beschäftigt 
sind,  aus  dem  Grunde  ungünstiger  gestellt  sind,  weil  es  sich 
um  einen  Nebenbetrieb  handelt.  Umgekehrt  ist. es  kein 
Bedürfnis,  landwirtschaftliche  Arbdter  verschieden  su  be- 
handeln, je  nachdem  der  Unfall  in  einem  landwirtschaftUdieQ 
oder  einem  gewerbUchen  Betriebe-  stattfindet  Die  Entwürfe 
vom  2I,'23.  Juni  1894  geben  deshalb  die-  verstandige  Vor- 
schrift, dais  für  die  Zugehörigkeit  zur  landwirtschaftlichen 
oder  zur  gewerbliclien  Unfallversicherung  entscheidend  sein 
sollte  nicht  der  Charakter  des  Hauptbetriebes,  .sondern  die 
E  i i-  fi  s  c  h  a  f  t  der  Arbeiter,  und  dafs  de.shalb  die  land- 
wirtschaftlichen Nebenbetriebe  eines  gewerblichen  Unter- 
nchmnis  dann  als  gewerbliche  zu  igelten  hätten,  wetirt  darin 
über\vir;^fend  ^gewerbliche  Arhritcr  beschäüigt  wurden, 
wahrend  die  L(ewerblichen  Nebeiibetriebe  eitles  landwirtschaft- 
lichen Unternehmers  als  landw  irtschattliciie  gelten  sollten, 
sobald  in  ihnen  uberwiegetid  landwirtschatlliclu  Arbeiter 
beschäüij^  würden.  Die  jetzige  X'orlage  i)eliält  dies  insofern 
bei,  aL  dai>  Statut  bestimmen  kann,  dafs  die  Ver.siclierung 
auch  bei  gewerblichen  Nebenbetrieben  eines  land-  und  forst- 
wirtscliaftlichcn  Unternehmens  nach  den  Bestimmungen  der 
land-  und  forstwirtschaftlichen  UnfaUversicherung  zu  erfolgen 
bat,  wenn  in  demselben  überwiegend  land-  und  forstwirtschaft- 
liche Arbeiter  beschäftigt  werden,  bat  aber  die  gleiche  Vor- 
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Schrift  für  den  umgekehrten  Fall  nicht  auftjcnommen.  Hierin 
ist  eine  Ungleichheit  zu  sehen,  die  nicht  der  Billigkeit  ent- 
spricht 

c)  Bei  We^e-.  Kanal-,  Deicli-,  Strom-  und  anderen  Bauten 
ist  fS  die  Recjel,  dafs  mehrere  K  o  m  m  u  u  a  1  v  e  r  bä  n  d  e 
berührt  werden.  Für  die  l*'älle  der  Regiebauten  ist  es  hier 
un/.vvcckmarsit^,  dafs  die  eiuzehien  V'erbaude  für  ihren  Be- 
zirk Träger  der  Versicherung  sind ,  und  es  ist  deshalb  zu 
bilUgen,  dafs  die  Vorlage  den  Laudc?,zi  uii  albehördcu  das 
Recht  giebt,  „mehrere  Kommunalverbändc  oder  andere  öffent- 
liche Korporationen  zum  Zwecke  der  gemeinsamen  Durch- 
fiihrung  der  Unfidtverskäieruiig  bei  den  von  ihnen  als  Untei^ 
nehmer  au^efiihrten  Bauarbeiten  zu  einem  Verbände 
zu  vereinigen/' 

8.  Von  ganz  besonderem  Interesse  sind  die  organisatorischen 
Aenderuogen,  welche  die  Vorlage  fiir  die  in  die  UnlaUversicheniog 
eiozubeziehenden  Betriebe,  der  kleinen  Seeschiffahrt  und  der 
Fischerei  getroffen  hat  und  die  in  der  Begründung  mit  dem  Hin- 
weise darauf  gerechtfertigt  werden,  dals  die  betreffenden  Unter* 
ndimer  überwiegend  in  so  ärmlichen  Verhaltnissen  leben,  da&  es 
mtisüch  sein  würde,  ihnen  die  Beiträge  aufeuerlegen.  Es  wird 
deshalb  in  Abweichung  von  den  regelmäfagen  Einrichtungen  fol- 
gendes vorgeschlagen: 

a)  Die  Versicherung  erfolgt  nicht  durch  die  See-Unfall-Berufs- 
genossenschaft, sondern  durch  eine  in  ihr  errichtete  Ver- 
sicherungsanstalt, deren  Träger  sie  ist,  deren  Einnahmen 
und  Ausgaben  aber  besonders  zu  verrechnen  und  deren 
Bestände  q^esondert  zu  vcrwahen  sind.  Die  \'er\valtungs- 
kosten  werden  von  der  Berulsgenossensrh:itt  getragen. 

b)  Die  Mittel  zur  Deckung  der  Entschadigungshetrage  werden 
durch  Beiträge  aufgebracht,  welche  vom  Reichs  versiehe  rungs- 
amte  mindestens  alle  5  Jahre  im  voraus  festzustellen  und  so 
zu  berechnen  sind,  dals  durch  dieselben  aufser  tien  sonstigen 
Leistungen  der  Versicherungsanstalt  der  Kapitahvert  der 
von  der  Versicherungsanstalt  voraussichtlich  zu  gewahrenden 
Renten  gedeckt  wird.  Es  tritt  al>o  an  Stelle  des  U  m  - 
1  a  g  e  V  e  r  f  a  h  r  e  n  s  das  reine  P  r  a  m  i  e  n  s  )  s  t  e  m. 

c)  Die  Beiträge  werden  zur  Hälfte  von  den  beteiligten  Kom- 
munalverbänden getragen  und  wie  die  sonstigen  Kom- 
munallasten aufgebracht   Es  ist  aber  zugelassen,  dafs  die 
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Kommunalverbände  auch  die  andere  Hälfte  trarren:  jeden- 
falls haften  sie  für  dieselben.  Die  Gemeinden  können  auch 
sich  darauf  beschränken,  nur  die  wohlhabenden  Unternehmer 
zu  den  Kosten  herbeizuziehea,  dagegen  die  ärmeren  frei  zu 

lassen. 

Die  BehandUiiiL,^  derjenifijen  Personen,  die  freilich  Unternehmer 
sintl,  trotztlcm  aber  hnanziell  und  sozial  auf  kemer  höheren  Stufe 
als  die  Arbeiter  stehen,  ist,  wie  schon  oben  angedeutet,  der 
schwächste  Punkt  unserer  ganzen  bisherigen  Sozialversicherung. 
Wir  werden  deshalb  auf  diese  Frage  unten  noch  zurückkommen. 

IV.  Verfahren. 

Die  das  Verfahren  betreffenden  Vorschriften  sind  in  einer 
ganzen  Reihe  von  ruukic:i  abgeändert,  von  denen  jedoch  viele  ohne 
erhebliche  Bedeutung  sind. 

I.  Am  wichtigsten  ist  die  Bestimmung,  dafs  die  Frist  zur 
Anmeldung  des  Entschädigungsanspruches  auch  dann 
als  gewahrt  gilt ,  wenn  dieselbe  bei  einer  nicht  sostSndigen  Gre* 
nossenschaft  oder  einem  unrichtigen  Organe  einer  solchen  erfolgt. 
Bisher  war  in  dieser  Hinsicht  eine  offenbare  Harte  gegen  die  Be- 
rechtigten vorhanden,  insofern  sie  in  Fällen,  wo  die  Zugehörigkeit 
zweifdhaft  war,  der  Gefahr  angesetzt  waren,  durch  Inanspruch- 
nahme einer  nicht  zustandigen  Genossensdiaft  ihren  Anspruch  su 
verlieren.  Die  angefangene  Genossenschaft  soll  künftig  den  Ansprudi 
nur  dann  ablehnen  dürfen,  wenn  sie  der  Ansicht  ist,  dafs  ein  ent> 
scfaädigungspfiicfatiger  Un&U  überhaupt  nicht  voiüegt  Halt  sie 
einen  solchen  dagegen  fiir  gegeben  und  nur  eine  andere  Genossen- 
schaft für  verpflichtet,  so  soll  sie  dem  Berechtigten  eine  vorläufige 
Fürsorge  zuwenden  und  sich  mit  der  in  Betracht  kommenden 
anderen  Genossenschaft  in  Verbindung  setzen  bezw.  die  Entscheidung 
des  Reichsversicherungs-Amts  anrufen.  In  dem  Entwürfe  vom 
21.  Juni  1894  war  dies  insofern  für  den  Berechtigten  noch  günstiger 
geordnet,  als  nicht  nur  eine  vorläufige  lMjrsorf:fe  eintreten,  sondern 
die  Entschüdii,aing  endgültig  von  der  zunächst  anj^erufencn  Ge- 
nossenschaft festgestellt  werden  sollte.  Allein  es  müssen  die  von 
Ernst  Lange ')  gegen  diesen  Vorschlag  geltend  i,'emachten  Be- 
denken als  begründet  anerkannt  werden,  und  es  ist  deshalb  der 

*)  Vgl.  Band  VII,  S.  423  f,  du  ses  Archivs, 
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jetzige  \'orschla;^  als  zweckmälsici^  zu  bet^rüfsen,  nur  entstein  dir 
Schwierigkeit,  dal»  über  die  Hohe  der  ,,I''iirsorL,'e''  gar  nichts  be- 
stimmt ist:  vielleicht  liefse  sich  als  ^hndestbl•trag  diejenige  Ivnl- 
schädigungssuminc  bc/.eiclinen,  die  sich  bei  Zugrundelegung  des  orts- 
iibhclien  T.igrlohnes  ergirbr, 

2.  Eine  ähnliche  Bedeutung  hat  die  vorgeschlagene  Bestimmung, 
dafs  die  Frist  zur  Liolegung  der  Bcru l'u ng  auch  dann  als  ge- 
wahrt gilt,  wenn  die  Berufung  nicht  bei  dem  zuständigen  Schieds- 
gerichte, sondern  bei  einer  anderen  Behörde  oder  bei  dem  Ge- 
nossenschaftsorgane  eingegangen  ist. 

3.  Auch  da»  wo  die  zahlungspflichtige  Genossenschaft  nicht 
zweifelhaft  ist,  die  endgültige  Feststellung  der  Entschädigung  aber 
aus  anderen  Gründen  nicht  sofort  vorgenommen  werden  kann,  ist 
eine  vorläufige  Entschädigung  zuzubilligen. 

4.  Nach  dem  jetzigen  Gesetze  hat  der  Rekurs  keine  auf- 
schiebende Wirkung,  die  Genossenschaft  mufs  also  zunächst 
zahlen,  obgleich  sie  im  Falle  des  Obsiegens  vor  dem  Reichs- 
versicherungs^Amt  häufig  wenig  Aussicht  hat,  die  gezahlten  Beträge 
zurückzuerhalten.  Diese  arbeiterfreundliche  Bestimmung  soll  insoweit 
nicht  angetastet  werden,  als  es  sich  um  die  nach  Erlafs  des 
schiedsgerichtlichen  Urteils  fallig  werdenden  Summen 
handelt,  dag^en  mufs  man  der  Begründung  darin  beistimmen,  dafs 
kein  Grund  vorliegt,  die  l^eträgc  für  die  Vergangenheit 
früher  zu  zahlen,  als  bis  eint  rechtskräftige  Verurteilung  vorliegt,, 
wie  es  die  Vorlage  \  orschlagt. 

5.  Zweifelhafter  ist  es,  ob  man  eine  andere  Beschränkung  des 
Kekursrechtes  billigen  soll,  welche  d  nrin  liegt,  dafs  künftig  die  Er- 
mittelung des  Arbeitsverdiensies  und  die  Festsetzung 
des  Grades  der  Verminderung  der  Erwerbsfuhigkeit 
der  Rekursinstanz  entzogen  werden  und  in  dieser  1  linsicht  die 
Entscheidung  des  Schiedsgerichts  endgükig  sein  soll.  Wenn  die  Be- 
gründung als  Zweck  dieses  Vorschlages  bezeichnet,  eine  Entlastung 
des  Reicbsversicherungsamtes  herbeizuführen  und  dabei  bemerkt,  dals 
im  Jahre  I895  von  allen  eingelegten  Rekursen  1526=  20,8  den  Grad 
der  Erwerbsunfähigkdt  und  2142  =  29,1  die  Frage  der  Eriiöhung 
oder  Herabsetzung  einer  früher  zuerkannten  Rente  betroffen  haben, 
so  mu(s  man  zugeben,  da(s  eine  Entlastung  erwünscht  ist  Es  ist, 
auch  an  sich  richtig,  da(s  über  diese  Frage  die  im  praktisdien 
Leben  stehenden  Personen  des  Schiedsgerichts  sachkundiger  sind, 
als  die  Mitglieder  des  Reichsversicherungsamtes.  Wenn  der  Vor- 
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scblag  trotzdem  in  Arbdterkrdsen  Widerspruch  gefunden  hat,  so 
beruht  das  wesentlich  darauf,  da(s  man  zu  der  arbeiterfreundlichea 
Richtung  des  Reichsversicherungsamtes  mehr  Vertrauen  hat,  als 
zu  den  Schiedsgerichten.  Immerhin  ist  es  als  eine  wesentliche  Ver- 
besserung za  begrüfsen,  dats  dir  X'orlage  nicht,  wit-  es  der  Entwurf 
vom  21.  Juni  1894  that,  dm  Rekurs  durch  eine  Revision  er- 
setz, t  hat,  die  nur  zulassig  sein  sollte,  wenn  die  angefochtene 
Entscheidung  auf  unrichtiger  Rechtsanwendung  oder  auf  einem 
Verstofse  gegen  den  klaren  Inhalt  der  Akten  beruhte  oder  das 
Verfahren  an  wesentHchen  Mängeln  litt.  Im  Gegensatze  dazu 
bleiben  künftif^,  wie  die  ]?en;ründung  hcrvorheht,  alle  That-  und 
Rechtsfragen  aufser  den  oben  genannten  ,  also  z.  ß.  über  den  ur- 
sächlichen Znsammenhang  zwisciien  dem  Betriebe  unr!  dem  Un- 
fälle, oder  zwischen  Unfall  und  VerminderuniT  der  Krwcrbifahigkeit, 
so  wie  die  mit  der  Berechnung  des  Jahresverdienstes  verbundenen 
Rcciitsfragcn  der  Anferhtuni^  dnrcli  Rekurs  vorbehalten. 

6.  Nach  den  bisheri;^^en  Hestimmnn^ren  kann  es  vorkommcc, 
dafs  ein  Verletzter,  der  mit  seinem  lüUscluicHL^Hingijanspruche  gegen 
die  eine  licrufsgenossenschatt  rechtskräftig  abgewiesen  ist,  demnächst 
gegen  eine  andere  dasselbe  Schicksal  hat,  weil  das  Reichsver- 
sicherungsamt die  erste  Berufsgenosseoschaft  für  entschädigungs- 
pflichtig hält.  Da  nun  beide  durch  rechtskraftige  Entsdiddungen 
gedeckt  sind,  so  geht  der  Berechtigte  seines  Anspruches  verlustig, 
obgleich  derselbe  an  sich  begründet  ist  und  nur  hinsichtlich  der 
verpflichteten  Berufsgenossenschaft  Zweifel  bestehen.  Es  kann  aber 
ebenso  auch  der  umgekehrte  Fall  eintreten,  dals  der  Verletzte 
beim  Zweifel  über  die  Entschädigungspflicbt  gleichzeitig  2  Berufe- 
genossenschaften in  Anspruch  nimmt  und  von  beiden  rechtskräftig 
eine  Entschädigung  zugesprochen  erhält.  Beides  ist  unangemessen, 
und  es  ist  dedialb  als  gedgnetes  Abhilfsmittel  anzuerkennen,  dafs 
nach  der  Vorlage  in  solchen  Fällen  das  Reichsversicherungsamt 
das  Recht  haben  soll,  ohne  Rücksicht  auf  die  bereits  eingetretene 
Rechtskraft  eine  Entscheidung  zu  treffen. 

7.  Daneben  wird  noch  nach  dem  Vorgange  der  Invaliditäts- 
und Altersversicherung  die  Anfechtung  rechtskräftiger  Entschei- 
dungen durch  Wiederaufnahme  des  Verfahrens  gestattet. 

8.  Unj^eachtet  dieser  Hilfsmittel  ist  es  doch  häufig  nicht 
möglich,  die  Entschädigungspflicht  zwischen  mehreren  Berufs- 
genossenschafteo  abzugrenzen,  insbesondere  da,  wo  der  Unfall  sich 
auf  mehrere  verschiedene  Betriebe  erstreckt,   in  solchen  Fallen 
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soll,  falls  eine  Verständigung  der  betdligCen  Genossenschaften  nidit 
zu  erzielen  ist,  das  Reichsversicherungsamt  die  Verteilung  vor- 
nehmen. 

9.  Eine  unlösliche  formelle  Schwierigkeit  durch  rechtskräftige 
Entscheidungen  verschiedener  Behörden  kann  nicht  allein  statt- 
finden unter  den  Organen  der  Unfallversicherung,  sondern  auch 
zwischen  diesen  und  den  ordentlichen  Gerichten,  die  in  dem  Falle 
zu  entscheiden  haben,  dafs  der  V^erletzte  oder  dessen  Hinicrlilicbene 
nach  ,^  05  des  (Tesct/.cs  einen  Anspruch  c^f's^'cn  die  Hctriebs- 
unternehmcr  oder  l>ev()llrniich;i;^aen  geltend  machen,  der  dann  zu- 
lässig ist,  wenn  dieselben  den  Unfall  vorsatzlich  herbcigeliilirt  haben. 
In  diesen  Fällen  sf~>!I  die  Entscheidung  der  unfallgeset/Jichen  In- 
stanzen über  die  l'rafre,  ob  ein  entschädigungspflichtiger  Unlail 
vorUegt,  für  das  ortlentliche  Gericht  bindend  sein. 

10.  Endlich  sind  aber  auch  ciitgcgcngtsetite  i:Lnti>chcidungea 
des  Reichsversicherungsamtes  und  eines  Landesversicherungs- 
amtes möglich,  die  zu  Rechtsverletzungen  fuhren.  Freilich  ist  schon 
bidier  die  Entscheidung  des  Reichsversicherungsamtes  überall  da 
zugelassen,  wo  eine  seiner  Aufsicht  unterstellte  Genossenschaft  mit- 
betdligt  ist.  Nun  sind  aber  Fälle  vorgekommen,  dafs  das  Reichs- 
versicherungsamt einen  Anspruch  abwies,  weO  es  der  Ansicht  war, 
dals  eine  andere,  dem  Landesversicherungsamte  unterstellte  Genossen* 
Schaft  verpflichtet  sei«  und  dais  nachher  gegen  diese  der  Anspruch  von 
dem  Landesversicheningsamte  abgewiesen  wurde,  weil  es  die  erst- 
verklagte Genossenschaft  als  entschädigungspflichtig  ansah,  die  ge> 
dachte  Gesetzesvorschrift  aber  nicht  anwandte,  weil  die  bereits 
rechtskräftig  freigesprochene  Genossenschaft  nicht  mehr  „beteü^f 
sei.  Es  ist  das  freilich  eine  recht  wunderliche  Auslegung,  und  das 
scheint  der  Verfasser  der  Begründung  auch  seinerseits  empfunden 
zu  haben,  denn  während  in  der  Begründung  zu  dem  Entwürfe  vom 
21  23.  Juni  1894  der  erwähnte  Fall  als  thatsächlich  vorgekommen 
bezeichnet  wurde,  wird  jetzt  nur  f^csa-^'t ,  dafs  er  doch  vorkommen 
„k  ö  n  n  t  e".  Die  Vorlage  sucht  s  wichen  otfenbaren  Rechtsverletzungen 
durch  die  Vorschrift  entj^eL^en/.utreten ,  dafs  wenn  das  Reichsver- 
sicherungsamt den  Anspruch  f^eL^eii  eine  Genossenschaft  aus  dem 
(jrunde  abgelehnt  hat,  weil  nicht  diese,  sondern  eine  andere 
('n  nosscnschaft  verpflichtet  sei ,  der  Anspruch  gegen  die  letztere 
nicht  mit  der  Het^rründung  ab^^ewiesen  werden  darf,  dal's  die  crstere 
Genussenschnt't  verpflichtet  sei.  Ja,  es  ist  docli  eine  herrliche  Ein- 
richtung, diese  Landesvcrsicherungsämlcr ,    ilie  den  hohen  Beruf 
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haben,  dnem  Ueberwucheni  des  Reichsgedaitkeos  eo^egensuwirken ! 
Die  Vorlage  weicht  in  dieser  Bezidiung  sogar  noch  gegen  den 
früheren  Entwurf  zurück ,  denn  während  dieser  die  hervorgetretene 
Lücke  durch  Erweiterung  der  Befugnisse  des  Reichsvervcherungs- 
amtes  ausfüllen  wollte,  indem  er  vorschrieb,  dafs  auch  diejenige 
Genossenschaft .  gegen  die  der  Anspruch  rechtskräftig  abgewiesen 
sei,  als  nutbeteiligt  gelte .  sodafs  die  Akten  an  das  Reichsversiche> 
rungsamt  dngesdiickt  werden  mufsten,  schreibt  die  jetzige  Vor« 
läge  nur  vor,  dafs  in  solchen  b'ällen  der  Anspruch  gegen  die  zweite 
Genossenschaft  nicht  mit  der  Rcgründunj;^  :ibj:^cK  hnt  werden  dürfe, 
dals  die  erste  Genossenschaft  entschädigungspflichtig  sei,  belälst  also 
die  Entscheidung^  dem  Landesversicheriinf:^s,imte. 

11.  Der  bishcri^^i'  besondere  Bcrecliti^uncrsausweis  zur  Er- 
hebung der  Rente  ist  beseitij^:  zur  Legitiinati(M)  j^e^renüber  der 
Postanstalt  genÜL^t  die  Ausfertigung  des  F'eststellunj^sbescbei.les.  IJa- 
gegen  ist  eine  Benachrichtigung  der  Gemeinde  des  Wohnortes  des 
Berechtigten  vorgeschrieben. 

12.  Den  Berutsgcnosscnschaftcn  ist  das  Recht  gegeben,  auf  die 
Beiträge  nach  Bestimmung  des  Statutes  viertel-  oder  halbjährüche 
Vorschüsse  einzuziehen.  Ebenso  dürfen  durch  Statut  viertel- 
oder  halbjährliche  Lohnnachweisungcu  eingeführt  oder  ordoungs* 
mäfsige  Lohnlisten  gefordert  werden.  Die  Zahlung  der  Rente  darf 
nach  Vereinbarung  mit  dem  Berechtigten  in  längeren  als  Monats- 
fristen erfolgen. 

13.  Ist  die  Veranlagung  eines  Betriebest  insbesondere  die  Ein- 
schätzung in  die  Gefahrenklassen  abgeschlossen,  so  war  sie  bisher 
unabänderlich,  und  es  gab  keine  Möglichkeit,  dem  etwa  unter* 
gelaufenen  Betrüge  entgegenzuwirkea  Nach  der  Vorlage  soll  bei 
unrichtigen  Angaben  seitens  des  Unternehmers  eine  Wiederholung 
der  Veranlagung  stattfinden  dürfen.  Ebenso  ist  eine  nachträgliche 
Berichtigung  der  Beitragshöhe  bei  Veränderungen  oder  Unrichtig- 
ketten vorgesehen. 

14.  Obgleich  die  Vorlage  die  bisherige  Kostenlosigkcit  des 
Verfahrens  nicht  angreifen  will,  giebt  sie  doch  sowohl  dem  Schieds- 
gerichte als  dem  R(  ichsv(  rsicherunt^'s-Amti-  das  Recht,  den  BeteiliL^t«  u 
solche  Kosten  des  Verfahrens  zur  Last  zu  lp<^en.  welche  durch 
u  n  l)  eL,^  r  ii  n  d  c  t  e  A  n  t  r a  p  dersc  lbni  veranlalst  bind.  Wenn  in  der 
BegründvniL]^  ^^esai^t  ^vird.  dies  solle  nur  da  Anwendung  finden,  wo 
der  bctrertendr  AnlraL^stellt  r  sich  b  r  w  u  1  s  t  war  oder  sich  doch 
liatie  bcwufst  sein  müssen,  dafs  seine  Anträge  nicht  geeignet  waren, 
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eine  sachdienliche  Entscheidung  Jtu  fördern,  so  würde  es,  om  einem 
Mifsbrauche  vorzubeugen,  sich  empfehlen,  dies  im  Gesetze  selbst 
2UfD  Ausdrucke  zu  bringen. 

15.  Da  es  sich  herausgestellt  hat,  dafs  die  Beteiligung  der 
Krankenkasse  an  de m  Ijntall-Ermittelungsverfahrcn 
meist  ohne  praktische  Bedeutung  ist,  so  hat  die  X^orla^^i  die  bis- 
hcriii^en  bezüglichen  Vorschriitm  rrost riehen  und  sich  darauf  be- 
schrankt, eine  Renachricliti<^un;4  der  Krankenkasse  vorzuschreiben 
und  derselben  ein  Recht  auf  Entsendung  eines  BcvoUmächtigteQ 
zu  geben. 

16.  Beschwerden  ^_^e;^en  die  von  dem  (.xenosMrnschaftsvorstande 
oder  dem  Schieils^n  riclitsvorsitzentU-n  getroUcnen  Strafvedugungen 
sollen,  abgesehen  von  einem  cin/.elm  n  l'.illc,  wo  sie,  wie  bisher,  an 
das  Reichsvrrsiclierungs-Aint  gehen,  künftig  von  dcrsciuns  der 
1  111  leszentralbehörde  zu  besliinuiendcu  Behörde  entschieden  werden. 
1'-.  Lange ')  hat  diese  auch  in  dem  früheren  Entwürfe  enthaltene 
Mafsregcl  getadelt,  allein  meines  Eracbteos  sind  die  in  der  Be- 
gründung angeführten  Gesichtspunkte»  dafs  diese  Angelegenheiten 
zu  den  minder  wichtigen  gehören,  von  denen  —  im  Jahre  189$ 
handelte  es  sich  um  2441  Beschwerden  —  das  Reichsvenrichenings- 
Amt  sehr  wohl  entlastet  werden  kann,  als  zutreffend  anzuerkennen. 

17.  Ein  besonderes  Ver^ren  schlagt  die  Vorlage  vor,  um 
widersprechende  Entscheidung  der  verschiedenen  Spruchkammern 
des  Rcichsversicherungs- Amtes,  deren  es  gegenwärtig  14  giebt, 
zu  verhindern.  Man  lehnt  sich  dabei  an  den  Vorgang  der  im 
Gerichtsveifassungsgesetzc  fUr  das  Reichsgericht  getrofTeoen  Be- 
stimmungen an.  Während  diese  aber  im  Gegensätze  zu  ihrem 
ursprüngüdien  Inhalte,  wonach  ein  Senat,  falls  er  in  einer 
Rechtsfrage  von  der  Entscheidung  eines  anderes  Senates  ab- 
weichen wollte,  die  Verhandlung  und  Entscheidung  der  Sache  vor 
die  vereinigten  Senate  verweisen  mufste,  durch  das  Grsetz  vom 
17.  Mar;^  dahin  geändert  ist,  dafs  nicht  die  konkrete  Rechtssache 
zur  Entscheidung  an  die  vereinigten  Senate  übergeht,  sondern  diese  die 
nur  eine  die  einzelnen  Senate  bindende  Entscheidung  der  Ivechtsfrage 
ab/uo^ebcn  hat,  stellt  sich  die  Vorlage  auf  den  Boden  der  früheren 
Bestiinniunt;  und  schreibt  vor,  dafs,  falls  in  einer  Rechtsfrage  eine 
Spruchkammer  von  der  friihi  rc  n  lüitsclu  idung  einer  Spruchkammer 
abweichen  will,  die  Entscheidung  auszusetzen  und  die  Sache  vor  eine 
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erweiterte  S  p  r  u  c  h  k  a  m  m  e  r  zu  brinsfcn  ist,  die  unter  dem  Vor- 
.sit/,f  (ks  rrä.>tdenten  in  der  Bcsct^iung  von  6  Mitglied i  t  ri  und  unter  Zu- 
ziehung eines  richterlichen  Beamten  zu  entscheiden  hat.  Weshalb 
man  hier  an  dem  Erfordernisse  eines  „richterUchen  Beamten"  fest- 
halt, während  man  nach  dem  oben  Mitgeteilten  im  übrigen  die 
„Befähigung  zum  Richteramte''  liir  ausrddiend  halt,  ist  nicht  er- 
sichtlich. Ebensowenig,  weshalb  man  von  der  Fassung  des  ^  137 
des  Geriditsverfassungsgesetz  insofern  abweicht,  als  man  sagt :  „von 
der  Entscheidung  einer  Spruchkammer",  während  es  dort  heifst: 
„von  der  Entscheidung  eines  and  eren  Senates  oder  der  vereinigten 
Senate'*.  Nach  feststehender  Auslegung  darf  ein  Senat  von  seiner 
eignen  früheren  Entscheidung  ohne  weiteres  abgehen;  nach  der 
Fassung  der  Voiiage  wäre  eine  Spruchkammer  auch  in  solchem 
Falle  gezwungen,  die  erweiterte  Spruchkammer  anzurufen.  Eine  offen- 
bare Ungcnauigkeit  der  \\'()rtfassung  al>er  ergiebt  sich  aus  folgender 
Erwägung.  Zweifellos  soll  die  Entscheidung  der  erweiterten  Spruch- 
kammer solange  bindend  sein,  bis  sie  auf  demselben  Wege  durch 
eine  andere  ersetzt  ist.  Nach  der  jetzigen  Fassung  rnüfste  auch 
dann,  wenn  eine  Spruchkammer  sich  ihr  fügen  will,  dabei  aber 
von  der  früheren  Entscheidting  einer  anderen  Spruchkammer  ab- 
weichen raufs,  stets  wieder  die  erweiterte  Spruchkammer  zusammen- 
treten; das  ist  ganz  sicher  nicht  beabsichtigt. 

V.  Sonstige  Vorschriften. 
Die  Vorlage  enthält  noch  einige  Bestimmungen,  die  nicht  unter 
die  bisherigen  Kate^orieeii  lailen  und  hier  nocli  /.u  erwähnen  sind. 

I.  Nach  dcui  jetzigen  (besetze  können  Entschädigungs- 
forderungen  mit  rechtlicher  Wirkung  weder  verpfändet,  noch 
auf  Dritte  übertragen,  noch  fiir  andere,  als  die  in  §  749  Abs. 
4  der  Zivilprozess-Ordnung  bezeichneten  Forderungen  der  Ehefrau 
und  der  ehelichen  Kinder  und  die  des  ersatzberechtigten  Armenver- 
baodes  gepfändet  werden.  Diese  Unangrdfbarkeit  soll  nach  der 
Vorlage  einerseits  erweitert,  andrerseits  aber  auch  eingeschränkt 
werden.  Das  erstere  insofern,  als  auch  die  A  u  f  r  e  c  h  n  u  n  g  gegen  Ent- 
sdhädigungsforderungen  nur  mit  geschuldeten  Beitr^en,  gezahlten 
Vorschüssen,  zu  Unrecht  gezahlten  Entschädigungen,  den  Kosten  des 
Verfahrens  und  den  vom  Vorstande  verhängten  Geldstrafen  statt- 
finden darf.  Umgekehrt  soll  künftig  Uebertragung,  Verpfandung 
und  Pfändung  aufser  in  den  bisher  zugelassenen  Fällen  auch  er- 
folgen dürfen  zur  Deckung  eines  Vorschusses,  welcher  dem  Be- 
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rechtigten  aul  seine  EntschäHi^uncrsansprüche  von  dem  Rt  triebs- 
unternehmer  oder  von  einem  bei  der  Rcnlenlcstslellung  beteiligten 
Genossenscliattsori^aiie  ockr  einem  Mitgliede  desselben  {T^ejrcben  ist, 
sowie  zur  Deckung  von  Fordern n^^en  der  ersat/.bereclui<:(ten  Kranken- 
kassen. Gegen  diese  V'orschlage  wird  sicii  nichts  einwenden  lassen, 
insbesondere  liegt  es  im  eignea  Interesse  des  Entschädigungs- 
berechtigten, dafs  er  auf  seine  künftige  Forderung  schon  bevor  sie 
recbtskräitig  feststeht,  Vorschüsse  erhalten  kann,  was  nur  dann 
möglich  ist,  wenn  die  spätere  Wiedererstattung  sicher  gesteUt  ist. 

2.  Die  Arten  der  Belegung  von  Geldern  der  Beru& 
genossenschaften  sind  in  der  Vorlage  erweitert,  insbesondere 
durch  Ankauf  von  Grundstücken,  und  zwar  soll  dies  nach 
der  Begründung  geschehen  dürfen,  nicht  blofs  zur  dauernden 
Unterbringung  der  Geschäftsräume,  oder  zur  Errichtung  eigner 
Unfall-,  Kranken*  oder  Rekonvaleszentenhäuser,  sondern  auch  zu 
anderen  Zwedceo.  Hierdurch  wird  auch,  wie  die  Begründung  aus- 
drücklich hervorhebt,  den  Berufsgenosseoschaften  die  Möglichkeit 
geboten,  sich  wirksam  an  den  Bestrebungen  zur  Verbesserung  der 
Wohnungsverhältnisse  der  Arbeiter  zu  beteiligen. 

5,  Die  Rekonvaleszentenhäuser  finden  auch  noch  an 
einer  anderen  Stelle  der  Vorlage  Erwähnung,  insofern  unter  den 
Zwecken,  für  welche  Beiträge  erhoben  werden  oder  Verwendungen 
aus  dem  Vermögen  der  Genossenschaft  erfolgen  flürfen,  auch  die 
Einrichtung  von  Kranken-  und  Rekonvalcszcntcnanstaltcn  aufgezählt 
wird.  Es  ist  das  doppelt  erfreulich,  weil  bisher  einzelne  .\nst alten 
der  Invalidität--  nnd  Altersversicherung  bei  der  ErrichtutiL;  st/lciier 
Häuser  seitens  des  Keichsversicherungsamtes  Schwierigkeiten  ge- 
funden hallen. 

4.  In  neuerer  Zeit  haben  sich,  wie  die  Begründung  erwähnt, 
die  Falle  \  erniehrt.  dafs  „gewerbsmalsige  Rauunterneiimer  auf 
Küsten  der  mit  ihnen  in  geschäftliche  Beziehung  tretenden  Per- 
sonen zu  leben  und  sich  ihren  V'erpilichlungen  zu  entziehen  wissen". 
„Meist  mittellos  und  zahlungsunwillig  verstehen  sie  es,  mit  Hilfe 
von  Baustellverkäufem  und  Baugelddarleihern  Schiebungen  vorzu- 
nehmen, welche  demjenigen  es  unmöglich  machen,  Befriedigung^  einer 
Ansprüche  zu  erhalten,  welchen  sie  nidit  gutwillig  gerecht  werden 
wollen".  Diese  Bauscbwindler  pflegen  sich  auch  der  Zahlung  der 
ihnen  obliegenden  UnfaUbeiträge  zu  entziehen.  Um  ihnen  ent- 
gegenzutreten ist  schon  durch  S  5^^  neuen  Krankenkassen- 
gesetzes vom  10.  April  1892  bestimmt,  dafs  ihre  Vermittelung  bei 
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Einziehung  der  K ranken kasseobeitr^fe  ausgeschlossen  werden  kann, 
um  ihm- II  die  Möglichkeit  zu  entziehen,  die  bei  der  Lohnzahlung  cin- 
behaltenen  Krankenkassenbeitrage  ihrer  Arbeiter  in  ihrem  eigenen 
Nutzen  zu  verwenden.  Da  es  bei  der  Unfallversicherung  Arbeiter- 
beiträge nicht  j^icbt,  so  mufste  man  hier  einen  anderen  Weg  ein- 
sclilac^en,  und  dies  liat  man  grthan,  indem  die  Voriai^c  der  unteren 
X  erwakiinL^'-shehörde  dns  ]<echr  i^iebt,  auf  AnlraL,'  des  Genossen- 
schaft.svor>tandes  widerrutlich  anzuordnen,  daf.s  lünsichtlich  sulcher 
Hauunt(  rnehmer,  die  mit  Zahlung  ihrer  Beitrage  itn  Ruckstande  ge- 
blieben sind,  und  deren  Zahlungsunfähigkeit  festgestellt  ist,  der 
Bauherr  für  die  nach  T'>la!s  der  Anordnung  erwaclisenden  Bei- 
träge während  eines  Jahres  nach  der  endgültigen  Feststellung 
haftet. 

5.  Zuwider  h andlungcn  der  Unternehmer  gegen  die  Un- 
fatlverhütu ngs Vorschriften  können  bisher  nur  durch  Ein- 
sdiätzung  in  höhere  Gefohrenklassen  oder  mit  Zusdili^en  be- 
droht werdeo.  Dies  ist  in  doppelter  Beziehung  unbefnedigend: 
einerseits  werden  dadurch  oft  bei  grofsen  Betrieben  un- 
bedeutende Zuwiderhandlungen  albu  hart  betroffen,  anderseits 
sind  bei  kleinen  Betrieben  die  Betrage«  tun  die  es  sich  handelt,  viel 
SU  gering,  um  Findnick  zu  machen.  Die  Vorlage  läfst  deshalb  da* 
neben  Geldstrafen  bis  300  Mark  zu. 

6.  Durch  das  Gesetz  ist  es  den  Unternehmern  unters^,  durch 
Verträge  die  Anwendung  der  gesetzlichen  Vorschriften 
zum  Nachteil  der  Versicherten  auszuschliefsen  oder 
zu  beschräoken,  ebenso  wie  es  ihnen  verboten  ist,  die  Unfall- 
beiträge der  Versicherten  auf  ihren  Lohn  in  Anrech- 
nung zu  bringen.  Beide  Vorschriften  sind  aber  nur  dadurch 
gegen  Uebertretung  gesichert,  dafs  gegenteilige  Rechtshandlungen 
für  unwirksam  erklärt  sind.  Die  Vorlage  bestimmt  daneben  noch 
eine  Geldstrafe  bis  300  Mark  oder  Haft  bis  zu  6  Wochen:  die 
B'  itrciljung  der  Geldstrafen  erfolgt  auf  dem  für  Gemeindeabgaben 
vorgeschriebenen  Wege. 

7.  Für  die  land-  und  forstwirtschaftliche  Unfall- 
versicherung ist  '/.ugelassen,  da,  wo  die  Auf hringun;^  der  (ie- 
nossenschaflsmittel  nach  der  Malsgalx-  der  Grund.stevier  erlblgt,  durch 
Statut  zu  bestimmen,  dals  die  Beiträge  als  Gruüdslcucr/.uschlage 
von  denjenigen  Personen  /.u  erheben  sind,  welche  nach  gesetzlicher 
Vorschrift  zur  Grundsteuer  veranlagt  sind.  Wenn  hiernach  der 
Bentrag  von  einer  Person  erhoben  wird,  die  nicht  der  Betriebs- 
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Unternehmer  ist,  so  hat  der  letztere  den  Beitraf^  7u  erstatten. 
Der  Zweck  der  Bestimmung  besteht  darin,  im  Failc  von  V^er- 
pachtungeo  dem  Pächter  als  dem  ßetriebsunteroehmer  den  Bei- 
trag aufzuerlegeo,  während  die  Erhebung  der  Grundsteuer  vom  Eigen- 
tümer erfolgt.  

Wir  haben  im  N'orstclK'iidtn  bereits  mehrfach  die  jt-t/ige  \'or- 
lae^e  mit  dein  früheren  Entwürfe  vom  3i  23.  hini  1804  in  Ver- 
gleich gestellt.  Im  wesentlichen  ist  die  N'orlage  auf  jenem  Ent- 
würfe aufgebaut  und  die  meisten  ihrer  Vorschläge  waren  bereits  in 
jenem  enthalten,  auch  die  Begründung.;  ist  an  manchen  Stellen  wort- 
lich überdnstifflmend.  Einzelne  ft^ngel  jenes  Entwurfes  sind  in  der 
Vorlage  vermieden,  so  z.  B.  aofser  den  bereits  erwähnten  Punkten 
der  von  E,  Lange ')  angegriffene  Vorschlag,  die  Entscheidung  über 
die  Kataster-  und  Tarifb esc h werden  dem  Reichsversiche- 
rungsamte zu  entziehen  und  den  unteren  bezw.  höheren  Ver- 
waltungsbehörden zu  übertragen.  Andrerseits  hat  die  Vorlage  in 
wichtigen  Punkten  Verbesserungen  des  Entwurfes  faUen  gelassen 
und  ist  hinter  die  dort  gezogene  Grenze  der  Arbeiterfreundlidikeit 
zurückgegangen.  Zu  diesen  Punkten  gehört  aufser  den  bereits 
erwähnten  insbesondere  auch  der  Fortfall  des  im  Entwürfe  ge- 
machten Vorschlages,  dem  Verletzten  schon  in  dem  Verfahren  vor 
dem  Genossenschaftsvorstande  eine  mündliche  Verhandlung 
zu  gestatten.  Nach  Art.  18  des  Entwurfes  sollte  j|  57  des  Gesetzes 
vom  6.  Juli  1884,  5  ^2  des  Gesetzes  vom  5.  Mai  1886  und  67 
des  Gesetzes  vom  13.  Juli  1887  folgenden  Zusatz  erhalten: 

„Auf  Wrlangcn   des  Entschädigungsberechtigten  ist 
demselben   oder  einem  von  ihm  zu  bestellenden  Vertreter 
Gelegenheit  zu  geben,  seinen  Anspruch  vor  dem  Fcst- 
stellunt^sors^ane  mündlich  zu  vertreten." 
In  de  15t  LTründuni;  wurde  dies  als  einem  mehrfach  geaufserten 
\\  unsclic  entsprechend  und  als  geeignet  bezeichnet,  „die  Stellung 
des  Verletzten  VDf  den  Genossenschaftsorganen  zu  verstärken",  auch 
bemerkt,    dals    er    hierdurch    eine    wertvolle    Garantie    für  die 
angemessene  Ikhaiuilung  seines  Anspruches  gewinne,  und  die  in 
erster  Linie   wünsclu nswrrte   Verständigung  über  das  Mafs  der 
Kntsciiadigung  L'.efordrrt  wertle". 

hl  der  Begründung  der  Vorlage  suchen  wir  vergeblich  nach 
einer  Rechtfertigung  für  das  Fallenlassen  dieser  Verbesserung. 

'}  a.  a.  O.  S.  437. 
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Nun  würde  freüich  auch  die  mündliche  VerhandlaDg  vor  dem 
Genofisenschaftsvorstaode  nur  ein  unvollkommener  Notbehelf  sein 

gegenüber  einem  organischen  Fehler  des  Verfahrens  zurFcst- 
stellung  der  Entschädigung,  den  ich  bereits  an  anderer 
Stelle eingehend  erörtert  habe,  und  der  auch  von  E.  Lange') 
gerügt  ist  Dieses  Verfahren  ist  insoweit  gut  und  den  Anforde- 
rungen an  ein  Rechtsverfahren  entsprechend,  als  es  sich  um  die 
Stadien  vor  dem  Schiedsgerichte  und  dem  Reichsversicherungs- 
amtc  handelt.  Aber  wie  steht  es  um  das  Stadiuni  vor  dem 
Genossenschaftsvorstande?  Die  Genossenschaft  ist  die  Ver- 
pflichtete ,  also  die  Schuldnerin ,  der  der  V  ersicherte  als  Glaubiger 
gegenübersteht.  Beide  sind  Parteien  mit  gegensätzlichen  Interessen. 
Daran  wird  auch  dadurch  nichts  gcancU-rt,  dafs  die  lierubgcnossen- 
schaft  eine  ötTentlich-reehtliche  Wreini^unL;  ist  und  die  Rechte  einer 
juristischen  rerson  besitzt.  Gewils  mag  man  davon  ausgehen,  dafs 
die  Organe  iler  Genossenschaft  in  der  Regel  auf  einer  höheren 
Stufe  der  Unbefangenheit  in  der  Trüfung  des  an  sie  herantretenden 
Eutschädigungsanspruclies  stehen  werden,  als  ein  Privatmann.  Des- 
halb mag  man  ein  in  ihrem  Schofse  sich  abspielendes,  gesetzlich 
geordnetes  Verfahren  gestatten,  dem  gewisse  «Garantieen  zur  Seite 
stehen  und  an  dem  insbesondere  auch  der  Entschätfigungsberechtigte 
teilzunehmen  berufen  ist.  Aber  das  alles  ändert  nichts  daran,  dals 
das  Ergebnis  dieses  Verfahrens  nichts  ist  als  die 
Willensäufserung  dereinen  der  beiden  Parteien,  die 
Erklärung  des  Schuldners  auf  einen  Anspruch  des  Gläubigers,  der 
vielleicht  noch  gar  nicht  bestimmt  formuliert  ist,  der  aber  doch  be- 
steht und  dessen  Geltendmachung  zu  erwarten  ist  Nicht  ent- 
fernt aber  handelt  es  sich  um  die  Entscheidung  einer 
richterlichen  Instanz. 

Prüfen  wir  demgegenüber  das  im  Gesetze  vorgeschriebene 
Verfahren. 

Von  jedem  in  einem  versicherten  Betriebe  vorkommenden  Un- 
fälle, durch  welchen  eine  in  demselben  beschäftigte  Person  getötet 
wird  odrr  "  ine  Körperverletzung  erleidet,  welche  eine  vöniL:jc  oder 
teilweise  .Vrbeitsunfahicikeit  von  mehr  als  Ta'^en  oder  den  Tod 
zur  Folge  hat,  ist  durch  den  Bctriebsuuternehmcr  bei  der  Orts- 

')  ZeitMrhr.  f.  W-rsiclu-runn^rooht  uinl  »Wisscoscbaft  herau6gegebca  von 
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Polizeibehörde  schriftlich  Anzeige  zu  erstatten.  Diese  hat  eine 
Untersuchung  einzuleiten,  durch  welche  u.  a.  festzustellen  sind:  die 
Veranlassung  und  Art  des  Unfalles^  die  getöteten  oder  verletzten 
Personen,  die  Art  der  Verletzungen  und  gegebenenfalls  die  ent- 
sdiädigungsberechtigten  Hinterbliebenen.  An  dieser  Untersuchui^ 
können  teilnehmen  Vertreter  der  Genossenschaft  uncl  der  Kranken- 
kasse sowie  der  Betriebsunternehmer,  nicht  aber  der  Ent' 
schädigungsberechtigte. 

Auf  Grund  dieser  Untersuchung  erfol^^t  die  Feststellung  der 
Entschädigung  durch  die  Organe  der  Berufsgenossenschaft,  also  in- 
soweit es  sich  um  Folgen  voriibergehender  Natur  handelt,  durch 
den  Sektionsvorstand,  andernfalls  durch  den  Gcnosscnschaftsvorstand. 
Vor  der  Fests^plhin«:^  der  ICiuschädiguns^^  ist  dem  BerL'chti!:^t'en  durch 
Mitteilung  der  Ünierlagen,  auf  Grund  deren  dieselbe  zu  bemesi^en 
ist,  Gelegenheit  zu  geben .  sich  zu  äulsern.  Ueber  die  Festset/.ung 
der  Entschädigung  hat  das  ( )rL;an,  welches  dieselbe  vi>rgcuümmen 
hat,  dem  Berechtigten  einen  schriülichcn  P.cscheid  zu  erteilen,  aus 
welchem  die  Höhe  und  die  Art  der  Hrrcchnung  zu  ergehen  ist. 
Soweit  die  Fntschadiorung  nicht  vun  Amiswegcn  festgestellt  wird, 
ist  der  AnsjMuch  bc#  X'ermt  idiing  des  Ausschlufses  vor  Ablauf  von 
2  Jahren  bei  der  Genossenschatt  an/,uinelden.  Liegen  den  Bescheid, 
durch  welchen  der  Anspruch  abgelehnt  wird,  sowie  gegen  den  Bescheid, 
durch  welchen  die  Entschädigung  festgestellt  wird,  findet  die  Be- 
rufung auf  schiedsgerichtliche  Entscheidung  statt,  die  binnen  4  Wochen 
nadi  Zustellung  des  Bescheides  bei  dem  Schiedsgerichte  zu  erheben 
ist.  Die  Berufung  hat  keine  aufechiebende  Wirkung.  Das  Ver- 
fahren vor  dem  Schiedsgerichte  ist  durch  kaiserliche  Verordnung 
vom  3.  November  18S5  geregelt.  Damadi  findet,  falls  nicht  aus« 
nahmsweise  die  Berufung  sofort  durch  Bescheid  zurückgewiesen 
wirdf  eine  mündliche  Verhandlung  statt,  in  der  regelmäfsig  auch 
die  Beweise  zu  erheben  sind.  Wird  das  letztere  einem  Mitgliede 
des  Gerichts  oder  einer  öffentlichen  Behörde  ubertragen,  so  sind 
„die  Parteien**  dazu  zu  laden.  Gegen  die  Entscheidung  des  Schieds- 
gerichts ,  die  dem  Berufenden  und  der  Genossenschaft  zuzustellen 
bt,  steht  beiden  Teilen  der  Rekurs  an  das  Reichsversicherungsamt 
zu,  dl  r  innerhalb  4  Wochen  nach  der  Zustellung  einzulegen  ist 

Bildet  nun  das  Verfahren  vor  dem  Schiedsgerichte  die  erste 
oder  die  zweite  Instanz  ?  Die  „Berufung  auf  schiedsgerichtliche  Ent- 
scheidung" ist  an  sich  nicht  eine  „Berufung"  im  prozessualen  Sinne, 
also  die  Beschreitung  einer  höheren  Instanz,  aber  ebensowenig  ist 
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es  die  erste  Betretung  eines  gesetzlich  geordneten  Weges  zur  Aus- 
tragung eines  Streites,  wie  es  sein  müTste,  wenn  die  X'orverhand- 

lungen  vor  dem  Genossenschnftsorganc  nur  innere  Angelegeoh^ten 
der  Genossenschaft  wären,  die  lediglich  dazu  dienen,  dafs  die  letztere 
als  Schuldnerin  sich  darüber  schlüssig  wird,  ob  und  wieweit  sie  eine 
Entschädigungsforderung  freiwillig  anerkennen  und  erfüllen  wilL 
Deshalb  erlangt  der  Ausspruch  des  Genossenschaftsorf^anes,  der  an 
sich  nur  die  Wirkunj^  einer  Ablehnungs-  oder  Ainjikcniitniscrklärung 
des  Schuldners  haben  inülste,  formelle  Rechtskraft ;  uml  auch  wenn 
der  Entschädigungsberechtigte  gegen  ihn  Berufung  auf  schiedsge- 
richtliche Entscheidun;^  erhebt,  ist  er  vorläuhi;  vollstreckbar. 

Nun  ergeben  sich  daraus  aln-r  wunderliche  Fol;::^rii.  /un.ichst 
euistcht  die  Frage:  kann  die  ( lenossrnschafi  gegen  ihren  eis^eneii 
Bescheid  ebenfalls  Berufung  erheben:  Veranlassung  dazu  kann  in- 
sofern gegeben  sein,  als  Unterlagen,  von  denen  man  bei  dem  üe- 
scheide  ausgegangen  ist,  sich  nachträglich  als  unrichtig  ergeben. 
Ein  Angriff  auf  Grund  des  §  65  ist  nur  soweit  zulässig,  wie  in  den 
Verhältnissen,  welche  fiir  die  Feststellung  der  Entschädigung  mafs* 
gebend  gewesen  «nd,  eine  wesenüiche  Veränderung  eingetreten  ist 
Das  mufs  man  dodi  wohl  dahin  verstehen,  da(s  diese  Aenderung 
seit  der  Rechtskraft  der  Entscheidung  eingetreten  ist,  oder, 
wie  es  in  §  686  der  2vUproze(sordnung  heilst,  „seit  dem  Schlüsse 

derjenigen  mündlichen  Verhandlung,  in  weicher  Einwendungen  

spätestens  hatten  geltend  gemacht  werden  müssen.*^  Jeden&lls 
aber  müssen  „Veränderungen  eingetreten**  sein,  es  genügt 
nicht,  dals  die  Verhältnisse,  wie  sie  schon  bei  der  Festsetzung  be- 
standen, sich  nachträglich  in  einem  anderen  Lichte  darstellen. 
Ist  also  ein  Bedürfnis,  auch  der  Genossenschaft  das  Recht  zur  Be- 
rufung zu  geben,  nicht  zu  bestreiten ,  so  ist  es  doch  ein  höchst 
c^entiimliches  Ding,  dem,  der  den  Bescheid  selbst  erlassen  hat, 
dessen  Anfechtung  zu  gestalten.  Es  macht  sich  hier  eben  die  un- 
natürliche und  verfehlte  Doppelstellung  des  Gcnosscnschaftsorganes 
einerseits  als  Vertreters  des  Schuldners  und  andrerseits  als  Richter 
in  recht  auffälliger  V\'eise  geltend. 

Aber  es  ergeben  sich  noch  andere  Folgen.  XOni  Reiciis- 
gerichte'  l  ist  vor  einiger  Zeit  folgcnflcr  Rcchtsfall  entschieden.  I  ju 
Unternehmer,  der  zugleich  Landwirbichaft  und  einr  Zienrelei  betrieb, 
beschältigtc  einen  Arbeiter  teils  in  dem  einen  teils  in  dem  anderen 
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Betriebe,  Als  der  Arbdter  einen  Unfall  erlitt,  erhielt  er  durch  den 
Sektionsvorstand  der  landwirtschaftlichen  Benifegenosscnschaft  eine 
Rente  von  iSo  Mark,  zugebilligt.  Nachträglich  ergab  sich,  dafs 
er  zur  Zeit  des  Unfalles  in  der  Ziegelei  beschäftigt  gewesen 
war,  und  die  landwirtschaftlicbe  Berufsgenossenschaft  klagte  gegen 
die  Baugewcrksbcrufsgenossenschaft  auf  Ersatz  des  Gezahlten  und 
Feststellung,  dafs  für  die  Folge  die  Beklagte  zur  Erstattung  auch  der 
künftigen  Zahlungen  verpflichtet  sei.  Obgleich  vom  Gerichte  an- 
erkannt wurde,  dnfs  thatsächiich  die  1 'nt.schädioungspflichr  die  Bau- 
gewerksgenossenschaft  treffe,  wurde  doch  ausgesprochen ,  dafs  es 
kein  Mittel  gäbe,  die  landwirtschaftliche  Genossenschaft  gegen  die 
Folgen  ihrer  einmal  abgegebenen  Erklärung  zu  schützten  und  deshnlh 
die  Klage  abgewiesen.  Das  ist  offenbar  der  Billigkeit  durchaus  wider- 
sprechend. Nach  allgemeinen  RechtsL^rundsat/.eii  und  wenn  man  den 
Fe^tstellullgsbescheid  nur  als  ein  SchuldaiiLi kenntnis  aulTalst,  würde 
die  Sache  so  liegen,  dafs  vielleicht  die  Erstattung  des  einmal  Ge- 
zahlten von  der  Baugewerksgenossenschaft  nicht  gefordert  werden 
könnte,  weil  die  landwirtschaftliche  Genossenschaft  bei  der  Zahlung 
nicht  die  Absicht  der  Geschäftsführung  (animus  negotia  gerendi) 
gehabt  hat  Aber  das  Recht  des  Verletzten  gegen  die  Baugewerks- 
genossenschaft würde  jedenfalls  soweit  bestehen  geblieben  sein,  wie 
es  noch  nicht  durch  Zahlung  getilgt  ist,  und  der  Einwand,  den  die 
letztere  etwa  aus  der  Erklärung  der  landwirtschaftlichen  Genossen- 
schaft herleiten  wollte,  würde  als  exceptio  cx  jure  tertii  oder  Be- 
rufting  auf  ein  inter  alios  actum  verworfen  werden.  Es  stände  des- 
halb mindestens  der  Weg  offen,  den  Verletzten  dazu  zu  bestimmen, 
sein  Recht  g^n  die  Baugewerksgenossenschaft  geltend  zu  machen, 
wozu  er  um  SO  leichter  zu  bewegen  sein  würde,  als  er  dort  eine 
höhere  Rente  erhielte.  Damit  aber  wäre  die  landwirtschaftliche 
Genossenschaft  befreit  und  alles  in  der  der  Billigkeit  und  dem  Rechte 
entsprechenden  Ordnung.  Jetzt  wird  das  r^'i<' geschlossen  durch 
dt  n  Charakter  der  abgegebenen  Erklärung  des  Berufsgenossen^^chaft-- 
vorstandes  als  einer  behördlichen  Entscheidung,  die  in  Ermangelung 
einer  liegen  sie  t  ingelei^'tcn  Berufung  den  Entschädigungsanspruch 
des  BerechtiL,''t(  n  endgültig  regelt. 

Aus  diesem  Grunde  und  da  ich  es  für  gruncbatzlich  unrichtig 
halte,  dem  (tenossenschaftsvorslaude  in  einem  Rechtsverhältnisse, 
in  dem  er  W  rtrelcr  einer  Partei  ist,  die  Stellung  einer  Behörde  an- 
zuweisen ,  kann  ich  auch  den  Vorschlag  von  E.  Lange ')  nicht 
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bÜUgen,  „den  FeststeUungeo  der  Unternehmerverbäade  durch  die 
Mitwirlmag  von  Vertretern  der  Versicberteo  den  Charakter  wirk- 
licher Urteile  zu  geben".  Die  Feststellung  tnufs  den  Ge- 
nossenschaftsorgaaen  ganz  genommen  und  auf  Be- 
hörden übertrafen  werden,  vor  denen  beide  Parteien 
vertreten  sind.  Hierzu  dürften  sich  am  besten  die  Orts» 
Polizeibehörden  ei^^men,  solange  einmal  diesen  die  Uofalluoter- 
suchung  übertragen  ist.  An  die  letzteren  würde  sich  ein  Einigungs- 
verfahren ganz  naturgemäfs  anschliefsen.  Ob  man  die  Polizei- 
behörde lediglich  auf  den  Versuch,  eine  Einigung  herbeizuführen, 
beschränken  oder  ihr  das  Recht  einräumen  will,  eine  Entscheidung 
'/u  treffen,  i:;<  f^Ln  welche  die  HerufunL^  an  das  SchiedsLjericht  statt- 
hüd(  r,  ist  eine  i-rage  von  untergeorcineter  Bedeutung:  im  crstmn 
Falle  würde  die  Anrufung  des  Schiedsc;eriehts  überhaupt  als  erste 
Betretung  des  Streitwt  <^as  erscheinen.  In  beiden  l'"allen  aber  wäre  es 
möglich,  entsprechend  dem  VorsciilaL^e  E.  Langes 'l.  die  Schieds- 
gerichte eines  gewissen  Bezirkes  zu  einer  Gesamtur:_;  inis;itiün  zu- 
sammenzulassen oder  sie  mit  den  (tc  Werbegerichten  zu  vereinigen. 

Ueber  andere  wichtige  Fra:;en  der  Reform  kann  ich  hier  hin- 
weg gehen,  da  ich  sie  erst  vor  kurzem  bei  Besprechung  des  „Ent- 
wurfes eines  Gesetzes  betreffend  die  Abänderung  von  Arbeiter- 
verächerungsgesetzen**  in  diesem  Archive  erörtert  habe.  Dies  gilt 
insbesondere  von  der  Verschmelzuog  der  gesamten  Arbeiterver- 
sicherung. Dagegen  glaube  ich  auf  etoe  dort  ebenfaUs  behandelte 
Frage,  nämlich  diejenige  nach  dem  Grundplaneder  Organi- 
sation und  den  Trägem  derselben,  insbesondere  der  Berechtigung 
der  Berufsgenossenschaften,  hier  noch  kurz  zurückkoaunen 
zu  sollen,  da  die  Vorlage  in  dieser  Beziehung  ihre  wesentlichste 
Abweichung  von  dem  früheren  Entwürfe  vom  23.  Juni  1894  aufweist. 
Dieser  Entwurf  hatte  skh  die  Aufgabe  gestellt,  das  Handwerk 
und  Kleingewerbe  in  die  Versicherung  einzubeeiehen  und  war 
dadurch,  dafs  hier  ganz  andere  Verhältnisse  ab  in  der  Grofsindu- 
strie  bestehen,  gezwungen  gewesen,  die  zunächst  nur  fUr  die  letz- 
teren geschaffenen  Formen  und  Einrichtungen  einer  gründlichen 
Revision  zu  unterziehen.  Da  sich  bei  derselben  bald  ergeben 
mufste,  dafs  jene  Formen  und  Einrichtungen  für  die  Verhältnisse 
des  Kleinbetriebes  durchaus  unbrauchbar  waren,  so  war  man  ge- 
zwungen gewesen,  hier  wesentlich  neue  Bahnen  einzuschlagen.  So 
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hatte    man  vor   allem  die  Berufsgenossenschaften,  das 

Schofskiad  der  Grofsindustrie,  aufgeben  müssen  2U  Gunsten  „ört- 
licher Organe  für  möglichst  kleine  Bezirke",  der  sog.  Versiche- 
rungsgen nssenschaften.  In  ihnen  liefs  man  die  ehrenamtliche 
Verwaltung  fallen  und  übertrug  den  Vorsitz  im  V^orstande  einem 
staatlicher-  oder  kommunalerseits  ernannten  Beamten,  ja  es  sollte 
sof:jar  zulässig  sein,  die  ganze  Verwaltung  „besonderen  Behörden 
oder  Beamten,  tlercn  Bestimmun[:^  der  Zentralbehörde  überlassen 
bleibt",  7.\\  ühertra<j^en.  ]  )ie  Genossenschaft  .solhe  rci^clmafsii^  für 
„weitere  Koiiimunalverbände"  t;ebildet  werden,  das  einzige  örtliche 
Organ  ist  der  „Vertrauensmann",  der  weitgdiendi'  Befugnisse  und 
insbesondere  das  Recht  hat,  die  Entschädigungsbelräge  fest/.usci/.en, 
sow  eit  e-^  sich  um  tlie  Kosten  des  Heilverfahrens  oder  Beerdigungs- 
kosten und  die  Rente  für  eine  voraussichtlich  vorübergehende  l'.r- 
werbsunfahigkeit  handelt.  Das  Uml;i';e\  ei  Kihren  ist  durch  das  Ka- 
pitaldeckungsvcrfahrcn,  die  Gcnosscnschaftsversannnlung  durch  eine 
V^ertreterversaramlung  ersetzt  Audi  von  den  jährlichen  Nach- 
weisungen über  die  beschäftigten  Personen  und  die  von  diesen  ver- 
dienten Löhne  und  Gehälter  hatte  man  die  Unternehmer  befrdt,  indem 
man  eine  von  der  Gemdodcbehörde  vorzunehmende  Abschätzung 
jedes  Betriebes  ,,nach  der  Zahl  der  durchschnitdich  das  ganze  Jahr 
hindurch  in  den  Betrieben  beschäftigten  versicherten  Personen  (Voll- 
arbeiter}**  an  die  Stelle  setzte,  wobei  die  im  Laufe  des  Jahres  ein- 
getretenen Veränderungen  aufser  Betracht  bleiben  sollten.  Noch 
ivdter  ging  man  in  der  Vereinfachung  bei  Aufbringung  der  MitteL 
Der  Grundsatz,  dafs  Leistung  und  Gegenleistung  sich  stets  bis  in  alle 
Einzelheiten  hinein  ausgleichen  rnüfsten,  warf  man  kühn  über  Bord, 
indem  man  von  der  Annahme  ausging,  dafs  „die  Höhe  des  Lohnes 
der  einzelnen  Versicherten  meist  nur  geringe  Unterschiede  auf- 
weisen und  nur  ^'erin^^cn  Schwankungen  unterliegen  wird".  „Der 
hieraus  erwachsende  Vorteil  der  Einfachheit  und  Billigkeit  der  Ver- 
waltung;" erschien  ., bedeutend  genug,  um  das  Bedenken  aufzuwiegen, 
dals  die  Gleichmärsigkeit  der  Beitragsleistung  der  verschiedenen 
Höhe  des  von  den  Genossenschaften  getragenen  Risikos  insoweit 
nicht  völliu^  entspricht,  als  in  der  Höhe  der  EntschadiL^^imgen 
gewisse  X'erschicdenheiten  nacli  Durchschnitts-  oder  Individual- 
lt')hnen  vorgesehen  sind".  Ja,  der  Entwurf  gestattete  eine  noch 
einfachere  Aulbrini^ung  der  Miliel,  nämlich  lediglich  durch  Zu- 
schlage zu  öffentlichen  Ab -aben.  Dabei  dachte  man  ausweis- 
lich der  Begründung  in  erster  Linie  au  die  Gewerbesteuer  und 
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hatte  für  soldie  Betriebe»  die  3ir  nicht  unterliegen,  Ergänzungen 
ins  Auge  ge&(st  Also  allein  der  schätzungweiae  festzustellende 
Umfang  des  Gewerbebetriebes  sollte  zum  Anhalt  fUr  die  Ver- 
teilung der  Last  genooaroen  werden.  Mit  Rücksicht  auf  besonders 
schwache  Schultern  war  sogar  vorgesehen,  dafs  auf  Grund  statu- 
tarischer Vorschrift  „fiir  bestimmte  Bezirke  oder  Betriebszweige  die 
Beiträge,  welche  auf  die  Betriebsuntemehmer  entfallen,  an  Stelle 
der  Unternehmer  ganz  oder  teilweise  durch  Gemeinde-  oder  Kom- 
munalverbände aufzubringen  sind",  wobei  also  statt  der  dgentUch 
Verpflichteten  einfach  die  Gesamtheit  eintrat 

Dio  Vork^fe  hat,  wie  oben  ausgeführt,  das  Handwerk  und 
Kleingewerbe  aus  ihrem  Kreise  ausgeschieden,  dafür  aber  hat  sie 
andere  Kleinbetriebe  einbezi^en,  nämlich  die  Kleinschiffahrt 
und  die  Fischerei,  die  ganz  ähnliche  Verhältnisse  zeigen  und 
deshalb  ebenso  unvermeidlich  zu  einer  Abweichung  von  dem  früheren 
System  zwin^^t^n.  Demgemäfs  schafft  auch  hier  dtf^  Vorlage,  ob- 
gleich Träger  der  Versicherung  formell  die  Seeberiifsgenossenschnft 
bleibt,  doch  f'ir  dirse  Betriebe  eine  besondere  ICinricht uni^  in  der 
,,Ve rsic  h  e  r  u  n  g  s a  n  s  t  a  1 1",  die  in  ihrer  Verwaltung,  wie  in  Ein- 
nahmen und  Ausgaben  von  der  Herufsgenossciischaft  ganz  getrennt 
zu  halten  ist.  Das  U  m  läge  v  e  r  f  a  h  r  e  n  isi  mit  dem  Prämien - 
System  vertauscht  und  die  Last  ist  /Air  liiiifte  schon  durch  das 
Gesetz:  den  K  o  m  m  u  u  <i  1  v  c  r  !>  a  n  de  n  zugewiesen,  woneben 
dem  Statut  freigelassen  isi,  auch  die  andere  Mähte  den  ÜLiiieinden 
au&uerlegen.  Die  Verwaltung  ist  zwar  der  Genossenschafts- 
versammlung  und  dem  Vorstande  ubertragen,  aber  nur,  „soweit 
nicht  besondere  statutarische  Bestimmungen  getro/Ten  werden*',  es 
ist  also  zulässig,  dafs  die  Genossenschaft  sich  der  Verwaltung 
gänzlich  entäulsert. 

Die  wesentliche  Bedeutung  dieser  Vorschriften  liegt  in  dem 
Eingeständnisse,  dafs  die  Berufsgenossenschaften  sich  als 
unfähig  erwiesen  haben,  die  Versicherung  zur  Durch- 
führung zu  bringen,  sobald  man  das  Gebiet  derGrofs- 
industrie  verläfst  Es  mag  ja  als  zweckmäfsig  anerkannt 
werden,  dafs  man  bd  einem  Unternehmen,  wie  der  Arbeiter- 
Versicherung,  bei  der  es  an  Erfahrungcjn  und  Anhaltspunkten  noch 
völlig  fehlte,  den  Weg  einschlug,  zunächst  diejenigen  Arbeiter- 
klassen herauszugreifen,  di^  wie  die  Arbeiter  der  Grofsindustrie, 
sich  von  selbst  in  grofsen  Gruppen  sonderten  und  so  in  organi- 
satorischer Hinsicht  manche  Erleiditerungen  boten.   Aber  nachdem 
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man  jetzt  daran  gegangen  ist,  das  ganze  Gebiet  zu  um&ssen,  sollte 

man  einsehen,  dafs  Formen,  die  für  einzelne  Teile  geeignet  sein 
mochten,  für  die  Gesamtorganisation  nicht  brauchbar  sind,  und  dafs 
man,  wenn  nicht  die  jetzige  Zcrsplittcrunf^  und  KraftverL,a'udung 
bestehen  bleiben  soll,  ^^c^wunf^en  ist,  andere  l''ormen  /.u  suchen, 
die  für  alle  (rr Uppen  gemeinsam  braucliijar  sind.  Die  Beruts- 
genosscnschaft  ist  als  solche  Form  nicht  anzuerkennen,  an  deren 
Stelle  haben  vielmehr  örtliche  Organe  als  Träger  der  \'  e  r  \v  a  1  - 
tung  zu  treten,  womit  völlig  vereinbar  ist,  grofse  Verbände  als 
Träger  der  Last  zu  schaffen. 

Ich  will  aui  diese  an  anderer  Stelle  bereits  ausgiebiL;  erörterte 
Frage  hier  nicht  eingehen,  sondern  mich  auf  diese  früheren  Aus- 
führungen beziehen.  Soll  ich  auch  über  diese  Vorlage  ein  Gre- 
samturteil  abgeben,  so  kann  dasselbe«  was  die  Aufgabe  dner 
grofsen  organischen  Reform  betrifft,  ebenfalls  nur  ungOnstig  lauten. 
In  Einzelheiten  enthalt  die  Vorlage  wertvolle  Besserungsvorschla^e, 
und  obgleich  auch  in  dieser  Beziehung  noch  manches  änderungs- 
bedürftig ist,  so  würde  doch,  solange  man  äch  nur  dieses  niedrigere 
2Sel  steckt,  die  Annahme  des  von  der  Regierung  Gebotenen  einen 
Fortschritt  bedeuten. 
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Die  Arbeitslosenversicherung  in  St  GaUen. 

Von 

THEODOR  CURTI, 

Rf^'iorungsrat  in  St.  Gallen. 

Am  8.  N()vcin!>er  1896  hat  die  Bürgerversammlung  der  politisc  hcii 
Gememdc  St.  (.iallen  beschlossen,  ihre  Arbeitslosenvcrsichcruiigska:jse  auf 
den  30.  Juni  1897  zu  liquidieren.  Der  Gemeinderat  wollte  die  Kasse 
versadisweise  noch  ein  Jüa  weiter  bestehen  lassen,  etwa  drei  Fünftel 
gegen  zwei  Fünftel  der  Stimmenden  sprachen  sich  aber  für  die  Auf- 
hebung derselben  aus  und  unter  den  letztern  befanden  sich  zahlreiche 
Arbeiter.  Da  St.  Gallen  zuerst  eine  Arbeitsloscnversicheningskasse  mit 
obligatorist  httn  Charakter  einsjeführt  hat,  bildet  der  genannte  Rcschlufe 
nun,  wie  sic}i  licgrriten  labt,  den  Gegenst;uid  viilLT  Kninmentare. 

Ist  mit  dem  Beschlüsse  da.s  Prinzip  des  Obligatoriums  selbst  des- 
avouiert? Bestehen  Aussichten,  dafs  dasselbe  in  einer  andern  Form  wieder 
Anwendung  finden  werde  oder  muis  man  die  in  St  Galten  gemachten 
Versuche  sdion  als  abgeschlossen  betrachtm }  Eine  Darlegung  der  that- 
sächlidhen  Vorgänge  wird  uns  liicrüber  Atiskunft  erteilen. 

Den  19.  Mai  1894  erlieis  der  Kanton  St.  Gallen  ein  Gesetz  l  e- 
f reffend  die  VersiLhenm«;  p;*"i?en  die  Fullen  der  Arbeitslo-,i!j;kcir,  \\elches 
die  politischen  Geiiu  indeu  berechtigte,  entweder  l  ir  sich  allein  oder  in 
Verbindung  mit  andern  Gemeinden  die  obligatorische  Arbeitslosenver- 
sicherung einzufiibren.  Dem  Versicherungsverband  beizutreten  wurden 
alle  nUUmltdien  Lohnarbeiter  verpflichtet,  deren  durchschnittlicher  Tage- 
lohn 5  Franken  nicht  übersteigt,  vorausgesetzt,  dafs  sie  nicht  bereits 
einer  firetwfl%en  Versicherung,  die  entsprechende  Pflichten  und  Rechte 
besafs,  angehörten.  Was  die  weiblichen  Personen  anbetriflt,  konnte  den- 
si'lben  der  Beitritt  gestattet  oder  für  sie  ohhcatorisch  gemarht  werden. 
Kine  amtliche  Kommission  hatte  die  \'er\valtun(,'  zu  hcsoi^u  11  uiul  in 
dieser  Kommission  war  den  Verbandsmitgliedern  selbst  eine  \  ertretung 
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einziiranmen.  Weiter  bestimmte  das  Gesetz,  dais  die  wörhcntlichcn 
Beiträge  eines  Mitgliedes  30  Ra])prn  1  Ceniimesj  nicht  übersteigen  diiiteii; 
dafs  Unterstützungen  nur  denen  gewaiirt  wertlen  sollen,  die  ohne  eigenes  \  er- 
schulden  arbeitsk»  geworden  sind  und  dafs  die  Bezugsi>Hicht  erst  6,  bei 
Ausländem  erst  12  Monate  nach  ununterbrochener  Zahlung  der  Beiträge 
beginnen  soll;  dafs  die  Unterstütsung  wenigsfens  einen  Franken  fUr  den 
Arbeitstag  als  Taglohnausfall  m  betragen  habe :  dafs  ciiinudige  Arbeits- 
losigkeit unter  fünf  auf  einander  folgenden  Tagen  innerhalb  dreier  Mo- 
nate lu  keinen  Geldbe/ligcn  berechtige  und  dafs  endlich  die  Unter- 
stützung für  dasselbe  Mitglied  bis  auf  iiochsiens  10  W  cu  hen  oder  60 
Tage  eines  Jahres  geleistet  werde.  Mit  jeder  V'ersicherungskasse  soll 
nach  dem  Gesetze  ein  Arbeitsnachweisbureau  verbunden  werden.  Die 
Auslagen  der  Versicherungskasse  sind  durch  die  wöchentlich  oder  mo- 
natlich zu  leistenden  Beiträge  der  Verbandsmitglieder  sowie  durch  die 
Zuschüsse  der  Gemeinden  und  des  Staates  zu  leisten,  von  denen  die 
erstem  jedoch,  die  Verwaltungskosten  iricht  ini^erechnet,  nicht  mehr  als 

2  Franken  auf  jedes  Mitglied  betragen  dürfen. 

Auf  Grund  der  kanlonalcii  (jeset/geliung  \  lt->U(  lue  man  die  Stadt 
St.  Galicu  luii  den  beiden  Gmieinden  Tablal  und  SiraubcnzcU,  die  als 
ihre  Vorstädte  augesehen  werden  können,  zu  einem  Arbeitslosenver- 
sicherungsverbande  zusammenzuschließen.  In  Tablat  und  Straubenzell 
mifslang  jedoch  der  Versuch  und  infolge  dessen  war  von  Anfang  an  das 
Versioherungsgebiet  kleiner,  als  wünschenswert  gewesen  wäre.  Die  Stadt* 
gemeinde  liefs  sich  hierdurch  nicht  beirren.  .Sie  fiihrte  die  Versicherung 
in  der  Wei^c  ein,  dafs  jeder  Versicherte  bei  einem  Lohne  bis  und  mit 

3  Franken  eine  \Vochenj)rämie  von  1 5  Rp.,  bei  einem  Lohn  bis  zu  4 
Franken  eine  solche  von  20  und  bei  5  Franken  eine  von  30  Rp.  zu 
zahlen  hatte.  Dafür  wurde  die  Tagesentschädigung  bei  den  Prämien 
von  15,  20  und  30  Rp.  auf  i  Frankoi  80  Rp.,  2  Franken  10  Rp.  und 
2  Franken  40  Rp.  festgesetzt.  An  die  Spitze  der  Verwaltung  trat  eine 
neungliederige  Kommission,  in  welcher  der  Gemeinderat  init  2,  die  Ar- 
beiterschaft mit  7  Mitgliedern  vertreten  war  und  zwar  wurden  von  den 
letztern  4  aus  den  organisierten  Arbeitern  durch  die  Arbeiter-Union  er- 
nannt. Das  Präsidium  der  Kommission  übernahm  der  G»emcindenmraann, 
Herr  Müller,  welchem,  wie  bemerkt  sem  mag,  die  .Arbeiter  Vertrauen 
cutgegeubrachien. 

Auf  Ende  Juni  1896  betrug  der  Totalbestand  der  eingeschriebenen 
Versicherten  4220,  wovon  itSs  infolge  vonTod  und  Wegzug  abgeschrieben 
werden  mufsten,  so  dafe  im  Monat  November  noch  3035  Prämienpflichtige 
verblieben  waren.  Von  diesen  entfielen  auf  den  Kanton  St.  Gallen  1125, 
auf  die  Nachbarkantone  Thurgau,  Appenzell- Ausserrhoden  nn  l  Zürich 
488,  3?4  und  176,  auf  die  Schweiz  im  Ga!i?en  2615,  auf  \N  ürttenberg 
498,  (>estereich  369,  Italien  186,  rreutsen  180  und  auf  das  Ausland 
im  Ganzen  4220.    Nach  den  Berufszweigeu  standen  obenan  die  Tag* 
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werker  mit  378,  die  Kommis  mit  3::  5.  die  Schreiner  mit  216,  die 
Maurer  mit  210.  Es  lolgten  197  Kn'  (htc  und  Sennen,  177  /eichner, 
142  Metzger,  141  Schneider,  126  Schlosser,  114  Schuster,  108  Buch- 
binder, 107  Maler,  dann  mit  weniger  als  100  Mann  die  Ausläufer, 
Packer»  Bäcker,  Sticker,  Zimmerleute»  Appreteure  u.  s.  w.  Die  Typo- 
graphen,  deren  Verband  eine  gut  ausgestattete  Verricheningffkasse  besitst, 
hat  man  vom  Beitritt  befreit,  ebenso»  weil  ihr  Tagesverdienst  nicht  wohl 
konstatiert  werden  kann,  die  Dienstroänner  und  Agenten,  sowie,  da  sie 
meist  ijesieherte  Stellen  haben,  die  Angestellten  der  Post,  des  Tele- 
graphs  und  der  Eisenbahnen. 

Hinsichtlich  der  \'eiÄit:hcruiigi.|irainicn  /ligic  »ich  die  Erscheinung, 
dafs  der  Zudraug  iüt  untersten  Klasse  ein  ganz  überwiegender  war: 

bei  d«-  untersten  Prftmienklasse  liefsen  sich  einschreiben  289S 

oder  68,62  % 

„    „  mittleren        „      „    liefsen  sich  einschreiben  1179 

oder  27,93  % 

„   ,«    oberen         »,      „    Uelsen  sich  einschreiben  146 

oder  .3.45  '7,,. 

Ciegen  diese  :iu  -^ich  nicht  überraschende  Neigung  nach  unten  l.iNt 
sich  nicht  wohl  aufkommen  angesichts  der  seit  einigen  Jahren  herrschen- 
den Gescfaäftsstockung,  die  auch  dem  richtigen  Arbeiter  unfreiwillige 
Arbeitspausen  auferlegt,  welche  den  Lohn,  auf  das  ganze  Jahr  verteilt, 
herabdrücken.  Mit  Rtickacht  auf  die  Leistungen  der  Stadt  insbesondere 
fiir  die  unentgettUcbe  Schule  sind  die  Arbeiter  in  der  Grofszahl  in  die 
zweite  Steuerkla^  (1000  Franken  Einkommen)  eingereiht  und  so  bildete 
ilin  Einbe/ichnng  in  den  Arbci(s!o-,en-Versicherungverband  eine  nicht 
uuwesenüiche  Steigenmg  der  Al>u;il)cn.  Dafs  der  Prämiencinzni:  ein 
schwieriger  und  weitläufiger  sein  mufste,  war,  v\  k-  der  Kouimissions- 
bericht  sagt,  vorauszusehen:  die  erlassenen  Mahnzettcl  zählen  nach 
Tausenden;  die  angehobenen  Rechtsbetreibungen  führten  nur  teilweise 
zum  Resultate.  „Es  gibt  immer  und  Überall  Leute»  die  jahraus  jahrein 
nie  bei  Kasse  sind  und  bei  denen  man  auch  nicht  auf  die  auflegten 
Rechtskosten  kommt." 

Die  Enlschädigungsbezüge  begannen  für  die  Niedergelassenen  tmd 
schweizerischen  Attfenthalter  nach  Ablauf  einer  sechsmonat!i<  hon  Prämien- 
zahlung, also  mit  Neujahr  1896;  da  die  ;iu>.lan(i)schen  Aufenthalter  erst 
nach  zwolfmonatliciier  Zalilung  zum  Cicuufh  gelangen,  spielte  diese  Ka- 
tegorie der  Arbiter  im  Berichtsjahre  noch  keine  Rolle. 

Hinsichtlich  der  Berechnung  der  auszuzahlenden  Arbeitslosenent- 
schädigung wurde  entschieden,  dafs  5  Tage  Arbeitslosigkeit  genügen, 
auch  wenn  sie  unterbrochen  worden  sind»  und  gleichzeitig  auch,  dafii  für 
diese  ersten  Tage  die  Entschädigung  einzutreten  habe,  da  der  Gesetz- 
geber offenbar  nicht  einen  regelm.lfsif^en  Abni?;  für  5  Tage  .Arbeitslosig- 
keit machen,  sondern  nur  bestimmen  wollte,  dafs  nicht  jede  zufällige 
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Aussetzung  fier  Arbeit  an  wenigen  vereinzelten  Tngeu  den  Charakter 
einer  in  Betracht  fallenden  Arbeitslosigkeit  bedeuten  solle. 

Als  arbdtelos  haben  sich  vom  2.  Januar  1896  bis  30.  Juni  1S96 
430  Mann  angmeldet,  wovon  287  im  Monat  Januar,  und  von  diesen 
waren  die  Mdsten  Erdarbeiter,  Taglöhner  mid  Handlanger,  nämlich  205, 
sowie  Maurer,  nämlich  47,  also  „Saisonaibdter'S  deren  Gewerbe  von  der 
Jahreszeit  besonders  abhängig  ist.  Dagegen  gehörten  zu  den  Arbeits- 
losem nur  fianz  wenige  Kommis.  Zeichner,  Metzger,  Schneider,  Schreiner, 
Schlot>ser  u.  s.  w.,  ol>\sohi  diese  in  der  Zahl  der  Prainicn/'aliler,  wie  wir 
gesehen  haben,  sofort  nach  den  Tagewerkern  folgen.  Kominis  w.ircii 
nur  14,  Schlosser  nur  2.  Von  den  430  Arbdtslosen  verlangten  363 
Entsdiädigungen,  während  67  wieder  Arbeit  fanden.  77  Mann  bezogen 
die  Entsdiiädigttng  60  Tage  lang,  6  59,  58  4  Tage  lang;  nur  5 — 10 
Tage  lang  haben  45  Mann  Entschädigung  bezogen. 

„Der  gröfste  Teil  der  Bezüger",  sagt  der  Bericht,  „besteht  aus  un- 
gelernten Arbeitern  (Handl.mr^ern  und  d^\.),  die  von  jeher  das  Gros  der 
regelmässigen  Arbeitslosen  eehiUUt  haben;  die  qualifizierten  Arbeiter 
bilden  die  Hatijitstutze  der  Vei^icherung.  Es  mufs  auch  gesagt  werden, 
dafe  die  erstem  durchschnittlich  die  säumigsten  Prämienzahler  sind  und 
es  mit  dem  Aufsuchen  von  Arbeit  und  Veibldbea,  bei  deiselben  teilweise 
wenig  emsthaft  nehmen.  Am  naivsten  war  das  Begehren  derer,  die  nach 
Neuj^  die  monateweis  rückständigen  Prämien  einfach  an  der  Arbeits- 
losenentschädigtmg  abziehen  lassen  wollten ;  in  solchen  Fällen  wurde  der 
Verzug  in  der  Prämienzahlung  mit  2  Franken  per  vmpäteten  Monat 
geahndet.'' 

Der  Arbeitsnachweis,  den  das  Gesetz  versieht,  konnte  von  der  Ver- 
sicherungskasse ntir  in  sehr  unvollkommener  \S  eise  geptlcgi  werden,  denn 
die  Fachvereine  besitaen  ihre  Einrichtungen  hierfür  längst,  bloft  Hand> 
langer  begehrte  man  auf  dem  Arbeitsmarkte  nicht  und  einer  Nachfrage 
nach  aufisen  Ivauchten  die  Arbeitslosen  nicht  zu  folgen.  Gleichwohl  aber 
glaubte  die  Kommission,  in  Zukunft  eine  bessere  Ausnütsung  der  freien 
Arbeitskräfte  erzielen  zu  können. 

Die  \'cnvaltnnuskosten  in  der  Höhe  von  56 iS  Franken  18  Rp.  hat 
die  Gemeinde  getrauen  und  dazu  noch  einen  Beitrag  von  6000  tranken 
bewilligt.    Der  Kauton  sicherte  einen  Beitrag  von  3000  Franken  zu. 

Damit  befand  sich  die  Betriebsrechnung  für  1896  97  im  Gleich* 
gewicht.  Man  kann  annehmen,  dafs  die  Ausgaben  im  Betrage  von  rund 
40000  Franken  durch  die  Prämiensahlungen  und  die  Beiträge  von  Ge* 
meinde  und  Kanton  gedeckt  werden. 

Wenn  gleichwohl  die  Auflösung  des  Versicharungsverbandes  be- 
s(  lilossen  worden  ist,  so  lag  die  \>ran!assuns[  hierzu  nicht  darin,  dafs 
man  sich  bei  Feststellung  der  Prainiens;U/.e  und  Entschädigungssumme 
verrechnet  hatte  und  aucli  nielit  in  der  /n  starken  Ausnutzung  des  Ent- 
schädigungsanspruches für  Oo  Tage  durch  die  Arbeitslosen  oder  in  der 
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durch  die  Verhältnisse  cin^ceii^te  Anwendung  des  Arbeitsnachweises, 
soiKlcrii  in  den  tiiultTu  Orunden,  wtli  hc  heiläufig  schon  angesehen 
worden  sind.  Die  tjuaiifizierten  Arbeiter  wurden  die  (iegncr  des  In- 
stituts, weil  sie  wohl  Prämien  zu  zahlen  hatten,  aber  ohne  die  Aussicht 
blieben,  Entschädigungen  zu  beziehen.  In  unsem  Beniftaiten  gibt  es 
keine  oder  nur  ganz  wenige  Arbeitslose,  —  erklärten  sie  — ,  weshalb 
sollen  wir  die  Kasse  aliinentieren  und  zwar  durch  unsere  höhem  Bei- 
!ra;:s>L  ;>tungen?  Sie  wollten  dem  (iedanken  der  Solidarität  der  arbeiten- 
vk  ii  Kl  issc  nicht  diese  w*eite  Auslegung  gegeben  wissen,  sondern  machten 
geltend,  daf«  jeder  Beitragspflichtige  aus  ihren  Reihen  dtirch  die  20  oder 
30  Rp.  Wüchenpräinie  zu  den  Steuern,  die  er  ohnehin  bezahlt,  noch 
eigens  gewissermafscu  mit  ciuci  Arbeitslosenversicherungssteuer  von 
10  Franken  40  Rp.  beziehungsweise  15,60  Rp.  (in  52  Wodien)  belastet 
werde.  Mit  zuviel  Ungestüm  verlangten  sie  die  Aufhebung  der  Kasse, 
die  ein  bemerkenswerter  Versuch  des  Staates  ist,  der  Arbeiterklasse  bei- 
zustehen :  aber  im  Kerne  war  ihre  Heweisfiihrung  zutreffend. 

Das  Komite  der  demokratischen  Partei  des  Kantons  St.  (iallen  hat 
sich  übrigens  bei  dem  Entscheide  der  pcnannicn  Ociru  indeversamnihinir 
nicht  ]>enihi'4t,  sondern  eine  Kommis.sioii  iiewalih,  «ieien  \  i ii>it/cnder 
Kantonsrat  Heinrich  Schcrrer,  ein  JuIi^l  und  Volkswirt,  der  frühere 
Präsident  des  GrütUvereins  ist,  um  zu  untersuchen,  ob  die  Arbeitslosen* 
Versicherung  nicht  auf  einer  richtigem  Grundlage  fortgeführt  werden 
könnte.  Die  Ausdehnung  auch  über  die  Nachbargemeinden  Tablat  und 
Straubenzell  scheint  eines  der  Mittel  der  Hülle  zusein,  welches  die  demo- 
kratischen  und  sozialdemokratischen  Führer  dieser  Gemeinwesen  zu  er- 
irrf"ife?i  willen«;  sind.  —  ein  y-wfitfs  nnd  virileicht  no<h  wirks.^mere';  Mittel 
wäre  die  BcIrrinDg  gewisser  Arbcilerklassea  von  den  FrätniLii/ai)luiit:cn 
und  eine  entspret  hende  höhere  Heitragsleistung  der  Gemeinde-  und  des 
Staats  allein  oder  mit  ihnen  auch  der  Arbeitgeber  solcher  Gewerbe,  in 
welchen  die  Arbeitslosigkeit  mit  Kegel mäisigkeit  eintritt.  Dem  Versuche 
dieser  Kommission  wendet  sich  die  Teihiahme  weitester  Kreise  zu. 
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JCähier,  Dr.  jur.  et  phil.  WÜkiUn^  Referendar  in  Halle  a.  S: 
Gtsmdewesen  und  Gtsmätrecht  in  Diuischland.  Jena  (Gustav 
Fischer)  1896.  X.  u.  227  S.  (Hd.  1 1  der  Sammlung  national- 

ökononii^rlirr  und  statistischer  Abhandlunfren  des  staatswissen- 
schaftlichen Seminars  zu  Halle  a.  S»,  heraushieben  von  ProC 
Conrad). 

Der  Verfasser  bezeichnet  als  Zweck  seiner  Arbeit  „die  bestehenden 
thatsKchlichen  und  rechtlichen  Verhültnisse  des  Gesindes  darzustellen  und 
zu  prüfen,  ob  die  Gestaltung  derselben  eine  gesetzliche  Neuregelung  ver- 
langt". 

Nath  einer  kurzen  historischen  Einleitung  über  die  Wurzeln  des 
Gesindi  Wesens  in  Stadt  und  i.and,  giebt  uns  Verf.  eine  Uebersicht  über 
die  Knivsii.kclung  des  Gesindes  in  den  verschiedenen  deutschen  .Staaieu, 
üoweit  sich  eine  solche  Enuvickelung  aus  den  Statistiken  erkennen  läfst.  Es 
ist  begreiflich,  dafs  man  für  das  vorige  Jahrhundert  gar  kein  Zahlenmaterial 
beibringen  kann;  aber  auch  für  dies  Jahrhimdert  ist  das  Material  lückenhaft 
und  fast  unvergleichbar.  Fthr  Preufsen  stUtzt  sich  Verf.  hinsididich  der 
älteren  Zeit  teils  auf  eine  Arbeit  von  Hoffmann,  teils  attf  die  aintlichea 
Gewerbexählungen.  Wie  Verf.  annimmt,  sind  die  Angaben  der  Gcwcrbe- 
zahlungen  aus  den  verschiedenen  Jahren  \mter  einander  vergleichbar; 
niis  ihnci  erfahren  wir  das  interessante  Ki  sukat,  dafs  die  Zahl  des  h.uis- 
h(  Iku  Gesindes  in  Preufsen  /wisi  hcn  181 9  und  1855  stetig  gewacliMin 
ist  ■  181 9  tralen  auf  loo  i'crsunen  der  Gesamtbevülkcrung  0,9  häusliche 
Gestndepersonen,  1855  dagegen  1,2.  Das  gewerbliche  Gesinde  zeigt 
einen  Rückgang:  es  machte  1819:  8,5  und  1855:  6,7  der  Bevöl- 
kerung aus.  Die  Hauptursache  dieses  Rückgangs  erblickt  Verfasser  wohl 
mit  Recht  in  dem  immer  steigenden  Bedarf  der  Industrie  an  Arbeits^ 
kräften  und  in  dem  damit  im  Zusammenhang  stehenden  Abfiufs  der  Be- 
vülkenmg  vom  L;iiulc  in  die  städtischen  Industriezentren.  Das  ,, «gewerb- 
liche Gesinde"  der  preulsischeu  Gewerbezählungen,  das  hauptsächlich  die 
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landwirtschaftlichen  fiesindcper^onen  timfafste,  n.ihm  somit  fortwährend 
ab.  Die  sjKiteren  preulsis«  hcii  Zahlungen  von  iS6i,  1867,  1S71  uiicl 
1S82  habeu  tur  eine  Verglcichimg  wohl  überhaupt  keuieu  Werl,  da  der 
Begriff  des  Gesindes  jedesmal  anders  gefalst  und  anders  eingeteilt  ist. 
Man  ist  wohl  nidit  emmal  va  den  vorstcbtigen  Schltissen  berechtigt, 
die  Verf.  aus  diesen  Zahlen  zu  ziehen  sucht.  AehnUch  steht  es  auch 
mit  den  Statistiken  der  anderen  Staaten;  nirgends  köonen  wir  über  Zu- 
oder  Abnahme  des  Gesindes  im  Lattfe  unseres  Jahrhunderts  suverUfssige 
Aufschhissc  erhalten. 

Erfolgreicher  sind  die  Bemühungen  des  V'erf  dn,  wo  er  uns  st.nti- 
stische  Angaben  über  den  gegenu  ;uli[^en  /.ustand  des  <  )e>intle\\e>ens 
macht  Soweit  Zahlen  in  Belrachl  kommen,  sind  wir  auf  die  Eigebnibse 
der  Berulszfthlung  vom  2.  Juni  i88a  angewiesen. 

In  der  Reichsstatistik  wird  das  häusliche  Gesinde  definiert  als 
«dienende  für  häusliche  Dienste,  im  Haushalt  der  Herrschalt  lebend'*. 
Die  Zahl  der  häuslichen  Dienstboten  betrug  1882 :  i  324924  oder  2,9  "/^ 
der  Bevölkerung.  \'on  dieser  Zahl  gehören  3,2  dem  männlichen  und 
96,8  ,y  dem  weiblichen  Gcsehlerht  an.  78,4  der  Dienstboten  stehen 
im  Alter  zwischen  15  und  30  Jahren,  während  sich  von  der  Gc^aiai- 
bevülkerung  nur  25,4  "  „  in  diesem  Aller  befinden.  4,8  *\  der  Dienst- 
boten haben  noch  nicht  einmal  das  Alter  von  15  Jahren  erreicht 
Dataus  geht  hervor,  dafe  der  Beruf  des  häuslichen  Gesindes  nur  seltea 
als  Lebensberuf  anzusehen  ist,  sondon  meist  nur  ein  Durchgangsstadiinn 
bildet,  da  die  Mehrzahl  der  Dienstboten  durch  Heirat  oder  Uebergang 
in  einen  anderen  Beruf  aus  dem  Dienstbotenstande  ausscheidet.  Die  Ver- 
teilung der  häuslichen  Dienstboten  auf  die  verschiedenen  Gegenden 
Deutschlands  zeigt  grofse  Verschiedenheiten;  besonders  zahlreii  h  sind  sie 
in  Sc  hleswig-Holstein  (4,8  **„  der  Bevfilkerung)  und  in  den  beiden 
Mecklenburg  ^4,0  und  4,4  "/q;  ;  besonders  arm  an  häuslichen  Dienst- 
boten sind  Bayern  (1,7  "  o)  ^  Reichsland  (1,8  "J.  Ueberhaupt 
zeigt  Süddeutschland  viel  weniger  Dienstboten  als  Norddeutschland. 
Anders  steht  es  mit  dem  häuslichen  Gesinde  in  den  Grofsstädten;  denn 
die  süddeutschen  Grofsstädte  haben  im  allgemeinen  verhältnismäfsig  mehr 
Dienstboten  als  die  norddeutschen.  Wrf.  meint,  dafs  in  den  diensttiotcn- 
reicheren  Städten  die  I*er*?onen  mit  reichlichem  Einkommen  zalilreicher 
•ieien  ah  in  den  diensthotenärmeren,  während  das  grofsstadtische  Prole- 
tariat umgekehrt  in  diesen  Städten  zahlreicher  &ei  als  in  jenen.  Es  ist 
schwer  zu  beurteilen,  in  wie  weit  dieser  SdUuls  berechtigt  ist  Interessant 
smd  die  Betrachtungen  Uber  die  Dienstbotenbaltung  in  den  verschiedenen 
Benifen.  Dafs  die  Beamten  besonders  viel  häusliches  Gesinde  halten, 
kann  uns  nicht  überraschen.  Ebensowenig,  dals  in  der  Grofsindustrie  die 
selbständigen  Betriebsleiter  viel  und  die  unselbständigen  Arbeiter  fast  gar 
kein  Gesinde  halten.  Unter  den  Handwerkern  haben  die  Maler,  Barl)ierc 
und  Schlosser  verhältnismäßig  wenig,  die  Bäcker  und  Fleischer  verhält- 
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nisraäfsig  viel  r):ciistl)Otcn.  Im  Handel  ist  die  Dienstbotenhaltiing  beson- 
ders hoch:  nnincntlit  h  im  (leid-  und  Kredithandel;  hier  treffen  auf  einen 
selhstaiiciigcii  1,4  Dienstboten,  der  höchste  Satz,  der  in  der  Statistik  über- 
haupt vorkommt. 

Als  Erkenntuisquelte  fUr  die  Verhältnisse  des  landwirtschaft- 
lichen Gesindes  kommt  neben  der  Berufezählung  die  Erhebung  des 
Vereins  für  Sozialpolitik  aus  dem  Jahre  189a  in  Betracht   Als  landwirt- 

schaftliches  Gesinde  werden  in  der  Berufszählung  alle  landwirtschaftlich 
thätigen  Personen  aufgefafst,  die  in  einer  fremden  Wirtschaft  entgeltlich 
Dienste  leisten  um!  deixa  I.oliu  dabei  nicht  tageweise  hcrcchüet  wird. 
Zugehörigkeit  /um  Haushalt  der  lU  rrsrhaft  wird  also  ni<  ht  gefordert. 
Die  Ciesamtzahl  des  landwirtschaitlichen  Clesiudcs  betrug  i.  J.  1S82: 
»569937,  d.i.  3,5  der  gesamten  Bevölkerung;  das  landwirtschaftliche 
Gesbde  übertrifft  also  das  häusliche  Gesinde  an  Zahl  um  etira  ein 
Fünftel.  Verf.  durchwandert  an  der  Hand  der  Ergebnisse  der  Berufs- 
zählung und  der  Erhebungen  des  Vereins  für  Sozialpolitik  die  Provmzen 
und  Staaten  des  deutschen  Reiches.  Für  den  Ke-nier  dieser  beiden 
Quellen  1>ietet  die  Wanderung  fast  nichts  neues.  Da  in  l)ennrhbarten 
Provinzen  und  Staaten  die  Vrrluütnisse  des  landwirisehafilichen  (iesindes 
manchmal  aufserordentÜc  h  wenig  von  einander  abweichen,  so  halte  uns 
Verf.  durch  Zusammen  iassung  grulhcrcr  Ciebiete  vielleicht  manche 
Wiederholung  ersparen  ktanen,  und  uns  dafbr  durch  ausfUhriiches  Ein- 
gehen ins  Detail  ein  lebensvolleres  Bild  der  Verhältnisse  des  Ge- 
sindes entwerfen  können,  ohne  dafs  es  nötig  gewesen  wäre,  den 
•  Rahmen  der  Darstellung  zu  erAveitem,  .Auch  wäre  es  wünschenswert  ge- 
wesen, uns  in  der  statistischen  Uebersicht  (S.  61),  bei  jedem  Distrikt  anzu- 
geben,, in  welchem  VerhNitni«;  die  Zahl  des  landwirtschaftlichen  Gesindes 
zur  (^samtzahl  der  landwirtsc  haftlirlK  ii  Bevi )lkerun2j  steht.  Verf  teilt  uns 
mit,  welches  Verhältnis  zwischen  dci  Zaid  dei,  landwirtschaltlicheu  Gesindes 
und  der  Gesamtzahl  der  Bevölkerung  besteht ;  diese  Mitteilimg  ist  jedoch  niur 
selten  lehrreich ;  wenn  wir  z.  B.  erfahren,  dafs  in  Ostpreufsen  auf  xoo 
Einwohner  5,1  und  in  Hamburg  0,4  landwirtschaftlidie  Gesindepersonen 
treffen,  so  erfahren  wir  aus  diesen  Zahlen  über  die  Stellung  des  Gesindes 
in  beiden  Bezirken  nichts;  dagegen  würden  wir  einigen  .\ufschlufs  er- 
halten, wenn  uns  der  Pro;^ents.itz  angegelicn  wäre,  den  das  Gesinde  unter 
der  landwirtx  haitlirhen  Bevölkerung  austnaeht.  Allerdings  giebt  uns  Verf  — 
wenigstens  in  absoluten  Zahlen  —  stets  die  Summe  aller  in  einem  Be- 
zirke thätigen  landwirtschaftlichen  Arbeitskräfte ;  aber  ohne  Einbeziehung 
der  selbstwirtschafkenden  FigentUmer  und  Pächter;  und  gerade  die 
Kenntnis  des  zahlenmäisigen  Verhältnisses,  das  zwischen  selbständigen 
Betriebsleitern  und  Gesindepersonen  besteht,  wäre  oft  interessant  Wenn 
Verf.,  wie  gesagt,  manchmal  Gebiete,  die  er  getrennt  behandelte,  ohne 
Schaden  für  die  Sache  h.itte  zusammenfassen  können,  so  wäre  auf  der 
anderen  Seite  vielleicht  mauchmal  eine  getrennte  Darstellung  wünschens- 
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wert  gewesen,  an  Punkten,  wo  er  keine  Trennung  eintreten  licfs.  So 
reigen  z.  B.  die  !:uul\virtsrh.Arf]i<  hen  Verhfiltnisse  in  Ober-  und  in  Nieder- 
schlesien  so  viele  Verschiedenheiten,  dafs  eine  l'rennung  wohl  zu  recht- 
fertigen gewesen  wäre.  Aehnlich  in  Bayern.  Verf.  trennt  —  weni^stc'ns 
an  einigen  Steilen  —  mit  vollem  Recht  die  Pfalz  und  das  rechtsrheini- 
sche Bayern ;  aber  er  hfttte  vielleicht  noch  weitergeben  sollen,  und  auch 
die  fränkischen  und  die  altbayrischen  Kreise  getrennt  behandeln  sollen; 
es  wäre  dann  der  grolse  Gesindereichtum  Altbayems  noch  bedeutend 
klaier  hervoigetreten.  Die  meisten  Urteile  aus  Norddeutschland  gehen 
dahin,  dafs  die  neueste  Entwic  kelung  auf  eine  Verminderung  des  ledigen 
Gesindes  und  eine  Vermehrung:;  des  Deputatgesinrle«:  abzielt.  Aus  fast 
allen  Geilenden  Deutsrhlands  wird  über  Mangel  an  Gesinde  geklagt: 
in  vielen  Gegenden  muls  man  sich  mit  fremdem  Gesmde  behelfen,  wo- 
bei sich  der  bekannte  Zug  vom  Osten  zum  Westen  fühlbar  macht 

Verf.  geht  dann  aur  Schilderung  des  geltenden  Gesinderechts  Uber. 
Er  ftthrt  59  Gesindeordnungen  an,  von  denen  die  älteste  (Lauenbuig) 
aus  dem  Beginne  des  vorigen  Jahrhunderts,  die  neueste  (Meckleobuig) 
aus  dem  Jahre  1894  stammt.  Die  meisten  sind  in  der  Mitte  unseres 
Jahrhtniiicrts  entstanden.  Die  Verschiedenheit  der  fjesetzlichen  Bestim- 
muagcu  lüt  jedoi  h  nirhr  so  •iints  wie  man  au>  einer  Aufzählung  der  Ver- 
ordnungen zu  schlielsen  gcijcigl  i.st ;  denn  die  meisten  Gesetze  sind 
Unter  einander  nahe  verwandt.  Die  Schilderung  des  Rechtszustandes 
würde  wohl  anschaulicher  ausgefallen  sein,  wenn  uns  Verf.  den  Inhalt 
irgend  einer  Gesindeordnung  ausführlich  geschildert  hätte  und  uns  dann 
auf  wichtige  Abweichungen,  die  sie  h  in  anderen  Ordnungen  fmden,  auf- 
merksam gemacht  hätte.  F.r  schlägt  einen  imderen  Weg  ein:  er  zählt 
ims  der  Reihe  nach  alle  Vorschriften  auf,  die  sich  in  irgend  einem  (ie- 
setze  finden,  und  teilt  uns  jcdestnal  in  Anmerkungen  mit.  in  welchem 
Gesetze  sich  die  UetreJicnde  Vorschrift  findet.  W(  na  wir  uns  eni  Urteil 
über  das  W  esen  einer  bestimmten  Gcsindcordnuug  bilden  wollen,  so  sind 
wir  also  auf  das  etwas  mühsame  Studium  des  in  den  Anmerkungen  ent- 
haltenen Materials  angewiesen. 

Im  Schlufskapitel  giebt  Verf.  eine  Kritik  des  geltenden  Gesinde- 
rechts. Er  tadelt  mit  Recht,  dafs  in  das  bürgerliche  Gesetzbuch  das 
Gesinderecht  keine  Aufnahme  gefunden  hat;  wenigstens  hat  Verf  ohne 
Zweifel  insoweit  Recht,  als  er  behaui)tpt.  dafs  die  Gründe,  die  zur 
Beiseitelassung  dieser  Materie  führten,  nichr  sti(  hhaltig  sind.  Die  Motive 
zum  Entwurf  behaupten,  die  wirtschaftlichen  und  st»zialen  Verhältnis.se  in 
den  verschiedenen  deutschen  Staaten  seien  !>o  grofs,  dafs  eine  etoheit- 
liche  Regelung  der  Gesindeverhältnisse  unthunlich  sei.  Verf.  weist  dem 
gegenüber  darauf  hin,  dafs  die  preufsische  Gesindeordnung  von  1810  im 
ganzen  damaligen  Umfang  der  preufsischen  Monarchie  gelte :  also  Ge- 
biete umfasse  mit  den  gröfsten  wirtschaftlichen  und  sozialen  Verschieden- 
heiten, die  wir  in  Deutschland  überhaupt  finden.    Er  gelangt  m  dein 
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Ergebnis:  „Die  X'iclheit  der  ( icsindt'Drdmingcn  ist  nicht  ein  Ergclmis 
eines  auf  wiitschailliciicu  Verlialuiiüsea  beruhenden  Bedürluibscs,  son- 
dern eine  Folge  des  politischen  Zustandes  Deutschlands  zur  Zeit  des  Erlasses 
der  geltenden  Gesindeordnungen."  Verf.  meint,  die  Verhältoisae  des  häus- 
lichen Gesindes  seien  xeichsgesetzlich  einheitlich  so  regehi;  dagiegea.  sei 
das  landwirtschaftliche  Gesinde  von  den  Gesindeordnungen  auszunehmen 
und  denselben  Gesetzen  wie  die  landwirtschaftlichen  Arbeiter  zu  unter- 
stellen. Eine  Xeuregehjnp;  der  Verhältnisse  des  häu>lic]ien  (icsindes  hätte 
vor  allem  darüber  zu  wa<  ticii,  dafs  ein  Mifsbrauch  der  Hattst^ewaU  gegen- 
über dem  (iesinde  verhimkrt  wird.  Verf.  weist  daraufhin,  dafs  es  auch 
heule  noch  Gesindeordnungen  giebi,  in  denen  die  Herrschaü  inchi  ein- 
mal zu  vorläufiger  Pflege  erkrankter  Dienstboten  verpflichtet  ist ;  es  be- 
darf keines  Beweises,  dals  solche  Zustände  der  Abhilfe  bedürfen.  Es 
wundert  uns»  dafs  Verf.  nicht  eine  Nachahmung  des  bayerischen  Beispiels 
vorschlägt.  In  Bayern  sind  die  (ieineindcn  berechtigt,  eine  Zwangs- 
Krankenversicherung  für  Dienstboten  einzuführen;  die  1. asten  dieser  Ver- 
sicherung werden  von  den  Henschaften  getraj^en  ;  die  \  ersirherung  ge- 
währt den  Dienstboten  in  allen  Fällen  unentgeltiiche  AutViahnu'  in  ein 
Krankenhaus.  Die  Gemeinden  haben  von  der  gcset/.licheu  Kraiai  htii^ung 
zur  Einführung  dieser  obligatorischen  Versicherung  in  weitgclicndem 
Mafse  Gebrauch  gemacht;  schon  seit  Jahnsehnten  wirkt  diese  Einrich- 
tung auf  das  segensreichste;  und  man  kann  sogar  sagen  —  was  man 
von  wenigen  unserer  Sozialgesetse  sagen  kann  — ^  dafs  sich  das  Institut 
der  „Spitalkarte"  einer  allgemeinen  Beliebtheit  erfreut. 

Angesichts  der  Thatsarhc,  dafs  mehr  als  vier  Fünftel  der  Dienstboten 
weniger  als  30  jähre  ait  sind,  unti  dafs  der  ( iesiudedienst  nur  für  ganz 
wenige  l^ersonen  den  1  ehenslicruf  ])ildet,  da  die  tnoistcn  durch  Verehe- 
lichung aus  diesem  Berufe  ausscheiden,  schlägt  Verl,  vor,  die  unter  30 
Jahre  alten  häuslichen  Dienstboten  von  diesem  Zwange  zur  Alters-  und 
iDvaliditätsversicherung  zu  befreien.  Man  kann  dem  Verf.  dankbar  dafür 
sein,  dafs  er  diese  Fn^  zur  Diskussion  stellt,  doch  erregt  sein  Vor- 
schlag so  viele  Bedenken,  dafs  seine  Beiuteilung  im  Rahmen  eines 
Keferates  immögUch  sein  dürfte. 

Würzburg.  L.  ¥IC¥L 


Stammhammer ,   Josef,    Bibliographie    der    Sozialpolitik^  Jena» 
Gustav  Fischer»  1897.   Kl.  4**.   648  Seiten. 

Dieses  Buch  bildet  die  Fortsetzung  zu  der  1893  erschienenen 
„Bibliographie  des  Sozialismus  und  Kommunismus",  die  in  dieser  Zeit- 
schrift flland  VII,  Seite  340 f.)  von  mir  angezeigt  worden  ist. 

Duuiais  schrieb  ich  eine  ausfutirUche  Kritik.  Irh  anerkannte  die 
überaus  verdienstvolle  Leistung  des  Herausgebers  eines  so  mühsamen 
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Werkes,  glaubte  aber  dem  Veifasser  nicht  minder  als  der  Sache  am 

besten  7m  dienen,  wenn  kb  frank  und  frei  meine  Aussetzungen  an  dem 
Buche  machte,  „gerade  wpil  in  <\pm  vorliegenden  Falle  eine  kritische 
Auseinandersetzung  ihre  Früchte  tragen  könne",  fügte  ich  gleichsam  als 
Entschuldigung  hinzu. 

Diese  Hofihung,  dafs  der  Verfasser  die  Winke  der  Kritik  irLrendwie 
au  verwerten  wissen  m(idite,  ist  ntm  leider  nicht  in  Erfüllung  gegangen. 
Der  vorliegende  zweite  Band  trägt  ganz  genan  dieselben  Züge  wie  der 
erste.  Die  Kritik  steht  ihm  deilialb  weit  mutloser  gegenüber  als  Jenem. 
Denn  von  vornherein  beim  Rezensieren  das  (iefühl  zu  haben,  fruchtlose 
Kritik  zu  üben,  wirkt  einigermafsen  dei»riinierend.  Gleichwohl  erachte 
ich  CS  P.ir  meine  Pflicht,  die  neue  PuMikatiou  wii-deruin  mit  den  mir 
nötig  ersthcmcnden  Ausstellungen  den  Lesern  tiioer  Zcitsrhritt  anzuzeigen. 

Mein  Urteil  über  die  „Bibliographie  des  Sozialtsmus  und  Kommunis- 
mus" kam  damals  in  dem  Satte  zum  Ausdruck,  dafs  ich  der  Sammlung 
den  Charakter  einer  (wissenschaftlichen)  Bibliographie  glaubte  absprechen 
zu  sollen,  weil  ihr  drei  Requisite  fehlten: 
X.  die  Kritik  bei  der  Auswahl; 

2.  die  Systematik  in  der  Anordnung ; 

3.  die  Vollständigkeit  des  1  k  [gebrachten  Materials. 

Nach  allen  drei  Seiten  hin  also  sind  die  Mängel  in  dem  vorliegenden 
Lande  unverringert  geblicl>eii.  Nur  mufs  diesi  s  /ugi  geben  werden,  dafs 
sie  sich  ent:>prechcnd  der  Natur  der  behandelten  Materie  niciit  in  gleit  her 
Stärke  fiihlbär  machen  ab  m  der  ersten  PubÜbition. 

Während  die  fehlende  Systematik  in  der  Anordnung  bei 
der  Bibliographie  des  Sozialismus  und  Kommunismus  mich  Tietleicht  am 
meisten  gestört  hat:  dafs  der  Hauptteil  des  Buches  ein  Personalkatalog 
ist  und  der  Realkatalog  in  den  Anhang  von  Stichwörtern  verwiesen  isi,  läfst 
sirh  dieser  IVbehtrind  bei  der  T'i!>1iographir  der  Sn/inlpolitik  vielieichl  elier 
\ er-><  hiucr/en.  l'nd  /w.ir  aus  einem  n.dieliegenden  Grunde:  die  Stich- 
wörter in  der  „Sozialpolitik"  sind ,  zu  einem  grofsen  Teile  wenigstens, 
mehr  sagend  und  allgemeiner  eingebürgert.  Zwar  stofsen  wir  auch  dieses 
Mal  wieder  auf  eme  Reihe  ganz  wertloser,  weil  in  ihrer  Allgemeinheit 
nichtssagender  Stichwörter  in  dem  Realkataloge,  wie  „Konkurrenz**  „Not* 
läge",  „Schule",  „Selbsthilfe"  u.  a.,  aber  diese  bilden  dru  h  die  Aus- 
nahme. Die  meisten  der  angeführten  Stichwörter  decken  eine  deutliche 
Voritellung  und  werden  deshalb  auch  aufgesi  liligen  werden.  ,,Alters- 
iind  Invalidenversicherung  in  Deutschland",  .,.'\rl»ei',eru(tlinuiisjen"»  „Annen- 
wesen in  Frankreich",  „Fabrikinspekiiou  in  dti  Schweiz",  „Milchgenossen- 
schaften" und  dergleichen  sind  für  jedermann  gleichwertige  imd  deshalb 
eindeutige  Bezeichnungen.  Um  so  mehr  freilich  hätte  Grund  vorgelegen, 
da  die  Kategorlsierung  der  einzehien  Schriften  so  zweifellos  war,  als 
Haupteinteilungsprinzip  die  Anordnung  nach  Materien  zu  wählen:  der 
Udbersichtlichkot  halber. 
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Um  die  Vollständigkeit  des  beigebrachten  lÜtaterials 
itu  prüfen,  habe  ich  mich  mit  einer  Stichprobe  begnügt:  meinen  eignen 
Schriften.    Die  ist  denn  nun  freilich  nicht  sehr  glänzend  ausgefdlen. 

Staromharoiner  registriert  unter  meinem  Namen  1 1  Schriften.  Davon  röhren 
4  g.ar  nirht  von  mir,  sondern  von  tn'^tncm  Vater  her.  Zwanzis?  andere 
meiner  „bD/.ialiMtlitischen"  Arbeiten  dagegen  fehlen.  Nach  welchem  i'rinzip 
hat  Stammharnnier  seine  Zusamracnsteilimgen  gemacht:  Was  nämlich 
auffallt,  ist  der  merkwürdige  Umstand,  dafs  er  aus  dcuselbca  Zeit- 
schriften einzehke  Aufsätze  registriert,  andere  viel  wichtigere  dagegen 
ignoriert.  Um  anch  in  dieser  Beziehung  meiner  .Kritik  ihren  rein  ne- 
gativen Charakter  zu  nehmen,  hatte  ich  bei  der  Besprechung  des  ersten 
Bandes  seiner  Bibliographie  ihm  den  Vorschlag  gemacht ,  niehr  Mit* 
arbcitcr  heranzuziehen.  Ob  er  von  di<<cm  Rate  Gebrauch  gemacht 
hat.  wcifs  ich  nicht.  Trh  wiederhole  ihn  und  Wl'^c  noch  die  Anheimgabe 
hinzu,  duich  lilhograpincrte  Fragebogen  sit  h  von  eine  r  Reihe  von 
Autoreu  direkt  das  Verzeichnis  ihrer  Publikationen  einzutordem.  Wenn 
Stammhammer  an  etwa  500  der  namhafteren  „sozialpolitischen"  Schrift- 
steller, deren  Adresse  er  an  der  Hand  des  Kürschner  tmachwer  er- 
mitteln kann,  Aufforderungen  zur  Mitteilung  ihrer  Schriften  hätte  ergeh«! 
lassen,  so  hätte  er  für  500X2  Kreuzer  den  Wert  der  Bibliographie 
ungeheuer  erhöhen  können.    Vielleicht  schlägt  er  in  Zukunft  diesen 

Weg  ein. 

Krübrigt  noch  ein  Wort  über  den  dritten  Punkt :  die  Kritik 
bei  der  Auswahl.  Es  tritTt  sich  cigeniümlich,  dafs  ich  ui  deniseibcu 
Hefte  eine  „Bibliographie  der  Sozialpolitik"  anzeige,  in  der  ich 
der  herrschenden  Unklarheit  dieses  Ausdrucks  eine  kritische  Studie 
widme.  Jetzt  bildet  Stammhammers  Buch  die  glänzendste  Bestätigung 
meiner  abfalliLicii  I'ourteilung  des  herrschenden  Sprachgebrauchs.  Was 
„Sozialpolitik"  sei,  hat  sich  der  Verfasser  der  Bibliographie  offenbar  nicht 
^^cfr^i^t.  Sonst  hätte  er  z.  B.  keine  Teilung  seines  Stoffes  in  ..So/ia!- 
poliiik  '  u)\i\  .A  olkswirtsrhaft^politik",  deren  Bibliographie  uns  in  Aussicl.t 
gestciU  wiid,  \ornehmcii  kunaen.  Die  Folge  des  Mangels  einer  klaren 
Begri Asbest inunung  ist  daim  naturgcmäfs  die,  ckils  die  in  der  Bibliographie 
aufgenommenen  Materien  ganz  willkürlich  ausgewählt  sind.  So  begegnen 
wir  darin  Schriften  über  das  Frauenstudium,  über  Genossenschaften, 
über  Gewerbegeschichte,  über  Pachtwesen,  über  1andwirtsi:hafUiche 
Krisen;  dagegen  fehlen  die  Schriften  über  Geld-  und  Kreditkrisen: 
warum?  Wir  finden  die  Sthriften  über  Agrar-  und  Gewerbepolitik  und 
müssen  verzichten  auf  die  Schriften  über  Handels-  wv\  Vcrkrhr<]>olitik ; 
warum?  Ich  gebe  zu,  dnfs  eine  so  scharfe  Begrittsbe>uuiHiung  der 
Sozialpolitik,  wie  ich  sie  lar  wissenschafllich-|)olitischc  Zwecke  gebe, 
den  Bedürfnissen  einer  Bibliographie  nidit  ganz  entspricht  Diese  wird 
ihre  Grenzen  weiter  stecken  müssen.  Das  wäre  aber  sehr  wohl  möglich 
gewesen  und  doch  hätte  die  Stoflauswahl  eine  weniger  willkürliche  sein 
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bcandm.  Z.  B.  wenn  Stammhammer  den  unklaren  Unteis<^d  zwischen 
„SoMEial-  und  Volkswirtschaftqwlitik"  aufgegeben  und  nur  eine  „Biblio- 
graphie der  Wirtschaftspolitik",  msammengesteltt  hätte. 

Dieses  meine  Aussetzungen,  die  ich  an  Stammhamraers  Buch  zu 
machen  habe.  Seine  Vorzüge  sprechen  für  sich  allein.  Ks  ist  trotz 
aller  Mängel  seiljst verstand! ic  h  eines  der  nützlichsten  Bücher,  die  auf 
unserem  (Gebiete  erscheinen  konnten. 

Breslau.  WERNER  ÜOMBART. 


MAlitr,  Dr.  ffaus,  Dü  sekwttztrntken  KmsmngimsstnschafUn.  Ihr* 
Eniwükbmg  und  ihn  RtsulUiU.  Basel,  1896,  Verlag  des 
Verbandes  schweizerischer  Konsumvereine. 

Die  ganze  455  Seiten  starke  Untersuchung  über  die  geschichtliche 
Entwicklung  und  die  geschäftlichen  Ergebnisse  der  schweizerischen 
Konsumvereine  ist  ihrem  Ursprung  nach  eine  Gelegenheitsschrift ,  eine 
FeMschrift,  die  der  schweizerische  Konsumvereinsverband  Air  die  tweite 
J^ndesaussteilung  in  Genf  zu  Zwecken  der  Aufklärung  und  Prcpnt::r\nda 
schreiben  liefs.  Der  Bt  arbeitcr  hat  für  ihre  Herstellung  ein  halbes  Jahr 
Zeit  gehabt.  Sein  Material  hat  er  niiihsam  ans  /erstreuten  Berichten, 
Zeitungen  und  1'lugi.chriften  zusaminenstelien  und  duri.h  mundliche  Mit- 
teilungen der  an  der  Entwicklung  beteiligten  Männer  ergänzen  müssen. 
Der  Konsumvereinsverband  konnte  das  ziemlich  reichhaltig  eingelaufene 
Material  einer  ad  hoc  veranstalteten  schriftlichen  Enquete  über  die  Zu- 
stände der  sdiweiz«ischen  Konsumvereine  beisteuern*  Aus  diesem  Ma- 
terial hat  der  Verfasser  dn  Werk  von  daueniHem  Wert  zu  schaflfen  gewu&t, 
das  über  die  wichtigsten  Thatsachen  nnrl  die  leitenden  Ideen  der 
schweizerisrhrn  Konsumvereinsbewegung  klar  und  ;^nst:haulirh  Au.skunfl 
giebt,  und  das  jedenfalls  dem,  was  wir  von  gen<j.sscnschaftlicher  (k*- 
schichtsschreibmig  in  Deutschland  bisher  haben,  getrost  an  die  Seite 
gestellt  werden  kann. 

Die  eisten  Anläufe  zur  Konsumvereinsbildung  liegen  in  der  Schweis 
ebenso  wie  in  andeien  IJndem  im  Dunklen.  Der  eiste  allgememere 
Anstola  ging  von  der  Teuerung  ans,  die  im  Winter  1846/47  ihren  Höhe- 
punkt erreichte.  Es  entstanden  „Fruchtvereine'*  zum  billigen  Einkauf 
von  Korn  und  Mehl  in  Form  von  Aktiengesellschaften.  An  diese  ])ro- 
visorischen ,  nur  für  die  Zeit  der  Not  geschaffenen  Vereine  knüpften 
die  für  die  Dauer  bestimmten  Konsumvereine  an,  zunächst  ebenfalls 
lu.uptäachlich  zur  Lieferung  billigen  Brotes  au  die  Mitglieder  und  eben- 
falls in-Gestalt  von  Aktiengesellschaften.  Teils  entstanden  allgemeine 
Aibdteikonsamvereine  mit  lein  wirtschaftlichen  Tendenzen,  teils  Vereme 
für  die  Arbeiter  einer  Fabrik  unter  thätiger  Mitwirkung  der  Fabrikanten« 
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Der  bedeutendste  Verein  der  eisten  Periode,  der  Züricher  KoDsum- 
veretD,  war  ursprünglich  ein  sozialistisches  Experiment,  nach  Fourier'schen 
Ideen  gescliaffcn.  Ende  1 85 1  gegründet ,  nahm  dieser  Verein  alsbald 
in  den  drei  nfirh'<ten  jnhren  einen  überraschenden  Anfsrhwnng.  V'er- 
mehiun^  der  Mitgiieder^ahl  und  des  Absitzes  und  siandi^t.  VervoU- 
konuiHiuiig  der  Organisntion  t^injren  Hand  m  Hand.  ii>S3  li-i'^e  er  bc- 
rciti»  \^  der  ganzen  Stadibcvulkcrung  lu  Abnehmern,  der  UmsaL?  stieg 
auf  mehr  als  \«  Mill.  Franken.  Durch  die  Erfolge  in  Zürich  angeregt, 
bildeten  sich  1 85  3—53  an  30  Vereine,  und  auch  in  Bern  und  anderswo 
in  der  Schweiz  entstanden  Konsumvereine.  Im  Dezember  1853  be- 
schlossen 34  Vereine  mit  etwa  7000  Afitgh'edern  zu  Zürich  die  Grün- 
dung eines  Verbandes.  Jedoch  kam  dieser  nicht  zur  Ausführung.  Denn 
als  Ende  1S54  überall  weichende  I'rei'^e  eintiaten,  dahatten  die  meisten 
X'iTrine,  die  nicht  nach  'l'at'es- .  *^on<lcrn  n  i' h  den  Linkaufsi>reiscn  ver- 
Vauiien,  Verluste,  die  bei  i'.eni  Maii:;el  an  Ke-ervcn  und  dem  Fehlen 
eines  fesicu  Zui>ammenhalts  meist  zur  Aiitlosuiig  tuhrlen. 

Es  blieb  fast  nur  der  Züricher  Verein  bestdien ,  der  zunfldist  noch 
seine  Mitgliederzahl  und  seinen  Umsatz  erweiterte.  Dann  aber  gingen 
die  Geschäfte  bis  1858  auf  die  Hälfte  zurück.  Der  Verein  gelangte  zur 
Schliessung  der  Mitgliederzahl,  zur  Einräumung  grösserer  Rechte  an  das 
Kapital,  und  wandelte  sich  so  allmählich  aus  einer  Genossenschaft  in 
eine  Erwerbsgesellschalt  um.    Seine  Bedeutung  ging  zurück. 

Die  zweite  Periode,  die  der  Ausbreitung  der  einzelnen  Konsum - 
%  ereine,  wird  von  1863-  i  SS«)  irerechnet  Wie  <He  vDriye  Periode  von 
tiei  Iranzdsiscbcu  Theorie,  wird  die^e  \on  der  englischen  Konsumvereins- 
praxis beeindufst,  die  in  allen  Ländern  fiir  das  Konsumvereinswesen  vor- 
bildlich geworden  ist.  Auch  die  Schriften  von  Schulze  •Delitzsch  und 
seinen  Freunden  wirkten  von  Deutschland  her  ein.  In  Schwanden  im 
(flarner  ^jand  wurde  Anfang  1864  genau  nach  englischem  Muster  ein 
Konsumverein  im  Anschlufs  an  den  Jahrs  zuvor  begründeten  Arbeiter- 
verein ins  Leben  gerufen. 

rS65  entstand  der  I^aseler  Konsnm^'erein .  der  das  in  Schwanden 
an_m.'\\ andlc  engli.>>t  be  SvsIl'iu  mil  den  lieiliuiMi>sen  de^  Scbwcii^er  Landes, 
die  sich  zuerst  ganz  ^clbstaudig  in  der  ui!>j>runglichen  Organisation  des 
Züricher  Vereins  eine  passende  Form  geschaften  hatten,  verschmolz  und 
dadurch  Muslerverein  und  Fuhrier  Air  die  ganze  spätere  Konsiimvereio9> 
bewegimg  der  Schweiz  wurde.  Der  Baseler  Verein  wuchs  rasch  tmd  war 
in  fast  allen  seinen  Unternehmungen  glücklich.  1873  hatte  er  bereits 
fiir  i'j  Mill.  Franken  Umsatz  und  1851  Mitglieder.  Daraus  wurden 
i88o:  2998,  1885:. 4767,  1890:  8932,  1895:  1425.^  Mitglieder.  Der 
l'rasatz  stic[!  im  let^'ten  Jahr  auf  6".,  "NTill.  Franken.  Hand  in  Hand 
nnl  der  Ausdfhiiun_;  Lrini^  «  ine  stete  X'ervoiikommnunL;  si-inei  ( ies(  iiafts- 
organisation  zu  mustergültiger  und  m  der .  Praxis  durchaas  bewahrter 
Form.  ; 
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Um  die  Mitte  der  60  er  Jahre  wurden  auch  sonst  noch  hie  und  da 
Kpnsumvereme  in  der  Schweix  gegründet ,  die  zum  Teil  später  wieder 
eingingen^  zum  Teil  sich  langsam  und  unter  Schwierigkeiten,  die  Baseler 

Erfahrungen  ix-natzend,  /u  einer  gesicherten  Stellung  durcharbeiteten. 

Zu  Anfang  der  70  er  Jahre  entwickelten  sich  im  Kanton  Zürich  aus 
den  Arbeitcr\"preinen  eine  Reihe  neuer  Konsums  crt'ine  Vunmehr 
greift  die-  Kn!i>iiinvereinsl>vu c^uiil.'  auf  l  ist  alU  Kantmu-  <icr  Sf.hwei/ 
über:  bcMJudcra  in  den  iüduhtricli  liotlicntuickckcii  Teilen  hat  sie 
bedeutende  Erfolge.  In  der  französischen  Schweiz  tratcu  zu  den  zwei 
bereits  etwas  älteren  groben  Vereinen  in  Genf  neue  Konsumvereine  im 
Waadtland  und  besonders  in  Neuenburg.  Gleichzeitig  bildeten  sich  auch 
in  der  deutschen  Schweix  überall  Vereine.  Auch  in  dieser  Periode 
noch  wurden  die  Vereine  nur  teilweise  als  Genossenschaften ,  teilweise 
dagegen  als  Aktiengesellschaften  oder  doch  mit  einigen  Eigentümlich- 
keiten der  letzteren  eingerichtt  ?.  Auch  einige  wenige  Konsumanstalten 
die  fiir  Arljciter  einzelner  Fabriken  <  nt^tanden. 

i.SiSi  erfolgte  zuerst  durch  da.-»  Liundesgeset/.  über  das  (Jbligationen- 
reciit  die  einheitliche  Regelung  der  Rechtsverhältnisse  der  schweizcrisi  heu 
Gen<»fiensdiaften.  Das  schweizer.  Genosseoschaftsrecht  hat  in  seinen 
l^ostttven  Bestimmungen  viel  Aehnlichkeit  mit  dem  deutschen,  jedoch 
li&t  es  den  Genossenschaften  mehr  Freiheit  und  triflTt  weniger  Normativ- 
bestiintnuMut  11.  Das  Recht  spricht  nur  von  unbeschränkter  Haftpflicht 
und  Au-.-'  lilufs  jeder  personlichen  Haftbarkeit.  Die  Kechtsgültigkeit  der 
praktisch  daneben  rin2;cr'ihrten  hesrhr.inkten  Haftpflichl  wird  bestritteri. 

In  den  Hocr  Jahreit  enlstaudeu  wenigerneue  \'ereine,  in  grofserer 
Zahl  nur  in  St.  Gallen  und  Zuricii.  i>ie  vorhandenen  kamen  \oran  und 
erstarkten  innerlich.  Die  GcuosbcJischalUforra  setite  sich  jetzt  der 
Aktiengesellschaft  gegenüber  immer  mehr  durch.  Die  meisten  Vereine 
wandelten  sich  in  Genossenschaften  nach  dem  neuen  Gesetz  um;  nur 
eine  kleine  Mindensahl  blieb  bei  der  Form  der  .\1ctiengescUschaft. 
18S9  wurde  die  Zahl  der  schweizerischen  Konsumvereine  auf  140  mit 
55000  Mhgliedem  und  einem  Umsatz  von  iH  bis  20  Mill.  Franken  ge* 
schätzt. 

Die  dritte  und  neueste  l'eriodf  der  Konsiimvcreinsbewegung,  die  der 
\'erl>andsbii<hing .  beginnt  in  den  .Städten  nn  Jahre  i8qo.  Im  Januar 
1890  fanden  Meii  die  Vertreter  \on  27  Konsumvereinen  in  <  )lten  zu- 
sammen und  gründeten  den  „\  erband  .schweizerischer  Konsuun  vereine", 
dem  alsbald  40  Vereine  beitraten.  Der  Verband  unterstützt  Neu* 
gnindungen  mit  Rat  und  That.  .  Seit  1893  betreibt  er  die  gemein»ame 
Geschäftsvermittltmg  ftir  die  angeschlossenen  Vereine.  1893  wandelte 
er  sich  zum  Zweck  <ies  gemeinsamen  Wareneinkaufs  in  eine  Zentral 
genos,sen.schaft  um.  Sitz  des  V  erbandes  ist  Basel ,  dessen  Verein  der 
fiihrende  geblieben  ist.  Dem  Verband  gehören  jetzt  60  Konsum\ert  ine 
AU.    Seine  /.entraleinkaufsstelle  schreitet  varwärts  und  vermittelt  .s(  hon 
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etwa  io\  des  Gcsamtbedarfü  der  Vereme.  Neben  den  geschäftlichen 
stellt  der  Ver])and  sich  jetjft  weitgehende  \virtsrhatts|>o1itt!iche  Aufgaben, 

Auf  die  geschichtliche  Darstellung  läfst  Dr.  Müller  eine  Bearbeitung 
der  V'erb.Tndsenc|Uete  folgen,  deren  pesnmt(  >  Mate  rial  nicht  tabellarisch 
initgeteih  wird.  Aufser  den  landwirisi  haltlichen  In  stehcn  jetzt  ca.  200 
Konsumvereine  iu  der  Schwei/,  mit  ca.  75000  Mitgliedern,  so  dafs  bei 
ihnen  *  der  schweizer.  Bevölkerung  kauft  (in  England  ' in  Deutsch- 
land in  Frankreich  '/,hJ-  Ein  Konsumverein  in  der  Schweiz  hat 
durchschnittlich  407  Mitglieder,  die  durchschnittlich  je  ftlr  300 — 400  Fr. 
kODSumiren.  Der  Reingewinn  beträgt  durchschnittlich  8,4  \  des  Um- 
sfitzes   (in  England   13,  in  Deutschland  53  Vereine  haben 

Bäckereien,  5  Schlächtereien,  5  Volksküchen  eingerichtet.  An  iSteuem 
haben  die  Vereine  3,6  *'  „  vom  Reingewinn  zu  tragen 

Der  ]kri(  In  ul^er  die  Knquete  wie  die  Geschichtsdarstellung  sind 
reidi  an  nisiiuktivcn  Details,  und  ist  die  letztere  wegen  des  fehlenden 
Materials  nicht  uberall  vollständig,  so  entschädig  dafUr  ausfiihritche, 
anziehende  Spesialschilderungen  einzelner  Vereine. 

Die  auch  in  Deutschland  wohlbekannten  sozialpolitischen  Wirkungen 
der  Konsamvereine  auf  Preise  und  Qualität  der  Lebensmittel,  auf  Er- 
ziehung und  Bes.serstellung  ihrer  Mitglieder  werden  eingehend  und  liebe» 
voll  gewürdigt  Die  N'creine  werden  aber  darüber  hinaus  als  Vorau^- 
setziini?  jeder  wirklirhen  Sozialreform  bezeichnet.  Sie  sollen  in  die  Prc>- 
tiuktion  uhcrgrcilcn  und  die  Txihne  eltenso  wie  jetzt  die  l'rcisc  regu- 
lieren. In  der  Scliweiz  ist  die  Ansicht  am  tneisten  verbreitet,  diifs  die 
Konsumvereme  „die  Anfänge  einer  Organisation  des  Konsums  in  unserer 
Volkswirtschaft  vorstellen  und  damit  im  Keime  die  Voraussetzung  ftir 
eine  R^eltmg  und  Neuordnimg  unserer  gesamten  ProduktionsvetMlt- 
nisse  enthalten".  Diese  TTeberzeugung  will  der  Verfasser  durch  seine 
Schilderung  auch  dem  Leser  beibringen.  Was  er  schildert,  zeigt  jedoch 
nur,  dnfs  ein  Verein,  der  das  Glück  hat,  von  tjcnialcn  xind  aiifopferungs- 
freudigen  Männern  geleitet  zu  werden,  wohl  auch  schneller  marschieren 
und  seine  Ziele  weiter  stecken  kaim,  dafs  aber  im  ganzen  nur  ein  lang- 
sames, schrittweises  \  orgehen  imter  Beschränkung  auf  die  jeweils  not- 
weiMligsten  und  nächstliegenden  Aufgaben  dauernde  Erfolge  verspricht 
In  der  Selbstverwaltung  ruht  die  Stärke  der  Genossenschaften,  deshalb 
müssen  erst  alle  Mitglieder  zu  den  höheren  Aufgaben  herangezogen 
werden,  ehe  diese  sicher  ^elTist  werden  können.  Nur  soweit  jene  weit* 
ausschauenden  l'lane  sieh  dieser  Einsicht  für  die  nächste  Zeit  imter* 
ordnen,  können  sie  der  Bewegtmg  zum  Segen  werden. 

Oflenbach  a.  M.  K.  THIESS. 
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nr.d  iWi-  Vcrnchmting  von  Aushunftspersonen  Ober  Arteltszeit,  KOndlgungsfristen 

und  Lf  hrlingsverhältnisse  im  Handelsgewerbe.  Preis  11.2,  pustfrei  ÖO  Pf.  mehr, 
Mo.  8    Bericht  Uber  die  Erhebung  betr  die  Arbeitszeit,  KOndlgungsfristoa  und  die 

LehrlingsverMItnlsse  im  Handelsgewerbe.  Preis  M. '\«n  po8tfrei20  Pf  rnfhr. 
No.  8a.    Protokoll  Dl»er  die  Verhandlungen  vom  10.  und  11.  Dezember  1895.  Preis 

M.  0.(,ii    I  Mstfrei  20  Pf.  melir. 

No.  9.   Protokoll  Ober  dia  VarbtadlungeB  va«  13.  und  14.  lUrz  1896.  Preis 

M.  0,80.  poBtfrei  10  Pf.  mehr. 
No.  10,    Protokoll  über  die  Verhai.dlungen   vom   14   bis  17   und  20   bis  21.  April 

1896  und  die  VernebmunQ  von  Autkunitspersonen  Uber  die  Verh&ltiiisse  in  dar 
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Hafenarbeiter  und  Seeleute  in  Hamburg 

vor  dem  Strike  1896  97. 

\'uu 

PROF.  DR.  FERDINAND  TÖNNIES») 

in  llamboiig. 

Die  vorliegende  Untersuchung  ist  durch  Ereignisse  venuihUst 
worden,  die  im  Ausgange  des  Jahres  1896  allgemeine  und  gespannte 
Aufaierksamkeit  nach  der  Stelle  hin  lenkten,  die  vor  allen  anderen 
das  Deutsche  Reich  mit  jedem  bedeutenden  Platze  des  Erdballs  in 
<fifdcter  oder  indirekter  Verbindung  hält  Es  war  unser  Zid,  den 
umfassenden  Arbeilerausstand,  der  ilir  eine  Zeittang  an  dieser  Stelle 
einen  Nerv  des  Wettverkehrs  su  lahmen  vermochte,  aus  seinen  Be- 
dingungen und  Ursachen  sn  erklSren.  Wir  haben  in  dieser  Absicht  (I> 
eine  kurse  allgemeine  Charakteristik  der  Hafenarbeit  und  ihrer  Ai^ 
beiter  voiausgcschickt  und  darzustellen  versucht,  wie  beide  teils  durch 
(He  gesamte  Ent^vickelung  des  heutigen  wirtschaftlichen  Lebens,  teils 
durch  die  Gestalt«  welche  diese  Entwickelung  gerade  in  Hamburg 
angenommen  hat,  bestimmt  und  belastet  erscheinen.  Alsdann  aber 
haben  wir  in  drei  Abschnitten,  i.  die  besondere  Lage  jeder  an  dem 
Ausstande  beteiligten  Arbeiterkategoric  skizziert,  2,  Vereine  und 
Verbände,  in  denen  Teile  dieser  Arbeiter  und  ihnr  „Arbeitc^eber*' 
zur  V^ertretutig  ihrer  Intcresscti  gegeneinander  sich  orpjanisicrt  haben, 
3.  die  Arbeiterbewegungen  der  letzten  Jahrzehnte,  ihre  Ertol*Te  und 
Folgen  dargestellt  (II — IV).  ~  Innerhalb  des  ersten  Stückes  haben 
wir  die  Seeinannschaft,  die  von  der  Rewcf^uncf  selber  mit  fortgerissen 
wurde,  auch  in  deren  X'orgeschichtc  bedeutsam  mitgewirkt  hat  aber 
doch,  aus  Ursachen,  die  in  der  Natur  ihres  (iewerbes  liegen,  eine  im 
Verbältnisse  zu  ihrer  Menge  und  W  ichtigkeit  schwache  Truppe  zum 

')  unter  ilurclij{elKiulcr  MUwirkuug  des  Horm  Hriiirich  H«-nning!»  in  Ilumburg. 
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ei<^rcntlichen  Kampfe  gestellt  hat,  in  die  letzte  Stelle  vcrwie^-en  und 
uns  mit  einigen  Umrissen  zur  Charakteristik  ihrer  Lage  i)egnü<^cn 
müssen.  Eine  zulängliche  Darstellung  würde  hier  weit  mehr  als  in 
Bezug  auf  die  übrigen  Gruppen  —  kerne  erreicht  ein  Drittel  ihrer  Zahl 
—  streng  statistische  Methode  erfordern,  und  zugleich  auf  spezieller 
Kenntnis  der  Schiffahrt  und  ihrer  neueren  Entwickelung  bcrulicn 
müssen ;  dieser  können  wir  uns  nicht  rühmen,  jene  konnten  wir 
nicht  anwenden.  Im  Uebt-rgange  zur  Ucbcrlieferung  der  wenigen 
uns  hier  als  gesichert  vorliegenden  Thatsachen,  haben  wir  die  an  der 
Grenze  der  eigentlichen  Arbeiterklasse  stehende,  technisch  gebildete 
Gruppe  der  Maschinisten  behandelt,  die  hier  nur  insoweit  in 
Betracht  kommen,  ak  sie  den  Dienst  auf  Fahrzeugen  des  Hafens 
versehen»  wodurch  sie  ein  notwendiges  GUed  im  Ganzen  der  Hafeii> 
Transport-Arbeit  ausmachen.  An  die  Spitze  der  Gesamthdt  aber, 
die  in  diesem  Ganzen  thätig  ist,  haben  urir  die  beiden  Gruppen  ge> 
•  stellt,  die  zugleich  in  dem  Betriebe  selber  eine  zentrale  Bedeutung 
haben  und  in  der  Bewegung  seit  vielen  Jahren  die  leitenden 
Stellungen  einnehmen.  Mit  einem  Teile  der  ersten  Gruppe  durch 
das  Substrat  ihrer  Arbeit  —  die  Steinkohle  —  nahe  verwandt,  folgt 
die  dritte,  die  zugleich,  wegen  desselben  Substrats,  mit  der  Zu- 
riistung  von  Schiffen  fiir  neue  Fahrten  zu  thun  bat;  diese  Zurüstung 
verfo%en  wir  durch  3  kleinere  Kategorieen,  um  dann  zu  den  Arbeiten 
zurückzukehren,  die  sich  auf  den  Transport,  auf  Verwahrung,  Sor- 
tierung, teilweise  auch  auf  eine  dem  Handel  dienende  Verarbeitung 
der  Waren  beziehen,  die  Speicherarbeiten,  und  hier  z«  ichnet  sich 
durch  ihre  Masse  und  Gleichartigkeit  die  Ware  aus,  die  für  das 
Leben  des  Menschen  dieselbe  Bedeutung  wir  die  Kohle  für  das  der 
Dampfmaschine  hat:  Getreide;  wir  betrachten  dann  den  moderneren 
Betrieb  der  Vcnniitclun:;  von  Waren  zwischen  Schilf  und  Land 
durch  die  Ouais  und  ihre  Schuppen,  einen  Betrieb,  der  auch  dadurch 
merkwürdig;  i>t,  dafs  er  zum  gröfseren  Teile  eine  staatliche 
Uüicrnehmung  darstellt.  Endlicii  sind  noch  2  Gruppen  erwähnt 
worden,  die  teils  durch  ihre  Zahl,  teils  durch  ihre  Arbeitsverhalt- 
nisse von  minderer  Bedeutung;  sind. 

Was  nun  die  Schilderung  der  Ai hcilbx  L-rhaltnisse  überhaupt 
angeht,  so  haben  wir  uns  teils  an  ofienkundige  Thatsaclien,  teils  an 
Dokumente  gehalten,  deren  Glaubwürdigkeit  nicht  angefochten 
werden  kann.  Hauptsächlich  lagen  uns  hier  vor  die  „Lohntarife 
der  Hafenarbeiter  und  Seeleute  von  Hamburg- Altona  von  1896  und 
vordem**  (Hamburger  Bucfadruckerei  und  Verlagsanstalt  Auer  &  Co. 
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in  Hamburg)  —  von  <kQ  durdi  die  Lohnkomirnsnotieii  neu  auf* 
geMcUteo  Tarifen  haben  wir  dabei  abgesehen,  soweit  nicht  die 
neuen  Forderungen  unmittelbar  einen  Rückschlufs  auf  bestehende 
Zustande  gestatten,  und  uns  hauptsächüdi  die  Mitteilungen  über 
bisher  gültige  Normen  zu  Nutze  gemacht,  die  zum  Teil  auf 
achriftfich  fixierten  Abnachungen  zwischen  Unternehmern  und 
Arbeitern  beruhen.  Im  übrigen  geht  die  Darstellung  dieses 
Abschnittes  in  weitem  Umfange  auf  Aussagen  und  urkundliche 
Mitteihingen  der  betdl^en  Arbeiter  selber  zurückp  bei  deren  Ver- 
Wertung  wir  aber  strenge  Kritik  und  Vorsicht  haben  walten  lassen. 
Zunächst  haben  wir  die  thatsächlichen  Angaben  durch  Befragung 
unbeteil^er  aber  sachkundiger  Personen  zu  kontrollieren  gesudit;  und 
ferner  durch  einander,  indem  wir  von  einander  unabhängige 
Stimmen  veraahmen,  deren  Harmonie  für  eine  Garantie  der  Wahr- 
heit gelten  durfte;  zumal  wenn  wir  uns  vergewisserten,  dafs  die 
Gewährsmänner  einander  persönlich  nicht  einmal  kannten.  Immer 
ist  dabei  vorzugsweise  das  Zeugnis  bejahrter  und  in  dem  Arbeits* 
zweige  seit  langer  Zeit  erfahrener  Männer  heran^^ezogen  worden. 
In  einem  wichtigen  Falle  haben  wir  solche  Erkundung  durch 
Aeuiserungen  verifizieren  können,  die  von  dem  Präsidium  des  Ham- 
burj^'ischen  Gewerbegerichts  ihre  Gewähr  haben;  durch  die  Gunst 
des  l'räsicliums  und  der  Beisitzer  durften  wir  der  Plenarversammtung 
beiwohnen,  in  der  diese  Aeufserungen  geschahen;  auch  fiir  andere 
Punkte  haben  uns  Mittcilunn;en  aus  der  Praxis  des  GewerbcgerichtS 
geholfen.  Endlich  wurde  auch  die  innere'  Wahrscheinlichkeit  ge- 
gebener Daten  geprüft,  und  waren  die  holf^erun^aii,  die  sich  durch 
deduktive  Methode  ans  dem  Gcgenstarule  gewinnen  lassen, 
immer  gegenwärtig.  —  Dagegen  haben  wir  von  den  Antraben,  die 
in  der  dem  Kampfe  gewidmeten  periodischen  Presse  und  in  Flug- 
blättern gemacht  worden  sind,  grundsatzUch  keinen  Gebrauch  rrt  - 
macht;  auch  die  Lohnlisten,  durch  deren  Publikation  mehrere 
Firmen  eine  Vorstellung  von  den  Einkonunc  nsverhältnissen  am 
Strike  beteiligter  Arbeiter  zu  geben  versuchten,  sind  uns  nicht  als 
zureichend  erschienen,  um  mehr  als  einen  geleoentiichen  brauch 
davon  zu  machen;  sie  haben  uns  zum  Teil  unsere  anderweitig  be- 
grundrte  Schätzung  de-,  i^nkommens  der  am  l^esten  entlohnten 
Arbciicrsektionen  bestätigen  können,  zum  Teil  aber  ist  ihre  Beweis- 
kraft durch  unwiderlegt  gebliebene  Einreden  geschwächt  worden.  Auf 
jeden  Fall  bieten  sie  für  eine  Statistik  viel  zu  wenig,  und  sind  für 
typische  Darstellungen  weder  mannigfach,  noch  spezifiziert  genug. 
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Ueberhaupt  betreffen  sie  fast  nur  die  eine  —  unsere  erste  —  Grruppe, 
und  innerhalb  dieser  die  grotse  Menge  der  nicht  „fest"  gestellten  Ar- . 
beiter  so  gut  wie  gar  nicht.  Ebenfalls  haben  wir  nur  in  geringem 
Malse  die  Quellen  der  Arbeiter  Versicherung  benutzen  können; 
wie  weit  dies  durch  besondere  Forschungen  möglich  sein  wird, 
müssen  wir  dahingestellt  sein  lassen.  Nur  in  Bezug  auf  die  beiden 
ersten  Kategorien  haben  die  speziellen  Berichte  der  Beru&genossen-. 
Schäften  uns  vorgetegeo,  denen  sie  angeliören ;  im  allgemeinen  werden» 
wie  bdcannt,  diese  Berichte  der  OefTentllchkeit  nicht  übergeben. 

Für  den  zweiten  und  dritten  Abschnitt,  deren  Inhalt  die  jüngste 
Bewegung  nur  als  ein  akutt  s  Stadium  in  einem  Kampfe  erscheinen 
läfst,  dessen  chronischer  Verlauf  durch  zwei  Jalirzehnte  sich  hin* 
zieht,  haben  wir  uns  im  wesenttichen  an  aktenmäfsige  Darstellungen» 
die  aus  beiden  Lagern  hervorgegangen  sind,  anlehnen  und  diese 
zum  guten  Teile  selber  sprechen  lassen  können.  Besonders  schien 
es  hier  wichtig,  die  Reflexe  hervortreten  zu  lassen,  welche  die  Be- 
schwerden und  Forderungen  der  Arbeiter  bei  ihren  Gegnern  ge- 
worfen Iiaben,  Meinungen  und  Mafsnahmen  Unparteiischer 
daneben  zu  stellen. 

In  einem  Schlulsahschnittc  iV)  haben  wir  die  Momente  an- 
gedeutet, die  noch  hinzukommen  mufsteü,  um  die  Ursachen  des 
Ausstandes  voilstandi?T  /u  machen.  Hier  war  es  geboten,  auch  die 
Lage  der  Ha  tu  b  u  r  gisc  hen  Rhederei  in  das  richtige  Licht  zu 
setzen ;  und  wir  haben  für  diese  Beleuchtung  au5;schliefsiich  Kund- 
gebungen dienen  lassen,  die  als  direkte  oder  indirekte  Vertretung 
der  Interessen  und  Meinungen  jener  Kapitalisten  selber  gelten 
müssen  oder  dürfen.  —  Endlich  haben  wir  die  Ergebnisse  zu- 
sammengefafst  und  dabei  die  im  Sinne  der  sozialen  Entwickclung 
und  sozialen  Politik  bedeutsamsten  r>scheinungt-n  herausgehoben, 
die  zugleich  zu  bestimmten  Schlulsfolgerungen  und  praktischen 
Postulaten  berechtigen,  deren  ernste  Erörterung  ein  öffentliches 
und  dringendes  Interesse  zu  verlangen  scheint. 

I. 

Die  mannigfachen  Arten  von  Arbeit,  die  als  Hafen  arbeit 
zusammengefafst  werden ,  haben  dies  gemeinsame  Merkmal,  dafs 
sie  Hilfsthatigkeiten  der  Schiffahrt  sind.  Die  eingehenden  Schifle 
werden,  wenn  sie  nicht  leer  oder  „in  Baltast"  ankommen,  «gelöscht" 
(d.  h.  von  Gütern  entleert)  und  in  der  Regel  dann  neu  befrachtet; 
sodann  werden  die  Schtfie  in  Stand  gesetzt,  neue  Fahrten  anzu- 
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treten:  auch  die  Reparatur  in  den  Docks  jjehört  in  diesem  Sinne 
■zur  H.ifenarbeit  (die  gejjenwärtige  Untersuchung  wird  aber  die 
Werftarbeiter  vdn  sich  ausschUefsen).  An  das  Loschen  schHefst  sich 
weiterer  Transport  und  Verwahrung  iler  (iüter  in  Speichern;  dem 
Laden  geht  die  Fortschaffung  aus  den  Speichern  und  Transport  bis 
zu  den  Schiffen  voraus.  Diese  Transporte  gehen  teils  zu  Wasser 
teils  zu  Lande,  innner  >nul  >ic  durcli  Z\visclie(i>lufcn  he<lint,^t,  die 
den  üeber^Mii^  an  und  von  Hord  der  F'alnv.eu^^e  bezeichnen.  An- 
dere Arl)eiteü  l>eüiehen  sich  auf  l/niladuiiL;  au--  SeescIuHen  in  I^'lulV- 
schiffe  und  umgekehrt;  auf  da>  Schleppen  kleiner  F'ahrzcu^e  strom- 
aufwärts u.  s.  w.  Nücli  mögen  the  Bagger-  und  iiailastarbeiten  ge- 
nannt werden. 

Der  liei  weitem  i^TÖfste  Teil  der  Ilafcnariicit  ist,  äufserlich  an- 
•^esehcn,  unqu.ilifizierte  Muskel-  und  Handarbeit.  Aber  niclii  allein 
gcwuuit  solche  ilurch  spezielle  Uebung,  wie  jede  Tliäligkeit,  an 
Geschwindigkeit  und  Richtigkeit;  sondern  die  wichtigsten  derartigen 
Arbeiten  erlangen,  je  mehr  sie  ins  Grofse  anwachsen^  ihre  eigen- 
tümliche  Technik,  deren  Anwendung  durch  Kenntnis  und  Urteil 
bedingt  ist;  so  dafs  eine  handwerkartige  Teilung  der  Arbeit  sich 
festsetzt,  während  die  manafakturmafsige  Zerlegung  einzelner  Pro- 
zesse bei  der  voo  Haus  aus  mechanischen  Natur  dieser  Arbeiten,  nur 
ein  geringes  Feld  liir  ihre  Entwickelung  hat.  Hingegen  bedarf  fast 
alle  diese  That^kett  mechanischer  Hilfsmittel,  und  mehrere  solcher 
Hilfsmittel  sind  mechanischen  Motoren,  diese  alsdann  der  Dampf- 
'kraft  zugänglich,  welche  wiederum  auf  die  menschlichen  Thätig- 
keiten  b^timmend  zurückwirkt 

Im  Unterschiede  von  der  Warenproduktion,  die  trotz  aller 
Abhängigkeit  von  Marktlage  und  Saison,  überwiegend  in  einer  ge- 
wissen Statigkeit  sich  vollzieht,  hat  die  Hafenarbeit  fortwahrend 
einen  abrupten  und  stofsartigen  Charakter.  Nur  ein  Teil  der  Schiffe 
.läuft  mit  berechenbarer  RegelmäTsigkeit  ein  und  aus;  im  übrigen 
ist  die  f  Telei^enheit  ungewifs,  die  grofsc  Scharen  von  Arbeitern 
heranzieht  und  für  jeflesmal  kurze  Fristen  ihre  Kräfte  in  der 
schärfsten  Weise  anspannt,  um  sie  für  i^ft  viel  länj^ere  Zeil  w  ieder 
•abzustofsen  un<l  dem  Hoffen  und  Marren  zu  überlassen.  Dalier 
scheidet  >ich  fast  in  dem  i^anzen  liebiete  eine  kleine  Linientruppe 
„fester"  Arbeite  r  Von  clnvv  \  iel  i^röfseren  Mi  iij^e  von  Rescrwn,  den 
in  Manibur;^  sogenannten  Ililt.sarbeiiern,  <lenen  auch  die  uuL^euhteii 
Rekruten,  vielfach  Schirfl )rucliige  aus  allrn  Herufen,  zunäcl).>l  .-ich 
anschlielsen.    Unter  die>en  Hilfsarbeitern  ist  daher  Arbcitlosigkeit 
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chrt)!ifscli ;  und  Unrogelmäfsi^^keit    der  Bcschäftijjun^  ist    in  dem 

^^^n/.cll  <  lehicte  die  Rei^el.  Allj^e meine  Arbeitlosi<:;fkeit  ist  not- 
vvt  inline  Folj^e  (kr  Stockungen  des  \  crkelirs,  die  anhaltender  Frost 
hervorruft;  eine  Unterhrcchunjj  also,  die  in  unserm  Klima  jeder 
Winter  nnt  j^rofscr  Wahrscheinhchkeit  auf  wochenlnnt^a-  Dauer  erwarten 
läfst.  Auch  nacli  <\ct\  beiden  Zähluntjen  des  Jahre>  1S95,  obwohl 
ilic  eine  in  den  Sjmiiier,  die  andere  nicht  in  den  sircn;;cn  Teil  des 
W  inters  fiel,  stehen  mit  den  Ziffern  der  Arl)eitlosen  die  Hafenstädte 
an  der  Spitze,  so  (in  %  der  Arbeitnehmer) 

14.  VI.  2.  XII. 

H.iTTibiirf;  mit  7.72  8.77 
Altona  7.60  12.79 

und  in  entsprechender  Weise  wurde  bei  dem  Hilfspersonal  des 
Handels,  im  Sommer  der  Prozentsatz  8.95,  im  Winter  10.60  Un- 
beschäftigter gefunden  1  \  ierteljahrsb.  zur  Stat  d.  D.  R.  jahrg. 
Ergänzung  zum  vierten  Heft  S.  S  u.  24). 

Der  all^'emeine  Charakter  des  heutigen  Geschäftes  teilt  sich  der 
Hafeoarbeit  mit  als  B  e  s c  h  !  e  u  n  i  u  n  ^  ihres  Tempos ;  die  jedesmal 
zu  leistende  Arbeit  mufs  mit  der  denkbar  gröfsten  Geschwindigkeit 
erledij^jt  werden.  Teils  treibt  (lazu  die  Au.snutzun^  der  Konjunktur» 
tlie  Hast  dcv  Konkurrenz;  teils  insbe^ndere  die  Mas.senhaftifrkeit 
des  K.ipitals,  das  in  ilie  Schiffskörper  gesteckt  wird  und  auf  er- 
schöpfende V'erwendun}.,'  aufgewiesen  ist. 

Den  Umfanj^  und  die  all<^eineine  neuere  Entwickelun^  des  ham- 
burgischen Handels  und  seiner  Rhederei  setzen  wir  hier  als  bekannt 
voraus.  Eine  auch  für  die  Arbeiterschaft,  deren  Zahl,  wenn  auch 
nicht  im  X'erhältni.sse  dieser  Entwickelung ,  enorm  ^^ewachsen  ist, 
betleutsame  Fpnche  wird  durch  den  Um-  und  Ausliau  des  Hafens 
bezeichnet,  der  im  Jahre  1888  vollendet  wurde,  und  ilurch  den  An- 
.^chlufs  an  das  dcut'<rhe  Zoll^^ebiet.  der  in  diesem  Jahre  erlol^^te. 
Die  \'er«^rör-.cruiiu;  <le>  1  ialenj^cbieies  hat  die  Entfernunt^eii  der  Ar- 
beitställen von  einander  und  von  den  W'ohnstätten  weiter  ^^einacht; 
die  Niederlcimnif  i^anzer  Sli  .ilsenzuj^e  (l 883  84  über  500  Häuser, 
Wodurch  16000  l'.inwuhner  ^ezwun^en  UMren.  sich  ein  neues  Ob- 
dach zu  suchen:  Schriften  des  X'ereins  f.  Sozialpolitik  XXX,  l  S.  50) 
hat  einen  Teil  der  1  lafeii.irbeiicr  auf  enlle^^ciic  Wohnungen  ver- 
wiesen. Entfernung;  bedeutet  Kosten  an  Zeit,  oft  auch,  zumal  wenn 
sie  nur  auf  dem  Wasserw  c^a  überwunden  werden  kann,  bare  Aus^ 
la^^cn;  wir  werden  sehen,  daTs  die  hieran  sich  knüpfenden  Uebel 
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einen  der  wichtigsten  Streitpunkte  zwischen  Kapital  und  Arbeit 
emporgebracht  haben. 

Eine  Belastung,  die  der  gesamten  Hamburger  Arbeiterschaft 
fühlbar  geworden  ist,  brachte  der  ZoUanschlufs  durch  diejinvermeid- 
liehe  Verteuerung  vieter  Lebensmittel,  darunter  der  Gegenstände  des 
notwendigsten  Bedarfes,  (Salz,  Brot,  Fleisch,  Petroleum);  der  Weg- 
fall einer  Koisumtionsabgabe,  die  in  den  letzten  Jahren  vorher  etwa 
5*4  Mk.  pro  Kopf  der  Bevölkerung  betrug,  konnte  diese  Verteuerung 
nicht  aufwiegen ;  mehr  wirkte  als  Gegengewicht  eine  Verbesserung  der 
Lohne.  cHe  infolge  des  gleichzeitigen  lebhaften  Au&chwunges  der 
Ciescliäfte,  zum  Teil  durch  harte  Kämpfe,  erreicht  wurde.  Der 
RückL^^an^  der  Konjunktur  von  1892  ab,  in  Hamburg  erschwert  durch 
die  Kalamitäten  der  Choleraepidemie,  hat  freilich  teils  die  Löhne 
wieder  heruntergebracht,  teils  die  Arbeitlosigkeit  vermehrt.  Erst 

1895  braclue  bekanntlich  eine  Iciclite  Besserung  der  Lage,  die 

1896  erheblich  zunahm. 

Immerhin  [gehören  die  Geld-  oder  N  <>  m  i  na  1  löh  n  c ,  die  in 
HaraburjT  «rezahh  werden,  bekanntlich  zu  den  höchsten,  die  in  Deutsch- 
land vorkoTTunen.  M)(T  der  ( i(  !(l\v(*rt  ist  in  Norddeut-ichiand  —  ver- 
glichen mit  (1cm  Svidcn,  ficn  niilll»  reu  (le^enden  un<l  drin  ;:^'nn7rn  Osten 
—  nit  tiri^er,  d.  h.  die  Preise  sind  hoch.  Kim-  exakte  I  )arstt  llun^r  (iiesrr 
riib^emein  anerkannten  Thatsache  lä!>t  ^ich  liin  nicht  i^uhcn.  Wir 
k(innen  nur  an  eines  der  wichtigsten  Stücke  dt  s  Ria  Hohnes 
uns  hallen,  dessen  Beeinflussung  durch  den  Zollanschluis  schon  an- 
gedeutet wurde. 

Die  W  oh  n  u  n  l;  s  n  o  t  der  arbeileiKlcii  Klasse,  charakteristisch  für 
die  kapitalistische  Pruduktiuasweise  schleclithm,  erfährt  in  Ilafea- 
städlcii  leicht  eine  besondere  X'erschärfung.  Die  Bedeutunfj  der  Ge- 
legenheit, aber  auch  die  Kürze  der  Pausen  zwischen  überlangen 
Arbeitszeiten,  so  ofi  drängende  Arbeit  vorhanden,  machen  ein  nahes 
Wehnen,  in  höherem  Grade  als  sonst,  zur  Bedingung  der  Arbeit 
selbst,  auch  abgesehen  von  der  Konkurrenz  Arbeitsuchender.  Um  Arbeits- 
markt und  Arbeitsstätte  drangen  sich  daher  die  Scharen  der  Hafen» 
arbeiter  und  derer,  die  es  werden  wollen,  dicht  zusammen.  Die  Folgen 
in  Gestalt  von  Notpreisen  kleiner  Wohnungen,  Uebervölkcrung  des 
verfügbaren  Raumes,  Einschränkungen  im  sittlich  notwendigsten  Kom- 
fort, machen  sich  in  jeder  Hafenstadt  bemerkbar.  Für  Hamburg 
kommen,  auch  aufser  der  Umwälzung  in  den  80  er  Jalircn,  noch 
erschwerende  Umstände  hinzu*  Der  Direktor  des  statistischen  Büreaus 
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der  Steuer-Deputation  bemerkt  darüber,  auf  Grund  einer  methodisch 
sor<:^ltigen  Untf  rsuchuntr:  , .kleine  und  billige  Wohnungen  finden  siel» 
in  ^^rüG^erer  Anzrihl  nur  in  den  .'Uten  Stadtteilen  .  .  .  wo  solclie  iti  ilcn 
A'ororU'ii  in  t^rölscrrr  Anzalil  vorh.'uuK-n  >in(l,  stannnrn  sir  ;ui.> 
früherer  Zeit ;  die  in  tlen  X'ururtcn  in  den  Icl/lcri  lo  Jahn  n  '1884,93) 
errichteten  Wohnt^ebäude  umfassen  fast  ausschli^  islich  grur>e  oder 
niitielgrolsc  und  tlcmL^ctnäfs  auch  teuere  Wohnun|^en,  Amlererseits 
genügt  die  Zahl  der  vorhandcntts  kleinen  und  billigen  Wohnungen 
dem  liedürfnisse  in  keiner  Weise;  die  Folge  ist  eine  sehr  starke 
Nachfrage  nach  denselben,  viele  von  ilcn  kleinen  Leuten  sind  ge- 
zwungen, eine  für  ilir  Einkommen  zu  teure  Wohnung  zu  mieten. 
Da  tliese  Bevölkerung  möglichst  in  der  Stadt  oder  doch  in  der 
Nähe  des  Hafens  zu  wohocn  sucht,  so  stehen  in  diesen  Gegenden 
von  den  billigen  Wohnungen  und  sdbst  von  denen  zu  einer  Itttetc 
von  300  Mk.  und  darüber  nur  wenige  leer."  *)  Natürliche  Folge  die 
unheilvolle  Dichtigkeit  des  Wohnens:  die  durchschnittliche  Be- 
wohnerzahl eines  heizbaren  Zimmers  (am  i.  XII.  1890)  in  Wohnungen 
die  aus  einem  solchen  Zimmer  und  nichtheizbarem  Nebenraum 
bestehen  (den  typischen  Arbeiterwohnungen)  durchweg  am  höchsten 
(3,34),  steigt  in  den  cliarakteristischen  Bezirken,  auf  3,79  und  4,15; 
dabei  sind  die  Küchen  als  heizbare  Zimmer  gerechnet  l  (in  der 
That  gicbt  es  in  vielen  dieser  Wohnungen  keine  besondere  Küche, 
am  I.  XII.  85  fand  man  diesen  Zustand  in  1344%  der  bewohnten 
Gelasse  in  der  iinieren  Stadt).  Daher  wurden  „übervölkerte" 
Wohnungen»  d.  h.  solche,  in  denen  mehr  als  5  Bewohner  auf  i  oder 
mehr  als  9  auf  2  heizbare  Zimmer  kamen,  1890  gezählt:  3037  in 
tler  inneren  Stadt  =  I2,I5'*„  aller  daselbt  bewohnten  (üclasse,  mit 
22434  =  20,31  ihrer  Bewohner.*)  Dabei  mufs  man  erinnern, 
.dafs  eine  Berechnung  der  Okkupation  auf  den  Rauminhalt  der 
Wohnungen  niemals  stattgefunden  hat;  solche  würde  viel  schlimmere 
Vcrhältnisst*  epj.^'ebcti.  Von  der  Kleinheit  der  Zimmer,  insbesondere 
von  iiirer  gerin:^u'n  Höhe,  (selten  woh!  über  2  m)  muls  man  sich  durch 
.den  AngtMischein  auf  Sticiiproben  Inn  i  nie  Vorstellung  machen. 
JDabei  konst.itiert  tier  Statistiker  aucli  für  Hambup:^  die  bekannten 
Regeln:  I.  jv  kleiner  tlie  WohnunL,%  um  so  höhir  tlie  Miete  cini> 
heizbaren  Zimmers,  2.  aus  je  weniger  heizbaren  Zimmern  eine 


')  Dir  C!?ol.  n»  iu  Ilamburfr  in  ihnn  L'rsacbcn  und  Wirkungen«    l.  Teil  von 
Dl,  L.  y.  Halle  und  Dr.  G.  K»xh.  58. 

»)  Up.  eil.  S.  73  u.  74  Tab.  \\  u.  XXI., 
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Wohnui^  besteht,  um  so  mehr  Bewohner  enti^Uen  auf  ein  solches 
(O.  c.  S.  72).  Als  mittleren  Mietewert  eines  heizbaren  Zimmers  in 
\Vohoui]<Ten  bis  einschlierslicli  von  3  solchen  (ohne  Zählung  der 
Küchen)  hat  er  im  städtischen  Gebiete  überhaupt  172  Mk.  ge- 
funden; darüber  hinaus  gehen  St.  Pauli  Süderteil  mit  198,  Neustadt- 
Süderteil  mit  182,  Sl  Geofg-^üderteil  mit  183  Vsi  Stadtteile,  die 
für  (lj<  Hafenarbeiter  ganz  besonders  in  Betracht  kommen.  Man 
wird  daher  der  Wahrheit  sehr  nahe  kommen,  und  es  durch  Stich- 
proben Iciclit  hcstätij^t  fiiKlrn.  (laf<  im  Durchschnitte  der  Hafen- 
arbeiter für  ein  lieizbares  Zimnn  r  200  Mk.  jährlich  bezahlen  niufs. 
Dr.  Koch  findet  (S.  56):  ..für  einen  l^toIscii  Teil  der  Aibeiter- 
bcvolkerung  ist  offenbar  der  lietrag  von  180  Mk.  bereits  eine  sehr 
hohe  Summe  im  V^crglcich  zu  ihrem  ICiiikommen"  —  nun  gab  es 
aber  :iSc>o)  nur  802I  bewohnte  Gelasse,  deren  Miet«  nicht  höher 
:ds  180  Mk.  war;  dagegen  wrnU  n  unter  je  TOOO  Steuerzahlern  493 
angetroffen,  mit  I-ankommcn  l)i>  tu  lOOO  Mk.,  und  /.war  in  Ncu- 
slailt-Süilerleil  62,5",,,,  in  Sl.  (.icor;^^  Siidcrleil  54,3,  in  Sl.  i'auli  51,6 

—  und  was  in  diesen  Gegenden  nicht  Hafenarbeiter  ist,  besteht  aus 
Handwerkern ,  Handeltreibenden,  Gastwirten,  d.  Ii.  Steuerzahlern, 
deren  Einkommen  über  1000  Mk.  hinauszugehen  pflegt.  Um  dies 
Bild  zu  vollenden,  müiste  man  noch  den  von  Hamburger  Hafcn- 
arbettem  bewohnten  Teil  Altonas  —  wenn  auch  von  den  im  Al- 
tonaer  Hafen  selbst  Arbeitenden  abgesehen  wird  —  mit  heran- 
ziehen; der  WohnungztLstand  ist  hier  zum  Teile  noch  crhcblidi 
fichlechter  —  vielleicht  nicht  wenn  man  den  Cbm-Inhalt  der  Räume 
bcrecfaoet  —  und  wird  besonders  durch  die  in  mehreren  Strafscn 
von  benachbarten  Fabriken  aus  verpestete  Luft  beeinträchtigt.^) 

—  Uan  darf,  den  gegebcneii  Daten  nach,  vor  aller  speziellen 
Untersuchung,  aufstellen,  dals  die  um  den  Durchschnitt  gruppierte 
breiteste  Masse  der  Hafenarbeiter  Hambui^  bei  einem  Einkommen 
von  unter  1000  Mk.  zwischen  7»  und  dieses  Einkommens  fiir 
eine  durchweg  ungenügende  Wohnung  zu  bezahlen  genötigt  ist*) 

'>  In  AUtma  kamen  1880  aut  1000  hrnwobncr  712  HcwoinK-r  kl<Mn»T  Woli- 
nuu^ca  (vijit  1 — 2  heiziMren  Zimmera)  und  auf  1000  sulcUu  Einwohner  174  in  Uber. 
Völkelten  Wohnongen:  Bericht  Uber  die  Gemeindevprwaltung  1863 — 8S  S.  166. 
Siehe  das.  S.  ij6fl*.  ttber  die  in  TfambttrK  bewhSftistrn,  in  Altona  wohnenden  Ar- 
beitei. 

•)  Nach  Statistik  des  llaml).  Staates  Hoft  17  ln-trug  Ini  einem  l>urc!i-.olinitt3- 
eiukommcn  vuu  looo  Mk.  in  4777  Fällen  die  durchüchnittliche  Miete  83,6a  %  des 
Einkommen»  S.  71  Tab.  2. 
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—  Durch  die  Qiolera  1S92  wurden  die  Wohnungszustande  Ham- 
burgs weltannichig.  „Es  haben  sich"  —  in  dieser  Bcaehung  ~ 
i^nz  unleidliche  Verhältnisse  hciausf^estellt",  erklärte  der  ham- 
burgisclu  Senator  Burchartl  im  deutschen  Rciclista<je  am  21.  April 
1893.  Und  am  12.  Mai  desselben  Jalires  brachte  der  Senat  ein 
Gesetz,  betreifend  die  Wohnunj^spflege,  bei  der  Bürgerschaft  ein, 
deren  Kommission  nach  l  jährig  1  Beratung  die  Ablelmung  bean- 
tragte und  einen  neuen  Entwurf  vorlegte,  von  dem  inan  mit  Recht 
ges;nr^^t  liat,  dafs  er  „die  guten  Seiten  dc^  alten  bedeutend  ver- 
schlechtert, dessen  Schwäche  womöglich  noch  me  hr  heniiit»  t <;c?ct7.t" 
habe.  Naclulcni  dic-^Tr  Entwurf  hc^rabrn  war.  ist  t  rst  am  14.  De- 
zember 1896  —  3  Wochrii  nacii  Ausbruch  tUs  Hafen.>trikes  — ein 
Antrap^  hei  der  Bürgerschaft  eingrL;aiiL,^rii ,  den  Senat  „um 
Vorlagen  zu  ersuchen,  wodurch  ung^-^un(le  •Wohnungen  be- 
seitigt und  tier  WieclcrautTjau  gesunder  Wohnungen  ....  staals- 
seitig  herbeigeführt  wird  u.  s.  w.".  Gedacht  wird  also  immer 
noci»  an  Wolmungsreform  in  Hamburg, 

11. 

Die  ganze  Masse  der  Hafenarbeiter  ist,  weder  als  Ganzes  g^^en 
auCsen,  nocli  in  ihren  verschiedenen  Gruppen  gegen  einander  scharf 
at^egrenzt.  Bezeichnungen  schwanken  im  Sprachgebrauch,  Indivi- 
duen wechseln  in  ihrer  Beschäftigung  —  im  ganzen  treten  aber 
doch  die  einzelnen  Kategorieen  deutlich  unterschieden  auC  und  die 
Bestimmtheit  dieser  Üntcr.schiede  wird  teils  durch  die  neuere  Ge- 
setzgebung, teils  durch  die  Vereinsbildungen  der  Arbeiter  selbst 
gefördert.  Diese  Kategorien  stehen  ihrer  Arbeitsar^  ihren  Lohn* 
Verhältnissen  und  ihrer  ganzen  suzi  ilt n  T-agc  nach,  weit  von  ein- 
ander ab  —  ein  Moment,  d.is  für  die  t  ilung  des  ^^rofscn  Aus- 
standes von  1896/97  eine  erli  tt  r!ie  Bedeutung  hat.  Ihrer  Zahl 
oder  ihrer  Wichtigkeit  nach  im  den  ganzen  Hafenbetrieb,  können 
die  beiden  Gruppen,  die  wir  zuerst  behandeln  müssen,  <  inandrr  den 
Ran';^f  streitig  machen.  In  der  jüugstrn  Bewcc^auiL;  aber  hat  die 
eine  der  l)i  idcn  Anstois  gt  -cben  und  ilie  Führuni;  übernommen; 
ihre  Arbetlsveriiältiiisse  darzustellen  bildet  unsere  nächste  Aufgabe. 

I.  Die  Sc  i'  !u  e  r  1  e  u  t  e.  Da>  W'ort  ist  nach  Hamburg  aus 
Ostfriesland  gekumiiun,  flcsscii  Sprache  es  mit  dem  holIilntHschen 
gemein  hat;  es  brdiutct  liier  sjau  eine  schwere  mühsame  Arbeit, 
sjaucr  einen  Lastträger,  im  Wcätfriesischen  hat  sjouwermann  die 
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aoarinctechtiische  Bedeutung,  6a£s  es  den  Schlepper,  der  ein  Schifi 
durch  den  Kanal  zieht,  bezeichnet 

In  Hamburg  aber  hat  das  Wort  sich  längst  auf  die  regelmalsig 
beim  Loschen  und  Laden  der  Schiffe  thätigen  Arbeiter  fixiert  Das 
Laden  heilst  in  der  Seemannssprache  ,,Stauen",  d.  i*  Stopfen,  und 
davon  sind  ursprünglich  die  Arbeiter  selber,  denen  dies  übertragen 
wurde  »^taiier''  genannt  worden,  wie  noch  jetzt  häufig  die  darin 
geübten  Schauerleute  sich  diesen  Namen  beilegen.  In  früherer  Zeit 
wurden  Ladungen  oft  von  der  Schiflsmannschaft  „übergenommen" 
und  „verstaut".  Die  Annahme  besonderer  Stauer  durch  die  Rhede- 
reien  oder  In  deren  Auftrage  durch  die  Kapitäne,  ist  aber  (Ur  alle 
grofseren  Fahrzeuge  längst  zur  festen  Regel  geworden,  und  an^gs 
—  wie  man  vermuten  darf  —  in  der  Weise  geschehen,  dafs  ein 
der  Saclu-  kundiger  Arbeiter  (damals  wohl  ohne  Ausnahme  ein 
früherer  Seemann)  engagiert  wurde,  der  dann  mit  einigen  „Schauer- 
leuten", die  er  dauernd  oder  vorübergehend  als  seine  ,Knechte'  oder 
.Gesellen'  in  Lohn  und  Brod  hatte,  selber  die  Arbeit  verrichtete; 
jene  waren  dann  auch  Stauer,  und  er  war,  wie  er  noch  jetzt  oft 
genannt  wird,  der  „Stauerbaas"  —  das  niederdeutsche  Wort,  das 
einen  Besseren,  Ueberlegenen  bedeutet  (engl.  l>oss  „Prinzipal"),  wird 
unseren  Lesern  noch  in  mehreren  Zusammerjsctzungen  begegnen, 
die  der  hamburgischen  X'olksspraclie  angehören. 

Der  Stauer  hat  sich  erst  während  der  letzten  Jalirzehnte  aus 
einem  Vorarbeiter  in  einen  Zwischenunternehmer  entwickelt.  End- 
punkt dieser  fcintwickehing  Ist,  dafs  ihm,  dem  Rheder  gegenüber, 
lediglich  die  unmittelbare  V^erantwortung  für  Ausführung  der  Ar- 
beiten und  Lieferung  der  ( ierätschaften  ,  die  dazu  nötig  sind,  ver- 
bleibt, daher  es  in  seinem  eigenen  Interesse  ist,  den  Betrieb  wenig- 
stens tiieoretisch  zu  kennen:  er  mufs  die  Zeitdauer,  die  eine 
Löschung  oder  Ladung  in  Airspruch  nimmt,  al)-cliätzen  und  er  mufs 
für  die  Ladung  die  Autn  iluiielTiiiigkeit  dei  Seliin'^räuim-  I e  inteilen, 
erteilt  wohl  auch  Oidres  für  die  richtige  X  erleihuiL;  und  Slaming, 
wmI'ui  lluu  wieder  seine  „Vizen"  herkommen  nui.s.^eii;  im  allge- 
meinen wissen  aber  die  von  liiesen  engagierten  „(i.lnge"  der  Schauer- 
Icutc,  die  oft  noch  einen  „Unter\ize"  oder  „\  ormatni"  an  ihrer 

Herr  Direktor  JeUiughaus,  einer  der  besten  Kenner  dieser  Muudarteii,  äcbreibt 
mb,  ÖMh  ftll«  wcderUtedüelieii  Wörteri  die  nrit  sj  anlauten,  f&r  Lehnwöiter  tu  baU«n 
sod;  er  stellt  daher  als  wahrscheinlich  hin,  dafj»  das  englische  to  tow,  franz.  toaer, 
du  eben  jene  maiine-tecfanisdie  Bedeutong  hat,  «1  Gnmde  It^e. 
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Spitze  haben,  durchaus  um  die  Rejjdn  des  Stauens  Ik\schcid  uiid 
gewöhnen  sich  bei  deren  Anwendunj;  an  ein  rasches  und  selbst- 
ständiges  Denken;  (he  Abteilung,  die  sich  „im  Raum"  befindet,  — 
der  Norm  nach  6,  oft  aber  beim  Laden  nur  vier  Mann,  von  denen 
dann  2  die  „Packer",  2  „Handlanger"  zu  sein  pflej^en  —  sind  sich  in 
ihrer  Tliäti^keit  selbst  überlassen,  wenn  auch  die  LritutiLT  untl  da> 
„Kommando'*  dem  Manne  an  tler  Winde,  oblHi^t;  mit  ihm  sind 
noch  3  Mann  auf  Deck,  die  den  Ui  bcrran^  der  Ladung  nach  und 
von  tlen  unten  liegenden  Fahr/iUL,'cii  oder  dtii  Kränen  (Winde- 
maüchinen,  die  sich  an  hon\  uitofsci  Schiltc  oder  an  tlen  Quais  l)e- 
finden)  verniiltc  In.  Krst  lu  uerilin^s  isi  eine  feste  Ari)citsj:jlit  derun-^ 
zwischen  <kn  kooperiernulm  Personen  tles  (ianj^es  gewöhnlich  ge- 
worden, wälnend  sonst  Al)\\ rchslung  üblich  war;  jene  dient  dn  H«- 
.schleujiigung.  Die  Witulen  werden  in  ncuci  t  r  Zeil  allgemein  — auch 
auf  den  grofsen  Seglern  —  mit  Dampf  getriebeti  (Dampfwinschen'* 
und  laufen  mit  grofser  Gescliwindigkeit  Alles  dies  gilt,  auch  und 
zwar  besonders,  für  das  »»Löschen*',  wobei  die  Arbeit  im  Räume, 
wenn  es  sich  z.  B.  um  Einschaufeln  losen  Getreides  liandelt,  mit  der 
grofsten  Intensität  vollzogen  wird.  Bei  allen  Arbeiten  befindet  sich 
der  „Vize"  auf  Deck,  die  allgemeine  Aufsicht  führend,  er  ist  dem 
Stauer  verantwortlich,  hat  Unfälle  und  andere  Störungen  anzuzeigen: 
den  Arbeitern  ist  er  hauptsachlich  als  „Treiber'*  bekannt 

Ein  Teil  der  Schauerleute  hat  bei  bestimmten  Stauern  „feste" 
Stellen,  d.  h.  es  wird  dem  Manne  jedesmal  ftir  ein  Jahr  zi^csichert,  dafs 
er  Arbeit  erhalte,  so  oft  Arbeit  vorlianden  sei;  das  Gros  hat  diesen 
Vorteil  nicht,  sondern  ist  dem  Zufalle  und  der  Gunst  des  Vice  über* 
lassen,  dem  die  Anwerbung  der  Gänge  obliegt,  wobei  es  wieder 
verschiedene  Formen  giebt.  Der  weit  überwiegenden  Regel  nach 
wird  aber  das  Systt  m  charakterisiert  durch  die  Mitwirkung  der 
^hankv  irte  im  und  am  Hafen.  Es  bcsteiicn  dauernde  X'erhältnissc 
gegenseitiger  Fördennig  zwischen  diesen,  tlen  X'icen  und  den  Stauern : 
oft  sind  Vice  und  (iastwirt  eine  untl  dieselbe  Person,  öfter  durcl) 
\'erwandtschaft,  Freundschaft  oder  auch  nur  durch  Int(M-essen  ver- 
bunden; der  Stauer  seilest  wird  oft  durch  einen  (n-iwiri  sozusagen 
in  seine  l'unktionen  eingesetzt,  indem  dieser  ilim  Kredit  eröffnet, 
sei  es  für  AnschnffnfTj  von  <  leriiten  oder  lur  Lohnauszaiilunu;en : 
oder  auch  im  lern  et  ihn  eintacli  prt  >te;^«-!ert,  indi'm  z.  B.  ein  älterer 
Stauer,  der  sich  nicht  selter»  vom  de^cliätte  zurückzieht,  einen  seuiei 
\  icc  im  Verein  mit  einem  Wn  te  zu  senicm  Naclilolger  macht. 
Stauer,  Vice  und  Wirt  snid  gleichsam  verschworen,  ileii  Sciiaucr- 
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mann  soviel  als  möglich  an  die  Schenke  zu  fesseln;  der  Arbeit* 
suchende  mufs  hier  den  Vice  suchen,  und  ein  gutes  Zechverhaltnis 
mit  diesem  verbessert  seine  Chancen,  Arbeit  zu  bekommen;  auch 
empfiehlt  wohl  der  Wirt  einen  Stammgast,  zumal  wenn  dieser  bei 
ihm  «in  der  Kreide**  steht,  damit  dieser  „mal  wieder  einen  Schilling 
verdiene".  Nicht  selten  mufs  der  Schauermann  dem  Vice  aus  einer 
Wirtschaft  in  die  andere  nachlaufen.  Die  Einschnürung  dieses 
Kneipen^stems  wird  durch  den  Brauch  der  Lohnzahlung  vollendet; 
tum  guten  Teile,  indem  nämlich  abgezogen  wird,  was  der  Arbeiter 
«chuldig  isty  stellt  dieser  Brauch  ein  verkapptes  Truckwesen  dar» 
d.  h.  der  Stauer  als  Kointeresscnt  des  Wirtes  zahlt  in  dessen  Waren. 
Nacli  §  115  a  der  Gewerbeordnung  (Novelle  vom  I.  VL  1891) 
dürfen  Lohnzahlungen  „ohne  (  jenehmigung  der  unteren  X'crwaltungs^ 
bchörde"  nicht  mehr  in  Gastwirtschaften  jjjeschehen;  sie  finden  seit- 
dem, mit  wenigen  Ausnahmen,  in  einer  Nebenstube  des  Gasti^'irtes 
statt. 

Der  Stauer  pflegt  sich  als  einen  Akkord-Arl>eitnehmcr  des  Rheders 
zu  betrachten;  die  wirkliche  Lohnarbeit  «geschieht  zum  gro Heeren 
Teile  in  Tagelohn.  Ausgenommen  sind  fast  nur  noch  die  umfang- 
reichen Arbeiten  in  Kohlen  und  in  Getreide,  die  zum  Teile  über 
die  gewöhnliche  Schaue  rmaniis-Arhcit  hinausgehen,  und  insoweit 
liiere  Arbfilrr  anderen  Unternehmern  al"^  den  Stauern  <j::,f('^rnübcr- 
"»telien.  werden  sie  mis  als  l^e^niiilcre  Kale^oneen  hr-j^e'^Mu  ii.  Doch 
3-.t  hier,  besonders  unter  den  ICohlenarbeitern,  keine  feste  Grenze; 
Wohl  aber  unterscheiden  sich  geratle  diese,  oli^leich  sie  im  all- 
gemeinen den  Schauerlruten  zugerechnet  wenlen.  als  ..schwarze"  von 
den  ..weilsen"  Schauerleuten ,  untl  jene  sind  regclmälisige  Akkord- 
arheitcr,  sie  werden  auch  nach  der  (i)mnastik,  mit  der  sie  in  eigcn- 
tuinliclH  r  Ha>t  zur  liebung  der  gelullten  Kinbe  ihr  eigenes  Körper- 
gewicht euisetzen  imd  dann  abspringen,  Kuhlen-Juntper  (engl,  jump 
=  springcn)  genainit;  zu  diesen  gehören  aber  auch  wietier  au  l.ie, 
die  sonst  wohl  als  Bunker-Arbeiter  (Bunker  hcifst  der  Kohlenrauiu 
in  den  Schiffen)  von  den  Schauerleuten  unterschieden  werden;  von 
ihnen  werden  wir  später  berichten.  Aber  die  Uebergänge  sind  flieisend* 
Dieses  Jumpen  ist  eine  sehr  anstrengende,  durch  die  lange  ununter- 
brochene Dauer  schwer  erschöpfende  Arbeit*  Nur  der  kräftigste,  best- 
genährte  Schauermann  ist  ihr  gewachsen,  manche  halten  es  nur  einige 
Jahre  aus  und  wenden  sich  dann  anderen,  wenn  auch  schlediter 
bezahlten  Arbeiten  zu.  Denn  die  „Schwarzen**  können  es  im  Akkord 
auf  einen  recht  hohen  Wochenlohn  bringen;  zuweilen  ist  dies  aber  nur 
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ein  auf  den  Namen  eines  Mannes  geschriebener  Verdienst,  da  ihn 
die  Erschöpfung  zwingt,  einen  Ersatzmann  zu  stellen,  dem  er  davon 
abgiebt  Lieber  bringt  er  die  größten  Opfer  an  seinem  Schweiise 
oder  siMiiem  Gelde,  um  nur  die  „Stelle"  nicht  cinzubülsen.  Wah-  . 
rend  der  letzten  Jahre  hat  auch  für  diese  Arbeit  der  Dampfbetrieb 
mehr  und  mehr  Ein«jang  i^'cfunden  und  die  Nachfrage  nach  Ar- 
beitern vermindert.  Die  Zahl  der  „schwarzen"  Scliauerlcute ,  die 
ffst  als  solche  arbeiten,  beträgt  etwa  500.  llir  (lurchscbiiittliches 
Einkommen  wa^en  wir  auf  1 500  Mk.  zu  schätzen,  in  einigen  Fällen 
erreicht  es  2000  Mk.  und  darüber.  P^in  Teil  von  ilnien  gcnicfst  den 
Vorzug  unmittelbaren  Kontraktes  mit  Rheder-  oder  Importeur-Firmen. 
Umgekehrter  Weise  giebt  es  auch  einzelne  Finnen,  die  ihren 
Stauer  in  „Tagelohn"  annehmen,  wie  denn  überhaupt  sehr  ver- 
schictienartigc  Wrhnltnisse  \'orkommen. 

Als  Arbeit  von  Schaucrlcutrn,  die  in  Akkord  i^rthan  wird,  git-lit  es 
aufscr  (1cm  Junipen  fast  mir  iiorli  dns  T.ö'^clirn  \  on  < u  lrcidochitfen ; 
auch  dies  ist  eine  nufscr^-i  invilu-volK-  und  durch  tlen  dicliti  ii  Staub 
den  Atinungsorganen  sehr  .scluidliclu  Aihoit,  die  aber  wegi  11  ihrer  re- 
lativen Regehnäfsigkeit  gern  iVst-rhahcn  wird;  diese  Akkurs.hu bt-iur 
stehen  in  ihrem  dui clisc  hnittlichLn  Einkommen  mit  den  festen 
Tagelöhnern  auf  unL,a  llUir  gleicher,  zum  Teil  aber  auf  höherer  Stufe. 
Der  reguläre  Akkordsatz  beträgt  50  Pf.  pro  Tonne.  Ein  5  5  jähriger 
Mann,  der  während  tier  leUlcn  Jahre  in  flicscr  I^rajiche  gearl)ritet 
hat,  verdiente  1895  in  153',;,  Tagen,  12  NTichten,  6  Sonntagen, 
wozu  noch  10  Tagelöhne  kommen,  1347  Mk.  65  Pf.,  1896  bis  zum 
21.  November  in  165  Tagen,  11  Nächten,  2  Sonntagen,  wozu  i  ^/., 
Tagelöhne  kamen,  1399  Mk,  25  Pf,  hätte  also  in  diesem  Jahre  wohl 
1 500  Mk.  erreichen  können  —  er  gehört  in  jeder  Beziehung  zu  den 
Führern  der  Schauerleute.  Die  Zahl  der  Schauerleute,  die  mit  einiger 
Regelmafsigkeit  Korn -Akkordarbeit  thun,  kann  auf  600  angegeben 
werden.  Die  Gesamtzahl  der  Akkordarbeiter  wäre  (wenn  noch  20 
hinzugerechnet  werden,  die  das  Entloschen  von  Eisenfabrikaten  und 
einigem  anderm  „Schwergut**  zu  besorgen  pflegen)  etwa  1 120^  unter 
einer  Gesamtzahl  von  mindestens  500O  tmithin  wenig  mehr  als  V»i 
beinahe  %  sind  Tagelöhner). 

Der  Tage  lohn  hat.  in  den  letzten  7  Jahren  seinen  festen  Satz 
mit  4  Mk.  20  Pf.  gehabt,  Nachtarbeit  wird  mit  5  Mk.  40  Pf.,  lieber- 
stunden  k  $0  Pf.  bezahlt  Daneben  ist  es  herkömmlich,  för  besonders 
schwere  und  namentlich  für  gesundheitschädliche  Arbeiten  einen 
höheren  Tagelohn  zu  bewilligen,  der  auf  4  Mk.  60  PC  fixiert  ist. 
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einzelne  Finnen  sollen  aber  für  gewisse  sehr  widerwärtige  Arbeiten ; 
z.  B.  in  losen  gesalzenen  Häuten,  ein  Plus  von  50  Pf.,  ja  von  I  Mk. 
über  den  gewöhnlichen  Tagelohn  bezahlen.  Dagegen  stehen  auch 
andere  Artikel,  wie  Ammoniak,  obgleich  giftig,  nicht  mehr  im 
Extratarti.  Mit  Trefahren  der  Blutvergiftung  sind  manche  dieser 
Arbeiten  verbunden,  z.  B.  in  trockenen,  mit  Arsenik  tränkten 
Fellen.  Solche  Arbeiten  sind  es,  die  dem  Budget  dos  Schaucr- 
mann-Tagelöhners '^finstig  sind.  Dabei  sind  aber  auch  kolossale 
Muskcllcistiingcn  grwithnlich,  <lir  Arbeitszeit  spottet  jeder  Schiaiikc. 
J>cr  T.iL(  L;ilt  von  6  —  6  mit  V  jStüinhger  Frühstücks-  und  l  ^'^  stündiger 
M:ttaL;^>pause;  wer  es  irgendwie  kann,  versurlit  in  drr  lot/ten-ii 
heinizukoininen,  um  eine  halbe  Stunde  für  die  iMahlzett  daheim  zu 
haben ;  oft  liegt  aber  das  SchifT  oder  die  Wohnung  zu  weit  von  der 
Fähre,  sodafs  es  sich  nicht  lohnt;  viele  helfen  sich  mit  Butter- 
brot«  11,  Heringen  uiul  tlergl.,  ilie  sie  tnitbringen,  oder  gehen  in  die 
„Kahechallcn",  die  seit  einigen  J.ihi  en  von  l  iiitr  ( loellschait  iiiiu  r- 
halb  des  Hafengebietes  eingerichtet  wurden;  es  wird  aber  geklagt, 
das  Essen  „schmecke  nach  -nichts",  es  sei  „keine  Kraft  darin".  Wenn 
hierfür  die  Kosten  gering  sind  —  im  Verhältnis  zum  Nalirri'ert 
jedenfalls  liohcr  als  liir  die  heimi.sche  Mahlzeit  — t  so  sind  dagegen 
sehr  lästig  die  Fährgelder,  die  sich  bei  2matigcrHin-  und  Her 
fahrt  auf  40  Pf.  belaufen;  nur  bei  einzelnen  Firmen  wird  eine  eigene 
,Jolle^  gehalten,  einzelne  erstatten  das  Fährgeld,  für  die  grotse  Mehr- 
zahl bedeutet  es  eine  Kürzung  ihres  Tagclohncs,  wie  die  Fahrzeit 
(mindestens  40  Minuten)  Verlängerung  ihrer  Arbeitszeit  Ein  Teil 
dieser  Kürzung  fallt  weg,  wenn  der  Tagesarbeit  unmittelbar  die  Nacht« 
arbeit  folgt,  ein  sehr  gewöhnlicher  Fall;  die  Nacht  gilt  von  6 — ^4, 
beginnt  mit  I  stündiger  Abendbrotpausc,  zuweilen  wird  auch  diese 
gc^en  hohes  Entgelt  durchgearbeitet,  von  7 — 4  dauert  die  Arbeit 
ohne  Unterbrechung,  wetin  cs  sich  um  ganze  Nächte  handelt; 
die  „hall  "  Xaclit  wird  bis  10  Uhr  gerechnet,  wenn  die  Abendbrot- 
pause durchgearbeitet  war,  sonst  bis  12  Uhr.  Recht  oft  wird  nach 
durchgearbeiteter  Nacht  um  6  Uhr  wieder  begonnen;  tler  Arbeiter 
hat  dann  seine  liebe  Not,  von  Bord  nach  Hause  und  wieder  zurück 
zu  kommen,  es  gelingt  ihm  nicht  Immer,  natürlich  ist  gleich  ein 
Ersatzmann  da.  Es  kommt  vor,  dafs  auch  diese  Zeit  —  :4''gen 
Ucberstundcnlolui  ä  60  PI.  -  diirch<::[rarbe!tet  wird,  in  einigen  Fällen 
hat  die  Nachtarbeit  iinuntcrhioelu  ii  von  7  Uhr  ahi  iifls  bis  10  Ulir 
des  \'oriiiittags  gewährt.  Ein  andcro  Beispiel  der  in  dicsi  11  Arln  iitn 
herrschenden  „Ordnung*'  möge  folgender  Auszug  aus  den  Tage- 
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büchern  eines  sehr  zuverlässigen  festen  Schaueriiianncs  darbieten. 
Dieser  hatte  im  Juli  vorigen  Jahres  zuerst  Arbeit: 


am  6.  und 

zwar  I 

Tau 

1 1 
Ii 

Nacht,  dann  lolgtt-n 

Joli  7 

I 

»» 

1 

1) 

I 

ti 

I 

f» 

.1  9 

t 

II 

«1 

2  Ueberstmiden 

«  lo 

I 

»f 

I 

II 

■I 

>t 

♦t  II 

II 

I 

M 

s 

>f 

t» 

n 

«< 

13 

t» 

tt 

14 

I 

»f 

1» 

»1 

»5 

tt 

1 

II 

»» 

Diese  Folgen  stehen  nicht  vereinzelt  da;  derselbe  Mann  arbeitete 
am  d  und  am  7.«  dann  wieder  am  18.  und  19.  November  2  Tage 
und  2  Nachte  hintereinander,  mehrmals  in  diesem  Jahre  und  in 
anderen  weisen  seine  Bücher  3  T^e  und  3  Nächte  hintereinander 
auf  —  dabei  hat  dieser  nicht,  wie  anderweitig  vorkömmt,  einen 
Ersatzmann  angenommen.  Zuweilen  wird  mit  2  Stunden  Schlafes 
an  Bord,  innerhalb  der  3  X  24  Stunden,  fiirlieb  genommen.  Durch 
solche  übermenschliche  Anstrengungen  w  ird  dann  ein  artiger  Wochen* 
lohn,  in  günstigen  Jahren  ein  leidliches  Einkommen  erzielt  Jener 
Mann  verdiente: 

im  jähre  1^92  in  1 58  Ta^fn  J3  Nächten  88  Munden  Mk.  8«)o  !  5 

„     1893       »92      „     84       „       33      „  „  1286.95 

„     1894  „  182',:,  „     69       „       60  1166.65 

II      H    1895      i93Vf  «     88      „      73     „  „  1300.90 

„     „    1896  „  168    „    64V»  „      81     „  '-"-■'■-'^ 

Mk.  5739*65 

Der  Dnrdaclmitt  von  5  JtUnren  stellt       auf.   .  .   .  „  1147.92 

Dies  ist  ein  durch  feste  Stellung,  Gesundheit,  Kinderlosigkeit 
—  auch  die  Sorgen  kosten  Kräfte,  und  die  Nahrung  wird  oft  zu 
Gunsten  der  Kinder  abgedarbt  —  begünstigter  Schauermann. 
Ein  ähnlich  geteilter  (seine  Kinder  sind  bis  auf  eins  grofs  und 
verdienen  mit),  derselben  Stauerfirma  anp;i  liöi  ig ,  wo  er  auf  Be- 
schäftigung von  durchschnittlich  3  Tagen  und  unbestiiiunter  Anzahl 
von  Nächten  in  jeder  Woche  rechnen  kann,  der  aber  daneben  noch 
das  „Glück  zu  haben"  pflegt  bei  atidcren  Stauern  „anzukommen**, 
ein  älterer,  in  allen  Arten  der  Arbeit  erfahrener  Mann,  hat  gleich-^' 
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ialls  Bücher  geführt,  die  fiir  diese  Jahre  noch  höhere  Ziflem  auf- 
wet^^n  (aber  ohne  Spezifizleningf),  nämlich: 

189a  Mk.  1331.90 

1893  „  14*9.75 

JS94  „   ia94.M  ^ 

1395  V  1371-95 

1S96  „    i27«-35  •  ' 

Bfk.  6699.15 

Darehacluiitt  »  I339<£3 

Dem  steht  aber  j^egenüber  der  Fall  eines  gleiclifalls  festen 
Mannes,  Familienvaters  mit  6  Kindern,  der  den  Besuch  der  Wirt* 
Schäften  meidet,  und  obgleich  rüstig  and  tüchtig,  im  Jahre  1896 
—  nach  Ausweis  einer  publizierten  Lohnliste  seines  Arbeitgebers; 
Nebenverdienst  hatte  er  nicht  —  noch  unter  1000  Mk.  geblieben 
war.  Endlich  liegen  uns  noch  die  mit  grolser  Genauigkeit  geführten 
Einnahmebücher  eines  nicht  festen  Schauermanns  über  8  Jahre 
vor,  dessen  Lohnverdienst  wohl  als  typisch  gelten  dart  In  den 
Jahren  1889  und  1890  hat  er  noch  teilweise  am  Quai  gearbeitet» 
und,  bei  häufiger  und  langer  Arbettlosigkeit,  resp*  791.55  und 
^3345  erztdt;  im  2.  dieser  Jahre  aufserdem  durch  Dachdeckerarbdt 
259X>5.  Dann  folgen,  bei  ausscbliefslicher  Schauermannsarbeit  bis 
auf  die  eingeklammerten  Tage  am  Quai,  25.30  extra  durch  Schnee- 
schippen in  1891,  9ü90  ebenso  1893,  loiSo  1895: 

1S91    206Vt  Tftgc  (i*/t)  38  Nichte  33  Stunden  4  Sonntage  Mk.  1090.10 


1893 

163'/. 

«  (7Vt)« 
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31 
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„  S13.70 

i«93 

161V4 

„     iio)  27 
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(Vt)  »3 
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•1  893.30 

»895 
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II      9  »0.95 
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»34Vt 
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,»  744.30 

Mk.  5306.80 

Durchscbnitt  von  6  Jahren  „  ^^4^7 


Im  ganscn  kann,  nach  vielen  Eindrücken  und  Angaben,  so 
lange  eine  zuverlässige  Statistik  nicht  möglich,  das  mittlere  Ein* 
kommen  eines  festen  .Schauermann-TagelÖhners  auf  iioo  Mk.,  das 
eines  losen  auf  höchstens  900  Mk.  geschätzt  werden.  Der  Zahl 
nach  verhalten  sich  diese  zu  jenen  etwa  wie  7 : 3. 

Der  jetzige  Lohnsatz  hat  schon  von  1873  ab  in  der  alten 
Courantmünze  (3  Mark  8  Schill.:)  bestanden,  seitdem  sind  die  Mieten 
in  Hamburg  derartig  gestiegen,  daTs  z.  B.  damals  von  je  loo  Ge- 

Ajtdüv  fiir  H«.  C«Nti|«lNiBt  a.  SMtbtNi.   X.  13 
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lassen  56^32  eioe  Miete  von  unter  210  RM.  (i.  G.  27081  Gdasst)  be- 
dangen, 1890  nur  noch  l^.OO  (i.  G.  191352) die  (von  Arbeitern  wirk- 
lich gezahlten)  Preise  d'e r  Lebensni  i  1 1  e !  werden  bekanntlich  nie 
emiiltclt,  man  weifs  nur,  dafs  sie  j^eschwankt  liaben  und  dafs  eine 
sehr  erhebliche  Steigerung  nach  dem  Zollanschlüsse  (zugleich  mit 
den  wirtschaftlichen  Hausse)  einsetzte,  die  seitdem  zwar  nachgelassen, 
neuerdings  aber  wieder  begonnen  hat.  In  H,iiiil)ur<:^  machti-  -icli 
aber  eine  besondere  Ursache  der  W  i  teiu  l  uiig  im  Kleinhandel  durcii 
das  neue  Rficl)sniiin7.systeni  1876  ^^eltciul. -)  Jener  Lohnsatz  stieg 
nicht,  ^OIulcrn  wurde  1880,  auf  die  Initiative  der  Firmen  R.  Sloman  jr. 
und  Glävcke  &  Henning.-^  auf  3,60  Mk.  erniedrigt,  1881  aber 
wieder  auf  4Mk.  gebracht,  und  diese  Nonn  blieb  bis  1889,  seitdem 
gilt  die  gegenwärtige  um  20  Pf.  hr)herc,  womit  also  iler  Nominal- 
lohn von  1873  wieileihergesti  lU  war.  —  In  derselben  Zeit  ist  die 
Arbeit  immer  ungewi.sser,  ininur  ha>tiL;ir,  aI>o  intensiver,  zum 
Teil  auch,  durch  die  Tendenz,  Aibeitskräfte  zu  ersparen,  immer 
schwerer  geworden. 

Vor  20  Jahren  ging  die  Arbeit  noch  ruhiger  und  „gemütlicher", 
die  «Dampfwinsche"  war  noch  nicht  Regel,  man  rechnete,  daCs  i 
SchiflT  I  Woche  zu  beladen  brauche,  jetzt,  obgleich  die  Schiffe  sehr 
viel  gröfscr,  mufs  es  oft  in  3  Tagen  geschehen,  zuweilen  darf  Loschen 
und  Laden  zusammen  nicht  viel  länger  dauern.  Die  Anforderungen 
an  die  Intensität  der  Arbeit  nehmen  fortwährend  zu;  so  war  es  noch 
1892  üblich,  dals  beim  Loschen  am  Quai  eine  Hicwe  (d.  h.  8 — lo 
Säcke,  die  in  einen  Stropp  zusammengebunden  sind)  zur  Zeit  fiber- 
genommen wurde,  jetzt  nimmt  man  wenigstens  iVt  {^r  2  a 
8  Säcke.  —  Wenn  der  Reallohn  an  der  wirklich  ausgegebenen 
Arbeitskraft  gemessen  werden  sollte,  so  müfste,  wie  man  weifs, 
auch  dieses  Moment  der  Intensifikatioa  stark  in  Rechnung  gezogen 
werden. 

Das  Kr'^cl)iiis  aller  die.ser  Daten  ist:  dafs  die  Ökonomische 
Lage  der  Schauerleute  in  den  letzten  25  Jahren  sich  in 
hohem  Mafse  verschlechtert  haben  mufs,  nicht  blofs 
relativ  zu  der  Entwickelung,  die  das  Einkommen  anderer  Klassen, 
z.  B.  der  Kauflciite,  Rheder,  Stauer  u.  s.  w.,  die  aus  jener  ^^rbeit 
Vorteil  gehal)l  haben,  L;eiii »iniiK-ti  hat,  sondern  auc!i  absolut. 

Die  Exploitation  geschieht  nebcnlier,  wie  sie  überall  ge- 


')  V.  llallo  u.  Koch,  I>ie  Cbokr«  in  Hamburg  S.  3a. 
*)  a.  m.  ü.  Seite  19. 
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schiebt,  —  um  von  den  erwähnten  Formen  des  Arbeitsmarktes 
abzusehen  —  noch  auf  manche  kleinliche  Arten.  Uebel  berufen  ist 
die  Manier,  den  Arbeiter,  der  um  6  Uhr  zur  VerfUgung  steht,  wenn 
das  Schiff  erst  um  9  Uhr  anfangen  kann,  nur  für  %  Arbeitstag  zu 
entlohnen;  da  ohnehin  der  Schauermann  fortwahrend  seine  Zeit  für 
den  „Ausguck"  nacii  Schiffen  unentgeltlich  opfern  muTs.  Sodann 
^cht  der  Stauer  auf  verschiedene  Art  Mannschaft  zu  sparen;  viel- 
fach  müssen  jetzt  4  die  Arbeit  thun,  für  die  ehemals  6  angestellt 
waren.  Oder  er  sucht  an  Dampf  bei  der  Winsche  zu  sparen,  der 
Kopf  der  Winde  läuft  langsamer,  diese,  sclnvcr  belastet,  macht  mehr 
Schwinn^un<:;eii  wegen  ungenügenden  Drucks,  die  Gefahr  für  die  Ar- 
beiter im  Räume  ist  erhölit.  Aus  dieser  Ursache  legte  vor  einigen  Jahren 
1  Gang  die  Arbeit  nieder,  der  Stauer  cngni^^K  rtc  einen  anderen,  zog 
deren  Lohn  den  vorigen  ab;  es  gab  eine  Klage  beim  (iewcrbegericht, 
die  fast  ein  Jahr  geschwebt  hat,  und  nachdem  die  Aeufserungen  Sach- 
verständiger sich  widersprochen  hatten,  durch  ein  Supt  larhitrium 
tlcs  Professors  Dr.  Voller  (Direktors  des  physikalischen  Staatsinstituts) 
im  Sinne  der  Arl)citer  entschieden  wurde.  „Es  giebt  eine 
Ma.ssc  von  Hcstimmuiigen**  -  -  so  ruifscrti-  >ich  in  der  Plenarver- 
versammlung  des  Hamhurgisclicti  ( icwi  rhcgcnchts  am  29.  XII.  1896 
der  Vorsitzende  dieses  Gericliii>,  Dr.  Noack,  indem  er  von 
den  Arbeitsverhältnissen  der  Scliaiui Uute  sprach,  .,die  radikal, 
luadamental  Icslgestellt  werden  nuissi  11"  .  .  .  „bei  allen  Beschwerden 
(der  Arbeiter)  lautet  die  ständige  lüiirede:  „das  ist  im  Hafca  ganz 
allgemeiner  (iebrauch"  .  .  .  „e>  sind  {seit  der  Errichtung  des  Ge- 
werbegcricliis)  recht  viele  S  ichea,  die  uns  beschäftigt  halben  .  .  . 
im  Jahre  1895  liefen  236  KLigcn  von  Hafenarbeitern  (d.  h.  mci.slcns 
von  Schauerleuten)  ein.  die  Verhandlungen  dauerten  gewöhnlich  3 — 7 
Stunden  .  .  Diese  Au.ssprüche  eines  82jährigen  Mannes,  der 
schon  aus  langer  Praxis  als  Vorsitzender  des  ehemaligen  gewerb- 
Üchen  Schiedsgerichts  in  Hamburg  die  Thatsachen  kennt,  mögen 
als  Scheinwerfer  für  die  Vorgeschichte  des  grofsen  Ausstandes 
dienen!  —  Unfällen  bt  die  Arbeit  auf  den  Sdiiflen  in  hohem 
Masse  ausgesetzt:  so  kamen  im  Gebiet  des  hamburgischen  Staates 
1889  auf  sämmtliche  versicherte  Personen  (102853)  4386  Unfall- 
anzeigen =  4,2  % ;  in  Fabriken  auf  28098: 1375  «  4,9:  in  der  Spc- 
ditions-.  Speicherei«  und  Kellerei-EG.  aber  auf  7247  Versichertc 
498^6,5.*)   Und  1893  waren  die  Unf^le  in  Fabriken  auf  1942 


>)  Statutische»  Handbuch  f.  d.  Hamb.  Staat  IV  S.  198. 
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mit  10  Todesfällen  gcstiegeo,  in  der  letztgenannten  B.G.  aber,  der 
die  Schauerleute  angehören,  auf  1092  mit  18  Todten.') 

Wenn  man  die  E  n  t w  i  c  k  e  1  u  n  ,  die  im  „SchauermannS'Bcrufc'' 
stattgehabt  hat  und  noch  stattfindet,  überblickt,  so  erhellt,  dafs  diese 
durchaus  analog  dem  Uebergange  von  einem  handwerkartigen  in 
einen  fabrikartigen  Betrieb  vorgestellt  werden  kann.  Der  Stauerbaas 
war  ehemals  der  Meister,  die  Schaucrleute  seine  Gesellen.  Das 
Verschwinden  des  genossenschaftlichen  Verhältnisses  ist  noch  in 
Menschengedenken*  „^emals^'  — >  erzahlte  ein  Arbeiter,  der  seit 
ca.  25  Jahren  die  Sache  kennt  —  „kam  doch  der  Stauer  mal  an 
Bord  und  gönnte  einem  ein  gutes  Wort;  jetzt  ist  man  in  seinen  Augen 
ja  auch  nichts  anderes,  als  so  ein  Kameruner  Gast."  Das  kunst- 
gerechte Stauen  war  der  Stolz  des  Schaucmianns,  war  eine  Sache 
des  Vertrauens,  es  erhob  seine  fjrobe  Arbeit  zu  der  Würde  des 
Handwerks  und  dem  entsprach  im  allgemeinen  seine  ökonomische 
Lage.  Die  Raserei  des  modernen  Betriebes  untergräbt  auch  diese 
technische  Basis;  wenn  auch  nur  an  einigen  Stellen;  denn  immer 
bleibt  der  Schiflfskapitän  verantwortlich,  er  hat  zu  sorgen  „fiir  die 
ffchörijT,  Stauung  nach  Scemannsbrauch"  (D.H.G.B.  Art.  481),  wenn 
auch  nicht  fiir  eine  zweckmäfsige  d.  h.  absolut  giitc  Stauung 
(Eiit>cli.  des  R.O.H.G.  XIX  S.  265)  der  Waren,  diese  aber  liegt  in 
Jiolieni  Grade  im  Interesse  cic.s  Ab^^rndcrs  bezw.  Empfängers,  oft 
auch  im  rii^^cnen  Interesse  des  Rheders,  auch  abgesehen  von  Herr 
Gefahren,  dii  dns  Schiff  als  (ianzes  durch  schlechte  Stauung 
erleidet.*)  Nun  ist  leicht  abzuleiten,  dafs  die  Uebcrhast  des 
heutigen  Wrkchro  tier  Sorgfalt  sowohl  einer  Schiff  und 
Waren  sirlierntlen,  als  einer  gegebenen  Rnimi  erfüllenden  Stauung 
Killtrag  thun  inuls. Damit  hängt  denn  die  zunelnncndc  Neigung, 

'j  Jalircsbcrkhtc  der  Vcrwaltuttysbchordcu  der  Stadt  Hamburg  1S93  S.  41.  Ins- 
gesamt wArai  in  der  B.G.  bis  Ende  189s  «uf  damals  94661  Arbeiter  750  ent-* 
KcbSdignngspflichtige  Unftlle  gekommen,  =  Tti^  in  der  Sektion  Hamborg 
aUein  aber  auf  damals  15695  Arbeiter  1671  solcbe  UnAlle  =«  lo>6V  dem 
Belichte,  erstattet  am  la.  Juni  1896,  dessen  Einsiebt  uns  gc>-t.itt<  t  wurde). 

*)  Vßl.  «1. Ii.  se  ricfalirm  und  di«;  mamugfaclien  Ki-gcln  der  Stauung  :  Döring^ 
l>er  ik-frachti-r.  iiamburp  1883.  Mühl.  isin,  Handbuch  der  Sot-nianiisrhaft  T^remrn 
iSo^.  Ilillcoat  Notes  on  Stowage.  Lond.  1894  l<*-^onder>  wichtig  für  das  Schiff 
iNt  die  Stauung  von  Kohlen  wegen  der  doppelten  iietahr  von  Explosion  und  Selbst» 
ent^üuduug. 

')  Mtlhieiiien  a.  a.  O.  Seite  405  bemerkt:  „Leider  ist  heutnitage  viel  wa  riel 
Maebt  in  die  Hände  der  Agenten  and  ihrer  Gehilfen  gelegt,  die  genau  betrachtet 
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minder  geübte  Hilfskräfte  einzustellen,  und  sich  zu  begnügen, 
wenn  nur  der  nötige  ,J)ainpf*  dahinter  gesetzt  Mnrd,  zusamnien. 
Andrerseits  versteht  sich,  daTs  die  auf  weite  Entfernungen  befrach» 
teten  SchifTe»  z.  B.  nach  Südamerika,  Afrika,  Australien,  mit  der 
grofsten  Sorgfalt  verstaut  werden;  besonders  die  Brasil-Dampfer 
werden  in  dieser  (Ansicht  hervoigehoben.  Es  ist  in  hohem  Grade 
Sache  des  allgemeinen  Interesses»  und  steht  auch  in  naher  Ver- 
bindui^  mit  der  Arbeiterfrage,  diese  Seite  der  Sache  im  Auge  zu 
behalten. 

2.  Die  Ewerführer.  Aufgabe  der  Kwerfuhrcr  ist  es,  die 
Cüter  in  Ewern,  Schuten  u*s.w.  von  den  Schiffen  abzuholen  oder 
•dahin  zu  brii^en.  Sie  besorgen  ausferdem  die  Ausbesserung  des 
Sdufl&inventars,  d.  h.  derjenigen  Gegenstande,  die  wahrend  der  Reise 
von  den  Seeleuten  bei  der  Führung  des  Schifles  gebraucht  werden, 
iiiu!  dir  bei  jeder  Fahrt  sich  abfiutzen  oder  beschädigt  werden. 
Das  Wort  F2\vcr  (ungewisser  Ableitung^  bezeichnet  in  nieder» 
<lcutscficii  Diakkuii  rin  ein-  oder  zweiniastiges  Fahrzeug  mit 
flachem  Boden,  das  bei  der  Flufs-  und  Küstenschiffahrt  und  der 
Fischerei  Verwendung  findet  Der  eigentliche  Ewer  ist  im  Ham- 
burger Hafen  fast  nicht  mehr  in  Gebraucli,  sondern  vorzugsweise 
ein  gröfseres  gleichartiges  Fahrzeug,  die  „Schute".  Die  Schuten 
werden  wieder  als  Bollen  (d.  h.  Schuten  von  '^^rringerer  (iröfse,  bis 
zu  12  ni  Länge),  eigentliche  Schuten  (von  12 — 20  m  I^nge)  und  Kasten- 
Schuten  ujilcrscfnetlen,  welch  letzteie  so  genannt  werden,  weil  sie  mit 
einem  Verdeck  \  Li  -^chen  sind.  Alle  diese  Schiffe  fiilirrn  nur  selten 
<?in  Segel,  sind  der  Rc^cl  nach  ohne  he^jondcir  XOirichtung  für  die 
Fortbewegung:  sit-  müssen  durch  Siniim-  und  Scliicl>carheit  vorwärts 
bewegt  werden.  Die  regelrechte,  .sichere  mid  rnsche  F"ührung  dieser 
Fahrzi  uge  i^l  nicht  nur  eine  inühe\olle,  sondern  auch  erhebliche  (te- 
schicklichkeit,  Um-  und  X'orsicht  erfordernde  Thätigkeit.  Sie  wird 
auch  als  ein  ,,I  landwerk"  angesehen  und  eiforderl  eine  vierjährige 
Lehrzeit,  während  welcher  die  Lehrlinge  inde.s.sen  von  Anfang  ati  (  inigen 
Lohn  verdienen  und  zwar  in  den  ersten  drei  Jahren  5,00— 7,(X>  Mk. 
wöchentlich  und  6ü,00 — 90,00  Mk.  Jaiueslohn  extra,  im  \  ierien  Jahre 


oll  uur  Laun>ursch«-n  sin<l.  Irj^i-m!  wolcht-  Ladung  kommt  viellficht  nocli  nciit  spät 
«n  BorU  und  der  Agent,  der  4ür  niclits  wrautwurUich  ist,  verlangt  uuu,  dafs  »ie  au- 
geaoamm  werde.  Der  K*pitiii  flirchtet  ebM»  Tadel  (seheia  des  Rheden),  wenn  er 
^e  Ladung  zurfickweist  und  sehr  leicht  geKhieht  dann  durch  ihre  Annahme  und 
Unteitirnignns  (etwa  im  ZwiMchendede)  ein  Unglttdc." 
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dagegen  bis  zu  1 5^  Mk.  wöchentlich  und  ca.  200,00  Mk.  Jahres- 
lohn. Im  übrigen  ist  alle  Arbeit  im  Tagdohn;  Akkordarbeit  aus- 
geschlossen. Mehr  oder  minder  „feste'*  Stellen  giebt  es  auch  hier» 
im  Wochenlohn  stehen  aber  nur  die  Vizen,  die  als  Aufeichtsleute 
zwischen  den  Arbei^ebern»  den  Ewerführer-Baasen,  und  den 
Tagelöhnern  stehen,  die  Zahl  solcher  Visen  ist  nicht  gering  (gegen 
300  auf  ca.  140  Betriebe);  sie  sind  in  der  Regel  auf  vierzehntagige 
Kündigung  angestellt  um\  erzielen  einen  Wochenverdienst  von  27,00 
bis  4$fiO  Mk.,  wofür  sie  den  praktischen  Betrieb  leiten,  die  Papiere 
ausgeben  u.  s.  \v.  Bemerkenswert  ist,  dafs  ein  Mann,  tler  seine 
Lehrzeit  kontraktmäfsig  beendifjt  hat,  sich  nicht  ohne  wi  it«  res  an- 
werben oder  „heuern"  lassen  kann.  Er  betlarf  dazu  eines  Berechti- 
gungsscheines, tler  von  einem  in  der  Katharinenstrasse  befindlichen 
sog.  Meldeburcau  ausgestellt  wird  um\  den  der  Mann  dem  betreffen- 
den Baas  odrr  X'izen  hei  drr  Aiilvieruiu:;"  \T>rle!:,'^en  iiiul^.  Diese 
Hinrichuing  dient  eiiu  in  System  der  KnulroK  ,  indem  für  jede  neue 
Heuer  ein  neugestempclter  Schein  erfordert,  wird.  Dir  Raase 
haben  auch  hier  sieb  aus  Arbeit<*r!i  zu  Uiileriuhmern  entwickelt. 
Noch  vor  nicht  l  uii^^er  Zeit  (etwa  20  Jahren)  galt  der  Kaufmann, 
der  „nach  den  Ix  vielicmlen  (ieselzen  und  Usancen  seine  Waren 
auf  Seite  des  Scliitics  zu  liefern,  oder  von  Seile  (it->^  Schiffes  zu 
holen  hat"  (Hamb.  Con.  27.  Mär/.  1874)  als  Arbeitgeber  des 
P^verfülirers ;  er  aber  liefs  sich  von  jeher  nur  mit  einem  Baasen  ein, 
der  Falirzcuge  und  Geräte  besitzt  und  sich  selber  längst  von  der 
Arbeit  entbunden  hat;  so  steht  der  Baas  als  selbständiger  Ge> 
schäftsmann  dem  Kaufmann  gegenüber.  Zu  seinen  Geschäften  gc- 
hört  auch  die  Aufsicht  über  den  nächtlichen  Wachtdienst,  der  sich 
durch  die  Vergröfserung  des  hambutgischen  Hafens,  Vertiefung  der 
Kanäle  u.  s.  w.  zu  grofser  Bedeutung  entwickelt  hat  Nach  Mög- 
lichkeit bringt  man  die  offenen  Schuten  zur  Nacht  an  besondere 
Stationen,  wo  die  s<^nannten  WachtschifTe  unter  direkt  angestellten 
Leuten  diesen  Dienst  \*erselien.  Seitdem  die  WachtschiiTe  einge- 
richtet sind,  kdmnien  andere  Nachtwachen  der  Ewcrfiihrer-Tagc- 
lohner  —  die  ßir  jenen  Dienst  nicht  ausschliefdtch  genommen 
werden  —  weniger  liäufig  vor;  nur  wenn  es  zu  spät  ist,  oder  wenn 
gerade  kein  Wachtschiff  mehr  liegt,  und  wenn  eine  Schute  am 
Dampfer  liegt,  mit  dem  sie  am  nächsten  Morgen  weiter  arbeiten 
soll,  so  wird  noch  eine  solciie  Wache  notwendig;  iler  Mann  mufs 
dann  in  der  offenen  Schute  trotz  Regen  und  Unwetter  kampieren 
und  wird  für  Schute  und  Ladung  haftbar  gemacht.    Eine  solche 
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Nachtwacbe  wird  mit  2  Mlc  bezahlt  Oft  wird  auch  dem  Führer 
eiaer  ^«geiiaiiiitefi  Kastenschute  —  sie  sind  erst  seit  etwa  15  Jahreo 
in  Gebrauch  gekommen  und  mit  einer  Art  von  Wohmii^,  meist  fiir 
Mann  und  Frau,  ausgestattet,  mitunter  sind  sogar  Kinder  an  Bord  — 
die  Wache  über  eine  Anzahl  offener  Schuten,  die  sonst  ans  Wacht' 
schiff  zu  bringen  oder  mit  Wächtern  zu  versehen  wären,  übertri^en, 
wofiir  dieser  im  Tajrclohn  strhciule  Mann  (tler  auch  zu  den  Ewer- 
fuhrcrn  zu  rechnen  ist)  keine  X'ergütun^  erhält. 

l)er  K\verführer-Taj:ielühncr  hat,  obj^leich  er  nur  die  X'orteile 
eine.-  Ailfcitcrs  bei  4  Mk.  Tagelohn  und  gleichem  Maximallohn  fiir 
Nachtarbeit  von  7  bis  4,  die  gewöhnhch  nur  mit  Ueberstundcnlohn 
h(  zahlt  wird,  geniefst  —  er  liat  zu  gleicln  r  Zeit  manche  Nachteile 
zu  tragen ,  die  dem  „Schitter"  als  Führer  eines  Fahrzeun^rs  rr- 
warlispii:  <n  Tniif^  vr  als  solcher  srinen  Namen  als  dt  r  für  die 
Ladnii^  \crantW(irtliclicn  Per^ion  Ix  i  <ler  Zollbehörde  abgeben  und 
kann,  wenn  er  z.  H.  ein  w  i  krlirt«.  s  Ursprung^>land  für  eine  Ware 
nennt,  mit  ( leklstraieu  b(  k  ,.;t  wci  di  n :  ji'doch  hält  sich  noch  einiger- 
maiscn  die  gute  Sitte,  dais  der  Baas  «ilchcii  und  älinlichm  Sch.ideii 
auf  sich  nimmt.  I\1h  i).sv>  wichtig  kann  slihc  \  crant wi  »rtiinu;  werden, 
s<»  oft  eilte  X'erklarung  (d.h.  Darlegung  eines  Unfalles  durch  den 
Schiffer)  geschieht,  wo  er  mit  seinem  eidlichen  Zeugnisse  einzutreten 
hat  —  Artikel  493  des  H.G.B.  —  untl  auf  der  anderen  Seite  der 
Gefahr,  seines  Dienste»  entlassen  zu  werden,  gegenübeniteht 

Dazu  kommen  wiederum  die  harten  Bedingungen,  denen  die 
Arbeit  des  ,3chiÜ8Volkes'*  —  im  Gegeiusatze  zu  den  »Schiffern"  — 
unterworfen  ist.  So  findet  eine  Vergütung  fiir  gelegentliches  Durch- 
arbeiten während  der  ganz  unbestimmten  und  möglichst  kurzen 
Mittags-  und  anderen  Pausen  nicht  statt,  „da  die  Eweriuhrerei  ein 
Schiffergewerbe  ist"  —  „wenn  während  einer  Heuer  keine  Zeit  zum 
Essen  gewesen,  soll  den  Leuten,  ehe  sie  eine  neue  Heuer  bekommen, 
eine  E.«ssenszett  gegeben  werden,  sofern  nicht  ausnahmsweise  be- 
.•«onders  dringliche  Arbeiten  vorliegen;  iUr  diese  Essenszeit  gilt  aber 
keine  bestimmte  Dauer,  sondern  es  ist  die  wirklich  erforder- 
lich' kürzere  Zeit  grnieint,  und  haben  sich  the  Leute  nachher 
wieder  zu  melden".  (Lohntarif  für  Kwerführer-Tagelöhncr,  beschlossen 
unter  Mitwirkung  der  löblichen  Handelskammer  zu  Hamburg  am 
7.  Juli  1888,  gezeichnet  vom  Vorstand  des  Vereins  fler  Hambui^- 
Altonaer  Ewerfühn  r- Baase  von  1874.)  jene  Meinung  kann  nur 
heifsen:  du  sollst  deine  BLsscn  in  möglichster  Hai>t  liinunter- 
.schltngcn. 
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Auch  in  diesem  Zweige  hat  sich  der  Uebergang  aus  einem 
handwerkartigen  in  den  rein  kapitalistischen  Betrieb  während  der 
letzten  Jahrzehnte  beobachten  lassen.  Die  alten  Baase  —  so  wird 
uns  berichtet  —  waren  noch  gelernte  Ewerfvilirer ;  selbst  jetzt  noch 
pflegen  die  Haase  ihre  Söhne  einen  etwa  halbjährigen  Kursus  als 
Lehrling  absolvieren  und  sie  auch  in  den  Schuten  mitarbeiten  zu 
lassen,  uiti  erst  nachher  sie  ins  Komptoir  zu  nehmen.  Indessen 
dieser  Brauch  wird  schon  seltener,  und  es  treten  mehr  und  mehr 
Baase  ein,  die  der  praktischen  Arbeit  ganz  fremd  gegenüberstehen, 
und  auch  tlafs  sie  theoretisch  damit  vertraut  sind  und  sich  als 
Lehrmeister  damit  befassen,  konunt  rasch  aufser  Uebung.  Dies 
wird  den  X'^izen  überlassen,  aber  auch  initcr  diesen  sollen  sich  schon 
solche  finilcii,  die  der  eigentlichen  Arbeit  gar  nicht  fähig  sind. 
Khcnial^,  (1.  Ii.  « twa  bis  Anfang  der  70er  Jahre,  war  der  Vize  eine 
Art  von  Altgesell,  der  in  Lohnfragen  seiner  Mehrzahl  nach  mit  den 
übrigen  Gesellen,  d.h.  den  Tagelöhnern  hielt;  jetzt  ist  er  mehr  ein 
Kommis,  der  in  sich  den  künftigen  liaas  i  ri)lickt.  Neben  den  Baasen 
giebt  e.s  .-.chon  ciiu-  l*.wcrführerei-Aktieii-(  u  sclNcliaft,  begründt  i  1S80 
mit  500000  Mk.  Kapital ;  Dividende  ist  iiocli  nicht  verteilt  u  tmicii. 
Kinige  grofse  Geschüilc  1  )chcrrschcn  die  Sache,  viele  kleinen-  Haa.se 
haben  Mühe,  .sich  aufrecht  zu  erhalten.  —  Im  Lehrlingsweseu  herr>chcii, 
wie  man  erwarten  mu.ss,  mauchi  Uebcl^täiKlc :  e>  scheint  .>ehi  zweifel- 
haft, ob  eine  so  lange  Lehrzeit  notwendig  ist;  thatsächlich  iiiuls  der 
Lehrling  oft  selbständig  hantieren  und  wird  fiir  Arbeiten  verant- 
wortlich gemacht,  denen  er  nicht  gewaclisen  sein  kann;  an  den 
•Besuch  einer  Fortbildoi^psschule  ist  für  ihn  nicht  zu  denken,  dagegen 
lassen  einige  Baase  ihren  Lehrlingen  Schwimmunterricht  erteilen. 
Mehrere  Betriebe  leisten  in  der  Ausnützung  von  Lehrlingen  be- 
deutendes. —  Es  wird  von  alten  Arbeitern  versichert,  daTs  ehemals 
ein  harmonisches  Verhältnis  zwischen  Baasen  und  Tagelöhnern  be- 
.standen  habe,  das  z.  ß.  in  den  üblichen  Weihnachtsbescherungen 
seinen  Ausdruck  fand;  altmählich  sei  ein  solches  Verhältnis  einlach 
dadurdi  unmöglich  geworden,  dafs  der  Baas  sich  zu  einem  „grofsen 
Herrn"  entwickelt  habe:  ehemals  gegenseitiges  Dützen;  jetzt  lasse  der 
jüngste  Baas  und  Sohn  eines  Baasen  sich  Sie  anreden,  dutze  aber  seiner- 
seits die  ältesten  Arbeiter.  Im  Zusammenhang  damit  finde  eine  rüde- 
sichtslosere  Ausnutzung  der  Arbeitskraft  statt;  so  sei  es  auf  einzelnen 
Arbeitsstellen  üblich  gewesen,  dafs  Leute  fiir  die  Nachtwache  einen 
Pelz  mitbekamen,  neuerdings  komme  das  nicht  mehr  vor.  Von 
Ausbeutungspraktiken  wissen  auch  Klagen,  die  vor  das  Gewerbe- 
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t^ericht  kommen,  zu   erzählen :   so  «reschieht   e.s  oft,  ilals  in  eine 
Schute,  für  die  we^^rii  Men^e  oder  Dualität  der  I^dung  zwei  Mann 
notwendig;  sind,  nur  vlner  hifKiu^'cstrlll  wird,  und  wenn  er  erklärt, 
es  nicht  zu  können,  .-^o  heifst  es:   ,,l)ann  haben  wu'  iur  dich  keine 
Arbeit".    In  ihrer  (iciährlichkeil  stellt  die  Ewerrühri  rci  der  See- 
schiffahrt  nahe.    Im  Durchschnitt  der  Jahre  i8ty2  -94    kamen  in 
den  gewerblichen  BerufsL^eno-vNenschaften  aut  lOOO  insgesamt  ver- 
sicberte  Personen  5,1  verLt/te  (mit  entschädigungspflichtigen  Un- 
iatten),  in  der  Elbschiffahrts-BerufsgenOäsen.schaft  aber  9,1  und  unter 
diesen  Verletzten  waren  bei  der  Gesamtheit  1 1,2     GretOtete,  in  der 
£lb9diifiahrts- Berufegenossenschaft  aber  21p"/«,   (berechnet  nach 
Stat.  Jahrb.  f.  d.  D.  R.,  Jahrg.  1 5  bis  1 7) ;  und  innerhalb  dieser  Elb« 
schif&hrts-Beru&genosiseDschaft   kainen   überhaupt   während  der 
Jahre  1886-93  auf  957  Verunglückte,  die  Hntschädigungspflicht 
zur  Folge  hatten,  284     30  %  Tote,  in  der  Ewerföhrerei  aber,  die 
einen  Teil  dieser  Beru&genossenschaft  ausmacht,  66  auf  145  =  45,5 
Alleia  im  Jahre  1893  gab  es  in  der  Ewerfuhrerei  14  Tote  und 
10  Fälle  mit  mehr  als  sechsmonatlicher  völliger  Erwerbsuniahigkelt 
(Vgl.  Verwaltungsbericht  der  Elbschifiahrts-Beni&genossenschaft  iiir 
das  Jahr  1893;  innerhalb  der  hier  zur   Ewerföhrerei  gerechneten 
Arbeiterschaft  bcAnden  sich  aufser  den  Ewerfiihrer-Tagelöhnern  von 
Hamburg-Altona  und  Harburg  nur  noch  etwa  200,  die  in  Dresden 
.wohniiaft  sind.)  — 

Der  Lohnsatz  hat  von  Lade  <l<r  iVmfziger  Jahre  bis  1872 
mit   der  allgemeinen  Entwickclung,  in  Bezug  auf  Entwertung  iles 
(rt  ldc«^.  Schritt  i^ehalten:  er  stieg  von  2  Mk.  Crt.  auf  2  Mk.  4  Schilling, 
dami  auf  2  Mk.  8  Schill! nix,  2  Mk.  1 2  Schillin-^'.  emilich  (1 872)  auf  3  Mk.  Crt. 
—  3,60  Mk.    (Auf  I  .Mark  Crt.  =  l,20  .Mk.  kamen  16  ScIiiÜni^L-.) 
Djcä<;r  Satz  blieb  bis  1888,  wo  er  nach  langen  \'erhanillnn,j;i  11  auf 
4  Mk.  «-rhöht  wurde,  W(  Ichrr  Satz  seither  Ix'stehen  bin  b.  lndes.sen 
wird  behauptet,  dafs  er  nicht  iniu  gehalten  und  öfter  uiitt  rbnten  als 
ül>crschritteii  werde:  die  Haa,><   br^^aitisti^en  ein  sog.  Kl;isseni»ysteui, 
indem  jugendlichen  Arbeitern,   die  etwa,   obgleich   sie  au.sgclcrnt 
haben,    nicht  voUkräftig  sind,  der  Lului   verkürzt   wird.  —  Von 
sachkundigen  älteren  .Arbeitern  der  Branche  wird  angegeben,  dass 
etwa  50  "    ein  Einkommen  von  1200  Mk.  erreichen,  das  einer  Bc- 
«rhafti^ng  von  300  Arbeitstagen  entsprechen  würde,  in  Wirklich- 
keit aber  durch  eine  geringere  Anzahl  von  Arbeitstage;^  und  hinzu- 
kommende  Arbeitsnächte  verdient  wird. 

Die  Arbeitszeit  des  Tages  ist  immer  die  gleiche  geblieben: 
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von  5  Vi  bis  7.  Mehrfach  wtcderhotte  Versuche  der  Arbeiter, 
eine  Verkürzung  durchzusetzen,  sind  erfolglos  geblieben. 

Die  Zahl  der  Ewerfiihrer^Tagelöhner  in  Hamburg^Altona  kann 
auf  rund  2000  (davon  in  Altona  etwa  aoo)  angegeben  werden ;  die 
Berufestatistik  vom  14.  Juni  1895  hat  iiir  Hamburg  allein  nur  1663 
Erwerbsthatige  ermittelt,  M  ^'int^  Zahl,  die  auch  fiir  jenes  Datum 
etwas  zu  niedrig  sein  dürfte.  Der  Bericht  der  ElbschifTahrts-Benife- 
genossenschaft  über  d.  J.  1893  gicbt  die  Zalil  der  in  der  p^esamten 
Ewerfuhrcrci,  d.  Ii.  aufser  Hamburg-Altona,  in  Harburj^  und  Dresden 
durchschnittlich  beschäftigen  Arbeiter  auf  2287  mit  55S166,  d.  h. 
durchschnittUch  243,6  Arlx-Mtstagen  an;  als  Zalil  der  VollarlH*itcr  wird 
1861  =-80^1  0,,  jener  Zahl  gerechnet  und  auf  einen  solchen  Voll- 
arbeiter  ein  Jahres\'erdien.st  von  II 83  Mk. 

3.  Die  K  o  h  1  e  n  a  r  b  c  i  t  e  r.  Die  Arbeit  der  Kohlenarbeiter 
ist  eine  sehr  \  c  rscliicd( nartii^e;  sie  hat  aber  das  Gemeinsame,  dal's 
si("  ini  Transportieren  (  l  ragen,  Trimmen  d.  h.  Schichten,  gleich- 
rnälsi-j^  X  crtcilen  und  Lagern),  sowie  im  Messen  unil  Wieij^cn  von 
Kohlrn  brstrlit.  Dir  Kohlenarbeiter  verseht n  <  incrseits  tlie  Sclütte, 
die  «.len  Halen  \  crl.ussen,  mit  dem  notii^in  Ki  )lilrn\-(>rrat,  sie  \'cr- 
richten  andrerseits  alle  Arbeiten,  wclclu*  liurcli  d(  11  Kohieniiuport 
erwachsen,  soweit  hier  nicht  die  Arbeit  der  Schauerleute  und  iler 
Kwerfulirt  r  in  Betracht  kommt.  Die  erst'^'tMiannte  Arbeit  wird  als 
B  u  n  k  f  r  a  r  b  e  i  t ,  tlic  IcUtiM^nannte  kui  z  aK  T  1  a  t  za  r  be  1 1  bezcicUneU 
Unter  Platzarbeit  verst<^ht  man  ini  allgemeinen  das  Transportieret! 
iresp.  'rrinimen)  dci-  Kohlen  in  kleniere  Fahrzeuge  oder  aus  den- 
selben auf  L.igcrplät/t,  an  Fabriken,  an  Bahnstationen  und  in  Eisen- 
bahnwagen. Dazu  kommt  das  Messen  unil  Wiegen.  I^ide  Arten 
sind  teils  Akkordarbeit  unil  werden  dann  pro  Tonne  oder  pro  Doppel- 
hektoliter berechnet,  teils  im  Tagelohn.  Ein  fester  Lohntartf  be- 
stand  bis  jetzt  nicht.   Die  Leute  erhielten  im  Ta^elohn  für 

i'lat/.arb»-it   Mk.  3.f*o  4.00 

Messen  und  Wicgi-u  ,    ,    .     „  4.00—5.00 

Ueberstund«n,  pro  Stunde    ......  „  0.50 

!>oimt«g«-  und  Nocbtarbeit   »    l-oo  extn. 

Trimmen  in  kleineren  FahizeuKcn    ...  „   5XX>— 6.00 

Trimmen  in  Dnmprschiflen   „  6.00. 

Die  Akkordarbeiter  (alles  hier  nicht  genannte,  also  insbesondere 
das  Bunkern,  geschieht  in  Akkord)  erreichen  bei  sehr  intensiver  Ar> 

>)  Statistik  de»  Hambarsischrn  Staatt^,  Heft  XVIII  1  94  C.  18  c.  t. 
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hett,  die  'durchweg  als  aufreibend  empfundeo  wird,  einen  guten 
Jahresverdieost  (14 — 1500  Mk.  und  darüber),  ähnlich  wie  die 
schwarzen  Schauerleutc.  Arbeitgeber  der  Bunkerleute  sind  wie 
bei  den  Schauerleuten  Stauer.  Doch  lassen  auch  Kohlenimporteure, 
die  Arbeitgeber  der  Platzarbeit,  ohne  Stauer  bunkern« 

Die  Arbeitszeit  war  bisher  von  5%  Uhr  morgens  bis  6  Uhr 
abencb,  mit  Va^tün^Iigcr  Frühstücks-  und  i  stündiger  Mittagspause 
festgesetzt  Eine  Mahlzeit  zu  Hause  einnehmen,  geht  an  Arbeitstagen 
sehen  an.  Dabei  gehört  die  Arbeit,  selbst  wenn  in  Tagelohn,  zu 
den  schwersten  und  unangenehmsten,  die  am  und  im  Hafen  vor- 
kommen. Besonders  schwierii;  ist  die  Bunkerarbeit.  Beladen  mit  einem 
Korb,  der  I  Centncr  Kohlen  falst,  also  mit  Inhalt  ca.  HO  Pfund 
wiegt,  mufs  der  Mann  die  steile,  20 — 36  Stufen  zählende  Schiffs- 
treppe hinau&tcigen  und  ist  dabei  jeder  Unbill  der  Witterung  aus* 
•gesetzt,  sodafs  er  nicht  selten  <janze  T^e  und  Nächte  in  durch- 
näfsien  Kleidern  arbeiten  mufs.  Nachtarbeit  kommt  auch  hier  in 
weitem  Umfange  vor.  [*>  ist  k<  Seltetiheit,  dass  die  Kohlonlciitc 
bei  <ler  lUmkcrartictt  umi  10  Uln  t  ichts  oder  uoch  später  anlan;4\  n, 
nämlich,  wenn  du-  Schaueileutr  auf;^ehnrt  liabni,  oder  mit  ihrer 
Arbeit  ferti^j  sind.  Die  Arlx-ilsgeliL:riili(  it  i-t  mindestens  elienso 
unsicher  wie  bt  i  dtit  Schauerlentfti,  1  .iL:<  l<»hnrr  stehen  sich  diirc-h- 
schiuttlich  aiit  Imelistens  20  Mk.  \\'( »ein  lu erdicn.st,  also  ca.  lOCx.^  Mk. 
Jahreseinnalimt .  Doch  L;iel)i  auch  hier  eine  Anzahl  „lester** 
Tai^elöhner ,  die  i  i  hei»Uch  höheren  Lohn  erzielen.  Die  Gesamt- 
zahl ist  etwa  1800. 

4.  Die  Kesseire  i  n  i;^f  er.  Rufs  und  insbesondere  tler  Kessel- 
stein müssen  von  Zeit  zu  Zeit  au.H  den  Dampfkesseln  entfernt  werden. 
Die  eigentliche  Schwierigkeit  besteht  in  der  Entfernung  des  Kessel- 
Hteines,  der  die  Innenwände  des  Kessels  und  die  samtlichen  300— 400 
Röhren,  die  im  Kessel  liegen,  überzieht  und  zwar  zuweilen  in  einer 
Dicke  bis  zu  lo  cm.  Die  hierbei  in  Anwendung  kommenden 
Werkzeuge  sind:  Hammer,  Raspel,  Mcifsel,  Rohrwandhammer,  Rohr- 
stecher. Die  beiden  letztgenannten  Werkzeuge,  ganz  aus  Eisen  bc- 
stehend,  haben  eine  Lange  bis  zu  12 — 14  Fufs.  Die  Hammer 
.sind  oft  6 — 10  Hund  schwer,  die  Meifsel  haben  nicht  selten  eine 
gebogene  Form  und  dabei  eine  Lange  von  drei  Fufs.  Schon  hier- 
aus erhellt,  dafs  die  Arbeit  keineswegs  eine  leichte  sein  kann ;  dazu 
aber  kommen  die  mörderi.schen  Hedin^unj^'cn,  unter  welchen  sie 
verrichtrt  werden  tmifs:  in  lie^'ender  Stellung,  auf  I  j^rn  gelajT;ert, 
beim  Schein  einer  Oellampe,  in  einer  Temperatur  bis  zu  40^  R. 
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(tite  Kessel  kühlen  langsam  ab),  in  einer  an  Sauerstoff  armen,  mit 
schädlichen  Gasen  geschwängerten  Luft.  Die  Regel  ist,  dals  die 
Arbeit  begonnen  wird,  sobald  ein  in  den  Kessel  hineingehaltenes 
Licht  nicht  mehr  verlischt  Und  diese  Arbeit,  sicher  die  abscheu- 
lichste und  gesundheitswidri<^.ste,  die  im  Hafen  vorkommt,  wird 
gegen  einen  Ta^elohn  \on  Mk.  2.00  verrichtet  (für  Nachtarbeit 
giebt  es  40 — 50  Pf.  mehr;  Kxtraarbcitcn  pflcj^cn  etwas  höher  be- 
zahlt zu  werden).  Nur  einijije  alte  Arbeiter  wrclirneii  als  Vorlcutc 
Mk.  3,00 — 4JOO,  Ein  Lohntarif  .  xistlt  i  ti  bisher  nicht.  Die  Arbeitszeit 
ist  reji^ellos,  {jjewöhnlich  6— -5  ' ,  bei  l  a^e  mit  '  gstüntl.  Frühstücks-, 
IgStüml.  Mittai^pause,  Nachts  8 — 4  mit  ',stünil.  Mitternachtspause, 
oder  Iiis  3  Uhr  durch.  Nachtarbeit  komnu  häufi}^  vor  und  zuweilen 
arbeiten  die  Leute,  selbst  Kinder  unter  l6  Jahren,  ohne 
erhcl)  liehe  U  n  t  c  r  br  cc  h  u  n  i;,  48  Stunden  im  Kessel. 
Während  irüher  die  Arbeit  ruhig  j^'enommen  wurde,  und  zehr  bis 
fünfzehn  Mann  durchschnittlich  7.\yc\  bis  drei  Wochen  an  der  Rt  i- 
niijun^  eines  Kessels  arbeitctm  i.iiich  war  dir  KcxSLlsioiiiiuldun;^ 
\icl  stärker,  ehe  die  OberflächLii-K( >ii(K-n>.it()rrn  rinu;ituhrt  waren: 
f  I;ihn  u.  We^ener,  die  Schififs-Daniplmaschine,  Bremen  1891  S.  38) 
wird  die  Arbeit  jetzt  tkrarti»j  i)escijleuni^t,  dals  ein  -gleich  ijrofser 
Kessel  jetzt  von  vier  Mann  in  drei  bis  \  ier  Taefen,  höchstens  einer 
Woche  tffreini}^  wird.  Die  Abnutzung  der  Klciduii-^  ist  furchlhar; 
<lic  Leute  erwerben  die  ab^elc^en  Kleider  von  Seeleuten  oder  be- 
ziehen ihren  Arbeitiianzu^^  von  Lumpt nhäiulleni.  Wenn  uj^tiulwo 
unter  den  Hafenarbeitern,  so  Ist  in  dieser  Katcf^orie  ein  Notslaiul 
vorhanden.  Vgl.  A.  v.  Elm  „Soziale  Praxis"  17.  XII.  96.,  wo  an- 
gegeben wird,  da(s  durchschnittlich  diese  Arbeiter  nur  4  Tage  in 
der  Woche  beschäftigt  sind.  Dabei  ist  aber  wolil  nur  an  Schiflskessel 
gedacht;  dieselben  Arbeiter  bc&sscn  sich  auch  mit  der  Reinigung 
von  Fabrikkesscln,  einer  Arbeit  die  (iir  noch  ärger  gilt,  weil  sie 
bei  noch  höherer  Temperatur  geschehen  niufs;  auch  erhalten  die 
Leute  hier  in  der  Regel  2$  PC  extra  als  „Schwitzgcld.**  —  Arbeit- 
geber sind  auch  hier  sq^cn.  Baase,  die  selber  die  Arbeit  in  Akkord, 
oft  aber  auch  in  T^clohn  übernehmen,  in  letzterem  Falle  erhalten 
sie  für  jeden  beschäftigten  Mann  etwa  80  PC;  sie  haben  in  der 
Kegel  80 — 120  Mann  taglich  in  Bcscliäftigui^.  Von  der  (resanitzahl 
der  Kesselrcinigcr  (ca.  400)  sind  etwa  1 5  %  verheiratet,  ca.  12^,0  bis 
16  Jahre  alt,  gegen  40%  16 — 20.  Der  Arbeit  unterziehen  sich  vor- 
;(ugswetse  jugendliche  Personen,  die  entweder  ganz  schutzlos  und 
\'crlassen,  oder  bei  häuslichen  Verhältnissen  ticfeten  Elendes  —  Krank 
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hcit,  Tninkfiilligkeit»  Detention  der  Eltern,  Ehevcriassenhcit  oder 
Wittwenstand  der  Mutter  —  von  früher  Jugend  an  genötigt  sind 
ihren  eigenen  Unterhalt  zu  erwerben,  oft  auch  den  von  Angehörigen 
mit  zu  bestreiten. 

5.  Die  Schiffsreiniger.  Die  Schifl&reiniger  entfernen 
Schmutz,  Rost,  alte  Farben  und  ähnliche  Substanzen,  welche  die 
Schiflsräumc  und  Schiflfswände  ttifsen  und  innen  bedecken;  sie  sind 
zum  Teil  auch  als  Anstreicher  thäti^.  Raspel,  Hammer,  Meifsel, 
Bärsten  und  Riscn  sind  die  bei  der  Reinigung  benutzten  Wcrk- 
zei^e.  Auch  diese  Leute  arbeiten  Iiäu6g  tagelang  in  li<^nder 
Stellung  und  in  verpesteter  Luft.  Ferner  sind  die  zur  Verwendung 
gelangenden  Farben  oft  nicht  giftfrei,  obgleich  die  Benutzung  gift- 
haltiger Farben,  besonders  in  denjenigen  SchiflTsräunien,  die  keine 
Wntilation  zulassen,  verboten  ist.  Die  zum  Behuf  der  Reinigung 
vor  SchifTsaufscnwänden  hergestellten  Gerüste  sind  sehr  primitiver 
Art  und  in  hohem  Grade  gefahrlich;  Fälle,  in  denen  Leute  ab- 
stürzen, kommen  häufig  vor,  habi-n  aber  in  der  Rc^d  nicht  die 
schlimmsten  Folgen,  wrnn  dns  Schiff  im  Sttoni  liegt  und  die  Leute 
»nur*  ins  Wasser  fallrii ;  anders  jedoch,  wt  fin  das  Schiff  im  Dock 
liejTt:  dann  bleiben  die  X'erutjglückten  geu (ilinlicl»  mit  zerschnu  ttcrtcn 
(rliedmalsen  liegen,  oder  sttid  auf  der  Sti  lle  tot.  Der  Tagelohn 
(6 — 5%  U.,  '2  stündige  iMühstucks-  I  Stunde  Mittagpause)  beträgt 
Mk.  3.50,  für  Nachtarbeit  (8 — 4  mitPause  \\m  12 — I)  4  Mk.  ebenso 
für  Sonntagsarbcit,  Ucbcrsiundcii  (5  '/_, — 8  Uhr)  ä  40  Pf.,  für  einige 
schwere  Arbeiten  giebt  es  1-  xtravergütung.  —  Die  Zahl  der  regel- 
mälsig  diese  Arbeit  suchenden  Personen  beträi^n  cuv.i  400.  \'on 
ilcn  Arbeitgebern  gilt  dasselbe  wie  bei  den  Ke.^sclreinij4ern. 

6.  Die  S  c  hl  f  f  s  in  al  c  r.  Rs  sind  das  teils  gelernte  Hand- 
werker, teils  Leute,  die  gelegentlich  die  Arbeit  des  Anstreichens 
ausüben.  Gesundheitsschädlich  wirkt  auch  hier  das  Verarbeiten 
von  gifthaltigen  Bleiforben  in  geschlossenen  Räumen,  auch  über  die 
Gerüste  werden  dieselben  Klagen  geführt,  wie  bei  den  Schiffs» 
xemigem»  Femer  müssen  die  Schiffsmaler,  wie  die  Schaucrleute» 
zuweilen  mehrere  Stunden  lang  Ausschau  halten  nach  dem  betreffen- 
den Schiff,  auf  dem  sie  arbeiten  sollen,  ohne  dals  sie  dafür  irgend 
eine  Vergütung  empfangen.  Die  Tageslohnsatzc  schwanken  zwischen 
4,70  Mk.  —  dies  Maximum  erreichen  zuweilen  gelernte  Maler  —  und 
3,30  Mk.  im  Sommer,  zwischen  3,50  und  2,60  Mk.  im  Winter,  bei 
kürzerer  Arbeitszeit  Die  Beschäftigung  ist  sehr  unregclmäTsig,  am 
gunstigsten  im  Frühjahr  und  Herbst.  Kosten  der  Uebcrfahrt  fallen  fast 
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ohne  Ausnahme  den  Arbeitern  zur  Last,  die  sich  mit  alten,  oft  (icfahr 
brinj^enden  Kähnen  b^;niigcn  müssen.  Dies  gilt  auch  für  tlic  vorhcr- 
gehcmlcn  Gruppen  (4  und  5).  Auch  die  Arbeitgeber-Verhältnisse 
sind  hier  durchaus  ähnlich,  ohi^kich  die  Baase  sich  „Malermeister" 
zu  nennen  pflegen.  Die  durchschnittliche  Jahreseinnalimc  beträgt 
600 — 800  Mk.,  die  Anzahl  dieser  Arbeiter  etwa  24O,  mehr  ab  die 
Hälfte  dav  on  hat  eine  Familie  zu  versorgen. 

7.  Die  S  pe  i  eil  e  rar  heiter.  Diese  hrinf^eii  beim  Import 
die  aus  den  Schiffen  lieförderten  (niier  111  din  Schuppen  und 
Speichi  rn  zur  Lagerung,  \väl)ren(l  sie  die  für  den  Export  resp.  die 
Wciterl)eförd(  I ung  im  lulaiule  bestimmten  Waren  von  den  Speichern 
in  die  Schulen  ti  aiispnrtiei  eii.  Darauf  folgt  die  Arbeit  der  Fwer- 
fülirer  und  dann  die  der  Schauerleule.  Die  in  Betracht  kumnn n- 
den  Speicher  liegen  teils  im  Freihafengebiei,  teils  in  <ler  Stadt  an 
den  Fleeten  (teils  Mündungsarme  des  Al>tei>tr()nu\s,  tciU  Kanäle, 
welche  die  innere  Stadt  durchziehen  1  (»der  zerstreut  in  einzelnen 
Sualseii.  (ieleitet  wird  der  Speiclurhelrieb  in  der  Regel  von  ilen 
Qu ar  t  i er sl  e u l  e  n  ,  welche  die  Arln  iter  .uiiichmcu  und  beschäf- 
tigen, und  die  ihrerseits  von  den  Kauflcutcn  die  Arbeit  im  Akkord 
überwiesen  bekommen.  Diese,  die  Kaufleutc,  besitzen  entweder  die 
Speicher  als  Eigentum,  oder  haben  sie  von  den  Eigentümern  ge- 
mietet Sämtliche  Speicher  im  Freihafengebict  sind'StaatHcigcntum 
und  eine  Anzahl  dieser  Speicher  hat  der  Staat  auf  eine  Reihe  von 
Jahren  an  eine  Aktiengesellschaft,  die  „Freihafen -Lagerhausgesell» 
Schaft"  vermietet.  Diese  fungiert  gleich  den  Quartiersleutcn  als  Baas. 
Einige  Firmen  haben  die  Zwischenuntemehmer  eliminiert  und  die 
Arbeiten  in  eigne  Regie  genommen;  dazu  gehören  die  grolsen 
Kaffeefirmen,  die  das  Sortieren  und  Verlesen  des  Kaffees  in  ihren 
Speichern  durdi  weibliche  Arbeitskräfte  verrichten  lassen«  Auf 
diese  beziehen  sich  die  unten  angegebenen  Lohnsatze  nicht;  sie 
pflegen  zu  einem  niedrigen  Akkordlohnsatze  angenommen  zu 
werden.  Unter  den  Warensorten ,  die  geleert  werden»  sind 
manche  gesundheitsschädliche  Stoffe,  wie  Indigo,  Dividivi  (ein 
Gerbstoff),  gesalzene  und  getrocknete  Häute,  welch  letztere  mit 
Arsenik  imprägniert  sind.  Ein  gefahrlicher  allgemeiner  Feind  Lst 
ferner  der  Staub,  der  wohl  nicht  am  wenigsten  dazu  beiträgt,  dafs 
ein  erheblicher  l  eil  der  Leute  lungenleidend  ist  Für  VV^asch-  und 
Reinigungsvorrichtungen  ist  entweder  nur  ganz  notdürftig  oder  gar 
nicht  gesoi^*)     Die  Arbeit  des  Speicherarbeiters  erinnert  in 

^}  Nach  §  120b  der  G.O.  (Ges.  v.  I.  Mai  1891)  müssen  „in  Anlagen  deren 
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mancher  Bc/.ioluing  an  die  des  Schaucnnanns;  sie  erfordert,  wie 
diesem  einen  bedeutenden  Aufwand  von  physischer  Kraft,  so  be- 
sonders das  Aufstapeln  der  zwei  Centner  schweren  Säcke,  die  auch 
gelegentlich  umfallen,  wobei  dann  häufig  Unglücksialle  vorkcHnmen. 
Ebenso  venuglücken  Leute  nicht  selten  dadurch,  dafs  sie  aus  den 
Luken  stürzen;  es  wird  eben  hastig  gearbeitet  und  es  fehlt  an  ge- 
nügenden Schutzvorrichtungen.  Der  Tageiohn  beträgt  3 — 4  Mk., 
für  Nachtarbeit  4 — 5  Mk,  Kinigc  Leute  stehen  im  Wochenlohn  und 
\crdirncn  22 —  27  Mk.  die  Woche  bei  Q u  a  r t  i  e r s  1  eu  t  e n  ,  bei 
der  Lager hausgcse Ilse hait  dago^an  aur  18 — 25  Mk.  Diese 
(Tcselischaft  zahlt  flic  niedrigsten  Löhne  und  verlangt  die  intensivste 
Arbeit.  Die  Arbeitszeit  ist  rei^elh».  AnL^eworhcn  werden  die 
Leute  an  den  Strafsenecken,  ui  V\ iiUsiiäusern  uder  durcli  den  Arbeits- 
nachweis im  „Patriolischeii  Gebäude".  Die  reL^clniäfsige  Zahl  dieser 
(männlichen)  --\rbeiter  ist  gegen  loou;  die  meisten  sind  weniger  als 
200  Tage  im  Jahre  be.scliäftigt ;  das  durchschnittliche  Jalu"esein- 
koianien  dürfte  kaum  800  Mk.  ubcrstt  ii^en. 

8.  Die  Getreidearbeiter,  arl)eiten  zum  ieil  in  Speichern 
und  Schuppen,  zum  Teil  auf  FluCs-  und  Seeschiffen.  Die  Arbeit 
besteht  nn  EiiLsacken  und  Wiegen  des  Kornes,  im  Binden  und  Trans- 
portieren der  gefüllten  Sacke,  sowie  im  Umstechen  oder  Um- 
schaufeln des  lose  gelagerten  Getreides.  Arbeitgeber  sind  die 
Kornumstecher-Baase»  welche  die  Arbeit  von  den  Kaufleuten 
in  Akkord  übernehmen.  Die  Arbeit  selbst  geschieht  im  Tagelohn 
(6  Uhr  morgens  bis  7  Uhr  abends;  i'/s  Stunden  Pause)  und  dieser 
beträgt  2,70 — 3,60  Mk.;  doch  wird  den  Trägern  und  jenen  Leuten, 
die  alle  Arbeit  verrichten  können,  ein  sogenannter  Akkordtarif 
bewilligt,  und  auf  diese  Weise  verdienen  sie  1,20^1,50  Mk.  pro 
Tag  octra.  Es  ist  das  eine  Vergünstigung,  die  wie  alles  „Klassen- 
System**  in  der  Entlohnung  zu  Reibereien  unter  den  Arbeitern  Ver« 
adassung  giebt  In  Bezug  auf  Ueberstunden  (40  Pfg.  fUr  Morgen- 
und  Abendstunden,  4 — 6  Uhr  morgens  k  75  Pfg.),  Nachtarbeit  (7  bis 
4  Uhr,  Lohn  4  Mk.)  und  die  übrigen  Verhältnisse  bestehen  die- 
selben Müsstande,  wie  bei  den  anderen  Arbeitergruppen,  speziell 
den  Schauerleuten  und  Speicherarbeitem.    Das  durchschnittliche 


Betrieb  CS  ndt  ticli  bringt,  daCi  die  Arbeiter  sieb  tunkleiclen  und  nach  der  Arbeit 
sich  reinigeii,  anneicbcAde  . . .  Aiiklade>  und  Wucbittmne  Torhanden  sein".  Die 
wupgflißge  Reinigang  ist  bei  vielen  dieser  Arbeiten  scfalechtbin  notwendig,  tun  Blnt- 
Tei|^ftBigcn  Tombengcn. 
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Einkommen  ist  vielleicht  etwas  höher  ab  bei  den  letzteren^  da  die 

BeBchäftigiiiif:  etwas  regclmälsiger. 

9.  Die  Quaiarbeiter  zer&ülen  in  zwei  Gruppen:  Staats* 
Quaiarbeiter  und  Quaiarbeiter  der  Amerika-Linie,  d.  Ii.  der  Ham- 
burg-Amerikanischen Packetfohrt- Aktien- Gesellschaft.   Alle  Quais 

sind  Staatseigentum  und  werden,  mit  alleiniger  Ausnahme  des 
Petcrsenquai,  der  an  die  Packetfalirt- Aktien-Gesellschaft  vermietet 
ist,  x'OiTi  Staate  verwaltet.  An  den  Ouais  ^\\Tdcn  die  Schiffe  ge- 
löscht und  befrachtet,  Hisenbalmwa'^'cn  entladen  und  beladen,  denn 
die  gelandeten  resp.  verladenen  (iiiter  werden  zum  Tr  i1  mit  der 
Eisenbahn  weiter  befördert,  bezw.  dem  Quai  zugeführt ;  sie  lai^ern 
ferner,  wenigstens  zum  Teil,  je  nach  Bedarf,  läni^erc  oder  kürzere 
Zeit  in  den  Quaischuppen.  Die  er.st<-n  Ouaianlnc^en  entstanden  vor 
drcifsig  Jahren  und  seitdem  ist  die  Zahl  und  Länge  der  Quais 
rasch  gewachsen;  es  siml  eben  X'erkchrseinrichtungen,  die  dem 
Schifl's-  und  Eisenbahn\ erkehr  1,'leichzeitig  Rechnung  tragen  und 
daraus  erklärt  sich  ihre  grofse  und  steigende  Bedeutung  für  den 
Handel. 

Zur  Zeit  stehen  ^cgcn  16  km  Quaistrecken  zur  Verfügung, 
dazu  geiiörcü  169000  qin  Schuppen.  Und  doch  iieifst  es,  dafs  die 
Einrichtungen  nicht  mehr  genügen. 

Bei  den  an  den  Quaianlagen  beschäftigten  Arbeitern,  die  sich 
nach  Rangstufe  und  Beschäftigungsart  w'ieder  gliedern  in  Vorarbeiter 
(Oberarbeiter),  sog.  feste  oder  Akkordarbeiter,  Hilfsarbeiter,  Gelegen- 
heitsarbeiter, Kranführer,  Pförtner,  Wächter,  besteht  in  Bezug  auf 
Arbeits-  und  Lohnverhältnisse  ein  Unterschied  mit  Rücksicht  darauf, 
ob  der  Staat  oder  die  Packetiahrt*Aktien>GeseIlschaft  sie  beschäftigt. 
Was  zunächst  die  Arbeiter  an  den  Staatsquats  betrifft,  so  sind  deren 
Verhältnisse  bureaukratisch  geregelt  und  zwar  durch  eine  im  Jahr  1891 
eingeführte  Dienstordnung.  Jedem  Arbeiter  wird  von  dieser 
Dienstordnung  ein  Exemplar  eingehändigt;  auf  der  ersten  Seite  de» 
selben  werden  Name,  Geburtsort,  Geburtsjahr  und  -tag,  sowie  der 
Tag  des  Eintritts  und  —  die  Aktenzeichen  des  betreffenden  Arbeiters 
vermerkt;  sodann  mufs  er  durch  seine  Unterschrift  erklären,  dafs 
er  von  dem  Inhalt  des  Reglements  Kenntnis  genommen  hat  und 
sich  den  bezüglichen  Bestimmungen  unterwirft.  Nach  dieser  Dienst' 
Ordnung  nun  bilden  die  Akkordarbeiter  eines  Quai*Bezirks  (es  giebt 
deren  mehrere)  ein  „Arbeiterkorps",  das  einen  X'orstand  hat,  der 
„das  Wrhalten  siimtüchcr  Arbeiter  zu  überwachen  und  bei  der 
Quai-Venvaltung  begründete  Anträge  wegen  nötig  erachteter  £nt* 
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lassun-^'  fauler,  streit-  und  trunksüchtiger  o<ler  aus  sonstigen  Gründen 
unbrauchbarer  Arbeiter  zu  stellen  hat."    Dieser  Vorstand  setrt  sich 
zusamnicti  aus  tlcn  Oberarbeitern,  und  diese  Oberarbeiter  wenicn 
auf  ein  Jahr  durch  die  Akkordarbeiter  des  Bezirks  aus  der  iVlittc 
der  \'orarl>eiter  gewählt.    Doch  müssen  die  Gewählten  von  der 
Ouai-Verwaltung    bestätigt    werden.     Die   \'orarbeiter  ihrerseits 
wcrdrü  aus  den  Akkordarbritern  des  Bezirkes,  die  mindestens  ein 
Jahr  am  StaatM[uai  Ljt  arl)»  itct  haben,  von  der  Ouai-Verwaltung  auf 
Vor^clilaL,'  der  Olx  rarbeiter  ernannt.  Wer  ^  oll  den  Arbeitern  in  die 
Organisation  oder  das  „Korps"  Aufnahme  hndt  ti  soll,  das  hestinmit 
<ler  „betriebsleiteiidr  Obcrbcamtr",   nänilicli  dci  Schuppt  iiv  ( «rstchcr 
fxler  „HfMit'iiiiiosicr",  wir  domi  anrli  die  Quni  A'crw  alui:i_>4  die  nicdri'^'sU' 
und  höchste  Zahl  iler  „Korpäuulgheder"  jederzeit  nach  dem  jeweiliL^en 
Bediirtnis  test>et7,t.   Wenn  Arbeitsniangel  eintritt,  müs^seii  die  Akkord 
arl)eiter  leiern  und  erhalten  dann  aucli  keinen   Lohn,  wahrcnt.1  si» 
ihre  Beitrage  zur  Betriebskrankenkasse,  sowie  zur  Invaliditäts-  und 
Altersversicherung  weiter  zu  entrichten  haben.    Das  Arbeiterkorps 
muts  ferner  eine  besondere  Kasse  mit  einem  HöclLstbetrage  von 
Mk.  3000  unterhalten.    Aus  dieser  Kasse  werden  besonders  alle 
Schadenersatzansprüche  der  Quai-Verwaltutig  an  die  Arbeiter  fur 
beschädigte,  oder  durch  deren  Schuld  abhanden  gekommene  Güter 
bestritten.   Reicht  die  Kasse  dazu  nicht  aus,  dann  werden  ELKtr.!' 
abzüge  %-om  Lohn  gemacht.  Jeder  sog,  feste  Akkordarbeiter  kann 
taglich  aus  dem  Arbeitsverhältnis  ausscheklen  oder  ausgeschieden 
werden  und  zwar  ohne  vorherige  Kündigung  oder  Angabe  von 
Gründen.   Aufser  den  Akkordarbeitern  werden  auch  Hilfsarbeiter 
beschäftigt  und  dieselben  gliedern  sich  in  zwei  Gruppen:  solche  mit 
roten  und  solche  mit  blauen  Karten.   Die  ersteren  stehen  eine 
Rangstufe  höher  und  rücken  in  die  Stellen  der  ausscheidenden 
„festen"  Leute  ein.    Die  sog.  festen  Arbeiter  haben  einen  Akkord- 
tarif,  die  übrigen  dagegen  arbeiten  im  Tagelohn  und  zwar  erhalten 
jene    mit  roten  Karten   Mk.  3,30,  jene  mit  blauen  Karten  und 
Scheinen  vom  Arbeitsnachweis  Mk.  3.    Bei  tlen  „festen"  Arbeitern 
wird  dii-  im  Akkord  verdiente  Summe  am  Schluls  des  Monats  be- 
rechnet, aber  jeder  Arbeiter  erhält .   noch  ehe  dicseN  Endergebnis 
festgcst«  Ilt  ist,  pro  Tag  Mk.  3,60   Lohnvorschufs :   unter  diese> 
Minimum  kann  der  \'er<li<*nst  nie*  sinken;  ob  er  dasselbe  mehr  oder 
weniger  uberschreitet,  han;^'t  naturlicii  \dn  der  Art  der  (riiter.  dem 
Tarifsatz  und  der  Arbeitsleistung  dt  s  Mannes  ab.    Die  \'orai  heiu  i 
•erhalten  Mk.  3,r,o,  flie  Pförtner  uml  Wächter  Mk.  3,  die  Kranführer 
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(bei  zehnstündiger  Arbeitszeit)  Mk.  4,20.  Die  Arbeitszeit  i>t  von 
Morgens  6  Uhr  bis  Abends  6  Uhr  mit  '/..  stündiger  Frülistücks-  und 
I stündif^cr  Mittarfspausc.  Bei  Nachtarbeit  wird  die  halbe  Nacht 
bis  10  Uiir  gereclinet  mit  ' ,  stündiL^(>r  Abendbrotpause,  die  ganze 
Nacht  von  7 — 4  Uhr  mit  f  siiiiuli;;er  Mittcrnachtpaiiso.  Die  festen 
Staatsqiiai-Arl)titcr,  l>ci  dem  zunehmenden  Betriebe  selbst  die  mit 
Karten  verselieneii  I  lilfsarbciter.  sind  ziemlich  regeiniäfsitj  beschattigt, 
die  Arl)eitsverhältnis>e  wcnlcn  \on  den  Arbeitern  als  relativ  gute 
anerkannt,  die  Arbeit  wird  nicht  für  übermäfsig  schwer  gehalten. 
Die  Zahl  der  festen  Leute  beträgt  etvsa  1800,  die  der  regelmälsig 
sich  zur  X'erfugun^'  stellenden  Hilfsarbeiter  etwa  7  —  800. 

Bei  den  Quaiarbeitern  der  l'acketfahit-Aktien-Gesellschaft  liegen 
die  Verhältnisse  ganz  ähnlich.  Es  giebt  Vorarbeiter,  sogeii^nte 
feste  Arbeiter,  Hil&arbeiter  und  Gelegenheitsarbeiter.  Akkordarbeit 
existiert  nicht.  Der  Tagelohn  beträgt  (ur  Vorarbeiter  Mk.  3,80» 
feste  Arbeiter  Mk.  3,40,  HUCsarbeiter  3,20,  Gelegenheitsarbeiter 
Mk.  3.  Der  Tagelohn  der  letzteren  war  auf  Mk.  2,80  reduziert 
worden,  doch  wurde  die  Gesellschaft  von  Seiten  des  Staate.^  ange- 
halten, ihn  wieder  auf  Mk.  3  zu  erhöhen.  Auch  die  anderen  Arbeiter 
hatten  vor  1892  bessere  Löhne  und  zwar  verdienten  die  Vorarbeiter 
Mk.  4,  die  festen  Arbeiter  Mk.  die  Hilfsarbeiter  Mk.  3,30, 

Beschäftigt  sind  insgesamt  bei  der  Amerika-Iiaie  ca.  40  Vorarbeiter, 
240  feste  Arbeiter  und  100—120  HiKsarbeiter;  Gelegenheitsarbeiter 
werden  nach  Bedarf  angenommen. 

Der  durchschnittliche  Jahrc^verdienst  aller  in  diesem,  wie  auch 
im  Staatsquaibetriebe  beschäftigten  Arbeiter  stellt  sich  vielleicht 
auf  über  ICXX)  Mk.  Die  Hilfsarbeiter  kommen  freilich  im  Durch- 
schnitt nicht  viel  höher  als  etwa  Mk.  750.  Die  festen  Qua>arl>eitcr 
dagegen  kommen  auf  ein  erheblich  höheres  Einkommen.  So  ver- 
diente ein  solcher  am  Stnntsquai  im  Jahre  1895  in  277  Tagen  und 
214  Ueberstunden  Mk.  1201,  ein  fester  Arbeiter  am  Petersenquai 
brachte  es  im  ';^Irichcn  Jahre  durch  302 '1  Arbeitstage  (einschliersllrh 
13  Sonntage)  uiul  S69  Ueberstunden,  worunter  2^  volle  Nächte,  auf 
Mk.  1394,33.  Der  Jahresverdienst  eines  ande  ren  an  derselben  Arbeits- 
stelle betrug  Mk.  1356,47,  verdaut  ni  306  Tagen  und  728  Ueber- 
stunden, worunter  2i  volle  Kachle.  I-.in  „Vorarbeiter"  verdiente  in 
319  Tagen  und  572  Ueberstunden  .Mk.  147!.  Das  sind  aber  Löhne, 
die  nur  in  vereinzelten  Fällen  unter  den  gunstigsten  d.  h.  erschöpfend- 
sten Betlingungen  erreicht  werden. 
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la  Die  Bagger-  und  Ballastarbeiter  mögen  hier,  zum 
AbschluCs  der  eigentlichen  Hafenarbeiter,  noch  kurze  Erwähnung 
finden.  Jene,  dieAfonnschaftenderBaggcrmasdiinen  (etwa  500),  sind 
fast  aussdilielslich  in  der  Sommerhälfte  des  Jahres  beschäftigt ;  auch 
pflegen  sie  keinen  dauernden  Wohnsitz  in  Hamburg  zu  haben, 
im  Winter  in  ihre  Heimat,  meist  nach  Mecklenburg,  zurückzukehren ; 
doch  werden  sie  zuweilen  auch  zu  den  Ballastarbeiten  herangezogen 
Diese  haben  ihre  eigenen  Baase  —  wahrend  die  Baggerarbeiter  im 
Staatsdienste  stehen,  —  die  das  Beladen  an  Schiflen  mit  Ballast  in 
Akkord  übernehmen,  und  zwar  erhalten  sie  als  Material  dafiir  vom 
Staatsbaggereibetricbe  seit  einigen  Jahren  den  Sand  unentgeltlich, 
dieser  wird  in  Schuten  und  Leichtern  an  die  Scliiffe  gebracht; 
früher  waren  CS  kleinere  Betriebe,  tUe  eine  gröfserc  Zahl  von  Arbeits- 
kräften beschäftigten;  da  der  Ballast  jetzt  nicfit  l' strt,  so  wird  er 
nur  noch  in  grofsen  Mengen  transportiert,  dadurch  sind  jene  un- 
möglich geworden,  die  Arbeit  liat  sich  sehr  verringert,  die  noch 
vorhandenen  Ballastarbeiter  (etwa  150 — 200)  haben,  obgleich  in 
Akkord  arbeitend,  sehr  geringen  V^crdicnst  (7 — 800  Mk.  im  Jahre) 
un<l  „licofcn  auf  der  Strafsc." 

Den  Uebergau}^  zur  Ut/.tc  n  und  be^ondcrcIl  (iruppc.  den  See- 
leuten, bilden  1  I .  die  M  a  s  c  Ii  i  iii  st  e  n  —  sänitlicli  Flulsni.i^chiiiisten, 
die  hier  in  Betracht  knmnu  n;  —  >ie  bedienen  auf  den  im  Hafen 
und  in)  Strom  vcrkelii eiulcii  Sclilepp-  (»der  Buj:;sier-Damplfni,  \'er- 
ijniigungsdanipfern,  Barka>>cü  etc.  die  Maschine  und  sorgen  für  die 
Erzeugung  des  nötigen  Dampfvurrates.  Sie  sind  alle  im  Besitz,  eines 
Patentes,  das  von  der  Baupolizei  oder  der  Harulelskanmier  aus<.je- 
stcUt  und  durch  eine  Früfun;;,  tler  sie  sich  unterziehen  müssen ,  er- 
worben wird.  I^hnverhältnisse  uiul  Arbeitszeit  sind  bis  jetzt  nicht 
einheitlich  (geregelt.  Auf  einigen  DampfischüTen  erhaltet)  die 
Maschinisten  Mk.  30  die  Woche  und  für  Uebcrstundcn  Mk.  0,50  pro 
Stunde.  Die  Arbeitszeit  gilt  dann  von  6  Uhr  morgens  bi.s  7  Ulir 
abends,  zuweilen  aber  auch  von  5',  Uhr  morgens  bis  7*0  Ulir 
abends.  Auf  anderen  Schiflen  dagegen  werden  Ucberstumlen  gar- 
nicht  bezahlt;  es  wird  sogar  den  Leuten  zi^emutet,  am  Sonntag  die 
Kessel  reinigen  zu  helfen  —  alles  für  den  Wochenlohn  von  Mk.  30.  Auf 
manchen  Vergniigungsdampfcrn  wird  das  Trinkgeld,  das  die  Leute 
von  den  Fahrgästen  empfangen,  als  Lohn  angerechnet;  an  einigen 
Stellen  endlkrh  erhält  der  Maschinist  Mk.  80  monatlich  und  5  Prozent 
\on  der  Einnahme,  die  für  ihn  nicht  kontrollierbar  ist.  Für  da«? 
Durcharbeiten  der  Mittags-  und  Abendbrotpausen  wird  liauüg  nichts 
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vergütet.  Fälle,  in  denen  die  Leute  wälirend  der  ganzen  Woche 
derartig  in  Ansprucli  gciiomnien  werden,  dafs  sie  nur  einmal  nach 
Hause  kommen,  sind  nicht  selten  und  bei  so  atigestrcn^ter  Arbeit 
verdienen  sie  dann  Mk.  110—150  pro  Monat.  Zu  den  bestbezalüten 
gehören  die  der  Hafen^Dainpüschiffahrt  A.-G.  Auf  Bugsierdampfern 
von  dreifsig  und  mehr  Pferdekraften  mufs  der  Bifaschinist  audi 
manchmal  zugleich  die  Arbeit  des  Hdzers  mit  verrichten ;  Unglücks- 
falle, selbst  solche,  die  Verlust  an  Menschenleben  nach  sich  ziehen, 
sind  dann  häufig  die  Folge.  —  Gesamtzahl  im  Hafen  etwa  4OO. 

1 2.  Ueber  die  Seeleute  läfst  sich,  obgleich  sie  eine  so  wichtige 
als  zahlreiche  Gruppe  von  Arbeitern  bilden  (die  Besatzung  der 
hamburgischen  Handelsflotte  allein  betrug  schon  1890  15000  Mann), 
wenig  Sicheres  und  Allgemeingültiges  aufstellen.  Freilich  sind  die 
dienstlichen  Verhältnisse  der  Seeleute  reichsgesetzlich  geregelt» 
nämlich  durch  die  .iSeetuannsordnung'*  vom  27.  Dezember  1872, 
aber  dieses  Gesetz  hat  durchaus  nicht  vennocht,  (K  n  immer  wieder- 
holten, niemals  widerlegten  Bescliwerden  über  die  Zustände,  die  auf 
Seeschiffen  und  bei  der  Stellenvermittelung  in  grofsen  Hafenstädten 
herrschen,  zu  bcgejjnen. 

Die  Stellenvermittelung  erfolgt  in  Hamburg  fast  ausscliliefslich 
durch  vom  Rheder  rcsp.  dessen  Stellvertreter,  dem  Kapitän,  beauf- 
tragte Zwischenunternehmer,  d  i  e  Heuerbaase.  Das  (leschäft  Ist 
diesen  Personeti  \  crliältnismäfsirr  leicht  j^^emaclit,  denn  ..die  riiiltigkeit 
des  Heuer\'ertrages  ist  durcii  sciiriftliche  Abfassung  nicht  bedingt" 
(ij  24  der  Scemannsordnun'^).  Es  sollen  bis  zur  Stunde  in  Hamburg 
noch  nulirerr  Heuerbaase  Scheni<\virtschalt  betreiben,  obgleich  am 
10.  Nov.  iSc)3  der  Hainburger  Senat  auf  Veranlassung  des  „Scemanns- 
Vcreiiis"  die  Heuerbaase  als  Stellenvermittler  registriert  hat  und  sie 
nach  cineui  kurz  vorher  (10.  Marz  iS() 3  hu  diese  erlassenen  Regieitient 
keinen  Wirtschaftsbetrieb  fuhren  dürli  ii.  1  )er  Heuerbaas  bevorzugt 
natürlich  diejenigen  Leute,  die  bei  ihm  verkcliren  und  Schulden 
gemacht  haben;  er  veranlalst  sie,  bei  seinem  Freunde,  dem  Schlaf- 
baas  zu  logieren;  beide  arbeiten  einander  Hand  in  Hand  und  aus 
der  Abhängigkeit  von  diesen,  von  starkem  Erwerbstriebe  erfüllten 
Individuen  kann  der  Seemann  sich  .schwer  befreien.  Sdbst  tüchtige 
Leute  mit  vorzüglichen  Papieren  können  lange  warten,  ehe  »e 
eine  Heuer  erhafteui  wenn  sie  sich  nicht  dieser  Vermittler  bedienen. 

Die  Lohnsätze  bei  den  hier  in  Betracht  kommenden  Seeleuten 
sind  folgende: 
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SoliifTsjoni^e     15  Wc.  monatltcb. 

Ltichlraatroso  35  „ 

VoUmatrüso     50  „  „ 

IIriz<'r  60  „  „ 

Trimmer        50  „  „ 

UnbefabrcTif   40  „  „ 

Die  durchschnittliche  Fahrzeit  beträft  nun,  wie  festgestellt  ist, 
neun  Monate  uiul  clciuciit^prcchLnd  ist  das  Jahreseinkommen  zu 
i>erechnen.  Mau  u  cils,  dafs  mit  der  wachsenden  Gröfse  der  Schiffe 
und  mit  Vermehrung  des  Darapnictriebcs  die  relative  licmannung 
fortvraihrend  abnimmt  Für  Hamburg  wird  dies  durch  folgende 
ZUTern  illustriert   Die  Handelsflotte  vermehrte  sich  von 

31.  Dcxumbcr  1875  31.  i  ».-/..•ml»f  r  1S95 

443  SrrschifTe  auf  65O  Sccscliiffc 

mit  219567  R.*T,  mit  664799  R.-T. 

der  berechnete  Rauminhalt  alM>  iiu  \  crhältnisbC  vou 

100 : 303- 

Die  Zahl  der  in  Hamburg  angemusterten  X'oUmatroscn  \er- 
mehrte  sich  von  3558  im  Jahre  1875  auf  8601  im  Jahre  1895,  also 
nur  im  Verh^tnisse  von 

100:  241. '3 

Die  durchschnittliche  Monatsheuer  entwickelte  sich  in  Hamburg 
während  der  4  Jahrlunfte  von  1876  ab  (jedesmal  die  Durchschnitte 
der  5  Jahre  gesogen):*) 

1)  51.90  Mk. 

2)  4B.55  <« 

.V'   5275  n 

4;  54-73  . 

Die  parallelen  Entwickelungen  sind  für 

Scbleswig-Hobtein  Nordscqiehict    Hannover<01daibttiK.  Kr^rmen. 

1)  50.95  52.14  52.21 

2)  46.34  4*^>  "i^  46.50 
31    50.41                                 50.0b  49.17 

4)   54-35  5894  Sf«^? 

*)  XHs  Zeitschrift  „Hansa"  —  dem  Rhederliapital  durchaus  frcimdUcb  —  in 
Kleitfbwohl  erftllt  vom  Klaß>-ii  »Irr  kundi^'sU-n  .\utorcn  über  dir  zu  ■^chwafli«-  Bf* 
niannun;:  Arr  ncntron  grufscn  SchifliTf  die  Ueberarbeituag  der  Maimscbaft  und  «larau« 

nit»priiig«-adc  grof^«'  Ofahr, 

*)  Berechnet  nadi  den  Stal.  JahrbücluTU  lur  «hi-s  l)«-uts<:hr  Reich. 
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Die  Zunahme  von  i)  bis  4)  bctnig  545;  6.67;  13.04;  547*/©» 
sie  ist  also  in  Hamburg  am  geringsten,  das  schon  im  Anfange  der 
Periode  an  vorletzter  Stelle  stand. 

Während  des  letzten  Jahrfünfts  ist  die  Ilcucr  in  Hamburg  auf 
5047  gefallen,  in  Srli]p>s\vig-Holstein  nur  auf  52.00,  und  hat  sich  in 
Hannover-Oldenburi;  mit  60.66,  in  Bremen  mit  5442  gclialtc  11. 

.\uch  innerhalb  dieser  letzten  PeTitadc  fallt  der  Vcr-rleich  ui  s<> 
auffallender  Weise  zu  Ungunsten  Hamburgs  aus,  das  jetzt  bei  weitem 
am  tiefsten  gesunken  istl 

Kapitän  R.  Landerer  (Der  Standpunkt  der  Unternehmer 
im  Hamburger  Ilafon-Strike:  Soz.  Praxis  17.  Dez.  1896)  veranschlagt 
den  Geldwert  der  IK- k <j s t  i  gu  n  g  an  Hord  auf  30  Mk.  monatlich. 
Iis  steht  iiu  Widerspruch  dazu,  dafs  die  durchscSuuttiiche  Monatsheuer 
der  Vollmatrosen  bei  Selbstbeköstigui»g  im  Durchschnitte 
1891/96  nur  21.51  Mk.  höher  war  als  die  allgemeine  Monatsheuer 
<Lm  Reich:  Stat  Jahrb.  1896  S.  53). 

Ausbezahlt  wird  die  Heuer  oadi  Beendigung  der  Reise»  wenn 
die  Schiffsmannschaft  abgemustert  hat.  Nicht  selten  zwingt  die 
Not  den  Seemann,  gleich  nach  der  Anmusterung  sich  einen  Vor- 
schufs  geben  zu  lassen;  dies  ist  nach  J$  37  der  Seemannsordnung 
zulasaf^  und  der  Vorschufs  wird  gewahrt  bei  kürzeren  Rosen  in 
der  Hohe  bis  zu  einem  Drittel,  bei  lai^eren  Reisen  bis  zur  Hälfte 
der  Monatsheuer.  Doch  werden  von  diesem  voigeschossenen  Gdde 
gleich  3 — 5*7o  Zinsen  abgezogen.  Auch  Naturalien,  Waren,  Au9> 
riistungsgegenstände  werden  an  den  Seemann  als  Vorschufs  abge- 
geben;  er  ist  natürlich  auf  bestimmte  Ausrüstungsgeschäfte  ange- 
wiesen, und  es  liegt  nahe,  dafs  er  dort  überteuert  wird.  Die  Aus- 
beutung durch  das  Trucksystem  besteht  also  im  Seemanns- 
gewerbe fort  (siehe  S  38  der  Seemannsordnung). 

F.ine  M^iichkeit,  seinen  dürftigen  Verdienst  zu  steigern,  bietet 
sich  dem  Seemann  bei  der  Bergung  von  Schiflfsgut  Nach  dem 
Handelsgesetz  kann  in  solchen  Fällen,  falls  nichts  Anderes 
v  ereinbart  ist,  die  Schiffsmannschaft  ein  Mcrte!  des  Rcrgelohnes 
beanspruchen.  Diese  Bestimmung  wird  nun  aber  in  der  Kegel  so 
modifiziert,  <laf8  entweder  die  Rhederei  Kapitän  und  Besatzung 
je  '  ,„  erhalten,  oder  aber  die  letztere  auf  jeden  An- 
spruch an  Hergelohn  ausdrücklich  verzichten  ni  u  f  s. 

Die  (iefahren  für  Leben  und  (sesusidheit  sind  im  Seeinanns- 
beruf  überaus  grofsc.  Der  rasche  Wechsel  des  Klimas,  der  Kampf 
mit  Wind  und  Wetter,  die  sanitären  \''erhältnisse  an  Bord,  besonders 
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in  den  Schiflsräunen,  wo  das  .^chiffsvolk"  untergebracht  ist  Ufkd 
arbeitet,  beeinflussen  die  Gesundheit  in  der  denkbar  un>,niiistigsten 
Weise. ')  Heizer  arbeiten  zuweilen  bei  einer  Temperatur  von  fiber 
60*  C.  (in  den  Tropen,  bei  der  Ptasage  durch  das  Rote  Meer  etc.). 
Dazu  kommen  Seuchen  und  Schiüsunfalle.  Die  Totalveriuste  an 
Schiffen  und  Menschenleben  von  der  Besatzung  betrugen  in  der 
deutschen  Handelsmarine  (vgl.  Stat  Jahrb.  D.R.  17.  Jahiig.  S.  59): 

iSgi  118  ^khiff.•  178  Minichcnlt  ben. 

1892  iü4    „  259 

1893  125     „  278 

1894  117  254  (xciwcit  bis  Rade  April  1896  bdcufit). 

Die  MifsliaiKllun;^fii,  denen  die  Leute  auf  See  von  Seiten  ihrer 
\  ur^^cset/t«  n  oft  ausj^esctzt  sind,  dürfen  als  eine  so  bekannte  That- 
j>aclic  gelten,  dafs  es  j^enüj^t,  hier  daran  zu  erinnern.  Die  vagen 
und  zweideutigen  Bestimmungen  der  Secmanosordnung  sind  nicht 
darnach  aogethan,  diesem  Ucbcl  zu  iiteucrn.  »Der  Schiffer  ist 
befugt",  hetfst  es  im  Abschnitt  79  der  Seemannsordnung,  „alle 
zur  Aufrechterhaltung  der  Ordnung  und  zur  Sicherung  der  RegeU 
mäfsigkeit  des  Dienstes  erforderlichen  Mafsregeln  zu  ergreifen  . . . 
Geldbufse*  körperliche  Züchtigung  oder  Einsperrung  darf  er  als 
Strafe  nicht  verhangen."  „Bei  einer  Widersetzlichkeit  oder  bei  be- 
harrlichem Ungehorsam  ist  der  Schiffer  zur  Anwendung  aller 
Mittel  befugt,  welche  erforderlich  sind,  um  seinen  Befehlen  Ge- 
horsam zu  verschaffen"  . . .  Also  nidit  aU  Strafe,  wohl  aber  als 
Mittel,  um  die  Widerspenstigen  und  Ungehorsamen  zu  zalimcn,  dürfen 
alle  Züchtigungsmittel  in  Anwendung  kommen.  Wer  stellt  es  fest, 
ob  Widersetzlichkeit  und  Ungehorsam,  oder  lediglich  körperliche 
Krschüpfting  vorliegt? 


'  I  V|;l.  hicrro  Hr.  Nocht,  HatVnarxl«  lVb«r  VerlHiMpningeu  in  den  hygicniielicn 
L«l»tfiisTrriillmiK«rii  der  MamiRChftftcii  an  Hont  der  Ktuiffihitcbchifle.  Hunbus  1895 
S.  1$:  „Viele  Loip»  der  ScbifTe  die  hier  ankoimned,  sind  recht  unsaub<'r,  cinzcinr 
>«  h<  n  ra«lt*zii  jtcIirrckHcli  auji."  „Da  i«t  im  AU^«-inelnen  kein  Unterschied  der  Na- 
tifm  .  .  .'•  S.  19:  ,Ah\s  Kojon/.«"Uji  iM-fimlfi  sich  oc  in  .infni  nn;;laublicheu  Zu- 
stiitnl«' "  21-  hl  «l'  ii  Akt<-ii  il«  r  ünrnhur^'fr  Mi  (ii/.in.illxir.  aiis  lind»«  ich,  dal^  in 
•lou  l<-t/.tiii  4  Jaliiiit  inxli  ciui;;«-  30  Kali.'  von  Skurbut  aul  im  jjanwn  9  dt.'ut»chcii 
Scfaifffn  Mir  Kenntnis  ^'ckunim«-n  sind.  K»  handelt  aich  dabei  fast  immer  dm  dm* 
rortgeMlsle  Verpflrgung  mit  verdorbenem  Proviant,  verdorbenem  SaMeiaeb, 
Brut  Mehl  od«r  Trinkwanter/'  Aerxtr  werden  liekanntlicb  an  Bord  der  Fracht« 
MrhtlTe  nicht  mitKenommen. 
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Aehntiche  zweifelhafte  Bestimmungen  enthalt  die  Seemanns* 
Ordnung  in  stattUcho-  Zahl;  es  bt  unmöglich,  ae  an  dieser 
Stelle  aufzuzahlen.  Eine  gründliche  Revision  dieses  Gesetzes  ist 
geboten:  die  auf  SchiiTen  notwendige  Disziplin  kann  nur  gehoben 
werden,  wenn  diese  Revision  dem  Rechte  der  Untergebenen  eine 
festere  Gestalt  verleihen  wird. 

III. 

Die  Organisationen  der  Hafenarbeiter  Hamburgs 
sind  jung  und  bisher  schwach  entwickelt.  Freihch  wurde  schon 
1872  ein  „X'crein  von  Ewerführero"  gegründet,  der  aber  einen  mils- 
hmgenen  Ausstand  v.  J.  1874  nicht  überlebte.  Kinen  Zusammen- 
halt in  den  einzelnen  Branchen  gewährten  nur  die  alten  Kranken- 
und  Sterbekassen,  besonders  wahreiul  der  ersten  Jahre  des  Sozia- 
listengesetzes.  Hine  solche  Krankenkasse  vereinigte  charakteristi- 
scher Weise  noch  die  Stauerbaase  mit  den  Schauerleuten.  Diese 
Kassen  eriagen  dem  .^75  d^'^  (rc^etzes  \xni  und  jjingen  in 

die  Kn-^se  des  „Bi''li^i"t^''Niteins  für  Arbeiter",  nachher  „(irofse  Ar- 
beiter-Kranken- und  Sterbekasse"  benannt  eingeschriebene  Hiilfs- 
kassei  über.  Die  werkschaftHche  OrL^anisation  setzte  aucii  liier 
während  der  letzten  Jalire  des  Sd/.ialisteiigesctzes  mit  den  ,,Fach- 
vereinen"  ein.  Als  ein  solcher  l)il(lete  sich  im  Jahre  1 S86  der 
„Verein  der  in  Hamburg  bescljättigteu  Schauerleute"  und  i:jleich 
nachher  der  „Verein  der  P-werführer" ;  auch  einige  andere  Uruppen 
setzten  gegen  mannigfache  Hemmungen  der  Beliörden  zwei  Jahte 
später  die  Hilduni^  Sf)lchcr  „Fachvtreiiie"  tlurcli.  Zu  Anfang 
1890  ver-^cliinolz  der  i'-wcrführerverein  rnit  anderen  schwachen  Ver- 
einen zum  „X'^erein  der  Flufs-  und  StrunisclutTer,  sowie  der  See- 
fahrer Deutschlands";  dieser  zählte  damals  2700  Mitglieder  in 
10  Filialen  und  20  Mk.  Vermögen ;  bei  dieser  finanziellen  Schwäche 

')  „Wflrde  der  moderne  .  . .  Schiffer .  . .  sich  mehr  bemUlien,  ein  Vfthrer  Herr 
seiiier  Unlergebeoen  zn  sew,  land  hientu  ttelangt  er  leicbter,  wenn  er  sich  mehr 
Kcqcwkt  als  Furcht  zu  verKhafTen  voma^.  so  würde  i>s  manchmal  auf  den  Schiffen 

ruhiger  zufjehen."  Hansa.  Deutsche  nautische  Zcitstlirift  1891  S.  633.  Herau>.^;>  b'T 
ist  der  schon  ^rnnnntf  Kniiitän  k.  l..itidri  r  Will  in.in  df^r  Wahrheit  die  Ehre 
;.'ebcn,  so  niuls  mäii  viuräuiimi,  djii>  w  u  la  utzut.i;:»-  «  int  uiigercchle  Forderung  au 
den  Matrosen  stellen,  wenn  wir  von  seiner  Seite  ^\uliauglichkcit  beanspruchen,  wäh- 
rend man  sdteiui  der  Rbederri  ihm  gegenüber  vdUig  »bstoftend  vorgeht;  dem»  mui 
liebrancht  jetzt  den  Seemann  eben  mir  so  lange,  wie  man  ihn  durclians  nicht  est« 
Iwhren  kann  "   Navigation«lehrer  Th.  Lflning  das.  1893  Nr.  3. 
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war  CS  kein  Wunder,  dafs  er  durch  die  Aussperrung  im  Mai  fiir 
Hambuig  vernichtet  wurde  —  der  Ewerftihrerverdn  ginj;  auf  etwa 
30  Mitglieder  zurück  und  hat  sich  erst  im  Jahre  1896  nieder  ge- 
hoben. £r  schlofs  sich  1891  dem  zu  Kiel  durch  einen  Kongrels  ins 
Leben  gerufenen  »»Verband  der  Hafenarbeiter  I )( utschlands"  als 
Sektion  an;  dieser  verschmolz /.u  Anfang'  1892  mit  dem  »»Verein  der 
Werftarbeiter"  zu  einem  „Verband  aller  im  Schittbau  und  in  der 
Schiffahrt  beschäftigten  Personen  Deutschlands"  der  etwa  4OOO  Mit- 
glieder zahlte,  nach  der  Hamburj][er  Cholera  aber  stark  zunirk-^'injj, 
im  Juli  1894  von  tlen  Werftarbeitern  sich  wieder  trennte  und  den 
früheren  Namen  wieder  auftiahm.  Die  ( ieneralversammlun}^  1895 
machte  dir  cinzclTn  ii  Sektionen  7.u  Mit<;liedschaften  mit  einem  aus 
xHer  PfrsoiMTi  knii->titui<ittn  X'nrstandr  und  ilrei  Revisoren.  Der 
\  «  rliaiid   li.iti«  vor  kur/.em   in  Jlaniliuti»  acht  Mitj^liedschaften : 

die  iler  Schauerleute  [nur  etwa  30  MitL^'licdcr».  der  Ewerfiihrer,  tler 
yuaiarbcitcr  I  und  II,  der  Speu  hcrar!)i"iter .  der  Bafjjjerer,  der 
Scbillsrcini|4cr  und  der  Kessel  rein  i^er;  neuerdui^s  sind  dir  der  Kohkn- 
arbciter,  der  <  ictrcidearbeiter  und  der  Schi tfsmaler  iiinzu'^'ekunniien. 
Mit<^die<lschaften  sind  jct^t  * j.imiar  1 SQ7)  vorhan<k-ii  in  Altona,  Ktel, 
Flensburg,  Lübeck  (3;,  Breincrliuvcn,  i  icestenmmle,  Lehe,  Nordcn- 
hainm,  Duisburg,  Königsberg,  Memel,  Rostock,  Summa  22.  Die 
ntunerische  Stärke  des  Verbandes,  zu  Anfang  September  1896 
etwa  3000  Mann,  hatte  sich  bis  Ende  des  Jahres  auf  über  8000  ge- 
hoben.  Euntrtttsgeld  50  Pf.,  Monatabeitrag  40  Pf.,  Quartalsgeld  iiir 
die  Generalkommission  5  Pf.  Das  Vermögen  wurde  ult  1894  auf 
6414  Mk.  angegeben. 

Neben  dem  Verbände  giebt  es  seit  1893  wieder  einen  lokalen 
,» Verein  der  Schauerieute"»  der  am  i.  Juli  1896  gegen  hundert  Mit- 
gliederp fast  nur  Kornakkordarbeiter,  zahlte,  bis  Ende  Dezember  so- 
dann  auf  1250  Mitglieder  sich  vermehrte  und  den  Beschluis  gefa(st 
hat,  nach  dem  Ende  des  Ausstandes  dem  Verbände  der  Hafen« 
arbeiter  als  Mitgliedschaft  beizutreten*  Aufserdem  giebt  es  zwei 
lokale  Vereine  von  Flulsmaschinisten,  den  „Verein  der  Hamburg- 
Altonaer  Flufsmaschinisten  von  1887"  konservativer  Richtung  und 
den  „X'erein  staatlich  geprüfter  Maschinisten",  der  für  mehr  progressiv 
gehalten  wird. 

Sehr  unbedeutend  ist  die  bisherige  Organisation  der  Seefahrer, 
die  b^reiflicher  Weise  besonderen  inneren  und  äutseren  Schwierig- 
keiten  unterliegt.     Hin  „Matrosenverein"    wurde   zuerst    itu  Jahre 
gegründet,  der  sich  nur  kurze  Zeit  halten  konnte.  Hin  „Heizer- 
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und  Trtininerverem  von  1887**  löste  sich  t888  auf,  ein  oeuer  von 
1889  besteht  noch  fort»  aber  nadi  wie  vor  von  geringer  Starke. 
Am  20.  Dezember  1890  wurde  ein  neuer  „Verein  der  Matrosen  von 
Hamburg  und  Umgegend'*  ins  Leben  gerufen,  der  am  I.  Februar 
1893  den  Namen  „Seemannsverein"  und  die  Bestimmung  erhielt, 
Heizer,  Trimmer  und  andere  aum  „Schiffsvolke"  gehörige  Personen 
mitzuumfasscn.  Er  zählt  gegenwärtig  (Januar  1897),  nachdem  wäh- 
rend der  letzten  Woclicii  ein  starker  Zuwaclis  stattgefunden  hat, 
gegen  2000  nominelle  Mitglieder,  von  denen  aber  nach  Schätzung 
des  Vorstandes  nur  etwa  die  Hälfte  als  Zahl  der  aktiven  Mitglieder 
gerechnet  werden  kann. 

Die  Organisationen  der  Unternehmer  sind  wesentlicii  durch 
den  Widerstand  gegen  die  Arbeiterbewegung  ins  T.eben  *:!;^erufen. 
So  entstand  schon  durch  den  Strike  von  1874  der  V  erein  der 
Hamburg  -  Altonacr  Kwerführcr  -  Haase  von  1874,  gleichzeitig  ein  zu 
den  Baasen  hakender  Verein  der  KwerführerA'izin.  Die  1886  be- 
ginnende BeweguiiL,^  der  Schauerleutc  und  zu*;leicli  die  neuen  An- 
forderungen der  Ünfall-X'er^icherung,  veranlassten,  dals  der  alte  mehr 
gesellige  Hund  der  vereinij^^ten  Stauer  von  Hamburg-Altona  sicii  auf- 
K')ste  und  in  eine  Kampfgenosseiischaft  ,A  <  rem  der  Stauer  von 
Hamburg -  Altona  \on  1886"  \'er\vandclt  wurde;  dieser  zahltL  mi 
Dezember  1896  $8  Mitglieder  (mi  Maniburgischca  Adrcfsbuch  für 
1897  sind  47  Stauerfirmen  angegeben).  —  Von  den  sonstigen  Ver- 
einen der  unmittelbaren  Arbeitgeber  oder  Arbeitsvermittler  von 
Hafenarbeitern  sei  nur  ein  V^erein  der  Quartiersleute  und  dn  Verein 
der  Schlaf-  und  Heuerbaase  erwähnt 

Wichtiger  ist  der  Verein  der  Rheder,  der  am  9.  Januar  1883 
sich  konstituierte,  ohne  au^esprochene  Tendenzen  gegen  die  Orga- 
nisationen und  Bestrebungen  der  Arbeiter;  diese  sind  mit  Ausnahme 
etwa  der  Seeleute  mehr  und  mehr  den  Rhedem  aus  unmittelbarem 
Gesichtsfekle  entrückt  worden.  Vielmehr  hat  er  sich  (nach  dem 
Berichte  der  Hamburger  Handelskammer  über  d.  J.  1883)  zum 
Zwecke  gesetzt  ,4ie  häufig  im  Inlande  nicht  genügend  bekannten 
Interessen  der  deutschen  Rhederei  wksam  zu  vertreten  . . .  g^en 
Malsregeln  und  Vorschriften,  welche  die  Konkurrenzfähigkeit  auf  dem 
internationalen  Frachtcnnmrkt  erschweren  könnten".  Von  Zeit  zu 
Zeit  hat  aber  dodi,  wie  wir  sehen  werden,  dieser  Verein  Gelegen- 
heit  genommen,  von  den  Zustanden  der  Hafenarbeiter  und  Seeleute 
einige  Notiz  zu  nehmen.  Er  hat  die  iiir  uns  nützliche  Gewohnheit; 
einen  gedruckten  Jahresbericht  herauszugeben. 
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AUe  diese  Intcresacn- Vereine  der  Unternehmer  haben  an  Be- 
deutung  erheblicli  verloren,  seitdem  sie  mit  vielen  ähnlichi  n  Vcri:>äodeQ 
industrieltcr  Betriebsleiter  zu  dem  „Arbeitgeber -Verband  von 
Harn  bürg- Altona"  sich  konzentrierten;  dies  {geschah  in  unmittel- 
barer Gegenwirkung  tjegen  die  versuciite  Maifeier  der  Arbeiter  im 
Jahre  189a  Der  Arbeitgeber- Verband  bezweckt  (§  i)  „die  Herbei- 
führung dauernd  friedlicher  X'crhältnissc  zwischen  Arbeitgebern  und 
Arbeitnehmern  durch  Berücksichtigung  berechtigter  Ansprüche  und 
Abwehr  unberechtigter  Forderuni^eu  utul  u  ungesetzlich  er  Uebergriflfe 
absc-iti-n  der  Arbeiter  und  ihrer  X't-rcini^'un^feii."  Als  Mittel  für 
diesen  Zweck  nennt  4J  2  „die  Beiluiltc  zur  Durchführung^'  unH  \  er- 
vollstaiuliLTunty  der  <  iesetzc,  welche  zum  Wohle  und  Schutze  der 
Arbeiter  erlassen  sind  und  die  Unterstiitzung  gemeinnütziger  Bo- 
strebuni^en  für  das  Wohl  der  Arbeiter;  dann  die  Kinführun^  (Jer 
."Ogenannten  Strikeklausel  in  alle  Lieferungsverträge,  die  Verein- 
baruni:,  kein»  im  Stnke  oder  in  der  Aussperrung  befmdlichen  Ar- 
beitt 1  Anderer  anzunehmen,  die  ScliaflTung  einer  Darlehn skasse  für 
StrikeRille,  die  Errichtung  eines  Arbeitsnacliwcises  und  Aehnliches. 
Der  Bericht  des  Köni'^'l,  KouunerzkoUcgiums  (der  Haru !<  Lskanuuer) 
zu  Altona  über  tias  Jahr  1890  bemerkt  dazu:  „V^t^nu  der  X'erband 
in  seinem  Zwecke  sich  incht  auf  die  Abwehr  unberechtigter  Forde- 
rungen l>eschränken  will,  sondern  auch  die  Berücksichtigung  be- 
rechtigter Ansprüche  in  sein  Programm  au%enominen  hat,  so  darf 
mit  Zuver^ht  erwartet  werden,  dafs  dieser  Teil  des  letzteren  eben- 
falls nicht  auf  dem  Papiere  stehen  bleiben  wird;  denn  sonst  wäre 
in  der  That  an  die  Herstellung  dauernd  friedlicher  Zustände  nicht 
zu  denken.  Und  gerade  in  Hamburg>Altona  fehlt  es  wahrlich  nicht 
an  grofsen  Aufgaben  sozialpolitischer  Natur,  die  sich  ganz  beson- 
ders eignen,  von  den  Unternehmern  in  die  Hand  genommen  zu 
werden.  In  dieser  Hinsicht  sei  vor  allem  an  die  breoneode  Arbeiter- 
Wohnungsfrage  erinnert,  die  hier  in  Hamburg -Altona  dringender 
als  irgendwo  einer  baldigen  befried^enden  Losui^  bedarC"  (N3.  Dies 
war  vor  der  Cholerazcit  geschrieben.)  In  Wahrheit  bat  dieser 
Arbeitgeber- Verband  einen  wesentlich  politischen  Charakter;  als  die 
Voraussetzung,  mit  der  er  jeder  Bewegung  der  Arbeiter  sich  ent- 
^'egenstemmen  will,  kann  der  famose  Ausspruch  des  ehemaligen 
Ministt  rs  v.  Puttkamer  hingestellt  werden,  dafs  hinter  jedem  Strike 
die  Flydra  iler  Revolution  lauere.  Nicht  ohne  starken  Einflufs  auf 
diese  Kreise  ist  die  ununterbrochene  Agitation,  die  in  diesem  Sinne 
von  den  „Hamburger  Nachrichten"  getrieben   wird.    Zu  einem 
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offeneren  Ausdruck  als  in  dem  offiziellen  Slaiui  ^elan^t  tlicse  Aii- 
schauuiv^'  in  einer  ^aofsen  Publikation  der  A.M.  Neue  Börseiilialle 
iHaniburgs  Handel  und  X'erkehr:  Export-Handbuch  der  Börscn- 
hallc  S.  oV  Feier  des  ersten  Mai  iSqo  durch  die  Arbeiter  hat 

nirgendwo  ni  Deutsciiland  zu  solchen  Zusammenstülsen  iiul  den 
Arbeit<;ebern  durch  Niederlc-^un;;  der  Arbeit,  Kontrakibruchigkeit 
der  Arbeiter,  Aussperren  der  letzteren  dureli  die  l'nternehmcr  ge- 
führt, wie  gerade  in  Hamburi^.  Die  ArbeitL,'eber  >^tandeii  hier  trej^en 
den  Uebermu^  der  arbeitenden  Klassen,  welche  durch  Masseiiaus- 
stände  ihre  Drohunj^en  durchzus.etzeii  versuchten,  ^geschlossen  zu- 
sauHiien:  sie  bildeten  einen  \  erband  der  Arbeitgelier  zniu  Zwecke 
vier  L(ei(enseiti^en  Unterstützung  bei  Sliikes  und  errichleleii  eine 
üai  lchn>kasse  von  bedeutender  Höhe  für  kleinere  Unternehmer,  um 
ihnen  über  die  durch  Strikes  entstandenen  Rc^lrän<^nisse  in  diesen 
schlimmen  Zeitläuften  hinwegzuhelfen."  Aehnlich  spricht  der  Jahres- 
beridit  des  Vorstandes  des  Vereins  der  Rheder  über  tlie  Atigele^en 
heit,  nur  dafs  er  von  der  .sonderbaren  N^oraussctzung  auszugehen 
vorgiebt,  es  wäre  ein  thatsächliches  Uebergewicht  der  Arbeiter 
bbher  vorhanden  gewesen:  dieses  Uebergewicht  zu  beseitigen  sei 
der  Zweck  des  Arbcitgeber-X'erbandcs»  und  obgleich  dieser  (ur  die 
„bereits  zusammengeschlossenen"  Rheder  von  geringcrem  direkfeeiii 
Nutzen  sei,  so  habe  doch  ihr  Verein,  da  er  in  der  „Herstellung  des 
Gleichgewichts'*  cias  der  wirksanu»ten  Mittel  erblicke,  um  wieder 
zu  befriedigenderen  Verhältnissen  zu  gelangen,  durch  seinen  Beitritt 
zum  Zustandekommen  und  zur  Kräftigung  des  Verbandes  beitragen 
zu  sollen  geglaubt  Ohne  es  zu  wollen,  hilft  er  uns  zugleich  zum 
Verständnisse  jenes  Statuts,  das  die  Berücksichtigung  herech» 
tigter  Ansprüche  in  das  Vordertreffen  gerückt  hatte. 

Die  \' or  gesell  i  eilte  des  Ausstandes  von  1896/97 
reicht  mehr  als  zwei  Jahrzehnte  zurück.  Erwähnung  geschah  schon  des 
Strikes  von  1874,  der  von  Ende  Februar  bis  zum  28.  Marz  dauerte 
und  mehr  als  2000  Hwerführer  von  Hamburg-Altona  auf  dem  Plane 
sah.  Die  zurückgehende  Konjunktur  jener  Zeit  trug  dazu  bei,  die 
Bewegung  gänzlich  scheitern  zu  machen ;  sie  war  von  einem  Teile 
tier  ,,Srhauerleut(  und  Stauer"  sowie  den  Kohlenarbeitcrn  dadurch 
unterstnt/t  worden,  daf^  diese  ..'^ich  weicfcrten,  von  solchen  Kwer- 
führerii.  die  niclit  dem  X'erbande  aiv^eliörten,  Waren  überzunehmen" 
und  in  den  Ausstand  eintraten  (Hamb.  Corr.  21.  Marx  1874).  Ein 
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Konsortium  von  7S  kaufraännisdiea  Firmen  machte  bekannt,  dafs 
^ie  Gewährung  höheren  Lohnes  absetten  der  Baase  nach  ihrer 
Ueberzeu^uii«^'  die  Interessen  des  hambur<;ischen  Handels  schädigen 
würde*'  und  dafe  „die  Forderung  in  keiner  Weise  durch  mangelhaften 
Verdienst  der  Tagelöhner  gerechtfertigt  sei"  —  «im  gleichen  Tage 
(28.  Februar)  laig  der  Bürgerschaft  ein  Bericht  des  Ausschusses  vor 
über  den  Antrag  des  Senates  betreffend  Erhöhung  von  Honoraren, 
Gehältern  und  Pensionen  und  betreifend  Gehaltserhöhungen  im 
Allgemeinen  Krankcnhause**;  der  enormen  damaligen  Preissteigerung 
wurde  Rechnung  getragen.  —  Eine  Lohnbewegung  der  Schauerlcutc 
begann  erst  im  Jahre  1887,  indem  eine  Kommission  durch  den  Fach- 
vercin  der  Schauerlcutc  gewählt  wurde,  „um  einen  den  jetzigen  Ver* 
hältnissen  entsprechenden  Tarif  auszuarbeiten,  da  seit  Jahren  die 
Mietepreise-,  sowie  die  Lebensmittelpreise  bedeutend  gestiegen  sind, 
jedoch  seit  tltn  sKh/iL^ir  Jahren  keine  Lohnaufbesserung',  sondern 
noch  stets  eine  Lolmreduktion  stattgefunden  hat"  Die  fruchtlosen 
Verhandlungen  waren  dadurch  charakterisiert,  dafs  die  Stauer  sich 
hinter  die  Rheder  „als  ihre  Arbeitgeber*'  zuriickzo^^en ,  wälirend 
die  Rhedereien  es  hc\  Krwä^un^en  und  Rücksprachen  bewenden 
liefsen:  »ine  grofse  Schiffs-Maklerfirma  schrieb:  „Wir  «]flauben  in 
Ihrem  hiteresse  zu  handeln,  wenn  wir  Sie  ersuchen,  mit  den  be- 
trert'enden  Stauern  zu  verhandeln."  Der  Stauer\erein  liatte  inzwischen 
seinen  Lohntarif  vor^elej^jt  und  drucken  lasscii.  i\iii:i,fc  Monate 
später  le^te  ilie  Abteilung  Kohlenjumper  tles  ,,\  erenis  der  Schaucr- 
leiite"  ihren  sprzullen  Tarif  vor:  dieser  fiihrte  zu  einen)  kleifieii 
Ausstände  auf  eiTicm  I\  ilc  <1(T  KcdiU  iidampfer ,  der,  ob^dcich  von 
schwachem  X'erlaufe,  docii  die  Annahnie  des  Tarifs  zur  Foljjje  hatte. 
Im  Frühjahr  18H8  wählte  der  Gesamt  verein  eine  neue  Tarif-Ktim- 
mission,  deren  Luhii-  und  Arbeitstarif  bcsuadcis  <.lie  Regelung  der 
Nachtarbeit  A'er^ütun^  und  die  I  i/.ielunt;  der  1 '/>  ^tündic^cn  Mittags- 
zeit ins  Aii;^^r  talstc  (diese  l-'o! drriuu'f  wurde  durch  die  Thatsachen 
der  Hafenerweitenui;4  uiul  di-i  Uiuwalzuntif  in  den  \\  ohiii^elc^cn- 
heiten  begründet:  bei  der  üblichen  nur  i  siüiidiLjen  Pau>e  war  für  die 
meisten  Arbeiter  der  häusliche  Mittag  unmöglich  geworden).  Die 
Ablehnung  dieser  Ansprüche  führte  zu  einem  Ausstande,  der  am 
20.  April  1888  begann  und  am  23.  gegen  2G00  Schauerleute  ver- 
einigt hatte.  Am  26.  fand  eine  Konferenz  mit  den  Rhedern  und 
Stauern  statt,  die  einige  Konzessionen  an  die  Arbeiter  (insbesondere 
die  iVt stündige  Mittagspau.se)  gewährte,  ohne  diesen  zu  genfigen: 
der  Normatiuttz  des  Tagelohns  (für  Stückgut)  blieb  bestehen.  Der 
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Strike  liefs  sich  aber  nicht  mehr  aufrechterhalten.  Eine  Versatnni- 
lang  am  8.  Mai  erklärte  den  Strike  fdr  beendet,  beschlofs  aber  zu* 
gleich  ,«mit  allen  Kräften  dahin  zu  streben,  ihre  Forderungen  spater 
zu  erreichen". Der  Verein,  wie  auch  der  Strike,  wurden  damals  iast 
nur  von  den  nicht  fest  beschäftigten  Schauerleuten  gehalten;  die 
,/esten**  und  auch  einige  Gruppen,  die  den  T^elohn  von  Mk.  4,20 
schon  bezc^en,  standen  abseits.  Infolge  dieser  Uneinigkeit  blieb 
auch  die  in  dem  oktroyierten  Tarif  vom  26.  April  1888  zugestandene 
Mittagpausc  auf  dem  Papiere,  bis  im  folgenden  Jahre  die  festen  Ar- 
beiter diese  Forderung  anfiiahmen  und  mit  dem  allgemeinen  Normal- 
satz des  Tagelohns  von  Mk.  4,20  in  gütlicher  Vereinbarung  durcli- 
setzten  —  der  mächtig  gestiegenen  Konjunktur  und  der  zunehmen- 
den Teuerung  jijegeniiber  ein  be«;chcidenes  Ergebnis. 

Im  Jaliic  188^  traten  auch  (Vu:  Kwcrfiihrcr  in  eine  neue  Lohn- 
bcvvcgu!  L!,  indcij!  tiuc  am  i.  April  gewählte  Koniiiiission  sich  mit 
dem  Entwürfe  eines  Tarifs  gleichzeitig  an  die  Handelskammer  und 
an  die  Ewerführer-Baasc  wandte.  Sie  verwies  ebenfalls  auf  die 
Stci^rerung  der  Mieten,  zugleich  aber  auf  den  bevorstehenden  7a)11- 
anschiuls  und  die  drohende  Verteuerung^  der  Lcbcnsmiltc-1 ,  auf  die 
lange  Arbeitszeit  und  auf  tlie  Thatsache,  dafs  der  Ewcrtuln er  Tage- 
löhner wegeji  der  Schnelligkeit  der  Dampf  l<rane  und  Winden  weit 
mehr  als  in  früheren  Zeiten  in  der  Arbeit  leisten  müsse.  Sie  er- 
klärten, keine  Freunde  von  Strikes  zu  sein,  sondern  einen  Strike  nur 
als  notwendiges  Uebet  zu  betrachten,  als  letzten  VersMht  Uirc 
Forderungen  „wenn  alle  Unterhandlungen  auf  gutlichem  Wege 
sdieitem**,  zu  erkämpfen.  Nachdem  die  Baase  den  vorgelegten 
Tarif,  dessen  Haupt bestimmungen  Erhöhung  des  Tagelohns  von 
Mk.  3,60  auf  Mk.  4  und  Beschränkung  der  Arbeitszeit  auf  6-^. 
anstatt  5*/» — 7  waren,  för  unannehmbar  erklart  hatten,  kam  es 
gleichwohl  nicht  zum  Ausstande,  da  die  Arbeiter  ihre  Forderungen 
ermäßigten  und  die  Mitwirkung  der  Ifendebkammer  für  die  Fest- 
setzung eines  neuen  Tarife  erreichten.  So  kam  es  durch  gütliche 
Vereinbarung  zu  dem  Tarif  vom  i.  September,  der  die  Lohnerhöhung 
zugestand,  dagegen  die  Arbeitszeit  nicht  verringerte.*)   Dann  aber 


'  i  Vgl.  die  selten  eewordene  „Denkschrift  Ober  dt«  ThStigkeH  des  Vereins  dvt 
in  Hamlnirg  bcschiftigtcn  Schanerleote  fllr  den  Zeitraum  von  1886-1888*'  H«mb{:. 
1889.  S.  34. 

•)  Vgl.  „Verein  der  Ewcrföhrcr  Hamburgs  von  1886.  Unsere  Lohnbewegung 
im  Jahre  1888.*«   Verlag  von  J.  Will  in  Hamburg  o.  J. 
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kam  es,  ohne  daTs  Streitigkeiten  über  Lohn-  und  Arbeitsbedingungen 

vorausgingen,  in  diesem  Arbeitszweige,  wie  in  mehreren  anderen 
Hamburgs  im  Jahre  1890  zu  einer  Nicderl^ung  der  Arbeit,  infolge 
des  Beschlusses  der  Ewerführer-Tagelöhner,  am  l.  Mai  nicht  aus- 
zufahren. Die  Baase  antworteten  mit  einer  Aussperrung  auf  5  Tage, 
die  Tagelöhner  widersetzten  sich  und  erneuten  bei  diest^r  fTolegcn- 
heit  ihr  Verlangen  nacli  Herabsetzung  der  Arbeitszeit  auf  6 — 6,  zu- 
gleich mit  einer  Lohnforderung  von  Mk.  4,50;  wodurch  die  fortge- 
setzte Aussperrunf;^  die  Form  eines  Strikes  annalim. 

Der  Bericht  der  Hamburgischen  Handelskammer  über  das  Jahr 
1890,  inlere>sant  wegen  der  vermittelnden  Rolle,  die  erst  zwei  Jahre 
früher  dieselbe  Handelskammer,  von  dem  Vertrauen  derselben 
.'\rbeiler>chaft  aii^^ferufeii,  libernommen  hatte,  spriclu  ^ich  über  <licsc 
Aussperrung  fol^^aiulermalstn  aus:  „Ein  Nachgeben  der  Arbeitgeber 
war,  wenn  sie  nicht  dauernd  die  unbedingt  erforderliche  Autorität 
über  ihre  Aiiuncr  preisgeben  wolhcn,  {man  bemerke  wie  dicM  r 
Ge.siciiL^pujikL  jetzt  in  den  Vorderi^ruad  tritt!,  in  diesem  Falle  un- 
möglich. Da  die  Aufrcchtcrhaltung  eines  geordneten  Arbeitsver- 
hältnisses in  diesem  Gewerbe  für  den  Handelsstand  eine  Not- 
wendigkeit i5t,  erliefs  die  Handelskammer  am  5.  Mai  eine  Auf- 
forderung an  die  Kaufmannschaft,  die  Baase  durch  thunliciiste 
Nachsieht  bei  Ausführung  der  Aufträge  zu  unterstatzen,  und  da 
dieser  Aufibrderung  allseitig  Folge  geleistet  wurde«  mufstc  der  för 
beide  Teile  mit  schweren  Verlusten  verbundene  Ausstand  nach 
einmonadicher  Dauer  erfolglos  fUr  die  Arbeiter  enden.  Nachdem 
die  Arbeiter  —  entgegen  dem  bei  früheren  Veriiandlungen  durch 
ihre  Vertreter  gegebenen  Versprechen  —  ohne  vorher  die  Ver- 
mittelung  der  Handelskammer  nachzusuchen,  einen  so  völlig  un- 
begründeten Ausstand  begonnen  hatten,  hat  die  Handelskammer 
spätere  bezügliche  Wünsdie  derselben  at^elehnt,  weil  sie  bei 
dieser  Sachl^e  nicht  glaubte,  die  Arbeitgeber  hinsichtlich  der  von 
ihnen  fiir  erforderlich  gehaltenen  GegenmalsreL^i  In  hr  influssen  zu 
iioUen.  Sie  hat  dabei  aber  ausg^prochen,  dals  sie  nach  wie  vor  bereit 
sei,  zu  friedlicher  Au^leichung  von  Streitigkeiten  zwischen  Arbeit- 
geber und  Arbeitnehmer  zu  treten,  diese  Bereitwilligkeit  hat  sie 
Ijethätigt,  als  in  der  zweiten  Hälfte  de>  Jahres  die  1  lafenarbeiter 
mit  dem  Ersuchen  an  sie  herantraten,  werben  verschiedener  Wünsche, 
namentlich  betreffs  der  Arbeitszeit,  zu  vermilti  in.  Die  -tatt^reliabtt  i> 
Erörterungen  haben  dahin  f;efiihii,  dafs  die  Arbeitszeit  der  Speiclur- 
arbettcr,  deren  VVüuscljen  entsprechend»  eine   mit  derjenigen  der 
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Quaiarbeiter  und  der  Schauerleute  übereinstimmende  Regelung 
erfahren  hat** 

Noch  m^c  aus  dem  Jahre  1890  erwähnt  werden,  dals  der 
„N'erein  der  Schauerleute**  sich,  wie  es  schon  1886  geschehen  war, 
mit  dem  Ersuct^  an  den  Verein  der  Rheder  wandte,  auf  Be- 
seitigung der  Annahme  der  Leute  und  Auszahlunj,^  des  Lohnes  in 
den  Sclianken  hinzuwirken.  Der  Bericht  \'i>i>tandes  des  Ver- 
eins Hamburger  Rheder  über  das  Jahr  1886  liatte  über  die  Sache 
sich  foIf^Liulermafsen  geäufsert:  —  wir  stellen  schleich  den  Be- 
richt desselben  Vorstandes  über  das  Jahr  1890  zur  \'ergleichung 
daneben  — 

1886.  189a 

„Aehnliche  Mifsstände  (wie  iui  „Zwar  ist  es  nicht  ZU  ver- 
Heuerwesen  der  Seeleute)  be*' kennen,  dafs  diese  ^nrichtung 
stehen  bei  der  Annahme  der ,  sich  aus  den  gegebenen  Verhalt- 
Hafenarbeiter ,  besonders  der  j  nissen  heraus  entw^elt  hat  und 
Stauer.  Dieselben  werden  viel-lfiir  beide  Teile,  Stauerbaase  wie 
lach  in  den  Kneipen  angenommen  j  die  Schauerleute,  Vorteile  hat 
und  dort  auch  bezahlt,  wobei  1  Namentlich  diejenigen  Baase, 
häufig  die  Wirte  bei  Vermittelung  1  welche  nicht  in  der  Lage  sind, 
dieser  Geschäfte  beteiligt  sind,  und  j  den  Lohn  für  mehrere  Tage  zu 
dann  diejenigen  bevorzugen,  die .  verauslagen,  bedürfen,  wenn  sie 
bei  ihnen  viel  verzehrt  haben,  von  den  Rhedereien  erst  nach 
bezw.  die  ihnen  schulden,  wofür  |  Beendigung  gröfserer  Aufträge 
sie  sich  dann  durch  Zurückhai-  das  Geld  bekommen,  fiir  die  Lohn- 
tungen vom  Lohne  der  Arbeiter '  Zahlung  eines  Vermittlers,  audi 
decken.  Hierdurch  sind  die  Ar- ,  können  sie  nicht  so  viel  Geld  bei 
beiter  genötij;i,  sich  viel  in  dem  sich  tragen,  um  die  Leute  gleich 
Kneipen  aufzuhalten  und  dort  ^  stets  bei  der  Arbeitsstelle  zu  be- 
(ield  auszugeben,  und  es  wird  i  zahlen.  Den  Leuten  aber  ist  es 
dadurch  der  Trunksucht  bcdauer-  angenehm,  zu  jeder  Zeit  an  bequem 
lieber  X'orscliub  ;^'eleistel.  Es  sind  \  gelegenen  Stellen  ihr  Geld  be- 
nun  an  dca  X'orstand  Bestrebungen  >  kommen  zu  können  [offenbar  gilt 
herangetreten,  hierin  eine  Besse-  der  Antraj^  des  Vereins  der 
rung  herbeizuführen  durch  Ein-  Schauerleute  auf  Beseitigung  der 
richtunj;  von  Kaffeeschenken  am  Einrichtung  als  ein  Beweis  dafür, 
Hafen,  itt  ficneii  sich  zuj^dcich  die  dafs  sie  „den  Leuten  angenehm" 
Engagement    suchenden    Hafen-  war].  ...    Da  aber  mit  diesem 
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1886.  189a 

arbeiter  aufhalteo,  und  in  denen  Ver&hren    unverkennbar  Mifs- 
event  auch  die  Abldhnung  er-  brauche  verbunden  sein  können, 
folgen  könnte.   Liegen  diese  Be-  wenn  auch   meistens  die  Aus* 
strebungen  auch  der  Thatigkeit  i  aeahlung  in  den  Schänken  nicht 
des  Vereins  als  solchen  fem,  so  »durch  die  Wirte,  sondern  durch 
verkannte  der  Vorstand  doch  nicht  |  die  Baase  oder  deren  Angestellte 
das  Wünschenswerte  und Nütdichel  erfolgt,  so  haben  wir  auf  die 
desselben  för  die  sozialen  Ver-|  Baase  ernstlich   zur  Abstellun}; 
hältnisse  der  mit  der  Rhederet  in ,  desselben  eingewirkt  und  von  den« 
enger  Beziehung  stehenden  Be-< selben   die  Zusicherung  er- 
volkerung*    Kr  hat  daher,  um  |  halten,  dafs  sie  in  dieser  Richtun«^ 
dieselben  zu  fördern,  mehrere  der  Anstalten   treffen  würden.  Wir 
gröfseren  Stauerbaase    zu  einer  |  Ii  offe  n ,  dafs  hierdurch  in  dieser 
Besprechung^  hierüber  ein<{eladen  Heziehun}^  cific  Besserung  hcrbei- 
und  bei  ihnen  volle  Anerkennung  j  geführt  wird." 
für  die  Nützlichkeit  solchen  Unter- , 
nehniens  und  Bereitwilligkeit,  das« 
selbe  niögliclist  zu  unterstützen,' 
gefunden." 

N^fiiii  man  duich  dit;  >cli:llcrndcn  KcdoWLiidun-^cii  ik--  zweiten 
Benciites  Inndurch.sichi,  .no  wiril  ni.m  bciiK  iki  n,  ildi>  dic.-^c  klassische 
Apolofjic  einen  häfslichen  Mifsbrauch  als  einen  „meistens"  recht 
löblichen  Brauch  darzustellen  beflissen  ist. 

Der  Bericht  des  Jahres  1886  ist  von  denselben  Namen;  C.  Laeifs. 
Adolf  Woertnann,  Director  J.  Meyer,  F.  \\  encke,  Kr.  Loesener  unter- 
zeichnet, wie  der  des  Jahres  1890.  —  „Hoffnunj;''  läfst  oft  zu 
Schanden  werden,  zumal  Hoffnung  auf  Reformen  in  Hamburg. 
Der  Bericht  des  Rhedervereins  über  das  folgende  Jahr  (1891)  kommt 
auf  die  Sache  zurück  mit  dem  vielsagenden  Satze  (S.  6):  „Die  von 
uns  veranlafsten  Beratungen  der  Stauer  über  Hinrichtungen,  durch 
welche  die  Annahme  der  Schaucrieute  und  Ixlinzahlung  nn  die- 
selben in  den  Schänken  vermieden  würden,  haben  bisher  zu 
keinem  Ergebnisse  geführt;  die  in  Beratung  befindliche  Gc- 
werbeordnungs-Novelle,  welche  das  jetzige  Verfahren  ftir  unzulässig 
erklärt,  bietet  neuen  und  zu4ngcnden  Anlaf^,  diese  Beratungen 
energisch  zu  (drdem.**  J)iese  Beratungen*'  haben  seitdem  zu  dem 
bdcannten  Ergebnisse  der  —  Nebenstube  gefuhrt.  —  Der  Jahres- 
bericht des  Rhedervereins  Ist  nicht  darauf  zurückgekommen. 
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Wohl  al>er  berührt  einer  cKr  folt^i mlcn  IJerichte  (vom  August 
1893)  in  einer  überaus  charakteristischen  Weise  die  Arbeitsverhält- 
nisse der  Schauerleute  und  anderen  ScIiifTsarbeiter.  Noch  immer 
werde  eine  recht  erhebliche  Zahl  von  Erlaubnisscheinen  für  Sonn- 
tap^sarbeit  von  Rhedereien  und  SchiiTsmaklcrn  erbeten  ...  die  Zahl 
der  Scheine  werde  voraussichtlich  erheblich  abnehmen,  wenn  das 
Arbeiten  in  der  Nacht  auf  den  Sonntag  etwa  bis  6  Uhr  mor<:fens 
unbestandet  zugelassen  .  .  .  würde.  Die  Sonntagsarbeit  werde  dann, 
schon  weil  teurer  und  erfahrungsniäfsit;  lässiger  betrieben,  thuiilichst 
beschränkt  werden.  —  Also  billigere  Sonntagsnacht-Arbeit  für  den 
Mifsst  ind  Her  teueren  Sonntagsarbeit  —  das  ist  eine  Reform  nach 
dem  „Herzen"  des  V'ereins  der  Rheder !  —  Andere  Mi fsständc  haben 
sich  „aus  den  ge^'cbenen  X'crhältnissen  heraus  entwickelt." 

Der  „Verband  der  Hafenarbeiter  '  dai^a-^ren  hat  die  Diskussion 
der  Mifsstände  nicht  ruhen  lassen.  Im  Sommer  1894  beschlols  eine 
von  ilim  cini^erufene  Versammlung  der  arbeitlosen  Hafenarbeiter, 
beim  Senate  vorstellii;  zu  werden,  um  einen  einheitlichen,  staatlich 
geregelten.  Arbeitsnachweis  zu  erlangen.  Dies  lulirte  zu  ian-fcn 
X'erh.iiuilungen  mit  der  „['.tiriotisciien  (lesellschaft",  die  zum  Kr- 
L;ebnisse  hatten,  dafs  das  von  tlicscr  au.s  den  Ueberschüs:sen  der 
C"holera-Kommission  errichtete  Bureau  bestehen  blieb,  ohne  dafs  es 
erweitert  werden  konnte,  und  nach  wie  vor  nur  Arbeiter  für  die 
Quais,  für  die  Speicher  und  HLandarbeitei^  nachweist  Der  Antrag 
des  Verbandes,  dies  Bureau  fiir  ^le  Haüenarbeiter  als  Staatsinstitut  ein« 
^uriditen,  scheiterte  hauptsächlich  an  dem  ,3trike-Päragraphen".  End- 
lich hat  der  Verband  am  10.  Oktober  desselben  Jahres  (1894)  beim 
Reichskanzler  die  Einrichtung  von  Hafen -Inspektoraten»  nach 
Analogie  der  Fabrik-Inspektion,  beantragt.  Dieser  Antrag,  auf  die 
übemnSlsigen  Anstrengungen  und  überlangen  Arbeitszeiten  hin» 
weisend,  und  die  Häufigkeit  der  Unfälle  damit  in  Verbindung 
bringend,  ist  nicht  ohne  alle  Wirkung  geblieben.  Das  Reidu- 
Versicherungsamt,  das  fortwährend  in  rühmlicher  Weise  der  Un- 
fall-Verhütung seine  Aufmerksamkeit  widmet,  übergab  den  An- 
trag der  Spedition-,  Speicher-  und  Kellerci-RG.,  mit  dem  nach- 
drücklich wiederholten  Wunsche,  die  B.G.  möge  Beauftragte  zur 
Ueberwachung  der  Betriebe  anstellen.  Der  Genera-Vorstand  der 
B.G.  nahm  sich  der  Sache  mit  allem  Krnste  an.  Unter  dem  3.  Januar 
1895  legte  er  den  Sektionen  eine  Denkschrift  vor  —  auf  deren 
Inhalt  werden  wir  in  unserem  Schlufsabschnitte  zurückkommen  — 
und  veranlafste,  dafs  Unternehmer  und  Arbeiter  über  die  Mittel 
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zvr  Verminderung^  der  Unfallgefahren  vernommen  wurden.  Die  Er- 
^cbnisse  dieser  Enqu^e  fiihrten  am  2^  März  1895  in  dner  aufscr- 
ordentlichen  Sitzung  des  Vorstandes  zu  dem  Beschlüsse,  mit  Riick> 
sieht  auf  die  ziihlrcichcn  Unfälle  im  Stau  crgewerbe  versuchs- 
weise auf  I  Jahr  einen  Beauftragten  in  Hamburg  anzustellen.  „Ferner 
wurde  in  Anbetracht  des  Umstandes,  dafs  die  Unfälle  in  Stauereien 
nicht  immer  durch  mangelhafte  Einrichtungen  des  Stauereibetriebeü, 
sondern  oft  durch  mangelhafte  Zustände  auf  den  Schiifen,  wo  die 
Losch-  und  Ladearbeiten  stattfinden,  oder  durch  mangelhafte  Hafen- 
cJnrichtungen  oder  mangelhafte  XYrkehrs Verhältnisse  vcranlafst  werden, 
iilxrr  welche  unsere  B.G.  Ik.stimiiuini^en  nicht  treffen  kann,  ein  Antrag 
tles  Sektionsvorstandes  in  Hamburg  ein  tii:nTi:j^  tfgenomincn.  v/onach 
<!er  ( Tcnossenschafts-\'"orstand  heim  Senai  in  ilaiiiburg  auf  den  hrlals 
\  on  P(ili/-ei\ Urschriften  hinwirken  Sülle,  be>onciers  um  auch  aus  Hin - 
«lisch  en  Sciiiften  die  Pflicht  aufzule^fcn,  auf  Lehe»!  und  l  lesuntlhcu 
unserer  heimischen  Arbeiter  Bctlacht  zu  nehmen"  (Bericht  der  Spe- 
dition-, Speicherei-  und  Kellerei-B.G.  über  das  f ieschäfusjalir  1895). 
Ein  Bcauftra^'^ter  i>t  an{^u:'stellt.  und  nach<Ieni  das  Probejahr  abgelaufen 
war,  \()n  der  Sektion  Hamburg  übernommen  worden;  da  es  sich  in 
1  iaiuburt^^  allein  —  dazu  kommen  Lübeck,  Mecklenburg  und  Schleswig- 
Holstein  —  um  2473  Betriebe  iiandclt,  so  verniaj^^  dieser  Beauf- 
tragte nicht  viel.  Es  sind  gleichzeitig  neue  Vorschriticn  zur  Unfall- 
verhütung erlassen  worden,  deren  Begründung  ausdrücklich  auf  den 
Umstand  „dafs  beim  luitloschen  und  Laden  die  Unfälle  einen  immer 
gröfscrcn  Umiang  annehmen,  und  sehr  oft  auf  mangelhafte  Losch- 
und  Lade-Vorrichtmigen  sofäckzufiihren  sind"  sich  beaebt.  Auf  die 
Menge  von  belastendem  Material,  das  (Ür  diese  beru fs genösse n> 
schaftlich  anerkannten  schweren  Mifsstände  vorliegt, 
können  wir  an  dieser  Stelle  nur  hinweisen.  Die  Vorstellungen  beim 
Senat  wegen  Erlasses  von  Polizeivorschriften  sind  bisher  ohne 
Erfolg  geblieben. 

Auch  die  Seeleute,  obgleich  eine  lose  und  tum  Teil  etwas  lockere 
Masse,  haben  nicht  ohne  allen  Widerstand  die  Verschlechterungen 
ihrer  Lage,  die  Fortdauer  anerkannter  schwerer  Uebel  in  ihrem  Ge* 
werbe,  sich  gefallen  lassen.  Sie  haben  gebeten,  gekl^,  Vor- 
stellungen gemacht,  einige  haben  sogar  Ausstande  unternommen. 
Der  kleine  ofganisterte  Teil  bat  tapfer  auf  der  Bresche  gestanden. 
Wir  hören  am  liebsten  und  in  zeitlicher  Folge  über  diese  Arbeiter- 
bewegungen die  uns  schon  bekannten  Berichte  des  Vorstandes  des 
Vereins  Hamburger  Rheder. 
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Zuvörderst  stellen  wir  wiederum  zwei  von  cktiselbcii  hervor- 
ragenden Herren  —  mit  einer  X'eränderung^ :  für  Herrn  F.  Wencke 
ist  Herr  Carl  Mathic^  eingetre  ten  —  gezeicliiu  tc  Acufserungen  über 
die  S  e  e  m  a  n  n  s  o  r  (1  n  u  II  olme  Koinineiiiar  einander  gegenüber 
^nur  die  Hervorhebungen  rühren  von  uns  herj. 

Bericht  des  Vorstandes  des  Vereins  Hamburger 
Rheder 

über  das  Jahr  1889.  j  über  das  Jahr  1893. 

„Auch  die  Seemanns -Ordnung  „\  on  sozialdcTnokratisciR  i  Seit*, 
selbst  scheint  in  mehreren  i>;t  die  Revision  der  See- 
Punkten  ä  ii  d  er  u  n  s  b  r  d  ü  r  t  -  im  .1  u  n  >-ürd  n  u  11  in  An  re- 
tig, was  nicht  zu  verwuiidem  ist,  gung  gebracht  und  Mud  An- 
da  seit  ihrem  Erlasse  im  Jahre  träge  gestellt  worden,  welche  be- 
1872  die  Verhältnisse  der|zwecken,  oder  docli  die  Wirkung 
Schiffahrt  vielfach  andere  haben  würden,  die  Disctplin  an 


geworden  sind  Namentlich  gilt 
dies  betreffs  der  den  See- 


Bord  zu  untergraben.  Hierdurch 
verauilabt  haben  sich  auch  die 


leuten  bei  Erkrankung  oder  ^  nautischen  Vereine  eingehend  mit 
vorteit^er  Entlassung  zu  zah*  dieser  Frage  beschäftigt;  der  Nau- 


lenden  Entschädigung.  Beir 
spielsweise  ist  die  Rhederei  eines 
in  der  ostasiatischen  Küstenfahrt 
beschäftigten  Schiffes  verurteilt 
worden,  einem  in  einem  dortigen 
Hafen  angemusterten  Seemanne, 
der  nach  14  Tagen  erkrankte  und 
in  einem  anderen  Hafen  zurück- 
gelassen werden  mufete,  auCser 
den  Verpflegungskosten  die  Rück- 
reise nach  Europa,  nicht  —  wozu 


tische  Vereinstag  hat  nach  vor- 
läufiger Beratung  die  verschiede* 
nen  eingegangenen  Anträge  einer 
Kommission  überwiesen,  welche 
dem  nächsten  Vereinstage  einen 
bezü|^idien  Entwurf  unterbreiten 
soll.  Unseres  Erachtens  hat 
sich  die  Scemanns>Ordnung 
gut  bewährt.  Die  wenigen, 
den  jetzigen  Verliältnissen  nicht 
mehr  ganz  entsprechenden  Be- 


sie  bereit  war  —  nach  dem  An- 1 Stimmungen  sind  untergeord- 
musterung.'ihafenzu vergüten.  Wir  11  etcr  Art.    Wir  halten  da- 


beabsichtigen,  eine  Revi- 
sion der  Seemanns-Ord- 
nung  in  Anregung  zu  brtn- 


tier  eine  Revision,  welche  bei  der 
gegenwartig  herrschenden  Stro* 
mung  leicht  eine  Verschlechterung 


gen  und  ersuchen  unsere  Mi tglie- 1  statt  eine  Besserung  bringen  könnte, 
der,  uns  bezügliches,  zu  ihrer  ,  zur  Zeit  wetler  für  erfor- 


Kenntnis  gelangendes  Material  zu-  d  e  r  1  i  c  Ii  noch 
zosteUen.  Einstweilen  können  wir tschenswcr t." 


für  wün« 
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Über  das  Jahr  1889.  über  das  Jahr  1894/95. 

den  Rheden!  bczw.  Kapitänen  ,JJci  wichtigste  Beschlufs  (des 
imr  empfehlen,  bei  Abschluls  der  Nautischen  Vereinstages)  war  die 
Heuer\'erträgc  auf  derartige  Annahme  des  von  uns  lebhaft 
Fälle  Bedacht  zu  nehmen  und  u nters tut sten  Bremer  Antrags, 
sich  durch  in  die  Husteirolle  zu  erldären,  dafs  eine  dringende 
aufzunehmende  Klauseln  zu  Notwendigkeitzur  Abänderung  der 
s  c  h  ü  t  z  e  n.**  Seemanns-Ordnung  nicht  vorliege, 

{da  dieselbe  audi  heute  noch  im 
groCsen  und  ganzen  denBedürf- 
inissen  aller  an  der  Seefahrt 
iBeteiligten  entspreche.'* 

In  angemessetu  r  Uebercinstinmiung  mit  den  j ü  ngere n  Rhetler- 
Kundgebungen  spricht  auch  der  Ikricht  tler  Hamburgi.schen  Handels- 
kammer über  das  Jahr  1894  (S.  37  sich  dahin  aus.  dafs  die  See- 
mannsordnung  sich  gut  bewährt  habe:  dafs  sie  von  der  Revision 
dieses  (lesetzes  „nur  abraten  könne".  Dagegen  hei(st  es  in  der 
nautischen  Zeitschrift  „Hansa"  1893  No.  9,  in  einem  redaktionellen 
Artikel:  von  der  Notwendigkeit  einer  Unigestaltung  der  bisher 
i^ültigen,  vor  21  Jahren,  also  gerade  vor  Aufschwung  der  Dampf- 
schiffahrt, geschaffenen  Seemanns-Ordnung  sei, jeder  Fachmann 
d u r c h  d  rii  n g e  n". 

Auch  der  neueste  Bericht  der  Haiulclskamnier,  erstattet  am 
31.  Dezember  i^c)6,  wiederholt:  ,,wir  \trmögcii  ein  <hiii;^cndes  Be- 
dürfnis für  die  Rt\  ision  noch  wie  vor  nicht  zu  erkeimen."  — 

Hören  wir  nun,  welche  Stellung  der  Rhedervereiii  zu  den  \'er- 
>uchefi  der  Heizer  und  Trimmer  cin^^^enoinmen  hat,  sich  i^ei^a^n 
die  unmittelbar  mit  der  weichenden  Konjunktur  letzten  Datums 
einsetzende  Lohnverringerung  zu  wehren,  und  zu  gleicher  Zeit,  in 
l'ehercinstimmung  mit  den  Matrosen,  auf  Abscluiffung  des  Heuer- 
M;hwindels  innzuwirkcn. 

Bericht  des  Vorstandes  des  Vereins  Hamburger 
Rheder  über  das  Jahr  1889  (März  1890). 

im  Januar  1890  sind  wir  bei  einem  Strike  der  Feuerleute  ver- 
oiittcind  eingetreten.  Diesen  war  im  vorigen  Jalire  bei  Inbetrieb- 
setzung der  Schnelldampfer  eine  Erhöhung  der  Monatsheuer  von 
Mk.  75  auf  Mk.  85  für  Heizer,  von  Mlc  65  auf  Mk.  75  fUr  Trimmer 
zugestanden,  bei  Aufserdienststellung  dieser  Schiffe  im  Herbst  aber 
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(1er  Lohn  wieder  auf  die  frühere  Höhe  herabgesetzt  Der  Wieder- 
cinföhrui^  des  höheren  Lohnes  widersetzten  die  Rheder  sich  be- 
sonders deshalb,  weil  sie  bei  Aufnahme  der  Fahrten  der  Schnell<> 
<lanipfer  im  Frühling  neue  gesteigerte  Forderungen  befUrchteten. 
Nach  kurzem  Kampfe  jjclang  es  uns,  eine  Einigung  dahin  herbei- 
zuiähren,  dafs  den  Fcuerleuten  der  höhere  Lohn  bewilligt,  dieser 
aber  von  beiden  Parteien  als  für  das  Jahr  1890  feststehend  anerkantit 
wurde. 

Bericht  dc<  X'nrstandcs  des  Vcrriii«^  Hamburger 
Rheder  über  das  Jahr  1890, 
„Zu  Beginn  des  vorij^cn  Jahres  war,  wie  in  unserem  letzten  Be- 
richte erwähnt,  unter  unserer  Vermittclung  zwischen  den  Dampf- 
schiffs-Rlicdereicn  und  «len  Feuerli  Uten  eine  Vereinhnnini;;  dahin  '^v- 
troffen  worden,  dafs  die  Lohne  1890  für  die  Heizer  auf  Mk.  85,  fiir 
(iir  Koiiienziehcr  auf  Mk.  75  monatlich  festjijcsetzt  wurden.  Geigen 
Schlufs  des  Jalire^  sprachen  die  l'enerle\it<    den  Wunsch  aus,  das 
Abkfiinineii  für  das  nächste  Jahr  zu  verlan-^crn.     Die  Rhedereien 
waren  zur  KrncuerunL;  eines  fehlen  Al)l<( unnuns  bereit,  aber  antje- 
sichts  der   un^ain^tii^cn-n  La^e   der  Rhcderei   und   des  UiTi-t;ni<les, 
dafs  in  den  anderen  deutschen  Häfen  fort^^e^etzt  Heizer  zu  Ml:  ^)  >  65 
jjcmustert  hatten,  unter  He  1  absetzunt;  de  r  Löhne  auf  höcii>iens 
Mk.  75  für  Heizer  und  Mk.  65  für  Kohli  n/.ieher :   Sätze,  welche  h\ 
Rücksicht  auf  die  erwähnten  Unistämle  iiiuiier  noch  als  sehr  reich- 
liche anjresi-hen  werden  nuifsten.  Nur  die  Hamburtr-Anu  1  ikanischc 
Packetfahrt-Aktien-Gesellschaft  erklärte  sich,  da  der  schwerere  Dienst 
auf  den  Schnelldampfern,   wie   auch   von   den  Arbeitern  anerkannt 
wurde,  höhere  als  die   im  übrij;en  gezahlten  Löhne  angezeigt  er- 
scheinen läfst,  zur  Fortzahlun«^  der  bisherigen  .Sätze  bereit.  Die 
Feuerleute  lehnten  aber  jede  Ermäfsigung  der  Löhne  ab,  und  so 
kam  es  zum  Ausstände,  der  erst  im  Marz  durch  Nachgeben  der 
Leute  beendigt  wurde,  nachdem  auch  deren  Drohui^,  durch  Ao- 
schluis  an  die,  später  ebenfaUs  unterlegene  National  amalgamated' 
Sailor's  and  Firemen's  Union  of  Great  Britain  and  Ireland  eine 
Boykottierung  hiesiger  Schiffe  in  England  zu  veranlassen,  wirkung-^- 
los  geblieben  war.  —  Nachdem  die  Führer  der  Feuerleute  sich 
aberzeugt  hatten,  dafs  sie  in  der  Lohnfrage  nachgeben  mttfsten, 
stellten  sie  als  letzte  Forderung  die  Beseitigung  der  Vermittelung 
durch  die  Heuerbaase  und  die  Einrichtung  einer  einheitlichen 
Heuerstelle.  . .  .  Al^esehen  von  der  hier  angedeuteten  Art  der 
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Ausführung»  war  das  Einj^chen  auf  die  Foidcrunj^  in  diescDi 
AugenbUck,  wo  die  Heuerbaase  die  Rheder  in  dem 
Streite  wirksam  unterstützt  hatten,  unmöj^lich."  Doch 
SCI,  heilst  es  dann  weiter,  die  Krage  wohl  ernstlicher  Krwägui^ 
wert;  sie  sei  auch  auf  dem  Ictiitcn  Vcreiiu^age  dra  Deutschen 
Nautischen  Vereins  zur  Sprache  gekommen,  bei  welchen  Hcratun^en 
ailerdings  die  mit  dem  Heiierliaaswesen  verbundenen  Milsstämlc  zu 
schwarz  geschildert  sein  möchten,  tla  es  eben  ^ar  nicht  möj^lich 
«iei.  die  Seeleute  bei  der  Anlicueruni,^  ^anz  vor  Uebervorteilungen  (I) 
zu  schiitZLii.  Aber  es  sei  nicht  zu  verkennen,  ..dals  trotz  der  gegen- 
teiligLU  Hcnn'ihungen  vieler  Ihiurhan^e  in;inciic  Milsstande  bei  dem 
jelzi^aii  \  erfaiiren  vorkoninien,  unti  mehr  vorkommen,  als  wohl  bei 
gut  i^clcitclen  Heuerbüreaus  der  Fall  sein  würde,  und  dals  je<le 
Besserung  hierin  eine  Wohlthat  für  die  Arln  iti  r  i^t,  welche  rück- 
wirkend auch  den  A  1  1)  r  itgeber  n  zu  ( rutr  kornmen  würde. 
Kin  weitt Tel  ^clir  wichtiger  Vo  rte  i  I  wurde  --cui,  d.il'^  (Uireli  solche 
l  leuer^tellcn,  welche  mit  einander  in  X'erbindung  zu  treten  liättei», 
eine  bessere  Koiitrole  über  die  Leute  ^eiülirt  wer{len,  und 
durch  Bevorzugung  der  besseren  und  Zurücksetzung  oder  Ausscheidung 
iler  schlechten  Klejnente  ein  wohlthätiger  Einfluls  auf  den  Geist 
und  die  Führung  der  Leute  ausgeübt  werden  könnte,  wie  denn 
auch  die  Feuerleute  dies  zu  Gunsten  ihres  Wunsches  anführten." 
Die  Feuerlcute  hatten  wohl  nicht  bedacht,  dafs  .^schlecht"  hier 
leicht  so  viel  heilst  als  „thätiges  Mitglied  einer  Gewerkschaft",  sehr 
sdüecht  s.  V.  a.  „einer  Lohnkommission  angehörig  gewesen**  und  so 
desgleichen. 

Wir  werden  sehen,  dafs  die  Herren  auch  über  die  Rcform- 
bedüritigkeit  des  Heuerbaas-Systems  ihre  Meinung  rasch  in  nega- 
tivem Sinne  ändern.  Mit  dringenden  Anliegen  stellte  nämlich  bald 
auch  der  neue  Matrosenverein  vertrauensvoll  der  Geselkchaft  der 
Rheder  sich  vor.  Sehr  ausführlich  handelt  darüber  der  Bericht  des 
folgenden  Jahres,  um  darzuthun,  dafs  man  weder  i.  die  Ein- 
fitbrung  des  Systems  von  Wache  um  Wache  (4  Stunden  Wache 
regelfnäfsig  abzuwechseln  mit  4  Stunden  Freiwache)  an  Stelle  des 
alten  Systems,  nach  welchem  der  Mann  in  2  Tagen  28  Stunden 
Wache  hat,  noch  2.  die  Beseitigung  der  Sonntagsarbeit  auf  See 
resp.  Ueberstundenlohn  für  notwendige  Arljeit  der  Art,  noch  3.  die 
Zahlung  andern  Ueberstundenlohns  für  Arbeit  aufserhalb  der 
Wachen,  bewilligen  könne  oder  wolle  (ein  4tcr  minder  erheblicht  r 
Wunsch  wird  ftir  „nicht  unberechtigt"  erklärt).   Dann  fahrt  der  Be- 
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riclit  fort :  „Endlich  kam  der  Matrosenvercin  auf  die  früher  von  den 
Fcuerlcutcn  gestellte  Forderung  der  Einrichtung  einer  einheitlichen 
Heuetstcllc  zurück.  Die  im  voripfcn  Jahre  bei  dem  Ausstande  der 
Feuerleutc  i^emachten  Erfahrungen  haben  viele  Rheder  diesem 
(Tcdankei)  wciii^^cr  f^eneii^^t  Seemacht,  auch  befürchten  sie  durch  eine 
i^emeinsanie  Heiicrstclle  wciii^fer  ^nci<^nictr  Leute  zu  erhalten  als 
durch  die  ihre  Interessen  mehr  vertretenden  privaten 
Heuerbaase.  Wir  konnten  deshalb  auch  in  tliescr  l^eziehun^  dein 
Matrosenvcrein  keine  '/usa;^e  machen,  zun>al  da  wir  glauben,  dalV 
die  Milkstande  uiehr  im  Schlalbaa.s-  als  im  Heuerwesen  beruhen. 
Wir  haben  aber  diesem  Verein,  wie  demjenigen  der  Feuerleute 
anheimgegeben,  Einzclbi>cbwer(ien  durch  die  IktruMcnen  unserem 
Sekretair  zur  Kenntnis  zu  brinL,a  ii.  der  für  thunlichste  Abhilfe  sorgen 
AVerde.  Die  nutgetcilten  Fälle  be>tüligen  nach  Zahl  und  bihali  unsere 
Ansicht,  dafs  die  Klagcti  über  das  Hcucrbiiaswesen  aufser- 
ordentlich  übertrieben  sind.  Allerdings  hat  sich  eine  Revision 
der  Gebührentaxe  der  Heuerbaase  ab  wünschenswert  herausgestellt 
Auf  unseren  Antn^  an  die  Deputation  för  Handd  und  Schiffahrt 
hat  kürzlich  auf  dem  Seemannsamte  unter  Hinzuziehung  von  Ver- 
tretern der  Heuerbaase  sowie  der  Seeleute  eine  bezügliche  Be- 
sprechung stattgefunden.**  Bericht  des  Vorstandes  des  „Vereins  Ham- 
burger Rheder"  von  1891.  —  Dagegen  schreibt  der  K.  Navigations- 
ichrer, Herr  Th.  Lüning»  in  der  »Hansa"  1893  No.  2»  indem  er 
empfiehlt,  das  Heuern  Kapitänen  oder  Inspektoren  zu  übertrage 
„Dadurch  würden  viele  Seeleute  vor  schamloser  Aus- 
beutung bewahrt  bleiben,  und  dem  verabscheuungs- 
würdigen  Steltenhandel  würde  ein  fester  Riegel  vor- 
geschoben  werden."  Der  jüngste  Jahresbericht  der  Rheder 
(1895/96)  wiederholt  aber  ganz  vergnügt,  dafs  „betreiß  des  Heuer« 
baa5*Wesens  in  Hamburg  schwere  Mifsstandc  nicht  bestehen".  Jene 
„mitgeteilten  Fälle",  aus  denen  die  Rhcdcrei  ilirc  Ansicht  sich  be- 
stätigen liefs,  werden  in  dem  Berichte  der  Handelskammer  von  1891 
dahin  präzisiert,  dafs  2  Fälle  mitgeteilt  und  als  unbegründet  nach- 
gewiesen seien. 

V. 

Man  gewahrt,  dafs  sehr  mannigfache  Zustände  über  das  ganze 
Heer  der  Hnfcnarbeiter  mid  Seeleute  Hamburgs  verbreitet  sind. 
( icnicinsam  aber  ist  beinahe  der  gesamten  Menge,  dafs  der  Druck 
des  Unternehmertums  durch  den  Druck  eines  Zwischenunternehmer« 
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tums  oder  j^Ieicharti^^  wirkenden  Vermittelui^wescns  erhöht  wird; 
gemeinsam,  dafs  eine  Besserung  der  Lebens  und  Arbeitsverhältnisse 
während  der  letzten  Jahrzehnte  iiirL;cnds  stattgefunden  hat,  wohl 
aber  in  weitem  Umiange ,  selbst  bei  gestiegcneni  ( leldlolin ,  eine 
Verschlechterung,  die  von  allen,  auch  den  nicht  direkt  Be- 
troffenen .  empfunden  w^ird:  dies  gilt  besonders  von  der  sehr  ge- 
drückten Lage  der  Seeleute,  w  eil  die  natürliche  (iedankenrichtung 
des  cranzen  Hafens  der  Seefahrt  zugewandt  ist,  und  daher  zwischen 
Seeleuten  und  Hafenarbeitern  eine  fortwährende  Wechselwirkung 
sich  unterlialt.  die  z.  R  darin  ihren  Ausdruck  findet,  dafs  für  die 
Hafen-Ju'^end  noch  imnur  <hc  Schirtahrt  anziehend  blcil)t,  und  dafs 
ilcin  grundhch  entlauschten  Matrosen  oder  Feuciinann  (he  Hafen- 
arbeit  natürliche  Riickzugslinie  wiid.')  Die  Hafenarbeit  wiederum 
i-^t  so  ^chr  ein  L^c^clilossenes  (ianicc>.  dafs  die  thätigen  (dieder 
tLirin,  ungeachtet  ilirer  recht  verschieiknni  Lage,  mit  derii  verbin- 
«lenden  Bewulstsein  einer  gemeinsamen  \\  eik>lati  und  der  Ablian^^ML,'- 
keii  von  ilen  gleichen,  frcvnulhclien  udif  fcindhchen,  Mäclitcn  ^ich 
erfüllet».  Die  aiangeihaite  ürj^anivation  dagegen  uiuIn  teils  au--  tieni 
fluktuiere  Ilde  n  Charakter  der  Arbeit,  dem  UcbL  i  wiegen  ungelernter 
Arbeitskräfte,  dem  U  irhtcrcn  Sinne  <ler  maritiiuen  Volksschichten 
erklärt  werden,  teils  aber  auch  aus  tiem  Umstände,  dafs  die  Ueber- 
gänge  zwischen  Arbeiter  und  Kapitalist  sich  hier  im  X'ergleiche  mit 
anderen  Arbeitszweigen  günstiger  erhalten  haben,  was  wiederum  mit 
der  Blüte  des  Zwischenunternehmertums  zusammenhängt;  dazu 
kämmt  direkte  Unterdrückung  und  Hemmung  der  Organisationen 
durch  die  verbundene  „Arbeitgeber'*.  Andrerseits  ist,  auch  abge- 
sehen von  der  Hoffnung  eigenen  Fortschritts,  der  lebhafte  Geist  des 
Meeranwohners  eher  geneigt,  an  dem  Glücke  des  Geschäftes  und 
der  nautischen  Unternehmung,  an  dem  Gemeinwohl  und  dem  Reich* 
tum  der  Vaterstadt  denkend  tf^ilzunehmen,  als  an  dem  Unglück  und 
den  Klagen  der  Klassengenossen.  Hieraus  läfst  sich  auch  das  immer 
erneute  Vertrauen  begreifen,  womit  diese  Arbeiterschaft  die  Be- 
hörden und  die  Handelsfiirsten,  ihre  „Herren'*,  angerufen  hat.  Man 
lasse  Mich  nicht  durch  die  sozialistischen  Wahlen  tauschen:  mehr 


*)  „Lä  liuUct  !>icli  uicmauU,  Ucr  für  die  Sccleutv  »orgt,  suiken  küimen  Mßt 
TädA,  sie  hmbeii  oar  zu  gehorchen  . . .  und  könneii  nur,  um  »ich  tn  vcrbessieni, 
ihren  B«nif  wechacln",  «o  schreibt  ein  KorKspondeut  der  „Hansa"  (1893  Nr.  a), 
der  sieb  ,»Bm  Kapitän  und  Rheder**  nennt,  und  Öfter  in  dieser  Zeitschrift  das  Wort 
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als  anderswo  sind  sie  im  Hamburger  Hafen  noch  vorwagend  Aus> 
druck  des  einfachen  staatsbürgerlichen  Verlangens  nach  Freiheit  und 
Selbstrej^icrun«^.  So  hat  denn  auch  diese  Arbeiterscliaft  das  Elend, 
das  die  Cholera  über  sie  brachte  um!  die  gedrückten,  durch  Arbeit- 
loäglBeit  hervorstechenden  Jahre,  die  darauf  folgten,  mit  stadt- 
patriotischem Sinne  ertragen  und  mit  dem  Tröste,  dafs  „die  ganze 
Stadt",  das  „<:janzc"  Geschäft  dariiicdcrlag,  sich  genügen  bssen. 
Eben  dnruni  mufstc  hIkt  auch  erhebend  und  ernuitigend  der  seil 
dem  Ende  tles  Jahres  1894  nUmählich  sich  steigernde  Aufschwung 
des  „(ieschäftcs"  Avirkeii.  Lam^fsatner  freilich  als  anderen  Enverbs- 
ZWeigen  teilte  tiieser  Aufscliwung  der  Rlicderci-l'nternehmung  sich 
mit.  Der  Umstand,  daf«;  die  hamburgische  Rhedcrei  im  Laufe  di  < 
Jaluo  1896  ihre  Vrohic  sicli  in  ij;Iäuzcnder  Weise  verbessern  sah,') 
trug  hier  mclir  als  sonst  gcwüiinlich  dazu  bei,  den  lang  gehegten 
dumpfen  Wiinsclun  der  Arbeiter  Gestalt  und  Einheit  zu  ge!>cn. 

In  ilcr  R  h  cilc  r  c  i  lobt,  wie  sehwcrlicli  111  ciiifiii  aiulereii  ( icbielc, 
der  X'ernichluugskampf  des  grofsen  Kapitals  i^ei^cn  das  kkine.  des 
gröfseren  gegen  das  grofse  Kapital.  Selbst  die  iiUcrnalionalc  Ko«i- 
kurrenz,  so  sehr  sie  hier  ihre  ganze  Schärfe  geltend  macht,  tritt  an 
Bedeutung  weit  hinter  jener  Signatur  der  Entwickelung  zurück. 
Nicht  allein  verdrängt  der  Dampfer  das  Segelschiff,  der  eiserne 
Segler  den  hökcruen,  sondern  innerhalb  der  Technik  des  Danipf- 
schifles,  wie  auch  des  durch  maschinelle  Einrichtungen  vervoll* 
kommneten  Segelschiffes  wirkt  die  Neuerung  stetig  in  re\*olutionärcr 
Weise:  Ersparnis  an  Kohlen  und  Ersparnis  an  Bemannung  im  Ver- 
haltnisse zu  einer  immer  mehr  vei^rofserten  „Räumte"  (der  zur 
Befrachtung  verfügbare  Platz):  das  sind  die  Leitmotive  dieser 
Revolution,  die  „alle  bisher  geltenden  Anschauungen  über  rationelle- 
Amortisation  über  den  Haufen  wirft".  (Jahresbericht  der  Handels- 
kammer zu  Hamburg  31.  XII.  1895.)  Sehr  zur  Hilfe  ist  dieser 
Entwickelung  während  der  letzten  Jahre  die  aufserordentliche  Wohl- 
feilheit gekommen,  mit  der  englische  und  deutsche  Werften  sich 
unterbietend  bereit  waren,  die  Riesenleiber  der  neuen  Schiffe  zu 


*)  „Die  Fnurhten  haben  in  den  leUten  Wochen  eine  Höhe  eireichl,  wie  sich 
auch  der  optimistischste  Beurteiler  nkht  hätte  titumen  huBen.  In  etnxcinen  BnAchen . . , 
sind  hcttt«  die  Riten  mehr  wie  doppdt  »o  hoch  «h  sie  im  August  dieses  Jahres 

gfWfscn."  „Hansa"  dvn  3:.  OktolKT  1896  No.  44.  Ks  wird  sogleich  die  H*»- 
fürohtung  laut,  dafs  ,,dic  ßauwut  wieder  ins  Kraut  schiefse" ;  die  letzten  Berichte, 
heifst  tf»,  „lassen  aUerdiii|i[»  auf  einen  solchen  Ausgang  achlicfsfn." 
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bauen.  Der  hier  sich  vollziehende  Prozefs,  der  nach  dem  Urteile 
der  Zeitschrift  „Hansa*'  (1896^  Nr.  4)  in  dem  einzigen  Jahre  1895 
«eine  Reihe  grundstürzender  Umwandlungen  bedeutete,  wie  sie  die 
Geschichte  der  deutschen  Schiffahrt  wohl  kaum  zuvor  verzeichnet 
hat,  wenigstens  nicht  innerhalb  einer  so  kurzen  Zeitspanne/'  wird 
fortwährend  beschleunigt  durch  die  rege  Mitwirkung  der  Speku- 
lation,  die  bei  dem  starken  Fluktuieren  der  Frachtsatze  hier  einen 
wetten  Spielraum  hat,  und  besonders  durch  Korrespondent*Rheder ') 
immer  von  neuem  angeßicht  wird;  erleichtert  wird  dies  wiederum 
durch  das  konkurrierende  Entgegenkommen  der  Werften,  die  be- 
sonders in  England  und  Schottland  das  sogenannte  Pianosystem  — 
weit  hinausgc>rlio1)cne  Ratenzahlungen  —  eingeführt  haben/)  Die 
notwendige  Folge  ist  eine  unL:elicure  Ueberproduktion  an  Schiffen 
und  voiläufi'^es  Sinken  flcr  Frachten  gewesen.  Der  Widerspruch 
zwischen  diesem  Zustande  eines  „miserablen"  Standes  der  Frachten, 
also  durchweg  unbefriedigenden  (ieschäftes,  und  tlcr  enorm  ge- 
stdgerten,  immer  sich  steigernden  Bauthätigkeit,  löst  sich,  auch  al)* 
gesehen  von  der  .schwindelhaften  Spekulatioti,  auf  einfache  Weise. 
Das  gröfste,  7Annal  das  assoziierte  Kapital,  schon  jetzt  bei  weitem 
ain  besten  rentierend,  ist  fortwälnend  tlarauf  l)edacht,  sich  die  zu- 
künftige ununrNchräiikte  Herrschaft  zu  sichern :  dies  i^esrhieht  Iiier 
wie  überall,  teils  indem  itnmer  neue  Kapitalinassen  herangezogen, 
teils  indem  die  erzielten  (icwinne  in  so  weitem  Umfangt  wie  mög- 
lich rlem  Kapital  zugeschlagen  werden,  d.  Ii.  der  individuelle  Kapi- 
talist hescheidet  •^icii  hi-i  seinen  anderweitigen  Revcnüen  („spart"), 
die  .\kiR  iigesellsciiafl  giebt  keine  oder  geringe  Dividenden,  versteht 
sicli  in  der  Erwartung,  spater  desto  grölscre  verteilen  zu  können; 
nur  in  dem  Malse,  als  sie  dieser  l.rwartung  Grund  zu  geben  ver- 
mag, wird  sie  nut  der  Heranziehung  neuer  Kapitalmassen  Krfolg 
haben  und  werden  die  Aktionärt  der  „(ieneralversammlung"  mit 
der  Verwertung  des  Reingewinns  /u  kolossalen  Abschreibungen  auf 
den  Buchwert  von  Schiffen,  tlie  4 — 5  Jahre  all  sind,  sich  einver- 
standen erklären.    Es  geschieht  in  ilcr  X'oraussetzung,  dafs  der  bis-. 


so  heifsen  die  Kcchnungsfühn-r  .-iiu-r  K<»m|)agnif  von  SchifTsunlfniohnu  ru. 

Vgl.  ,.Han.sa"  ]:\Ut<^.  1S94  S  462.  In  «liesom  Jahn-  wurde  \i  Anteil 
eines  1891  i-rbaufiii  Dampfers,  von  4UOO  Tuns  l'ra^jfähigkeit  zum  Verkauft-  ang«- 
hotfm.  Der  Nomiua.lwert  betrug  500  jQ:  darauf  waren  erst  350  £  eiuj;.-- 
^abU,  und  der  Wert  dieser  Einzahlung  !>olUc  durch  den  Makler  für  200  £  lo>.- 
geaMMgaa.  werden;  es  sdiieii  aber  zweifelhaftf  ob  dkMr  Prets  erzielt  wttrde. 
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herige  ruinöse  Prozefs  nicht  lan^a^  mehr  sich  fortsetzen  werde.  Diese 
X'oraussetzuiiL,'^  h<u  in  der  That  alle  W'ahrscheinHchkcit  für  >ich.  Der 
Prozefs  wird  sein  naturliclies  Ende  finden,  iiulcm  die  Vcrgröfscrung 
der  Fahrzeuge,  die  V'ervoUkoninmunpj  der  Technik  ihre  Grenzen 
erreichen,   denen  sie   schon   jetzt   durch  die   inuncr  schwieriger 
werdende  Manövrierfähigkeit  der  „GoHathe  des  Ozeans"  sich  nähern. 
Den  Abschluls  solcher  Prozesse  liildet  bekanntlich  in  der  gesamten 
kapitali'^tisclieii  Wirtschaft  die  AMösung  der  Konkurrenz  durch  da< 
Kartell:  die  Rie>enl)ctrKl)c,  nachdem  sie  alles  um  sich  her  nieder- 
gemetzelt hal>cM,  erkeiuicn  den  ferneren  Konkurri  iizkampf  als  ver- 
derblich und  reichen  sich  al>  Herren  des  Marktes  die  Hände.  Be- 
deutsame Anfänge  zu   eiiu  r  solchen   internationalen  Verbrüderung 
haben  schon  die  grolsen  DanipfschiHi;cscIlschaften  durch  Kinrichtun-^^ 
sogenannter  „Pools"  gemacht,  <iie  hauptsächlich  auf  Fotscizung  der 
Preise  für  tlcn  ra>sai^icr-\'erkehr  und  Verteilung  des  daiaus  erzielten 
Gewinnes  sich  beziehen.   h>  kann  nur  cnii  n  komischen  Eindruck 
machen,  wenn  bei  dieser  Sachlage,  ini  luiie  der  Klage,  und  wohl 
gar  unter  Vergleichung  mit  der  kornbauenden  Landwirtschaft,  die 
traurige  Lage  der  Rhederei  geschildert  and  zum  Beweise  dafür  an» 
geführt  wird,  dafs  die  Aktien^Rhedereien  während  der  letzten  Jahre 
im  Darchsclinitte  geringe  Dividenden  verteilt  haben;  bewunderungs- 
würdig wird  vollends  die  Taktik  solcher  tendenziösen  Darstellungeni 
wenn  dafür  der  Durchschnitt  der  Jahre  1892 — 95  angezogen  wird, 
wahrend  man  die  fetten  Jahre  1889 — 91  verschweigt  und  die  Er- 
gebnisse des  laufenden  Jahres  lieber  nicht  abwartet,  die  z.  B.  fiir 
die  führende  Aktienrhederei  —  die  Hamburg -Amerika  «Linie  mit 
30  Millionen  Kapital  —  bei  einem  Reingewinn  von  ca.  y>%  eine 
Dividende  von  8%  gestatten  und  zur  Erhöhung  des  Kapitals  um 
fernere  15  Millionen  ermutigen.   Der  jüngste  Bericht  der  Handels- 
kammer konstatiert:  „Die  hiesigen  regelmäfsigen  DampfschifTIimen 
konnten  meiste  ii>  für  das  vorige  Jahr  höhere  Dividenden  verteilen 
und  waren  auch  in  diesem  Jahre  (1896)  gut  beschäftigt.    Fast  alle 
haben  ihre  Flotten  bedeutend  vermehrt  und  sind  im  Begriffe  es 
weiter  zu  thun.  .  .       So  ergiebt  sich  denn  z,  R.  für  die  Hamburg- 
Amerika-Linie,   wenn    man  den   Durchschnitt  der  Jalire  1891,95 
nimmt,  eine  Dividende  von  nur  2"/,,,  wenn  aber  der  Durchschnitt 
des  Dezenniums  188796  gerechnet  wird,   eine  solche  von   3' 4"',,. 
Die   nächstgrolsen  Linien    ergeljen  —  wenn   man   die  diesjährigen 
Dividenden  nur  den  vorjäluigen  gleich  rechnet  —  einen  zehnjährigen 
Durchschnitt  von  1 1,0%  ^Hamburg-Südamerika  mit  Millionen 
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Kapital,  nachdem  es  im  Jahre  1895  \erdoppcIt  wurde)  und  von 

mehr  als  8''^"„  (KosmoS'Linie  mit  6  Millionen);  und  aufser  den 
Dividenden  sind  immer  noch  aus  dem  Reingewinn  die  Tanti^en 

an  den  Aufsichtsrat  u.  s.  w.  in  Revenuen  über^ej^an^en.  Neben 
diesen  glänzenden  Linien  steht  freilich  eine  ^janze  Anzahl  kleinerer 
Gesellschaften,  die  noch  nie  oder  nur  1  —  2  Jahre  lang  rentiert  und 
zum  Teil  grofse  Verluste  zu  verzeichnen  haben:  sie  charakteri- 
«iicrcn  sich  da<lurch,  dafs  sie  ohne  Ausnahme  der  jünj^sten  (i  runde r- 
FeriOffe  (188890)  entstannnen ,  d.  h.  der  ;jfrwinnsiichti'^''cn  Aus- 
nutzung^ einer  Konjunktur,  deren  Dauer  kein  verniinttii^t  1  <  u  srhäfts- 
tnanii  erwartet  hat,  die  aber  >ehr  L;eei;^Miet  war,  kleine  K.ipilali(.ri 
ilurcii  A'^Mtage  zu  plündern:  als  m  der  Rhederei  Anla^^e  suciiciid 
fiieten  iiei  konitniicherwcisc  iiinncr  die  lM>parnisse  von  Kapitänen 
^ich  tlar.  So  entstand  die  Hauibur^-Calcuiia-Linic  mit  4^  ^  -Millionen 
1.S.S8,  die  Pacific-Linie  1888  mit  4  Milliuiic/i  (im  ersten  Jahre  lO*'„ 
Divideiidei,  die  Deutsch  -  Australische  1888  mit  4  Millionen,  die 
Daiiipfechirt  Rhederei  von  1889  mit  Millionen,  die  Leichter- 
Gesellschaft  von  1889  mit  i'  ,,  <lie  Deutsche  Ost-Afrika-Linie  mit 
6  Millionen,  begründet  1890.  Jene  3  ^rofsen  Linien  dagejjen 
stammen  aus  den  Jahren  1847,  1871  und  1872.  Wir  haben  noch 
nicht  ^'efunden,  dafs  die  Börse  z,  B.  die  Rentabilität  des  Bank» 
«Geschäftes  nach  den  Ertragnissen  irgendwelcher  verkrachten 
Banken  3.  und  4.  Ranges  zu  berechnen  pfle^.  — 

Wenn  wir  nunmehr  die  Erj^ebntsse  unserer  Untersuchung  zu* 
sammenfitösen,  insofern  sie  wichtige  Momente  fiir  das  Verständnis 
<ier  sozialen  Entwickelung  und  fiir  die  Probleme  der  sozialen  Politik 
enthalten,  so  lassen  sich  diese  unter  folgende  Gesichtspunkte  sum- 
mieren. 

I .  Wir  befinden  uns  hier,  aufserhalb  des  Gebietes  der  industriellen 
Warenproduktion,  einer  hochentwickelten  Gestaltung  kapitalistischen 
Betriebes  ^'e<;enüber.  Das  Zwischenuntemehmertum ,  sonst  in  der 
Regel  eine  Form  iiir  die  Verein i^un;,'  kleiner  häuslicher  oder  sonst 
technisch  unentwickelter  Betriebe  unter  das  Kommando  Eines 
Kapitals,  ist  hier  von  der  Hauptuntemehmung  völlig  gelöst, wie 

■|  7m  dieser  völligen  Lösmig  h«t  noch  da«  Unfall- VeraicheninKsgeKrtz  brl- 
|r<tiagen,  dsü  —  wie  e»  scheint,  ohne  n&here  Pittfimg;,  von  vornlitrcin  —  <]i<- 
Staucr«!    un«l  vt-rwandtc  Bctri<.-l)r  als  scIbsLHtulifiL-  l'ntfm<-hniunK'"  aulgcfülirt  lial 
AuMlchnuny.s-üesctz  vom  28.  Mai  iSH'l;  ^vn!jr»*tul  ,soii>t  d,is  kt  iclis-Virsichcrun}:- 
aou  tu  vielen  Fillcn  solche  Fragen  iu  audcrcu  Sinne  eutM:hiedeu  hat,  nach  dem 
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im  Submissionswcsen  öffentlicher  Arbeiten:  das  Wesen  der  Unter- 
nehmung als  des  reinen  kaufmännischen  (reschäftes  eines  EinkauCs 
von  Arbeitskraft  in  flüssiger  und  ;^ctrcniitcr  Forni ,  iluxs  X'crkaufs 
in  der  p^eronnencn  und  durch  Kooperation  verbundenen  Form  eines 
geleisteten  Werkes,  stellt  hier  sich  um  >o  deutlicher  blofs,  als  der 
Verkauf  rei^elniäfsig  vor  dem  Einkaufe  geschieht.  Die  Ausscheidung 
dic5e>  Unternehmertums  ist  ebenso  sehr  wie  im  Interesse  der 
Arbeiter,  auch  im  Interesse  der  ei{:^eiitlichen  Unternehmer,  also  der 
Rheder  und  der  Kauflcute.  liei  einer  gewissen  Höhe  der  Ktmzeii 
tration  des  Kapitals  macht  sich  die  iiesirel)unj;  ;^'eltend,  Neben-  und 
Unterbetriebe  in  direkte  Abhäiigigkeit  von  der  zentralen  Leitung 
*zu  bringen :  die  nächste  Stufe  wird  dann  die  Ersetzung  des  Zwischen- 
untemehiners  durch  einen  Beamten  sein;  die  Arbeiterschaft  aber 
wird  femer  danach  traditen,.  diesen  Beamten  durch  einen  aus  ihrer 
Mitte  gewählten  Ausschufs  oder  durch  den  Vertrauensmann  ihrer 
Genossenschaft  zuerst  zu  beraten,  dann  überflüssig  zu  machen. 
Schon  haben  einzelne  Rheder*  und  Schifl&maklerfirmen  iliren  eigenen 
Stauereibetrieb  sich  angegliedert;  auch  die  grölste  Hamburgische 
Aktien-Rhederei ,  die  der  Amerika-Linie,  beschäftigt  84  Kohlen* 
arbeiter  für  eigene  Rechnung.  Dieselbe  Gesellschaft  hat  fiir  ihr  Teil 
dem  Heuerbaaswesen,  worin  sich  die  blolse  Vennittelung  der  Arbeit 
zu  einem  schmarotzerhaften  Zwiscfaenunteroehmertum  ausgebildei 
hat,  durch  Errichtung  eines  eigenen  Heuerbureaus  ein  Ende  gemacht 
Mehr  und  mehr  wird  aber  das  „Heuern"  von  Individuen  überhaupt 
aufhören  müssen;  der  „Kollektiv- Arbeiter"  ')  wird  das  Subjekt  des 
Arbeits\-ertrages  auf  der  einen  Seite,  wie  der  Kollektiv*Kapitalist 
auf  der  anderen  Seite  werden. 

2.  Die  Lohnfrage  hat  in  der  Mannigialtigkeit  dieser  Betriebe 
viele  verschiedene  Seiten:  wir  erinnern  nur  an  den  Gegensatz  von 
Akkord-  und  Tagelohn,  von  festen  und  Hitfstagelöhnem,  von 
Natural-  und  Geldlohn  (bei  den  Seeleuten),   lieber  das  Bedürfius 

Gnuidiiatsc:  Betriebs-Unteraehmer  sei  der,  dem  da«  Ökonomisch«  Krgebiüs  des  Br- 
triebe«  Vorteil  oder  Nachteil  bringe.    Nach  dieaem  Gnmdaatie  ist  mir  der  Rheder 

BetriebMmtemehmer  der  Schiffs-,  der  Kaufmann  der  EwerftUirer-  und  Speicher- 
arbfit  «.  s.  xv.  Denn  es  soll  uffciib.ir  hoil'sen :  dorn  der  Tauschwert  oder  der  Ge- 
bniudi^wi  rt  <l>  >  j^'i  leisteten  Wrrko  unmittelbar  zu  pute  kömmt.  (Vkonomisch  klar 
gedaciit  Ajuil  Ircüich  jene  Kntschoiduiigcn  ik»  Reichs- \  crsicheruaf»!>amic!»  lücht. 

')  So  betitelt  sich  «  in  utu»  im  Manuskript  vorlicpendrs  Expose  de»  iäcbaucr- 
manne»  Joli.  Jost,  tins  diesen  (ieilank«»  in  L  innsscn  auslührt. 
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einer  Einschränkung,  bezw.  Abschaffung  der  Akkordarbeiten,  einer 
Erhöhung  des  Geldlohnes,  die  z.  R  Itir  Seeleute  und  mehrere  der 
kleineren  Gruppen  au&  dringendste  geboten  ist,  für  die  übrigen 
mit  Recht  sich  verlangen  läfst,  wollen  wir  uns  liier  nicht  ver< 
breiten.  Die  nächste  und  unalxliii^'bare  Forderung  für  alle  diese 
Arbeiten  ist  die  Regelung  der  Arbeitszeit,  die  auf  die 
«^esaiTtten  Lohnverhältnisse  unmittelbar  zurückwirken  niufs.  Wir 
b^rüi'sen  als  ein  günst^es  Omen,  dafs  wir  in  dieser  Hinsicht 
auf  ein  Gutachten  uns  berufen  dürfen,  das  dem  Interesse  der 
Unfall  -  Versicherung,  gefährliche  und  dadurch  kostspielige 
ITcbclstäiide  ahzuscliaffen,  entsprungen  ist,  also  direkt  aus  gemischten 
Uiilcnu-hiiH-rkreisen  hervorgelit.' )  Inder  scliOii  trwahntL-n  Denk- 
schrift über  die  Unfallverhütung  macht  sich  der  Vorstand 
der  Speditions-,  Speicherci-  und  Kellcrci-l^l  i.  das  Urteil  seines  Sek- 
tionsvorstandes  zu  Hamhuri^  zu  eigen,  worin  fiir  dringciul  notwendig 
erklart  war,  d  i  e  A  rbc  i  l  s  d  a  ii  e  r  auf  Schiffen  durch  Poli/.ei- 
\' o  r  >  c  h  r  i  fte  n  zu  beschränken,  und  zwar  auf  zwölf  Stunden, 
wonach  Ablö.sung  (Schicht)  erfolgen  sollte.  Der  Haupiv 01  stand 
fugt  hinzu,  indem  er  an  die  Befugnisse  des  Bundesrats,  einen  Maxi- 
mal a  r  b  e  i  l  s  t  ag  für  .solche  Gewerbe,  in  denen  durch  übeniiäfsige 
Dauer  der  täglichen  Arbeitszeit  die  Gesundheit  der  Arbeiter  gc- 
dbrdet  wird,  anzuordnen  erinnert;  da  die  Lösch-  und  Lade- 
Arbeiten  weit  gefährlicher  seien  als  die  Gewefbe,  in  denen 
schon  durch  die  Kommission  fiir  Arbeiterstatistik  Erhebungen  über 
die  Lage  der  Arbeiter  und  Gehilfen  angestellt  wurden  (Bickerei, 
Handel,  Müllerei  und  Schankgewerbe),  so  würde  es  seiner  Meinung 
nach  nicht  schwer  halten,  auch  für  diese  Arbeiten  gesetzliche  Vor- 
schriften zu  erwirken.  „Wahrscheinlich  würde  sich  der  Bundesrat 
bereit  finden  lassen,  schon  vorher  (vor  besonderen  Erhebungen) 
Vorschriften  betreff  der  Lösch-  und  Lade-Arbeiten  zu  erlassen" 
(D,  S.  2)  —  für  so  notorisch  hält  der  Vorstand  der  Beru&genossen- 
schaft  die  Tfaatsachen  unerträglicher  Mifsstände  in  diesem  Crebiete. 

3.  Die  Au%abe  der  Unfall- Verhütung  tritt  in  ihrem  Zu* 
sammenhange  mit  der  Notwendigkeit  gerc^lter  Arbeitszeiten  durch 


')  S^peditkm« ,  Speichtsrci*  and  Kellerei- Benifs-Graosseiuchaft.  „tJU  Vor* 
achriften,  Mafsregdn  imd  Einnchtangeii  rar  Vcrhttang  vom  BebiebnmfSUcn.'*  Wir 
iafm  hier  dem  Vorstände  der  Bemfa-OenosseiMclwft  wk  «nch  dem  Herrn  Geschlft»- 
Mirrr  der  Sektion  Hanbui]*  fttr  Rirdemme  GeBt«ttang,  diese  DmdcMchvn  etuusehen, 
TerUndUckm  Dank. 
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tlic  IcUteu  Dokumente  deutlich  hervor.  Aber  auch  in  antleren  Be- 
zügen ist  die  Lösuti.,'  jener  Aufi^abe  noch  nuhr  aU  auf  manchen 
anderen  Gebieten,  auf  ck  in  iK  i-  SchitTsarbeiten.  zuruek^^  bliebcn.  W'ir 
!)ericliteten  über  die  probeweise  AnslelluiiL;  eine->  Ik-aiittrai^f^ten  ilcr 
Speditions-,  Speicherei-  und  Kellerei  -  B.G.  für  das  ganze  Gebirl 
ihrer  Sektion  Hamburir:  mit  Einschlufs  des  hierfür  ausj^cworfenen 
Salairs  bitra^^en  doch  dit-  Konten  der  UnfalIA\rliütuni!f  bei  dieser 
B.G.  nur  Mk.  6283,10  oder  66,35  P^c'  1000  versicherte  Arbeiter; 
während  sie  doch  z.  B.  bei  der  chemischen  bulustrie  ^ich  auf  Mk. 
70981.53  oder  613,50  pro  1000  versicherte  Arbeiter  belaufen.  In 
der  Elbscliitlahrts-B.G.,  wo  ilie  letale  Gefaln  noch  i^röfser.  >uu\  tlie 
gleichen  Kosten  181,82  pro  1000.  Die  Unfälle  der  Ewerführerei  wieder- 
um werden  teilweise  auf  „uicht  ausreichende  Sicherheitsvorkehrungen 
der  mit  ihr  in  Berührung  stehemlen  Speicherei-  und  SeescUffahrt^ 
Betriebe**  zunickgefiihrt  (nach  der  genannten  Denkschrift  V,  S.  3). 
Aber  auch  über  die  Sphäre  hinauSi  die  den  Beruis-Genossenschaften 
offen  steht,  sind  gerade  för  diese  H^fen-Arbeiten  allgemeine  Polizei- 
Vorschriften  notwendig:  zur  Regelung  der  Verhältnisse  auf  Ladeplätzen, 
öffentlichen  Strafsen  und  Verkehrsplätzen  sovne  auf  den  Öffentlichen 
Gewässern,  insonderheit  aber  für  die  Arbeit  auf  auslandischen  Schiffen. 
Die  mehrerwähnte  Denksciirift  teilt  mit,  dafs  der  Vorstand  der 
Sektion  Hamburg  vorgeschlagen  habe,  den  hamburgischen  Senat 
und  den  Magistrat  in  Altona  zu  ersuchen,  eine  Kommission  behufs 
Feststellung  solcher  Polizei-Vorschriften  für  die  Arbeiten  im  Hafen 
und  auf  den  Schiffen  einzusetzen:  in  diese  Kommission  sollten  Ver- 
treter der  Unternehmer  und  der  Arbeiter  aus  den  beteiligten  Berufs- 
ijenossenschaften  gewählt  werden:  üe  polizeilichen  X'^orschriften 
müfsten  aber  (meitit  der  Scktions-V'orstaiid),  um  praktischen  Wert 
zu  gewinnen,  von  Sachverständigen,  z.  B.  ehemaligen  Kapitänen, 
gehörig  überwacht  werden.  Man  erkennt  hieraus,  wie  aus  dem 
früher  bericlUeten,  dafs  die  Beschwerden  des  X'erbandes  der  Hafen- 
arbeiter in  [^'any'.em  Umfange  von  dem  Organe  dieser  zunächst  be- 
leilli^Un  He' uf-''^eno*^>^en<r!iaft  anerkannt,  dafs  seine  Anregungen 
weiterL^etragen  wurden,  wenn  sie  auch  über  das  Sl<idium  der  Kr- 
wäi^miL^en  weni«^  hinaus  L^clührt  haben.  Wie  wir  nicnien,  hat  abci 
der  W-rband  dci'  HatcnarbciiiT  den  Nagel  auf  den  Kopf  getroffen, 
wenn  er  scinrn  AnlraL;  auf  die  liiii.->cl/.uug  eines  Halcndnspi'ktor.s 
von  Reichs  weg  eil  richtete:  denn  nur  ein  solcher  Reichs- 
beamter würde  die  nötige  Gewahr  vollkommener  Unabhängigkeit, 
den  einheimischen  Behönlcii  und  Interessenten  gegenüber,  darbieten; 
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er  konote  ein  Vorbild  der  künft^  zu  postulierenden  Reich$>Fabrik- 
und  anderen  Artieitsinspektoren  werden. 

4.  Wenn  also  der  „Verband  der  Hafenarbeiter**,  ungeachtet  der 
kurzen  Frist  seines  Bestehens,  schon  als  durchaus  nützlich  sich  be> 
währt  hat,  so  darf  allgemein  gesagt  werden ,  dafs  das  zukünftige 
Heil  dieser,  wie  jeder  '^rofsen  Arbeiterschaft,  durch  die  Stärke  und 
Gesundheit  ihrer  Gewcrkvorciiic  wesentlich  mit  bedingt  ist.  Diese 
Organisationen  werden  btsondcrs  die  Aufgabe  sich  steilen  müssen, 
auf  Abfassun;^  eines  geschriebenen  klaren  und  deutlichen  Arbeits- 
rechtes hinzuwirken;  die  char.ikteristische  Dürftigkeit  des  einzu- 
führenden Bürgerlichen  Gesetzbuches  über  den  „Dieii>tvertr.'i^f"  (  i6i?ij) 
macht  diese  Aufgabe  um  so  wichtiger.  Ueberall,  wo  sich  aus 
patriarchalischen  und  ;.,'enossenschaftiichen  Verhältnissen  rein  kapi- 
talistisclie  1  Icrrschaft-\'ei  luUmisse  herausgebildet  haben  —  und  dies 
gilt  für  die  Zustände  des  I  lafens  untl  der  Seefahrt  in  besonders  au>- 
geprägter  Weise  — ,  da  ist  das  (iewohnheitsrecht,  ehemals  durcli 
Gemeinschaft  wenn  nicht  gemildert,  so  wenigstens  leichter  erträglich 
gewesen,  dem  AUiängigen  nunmehr  in  hohem  Crrade  ungünstig :  die 
meisten  m  solchen  Dingen  herrschenden  Biäuche  sind  zu  Mtfsbrauchen 
geworden.  Hier  müssen  Vertr^  und  Gesetz  mit  grofser  und  entschie- 
dener  Logik  einsetzen :  erst  in  dem  BlaTse,  als  dies  fortschreitender* 
weise  geschieht,  werden  die  Gewerbegerichte  und  werden  die 
Betriebs-Inspektionen  ihre  ganze  Bedeutung  entfalten  können. 
Ob  nun  die  Zeit  schon  gekommen  und  ob  es,  au(ser  für  gelegent- 
liche Strike-Zwecke,  für  die  Arbeiter- Verbände  erspriefslich  sei,  sich 
international  zu  gestalten,  zweifeln  wir:  nirgends  freilich  Hegt 
dieser  Gedanke  so  nahe,  als  in  dem  wesentlich  kosmopolitischen 
Gewerbe  der  Schiffahrt,  als  in  den  ihrer  Natur  nach  internationalen 
Hafenplätzen.  Auf  jeden  Fall  fordert  die  Hilligkeit,  dafs  den 
internationalen  Vereinigungen  <ler  Arbeiter  ebenso  freie  Hantl  ge- 
lassen werde,  wie  ilen  gleichartigen  der  Unternehmer;  und  die 
soziale  Politik  heischt  eher,  dafs  die  Gefahren  internationaler  Mono- 
pole, als  diejenigen  intem.itionaler  Au.sstände  ins  Auge  gefaist  und 
abgewehrt  würden. 

5.  Mit  vollkommener  Sicherheit  er,.nel)t  nl)er  unsere  Untersuchung, 
f  1  1  fs  die  Zustände  der  Arbeiter  im  Hafen  u  n  d  a  u  f  d  e  r 
bee  mit  schweren  und  oft,  a  u  c  h  vo  n  fl  e  r  G  ege  n  se  i  t  e ,  in 
bestimmtester  Weise,  anerkannten  Uebeln  behaftet 
-i  nd,  zu  deren  13e.seitigun;^^  oder  diuh  hrleicliterutig,  nichts  als  guter 
Wille  oder  höhere  ^^in^icln  ^a*fehlt  hat.  Die  hamburgische  Kaufniaiui- 
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und  Unternehmerschaft  ist  stolz  aui  ihn  kapitahstischcn  Leistungen, 
auf  (lif  Fortscliritte  (\c<,  Verkehrs,  der  (k  utschen  Flagge,  des  National- 
Reichtunis,  au  welchen  Fortschritten  sie  sich  ein  vorwaltendes  Ver- 
dienst 7.u>clueibt  und  jede  Gelegenheit  wahrnimmt,  sich  dessen  zu 
rüiuiKii.  In  (Kr  That  hat  sie  sich  im  Handel  als  iiilclligcnl  und 
encrjj^isch  von  jeher  bewiesen.  Der  hördcrung  des  sozialen  und 
sittlichen  Zustandes  der  Arbeiterschaft,  die  ihr  geholfen  iial,  kann 
sie  sich  nicht  niiniK-u.  Wir  «hirlcu  sa<^cn,  dafs  sie  Ursache  hat, 
vieler  hier  niitu,'etciltcr  Thatsachcu  und  ihres  Verhakeil^  dazu  sich 
zu  schaiucu.  Der  Ehrgeiz,  in  dieser  Hinsicht  sich  auszuzeichnen 
und  das  „Noblesse  obli^'e"  «geltend  zu  machen,  ist  dieser  Geld- 
Aristokratie  bisher  fremd  geblieben.  Sic  hat,  wie  wir  salteii  — 
hier  aber  werde,  was  von  den  Berufsgenossenschaften  herriihrti  aus« 
drücklkh  ausgenotninen  —  nur  durch  glatte  Reden  und  durch  nackte 
Kunc^bungen  ihres  scharfen  finanziellen  Egoismus  sich  hervor- 
gethan.  Alle  redlichen,  unermüdlichen,  friedlichen,  vertrauensvollen 
Bestrebungen  und  Vorstellungen  der  Arbeiterschaft  sind  so  gut  wie 
wirkungslos  verhallt  Ein  au^esammelter  Unwille,  lange  verhaltener 
Unmut  kam  in  der  Niederlegung  der  Arbeit  am  21.  November  1896 
zum  endlichen,  gerechten  Ausbruch. 
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Die  Heimarbeit  und  ihre  geplante  Regelung  in 

Oesterreich. 

Von 

Dr.  STEPHAN  BAUER. 

I*rivat<l«»«iit  «n  <1er  Terhawchtm  Hoclischole  in  flrünn. 

Heimarbeit  und  Arbeitslosigkeit  sind  zur  Stunde  in  den  meisten 
Ländern,  die  den  Arbeiterschutz  zur  Aufgabe  des  staatlichen  Ein- 
greifens gemacht  haben,  die  Grenzprobleme  der  Sozialpolitik.  Es 
ist  nicht  mehr  das  Dogma  des  öffentlichen  Rechts,  dafs  die  J^rdf 
heit  der  Arbeit"  in  den  vier  Wanden  des  Hauses  nicht  einge- 
schränkt werden  dürfe,  das  einer  Regelung  der  Heimarbeit  im  Wege 
sieht :  denn  der  Grundsatz  dvs  Schutzes  c^efreo  die  Ausbeutunf:^  des 
Menschen  durch  den  Menschen  muls  auch  lur  die  7,ur  Werkstatt 
j^ewordene  Heimstätte  igelten.  Nur  wie  die  volle  Beseiti'Mint^^  aller 
mit  der  Heimarbeit  verbundenen  Scliadit;unj^H-n  menschiichcr  Ar- 
britskrafi  durcluutühren  sei ,  darüber  bestehen  Zweifel.  Es  sind 
volkswirtschaftliche  und  Verwaltunf:^sfraG[en  ersten  Ranges,  deren 
Lösung  der  Gesetzgeber  hier  anzubahnen  liat.  Nirgends  kann  Un- 
klarheit über  die  Mitttl  und  I>gebnisse  seines  Kingreifens  zu  so 
kläglichen  .Müscrlblt^en  fuhren;  aber  andrerseits  kann  eine  wirksame 
Hebung  der  untersten  Schicht  gewerblicher  Arbeiter  der  gesamten 
Volkswirtschaft  neue  Kraft  verleihen.  Und  darum  knüpft  sich  ein 
mehr  als  vorübergdiendes  Interesse  an  den  geplanten  Versuch  der 
Regelung  der  Hetnmibeit  in  Oesterrddi. 

Mao  weifs,  dals  die  österreidiisdie  Scusialpolitik  nach  den 
ersten  rühmlichen  Anläufen  zum  Stillstand  gekommen  ist;  dafs  der 
Arbetterschutz,  die  UnfaUveisicherung  fiir  das  Kleingewerbe,  die 
Alters-  und  Invaliditätsversidiening  und  noch  manch  anderes  in 
ihrem  Schuldbuche  stehen.  Bedeutet  der  angekündigte  >  Versuch 
einer  Regdung  der  Heimarbeit  eine  neue  Aera  des  Arbeiterschutzes 
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in  Oesterreich?  Darüber  vermag  die  Vorgeschichte  dieses  Ver- 
suches einige  Aufklärung  za  geben. 

L 

Ab  im  Jahre  1895  die  Regierung  den  Entwurf  einer  neuen 
Gewerbenovelle  vorlegte,  wurde  von  mancher  Seite  darauf  hinge- 
wiesen, dais  die  Ltldcen  der  bisherigen  Gesetzgebung  durch  das 
neue  Elaborat  nicht  ausgefüllt,  dafs  namentlich  die  reformbedürftigen 
Verhältnissff  der  Heimarbeit  von  ihm  nicht  berührt  worden  seien. 
Die  Regierung  versprach  nun  durch  eine  Sondeigesetzgebung  diesem 
Wunsche  nachzukommen,  und  die  Vorboten  derselben  liegen  nun- 
mehr vor.  An  LandesbebÖrden  und  Handelskammern  ist  zur  Be* 
gutachtung  dn  Erlafs  versendet  worden,  der  es  als  die  nächste 
Aufgabe  bezeichnet,  die  Heimarbeit  im  Rahmen  der  bcstchLndeii 
Gewerbeordnung  zu  regeln.  Es  handelt  sich  also  um  ein  Fort- 
schreiten auf  dem  Wege  unserer  traditionellen  Gewerbepoiitik. 
War  sie  erfolgreich,  so  darf  der  Gesetzgeber  getrost  diesen  Weg 
zur  Regelung  ihrer  ungelösten  Fragen  beschreiten. 

Die  österreichische  Gewerbepolitik  geht,  wie  bekannt,  seit  tlrct- 
zehn  Jahroti  ihre  eigenen  Wege.  Sie  soll  den  'gewerblichen  Mittel- 
stand erhalten  helfen,  ihn  von  dem  Drucke  de  r  wirtschaftlich  Ueber- 
machtigeii  befreien  und  ihn  zur  Selbstverwaltung  seiner  Bcrufs- 
interessen  erziehen.  Dies  wenii^stcns  waren .  nach  ihrem  Selbst- 
bekenntnisse, die  Absichten  der  Uriieber  des  neuen  Kur.siS. 

Wenn  nun  dreizehn  fahre  hinreichen,  um  über  die  Wirkunj^efi 
L^esetzgebehscher  Mal  snalimen  ein  Urteil  /.u  talk  ii ,  so  kann  diese-, 
nach  den  Ergebnissen  der  parlamentarischen  ICuqueten  und  amt- 
lichen Erhebungen  der  letzten  Jahre  nur  un^ninstig  lauten.  Aber 
noch  drutlicher  als  Ziffern  und  Protokolle  spricht  die  Stimme  der 
Bcvolk<  r  ing;  wer  mit  Kleingewerbetreibenden  in  l'ühlung  steht, 
der  k  uui  es  nicht  virluhlen:  es  geht  ein  Zug  der  tiefsten  Knt- 
taubchun;^  durch  die  K.reise  dei  kleinen  Lt  ute.  Die  Zwingburgen 
der  Mächtigen  sind  ungebrochen  —  es  fehlt  kein  Stein  daran:  die 
Organisationen  des  gewerblichen  Mittelstandes  steherj  auf  dem 
Papier,  und  der  Kampf,  der  auf  den  Höhen  der  Volksiivnrtschaft 
entbrennen  sollte,  stiebt  nach  der  Tiefe.  Die  kaufkräftige  Kund* 
Schaft  bat  der  Kleinbetrieb  verloren  und  es  beginnt  der  Wettbewerb 
um  die  Kleider  und  Schuhe  der  Armen.  Den  Konsumvereinen, 
den  Gemischtwaieohändlem ,  den  Hauaerern  und  den  Sitzgeselkn 
gilt  jetzt  der  AngriiT.   Und  so  geht  auch  der  Kampf  um  die  Heim« 
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arbeit  in  Oestemcb  dgene  Wege.  Während  in  der  britiadien 
Welt  der  Kampf  gegen  das  Schwitz^stem  von  den  organiaierten 
Arbeitern  ausgebt,  und  sein  Ziel  sidi  dahin  richtet,  innerhalb  des 
Verlagssysten»  den  Arbeiter  gegen  Ausbeutung  zu  schützen,  und 

soweit  dies  nicht  möglich,  mit  allrn  Mitteln  den  Uebeigang  von 
Heimarbeit  zu  Fabrik^betrieb  zu  forcieren,  sind  in  Oesterreich  die 
Kl  ein  ha  od  werker  die  Hauptgegner  der  Heimarbeit,  und  ihr  Trachten 
geht  dahin,  sie  entweder  zu  bcseit^ren,  oder  in  die  Formen  des  be- 
fugten, d.  h.  besteuerten  und  gewerberechtlich  eingeschranicten 
Kleinbetriebs  zu  pressen. 

Ist  es  möglich  die  Heimarbeit  zu  vertilgen  oder  sie  wenigstens 
für  das  Kleingewerbe  unschädlich  zu  machen?  Das  ist  die  spezifisch 
österreichische  Problemstellung  für  die  Frage  der  Heimarbeit,  und 
nur  ujanz  nebenher  läuft  die  Frage,  ob  man  den  durch  Krankheit 
erwerbslosen  Heimarbeiter  versichern  und  ihm  den  üblichen  oder 
irgend  eine  Art  von  Arl)eiterschutz  angedeihen  lassen  kann.  Es 
l»an(ielt  sich  also  viel  weniger  um  Arbeiter-,  als  um  Mrisrcrschutz ; 
und  nun  entstellt  erst  recht  die  Frage:  wie  ihn  durchtutuen ?  Denn 
CS  ist  offenbar  weit  schwieriger,  einer  ganzen  Klasse  ihre  wirlsciiatt- 
lichc  Selbständigkeit  zu  gewahrleisten,  als  lediglich  die  Ausnützung 
ilcr  Arbeitskraft  selbst  bei  allen  Klassen  hintanzuhalten. 

Wenn  nun  au  eine  verantwortliche  Regierung  diese  Frage  ge- 
stellt wird,  wird  sie  vorerst  über  den  Umfang  der  Aufgabe  sich 
Kenntnis  verschaffen.  Sie  wird  sodann  sich  übes  tl.is  Ausmafs  volks- 
wirtschaftlicher Nachteile,  mit  welchen  das  Bestehen  der  Heimarbeit 
verbunden  ist,  vergewissern.  Sie  wird  endlich  Mafsregeln  ergreifen, 
von  welchen  sie  gröfserc  Vorteile  erwartet,  als  sie  die  herrschende 
Gesetzgebung  bietet 

Im  Falle  der  Regelung  der  Heimarbeit  ist  nun  in  Oesterreich 
so  ziemlich  der  umgekehrte  Weg  beschritten  worden.  Ueber  den 
Umfang,  in  welchem  die  Heimarbeit  besteht,  tappen  wir  noch 
heute  nicht  minder  im  Dunkeln  wie  über  die  Produktioas>  und 
Rechtsverhältnisse,  in  welchen  sie  sich  bewegt  Aber  schon  süid 
Volf^hläge  zur  Abhilfe,  allerdings  in  der  Form  eines  Probeerlasses 
erstattet  worden,  die  die  höchst  verwickelten  Verhältnisse  der  Heim- 
arbeit zu  regeln  bestimmt  sind. 

Man  wird  vielleicfat  diesem  Vorwurf  damit  entgegnen,  dafs  die 
Lage  des  Handwerks  eben  einer  schleunigen  Besserung  bedarf,  dafs 
man  kürzere  W^  als  die  statistischer  Erhebungen  einschlagen 
müsse,  und  dals  dem  Handelsamte  denn  doch  die  Ergebn&sse  der 
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( xewcrbecnquete  von  1893  und  die  Gutachten  der  Gewerbe- 
iüspcktorcn  und  der  hauptstädtischen  Magistrate  vorlagen.  Die 
Fra^je  ist  nur,  ob  diese  kürzeren  Wege  /.um  erhofften  Ziele  lührcn, 
ob  das  Ergebnis  des  vorliegenden  Materials  und  namentlich  das  der 
tj-ewerbeenquete  auch  nur  zu  einer  kleinen  Besserung  hinreicht. 

Üebcr  den  Wert  der  Gewerbeenquete  \  on  1893  für  die  Rege- 
lung der  Hcimarbeitsverhältnlsse  ist  es  nicht  schwer,  ein  Urteil  zu 
gewinnen.  Nach  der  Schulmeinung  besteht  eiae  Enquete  in  der 
Vorführung  sachverständiger  Zeugen,  die  über  bestimmte  Jhat- 
Sachen  in  kontrc^erbarer  Weise  berichten.  war  nun  ha  der  Ge- 
werbeenqudte  in  Sachen  der  Heimarbeit  keineswegs  der  Fall  Das 
Urte9  über  fertige  Malsregeln  überwiegt  über  die  Vorführung  von 
Thatsachen.  Man  scheint  eine  gewisse  inoere  Befriedigung  gehegt 
zu  haben,  wenn  ein  Zeuge  zu  Frage  27  erklärte:  er  sei  för  die  Ab- 
schafTung  des  „Sitzgesellenwesens",  und  sachte  nötigenfalls  ihn  dazu 
zu  überreden.  ')  Audi  über  die  Sachverstandigkeit  der  Zeugen 
scheint  man  sich  nicht  überflüssigen  Skrupeln  hingegeben  zu  haben. 
Welchen  moralischen  Wert  hat  z.  B.  die  Verstdiening  eines  Ver- 
treters der  Baugewerbe,  er  sei  für  die  AbschafTung  des  Stzgesdlen- 
weijcns*)  oder  andrerseits  die  „fechmännischen"  Voten  eines  Buch- 
druckers sowie  eines  ehrsamen  Seifensieders,  die  beide  die  ..na- 
tionale Hausindustrie"  zu  erhalten  wünschten  r  %  Dafs  es  pure  Zeit- 
vergeudung ist,  über  den  Notstand  im  Erzgebirge  Debatten  zu  fuhren.  *) 
statt  ihn  durch  direkte  Erliebui^  kiarzusteUen,  scheint  auch  den 
Veranstaltern  der  Enquete  klar  geworden  zu  sein.  Und  obwohl 
einmal  einem  Interessenten  das  Wort  mit  der  Bemerkung  geschmälert 
wurde,  ,,cr  möge  nicht  die  ganze  Frage  des  Sitzgesellenwesens  auf- 
rollen, damit  nicht  wieder  verschiedene  Kr/.ahlungen  und  Schildc- 
run'.'^en  des  Elends  kommen,  das  wir  vollständig  kennen,"*)  wurde 
von  derselben  mafsgebeiuli n  Seite  versichert,  „es  bestehe  der  l*ian 
eine  parlamentarische  LMitcrsuclumg  an/.ustcllen,  an  Ort  und  Stolle 
—  nicht  hier  im  Saale  am  grünen  Tische  —  weil  uns  die  Sache 
sehr  interessiert  und  wir  ihr  an  den  Leib  gehen  wollen".  „Sie  können 

>)  Stcnogiapbuches  PMtolcoll  der  G«werbeeiiqiitte  im  österrdchtsclim  Ab- 
};eordnet«Dbause  samt  gescMcbtliciher  Einldtin«  imd  Anhang.   Wien  1893.   Z.  B. 

S.  348- 

')  a.  a.  O.  S.  266. 
^1  a.  a.  ().  S.  638. 
«)  S.  560. 
»)  S.  67. 
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die  ganze  Angelegenheit  mit  voller  Benil%ung  uns  überlassen."^) 
Bei  diesen  vortrefflichen  Vorsätzen  ist  es  auch  geblieben. 

Aber  nidit  einmal  darüber  giebt  die  Gewerbeenqu^te  Aufschlufs, 
in  welchen  Gewerben  die  Heimarbeit  zu  Klagen  Anlafs  giebt.  Die 
Experten  bemerken  gelegentlich,  das  Sitzgesellenwesen  sei  nur  in 
der  KIdder-  und  Schuhmacherei  verbreitet,  obwohl  in  der  Enquete 
selbst  noch  andere  Gewerbe  mit  Heimarbeit  auftauchen  und  die 
trefilichc  Wiener  Grw  erkschaftsenquete  dasselbe  Arbeitsverhältnis  in 
tlcr  Buchbinderei,  W cifsnäherei ,  Posamcntiererci ,  lianderzcu^ung, 
Htuisarbeit,  Lcdergalanti  ric .  Porzellanmalerei,  (.ioldarl)eit,  bei  Cise- 
leuren.  Graveuren,  Hancbichuhiiiachern,  Stock*,  Uolz-p  Perlmutter- 
(Ircchslern,  Hutmachern,  Miederarbeitern,  Riemern,  Tapezierern  und 
Taschnern  kenüt.  ')  Nur  über  die  Konfusion,  ilie  in  d«  ii  Gemütern 
in  Bczuj^  auf  den  Bei^rift"  der  Hausindustrie  uiul  des  Sii2;4<  -rllen- 
\vc<ens  herrscni.  .nebt  die  Gewerlieenquete  erschöpfenden  Aufschlufs, 
und  dieNt  titxlet  in  den  Gutachten  der  hauptstädtischen  Magistrate 
ihre  Erklärun--.  "i 

,  l  nt.  r  .  itic  in  >if/«;«-Ml!.  n",  --ti^t  (Irr  Magistrat  m  t.i.i/  .,v.Tst<'lit  man  l:- in.  iiiij;- 
iicM  «IfTiioni^rii  ililisiirboilrr.  wt-lcht  r  nu  ht  in  der  \N  <  rk>tail  M-in«-s  Meisters,  >oiHicni 
in  seiner  lijjoucn  Wolmiuiij  die  ihm  vuii  Ncitun»  McisU-r  £U|;cwicseneu  Arbeiten  vcr» 
ridatet  und  das  Werk  dem  Meister  abliefert.  Ab«r  auch  solche  Gehilfen,  weldie  in 
dcrWerkstfttte  eines  Meiüters  Mtzen,  jedoch  nicht  iUr  d>*n  Inhaber  dieser  WerkttStte, 
MAdem  für  einen  anderen  Meistrr  arbeitm,  werden  mit  dem  Namen  eines  Sitx- 
gesellen  b<-zeiclinet. 

Noch  andere  fassiii  jjeradr  di«  j<-iiij;i  ii  ArlKil>-r,  w>  lcli«-  in  diT  \V(  rk>l:itte  liir 
dt-n  Inliaber  dies»  r  \V<rkst:ittc  arl>eiiiii  il-  ^it/<^.  ii  auf,  und  lii-/.<ichn<n  im 
<  iegensat/.e  m  diesen  die  aulser  tler  WerkstäUe  Arbeiiend«  n  Gesellen  als  Stuck- 
arbeitcr." 

Wer,  wie  <ler  Wiener  Mainstrat,  als  Sitzj^'esellcn  nur  die  Rate- 
-^otie  derjenigen  (n'liilfrii  bet lachtet,  die  auf  ei<^Mie  Rechnung  in  der 
Werkstatt  eines  befugten  Meisters  arbeiten  und  ihn  für  diese  DuUlung 

')  s.  69. 

•)  Sten^gfaphisches  l'rotokoll  dt-r  durch  die  Gewerkschalten  Wiens  einln-rutem  !i 
^;ewerbliclien  Emjucte.    Wien  1895   S.  !o^,    17^,   189-   190,   146.    1 48— 14c», 

j2,  76,  39—40,  110— III,  123,  85,  88,  108,  lüj,  83,  154— t55i  »05»  '72. 
186,  215. 

Zasammenaellung  dir  gutachtlichen  Aeufserungeti  Uber  mehrere  in  Antraf; 
gebrachte  Abinderungen,  bezv.  Krginmngen  der  Geverbcordnung.  Kach  den  ein» 
zelneft  Anträgen  geordnet  und  herausgegeben  vom  k.  k.  Handelsministerium  (Gut» 
achten  hauptstldlisdier  Magistrate  und  der  k.k.  Gewerbcittspektoren).  Wien,  k.k.  Ilof« 
«.  Staaladnickerei  1893.   S.  11. 
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entlohnen,  hat  es  leidig  hier  auf  unbefugten  Gewerbebctrid)  zu  ent* 
scheiden  und  jede  weitere  Malsregd  fiir  überflüsaig  su  erklären. 
Für  legishitive  Zwedce  empfiehlt  aich  dn  so  vieldeutiger  Begriff 
wie  der  des  ^tzgeaelicn"  wahrhaftig  nidit 

Aber  nicht  mindere  Unklarheit  bereitet  den  verschiedenen  Ex* 
perten  die  Fra^e,  welclici  Unte  rschied  zwischen  Hauandustrie  und 
Siti^eaeUenwesen  besteht  Bald  wird  das  Sitz<^a-sellenwesen  als  eine 
Spielart  oder  als  Auswuchs  tlcr  Hausindustrie  betrachtet,  bald  die 
Hausindustrie  auf  die  in  den  Wohnungen  der  Produzenten  betriebene 
Textilindustrie  ein^^esch rankt.  Das  fuhrt  zur  Konsequenz,  dafs  z.  B. 
von  einem  Experten  den  Stickerinnen  in  Vorarlberg  jedwede  Aciui- 
iichkcit  mit  dem  zu  bekämpfenden  Sitzgescllenwesen  abgesprochen 
wird,  tlafs  also  diese  Art  von  Hausindustrie  jeder  Regelung  ent- 
zogen werden  soll.')  Audi  der  niederösterreichisclx-  ficnos^enschafts- 
verband  hebt  hervor,  dafs  in  der  Weberei,  Posamenticrerei  und  W  irk- 
warenerzeuj^uiii;  nicht  vori  eij^entlichen  Sitzgesellen  gesprochen  wertlcii 
könne,  denn  sie  lieilscn  liier  „Hausarbeiter**  oder  „IIaus«/(sellen"; 
dals  man  hier  unter  L;ewlssen  KauteK-n  die  Heimarbeit  bestellen  lassen 
müsse,  sonst  würden  diese  ftewerbe  „in  die  Provinz  hinauN|^fctriebcn".-) 
In  Walirlieit  ist  die  Ursache  dieser  so  geistreich  begründeten  Aus- 
nahmestellung darin  zu  suchen,  dafs  die  Heimarbeit  in  den  hesa;^teii 
Zweigen  dem  Kleingewerbe  keine  Konkurrenz  bereitet,  da  hier  der 
Haniiel  und  die  verlegende  (ti  olVindustrie  tlominicren. 

W  ahrL  iul  nun  trotz  alk  ;  aiil wü^■^ten  und  gewollten  Unklarheit 
doch  allen  Experten  unter  Hausindustriellen  eine  Klasse  von  nn 
Hause  und  nicht  in  der  Werkstatt  arbeitenden,  industriell  und  finan- 
ziell unselbständigen  Produzenten  vorschwebt,  nimmt  das  Gutachteit 
des  Ic  k.  Zentral^gewerbeinspektors  dem  Begriffe  der  I&usindustrie 
auch  dieses  letzte  Merkmal,  das  sie  von  der  Produktion  fiir  Eigen- 
bedarf und  dem  Kundenhandwerk  abgrenzt  Um  auch  jede  Art 
von  Heimarbeit  der  Krankenversicherung  und  dem  Arbeiterschutz 
zugänglich  zu  machen,  sollen  nicht  blofs  die  im  Lohne  arbeitenden 
KSitzgesellen"  (Ur  gewerbliche  Hilfsariiciter  erklärt  werden,  sondern 
auch  die  Arbeiter  der  Hausindustrie;  unter  dieser  sollte  man  fUrder- 
hin  jene  ,^ewerbliche  produktive  That^keit  versteheui  welche  nach 
örtlicher  Grewohnheit  von  Personen  in  ihren  Wohnstätten,  sei  es  als 
Haupte  sei  es  als  Nebenbeschäftigung,  jedoch  in  der  Art  betrieben 

')  Stcnogimphuches  Protokoll  der  Grwrrbrrnqutte  486—47. 
*j  a.  a.  O.  S.  230. 
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wird,  dafs  diese  Personen  in  keinerlei  Lohnverhättnis 
(Fabrikanten,  Verleger,  Faktor,  Fergger  etc)  stehen  und 
bei  ihrer  Erwerbsthatigkeit,  &0s  sie  derselben  nicht  persönlich  ob* 
Hegen,  keine  gewerblichen  Hilfsarbeiter  (GrehiUen,  Gesellen,  Lehrlinge) 
beschäftigen,  sondern  sich  der  Mitwirkung  der  Angehörigen  des 
e^nen  Hausstandes  becBenen." 

So  erfreulich  es  nun  ist,  daCs  der  amtliche  Vertreter  des  Ar- 
beiterschutses  alle  Arten  von  Heimarbeit  gegen  Ausbeutung  ge- 
sichert sehen  will,  so  mifslich  ist  es,  dasselbe  halbdeutsche  Wort 
„Hausindustrie"  in  Oesterreich  und  im  Deutschen  Reiche  in  gänilich 
giq^enteUigem  Sinne  verwendet  zu  sehen.  Diese  Abweichung  vom 
üblichen  und  auch  vom  modern  wissenschaftlichen  Sprachi^ebrauche 
würde  nur  dazu  führen,  eine  von  der  österreichischen  Wrwaltungs- 
praxi^  als  unzulänglich  empfundene  und  lan^^st  veraltete  Bei^^rifTs- 
bestiinmuiii^f  zu  konservieren,  eine  zu  en^'e  le-Mle  Definition  noch 
zu  veren;_,n"rn.  Die  österreichische  BegritlsbestimiTiun;^  der  Haus- 
industrie legt  ilcn  Ton  darauf,  dafs  diese  Art  häuslicher  Lohnarbeit 
auf  die  Angehöri;^'en  des  Hausstandes  beschi  ;inkt  sei.  Das  hat. 
wie  bereits  Leo  Verkauf  treffend  hervorgeh<(ben  hat,  zur  Folge, 
dafs  z.  H.  der  arme  Weber,  der  ein  Spulermädchen  oder  einen 
W  ebegehilfeii  beschäftigt,  diese  letzteren  zwar  gegen  Krankheit  ver- 
sichern lassen  muls,  selbst  aber  nicht  einmal  unter  die  facultative 
Versicherung  fällt,  während  dies  eintritt,  wenn  er  allein  oder  unter 
Mitwirkung  seiner  Angehörigen  arbeitet  Wenn  schon  nicht  die 
direkte  Beobachtung  des  gewerbficben  Lebens  auf  die  richtige 
Abgrenzung  der  hatisindustrielleQ  Betriebsform  für  Zwecke  der 
Verwaltung  hinleitete,  so  hätten  die  Er&hrungen  der  deutschen 
Sozialgesetzgebung  dem  österreichischen  Gesetzgeber  vollständig 
Genüge  leisten  können.  Diese  aber  schränkt  bekanntlich  das  Gel- 
tungsgebiet der  Hausindustrie  durchaus  nicht  auf  die  häusliche  Ge< 
werbethätigkcit  der  Familienangehörigen  eb,  und  sie  versteht  unter 
Hausgewert>etreibenden  nicht  blos  die  im  Lohne  fremdes  Roh- 
material in  ihren  Wohnungen  verarbeitenden,  sondern  auch  solche 
Personen,  weiche  „die  Roh-  und  HU&stoffe  selbst  beschaffen,  und 
auch  fär  die  Zeit,  während  welcher  sievorübergehendlUr  eigene 
Rechnung  arbeiten**,*) 

*)  Conrad'»  Jahrb.  fllr  Nationalök.  LI  (188S)  S.  495.  Man  vergleiche  imhv>. 
^ifenael,  Vit  ArtwitcrvcnkbcnittK  nach  öMcrrrich.  Recht«'  1S93.  S.  37s— 73- 

*)  §  2  Nr.  2.  Gesets  betr.  die  faivaliditäts»  and  Alter»ven>ichcro»fr.  V|;l.  iii»> 
brkondere  Rosin,  Ihu  Recht  der  Arbeileiveraicherunj;  1893  L  S.  163—165. 
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Man  sieht:  nur  wer  durchaus  im  Rahmen  der  Gewerbeordnung 
bleiben  will,  dem  bereitet  die  Bestimmung  des  BegriiTes  der  Haus- 
industrie Schwierigkeiten.  Zweitens  aber:  der  abgekürzte  Weg  der 
Gewerbeenquete  und  der  amtlichen  Gutachten  giebt  nicht  bloi's 
keinen  Aufschlufs  über  die  Produktions-  und  sozialen  Verhältnisse 
der  Heimarbeit,  er  führt  nicht  einmal  zu  einer  Autklärun^  darüber, 
was  man  unter  „Sitzgeselle"  oder  „Hausindustricller"  versteht;  er 
beleuchtet  Icdis^Hch  die  herrschende  Begriffsverwirrung.  Seit  der 
Enquete  sind  drei  Jahre  verstrichen;  wäre  diese  Zeit  .••elbst  zu  einer 
toilweiseii  ]'>hef)un|:j  der  thatsaclilichcn  gewerblichen  X'erhältnisse 
benutzt  worden,  so  bliebe  der  Verwaltunr^  die  INtühe  erspart,  mit 
unzulänglichen  Mitteln  unzulängliche  L()sungsversuchi  unternehmen 
zu  müssen,  die  nur  dazu  dienen  können,  den  sozialen  P(  simismus 
der  Arbeiter  wie  der  Unternehmer  noch  weiter  zu  verstarken. 

IL 

(mIii  man  daran,  das  Ausmals  von  Sit7.L;esellen\M-,en  und 
Hausindustrie  in  Oesterreich  festzustellen,  so  stölVl  mau  auf  Hinder- 
nisse, die  nicht  blos  in  dem  Fehlen  einer  besonderen  Hausindustrie- 
statistik, sondern  in  der  Viclgestattigkeit  der  Heimarbeit  bcgruncfet 
sind. 

Nur  derjenige  Teil  der  Hausgewerbetreibenden,  welcher  in) 
Lohne  für  fremde  Rechnung  arbeitet,  also  die  eigentliche  Heim- 
arbeiterschaft,  lafst  sich  annähernd  erheben,  oder  wo  dies, 
wie  in  Oesterreich,  nicht  geschehen,  durch  Konjektur  abschätzen. 

Zu  diesem  Zwecke  lassen  sich  zwei,  sich  kontrolierende  Bc- 
redmungen  anstellen.  Beide  gehen  von  der  durch  die  Berufssta- 
tistik  festgestellten  Ziffer  der  Arbeiter  und  Taglohoer  der  Industrie, 
im  ganzen  2243734  Personen,  aus*  Um  zur  Zahl  der  Heimarbeiter 
zu  gelangen,  mufs  von  dieser  Ziffer  die  Zahl  der  Fabriks-  sowie 
der  im  Handwerk  thätigen  Arbeiter  abgezogen  werden.  Eine  von 
diu  FaV)riksinspektoren  gelieferte  Tabelle  beziffert  die  Zahl  der 
F'abrikarbeiter  auf  795439;  dazu  kommen  jene  des  Beigbaues  und 
Hüttenwesens,  nach  der  Bruderladenstatistik  155852,  also  im 
Grrorsbetrieb  zusammen  951 291.  Die  Arliciter  des  Handwerks  er- 
hält man  annähernd,  wenn  man  von  der  Zahl  der  von  der  Genossen- 
schaftsstatistik verzeichneten  Arbeiter  die  Handels-  und  Wrkehr-- 
bediensteten,  soweit  ^ie  genosscnschaftspflichtig  sind,  in  Aljzugj 
bringt.  Diese  Zahl  vermittelt  wieder  die  Berufsstatistik,  n^d  man 
erhalt  so  381  142  Hand  wer  ksgehilfen.    Zieht  man  nunmehr  die 


Digitized  by  Google 


Die  HeimtirlirU  und  ihre  geplante  Regelung  in  Oesterreich. 


bciddi  Ictztcii  Ziffern  von  der  Gesamtzahl  der  Iadu.striearbdter 
ab,  so  erhält  man  711  301  Heimarbeiter.  Zieht  man  nun  zur  Kon- 
trole  dieser  Ziffer  die  Statistik  der  krankenversichcrun-spflicliti</en 
Arbeiter  (1629820)  heran,  ziclit  davon  die  Zahl  der  Handels-  und 
Verkehrsbediensteten  (2 $2  ij6)  ab  und  subtrahiert  das  Kesultat  von 
der  Gesamtziffer  der  Industriearbeiter,  so  erhält  man  als  gegen 
Krankheit  Nichtversicbertc  der  Industrie  700238,  also  nur  um 
11063  Personen  weniger,  als  nach  der  ersten  Methotk-,  Diese 
Differenz  ist  um  •^'rrin<:;rujjiger,  wenn  man  bt  dt  nkt,  dafs  die 
beiden  Ziffern  der  deutschen  Hausindustrie,  die  direkt  sowohl  bri 
.Arbeitern  als  Unternehmern  im  Jahre  1SS2  erhoben  wurden,  um 
68900  Personen  auseinander^a-hen  ('476080  liefen  544 9H0.  Uni 
wie  viele  Heimarbeiter  diese  Minimalzifter  sich  aus  dem  Reservoir 
<hT  ..I .ohnnrheit  wechselnder  Art'  8S2  ;nQ|,  um  wieviele  Arbeiter 
de>  Ivleinjjjewerbo,  die  in  Wahrheit  Heimarbeiter  .sind,  .sie  .sich  er- 
höht, etjtzieht  sich  der  Kontrole. 

Jcdentails  wird  man  sich  <ai^<'u  müssen,  dafs  seitens  dn  Gt  <et/.- 
jrcbunt^'  nur  42",,  der  Industricarbeiterschart.  die  Fabnk>-  und 
Berj^jarbeiter.  mäfsige.  die  2J  ^  ^  <ler  Handwerksgehilferischnfr  einige 
wenige  und  dii  31  "  „  der  I  L  imarheiler-cliaft  gar  kerne  Beachtung 
j^cfuiiden  haben.  Und  niclii  minder  wirti  man  bekennen  mü^-en, 
dafs  man  die  Regelung  der  sozial-  und  gcwerbcrcchtliclu  11  \\  riiait- 
nisse  vor.  fa-^t  dreiviertel  Millionen  Menschen  nicht  nach  der>tlbcn 
Schablone  vornehmen  kann,  von  der  es  noch  sehr  fraglich  ist,  ob 
sie  auf  die  15  ODO  Hausircr  von  Oesterreich  paTst. 

Will  man  nun  einen  Schritt  w«ter  zur  Orientierung  über  die 
Verteilung  der  700 000  Heimarbeiter  nach  Industriezweigen  thun, 
90  fehlen  dem  österreichischen  Sozialstatistiker  alle  Anhaltspunkte 
to  denjenigen  Erwerbszweigen,  in  welche  nodi  der  Grofsbetrieb 
tiDd  das  Handwerk  sich  teilen.  Nur  dort,  wo  dieses  letztere  in 
Bezug  auf  die  von  ihm  verwendete  Arbdterschaft  eine  Vergleichs* 
weise  geringfügige  Rolle  spielt,  wie  das  in  der  Textilindustrie  der 
Fall  ist,  kann  man  sagen:  die  Zahl  der  Heimarbeiter  stellt  sich 
heraus  als  die  Differenz  zwischen  der  Zahl  der  von  der  Berufs- 
statistik erhobenen  Textilarbeiter  und  den  von  der  Unfallversiche- 
nmgs-  oderGroisindustrieatatistnc  verzeidioetenWerkstattenarbeitern, 
also  172442  Personen.  Das  ist  ein  Viertel  der  gesamten  Heim- 
arbeitandiaft  und  43  \  der  Textilarbeiter.  In  der  Weberei  (Seiden-, 
Wolf-,  BaumwoU-,  Leinen-  und  Juteweberei)  sind  davon  157815 
oder  55%  der  berufsstatistisch  erhobenen  Webereiarbeiter  haus- 
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industriell  thätig.  Nimmt  man  dieselbe  Berechnung  dagegen  bei 
der  Bddaduogsiodustrie  vor,  so  erhalt  man  36s  363  Ideingewerbfiche 
und  Heimarbeiter.  Wieviele  sind  davon  Werkstättenarbeiter,  wie- 
viele sind  Sitsgeselten  eines  Meisters,  wieviele  sind  solche  einer 
Fabrik  oder  eines  Konfektionärs?  Das  lieise  sich  vielleicht  fest- 
stellen, wenn  cfie  Bezirks-,  Genossenschafts-  und  Vereinskranken- 
kassen sich  es  zu  erheben  angelegen  sein  liefscn.  Vorläufig  ge* 
stattet  uns  nur  ein  Verfahren  einen  Rückschlufs  auf  die  Zahl  der 
nicbtgenossenschaftsangehörigen  Heimarbeiter  des  Kleingewerbes: 
ein  Vergleich  der  Arbeiterzahl  in  der  Schuhmacherei  und  Schneiderei 
in  sechs  grofsen  Städten  Oesterreichs.  Für  diese  weist,  da  sie  hier 
Fachgenossenschaften  bilden,  die  Genossenschaftsstatistik  Zahlen 
aus,  die  sich  mit  jenen  der  mit  der  Volkszahlung  von  1890  ver- 
bundenen Berutsstatistik  vergleiclicn  lassen. 
Es  weist  aus: 


Scbnhnachergebilfen  Schaeidergcbilfen 
und  -Lehrlinge.  md  -Lehrlinge. 


für  die 

Die  Statistik  der 

Die  Berufü- 

Die  Statistik  der 

Die  Berufe- 

Stadl: 

Gennsscnschaften : 

stnlistik : 

Genossenschailtcn : 

st  atl-stik  ; 

Wien 

1988$ 

22  761 

27  0<  )0 

Prag 

1  512 

2081 

1966 

3020 

800 

1179 

»235 

1  232 

iinz 

4D0 

1470 

1000 

3015 

I  .eniberg 

1 108 

1037 

662 

I  445 

Krakau 

5a> 

666 

433 

1  202 

In  diesen  sechs  gro(sen  Städten  betrl^  die  Summe  der  von 
den  Grenossenschaften  allerdings  noit  oft  bedenklicher  Beilaufigkeit 
nachgewiesenen  Schuhmacher*  und  Schneidergehilfen  48 149^  dieselbe 
Summe  nach  den  Ergebnissen  der  Volkszählung  62334  Personen. 
Wenn  wir  in  der  Differenz  beider  ZUTern  das  Minimum  der  Hetm- 
arbeitcrschaft  erblicken  können,  so  beträgt  es  22%  %  der  Gesamt- 
arbcitersdiaft  in  diesen  Hauptbckleidung^ewerben.  Die  tedinisclie 
Rückständigkeit  der  Bekleidungsindustrie  in  Oesterreich  bewirkt,  dais 
wir  die  in  dieser  Ziffer  enthaltene  Fabrikarbeiterschaft  der  Hcim- 
art)eiterschaft  susählen  können.  Jedenfalls  erreicht  der  verhältnis- 
mäfsigen  Vertretung  nach,  unserer  Konjektur  gemäfs,  die  Heimarbeit 
im  Bekleidungsgewerbe  nicht  jene  in  d'  r  T  xtilindustrie  Oesterreichs, 
und  difi^c  Auffassung  wird  durch  die  deutsche  Berufszahlung  von  1882 
bestärkt,  die  von  der  Hciaiarbcitcrschaft  31,3  in  der  Tcxtil-, 
^^•5  %  >n  der  Bekleidungs-  und  Reinigungs-,  7,2  %  in  der  Metall* 
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und  Eisen-  und  4,1  "/a  >°  ^  Hoiziiidustiie  vorfand.  Und  nun  er- 
hebt sich  die  Frage:  welche  besonderen  Wirtsdiaftsverhältmsae 
iiihren  in  diesen  Industrieen  in  so  beträchtlichem  Maise  zur  Haus- 
industrie, und  weldie  socialen  Milsstände  bedürfen  hier  der  Regelung  i 

m. 

Die  Heimarbeit  Ist  in  Oesterreich  die  Begleiterscheinung  der 
klcinl)äii' rliclien  Naturalwirtschaft,  des  H;ui<.lwerks ,  des  Verlags- 
systems und  der  fahriksmäfsigcn  Grofsindustrie.  Innerhalb  dieser 
^rolscii  Bctriebsformun  sind  wieder  Varietäten  zu  unterscheiden,  the 
wirtschaftlich  und  administrativ  von  verschiedener  Bedeutung  sind. 

Nehmen  wir  in  Oesterreich  z.  B.  die  primitivsten  Formen  der 
Weberei  her.  Sie  finden  sich  in  der  Hauslodenwcberei  Nordsteier- 
marks»  besonders  in  WUdalpen,  Paliau,  Ramsau,  Schladming.  Hier 
giebt  es  «•Webermeister",  die  das  von  den  Mägden  und  Häuslerinnen 
ver^x>nnene  Garn  —  die  Wolle  wird  von  den  Schafen  des  Bauern 
gewonnen  —  su  einem  seit  undenklicher  Zeit  gleichen  Lohne  von 
9—14  Kr.  pro  Wiener  Elle  je  nach  Feinheit  verweben.  Sie  weben 
in  ihrer  Wohnung  oder  einem  vor  der  Wohnung  stehenden  Häuschen. 
Im  Frühjahre  sendet  der  Webermeister  dnen  Brief  mit  2  11.  be- 
schwert an  einen  Gesellen»  der  ihm,  sobald  er  auf  diesen  ,J^ihkauf\ 
die  noch  bei  Gesindeverträgen  häufige  Kontraktform,  eingegangen 
ist,  zur  Mitarbeit  in  den  Monaten  März  bis  Juni  verpflichtet  ist  Er 
arbeitet  aber  nicht  nur  im  Hause  des  Meisters,  sondern  geht  in  die 
Hauser  derjenigen  Bauern  ins  Gebirge,  wo  noch  ein  Webstuhl  steht, 
wild  dort  verkostigt  und  bringt  einen  Teil  des  Lohnes  dem  Meister 
nach  Hause.  Man  sagt  „er  webt  auf  der  Stör".*)  Im  Juni  ver- 
schwindet  er  und  wird  gewöhnlich  wieder  Landarbeiter.  Hie  und 
da  glückt  e>  ihm,  durch  „Einheirat"  Webermeister  zu  werden. 

Diese  Form  der  Weberei  ist  nichts  weiter  als  eine  Ergänzung 
der  Thätigkeit  für  die  Eigenproduktion  der  Familie,  aus  der  sozu- 
sagen ein  Kapitel  ausgesclialtet  worden  ist,  weil  man  nicht  mehr 
webkundiges  Gesiride  so  leicht  findet.  Für  den  StörgeseHen  be- 
deutet sie  ein  Nebeneinkommen,  das  seinen  Verdienst  aus  landwirt- 


')   Krh«"bungfn   dos  Verfassers.     Ufber  die  Stör  in  anderen  CJewerben  — 

Schtic-ici.  m,  Schulimadi'TTi.  Ti'^chliTn,  S«  ifi  nsii'>dfm  —  verplHch«*  man  Dr.  Krnst 
.Seidl-r,  1  K.kiuyiW"rl>L-  in  ( )lt.  r-,t' i- mia.rk  (in:  l'iitcrsuchuii^^'-n  (Iber  die  I.ag<- 
des  tiandwerks  in  Oesterreich,  bchnften  des  Vereins  tttr  Soxialpolitik  LXXl  1896» 
S.  392. 
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schaftiicher  Arbeit  ergänzt;  für  den  Webmeister  i.st  die  Storarbeit 
das  Mitte],  um  sein  lokales  Arbeitsmonopol  gegen  die  Niederlassung 
anderer  Meister  zu  wahren.  Diese  urwüchsige  Form  der  häuslichen 
Lohnarbeit  erhält  sich  solange,  als  die  Schafzucht  den  Eigenbedarf 
an  Wollwaren  am  billigsten  deckt,  d.  h.  solange  nicht  beim  Kauf- 
mann im  Orte  mechanisch  gewebter  Loden  bei  gleicher  Dauer* 
haftigkeit  und  Güte  billiger  zu  kaufen  als  Hausloden  zu  erzeugen  ist. 
In  diesem  Augenblicke  wird  die  Wolle  von  den  Bauern,  die  keine 
Webstühle  besitzen  und  bisher  beim  Webmeister  weben  liefsen,  ver- 
kauft, der  Webermeister  verschwitulet.  Nicht  so  der  Störj^esell. 
£r  besucht  noch  die  zerstreuten  (xehöfte,  wo  Wel>stühle  stehen,  und 
fristet  noch  eine  Zeitlang  auf  ei^me  Faust  sein  Dasein. 

lüt  das  ein  „Sitzgeselle"  r  Er  ist  ein  wandernder  Lohnwcrker, 
so  gut  wie  die  Hausnäherin.  Er  erhält  nicht  minder  wie  der  Tag- 
löhner,  wie  der  naturalentlohntc  Knedit,  die  alte  bäuerliche 
Naturalwirtschaft,  und  ist  leditj^lich  das  IVoduki:  ihrer  SpeziaUsierung. 

Das  Blatt  wendet  sich,  sobaki  es  sich  nicht  um  Weber,  son- 
tlern  um  Schmiede,  Schneider  oder  Sciiuster  handelt.  Ganz  ähn- 
liche l'rsachen  führen  auf  dein  Lande  auch  hier  zur  Störarbeit. 
Aber  bii-  tritt  hier  dem  durch  den  Grofsbetrieb  noch  wenig  be- 
rührten Dorf  band  werker  in  den  Weg.  '*  Und  so  finden  wir,  dals 
z.  B.  die  kärntiierische  Handels-  und  Gewerbekammer  in  einer  Ein- 
gabe sich  mit  folgenden  Worten  an  die  Landesregierung  wendet: 

„In  mcbrcraif  an  die  Kuomer  rin^i  langten  /«schriftcii  ücitcnii  grwerblidicr 
GenosMnsdmftrii  wird  darttbcr  Klage  KeflÜiTt,  daß»  die  Gewerbctreibendrn  auf  d«m 
Lande  hauptsächlich  durch  herumziehende,  meist  nicht  ordentlich  aus- 
gebildete Hilfsarbeiter  geschädigt  wcrdeni  welche  bei  Landwitten 
und  sonstigen  Besttieem  fttr  Betsorgung  gewerblidier  Arbeiten  Beschäftigung  finden.*' 

Es  wird  die  Abschaffung  dieses  Pfuscherwesens  durch  die 
Gendarmerie  und  die  Bestrafung  der  mitschulifigen  Arbeitgeber 
empfohlen.  -)  Denn  diese  unbefugte  Arbeit  werde  nur  infolge  ihrer 
gröiseren  Billigkeit,  der  Ersparung  von  Werkstatt,  Miete  und  Steuer 
vorgezogen  und  schädige  den  Gewerbestand. 

Vom  Standpunkt  einer,  wenn  ich  so  sagen  darf,  starr-zünftigen 
Gerechtigkeit  ist  das  auch  richtig.  Aber  in  dem  Augenblicke,  wo 

*)  UcbtT  diese  ländlichen  Hausschmiedc  vgl.  Dr.  O.  v.  Zwiedineck- 
Sädcnhorst,  Das  Scbmiedegewerbc  in  Gras  (Sdirifien  des  Vereins  Ar  Soaial- 
politik  LXXI)  S.  J15. 

*)  Käratneriache  Handels«  und  Gewerbekanuner  in  Klagenfurf.  PratokoU  der 
ord.  Sitkung  v.  13.  .\pril  1896  S.  44—45- 
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volkswiitsdiaftlkhe  und  sozialpolitische  Erwägun^'en  ins  Spiel 
kommen,  wird  man  sich  fragen,  ob  nicht  die  Interessen  der  Land« 
Wirte  wie  jene  der  erwerbslosen  wandernden  Arbeiter  über  jene  der 
Handwerksmeister  zu  stellen  sind  Es  ist  leicht,  diese  Art  von 
Heimarbeitern  zu  Landstreichern  zu  d^adieren;  und  was  die 
Landwirtschaft  betrifft,  so  empfehlen  ihr  im  Interesse  ihrer  Arbdter- 
haitung  hochkonservative  Schriftsteller  eine  Rüddcdir  zur  gewerb- 
lichen Naturalwirtschaft,  zur  Einführung  von  Hausindustrie.  Sonst 
m'jsse  sie  unweigerlich  zum  kapitalistischen  Betne!>c  übergehen. 
Aber  ganz  abgesehen  davon,  so  viel  steht  fest:  für  den  Kidnbauem 
bedeutet  die  gele^^entliche  Heimarbeit  von  Lohnwerkem  so  «^ut  eine 
Ersparun^S  wie  für  den  (Trofsgrundbesitzer  die  Haltung  von  ständigen, 
Gutshandwerkern.  Daran  ändert  nichts,  wenn  es  in  Oesterreich  aus 
zunftpolitischen  (jründen  beim  ältesten  Remedium  gegen  dieses 
„Pfuscherwesen"  bleiben  sollte :  So/.ialreform  durch  die  Gendarnierie. 

T)\r  Hauptanklage  gegen  das  Sitzgeselleiuvesen  ertönt  indes 
aus  i!' n  Kreisen  des  städtischen  Handwerks.  Auf  der  Anklagebank 
bitzen  .  der  1  K'imarl)eitcr  wie  auf  dem  Lande  —  und  <1cr  drols- 
industrielle  oder  Händler.  Die  Ankläger  sind:  die  Klcmmeister, 
aber  auch  —  die  organisierten  (ichilfeii.  Die  ersteren  habeji  daher 
auf  Gewerbetagen  und  Schneidcrkongres^en  verlangt:  das  Sitz- 
^^esellenwc^cn  ist  abzuschaffen  und  namentlich  den  Unternehmern  in 
Handelsgew  erljen  ist  das  Halten  von  Sitzge>encn  verboten.  Die 
Regierung  tial  das  leiztcre  Verlangen  ;,^'ebilligt  und  anL;e>ichts  der 
Schwierigkeit,  die  Sitzgesellcfi  abzuschaffen,  Malsregeln  cmplohleD,  die 
den  Zweck  verfolgen,  sie  langsam  verschwinden  zu  machen.  Dahin  ge- 
hört das  Verbot  der  Lehrlingshaltung  an  Sitzmeister,  der  GehiUen- 
haltung  durch  Sitzgesellen,  und  die  obligatorische  Einführung  von 
Legitimationskarten,  die  von  Jahr  zu  Jahr  an  immer  ältere  Personen 
auszufolgen  sind 

Man  schl^  in  einem  modernen  Staatswesen  <Ke  Bonhasen 
nicht  mehr  tot;  man  hungert  sie  langsam  aus.  Freilich,  um  sie 
zum  Hungern  zu  bringen,  bedurfte  es  keiner  neuen  Paragraphen. 
Dafs  aber  die  vervehmten  SitzgeseUen  und  -melster  erst  einer  wirk* 
.samen  Hilfe  bedürfen,  bevor  sie  ihr  Handwerk  au%eben,  darüber 
scheint  man  sich  keiner  iiberflüssigen  Sorge  hinzugeben.  Dafs  mit 
all  den  geplanten  Mafsregeln  in  die  versdliedenartigsten  Verhältubse 
blindlings  eingegriffen  wird,  ze^  selbst  die  oberflächlichste  Bekannt- 
schaft mit  dem  Sitzgesellenwesen  der  Wirklichkeit;  freilich  nicht 
mit  jenem  der  Enquete  und  der  Gutachten  von  1893. 
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Betiachteii  wir  die  Heimarbeiter  •Verhältnisse  in  der  Wiener 
Schuhmacherei  In  der  Schuhmacherenquete  von  189t  hat  der 
Experte  der  Gehilfen»  Herr  Popp,  sie  au&  anschaulichste  geschildert: 

„Ks  giubt  eine  Anzahl  tob  verheintcten  ArbeiUsm,  die  sich  eine  Wobnong 
nehmen  und  sich  dn  2,  4  und  6  sogenannte  SitsgeseUcn  halten,  die  nennt  nnii 
Sitimeister.  NatQrlich  sind  daa  keine  Meister,  sondern  diese  Leute  arbeitca  selbst 
in  der  Fabrik  und  haben  selbst  wieder  Arbeiter  bei  sidi,  von  denen  jeder  ab 
üogenanntes  Sitcgeld  i  A.  per  Woche  nUt  und  daflir  kann  er  in  der  Werkstatt  mit« 
iirbcitf n  und  schlafen  .  .  .  Der  sogenannte  Sitzmeister  kocht  auch  für  diese  Leute  . . . 
lu  (.Oesterreich  ist  auch  «-ine  zweite  Art  von  Sitzwesien  eingeführt ;  bei  dem  bisher 
besprochenen  bekommt  der  Arbeiter  das  Zubehör,  dm  Bodcii  und  Scliaft  schon 
fertig.  Fs  i-^l  ab-T  auch  andrrs  ••in},'ofiilirt,  iniKin  der  Meisti  r  bisw.  iUn  vom  l  abri- 
kauten  das  gaiut-  KoUniaterial ,  ali>u  Uaa  Oberleder,  den  Scliatt,  aucli  .SoLku- 
ledcr  bekommt.  So  bat  es  zum  Beispiel  gerade  der  Fabrikant  F.  in  Mödling  sehr 
Mark  einKefllhrt  Das  alles  wird  in  der  Fabrik  nigeschnitten  und  hergerichtet  und 
dadurdi  werden  wieder  viele  Aibeitcr  beschSftigt  Auch  das  dnd  Sitzgesellen.  — 
Ks  giebt  noch  eine  dritte  Art,  wo  alles  zu  Hause  heigcrichtet  wird.  Es  wird  in  der 
Fabrik  alles  zugeschnitten,  das  bdconunt'  dann  einer  nadi  Hanse,  dieser  mnfs  sdne 
eigene  ifttaschine  haben,  auf  welcher  er  alles  herrichtet  und  steppt,  dann  liefert  er 
die  fertige  Ware  in  die  Fabrik  ab.  -  Das  ist  verschieden  von  dem  englis^eu 
Schwitzsystem ;  aber  dieses  wird  sich  bt  i  uns  in  Oesterreich  auch  noch  ausbilden, 
in  dem  Momente,  w^o  es  sich  darum  liandeln  wird,  mehr  dii-  nK  clianisclir  l'roduktiou 
lU  betreiben.  Fs  wird  sich  dann  der  Zustand  einbürt;*  ru.  dals  /um  l'.<  i>pi.'l  es 
sogenannte  .Subunternehmer  geben  wird ,  wie  jetzt  ^»cljon  b*-i  den  schneidern, 
sogenannte  StUcknieistcr,  die  sich  wieder  Leute  halten,  die  ihnen  arbeiten  und  die 
dann  die  fertige  Arbeit  liefern«.^) 

Man  ist  also  entweder  Sitzi^c>c'll  eines  >chlecht  l)e/.ahlten  Faljrik- 
schusttTs ,  der  ^lciclitall.>i  Heimarbeiter  ist;  liier  i>t  da>  Motiv  der 
Heimarbeit  die  Kostenverrin-^^crun^^  für  den  „Faljrikanten"  oiler  Kun- 
fektionär,  der  sich  Faljrikräume,  Maschinen,  Aufsichtsor^anc  u.  .s.  \v. 
erspart.  Oder  man  ist  Sitzi^avsell  eines  Kuiidcn.schusters  (Ablnse- 
odcr  Verschickmeistcrs),  der  keine  besondere  Werkstatt  be>itzt,  und 
iicinen  Arbeitsman^cl  dadurch  wettmacht,  dar>  er  von  ,.Ma>->cn- 
quartier  und  Au>küc herer'  lebt,  Hier  ,,hungern  die  Sitz^^e>ellen, 
weil  sie  nicht»  zu  thun  haben ,  und  der  Meister  hungert  mit."  -) 

^)  Stenogtaphiaches  Protokoll  der  im  Gewerbeanssdiusse  des  Abgeoidneten- 
hauseK  am  12.,  14.  und  1$.  Dezember  189t  stattgehabten  Expertise  aber  die  Lage 
des  Schuhmacbergeweibes.  Wien,  aus  der  k.  k.  Hof-  &  Staatsdndcerei  189s  S.  2^ 
bb  25. 

*)  Stenogr.'tphisdtes  Protokoll  der  Expertise  Aber  die  Lage  des  Schnhmadier- 
gewerbes  1892  S.  12. 
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Diese  so  disparaten  VerhSltnisse  gleichinKäg  zu  behandeln ,  heifst 
sie  verkeanen.  Dem  Verbot  der  Gehilfenhaltiiiig  müssen  im'  letzteren 
Falk  offenbar  MaTsregeln  vorausgehen,  die  deni  GehiUen  ander* 
weitige  Arbeitsgelegenheit  eröffnen. 

Mit  Recht  will  man  den  gewerblichen  Nachwuchs,  die  Lehr- 
linge, der  Ausbeutung  durch  die  einseitige  Ausbildung,  die  ihm  der 
Stückmeister  angedeihen  lälst,  entziehen.  Aber  auch  diese  MaTs- 
regel  ist  eine  halbe,  wenn  man  bedenkt,  dafs  z.  B.  die  Kunden- 
schneiderei, welcher  im  Falle  dieses  Verbotes  die  Lehrlinge  allein 
vorbehalten  wären,  stetig  abnimmt,  und  daher  die  Gefahr  der 
Lehrlingszüchtcrei  damit  nur  von  einer  auf  die  andere,  die  privi- 
le^^iertt"  Kategorie  gescholten  würde.')  Hier  bedarf  es  wieder  nidit 
blofs  eines  Verbotes,  sondern  der  Vorsorge  durch  Lehrwerkstätten, 
deren  Kosten  im  Verhältnis  zum  Betriebsumlang  der  Kieinmeister 
au%ctcilt  werden  könnten. 

Insofern  die  Regelung  des  Sitzgesellenwesens  ab  ein  Schutz 
g^en  Pfuscher  und  Störer  gedacht  Ist,  wird  sie  zunächst  sich  nur 
wirksam  für  die  grör>ercii  und  die  Fabriksbetriebe  durchführen 
lassen.  Schon  jetzt  inspizieren  die  gröfseren  Betriebe  ihre  Sitz- 
gesellen selbst.  Sie  bieten  auch  mehr  Chance  einer  ständigen  Be- 
schäftigung. In  einer  Provinzstadt  erklärte  mir  ein  etwa  60  Sitz- 
gescUen  beschäftigender  Schneider,  seine  Sitzgesellen  dürfen  nur  für 
ihn  Arbeit  thun  und  er  besorge  bei  fremtler  Arbeitsül)ernahme  die 
.A.bstrafung.  Und  wie,  fragte  ich,  wenn  die  stille  Zeit  eintritt  und 
Sie  dem  Gesellen  keine  Arbeit  geben?  Dann  hat  er  bei  mir  so 
viel  verdient,  dafs  er  mit  seinen  Ersparnissen  spazieren  gehen  kann, 
lautet  die  Antwort.  Wo  wohnen  Ihre  Sitzgcsellcn ?  Antwort:  In 
der  Nähe  des  Geschäfts,  um  sie  jederzeit  zur  Hand  zu  hahL-n.  Wer 
weiter  wohnt,  erhält  keine  Arbeit.  Daraus  erklären  sich  dann  un- 
gezwungen die  elenden  Wohnungsverhältnisse  der  Leute,  die  in  den 
alten  Winkelgäfschen  4ßr  Stadt  mit  allerlei  Schlafgängem  hausen 
müssen,  um  die  Miete  zu  erschwingen. 

Noch  stärker  äufsert  sich  die  „Pfuscharbeit"  in  der  Konfektion 
und  <ler  Arbeit  für  Schuhfabriken,  weil  hier  gröfsere  Arbeitermassen 
plötzlich  bei  stiller  Zeit  frei  werden.  Aber  auch  während  der  Zeit 
der  normalen  Arbeit  ist  ihre  Entlohnung  eine  so  minimale,  die 
Preise  durch  die  Schleuderprodukte  so  gedrückte,  dafs  das  Pfuschen 


'  Fr   l.riti  r.   Di.   >!:irm<>rklrider- Krzeagung  in  Wien  (Schriften  di-ü 

Vorciiu  liir  So/Jul[)olitik  I.XXl  .    S.  ;Si. 
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zur  NotwenHififkcit  wird.  „Ich  bekomme,"  sa^^tc  mir  ein  Schuh- 
macheii^a-hilfc,  „für  Marktai  beit  50  Kreuzer  per  Paar;  ich  mache 
8  Paar  in  der  Woche.  Das  macht  4  (xulden  in  der  Woche :  ich  brauche 
aber  für  meine  Familie  5  Gulden,  und  einen  Guidcn  erwerbe  ich 
durch  l'fusciiarbeit  —  für  Trödler".  So  setzt  sich  die  Not  des  T^es 
über  die  gesetzlich  verbotensten  Dinge  hinwe^^  Hier  hat  das  blofsc 
V^erbieten,  Strafen  ^und  In\  iL,nlieren  ki  iru  n  S.nn.  Hier  mufs  man 
erst  helfen  und  schützxn,  um  dann  erst  wirksam  die  Aulscracht* 
lassung  von  Schutzmafsregeln  bestrafen  zu  können. 

Die  wesentlichste  Ursache  der  Eingriffe  von  Sitzgescllea  in  den 
V^rkui^kreis  des  Meisters  ist  ihre  beiderseitige  Erwerbslosigkeit, 
mag  diese  von  zeitweisem  oder  chronischem  Kundenmangel  herrühren. 
Solange  hier,  .sei  es  durch  starke  Organisationen,  sei  es  durch  Ver- 
sicherung nicht  wirksam  eingegrificn  wird,  wird  es  immer  Sitzgcsellen 
geben,  mit  oder  ohne  Legitimationskarte,  Grehilfen  oder  Lehrlingen. 
Daruber,  haben  die  Wiener  Etui-  und  Taschnereiarbeiter, ')  die  Brünner 
Schneidergehilfen  und  so  viele  andere  trotz  scheinbar  erfolgreicher 
Strikes  genugsam  Erfahrungen  gesammelt.  Erst  wenn  hier  Vor- 
sorge getroffen  ist,  werden  Schutz-  und  Kontrolmafsregeln  not- 
wendig  und  möglich.  Dann  erst  kann,  wenn  durch  eine  wirksame, 
durch  Gehilfen  und  Meister  und  Hauseigentümer  unterstützte  In- 
spektion die  hygienische  Gefahrlichki  it  der  Heim-  und  Werkstätten 
konstatiert  wird,  aus  genossenschaftliclicn  und  Gemeindefflitteln  an 
die  Errichtuii'^'  von  Zentral  Werkstätten  geschritten  werden.  Die 
Nachtarbeit  kann  tiatui  überhaupt  untl  die  Lehrlingsarbeit  in  dem- 
selben Mafse  untersagt  werden ,  wie  sie  mit  Vorteil  zu  Zwecken 
eines  wirksamen  Unterrichtes  beim  zünftii^fcn  Kleint^ewerbe  einge- 
schränkt würde.  In  der  Schaffung  gcordnctei  Verhältnisse  können 
•  allerdings  schon  vorher  der  Staat  und  die  öffentlichen  Korporationen 
bei  der  X'ergebung  von  Arbeilen  vorangehen.  Aber  es  ist  nicht 
minder  klar,  tlafs.  solange  eine  grundlegend»;  Reform  des  Erwerbs- 
lebens nicht  ciiitrilt,  die  bestgemeinten  MafsreLfeln  des  Aibciter- 
schutzes  auf  dem  Papiere  bleiben,  wie  dies  bezuglich  der  Sonntags- 
ruhe bereits  der  Fall  ist,  otler  nur  zu  gröfserer  Heimlichkeit  führen. 
Sdbst  in  Amerika  und  Austratien,  wo  die  Gesetze  so  scharic  Polizei- 
niafsregeln  gegen  die  Heimarbeit  enthalten,-)  wo,  wie  im  Staate 

')  Sti'iu>grapljisclK>  rrotukoll  ilcr  tlurch  dit-  Gewerkschaften  Wiens  eiuberulcueii 
^•werblicbrti  Enquete.   S.  76,  216. 

«)  Eine  Uebersiicht  der  Ant^Sweatiap-Ge«ietx|;ebuti£  giebt  l)r.  K.  SchwiedUml 
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New'-York  ncucstcns  vorgeschlafen  wurde,  dafs  jeder  Unternehmer 
oder  Zwischcnmcistcr  eine  Extrastcucr  von  300  Doli,  per  Kopf  der 
Heiniarbcitcr  entrichten  soll,')  werden  die  bisherij^en  Gesetze  lax  '^a 
handhabt.  In  Chicac^o  besteht  das  Schw  itzsystem  in  voller  Kraft  und 
ScheufslichkeiL*)  Ucbcr  eines  kommen  die  schönsten  Polizeigesetze 
nicht  hinweg:  dal's  in  Perioden  sinkender  Kaufkraft  der  Kampf  ums 
Dasein  umso  schärfere  Fonmn  annimmt,  je  mehr  die  i'roduzenten 
durch  Gesetz  oder  (ji-w  ulmhclt  an  einen  Produktioiiszweig  ge- 
bunden sind.  Und  ie  utiUr  die  österreichische  Gewerbepolitik 
auf  dem  Wege  1'  1  Gebundenheit  an  ein  bestimmtes  Handwerk 
fortschreiten  wird,  desto  mehr  wird  sie  dem  Pfuscher  in  die  Hände 
arbeiten. 

(ian/.  eigenartig  ist  die  Stt  UuiiL;  der  Heimarbeit  in  der  grofsen 
Textilindustrie.  Wir  haben  hier  zu  unterscheiden:  die  einzelnen 
Handarbeiten,  welche  von  mechanisch  eingerichteten  Etablisse- 
ments nach  Hanse  gegeben  werden  und  zweitens  die  hausindustrielle 
HersteilunLi  hanilgewebter  Ware,  die  fabriksmäfsig  nur  appretiert 
und  fertiggestellt  wird. 

Typen  der  erstcrcn  Kategorie  sind  die  Spulerinnen,  P'ransle- 
rinnen  und  Ausnäherinnen  der  Woilwarenindustrie,  Sie  arbeiten 
teils  nur  in  der  Fabrik,  teils  in  der  Fabrik  und  nach  Feier- 
abend zu  Hause,  teils  nur  zu  Hause,  und  erhalten  in  diesem  Falle 
entweder  direkt  von  der  Fabrik  oder  von  Arbeitsgenossen  die  Ar- 
beit zugeteilt.  Die  Hausspulerei  wird  meist  von  Kindern  und 
jungen  Mädchen  betrieben.  Von  386  ständigen  Spulerinnen  in 
P>rünn  sind  zwei  Drittel,  von  440  nichtstantligen  71  jünger 
als  25  Jahre.  V'on  den  ständigen  Arbeiterinnen  beziehen  45  "a. 
Lohne  von  4 — 6  fl.,  in  einem  Falle  6,50  fl.  als  Maximum,  der  Rest 
wenifrer.  Ganz  anders  steht  es  mit  den  Ausnaherinnen.  Das  sind 
gelernte  und  ungemein  gesuchte  Arbeiterinnen.  Von  265  stäntligen 
sind  fast  die  Hälfte^  von  den  248  niclitständigen  fast  zwei  Drittel  über 


im:  Vorbecicht  Über  eine  gcsetiliche  Regelung  der  Heimarbeit  Erstattet  an  div 
nicdcrosterr.  Handels*  und  Gcwcrbdumimer.   Wien  1896  S.  31 — 38. 

^)  A  Congresnonal  Mcasare  to  tax  $$veat*$hops.  Jounial  of  the  Department 
of  Laboor,  WelÜngton,  New  Zealand  1896  v<A.  TV.  no.  38  p.  416-^419. 

*)  Henry  White,  The  Sweating  System.  Journal  of  the  Department  «U* 
l^bour.  Welliiigton,  New-Zcaland  1896  vol.  IV.  no.  42  p.  818—837. 
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30  Jalire  ah*  Es  sind  vtd&eh  arme  kinderreiche  Witwen.  Die 
mitderen  Wcurhenverdienste  betragen 


Das  Gros  bleibt  also  unter  6  fl.  Wochenverdienst.  Höhere 
Löhne  sind  Ausnahmen ;  zwei  Meisterinnen  kommen  auf  ro  und  1 1  fl. 

Die  Heimarbeit  dieser  Arbeiterinnen  ist  aber  an  und  (Ör  sich 
nicht  Folge  der  niedrigen  Fabriklöhne,  sondern  der  lokalen  Um- 
stände z.  B.  der  Notwjendigkeit,  bei  ruhigem  Lampenlichte  nach 
Eintritt  der  Dunkelheit  zu  arbeiten,  und  kann  in  elektrisch  beleucfa- 
teten  Fabriken  gänzlich  vermieden  werden.  Durch  eine  Erschwerung 
der  Heimarbeit  der  Spulerinnen  würde  ledigUch  der  Einstellung  von 
Spubnaschinen  Vorschub  geleistet  Diesen  Arbeitern  läfst  sich  also 
helfen,  auch  innd  sie  wenigstens  gegen  Krankheit  und  UnM  ver- 
sichert, und  werden  in  Brünn  auch  für  den  Fall  der  Invalidität  und 
des  Alters  unterstützt.  Ganz  anders  steht  es  bekanntlich  mit  den 
Arbeitern  der  dvst  gänzlich  auf  Heimarbeit  angewiesenen  Betriebe. 

Auch  hier  herrscht  grofse  Vielgestaltigkeit.  Die  Haupttypen 
sind  die  folgenden. 

1.  Eine  Firma  verwebt  stärkere  Game  mechanisch,  sdiwächere 
teilt  sie  an  Hausindu.strie1le  aus. 

2.  Eine  Firma  besorgt  nur  die  Vorrichtungsarbeiten,  übergiebt 
die  Ketten  direkt  dem  Hausweber. 

3.  Eine  Firma  übergiebt  das  Garn  ungeschweift  einem  Faktor, 
der  diese  Vorarbeit  besorgt  und  die  Weberei  durch  seine  Heim« 
art>eiter  vermittelt.  Die  Firma  Ist  entweder  ein  sogenannter  Erzeuger 
oder  ein  Händler. 

In  der  nordmährischen  Leinen»,  Jute*  und  Barcbentweberei 
dürfte  der  direkte  Verkehr  mit  dem  Fabrikanten  oder  Erzeuger 
vorwi^en^  In  der  von  Brünn  abhängigen  Wollweberei  dominiert 
der  Faktor. 

Dies  ist  das  Gebiet  der  nach  Wunsch  einiger  Experten  der 
Gewerbeenquete  zu  erhaltenden  „nationalen  Hausindustrie*  mit  ihrem 
idyllischen,  nicht  durch  die  Berührung  mit  fremden  Elementen  be- 
fleckten Familienleben.  Betrachten  wir,  zumal  wie  wir  sehen  werden, 
auch  der  neueste  Erlafs  .sie  nicht  wirksam  regeln  wurde,  diese  Haus- 


für  265  ständige 


fllr  248  nichtständige 


unter  t,  H. 
über  6  „ 
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Weberei,  die  des  Schutzes  vor  sozialen  Reformen  so  sehr  bedarf, 
einmal  näher;  zunächst  die  Leinen-,  Jute-  und  Barchentweben 

In  Schlesien,  Nordmähren  und  dem  böhmischen  Grenz^afjicte 
sind  diese  Arbeiter  sowohl  auf  mechanischen  Stülden  in  Fabriken 
als  auf  Handstühlen  in  der  Hausarbeit  beschäftigt.  Zunächst  ver- 
f/leichen  wir  auf  Giund  der  Lohnbücher  ihren  Jahresverdienst.  Kr 
beträft  für  73  Haiidweber,  prozentuell  berechnet,  wenij^a-r  als  1506. 
für  74%»  — 200  fl.  15%,  darüber  nur  ll"  „.  Die  höchsten  Ein- 
kommen, die  einzigen  über  3CX)  fl.,  sind  327  fl.  25  Kr.  und  351  fl. 
45  Kr.  Es  sind  das  FamilicneiDkoinnien.  Von  119  ständigen 
FabrikwelK-rn 

erreichen  bis  200  fl.     201 — 250     251 — 3CX>     über  300 
in  %        7  62  28  3 

also  im  Durchschnitt  ein  am  lOO  Gulden  höheres  Jahresverdicost 
als  die  Hausweber,  darunter  3:351  bis  400  fL 

Die  entsetzliche  Niedrigkeit  des  Hausweberverdtenstes  ftibrt  nun 
sofort  zur  bekannten  Einwendung,  dafs  dies  nur  eine  zeitweilige 
Nebenarbeit  sei,  da  der  Hausweber  ja  auch  der  Landwirtschaft  ob* 
liege.  Dafür  giebt  es  nun  zweierlei  Proben:  die  der  allgemeinen 
Erhebung  über  die  Verbreitung  des  Haus-  und  Grundbesitzes,  und 
die  der  Stichprobe  durch  personlichen  .Augenschein  zur  Zeit  der 
Feldarbeit. 

Im  Brünner  Handelskammerbezirke ,  tier  die  Lran/.e  Westhalftc 
von  Mäliren  umfafst,  ergab  nun  für  den  Bezirk  Mähr.  Trübau,  wo 
der  Hausindustrie  sich  befindet,  eine  Erhebung,  dafs  Dreiviertel 
der  Hausweber  weder  Haus  noch  Grund  besitzen,  sondeni  entweder 
im  Ausgedinge  leben  oder  bei  Bauern  in  Miete  (sogen.  Zinsleute) 
wohnen.  Erst  im  Gebiete  der  Wollweberei  (pol.  Bez.  Neustadtl)  steigt 
der  Prozentsat/,  der  Kleinbesitzer  auf  55  Aber  welcher  Besitzt 
.-\n  bergigen  Lehnen  führt  dort  der  Kieinhäusler  den  Pflug;  wo 
kein  Zugtier  emporklimmt,  spannt  er  Frau  oder  Magd  ein,  um  dem 
Boden  den  mieten  Ertrag  abzugeunnnen. 

Eine  Studienreise  durch  dieses  Gebiet  zeigt  folgende  Ergebnisse: 

I.  Eine  Lcfln«v«lyerfMniUe,  Mann  30,  Frau  S7  Jahre,  die  Kinder  3,  i</t  Jahre 
und  14  Tage  all.  In  der  Stube  stehen  swei  Webitilhle;  die  Wohnmig  enthält  noch 
«in  Bett,  ein  Kinderbettchen,  sonst  nichts.  iUe  giebt  einen  Kuhikluftraum,  nur  *uf 
4  Penoncn  gerechnet,  von  7.441«'.  Der  Mit  Uiiis  beträgt  ao  fl.  jälirlidl.  Per  Mann 
i»t  bru«>t]i-idcnd,  ul  ki  iii  Kauchor,  jjchl  lüclit  ins  Wirtshaus.  Kin  von  einer  Ver- 
traucn»person  konlrolHtTte*  Monat'^hutlg"  t  .  rgicbt  folgende  .Vufstellung :  Drr  Gr- 
«anuntbetraK  dvx  Monatsausj^abcn  beläuft  sich  auf  31  tl.  50  Kr.;  doch  i!>t  dieser 
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Hccnift  nor  durch  rine  aufscrordentliche  Ausgabe  von  13  fl.  (Ar  Hebamme,  KiDid$- 
Uuif«  etc.)  bervorgcrufco,  sodafs  die  normalen  Monatsansgaben  nw:  18  A.  50  Kr. 
betragen.   Davon  entfallen  ohne  Anrechnung  des  Wertes  der  setbstgezogenen  Kar* 

tnffeln  10  rt.  62  Kr.  mlrr  57,4%  avf  Nahrunjisausgaben ,  davon  21°,,  ftir  Brot 
idlcin.  Du-  Monatht-iniuiliiiicu  botrag'-n  32  fl.  50  Kr.;  hirvon  ist  j»-doch  dt*r  ftir  die 
Knlbinduu};  j^ospart--  V'ornn  von  15  Ii.  uitil  -  in  ('i<^ch>iik  von  I  fl.  in  Abzug  zu 
briugi.n.  S«  ••t«],.  11  den  normalen  Aufgaben  vuu  16  i\.  50  Kr.  Einnahmen  von 
16  fl.  50  Kr.  ^t^i  niibcr  —  trin  Dctizil,  das  durch  die  Nicdurkunft  trots  gröfstcr 
Spanamkett  liervoigernfen  ist.  Nach  einer  mir  vorliegenden  duivh  zwölf  Tage  ge- 
nau gelUhrten  Aufschrcibong  der  Arbcitaaeit  dauerte  dteie  durchschnittlich  von 
4  Uhr  50  Min.  frtth  bii»  10  Uhr  16  Min.  abend»,  also  rund  ly'/t  Stunden! 

2.  flauNlialt  (BarilnntWfb»T).  Dir  Familie  besteht  aus  dem  37 jährigen  Manm*, 
di  r  36  j:ihri;;«  n  Frau,  virr  Kindrrn  im  Altor  von  13,  o.  S  und  2  Jahn-n.  H'  i  rauhvr 
Witlv  iiin^'  k<»nn«-!i  di»-  Kirub-r  häufig  die  .Vlmlr  nii  ht  li.^urhü-n,  da  die  I  U'm  das 
Schuliwi  rk  nicht  iM  sttt-ii«  11  kojincu ;  .>>ic  trag<  n  im-ist  gi-«ichonktc  KIrider  und  schialon 
in  allen  Kistcu.  l>i<-  Frau  geht  in  dir  Cigarronfabrik.  Der  Mann  kocht  und  webt. 
Er  erhielt  t'rähcr  flir  6  Sttick  Itarchent  su  je  30  Wiener  Ellen  (78  cm  breit,  1900 
Faden  33  Strühnc  a  768  m  in  30  Ellen)  4  fl.  ao  Kr.  jetzt  3  fl.  30  Kr.  Er  geht 
im  Sommer  auch  als  lindlicher  Taglöhner  zu  Grundbentzem  und  erhilt  dann  30  Kr. 
und  Kost  täglicli.  Kr  arbeitet  14  Stund<n  täglich,  ist  ein  starker  Raucher,  gebt 
Sonntag-  ins  Wirt.sliaus ,  wo  er  für  20  Kreuzer  Srlmaps  trinkt:  er  i-t  niifsvergnügl, 
M-hf«  .  V,  rknntni-  n  und  iibelb«  riichti|,'t  Ha-  Ausgalienbudgcl  emi>  Monats  —  in 
welchi-ni  sich  kl.  in.  re  Au^la^äuugcn  lietinden  dürt'scn  — -  beträgt  16  Ü.  Kr.;  der 
Monatszins  beträgt  3  fl.  20  Kr.  Die  Einnabmcn  betragen  16  fl.  13  Kr.  Davon  he» 
trügt  der  VvrdieuKt  des  Mannes  7  fl.  Die  Fron  ist  also  die  HauptemSbrerin  der 
Familie. 

3.  Ilausltah  (Leintnivbrrj.   Maim  54,  Fran     Jabve  ak.  Seit  3  Jahren  schwindet 

der  Frau  dir  Kraft.  Der  Mann  spult;  er  ist  brustkrank.  ArbeiUMU-it  3  Uhr  früh 
bis  10  oder  II  rii-  IUI.  hi>.  Der  .Schmie«!  des  Ortes  i»t  zugleich  Faktor;  Wochen« 
vcrdicn.>t  2  fl.  45  Kr.,  .ds«>  35  Kreuzer  per  Tag, 

4.  lluUiihaU  t  Harcheiitwelierj.  Ks  webt  die  seit  15  Jahren  verwitw  et»  40  jährige 
Kran  und  ihre  18jährige  Tochter.  Im  Haushalte  ist  noch  die  86jährigc  blinde 
tifofsmutter.  AuK  di>m  Lohnbuch  ergicht  sich  ein  Tagesverdienst  von  35  Kreuzern. 
Die  Leute  leben  nur  von  Kartoffeln,  essen  nie  Fleisch.  Ein  Besuch  wie  der  meine 
..war  noch  nie  da". 

5.  Haushalt  ( Itarcluniweberi.  Der  Mann  ist  32  Jahre,  die  Frau  29  Jahre  alt. 
Iier  Mann  i>t  brustkrank,  dii  Frau  blutleer  I.ilin -vr-rdi.  nst  l-.mt  l.ohiibueh  93  fl. 
50  Kr.  Tagr.NVi-rdien^t  40  Kr,  NahnmK :  1,' iiml  in  di-n  Ka.sch  (nif  Kleivrh)  und 
Kartot^«  in ;  an  Feiertagen  Cichorienkatlee.  Die  Kartoifeln  milsraten  und  man 
geht  oft  hungrig  am  Bette. 

6.  Ilaukhalt  (Karchentwebcrj.  Der  W^eber,  69  Jahre  alt,  und  ein  taubstummer 
Knabe  weben;  ein  Kind  spult.  Verdienst:  28  Kreuzer.  Wohnt  im  Ausgedinge  und 
hat  einen  kleinen  Nebenverdienst  durch  Rasieren.  Auf  die  Fragen  nach  den  Aus« 
CalHm  erwidert  er:  „iK-m  Weber  gehta«  wie  dem  nackten  Manne  im  Domitrandit 
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wenn  er  Iftucn  will,  ao  sticbf  s  ihn.*'  In  seiner  Stabe  lumn  er  freilich  nidit  tauen, 
denn  diese  gleicbt  «her  einem  Loche,  als  einer  menschlichen  Behaaiong.  Dit  heaHc 
schlafen  vntcr  dem  Webilnhl  am  Fvfsboden. 

7.  Haushalt.  Der  Sohn  des  vorigen,  39  Jahre  alt,  dcaccn  gleichaltrige  Fran 
UD(1  \HT  Kinder.  Ein  6 jähriges  »pult,  drei  Kleine  liegen,  mit  englischer  Krankheit 
behaftet,  im  Bett. 

DiT  Pfarrer  f!<  ^  Ort*-  nuirht  mich  auf  die  NuchlKirpmu  inde  aufmerksam,  wo 
ein  Fiiiill'  i  il'  i  l'i  wolnu  r  l^nmiitweinsänfcr.  vro  Hhn-t  h.uide  und  Notzucht  endemisch 
Neifii ,  uud  wu  man  niclU  mehr  zum  Essen  kt>chi ,  sondern  aus  ausgehöhlten  Broten 
„Bratmtweiu  löffelt".  Auf  meine  Frage  nach  der  Religiosität  der  Bewohner  erwidert 
«T,  die  Leute  hörten,  wenn  tiberhaapt,  der  Predigt  stnmpfainnig  so,  —  hier  sei 
jedes  Wort  verloren.  Das  leichenbhMse  Aussehen  der  Strafsenkinder,  die  haUmadct 
sich  herumtreiben,  imd  die  Gcmlttsverfassmig,  in  welcher  ich  den  Gemeindevorsteher 
aatrefle,  bestitH{t  dieses  Urteil.   Ebenso  der  Besuch  des 

8.  Haushaltes.  IHe  60 jährige  Frau  und  /.wei  Kinder  weben,  der  67jährige 
Alt«-  ist  angeheitert-  Das  Lohnbuch  ergiebt  einen  Jahresverdienst  von  54  fl.  60  Kr. 
Landwirtschaft  and  die  Unterstützung  durch  einen  Sohn  ergänzen  dieses  Einkommen» 

Wer  nach  solchen  Bildern  des  menschlichen  Elends  von  der 
Erhaltung  der  nationalen  Hausindustrie  schwäimen  hört,  muss  sich 
unwilikürlich  fragen:  welche  häuslichen  Sitten  will  man  hier  kon* 
.servieren?  Wenn  hier  jemals  patriarchalische  Familienverhältnisse 
bestanden  haben,  so  sind  sie  unter  dem  Drucke  der  grolsindu- 
strielten  Entwicklung  verschwundeti.  Nur  im  fernen  Osten,  wo  noch 
in  Landwirtschaft  und  Gewerbe  die  Naturalwirtschaft  überwiegt, 
mögen  sich  solche  Verhältnisse  friedlicher  Familienarbeit  erhalten 
haben.  Aber  auch  hier  sind  ilirc  Tage  gezählt,  und  die  n^rt« 
ächaftliche  Decadence  des  Heimarbeiters  vor  dem  Fabrikarbeiter  be« 
siegelt  *) 

Man  kl^  die  Fabrikarbeit  an,  sie  zerstärc  gewaltsam  das 
Familienleben ;  gewifs  mit  Recht,  wenn  aus  dem  Arbeiterheim  blofs 
die  Schlafstelle  wird,  gerade  gut  genut^,  um  die  Glieder  wieder 
arbeitsfähig  zu  machen  und  ein  neues  Sklave nj^eschlecht  hervorzu- 
bringen. Aber  die  Fabrikarbett  ertötet  nicht  die  Sehnsucht  nach 
einem  Heim.  Im  Kampfe  um  die  Arbeitszeit  äuTsert  sich  der 
Dran^  nach  einer  Zufluchtsstätte  menschlichen  Behagens  und  geistiger 
Erholung.  Der  Sofgenschleier,  der  den  besser  entlohnten  Fabrik- 
ari)eiter  verläfst,  wenn  Feierabend  anbricht,  bedrückt  aber  den 

*j  üelhit  Dr.  C.  von  Taygcrth,  der  die  „Su/iale  und  wirti>chaltliche  i>age 
der  gaUriacfaen  Schnlnnacher"  (Leipzig  189t)  so  loeig  schildert,  bdcennt,  dafs  auch 
dse»e  patriaichalisch-fromme  Hansindustrie  dieselben  Formen,  wie  die  des  Westens 
annehmen  werde.   S.  $4 — SS' 
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Haasarbeiter  Tag  und  Nacht.  Seine  Werkstatt  ist  kein  Heim,  son- 
dern sein  Heim  ist  nur  eine  Werkstatt.  Seine  Familie  ist  eine 
Gemdnschaft  von  Mcnschciu  die  sich  gegenseitig  ausbeuten,  iiiul 
unter  .^nem  Dache  wohnt  der  Geist  der  Zwietracht,  nicht  des 
Friedens. 

Aus  der  Zusanimcnsctzuni;  der  früher  geschilderten  Haus- 
haJtuti^^^'n  könnte-  min  Uicht  ^^cfolgert  werden,  dafs  die  ländliche 
Hausweberei,  ganz  im  Sinne  der  bestehenden  gesetzlichen  BegriflTs- 
hestiminung,  fremde  Gehilfen  nicht  bi  schäfti;^^',  sondern  auf  An- 
gehörige des  Hausstandes  beschränkt  sei.  Dies  wäre  ein  Irrtum, 
xumal  die  Sclülderung  sich  auf  die  Zusunule  im  späten  Frühjalire 
bezieht  und  vorwie^^cnd  Haushalte  mit  >>ehr  wenig  oder  keinem 
landwirtsch.iltachem  Nebenbetriebc  betrifft.  \'on  /.uvcriässigcn 
Gewährsmaiuierii  wird  bezeugt,  dafs  vielfach  Bauern  selb.'^t  im 
Sommer  arbeitslose  Webeigehilfen  aufnehmen,  die  Arbeit  abliefern^ 
tmd  mit  dem  Gehilfen  den  Verdienst  t^en. 

Das  Verhältnis  der  (busweber  zum  Erzeuger  ist  bis  jetzt 
in  der  Regel  ein  Lohnverhältnis,  de&sen  Bedingungen  im  Qinttungs* 
buche  verzeichnet  werden.  Von  einem  Unternehmer  erfuhr  ich 
jedoch,  dafs  er  die  Ketten  dem  Weber  verkaufe.  Dadurch 
schütze  er  ^ch  vor  dem  Metzen  und  habe  auch  die  bald^e  liefe* 
rung  in  der  Hand. 

Es  unterliegt  nun  keinem  Zweifel,  dafs  der  Heimarbeiterschutz 
völlig  Hlusorisch  wird,  wenn  er  nadi  dem  Vorschlage  des  neuen 
Ministerialentwurfes  led^lich  auf  solche  Heimarbeiter  eingeschränkt 
werden  sollte,  die  von  einem  Utitcrnehmer  geliefertes  fremdes 
Material  im  Lohne  verarbeiten.  In  diesem  Falle  wird  sofort  zum 
Kaufsystem  ,:e<^Mifren  werden',  und  der  Heimarbeiter  rechtlo.s 
.sein,  wie  früher.  In  Oesterreich  bi  steht  aber  das  Kauf-  neben  dem 
Lühn>y>tcm  in  den  verschiedensten  Hausindustriccn,  in  der  Weberei 
Mäln  en<,  iti  der  Lfali/.i>chen  Schuhinaclierei wie  bei  den  Hol/.- 
spielwarenarbcitern  ni  Tirol,  die  gleichfalls  an  <lte  Ortskaufleute  ab- 
liefern, und  von  welclien  nur  eine  Heimarbeiterin  .sagte:  „NeUa 
mi>ej  ia  siamo  quasi  tutti  ') 

')  Vgl.  atttooigrapliiiicbes  Protokoll  «Irr  von  den  Gcwcrkschalten  irinbcrafencn 
gvwerblicbeo  Eaqn^e  S.  215. 

■)  \.  Payni  rtli  a.a.O.  S.  57  ^S<:|lllhnnarht.•r  in  .Skalat  . 

*;  Vpl.  üb«T  die  (lortigf  l>:iM  im  1  ,ohn-,  bald  im  Kauf«y!itt'ni  »ich  brwr^rndr 
IlcimarUit  die  Statistiücheu  Hi  ruht.  il'«r  Ilandt-U-  und  Gi'wcrbrkanimer  in  Koxru 
lür  ihis  Jahr  1880  S.  107  und  tür  1H90  .S.  282. 
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Unter  den  Vorschlägen,  welche  der  besprochene  Entwurf  zu 
Gunsten  der  Heimarbeiter  macht,  steht  obenan  ihre  Einbeziehung  in 
die  Krankenversicherung.  Hier  gilt  es  geradezu  ein  altes  Unrecht 
gutzumachen.  Man  -  hat  es  bisher  ruhig  geschehen  lassen,  dafs  die 
Kindersterblichkeit  im  ersten  Lebensjahre  in  der  Heimarbeiterschaft 
eine  unerhörte  Hohe  erreichte,  —  in  Sternberg  steigt  sie  auf  13,2 
—  dafs  alte  Heimarbeiter,  die  als  arbeitsunfähig  entlassen  werden, 
sich  als  Tagelöhner  bei  Bauten  verdingen  müssen  und  unter  der 
schweren  Last  zusammenbrechen.  Vor  etwa  vier  Jahren  versuchten 
einige  Beziricshauptleute,  gestützt  auf  eine  Entscheidung  des  Ver« 
waltungsgerichtshofes,  die  Hausweber  zu  versichern.  Die  Leute 
zahlten  durch  drei  Jahre  ein,  da  hob  auf  gewisse  Aktionen  hin  die 
R^ening  die  Versicherung  auf.  Durch  drei  Jahre  hatten  die  Leute 
von  einem  Wochenverdienst  von  2  fl.  75  Beiträge  gezahlt,  die  nun 
verfielen.   «Nun  sind  wir  wieder  rechtlos"  sagten  sie. 

Die  Organisation  der  Heimarbeit  erhält,  wie  oben  erwähnt,  in 
der  WcHlwarenindustrie  ihr  besonderes  Gepräge  durch  das  Vor* 
herrschen  des  Faktors.  Um  seine  Rolle  zu  verstehen,  mufs  die 
Art  und  Weise  der  Lohnfestsetzung  in  dieser  Hausindustrie  studiert 
werden. 

Will  jemand  mit  sehr  wenig  Kapital  Textilindustrieller  werden, 
so  wird  er  einen  jener  gangbaren  Massenartikel  erzeugen  (Damen- 
kleiderstofle,  Umhängtücher),  die  aus  dem  schlechtesten  Rohmaterial 
in  der  Hausindustrie  erzeugt  werden.  Um  das  Pjrodukt  des 
mechanischen  Stuhles  zu  unterbieten,  spart  er  an  Material,  und  ar- 
beitet ohne  jedes  Risiko,  wenn  er  die  billigste,  g^n  Entlassung 
und  Lohnreduktion  schutzloseste  Arbeiterschaft  beschäftigt  Um 
aber  auch  die  Fehler  der  Ware  auf  fremde  Sdiultern  abwälzen  und 
sich  80  die  Aufeiditskosten  des  Werimaeisters  in  der  Fabrik  zu  er- 
sparen eogagirt  er  eine  Person,  die  ihm  für  pünktliche  fehlerfreie 
Lieferung  der  Ware  haftet,  mit  der  er  allein  zu  thun  hat,  einen 
Faktor. 

Durch  Umfr^en  und  Beobachtungen  weifs  er  nun,  dafs  für 
einen  bestimmten  .\rdkel  einfachster  Art  z.  B.  für  ein  Dutzend 
Tücher  3  fl.  60  der  geringste  T.ohn  ist  Jede  Komplikation  des 
Musters  wird  zu  diesem  Mioimalsatz  hinzugerechnet.  Das  ist  jedoch 

^)  Der  KeichidiiivluclniUt  beträgt  7^l*/W  Bra lasse viS,  EHe  isterbüchkeit 
m  den  gjföfeefen  SOdten  Ocstcrfeichs  im  Jabrc  1894.  Statistisehc  M<Httts«:hrift,  XXI. 
Jahrp.  Wien  1895  S.  181.* 
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keineswetis  der  vollt-  Lohn  des  Hauswebers.  Der  Faktor  rechnet 
einen  bestimmten  Ab/.iig  (z.  B.  25  —  50  Kr.  per  Dutzend)  für  seine 
Vermittlung,  für  diu,  Besorgen  von  Webeblättern  und  Geschirren, 
ferner  eine  FrachtL^ebülir  für  die  Zufuhr  von  Ketteu  und  Abfuhr  iler 
Loden  (15—20  Kr.i:  endlich  muts  das  Spulen  dem  Weber  entweder 
von  Fainiiicumit<^diedern  oder  von  fremden  Hilfskräften  besorgt  werden, 
wofür  35  Kr.  per  Dutzend  zu  rechnen  sind.  So  stellt  sich  für  ein- 
fachste Ware  das  Netto- Verdienst  des  Webers  auf  2  fl.  85,  und  da 
er  an  einem  Dutzend  eine  Woche  angestrengt  webt,  per  Tag  auf 
40—41  Kreazer. 

Diese  Löhne  sind  so  niedrig,  dafs  sie  unbegreitlich  wären, 
wenn  nicht  noch  ein  Moment  eine  Rolle  spielte:  das  Metzen  d.  h. 
das  Behalten  eines  Teils  des  anvertrauten  Garnes.  Und  dafs  hier 
der  Faktor  als  direkt  Beteiligter  auftritt,  beweist  der  Umstand,  dafs 
einige  bessere  Faktoren,  weiche  nicht  „metzen**,  von  den  Fabriken 
dafür  bis  15*^/0  höher  entlohnt  werden.  Von  den  wenigen  Klein« 
meistern  einiger  Ortschaften,  die  auf  den  Markten  Tuch  verkaufen, 
wird  behauptet,  dafs  sie  nur  gemetztes  Garn  verarbeiten;  so  sind 
sie  z.  B.  in  der  Lage,  das  Dutzend  Unterröcke  um  $  ü.  zu  ver- 
kaufen, und  den  Preis  selbst  der  Fabrikware  zu  drücken.  Damit 
sinkt  nodi  weiter  der  Lohn,  und  so  erklaren  sich  lokale  Preise 
differenzen,  die  der  handgewebten  Ware  zugute  kommen  und  den 
technischen  untl  sozialen  Fortschritt  hemmen.  Dazu  kommen  die 
schmählichsten  Bedrückungen  der  Arbeiterschaft  durch  viele  Fak- 
toren. 

Dahin  irchört  zum  I^cispiel  der  Iktrieb  von  Winkelwebereien 
mit  nichtVersicherten  l\i--oiien.  Wird  ein  >olclKr  Faktor,  der  in 
-Ltiieni  uiylli^clieii  dehöfte  cuicu  Websaal  besitzt,  dem  Arbeiter- 
.^chutze  zu^efüiirt,  >(>  -pielt  er  den  Mcnschenbe^lückei  und  .setzt  gej^eu 
tUc-ses  Unrecht  Himmel  und  Hölle  in  Bewei^ung.  Aber  noch  stärker 
äufsert  sich  .seine  Macht  als  Arbi  it>\ crniitUer  un<l  Zanimei.ster  der 
Heimarbeiter.  Knttleckt  er  z.  ß.  billige  Leineweber,  so  überredet 
er  sie,  >lch  für  höheren  Lohn  auf  Wollweberei  einzurichten,  und 
setzt  dann,  wenn  das  geschehen,  die  Löhne  rapid  auf  den  alten 
Stand  herab;  Er  prellt  diese  Aermstcn,  namentlich  wenn  die 
Faktorei  mit  einem  Schank-  oder  Kramladen  in  Verbindung  steht, 
um  den  letzten  Heller.  Kr  läfst  sie  auf  Arbeit  und  Greld  tagelang 
warten,  zieht  dann  die  Zeche  vom  Lohne  ab  oder  verweigert  ge- 
radezu  die  Auszahlung  in  Geld,  giebt  Vorschüsse  gegen  öopro- 
zentige  Zinsen  bis  zur  totalen  Verschuldung,  pfiindet  dann  loschen 


uiyiii^ed  by  Google 


Die  HdnMrbeil  und  ihre  cepknte  Regelttn£  in  Oesterreich. 


263 


und  Habseligkeiten,  und  zieht  .sich  von  diesem  Wirken  mit  Hinter- 
lassung einer  beträchtlichen  Armenlast  für  seiin.  Gemeinde  zurück. 
Nur  dem  besontleren  Geschick  und  Eifer  der  Behönlcn  gelin^^  es 
hie  und  da,  Exempel  zu  statuieren.  Zu  einer  wirklichen  Reform 
fehlen  ihnen  alle  Handhaben.') 

Indessen  kommt  einer  eventuellen  Geset^ebung  die  Ent- 
widdung  von  zwei  Seiten  zu  gute:  von  Seite  der  technischen  Fort- 
schritte und  der  Organisation  der  Arbeiter.  Die  Handweberei  in 
Barchent  wird  immer  unrentabler  und  zwar:  bei  sinkenden  Lohaent 
Wahrend  aber  der  kostspielige  Dampfbetrieb  der  Fabrik  fiir  viele 
mittlere  Erzeuger  noch  in  weiter  Ferne  steht*  kooimt  ihnen  das 
grolse  Ereignis  unserer  Zeit,  die  elektrische  Krafitübertragung,  zu 
Hilfe.  Zwar  sind  die  elektrischen  Webanlagen  in  Oesterreich  erst  • 
im  Versuchsstadium;  aber  die  in  einer  Stadt  mit  14  Stühlen  ge- 
machten Versuche  lassen  bereits  die  Erzeuger  beträchtlidie  finan- 
zielle Vorteile  erhoffen.  Damit  ist  der  Uebergang  vom  hausindu- 
striellco  Verbgs*  zum  fabrik^mäfsigca  Mittelbetrieb  in  der  Textil- 
industrie besiegelt. 

Andrerseits  hatten  infolge  der  Umtriebe  der  Faktoren  selbst  die 
Arbeiter  der  Wollindustrie  im  Jahre  1893  in  einem  Bezirke  Mährens 
sich  zu  einer  Art  Genossenschaft  organisiert  —  der  Anstofs  ging 
vom  katholischen  GeseUenvereine  aus  —  wählten  einen  Ausschufss 
der  die  Arbeit  besorgen  und  verteilen  sollte,  und  schlössen  sich  dem 
christlich-sozialen  Vereine  der  Manufakturarbeiter  Brünns  an.  Diese 
sogen.  Filialen  bestanden  nur  zwei  Jahre  hindurch;  sie  giogen  teils 
infolge  der  Anfechtungen  durch  Privatfaktoren ,  teils  infolge 
innerer  Zwistigkeiten,  der  schlechten  Arbeit,  die  einrifs,  und  des 
schlechten  GeschäÜtsganges  ein.  Sie  hatten  Anlaufe  zu  gewerk- 
schaftlichen Zwecken  genommen  und  haben  jedenialis  die  Organi> 
sationsfähigkeit  selbst  dieser  ökonomisch  so  tiefstehenden  Arbeiter- 
idasse  bewiesen.  In  noch  viel  ausgedehnterem  Afofsstabe  haben  die 
Produktivgenossenschaften  der  Heimarbeiter  der  Sturkereiindustrie 


^)  Die  ohife  SebiUenng  des  Kaktorentnins  eutnehmc  ich  Mnüichen  AktemMcken, 
«Ke  mir  dnrah  Güte  der  politiidieii  Behordeik  zar  Verfllcvng  gestellt  wurden.  Die 
■agribtutctt  HtttMchen  decken  sich  mit  den  von  G.  Schmoller»  Die  gescfaicfat- 
iiehe  Entwickhmg  der  Untemehmiiag  V.  Die  HaiisindiisUrie ,  Jahrbach  fUr  Gcaete- 
giebong,  Vcrw-Altung  und  Volkj>wirt!>cbatt  XIV.  jahrgan|r  1890  S.  1065  fttr  das  Faktoren- 
wescB  im  Deutschen  Kcicbe  und  in  Rufsland  vorgeftthrten  Daten. 
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in  Vorarlberg,  sowie  tler  Wiener  Perlmuttcrdrechsler  *)  die  Mög- 
lichkeit des  korporativen  Zusammenschlusses  selbst  dieser  isoliertesten 
Arbeiterklasse  dargethan.  Freilich  sirul  diese  freien  Verbände  als- 
bald ins  Wanken  geraten,  und  derzeit  l^csteht  nur  eine  einzige  freie 
Organisation  tler  Heimarbeiter  in  Oesterreich,  jene  iler  Glasarbeiter 
in  Gablonz.  Auch  hier  dürfte  dem  Vernehmen  nach  bei  stockendem 
Absätze  tlie  Einhaltung  der  von  tlen  Arbeitern  festgehaltenen  Minimal- 
löhne auf  Schwierigkeiten  stofsen.  Ob  nicht  gerade  hier  Zwangs- 
genossenschaften viel  gröfsere  Aussichten  auf  wirtschaftlichen  Er- 
folg als  im  Kundenhantiwerk  besäfsen ,  zumal  wenn  sie  aus  ihrer 
Mitte  Vertrauensmänner  zur  Uebernaiime  des  Rohstoffes  um!  zur 
Ablieferung  <lcr  W^are  sich  scliaffeti  k('»iinten,  scheint  nach  den  erst<>n 
*    Versuchen  der  freien  Verbände  aiclit  ausgeschlossen. 

\V. 

Der  Vorcntwuri  zur  Regelung  dri  Hcimarln  it,  <!rr  lediglich  die 
kärglichen  Erf^^chnisse  der  (icwerbeenquele  von  1H93  zum  Ausdruck 
bringt,  be/\veckl.  wie  man  •^^esehen,  vurrTehttilich  <!eii  Schutz  ile> 
gewerblichen  Iksit/.staixles.  Hier  ist  drv  ( irst  izi^rl x  1  besonders 
redselig.  Kr  sucht  vor  allein  eim-  .Jx-^^rid  liehc  SciieulniiL;"  /.wischeii 
legitimem  und  illegitimem  Gewi  lin  hrii  irb  Irst/.usirlKn.  \  ()1K-  und 
halbe  MeisteT  zu  schaffen,  ilen  Bt^ritV  der  !!•  iiiiatbeil  nach  gewerbe- 
polizeilichen ifcsielitspiinkteii  zu  zerreilsen  uiul  L^danL^t  auch  zur 
entsprechenden  (iewerbescliolaslik.'^)  Man  zxnIh;^!  den  .,Sit/meistei  ' 
einen  Gewerbeschein,  den  „Silzgesellen"  eine  1  .r^itimalionskaric  zu 
lösen,  und  sifhe  —  die  Heimarbeiterfrage  ist  gelöst.  Man  erschöpft 
seineu  K  LMslativen  Scharfsinn  in  einschränkenden  Mafsregeln.  als  da 
sind:  \  erbot  der  Lehrlingshaltufjg,  Verbot  des  Arbeitens  für  mehrere- 
Unternehmer,  Verbot  der  Haltung  von  Silzt^esellen  für  HasuleU- 
gewerbc.  Mau  sieht:  um  den  Arbeiter,  der  ins  Handwerk  pfuscht, 
ist  man  hochlichst  besorgt;  als  Arbeiter  steht  er  wenig  in  Frage. 

*)  A.  Swaine,  I)ic  Arbeits-  und  Wirtxcliaruverhftltiiiüiie  der  Kinzclstickrr  in 
der  Nordoitschweis  und  VomrlberK.   StrafsburK  1895  S.  107  H. 

*)  Scbwiedland,  Kleingewerbe  und  Hait»indii»trie  in  (le^terreldi.  Leipz.  1S94. 
')  I>ic  ebenso  langtttbmiKr  ab  veninglllckte  Begi^AiiklittoranK  des  ErlMse«  lese 

man  in  den  diesell»-  kritisii-rcndcn  (»iitachtcn  fol};i.-ndiT  Iluiidi-ls«  und  (iowcrbe- 
kammern  nach:  Wii-n  (\'orbericht  iiln-r  ein«-  tJ«">^"t*l'che  ki-;;flung  der  Heimarbeit 
von  Dr.  K.  Scliwicdlaml  S.  38  fT.j.  Mriinn  1  Heilajio  zur  450.  Sitzung»  vnm  17.  luH 
1896),  Prag  (8.  Mai  1896  S.  233),  (Ira/  128.  Mai  iSqf»  S.  991.  Vorarlberg  ^^30.  April 
l&^b  S.  65)  und  im  Anbaug  m  div^vr  Abbaiidlun};,  S.  267  iji. 
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Dafs  aber  ein  Mann  sein  Lebenlang  täglich  sechzehn  Stunden  ar- 
beitet, dafs  er  keine  heitere  Stunde,  keinen  frohen  Tag  kennt,  dafs 
ihm  niemand  hilfk  in  Krankheit  und  Not,  dafs  er  im  Alter  sich 
hilflos  auf  die  Landstrafse  gesetzt  sieht,  ausgezogen  und  verlassen 

von  allen,  das  ist  ein  viel  hitnmclsclireiender»  Unrecht,  als  dafs 
einem  Schneidermeister  einmal  ein  Kunde  von  einem  armen  Teufel 

abwcndi«^  gemacht  wird! 

Soll  aber  dem  Heimarbeiter  die  Verwertung  seiner  Arbeitskraft 
erleichtert,  seine  Kaufkraft  erhöht  und  damit  tlcm  industriellen  Fort- 
schritte zugicicli  f^crlient  werden,  so  niufs  auch  sozialpolitisch  den 
hcsnnderen  wirischaflliclun  Merkmalen  fler  Heiniarhcit  Rechnun«' 
^eira^'cn  u  t  rdcii.  Ilirr  x  ielj^cstalti^a- l'2nt\vickluii^f  bedart  voi-  allem  der 
direkten  Beobachtung;  duicli  unparteiische  Ür^^'ll1e :  weder  >cliabloacn- 
jnäfsiger  Erhebim^a  ii,  noch  parlametitansclier  Redc  vibuiij^cn,  sondern 
•iachf^emärscr  FcststellunL^en  an  Ort  und  Stelle,  clurch  besondere 
arl)eit»tatisti>che  Kommissäre.  Erst  auf  Grund  ihrer  Wahr- 
nchmurigcn  kann  je  nach  den  Ursachen  det  Heimarbeit  organi- 
:>atorisch  ins  Krwcrbsleben  cin^^ej^riffcti  werden.  Ivs  sind  aber,  wie 
aus  detn  vorigen  Abschnitte  hervorgellt,  drei  gänzlich  verschiedene 
Gruppen  wirtschaftlicher  Ursachen,  die  zur  Heimarbeit  führen.  Das 
Bestreben  der  Landwirte,  gewerbliche  Arbeit  ihrer  geschlossenen 
Wirtschaft  einzuverleiben,  eine  Art  Rückfall  in  die  Naturalwirtschaft, 
hat  die  eine  Ursache.  Hier  kann  der  Heimarbeiterschutz  nur  in 
einer  Reform  des  Gesindewesens  bestehen.  Das  zweite  Motiv  der 
Heimarbeit  li^  in  der  technischen  Rückstandigkeit  von  Verlags- 
oder Faktorenbetrieben,  die  der  Investierung  von  Kapitalien  durch 
die  Ausnützung  des  iifedrigen  Lebcnsfiifses  der  Arbeiterschaft  zu 
entgehen  streben.  Je  standiger  diese  Betriebe  sind  —  und  dies 
lä&t  sich  nur  durch  Beobachtung  feststellen  ^  desto  wirksamer 
kafui  hier  die  Kntwicklung  zur  Fabrikunternehniung  durch 
Registricrungs>  und  Werkstättenzwang  beschleunigt  werden,  (lanz 
anders  steht  es  endlich  drittens  da,  wo,  wie  vielfach  im  Kunden- 
handwerk, der  Arbeitsniangcl  zur  Heimarbeit  führt.  Hier  mufs 
offenbar  die  Quelle  der  Heimarbeit,  die  Arbeitslosigkeit,  verstopft 
werden,  bevor  zu  Zwangsmitteln  gegriffen  wird. 

Auf  der  so  gesehaffetien  ( rruttdla«:^e  lafst  sich  l  in  spezifischer 
Heiniarbeiterschutz  <iusbauen,  nicht  aber  <kr  Fabrikarbeiterschutz 
auf  dies«  Kla>se  einfach  lihertragen.  So  ist  vor  allem  die  N^orsorge 
für  nichl;;esundheitswiilrige  Betriebsstätten  nur  durch  die  Aufnahme 
wirksamer  Bestimmungen  in  die  Bauordnungen  und  durcli  aktiven 
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Arbeiterwohnungsbau  gründlich  zu  trefTen.  Der  eigentliche  Betriebs-, 
Verkehrs»  und  Arbeitsruheschutz,  sowie  die  Hintanhaltui^  von  Ver- 
kürzungen seitens  der  Zwtschenunternehmcr  kann  aber  wohl  nur  so 
durchgeführt  werden,  daTs  nicht  blofs  die  UnternchmerverantwortKch- 
keit  von  Faktor  und  X'erleger  festgestellt,  sondern  daTs  die  Beobachtung 
von  SclnitJßvorschriften  auch  ii  Organisationen  der  Heimarbeiter 
zur  Pflicht  gemacht  wurde.  Solche  Heiniarbeitcrverbände,  <Iie  dort 
zu  schaffen  wären,  wo  sie  in  absehbarer  Zeit  sich  nicht  ficiwilüg 
bilden,  würden  die  gcmeinsanie  Arbeitsvermittlung  und  Ablieferuii<(, 
dann  die  Feststellung  der  Arbeitsbedingungen.  Arbeit^Iölmc,  der 
Abzüge  und  die  Einhaltung  einer  Maximalarbcitszeit  durch  ihre 
Organe  zu  besorgen  haben. 

Freilich  darf  man  solche  Organisattottt  n  nicht  in  die  Luft  Ikid«  n 
und  darauf  warten,  dafs  der  heilige  Gei^t  (Kr  wirtschafüichen  Kr- 
leuchtung  sich  in  ihnen  rege;  nicht  liaran  denken,  die  durch 
Truck,  biiiulc  Akkorde  und  willkürliche  Abzüge  ausgeplünderten 
Heimat beitei  dem  ^Vrbcitcrscliutzc  zu/.uluhn  ii.  ohne  für  die  Haftun«' 
und  Durchführung  bestimmte  Grundsilt/r  aufzustellen.  Gerade  in 
einem  Lande,  wo  geistige  und  politische  Bevormundung  auch  die 
wirtschaftliche  Regsamkeit  der  Arbeiter-  und  noch  mehr  der  Mittel- 
klassen auf  so  lange  hinaus  unterbunden  hat,  ist  nur  von  einem 
sozialerziehlichen  Eingreife»  des  Staates  ein  Erfolg  zu  crwaiten. 
Würde  den  Gewerbeinspektoren,  die  in  erster  Reihe  als  polizeitichc 
Organe  des  Fabrikarbeiterschutzes  gedacht  waren,  ein  Stab  von 
Handwerks-  und  Heimarbeitsinspektoren,  die  aber  vor 
allem  als  Instruktoren  und  Organisatoren  zu  fungieren  hätten, 
beigegeben,  so  liefse  sich  eine  ernstliaftif  GewcrbepoÜtik  auch 
wirksam  durchfuhren.  Kommerzielle  und  volkswirtschaftliche  Bil- 
dung würde  von  solchen  Diwanen,  die  aus  den  Besten  der  Arbeiter- 
und gewerblichen  Mittelklasse  geholt  werden  sollten,  in  erster  Reihe 
verlangt  werden  müssen.  Nur  wenn  solche  Organe  ins  Leben  ge- 
rufen würden,  liefse  sich  durch  ihre  Unterweisung  das  Lebensfähige 
erhalten,  und  das  Verlorene  unter  geringeren  Leiden  für  Arbeiter  und 
Kleinmeister  in  andere  Betriebsformen  überführen,  als  es  sowohl 
unter  der  Herrschaft  des  laissez-nous-rien-falre  wie  unter  der  Zunft, 
die  nicht  leben  will  und  nicht  sterben  kann,  der  Fall  ist. 

Es  bedürfte  t'^cwif^  an  tmd  für  sich  keines  grofsen  <^'iM*tzgrbe- 
ri^chen  inid  Verwnltnngsapparates,  um  die  im  Deutschen  Reiche  auf 
tlie  Heimarbe  it  leilweise  bereits  ausgedehnt*'  K'aiiken-,  Alt»  i^-  und 
Invaliditatsversicherung  auch  dem  Hauswclx;r  diesseits  des  Erzgebirge.-» 
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zukommen  zu  lassen.  Ebenso  wären  schärfere  V^orschriftcn  über  Lohn- 
auszahlung,  Abzüj;e,  Verbot  der  blinden  xVkkordc  und  Bckaruit^al)c 
der  Lohntari&ätze,  das  Verbot  der  Kumulierun^  von  Faktorei-  und 
Schattkgc werben  leicht  zu  erlassen.  Die  Hauptfragen  des  Arbeiter- 
Schutzes  aber:  Eioschränkung  der  Ueberarbeit,  namentlich  der  Kinder, 
jugendlichen  Personen  und  Frauen,  Herstellung  hygienischer  Arbeits- 
raume,  dann  die  organisatorischen  Fragen  der  Hebung  des  wirt- 
schaftlichen Lebensfufses  und  der  Eröffnung  von  Arbeitsgelegenheit 
setzen  ein  viel  eingehenderes  Studium  der  Heimarbeiterverhältnisse 
voraus,  als  es  ihnen  bisher  zu  teil  geworden. 

Dafs  die  bisherige  Behandlung  der  Heimarbeit  durch  die 
österreichische  Geset^ebung  gänzlich  unzulänglich  ist,  leugnet  nie- 
mand.  Will  man  aber  diesem  auch  för  jeden  Verwaltungsmann  un- 
würdigen Zustande  steuern,  so  genügt  es  nicht,  alte  unwirksame 
MaTsr^eln  in  neue  Schläuche  zu  giefsen,  so  genügt  es  nicht,  die  vor 
100  Jahren  erlassenen  fruchtlosen  Hofdekrete  wider  Pfuscher  und 
Storer  zu  erneuern.  Denn  durch  fruchtlose  Gresetze  stopft  man  zwar 
ein  paar  unwissenden  Schreiern  den  Mund,  aber  man  demoralisiert 
die  fievölkening,  man  unterwühlt  den  Sinn  für  Gesetz  und  Recht 
Wenn  die  Erkenntnis  durchdringt,  dafs  jede  einzelne  Mafsrcgel  der 
Verwaltung  auf  der  Beobachtung  des  wirklichen  Lebens  beruhen 
soll,  dafs  hier  individualisiert  werden  mufs,  dafs  jede  Mafsregel  als 
untrennbarer  Teil  eines  Ganzen  nach  ihren  Konsequenzen  beurteilt 
werden  mufs,  so  kann  nicht  in  blofsen  polizeilichen  Verboten,  son- 
dern nur  in  wirtschaftlich  weitausholenden  Reformen  das  Auslangen 
gefimden  werden.  Und  das  ist  eben  das  Bedeutsame  an  aller  währen 
Sozialreform,  dafs  sie  sich  nicht  zu  kleinen  politischen  Abschlags- 
zahlungen, sondern  nur  zur  fruchtbringenden  Anlage  der  Arbeitskraft 
des  ganzen  Volkes  eignet 


Anhang. 

Erlafs  des  österreichischen  Handelsministeriums 
zur  Regelung  der  Heimarbeit 

(Von  den  Statthaltereien  und  Landespräsidien  den  Handels-  und 
Gewerbekammem  zur  gutäcbtücben  Aeofserung  ubemittelt) 

„Die  UebelstXnde,  welche  sich  bd  der  «nter  der  Bezcicbniing  des  „Sitzgcsrllen- 
wttscBs**  abücben  Enrerbstbitigkeit  im  Laufe  der  Zeit  ergeben  bftben«  bildeten«  wie 
bekMUt  ist,  einen  Gegenstnnd  der  im  Jabre  1893  abgebalteoen  parUmenUriscben 
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G«rwfrb<'-Kiiqueti  .  <owic  auch  <l(  r  vom  MaiKklMiiiiustfriuni  im  Wffjf  der  ]>nliti<M;hon 
Laadcsbeliürdrll  im  J.ilir-  1S92  1  in;,'«  l  itcti  n  x  lirinliclien  KxpcrliM .  !>U2ial(-n 
Schäücti  de:»  hitzgrsollc-nwcsotus  ^ind  Iti-i  dit-scn  Anlässen  fa^t  cinsUmniig  anerkanat 
worden.  In  der  Tlwt  mufs  zugt  »,'i  In-n  werden,  dafs  das  Sitzgesellenweseiif  «ie  es 
sidk  mmentUcli  in  grsrseren  Stüdlcn  und  IndttstrieKentren  entwicIceU  hat,  den  mbe* 
fügten  Gewerbebetrieb  befördert;  daft  gerade  diese  Arbeiterkategorie  am  lekbtcstcn 
ansgebeutct  werden  kann  und  tklk  daher  auch  teOweiae  in  der  seUeditestcn  aoaialen 
Lage  befindet ;  dafs  dir  Arbcitersdnitzbestimnmngcn  bei  dieser  Kategorie  umpugen 
werden,  dafs  von  diesen  Personen  vielfuch  ju^^cndlidu*  Hilfsarlxid  r .  ohne  eine 
ordentliche  Ausbildung  im  Gewerbe  zu  erfahren,  daher  uhii.-  Nutz. u  tür  ihre  Zukunft 
beschäftigt  werden,  wodurch  zugleich  dem  besteuerten  (jewerbe  eine  drückende  Kon- 
kurrens  bereitet  wird. 

Wenn  an  eine  BekXmpfang  und  Heilung  diesrr  Uebelstlnde  gesdiritten  werden 
soll,  so  kamt  dieselbe  vor  allem  nicht  in  einem  einfachen  Verbote  dieser  Bcsch&fii» 
gungsart  gefunden  werden,  weil  eine  solche  Mafsregel  ökonomische  Schidigmigai  in 
Weiten  KreiM-n  henorrurm  M-Urdp.  Fa  kann  sich  vielmehr  nur  um  eine  solche 
Kegcluii;;  iiandeln,  welclie,  ohne  einen  gewaltsamen  Finpriff  in  t-ingelcbte.  auf  <  inem 
soÄtali  n  I  iitwicklungspriw-sr  InTuhende  \VrhSltni->M-,  <lti-  <l.  :ii  offentlifh"  11  Ini<  r.N>r 
ubträgliciien  Erscheinungen  dieser  Betriebswirt  /u  bi-seitigen  oder  abzuschwächen  ge- 
eignet ist.  Ikn  dem  Streben  na^  einer  begrifflichen  Abgreuxmig  des  hitzg«.>eUen> 
Wesens,  welche  den  ersten  Sehritt  bei  dieser  Regelung  bfldcn  mnfs,  leigt  sich  nun, 
dafs  diese  £rwrrbsform  so  nahe  mit  der  Hausindustrie  zusammenhüagt,  dafs  schon 
die  Abgrenzung  des  Sitzgcselltiiwcsens  gegen  diese  verwandte  Beschäftigungsart  mit 
Schwierigkeiten  verliunilen  ist,  und  dafs  überhaupt  »lie  eine  Art  dr  r  Frwrrl>sthätig- 
keit  nicht  o!nv  liir  rtTi<lrre  {;fre»,'.-1t  werden  kann.  Nachdem  bereits  durch  Art.  V, 
lit  d  de>  Kundmachunp^))ati  nt<  ^  /.nr  <  ;<  w<The-()rdnung  vom  ?o  l>rzi  ml>»  r  1S59 
^R.-G.•^^1.  Nr.  217)  die  in  die  Kategorit-  ilt-r  häuslichen  Nebenbeschältigung  lallenden 
und  durch  die  gewöhnlichen  Mitglieder  des  ei^anen  Hausstandes  betriebenen  Er- 
werbssweig«  von  der  Geltung  der  Gew«rbe•OldnvI^;  ausgenommen  waren,  wurde 
weiter  durch  die  Bestimmungen  des  §  1  der  Gewerbenovelle  vom  15.  Wta,  1883 
(R.'G.'Bl.  Nr.  39)  die  gesamti-  Mausindustrie  von  (h  r  Kinreihung  unter  die  Gewerbe 
überhaupt  eximiert.  Der  Mangel  einer  geset/licluii  InimitiDn  <ier  Hausindustrie 
wurde  durch  <l«-n  h.  o.  Krlass  vorn  16.  Septrmber  1883  26.701,  hi  hnlu  n,  wonach 
im  allgeniemen  aU  Hausindustrie  jm«-  gewerbliche  produktive  Thäligkiii  ;uua<«ehen 
ist,  welche  nach  örtlicher  Gewohnheit  von  Personen  in  ihren  Wobmtätten,  sei  es  al.s 
Haupt-,  sei  es  als  Nebenbeschäftigung,  jedoch  in  der  Art  betrieben  wird«  dafs  diese 
Penonen  bei  ihrer  Erwerbsthitigkeit,  fall»  sie  demclbcn  nicht  blofs  pcnünlicb  ob- 
liegc  i),  keine  gewerblichen  Hilfsarbeiter  (Gehilfen.  Gesellen,  Lehrlinge)  beachlltigen, 
.sondern  sich  der  Mitwiriiong  der  .Vnp.  !H',ri<:en  des  eigenen  Hausstande.s  bedienen. 
I>as  < si-tz  vom  30.  März  1888  i  R  -d  -Bl.  Nr.  33).  betreffend  die  Kr.uiU<  nver. 
siclit-rung  der  .\rbeiter,  hat  sich  im  tj  uidfm  i-v  di<  H.uisindu«trie  nicht  der  obli- 
gatorütcheu  Krankenversicherung  unt<Twarl,  im  wesentlichen  an  die  obige  Ucliuitiou 
der  Hausindustrie  angelehnt  uml  den  Begriff  nur  ittBofem  noch  etwas  erweitert,  als 
es  das  Moment  der  örtlichen  (W-wohnhcit  von  den  Kriterien  der  Hausindustrie  an*- 
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}>chi«-d.  I>af»  sich  auch  bei  den  mtvr  die  Haunndustrie  im  Sinuc  dieser  Definitioiiicn 
fallenden  Bctriebsforinen  M;bw«-ri-  volkswirUcliaftlicbc  NachteiU*  brrau:>!>tc-Ut(.ii.  ist 
allgemein  anerkannt ;  sei  diesfalls  nur  auf  die  zutr.  flTinide  Besprechung  dieser 
V'erhSltnisse  durch  (\fn  k.  k.  /A-ntral-Gewerbe-Insp-ktor  in  dem  beiliegenden  Heft«- 
d.  r  Zu-ammenstellung  gutachtlicher  Aeusserungen  mr  Revision  der  f  iewerl^e-Ordiiun;;. 
Seit«  14  u.  s.  f..  hingewiesen.  Aus  den  obigen  Begriflsbestimmungcu  der  Haus- 
industrie ergicbt  sich  nun,  dafs  ein  grofser  Teil  der  .Sitige««llen,  unter  wekhen  in> 
«Ugemeineii  jene  Fenoaen  la  Tentehen  sind»  welche  in  ihrer  dienen  Wolmnng 
gegen  Akkordlohn  gewerUicbe  Eraeognisae  fllr  Geweriieunteraehmer  henteUen,  drr* 
seil  iM^rifismiliäg  in  die  Kategorie  der  Hansindiastrle  flUU.  Es  kann  deninsch  eine 
Regelnng  des  Sitigcsellenwesens  nickt  erfolgen,  ohne  ^eichseitig  das  Gebiet  der 
Hauäindustrie  zu  betreten,  ja  die  beabsichtigte  Kegelnng  wird,  um  überhaupt  Klar- 
heit in  die  Wrhältnisse  zu  bringen,  noch  weiter  attagreifen  und  das  gesamte  Gebiet 
der  Heimarbeit  umfaüsen  mttsscn. 

AU  Heimarbeit  wird  man  im  allgi^ntinen  die  Herstellung  gewerblicher 
l'rodukte  in  tier  .  i^i  rn  n  Wohnung  des  Kr/eiigers  in»  f  I <>gensatze  zu  der  Beschäftigung 
als  Hilfsarb*-Tt»  r  in  ilrr  Werkstätt«*  fi<  ^  L'nt«'m«  hmers  charakterisieren  können.  AI» 
Unterabtrilunj^t n  <iir^,s  ^^enerellen  Begriffes  erscheinen: 

I.  Die  h  ä  u  N  1  i  (•  h  e  N  e  b  e  n  b  e  s  r  Ii  ä  f  t  i  g  U  n  g  .  da*.  InI  iene  Ht  ini.u  K'  it  welch<- 
nicht  ilen  Hanjit>  Tw  <  rb  der  betrefTeinl«  n  l*ers«)nen  bildet,  scnidem  n»  In  11  «l-  r  Hesor- 
gong  des  eigenen  Hausstandes  als  Nebenbeschäftigung  betrieben  wird,  gleichvi»  1.  ob 
das  Material  fär  die  bertastellenden  Erzeugnisse  von  ihren  Verfertigem  selbst  beige- 
attXk  oder  aber  von  einem  Unternehmer  geliefert  wird,  und  wobei  es  auch  nicht 
dannf  ankommt,  ob  ftlr  diese  Arbeit  ein  Lohn  vereinbart  ist  oder  ob  fllr  die  Er» 
icqgnisse  ein  UebemahiDspreis  «osgesahlt  wird.  Hiebei  wird  »u  erwSgen  sein,  ol> 
die  Beteiligung  an  dieser  Arbeit  auf  die  zum  Haiuslande  gehörigen  FanüUenmit- 
glieder  xu  beschrSnken  ist. 

3.  Die  Hausindustrie,  da«  ist  jene  produktive  Thätigkeit,  welche  nach  ört- 
licher Gewohnheit  betrieben  wird  und  sich  blofs  auf  die  Verarbeitung  des  eigenen 
Matcriale>  (des  selbst  gewonnenen  oder  M-lbst  erworbenen  KohstofTes,  beziehungs- 
weise Zwischenproduktes)  er^-tr«  ckt,  «obci  dii-  Abgabe  des  hi.  ratis  f:«  fertigten  Kr- 
£jtMi{rn!sse>  an  Händler  otl<  r  «lui'kl  an  lii'  Konstim<'nten  rrlol^'t  ,  (li-m  Wesen  der 
Sache  nach  beschränkt  sicii  diese  Krwerbsiiiätigkeit  auf  die  T.  ihuihine  der  zun» 
Haussitaude  gehörigen  Familienmitglieder  imd  des  gewöhnlich  gehaltenen  häuslichen 
IKenstpersmuiles. 

3.  Die  gewerbliche  Heimarbeit,  das  ut  jene  Heimarbeit,  welche  al> 
Haupt erwerfo  und  in  der  Art  betrieben  wird,  dafs  vom  Unternehmer  (Fabrikant  oder 
Vericger)  oiler  dessen  Bevolhniehtigten  |  Faktor,  Fergger)  das  snr  Erteugung  nötige 
Sbtcrial  mehr  oder  weniger  vorbereitet  oder  zugeschnitten  geliefert  und  seitens  de» 
Heiottibciters  zn  dem  Zwedte  übernommen  wird,  hieraus  Artikel  des  Massenkonsums 
oder  des  momentanen  Bedarfes  in  der  vom  Unternehmer  vorgezeichneten  Art  und 
Form  gegen  Stttcklohn  zu  liefern.  Ihesic  Erwerbsform  xerfiiUt  wieder  in  zwei  Unter- 
abteilungen : 
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a)  in  dif  Erw<Tbsthätjgk«'it  d^r  Sitz-  oder  Hausse  sei  1  «-ii ,  wcllli  die«(c 
Ari>eit  von  der  dieselbe  tibcmehnu'ndcn  pL-rsiin  allein  geleistet  wird. 

h)  in  die  Frwrrh'ifnmi  i1<  r  S  t  if  c  k  n\  <•  i  ■>  1 1- r  .  w.-nn  die  Person,  welche  die 
Arbeit  übernimmt,  zur  Auslülinin;;  lirr  li  t/.tt  rcii  n>n  li  ;in<i<-rc  Mitarbeiter,  gleichviel, 
ob  diese  dem  Hausstande  anschüren  oder  nicht,  lit  rau/.ieht,  wobt-i  es  keinen  Unter- 
schied macht,  ob  der  Stückmeistcr  blul's  vuu  einem  oder  aber  von  mehreren  Unter- 
ncbmera  Arbeit  übernimmt. 

Sobald  dnmal  die  begrüllicbett  Grcnaen  der  eiDMlnen  Kategoridi  der  Heim> 
arbeit  feststehen,  kamt  an  eine  gewerberechtliche  Regelung  enizchier  dieser  lüite- 
'  goricn  gesehiitten  werden. 

Die  Kategorien  l)  hSusliohe  N<  1"  nlx-schät'tigung  mid  2  }  Hausindustrie  werden 
wohl  so  wie  bisher  aosserhatb  des  Geltungsgebiet««  der  Gewerbe-Ordnung  belassen 
werden  müssen. 

Di.-  Knt»-gnrieii  ^ai  untl  ^\>)  h!nj»>*p(Mi,  w<  K  !ii  niiuMithr  dir  grolse  ( J  ru|>p>' drr 
sogenivnnleii  t  a  b  r  i  k  mä  fs  i  ge  u  H  .i  u  s  i  ritl  u?.  t  r  i  r  /u  uinla.-sen  hätte,  wer«U'n  erfor- 
derlichen Falles  und  zwar  im  Kähmen  der  <  iewtriM-(  )rduung  einer  bcwmdcreii 
Regelung  zu  uutenidieQ  sein. 

In  Becug  auf  die  Kategorie  ja)  Sit /ge »eilen,  sind  aius  der  eingau|^  er- 
wShnten  EnquCte,  beziehungsweise  schriftlichen  Expertise,  mdirere  beocbtenswcrtu 
kookrete  VonchlSge  hervoirgegangctt,  welche  im  allgemeinen  von  dem  Grundsätze 
anageben,  dafs  die  Sitxgesellen  als  gewerbliche  Hilfsarbeiter  im  Sinn«  des  §  75  G.-O. 
anzusehen  sind,  Ztigleich  .ib«'r  eine  beKtimmte  RcgeUmv  Avr  gewerben-chtliclu-u  Ver- 
hältnis»^ dieser  .\rt  von  Hiltsarbi-itern  an>treb»  n.  Ks  wird  üunäohst  als  eiii<- logi>i:hc 
Konsequenz  der  Anerkennung  i!«t  Sitzgi  M-Ucn  aK  gewi-rbliche  Hilt'sarbeiti  r  m  be- 
zeichnen sein,  dafv  [«haht-r  von  H:i!t'l'-ls«f«nvrrb.-ii  solrht  ki  iii<  Silzgcx-IK  n  h«-- 
Nchäftigcn  dürieii,  (i;inn  dals  Sitzgeseileu  niciit  gewnbluh»  .\rh«  iteii  lür  mehrere 
Uatcmchmcr  au:>fllhreu  mid  nicht  selbst  wieder  Hiltsarbeiter  bcscliüttigcu  dürten.  du 
sie  in  diesen  FSUcn  als  selbständige  Gewerbetreibende  annnehen  und  rar  Anmel- 
dung ihres  Gewert>es  verpflichtet  wären.  Die  als  Hilfsarbeiter  im  Sinne  de«  ^73 
Gj^.  au  qualifisictenden  Sitsgcsellen  sotten  nach  den  erwähnten  Vorschlügen  aur 
LSang  von  besmderen  Artieitslegitimationen  verpflichtet  werden,  welche  von  der 
GflPfldMbehörde  zu  erteilen  und  jede»  Jahr  zu  emeueni  .sind.  Diese  Arbeitshrgiti- 
niatirmen  sollen  nach  Ablauf  einer  •■iujährigcn  Uebergatigsfrist  männlichen  Hill.«- 
arbeitem  unter  einer  zu  be>tininieiidrii  .Mt.rsgren/.f  nicht  mehr  au>gefolgt,  bo« 
/,i<-hnn}jsw<ise  erii<'Ucrt  wmlen.  ausgi-nomnu-ii  >olch<-  Persoufti,  %v.lfhe  an  iin<-ni 
k<)r]K  rlichen  (iebrech.-n  leiden,  welehi-s  Nie  zur  \Verk>.t;\ttarbeit  uutiichtiu  nT.';t  h? 
I>iesi-  Altersgrenzf  wäre  nach  den«  Vorschlage  der  n.  <>.  llamlcls-  und  ti.nv.tl>.- 
kammer  nach  Mafsgabc  der  zu  pllegimtlen  Erhebungen  und  der  (lutarhten  «1er  be- 
teiligten Korperedialten  evuntoell  vcnschieden  fUr  die  riiuelncn  GeweriK'gnipp«>n, 
jedoch  nicht  unter  aa  Jahren,  festzusetzen.  I>er-  Handelsmtnistcr,  im  Kinvemehmen 
mit  dem  Minister  de»  Innern  soll  nach  Anhörung  der  Handels*  und  Gewerbe- 
kammem,  sowie  der  Geuossenschaflen  der  betrcflcndrn  Branchen  berechtigt  sein, 
diese  AUersgrm2e  imteritalb  eines  längeren  Zeitratimes  schrittweise  bis  zu  einer  an 
bestimmenden  Mazimalgrvuze  hinaufzusetzen.    Die  Sitzgesellen  als  HilfsartH>iter  ini. 
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Sinne  des  §  73  G.-0.  sind»  sofern  der  Betrieb,  für  welchen  sie  besebilligt  sind,  sieb 
nicht  «üs  ein  fftbrikaiftlidger  dftntdlt,  baiehnngsweise  der  Inhaber  des  Fabrik- 
betriebes TOD  dem  ihm  nach  §  108  G.-O.  zustehenden  Rechte  Gebrauch  macht,  als 
Angehörige  der  Genossenschaft  ihres  Sprengeis  zn  beliachtea.  Auch  auf  die  Sitz- 
;;eselleti  im  allgemeinen  haben  sowohl  die  Bestimmungen  des  VI.  Hauptstückes  der 
(»ewerbe-tjrdnun^,  in<Mjweit  sie  auf  diese  Kategorie  von  Hilfsarbeitern  anwendbar 
erscheinen,  als  auch  die  Bestimmungen  des  Krankcnversicherungs-Gesetzes  Anwendung 
2U  rinden. 

Was  endlich  die  Kategorie  3  b)  betriflt,  fUr  welche  die  BcicichDung  „Stüclc- 
meister**  vorgeschlagen  ist,  so  sind  dieselben  als  Gewerbe-Inhaber  tu  betiadit«», 
welche  als  solche  den  Bestimmungen  der  Gewerbe-Ordnung  unterliegen.  Da  sie 
jedoch  die  VonuMsetimigen  fttr  die  HeianbUdinig  eine«  gewerbUcben  Nachwndises 
in  der  Regel  nidit  erlUnen,  sollen  dieselben  som  Ibltcn  von  Lehrlingen  nidit  oder 
nur  ausnahmsweise  auf  rirunrl  riner  besonderen  Autorisicrung  für  berechtigt  erklärt 
werden.  Indt-m  das  hohe  k.  k,  ifoadeismimsteriiun  im  Einvernehmen  mit  dem 
hohen  k.  k.  Ministirmm  des  Innern  nach  dem  eingangs  belogenen  Erlasse  diese 
Vorschläge  flir  <  in-^  K<'gelung  der  Heimarbeit  zur  Diskussinn  stellt,  li.\t  (Ia<><elbe  die 
gutachtliche  1  invrmehmung  der  geehrten  Handels-  un<i  ( i<  \\ crhekamnii  r  il.iriiber 
angeordnet.  Liit«  r  ^Vnschlu&s  eines  tlxemplarcs  der  obenerwälinuu  /lluj.a.mmen- 
»telluDg  wird  di<i  gi:chrte  HanddiF  and  G«werbekammer  daher  eingeladen,  die  be> 
zfigliche  gotSdidiche  Atataenog  bis  längstens  l.  Juni  1896  hieher  zn  erslsitcn." 
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088TBRRBICK. 

Gesetz,  betreffend  die  Einführung  von  Gewerbe- 
gerichten  und  die  Gerichtsbarkelt  in  Streitigkeiten  aus 
dem  gewerblichen  Arbeits*»  Lehr»  und  LohnverhMttnisse, 

eiageleitet  von 

Dr.  RUDOLF  HOLL  AK, 

Privatdosenten  an  <i<T  Universität  Wien. 

Im  neunten  Band  dieses  Archives  S.  155  ff.  bt  die  gegenwärtige 
Gestaltung  der  Dienststreitigkeiten  in  Oesterreich,  die  verwirrende 
Fülle  der  in  Betracht  koinnienden  Behörden  und  die  Mangelhaftig- 
keit der  für  diese  Streitigkeiten  bestehenden  Rechtschutzformen  '1 
dargestellt,  und  die  Forderung  erhoben  worden,  die  Dienststreitig- 
keiten den  andern  Ziviiprozessen  gleichzustellen.  Es  ist  ert'reuiich 
feststellen  zu  können,  dafs  diese  Forderung  seit  dem  Erscheinen 
der  genannten  Abhandlung  wenigstens  zum  Teile  ihre  Erfüllung 
gefunden  hat. 

Selten  hat  ein  Gesetzentwurf  von  seiner  Einbringung  bis  zu 
seiner  Vollendung  so  t-rheblicht-  Fortschritte  in  juristisch-technisciier 
und  äüzialpo  Ii  tischer  Hiusiclu  L^eni.icht,  wie  dtr  Haurnreithersche  An- 
trag vom  2S.  Mai  ii>94  „betrcrtend  tin  besonderes  Verfahren  vor 
(Tewerbcgerichten."  In  seiner  ersten  Fassung  heftigen  und  berech- 
tigten :\n^ritTen  ausgesetzt,  hatte  er  schon  in  jener  Gestalt  wesent- 
liche V  erbesserungen  uuf/.uwcisen,  welche  ihm  der  Permanen/au.^- 
schuls  des  Abgeordnetenhauses  gegeben  hat,  und  über  die  in  diesem 


*)  Vrrkauf  hat  im  ArbettvrHrhtiU  VII  S.  323  ineinti  Aeufscning  —  wohl  «uü 
Versehen  —  unrichtig  xitiert.  v 
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Arcbhr  Bd.  IX  S.  i6oir.  berichtet  worden  ist.  Die  Permanenz' 
komidssion  des  Herrenhauses  hat  nun  —  vielleicht  im  teilweisen 
Anschlüsse  an  den  erwähnten  Au&atz  —  weitere  einschneidende 
Aeoderungen  an  dem  Entwürfe  vorgenommen,  welche  schon  im  Titel 
des  Gesetzes  zum  Ausdrucke  kommen  und  nicht  weniger  bedeuten, 
als  eine  totale  Verschiebung  des  Hauptpunktes  dieses  Gesetzes 

Dasselbe  ist  nicht  mehr  ein  Gesetz  über  die  Gewerbegerichte, 
sondern  ein  solches  über  die  Gerichtsbarkeit  für  gewerbliche  Dienst^ 
Streitigkeiten.  In  äufserlich  unscheinbarer  Weise,  in  den  SS  37  ""d 
39  wird  die  ganze  bisherige  Ordnung  der  Gerichtsbarkeit  in  den 
genannten  Streitigkeiten  umgestolsen  und  an  ihre  Stelle  eine  neue 
zweckmän^i^are  und  gerechtere  gesetzt.  Es  ist  darum  ant^eitiessener 
die  Betrachtung  des  neuen  Gesetzes  bei  diesem  S  37  zu  beginnen. 

Zivilprozesse  aus  dem  Arbeits-,  Lehr-  und  Lobtn  rrhältnisse 
zwischen  (t  c  \v  l-  r  h  inhabern  und  ihren  Hilfsarbeitern,  sowie  zwischen 
Hilfsarbeitern  untercinauiier  gehören  nach  diesem  S  37  nicht  mehr 
vor  die  V'crwaltungsbt'hörden  oder  die  'für  das  nicht-;^uMu)Ssen- 
schaJtliche  Kleingewerbe  bisher  vori^csc heuen)  schiedsgerichtlichen 
Kollegien,  sondern,  mit  einer  gleich  zu  erwähnenden  .Ausnalune, 
vor  die  ordentlichen  staatlichen  Gerichte,  u.  immer 
^mag  der  Streitgegenstand  auch  die  im  S  49  Jur.  N.  für  die  Bezirks- 
gerichte sonst  festgesetzte  VVertgrcnze  von  500  Gulden  übersteigen), 
vor  die  fieztrksgerichte.  Wer  da  weifs,  wie  viel  Klagen  wider  die 
bisher  zuständigen  Behörden  erhoben  wurden,  wird  die  Tragweite 
des  S  37  ermessen.  Mit  ihm  Ist  för  die  gewerblichen  Dienststreitif- 
keiten  und  für  die  Zivilprozesse  der  gewerblichen  HtUsarbeiter  unter- 
einander  endlich  nicht  nur  dieselbe  Behörde  und  dasselbe  Verfahren 
eingeführt,  welches  den  Prozessen  der  Arbeitgeber  untereinander 
seit  jeher  gewahrt  war,  und  es  ist  damit  nicht  nur  die  in  dem 
Staatsgrundgesetze  vom  21.  Dezember  1867  versprochene  Gldcfaheit 
aUer  Einwohner  des  Staates  vor  dem  Gesetze  für  die  Zivilprozesse 
gewerblicher  Hilfsarbeiter  endlich  zur  Wahrheit  geworden.  Die  Be- 
deutung des  S  37  geht  vielmehr  noch  weiter.  Sie  ist  nicht  nur  die 
Erfüllung  des  Versprechens  der  Staatsgrundgesetze,  also  ein  poli* 
tischcr.  sondern  sie  ist  auch  ein  sozialpolitischer  Fortschritt  erheb- 
licher Art  Denn  die  Justiz  wird  den  genannten  Arbeitern  jetzt 
nicht  nur  erreichbarer,  als  sie  es  bisher  war,  weil  es  ungleich  mrlir 
Bezirksgerichte  gibt  als  Vor\valtunq;sbchörc]cn  erster  Instanz;  es  ruht 
nunmehr  auch,  was  noch  wichtiger  ist,  die  Kcrlr sprechung  in  ^c- 
eigncteren  Händen,  nämlich  in  jenen  von  unabhängigen  und  des 
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geltenden  Rechtes  kundigen  Richtern,  und  das  Verfahren  vor  Be-^ 
zirksgerichten  ist  mit  viel  besseren  Garantien  seiner  Richtigkeit  und 
Gerechtigkeit  umgeben,  als  jenes  vor  den  Verwaltungsbehörden 

und  den  schiedsgerichtlichen  Kollegien.  Erst  jetzt  kann  man  sagen, 
dafs  die  Arbeiter  des  geltenden  materiellen  Rechtes  ebenso  teil- 
haftig werden,  wie  andere  Einwohner  des  Staates;  die  Gleichheit 
vor  dem  (  jesetze  ist  in  Rücksicht  des  Privatrechtes  für  die  ge- 
nannten Personen  erst  durch  die  Zuweisung  ihrer  Zivilprozesse  an 
das  Bezirksgericht  erreicht  ^s.  Bd.  IX  S.  172). 

Gegenüber  diesem  grolseii  l'ortscliritte  des  W,  37  kann  die  Kräfte 
wohl  aufgeworfen  werden,  warum  das  Gesetz  in  zwei  Punkten  den 
fruclitbaren  Gedanken  der  Zuweisung  dieser  Streitigkeiten  an  die 
ordentlichen  Gerichte  nicht  bis  zu  Ende  geführt  hat.  P^s  handelt 
sich  hie  rbei  nicht  um  die  im  S  3  aufrechterhalteneu  schiedsgericht- 
lichen Ausschüsse  des  «genossenschaftlichen  Kleingewerbes,  weil  diese 
Ausschüsse  keine  Gcnchts<;e\valt  haben,  sondern  nur  bei  freiwilliger 
Unterwerfung  der  Parteien  amtieren.  Vielmehr  ist  an  die  Dienst- 
streitigkeiten nicht  gewerblicher  Art  und  an  die  Gewerbegerichte 
zu  denken. 

Die  Gewerbegerichte  sind  in  den  ,SS  I  und  4  als  Gerichte  für  die 
gewerblichen  Dienststreitigkdten  gedacht  und  schliefsen  nach  3  fiir 
den  Kreis  ihrer  Örtlichen  und  sachlichen  Zuständigkeit  die  ordent- 
lichen Gerichte  aus.  Ihre  Errichtung  und  ihre  von  Baemreither  be- 
antragte Reorganisation  waren  Fortschritte,  insolange  die  genannten 
Zivilproxesse  der  Entscheidung  durch  die  ordentlichen  Gerichte  ent- 
zogen  waren;  da  war  die  Rechtsprechung  der  Gewerbegeri^te 
namentlich  auf  Grund  der  vom  Permanenzausschusse  des  Abge- 
ordnetenhauses verbesserten  P'assung  des  Entwurfes  Baemreither 
jener  durch  die  Verwaltungsbehörden  und  schiedsgerichtlichen  Kol* 
legien  vorzuziehen.  Dieser  Grund  fallt  jetzt  fort.  Es  soll  nun  hier 
nicht  des  Breiteren  auf  die  schon  vielfach  erörterte  Frage  des 
Wertes  von  Laienrichtern  eingegangen  werden.  Als  Resultat  ihrer 
Prüfung  aber  hat  sich  —  das  mufs  hier  hervori^ehoben  werden  — 
für  mich  zur  Evidetr/.  ergeben,  dafs  die  Rechtsprechung  durch  die 
Bezirksgerichte  jener  durch  die  Gewcrbepjcrichte  vorzuziehen  ist. 
weil  (ierichte  nur  zur  .\iiwendung  des  'geltenden  Rechtes,  nicht  zur 
Ausübung  von  Billigkeit  oder  zur  V^erbesseruiig  des  Rechtes  berufen 
sind,  und  weil  die  ordentlichen  staatlichen  Gerichte  gegenüber  un- 
gemischten und  gemischten  Laiengerichten  die  bessere  Anwendung 
des  gehenden  Rechtes  verbürgen.    Es  wäre  darum  zu  wünschen 
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gewesen,  dafs  man  den  j(  37  ausnahmslos  gemacht,  aUe  gewerb- 
lichen Dienststreiligkeiten  den  Bezirk^erichten  zugewiesen,  und  die 
in  Oesterreich  diskreditierte  und  schwächliche  Institution  der  Ge- 
werbegerichte  fallen  gelassen  hätte.  Trotzdem  an  der  Spitze  der- 
>elben  ein  staatlicher  Richter  stehen  wird  —  an  sich  ein  erheblicher 
Fortschritt  gegenüber  der  früheren  Organisation  —  bleiben  die 
«Tcwerbegerichte  ja  auch  nach  dem  vorIicp;cndcn  Gesetze  Standes- 
i,'enchte.  welche  der  moderiie  Staat  nicht  kennen  sollte;  die  Mehr- 
heit auf  der  Gerichtsbank,  nämlich  die  Beisitzer,  sind  überdies  des 
geltenden  Rechtes  unkundii^  und  der  Rechtsanwendung  iini^rt  wuliüt. 
Der  Vorteil,  den  diese  Laien  durch  ihre  '^^enauere  Kenntnis  einzelner 
I^ebensverhältnisbc  vor  Berutsricbtern  imiiierhiu  voraushaben,  kann 
den  ordentlichen  Gerichten  nach  der  Z.P.O.  leicht  durch  Heran- 
iichuiif^  dieser  Laien  als  Saciivcrstandi<^rr  heschartt  werden. 

Erwäguiigcn  solcher  -\rt  scheinen  jedoch  sowohl  dem  Terma- 
ncnzausschusse  des  Abgeordnetenhauses  als  der  Permanenzkom- 
mission  des  Herrenhauses  ferne  gelegen  zu  haben.  Man  wcJlte 
mutma&lich  durch  Aufbebung  der  Gewerbegerichte  nicht  den  An- 
schein erwecken,  als  verweigere  oder  entziehe  man  den  Arbeitern 
eine  sozialpolitisch  wertvolle  Einrichtung«  und  so  hielt  man  die 
durch  den  .S  37  überflüssig  gewordene  Institution  aufredit;  ja  die 
Herrenbauskonunission  hat  im  S  5  ooch  hinzugefügt:  „die  streiten- 
den Teik:  können  auf  die  Zuständigkeit  des  Gewerbegerichtes  nicht 
verzichten.**  Wie  aus  dem  Motivenberichte  hervorgeht,  wurde  dieser 
Zusatz  gemacht,  um  entgegengesetzte  Verabredungen  beim  Ab- 
schlüsse des  Arbeitsvertrages  zu  verhindern,  also  zum  Schutze  der 
Arbeiter.  Die  Intention  ist  löblich;  nur  dafs  cüese  Schutzmafsregel 
jetzt  nicht  mehr  am  Platze  ist  Sie  war  gerechtfertigt,  ja  vielleicht 
notig,  solange  ein  Verzicht  auf  die  Gewerbegerichte  den  betreffen- 
den Prozefs  vor  die  Verwaltungsbehörden  oder  die  schiedsgericht- 
lichen Kollegien  gebracht  hätte;  es  wäre  nicht  ausgeschlossen  ge- 
wesen, dafs  damals  solche  Verzichte  vom  Arbeitgeber  erzwungen 
würden.  Aber  welchen  Sinn  sollte  ietzt  fiir  den  Arbeitgeber  die 
Erzwingung  eines  solchen  Verzichtes  haben,  da  die  Rechtssache 
dann  vor  das  Bezirksgericht  kommt? 

Die  besprochene  Vorschrift  des  3  illustriert,  dafs  nicht  recht- 
zeitig klar  geworden  ist,  welche  fundamentale  Umwälzung  der  37 
herbeigeführt  hat-  Weil  niaii  das  nicht  erkannte,  arbeitete  man 
das  Gesetz  ebenso  aus,  als  wenn  dieser  37  nicht  darinstundc.  — 
und  als  wenn  die  Zuständigkeit  der  Gewerbegerichte  die  i\cgcl, 
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jene  der  Bezirlcsgerichte  die  Ausnahme  sein  würde.  lo  Wahrheit 
wird  es  glöckBcberweise  umgekehrt  sein,  und  fiir  die  bcspfochene 
Norm  des  $  3  wird  sich  nur  ein  ganz  Ideines  Anwendungsgebiet 
ergeben.  Wenn  es  oämtich  nicht  mehr  zu  bedauern  ist,  dais  das 
Gresetz  überhaupt  auf  dem  halben  Wege  stehen  geblieben  ist,  und 
dafs  es  eine  nur  mehr  scheinbar  sozialpolitische  Mafsregel,  wie  die 
Reorganisation  der  Gewerbegerichte  sie  ist,  trotz  des  37  aufrecht 
efbalten  hat,  so  beruht  dies  auf  dem  $  2  des  Gesetzes.  Dieser  er- 
Idärt  übereinstimmend  mit  den  EntwüHen,  dafs  die  Gewefbegerichte 
obligatorisch  nur  dort  errichtet  werden  sollen,  wo  schon  bisher 
solche  bestanden  (d.  L  an  vier  Orten),  und  überiäist  ihre  Einrich- 
tung an  andern  Orten  dem  Ermessen  der  beteiligten  Muiisterien* 
Wie  schon  in  der  oben  angeführten  Abhandlung  ausgeführt  wurde, 
ist  diese  Bestimmung  durch  die  jetzigen  kulturellen  Verhältnisse 
Oesterreidis  gerechtfertigt;  aber  es  werden  auf  Grundlage  dieses 
S  2  mutmaisUch  wie  bisher,  so  auch  in  Zukunft  nur  sehr  wenige 
Gewerbe^ crichte  in  Oesterreich  errichtet  werden.  So  wird  denn 
die  bezirksgerichtliche  Rechtsprechung  die  Regel,  jene  durch  Ge- 
werbegerichte die  Ausnahme  bilden,  und  es  ist  die  Halbheit,  welche 
in  den  S  37  durch  die  Aufrechterhaltung  der  Gewerbegerichte  hin- 
eingetragen wurde,  praktisch  infolge  des  S  2  nicht  von  grofser  Be- 
deutung. 

Auf  diesen  Mangel  des  (Gesetzes  soll  also  aus  diesem  Grunde 
und  auch  deshalb  kein  grofses  Gewicht  gelegt  werden,  weil  die 
Arbeiterschaft  nach  Aeufserungen  ihrer  Vertreter  die  Gewerbe- 
gerichte jetzt  zu  wünschen  scheint.  Dagegen  ist  ein  anderer  Mangel 
des  Gesetzes  sehr  bedauerlich.  Die  Rechtssprechung  der  ordent- 
lichen staatlichen  Gerichte  wird  wohl  den  gewerblichen  Dienst- 
streitigkeiten, nicht  aber  den  anderen  Dienststreitigkeiten  gewährt; 
nach  wie  vor  werden  z.  B.  die  Streitigkeiten  der  landwirt.schaftlichen 
Arbeiter  und  der  Dienstboten  mit  ihren  Dienstgebern  während  der 
Dauer  des  .Arbeits-  und  Lolmverhältni^ses  und  wahrend  der  ersten 
30  Tage  nach  seiner  Auflösung  vor  den  Verwaltungsbdiördeo  an- 
gebracht und  von  diesen  entschieden  werden.  Die  eben  genannten* 
Kategorien  von  Dienstnehmern  werden  abo  nach  wir  vor  der« 
Garantien  und  V\)rzüge  der  Zivilprozesse  vor  ordentlichen  Gerichten 
nicht  teilhntri^y  sein.  In  diesem  Standpunlcte  des  Gesetzes  kommt 
der  Unterschied  zum  Ausdrucke,  der  auch  sonst  bisweilen  der  sozial-' 
politischen  Gesetzgebung  zu  Grunde  liegt :  die  Abscbeidung  der  in- 
dustriellen Arbeiter  von  anderen  Arbeiterkategorien.    Es  kann. 
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dahingestellt  bleiben  und  es  soll  hier  nicht  so  nebenbei  darüber 
abgesprochen  werden,  ob  bei  anderen  sozialpolitischen  Gesetzen, 
etwa  den  Versicherungsgesetzen  oder  jenen  über  die  Maximalarbeits- 
zeit, ein  solcher  Unterschied  gerechtfertigt  ist.  Aber  das  kann  wohl 
mit  Bestimmtheit  gesagt  werden,  da(s  für  die  Zi  vitprozesse  ein 
Unterschied  zwischen  gewerblichen  und  nicht  gewerblichen  Hilfs- 
arbeitern nicht  begründet  ist,  und  dafs  fiir  die  Entscheidung  von 
I^enststreitigkciten  etwa  aus  dem  landwirtschaftlichen  Betriebe  das 
ordentliche  Gericht  ebenso  qualifiziert  ist,  als  wenn  es  sich  um  Dienst- 
strettigkeiten  aus  gewerblichen  Unternehmungen  handelt  Die  Kon- 
sequenz ist  demnach  unabweisbar,  dafs  nUan  jene  Streitigkeiten  den 
ordentlichen  Gerichten  zuweisen  soll,  wenn  man  es  mit  diesen  im 
S  37  g«than  hat  Allerdings  ist  zuzugeben,  dafs  bei  Erlassung  eines 
Gesetzes  über  die  Gewerbegerichte  der  formale  Anlafs  gefehlt  hat, 
die  Grerichtsbarkeit  fUr  jene  Dienststreitigkeiten  zu  ordnen,  welche 
nicht  gewerblicher  Natur  sind;  als  ausschlaggebend  kann  dieser 
formale  Grund  jedoch  nicht  betrachtet  werden. 

Hinter  den  bedeutenden,  in  seinen  Vorzügen  und  Mängeln 
gleich  wichtigen  $  37  treten  die  anderen  Bestimmungen  des  Gesetzes 
weit  zurück.  Ueberdies  hat  die  Permanenzkommission  des  Herren- 
hauses hier  auch  viel  weniger  einschneidende  Aenderungen  vorge« 
noromen,  als  der  $  37  sie  gebracht  hat,  so  dafs  zum  grofsen  Teile 
auf  das  Bd.  IX  S.  160  flf.  erstattete  Referat  und  auf  das  unten  äb- 
gednickte  Gesetz  verwiesen  werden  kann.  Nur  wenige  Punkte  be- 
dürfen noch  einer  Besprechung. 

In  dem  eben  genannten  Referate  waren  drei  Mängel  hervor- 
gehoben, von  denen  der  Entwurf  befireit  werden  müsse.  Sie  be- 
trafen die  Berufung,  die  Prozefskosten  und  die  Parteienvertretung. 
Nur  der  erste  Punkt  hat  wenigstens  einigen  Eindruck  gemacht,  in- 
dem die  Berufungssumme  von  100  Gulden  auf  50  Gulden  herab- 
gesetzt, und  damit  die  volle  Berufung  der  Z.P.O.  in  allen  Prozessen 
mit  einem  Streitwerte  von  mehr  als  50  Gulden  eröffnet  wurde; 
hierdurch  sind  jene  gewerblichen  Dieoststreitigkeiten,  welche  von 
Geweib^erichten  entschieden  werden,  hinsichtlich  der  Berufung 
denjenigen  Dienststreitigkeiten  und  mit  ihnen  allen  ZivUprozessen 
gleichgiestellt,  welche  vor  Benrksgerichten  entschieden  werden;  (ür 
alte  gilt  die  gleiche  Berufungssumme  von  50  fl.  und  damit  ist  ein  (wenn 
auch  nicht  genügender)  sozialpolitischer  Fortschritt  gemacht  worden. 

Um  so  bedauerüdier  ist  es,  dafs  die  zwei  anderen  Mangel  des 
Entwurfes  stehen  geblieben  sind.   Vor  allem  wurde  die  Gebühren-. 
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frrihcil  nicht  auf  das  BemfungsverfahrciJ  ausgedehnt  (jj  34),  so  dals 
die  EiDlegung  und  namentlich  die  Durchfühmog  eines  Rechtsmittels 
dem  Arbeiter  Auslagen  für  StaatsjTcbühren  macht,  die-  wohl  absolut 
genommen  nicht  hoch  sind,  aber  oft  im  Miisverhältoissc  /.u  den 
Mitteln  stehen  werden,  über  welche  der  prozessierende  Arbeiter 
verfugt;  es  kann  leicht  sein,  dals  Arbeiter  bei  der  Ungewifsheit 
darüber,  ob  ihr  Rechtsmittel  Erfolg  haben  werde,  dessen  Einlegung 
wegen  der  Kosten  iintcrhissen  —  ein  Erfolq'  des  (jesetzes,  der  leb- 
haft TU  bedauern  wäre.  Sowie  die  Eia^a-  der  Gebührenfreiheit 
maiim-lhaft  erleiligt  wurde.  L^cschah  dies  dann  auch  mit  der  Lösung 
<ks  Problems  der  rartcicnvertrctung;  noch  immer  sind  durch  ,S  25 
die  Advokaten  von  der  Parteienvertrci  ung  vor  Gewerbe^crichten 
ausgeschlossen.  Dil  (icthinkongängc,  welche  zu  diesem  Resultate 
geführt  haben,  sind  rätselhaft,  uncl  da  sich  auch  in  den  Moliveu 
keine  Antwurt,  ja  nicht  ciiiinal  die  i\ndentun<(  einer  solchen  findet, 
mufs  man  sich  bescheiden,  den  jij  25  unerklärt  hinzunehmen  und  zu 
bedauern,  dals  jene  Personen  —  Arbeitgeber  wie  Arbeitnehmer  — 
welche  zufalügerwebe  ihr  Recht  vor  dem  Gewerbegericfate  zu 
nehmen  haben,  nicht  nur  gegenüber  anderen  Ständen  zuräcl^resetzt 
sind,  soDdero  auch  gegenüber  jenen  Angehörigen  des  gleichen  Standes, 
welche  ihre  gewerblichen  Dienststreitigkeiten  nicht  vor  den  Gewerbe- 
gerichte, sondern  nach  J$  57  vor  dem  Beztrk^erichte  auszutragen 
haben.  Die  erste  Gruppe  ist  von  dem  in  Oesterreich  sonst  so  gut 
wie  allgemein  giltigen  Grundsatze  ausgenommen,  dals  jedermann  in 
eigener  ^vilsache  sidi  seinen  Vertreter  frei  wählen  dürfe,  der  zweiten 
Gruppe  steht  dies  frei 

Hoffen  wir,  dafs  eine  fortgesetzte  Rechtsentwicklung  auch  diese 
Mängel  \-erbessert,  welche  an  dem  vorliegenden  Gesetze  jetzt  noch 
hervorgehoben  werden  mufstcn. 

Im  Folgenden  geben  wir  den  Wortlaut  des  Gesetzes  wieder: 

Gesetz  vom  27.  November  1896,  R.G.B1.  No.  218, 

lietrefioiid 

die  Einführung  von  Gewerbegerichten  und  die  Gerichtsbarkeiten  in  Streitig- 
keiten aus  dem  gewerblichen  A r b e i t s - .  Lehr-  und  LohnverhMltnisse. 

Mit  Zustimmung  der  beiden  Häuser  des  Reichsrates  finde  Ich 
anzuordnen,  wie  folgt: 

1     r  r  r  i  »■  }i  t  u n    ,  \S  t  rk  u  n  )^  >  k  r  o  i  -  \\\k\  /u  ■•amnuMvsolzunf: 

i      /ur  An>.tr;(t,'"')«,'  von  ;;<;worbltcli<'n  kt:cl»tsstrcUi;:k' it -n  zwisrln  ii  L;i.-\v<  r!i- 

licbcii  L  tm-riicliiiuTn  und  .\rU  iUTn,  lerner  zwi.sclicn  Arbeitern  desselben  Betriebes 

ttxitcivinaiidcr  sind  GcwcrlM-i^i-richte  xu  errichtro. 
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Die  sachliche  ZiistSiidigkeit  der  Gcwerb^ericbte  kann  »ich  auf  alle  Unter» 
auf  wekhe  die  Gewerbeordnong  Anweiiditn|(  üiidet,  sowie  auf  die  im 
Artikel  V  lit.  I  vad  im  Artikel  MII  des  KundmachnnüspateDles  tm  Geirerbe- 
Ordnung  vom  ao.  Dezember  1859,  R.G.B1.  Nr.  337  bexcichneten  Unternehmungen 

|}cxieben 

.\ul  >tri  itick'-ittrn  zwischen  dem  Acrar  unfl  d  u  in  miIit.'ai-oli(»n  lüablisscnicnts 
<x]er  ^on-t  vnü  i|-  r  Militärverwaltung  bciicUüftigtcn  Arbeiten»  erstreckt  sicli  die  Zu- 
ständif^keit  ilci  Guwi.rbeiierichtc  nicht. 

§  2.    Die  ürricbtung  eines  Gewerbejjorichte!.  erlol^'t  durch  eine  vom  Ju&liz* 
fan  Einvernehmen  mit  den  l>eteiHgten  Itfiiüsteiicn  xu  erlassend«,  im 
Rciclugesetxblatt  kund  au  machende  Verordnung. 

An  jmen  Orten,  wo  (vewerbegerichte  auf  Grund  dfs  Gesetzes  vom  14.  Mai  1869, 
R.G.BL  Nr.  63  errichtet  wurden,  babcn  zugleich  mit  dem  Reginn«  der  Wirksamkeit 
dieses  Geseties  neue  auf  Grund  des  gegenwärtigen  Gesetzes  errichtete  Gewerbe- 
^eriebte  in  TWttigkeit  /.u  treten. 

.\nsserdenj  ^iud  (ji<!Werbcgerichte  an  jenen  <  )rlen  zu  errichten,  an  denen  die 
bct'i!i;,'trTi  Mintsf.-rien  das  Bedürfnis  als  vorltandcn  ansehen.  DicM*  Ljrichtang 
rTfol;:c  iKich  einKeholtrtn  < 'tutachten  d»'r  Landlag«-. 

I  ..tiidtage.  I,ande>aiiv^chüsse,  He/.irks-  und  ( lemeituU  v\  ili i  iunjjen.  Handels-  und 
Gcwcrbckanimern,  Gewerbeihipoktoren,  Genussenschalten  und  .soiistij^c  gewerbliche 
Korporationen  und  Vereine  können  einM  Antrag  auf  Errichtung  eine»  Gewerbe- 
gerichtes stellen.  Ueber  solche  Antrüge  sind  die  erforderlichen  Erhebungen  su 
pAegen  und  ist  nach  dem  Ergebnisse  derselben  Uber  den  Antrag  zu  entscheiden. 

Die  Vorschriften  des  vorhergehenden  Absatzes  finden  auch  l>ci  Auflassung 
beceifa  b«teiiettder  Gewerbegerichte  sowie  bei  Aenderangen  ihres  Sprengeis  oder 
des  Urafanfies  ihrer  /ust.Hndi};keit  .\nwendunj;. 

i;  3.  Pi'  Verordnunjj.  ^durch  welche  ein  Gcwerbejjericht  errichtet  win!.  be- 
zeichnet flen  >prengel  »le<  f  n'werlK'geriehtes  so\vi<-  d«  Ti  l  'nifanj;  >oiner  Zii^t  nulifjkeit. 
Ersterer  kann  sich  auf  ein  odrr  mehrere  (iemeinde^;cä»icte  oder  auch  ant  nn-  11  Teil 
rines  (»emeindcfjebiete«.  erstrecken;  letzterer  kann  alle  j^ewerblu  h<  ti  ISeirjilK-  des 
Jjprengcls  dc4>  Gcwerbegcrichtcs  oder  nur  einzelne  Kategorien  der  yrol'sen  oder 
kleiaen  Betriebe  umfassen. 

Die  Zust&ndi^eit  des  Gewerbegerichtes  schliefst  die  ZustSndigkeit  der  poli- 
tischen Rehörden  sowie  der  ordentlichen  Gerichte  und  der  bestehenden  Gewerbe- 
geiiehte  au»;  die  streitenden  Teile  können  auf  die  ZustSndigkeit  den  Gewerbe- 
gelicht««  nicht  venidtfen. 

Die  freiwillige  Unterwerfung  unt<-r  die  schi.rlsgorichtlicben  Au!i.<ichtts!»e  der 
Genossen.schaft- n  1^*  122  der  G«-werl>eordniuig)  bl  il  t  unberührt. 

J5  4.  Das  <  tewerbegericbt  ist  ohne  Kitcksicht  auf  den  Wen  des  .Mrciigcgcn- 
ftamies  zuständig  in : 

a)  I.ühustreitigkeiten ; 

b;  Streitigkeiten  über  den  .Viitntt,  die  Forisetiung  uud  .\uflo»uug  de.s  .Vrbeits- 

oder  LchrveridUtnisses ; 
c)  Streitigkeiten  ttber  Leisttmgen  und  Entschädigungsansprüche  sma  dem  Lehr- 
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iitxl  ArlK-itsv(.Tliältuis>.\  insheantider«  auch  we^n  LohiiabElii>c  und  «in«r 
•  biHlunf;»*tiL'n  Konve-ntionnlstrafo  ; 

<1)  Strfitif;k<-ii<-n  üIkt  »iic  Aü^liiiiKÜg'tint;  oder  t\rn  ]x\h:\]\  dts  Arlu  it-hucbcs 
»k]it  Zeugnisse-.'.,  iuübcioiulerf  uuch  ül>cr  Knt>4:liiulii;ung>aiispru»:lH-  der 
Hürsarbclter  wogen  nicbt  rechtzeitig«r  AushÜiidiguiig  dci>  Arbriubocbes, 
wegen  Verweigerung  <Ier  vorschriHsmSfsigen  EtnUagiingen  in  dasiwlbe  und 
wegen  unailissiger  Eintngnngicii  tuid  Amnerkungien  80  lit.  g  der  Go- 
wcrbeordntiDg) ; 

f)  Stn-itigkoiten  9n»  il.  r  An;jfli<»ri;jk<-it  an  IVnsitms-  «xlvr  amliTt-  Unter* 
>tül/.un;,'sk;isM-n.  soti-rn  nicht  die  Scliiodsjjoriolit«-  <Jit  I  nfallvcrsicluTungs- 
.msialtcn  (Ji  d.  s  -y;-^  vom  2S.  Dr^.nnhi-r  1.SS7,  k.Ct.Hl.  Nr.  I  i-x 
l8Si>)  oder  ili<*  S<'iii<-<l>j^.  riciit«'  d«-r  Kranki  uk.i.-M  ii  i  j*  14.  Absat/.  7  iIcs 
(ifikCtzes  vom  30.  März  iSSS,  K.(i.Bl.  Nr.  jj;  odw  amUrrc  .statuu-nniäfsige 
Schiedsgerichte  ciutntrcten  haben; 

f)  Streitigkeiten  wegen  der  Kündigung,  der  KSnroung  und  de«  Mietzinses  von 
Wohnungen  in  Arbpitcrhäusem ,  deren  Benützung  vom  Diensigeber  dem 
Arb.-itcr  oliiu-  «mI.t  gegen  Entgelt  gewährt  wird; 

g)  Stnitigkiiltii  üb<r  Ansprücli«-,  w<  )ohf  aul  ijnind  diT  L'«*l)«*mahm.'  «-infr 
•^■.•Tn.  in'^-.irn.  n  Arln-it  von  Arbviicru  dcssolbcn  Unternehmers  gegen  i-inandcr 

i-rlliiliiTI  wclilrtl. 

j{  5.    Als  Arlx'ili  r  im  Sinuc  dieso>  ('i.->.  tz»*s  gell«:»: 

a)  Worknu'istiT   \N'f  rkliihr.T,  \'orarhfit<T  ; 

b)  alle  im  .  rMi>  l.rn  |;.  iri.-h.-  Ucscli-iftitift.-!!  I lillsarbi-iu-r  ciuM-ldit-lVlidi 
diT  rugloluu-r  i  \  lit.  «i  (i<->  Kundmacluuigsputrut.s  der  (M-Wt-rbcurduuug 
vom  30.  IJezember  1S59); 

r)  Personen,  welcW  aufiterhdb  der  Betriebsstätte  gegen  eine  Entlohnung  mit 
der  Bearbeitung  oder  Verarbeitung  von  Rohütoflen  o<1er  ITalbfabrilcatcn 
fll^'ntemebmer  besehiU'tigt  land; 

d)  bei  llandelHgewerben  alle  zu  )taufmSnnisclH>n  DienMen  verwendeten  Per- 
Konen. 

6.  Die  mit  der  notwendigen  lüiiricl  tunr:  versehenen  Anitslokulitiiti-n,  dann 
Ri'ln-iaing.  Brlouclitung  und  <;onstig<'  sacldicli.  I  rlordt-rni»«-  tiu  das  (M-wt-rbcgcriclit 
hat  die  <n-mfin«K\  in  w»-li  hrr  dasM  ibr  m.  n  Silz  hat  ,11  Ii' -rliaflVn  I  He  Be- 
sorgung d<-r  ZuaU-UuiigfU  obliegt  ebenfalls  der  (iomeijuir.  l-rstri-rkt  sich  der 
Sprengel  des  Gewerbcgerichte<i  auf  mehrere  Gemeindegebiete,  txi  haben  die  be- 
treflendcn  (lemcitidcn  im  VerhBUnt«»e  der  ihrem  (iebiete  vorgeMrhriebencn  Erwerbs- 
und  EinkommcnsteuerHstung  beizutragen. 
Die  Übrigen  Koirten  trügt  der  Staat. 

H  7.  Ik»  Uewerbegericht  iK'steht  au«  einem  Vorsitzenden  und.  wenn  nütig, 
einem  Stellvertreter  sowie  aus  minderten«  itehn  Beisitzern  und  der  iTforderlichen  An- 
zahl von  Ervatamfintteni  aus  jt-d' m  <!<  i  lM  i>!'  ii  \Va1dk<>rpt-r.  I>it  Vorsitzende  sowie 
der  Stellvi-rtri-ler  müssen  itlr  da^  KiclileraiiU  iHrßlhigte  richterliche  Beamte  üein;  sie 
werden  voni  luslicminisicr  uniannt. 
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Die  Üexttge  de»  Vorsitsenden  and  »K->  Stcll\vrtr«-UT.s  w.  rd.  n  \  <<ni  hi~^tummtst«rilim 
im  F.inv«-mohm<'n  mit  (l«ti  h<-triligtcn  Ministrricii  vun  Fall  zu  Kall  bi-stinimt. 

I>ir  |?fi<it/rr .  ^nwio  I'!rsat/.mKniu'r  d»*s  r»cwiTlM«f;«Tichl»-s  wcrdt  ii  tur  UHlft-- 
von  ilc-n  l  uu  rucliiiu  lu.  /.ur  ilälfte  vou  duu  Arl>«-iU-ni  in  aligfsuudt-rten  Wahlkurpcni 
aus  ihrer  Mitte  gewählt. 

Jedem  Gewerbegericbte  bt  da»  erforderltdie  Penoml  xur  Besorgung  der 
Kamki^escbiftt!  «umweiMii. 

ff  8.  Der  W'»hlk6rper  der  Untcraebnier  bestebt  aus  den  Inhabern  jener  Ge- 
werl»«\  dcti-ii  Hetriehvstätte  sich  im  Sprengel  des  Gcvcrbegcrichte«  befindet  und  aof 
die  sich  die  Zuständigkeit  des  (lewerbegerichtes  erstreckt.  Wenn  ein  (ieworbe 
durch  den  Stellvertreter  ((ii  ^rhfil'tsfilltrrT;  .ni>>;<niht  wird  oder  ilasselbe  verpiulitt  t  ist 
2,  55  und  56  »1er  Gt  w  erlM  oiiluuiigy.  .«.o  i»l  anstatt  de»  GcwerlK-iuhaticn»  der 
Stellvertreter,  GeM;liältiluhrer  oder  l'äcbler  wahlberechtigt. 

Frauen  können  aucb  dnreb  Bevollmlcfatigte  wSblen. 

Offime  HmdcligeteUKbaftcn,  KommanditgenelWbAftcn ,  AktiengewUMrboftcn, 
Erwerbe-  and  WurtaebtAsgenosieiucbaAen,  Korporationen,  Anstalten  und  Vereine 

Iben  ibr  WaUrccht  durch  eine  jener  Personen  aus,  die  im  rinxelnen  KaUe  zu  ihrer 
Vertretung  nach  aufsen  Iterechtigt  sind.  .Staatliche  Retriebe  Üben  ihr  Wahlrecht 
darch  den  .untlirli  li<  >trlltrn  In'tri-'bsl.  iti'r  ans 

i  \\  ;i!ilki>rprr  di  r  .\rl>eUer  bej^ti  lit  .uiv  vunitlieheii  in  den  Kefrifben.  aul 
welche  mcIi  die  Zu:»tän<Ugkeit  de«.  tiewerlK-genclites  4-rstreckt,  beschälliglca  luann- 
Gdien  nnd  weibUchen  Arbeitern,  die  das  xwanzigste  Lebensjahr  zurückgelegt  haben 
md  seit  mindestens  einem  Jahre  im  Inlande  in  Arbeit  stehen.  Lchrlinf^  sind  nicht 
wahlberechtigt. 

Auaigcschlossen  von  der  aktiven  Wahlberechtigung  ist,  wer  natcr  Kuiwtel  steht 
o<lcr  ülxT  dessen  Vermögen  d»-r  Concurs  eröffnet  ist,  s«  lange  das  Com  urs verfahren 
dauert,  ferner  wer  sich  in  strufgerichtlicher  Untersuchung,  unter  .Vnklagi-  nd.  r  Straf«- 
befimh't,  od.  r  wr  itifolj,»«-  »  iTn-r  Vi-rurteihmg  luich  dem  tlesel/.e  von  di  r  Wülilbar- 
kcit  in  di«'  « lenieinilevertn  tung  ausgeschlossen  ist,  solange  die»e  Ausschliefsung 
danert. 

§  9.  Das  passive  Wahlrecht  bcsitst  jeder  minnlicbif,  aktiv  Wahlberechtigte, 
der  österreichischer  Staatsbürger,  dreifsig  Jahre  alt  nnd  cigentwrechtiKt  ist.  Bei 
staatlichen  Betrieben,  sowie  bei  Transport-  und  Kabriksnnternehnnuigen  smd  die  im 

betreffenden  Betriebe  angestellten  ileamten  passiT  wahlberechtigt. 

Von»  passiven  Wahlrechte  sind  jene  Personen  ausgeschlossen,  welche  nach  den 
besteli.-ti<!.  Ti  <  'f-^'-t/'-n  wegen  einer  strafgerichtlichen  Verurteilung  zu  einer  Anstellung 
\>ei  i  «ericht  niciit  /:ug<'la.>«.sen  werilep  dürf<'n. 

b'in  lk:iäitzcr  oder  Mrkatznuinn  kann  aus  einem  der  nachfolgenden  (»runde  die 
anf  ihn  gcfaUcne  Wahl  ablehnen  oder  das  angetretene  Amt  lurOcfclegen : 

1.  wenn  er  Iber  sechsig  Jahre  alt  ist; 

2.  wenn  er  an  einem  die  AmtsfUimng  hindernden  Gebrechen  leidet; 

j.  wenn  er  unniittelbar  in  der  letstcn  Wahlperiode  als  Beisitxcr  des  Gewerbe- 
gericht«»  fungiert  hat ; 

4.  Wenn  er  nicht  im  Sprengel  des  Gewerbegerichtes  wohnt. 
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tVb<.-r  (lif  Zulässigki  it  tlcr  AbK-hnuug  c-utschcidet  der  Gerichtshof,  ht  dcwea 
Sprt'nf,'r1  di  r  Siti  tlfs  Cn  \\-<  rb.  |»»-richtcs  ist,  ondpihip. 

§  lo.  ni<- ViTf;(--uti^  ili-r  Wählerlisten  für  di«r  bfidcn  Wahlkörpi-r  .tl>lirj,'i  d-  r 
( Ii^meindr ,  in  %vclclur  das  (»cweriM-goriclit  seinen  Sitz  hat;  rrstrcekt  !»ich  dessen 
Sprengel  über  raebrcfe  Gemeinden,  so  hat  jede  dieser  Gemeinden  die  WihlerUsten 
der  Gemeinde  roittoteilen,  in  trelcber  du  Gewerbefrerklit  seinen  Sits  bat  Ueber 
Reclamationen  in  Betreff  der  Wohlberechtieuns  oder  Wihlbarkeit  entscbeidcC  die 
Gcwerbebcfaördc ;  über  Beschwerden  gegen  die  Entscheidung  der  Gewerbebebörde 
wird  endgiltig  von  der  Landesstclle  entschieden. 

Der  Wahlakt  wird  von  .  iii.  T;i  Beamten  der  ( W  \v(  rix  bcli  in!.-  p  kitet.  Die 
Wahl  erfolgt  durch  die  persoulitli<-  Alifjal>e  cim  s  Siinini/>  it<  Is.  (irwiiliU  ist  der- 
jenige, Welcher  die  absolute  Majoritiil  d.  r  abgegebenen  Stimmen  aul  sich  vereint. 
M««i  Gleichheit  der  Stimmen  entscheidet  das  Los. 

Wenn  mehr  Personen,  als  nt  wlhlen  imren,  die  absolute  Mehrheit  der  Sttnimen 
auf  Nch  vereinigt  haben,  gelten  jene  als  gewihlt,  welche  die  gr&fsere  Stibnmenzabl 
erhalten  haben.  Ist  eine  absolnte  Majoritit  durch  die  erste  Abgabe  der  Stünmen 
nicht  crtielt  worden,  so  ist  unter  denjenigen  Personen,  auf  welche  die  meisten 
Stimmen  gefallen  sind ,  eine  engere  Wahl  zu  veranlassen.  In  die  engere  Wahl  ist 
die  doppelte  Zahl  tler  noch  zu  wählenden  Mitglir<ler  rinruhe/i«  hen. 

Die  näheren  HeMimmungen  Ulx*r  dir  VoriKihnn-  di  r  Wahl.  <li'  .  iii/uhaheTiH»*n 
Fristen,   die  Kichligstelluug  der  Wählerlisten,    über   die   Pruluug   der  Wahlresultatc 

werden  durch  Verordnung  erlassen.  Wenn  sich  die  2iistSndigkeit  des  Gewerbe» 
geridites  nach  Zulissigkeit  de«  §  3  auf  Tcrschicdenartige  Kategorien  groCser  oder 
kleiner  Betriebe  erstreckt,  kann  bestimmt  werden,  dafs  die  Wahl  nach  gewissen 
Gruppen  von  Betrieben  vorgenommen  werde,  damit  Beisitzer  aus  den  verschieden« 
artigen  im  Spn  ngel  des  Gewerbegerichtes  vorkommenden  Betrieben  gewählt  werden. 

§  II.  Ihr  \'<>rsit7ende  <les  Ciewerbcgerichtes  sowie  sein  Stellvertreter  üben 
das  Amt  unter  slir- m  Kichtereide  aus. 

Uem  Yor>itzendeu  steht  die  Leitung  und  Einteilung  der  (»eschatte  des  Ge- 
werbegcrichtes  zu. 

Das  AufsichtsTGcht  Aber  den  Vorsitaenden  des  Gewerbegeridites  und  seinen 
Stellvertreter  Übt  der  PrSsident  jenes  Gerichtshofes  erster  Instanz  ans,  in  dessen 
Sprengel  das  Gewerbegericht  seinen  Sitz  hat. 

Die  Beisitzer  und  Ersatzmnnner  halten  vcn  <\,  m  .\ntritte  ihres  .\nites  die  ge- 
wissetdiafte  lind  unpartfÜMli-  .Ausübung  ihres  Amtes  i'idlicli  anzugeloben.  Di«*sc 
.\ngelobung  nimmt  «ler  \'  )r>it/.ende  des  Gewerbegericlites  entg»-gen. 

§  12.  N.mn-  und  Wohnort  sämtlicher  Mitglieder  des  Gewerbegerichtes  werden 
Öflentlich  kuudgt macht. 

1$  13.  Die  Beisitzer,  sowie  die  I'jrtatxmänncr  haben  Anspruch  auf  Ersatz  d<-r 
angemetisencn  baren  Auslagen.  Die  aus  dem  Wahlkörper  der  Arbeiter  gcwfifaUen 
Beisitzer  und  Ersatxminner  erhalten  überdies  dir  ihre  jedesmalige  Funktion  «ine 
Entschädigung  fVx  den  Vrrdienstentgang,  deren  Höhe  im  Verordnnngswege  fesU 
gestellt  wird. 

§  14.    Üie  bci«itx«r  and  ihre  LrsaUcmäwi«:r  werden  aut  vier  Jalirc  gewählt. 
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Xach  ]<-  ^rwfi  Jahren  Iwt  «!i<-  HSlft.  tlt  1  HtisiUcr  uiul  Krsatzmänner.  und  /.war  eine 
gleiche  Au/alil  aus  h-  ul.  n  W.ihlk' iriu  ra  au^ausclieidt  ii  Kilr  die  auf  diese  Wcisi- 
Ausge&cliiiHlrnen  hat  eine  Hrsatzwaiil  s>utUuliudfU.  tiiu-  solche  Wahl  i»t  tenier  Ivir 
den  Regt  der  Iftofettdcn  Wahlperiode  Toradncbmen ,  wenn  soiut  w«gcn  de»  Autr- 
ichciden»  einer  grOnercn  Aiuabl  von  Beistuem  und  Emtzminneni  noch  ErnicMcD 
dci  Gcricbtshofes  enter  Instans  xiur  Sicbmoig  der  r«gebnifu|Eeii  TbSÜRkeil  dfs 
Gewcrbcgenchtes  eine  Ersauwahl  notwendig  erscbeint. 

Nach  den  er>u  n  /.u .  i  Jabren  der  Wirksamkeit  eines  Gewerbegerichtes  scheiden 
die  Gcw&hlten  sufolt;«  Auklusung  iius. 

55  1 5.  Kommt  die  Wahl  der  B«  isitzer  in  einem  Wahlkörper  au»  was  imm»  r 
für  einem  Grunde  nacli  iweimalitjer  Aussclireibimg  und  Kinlcitung  der  Wahl  nii-ht 
zustande,  h.n  die  politische  Hehorde  di«-  Wählerverz.  irhnis«;.-  »K-s  iM-lrefTeiul. n 
Wahlkurpi-r»  au  den  (iericht-shof  erster  Instanz  /,u  leiten  und  zuj;!*  ich  jene  l'ersoii«  » 
in  dcmclbcn  zu  bezeichnen,  welche  sie  fUr  die  Fähigsti-n  und  Würdigsten  liält,  das. 
Amt  eines  Beisitaers  «u  bekleiden. 

Der  Gerichtshof  erster  Instanz  stellt  ans  diesen  Wiblerlisten  nach  eigenem  Er- 
messen ein  Verseichnis  von  tu  dem  Amte  eine»  Beisitxers  geeigneten  Personen  su« 
sammen.  welches  dreimal  so  \l-\<  \.ini>  n  zu  enthalten  hat,  als  Beisitzer  zu  h  -t'  ll^n 
sind,  und  aus  welchem  die  nötige  Zahl  der  Beisitirr  fttr  die  laufi*nde  Wahlperiode 
durch  das  l.os  zu  bestimmen  hi. 

§  16.  Beisitzer,  welciie  sielt  lAmr  ^enUgende  l-.ntschuldißuny  zu  den  Sit/im'^v-u 
nicht  od.  r  nicht  r<>rlit7 -itig  einfinden  oder  Mch  ihrt*n  Amtspflichten  in  anderer  \\  .  i-e 
entziehen,  siml  vom  \  or sitzenden  zu  einer  i  »rdnuujjsstrafe  bis  zu  200  fl.  Hlr  )«it  ii 
Fall,  sowie  in  den  Krsalz  der  verursachten  K.O!>tcu  «u  verurteilen,  lirfolgt  uachträji- 
lich  genügende  Entschuldigung,  00  kann  die  Venirteilung  g*n2  <Mier  teilweise  vom 
Vonilaenden  znrttckgenommen  werde». 

Gegen  die  Verhfingung  der  ür^ungsstiafe  ist  Inoncn  viertehn  Tagvn  ein  Rekurs 
an  den  Gericht«bof  erster  Instanz,  welcher  eiidgiltig  entscheidet,  zulässig. 

Für  die  Kintreibung  und  V<  rwen«lung  der  Strafbeträge,  sowie  ftlr  deren  etwaige 
frowandlnnc  haben  die  Vorschriften  der  Justizminislerialverordnun^?  vom  ;  \ov»-nib.T 
1852,  k.ti.Bl.  St.  227,  zu  gelten.  Die  Umwandlung  der  ijlrafc  bat  der  Gerichtshof 
rrster  Instanz  auszusprechen. 

1 7.    Der  Gcridisbof  erster  Instanz  hat  einen  Beisitzer  oder  Er»atnuann  seines 
Amtes  zu  entheben. 

a)  wenn  hinsichtlich  de-.>»lUn  Uujstände  eiulrelett  oder  bekannt  werden, 
welche  .seine  Wälilharkcit  au^schliefsen  würden      9  .\b6at2  2); 

b)  wenn  er  sich  einer  groben  Verletzung  seiner  Amtspflichten  schuldig  macht 
und  insbesondere  trotz  mehrmaliger  Vrrhittgung  einer  Ordnungsstrafe  von 
den  Sitzungen  des  Gewerbegerichtes  fernbleibt 

Der  Aus.spruch  des  Gerichtshofes  hat  auch  die  Bestimmung  jener  /t  it  zu  ent* 
halten,  während  welcher  der  von  seinem  .\mte  Knthobi  n<-  nicht  wietler  w.Hldbar  ist. 
Gegen  dir  Kntscheidung  rit  s  ( "lerichtshofi  s  steht  der  Kckurs  an  das  UbcrUnd*-.Hgerichl 
innerhalb  einer  Fri^t  von  vierzehn  lagen  utTen. 
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^  iS.  Die  Kiulifbunj;  vom  Amt«-  v'n\<  I'  i^itjiets  odt-r  KrsatniUlllllrs  hat  durch 
Beschlufs  lies  (»erichtshofrs  erster  Instaiu  auch  tlann  zu  erfolgen,  wenn  «in  B«isit/.fT 
aus  dem  Stand.-  drr  ( ii  vv<  rhinintrrnrhnier  senie  bisherige  Untemehmnng,  auf  Grund 
deren  '  T  M-iu.-  W.ililli.u k«  ii  für  tH  trt*fl"e?idf  (jewerhcgericht  erlangte,  aufgibt,  oder 
Wf-nn  ein  Ueiöit/.er  au>  drm  .siüuiK-  tU  r  Arlieiter  durch  Ucbertritt  zu  einem  anderen 
Hcrufe  dauernd  die  ArbeitcrcigcnM:baft  ciubUfst,  ferner  wenn  ein  Beisitzer  aus  dei« 
Stande  der  Arbeiter  seit  drei  Monaten  bei  Untemdunungen  in  Arbeit  gestanden  tat. 
für  welcbe  das  Geverbegericbt  nicht  »uttSndif  ist. 

Gegen  die  £ntscheidnng  des  Gerichtshofes  steht  der  Kriran  an  da«  Ober* 
landesgericbt  innerhalb  einer  Frist  von  vienEehn  Tagen  m. 

In  den  im  ersten  Absätze  beaeichneten  FSllen  sind  die  Beisitier  oder  dec«n 
ErsatsmSnner  berechtigt,  ihr  Amt  freiwilli;^  Iii'  <I> TKulegcn. 

§  19.  Die  Mitglieder  des  (»ewerbegerichles  sind  verpflichtet,  sich  in  Streit- 
5.iichcn,  welche  sie  selbst,  ihr«-  Gattinnen  oder  stilche  Personen  betreffen,  mit  welchen 
sie  in  grratler  Linie  verwandt  mli  r  verM-hwHgert  odt-r  thirch  Adoption  verbunden 
sind  i)<i<  I  mit  denen  sie  in  der  SeUeuhuie  bis  zum  vivrti  n  ( ira<le  verwandt  oder  bis 
yuni  zweiten  Viradc  verschwägert  sind,  der  Mitwirkung  zu  enthalten.  .Sie  können 
von  den  Parteien,  solange  sich  dieselbe  in  dir  Verhandlung  der  Streitsache  nicht 
eingdasMn  liaben,  aufserdem  abgelehnt  werden,  wenn  sonst  Gründe  vorliegen,  welche 
gegen  ihre  Unbefangenheit  oder  Unparteilichkeit  Bedenken  an  erwecken  geeignet 
sind.  I'>kennt  da»  abgelehnte  Mitglied  den  Ablelmungignind  nicht  an,  iso  entscheidet 
der  Vonit2cnde  sofort  mdgiltig. 

§  2c  n.is  (lewerbegericht  verhandelt  und  entscheidet  in  Senaten,  die  aas  den 
Vorsitiendcü  txier  seinem  Stellvertreter  und  zwei  ileisitzeni  bestehen,  von  denen  der 
eine  ein  Unternehmer  (  Beamter  staatlicln  r  l".  triel>e,  Heamter  einer  Transport-  oder 
FabriksiuU'Tnehmuug).  der  andere  ein  Arbrit.  t  M-in  mxifs 

Im  \'en>rdnimg>wege  wird  bestimmt,  iiacli  welchen  t  »i und ^iit/i  U  der  Vur^it/t  n<l. 
die  einzelnen  Beisitzer  und  ihr«-  l'.rsatzmänner  zu  den  Sitzungen  heranzuziehru  hat. 

Ks  kann  ein  Gewerbegenchi  nach  den  venscbiedenartigen  Gcwerbsxweigen  oder 
nach  den  Kategorien  verwandter  Gewrrbssweige  in  mehrere  stSndige  Abteilungen 
eingeteilt  worden. 

§  21.  Falls  die  sachliche  Zuatitndigkeit  eine«  Gewerbegcrichtcs  «ich  auch  aaf 
gewerbliche  Streitigkeiten  zwischen  Handeltreibenden  und  ihren  Bediensteten  erstredn, 

i>t  für  diese  Streitigkeiten  ein<-  besondere  Abteilung  des  Gewerbegerichtc»  ZU  bilden. 
Für  cli<  s.  AlHeilung  hat  die  Wahl  der  Beisitzer  getrennt  von  den  anderen  Wahlen 
in  bekouderen  Wahikörpem  ztt  geschehen. 

n.  Verfahren. 

§  22.  Auf  da*  Verfahren  von  Gewerbegerichten  linden,  soweit  nicht  im  Nach- 
stehenden besondere  Besttinrniungen  getroflRsn  sind,  die  fllr  das  beziiksgericlitUchc 
Verfahren  in  Bagatellsachen  geltenden  Vorschriften  der  Civilproaefsordmmg  Anwen* 
dnng. 

33.   Zur  Verhandlung  «nd  Entscheidung  der  in  $  4  betdchneten  Strvftig« 
keilen  ist  mit  Ausschlafs  aller  anderen  GerichtsütSnde  dasjenige  Gewerbcgcricht  an> 
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stäoilig.  in  dosson  Sprengel  sich  dir  H«'tricl«*stättf  bcfindi-t.  odor  wt-nn  im  ^  lit. 
bezcirliTH-t,'  r»  rs»>rit  n  in  Kragf  koTnn^l'Tl,  das  ClfWiTbogcricht.  in  dessen  Sprengel  die 
Arbeil  ,',n  lti>tin  (mL-p  «Ii.   Au^/aldiing  des  Lohnes  zu  geschehe«  hat. 

l>a.s  iiewerbegericht  l>at  .M-inr  Zuständigkeit  von  amtswegen  wahrjuinehmen. 

J5  24.  ^Vurdc  die  sachliche  Zuständigkeit  eines  Gewerbegerichtes  von  einem 
«fdentHcben  G«ri«litc  rechtskiiftig  ausgesprochen^  so  i«t  die  Eiitidieidtti%  fllr  das 
-drdich  ju^tSndige  Gewerbegericht  bindend,  bei  dem  die  KecbtMftche  in  der  Folge 
nSOnfffi  wird.  Hat  ein  Gewerbegerieht  die  ucblicbe  Znatbidigkeit  der  ordentlidiett 
Gerichte  recfatskiüitig  ausgesprodien ,  so  shid  diese  au  die  Entseheiding  des  Gi- 
«erivegcrichtes  gebooden. 

25.  Die  Parteien  können  »ich  durch  Angehörige,  GescbäAsfilhrer  oder  An- 
gestellte als  Bevollmächtigte  vertreten  Ins^m.  Die  Vertretung  durch  Borufsgenoss.  11 
ist  lulässig.  w«  nn  fjhuihhaft  gemacht  winl,  dafs  di«*  l'nrt«"i  am  Krscbeinen  gebindert 
oder  ihre  Angelrgriiheiten  selbst  zu  vertreten  niclii  mi-tand.  t>t 

§  26.  Die  erste  Tagsatzung  ist  in  der  Regel  auf  einen  der  nächsten  drei 
Tage  nach  ÜlMtrrcichung  der  Klage  anzuordnen. 

27.  Das  Gaverbegeridit  hat  nach  Mafsgabe  des  Bedürfiiisses  bestimmtr 
Tage  und  Stunden  festiasetien  und  bekannt  an  maeiicn,  an  welchen  der  KlSger  nit 
der  Gegenpartei  auch  ohne  Vorladung  erscheinen  kann,  um  «ine  Rechtssache  an- 
hing «n  machen  und  darttber  su  verhandeln. 

§  aS.  Die  erste  Tagsatsnng  kann  vor  dem  Vorsitxendvn  des  Gewerbqterichtf» 
ohn-'  Ziui*-hung  der  Beisilz,  r  >t;itt finden.  Um  einen  Vergleich  /u  erzielen,  die  Ein- 
reden il'  r  l'nzulässigkeit  des  Ret  ht-we;jes.  d.  r  rn/,ii~t:iiuligkeit  des  Gerichtes,  der 
Streitanhängigkeit  und  der  rechtskräftig'  »  iUm  hii  iK  ti<  ii  Stn  it^arh»- /lu  entscheiden  od**r 
ein  Urteil  über  Anerkennung,  S'erxiclit  mii  r  Ausbleilx  ii  /.u  trillm. 

Wenn  ili<  l';\rt<  i<  ti  aut  die  Zuziehung  von  Beisiueni  einverständlich  verzichten, 
ist  die  Verhandlung  und  Entscheidung  der  Hauptsache  sofort  vom  Vorsitz«*nden  vor- 
nnehBicn. 

In  allen  übrigen  FSUen  weiden  die  in  der  ersten  Tacfsataning  nicht  erledigten 
Streitsachen  vor  das  Gewerbegerieht  gewiesen. 

$  39.  Falls  eine  erste  Tagsatznng  ohne  SEusiebung  von  Beisitaem  stattgefunden 
hat,  berichtet  der  Vorsitiende  su  Beginn  der  Vcrhandlm^  vor  dem  Gewerbegcricbtf 

Ober  die  Ergebnisse  der  ersten  l'agsatzung. 

B»-i  der  vor  dem  Gewerbegerichte  stattlmdenden  Verhandlung  haben  die 
Beisitacer  dsjt  Recht,  an  l*;trtfi.  n,  /<  »gen  «nd  Sachverständige  Fragen  zu  richten. 

§  30.  In  Streitsachen  bis  m  lunl/.i{,'  ( iuldi  11  <  iU.scheidet  das  < tewerhegericht 
.•ndKÜlig.  und  i-^t  t;'  P<  n  das  Urteil  le<liglich  die  Üeruiung  wegen  Nichtigkeiisgrilndeu 
'5  477  <l<-'f  Civilproz«  iVordnung)  zulä&sig.  Ueber  diese  ist  vom  Gerichtshol'  erster  In- 
stanz, in  dessen  .Sprengel  das  Gewerbegericht  seinen  Sits  hat,  aa  «ntsdieidcn.  Die 
Vetbandlna^  und  Entscheidung  hat  nach  den  fllr  das  Bcrufuo|^verfahrcn  der  Gt- 
liditsböfe  erster  Instanz  in  der  Civilprosefsordnung  erlassenen  Vorschriften  stattzu- 
finden.    Eine  Vertretung  durch  Advokaten  ist  nicht  geboten. 

9  31.  In  Streitsachen  Aber  höhere  Bctrige  kann  die  Entsdieidung  des  Gewerbi- 
getichts  mittels  der  Berufung  angefochten  werden.  Die  Berufimg  ist  vor  dem  Gn*- 
Archiv  f«ir  tot.  Gescagcbaaa  <■•  Suttitik.   X.  19 
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wt  rboj^rrii  Iii  hiniii  n  <lt  i  uncrstri-ckbarcn  Frist  von  vicr/.«*hn  Tagen  nach  /.usullung 
»). T  schnltliclun  A uslrrti^unp  d«-<  Urleilcs.  wi-nn  aber  b^dr  l'arteu-n  anwesend 
waren,  bianeu  vicr^clui  l  aj^eu  nach  der  \  erkündung  <h*s  Urteils  zu  Protokoll  zu  er- 
klären oder  schriftlich  einzubrin^^en.  lieber  die  Berufung  ent^jclu-idet  der  im  §  30 
besnchncte  G«rtchtt]iof  «odgiltig. 

Vor  dem  Berufüngsgerichte  wird  die  Streitsacbe  in  den  durcb  die  AntrKge  be- 
stimmten Grensen  von  nenem  verhandelt.  Auf  du  Verfahren  vor  dem  Bemliiag»» 
gcrichte  finden  die  Bestimmungen  Anwendmig,  welche  in  der  Civilprozefiiordnwig 
für  das  Verfahren  vor  dem  tjerichtshof  erster  Instanz  als  l'rozefsge rieht  gegeben 
sind,  mit  der  Abweichung,  dal's  ein  \Vech>el  vorbi-reiteuder  Schriftsätze  nicht  statt- 
lindet  und  ein<  Ve  rtr.  ttm^:  der  Parteien  «lurch  Advokaten  nicht  geboten  ist. 

Der  r,i  rirliishol  entschcidr-t  Uber  diese  Uenjf'nn;^  unter  Heiziehung  von  zwei 
gewerliliilun  I^.isit/ern.  Nach  welchen  (iriindsätziu  dieselben  xu  den  SiUimgen 
lieranzuziehen  sind,  wirti  im  Verordnungswege  bestimmt. 

§  32.  Das  Rechtsmittel  der  Nicbtigkeits-  und  WioderanlnahmBklage  Imdet  im 
Verfalircn  vor  Gcwerbegi-richten  nicht  statt. 

inwfem  im  Verfahren  vor  Gewerbcgericbten  ein  Reknn  «tlSasig  ist«  geht  det« 
selbe  an  den  im  §  30  beteichneten  Gerichtshof.  Da»  Verfahren  richtet  sich  nach 
den  besUglichen  B^timmungen  der  Civilprozefsordong. 

§  3J.  Auf  Grund  recht>kräfligc-r  Urteile  de«  Gewcrbegerichtes,  sowie  vor  dem« 
selben  gi'schlossener  Vergleiche  lin<let  Kxekution  statt,  und  hat  zu  diesem  Zwecke 
das  Gewerbegericht  di:n  I'art«;icn  auf  Verlangen  dir  Rechtskraft  de&  Urteile»  zu  be- 
stätigen 

Difsrll).-  ist  i  (Inn  Hi  /.irk«.;,'.  r;.-litr,  in  il.  %^en  .Sprengel  der  Schuldner  seinen 
ull^eiiH  tiK-n  ( >ericlit>tan<l  hat.  und  in  1  .nnan^jelung  eines  solchen  bei  den»  Bezirks- 
gericht, in  dessen  Sprengel  dai>  Grwerbegericht  seinen  Sits  hat,  anzusuchen  und  nacii 
den  Be«timmangen  der  EaekutionMudnung  dnrchzufllhren. 

g  34.  Eingaben  au  das'  Gewerbegericht,  Ausfertigm^fen  desselben,  sowie  anf> 
grnommene  Protokolle  sind  stempele  und  gebflihrenft-ei. 

Wird  der  Rechtsstreit  dorch  einen  Vetüteich  beendet,  so  |Wtrd  keine  Gebühr 
eingehoben. 

Die  Urteile  der  Gewerbegeriehte  unterliegen  <len  fUf  die  Schiedflgericbte  in  dem 
Grsetzc  vom  29.  Februar  1864.  R.G.B1.  Xr.  ao  festgesetcten  Gebilhren. 

III.   Die  Gewerbegerichte  als  gerichtliche  instanxen  gegenftber 
den  gewerblichen  Schiedsgerichten. 

35.  Entüchcidung<-n    der   schiedsgerichtlichen  Ausschüsse    der  Genossen- 

Schäften  (J{4}  122,  I2j  der  Gewerbeordnung)  in  Streitigkeiten,  welche  ztir  sachlichen 
/u«:tändigkeit  der  Gewerbegeriehte  gehören,  k«>nnen  nach  P.c  ;^inn  »ler  Wirksamkeit 
des  gegenwärtigen  (iesetze>  nur  nv  lir  vor  dem  G'-wi  rb«'^'.  1  i.  lit>  angefochten  werden, 
wenn  sich  «lie  Geno&^nscbaft  im  Sprengel  eines  ( iewerbegerichtes  befindet. 

IV.   Gutachten  und  ,\ntriige  des  G  e  w  erb  e  g  e  r  i  c  h  t  e  s. 

36.  Das  (iewerbegericht  ist  verpflichtet,  auf  Ansuchen  d.  r  L;iud«'sl>ehorden 
Ijatsvhten  Uber  gewerbliche  Fragen  su  erstatten.    Zur  Vorbereitung  udcr  Abgabe 
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solcher  Gutachten  können  btsundcrf  AusschiU^e  auü  der  Mitte  des  Gewerbegerichtes 
;;ebildct  werden. 

Diese  Awidillsae  rnftaeai,  mfem  es  sich  um  Fragen  handelt,  die  die  Intere&i>en 
von  Untemelmteni  und  Arbeitern  berttbren,  «1  gleichen  Tdlen  ans  Beisitsen  beider 
Kategorien  auammengesetst  sein.  Sie  tagen  unter  der  Lcitoag  des  VorsitMiiden 
des  Gcwerbegericbtes. 

Das  Gewcrbegeiicht  ist  berechtigt,  in  gewerblichen  Fragen,  welche  die  seiner 
Cicrichtsbarkeit  unterstehenden  fictricbe  berühren,  Anträge  an  die  Landesbehöide  zn 
richten. 

V.  Zuständigkeit  der  ordentlichen  Gerichte  in  Streitigkeiten  au« 
dem  gewerblichen  Arbeits-,  Lehr«  und  LohnverhÜttnissc. 

§  37.  Ans  dem  Arbeiti-,  Lehr-  und  Lx>hnverbältni8se  entspiingende  Streitig- 
keiten zwischen  Gewerbsinhabem  und  ihren  Ililfsvarbeitem,  sowie  xwischen  IltllV- 
^irbcitem  untereinander,  fttr  deren  Verhandlung;  bisher  <lie  Bestimmungen  des  i{  87  c 
•les  (/.  >i  tz>  «.  vom  8.  Wir/  1S85,  k.G.l^I.  Nr.  22,  (n-U\m<^  hatt<  n,  ßeh«»ren  von  dem 
lagt*,  an  w.  Kln-iu  cias  jjegt^iiwärtij^i  (ir^i-t/.  \u  Kr.ilt  tritt,  >,o\V' it  nicht  ein  <  M  w<  rhf  - 
tjoricht  Ualür  /.u>tändig  ist,  ohne  RückMchi  darauf,  ob  au-  während  der  I  ».uii  r  (!•  > 
Arbeits- ,  Lehr-  und  LohMverliältui)i.ses  oder  nach  dess«'n  Heendigung  angeiiracht 
werden^  und  ohne  ROdudcht  auf  den  Wert  des  Streitgegenstandes  rar  sachlichen 
/astiadigkeit  der  Bccirksgcrichte. 

Die  an  diesem  Tage  bei  politischen  Behörden  anhSi^igen  derlei  Streitsachen 
sind  Too  denselben  nach  den  Irisher  biefllr  geltenden  Vorschriften  ra  la-ledigen. 

VI.    U  L>  b  e  r  g  a  n  g  s  -  und  \'  u  1 1  /,  u  g  s  v  o  r  s  c  h  r  i  f  t  e  n. 

;<  38.  Das  gegenwärtige  Gcs«-tz  tritt  am  I.  Juli  189K  in  Kraft.  .\lle  an  diesem 
l  äge  bei  den  pulitiscbcn  Behörden  oder  bei  den  auf  Gnmd  des  Gesetzes  vom  14.  Mai 
1M9,  R.G.B1.  Nr.  63,  bestdienden  Gewerbegerichten  anhSsgigen  Streitsachen  werden 
nacb  den  bisher  hiefttr  geltenden  Vorschriften  erledigt  Nach  Abwickelang  der  bei 
den  bestehenden  Gewerbegerichten  anhängigen  StreitJtachen  haben  diese  Gerichte  ihre 
Wiikssinkeit  ciittnstellen. 

§  39.  Mit  dem  Tage,  an  welchem  das  gegenwärtige  Gesetz  in  Kraft  tritt,  ver- 
lieren alle  anderen  gesetzlichen  Vorschriften  über  Gegenständ«-,  die  durch  das  gegen- 
wärtige Gesetz  geregelt  werden,  ihre  Wirksamkeit.  Insbesondere  verlieren  auch  die 
MTmiT»tiTi«;en  der  CJewerbeordnung  über  dt««  Kornji' t.  iiz  der  politischen  Behörden 
m  i^ohnstreitigkeiten  l  S7  r  d«-r  Gewerbeordnung  j  und  über  tlie  srhie<lsrichterlicheu 
Kollegien  87  ff.  der  (i«'wcrbe<>rdnung)  mit  der  Massgabe  ilin  r  Wirksamkeit,  dalV 
die  bei  iiikralltrelen  des  gegenwärtigen  Ge&ctzcj»  bei  die^-n  Kollegien  aniiängigeii 
Streitsachen  von  ihnen  nach  dm  bisher  hicfir  geltenden  Vorscbriften  in  erledigen  sind. 

§  40.  Mit  dem  Volhmge  dieses  Gesetzes  ist  Mein  Justisminister  im  Einver- 
nehmen mit  den  Ministerien  der  nnsnxen,  des  Innern  und  des  Handeis  beauftragt. 

Wien,  am  37.  November  1896. 

Franz  Joseph  in.  p. 
Badetii  in.  p.  Gleispach  m.  p. 

19* 


Digili^ca  by  Google 


MISZELLEN. 


Die  Hauptetigebniase  der  deutschen  Berufsaählung 

vom  14.  Juni  1895.*) 

Von 

Prof.  Dr.  ERNST  MISCHLER 

in  Gtsu. 

Die  deutsche  Berufszähtimg  vom  Jahre  1895  besiut  ihrer  Vor- 
gängerin vom  Jahre  1882  gegenüber  den  grofsen  Vorzug,  dafs  sie  Ver- 
gleiche mit  dieser  letzteren  gestattet,  w;i>iren<l  die  Zähhmg  von  1882, 
als  erste  dieser  Art.  /.war  auf  si«  ii  ge>telit  eine  grundlegende  Wichtigkeit 
für  sich  in  Anspruch  nehmen,  aber  Antworten  auf  Fragen  nach  der  Ent« 
Wickelung  der  \'crhältnisse  nicht  geben  konnte. 

Was  nun  aunädist  die  Struktur  der  deotschoi  Bevölkerung  vom 
Gesichtspunkte  des  Berufes  aus  anbelangt,  wie  sich  dieser  im  Sinne  des 
Jahres  1895  herausstellt«  so  mufs  vorerst  darauf  hingewiesen  werden,  dafs 
es  sich  hier  um  eine  Berufs  Zählung  und  nicht  um  eine  Zählung  von 
Unternehmungen  handelt.  Ks  wird  also  der  Beruf  im  subjektiven 
Sinne,  d.  h.  so  wie  er  sich  in  jedem  einzelnen  Individuum  herausstellt, 
zu  eirunde  ge  legt  Das  Wesen  der  Zahlung  von  ünlernehmangen, 
•diso  eine  t^rmittelung  des  Berufsmomentes  im  objektiven  Sinne,  liegt 
darin,  dais  der  Beruf  des  Individuums  durch  das  Untemdimen  bestimmt 
wird,  welchem  es  im  Momente  der  Zählung  angehört.  Die  Berufs»  und 
die  Gewerbezählungen  zeigen  hinsichtlich  des  Personenkreises,  den  die 
einzelnen  „Berufe"  umfassen,  eine  oft  erhebliche  Verschiedenheit  die 
durch  verschiedene  Momente  herbeigerülirt  wird,  sn  namentlich  durch 
ilie  zwei  folgenden:  Erstens  umfafst  eine  l'ntcrnehniung  initimter  mehrere 
Erwerbszweige,  Gewerbe  etc.,  sodais  die  .Angehörigen  dieser  letzteren 

')  Alx  „VorlUttfige  Mitteiluag"  im  Erj^iBiuigiabrft  su  den  Vieittrljahrsbeftien  mr 
Statistik  d«s  Deutscliim  Knkhs  Jabq;.  1895  abgcdnidct  (Berlin  1896,  Puttkammer  a 
Mflhlbrecht)  135  S. 
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(z.  B.  Tischler,  Tapeziner,  Glaser,  Wagner  etc.)  verschiedenen  Berufen 
jedoch  Einer  Untemehraungsart  (z.  B.  Waggonfabrikation)  angch^^ren, 
während  der  eigentliche  Beruf  „Waggon fabrikation"  nur  wenigen  Personen 
zukommt.  Zweitens  übt  nicht  Jedermann  zur  Zeit  eine  Envcrbsthätigkeit 
aus,  die  seinem  „Renife"  entspricht,  worunter  man  d<)(  h  etwas  dauerndes 
die  wirtschaftliche  lietlmttgung  des  Individuums  überhaupt  l)eslimmendes 
verstellt;  es  kaim  also  zur  Zeit  der  Zahlung  die  momentan  berufszu- 
gehörige Bevölkerung  eine  andere  sein  als  die  ihrer  ganzen  Lebensbedin- 
gungen nach  hierherzuzählende. 

Ks  ist  mm  selbstverständlich,  dafs  die  Resultate  der  Berufszählung 
mit  bereits  vwhandenen  statistischen  Erfahrungen  vergUchen  und  so  kon* 
troUert  werden.  So  bietet  die  Volkszählung  einen  Prüfstein  der  Gesamt* 
Ziffer  —  und  diese  Prüfung  hat  die  Berufsstatistik  vollkommen  bestan- 
den ;  so  gtebt  es  aber  auch  verschiedene  Erfahrungsthatsacben  auf  dem 
Gebiete  der  wirtschaftlichen  und  sozialen  Struktur  der  Bevölkerung,  welche 
zur  Kontrole  der  Resultate  der  Berufsstatistik  herangezogen  werden 
können.  Hierher  gcliören  z.  B.  die  Ziffern  der  Genossenschnftsangehörigen, 
<ler  Mitglieder  der  l-.u  h-  und  Gewerkvereine,  der  Krankenkassen,  der 
von  F'achgruppen  ausgehen<len  Strikes  imd  dgl.  .\\uh  hier  liegen  An- 
gaben üWr  Beruls/.ugchörige  vor,  nur  ist  elteu  m  sagen,  «kifs  diese  .An- 
gaben zumeist  die  —  oben  so  be/,eichncic  —  objektive  Natur  an  sich 
tragen,  d.  h.  die  derzeit  zu  Gruppen  von  Unternehmungen  gehörigen 
Personen  umfassen,  deren  Beruf  im  subjektiven  Sinne  mit  der  Bezeich> 
nung  der  Unternehmung  durchaus  nicht  übereinstimmen  mufs.  Nur  bei 
strengem  Auseinanderhalten  des  subjektiven  tmd  objektiven  Momentes  ist 
es  möglich  die  konkreten  V^ergleiche,  welche  von  den  Angehörigen  irgend* 
welcher  fachlichen  Organisation  mit  den  entsprechenden  Posten  der  Bemfs- 
statistik  gemacht  werden,  atif  ihr  richtiges  Mafs  zu riiek führen.  Damit  ist  aber 
gesagt,  dnfs-  eine  unmittelbare  Benutzung  der  ZitTern  der  Bcnifsstatistik  zur 
Mesiung  der  Kraüe  der  wirtschaftlichen  und  sozialen  Berursieilc,  siie^iell 
lier  industriellen  Fachgruppen,  nie  ht  möglich  i^t.  Es  war  notwendig  vorab 
daraui  hinzuweisen ,  weil  eine  mit  festen  Anhaltspunkten  operierende 
Beurteilung  der  mehr  speziellen  Resultate  der  fierufsstatistOc  wohl  nur 
von  Organisationen  und  deren  Angehörigen  resp.  Teilen  ausgehen  kann, 
denen  die  Grölsenverhältnisse  der  ersteren  genau  bekannt  sind. 

Nach,  dieser  Vorbemerkung  soll  nun  auf  die  wichtigsten  Ergebnisse 
der  Bemfszählung  eingegangen  werden,  wobei  aber  neben  der  Würdigung 
der  Resultate  für  die  derzeitige  Zusammensetzung  der  Bevölkerung  sofort 

auch  das  zweite  der  Momente,  nämlich  der  Vergleich  mit  den  analogen 
Ergebnissen  der  1882  er  Zahlung  mit  in  Betracht  gezogen  werden  soll. 

Das  Verhältnis  der  Selbstthät igen  zu  den  Angehörigen, 
wozu  noch  als  dritte  Kategorie  die  Dienenden  und  als  vierte  (Sammel-) 
Rubrik  die  sog.  berufelosea  Selbständigen  (Rentner,  Pensionärej  von  Unter- 
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Stützungen  I,e1>ende,  in  Berufsvorbcrcitung  hegrifTcne,  Insassen  diverser 
Anstalten,  und  endlich  jene  deren  Deruf  nicht  ermittelt  werden  konnte) 
hinzukommen,  ist  an  sich,  d.  h.  ohne  eine  Vergleichung  in  zeitlicher  Hin- 
sidtt  von  genngem  Bdange  als  Kennzeichen  wirtschaftlicher  Kraft.  Denn 
wenn  von  der  einen  Seite  gesagt  wird,  da&  die  geringe  „Belastung"  der 
Selbstthltigen  mit  Angehörigen  eine  gröfiere  wirtschaMidie  Kzaftentfiil- 
tung  ermögticht,  so  wird  von  der  ander«i  Seite  entgegnet,  dafs  es  niu* 
bei  besseren  wirtschaftlichen  Verhältnissen  möglich  ist ,  eine  gröfsere 
Familie  zn  erhalten.  Wir  wollen  daher  nur  auf  den  Vergleich  der  beiden 
Jahre  iSgS  luid  1882  Gewicht  legen,  in  Prozenten  der  Bevülkenmg 
treffen  aul  : 
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Zunahme  begiiiVen,  einerseits  weil  häutiger  und  anderseits  weil  früh- 
zeitiger erworben  werden  raufs:  das  erstere  gilt  natnendich  für  das 
weibliche  Geschlecht»  das  letztere  für  das  männliche.  Die  Beiufs- 
!»tatistik  ergiebt  sonach  auch  einen  Beweis  für  das  erhöhte  Berufsleben 
der  Frauen.  Die  Klasse  der  Dienstboten  ist  innerhalb  der  Bevölkerung 
in  relativem  nummerischen  Rückgang  begriffen,  jene  der  männlichen 
Diener  sognr  in  absolutem,  denn  man  zählte  1882  45510  Diener  und 
1895  nur  J5  ^6-}.  Die  WrSn<leri!ng  in  der  Snmmelkatcgoric  der  berufs- 
losen Selbständigen  ist  aul  verschiedene  lonncUc  Momente  /urui  k/utuhren, 
so  L.  B.  darauf,  dafs  die  Altenteiier  u.  dgl.  uichi  als  Angehörige  sondern 
hier  gezähh  werden;  doch  sind  auch  Momente  sozialen  lielanges  hierin 
zu  erblicken,  so  die  stark  zunehmende  Zahl  der  Rentner  der  sozialen 
Versicherung,  die  erhöhte  Zahl  der  pensionierten  Militärs  und  Beamten 
u.  dgl.  -  Alle  diese  Thatsachen  erscheinen  uns  als  vollkommen  plau- 
sibel und  wir  acceptieren  sie  gern,  obgleich  es  g.mz  bekannt  ist,  wie 
schwierig  die  Abgreni^ung  eler  Selhstthfitigen  von  den  Angehörigen  nament- 
lich in  der  Landwirtschalt  isi  und  wie  sehr  ein  verschiedenes  Vorgehen 
von  zwei  Zahlungen  die  ReMiltaie  ui  dieser  liinsichi  verschiel >en  kann. 

Gehen  wir  nun  zur  Darstellung  der  grofsen  wirtschaftlichen  II  a  upt - 
berufsgru;  pen  des  Volkes  über: 
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Das  hen'orstechendste  Merkmal  der  wirtschaftlichen  Gesamtentwickc- 
Ittog  ist  der  Rückgang  der  Landwirtachalbbev^kerung  (sowie  der  dienenden 
Klasse)  gegenüber  den  Zugehörigen  tu  Industrie  und  Handel,  sowie  den 
liberalen  Berufen.   Da  sich  diese  Entwickelung  in  allen  Kategorieen  der 

Benifsztigehorigkeit  übereinstimmend  zeigt,  und  da  ferner  der  Abgrenamg 
von  Landwirtechaft  gegenüber  Industrie  und  Handel  ziemlich  glatt  er- 
kennbar ist  und  wenig  Streitpunkte  der  Eingliederung  aufweist,  so  steht 
wohl  nach  den  Ergebnissen  der  beiden  Berufszählungen  die  allerdings 
allgemein  angenommene  ihatsru  he  fest,  dafs  die  I,andwirtschaft  fnr  die 
Volksziisammensetzung  eine  .ibjicsi  hw;u  htc  Bedeutung  erlangt.  Oi)  dies 
darin  begründet  ht,  dals  ein  L'ebergang  der  agrarischen  Bevölkerung  zu 
den  industriellen  Erwerbszweigen  stattfindei,  durch  den  die  erstere  ge- 
schwicht  wird,  oder  ob  dies  in  der  vnschieden  starke  inneren  Ver- 
mehrung dieser  zwei  gfofsen  Berofsgnippen  liegt,  ist  die  n&chste  Frage, 
auf  welche  die  Antwort  gleichfalls  durch  die  Beruiuählung  von  1895 
ennOglicht  wird,  und  zwar  im  erstgenannten  Sinne.  Es  zeigt  sich  nimlich 
«lafs  die  landwirtschaftliche  Bevölkerung  auch  absolut  zurückgegangen  ist. 
indem  sie  sich  von  19,2  Mill.  auf  18,5  Mill,  Menschen  verringerte. 
ist  allerdings  nie  ht  bekannt,  wie  grofs  der  (reburten-  und  allenfalls  Aus- 
wanderungs-)  Leberschufs  innerhalb  der  landw.  F.evölkerung  ui  der  l'eriode 
1H82  — 1895  gewesen  ist,  und  deshalb  kann  nicht  gesagt  werden,  zu 
welchem  Anteil  die  numnieris(  he  .'^ch\v:u:hung  der  landwirtschaiüichen 
Bevölkerung  auf  die  maugelude  innere  Vermehrung  /.u  schreiben  ist, 
aber  doch  dürfte  der  Sdiluls  kaum  angesweifelt  werden  können,  dafs 
diese  Schwächung  der  landwirtschaftlichen  Bevölkerung  audi  durch  er- 
höhten Ablluls  ihrer  Angehörigen  in  die  anderen  Beruftklassen  herbei- 
geftlhrt  wwden  ist.  Ein  unmittelbarer  Schlufs  darauf,  daft  die  Land- 
wwtschaft  m  demselben  oder  in  minderem  Mafse  imstande  sei,  die  Güter- 
Versorgung  zu  bestreiten,  kann  aus  dem  Rückgang  ihrer  Bevölkerung  wohl 
nicht  gezogen  werden,  da  es  schwer  bt  anzugeben,  inwieweit  der  Entgang 
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an  MenschenArbeit  durch  Maschinenarbeit  oder  geänderte  Wirtschafts- 
betrieb ersetzt  worden  ist.  Die  Annahme  der  verminderten  Leistung 
fähigkeit  der  T^dwirtschaft  liegt  wohl  sehr  nahe,  bedarf  al>er  erst  der 
näheren  Bestimmtmg  durch  die  Zifft'rn  der  Wirtschaft.sstatistik.  Bei 
dieser  nummerischen  Verminderung  um  700  000  Personen  sind  die  An- 
«rehörigen  und  (he  Dienenden  beteiligt,  nicht  aber  die  Erwerbsthätigen, 
deren  Zaiil  ein  wenig,  namhch  um  56196,  gestiegen  ist,  docii  betrifft 
diese  Steigerung  nur  die  weiUicben  Erwerbsthätigen  und  nicht  die 
männlichen,  indem  die  enteren  um  318245  oder  8,61  %  zunahmen,  die 
letsteren  dagegen  um  163049  ocler  3,84'%  abnahmen;  nur  scheint  es, 
als  ob  diese  ^nahme  der  weiblichen  Krwerbsthätigen  in  einer  genaueren 
Erfassung  der  in  der  Wirtschaft  helfenden  weiblichen  Farailienrait:,dieder 
begründet  wäre.  Xoch  deutlicher  tritt  der  Rückgani:  der  landwirtschaft- 
lichen Bevölkerung  hervor,  wenn  wir  diese  enuer  fassen  und  die  Oärtncrei, 
Tierzucht,  Forstwirtschaft,  Jagd,  Fischerei  auss<:heiden ;  in  diesem  Falle 
vermindert  sich  auch  absolut  die  Zahl  der  Erwerbsthätigen. 

Die  Industrie-  und  Handelsbevölkerung  hat  sich  um  39,47  resp. 
48,937«  vennehrt,  und  die  Gesamtzugehörigen  da*  Industrie  (39^x3%) 
überwiegen  bereits  ül>er  jene  der  Landwirtschaft  (57,74",,)-  An  dieser 
Zunahme  ist  das  weibliche  Ges<-.hlecht  mehr  beteiligt  als  das  n^ännliche, 
denn  es  wuchs  in  der  Industrie  die  Zahl  der  Männer  um  29,.2^"„  jene 
der  Fr.iuen  um  34,97  und  im  Handel  die  erstere  Zahl  um  38,26,  die 
iei/ilere  um  94,43  "  „.  Die  Zeit  zwischen  der  lei/Aen  und  die.ser  iieiufs/.ählung 
unifafst  sonach  einen  sehr  wichtigen  Punkt  in  der  wirtschaftlichen  Ent* 
Wickelung  und  wenn  auch  selbstveiständlich  diese  beiden  Thatsachen,  einer- 
seits die  Verdrängung  der  Landwirtschaft  vom  ersten  PUte  durch  die 
Industrie,  und  andrerseits  die  erhöhte  Zuwendung  der  Frauen  zur  ge> 
werblichen  und  namentlich  kommerziellen  F.rwerbsthätigkeit,  an  sich  be- 
kannt sind,  «io  dürfte  doch  der  präzise  Au'^druck,  den  diese  Entwirkel'ing 
durch  die  /iftem  der  Benifstatistik  gewonnen  hat.  von  ^'rofstrr  1  rag  weite 
werden ,  weil  er  es  ermöglicht ,  an  Stelle  von  stets  hohl  klingenden 
Schlagworten  plastische  GrüfsenvorsteUimgen  m  setzen. 

Diese  Zunahme  der  industriellen  und  kommerziellen  Bevölkerung 
gilt  für  alle  der  gröfseren  zugehörigen  Benifsgruppen,  indem  nur  die  Zu- 
gehörigen zur  TextiMndustrie«  dann  ztu-  Industrie  der  Bekleidung  und 
Reinigung  einen  relativen  Abfall  zu  verzeichnen  haben : 

Sich«-  Hif  n- b'  ii>i<*hcmlv  Tabelle. 

Während  die  Resultate  betreffend  die  Hauptberufe  ganz  klare  und 
durchsiciuige  sind,  welche  schon  in  der  vorliegenden  vorläufigen  Mit- 
teilung und  mit  Beziehung  auf  die  GesauUericheinungen  als  höchst 
bchmgretch  zu  bezeichnen  sind,  so  sind  die  Ziffern  bezüglich  der  Neben- 
berufe in  dieser  Gestalt  noch  nicht  so  weit  durchgearbeitet»  dafs  sie 
irgendwelche  wichtigen  Fragen  zu  beantworten  gestatten  wiirdm.  Die 
Zahl  der  nebenberuflich  thätigen  Personen  ist  ebenso  wie  die  ZaM  det 
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Nebenberufsfälle  seil  1882  um  cm  geringes  gestiegen,  die  erstere  um 
1,04%,  <üc  letztere  um  1,16  "  y,  und  auch  hier  ii>t  die  Zunahme  beim 
weiblichen  GescMechte  etwas  grölser  als  beim  männlidien;  im  Verhült- 
niase  zu  den  hauptberuflich  Erwerbsthätigea  hat  sich  die  Zahl  der 
Nebeiierwerbsthät^;en  jedoch  venringert,  indem  auf  loo  hauptberuflich 
Erwerbsthätige  entfallen  Nebenerwerbsthätige 

milnnl.        weibl.  zusammen 

1S95         17,83         5,12  i6,a8 

1882        30,24  SM 

Es  treten  immer  mehr  dte  Angehörigen  und  Dienenden  in  den 
Ndienerwerbsthätigen  hervor,  eine  Erscheinung  die  gleichfalls  ohne  weiteres 
aus  der  täglichen  Erfahrung  als  erhärtet  erscheinen  wird.  Die  weitaus 
gröfste  Zahl  aller  Nebenberufsfälle  (73,73",,!  entfallen  auf  die  Land- 
wirtiehaft  imd  nur  12.49",,  auf  Industrie,  dagegen  11,51  auf  die  Handels- 
thätigen ;  erwägen  wir  dafs  die  Handclsthätigen  nur  etwa  '  ^  der  In- 
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dostriellen  ausmachen,  letotere  aber  etwas  über  die  Landwirtschafl- 
treibenden  überwiegen,  so  ist  zu  ersehen,  dafs  die  industrielle  Bevölkerung 
am  wenigsten  zum  Nebenerwerb  Veranlassung  findet,  d.  h.  am  meisten 

durch  den  Haupt])enif  befriedigt  wird,  während  die  nltüberkommenen 
Nebenl)erufe  in  der  Landwirtschaft  immer  noch  den  lireitesten  Raum 
einnehmen,  und  die  Notwendigkeit  der  stark  zunehmenden  Handels]>c- 
völkerung.  Nebenerwerb  zu  treiben,  sehr  grofs  ist  und  dabei  zuniimnt 
(1882  10,00%,  i8()5  11,51 aller  Nebenerwerbsfälle),  oder  aber  da 
sich  die  Zittern  auJ  die  Nebenerwerbsfälle  beziehen,  dals  liei  der  handel- 
treibenden Bevölkerung  die  Mehrheit  von  Nebenberufen  einer  und  der- 
selben Personen  häufig  anzutreffen  ist. 

Auch  die  Angaben  Uber  die  Hausindustriellen,  unter  welchen 
die  „zu  Haus  fUr  fremde  Rechnung  Beschäftigten*'  verstanden  wurden, 
dürften  wohl  bei  dieser  Zählung,  bei  weldier  die  Ermittelung  allerdings 
schon  mehr  Momente  umfafste  als  1882,  immer  noch  nicht  die  genügende 
Sicherheit  aiifwriwn.  was  namentlich  hinsichtlich  der  nebenberuflich 
Hausindnstriellen  gilt.  Gerade  diese  Irt/tcre  Kategorie  dürfte  aber  eine 
ganz  besondere  Wichtigkeit  hnhen.  Hei  der  /ahliing  von  1805  wurden 
nur  59881  bis  auf  15  tluK  hwegs  m  der  bidustrie  thätige)  uclx-nbcruf lieh 
hausinduslrieil  bebciiidtigie  Personen  festgestellt,  wobei  die  männlichen 
Personen  1882  gegenüber  um  17,89",,,  die  weiblichen  dagegen  um 
7 1,62*7»  angewachsen  sein  sollen,  und  wobei  von  den  circa  60000 
Personen  46  775  (oder  um  45,34  *7o  mehr  als  1 882)  als  Haustndustrielle 
selbständig  gewesen  sind.  Diese  sprungweisen  Veränderungen  in  den 
Ziffern  der  nebenberuflich  Hausindustriellen  dürftai  wohl  weit  mehr  auf 
die  verschiedenartige  Auffassung  bei  den  beiden  Zählungen  als  auf  that« 
sächliche  Veränderungen  zurückzuftihren  sein,  so  dafs  vorläufig,  ehe  nicht 
ptwn  L'enauere  Daten  bekannt  werden,  die  Mitteilungen  iiber  die  so 
wirbt iiic  Kategorie  der  nebenberuflich  Han'^indtistrtellen  ni(  In  als  der- 
artige ui/um  Ik'i  sind,  dafs  sie  zu  irgendwelchen  ^chlussen  verwendet 
werden  konnten. 

Vielleicht  etwas  genauer  daitten  die  Angaben  über  die  hauptberuf- 
lich hausindustriell  'Fhätigen  sein.  Dieser  Personen  waren  (von  176  in 
die  Landwirtschaft  thätigen  abgesehen;  733  12 8,  von  welchen  etwa  je 
der  Hälfte  Selbstthätige  und  Angehörige,  und  von  welch  ersteren  287  389 
(gegen  339644  in  1882)  Selbständige  und  55233  Gdiilfen  waren. 
Die  selbständig  Hausindustriellen  sollen  sich  gegen  1882  sonach  um 
'5.39'^o  vermindert  haben,  wobei  dieser  Rückgang  jedoch  beim  männ- 
lichen (leschlechte  etwa  ^  ,„  und  bei  dem  1  etwas  weniger  stark  vertretenen) 
weibliehcn  ( icschlechte  rund  den  5.  Teil  beträgt. 

V  erifleif  heu  wir  nun  die  /iffern  für  die  hauptherutiich  und  ilic 
nebenbenifli(  h  Hausindustriellen  miteinander,  so  /eigen  sie  Ii  >ehr  Ijemerk- 
bare  r)iflVrenzen.  \  on  den  ersteren  bind  die  Selbsländ igen  um  i5"',„  zu- 
rückgegangen, währaid  bei  den  letzteren  die  Selbständigen  um  45%  aii- 
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wtirhscn,  dabei  sind  bei  den  erstgenannten  die  Frauen  um  das  dojjpelte 
/uruckgcw  irheii,  dagegen  l)ei  den  letztgenannten  um  d:is  vicrf;uhe  an- 
gewachsen. Die  Gehilfen  betragen  bei  den  haupllieruflich  Hauüindustrielien 
'4,  bei  d«n  nebenberuflich  Hatisindustriellen  zwischen  '  ^  und  Das 
alles  würde  heifsen,  dafs  die  Entmckelung  in  der  Hausindustrie  dahin 
ging,  da&  diese  Enrerttsthatigkeit  als  Hauptberuf  nicht  unbetrüchtlich 
zurückweicht,  dagegen  als  Nebenberuf  relativ  ganz  enorm  anwächst  und 
(lafs  es  namentlich  die  Frauen  sind,  welche  von  dieser  Erwerbsart  in  erhöhter 
^^eise  und  zwar  vennehrt  als  Selbständige  (jcbraurh  machen,  wobei  es 
f'.ir  die  Verwendung  von  (leliillen  wenig  ausuuu  ht,  ol»  die  Hau^,indu^>lrie 
als  Haupt-  oder  als  Nebeaberut  au.sgeui>t  wird.  Wenn  nun  wohl  auch 
alle  diese  Entwickelungszüge  mit  täglichen  Erfahrungen  diu^chaus  als 
übereinsttininend  angenommen  werden  können,  so  dürften  aber  hier  die 
GrOfsenausdrücke,  welche  die  beiden  Zähtungen  (Ür  diese  Entwickelung 
und  die  Bevölkerung^zusammensetzung  in  dieser  Hinsicht  beigebracht 
haben,  kaum  die  entsprechenden  sein. 

Was  nun  schliefslich  die  soziale  Stellung  /.um  B e r  u  f e  anbelangt, 
so  ergiebt  sich  1895  folgende  Hau[itiU)ersi(  ht  für  die  drei  grofsen  Haupt- 
gruppeu  Landwirtschaft,  Industrie  und  Handel: 


Erwerbstbitige 
im  Hauptberuf 

deren 

Diciihtbuti-n  AugcliuriK«.- 

Sin)>tKndig»* 

5  4X2  1 5 1 

sr.2  04  t 

12  50;  572 

iS  S47  f,64 

An;;eNtfUt<' 

b2i  827 

69  530 

928  623 

i  619970 

lifschäftigtr  lannlHu- 

angehörigr 

206t  741 

3»9 

114406 

2  176466 

^Wrfnte  Afbeit4>r 

6o3i  394 

21  9B4 

44o64<)o 

10449868 

andere  Hnfsperaonen 

4  7»5  3»7 

24046 

6878062 

1 1  627  425 

Zttswmnilfn 

18  912  430 

978  810 

24830153 

44  7»»  393 

Fitr  die  drei  Hau|jtberufsgrup(jen  im  eintelnen  seien  hinsichtlich  der  Er- 
werbsihätigen  (im  Haupdunife)  folgende  Ziffern  angeführt:  Landwirtschaft  : 
Selbständige  2  5  7^' 725,  höheres  Prrsonril  06173,  landwirtsrhaftürhe 
i >icu.stl)Oten  und  Arbeiter  etr.  5  <>  19  794:  Industrie:  Sclbst;indigL-,  (je- 
Schäftsleiter  1774481,  Selbständige  Hauhuidu&tiieUe  287  3Ü9,  höheres 
Personal  363747,  alle  Arbeiter  etc.  5955513;  Handel;  Selbständige 
Geschäftsleiter  843556,  hdheres  Peisonal  261909,  sonstiges  1233045. 
Es  gehören  sonach  in  den  drei  Hauptgruppen  zusammen  etwa  '-^  den 
Selbständigen  und  über  ^  ,^  den  Abhängigen  an,  wobei  sich  jedoch 
namentlich  der  Handel  durch  seine  weit  gröfsere  Zahl  der  Selbständigen 
sesonden  stellt.  Diese  Verhältnisse  sind  ja  im  allgemeinen  bekannt  und 
insbesondere  gehört  die  Proportion  1  :  2,  d.  h.  1  Selbständiger  zu  2  Ab- 
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hängigen  in  den  geläufigen  Relationen  der  sozialen  Statistik.  Wididger 
istf  wie  sich  diese  sociale  Relation  seit  1882  entwickelt  hat: 


Selbstündige 

höheres  Perüonal 

niederes  P«naiial 

1895 

»895 

1S95 

1882 

Landwiruch«A 

Industrie 

lUndel 

31.07 

24.90 
36,07 

»7.7«  1 

34.41 
44.67  .1 

1.16  ' 

II.30 

0.81 
9.02 

'  67,77 
1   7  »»92 
;  5».73 

7  ».41 

64,04 

46.3« 

Summe : 

28,99 

32,03 

3t»9 

1.90 

67.7» 

66.07 

Die  Selbständif^en  in  der  Landwirtschaft  haben  relativ  aufgenommen, 
die  Ahhangi^'en  relativ  ahgenonimen ;  wir  können  also  dem  oben  hinsicht- 
lich der  1  .andwirtsi  halt  (besagten  nvir  noch  hinzufügen,  dafs  die  Ansicht, 
der  Abiluf»  der  landwirlschafthi  lien  Bevt>lkerung  vollziehe  sich  aus 
den  Kreiseu  der  Dienstbevolkeruug  durch  die  1895  er  Berufszahlung 
bestätigt  worden  ist.  Dagegen  steigt  re1ati%'  das  höhere  Personal,  eine 
Folge  des  intensiveren  Wirtschaitsbetriebes.  In  der  Industrie  sowie  im 
Handel  vennehrt  sich  das  Arbeiterperaonal  erheblich  rascher  als  die 
Ziffer  der  Selbständ^n,  sodafs  letztere  relativ,  namendich  bei  der  In* 
dustrie  zurückweicht:  die  Konzentriening  der  Industrieen  ebenso  wie  der 
Handelsthätigkeit  geht  ihren  \\'eg  vorwärts  und  bedingt  auch  ein  relativ 
vennelirtcs  hüheres  Personal.  Wenngleich  dieser  Kntuickelungsgang  eben- 
falls eine  allbekannte  Sache  ist,  so  dürfte  dafjei:en  die  enorme 
relative  Verminderung  der  S  e  1  bs  t  a  ml  i  g  e  n  von  '/..  auf  ' 
der  erwerbsthätigen  industriellen  Bevölkerung  doch 
selbst  solche  früher  gemachte  Behauptungen  über- 
steigen, die  man  geneigt  war  für  sehr  kühn  zu  halten. 

Ist  schon  dieses  Resultat  ein  unleugbar  sozial  sehr  wichtiges^  so  sind 
die  auf  die  weibliche  Bevölkerung  bezüglichen  analogen  Daten  des- 
gleichen der  höchsten  Beachtung  wert.  Es  wurden  in  der  Industrie  rund 
%  Million  weibliche  Selbständige,  i  Million  niederes  weibliches  Arbeits- 
personal und  10000  höheres,  und  im  Handel  \^  Million  weibliche  Selb- 
ständige, '  .  Million  niederes  und  1 2  000  höheres  weibliche«;  Arbeits- 
personal ^avählt;  es  sind  also  nind  2,1  Millionen  l'raiieii  in  Industrie 
und  Handel  selbständig  oder  abhangig  ihatig.  Diese  Ziffer  ist  so  l)edcuieud, 
dals  sie  derjenigen  der  in  der  Landwirtschaft  be^(  haitigtcii  Frauen 
^2,75  Millionen^  uichl  mehr  gar  so  sehr  nachsteht.  \  ou  gaui  besonderein 
Interesse  ist  hier  der  Vergleich  mit  der  Zählung  von  1882: 

Siehe  die  nebenstehende  Tabelle. 

Es  unterliegt  also  keinem  Zweifel,  dafs  das  Ein- 
strömen der  weiblichen  Bevölkerung  in  die  industrielle 
und  kommerzielle  Beschäftigung  und  speziell  in  die  so- 
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Sclbstmodifc 


anderes  Arbeits- 
penoD«! 


höheres  Arbeits* 
petMnul 


1895 

j  tSSa 

1895 

1882  . 

»895 

1  188a 

LftOdvincbAft 

M 

}o,  1 1 

'  35-27 

-8,48 

,  ) 

t,07 

\V 

12.89 

10.93 

80.45 

o,t>ü 

0.23 

Industrie 

M 

32,82 

30.77 

73.42 

67.39 

3.7*» 

1.84 

34.16 

51,42 

65.a3 

48,38 

0,61 

oao 

liaudcl 

M 

36,44 

'43,3« 

49.35 

:  45t8i 

14,31 

10^ 

W 

34,96 

62,97 

4B.43 

1,06 

Za>anitnrti 

M 
\V 

3>.34 

34.« 7  ; 
»5.43 

«4,5« 
77i«» 

■  63^1 
,  74,»8 

4tl4 
0,81 

'  3,42 
o,a9 

zialc  K.lasse  derUnselbständi.m  n,  hier  w  ieder  in  jene  der 
höheren  Dienste,  zu  den  hervorstet  hcndsten  Momenten 
derjüngstenEntwickelunggehürt,  ebenso  wie  dafs  die  weiblichen 
Selbständigen  in  Industrie  und  Handel  relativ  noch  weit  rtfcher  zurück- 
weichen  als  die  männlichen  Selbständigen.  Wenn  die  Arbeiterinnen  und 
(£e  selbständig  eiwerbsthätigen  Frauen  sich  xSSa  in  Industrie  und  Handel 
noch  an  Zahl  gleichstunden,  nunmehr  aber  die  Arbeiterinnen  -  3  aus- 
machen, so  kann  der  Umschwung  der  sich  da  vollzogen  hat,  nur  als  ein 
ganz  eminent  helangrcichi  r  bezeichnet  werden.  Und  dabei  ist  es  eine 
gewifs  auffallende  'J'hau>ache,  dafs  der  Abflufs  aus  der  landw  irtscbaftlirhen 
Bevölkerung  bezüglich  der  Frauen  ein  recht  geringer  ist.  Es  muls  dnlit  i 
der  Umwandhmgsiirozefs  in  der  weiblichen  indnstridlen  Bevölkerung 
mehr  durch  mnere  Momente  derselben  bedmgt  worden  sein  als  bei  der 
männlichen  Industriebevölkentng. 

Gerade  diese  letsten  Aufschlüsse,  jctu-  weit  he  sic:h  auf  das  soziale 
Moment  der  Stellung  zum  Berufe  und  speziell  das  weibliche  Geschlecht 
beziehen,  geben  srhmi  den  \orläufigen  Mitteilungen  aus  den  Ergebnissen 
der  neuen  deuts«:hen  Beruiszalilupi^  eint  erhöhte  Bedeutung,  indem  sie 
zeigen,  dafs  sie  selbst  dann,  wenn  man  die  Resultate  an  sich  als  mit  be* 
reits  anerkannten  Wahrheiten  übereinstiomiend  ansieht,  immer  noch  des 
Neuen  genug  bieten.  Das  Neue  liegt  hier  in  der  genauen  GrfMsennach* 
Weisung»  und  es  hat  sich  geseigt,  dafs  diese  in  manchen  liWlen  Dtmen* 
sionen  aufgewiesen  hat,  welche  nicht  erwartet  worden  sind. 


Digitized  by  Google 


Die  Thätigkeit  der  Arbeitsabteilung  (Labour  Departe- 
ment) im  englischen  Handelsministerium.') 

Von 

AKTHUR  L.  BOWLEN'.  M.  A., 
Doxent  der  .Statistik  an  drr  Sclmol  nf  Fconomics  aad  PoUttcal  Science 

in  Londou. 

Das  im  Jahre  1893  begründete  Labour  Departement  übernahm  alle 
die  Arbeitsstatistik  betreffenden  Gescfattfte»  welche  bei  seinem  Entstehen 

vom  Handelsamt  versehen  worden  waren. 

Als  Material  dienen  für  seine  Wirksamkeit  die  in  anderen  Zweiiren 
der  Verivaltnng  gesannnelten  Statistiken,  seinen  Korrespondenten 

eingesandte  SonUerberic  hte.  mit  Hilfe  von  Rundschreiben  an  Fabrikanten. 
Arbeiter  u.  s.  w.  gewonnene  iMitteilungen,  und  endlich  Speiialeuqueten, 
welche  von  seinen  Beamten  veranstaltet  werden.  Sein  Pubülcatioiisoigan 
ist  die  monatlich  erscheinoide  I^abour  Gazette,  weldie  über  alle  die 
Arbeiterwelt  betreffenden  Ereignisse  berichtet;  ferner  veröffiaitlicht  es 
Jahresberichte  über  seine  Thätigkeit  und  jährliche  Uebersichten  der  in 
den  einzelnen  Mannten  ge<^nnnnclten  Xai  hiirhten.  Von  Zeit  ni  Zeit  pnliii- 
ziert  es  Berichte  über  Kinzelgegenstaiule ,  wie  Arbeitslosigkeit,  Gewinn- 
beteiligung  u.  s.  w.  Seine  umlassentlsie  l.eistung  bisher  war  die  \'er- 
%  ollstandigung  der  vom  Handelsamt  18HO  begonnenen  Lohnstatistik,  so- 
wie die  Beschaflung  des  Materials,  welche  die  Aufgabe,  jene  Statistik 
auf  dem  Laufenden  zu  erhalten,  alljiihrlich  erheischt  Die  Angestellten 
der  Arbeitsabtetlung  sind  ferner  in  den  Parlamentdtommissionen  Ihätig, 
welche  Arbeiterverhältnisse  betreffen,  wohnen  Kongressen  als  Bericht- 
erstatter bei,  und  vermitteln  zuweilen  auch  Arbeitsstreitigkeiten. 

Als  bemerkenswerteste  Eigentümlichkeit  der  Arbeitsabt eiUmg  ist 
li<  iNor/uhelien,  ilals  tiie-  g;uize  Masse  der  ins  einzelne  gehenden  Au>- 
kunite,  welche  sie  bestandig  erhält,  freiwillig  erieili  wird.  Und  zwar 
verschafft  sie  sich  diese  Informationen  in  der  Regel  auf  folgende  Weise: 

*)  Vgl.  Fo  X ,  St.  N.,  Die  ArbriiüabtfUani;  des  mgUschcit  Handtflsministcriani!«. 
in  dietiom  Archiv,  Bd.  VII,  S.  317  fg. 
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Einer  der  Expeitea  des  Amtes  bestiannt,  welche  Gattung  von  Leuten 
—  Fabrikanten,  GewerkvereiDBekretäte,  Beamte,  Private,  —  die  ge« 
wünschte  Auskunft  am  besten  geben  dürften.  Es  werden  hierauf 
Kundschreiben   mit  Formularen,   die   möglichst  klar  und  verständlich 

nbgefafst  und  übersichtlich  gedruckt  sind,  an  die  geeiinieten  Personen 
mit  der  IJitte  gesandt.  gewis<5e  Fragen  (so  z.  B.  hinsichtlich  der  /ahl 
der  beschäftigten  Arbeiter,  der  Behchafligungslnsen  u.  s.  w.)  auf  fJriind 
der  genauen  Kenntnisse,  welche  sie  in  den  Auf/:cichuungcij  ihrer  Ge- 
schäftsbücher oder  sonst  besitzen,  zu  beantworten;  aufeerdem  ist  den 
Befragten  anheimgegeben,  Bemerkungen  zti  machen,  wdche  ihres  Er- 
acfatens  zur  Klärung  des  Gegenstandes  geeignet  erscheinen.  Ein  grober 
Prozentsatz  dieser  Formulare  kehrt  in  der  R^l  sorgfältig  ausgefttlk 
zurttck.  Die  ArbeitsabteQung  hat  sich  auch  das  Vertrauen  des  Publikums 
erobert.  Die  \'ertreter  sowohl  der  Unternehmer  wie  der  Arbeiter  zeigen 
sich  mehr  und  mehr  geneigt,  alles  was  sie  wissen  mitzuteilen.  Die 
rnparteilichl<eit  der  gewonnenen  Au.skünfte  wird  dad'irrh  pesirhert.  dafs 
.lile  Beteiligten  befragt  werden,  (so  z.  B.  bei  der  I  .ohnstatistik  die  einzelnen 
IJnternchnier  und  die  .Sekretäre  von  Unternehmerx erhiiid'ingen  und  von 
iiewcrkv  cfciricu uohei  alle  .\bweirhungen  in  den  .Angaben  notiert  und 
untersucht  werden.  Besondere  Falle  ausgenommen,  wird  die  Anonymitat 
der  AudLunft  Erteilenden  sorgsam  gewahrt  Abgesehen  von  diesen 
periodischen  Versendungen  von  Formularen,  welche  mehr  und  mehr  sich 
zu  einer  ergiebi^n  Quelle  von  Inf(»mationen  entwickeln,  je  besser  die 
Befragten  out  den  vorgelegten  Fragen  vertraut  werden  und  sich  über* 
sengen,  zu  welchem  Zwecke  ihre  Antworten  dienen,  liefert  regelmässiges 
Material  ein  Stab  besoldeter  .\rbeitskorrespondentcn,  deren  je  einer  in 
jedem  bedeutenden  Handelsplatze  angestellt  ist.  und  welche  monatliche 
Berichte  erstatten  über  den  Stand  von  Handel  und  (iewerbe,  die  \arb- 
frage  n  u  h  Waren  und  Arbeitern  sowie  über  Aus>i(  hten  auf  Besse  rung 
oder  \  er>t  liie*  htenmg  der  wirtschaftlichen  Verhältnisse  in  ihrem  He/.iike. 
Die  Berich ter.«>tatter  sind  tüchtige  Leute,  in  der  Regel  (iewerk vereinler 
aus  den  Industrieplätzen,  welche  als  Verfasser  zeichnen.  Femer  werden 
sorgf^tig  Londoner  und  Ftovins-Zeitungen  behufs  möglichst  schleuniger 
Kenntnisnahme  von  Arbeiterstreitigkeiten  oder  anderen  die  Arbeiter  an* 
gehenden  Gesdi^nissen  durchgesehen,  und  eventuell  sofort  Ermittelimgen 
in  den  frs^iichen  Bezirken  angestellt.  In  wichtigen  Fällen  wird  ein 
Beamter  der  Arbeitsabteilung  nach  dem  Schauplätze  des  Ereignisses 
abgesandt,  um  dort  persönlich  alle  zweifelhaften  Punkte  aufzuhellen. 

Hiemach  hat  es  den  Ansehein.  als  besas.se  die  Abteihini:  iu  v  ielen 
Fällen  volle  und  genaue  Keinitni>  der  Statistiken  und  ( lesc  iu-iini^--e, 
welche  die  Arbeiter  betreffen,  was  aber  itedauerlicherwcN«  ni«  lu  der 
1  aü  ist.  So  erteilen  Fabrikanten,  die  wenig  Arbeiter  bcscliaftiLien,  oder 
diese  nicht  gut  behandeln,  oder  sich  in  schlechten  Vermöge  nsverhäk- 
niisen  befinden,  oder  ungebildet  und  mifstrauisch  sind,  oder  sich  un- 
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schöne  r>inf:;e  ru  Schulden  kommen  licr<cn,  ^j-t  die  nn  «^ie  Lrerichteteii 
Fragen  in  dcti  Formularen  nicht  so  ausiuiiriiciie  und  zutrettendc  Ant- 
worten, wie  die  bessere  Unternehmerklai»se ;  die  von  Fabrikanten  her- 
rührenden Mitteilungen  sind  aufserdem  in  der  Regel  angethan,  die  Ver- 
hältnisse der  Arbeiter  in  aUnigtinstigem  Lichte  erscheinen  su  knien. 
Einige  der  wohlgesinntesten  und  gröfsten  Unternehmer,  A>  einige  der 
Eisenbahngesellschailen,  verweigern  sogar  jede  Auskunft.  Andererseits 
verhalten  sich  gewisse  Gewerkvereinler  allen  Enqueten  der  Regierung 
tiegenüher  mifstrauisch,  halten  sie  für  nutzlos  oder  selbst  ihren  Interessen 
schädlich,  und  sind  p'egen  die  Veröffentlic  hung  der  in  ihren  Händen 
befindlichen  Informationen.  Andere  wieder  können  keine  Zeit  finden 
lur  die  allerdnigs  etwa^  lästige  Arbeit  des  Heraussucheus  der  be- 
nötigten Ziffern.  Verschiedene  grofee  Klassen  von  sdilechtbesahlten 
Arbeitern  sind  nur  sehr  schwer  von  statistischen  Erhebungen  su  erftssen, 
so  die  häuslichen  Dienstboten,  Ladengehtilfen,  in  zerstreut  oder  unr^d- 
mäfsig  betriebenen  Industrien  beschäftigte  oder  keinem  bestimmten  Berufe 
an^eluiriije  Arl)eiter,  und  gelegentlich  Arbeitende,  die  oft  von  Arbeit- 
gebern abhangen,  welche  kaum  besser  als  sie  daran  sind.  Sie  kommen 
nur  zum  Vorschein,  wenn  sie  als  aggressive  Mas«;e  von  Arbeitslosen  vor- 
gehen, oder  einen  Gewerkverein  gründen  oder  mit  emem  in  einem 
besser  organisierten  Gewerbe  entstandenen  Strike  zusammenhingen.  Wie 
schwer  derartige  Umstände  ins  Gewicht  fallen,  erhellt  am  besten  aus 
später  angeführten  Beispielen. 

Die  Abteilung  publiziert,  wie  bereits  bemerkt,  allmonatlich  um  den 
15.  herum  die  Labour  Ciazette,  über  die  beispielsweise  das  folgende 
Inhaltverzeichnis  des  Novemberheftes  von  1896  orientieren  möge: 

i.  l  eberMcht  de»  Standest  der  Beschiftigiing  im  Oktober. 

II.  Kin/A-laftikel  imd  Berichte:  Das  Steifi' ri  der  Brot-  und  Weitonpreise,  — 
Striki-s  wmX  .\ussp«Tnitigfn  im  Jaliro  iS«;;  Arliritcrstn-itigkcitcn  in  den  Stetn- 
britclu'n  von  N'  inhval. »  Arhriirrstn  iti^K.  it«-n  in  Italien  im  jahrr  I.SQ4.  -  -  Dt-r 
iDttTuatioOiik'  iionossi-n^clmitskongrvss.  —  I)ii-  der  .Vrbcitcr  in  d<  r  Wrifstilech- 
industrie. 

III.  Bescbüftigung  d«r  Arbeiter  in  cioz-L-lncn  ludu^tricD  und  Uczirkeu:  I.  R«^ 
rkbte  über  einzelne  Industrien.   II.  Berichte  aus  etiuelnen  Beiirkea. 

IV.  Ariieiter\'«rhlltnisar  in  den  Kolonien  und  im  Auslände'.  Kolonien.  — 
Fnudcreicb.  —  Deutschland.  —  {Schweiz.  —  Belgien.  —  Ocsteirejch^Ungani.  — 
lulien.  —  Vereinigte  Staaten. 

V.  Verxcbiedene  Berichte  flir  Oktober:  Einigungalmter,  Schied^Hchte  und 
( x-samtUlH-reinkfltiAe.  —  AuswSitiger  Handel.  —  Veimischte  Notiien  ttber  gewerh- 

lichr  Verhältnisse.  —    Au.s Wanderung  und  KinwandtTung.        RechtsfUle  ans  dem 

Arh.  it.-rr<vl)t       \'  u<  >t.'  For-i  fititi'-  auf  dem  Gebiete  des  (jcnoaaenschaiUwaacna»  — 

< icwcrlK-'krHnkhcUt  ii.       AiIm-U' r^  >  r.  itR".  — 

VI.  :ä(atisti»che  L'cbersichtcu  ttür  Oktober :  L'ntrrsucbaugca  von  Vergehen  gegen 
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Jie  FabrikKcseUtf.  —  Arb«iUiiiDler.  —  AniNrnw«9HeiL  —  UnlUle.  —  Ari>dlientrdliK> 
kriten.  —  AcntKnuigcti  in  den  Lobnsättt-».  —  Acn<lerungen  von  Arbfits»xeitcn.  — 
Vll.  Noti&'ii  un<l  kunclN<  hau.  I^as  LomlontT  Droscbkcngewerbe  im  Jahre  1805. 
koh«n}i.«npro«lijkti«»n.  -  LHi  labrikinNpektoren.  fnlfimp  von  Zertifikaten  von 
Mincnuntc-mi'lmu-ni.  —  Gewcrkvi-rcine  in  Viktoria,  Australu-n.  l  )aa  Arbeitsamt  in 
«Jucenslaml. 

Die  Uebersicht  des  Standes  der  Heschäftigung.  die  einzelnen  und 
Tiezirksberirhre.  die  Bcri(hte  suh  V  und  die  statistischen  Uebersichten 
\scrdfii  allinonatli(  Ii  in  der  gU'ichen  Form  veröfTentli«  ht,  so  dafs  sie 
leicht  von  Monat  /.u  Monat,  von  Jahr  /u  Jahr  verghchcn  werden  künuen. 
auch  werden  die  Resultate  alljährlich  zusammengefafst  Diese  Teile  des 
lilattes  bieten  zusammen  einen  stets  bis  in  die  letzten  Wochen  hmem- 
reichenden  Bericht  über  die  gewerblichen  Verhältncssef  welcher  für  den 
Politiker,  den  Unternehmer,  den  Arbeiter  gleichmäfsig  von  Wert  ist.  Die 
Artikel  sub  U  befassen  sich  mit  den  Ereignissen  des  vergangenen 
Monates,  so  z.  l?.  mit  bedeutenden  Arbeiterstreitigkeiten  im  In-  und 
Auslande,  tnr  die  Arbeiterklasse  bemerkenswerten  Kongressen  u.  s.  w. 
Andere  mcnt  rcgclmalsig  erjwheinende  Artikel  bringen  Aus/.uge  aus  den 
rublikationen  anderer  Zweige  der  Regierung  howie  gciegeniliche  Mit- 
teilungen aus  anderen  Gebieten.  Zum  Schlüsse  endlich  werden  kuni* 
Darstellungen  aus  den  entsprechenden  Verhältnissen  anderer  Länder 
gebracht.  — 

Von  den  jährlich  erscheinenden  Veröflenilichungeu  der  Abteilimg 
i»t  der  Labour  Abstract,  ein  Band  von  ungefähr  demselben  Umfang 
und  demselben  Preis  fi  sh.  2  p  franco''  wie  der  St itistiral  Abstract  for 
thc  United  Kingdom.  der  u  iehtigstc ;  dn  er  indessen  grofsienteils  lediglich 
ein  Auszug  aub  anderen  Quellen  ist.  so  lohnt  es  sie  h  hier  nicht  aus- 
fiihrlicher  darauf  einzugehen.  Der  Hand  entiiäli  alle  die  Arbeiterver- 
hältnisse direkt  oder  indirekt  berührenden  Ziffern,  soweit  sie  von  der 
Arbeitsabteilung  oder  anderen  Regierungsbehörden  publiziert  »nd,  in  über> 
Mchtlicher  Darstellung.  Die  Statistik  der  Gewerkvereine,  Genossenschaften, 
Httliskassen  imd  Arbeitervereine  werden  den  Berichten  des  obersten 
Arbeitskorrespoiulenten  oder  den  Veröffentlichungen  einzelner  Vereine 
entnommen,  i'ur  tiie  Uebcrsii  hten  der  Arbeiterstreitigkeiten,  ihrer  P>ci- 
legimg  durch  Einigungsämter  oder  S(  hiL-dsg-erichte,  der  Zahl  der  .Arbeits- 
losen, der  L'utälle  und  Bestralungen  von  Vergehen  gegen  die  Eabrikgesctz«.' 
dienen  die  Angaben  der  Labour  Gazette  als  Unterlagen.  Die  &at^iken 
der  Bevölkerungssahl,  des  Altersaufbaus  und  der  Berufsgliederung,  der 
Amen,  des  Unterrichtswesenss  der  Wohnungen  werden  den  Aufzeichnungen 
<Ier  Registrar  Generals  Office  und  anderen  amtlichen  Quellen  entnommen. 
Eine  schätzenswerte  l'ebersicht  zeigt  die  Zahl  der  in  jedem  Gewerbe 
1881  1891  besrhfiftigten  Angehörigen  beiderlei  Gcsrhlei  hter,  und  ihre 
A  erhältnismatsige  Zunahme  gegen  einander  und  gegenüber  der  Gesaint- 
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bevölkerung.  Am  meisteo  föttt  hier  auf  die  Zunahme  der  im  Minen- 
betriebe mtd  die  Almahme  der  in  der  Landwirtschaft  und  dem  Bau* 

gewerbe  Beschäftigten  im  Verhältnis  zur  (Je  anttievölkerung.  Die  Statis- 
tiken der  Normallöhne,  der  Aenderungen  der  Lohnsätze  und  Arbeitszeiten, 
der  ehelichen  Verhältnisse  der  Arbeiterinnen,  «nd  der  (>ewinnbeteHigUi^ 
sind  Auszüge  aus  einzelnen  Publikationen  der  Arbeitsabtcilun^j. 

Der  Abstrakt  gewährt  im  ganzen  einen  äulserst  uiur.issfiMien  l'eher- 
ulick  über  die  Welt  der  Arbeit,  imlesseu  müssen  wir  uns  stets  die  be- 
schränkte (ieltung  und  Lii/uveilä:>i>igkeit  vieler  seiner  Angaben  ver- 
g^enwärtigen,  wenn  er  Schlüssen  xur  Unterlage  dienen  soll;  man  wird 
daran  denken  müssen,  dafs  so  manche  Klasse  von  Leuten  der  Wach- 
samkeit der  Arbeitsabteilung  entgeht,  und  es  wird  sorgsam  erwogen 
werden  müssen,  (wozu  allerdings  leider  kaum  hinlängliches  Material  vor> 
banden  sein  durfte),  wie  sich  das  Bekannte  tum  Unbekannten  verhält. 
Femer  fehlt  uns  vollständig  eine  grofse  Grupjje  von  Thatsachcn.  welche 
unumgänglich  notwendig  ist  zur  Vergleichung  der  Löhnet  es  fehlen  die 
Engros-  oder  Kinzel|)reisc,  sowie  auch  nur  ungefähre  Angaben  über  die 
Schwankunu'en  m  der  Rauf  kraft  des  (ieliles. 

Der  älteste  aus  der  Reihe  der  allj;ihrb(  h  von  der  Arbeitsabtei- 
long  au»gegel)i'nen  Berichte  ist  der  über  die  (ie  werk  vereine, 
von  weldiem  gegenwärtig  der  siebente  vorliegt  Ks  ist  dies  eine  Ge- 
samtdaxstellung  der  Verhältniste  der  Gewerkvereine  im  Vereinigten 
Königreich,  deren  Unterkige  Mitteilungen  von  Gewerkvereinlem  bilden 
und  die  von  Jahr  zu  Jahr  vollständiger  wird.  Es  ist  nun  zwar  den 
Gewerkvereinen  gestattet,  sich  als  Hülfskassen  eintragen  zu  lassen,  wo- 
durch  ihr  Vermögen  den  gesetzlichen  Schutz  geniefst ;  doch  machen 
nicht  alle  von  dieser  Rechtswohlthat  ( Gebrauch,  und  mufsten  infolge- 
dessen die  amtlichen  Ziffern  des  Rc.risterführers  dtirrh  liesondere  Kr- 
hebunum  ergänzt  werden.  Der  (iewerkvereinskongiefs  soll  ungefähr 
1,000,000  Arbeiter  von  16,00,000  \r'()?itern  aller  Riasseii ,  welche 
schauungsweise  im  Vereinigten  Königreich  existieren,  vertreten.  Der  vor- 
liegende 7.  Jahresbericht  umfafst  hiervon  1,270,000.  Von  2,245,000  J. 
die  im  Jahre  1893  verau^abt  wurden,  sind  nur  733,000  jt  als  Strike- 
untersttttzimgen  eingetragen,  5 13,000  als  Arbeitslosenunterstützungen  und 
590,000  als  Kranken«,  Unfall-,  Altersrenten  und  Begräbnisgelder  u.  a. 
Es  erhellt  hieraus,  dafs  die  Gewerkvereine  mehr  Versicherungsvereine 
als  Kampfvereine  sind.  Die  verfügbaren  (ielder  zu  Anfang  des  Jahres  1S93 
l)etrugen  annähernd  2,000,000  Die  Vereinigung  der  Maschinenbauer 
vcrfiiute  /M  Knde  1^92  über  214,000  /*,  und  halte  eine  jährlic  he  F.inn.ihme 
von  .?(!  5,000  J' ,  u()bei  auf  jedes  Mitglied  irn  Durchschnitt  ein  Beitrag  j.9 
kommt.  Es  ist  hierbei  zu  bemerken,  dafs  die  neueren  Vereine  nicht 
alle  im  Kongrefs  vertreten  sind;  häufig  koiunii  ein  Verein  nur  anlafslich 
eines  Ausstandes  zur  Bedeutung  i^wie  die  Dockers  Union  18S9  untl  be- 
wahrt seine  Anziehungskraft  für  seine  Mitglieder,  solange  er  sich  ent- 
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schieden  als  Rampfverdn  bestätigt')  Aus  diesem  Grunde  mag  der 
vorliegende  Bericht  eine  zu  geringe  Summe  als  Untersttttzuogsgelder  in 

Streitfällen  angeben. 

Au«;  dem  reichen  Inhalte  dieser  Berichte,  welche  von  Jahr  zu  Jahr 
immer  wieder  Neues  bringen  und  nur  in  den  wiciitigcren  Angal>eii 
gieichlormig  bleiben,  sind  auch  hervorzuheben  die  umfassenden  Mit- 
teilongen  über  NonnaUöhiie,  d.  h.  die  T^hnsfttze ,  wie  sie  die  Gewerk- 
vereioe  und  im  allgemebea  audi  die  Unternehmer  verschiedener  Ge- 
werbe in  zahlreichen  Bezirken  anerkennen.  So  finden  wir  in  dem 
fünften  Bericht  unter  vielen  anderen  Lohnstatistiken  die  Angaben  über  die 
Ixihne  der  verdnigten  Maschinenbauer,  denen  die  niedrigeren  der 
Nirht-Gfwerkvereinler  gegenüher<j»  stellt  sind.  Die  l  öhne  variieren  von 
sh.  an  bis  24  sh.  hernb  woi  iicnllicli ,  woi'ei  viie  v  isiere  /Itter  fiir 
London  und  die  grofseu  Städte  gilt.  Dei  l  uteisi  hicd  beider  Ziftern 
hat  seinen  Grund  in  der  g^öfseren  l>ezw.  geringeren  I^istungsfähigkeit 
der  Arbeiter,  sowie  in  den  gröfseren  bezw.  geringeren  Ausigaben  für 
Miete  u.  s.  w.  Die  mitgeteilten  Auszttge  femer  aus  einigen  der  von 
Gewerkvereinssekretären  an  die  Vereinsmitglieder  verteilten  Berichte 
liefern  brauchbares  Material  zur  Gewerbegeschichtc  der  einzelnen  Jahre. 

In  engem  /.usammenhanp  hiermit  stehen  die  J  ah  resl>erich  te 
u  1)  c  1  A  u  s  s  t  a  n  d  e  u  n  tl  A  us  i»  [»  e  r  1  u  n  l[  e  11.  Der  lel/te  von  ihnen, 
der  siebente,  ersdiieu  im  Februar  189O  und  bcru  hiei  ulier  das  Jahr  1894. 
Sämtliche  bedeutendere  Strikes  dieses  Jahres  werden  ausführlich  behandelt, 
die  geringfügigeren  ihrer  Bedeutung  entsprechend.  E»  haben  diese  Dar* 
stelhmgen  insofern  Wert,  als  sie  eine  wahrheit^etreue  («eschichte  der 
Strikes  liefern  und  zeigen  ,  welche  Methctden  ihrer  Beilegung  unter  v^- 
schiedenen  Verhältnissen  Erfolg  haben.  L  eber  Fragen,  die  lunn  natur- 
gemäfs  vor  allem  !)eantwortet  wissen  will,  wie  z.  jene.  oW  Mrikes  im 
allgemeinen  ertolyreii  h  ^ind,  in  welchen  .Xbsi-hnilteu  «ie;  ^Mit-^chaftlichen 
Aufeinauderl<jigc  von  Niedergang  und  .\ufscliwung  sie  iH^oiulcrs  iici vor- 
treten, ob  gleitende  Lohnskalen  .Sirikes  verhindern,  ob  in  uichtorgani- 
sterten  Gewerben  Strikes  erfolgreich  sein  können,  in  welchem  Umfange 
die  Gewerkvereine  einander  unterstürzeo »  ist  hinlängliches  Material  für 
die  Untersuchung  gegeben.  Die  Uebersichten  der  Zahl  der  beteiligten 
Tcrsonen,  sowie  der  V  erluste  an  Lohnen  dürfen  kaum  annähernd  zu- 
treffen. Für  iJ^Of  wird  ein  N'erlusi  von  i).. 500. 000  Arbeitstau'en  be- 
rechnet, ungelaln  '  der  /nhi  der  in  Kugl  m.!  j  ifirlich  gcaiiieileteii 
ArbeiisUtge.  Noch  im/.u\  <  ila>-i^'ei  >imi  ilii*  Aul<>ieiluiigen  der  \  erluste 
der  t'Dternehmer ,  bestärken  aber  iunueilnu  die  .\n^chauuni; ,  dar>  ilic 
durch  Arbeitsstreittgketten  entstehenden  Verluste,  wenn  auch  empfind- 
lich, doch  im  Veigleich  zum  gesamten  Industriekapital  sehr  geringfligig 

•  '  r<  h.  r  >l:t  -  \  - rlifiltni^  /wiM  lit  ii  11  uikI  ii>  ik  m  (  ..  vm  rkx  tuill'  U  >  .  i  j^li  ii  li« 
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sind.  Die  in  den  Berichten  gegebenen  Anregungen  von  Mitteln  zur 
Venneidung  von  Stfeitigkeiten  sind  insofern  interessant,  als  sie  die 
extremen  Ansichten  gewisser  Arbeiter  und  Unternehmer  illnstrieren.  So 

finden  wir  Formeln  wie  ,,Gebt  ihnen  alles»  was  sie  wollen  I"  „Ein  wenig 
mehr  Anstand  nur  auf  Seiten  der  Untemehm«-!"  ^Macht  sie  alle  zu 
Unternehmern!'*  u.  s.  w 

Ein  weiterer  neuerer  Jahresbericht  ist  noch  interessanter  uiui  wich- 
tiger, der  nämlich  über  Veränderungen  von  Arbeitslöhnen 
und  Arbeitszeiten.  Die  Arbeitsahteilung  hegt  die  l  eber/eugung. 
dafs  keinerlei  plötzliche  \  eranderungen  in  dieser  Hinsicht,  es  sei  demi, 
dafs  sie  mir  eine  ganz  verschwindende  Anzahl  von  Penouen  betreffen, 
ihr  entgehen  können.  Sie  erhält  zuverUbiige  Mitteilungen  über  Ver- 
änderungen von  Lohnen,  die  nach  gleitenden  Skalen  oder  Listen  ge- 
regelt werden ,  und  stellt  umfassende  Ermittelungen  über  alle  Arbeiter' 
Streitigkeiten  an.  Sie  verfolgt  alle  in  den  Zeitungen  berichteten  Ver- 
änderungen lind  emi)(ängt  bezügliche  Mitteilungen  von  ihren  Arbeits» 
korrespondenten.  Ferner  versendet  sie  häufig  Fonnulare  nn  Unter- 
nehraerverbindunucn  und  (jewerkvereine ,  in  denen  Fragen  iia<  h  \'er 
nndertmgen  aus7ufiilien  sind.  Durch  die  /usammenstelhinj;  aller  dieser 
erlangten  baten,  deren  Nachprüfung  sie  sich  angelegen  sein  läfst.  ist  sie 
in  der  i^ge,  eine  genaue  Übersicht  der  N'eraudcrungen  in  einem  be- 
stimmten Teile  der  nationalen  Lohnrecbnung  zu  geben.  Allerdings  nnr 
in  einem  Teile,  wie  die  folgende  kritische  Würdigung  darlegen  solL 

Es  entsiehen  sidi  nflmlich  dem  Ueberblick  der  Arbeitsabteilui^ 
grofse  Arbeitergruppen.  Erstens  die  nur  gelegentlich  Arbeitenden  ohne 
regeiinäfsigen  Beruf,  welchen  es  nur  wohlergeht,  wenn  es  in  der  Industrie 
mehr  tax  thun  giebt ,  als  die  regelmätsig  Beschäftigten  leisten  können : 
sodann  die  Arbeiter  für  alles,  welche,  ubL^leich  regflmäfsig  beschäftigt, 
keinem  Gewerkverein  angehören  :  drittens  die  Arbeiter,  welche  von  einem 
Subunternehmer  nai  h  dem  Stuck  loh  nsystem  angestellt  sind,  bei  dem 
der  Unternehmer  weder  die  Zahl  noch  die  I,öhne  der  von  ihm  Be- 
schäftigten kennt  und  somit  Veränderungen  unbemerkt  bleiben  können; 
viertens  die  sämtlichen  Dienstboten,  hinsichtlich  deren  übrigens  jetzt  Er- 
hebungen angestellt  werden;  fünftens  die  Ladengehilfen ,  eine  grofse. 
überarbeitete,  schlecht  besablte  und  unorganisierte  Masse;  sechstens  die 
Arbeiter  in  Werkstätten  der  minder  bedeutenden  (bewerbe,  wo  niir 
Nichtgewerk  vereinler  beschäftigt  werden,  und  wo  die  Unternehmer  jede 
Auskunft  verweigern,  wo  die  Löhne  vielleicht  den  Normalsatz  uber- 
steigen, vennutiich  aber  nicht  erreit  hen;  und  schliefslich  die  Angestellten 
grofser  Industrieunternelnnnngeti  .  \  or  allem  gewisser  Eisenbahngesell- 
schaften,  welche  keinerlei  Auskunft  erteilen,  da  sie  der  Ansicht  hiil- 
tligen,  dafs  die  iiehandlung  ihrer  Arbeiter  eine  Staatsbehörde  und  einen 
(iewerkverein  nichts  angeiic.  Die  vorstehenden  Bemerkungen  passen  mii 
einigen  unbedeutenden  Modifikationen  auch  auf  die  I..obnstattstik  (Wage 
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Census),  welche  wir  norh  besprechen  werden.  Kine  Würdigung  des 
Veitiältntsses  der  aafgefQhrten  Arbeitergattungen  zur  gesamten  Arbeiter- 
welt, sowie  des  Verbältniines  der  Veränderungen  der  bekannten  Löhne 
2Q  denen  der  nicht  bekannten,  würde  allerdings  einen  Artikel  für  tsich 
erheischen. 

Abgesehen  davon,  dafs  die  Lohnverändenmgen  nicht  sollstandig 
liekannt  sind,  wenn  wir  blos  die  Veränderungen  im  Norainallohnsatz 
kennen,  hat  die  Kritik  von  einem  ferneren  (iesichtsjuinkt  aus  einzusetzen. 
I*ls  konn»-n  natnlic  h  Stücklöhne  sich  {{leu  h  bieil>oii.  walirend  vermehrte 
Maschiucugc'^c  hvvuiUigkeit  «nler  erhöhte  (lesehi«  klu  hkeit  des  .Arbeiters 
seinen  Verdienst  bedeutend  steigern.  Dies  Prinzip  wird  in  den  An- 
sätzen der  Gcwcrkvereinc  für  die  Löhne  der  Haurawollspinner  anerkannt, 
indessen  entgebt  diese  Veränderung  als  zu  allgemein  der  JahresQberstclit 
der  Arbeitsabteilung,  die  vielleicht  eine  Ändenmg,  welche  nur  teilweise 
einen  früheren  unmerklichen  Gewinn  beseitigt,  als  eine  Reduktion  der 
StückU^me  berücksichtigen  wird.  Des  wetteren  können  Arbeiter  von 
gut  besahlten  Stücklöhnen  auf  schlechter  Ijezahlte  gesetzt  werden,  oder 
uiDgekebrt,  nicht  nur  im  regeboäfstgen  i^ufe  der  Dinge,  sondern  auch 
inl"ols?e  organischer  Veränderungen  in  Her  Natur  ihres  (iewcrlics  So 
kann  es  «jesrhehen ,  das<  tnfolrjc  Tu  iiei  h.rlindnnpcn  ndcv  in  nicht 
M  iiciiiatisicrtcn  Hex  hattii;iiui:;>artcu  i(esteigerle  Nach  trage  nach  Articitcm 
für  guthe/ahltc  Stückarbeit  euitritt,  oder  dafs  anflerer.scits  die  Maschinen- 
.Lfbcit  mehr  und  mehr  übcrhandnimmi ,  welche  durch  nicht  allzuhoch 
gelohnte  Arbeiter  besorgt  wird,  während  die  Zahl  der  mit  der  Hand 
Arbeitenden  abnimmt.  Ja,  es  hat  mitimter  eine  nominelle  Ixihnsteige- 
niog  eine  derartige  Aendening  herbeigeführt.  Solchergestalt  unterlaufen 
Intttmer,  können  nur  durch  periodische  Lohnstatbtiken  richtig  gestellt 
werden,  welche  alle  Arbeiter  nach  ihrem  tbatsächlichen  Wochenverdienst 
gruppieren. 

Femer  mufs  zur  Aufmachung  der  jahrcsrechnung  der  Lohne  die 
Summe  der  Zeit  der  Ar!»eitslosigkeit  bekannt  sein.  Zu  diesem  Be- 
hufe  besitzen  wir  Material  genug,  um  auf  Grund  desselben  eine  ol>er- 
rtächhchc  Veranschlagung  basieren  zu  können,  aber  nu  hl  genug  zum 
Zwecke  einer  genauen  Kalkulation.  I^ie  Zahl  der  in  den  ca.  700,000 
Arbeiter  beschäftigenden  Kohlenwerken  geleisteten  Tagewerke  wird  all- 
monatlich veröffentlicht ;  auch  werden  einschlägige  ZifTem  fUr  die  Metall- 
industrie und  andere  Gewerbe,  sowie  die  Londoner  Docks  mitgeteilt. 
Femer  geben  die  grofseren  Gewerkvereine,  welche  an  430,000  Mit- 
glieder zahlen,  die  Summe  der  Beschäftigungslosen  für  jeden  Monat  an. 
Wir  sind  somit  in  der  Lage,  eine  Angabe  mit  ca-t  mleren  zu  ver- 
gleichen und  bei  einem  gegebenen  vollständigen  Anschlag  für  ein  Jahr 
die  notwendige  Richtigstellung  für  ein  anderes  zu  veranlassen.  Die  Ge- 
saintanderuug  in  der  Lohnrechnujig  läfst  sich  am  besten  wie  lolgt  ver- 
anschlagen: angenommen  /'  W  sei  die  Gesanitluhnrechnung  für  ein  Jahr, 
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die  nomuiellen  Aendeningen  in  den  Normallöhnen  seien  -|-  x  Ptozent  und 
die  mutmafsliche  Aenderong  in  der  Summe  der  Beschäftigung  -|-  y  Prozent, 


W  wurde  1886  festgestellt,  x  wird  alljährlirh ,  aber  erst  seit  tSq^  fest- 
i^estcUt  und  y  ist  z.\ir  Zeit  eine  von  den  Statistikern  zu  erratende 
Ziffer. 

Die  bisher  beobachteten  Jahre  waren  nicht  besonders  ergiebig»  was 
Aenderungen  der  Löhne  anlangt  1893  betrugen  die  beriditeten  Ge- 
samtändeningen  in  den  Löhnen  einer  Normalwoche:  Zunahnoen  33300  jt, 
Abnahmen  10800  JL  -,  1894,  Zunahmen  7400  Jt»  Abnahmen  5  a  $00 
Aus  der  Erwägung,  dafs  die  Gesamtsumme  der  nationalen  Wocbenlohn- 
berechnung  auf  ungefähr  1 5  000  000  /'  zu  veranschlagen  ist,  erscheint 
diese  Aenderung  als  eine  versrhwiudend  geringe.  Als  Hauptposten 
kommen  1894  in  Betracht,  die  Abnahme  in  den  I, (ihnen  der  Kohlen- 
ruinen  und  der  Eiseniudustnt-,  1893  die  Zunahme  in  den  i,öhnen  der 
ersteren.  För  die  bdden  Jahre  betragt  die  Genmtabnahme  in  den 
I^öhnen  der  Kohlenmtnen  32300  jff  wöchentlich. 

Aehntiche  Veranschlagungen  w^den  bezüglich  der  Veränderungen 
der  .Arbeitszeiten  mitgeteilt;  der  Rückgang  hat  hier  in  der  Hauptsache 
seinen  Grund  in  der  Flinfuhrung  des  Achtstundentages  in  den  Arsenalen 
und  Werften  durch  die  Regierung.  Die  Gesamtzahl  der  wöchentlich  in 
Wegfall  gekommenen  Stunden  betniL;  ungefähr  33000  und  1894 

7  7  ooü.  Steigenuigen  waren  unbedeutend.  Ks  ergiebt  sich  hieraus  eine 
dtirchschnittliche  Abnahme  von  ungefähr  einer  halben  Minute  wöchentlich 
in  den  zwei  Jahren  flSr  alle  Handarbeiter  im  Vereinigten  Königreich. 

Die  Löhne  der  I^mdarbeiter,  stets  eine  Crux  ftir  den  I^hnstatistiker, 
sind  zuerst  im  zweiten  Bericht  berücksichtigt.  Es  wird  sorgfältig  darauf 
gehalten,  dals  sich  die  auleinanderfoigenden  Berichte  genau  vergleichen 
lassen,  so  dafs  mit  der  Zeit  eine  schätzenswerte  Reihe  von  Lohn- 
vergleic Hungen  gewonnen  wird. 

Mit  dem  ersten  dieser  Berichte  werden  zwei  andere  wertvolle  Ver- 
iiticnlliclmngcn  je  über  Normal-  Stuck-  und  Zeitlöhne  aus- 
gegeben. In  der  eisteren  wird  die  Methode  der  I^hnfestsetzung  durch 
Listen  und  gleitende  Skalen  in  der  Textil* ,  Bekleidungs>  und  Minen- 
industrie erklärt  und  werden  femer  die  Normallohnsätze  in  der  Metall- 
industrie, dem  SchiiTsbaugewerbe  imd  einigen  anderen  Gewerben  ab- 
gedruckt, wodurch  man  instand  gesetzt  ist,  die  Wirkung  einer  äufserst 
komplizierten  Xctulenmg  genau  festzustellen  und  die  technischen  Seiten 
einer  .Xrheiterstrcitiiikeit  ^ehörijj  zu  würdigen.  K«^  wird  angenommen, 
dafs  ein  Viertel  der  nandarl)eiterkla.sse  auf  Stucklolm  und  die  übrigen 
diei  Viertel  auf  Zeitlohn  arbeiten.  Der  Prosentsatz  der  auf  Stücklohn 
arbeitenden  Frauen  ist  etwas  höher  als  jener  der  Männer.  In  dem  Be- 
richte tlber  die  Nonnalzeitlöhne  werden  die  von  Arbeitern  und  Unter- 
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nehmern  im  Baugewerbe,  in  der  Metallindustrie,  der  i  nrl  Wirtschaft  und 
einigen  anderen  Gewerben  nnerkanntc-n  T.ohnsät/,c  und  Arhcitszeiten  in 
grofser  Ausführlichkeit  mitgeteilt,  wti})tj  /u  bemerken  ist,  dafs  Arbeiter 
und  Unternehmer  nicht  immer  in  jener  Anerkennung  ubereinstimmen. 
Es  sind  hier  die  Normallöhne  nicht  zu  verwechseln  luit  den  that!>ach- 
Kcheo  Löhnen  oder  dem  Gesamtverdienst.  Es  kommt  vor,  dals  die 
Arbeiter  den  anerkannten  Noimallohn  nicht  erhalten»  während  be> 
sonders  geschickte  Arbeiter  wohl  zu  einem  hidiocn  Satze  gelohnt 
werden,  weshalb  die  Normallöhne  nicht  dem  wirklichen  Durchschnitt  des 
Normal- Wochenlohnes  ents])rechen  dürften.  Uin  die  Ziffer  der  Jahres- 
verdienste  zu  erhalten,  sind  behufs  Rirhtif,'stellung  in  Betracht  zu  ziehen 
Ueberstunden .  Ausnahmeverdieiisle  \so  im  Ernte-^eit  )   und  Naturalluhue. 

Den  Hintergrund  aller  dieser  Herichte  bildet  die  Arbeiter- 
Statistik,  der  Labour  Census,  die  wichtigste  bisher  von  der 
Arbeitsabteilung  veröflcntlichte  Publikation.  Ihr  Ersdieinen  begann  iS86 
im  Handelsamt  unter  der  Oberleitung  Sir  Robert  Giffens,  die  spHteren 
Bande  wurden  vcm  der  Arl)eitsabteilung  herausgegel)en.  Sie  ist  die 
einzige  allgemeine  offizielle  Lohnstatistik,  welche  in  England  existiert. 
Es  wurden  wohl  früher  besondere  Ziffern  für  besondere  Industrien 
und  Bezirke  gesammelt,  doch  umtasM  ii  sie  tuc  ht  das  gesamte  ( iebiet 
und  wurden  auch  nicht  zur  beqiietnen  bebersicht  von  einem  einheit- 
lichen (Jesichtspuukt  aus  arrangiert.  Zur  Vorbereitung  dieser  Zahlung 
wurden  Fomnilare  an  bestimmte  Unteinehmer  in  allen  Grols^ 
industrien  tmd  vielen  Kleingewerben  versandt,  von  denen  ein  beträcht- 
lieber  Piozentsatz  von  ihnen  ausgefüllt  zurückkam.  Die  Publikation  tun- 
faftt  lünf  Bände,  deren  erster  im  Jantiar  1890  erschien;  der  letzte 
wurde  im  September  1895  ausgegeben.  Hie  ersten  vier  Bände  befassen 
sieh  mit  den  grofsen  Textilindustrien,  rlen  kleineren  Textilgew erben,  den 
Bergwerken  und  S(enibrii<  hen.  der  Polizei,  (ias  und  \Va.sser werken  und 
den  CJemeindeangestcUtcn.  Der  fünfte  ergänzt  sie  durch  einen  Cieueral- 
bericht  mit  Zifiemangaben  aus  der  Metallindnsfrie,  dem  Maschinenbau, 
Schiffbau  und  dem  Baugewerbe,  den  Eisenbahnbetrieben,  der  KauHahrtei- 
schif&hrt,  der  Armee  und  Marine  und  verschiedenen  anderen  Gewerben, 
woran  sfch  eine  allgemeine  Uebersicht  schliefst.  Da  das  Erscheinen  des 
Census  eine  lange  Zeit  in  Ai\spruch  nahm,  wurde  es  notwendig  und 
"lofdirh,  für  einige  Gewerbe,  namentli«  b  die  Bauficwcrbc ,  '/iffcm  für 
und  iHqi  zu  bringen,  im  ailgeun  uien  ai)er  gelten  die  /itVern  für 
1886.  Ein  erheblicher  Mifsstand  ist,  dals  wir  nicht  in  der  l-age  sind, 
es  sei  deim  durch  die  mühsamen  Berechnungen  eines  Fachstatistikers, 
den  Abstand  zwischen  t886  und  1893.  dem  Jahre  des  Erschemens  der 
Jahresberichte  Uber  Aenderungen  in  den  Löhnen,  zu  überbrücken. 

Hinsichtlich  der  beschrlbikten  Geltui^  der  Resultate  treffen  die 
betrefls  der  Lohnveränderungen  gemachten  Bemerkungen  zu,  nur  dafs 
alle  Angestellten,  regelmäfsig  Beschäftigte,  Ungelernte,  und  nur  ge* 
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legentUch  Arbeitende  in  den  Angaben  über  jede  Arbeitsstätte  em- 
geschloRsen  sind.  Die  Eisen1)ahnst.'itistikf*n  sind  nahe/u  erschöpfend,  nnd 
auch  die  Lohne  des  Hausgesindes  sind  in  der  Aufstellung^  einigermafsen 
mit  aufgenommen.  Die  Industrien .  an  welche  Formulare  versandt 
wurden,  umfassen  ein  sehr  weites  (iel)iet-  In  den  wichtigeren  von  ihnen 
wurden  lo  —  25",,  der  versandten  l'oiuiuiaie  ausgelulli.  iJie  Anzahl 
dw  Angestellten,  über  welche  Angaben  eingingen,  bildet  wohl  aber 
einen  höheren  Prooentsatz,  als  diese  Ziffern  besagen.  Nach  Sir  Robert 
Giffen  vertreten  die  erlangten  Resultate  ungefidir  drei  Viertel  der  ge- 
samten Handarbeiterklasse.  Diese  Ansicht  dürfte  in  folgendem  be- 
gründet sein. 

Vor  allem  ist  die  Methode,  nach  welcher  die  zu  befragenden  Per- 
sonen bestimmt  wurden ,  eine  streng  wissenschaftliche.  Ihre  .\uswah'. 
geschah  ohne  jedrs  Vorurteil  Zuerst  kamen  die  grofsen  Betriebe;  sie 
sind  in  gröfseren  Sia  iten  oder  Bezirken  lokalisiert,  da  sie  auderwärtN 
nicht  prosperieren  wurden.  Arbeiter  und  Unternehmer  haben  sich  hier 
zu  starken  Vereinigtmgen  xusannnengethan ,  sodafs  die  Luhne  überall 
von  denselben  Grundsätzen  bestimmt  werden.  Zwar  liegen  die  Ver- 
hältnisse in  jeder  Stadt  anders,  aber  diese  Abweichungen  sind  nicht  er- 
faeblich.  Es  wurden  sozusagen  jedem  Bezirice  Proben  entnommen,  und 
jede  dieser  Proben  ist  erschöpfend,  da  sie  immer  alle  Angestellten  um- 
fa&t  Infolgedessen  vertreten  die  gewonnenen  Ziffern  die  gesammte  In- 
dustrie. Allerdings  hat  man  keinen  ^\■^>u^h  gemacht  ein  Resultat  atu 
gewiimcn,  in  welchem  die  Durchschnittslöhne  eines  jeden  Bezirks  "  - 
dem  Verbälmis  2U  der  Zahl  der  darin  beschäftigten  Arbeiter  gefolgert 
werden. 

Gegenwärtig  ist    fast    die  Hälfte   der   tnännürhcn  .\rl)eiter.  welche 
im  Vereinigten  Königreich  beschäftigt  werden,  in  lieschäfligungs/weigcn 
angestellt,  die  je  über  10  pro   lausend  der  Gesamtzahl  beschäftigter 
männlicher  Personen  Uber  10  Jahre  umfassen.    Von  dieaai  Industrien 
wurden  über  folgende  gründliche  Ennittelungen  angestdlt:  Landwirtschaft 
(70  p.  m.),  Baugewerbe  (64  p.  m.),  Kohlenindustrie  (48  p.  m.),  Masduneu- . 
bau,  Stahl-  und  Eisenindustrie  (53  p.  m.),  Baumwollen-  und  Woll- 
industrie (30  p.  m.),  .Schuhindustrie  {19  p.  m.),  Eisenbahnuntemehiuen 
(26  p.  m.},   Rauffahrteischiffahrt  (10  p.  ni. .    Arbeiter  Air  alles  und  Ar- 
beiter  im   Fuhrwesen  (80  p.  m.i   sind  teilweise  vertreten.  Schneider 
fr]  fi  tn),   Droschkenkutscher     17   ]»    m  ,   Gärtner  (i6  p.  mj,  und 
l^adengeliilfen  (ungeföhr  20   ]>.  ni.i   sind  nicht  \  ertreten.  Komtoristcn 
(^Clerks^  (22  p.  ra.)  und  l'anner    2  5  p.  tn.l.    sowie  die  anderen  Kr- 
werbszweigc   von    über    i  '*.„    der  Gesanatsumme    sind   ungehörig  ai« 
Handarbeiter  rubriziert    Aus  diesen  Angaben  erhellt,  dafs  über  drei 
Viertel  der  wichtigeren  Industrien  vertreten  sind.   Dreifsig  der  kleineren 
Industrien  sind  vertreten «  die  einen  grofsen,  aber  nicht  leicht  fest- 
zustellenden Prozentsatz  der  Masse  ktehierer  Gewerbe  bilden,  welche 
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die  übrige  Htffte  der  Gesamtheit  beschäftigter  männlicher  Er- 
wachsener repräsentieren ,  von  denen  viele  Ideine  Handwerker  sind  und 
daher  nicht  etnxubeziehen  gewesen  wären.  Bei  diesen  kleinen  In- 
dustrien wurde  die  Auswahl   ihrer   Wichtigkeit  entsprechend  und  mit 

Rücksicht  auf  die  T  ei(  htigkeit  der  <'ie\vinniing  von  Auskunft  ^jetrofien. 
Eine  ähnH<-h<'  Zusamtncnsieilung  l'ur  Arlx-t'^Tninen  würde  ein  Verhältnis 
von  ins  -  .  der  (  »esamtzahl  der  l)eM  liaitiglen  weibht  hen  Personen 
als  vertreten  ergeben.  Es  kommen  aber  die  Ziffern  in  der  ihat  dem 
von  Sir  Robert  Giffen  angegebenen  Verhältniss  sehr  nahe. 

Femer  smd  die  nicht  direltt  bHerücksichtigten  Geireri>e  durch  andere 
vertreten,  die  gleiche  Geschicktichkeit  erheischen,  in  denselben  Gegenden 
betrieben  und  mit  fast  denselben  l^öhnen  bezahlt  werden.  Lassen  wir 
daher  die  dauernd  Unbeschäftigten,  nur  gelegentlich  Arbeitenden,  Haus- 
uesinde  und  die  Ubr^en  bereits  erwähnten  Klassen  beiseite,  so  dürfte 
das  Uebrige  im  Census  sehr  zutreffend  vertreten  sein ,  abgesehen  von 
einer  leisen  Einseitigkeit,  die  darin  begründet  ist,  daf'^  vermutlich  ein 
gewisser  Teil  der  Unternehmer  das  Ausfüllen  der  Formulare  uoter- 
la^n  hat. 

Diese  Forderung  wird  durch  zwei  indirekte  Beweise  be>tatigt.  Rrst<'ii'< 
,  beträgt  der  Durchnittslohn  welcher  in  Eisenbahnunternehmungen  bezalili 
wird,  wo  (nach  den  Worten  des  Berichtes)  eine  grofse  Mannigfaltigkeit 
gekillter  und  ungelernter  Arbeit  hertschti  weshalb  diese  Untemehmungs- 
art  als  geeignetes  Beispiel  für  die  Verteilung  der  Arbeit  in  der  Ge- 
samtheit erscheint,  33  sh.  wöchentlich;  dieser  Betrag  nähert  sich  dem 
Durchschnitt  der  Census  von  24  sh.  7  y).  Prüft  man  zweitens  den  in  der 
Schluisühersicht  fiir  jedes  Gewerbe  gegebenen  Durchschnitt  nach  zwei  oder 
drei  verschiedenen  Prinzipien  wnc]  zieht  man  hieraus  wieder  den  Durchschnitt, 
so  ist  das  Ergebnis  in  allen  Fällen  d,issclbe,  abgesehen  von  ganz  geringen 
Abweichungen  Es  lieweist  dies,  flafs  die  .\us\vaiil  unrl  ( Jru[)i)ienmg  eine 
gleirhmrifsige  ist.  Ferner  verdient  bemerkt  zu  werden,  dafs  das  ,Trith- 
metii>che  Miuei  aer  Ourchschnutc  der  neuen  grofsieu  Industrie  tait  das- 
selbe Resulut,  nämlich  23  sh.  6  p.  ergiebc. 

In  den  Formularen  wurden  erbeten  Angaben  i.  des  Gesamt- 
betiages  der  18S5  bezahlten  Löhne,  2.  des  höchsten  in  einer  Woche 
des  Jahres  1885  bezahlten  Lohnbetiages,  sowie  der  in  dieser  Woche  be- 
schäftigten Arbeiterzahl,  3.  des  niedrigsten  in  einer  Woche  dts  Jahres 
1885  bezalilten  Lohnbetrages,  sowie  der  in  dieser  Woche  beschäftigten 
Arbeiterzahl,  4.  vollständige  -\ngabe  der  in  der  ersten  Woche  des 
Oktobers  r  K86  bezahlten  Löhne  (abgesehen  von  1-öhnen  für  rclierstunden  1, 
sowie  der  mit  jedem  Satze  gelohnten  Arbeitszahl  Der  Punkt  sab  4  ist 
jedenfalls  der  wichtigste.  In  fünf  (iruppen  i^Eisenbahm  ii,  Kautiahrtei- 
schitiahrt,  Hausgesinde,  Heer  und  Marine)  wurden  die  denselben  be» 
tiiefienden  Mitteilungen  in  abweichender  F<Nrm  gegeben,  nämlich  anstatt 
der  wirklich  gezahlten  Löhne  die  Anzahl  der  Arbeiter  mit  einem  Ver- 
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dieiiste  iiinerhall)  einer  gewissen  Grenze,  so  beisijiolsweise  unter  20  sli  . 
über  20  sh.  und  unter  25  sh.  11.  s.  w.  Für  das  Baugewerbe  verliels  man 
sich  auf  bereits  verofi'entlit  lue  Berichte  der  Unternehmer  und  Gewerk- 
vereine, und  unternahm  nur  eine  sehr  beschränkte  Sonderenqufite. 

In  den  folgenden  Tabellen  A  und  B  sind  die  Ergebniase  der  alt- 
gemeinen gleichförmigen  Erhebung  mitgeteiit.  Tabelle  C  mnfalst  die 
Eigebnisse  für  die  letztgenannten  sechs  Industrien. 

Tabelle  A. 

Uurchscbnittlkfae  Normftl-Wodictildhnc  ffir  Handarbeit,  wie  sie  in  den  nach- 
stehend genannten  BeschSftigungsarten  Oktober  1S86  gezahU  wurden. 


lifiinner. 

Mäntiliibt 

■  itif^cndl. 

Frauen. 

MSdehen. 

Pcrhoncu  u.  Rinder. 

»1. 

r. 

Sh 

•711  ■ 

p 

Sh.  P. 

Sh.  P. 

*5 

3 

9 

4 

»5  3 

6  10 

»3 

2 

8 

6 

13  3 

7  5 

(  lam-  und  Zcugweberei .    .    .  . 

23 

4 

6 

6 

II  II 

6  2 

Leincnindustrii- .  

19 

<) 

6 

3 

8  1 1 

4  N 

IQ 

4 

6 

S 

9  7 

4  » 

Kohleu-  uiid  F.iscngfwinnung .  . 

32 

1 1 

10 

9 

Strafscubau,  l'flastergewcrbc  und 

20 

9 

9 

6 

Gasanstalten  

27 

2 

12 

3 

9 

II 

I 

»7 

7 

kolu-isoiiindu>trip  

24 

6 

10 

S 

Ma>chiiicnc«  w  ••rb<-  

25 

9 

9 

I 

Schiffbau,  Kj!<»:n-  u.  Maldiiidustr. 

29 

12 

2 

Wcifsbkchiudustrk-  

33 

5 

II 

3 

24 

3 

9 

9 

Gesamtdurcbsclinitl  

24 

7 

8  1 

i 

12  8 

6  4 

Anzahl  der  in  den  Berichten  auf- 

genonuncnen  Angestellten» .  . 

356000 

80000 

15««» 

49000 

weldie  beschKftigt  aind  in  bi- 

3» 

37 

*3 

•9 

Tabelle  R. 

rn>z>  nl>at/.c  aller  aufgenomnu-nen  Personon,  w  l«  h>-  in  den  in  Tat>clle  A.  jje* 
nannten  Beschäftigungen  m  vcrschicdenfn  Lohnsätzen  arbeilen. 


Halb.  L'nter  Ucbrr  10  u.  i5Sh.  30  Sh.  25  Sh.  30  sh.  35  Sh.  Ucber 
xetter  loSh.  unterisSh.     bis     bb      1h»      bis      bis  40 Sh. 

20Sh.  2!;Sb.  30  Sh.  3!;Sh.  40 Sh. 


.\l.-iiiner 

.1 

2.4 

2 1.5 

33.6 

24.2     11.6     4.2  2.4 

Mäuul.  jugeadl. 

Fers.  tt.  Kinder 

11.9 

49.7 

5-8 

.1 

Frauen .   .  . 

26x> 

50.0 

18.5 

5-4 

Mldchen  .  . 

27  2 

62,5 

8.9 

1.4 
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Tabi  llo  C. 

\V«x:henlohii«-  uiiil  Jahrcsvcrdieiislo  in  Kiscnbühiiuntcnicliniuii^^cti  uiiti  aml.  r.  n 
Betriebeu,  bei  denen  die  Mctbodcu  der  Erhebung;  ctwu.s  vuu  dem  allgemein  im 
Ccnms  bcotHuJitetcD  abwekben. 

Darcfasclmittlidi«  Wochentöhnc  van  Arbeiter»  in  den  nachstehend  gcnannteii 


BescbSfüginigMiten 

i:isenhahnb«dienstet«  1S91   33  Sh. 

KAuarbeiter  .    .    .    18S6   3?  ,1 

 iSc)i   »8  „ 

Sirleuti-  (KaiHfahrteivchifli  1 M  

Kiiui);!.  Marine  (UnterotÜzierc  und  Maanschaften j  '1  25  „ 

Annec  (Unteroflßzicrc  utul  Mannacbnften)  *)....  iS  „ 

Hausgesinde  in  grofsen  Haushalten*)   33  .1 

Durcbscbnitt  des  General-Census   34.7. 


Sehr  autiallig  ust  der  Lnterschied  in  den  l^öhncu  von  inaunlichen 
und  weiblklien  Arbeitern:  wfihrend  der  hädtste  Dturdischnit^ohn  in 
iigend  einer  Industrie  für  Frauen  15,3  sh  beträgt,  ist  der  niedrigste 
Durchschnittslohn  für  Männer  t6,6  sh.    Sprechender  noch  wirkt  die 

Thatsache ,  dafs  ein  Viertel  der  berücksichtigten  Frauen  weniger  als 
10  sh.  wöchcntHch  verdient,  drei  Viertel  weniger  als  15  sh.,  und 
sämtlich  weniger  als  20  sh.  F.'^  ist  dies  wenig  mehr,  als  der  Lohn 
jugendlicher  uuinnlidier  ArlKfiitr  und  Knaben,  von  denen  t-m  iioher 
Prozentsatz  zwischen  10  sh.  und  15  sh.  verdient.  Die  Anzahl  männ- 
licher Erwachsener  andererseits,  deren  Löhne  15  sh.  nicht  erreichen, 
»t  gering»  und  ihre  grofsc  Masse  grui>ptert  sich  ganz  um  den  Durch- 
schnitt von  24,7  sh. 

Eingehende  Erhebungen  über  die  Löhne  \  on  .Arbeitern  in  einzelnen 
Industrieen,  i.  B.  in  der  Baumwollindustrie  und  im  Maschinenbau  oder 
im  Bnngewerbo  ergeben,  dnfs  die  Ail)citer  steh  in  zwei  mehr  oder 
weniger  geometrische  (lru|>i»en  sondern  lassen,  in  euie  der  ungelernten 
mit  einem  I  )ur(  hsi  hnittslohn  von  20  sh.  bis  23  sh.,  und  in  eine  andere 
mit  einem  iJurchsclinitt  von  50  sh.  Der  genaue  Durchschnitt  variiert 
in  den  verschiedenen  Industrieen,  indessen  beweisen  die  nach  den  im 
fiericht  gegebenen  Daten  entworfenen  Lohnklassen  überzeugend  fiir 
dieses  doppelte  Maximum.  Es  hat  den  Anschein,  als  ob  ungelernte  und 
gdemte  Arbeiter  je  eine  Klasse  für  sich  bilden.  Eine  ähnliche  Er* 
scheinting  ?ei<rt  der  nmfassende  amerikanische  Ilericht  über  Engros-Preise 
und  lohne  im  Jahre  1891. 

Betrachten  wir  die  .Arbeiiblohnc  in  den  emzelnen  Induiinccn,  m> 
überrascht  uns  vor  allem  der  hohe  Prozentsatz,  nämlich  30  ^velcher 
in  der  BaumwolUndustrte  über  30  sh.  verdient,  während  in  der  Wotl- 

')  Mit  Eimcblttfs  des  Geldwertes  evcnt.  gelieferter  Nahrung  und  Wohnung. 
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industrie  nur  io"'„  über  30  sh.,  dagegen  45  "  „  zwischen  20  und  ^5  sh. 
verdienen.  In  der  I.einenindustrie  verdienen  58",,  unter  t  \.  —  In 
der  Kohk-nindustrie  verdienen  40"',,  /.wisc  hen  20— 25  sh.,  in  den  Metall- 
bergwcrkeu  dagegen  94"/,,  weniger  ais  £  i.  —  hn  t.isens«  hiffbau  sind 
die  Prozentsätze  gleich mäfsiger  auf  i5  —  40  sh.  verteilt,  und  verdienen 
13",,  über  40  sh.»  während  im  Holzschiffbau  54  "o  Aher  30  sh. 
wöchentlich  erhalten.  Bei  den  Eisenbahnen  werden  mehr  als  70"  ,,  mit 
über  15  und  unter  25  sh.  bezahlt. 

Die  vollständigen  Ziffern  für  die  Löhne  von  Arbeiterinnen  in  den 
sechs  wichtigsten  der  hier  berücksichtigten  Industrieen  lauten  wie  folgt: 

Pro««>iitsfitisr  allrr  Be«ctiiftigtrii. 


V«*it!j«'n>t 

ülx^r  10  11. 

Uber  15  u. 

flber  2o  u. 

aber  25  u. 

in  ili-r 

\n\Wr  10  Sil. 

imi.  1 5  Sh. 

um.  so^Sh. 

um.  25  Sh. 

unt.  30  Sh. 

B;iuiiuM)irni(lu>tri»' 

.    .  1.2 

49  7 

12.9 

.3 

^Vülk-)nlltlu^t^ic  . 

,    .  '  8.2 

Ü7.2 

-4  5 

iCettgindustrir .  . 

.    .  24.2 

75« 

0.7 

LetneinndiiBtric  . 

.    .  78.— 

31.4 

0.6 

J«te«pmnerci .  . 

.   '  7J'5 

36.5 

Stnunpfwirkcrci . 

.   •  «5-4 

61.9 

137 

Aus>  allen 

hier  gemachten 

.Angaben 

erhellt  mit  Sicherheu, 

d^Lsi»  licr 

Uurdischnittslohn  von  Arbeitern  auf  dem  Gebiete  der  von  dem  Census 
uxnfafsten  Industrieen  zwischen  23  und  3  5  sh'.  beträgt.  Es  ist  hierbei 
au  bemerken,  dafs  eine  weit  weniger  ausgedehnte  Erhebung  dasselbe 
Gesamtresuhat  ergeben  haben  würde. 

Kaum  hervorgehoben  braucht  wohl  zu  werden,  dass,  wenn  man 
Jahresverdienste  erhalten  will,  e?;  nicht  £;cntitrt.  die  Wochenlöhne  einfach 
durch  $2  zu  multiitli/ieren.  denn  dir  I.oline  erleiden  Verminderungen 
durch  Schwankungen  \\\\  Handel  unü  ^jc werbe,  sowie  durch  Verhinderung 
am  Arbeiten  in  Krankheitsfällen;  femer  erfahren  sie  mitunter  Erhöhtmgen 
durch  Ueberstundenarbeit.  Ueber  diese  Abweichungen  sollen  die  oben 
erwähnten  Angaben  i,  2  und  3  aufklären.  Sie  lassen  sich  am  besten 
durch  die  folgenden  Ziffern  über  die  Baumwollindustrie  vcrans(  haulichen. 

Es  betrug  die  Durch&chnittssumme  der  W  ochenlöhne  im  Jahre  i885 
60549,  die  (»csamtsunnne  im  Jnhre  1HS5  /'  p  48  550  ferner  die 
Summe  der  gezahlten  J.ohnc  in  der  WOrlu-  mit  den  urofstcn  ( iesawt- 
löhnen  £  70883  bei  einer  iRschatugien  Arbeiiei^hl  \oa  S^ScSy. 

Ferner  die  Summe  der  gezahlten  Lohne  in  der  Woche  mit  den 
medrigsten  Gesamtlöhnen  J:  54  223  bei  einer  beschäftigten  Arbeitenahl 
von  80507.  F^er  die  Summe  der  gezahlten  I^öhne  in  der  ersten 
Oktoberwoche  1886  66456  bei  einer  beschäftigten  Arbeiterzahl 
von  87  708. 

Wir  haben  hier  alw  eine  .Abweichung  von  10  ",,  in  der  Arbeiterzahl 
und  von  30     in  dem  ollwöcheatUch  im  Jahre  1885  verdienten  Betrage. 
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Am  Schlüsse  des  Generalberichtes  findet  sich  dne  lange  Uebersichts- 
tabelle,  in  welcher  für  jede  Industrie  der  1885  verdiente  Gesamtlobn* 
betrag  durch  die  Aniahl  der  am  i.  Oktober  BeschUfUgteD  dividiert  wurde. 
Die  einzelnen  Industrieen  sind  hier  nach  diesem  jährlichen  Durchschnitts« 
betrag  gruppiert,  doch  scheint  es,  dals  diese  Zusammenstellung  keinen 
jfrofsen  Wert  hat,  da  die  Abweichungen  innerhalb  jeder  Industrie  gröfser 
sind,  als  jene  von  Industrie  gegenüber  Tiidiistrie.  Auch  das  Gesamtergebnis 
\  £*  48.-1,  da«?  dadurch  gewonnen  wurde,  dnfs  mnn  die  1885  gezahlte 
Ciesamtsummc  (namlirh  40677762)  durcdi  ilie  Gesnmtzah!  (Ur  von 
derselben  Gniiii>c  \on  Hoirichcn  Oktober  iü86  P.csrluittigicn  (nämlich 
•^54578  dividierte,  scheint  lur  die  Aufklärung  der  l>t/ithungen  zwischen 
Wochenlühnen  und  Jahresverdienst  von  keinem  grofsen  Nut/.en  zu  sein. 
Denn  der  Wochendurchschnitt  aus  den  vier  Kolumnoi  in  Tabelle  A  bettlet, 
unter  gehöriger  Berücksichtigung  der  in  jeder  Kolumne  angegebenen  An« 
xahl  der  Beschäftigten,  ungefähr  1 7  sh.  d.  i.  jt  44,  4  pro  Jahr  mit  unuoter- 
l»ochener  Beschäftigung.  Da  aber  eine  gewisse  Zeit  der  Beschäitigungs* 
losigkeit  in  Ansatz  zu  bringen  ist  (ungefähr  10  " im  Durchschnitt,  wie 
wir  sogleich  sehen  werden),  so  müssen  die  durchschnittlichen  JahieS' 
Verdienste  niedriper  sein,  als  dieser  letztere  Betrag,  nngcfrthr  40. 

An<;  der  ol>cn  aiigcgclienen  Methode  aber  ergel>en  sich  V  erdienste 
von  .£  48.  eine  uniii6gli(  he  Zifter.  F-S  bodenlcn  daher  diese  48,— 
keine  objektive  Quaiitiiät,  sondern  lediglich  ein  arilhuictisches  Resultat. 
Dafs  dem  so  ist»  erklärt  sich  dadurch,  daü>  der  Divisor,  die  Anzahl  der 
am  I*  Oktober  1886  Beschäftigten  zu  niedrig  ist  Diese  Ziffer  war 
nicht  allein  niedriger,  ab  die  Gesamtxahl  der  in  den  Industrieen  Ange- 
sieliten,  wenn  alle  voll  beschäftigt  waieof  sondern  erreichte  auch  nicht 
den  Durchschnitt  der  1885  Beschäftigten.  Es  erscheint  geboten,  eine 
Aufklärung  hierüber  xu  geben ,  damit  nicht  etwa  die  im  Allgemeinen 
unverständliche  letzte  Uebcrsichtstabelle  \^S.  478—81  des  Generalberichts t 
mit  der  anfserordentlit  h  m  liätzbaren  Uebersicht  verwechselt  werde,  deren 
Auszug  die  obigen  Tabellen  A  u.  B.  geben. 

KnK-  Schätzung  d«*r  besrhultigungslosen  Zeit  aber  löl^t  si(  h  aus  den 
iicgfbcuca  Ziffern  gtwinaea.  Angenommen,  die  .\n/-ahl  der  1885 
iii  der  Woche  zu  den  höchsten  Lohnen  ßeschaltigien  (n  sei  diejenige, 
welche  in  ihrem  Unterhalte  von  der  Industrie  abhängt.  Multipliziert 
man  diese  Ansahl  durch  53  x  normalen  Durchschnitts- Wochenlohn 
KJt  Ry,  wie  er  flir  Oktober  1886  angegeben  ist,  so  ist  das  Produkt 
{j0  $t  n  R)  der  Betrag,  der  in  jähren  voller  Beschäftigung  verdient 
wird.  Es  verhält  sich  der  1885  gezahlte  Gesamtbetrag  M)  zu 
diesem  Produkt  {,:t  52  n  R)  wie  der  Durchschnitt  der  beschäftigten 
Wochen  zu  den  vollen  52  Wochen.  Dies  Verhältnis  5a  Mal  genommen 
M  M 

iSi  X  =    -,\  '  trgiebt  den  Durchschnitt  der  beschäf- 

i!  "  .->.:  n  R         n  R 

tigteu   Wochen.     la    der  Baumwollmdustrie   iät  M  —  3148550, 
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n  »  87  887,  R ')  =       0.76,  der  Durchschnitt   der  beschäftigten 

M 

Wochen  a  =ss  48,  woraus  sich  vier  bescbäft^ngslose  Wochen 

n  K 

ergeben. 

Die  nachstehende  Tabelle  bringt  die  Resultate  ühnlkher  Berech- 
nungen (ttr  andere  Industrien,  welche  ich  selbst  angestellt  habe. 

Statistik  der  Anzahl  von  Wochen»  in  wdchen  1885  infolge  von 

wirtschaftlichen  Fluktuationen  und  von  Feiertagen  in  den  nachstehenden 
Gewerbezweigen  Arbeitslosigkeit  herrschte: 


.    .    .  4 

.  10 

8 

.   .   .  6 

8 

1 

Tut<"indu.stric  

...  2 

Posamcnticrwap-ni  nd  Qst  ri<" 

>  3 

Mrtallniirn-n  

Flock-  und  .ShiHlilwürfnindusin«- 

6 

.    ,    ,  8 

10 

.   .   .  8'/* 

.  14 

.   .  .  »5 

•  5 

.    .    ,  IO"g 

'    1886  1891 

EisenbaliDen      8  4 
Baiigewerb«       8  3 
Im  Durchschnitt  ungefthr  6. 

Ungeßlhr  12  \  des  Jahres  1885  war  also  eine  arbeitslose  Zeit,, 
in  welcher  die  Industrie  darniederlag.    Die  obige  Zusammenstellung 

berücksichtigt  nicht  beschäftigungslose  Zeit  infolge  von  Krankheit,  welche 
sowohl  in  Wochen  mit  h<^sten  Löhnen  als  in  anderen  sich  gleich  bleiben 

wird.  — 

Kiner  der  ersten  Sonderberichu-  ist  jener  ulier  die  Methoden  der 
Hekiimplung  der  Arbeitslosigkeit.  Kr  befafst  sich  mit  den 
dauernden  Institati<»ien,  so  mit  den  Gewerkvereinen,  HilfdEass«i,  dem 
Arbeitsamt  und  dem  Arbeitsnachweis,  erörtert  den  Einflufs  der  Armen« 
gesetM,  sowie  der  Gesellschaft  aur  Organisation  der  Armenpflege  im 
Verein  mit  jenem  derHeils>  und  Kirchcnannee,  und  bringt  sodann  eine 
aufserord entlich  interessante  Schildemng  einiger  besonderer  Einrich- 
tiuigrn  mr  Beseitigung  zeitweiliger  Xcitstandc .  so  z.  der  Unter- 
st!U/ungs;instalten  gelegentlich  der  Cotion  tatnine  \<)ii  iS()i—-64,  des 
Mansionhousesystems  und  der  Untcrstützungsanstalieii  m  Irland.  Was 
die  einzelnen  Versuche  in  dieser  Richtung  betrifft,  so  stellt  der  Bericht  fest, 

')  Im  Durcbadmitt  Ar  Minner,  ju^nidlidic  mSiiDliche  Pcnoncn,  Frauen  und 
Kinder« 
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dafs  sie  nur  "teinem  sehr  kleinen  Bruchteil  dauernd  Nutzen  bringen  und' 

dafs  also  das  Probkm,  nicht  durch  (iewerkvercine  o  ler  Hilfskasscn  ver- 
sicherte Personen  zu  unterstützen ,  der  Lösung  nicht  näher  gebracht  ist 
als  vordem.  Immerhin  wird  hier  inanches  Wertvoile  fUr  den  Spezial« 
forscher  oder  Sozialrefonm  i  mitgeleiU. 

Eine  fernere  Gruppe  von  Sonderberichten  smd  die  von  D.  J.  S  c  h  1  o  i's , 
dem  Verftsaer  der  Methods  of  industrial  remuneration,  erstatteten  über 
verschiedene  Methoden  derGewinnbeteiligung  in  ihren  beiden 
Abarten  des  Profit^sharing  und  Gain-sharing.  Der  Unterschied  zwischen 
diesen  beiden  Arten  ist  der.  dafs  Ix^im  Profit'Sharing  der  Arbeiter  einen 
Znsatzbetrag  zum  Lohn  im  \'erhaltnis  zum  Gewinne  des  l'ntemehmens 
erhält,  während  er  bt-im  ( ".ain-«.hnrinf;  einrn  solchen  /.usatz  empfängt, 
wenn  er  eine  bestimmte  Thätigkeit  mit  weniger  Kosten  von  Zeit  oder 
Material  verrichtet ,  als  zu  einer  vorher  testgesetzten  Norm.  Die  Be- 
handlung des  Themas  in  den  Berichten  ist  in  der  Hauptsache  historisch. 
Der  Bericht  über  Profit-sharing  bringt  ein  vollständiges  Verzeichnis 
von  allen  Finnen  in  Grofsbritannlen,  die  das  System  angewandt  haben, 
wobei  gleichzeitig  ang<^ben  wird,  ob  mit  oder  ohne  Erfolg.  Wo  der 
Versuch  lehlsc  hlug,  lag  es  meist  an  der  ( lleichgültigkeit  der  Angestellten, 
oder  an  dem  feindseligen  Verhalten  der  (ie\\(  rk\  ereine,  welche  glauben 
dafs  ihr  Eintlufs  durch  das  System  vcrrinE;ert  wird,  und  überhaupt  der 
Meinung  sind,  dafs  es  nii  his  sei.  als  eine  Art  S«  hwiuen  der  Arbeiter 
zum  Besten  der  L  nleniehrner.  Kinige  wenige  hirmeii  jedoch  haben  be- 
merkenswerte Erfolge  damit  erzielt,  und  die  Einrichtung  zeigt,  wenn  auch 
keine  raschen  Fortschritte  t  eine  immerhin  betrichttiche  Entwickelung. 
Der  Bericht  über  Gain-diaring  bringt  eine  vollständige  Schilderung  der 
in  sechs  einzelnen  Betriel>en  eingeführten  Systeme,  von  denen  die  wich- 
tigsten sind  das  Gain-sharingsystcm  von  Vale  Towne .  das  Anteil- 
znsc  hreibesystcm  von  VVilhms  iv  Robinsons  und  das  Kamenxlsc  hafts- 
systeni  der  Thomse-Eisenwerko.  Tnter  der  uoiwciidi;4rn  Voraiissct/ung 
einer  regelmäfsigen  l'roduktion  und  leicht  von  einander  zu  unter- 
scheidender Fk^odukte  in  nicht  allzugrofser  Mannigfaltigkeit  ist  das  System 
jedenfalls  ganz  angethan,  ökonomische  und  gute  Arbeit  zu  gewährleisten 
und  die  üblichen  Jiohne  durch  einen,  wenn  auch  geringen,  so  doch 
fest  bestimmten  /u.satz  zu  vcrgröfsern. 

Zum  S(  hlufs  ist  murh  der  Bericht  \on  Miss  Collet')  über  die 
Beschäftigung  von  l'rauen  und  Mädt  hen  zu  rrw:ihnct\.  Fr 
beschäftigt  sich  mit  den  hinsichtlich  iler  l"'raiK  n-  und  Mädthenarbeit  ein- 
getretenen Veränderungen  seit  dem  Jahre  iSSt  luid  gelangt  zu  dem 
etwas  überraschenden  Ergebnis,  dafs  die  Anzahl  der  beschäftigten  Frauen 
im  Verhältnis  zur  Gesarotzahl  der  über  lo  Jahre  alten  weiblichen  Per> 

')  V|;l.  Sinsheim  er,  Ludwig,  Zur  StatiütUc  der  FraueoArbeit  in  Eii(;kiiid  und 
W«le9,  in  diesem  Archiv,  Bd.  VUl,  S.  682  fg. 
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sooen  nicht  erheblich  zugenommen  hat;  die  vermiltiichc  Zunahme  sei 
der  grö(seren  Anzahl  von  Frauen  der  Mittelklassen  zuzuschreiben,  «  eiche 
ftir  ein  kleines  Beschäftigungsgebiet  mit  in  Konkurrenz  treten,  indessen 
werde  dieser  /.unahme  entgegengewirkt  durch  eine  \  inninderung  in  de: 
Zahl  beschäftigter  Khetrauen  von  Ari>eitern,  Auch  ergiebt  sich  aus  dem 
Berichte ,  daTs  in  Ii^werbs^weigen ,  wo  Frauen  und  Männer  zugleich  be- 
scbttftigt  werden,  die  Zahl  der  letzteren  schneller  zugenonunea  hat  als 
die  der  eiateren.  Em  grpfser  Teil  des  Berichtes  befafst  sich  mit  der 
Beschäftigung  verheirateter  Flauen.  Das  Verhältnis  verheirateter  zu  un- 
verheirateten variirt  ganz  erheblich  von  Industrie  zu  Industrie  benr.  von 
Stadt  /.II  Stadt  innerhalb  derselben  Industrie.  Im  grofsen  Ganzen  macht 
si(  h  m  der  lies«  häftigung  verheirateter  Frauen  ein  geringer  Ru  kirang 
l)enierkl)ar.  \h\  hohe  Prozentsatz  verheirateter  Frauen  in  BliiKl  urn. 
Burnlcy  und  Frcston  wird  darauf  zurückgeführt,  daib  iruuen  und 
Mädchen  in  diesem  Teil  der  Baumwollgegend  höhere  Löhne  verdienen 
kitonen,  während  die  Männer  weniger  verdienen  und  unter  diesen  TJoa- 
ständen  die  Fmuen  nach  ihrer  Verheiratung  die  Arbeit  nicht  gern  auf- 
geben wollen  Die  Unterlagen  des  Berichts  sind  teik  dem  Bevölkerungs- 
zensus, teils  den  Statistiken  des  Arbeitsamtes  und  teils  der  bereits  be- 
sprochenen Lohnstatistik  des  Handelsamts  entnommen.  Uebrigens  sind 
die  Daten  de««  Berichts  übemll  nn/nlanglich ,  so  dafs  sie  zilverläfsigett 
Folgerungen  ni<  ht  als  Basis  dienen  können. 
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Sombaf  i,  Werner,  Profc^nr  ui  «h  r  Universität  Breslau:  Sozialismus 
und  soziale  Bewegung  tm  ig.  Jahrhuttderi.  Jena,  1896,  Gustav 
Fischer.    8".  143  S. 

Das  Sorabartsche  Buch  ist  aus  Vorträgen  entstanden,  die  der  Ver- 
fasser im  Herbste  vorigen  Jahres  in  Zürich  gehalten.  Die  Ueberset/.ung 
aiiH  der  freien  Rede  m  den  „papiernen  Stil"  bat  dem  Reiz  der  I  rische 
uiul  I  .ubt*iidi<;keii  in  keiner  Weise  F.intrag  gcthan.  Süinb;trts  I  )arstellung 
verbindet  selten  sich  /.usauiiucnfiadcndc  \  orzüge :  sie  ist  ebenso  lulgeiccht 
gegliedert,  wie  schwungvoll  und  bilderreich,  vortrefflich  geeignet,  die 
weitesten  Leserkreise  anzuziehen  und  aufzukUiren ;  sie  hält  sich  auf  der 
Höhe  der  kleben  1895  in  Berlin  erschienenen,  viel  zu  wenig  beachteten 
Schrift  Sombarts  Uber  Friedrich  Engels,  die  in  gewisser  Hinsicht  eine 
Art  Vorstudie  zu  diesem  Aufsatzcyklus  darstellt 

Mit  knapper,  aber  wirkungsvoller  Hervorkehrung  des  NN'esentlichen 
werden  die  realen,  der  sozialistischen  Denkweise  /u  (irunde  liegenden 
Lebensbedingungen  des  Proletariats,  der  utopistisclic  Sozialismus  und  die 
\  orgc-rhirhte  der  sozialen  Bewegung  in  den  drei  ersten  mehr  ein- 
leitemlcü  Kapiteln  ln-liandelt.  Das  vierte  Kai»ite1,  die  Kntfahmii;  der 
nationalen  Kii;en.itteii  uheisrliriel>en,  charakterisiert  den  englischen  und 
frajuusischen  I  vpu.s  dci  Arbeiterbewegung  in  sehr  feiner  Weise  mit 
vielen  originellen  Wendungen  und  in  scharfem  Gegensatze  zu  der  philis- 
trös gelehrten  Tradition,  die  in  der  beschränkten  englischen  Gewerk« 
Schaftsbewegung  das  non  plus  ultra  aller  „normalen"  prakdsdien  Lebens» 
Weisheit  sieht  Die  Charakteristik  der  deutschen  Arbeiterbewegung  ent- 
faltet sich  in  dem  nächsten,  dem  Hauptabschnitt  des  Somliartschen 
Buches,  zu  einer  Chanku  ristik  der  die  deutsche  Bewegung  beherrschen- 
den (iedanken  von  Karl  Marx.  Die  Ausbreitung  des  Marxismus  unci 
damit  die  Zuriickdrängunp  f1er  nationalen  Fi^ennrten,  also  ,,di(*  Tendenz 
zur  Kiiihcit",  wird  in  dem  folgenden  Vortrag  geschildert.  Den  Heschlul> 
macht  unter  dem  Titel :  Strimiuniien  der  (legenwart  ein  gedrängter 
L'eberblick  der  Streitfragen  und  rroblcnie,  die  an  die  modernen  Sozial- 
demokraten herantreten,  und  der  „Ix^hren'^  die  aus  dem  Ganzen  der 


Sombart,  Soaialismos  und  sonal«  Bewe^^unK  im  19.  Jahrhundert.  ^ic^ 


Otistdlung  sich  nach  Sombarts  Meinunf^  ergeben.  Als  Anhang  ist  eine 
wertvolle  Chronologie  der  sozialen  Bewegung  von  1750 — 1896,  der 
erste  Versuch  in  dieser  Art,  bcigefiigt. 

Der  Schwerpunkt  und  die  eigentlich  prinzipielle  Bedeutung  des 
Buches  liem  in  der  kritischen  Auftnssung  des  Mai-xismus.  ..Ich  lassr 
ei.",  s»agl  bombart,  „mein  eifrigstes  Hcsirebea  sein,  sie  nlic  Marxschen 
Lehren)  von  allem  Beiwerk  zu  reiiiigcii,  sie  in  ihrem  W  i  ncu  zu  erfassen 
uüd  dieses  Wesen  so  zu  deuten,  «lafs  es  mit  der  Wnklu  hkeit  vereinbar 
ist^  Er  stellt  sich  damit  in  bewufsten  Gegensatz  zu  der  Manier,  „vor 
allem  der  büigerlichen  Darsteller"  und  Gegner  von  Marx,  „die  den 
Fehler  b^egingen,  das  Essentielle  vom  Accidentiellen  nicht  tu  scheiden'*  und 
die  daher  auch  nicht  imstande  waren,  „der  historischen  Bedeutung 
dieser  Theorien  gerecht  zu  werden."  „Hs  ist",  fügt  er  hinzu,  die  ganze 
bOrgerliche  Marxliterattur  mit  diesem  Wort  charakterisierend,  „be«|uem  aber 
nicht  gerecht,  einzelne  offenbare  Fehlgriffe  und  Irrtümer  in  den  Lehren 
eines  l)edeutenden  Denkers  sich  genügen  zu  lassen,  um  diese  Lehren  in 
toto  abzuweisen." 

Marx  unii  Knt/els  erhoben  nie  den  Anspruch  auf  l'nfehlh.nrkeil. 
Engels  hat  in  der  pracluigen  Einleitung  zu  den  Klassenkauiptcn  iu 
Frankreich.  —  nach  Sombarts  treffendem  Ausdruck  „eine  Art  Epilog  zu 
dem  eigenen  Lebensdrama"  — ,  nachdrücklich  darauf  hingewiesen,  wie  die 
kfihnen  Revolutionshoffnungen,  denen  er  und  Marx  in  den  vierziger 
Jahren  und  später  sich  hingegeben,  durch  die  wirkliche  Entwickelung 
gründlich  widerlegt  worden  sind.  Was  bedeutet  das  aber,  und  was  be- 
deutet es,  dafs  so  manche  der  Wendungen  des  genialen  Kommunistis<  hen 
Manifestes  heute  gleichfalls  mit  der  Wirklichkeit  kontrastieren?  Marx 
schrieb  atis  der  damaligen  VVirkli<"hkeit  heraus,  z.  H.  den  S,!!/  nieder:  ..Der 
moderiK'  Arbeiter,  statt  sich  mit  ticin  Fortschritt  der  IIK^u^^ri^'  /n  hrlicii, 
sinkt  iMinuT  tiefer  unter  die  lieUiuguii^cii  seiner  eigenen  kia^M-  lu-ia!». 
hji,  UUL  .suuui  ütfen  hervor,  dafs  die  liuurgeoisie  unlahig  ist.  iu)ch  Luigcr 
die  herrschende  Rlassc  der  (Gesellschaft  zu  bleiben  .  .  .  Sie  i%t  mifähig 
III  herrschen,  weil  sie  unfähig  ist,  ihren  Sklaven  die  Exetenz  zu  sichern, 
weil  sie  gezwungen  ist,  ihn  in  eine  Lage  herabsinken  zu  lassen,  wo  sie  ihn 
ernähren  mufs,  statt  von  ihm  ernährt  zu  werden/^  Was  will  es  sagen, 
dafs  die  hier  formulierte  und  noch  im  Erftirter  Programm  nachklingende 
Theorie  von  der  progressiven  ka()italistischen  Verelendung  der  Arbeiter- 
klasse durch  den  weiteren  Entwickelungigang,  der  vielfach  eine,  auch 
von  .Mnr\  im  KapitrtI  anerkannte  Hebung  ganzer  Arbeiterschichteu  er- 
kennen ialst.  aberholt  i>t  ?  Sind  darum  etwa  die  Siegesaussichten  de> 
Marxistischen  So/ialisniu->  geringer r  Ofteaijar  nicht!  Jene  gelehrten 
Widerlegunyen  des  Sozialismus,  in  denen  des  langen  unü  dc^  breiten  er- 
örtert wird,  dals  doch  gewisse  Arbeiierkreist-  gegen  tiuliei  etwelche 
Steigerungen  der  Lebenshaltung  erzielt  haben,  widerlegen,  wenn  die 
Materialien  zurdchen,  wohl  eine  Marxsche  Ansicht  aus  dem  Jahre  1848, 
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aber  doch  wahrlich  niclit  das  tnnere  Wesen  des  Marxistischen  Soziale* 
mus,  auf  dessen  Zuhickweisung  es  den  f,Wider1egem"  im  Grunde  sn- 

komiut , 

Ich  wählte  flieses  nahelie^'ondc  Heispiel,  weil  mir  vom  Stand- 
punkt dl"-  >o/i.'ilistis<~hf n  Interesse?»  si.*ll>st  am  «^chlam  ndsirn  du-  Not- 
wendigkeit dar/.uthun  scheint,  im  Sonibarischcii  Siniu-  /wisi  hon  dem 
Wesen  der  Marxistischen  Doktrin  und  den  manciicrici  einxchiei»  Aeusse- 
rangen  von  Marx  »i  untersdieiden,  Dafs  in  den  Attsdrücl»n  von 
Sombart  starke  Uebertreibungen  mit  unterlaufen,  so  wenn  er  an  einer 
Stelle  z.  B.  von  dem  „höchst  unbeholfenen  Durcheinander  der  Marxscben 
I^ehre"  redet,  darf  über  die  Berechtigung  der  von  ihm  erhobenen  kri- 
tischen Forderung  in  keiner  Weise  täufichen.  Die  Scheidung,  die  er 
vornehmen  will,  ist  durchaus  sa<hlich  begründet,  er  will  nicht  das 
bdrgerlit'h  *^vTnpit1iisrhe  von  dem  bürgerlich  l^nsympathi>«  hcfi.  nirht  iav 
,,Wissensi:b;dth'(  lu  "  xoii  dem  ,, Politischen",  sondern  er  will  den  \vahrcn 
in  der  jiroietarischen  l'cue^ung  iruchtbar  fortw  irkt-ndi'n  allsjfemrMu  n  <  ie- 
ilankengehalt  der  MarxM  lu  n  l>ehre,  dea?>cii  Wahriicil  si«  h  in  dem  realen 
Kntwickelungsgange  unnicr  neu  bestätigt,  \on  dem  Zweitelhafteti  und 
mehr  subjektiv  Geförbten  scheiden.  Als  der  allgemeinste  wahrhaft  wahre 
Kern  des  Marxismus  gih  ihm,  ^  man  sieht,  wie  wenig  bürgerliche  Nei- 
gungen bei  dieser  Unterscheidung  den  Ausschlag  geben  — ,  die  I^hi«, 
dafs  in  dem  Rmanzipationsstreben  der  Arbeiterklasse  die  sozialistische 
Vergesellschaftung  der  Produktionsmittel  notwendig  das  Ideal,  der 
Kh'^'^enkampf  notwendig  aber  das  Mittel  zur  Verwirklichung  dieses 
bir  d-  sein  niufs.  l'nd  dieser  Gedanke  wiedenim  ruht  auf  dem  sicheren 
(iiunde  der  ..rcnü'^tisrhcn  Auffassung  der  sozialen  Bewei^nnij''.  Indem 
Marx  „die  so/iale  Bewegung  in  den  l-'hifs  der  historischen  !\nt w  ickehing 
stellte,  brachte  er  sie  theoretisch  m  Kaiklang  mit  den  objektiv  iiiid  svib- 
jcktiv  bestimmenden  l  aktoren  der  Geschichte,  basierte  er  sie  aul  die 
realen  Bedingungen  der  Wirtschaft  und  der  Charakterveranlagiiug,  wies 
er  ihre  ökonomische  und  psychologische  Bestimmtheit*'  nach.  So  ist  der 
Marxismus,  —  wenn  auch  das  revolutionäre  Ungestüm  seber  Gründer 
die  Langsamkeit  des  Fortschritts  immer  wieder  vergifst  — .  dem 
innern  Wesen  nach  die  Begründung  des  Sozialismus  auf  eine  realistisch 
Spezi fi/ieite  Kvolutionstheorie.  Auf  dem  F.volutionsgedanken  baut  sich 
die  J'aktik  der  modernen  internationalen  Sozialdemokratie  auf. 

Dieser  mit  alirn  Mnrhtverbriltni'^sen  rechnende  evoltuionistische  Re- 
aÜMnus,  \M(  Sehl  er  jedem  revolutioiiaicm  Wunderglauben  entgegengesetzt 
ist.  bedeutet  darum  m  keiner  Weise  einen  Abiali  \<»n  der  idealistischen 
radikalen  Gesinnung,  die,  durchwärmt  von  dem  Sonnt-nglan/e  des  Ideals, 
erst  Kraft  und  Feuer  in  den  Tagcskami)fen  giebt  Sombart  erinnert  den 
Politikastern  gegenüber  an  das  tiefe  Wort,  welches  der  sterbende  St.  Simon 
an  seinen  Liebimgsschüler  richtete:  „Vetgessen  Sie  niemals  mein  FreimdL 
dafs  man  begeistert  sein  mufs,  um  grofse  Thaten  zu  Hilbringen."  Radi* 
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kalismus  hdfst:  Bewufstsein  des  Endziels,  heifst:  dieses  Endziel  mit  alier 
Kraft,  rücksichtslos  um  jeden  Preis  verwirklichen   wollen.    Das  Be* 

kenntnis  zu  dem  revolutionären  Standpunkt  thut  aber  einein  solchen 
Radikalismus  keinen  Eintrag,  beweist  nur  eine  weitere,  über  die  Wege, 
welche  zum  Ziele  fiihren,  besser  aufgeklärte  Einsicht. 

Aber  freilich  diese  Einsieht  würde  zum  Keti-ehf^lauben  entarten, 
der  ReaUsmus  würde  in  eint-  neue  Art  von  L  topisnuiN  umsrhlrti^'pn.  wenn 
mit  der  Al>streifung  tle--  revolutionären  \\'underj^lauheni  mm  etwa  ^.\vr 
Cilaube  an  die  imums<  Kränkte  Maelu  untl  üix<  alleinige  Recht  der  „Ge- 
setzlichkeit" proklamiert  würde.  In  der  Geschichte  ist  alles  relativ.  Der 
EvolutioDSgedaiike  schliefst  nur  übereilte  und  unreife,  utopistische  Re%'o- 
lutionen.  nicht  Revolutionen  an  sich  aus.  Nur  unter  dieser  Einschrän- 
kung ist  der  Radikalismus,  die  Seele  jeder  wahrhaft  sozialistischen  Be* 
wegung,  mit  dem  Kvoluiionsgedanken  verträglich.  AVir  suchen  nach  der 
Mcrvorhebung  dieses  ebenso  einfachen  als  wichtigen  Gedankens  unter 
<ien  Kontroversen,  die  als  „Strömungen  der  (iegenwart"  im  vorletzten 
Kapitel  abgehandelt  werden,  \ereeblich.  Der  etwas  immotivierte  und 
uberra'=>rhende  Apell  an  die  ,, Heiligkeit  der  Kechtsidee"  im  Sf  hlnlsabsehnitl 
ist  \ollen(U  ;4eeignet,  ihn  /ii  verwischen.  Das  wäre  der  wulaiijste  Ein- 
wand, den  Ulf  dieser  klar  geda«:hten,  eigenartigen  und  im  ganzen  vor- 
züglichen Einfiihrung  in  den  Gedankenkreis  des  modernen  Sozialismus 
entgegenzusetzen  hätten. 

Berlin.  CONRAD  SCHMIDT. 


/Suc'/ifr,  Kar/,  Arbeit  und  i\/i\t>'ninis,  W  ll.  iiand  der  .\l)liauil- 
lun<jen  <ler  philulo^iselt  hl-l'  r  ^rlu n  Klassi-  der  K^'l.  Sücbs. 
( jcsellscbafl  der  \Vis.seii.«.ciuUcn.  Nr.  5y.  Leipzig  1896,  S. 
Hirzel,  I\    n.  1 30  S. 

Karl  iiucher  uielit  in  dieser  Si  iiuli  wichtige  Beiträge  zur  rsvchologie 
der  •.\rbeil.    Seine  wesentlichen  Gedanken  sind  folgende: 

Der  primitive  Mensch  ist  anerkanntermafsen  der  Arbeit  abgeneigt, 
insofern  sie  «lauernde  Willensrichtung  auf  ein  Ziel  bedeutet.  Wie  ist 
aber  aus  dieser  Faulheit  der  Fleifs  des  Kulturmenschen  ^tstandenr 
Früher  nannte  man  die  Sklaverei  die  grofse  Zähmerin  zur  Arbeit.  Aber 
die  Sklaverei  tritt  spät  ein  in  die  Geschichte.  W  er  zwingt  den  primitiven 
Menschen  vor  ihrer  Entstehung  zu  der  Arbeit,  die  seine  Bedürfnisse  be- 
iriedigtr  —  Diese  Arbeit  ist  nicht  gering,  sie  geschieht  mit  primitivsten 
Werkzeugen  imd  daisert  dannn  sehr  lange.  Nordatnerik;ini';(  he  Indianer 
arbeiten  j.iine  lang  an  tier  Atrstiohlung  eines  Bnum.stamiric^,  m)  tials  bis- 
weilen d;i>  Holz  zu  faulen  beginnt,  ehe  das  Fahrzeug  fertig  i>t.  Die 
}>innitivcn  Werkzeuge  bleiben,  wenn  schon  langst  das  Material  zu  besseren 
vorhanden  ist.    „Nichts  kann  unrichtiger  sein,  als  jene  gelehrten  Kon- 
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slniktioncn,  welche  ganz  neue  Kultiirepochen  an  das  Aufkommen  der 
Töpferei  oder  Eisenbearbeitimc.  der  FTfindunp  des  Pfluge«;  oder  der  Hnnd- 
mühle  knüpfen.  Völker.  u  cU  hr  das  Eisen  kunstLrcrci  ht  xu  Beilen  und 
selbst  l'tcifenröliren  m  verarbeiten  verstehen,  bedienen  sich  noch  jetzt 
hölzerne  Speere  und  Pfeile,  oder  bauen  den  Acker  mit  dem  höbemen 
Grabscheit,  obwohl  es  ihnen  an  Rindern  nicht  fehlt,  die  den  Pflug  xieben 
könnten."  Und  der  primitive  Mensdi  vermehrt  seine  BedOrfnisse  noch 
bedeutend,  indem  er  seinen  Körper,  seine  Kleider  und  seine  Geräte  mit 
mannigfachem  Schmuck  verziert,  der  aufserordentlich  viel  Nflihe  kostet. 

Pieper  Srbniui  k  ilx  i  ist  schon  ein  l'\iktr>r,  der  uns  die  oben  g«"- 
stellte  l'nigc  hearitworten  hilft.  Kr  spornt  den  KhrLiei/.  des  Wilden  an. 
Denn  er  dient  der  Aus^t  uhnung  vor  seinen  Genossen;  er  wird  ein  Stück 
seiner  Persönlichkeit,  wie  überhaupt  der  Naturmensch  zu  allen  Gegen- 
ständen seiner  Habe,  ein  persönliches  Verhältnis  bat,  und  auch,  wenn  sie 
leicht  m  ersetzen  sind»  sich  schwer  entschliefst,  sie  zu  verkaufen. 

Eine  weitere  Antwort  giebt  uns  der  Umstand,  dafs  die  primitive 
.Arbeit  Bedarfsarbeit,  keine  Kn^'erbsarbcit  ist,  Arbeit,  auf  die  nicht  biofs 
<\c\  ]\-s\t7.  sf>n(iem  auch  der  Genufs  folgt.  Darum  wird  sie  weniger  als 
Last  emptiinden 

iJenn  die  Arbeit  ist  überhaupt  dem  \\  ilden.  wie  fiein  Rinde,  gleich- 
bedeutend nnt  Spiel.  Vau  1  hätigkeitstrieb  oder  ,.Pr<xluküonslrieb** 
des  Menschen,  wie  ihn  Fourier  annalün,  lä&t  sich  nicht  leugnen,  aber  er 
übt  ihn  nicht  mit  beständiger  seelisch«:  Anspannung.  Vidmehr  mufs 
der  Antrieb  ein  spontaner,  gewissermafsen  phyäologischer  sein. 

So  ist  es  beim  Tanze.  Alle  Wilden  tanzen  ausdauernd  und  leiden- 
schaftlich, oft  bis  sie  mit  blutigem  Schaum  vor  dem  Munde  hinsinken. 
Aber  der  Tnnz  ist,  wie  neuerdinir«  G.  Ferrero  zur  Krklärung  dieser  Aus- 
dauer lici \ orgehoben  iiat,  eben  keine  bewufste  Willensanstrengung, 
sondern  eine  automatische  Ausgabe  angciuiuftcr  Neivenkrafi. 
Wenn  wir  in  der  Arbeit  etwas  entdeckten,  was  sie  gleich  wie  den  Tanz 
einigermafsen  automatisch  machte,  so  h^en  wir  em  wesentliches  Moment, 
das  sie  dem  Wilden  ermöglicht,  gefunden.  Und  dieses,  dem  Tana  wie 
der  Arbeit  gemeinsame  Element  ist  der  Rhythmus. 

,\rl>eit  besteht  aus  menschlichen  Bewegungen  Da  sie  nicht  in  einer 
Richtung  ins  Unendliche  fort'j;chen,  sondern  einOiycki  treffen  und  dannn 
wiederkehren,  so  werden  >ir  Uirht  regelmäfsiir  wiederkehrend,  also 
periudi.^ch.  Wird  eine  iiiescr  |)eriodischcn  Bewegungen,  oder  auch  imr 
ein  Teil  einer  solchen,  durch  besondere  Kraftanstrengung  ausgezeichnet, 
und  folgt  auf  diese  eine  stets  gleiche  Anzahl  nicht  ausgezeichneter 
Momente,  so  entsteht  der  Takt,  in  welchem  der  Rhythmus  einen  Teil 
hervorhebt.  Ist  die  Arbeil  mit  Geräusch  v  erbunden,  so  macht  sich  die 
(fleichheit  der  Pakte  luid  des  Rhythmus  nicht  bloik  dea  Muskeki,  sondern 
auch  dem  Ohre  wahrnehmbar. 

Anerkanntermaf^n  ist  der  Rhythmus  physisch  wie  ps}chisch  tüi  den 
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Menschen  anregend.  Die  Thatsache  steht  fest,  wie  wenig  bisher  auch 
iiic  Ursachen,  besonders  die  zum  Gebiet  der  Physiologie  gehörenden» 

au%eklart  sind. 

K.eiii  Wunder  daher,  vvenn  wir  beim  primitiven  Menschen  ganz  all- 
o;emein  rhythniis(  lie  (llieilerimg  der  Arbeitsbewegungen  finden,  die  sich 
horbai  gemacht  und  die  Begleitung  durch  rhythmisch  sich  streng  an- 
«diliefteode  Lieder  hervorgerufen  hat.  Noch  lebhafter  wird  das  Ver- 
langen nach  Rlqrtbnius  und  häufig  auch  nadi  begleitendem  Gesänge, 
«renn  mehrere  Arbeiter  aeben  einander  gleiche  Bewegungen  ausfuhren. 
Hier  entsteht  entweder  VVechseltakt,  indem  sie  »ch  mit  ihren  Srhlä^tn 
in  einen  Takt  teilen  z.  IJ.  Drescher.  Steinrammer ,  oder  tUci(htaki, 
indem  alle  gicirhreitig  anziehen  und  naehlnssen  7.  fi.  SchitTs/.ieher,  Ruderer  . 

Sehr  oft  koiunit  noch  Musik  da/u,  * lie  Dreiheit :  rhythmixhc 

^Vrbeit,  Gesang,  Musik  entsteht.  \N  le  au^  lin  spater  Gesaug  und  Musik  sich 
abzweigen,  wie  diese  beiden  wahrscbdnUch  nur  durch  die  Arbeit  enutanden 
sind,  wie  wtedenim  das  blois  gesprochene  (kdicht  ein  spätes  Kunst|)rodukt 
ist,  macht  Bücher  zum  Gegenstande  einer  ausfuhrlichcö  Betrachtung,  die 
uns  hier  weniger  angeht.  Mannigfahige  Texte  von  Arbeitsliedern  ver- 
xrhiedener  Zeiten  und  Völker,  die  Bürher,  oft  mit  Noienbezeichnung  der 
.Melodie,  abdruckt,  machen  diesen  Teil  seiner  Darstellung  sehr  an< 
schau»  ich. 

Die  beicl)endc-  Kratt  des  rhythmischen  Zusauuneiiwukcns  ist  sehr 
frühe  erluLont  worden  imd  hat  zur  planmäfsigen  Vereinigung  der  Arbeiter 
und  der  Arbeit  geführt  Diese  Vereinigung  hat  die  menschliche  Kraft 
nicht  blols  venrieUIUtigt,  sondern  gleichzeitig  über  den  Betrag  des  arith' 
raethisch  Vielfachen  gesteigert.  ( )hne  eine  solche  \  ereinigung  und  Steige* 
rang  der  Arbeit  waren  z.  B.  die  Aegypier  nicht  iiii>i:inde  gewesen,  die 
grofsen  Baue  und  Kun.stwerke  auszuführen,  die  wir  heute  noch  bewundern. 
I  »eim  ihre  \\'erk/en£,'e  waren  kläirlich.  Der  Hron/.ctei!  <!er  Axt  war  mit 
I.ederi  lernen  au  den  Griff  gebunden,  die  Säge  hatte  nur  einen  Grift, 
der  i*»iug  war  von  Holz  und  wurde  nur  durch  Menschen  gezogen.  Auch 
alle  T^tenbeförderung  geschah  durch  Menschen.  „Heim  Transport  einer 
Statue  sieht  man  (auf  einem  altägyptis<*hen  Bilde)  nicht  weniger  als  172 
Männer  an  vier  langen  Seilen  vor  die  gewaltige  Last  gespannt"  Hier 
hätte  Bücher  auch  die  ganz  ähnli<  hen  \  erhältnisjse  der  alten  Peruaner  er-  , 
wähnen  können,  die.  wie  er  selbst  frnher  in  seinen  Zusät/en  zur  l  ebci- 
setzung  von  Laveleye'>  „I'ropnete  pnmitr\  "  betont  hat,  eine  sehr  mlcu- 
sive  W'irisrh.'tft  mit  sehr  matiuielhatten  WerK/eiigen  betrieben. 

Nicht  minder  aber  als  zur  Vereinigung  dient  der  Rhythmus  zur 
Regulierung  der  Arbeit  besonders  der  Sklavenarbeit,  da  keiner  hinter 
dem  Rhythmus  zurückbleiben  konnte.  Nicht  blofs  die  Rudermannschafteii 
der  griechischen  SchiflFe  folgten  dem  'i'akte  der  Flöte,  auch  die  römischen 
Sklaven  arbeiteten  dana<h;  in  dem  von  Petroniiis  geschilderten  llaiiso 
des  Trimalchio  arbeiten  alle  Sklaven  unter  Gesang.   Und  wa.s  im  klas- 
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sischcD  Altertum  die  Ftöte  war,  das'  ist  bei  deo  heutigeQ  Naturvölkern 
meist  die  IrommeL 

Somit  ist  es  psychologisch  faUich,  wenn  jede  eintörraige  Arbeit  als 
„geisttötend"  und  besonders  aufreibend  betrachtet  wird  ..Die  Kinfonnig- 
keit  gestattet  rh\  thniis<  h-automatische  nestaltunii,  die  an  siefi  belricdigend 
wirkt,  indem  sie  den  Cieist  frei  macht  und  der  Phauiasie  Spielraum  t;e- 
wahrt.*'  Aufreibend  werden  nur  solche  einfonoigc  Arbeiten,  die  sich  nicht 
rhythmisch  gestalten  lassen  und  bei  jeder  neuen  Operation  eine  neue, 
wenn  auch  gleichartige  Thätigkeit  unseres  Voistellungsvermögcns  erfordern, 
das  Abschreibe  von  Schriftsätzen  u.  dgl. 

Die  Maschine  hat  den  alten  Arbeitsrhythmus  sunächst  wemg  beein« 
träcbtigt  Beim  Weikzeii^  und  bei  der  einfachen  Maschine  bleibt  er 
bestehen.  Erst  als  der  Maschinenbau  den  toten  Rückgang  zu  ver- 
meiden suchte  und  darum  statt  der  wage»  odc  r  senkrechten  die  rotierende 
Bewegung  einfiihrtc ,  schwnnd  alle  Musik  der  Arbeit.  Die  niüdcme 
Fabrik  ist  nur  mit  uarhythmischen  Cieräuschen  erftillt.  Der  Arbeiter  hat 
aurli  seine  Bewegungen  nicht  mehr  nach  seinem  (".ettilil,  sondern  nat  h 
dem  Gange  des  Mechanismus  /.u  hestinunen.  Er  selbst  ist  em  Teil  des 
Mechanismus,  den  er  zu  ergan^en  hat.  So  haben  sich  in  der  modernsten 
Phase  der  Arbeit  Technik  und  Kunst  von  einander  getrennt.  Vielleicht 
werden  sie  sich  einst  in  einfr  höheren  Einheit  wieder  zusammenfinden. 

In  zwei  Beziehungen  also  hat  Bücher  ^  wenn  wir  von  seinen  kunst> 
geschichtlichen  Vermutungen  absehen  —  die  Wichtigkeit  des  Rhythmus 
beleuchtet:  i.  um  durch  ihn  den  spielenden  Charakter  der  Arbeit  de^ 
Wilden  zu  erweisen ;  2.  hat  er  auf  die  Dienste  aufmerksam  gonacht,  die 
CT  als  Mittel  der  Arbeitsvereinigung  sogar  der  Arbeitssteigerung  geleistet 
hat.  —  Beide  Seiten  des  Themas  sind  nach  Ansicht  des  Referenten 
richtig  dargestellt.  Auch  die  allt:t£;li(  he  l'.eobai  htung  best^itigl  dies.  Was 
die  erste  l'ra<;e  betrifft,  das  Wrh.iltuis  von  Artieit  und  Spiel,  so  ist  es 
sehr  bemerkenswert,  lials  auc  h  in  der  Tierwelt  nat  h  Spencer  und  Wundl 
eine  enge  Verbindung  beider  stattfindet,  indem  das  Tier  im  Spiele  die 
Thätigkeiten  nachahmt,  die  es  im  ernsten  Kampfe  ums  Dasein  ausführen 
mufs.  Eine  nähere  Vergleichung  der  tierischen  Spiele  mit  den  mensch- 
liehen  würde  gewifs  eine  Kontinuität  der  Entwickehing,  wie  auf  so  vielen 
.  anderen  Lebensgebieten,  zeigen,  wobei  freilich  der  Mensch  den  Fort- 
schritt macht,  dafs  er  nicht  l)lofs  im  Spiel  die  Arbeit,  sondern  auch  in 
der  Arbeit  das  Spiel  zu  wiederholen  sucht.  Wie  sich  die  Arbeit  allmäh- 
lu  h  ihrer  spielenden  automatischen  Form  oft  entkleidet  und  zum  Systeme 
beu  ulster  Willensanstrengung  wird,  wäre  eine  Krganzuut;  der  sehr  dankens- 
werten und  ialeres^anten  Untersuchungen  lUuhers,  die  hot^enllich  mit  der 
vorliegeaden  SchriU  norh  nicht  abgeschlossen  sind. 

Leipzig.  PAUL  BARTH. 
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Von  Heinrieb  Sohnrey. 


Konferenz  v.  2  i .  u.  22.  April  1 893. 
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Die  neuen  statistischen  Erhebungen  über 
Arbeitslosigkeit  in  Deutschland. 

Von 

Prof.  \)k.  (.EORd  SCHANZ 

in  WUrxburg. 

Längst  ist  der  Wunsch,  namentlich  auch  mit  Rücksicht  auf  die 

Arbeitslosenversicherung  vorhanden,  einen  genauen  Einblick  in  die 
Ma>>cncrscheinung  der  Arbeitslosigkeit  zu  erhalten.  Üa  die  bisher 
gebrauclitcn  Inchzien  niclit  ausreichten'),  so  \n<j^  der  X'crsuch  nahe, 
bei  Gelegenheit  allgemeiner  Volks*  Und  Beruiszälilu Ilgen  den  Um- 
fang und  die  Modalitäten  dieser  sozial  wichtigen  Erscheinung  zu 
erfahren, 

In  Deutschland  wurde  infolge-  bekritiiiter  X'orgänge  die  Fest- 
stelhioLT  dt-r  Arhritsloscn  am  14.  Juiu  1895  bei  Gelegenheit  der 
Berufszäh lu  11^^  und  am  2.  I)ezen»hi  r  1805  Ihm  Gelei'cnlu  it  der  Volks- 
zählung angeordnet.  l>t  <lie  .Art  dic^n  iMlicbuug  eigenartig,  so 
tlürtte  wohl  aurh  für  lange  Zeit  Di  ui>chland  allein  der  Ruhm 
bleiben,  /weimal  in  einem  Jahr  die  Arbeitsloscnzahlung  durchgeführt 
zu  haben. 

Das  kai.serliche  sialistischc  .\iiit  hat  kürzlich  die  Ergebnisse 

'j  Läneu  L'cbcrblick  üIkt  die  vcrschicdcncu  Methoden,  die  Arboilslu>ijjk»-il  /.u 
mesfien,  und  beiwihe  alle»  brauchbare  Material  habe  ich  in  meinem  Buch  „Zur  Frage 
der  ArbeitBloseoverBichenme"  1895  S.  81  f.  gegeben. 

*)  EntauHgf  all^<  roeine  Aufnahmen  »cheincn  im  Staat  Masaachuscti«  1885  und 
in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  1890  bei  dem  Census  erfolgt  zu  «ein. 
Vgl.  Eigteenth  annual  rcport  of  the  Bureau  of  Statfeticü  of  Labor.   Hoston  1887. 

Zeitschrift  des  Kßl.  iVufN.  stat.  Kur. aus  Jahr^iuij;  j888  S. -Will;  1889  S.  VI;  meto 
Buch  „'/mt  Krag«'  di-r  .\rb.-itslusiiivrr>ichirung"  S.  238. 
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dieser  beitlen  Aufnahmen  mit  einer  vor /UL,dichcn  Kinleitun^^  publi- 
ziert, und  es  verlohnt  sich,  zn  ^cIkh.  wa>  clic^Lllien  eiilhalu  ii.  '1 

Neben  dic.Ncr  l'iiblikalioii  koinnKii  aber  auch  noch  die  He.irbei- 
tuii^eii  tler  slalislischen  Aemlcr  einzelner  Städte  in  Betracht.  Die- 
selben haben  nicht  nur  eine  eingeliciide  Naciipriiiuu;^  tlcr  l'^in- 
tragunjifen  veranstaltet,  sondern  bei  diesen  Nacherhebungcii  zuj;leieh 
eine  P>gänzung  jener  Eintra^^^un^en  durch  eigene  2ällllcarten  mit 
einer  Reihe  von  Zusatzfrageti  vorgencmunen.  Dadurch  wurde  die 
Zuverlässigkeit  der  ganzen  Erhebung  sehr  beleuchtet  und  manche 
neue  Einblicke  in  die  Verhältnisse  der  Arbeitslosigkeit  gewonnen. 
Solche  Nacherhebungen  fanden  in  Bezug  auf  die  Juni-  und  Dezember- 
zählung  statt  in  Dresden  *)  und  Leipzig,  *)  nur  bei  der  Junizahlung  in 
Bilagdeburg*),  nur  bei  der  Dezemberzahlung  in  Berlin  Hamburg*) 
Lübeck*),  Stuttgart^  und  Strafsburg *). 

\'or  allem  handelt  es  sich  darum,  sich  klar  zu  werden,  inwieweit 
die  beiden  Aufnahmen  brauchbar  erscheinen.  Bekanntlich  sind  die 
ersten  X^crsuche  auC  neuen  (icbieten  der  Statistik  Experimente,  die 
keineswegs  immer  gelingen;  ich  erinnere  nur  an  die  erste  deutsche 
Berufsstatistik  vom  i.  Dezember  1871;  man  lernt  die  Fehlerquellen 
eben  immer  erst  durch  den  X'ersuch  selbst  kennen.  Man  wird  auch 
von  den  beiden  erstmaligen  Aufnahmen  der  Arbeitslosen  nicht  er- 
warten dürfen,  daf^i  sie  vollständig  geglückt  wären. 

*)  Vierteljahnbvfte  zur  Statistik  des  Deutschen  Reichs.  ErgSazaiig  xam  4.  Heftt-. 
Berlin  1896.  Verbe  Pnttkammer  n.  Mflhlbrecbt. 

-  )  Die  Arbeitslosen  in  Dresden  rom  14.  Joni  md  2.  I>czetnber  1895.  Sonder- 

atnlruck  aus  di  iii  I  >r.  sdri<  r  Anzeipor  vom  29.  Srptcmbcr   1896.    Die  ausfuhrlichi 
Bcarln-itung  erschien  kürzlich  in  den  „Mittvilunj^t-n  <I«-s  statistischen  Amtes  der  Stadt 
Dresden."    6.  Heft.  1897.    Vcrlafr  mn  Zahn  \-  Jacrnch. 
Eine  Sundcrpublikation  ist  nicht  i-rschirnen. 

*)  Statistisches  Jahrbuch  der  Stadt  Berlin.   Jahrgang  XXI  S.  229  f. 

*)  Statistik  des  Hamhuig.  Staates  Heft  XMU.  Abteil.  VI  (Die  beschUtigi»^ 
losen  ArtMitnchmer  am  14.  Juni  sowie  am  3.  Dezember  1895).  f&mbarg  1S96. 
Verlag  \<m  Otto  Meifsncr. 

•i  In  I,üh<-ck  verzichtet  (his  statistische  Amt  auf  ein«-  gesonderte  Publikation. 

')  \Viir1tomb<'r<^istli.-  Juh'l.ürhtr  für  M;itistik  und  1  .anli^•>.k^ln>l.■  Jahrg.  189*^ 
IV.  Holt.  Iteiträge  zur  Mati.slik  <ier  liaupt-  und  Residenz-siadi  Muttgart.  I.  Krgeb- 
aisse  der  Arbeitslu!>eu:>talislik  im  Dezember  1895  bearbeitet  im  Statist.  .Vmt  der 
StadL   Stuttgart  1896. 

*)  Beitiige  Vit  Statistik  der  .Stadt  Straisburg  i.  E.  Herausgegeben  vom  stat. 
Amt  der  Stadt,  llefl  I.  Die  Erhebungen  Aber  die  Arbeitslosigkeit  am  2.  Des.  189$. 
Im  Auftrag  der  Stadtverwaltung  bearbeitet  von  Dr.  Geis»enberger.   Stiafsburg  1896. 


I^e  neuen  statistiscben  Erbebungm  ttber  Arbeitslosigkeit  in  DeuUchland.  33^ 

Die  (rrundlai^e  der  Erhebuni^  bei  beiden  Zählun;^;^!  hiUli  U  ii 
drei  Fragen,  die  sämtliche  Arbeilnehmer  auch  I Iau>in(lustriL-lle  uml 
Hciiiiarbciteij,  die  mit  einem  Hauptberuf  itv  den  Formuianeii  ein- 
getragen waren,  zu  beantworten  hatten,  nämlich  ob  gegenwärtig^  in 
Arbeit  (in  Stellung),  wenn  nein,  seit  wie  viel  T^en  aufser  Arbeit 
(Stellung),  ob  aulser  Arbeit  (Stellung)  wegen  vorübergehender  Ar- 
beitsunföhigkeit.  Kein  Eintrag  sollte  erfolgen  I.  för  Ehefrauen  ohne 
eigenen  Hauptberuf;  2.  fUr  Zivil-  und  Mtlitarpersonen,  welche  aus 
Reichs*  und  Staats-  oder  Kommunalkassen  Pensionen  beziehen,  und 
für  Witwen  von  solchen;  3.  fiir  Empfänger  von  Invalidenrente; 
4.  fiir  Empfanger  von  Unfallrente,  sofern  diese  wegen  dauernder 
völliger  Erwerbsunfähigkeit  gewährt  wird;  5.  für  sonstige  dauernd 
Erwerbsunfähige.  Als  in  Arbeit  und  Stellung  befindlich  sollten 
gelten  alle  in  Lohn  und  Arbeit  Beschäftigten,  solange  das  Lohn- 
verhältnis dauert.  Als  Zustand  vorübergehender  Arbeitsunföhigkeit 
war  insbesondere  Krankheit  anzusehen. 

Soweit  sich  übersehen  läfst,  scheint  die  Beantwortung  dieser 
Fragen  und  ihre  Ausnützung  nicht  unerhebliche  Mängel  aufzuweisen. 

Erstens  der  Begriff  Arbeitslosigkeit,  wie  er  hier  gemeint  ist, 
wurde  vielfach  nicht  riclitig  aufgcfafst.  Nur  Arbeit  n  c  h  m  c  r  sollten 
die  i^cstellten  I-Va-^en  beantworten,  nur  wenn  sie  aufser  Stellung 
waren,  hatten  sir  als  arbeitslos  7.u  ;^c!ten.  Allein  nicht  wenige, 
welche  dieser  Kategorie  nicht  ani^ehörten,  trugen  sich  ein,  z.  B. 
Leute,  die  bisher  Arbeitgeber  oder  selbständig  gewesen  waren  und 
nun  Arbeit  >uchlen,  also  erst  Arbeitnehmer  werden  wolltrn  — 
allerdings  eim-  (iruppe,  die  den  übrigen  Arbeitslosen  >elir  \  i  rv\  andl 
i.st ')  — ;  andere  die  sich  eingetragen  halten,  waren  ni  \  orbereilung 


')  In  Dresden  hat  man  sit-  auch  als  Arbcii^losc  gezählt  Der  Hcarbcitor  <i«  r 
Statistik  sagt  hierfiber  (Mitteilungen  6.  Heft  S.  5) :  „Wenn  Penanen  in  Frage  kamen, 
die  entweder  ttberhaapt  anm  ersten  Blale  oder  nadi  einer  Unlerbrechmig  wieder  Er« 
wcrb  in  einer  abhingigen  ArbcitMteUang  nicliten,  wie  frUber  SelbiUbidige  nach 
Aufgabe  oder  Konkorg  des  Gcach&fls,  Ehefrauen  oder  Kinder  nach  dem  Verluste 
ihres  Ernährers,  aus  (kr  Schule,  der  Lehre,  \om  Militär,  aus  einem  (jcflingnisse  oder 
einer  Anstalt  entlassene  Personen,  von  der  Wanderschaft  zurückgekehrte  llandwrrkv- 
5j»«;eUen  u.  s.  w..  so  liah>  n  wir  ^h<'<■r■  \mhr<\'-nk\\ch  de?»  wirklich  Arhritslo^i-n  zu- 
gerechnet, weil  es  uns  beim  üegriflTe  der  .\rl>eUslosipkeit  nicht  so  sehr  daraut  anzu> 
kommen  scheint,  dafs  Jemand,  der  Arbeit  sucht,  schon  Arbeitnehmer  war,  ehe  daae 
Sachen  begann,  ab  vielmehr  darauf,  dafs  er  ttberhanpt  eine  ErwerbathStigkeit  sucht 
und  awmr  nicht  in  einer  selbctündigen,  sondern  in  einer  abhängigen  Stellung. 
Wolke  ntan  st«  ausscheiden,  wie  von  «ndcser  Seite  geschehen  ist,  so  witrc  «s  unseres 
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auf  einen  Beruf,  wieder  andere  hatten  ihren  Beruf  au^egeben,  um 
sidi  selbständig  zu  machen  oder  um  sich  wie  z.  R  Nßulchen  zu 
verheiraten;  mandie  glaubten  ihre  Militärdienstzeit  als  Zeit  der 
Arbeits-  bezw.  Stellenlosigkeit  ansehen  zu  sollen,  för  viele  der  Ein- 
geasogenen  bedeutete  wohl  auch  der  Einzug  den  Verlust  der  Stelle 
und  brachte  spater  eine  effektive  Arbeitslosigkeit,  allein  das  konnte 
nicht  jetzt  angerechnet  werden.  Nicht  wenige  der  Eingetr^enen 
hielten  sich  für  arbeits-  bezw.  stellenlos,  obwohl  ihr  Arbeitsverhältnis 
gar  nicht  gelöst  war,  sie  befanden  sich  auf  Urlaub  oder  in  Ferien, 
sie  waren  beschäftigungslos,  aber  nicht  stellenlos.  Schwierigkeiten 
ergaben  sich  auch  bezüglich  der  Frage,  ob  Leute,  die  nicht  regel- 
mäfsig  Arbeitnehmer  sind,  z.  B.  Haustöchter,  welche  ab  und  zu 
als  Aushilfe  thätio;  siiul,  Kiiuicr  im  schulpflichli^aMi  Aller  als 
Arbeitnehmer  zu  rechnen  waren.  Noch  niilslichcr  war  <lie  Gruppe 
der  Leute,  die  nicht  arbeiten  wollen,  also  die  Gruppe  der 
Bettler,  Arbeitsscheuen,  Vagabunden,  Konkubinen.  Prostituierten, 
Louis  u.  d^l.  Streng  genomineii  sind  sie  keine  Arbcitneiuner,  es  ist 
aber  sehr  sclnvei,  sie  abzugrenzen,  und  man  möchte  natürlich  auch 
sehr  gerne  diese  Art  von  „Arbeits-  bezw.  Stellenlosen"  kennen  lernen. 

Es  war  Aufgabe  der  statistischen  Bureaus ,  die  Antworten  zu  be- 
richtigen, soweit  aus  der  übrigen  Beantwortung  der  Zähluag.^tormu- 
lare  der  Irrtum  sich  ergab.  Es  darf  angenommen  werden,  dafs  im 
allgemeinen  nur  die  zweifellos  inigcn  Eintragungen  korrigiert 
wurden,^)  und  dafs  deshalb  die  Zahl  der  festgestellten  Arbeitslosen 
zu  grofs  ist  Inwieweit  freilich  die  verschiedenen  statistischen 
Aemter  gleichmafsig  verfuhren,  weifs  man  nicht;  eine  ins  einzelne 
gehende  Verständigung  über  die  strittigen  Funkte  ist  wohl  nicht 
ai^bahnt  worden.  Das  mufs  man  aus  dem  Vorgehen  jener 
stadtischen  Aemter  schliefsen,  welche  besondere  Nachprüfungen 
eintreten  lielsen.  Sie  waren  in  der  Lage,  das  Material  kritischer  zu 
behandeln,  als  etwa  die  statistischen  Landesämter,  es  führte  das 
zu  sehr  bedeutenden  Streichungen,  die  einen  gingen  aber  hierin 
weiter,  die  andern  weniger  weit;  /.  B.  Hamburg  strich  bei  der 
Dezemberzahlung  alle  diejenigen,  die  länger  als  ein  Jahr  arbeitslos 

Ennecsens  nur  folgerichtig,  wenn  man  die  Aibeitnebmer,  die  keine  «Vrbeit  mehr 
suchen,  mit  xu  den  wiridich  Arbeitsloaen  xlUte;  denn  es  geht  dodi  nicht  an,  in 
einem  Falle  den  Schwerpunkt  auf  das  hidierige  Arbeitsveihtftni»,  im  andern  anf 

da»  Soeben  von  Arbeit  zu  lcj;en." 

'  '  Si  >  verfuhr  man  in  Bayern ;  mir  flir  di«-  Stadt  Miinchcu  fand  oini.-  bc>i(nidcra 
NacbprüTung  s>tatu   /eiUcbr.  dct»  kgL  bayr-  !>Ut.  Bureau  Jahrg.  1896  S.  110. 
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waren,  offenbar  in  der  Annahme,  dafs  solche  Leute  in  der  Reget 
den  Arbeitsscheuen  oder  Arbeitsunfähigen  zuzurechnen  oder  über« 
haupt  keine  Arbeitnehmer  sind;  Berlin  dag^en  hielt  sie  fest,  auch 
wenn  sie  zwei  und  mehr  Jahre  arbeitslos  waren.  Dresden  strich  von 
5567  eingetragenen  Arbeitslosen  der  Junizahlui^  (mit  beschränkter 
Hadierhebung)  541  — 108  \^  von  7308  eingetragenen  Arbeitslosen  der 
Winterzahkiog  mit  vollständig  durchgeführter  Nacherhebung  dagegen 
1366=  18.7%.*)  Hamburg  strich  bei  der  junizahlung  lediglich  auf 
Grund  der  Listen  von  16478  584»  3.5  %,  bei  der  WinterzShlung  mit 
Nacherhebung  \  on  21466  rin  rtr  r^cnen  Arhriisloscn  ^ijBmm  14.8%; 
Berlin  strich  bei  der  Junizälilung  mit  Nacherhebung  von  42  746 
5229=  12.2",,:  Sti.irs!)mL;  l)ci  der  Dezemberzähhn  /  mit  Nach- 
erliebung  von  2122  737  =  35  "0  •  Stutt'^^.irt  hc'i  ilcr  Dezcmber- 
zahlung  mit  Nacherhebun«;  von  1489  592  --  39.H  "/o-  Das  sind 
t-niinuc  .\b\vc!chun;:^''cn,  und  man  kann  bc/.\vcifehi,  uh  <1i«-  ZifTL-ni, 
uclclir  der  rillen  ZähUnig  eine  solche  Radikalkur  crluluen,  bei 
der  andern  nicht,  überhaupt  noch  vergleichbar  sind.") 

'  n.-r  wesentlich  nictlri{jor<-  l'rn,'<Tit->at?'  flo.S",,)  di-r  Stri-icliung<-n  hv\  tl«T 
cTNten  /aiUung  M-ird  haupt«!ndilirli  «l.iniu  erklärt,  daf-^  ^irh  im  S<imnif*r  Aif  Narh- 
i'rhelmngeu  auf  ein«*n  Zeitraum  von  14  lagen  zusamnu-ndrängteii  und  il«  sli,ilb  nicht 
so  gründlich  ausgeführt  werden  kounteu,  wie  im  Winter;  sie  beschränkten  bicü  auch 
fast  Bar  auf  dicjemgen,  die  »ich  alt  vortbcTgchend  arbeitsunfkhig  brzicichnet  hatten. 
MRtetl.  S.  5. 

Ucber  die  Art  der  .Strcichimi;  liabt«  einige  atldtiische  Bumrax  Anfschlufs 

gqgel>»-n,  und  i  s  ist  iii.lit  ühin-  Inteietasr,  das  zu  vrrf<>ljji-n. 

In  Ilamlmrg  wt-rdi  n  als  gestrichen  aufgi  Uihrt  fllr  cli.-  \Vint<  rziihlnng :  32  his- 
htrigr  ArlH^tj,'»-lHT.  275  bislu-r  Srlliständigt-  für  'ü«-  Iiini/älilung  31  j,  5  nicht  rogcl- 
mäfsige  Arbi  iuiehmcr,  10  Kinder  unter  14  Jahren,  328  freiwillig  Arbeitslose  (  funi- 
ahltmg  1)  131  in  Vorbereitung  auf  einen  Kcnif  Strhmdm,  36  wegen  b«von»teheuder 
Vcrheitatung  Arbeitslose,  106  Unger  als  ein  Jahr  Arbeitslose  (Juiizählnng  $) 
991  dauernd  oder  doch  iSnger  als  i  jähr  Arbeitsunfähige  (JnnisShluBC  366),  iri^ 
tAmlich  als  arbeitBlos  Eingetragene  1244  ijunizlhlung  181). 

In  Strafsburg  wur<le  schon  bei  der  ersten  Revision  ties  Zählmaterials,  da  wo 
die  irrtümliche  Deklaration  Nofort  zu  ersehen  war,  /..  H.  bei  schulpflichtigen  Kin(!«Tn, 
selbständigen  Gewerh«trei{)enden.  iN-nsionäreti  n  dgl.  sofort  eine  Richtigstellung  in 
den  Zählkarten  vorgenommen.  \'.>  blieb»  n  dann  noch  2122  Personen,  welche  einer 
Rflckfrage  unlenrorfen  wurden.  Infolge  dieser  wurden  noch  350  Fälle  ausgeschieden 
und  zwar:  64  selbctüiidige  Gewerbetreibende,  Beamte,  PeD»t<Hi8re,  BesOger  von  In- 
Talidenrenten;  68  Allenschwache,  Sieche,  Blinde,  überhaupt  dauernd  Grwerbsunflihige ; 
9  Schüler  an  höheren  Schulen:  11  Arbeitsscheue,  Bettler,  Konhubincn  und  Frostt« 
tuierte  ;  36  tlelegenheitsarbeiter,  I'ersonen.  die  ihren  Beruf  freiwillig  aufgeg«-ben  hatten 
mit  Rücksicht  auf  bi'vonftehende  Heirat  oder  Mtabliertmg ;  5  Berufslose;  63  Uber" 
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Nicht  seilet)  waren  Angaben,  wo  sie  zu  machen  gewesen  wären, 
unterlassen.  Wie  das  rcichsstatistische  Ami  angicbt,  wurde  hierbei 
fiolgendemiarsen  verfahren:  Hatte  einer  keine  der  drei  Fragen  be- 

hanpt  nidit  arbeitsloB  Gewesene.  Weiter  wurden  358  SpitaUuanke  und  129  Ihnssen 
anderer  Krankenhiiuer  und  der  Strafanstalten  gestrieben.  Diese  Streichung  der 
saisen  Ton  Spitilem  und  sonstigen  Knnkenblnsem  ist  doch  sehr  1>edenkUdi.  Da 
Bearbeiter  dieser  Statistik  Higt  deshalb  selbst  bei :  es  soll  „nicht  bestritten  werden,  dafs 
auch  unter  den  Spitalkrankcn  ein  c  r  Ii  e  b  1  i  c  h  c  r  Prozentsatz  solcher  Arbeiter  sich 
befinden  dürfte,  die  den  vor  dt-m  l'tntritt  der  Frk;»nkun»j  innr-g^habten  Arbeitsplatz 
verloren  und  daher  ebentalls  zu  »Im  Slclknlostn  zu  rethnen  »ein  würden.  Unseres 
Wi&sens  hai  man  jedoch  Uberall  (:j  davon  abgesehen,  die  Imai>!>en  der  Spitäler  und 
der  Gefangenenanstalten  als  Arbeitslose  gleich  den  andern  tu  behandeln." 

1h  Stuttgart  wurden  an  der  Hand  der  in  den  Hanshaltnngslisten  geraachtett 
Angaben  398  gestrichen  „weil  es  sich  meist  am  Kranke,  Bisassen  von  Anstalten, 
Gefängnissen,  aber  auch  Rentiers,  Kitnstler,  Tedmiker  u.  s.  w.  handelte."  Auf  Gnind 
der  Spezialkarten  wurden  weitere  194  Personen  gestrichen  „darunter  namentlich 
Ib'-täiidip»-  HandwfTki-r  (tnd  »-olrhf«  Personen,  welche  seit  Jahren  infol(;c  geistiger 
oder  k. »rjx  rliclii  r  <  A  brechen  arbeitsunfähig  waren." 

Für  Drcsikn  liegt  der  genaueste  Nachweis  über  die  Art  der  Streichungen  vor, 
indem  Ober  die  irrtümlich  als  arbeitslose  Aibeitnehmcr  bezeichneten  Pcnonen  eine 
gana  detaillierte  Tabdile  publiziert  ist  (Mitteil.  S.  10.)  Nach  dersdben  wurden  für  die 
Z&hlung  am  14,  Juni,  baw.  2.  Des.  gestrichen:  Personen,  die  (Br  eigene  Rechnung  er- 
wcrbsthätig  waren,  und  zwar  gewerblich  in  ihrer  Wohnung:  JO;  I43;  o^ler  aufserhalb 
der  eigenen  Wohnuiig  im  Kundrnhause,  wie  Scharwi-rksmaurer.  Tapezierer,  Schneider, 
Wäscherinnen,  Näherinnen:  180;  J41  ;  od'-r  di»-  fiir  eigene  Rechnung  erwerbsthätig 
waren  als  Händler:  7;  36;  .Schüler  und  Lehrlinge,  auch  wenn  sie  vor  ihrer  augen- 
blicklichen Schul-  oder  Lehrzeit  ^hon  erwerbsthätig  gewesen  waren,  wie  noanchc 
Baugewerken- ,  Kunstgewerbeschall»':  10 ;  31;  im  Geschäft  der  Ehefrau  tb&tige 
oder  von  der  Ehefrau  erhaltene  EhemSnner,  die  keinen  eigenen  Erwerb  suebteo, 
Ehefrauen  ohne  eigenen  Erwerb:  35;  19;  bei  den  Eltern  lebende  Kinder  ohne 
eigenen  Erwerb :  24 ;  22 ;  bei  ihren  Kindern  lebende  ixK-r  von  diesen  erhaltene  Per- 
sonen: 5;  15;  Bezieher  von  Invaliden-  oder  Lnfallrenten,  Pensionierte:  37;  52;  von 
eigenen  Vermögen  lebende  Personen:  16;  72;  Arbeitsschnie,  ProNtitniert»- :  6:  ii; 
dauernd  erwerbsunfähige  Personen:  43;  206;  bisherige  Arbeiter  uad  Arbeiterinnen, 
die  sich  i»clbständig  machen,  bzw.  verheiraten  wollten:  3^1  371  vorübergehend 
arbeitsonlUiige  Arbeitnehmer,  die  noch  in  einem  Lohnverhittnis  standen:  9;  234; 
beurlaubte  Dresdner  Arbeitnehmer:  3:4;  beurlaubte  lam  Besuch  anwesende  Arbeit- 
nehmer: 5;  13;  Personen*  die  sich  nur  deshalb  ab  arbeitslos  in  die  Liften  ein- 
getragen hatten,  weil  sie,  obwohl  am  Zählungstage  in  irgend  cin<>r  Art  bescbiftigt, 
wieder  Arbeit  in  ihrem  gelernten  Berufe  suchten.  od<>r  w.  i!  sie  sich  am  Zählunfrstage 
nicht  in  dau<Tnder  .'Stellung  bef;inden,  sondf  ni  mir  .m-hiltsweise  thätig  war.  ii  u^; 
137;  am  Zähhm^stag»-  nicht  in  der  HaashuUung  Auwehcmle,  in  deren  Listen  sie  als 
anwesend  und  arbeilnlo«.  bezeichnet  waren;  8;  3;  im  Ganzen  541  ;  1366. 
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aatwurict,  su  wurdt  ,  talls  dii;  uhri^cii  Anj^abeti  krinrn  .\nliall  für 
i^egentciligc  Ann.ihmc  gewährten,  unterstellt,  dals  tlcr  Arbcilnchmer 
in  Arbeit  war.  Fehlten  Annahm  über  die  Dauer  der  Arbeitslosig- 
keit oder  über  tlen  (rrund  dcr^clhrn,  so  wurde  angenommen,  dafs 
eine  vurubcrL,^  liLMuU  ArbritsuiifaliiL^keit,  also  Krankheit,  nicht  vorlag. 

Aus  allem  ist  erMcIulich,  dals  es  kaum  i^eliuiL^^ni  ist,  die  Zahl 
der  Arbeitslosen  korrekt  herauszuheben.  Die  Streichungen  der  sta- 
tistischen Bureaus,  namentlich  der  städtischen,  legen  den  Schlufs 
iiahc,  dt  II  auch  der  Bearbeiter  der  reichsstatisiisciu  n  Publikation 
icrtrilt,  dal>,  «.la  im  alli^emeinen  eine  so  intea^sive  Kui»trolle  wie  bei 
einzelnen  Städten  für  j^anz  Deutschland  nicht  eintrat,  die  Zahlen 
für  die  Arbeitslosen  zu  L,'ru!>  ausj^efallen,  al>o  Maxiuialzalilea  seien. 

Man  kann  da^^e^^en ,  wie  <  i.  v.  Ma>  r  es  auch  that^äch- 
lich  thut,  einwenden:  htzughch  tierer,  die  sich  als  irbeii.sit)>  ein- 
trugen, zeitjen  die  Kontrolen,  dafs  viele  zu  streichen  waren; 
wer  ^iebt  aber  eine  (jarantie  tlafür,  dals  wetni  eine  Kontroie  nach 
der  andern  Seite  st.Ul^elunden ,  sich  nicht  auch  herausgestellt 
Iiäile,  dals  ^  iele,  die  sich  nicht  als  arbeitslos  bezeichnet  hatten, 
im  Zahltnoiiicnt  doch  stellen-  oder  arbeitslos  waren?  Allein  (.lieser 
Euuvand  müchte  duch  hyperkritisch  sem;  ich  lialte  es  für  viel 
wahrscheinlicher,  dafs  jemand  sich  irrtümlich  für  .irbeitslos  hielt, 
währentl  er  es  im  Sinuc  der  i.rhehung  nicht  war,  als  dafs  jemand 
sicli  nicht  als  arbeitslos  bezeichnete,  obwohl  er  thatiÄchlich  aufscr 
Steilun;,;^  war.  ') 

Liii  /weiter  -MaDL:il  ist,  dafs  die  sehr  berechtigte  und  ange- 
strebte Scheidung  der  .\rb<  it>l' >.>eri  in  zwei  (»ruppen,  in  solche,  (.he 
„wegen  vorübergehender  Arbeit.sunfahigkeil'"  und  in  solche,  die  aus 
anderen  dründen  aulser  Arbeit  oder  Stellung  waren,  nicht  ganz 
geglückt  zu  sein  scheint.  Der  Ausdruck  „Arbeitsunfähigkeit"  im 
Sinn  von  physischer  Unmöglichkeit  ist  dem  Volk  nicht  geläufig ;  *) 
es  betrachtet  »ich  als  arbeitsunfähig,  wenn  es  eben  keine  Arbeit 


Affine  .\ii3iicht  rrfiUirt  in  gewisser  Ilinsiclit  Bestätigung  durch  Dr.  Pabst  in 
Lebeck.  Von  siooo  Arbeitnefameni  hatten  daselbst  ca.  3500  «inen  Eintrag  unter' 
lajsscn.  E»  ist  bei  all  dieacn  nachgefragt  worden,  und  es  bat  sich  herau^e^ttellt,  dafs 
4i«  ZM  der  KSlle,  in  welchen  am  Zfihlnngstag  l>cscbSftigunj>slo$ie  Pmonen  die  Ein- 

trajjung  übers,  n  hatt«-n.  vrrscliwindcncl  gering  war;  die  meistfti.  welchi*  heincn 
Eintra«:  ;;rmat  h!,  hiitt'-n  di«"  Hfschäftißung  als  «  Iwüs  SilbstvrrstätKllich«^  angeüehcn. 
Protokoll  tlt-r  Mag<li--bur;4<'r  KoniVron/.  drr  Stiidti-statisfikcr  tSpO  S.  i: 

'1   In  niciiJ«'Tn  Buch    ,.Zur   Fra;;«-  <1«t  .\rh«-itslosfTiv«  r-<iclunjnjj  '   ii)«>3  S.  90 
habe  iclt  auf  tik*  uiiglücklichr  Furrnulii-rung  im  voraus  aulmt-rk.^ant  gemacht. 
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findet,  bczw.  hat.  Dir  iMiäuictunif.  dalV,  unter  vorübcrj^ehender 
Arbeitsunfähii^kcit  iiisbt  soruk  rf  Krankheit  /,u  \  erstehen  sei,  wurde 
wohl  v  iclfacli  nicht  bcachlci.  Der  Leiter  des  Dresdner  statistischen 
Amtes  Dr.  Würzburger  berichtet,  dafs  z.  B.  sämtliche  (30;  lland- 
werksburschen  einer  Herberge  die  Frage  wegen  vorübergehender 
Arbeitsunfaliigkeit  fälschlich  bejaht  hatten.  Ich  möchte  deshalb  fast 
glauben,  dafs  die  Zahl  der  kranken  Arbeitslosen'  im  all^yemeincn  zu 
klein,  die  der  eigentlichen  Arbeitslosen  zu  grofs  ausgefallen  ist 
Freilich  Böckh  kommt  för  Berlin  zu  einem  andern  Ergebnis;  er 
sagte  auf  der  Konferenz  der  Stadtestatistiker  in  Magdeburg:  „In 
vielen  Fällen  hat  die  Nachfrage  ergeben,  dafs  die  Beantwortung  der 
Frage,  ob  vorübergehend  arbeitsunfähig,  fälschlich  mit  Ja  beantwortet 
worden  war,  in  noch  mehr  Fallen  aber,  dafs  Krankheit  als  Ur- 
sache der  Arbeitslosigkeit  zu  bezeichnen  gewesen  wäre/* 

Mag  n>an  den  einen  oder  andern  Standpunkt  fiii  den  wahr- 
scheinlicheren halten,  soviel  scheint  sicher,  dafs  die  Schcidehnie 
zwischen  beiden  Gruppen  nicht  ganz  exakt  verläuft.  Dabei  ehe 
ich  von  andern  Ungenaulgkciten  ganz  ab,  z.  B.  dar>  manche,  tlie 
dauernd  erwerbsunfähig  waren,  sich  als  vorübergehend  arbeitsun- 
fähig bezeichneten,  dafs  nicht  wenige,  bei  denen  zwar  Arbeit>- 
Unfähigkeit  (Krankheit)  der  (iruml  das  Authörens  ihres  Lohnverliält 
nisscs  gewesen  war,  die  Krankheit  aber  am  Zählung^tng  nicht  mehr 
bestainl.  <ne  Krage  ob  aufser  Stellung  wegen  vorübergehender  Ar- 
beitsunfaiiigkcil  bejahten. 

Ein  weitere  Fehlerquelle  >cheint  in  der  Herufsangabe  zu  liegen. 
Bei  der  SoiuMKi-  wie  Winterzaiilun-  w  ir  die  Frage  der  Arbeits- 
losigkeit aul  tleii  Hauptberuf  zu  beziehen.  Wie  das  kaiserl.  sta- 
tistische Amt  bemerkt,  wurden  aber  bei  der  Sommerzahiuug  gleich- 
wohl diejenigen,  die  eine  Beschäftigung  im  Nebenberuf  hatten,  „im 
allgemeinen"  den  Besdiaftigungsloscn  nicht  zugerechnet;  bei  der 
Winterzähknig  konnte  nicht  so  verfahren  werden,  weit  bei  dieser 
nur  der  Hauptberuf  zu  vcnseichnen  war.  Der  wertvolle  Unterschied 
zwischen  Arbeitslosigkeit  mit  und  ohne  Nebenberuf  wurde  bei  der 
ersten  Zahlung  verwischt  und  bei  der  zweiten  ist  die  Arbeitslosig- 
keit eine  andere  als  bei  der  ersten. 

Viel  Schwierigkeit  scheint  den  Arbeitslosen  überhaupt  die  Be- 
rufsangabc verursacht  zu  haben,  was  bei  der  tastenden  Gebahrung 
derselben  nicht  zu  verwundern  ist.  In  Dresden  z,R  stellte  sich  in- 
folge der  Nacherhebung  heraus,  ilafs  unter  den  arbeitslosen  Per- 
sonen, deren  letzte  Thättgkeit  nicht  in  ihrem  gelernten  Beruf  war. 
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otn  Teil  als  Haupii)crul  den  j^elernteii  Beruf,  ein  anderer  Teil  die 
letzte  Frwcrbsthätij^keit,  wieder  ein  .itiderer  einen  dritten  Beruf, 
entweder  einen  früher  eiiniial  aus^^eüljten  oder  <len  L,'e<uchten,  cin- 
g;etra^en  hatte;  ferner  hatten  Manche,  oliwoiil  zuletzt  im  j^elernten 
Berufe  thäti^,  doch  einen  andern  Hauptberuf  an{:je>;el)en.  '  i  X'iele 
Personen,  die  ihren  früheren  Beruf  aufgegeben  hatten,  bezeichneten 
nicht  nur  denselben  als  ihren  Hauptberuf,  sondern  rechneten  niancli- 
nial  >Oi;ar  danach  die  Dauer  ihrer  Arbeitslosi;^'-keit.  Kin  Dienst- 
mädchen in  Drr-'dt  n,  da'J  seit  einem  jähr  arl)eit>I()"-  v.w  seni  vorgab, 
war  in  W'irklichki  it  Schneiderin  i,'ew(»rden  und  erst  ^cit  14  Ta^^'^i  ri 
arbeitslos;  ein  Mann  hatte  .-.icl»  als  „Cigarrenhandel-Gehilfc"  be- 
zeichnet und  die  Dauer  der  Arbeitslosigkeit  auf  2  Jahre  aiiL^t  Lifeben ; 
\\<:\  der  Reclierche  er^^ab  sich,  dafs  er  L^elernter  Bäcker  wai  und 
seit  2  Jahren  die^e^  dewerbe  verlassen  und  nun  im  Cigarrengochaft 
seiner  l'r  lu  thätiL;,  al>o  gar  nicht  arbeitslos  war.  Ein  anderer  hatte 
sich  als  Apotht. kergehilfe  eingetragen,  that>achlich  war  er  seit  22 
Jahren  Handlungsreisender  und  war  al>  solcher  seit  14  T.igin 
stellenlos.  Man  sieht  aus  diesen  Heispielen,  dal^  \  lele  sich  nicht 
von  der  V'orstellun;^  lo-niachen  konnten,  dafs  ihr  erlernter  Beruf  ihr 
Hauptberuf  sei.  auch  wenti  sie  ihn  mcht  mehr  ausiilnen. 

Ist  das  zu^tanile  gekounnene  Material  an  sich  schon  mit  vielen 
Fehlern  behahet,  so  ist  unisumehr  zu  bedauern,  tlals  auch  der  Aus- 
beutung nicht  die  volle  Entfaltung  möglich  gemacht  wurde.  Der 
störendste  Faktor  in  dieser  Hinsicht  ist,  dafs  fiir  das  ganze  I)eutsche 
Re;ch  zwar  bei  der  Winterzählung  iler  Hauptberuf  (leider  mein 
auch  der  N(  i)t  iiberufj  zu  erheben,  aber  nicht  zu  verarbeiteji  war. 
Abgesehen  davon,  dafs  es  vom  eminentesten  biteressc  gewesen  wäre, 
diL  Sclüchum-  der  Bevölkerung  nach  ihrem  Beruf  im  Winter  und 
Sommer  enima!  kennen  zu  lernen,  fehlt  jetzt  liar  die  .\rbeitslosen 
des  2.  Dezember  der  notwendige  Hintergrund.  -)  W'ie  störend  das 
ist,  wird  sich  unten  bei  Betrachtung  der  Resultate  noch  zeigen. 

Fertier  ist  zu  beklagen,**)  dafs  tlie  Markierung  der  voriibergehenti 
Anwesenden  nur  bei  iler  Sounnerzahlung,  nicht  auch  bei  der 
Winterzählung  verlangt  und  die  ersterc  nicht  zur  Ausbeutung  fiir  die 
Arbeiislosenstatistik  mit  vorgeschrieben  wurde;   es    wäre  damit 

'  I  Sirbr  uiUi-n  Alischnit  8  S.  367  fjj. 

-  ■  Auch  von  (i.  V.  Mayr  wird  dios  l<-bliaft  lu  klajjt :  si«-li«'  drssiMi  intrri>s,-.ant«-n 
Aut-atz  .Vrhoitslosen  im  1  )f«tschon  Kfichf"  im  «»storroicliisoiien  Handelümu^cum 

iJd.  12  \o.  I  vom  7.  Jaii.  1S97  und  Nr.  2  vom  14.  jan.  1897. 
I>araui  l)at  (J.  v.  Mayr  aulnicrksam  üt-niacbl  a.  a.  «  >. 
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möglich  i^t'wcsen,  die  Arl)cit>l<)>cii  in  zwei  wichtige  (n  uppen  zu  zer- 
legen, in  die  waiidcnulcn  und  sershafleii.  Reclil  wün>clienswert 
wäre,  wenn  mehre  statistische  Landes-  und  slatltische  Aemier 
den  Versuch  machten,  in  beiden  Richiungeii  das  Material  auszu- 
beuten. 

Ks  i.sl  ein  Hauplvurzut;  dicM  i"  beiden  ersten  all^cinciiicii  Arbt  iis- 
losenzählutii^en ,  dafs  sie  einer  spateren  Aufnahme  vorgearbeilcl 
haben.')  Im  Jalire  1900  wird  lu.in  m  tlcr  Lage  sein,  viele  Mängel, 
die  sich  jetzt  gezeigt,  zu  beseitigen  und  manche  Wünsche  zu  be- 
friedigen.   Das  weiter  zu  verfolgen,  ist  hier  nicht  der  Ort.-) 

Die  vorstehenden  kritischen  Bemerkungen  mufsten  aber  voraus- 
geschickt werden,  um  den  nur  relativen  Wert  der  folgenden  Zahlen- 
ajigaben  deutlich  zu  machen.  Man  wird  nicht  50  weit  gehen 
düffen,  dais  man  die  beiden  Zählungen  als  wertlos  hinstellt;  denn 
die  Annahme  ist  doch  wohl  berechtigt,  dafs  die  i^rofse  Mehrzahl  der 
Gefragten  bei  ihren  Angaben  nicht  fehlgegangen  ist.  Aber  man 
tmxik  sich  stets  gegenwärtig  halten,  dafs  das  Gesamtbild  nur  in 
seinen  allergrdbsten  Umrissen  getroffen  sein  mag. 

I.  Gesamtresuitat. 


14.  Juni  1S95        2,  l)o](cmbcr  1895 

Es  waren  arbcMt>lo>  überhaupt  .  299.^52  771005 

dftvo»  nmmilioli  ....  21S603  553  57'*> 

„     weiblich  ....     80749  317437 

.\rbdtslos  wegen  Knuikheit  120348  217365 

davon  männlich  ....     85886  tSJS^t 

„     weiblich  ....  34482  63804 

CcKundr  (dgetttlidie)  Arbeitolose  179004  553  640 

davon  m&nnlkh  ....  133737  400017 

„     weiblich  ....  46367  '53623 


Die  letzte  Gruppe  ist  tiiejeiiige,  tlie  unser  Hauptinteresse  be- 
ansprucht. Für  die  wegen  Kiaiikluit  stellenlos  gcvvonlenen  Ar- 
beiter  ist  durch    die   Kr.uikciuei Sicherung    bereits   X'orsorge  ge- 

')  I>r.  Koch  in  Hamhurj;  im«!  ().  v.  Mayr  sin<l  <3«r  Ansicht.  <l;ifs  <];i>  jjcwölin- 
licln-  >umm.'iriM-|i«-  <irlinftlicht'  \%Tfnhn>n  llir  die  l'.rf'aäiiung  nicht  auüreichc,  sond<eni 
üurcl)  «-in  amtliches  \ frh<ir  rrgäiul  vurdeii  niü>sf. 

*)  V^l.  insbe».  das  als  Manuskript  gedruckte  rrolokoU  über  die  ;uii  23. 
27.  April  1896  in  Magdebur}^  abgehaltene  XL  Konferenz  der  Vontfinde  der  statis- 
tischen Aemter  deutscher  Stadt«*. 
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troffen.  Wir  werden  im  folgenden,  soweit  wie  möglich,  von  den 
wegen  Krankheit  Arbeitslosen  absehen. 

2.  Vergleich  der  eigentlichen  Arbeitslosen  mit  der 
Bevölkerung  und  den  Arbeitnehmern. 

Die  2^len  179004  und  553640  sind  an  sich  grofs  genug,  um 
auf  den  Sostalpolitiker  Eindruck  zu  machen.  Ihr  richtiges  Mafs- 
Verhältnis  läTst  sich  aber  erst  erkennen,  wenn  man  sie  2ur  Be- 
völkeruiij^  und  den  Arbeitnehmern  in  Beziehung  setzt 

Die  Bevölkerung  betrug  am  14.  Juni  1895  51770284,  am 
2.  Dezember  1895  52246589;  die  Zahl  der  in  Betracht  kommen- 
den  Arbeitnehmer,  denen  die  Arbeitslosen  entstammen,  wurde  vom 
kaiserl.  statistischen  Amt  ftir  den  14.  Juni  1895  auf  16  146  671  fest- 
gestellt; das  sind  31.19^0  der  Bevölkerung.  Rechnet  man  am 
2.  Dezember  IVS95  wieder  3M9'^o  der  neu  gezahlten  Bevölkerung 
—  bei  der  Volkszählung  am  2.  Dezember  wurde  die  Zahl  der  Ar- 
beitnehmer nicht  erhoben  — ,  so  erhält  man  16295226  Arbeit- 
nehmer. 

Die  obigen  Arbeitslosen  betrugen 

von  dr-r  Bevölkerung 
am  14.  Juni  0.34% 
„    S.  De2emb«r  l.o6% 

von  den  Arbeitnehmern 
am  14.  Juiti  1.11% 
yy    2.  Den-rober  3.40%. 

Ein  ^ewi-ser  Prozentsatz  der  Arbeitnelinicr  wird  auch  bei 
vollster  TliätiL;keit  der  Procluktioiiszwei(,'e  stets  arbeitslos  sein.  Es 
ist  hier,  wie  l)ei  den  WobnuiiLicn,  die  nie  alle  veriuietel  sein 
können.  Die  vielen  Kündigungen  und  I^nila'---uii;^a'n  \on  Arbeitern 
nius<eii  <tct^  kleine  Poren  in  dem  Arbeit^ve^ilak^i^  erzeugen,  d;i 
auch  bei  i)e>ter  Organisation  es  uninbglich  ist,  dafs  jeder  Ar- 
beiter, der  heute  austritt,  mor^a^n  wieder  in  eine  neue  Stelle  ein- 
rück-t.  Für  die  arbeitsreiche  Zeit  de>  Sommers  in  einem  Jahre,  das 
wie  1895  oiinehin  eine  günstige  Konjunktur  zu  verzeichnen  hatte, 
scheint  zunächst  kein  Grund  zur  Beunruliiguii'^^  gegeben,  wenn  von 
je  iCKT  Arbeitern  einer  in  jedem  Moment  auNer  Stellung  und  .'Xrbeit 
sich  befindet Allein  solche  Durchschnittszilierii  sind  doch  oft 

Amh  wenn  man  die  Arbeitslooenziffem  der  englischen  Gewerkvereine  zum 
Voglckli  beruuieht,  kommt  man  zn  diesem  Frgebnis,  um  so  mehr  als  es  sich  bei 
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ti-ügcrisch,  erst  die  weitere  Zergliederung  verschafft  einen  2U\^r- 
lässigen  Einblick. 

X'orerst  niai:^  ahcr  die  grofse  Differenz  der  Winter-  und  Sonuner- 
zalilcn  unlcrsuclit  werden. 


3.  Der  Unterschied  der  Winter-  und 

So  Hiiii  e  r  zä  ii  l  u  n  g. 

Die  Zahl  der  eigentlichen  Arbeitslosen  war  im  Dezember  un- 
gefähr dreimal  so  grofs  wie  im  Sommer.  Es  stehen  sich  555640 
und  179004  gegenüber. 

Dafs  die  WioterzähluDg  trotz  des  günstigen  Geschäfbjahres 
erheblich  mehr  Arbeitslose  erget^en  werde,  war  vorauszusehen.') 
Zum  Teil  liegt  der  Grund  in  der  Technik  der  Erhebung.  So 
wird  vom  statistischen  Amt  darauf  hingewiesen ,  dafs  die  Vaga- 
bunden, d.  h.  gewerbsmäisig  Arbeitslosen*)  bei  der  Winterzahlung 
wohl  vollständiger  zur  Aufnahme  gelangt  seien  als  im  Sommer,  wo 
sie  häufig  im  Freien  nächt^;ten  und  liir  die  Zählung  sdiwer  zu  er^ 
fassen  gewesen  seien.  Ferner  ist  zu  beachten,  dafs  bei  der  Winter* 
aufnähme,  die  eine  Volkszählung  war,  die  Ermittelung  etwaiger  Neben* 
be.schäftigung,  wie  oben  erwähnt,  überhaupt  unterblieb,  während  bei 
der  Juntzählung  Leute,  die  eine  Nebenbeschäftigung  hatten  —  und 
im  Sommer  ist  leicht  eine  solche  zu  finden  —  im  allgemeinen,  wie 
auch  schon  oben  erwähnt,  zu  den  Beschäftigungslosen  nicht  ge> 
rechnet  wurden.  In  der  Hauptsache  liegt  aber  wohl  der  Grund 
für  die  grofse  Abweichung  zwischen  Winter-  und  Sommerzahl  in 
der  durch  die  Witterung  im  Winter  geschmälerten  Arlaeitsgelegen- 
hett.  Man  braucht  nur  jene  Berufe  herauszuheben,  deren  Ausübung 
unmittelbar  vom  Wetter  abhängt,  wobei  freilich  gerade  sehr  stört, 
dafs  man  nicht  weifs,  ob  manche  der  am  2.  Dezember  gezahlten 
nicht  doch  vielleiciit  Nebenbeschäftigung  gefunden  hatten. 


»»•nt-n  nur  um  «Ii--  l'iit'T'.tiltT'trti  hamlplt.  unt.  r  rh  n  Arli-  it^lo-. n  .illr  jcnr  nicht 

niii/,alil«  n.  wi  Icln  inlolgi-  ivari-nzon  u.  s.  w.  nichi  unt<  rstiUzungsborc*chtij;t  sind.  Vgl. 
mein  Huch  S.  277. 

')  V;;l.  mi  in  Hucli  S.  81  f. 

*   Strt-nj;  jicnomnu-n  hätt  n  sie  uusgochictlcn  wr'U-n  sollen  (siehe  oben  S.  ^ 
und  >it)te  aui  S.  5),  das  ist  aber  offenbar  mcüit  uiclit  yoschi-hi-n. 
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Eigentliche  Arbeitslose. 


14.  Tani 

2.  Desember 

153139 

Kanst*  und  IftmdehgKrtiierei  .  . 

s  177 

7 

34 

Forst  Wirtschaft  

.  683 

3225 

See-  und  KüstmJiNcherei    .    ,  . 

22 

486 

421 

2S0 

470 

1  390 

Feine  Strinwar«rn  

7"^ 

226 

Kifs  SanfV  Kalk,  (%m«'iit,  Gips 

184 

670 

32 

105 

i.ehm-  uiul  l  hongrälH-rfi  .    .  . 

9 

31 

Ziegelei,  TbomiölireafAbiikatioa  . 

708 

•  3073 

1477 

Feine  Thooware». 

6 

34 

•  417 

976 

Fcldtmssor,  Kultartecbnilter  .  . 

07 

724 

21 043 

Muiir.r  

79918 

»5372 

16620 

3135 

3799 

3767 

Urtmncnmaclier  ...... 

61 

172 

tia^-  unf!  \Va!»scranlaKen    .    .  . 

.  275 

43» 

Stv-  und  KUstcnschifTalirt  .    .  . 

.    1 528 

3 '^4 

•  779 

4229 

Hafen-  nnd  Lootsendienst .   .  . 

19 

201 

378 

MOblettbauer  

«3 

132 

Kolilcrei,  1  lotztheer,  Ilara  .    .  . 

4 

»7 

205 

42463 

385776 

Im  ganzen  sind  als  im  eigentlichen  Sinn  arbeitslos  bei  der 
Wintcrzähluntf  ^74636  mehr  als  bei  der  Soiiiiuerzählimi^  verzeichnet. 
Die  i>!)cn  auf|j;cfiilirtcti  Berufe,  die  unnuiteibar  vom  Wetter  ab- 
haiii;eii,  /eif^en  aber  .schon  allein  einen  Unterschied  von  343  3'3» 
die  im  Winter  weniger  in  Stellung  waren,  al.s  im  Sommer, 
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Zu  diesen  lassen  sich  aber  noch  andere  Berufsarten  ftigen,  die 
auch  von  der  Jahreszeit  abhängen,  wie  Lohnarbeit  wechsehider  Art 
(meist  Bau-  und  Erdarbeiter,  sowie  landw.  Arbeiter);  all  die  Berufe, 
denen  der  Betrieb  des  Baugewerbes  und  der  Landwirtschaft,  ebenso 
die  Bade*  und  Reisesaison  im  Sommer  einen  lebhafteren  Gang  der 
Geschäfte  bringt,  während  dann  im  Winter  eine  Verflauuog  eintritt 
Ich  lasse  die  Zahlen  der  Arbeltslosen  für  einige  folgen: 


14.  Juni    2.  Uezerabt-T 


1 1  TOT 

AI  Sag 

727 

C  lOI 

<kt1 
Vm 

364 

1071 

105 

355 

I  906 

6267 

7830 

92 

125 

9 

23 

Kiemer  and  SattU-r  

1004 

1803 

Behcrbergimg  u.  Erquickung  (KeUoer,  KvllDcriuncD  a.s.w.) 

594» 

II838 

509 

854 

139 

235 

1  246 

3183 

5»5 

1465 

134 

228 

321 

473 

12806 

14866 

1 1 

104 

1973 

2378 

$296» 

107389 

Bei  49  Berufsarten  zeigt  der  Winter  eine  geringere  Arbeits* 
losigkeit  ab  der  Sommer  i  dahin  gehören  namentlich  Buch-,  Zink«, 
Stein-,  Kupfer*  und  Stahldruckerei,  Buch-,  Kunst-  und  Afusikalien- 
handel,  Zeitungsverls^  und  «Spedition,  eine  Reihe  Texttlzweige,  das 
Kürschneii^cwerbe,  mehrere  Metallindustrien  u.  s.  w. 


Die  Fabrikarbeiter,  Geiidleii,  Gehilfen  ohne  nähere  Beseiehnnng  sind  hier 
mit  Attfgefilhrt,  weil  viet«  davon  aach  ^  Lohnarbeit  wechsehider  Art  »i^ehoren 

dürften;  ein  Teil  von  ihnen  mag  allerdings  den  Stromem  zugerechnet  werden,  die 
bei  der  Winterxähiung  mehr  crfafst  wurden,  als  im  Sommer. 
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4.  Der  Grad  der  Arbeitslosigkeit  in  den  einzelnen 

Berufen. 

Um  den  Grad  der  Arbeitslosigkeit  festtustelleop  ist  erforderlich, 
die  eigentlichen  Beschäftigungslosen  mit  der  2^hl  der  Arbeitnehmer 
in  den  einzelnen  Berufen  zu  vergleichen.  Versucht  man  das  zu* 
nächst  iiir  die  grofsen  Berufsabteilungen,  so  ergiebt  sich  folgende 
Uebersicht: 


14.  Jotti  1895 


Arbeit- 
nebmer 


Arbeit«- 

loitc 


h  Landw.,  i''ontw., 
Gfirtn.,  Tten., 
Fiflcberei 

n.  Indastr.,  Bauw  . 
Bergb»n,  Httttenw. 


2.  Deiember  1895 

Die  Arbcitsl.  betragen 
Arbeit*  Arbeit«-  %  der  Arbeitnehmer 
nehmer       lose       l4.Jom   2.  Det. 


5734036     19304     5776688   163472       O.J3  2.80 


6506S45 


m.  Handel  n.  Verkehr  1 494954 

l\.  Häusliche  Dienste 
and  Lohnarbeit 
wechselnder  Art       1 77*  807 

V.  Staats-,  Gememde-, 

Kirct>  ii(li' ii^t,  frei«' 

Berufsarten  649039 

16  146671 


97783  6566713  374625  1.53 
26180      1508708     41994  1.75 

30907      1788108     68433  1.74 


4  93' 


655010 

10  226 


6  126 


0.70 


1.1 1 


4.18 
2.78 

383 


0.93 
340 


SS  3  640 

Auf  ein  MinimufTi  schrumpft  ilcr  Prozcntantci!  der  Arbeitslosen 
zusammen  im  Sommer  bei  der  Lanthvirtschaft  und  xcrwantlten  Ge- 
werben; ein  noch  gerinj^erer  kommt  'iberhaupt  nur  im  Post-,  Eisen- 
bahn- und  Telegraphenbetrieb  und  im  Kirchendien^.l  vor.  Im  Winter 
NchrK  lli  der  Prozentsatz  von  O.33  auf  fast  das  Neunfarlie  2.80  hinauf. 
Die  nächsten  drei  grofsen  Gruppen  setzen  im  Sommer  mit  unu^cfahr 
fünfmal  so  hohen  Prozentzififcrn  ein,  als  sie  die  Landwirtschaft  hat, 
kommen  aber  tlaiui  im  Winter  ü!)er  den  doppelten  oder  dreifachen 
Satz  der  Sonmierziffer  nicht  lunaus. 

Allein  diese  Betrachtung  ist  einesteils  viel  zu  vunnaarisch, 
andernteiLs  auch  mangelhaft  insofern,  als  die  Berechnung  der  Ar- 
beitnehmer fiir  den  2.  Dezember  1895  ledii;lich  nach  Mafsgabe  der 
Be\ülkeiunL;  wohl  ein  leidhches  Ergebnis  für  die  Gesamtzahl  der 
Arlx:itnehmer  j^nebt,  aber  nicht  mehr  nach  Berufsgruppen.  Nament- 
lich darf  als  siciu  r  gelten,  dafs  bei  einer  statistischen  Berufsauf- 
nabuic  am  2.  Dezember  die  Zahl  der  Arbeitnehmer  in  der  Laud- 
wirtschaft  al>gcnommen  statt  zugenommen  haben  würde,  bei  andern 
Gruppen  aber  vielleicht  ein  Zuwaclis  erfolgt  wäre,  was  eine  Ver- 
schiebung der  Prozentziffer  nacii  sich  hätte  ziehen  müssen. 
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Georg  Schanx, 


Das  kaiscriiclK  statistische  Amt  hat  den  Versuch  gemacht, 
tiefer  ins  Detail  einzudringen,  iiidein  es  iiichl  blufs  für  die  grofsen 
Berufsabtciluiigcii  und  Berufsgruppen,  ^ondcTn  auch  für  die  ein- 
zehien  Berufsarten  die  Bc5chafligungslosen  mit  den  Arbeitnehmern 
vergleicht.  Um  das  durchzuführen,  bUeb  freilich  nichts  anderes 
übrig,  als  auch  für  die  W'interzahkm^^  die  Zahlen  der  am  14.  Juni 
1893  festgestellten  Arbeitnehim  r  zu  (irunde  zu  legen.  Oie  Fort- 
rechnung auf  Grund  der  Be\  ölkci  unj^szahl  wäre  hier  auch  willkrir- 
lich  geworden.  Andrerseits  ist  das  Mangelhafte  des  V'erL;leich>  iiui 
der  Zahl  der  Arbeitnehmer  \om  14.  Juni  sehr  im  Au^a-  zu  be- 
halten; L(e\vi->se  Personen  üben,  wie  bereits  angedeutet,  im  Sonniier 
einen  andern  Beruf  aus  als  im  Winter,  und  die  einzelnen  Berufsarten 
.sind  deshalb  im  Sommer  und  Winter  verschieden  stark  besetzt;  be- 
sonders gilt  dies  von  Saisonarbeitern;  diese,  namentlich  soweit  es 
ungelernte  Arbeiter  sind,  suclien  nach  Beendigung  ihrer  somtner- 
lichen  Thätigkeit  sich  anderweitige  Beschäftigung  und  gehen  teil- 
weise in  Winterberufe  über,  wodurch  sich  die  Erwerbstiiätigen  der 
einen  Berufsart  der  Zahl  nach  mindern,  die  der  andern  erhöheo. 

Es  ist,  wie  schon  oben  erw^nt,  recht  bedauerlich  und  störend, 
dafs  man  die  Berufssusammensetzang  för  den  3.  Dezember  nicht 
auch  eruiert  hat  Es  hätte  das  wertvolle  Einblicke  in  die  sozialen 
Verhältnisse  gewährt. 

Immerhin  sind  auch  so  die  Ergebnisse  wohl  nicht  wertlos.  Will 
man  dieses  reiche  Material  einigermafsen  übersehbar  machen,  so 
empfiehlt  es  sich,  fünf  Gruppen  zu  bilden.  Um  solche  zu  erhalten, 
bin  ich  davon  ausgegangen,  dafs  es  für  diesen  Zweck  zulässig  ist, 
aus  den  prozentualen  Arbeitslosenziffern  der  Sommer-  und  Winter* 
zählui^  den  Durchschnitt  zu  nehmen  und  nach  der  Grofse  dieses 
Durchschnitts  die  Berufearten  zu  ordnen.  Es  hat  eine  gewisse  Be* 
rechtigung,  die  eine  Z^Htr  für  das  eine  Halbjahr  (Mai^Oktober)  und 
die  andere  liir  das  andere  Halbjahr  (November-April)  als  einigermafsen 
typisch  zu  betrachten, so  dafs  der  Durchschnitt  den  Grad  der  Ar- 
beitslosigkeit annähernd  zum  Ausdruck  bringt  —  natürlich  immer 
mit  Vorbehalt;  das  Jahr  1895  ist  nicht  Norm  für  andere  Jahre;  handelt 
es  sich  um  Ideine  Gruppen,  so  sind  auch  zufallige  Störungen  gegeben  ; 
der  oben  genannte  methodische  Mangel  ist  stets  von  Belang. 

*J  ßcringsk-  .\rlH.'ii^lo>ij{k<ii  talU  im  allg«-meineii  nicht  in  den  Juni,  »an- 
dern in  d«n  Juli  oiier  August,  die  höchste  aber  nicht  in  den  I>czcmber,  sondern  in 
U«n  Februar;  am  was  die  eine  Zählong  zu  ungünstig  erachdnti  mag  die  andere  xa 
gflnstig  liein. 
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In  tler  I.  (iruppe  habe  ich  vercini;^  diejenigen  Hcrufsarten, 
welche  durcli>chinitlich  weniger  als  i  Arbeitslose  (verglichen  mit 
den  Arbeitnehmern;  lialten;  in  der  II.  diejenigen,  die  I — 2^0,  in  der 
III.  diejeni'^an,  die  2 — 3  "\^,  in  der  IV.  diejenigen,  die  3 — 5  \  und 
iu  der  \'.  tliejenigen,  die  über  5**^  aufweisen. 

I. 

Berufe,  welche  durclu>chnittlich  weniger  ab  I  \  Arbeitslose  hatten. 


Bcrdfs«rt«ii. 


.Vrbf'it- 
nrlim«*r 

14.  Juni 
1895 


Arbeitslos  waren 
am 

14. Juni   2.  V'-/.. 
1895  '8^5 


Von  den  Arlwit- 
nehmera  waren  ar- 
beitslos Prozente- 

i4.Ttmt  2.  r»./,.^"/'^»'- 
^  schnitt- 
1895     1895  I  lieh 


Post*  und  Telrgraphenbctricb 

Eiaettbftlinbetrieb  *)  

Kircheii'Iit  ii>t,  Personal  in  An- 
stalten fUr  religiöse  Zwecke 

Bildmg,  Euiehniig  und  Unterricht 

Privatgclvbite,  Schriftstdler,  Jour- 
nalisten   

Keichs-,  Staats-  und  Gemeinde- 
dienst,  Dienst  in  WohltUltig- 
keits-  otc.  .Vmtalten  .... 

Verfertiguni;  von  Korsets  .    .  . 

Krzgewinuun^' ').... 

:>pielwarca  aus  Porzellan,  Glas, 
Stein,  Thon  u.  s.  w  

Hütt  enbf  trieb  *>  

.Sakgewinnong ')  

.Stein*  und  Braunkohle,  Koaks*i. 
Lehm-  und  'rhongiSht  rei " 
bleicbcrei,  Druckerei,  Appretur 
(auch  in  Verbindung  m.  Färberei) 

r"i<<M<!rahtzi<-firr   

.">chwar/.-  u.  WcilslticchlK-rstellunj; 
Stifte,  Schianben,  Ketten^)    .  . 

Wclirr-'i  

Oummi  und  Haartiochtcrci.  .  . 
Spinnerei  o.  Spulerei ").... 

F.i>em«-  Ki3r7Av:ir<»Ti  

Spielwaren  aus  .Metall  .  .  .  . 
Zeug-,  Sensen*  u.  Messerschmiede 


122  251 

2t7  170 

S  oöi 
232  848 

5507 


252915 
8028 

73915 
1438 

10055 

325  391 
3767 

45  024 
5  045 
3071 
13  561 
406  048 
2  4I> 

II  408 

1  350 
20337 


«34 

321 

24 

869 

36 


228 
473 

I  5 
663 

20 


O.I  I 
0.13 

0.30 
0.37 


0.18  I  0.145 
0.18  I  0.155 


o.  19 
0.29 


0.245 
0330 


0  47  ,  0-36  1 0.415 


975   .  »327 
33  40 
394  1  303 


10 

7 '»9 
42 
1353 


294 

26 

14 
77 
2310 

14 
947 

70 

1  i 
132 


4 

70;, 
60 
2077 
31 

230 

32 

II 

2920 
18 
1370 

Si 

7 

»58 


0.39 
0.41 
0.53 

0.69 

0.42 
0.41 

0.34 

0.65 
0.51 
0.46 
0.61 

o  57 
o.^8 

0-57 

0.62 

0.81 
0.61 


0.52 
0.50 
0.41 

0.28 

"47 
0.00 
0.64 
0.83 

0.51 
0.63 
0.81 
0.68 
0.72 
0.74 
0.76 
0.7 1 
0.52 
0.78 


0-455 

0-455 
0.470 

0.485 

0.505 
0.510 
0.525 
0.530 

0.580 
0.570 
0.635 
0.645 

0.645 
o.Obo 
0.665 
0.605 
I  0.665 

,  0.695 


Mil  ,\\>>rh1iils  d»->,  Straf'-cüh.ibnhttrifhfs. 

I:>zbergwerkc  und  hr/.gruben,  auch  Aulbcroiluug  von  Erzen. 
^  Auch  Frisch-  und  Skrcckwerke. 
**)  Salzbergwerke  und  Salinen. 

')  .Vuch  (iraphit.  Asphalt,  Erdöl,  Bernstein,  Hrikettelabrikiiti<jn. 

.\uch  Kaolingräberei  u.  -Schlemmerei,  Mass.-miihlon,  Quarz-  u.  ( JlaNurmühlou. 
')  .\ucli  VerlertiKung  von  N.ägeln,  Nieten,  Drahtstrilen  u.s.  w.,  soweit  nicht  zum 
Gewerbe  der  EistiiidrabLiieher  und  NagcLscJimicdc  gehörig. 

Auch  Hechelei,  Haspelei,  Zwirnerei,  Wattenfabrikation. 
Archiv  für  am.  Ueseffgcbuns  u.  StatUtik.  X.  23 
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Arheit- 

nehnirr 

14.  Juni 
1 80  c 

A  rbeitslc«!  waren 

:im 

I4.iuai   2,  IV;? 
'  1 

Von  den  Arbeit- 
Bcluimu  wAncn 

arbeitslos  Prozent»- 

.    f    ■  -  ?»  durch- 
14  [um  2.  1  )e/,.  . 

,  schnitt» 

i895  ,  »*95  l  lieh 

Stii »CT wl dl a «.  n,  SoicfFelfabiikatiaii 

6  208 

DO 

20 

0  07 

0  47 

0.720 

FarhcnmatpfiAlicn  )..... 

18656 

118 

141 

U./4 

III        \4(tU      IX.  1  VA  1  1  i  1  tmiiA^  t          •         ■  t 

aoo 

0.8a 

0.72 

0.770 

69832 

552 

0.80 

0.79 

0.795 

V<s  i^fal>rikatiofl  «••••. 

I  447 

9 

"  14 

0.62 

0.97 

0.795 

387 

0.82 

0.84 

0.830 

Zahereitnng  von  Spüntttoffen  .  . 

16 ISI 

»30 

139 

0.81 

0.86 

0.85« 

Feine  Tl!nT'iw:ir'-n ->  

2 

6 

34 

0.26 

1.46 

0.86Ö 

Tabakfiibrikation  

1094 

1272 

0.81 

0.94 

0.875 

io8 

137 

0.77 

a98 

0.875 

Papitr  und  Papp«-  

68922 

523 

694 

0.76 

I.Ol 

0.885 

Explosivstoffe  und  ZUndwareu 

19  010 

181 

168 

0.95 

0.88 

0.915 

Spielwaren  aus  Holz,   Hon  UOd 

andern  .Schniustollen  .... 

5063 

0.77 

1.13 

0.945 

Fcrtii^ellun^ ,   Brkleidtiiig  und 

1 

i 

Ausst.UtUTi;;  von  Pupiien     .  . 

3  272 

27 

0  82 

1 .07 

0,045 

blecbwareatabrikation  .... 

14900 

162 

127 

1.09 

0.85 

0.970 

n. 

Berufe,  welche  durchschnittlich  l'^2\  Arbeitslose  hatten. 


15339  1 

133 

174 

0.87 

i  <3 

1.00 

NSli-  u.  Stecknadel-,  Drabtwarcn- 

fabrikation  

II  407 

108 

138 

0.95 

1.13 

1.035 

Chemische,  pharmaz..  photograph. 

1 

PrftpMntte  

34095 

341 

3«4 

IJOO 

1^35 

Fayenoev  PonusllanfabrikatioD  und 

1.05 

1.03 

43  349  t 

455 

447 

1.C40 

LohmUhlcn,  Lohextraktfilbriken  . 

^25  ' 

8 

1  ;j 

057 

1.045 

WagenbaoanstaUen  ^) .  .... 

9146  1 

93 

9Ö 

1.02 

1.07 

1045 

Glasveredlun|>.  Ghabllserci  vor 

der  I.ampe  

10  138 

»03 

1  1 1 

I.Ol 

1 .09 

1 .050 

1*7 

»52 

0.97 

I.I6 

1.065 

Abnile  u.  künstliche  DUngstoffe 

93 

125 

0.93 

1,36 

1.090 

Gesumlheilspflej;e  und  Kranken- 

•^34 

866 

0-93  1 

1.27 1 

1.100 

Zeit  ungsvcllag  und  Spedition")  . 

6345  ! 

"  i 

66 

1.20  , 

1.06 

1.130 

Verfertigung  von  groben^  glatten 

16750  1 

Holxwaren  und  Holxstiften.  . 

tS3 

336 

0.91  1 

..35 1 

1.130 

')  Mit  Kinschlttf»  von  Kohle-  und  BleistüUabrikatioQ,  vonTterkoMc  mdKoUen- 

filtem,  Steinkolil.  nt' •  r-  nnrf  Kohlcntcer-Dcrivaten. 

*)  \tieh  \  .  rtertigun^  \ou  Mrtn^^eu}:.  TerroUtb-  tind  Siderolithwaren. 

.\uch  Jür  Ki&cubalin-  und  Postwagen. 
*)  Auch  xugleich  Kravatteimucher. 
"'i  Abfuhran.<:talteii,  Knocbenmllhlen,  Dttngerrabrikation. 
*1  Auch  Expedition. 


^  kj  i^u^  uy  Google 


Die  neuen  sUtvtucbcn  Erhebungen  ttber  Aibcibloiigkeit  In  Dcntachhad» 


Arbeit- 

ArlH-itslüswart-o 

Von  den  Arbeit- 

uchm>-ni  vsart-n 
arh<-itslo>  rruÄcntc 
,    ,    ■  durch- 

1  4.  llUU  2.  V'  /..  , 

Bernfsftrten. 

- 

14.  Juni 

am 

i4.Juni  2.  D»/.. 

1895 

1 

1895 

»895 

1  »895 

M.  IIIIUI- 

neu 

Verfertigung  von  musikal.  Instru- 

1 

10714 

147  , 

95 

»•37 

0.89 

1.130 

Pianofortf-,   Orgelbau-  und  Or- 

chestnoDfabrikatkm  .... 

5898 

06 

67 

1.12 

i»4 

i.130 

Scheren«,    Messer»,  Werktenc- 

t 

Scblcifi-r   . 

6436 

89 

0.87  . 

1.39 

I.I30 

Gold-  und  Silberschläger,  -Draht- 

■ 

sieher,  MfinsrtSttcn  mid  Pklfe- 

12  iSS 

116 

«•35 

0.95 

1.150 

6Ö8I I 

ZOO  . 

1290 

0.39 

1-93 

1.160 

Wadutadi ,   Led^tach ,  Treib- 

rieraen  

2  .-507 

26 

28 

1.12 

I  21 

I.I65 

Kies,  Sautl,  Kalk,  Zcnietit.  ( üp-' 'i 

1S4 

670 

0.5  t 

1.84 

1.175 

Verfertigung    von   MiiK-r.il-  und 

Etherischen  Oclen,  Fetten,  Fir- 

8270 

56 

138 

0.68 

1.67 

1.175 

Versichenuigseewerbe  .... 

18216 

203 

2a7 

1.11 

1.25 

1.180 

Spielwaren  aus  Kautschuk  .    .  . 

280 

6  < 

I 

a.14  j  0.36 

ijt5o 

Eiscninc'f^rei  und  Emaillirung  von 

73466 

777 

1081 

1.06 

...7 

I.t65 

Zinngicfserci  

2083 

19 

34 

O.Ol 

1.270 

35  ^21 

365 

542 

1.03 

1-53 

1.280 

Korbmacher  und  Korbflechter  . 

»747 

191  . 

344 

0.99 

1.65 

1.385 

Eri^i«  fb<  r,  Glockengiefscr  .    .  . 

567 

4 

Ii 

a7i 

»94 

1.325 

Tuchniach«.-r.  Tuchschcrcr,  Tuch- 

6a  703 

715 

971 

1.14 

»55 

'•345 

13737 

134 

«35 

0.98 

».71 

»•345 

Wasserwerke  ,     l'.is- ,  Mmenl- 

8062 

66 

0.82 

1.87 

1-345 

5  5<» 

92 

59 

1.67  1  1.07  j  1.370 

Rübrnzuckerfabrikatiun  u.  Zucker- 

raffmerie  

31395 

6il 

0.88 

I.9S 

1-385 

Verfcrtigun;,'    von  Maschinen, 

Werki- ug.  n  und  Apparaten  . 

138044 

«779 

2112 

1.29 

-53 

1.41 

Verfertigung  von  anlmal.  Nah> 

nmgsmittcln ')  

14  640 

148 

270 

I.Ol 

1.84 

1.425 

Ifikkelei,  Stkkerri,  SpitMn  .  . 

3«  224 

553 

349 

'•77 

1.12 

1-445 

Häusliche   Dieofte*)  Aufwarte- 

I  570  888 

19110 

26574 

1.21 

1.69 

»■450 

*)  Attseenomnien  PiAnoforte*,  Orgel*  und  Orchestrionfftbrikfttion. 

^  Auch  Marmor-Schiererbrilche,  Verfeitigunf  von  groben  Ufannor*,  Stein-  und 

Schieferwaren. 

')  Auch  (»ewinnunf;  von  Trafs  unii  .Schwerspat. 

*)  Auch  Wrarbeitung  von  Harzen  und  KohleuteerschwelercL 

NSmIicfa:  Wusetreisorgung,  Eisbereitung,  Eisbewuhrung  und  Eisrenorgung, 

Fabrikation  von  künstlichem  Mineralwasuier. 

.\uch  in  bezüglichen  den  Eiseiih.'ihn-\'t  rwallunf,'«-n  uiit'  r-tohcHdeu  Anätalton. 

')  .Nämlich:  Fiscb-Salxcrci  und  -Fökelei,  Bereitung  von  kondensierter  Milch, 
Butter-  und  Xisefubriken. 

*)  Inkl.  der  Dienstboten,  die  im  Hwnbult  der  HerrschsAcn  leben. 
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Georg  Scbans, 


Arbeit- 

Arbeitslos  waren 

Von  den  Arlx  it- 
ncbmem  waren 

Berufsarten. 

nelimcr 

ai 

n 

arbeitaloa  Pror-'-ntt- 

14.  Juni 

14.  Juni 

2.  Dez. 

14.  Juni 

I2.  Dez. 

■  durcli- 
schiutt- 
lich 

r895 

1895 

1 

189; 

^  j 

t  »^^  j 

1 

Vcrferdgong  von  vtf>^th.  Nah- 

j 

S41 

1 

mn^Tnitteln  *1                   .  . 

30298 

348 

1  10 

171 
••/  • 

I  A  CO 

Ijcht-  und  Seifenfabrikaüun  . 

143  . 

U3 

Irl 

14t 

f 
1 

Posthalterci,  Personenfuhrwerk 

37306 

412  1 

390 

I  £t 

»•5» 

1  ••43 

1  A  7ri 
1.470 

Holzzurichtung  u.  -Konservierung 

48  194 

364  \ 

1071 

0.75 

1  2.21 

Erzeugung  und  Bearbeitung  von 

Mctalllegierungcn ')  .... 

1  ^  ^00 

12^ 

U. /V 

Posajnentenikbrikation  .... 

30  "  3 

474  ' 

442 

1  CT 

1 .47 

17150 

O.j  1 

2.77 

408 

832 

1 .0 

1     1    ff  To 

1  1.570 

•*  wJO 

101  1 

116 

1 .46 

1.68 

I  C70 

16671 

35S  ' 

270 

I  62 

a  .  v  ^ 

»•575 

Stwkf^  lind  Schirm»'  

89 

90 

'•5/ 

1.5s 

1   f  *v  f 

'•575 

Spiclwurcu  au.s  rapii  rnuichc  . 

^9  I 

77 

I  c8o 

75  ' 

32 

2  26 

006 

I  #itA 

G'>1'1-  u.  Sillii'Tschniiedt",  juwelicre 

43  > 

298 

1  OC 

I  .f>*o 

26 

J.03 

Köhlerei,  Holzteer,  Rttfs-|  Pecb« 

und  Hangewinnong  .... 

02Q 

4  ' 

27 

0.43 

2.90 

1.665 

BnumtweinbmineTvi  *)  .... 

246 

'•93 

'•43 

1  ^Kn 
1  . 

Schuhmacherei  

1 86  440 

891 

1 

i.zy 

Zementwaren.  Ciiofidielen 

4  026 

103 

2  I 
A  *v/  1 

Gummi*  und  Gnttaperchawaren  *) 

10  805 

205 

I    C  1 

*-53 

1.715 

Strllniar^i'-r,  Wagner,  Radmaclu-r 

47  400 

«29  ■ 

1 

ll>4 

I*1S 

»•37 

»•745 

Lcichenbeslattunp  oinschlicfälich 

Totengräber  

3163 

24  , 

88 

0.70 

3.70 

1.770 

Handclsvermittelung  *j   .  . 

1  77C 

4  / /i> 

I  IG 

J  -' 

2.30 

1.24 

1.770 

khederei,  Schiffsbefrachtung  . 

2379 

47 

17 

I.Q7 
*  •7/ 

••53  r 

1.760 

Seilerei   ReoO'vchlJifferAi .... 

12S  1 

683 

212 

»•37  1 

2.26  1 

I.815 

FtiDitwirtächaft  ... 

1  fi"?  Alt 

3225 

0.64 

VOO 

1.820 

l  698 

30 

32 

«•77 

1.89 

1.830 

Schufs  Waffen    (ezklu».  Bilcbsen> 

7  21S 

1 

100 

167 

1.38 

2.31  ; 

1.84; 

10  147 

»39 

235 

»•37 : 

2.32 

1.845 

Versteigerung, StolK  II vrrmitt'  liin^*) 

3  935 

79  ; 

66 

2X>I  , 

1.68 

I-84S 

Spielwaren  aus  Leder  oder  mit 

963 

18  ' 

18 

1.87  j 

1.87 

1.870 

Dr.-Ii-  im<1  ?v  1mit:'.\v.iren 'j  cxklus. 

Urechsli  r.-!  und  Spi^warcn  aus 

14893 

28$  1 

271 

1.91  1 

1.82 

1.86s 

*)  Nämlich:  Nudeln,  Makkaroni,  Stärke  und  Stirkcsyrup,  Kakao,  Schokolade, 
Kaffeesurrogate,  komprimierte  Gemüse,  KoDäerven. 

*)  Mit  Attmatoe  d«s  Gewnbes  der  Gtrtler,  Bronaeure,  Neagold-  und  Nea- 
silberbearbetter,  MetaUknopfoacber. 

*)  Auch  Lik6r-  und  Prefshcfcfabrikation. 

*)  .Ausgenommen  Geflechte  und  Gewebe. 

*j  Mäkler,  Komnnssionäre,  Agenten,  au&gen.  Versicherungsagenten, 

*)  Ancfa  Verleihung,  .Aufbewahrung,  .VnmmceiiTeniiittelung,  .Vaaknnftbweaa. 

^  .\Dch  Korkscbneidereien« 
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Dir  aeaea  sUtisüsdiea  Erbcbangen  Uber  Arbeitslf»igkeit  in  Dcatachlond. 


BeraTsarten. 

Arbeit- 
nehmer 

1 .  Juni 
1895 

Arbdtsloewarea 

am 

I4.1iini   2.  Der. 
»»95  1  »895 

Von  den  Ar 
ncbuicf  u  wi 
arbcitdot  Prc 

14. Juni  2.  Dez. 

1895  ,  189s 

beit- 
irm 
»zente 
dorch- 
acbsitt* 
Udi 

Sebrdbredcn  Am  Stahl,  Almni- 

nium  u.  s.  w  

Verarbeitung  unedle:  Metalle')  . 
Musterzeichner,  Kalli^phen  .  . 
Schriftschneiderci  und  -giefserei, 

Grob.(Httf*)Khtniede  

668 
18555 
373* 

13*808 

II  ^  14 

321  378 
66  80 

54  ,  109 
1906  ;  33» 

1.65 

»•73 
1.76 

1.30 
«•43 

2.09  1.S70 
2.04  1.885 
3.14  1  1.950 

2.62  1.960 
3.49  1  t.960 

III. 

Berufe,  welche  durchschnittlich  2 — 3^/5  Arbeitslose  hatten. 


Tierzucht-)  

3310 

39 

64 

1.26 

763 

7 

24 

0.93 

Verfertigung  von  künstlichen  Blu- 

mcn  und  FederMbtttoek .    .  . 

tt  361 

210 

«54 

1.86 ; 

V.  r(Vrti;;unp  von  Kravattcn  und 

3  733 

97 

58 

2.60 

Drccli&l<-r<-i  .   

21  773 

47» 

439 

2.16  < 

Rot-  und  Gelbgicfs«?r  .... 

6  4 '»5 

»35 

2.08 

2  005 

Ii 

104 

0.41 

18572 

419 

387 

2.26 

V.  rfi-rti^'unc  von  gefiirbtem  und 

1 

4303 

88 

tot 

3.02 

6886 

75 

1  336 

".09 ' 

13070 

'94 

'49 

GürtK-r  un*l  Bronzcurc  •)    .    .  . 

10490 

284 

180 

2.71 

Graveure  tUkd  Modelleofc')    .  . 

10159 

«54 

19« 

3.50  i 

Verfertigung    von  Lampen  und 

anderen  Bclcuchtungsapparaten 

4  779 

1 1 1 

iu4 

2.32 

Buchbinder,  Kartonnage     .    .  . 

40  569 

»333 

1002 

«49  1 

Torlgräberei  und  Torfbereitung  . 

ö  928 

34 

280 

0.49 

73081 

1183 

2147 

1.62 

1  i«>chlerei  und  I^arketlfabrikation 

250  772 

4960 

6522 

t.98  ■ 

32377 

63  i 

865 

1.92 

Abdecker  

094 

9 

23 

1  30 

Buch-,  Kunst-  «.  MiinkaU«iihaiid- 

long*)  

13  965 

329 

3«7 

2-35 

Stein-  und  Zmkdnickerei   .    .  . 

22  049 

520 

509 

2.36 

S-  liAuiii-  u.  Obstwcinfabrikatiun 

Weinpflege  (Wetnkäper)     .  . 

5061 

103 

«37 

2.04  ; 

«•77 
3.15 


3.015 
«•035 


3.35  I  3X)55 

»•55  i  2-075 

3.03  I  3.090 

2.13  2  105 
3.90  2.155 
3.08  I  3.170 


^32 

3-28 
2.89 
1.72 
«•95 


1.170 
3.185 
2.190 
2.215 
3.335 


2.18  2.250 

3.03  I  3.355 

4.04  2.265 
2.94  2.280 
3.60  i  3.390 
2.67  2  295 

33«  2305 


2.27 
231 


2.310 
2335 


«■7«  «.375 


')  Bfit  AuMcblofs  des  Gewerbes  der  Kapferscbiniede,  Rot"  und  Gclbgicfscr, 
Ziangiefser,  der  Verfertigung  von  Spielwaren  ans  Metall,  der  Eisenindustrie. 

*l  Bienen,  Fische  u.  dgl.  ohne  die  Zucht  landwirtschaftUcber  NutZtiere. 
*)  .\uch  N>n^^)ld-  unil  Nfusilberarbeitcr,  MetaUknopfmacher. 
'j  Aut  h  Stcinsrhn<  i(iT  vind  risi  lnirc. 

Mebl-  und  .Schuliuutden,  auch  Rcisstcbälmühleo. 
*}  Auch  Verlag,  Antiquarjatsfaandlmig  und  Leibbibliotbeken. 
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Arbeitslos  waren 

Von  den  Arbeit» 

nehmem  waren 

arheit>lo>.  Prozente 

D  cm  1  a  Vii  VV- 

nehmer 

am 

14.  Jum 

14.  Juni 

2.  r»cx 

do^cli* 

-chnitt- 
1  Ucb 

«895 

«895 

«89S 

1895 

Hutmacberei  n.  Vcrfcitigmig  von 

» 

1 

Kilzwaren  

16892 

300 

44» 

2.17 

2.61 

2.390 

47  13s 

933 

1353 

1.90 

2.07 

2-425 

KupttT-  und  Stahldruckerci  . 

I  360 

43 

•3 

1.09 

Pbvsikal.  chirure.  Apparate') 

21  909 

47« 

••75 

a.15 

[  ••45*» 

Fracht-  und  KoUiuhrvrerk,  Gütcr- 

2.440 

4>  983 

eSe 
5»5 

ff 

1405 

»•39 

3'49 

Braucrci   

76  905 

•573 

*3*3 

1  **53*' 

Schlosserei  und  Verlcrtiijuut;  von 
feuerfesten  Geldschränken  . 

271  8si 

703° 

2.30 

z.oo 

2.5*10 

Wart  ti-  um!  Produktenhandel  ')  . 

(,20  646 

12806 

I4BVO 

2.40 

2.86 

'  2.000 

69  S^s 

1922 

IÖO5 

2-75 

2  50 

2.005 

Künstlerische  Berufe  *)..,, 

2  24? 

^  ff 

79 

1.03 

J-52 

,  2.075 

Schneider-  und  Schneiderinnen 

233752 

8001 

2.71  C 

Flechterei  von  Holz,  Stroh,  Bast, 
Binsen  u.  9,  w.   (ezkl.  Koib> 

7  939 

297 

142 

374 

«■79 

Dienstmannsinütitute ,  Dientt- 
männer,    Lohndiener,  Boten- 

1 

9  57« 

181 

354 

t.89 

3.70 

j  2-795 

GUuer  

1 1  285 

323 

3«;i 

2.86 

2.77 

2.815 

3«6  95t 

1 1S3S 

1.87 

3-73 

'  2.800 

4  J85 

36 

205 

0.86 

4.90 

1  2.8S0 

Mttnk,  Theater,  ScbatiiteUungen 

i 

65  565 

1677 

214t 

^^6 

326 

,  2.910 

1489 

34 

53 

2/28 

3.J6 

i  2.920 

IV. 

Berufe,  welche  durchschnittlich  3 — 5  «  Arbeitsdofie  hatten. 


Hafen-  u.  I^ootscndienst,  Scbleiscn- 

mid  Kanalwacht  ^1  .... 

3  653 

19 

201 

0.52 

5- SO 

3.0I0 

22  iS^ 

509 

854 

2.29 

385 

3.070 

Steüinietzcn,  Steinfaauer.    .    .  . 

53  »08 

470 

2831 

0.88 

5-33 

1  3- »05 

Verfertigung  von  Netaen,  Segeln, 

Säcken  11.  ilgl.  ...... 

2  007 

50 

78 

2.49 

3.89 

3  »90 

Riemerei  und  .Sattlerei  .... 

43  9' 5 

1004 

1803 

2.28 

4.10 

3  190 

Schillsbau  

31  663 

417 

976 

1.92 

4-5I 

3215 

Friseure  und  IVrrückenjnacher  . 

8  9ju 

219 

361 

245 

4.04 

V-I4> 

10073 

341 

3*7 

339 

3«4 

Konditor«*)  

32090 

863 

647 

3-90 

2.93 

3  4*5 

Spiegel-  n.  BUdermfamcn*)a.».w. 

16562 

43S  i 

746 

2.64 

4-50 

•  3-570 

')  Auch  V'erfcriiguug  vou  maihcmatischcn,  chemischen  Instrumenten  und  .Apparaten. 
*)  In  ktehendem  Geschäftsbetrieb,  also  exkl.  Hanacrer  etc. 

')  Mit  Ausnahme  der  Maler  und  Bildhauer,  Gimrenre,  Ciseleore,  Modellerar«, 

MnsterzciclinT,  Mn'^ik,  Th'-.iter,  Schaustellung. 

*j  Auch  Kustcnbewachimgs-  u.  -Beleuchtungsweseu. 
*)  Auch  l'fcfTerkUclücr,  Lcbküchlcr  (Lcbzeller). 

*)  Veberbaupt  Veredelung  nnd  Vergoldung  toq  Hols-  und  Sduütswaren. 
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LNc  neuen  »taosdscbea  Erhebiin|f«n  über  Arbeit!>losigkeit  io  DeutM:hland. 


W  »*  T  It  f  *ik  'A  T  t 

Arbeit- 
nehmer 

14.  Juni 

iSu:; 

Arbeitslos  waren 
am 

I4.juni   2.  lu-z. 

Vi)n  1!.  II  Arli.-it- 
nchmrm  warm  ar- 
bdtsloft  Pro/,  nt. 

■4..i«ii*D^.:lt 

IC  ilT^Kii»T#i   u  P^lEWAmicnrirli* 

! 

f  UTK* 

lUIIJ^         ...        -  .... 

H 

696 

326 

300 

3-75 

3-45 

3600 

129 

iH 

3425 

6183 

2.05 

4.78 

3  7 «5 

Rttmifliitem^lifntiiuv     und  «t^tit^r- 

h«iltuii)^     .  ... 

474 

6107 

21043 

1.67 

576 

3715 

Häcltcrci 

140 

893 

4498 

6007 

3»9 

4.26 

3  725 

MlihtMimit-r 

2 

842 

83 

'32 

2.92 

4.64 

3.780 

83 

648 

1285 

5»77 

I  54 

6.19 

3.865 

OAVKVl^l|      A  UUIU  Ulli  1.  UAm«..'!  IJUKUWll 

176 

234 

708 

13073 

0,40 

742 

3.910 

5 

552 

300 

232 

3  60 

4.18 

3.890 

3 

198 

88 

162 

2  75 

;.L><> 

3.f>os 

107 

394 

3864 

4741 

3.60 

4.41 

4x>o$ 

H  i  n  1 1  r  n  1 1  schc'ffiM 

5 

953 

57 

421 

0  f)6 

7.07 

4.015 

2i 

403 

»477 

1-73 

6.33 

1  4-030 

Wuclumstftlten ,  W&Kherinnen, 

IMältttrinnon  

54 

760 

I24(> 

3183 

2.27 

5.81 

4.040 

Kleider-  und  Wäschekonlektion  . 

914 

•835 

2609 

3-68 

523 

4-455 

7 

436 

278 

38tJ 

374 

5iy 

4.465 

T'riiiinemiiaclu-r  

1 

59» 

61 

17» 

4485 

tinhchtong  von  Gas-  a.  Wasser- 

anltt^ett  

7 

357 

^73  . 

43« 

3-74 

5 -Sc. 

4.800 

Fcldm-  <M  r.  ricometer,  Markschci- 

dvr,  K-ulturtecbniker  u.  Wiesen- 

8 

274 

97 

724 

1.17 

8-75 

4.960 

V. 


IWrufc,  welche  durchschniulicli  über  5  "„  Aibcitslosc  halieiu 


IU4  22<) 

2170 

»5372 

1.32 

9-3Ö 

5340 

19458 

895 

1247 

4.60 

6.41 

5-505 

KJeiderreiniger,  Flcckenausmach., 

Stiefeltridier,  Kammer}Sger  . 

225 

1 

25 

0.45 

ii.i  1 

5780 

l'rivats«"kr<  tärf ,  Schreiber  ') 

15440 

7a6 

1094 

4-59 

6.91 

57S«> 

ofenscUcr    (auch    iöpfer  und 

«2  34« 

857 

6.94 

4.82 

5880 

Hinii«-nschiflahrt  

35907 

77'' 

4229 

2.17 

1  :  -S 

"975 

HiÜfsgewcrbc  des  Handels  *j  .  . 

30015 

1973 

2378 

6.57 

7-93 

7M5 

')  Hoch-,  Kisi-ubuhn-,  Weg-  und  Wasserbau,  au-sgonommr-n  Ki-Idnii  -^-t  r  (  H'nm<-tf*r, 
Mark!>cheid».r,  Kulturtcchnikcr,  Wie!>«:nbaucr,  Maurer,  Zimmerer,  Cilaser,  1  imcher, 
StodMIcvre,  Dftcbdedter,  Stcjttsetzer,  BronacmMcher,  Gm-  und  Wasserinstallatenre, 
UfcnMsUer,  5)ct)0iinteiafcger. 

*)  Einacfaliefdich  der  damit  verbundenen  filomen-  und  Kranzbinderex,  Baum- 
Kbulm. 

Auch  Rechner,  Kechnungslührcr,  .Menographen. 
*)  Stauer,  Schanerleutc,  Taxatoren,  Markthelrer,  M  e5M'r,  Wäjjer,  i'ackir,  Sack- 
triger  u.  w. 
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iK-rulsartcn. 



Arbeit- 
nehmer 

14.  Juni 

1895 

—  —  _— —  . — 
Arbeitslos  warrn 
am 

I4juni  2.  Dez. 
189s  ]  '«95 

ncbmcrn  waren  ar- 
beitalos  Prozente 

f     "L  »V  (hrrrh- 

.4.Juni  a.  I>c/.. 
"«95  1  1895  ;  Uch 

... 

See-  und  Küi>teDliiM;nerel   .    .  . 

3  343 

22  490 

0.66 

1 

14.541  7.600 

Tapwierarbette«  ...... 

2  t  369 

I  132      2  331 

5.30 

10.91  1  8.105 

Mali-r  und  bilubaiwr  .... 

2  625 

'05  35? 

4.00 

13.52  8.760 

I)Arhci<>rk<>r  M 

ü  I  40 

4.J4     j  7  99 

J718  9.570 

12  185 

237 '  213«; 

19t 

'"52  9730 

<)<)  0  1  i 

2283  16620 

2.38 

17.31  ;  9.845 

427  221 

6  023  1  79918 

MI  . 

18.7 1  10.060 

Fabrikarbeiter,  Gesellen,  Gehilfen 

1 

1 

ohne  nähere  EleietcbnttDg  .  . 

2S  542 

727     ^  19« 

2-55 

18.19  10.370 

17  202 

.i4i  3V67 

1.98  , 

31.90  11.940 

Lohnarbeit  urei^haehider  Art  .  . 

aoo  919 

II  797  ,  41  849 

S.«7  ' 

aO.83  13350 

See-  und  KttstenKhiflUiit  .   .  . 

«441* 

i$a8'  3964 

10.60  [  27.51  j  19.05s 

Die  erste  Gruppr  mit  -ein  L^crin^er  ,\rl )rit>Io>iL;kcit,  welcher 
2562477  uder  l5.9"o  aller  Arljcitiichnier  anj^ehörcn,  iimfafst  vor 
all»  in  Post-,  Telcgi aphetJ-,  EiNciihaliiilx  irifl).  Stants-  Geiiiciiide-  und 
Kirclu  iKÜrii-^t.  Erzirhuu«^  und  Unlcrriclit  inkl.  Pi  ivat^elelirte  und 
Journalisten;  ^iixl  dies  878 761  Arheitiiriniu  1 .  welche  nni-t  einer 
ziemlich  gesicherten  Stellunc^  sich  erfieuLii  und  <l.i-  klein>te  Ri>iko 
der  Arl)eit.slosi},'keit  aufuei.^en.  ihnen  k.unen  1893  am  näciislm  die 
L( ihuiu  l)eit(  i  des  Bergbaues,  des  Hüttengcwerhes,  der  Salzgewinnung. 
Sehon  rtwas  höhere  Arbeit.slosenzifTern  Ii.iil'  11  \er-ehiedene  Zweige 
der  Te-xtihndustne.  wie  Weberei.  Bleicluifi.  Diuckeici.  Vppretur, 
Spimierei  und  ZuberriUiiig  \'( )ii  Spinii^li »fieii,  Sli  ickerci  und  Wirkerei, 
denen  auch  (.ninniii-  uiul  Haarflechlerei,  sow  ie  Korsettfabrikation  an- 
gereiht werden  köniieii;  tri  ihm'  verschied<  iir  Zweige  der  Eisenindustrie, 
W'ie  die  Eisendrahlzirhcrcien,  da>  (lewcrbc  der  Z<-ug-.  Sensen-,  und 
Messerschmiede,  die  Fabrikation  \on  eisernen  Kurzwaren,  Stiften, 
Schrauben,  Ketten,  von  Schwarz-  und  Weifsblech,  Blechwaren,  Spiel- 
waren aus  Metall.  Auch  die  Farbenindustrie,  die  Gl.Tshütten,  Spiegel- 
glas&briken,  die  Herstellung  feiner  Thonwaren.  Spielwaren  aus  Por- 
zellan, Glas  etc.,  die  Tabak-  und  Papierindustrie  und  der  ganze  Geld- 
und  Kredithandel  zahlen  zur  ersten  Gruppe. 

In  der  zweiten  Gruppe  mit  I — 2*70  Arbeitslosen  kommen  die 
meisten  Arbeitnehmer  auf  die  Landwirtschaft  *)  und  Forstwirtschaft*), 

')  Zieß».-1-,  Schleid-,  ,">i  liiii<li  1-,  Stri'ili.l<  ck'M . 

*j  Auch  Strtfiierer,  .\n>lr.  irlirf.   l  iim  lii  t.  Stul»- iiliolni' r. 

^)  Würden  die  richtij;cn  H«  1  iit--/.ifN  rn  lüi  die  \\  int' r/iililuii^  M>rlie>«eii,  >ü  würde 
wahrhcheinlich  die  Land-  und  Furstwtrtsciiait  uuch  un^iitiNti^et  runj^icrcn. 


Die  neuen  alatisüseben  Erhebungen  über  Arbeitslosigkeit  in  Deutschland,  ^^g 

!:i  Dirnvihotcn,  die  Schuliinaclicr,  Gerber,  Grobsch miede,  die  Ma- 
schinenfabriken, die  Kisenj^icfserei,  Tuchmacher»  Hackelei,  Spitzen- 
fjatbrikation,  Slickereiarbeiter,  Färbereien,  Posamentiere,  Steinbrüche, 
Kalk-,  Ceinent-,  Gipswrrkr  Fayence-  und  Porzellanfabriken.  Rüben- 
zucker-und  Branntwrintabrikation,  das  Vcrsicherungs-,  Speditions-  und 
Koinmissionsj^e^cliäU,  Bürsten-  und  Korbmacht  r  u.  s.  w.  Es  gehören 
dieser  Gruppe  8779856  oder  54.4",,  aller  Ai iicitiiclimer  an. 

Zu  <ler  dr'Ucii  i  nuppr  mit  t  iiu-r  Arbeite!" 'senziffer  von  2 — 3*^« 
)^ali()ix  n  der  Warm-  uiul  l'roduktt  iihandel  liebst  Fracht-  und  Roll- 
fuhrw  erk,  das  Wit  t>chaftv-i  w n  1 M  ,  i\W  Tischler,  Schlosser,  Klempner. 
Drechsler,  Gla->«  r,  .Sclim  id«  r  und  Schneiderinnen,  die  Buchbinder, 
das  Buch-,  Stein-  uml  Ziiikilruckcr^cvvcrbc,die  Braut  rcien.  Böttchereien, 
Uhnnaclicr,  llutm.iclid,  das  Theater^ewerbe  u.  s.  w.  Im  lianzen  um- 
fafst  diese  Gruppe  2  293  320  oder  14.2",,  aller  Arbeitnehmer. 

In  der  vierten  (iruppc  mit  3 — 5  '\^,  Arbeitslosen  sind  die  mit 
Arbeitnehmern  am  stärksten  vertretenen  Berufsarten  die  Bauunter* 
nehmung  nebst  Steinmetzen  und  Steinhauem,  die  Zi^eleten  und 
Thonröhrenfabriken,  die  Töpferet,  die  Kunst*  und  Hände  Is^^ärtner, 
die  Bäcker,  Konditoren  und  Fleischer«  die  Näherinnen,  Kleider-  und 
Wäschefabrikation,  Kürschnerei,  Ricmerei  und  Sattlerei,  Wäscherei 
und  Plätterinnen,  die  Barbiere,  Friseure  und  Perrückenmachcr,  die 
SchifTsbauer  und  Kupfcrschraicdc  u.  s.  w.  Im  Ganzen  treffen  auf 
diese  Gruppe  1387052  oder  8.6     alter  Arbeitnehmer. 

Die  fönfte  (jruppc  endlich,  welche  über  5  \  Arbeitslose  auf- 
weist und  am  schwersten  von  der  .Arbeitslosigkeit  heimgesucht  ist, 
umfafst  einmal  die  Putzmacherei,  Kleiderreini^^er,  Schreiber,  Ofen- 
setzer; ferner')  die  Zimmerer,  Tapezierer,  Maler  und  Bildhauer, 
Stuherjmaler,  Dachdecker,  Stuckateure,  Maurer,  Steinsetzer;  weiter 
die  lÜnnen-,  .See-  und  Küstenschifiahrt,  See-  unil  Küstenfischerei,  das 
HülfsL^'^rwerbe  des  Hantlrl-:  endlich  tlie  Lohnarbeit  wechselnder  Art 
und  die  wohl  vielfach  der  Stromerj^ruppe  anc,ahörtnf!cn  Fabrik- 
arbeiter, (jeselh  n.  <  ich i Ifen  ohne  nähere  Hezeichmui«^. ')  Die  ganze 
Gruppe  zählt  1  123966  oder  6.9^0  aller  ArlKritnehmcr. 

')  Ilas  Baiigeverbc  wllrd«  wohl  nocb  ii»|:ttii8ti|^rr  ZifTein  aufweisen,  wenn  die- 
jenit;en  unter  den  Arbeitnehmern  ansgescbieden  wSren,  welche  im  Winter  einen 
andern  Bcraf  ergiiffien  haben. 

*)  Mayr  i^t  der  Ansklit,  tlafs  (1<t  tiiomi  Lohe  Sats  ftlr  ili'-  Wintcr/ühlung 

hAU}>t>»äcblirli  daher  rühre,  dafs  jjorado  diese  Hcrufsgruppo  im  Winti-r  vi«d  jjrofsir 
sei  als  im  .Pommer  uml  der  VtT^jleich  der  Arbeitslosen  mit  der  Bertitszabl  des 
hommeri  hier  bcs>ouders  fehlerluiU  «  rsclic-inc. 


üigiiizeü  by  Google 


Georg  Schanz, 


Die  Uebcrfüllun^  einzelner  Berufe,  die  Zersetzung  einzelner 
Handwerke,  der  Einflufs  des  Winters  auf  das  ganze  Erwerbsleben 
koninien  deutlich  in  diesen  fünf  Tabellen  zum  Ausdruck  und  geben 
iur  die  praktische  Politik  manche  wertvolle  Fingerzei«^e. 

Fassen  wir  zusammen,  so  erhalten  wir  für  die  5  Gruppen 
folgende  Summen: 


Arbeitnehmer 

Arbeitslose 

14.  Jmn 

3.  Dezember. 

Grappe 

I.    2  562  477  - 

12419 

14  656 

1« 

II.    8  77q  856  - 

54  4  t. 

55  ^69 

210  112 

II 

III.      2  2'l>,  _\20 

14.2  „ 

49  720 

68  250 

%» 

IV.    I  3Ö7  U32  - 

b.6  „ 

29  166 

75  267 

it 

V.    1  123  966  — 

6.9  „ 

32030 

'^^5  555 

16 146971  = 

179004 

553 

5.  Die  Dauer  der  Arbeitslosigkeit. 

So  wertvoll  es  auch  ist,  zu  wissen,  wie  viel  Personen  in  einem 
gegebenen  Augenblick  beschäftigungslos  sind  und  welchen  Prozent* 
satz  ^e  von  der  Zahl  der  Arbeitnehmer  ausmachen,  so  ^'cniigt  das 
doch  nicht,  um  einen  rechten  Einblick  in  den  Umfang  der  Arbeits- 
losij^kcit  zu  erhalten.  Dieser  ergicbt  sich  erst,  wenn  man  auch  die 
Dauer  der  Arbeitslosigkeit  kennt 

Bei  dem  ersten  Versuch  einer  allgemeinen  Arbeitslosenzahlung 
glaubte  man,  die  denkbar  einfachste  Fragestellung^  wählen  zu  müssen; 
man  verlangte  blofs  die  Angabc  darüber,  wie  lange  die  Arbeitslosig- 
keit bis  zum  Zahltage  gedauert  hat.  Wie  lange  die  .Arbeitslosig- 
keit noch  nach  der  Zahlung  währte,  erfuhr  man  natürlich  nicht, 
ebensowenig,  wer  früher  oder  später  während  des  Zählungsjalires 
schon  einmal  arbeitslos  war  oder  wurde  und  wie  lange. 

Es  waren  arbeitslos  im  eigentlichen  Sinn,  also  Kranke  ausge- 
sdilossen, 


am  14.  Juni 

2.  Dezember 

i^eH  1  Tag 

2  t04 

15  791 

3—  7  Tage 

n  17471 

70589 

«—14  « 

39659 

»55  »6 

15—«*  II 

1978« 

98  180 

«9—90  1, 

3939S 

133810 

91  u.  mehr  ,, 

25  256 

3905» 

unbekannt 

-V""  .Kl  4 

42013 

179004 

553  640 

Google 
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liikkl  man  bezüglich  derer,  die  Angaben  machten,  blofs  zwei 
Gruppen,  .su  waren  arbeitslos 

Tage  14.  Juui  a,  Dcierabor 

I— a8         79016  =  55.0»,,         339766  «-  66.4% 
a9ti.  dfflber  64654  —  450"  0         171861  =  33.6<»^, 
143670  a  lOD%  511  637»  100% 

Weit  mehr,  als  die  T^fte  aller  Arbeitsioseo  ist  nicht  über  28 
Tage  arbeitslos  gewesen,  ja  am  2.  Dezember  übertritt  die  Zahl 
derer,  die  nicht  über  28  Tage  arbeitslos  waren,  jene,  die  längere  Ar- 
beitslosigkeit hatten,  fast  um  das  Doppelte.  Das  rührt  allerdings 
wohl  hauptsachlich  davon  her,  dafs  am  2,  Dezember  die  Arbeits* 
stülc  in  der  Landwirtschaft  und  der  sonstigen  im  Freien  sich  al> 
wickelnden  Berufe  noch  nicht  lange  gedauert  hatte;  eine  Zählung  im 
Februar  würde  wohl  eine  grofse  Verschiebung  ergeben  haben. 

Die  28  Tage  scheiden  übrigens  auch  in  den  einzelnen  Berufs- 
gruppen  die  Arbeitslosen  beinahe  ausnahmslos  so,  da(s  die  Mehrzahl 
nicht  über  28  Tage  arbeitslos  waren.  Eine  auffällige  Ausnahme  bieten 
hauptsachlich  das  Handels-  und  Versicherungsge werbe  dar,  bei  denen 
sowohl  im  Sommer  als  im  Herbst  die  starke  Mehrzahl  der  Arbeits- 
losen über  28  Tage  aufser  Stellung  war.  Der  grofse  Zudrang  zum 
kaulmamiischen  Beruf,  die  Lehrlingszüchterei  einerseits,  die  Neigung 
der  Prinzipale  die  Leute  selten  zu  wechseln  andererseits  scheinen  zu 
verursachen,  dafs  die  Stellenlosen  hier  sehr  schwer  unterkommen. 

Weiter  lassen  sich  die  Zahlen  nicht  gut  verwerten,  weil  die  Zahl 
derer,  die  über  die  arbeitslosen  Tage  keine  Angaben  gemacht  haben, 
meist  zu  grofs  ist 

Dauer  der  Arbeitslosigkeit  nach  Berufsgruppen. 
Es  waren  arbeit!»lu&  Tage 

au  14.  Juni  am  t,  DeBembrT 


1— s8  ttber28  unbek. 

1-^28 

ttberaS 

onbek. 

Landwirtschaft,  Gftrtncrei  n.  Tiemcbt 

673« 

4556 

714« 

100091 

44626 

13623 

t  orstwirtscbaft  und  FÜichcrei 

31S 

«53 

191 

3727 

1055 

350 

Bergbau,  Hüttenwesen  etc. 

954 

836 

832 

1396 

1396 

630 

Indu-tric  der  Steine  und  Erden 

I  305 

1 1 26 

627 

"939 

7  774 

Q02 

M'tallvrrarbeitunp 

5930 

4733 

2056 

8569 

O216 

1  >  1 1 

MzM  innen,  Werkzeuge  ctc. 

t93« 

208"? 

fto6 

3240 

2643 

3*K> 

Cbcroiscbe  Industrie 

354 

4oä 

138 

493 

60 

Fofstw.  Nebenprodukte  etc 

180 

•75 

48 

305 

167 

22 

TextUindnstrie 

a6o7 

2498 

1432 

2959 

755 

Papier 

833 

717 

MS 

962 

706 

105 

Leder 

145« 

1004 

399 

3002 

2001 

3»9 
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14.  Juni 

2. 

Dezember 

1—28 

Uber  28  unbek. 

i—aS  ttberaS 

nabek. 

Hol/.-  und  Srlmitz-tofTr 

3889 

2875 

1304 

6  s02 

3604 

927 

Nahrungs-  und  iieiiulaniiUrl 

6228 

545» 

262? 

9806 

7482 

165S 

Hcklcidung  und  Reinigung 

8939 

4932 

16  893 

8  I3S 

2954 

Bauj^cwerbc 

10166 

0152 

3090 

106  200 

32  369 

6552 

Polygraph.  Gewerbe 

1  ast 

1295 

331 

I  311 

i  387 

166 

KOmtler  and  kdnsU.  Betriebe 

196 

216 

S4 

347 

343 

22 

Fabrikarbeiter,  Gesellen  etc.  dine 

nähere  Bo7.<-ichaiing 

«57 

«73 

2770 

1  762 

659 

Handolsgi"\vorh<- 

8643 

1800 

7069 

10993 

964 

\'«-Tsichi'nin^";j::f\vcrb« 

39 

x46 

18 

74 

14s 

8 

Vcrkt'hrüjiv  v,  er  1  if 

1938 

»449 

776 

7890 

3032 

681 

Beherbergung  und  F.ri(uickim{; 

2852 

2273 

823 

4436 

6  842 

560 

Ein7jliu    statistische  Acmter') 

h.ilx'ii 

die 

Dauer 

(Irr  Arbeits- 

lüx^keit  .Uli  c  ineti  cinlieilliclien  Ausdruck  ^n-braclii.  In  Stuttgart 
z.  R.  wurdt  festgestellt,  dafs  am  2.  De^cuibcr  dit  1295  Arbcit>lo<cn 
(iukl.  Kranke)  52722  Taj^c  im  «ganzen  arbcit>lo>  waren;  atif  den 
Einzeliu  II  kamen  sonach  40,7  Ta^e  ohne  Arbeit  (bei  den  mäiuilichcn 
40,9  Ih  I  den  w  <  il)liclien  40,6).  bi  Suai.sbur;.^  hatten  aiu  2.  De- 
zember i3tS3  Arbeitslose  (inkb  537  Kranke)  76497  arbeitslose  Ta^;e; 
auf  einen  Arbeitslosen  kamen  sonach  rund  55  Tage  (bei  den  männ- 
lichen I7\ii  bei  den  weiblichen  49%).  Es  wäre  sehr  zu  wünsdicn, 
wenn  für  das  ganze  Reich  eine  ähnliche  Feststellung  nach  Berufs* 
arten  und  getrennt  fiir  die  gesunden  und  kranken  Arbeitslosen  vor- 
genommen worden  wäre. 

In  Berlin  wurde  auch  der  Versuch  gemacht,  die  eigentlichen 
Arbeitslosen  längere  Zeit  zu  verfolgen  und  festzustellen,  wie  viele 
die  Arbeit  wieder  aufiiahmen  und  in  welcher  Zeit*) 

Arbeitslos  am  14.  Juni  waren  (exkl.  der  Kranken) 

mSimlich  weiblich 
1 7  487        6  408 

Innerhalh  i WcK-hcn  landen  davon  wieder  Arbeit     8916  3461 

hlii-ln  a  iirbrit>lus   4  931         i  706 

Angabe  fehlt  3640        1  331 

Da  man  in  Berlin  durch  nachträ^liclu-  Rucklrage  den  AbL'iuf- 
termin  der  Arbeitilosigkeil  feststellte,  war  man  auch  in  der  Lage, 

*)  3^tancbe  haben  die  Zeitabscbnitte  noch  mehr  zerlegt,  als  e»  seitens  der 

Reicbsstatistik  geschehen  i«>t,  so  die  statistischen  Aeniter  der  Städte  Hamburg.  Herlin. 

^  S.  die  interessante  detaillierte  Kombination  im  Stat.  Jahrb.  der  Ütadt  Berlin 
Jahrg.  XXi,  S.  236,  237. 
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durch  Hinzuaddiening  der  bezüglichen  Tage  zu  den  früher  gefundenen 
die  wirkliche  Dauer  der  Arbeitslosigkeit  festzustellen. 

Die  Arbeitslosigkeit  in  dieser  Begrenzung  dauerte  in  Berlin  för 
die  bis  zu  einem  Vierteljahr  Arbeitslosen  —  und  das  sind  8l  % 
aller  Fälle  —  innerhalb  eines  Vierteljahrs 


unter  u. 

bis  XU  1  VS  (K'hi 

2oqi) 

1—  2 

Wochen 

2461 

a—  3 

n 

2568 

11550 

3—  4 

1» 

i«96 

4—  5 

»» 

3529  1 

5-6 

n 

1377 

6-  7 

»♦ 

I  50  ; 

7-  8 

II 

>3o8 

8-  9 

t» 

I  596 

10387 

()—lO 

»• 

i  071 

iO — I  1 

I  352 

tl  — 12 

1  j 

1086 

12-13 

21937 

Die  durchschnittliche  Dauer  berechnet  sich  auf  38,8  Tajjc. 
Mehr  wie  tlie  Hälfte  war  unter  5  Wochen  arbeitslos. 

Eäne  ähnliche  noch  interessantere  Fe>t>tellunj;  lie»;t  für  Stutt- 
t^'art  vor.  Man  kontrollierte  10  Ta^a"  nach  der  N  ulkszälrfun^'  vom 
2.  Dczhr,  nicht  nur,  wer  Arbeit  ^'efunden,  >ondern  auch,  wer  die 
X'ermittlung  des  Arbeitsamts  anj^e^'an^^en  und  wer  aus  öticntiichcn 
Mitteln   unterstützt  wurde.    Das  lM«;ebni>.  war  folgendes: 

\'on  den  1295  Arbeitslosen  --  darunter  .i!m  r  176  Kranke  — 
halten  zehn  Ta^'^c  nach  der  \'olk>zählun;4  nur  248  Personen  und 
zwar  173  iiiäiiuitche  und  74  weibliche,  im  L^artZi  n  also  uj.l*\, 
wi(  (1(i  .-\rbeit  gefunden;  die>e  waren  durchschnittiicli  31  ia^^e  aufser 
Arbeit  ^ewcsejK  186  <^)der  75  von  den  Unteri^fekommefien  fanden 
im  cfclernteii  lieruf  wieder  Heschafli;4un;^.  D.ils  nur  19.1"^  <ler 
\ri )Cii-l< ix  ii  innerhalb  fO  Ta^^rn  wieder  Arbeit  fanden,  i'-t  f-eilrch 
nicht  sehr  erstaunlicli ;  tli  im  noh  <!rn  1295  Arbeitslosen  haben  nur 
258  oder  19.9*^  0  durch  \  i  rmittlun.;  de-  \r!>»  ?^<amts  wieder  Be- 
.Hcliäftigung  zu  linden  versucht;  der  weitaus  i;rolsle  Teil,  nämlich 


')  Innerhalb  eines  Jabres  würde  «Ivo  <Uc  Zabl  der  bi»  zu  einem  V^rrt(^1jah^ 
ArJi.  it>losen  t!as  Vierfacbe  betragen.  Vgl.  daü  Näbero  im  Stat.  Jahrb.  der  Stiidt 
Berlin  Jbrg.  XXI  S.  235  f. 
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1037  oder  8a  1%,  hat  sich  nicht  einmal  zu  einer  Nachfrage  auf  dem 
Arbeitsamt  veranlafst  gesehen/)  obwohl  doch  dies  völlig  kostentos 
vermittelt  und  vom  April  bis  Dezember  1895  nicht  weniger  als  14986 
Gesuche  von  Arbeitnehmern  empfii^  und  aufserordentlich  bekannt 
und  populär  ist 

Ob  geringe  Not  oder  Arbeitsscheui  oder  geringe  Aussicht,  in- 
folge des  Berufe  Arbeit  zu  erhalten,  hierbei  den  Ausschlag  gab, 
mu(s  dahin  gestellt  bleiben.  In  Bezug  auf  ersten  Punkt  mag  aber 
hervorgehoben  werden,  dafs  aus  öffentlichen  Mitteln  39  Personen 
— '  $%  Unterstützung  erhielten;  aus  privaten  Mitteln,  d.  h.  von  An- 
gehörigen wurden  188  »  14.5%  unterstützt;  die  grofse  Mehrzahl, 
nämlich  106S  Personen  oder  82.5  "/o  Arbeitslosen  erhielt  zur  Zeit  der 
Zählung,  d.  h.  am  2.  Dezember  keine  Unterstützui^n.  (Die  176 
kranken  Arbeitslosen  erhielten  wohl  meistens  Krankengeld  etc.) 

In  Strafsburg,  wo  die  nachprüfenden  Umfragen  Ende  Januar 
begannen  und  sich  bis  in  die  erste  Hälfte  des  Marz  erstreckten, 
waren  von  1049  ennittelten  Fällen  zur  Zeit  der  Umfragen  noch 
461  ohne  Beschäftigung;  unter  den  588  Wiederbeschäftigten  be- 
fanden sich  232,  die  infolge  Krankheit  arbeitslos  geworden  waren.  *) 
Von  den  461  noch  Arbeitslosen  hatten  nur  43  —  lauter  männliche 
—  die  Vermittlung  der  städtischen  Arbeitsnachweisstelle  in  An- 
spruch genommen,  wobei  freilich  zu  beachten  bleibt,  dafs  letztere 
zur  Zeit  der  Arbeitelosenzahlung  kaum  einen  Monat  existierte. 

6.  Die  Arbeitslosen  nach  Ortskatcgo  rien. 

Die  Arbeitslosigkeit  war  Stets  für  die  Städte  ein  besonders 
akutes  Problem,  und  es  ist  von  grofsem  Interesse,  auf  Grund  der 
Reichsstatistik  zu  sehen,  wie  sich  die  (eigentlichen)  Arbeitslosen 
nach  Ortskategoriecn  verteilen. 

Nachstehende  zwei  kleine  Uebersichten  geben  den  erwünschten 
Aufschlufs. 

Kiuwohner/ahl  Arbeitslos«* 
14.  Juni       2.  I>iv..      14.  Juni    3.  iiez. 
GrofMta4lte(iooooo  Einwohner  und  mehr^     7027790     7272400     78911  11680t 
Gemeinden  von  loooo^iooooo  ^w.       85S4363     8  77 1439     38624     88 349 
Gemeinden  unter  10  000  Einwohner         36218131    36302750     61469  348490 

*)  Von  den  weiblichen  Arboitsloscn  93.65",,.  von  den  männlichen  75-7 

In  der  PnMi3catian  des  »tat  Amtes  findet  aich  eine  Zusammenstellnng,  wie 
viel  wieder  in  Arbeit  standen  vom  3. — 15.  Dez.,  16. — ^31.  Dez.  n.  s.  w.  Dns  hStt« 
nur  einij;en  Wert,  wenn  &uch  uigegeben  wire,  auf  wie  viel  Arbeitslote  die  UmJns« 
V.  3. — 15.  Dez.  tt.  s.  w.  sich  jeweils  erstreckte. 


Die  Qcucn  «t«tüt»eheQ  Erbebanceii  Uber  ArbdtadoMgkeit  in  DedtxbUuul. 


Auf  die  einzelnen  Kat^orieen  entfallen  von 

loo  Finwohnem  loo  Ar!>.  iis^losen 

14.  Juni    2.  I)f£.  14.  Juni    2.  Dc£. 
Giofsslfidtc  (100000  Eimrobner  und  mehr)     13.57       13.93       44.1  3i.l 
Gemeinden  von  10000— iooooo  Einwolmier    1647      16.79       I1.6  15.1 
Gemeinden  unter  10000  Finwohner             69.96      69.39        34.3  63.8 

100.00     100.00  100.00  100.00 

Aus  den  vorstehenden  Tabellen  ersieht  man,  dafs  im  Sommer 
uogeiahr  *^  der  Arbeitslosen  in  Gemeinden  mit  locxx)  und  mehr 
Einwolinern,  tiafs  dagcjijen  im  Winter  umgekehrt  niclit  ganz  - der 
Arbeit.*^losen  in  den  Gemeinden  unter  lOOOo  Einwohnern  sich  be- 
fanden, Dn<  Ruhen  cfcr  ländlichen  Arbeit  im  Winter  und  die  Rück- 
kehr vieler  .\i heiler  von  der  Stadt  auf  das  Land  mit  <!e!i)  Aufliören 
der   BaulhätiL^keit   u.   d;^I.  biniuTt  die.sc  Wrschiebung  mit  sich. 

Die  (Tef^eiuil)erstellun^  der  prozentualen  X'ertciluii;^  der  Ein- 
wohner und  der  iV>chäfti«^ninf:;slo<;en  zeit^  abe  r  weiter,  dal.^  rt:lati  v 
die  Arbeitslosen  in  den  ( ir()l>>tädlctj  unil  /.um  Teil  auch  in  den 
Mittelstädten  .stärker  hervortrete?),  als  auf  dem  Laiul.  Es  verlohnt 
sich,  diese  Erscheiiuui^  noch  deutlicher  zu  machen,  indem  man  in 
jeder  der  3  Ortskategoricen  die  Arbeitslosen  niil  den  Flinwohnern 
dieser  Kategorie,  und  ebenso  mit  den  Arbeitnehmern  dieser  Kate- 
gorieen  vergleicht 

Auf  1000  Einwobncr  Auf  1000  Ar  bei  t- 

n  p  h  m  c  r  b 

in  nebcniitcbendcn  (Jrtükatcgoriccn 
kommen  eif  entliehe 

Arbeitslose  .Vrbcitslo&f ') 

14.  Juni  2.  Dpz.  14.  Juni    2.  Dez. 

Grolsst;ifli<-    1  iüocxki  I  Jiiwuluirr  uml  m^hrj         11.2        16.9  33.8  50.5 
Gemeinden  von  loooo — iooooo  l-iuiwokncr        4.5  10. 
Gemeinden  unter  10  000  Einwohner                 1.7  9.1 

Unter  looo  Einwohnern  sintl  also,  wenn  man  die  Zahlen  ab- 
rundet, in  den  ( irofs.städten  im  Sommer  ii,  im  Winter  17,  in  ilen 
mittleren  Stadtgemeinden  im  Sommer  4,  im  Winter  1 1  und  in  den 
klonen  Gemeinden  im  Sommer  2,  im  Winter  lO  arbeitslo.s  gewesen. 

b  Bei  drn  .XrbritnrhTnt  n)  ist  die  Hrrufsahtfibin;:  V.  St.i.it^-,  r,cmt>indc-,  Kirchen- 
dienst, freie  Hrrulsartenj  nicht  einbezogen,  woU  aber  be«  den  Arbeitslosen.  Siehe  Note  i 
«nf  S.  3S6. 

*)  Die  reich«stitist.  PnhUkatian  enthilt  eine  Angabe  ttber  die  Arbeitnehmer 
d.  r  Herufsabteilung  A    D  (d.h.  mit  Ausschlufs  des  StJiats-.  Gemeindr-  Kirchendienstes 
und  drr  freien  KenifsartpnI.  im  panr^-n  (15497633*  und  ühi-r  die  nändicben  Arbeitcr- 
kaiegorieen  nur  der  28  tiroisstiulte      333671),  die  .\usscheidung  llir  die  2  letzten 
Ortsgruppen  war  daher  leider  nicht  möglich. 
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Vergleicht  man  die  Arbeitnehmer  mit  den  Arbeitslosen,  so  sind 
in  den  Grofsstadten  unter  looo  Arbeitnehmern  im  Sommer  34,  im 
Winter  50,  in  den  übrigen  Ortskategorieen  8  bezw.  55  arbeitslos. 
Der  Prozentsatz  der  Arbeitslosen  von  den  Arbeitnehmern  auf  dem 
Lande  im  Winter  vermag  nicht  die  Höhe  des  Prozentsatzes  der 
Arbeitslosen  von  den  Arbeitnehmern  in  den  Grofsstadten  Im  Sommer 
geschweige  im  Winter  zu  übersteigen« 

Es  erscheint  geboten,  die  Massenerscheinung  der  Arbeitslosigkeit 
In  den  2$  Grofsstadten  noch  naher  zu  verfolgen.  Nachstehende 
Ueberslcht  giebt  Aufechlufs  über  jede  derselben. 


Arbeit- 
nehmer 
der 

Arbeitslose 

Auf  lOOOKin- 

.\uf  1000  Ar- 

der 

woliner 

beitnehmer  *) 

Kinwohnerjcabl 

Bcrufs- 

Benifsabteil. 

treffen  Ar- 

treffet! .\r- 

Sudl 

abteil. 
A— D 

am 
;4.  luui 

1895 

A  ' 

F, 

beitslose 

beitslose 

14.  jutii 
1 895 

2.  r>'  /. 

'895 

^eXCl. 

Kranke) 

14.Ju)n  2.  I  / 

(excl. 

Kranke) 

M.r,:,,.      •..  ■ 

(excl. 
Krankel 

;  -De/. 

Kcrlin 

I  61 5  082 

I  677  135 

27  622  36889 

10.7 

22.U 

48.8 

65.1 

605  252: 

625 

•V5479 

12652  13938 

20.8 ! 

32.3 

64.7 

7»  3 

MttDcbcD 

407  174 

143162 

2  239 

4610 

5-7 

••-3 

15.6 

32.2 

'.86  363 

398 

5  285  4594 

i3-7  ! 

11.5 

42  3 

36.1 

BresUui 

.;63  225 

373  140 

120628 

4*3»! 

6874 

11.7 

18.4 

35-4 

56.9 

Dresden 

324  34« 

334  066 

1 1  ;,  .^26 

3  190 

3700 

9.8 

1 1.8 

28.1 

326 

kuln 

308  89  a 

321  548 

I  541, 

3368 

4-9 

10.5 

16.6 

34-a 

Fmokfurt «.  M. 

22^  206[ 

329  399 

81363 

1  Sil 

2942 

8.1  1 

133 

22.2 

36.1 

208  893 

214  T,<)- 

(  .t  5.SS' 

I  640 

3823 

7-9 

17.8 

266 

62.7 

1  liuuiovcr 

201  904, 

209  300 

üjui  1 

I  782 

3'42 

8.8  ' 

15.0 

28.3 

49  V 

Düsseldorf 

1699351 

176  024 

51647 

853 

1813 

5.0  i 

10.3 

16.5 

35-5 

Kcmigsberg 

l6<;  661 

172  7;S 

3  ^'27 

1 2.0 

22.7 

39-4 

79  ' 

Chemnitz 

157  717. 

löo  991 

55923 

I  3«<^ 

1343 

8.8 

8-3 

24.S 

24.0 

NOmberg 

154  746! 

162  380 

S6421 

658; 

1054 

4* 

6-5 

1 1.6 

18.7 

1:8378 

5S 

I  3>2 

3-6 

8.6 

^5 

24  c 

145  605 

1 4S  944 

44909 

i  OÜ5 

4398 

17.9 

29.2 

;,8.o 

97  9 

HroiiiL-n 

141  937 

44  503 

829 

1 516 

6.0 

10.6 

"18.6 

340 

Elberfeld 

»35  794 

139  168 

4.}  401 

t  1 27 

6.8 

8.1 

t8.6 

23  4 

Slctün 

J34  508. 

•4073» 

4«  543 

j  203 

3042 

9.0 

21.6 

28.9 

732 

Strafsborg  i.  E. 

»3*  045; 

135  3'3 

38610 

249( 

848 

1.9 

6.3 

6.5 

21.9 

Härmen 

124  704 

1 27  007 

4'  '  to 

623 

779 

ö 

6.1 

1  >.i 

18.0 

1  >an7.ig 

122  208 

»-«3  «^39 

340 1 1 

1  176 

3209 

9.6 

25.6 

34-0 

92.7 

(  liarlottcDburg 

1 19  33«! 

13*383 

36044 

974 

2  124 

8.3 

16.0 

37.2 

>o.o 

li.illc  a.  S. 

1 134(^5 

I  1  b  ',02 

1  066 

1  S23 

9.4 

7 

338 

5  7-8 

l'.uiunschweip 

1 1 2  676 

1151 29 

34<J5*-' 

622 

I  720 

5  5 

14.9 

18.3 

Aachen 

108  626' 

110489 

34503 

449 

1  326 

4.1 

12.0 

13.0  , 

1  >ortniund 

107  030 

1  1  f  23  ^ 

587 

741 

5-5 

6.6 

>7-4 

21.; 

Krclcld 

106  I2> 

107  27Ö 

32006 

348 

779 

3-3  j 

7.2 

10.6 

239 

*)  DieK«  Berechmiiig,  die  ich  gemacht  habe,  ittt  iiwofera  unvollkommen,  al» 
die  reich>Ktatistische  Publikation  die  Arbeitnehmer  der  einxelnen  StSdte  nur  für  di« 
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In  Berlin  und  Hainbur«^  <(iebi  es  so  viele  Arbeitslose,  dals  man 
daraus  eine  atischnlichc  Stadt  bilden  könnte,  und  die  Arbeitslosen 
sämtlicher  28  Grofsstadle  reichen  aus,  um  selbst  wieder  —  wenigstens 
im  Winter  —  eine  Grolsstadt  /.u  füllen.  Die  reichsstatistisclic  Er- 
Iiebung  zeigt  nuch,  dafs  die  sozialdemokratische  Frh<'bung  im  Jahr 
bes'^er  L(e\vesen  zu  <ein  sclieint.  als  ilu  Rul,  wenigsten^  in- 
>ofern  als  keine>wegs  die  gewerkschaitUchcn  Zitfcra  ia  allen  Fäiien 
übertrieben  grofs  ausgefallen  sind. 

Eine  besonders  auffallende  Erscheinung  i>i  .ihi  1  tol^riiilc. 
Ordnet  man  die  Grolsstädtc  nach  der  Höhe  ihrer  relativen  Arbcils- 
loscnzirtcr,  so  ergeben  sich  zwei  geu;^r.ij)liis{  lu-  Gruppen,  eine  nöni« 
lich-östüche  uiul  eine  westlich-siitlliche,  und  zw.ir  hiMeii  dii  Scheidi  - 
^rcnze  zwei  geratlc  Linien,  die  man  von  üötliiigen  nach  lireine«- 
hafen  und  nach  Freiberg  in  Sachsen  2ieht.  Die  Grorsstätlte  östlich 
und  nördlich  dieser  Linien  haben  fn^ofse  Zahlen  (tir  Arbeitslose,  die 
wcsdich  und  südlich  dieser  Linien  gelegenen  mäfsige  Ziffern,  wie 
folgende  Gruppierung  ausweist. 

1.  ( j  r  uppe. 
Die  eigentlichen  \rbeit>losen  machen  ",,„ 

von  i].  r  H'-volki-runt;  von  »K  r  Arl«  iln>  hnicru 

14.  Juni  2.  !>(-/.  14.  Juni          2.  Ucz, 

llan»bur^                jiu.S  22.3  64.7  71.3 

Altona                 17.9  39.2  58.0  97.9 

Riinigsben;            12.0  23.7  39.4             79 1 

I!cnifsgrupp<-'n  .\  —  |)  gicbt,  dio  tluM-lbst  iui;^c^<  brne  Zaiil  du  Arbeitslovn  aber  auch 
.4uf  die  BeruJsKrujipe  E  (Staau.-,  (jctm-iudc-,  Kirchcndit-usi,  freie  Bfruls;utc'n)  sich  cr- 
stredit.  In  Enumglung  vollständigerer  Angaben  war  der  Fehler  nicht  zu  ver- 
meiden, ist  aber  nicht  belanKreich,  da  in  der  <amppe  K  e>  nur  wenige  Arbeits- 
lose giobt. 

')  Die  /«hl  «Irr  .^rb^^äslov.  i;  l>  ••mt,- 

iiacli  dt  r  ^fwerk-   nach  dvr  Kcich»* 


MThaftl.  Er- 

Statistik 

hebiiog  im 

3.  Dcicmber 

Winter  1892/3 

189s 

Hamburg' 

I.<Mpiijj 

8820 

4  594 

Nürnberg 

1058 

io54 

Stuttgart 

2272 

US» 

Köln 

8851 

33*» 

irall.-  .1.  S. 

IOü2 

1823 

r.lbcrkld 

ISS«, 

r  127 

RamtfO 

1320 

779 

eU|el>ung  u. 
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von  der  Bevölkerung  von  ilcn  .\rbritn<-hmern 


14.  Juni 

14.  Juni 

2.  l>c/ 

9.6 

92.7 

9.0 

3I.D 

28.9 

73-2 

Berltii 

to.7 

22.0 

48.8 

Cmnottenbarg 

IOjO 

27.2 

S9X> 

Breslftu 

11.7 

18.4 

3S-4 

5«-9 

Magdoburj; 

7-9 

17.8 

26.6 

62.7 

Hall,-  a.  S. 

9^ 

»57 

33-8 

57.8 

I  )r->silr>n 

q.8 

11.8 

28.1 

32.6 

Leipzig 

«37 

42-3 

36.1 

Ifaimorcr 

8.8 

150 

28.3 

49.9 

Brotiiischwei{( 

5-5 

14.9 

18.3 

50-5 

II.  Gruppe. 
Die  eigentlichen  Arbeitslosen  machen 


der  Bevölktmng 

der  .Xrbetonehiner 

14.  Juni 

2.  De/.. 

14.  Juni 

2.  Dea. 

Bremen 

6.0 

10.6 

18.6 

34.0 

Aachen 

4-» 

12.0 

130 

384 

Krctcld 

3-3 

7-2 

10.6 

23.9 

Buhmu 

S.o 

6.t 

15.1 

18.9 

Elberfeld 

6.8 

8.1 

.t8.6 

«5-4 

DBsieldorf 

5* 

10.3 

i6.$ 

3S-5 

Köln 

4-9 

10.5 

16.6 

34.2 

Dortmund 

5S 

6.6 

17-4 

21.$ 

Cheinnitz 

8.8  . 

8.3 

24-8 

240 

Nümbef}; 

4.2 

6.5 

11.6 

18.7 

München 

5-7 

ii.i 

15.6 

32.2 

Stuttgart 

3.6 

8.6 

8.S 

»4-5 

Strafsburi; 

»9 

6.5 

21.9 

Frankfurt  a. 

M.  8.1 

U-3 

22.2 

36  t 

Wodurch  der  Unterschied  (He.-^t  i  beiden  Gruppen  hc^Tündet  ist, 
vermaj^  ich  nicht  mit  Sicherheit  zu  sa^jen.  Dais  die  Seestädte,  be- 
sonders die  an  der  O.'^t.see  sein  hohe  .Xiheitslosciiziffcrii  für  den 
Winter  haben,  wird  niemand  Wunder  nehmcu ;  auch  ilu  c  zum  Teil 
hohen  Ziffern  bei  der  Sommerzählung  erklärt  sich  wohl  durch  den 
intermittierenden  Betrieb  der  immer  nur  von  Fall  zu  Fall  gedungenen 
Stauer  u.  8.  w.»  den  Seestädten  strömt  auch  viel  Bevölkerung  zu, 
die  dort  Arbeit  sucht.  Wenn  Bremen  eine  Ausnahme  macht,  so 
beruht  dies  vielleicht  auf  sdnem  zum  Teil  binnenstädttschen  Cha- 
rakter» bzw.  auf  der  grofsen  Entfernung  von  Bremerhaven.  Die  er- 
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heblich  gfinstigeroi  Zahlen  der  zweiten  Gruppe  mögen  zum  Teil 
daher  rühren,  daTs  darunter  Centren  für  Textil-  und  Eisenindustrie 
«cb  befinden;  gerade  diese  Industriezweige  aber  hatten  1895 
günstige  Konjunktur;  in  Nürnberg  w.ir  rc^c  Arbeit  für  die  Vor- 
!>ercitung  der  1896  er  Ausstellung,  allein  das  gleiche  war  in  Berlin 
der  Fall,  ohtie  ilafs  der  Erfolg  för  die  Arbeitslosenzahl  er<>ichtlich 
wäre.  Ks  bleiben  Ratsei.  Fast  mochte  man  meinen,  dafs  die  nord- 
und  ostdeutschen  Grofsstädtc  mehr  prolctarisiert  wären,  wohl  auch 
aus  der  Umgebuni^  mehr  iinL,'elerntc  und  deshalb  leichter  der  Ar- 
beitslosisrkeit  ausgesetzte  Arbeiter  ia  ihre  Mauern  ."lufnchincn  mürsten. 
Dafs  Bajern,  Württemberg,  Kaden,  Hcs>en,  RheinKuul,  Westfalen 
auch  im  ganzen  geringe  Arbeillosigkcit  aufweisen,  '  mag  ebenfalls 
damit  zubammenhängen.  Die  Besitzvertcihnig  ist  hier  eine  günstigere 
und  das  Gros  der  reinen  besitzlosen  Tagelöhner  kleiner. 

Endlich  mag  nachstehend  auch  eine  Zusaiiunen>tcllung  erfolgen, 
ril)er  die  Dauer  der  eigentlichen  Arbeitslosigkeit  in  den  drei  Orts- 
kalcguricii. 


Am 

14.  Juni 

Grofs&tädte 

Gemeinden  von 

Gcueindeu 

10—100000 

unter  loooo 

I  Tag 

794 

4S4 

856 

2-  7  T»ie 

783» 

3975 

5665 

8    14  „ 

11915 

»5— a8 

10J07 

3659 

5816 

»9—90 

90339 

7718 

II  351 

91  IL  melir  TVige 

1304S 

505t 

7  «57 

unbrk. 

6963 

9662 

18709 

1—28  Tag«? 

3857' 

16  193 

24252 

29  a.  darQbvr 

33  377 

12769 

18508 

Am  2. 

Dezember 

1  Tau 

3663 

2S08 

9320 

7  Taue 

17447 

1*317 

40825 

»—14  « 

«9337 

aa87o 

"»999 

i$— a«  u 

17076 

13059 

68045 

29 — 90 

30203 

30013 

82594 

91  a.  mi'br  lüg«: 

13384 

8630 

17037 

iinbek. 

$691 

8653 

27670 

I — 18  Tife 

675*3 

51054 

331  189 

29  «.  dartber 

435*7 

aS<i43 

99  «3» 

*)  Vgl.  die  rdcluMtatisL  Pnblikmtion  S.  22*;  allerdings  ist  die  dort  oütgeteilte 
StatiiHk  der  BeadAfligiiiigiloveB  in  den  eimelnen  ßondetalMteii  vnd  Lndcaldlen  to 
•aQB*°^^<<  ^  w^Bi*  Krankheit  vortlbcrgcbcnd  Arbeitslown  «inffe- 

ffcdmet  sind. 

«4» 
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Nahe  Wcgl  der  Gedanke,  bei  den  Arbeitslosen  lier  Grofsstädte 
nachzuforschen,  seit  wann  sie  zugezogen  sind.  Man  hat  in  einzelDen 
Städten  diese  I'rage  gestellt. 

In  Berlin  hielten  sich  von  den  eigentlichen  Arbeitslosen  des 
14.  Juni  auf 

mSiin-  davon  ebenso  weib-  davon  ebenso 
lieh   lang  arbeitslos   lieh  lang  arbeitslos 


seit    1—  14  ' 

lag.- 

•49 

84 

3t 

31 

15—  a8 

» 

60 

ai 

11 

4 

29-^  43 

» 

65 

18 

17 

5 

43—  56 

n 

83 

II 

16 

I 

57-  70 

n 

7» 

12 

»3 

3 

71-  84 

» 

13« 

28 

3« 

I 

85-  98 

» 

4» 

8 

5 

99— 1 12 

II 

66 

4 

8 

1 13—126 

•1 

'4 

3 

7 

1 

127—140 

>» 

4» 

( 

8 

141—164 

»1 

69 

5 

4 

165 — ^356 

•< 

328 

38 

f8 

3 

1 330 

«35 

258 

40 

I  bis  2  juhrc 

478 

15 

»37 

t 

linger  als  2  Jahre 

6496 

58 

«393 

12 

anfserdem  vorttbergehend  anwesend 

435 

«57 

Zmngudt  nicht  angegeben 

38» 

72 

9011 

3117 

in  Berlin  geboren 

3  8ao 

1758 

Angabe,  ob  angelogen  oder  in 

Berlin  geboren,  fehlt 

4656 

1623 

17487 

6498 

Von  den  Beschäftigung 

(inkl. 

Kranke) 

wohn 

Zählgcmcinde  der  Stadt  Hamburg  ain  2.  Dezember  1S95 


seil 

minnl. 

weibl. 

unter  t  Monat 

881 

7» 

I — •  3  Monaten 

577 

"5 

3—  6 

3*4 

76 

6—12 

989 

"7 

1 —  2  Jahron 

539 

138 

rnrhr  :tls  2  Tahr.-n 

6925 

1482 

uiibckaniuer  Zeit 

523 
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Es  waren  am  2.  Dezember  1895 

nlmil.  weibl. 

in  def  Zählßcmcindc  gehören  409I  '405 

aufscrhalb  der  Zählgemeindc  geboren   10099  ^OOJ 

am  14.  Juni  1895 

in  der  Zählgcni- in<K  ^.  (mn-n  3030  1566 

aufsicrhalbdfrZahl^t-imuHlr  i;tl")'.  n     8372  2628 


In  Dresden  wnreti  von  2 icX)  arbeitNlnscn  Personen,  von  denen 
im  Sommer  die  DauL-r  ihiL<  ht<!KTi^en  Autcnihahs  in  Dresden  fest- 
gestellt werden  konnte,  40",  i  r^i  seit  6  Monaten  oder  wenij^er, 
52  "n  seit  2  Jahren  v<Wr  wriii;^^  r,  ()0'*\,  seit  5  lahrcn  oder  darunter 
in  Drodcn  anwiMiid.  Im  Winter  betrug'  die  Zahl  tler  arbeitslosen 
PerM>iKii,  (Icrtn  Aiiieiiüjalt^tlaucr  ermittelt  wurde,  3845;  davon 
hieltet!  steh  äcil  höchstens  6  Monaten  28",,,,  seil  h<>clisti  iis  2  JaliiLii 
41",,,  seit  höchstens  5  Jahmi  52".,  in  Dresikn  auf.  Nimmt  man 
die  VV'intcrzahlerj  als  die  nnnualcii  au,  so  haben  im  höchsten  Falle 
59  "  ^  der  Arbeitslosen  in  Drestlcn  ihren  Unterstützun^'swohnsitz  gehabt. 

Audi  in  Stuttgart  hat  man  der  Zeit  des  Zii/aigs  sein  Augen- 
merk  zugewendet;  bei  der  Xachcrliebung  wurde  gefragt,  seit  wann 
der  Arbeitslose  ständig  in  Stuttgart  ist.  Die  Bearbeitung  hat  dies 
Material  nur  insoweit  verwertet,  als  sie  feststellte»  wer  von  den  Arbeits^ 
losen  bereits  den  Unterstüzungswohnsitz  besafs,  d.  h.  2  volle  Jahre  am 
Platz  war.  Von  den  1295  Arbeitslasen  besafsen  681  Personen  oder 
S^*7      3^  mehr  als  die  Hälfte  den  Unterstiitzungswohnsttz  nichL 

In  Strafsburg  befanden  sich  unter  1024  Arbeitslosen,  bei 
denen  die  Aufenthaltsdauer  in  Strafsburg  ermittelt  werden  konnte 
444  Ortsgebürtige  und  580  Zugewanderte ;  unter  den  letzteren  hatten 
daselbst  nur  313  ihreti  ständigen  Wohnsitz  vor  1893»  dagegen  188  erst 
seit  1895  (dem  Ausstellungsjahr),  43  seit  1894,  36  seit  1893. 

Bei  der  Volkszählung  im  Dezember  war  von  Reichswegen  die 
Frage  nach  der  Staatsangehörigkeit  gestellt;  das  läfst  sich 
auch  fiir  die  Arbeitsloscnzahlung  verwerten. 

In  München  ')  wan  n  atn  2.  Dezember  7754  Arbeitslose  (da- 
von 3143  vorübergehend  artieitsuniahig) ;  von  den  ersteren  waren: 

Bayern   '^'047  —  8y.6 

Soastigc  Driitsihe    ,  461  5.9 
AusläudiT   ....  346  gg  4.5 
  100 

*)  Mitteiloaiücn  4es  «tetintiKben  Amt^rs  der  Stadt  Mttncben.  Bd.  XV  Heft  i  S.  33. 
Im  gmaen  K6ni{;rt  ich  Inmen  auf  100  Einwohner  j.7  Nichtbayem,  auf  100  Afbfttataac 
dagegen  mrbr  als  doppelt  sorM,  nlmticb  7.8.  Ztscbr.  d.  k.  bayr.  stat.  Bor,  1896  S.  1 15. 
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In  Stuttgart  waren  am  2.  Dezember  von  deo  1295  Arbeits- 
losen nur  29  oder  2,23  ^  Reichsauslander.  Nichtwürttembergische 
Reidisangehörige  waren  es  208  oder  16.07%;  der  weitaus  grofste 
Teil  der  Arbeitslosen,  nämlich  1058  oder  8 1 .7  %  waren  Württembeiger. 

Sehr  bedauerlich  ist,  dafs  man  bei  der  Beruüszahlung  am 
14.  Juni  nicht  auch  die  Staatsangehörigkeit  erfrug ;  man  wäre  dann 
in  der  Lage  gewesen,  einmal  zu  erfahren,  wie  viel  Italiener  und 
Ssdtiroler  im  Sommer  den  süddeutschen  Arbeitsmarkt  über* 
schwemmen. 

7.  Umstände,  welche  die  Arbeitslosigkeit  veran- 

lafst  haben. 

Einige  Städte  haben  bei  ihren  Nacherhebungen  in  sehr  dankens- 
werter Weise  diesen  Punkt  ins  Au^c  gefaTst  Für  viele  Zwecke. 
namcHitlich  auch  für  die  Frage  der  Arbeitslosenfiirsorge  bezw.  •Ver* 
Sicherung  wäre  es  in  der  That  von  grofsem  Vorteil  gewesen,  wenn 
es  gelungen  wäre,  zu  erfahren,  von  wem  die  Kündigung  au$;gegangcn 
und  aus  welchem  Grunde  sie  erfolgt  ist  Leider  ist  das  Ziel  mir 
unvollkommen  erreicht  worden,  nicht  am  wenigsten  infolge  unkor- 
rekter FrageformulieruDg. ') 

Relativ  am  besten  ist  die  Sache  noch  ausgefallen  in  Dresden. 
Es  ergiebt  sich  fiir  die  arbeitsfähigen  Arbeitslosen  folgendes  Bild: 

.Vni  14.  Juni       Am  2.  Dezember 
1895  »«95 

I.  Sokhe,  die  vor  ihrer  Arbeitslosigkeit  in 
keinem  Lohnverbfiltnisse  gestanden  hatten, 
nimlkh 

n)  frfllier  Selbitftndige,  nach  Anfgnbe  oder 
Konkurs  des  Gescbifts,  auch  bisher  von 
ihr^^m  Ehrmann  tmtcrluihene  Frauen  und 
von  ihren  bitern  unterhaltene  Kinder  nach 

Verlust  ihrer  Ernährer   26  t6 

b)  aus  der  Schuir,  il<  r  Lelire,  von»  Militär, 
ans  einem  Getau^msäc  oder  einer  Anstalt 
entlasten,  auch  von  einer  Reise  bcw.  von 

der  Wanderscbafl  surOckgekehrte  Penonen         44  $* 

70  7« 

M  In  Berlin,  Stattgart,  StraTsburg  a.  B.  hiefs  es:  Ursache  der  Ai:beitslOMg:k«it 
(Krankheit,  eigene  Kftndigong,  Kflndigtmg  durch  den  Arbeilgeber,  Strike,  GcschSft»- 
stille,  Anlbören  der  Saisonarbeit).  Das  sind  Ursachen,  von  denen  mdirere  sosammea. 
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14.  Juni  1895         2.  I>«s.  189$ 


a.  Von  ausirSrte  gekommeiip  Arbeitskwe,  die 

a)  in  Dresden  Arbeit  sachten   334  516 

b)  sich  in  Dresden  zum  Bcsnchr  aufbiehen 

oder  durchreisten   33  25 

M7^  54T 

Arlx-itcr  un<l  Arbciterjuncn  aus  der  Arbeit 
entlasse n 

a)  wrgcn  Streitigkeiten  imt  dan  Arbeitgeber, 

scUcditer  Arbeit,  Xadilissigkeit  a. «.  w.  .15  10 

b)  wegen  Auflidrens  der  Salaonarbeit,  sdilcch« 
ten  Geschi  ftaganges,  Mangel  an  Beschftf- 

tigangu.a.w.   467  1045 

c)  wegen  Konkurses,  W-rzugs  odi-r  TikIcs  dt-s 
Arbcitgcb<.Ts,  Aufgabe  des  GeMh&As,  Ende 

dc^  ri.m.^  u  <  \v   92  So 

d)  sunst  inluigc  Kündigung  dc6  Arbeitgebers        340  627 

9>4  1762 

4»  Aibeitnefamer,  die  selbst  ans  der  Arbeit 
gegangen 

a)  w^en  u  geringen  Lohns,  unpassender 
Arbeit,  Streites  mit  dem  Arbeitgeber,  nm 

«dl  xn  verändern  u.  s.  w   86  18 

b)  Wegen  häuslicher  Verhältni!M>e     B.  wegen 

Kranklirit  in  der  Famjlj»- ,  notw»-ndifj^r 
1  lillr  II)  iliT  Wirtschaft  oder  im  <  ;»-wcrbc 

ikr  L-lUm  oder  der  Kinder  u.  >.  w.      .    .  24  17 

c )  wegen  bcvorstehcndenWegzugs  von  Dresden 
(AttswMuierung,  Verzug,  Wanderschaft) 
wq;en  beabsichtigter  weiterer  oder  ander« 

•    weiter  AosbiMung,  wegen  Einberufung  cu 
einer  militiUrisehcn  Ucbuug,   «ur  Erho> 

long  u.  s.  w   38  24 

d)  sonst  infolge  eigener  Kändigung    .   .   «       604  758 

'75a"      "    ~"  817 

5.  <  i<'l<7:>  uiieits-  und  Ausiiiltsarbciter    ....  64  102 


ialh'O  ,  /.  Ii.  ilrr  Arlx  it^cbcr  kündigt  wegen  (Icschäftsstillr :  ili<  Ui  (ragten  glaubten 
aber  einen  (irund  angeben  /.u  n)ii»!>cn  und  unterstrichen  inlolgc  dessen  entweder 
den  einen  oder  den  andern.  Dadurch  war  es  ausgeschlossen,  dafü  man  erfuhr,  von 
wem  die  Kündigung  ausging.  Soll  spitcr  bei  einer  Wiederholung  die  Sache  biancb- 
bar  werden,  nmfs  man  die  Kündigung  in  den  Vordergrund  schieben,  etwa  wie  Dr. 
WBrBbvser  auf  der  tt.  Konferen«  der  Stfidtestatistiker  in  ^faigdebuig  23, — 27.  April 
1896  -rargesdilagcn  hat. 


Digitized  by  Google 


^64  Georg  Schanz, 

14.  Juni  189$  2.  Dex.  1895 

6.  Soklif,  bei  denen  die  L'riWiclir-  der  Arbcits- 
lusi{;keit  nicht  genauer  ermittelt  werden  konnte, 

und  zwar 

a)  vorübergehend  anwesende,  bei  der  Nach- 
fondumg  tod  Dmden  abgereiste  oder 

verstorbene   609  375 

b)  sonstige,  aodi  die  im  Asyl  Ar  Obdachlose 

beherbergten  Personen   336  130 

'»^5  ~  503 


»» 
»• 


Summa      joSa  3803 

Für  Stuttj^ari  werden  die  Ursachen  der  Arbeitslosigkeit 
foigendcrmaTsen  angegeben: 

Krankheit  176  =  13.6"«  aller  Fälle 

fitjet)«-  KüTulif^Hiifj  307  -  -  23.7 

Kündigung  durch  <l<  n  ArbeilK^'ber     195  —  15.1 

Suikc   3  =  0.2 

GesdüiftsstiUe  A^7  =  i^o 

Aufhören  der  Saisonarbeit  ,   .   ,     94  «s  7.3 

andere  Ursachen  53  —  4.1 

1395  100 

Diejenigen,  welche  arbeitslos  wurden  info^  eigener  Kündigung, 
betragen  307  —  es  sind  aber  sicherlich  mehr  —  und  machen  von 
den  eigentlichen  Arbeitslosen  (nach  Abzug  der  Kranken)  274  \  aus. 
Infolge  Krankheit  waren  viel  weniger  arbeitslos,  als  infolge  eigener 
Kündigung. 

Nach  Geschlecht  gruppieren  sich  die  ArbcitslosL*n : 

Männliche  Arbeit»lose   .  980 

davon  inff)l^;r  Krankheit    122  , 
vcrbUnben  eiperTtlu  ln    \ rhr  itslos.- :  858 
hiervon  durrli  rij^ene  Kündi^un):;         1S7  2'-8®o 
durch  Kündijiung  des  iVrbeitRebers  .     173=  20.2**,'^ 
Wciblidie  Arbeitslose   .  313 
davon  infolge  Knnkheit  54 
verbleiben  eigentliche  Arbeitslose:  261 
hienon  durch  eigene  KiiTxli^nin«^         120  =  46"^ 
durch  Kündigung  des  Arb.  ilgt  ln  rs  .      22  ^  8.4% 

Hei  den  weiblichen  Dienstboten  und  Köchfnfiefi  kündij^ten  63 
von  114  rijr.  arbeitlosen,  bei  den  Kellnerinnen  19  von  33,  bei  dem 
weiblicht'ii  Ko?itf>r-  und  Ladeni>ersonal  9  von  18,  bei  den  Fabrik- 
und  - 1\\  Ol  i  iiichen  Arbeiterinnen  II  von  29:  am  ausdauerndsten 
waren  die  Nähterinnen,  bei  ihnen  kündigten  nur  17  von  56. 
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In  Strafsburg  waren  von  den   1385  Arbeitslosen  aufser 


Stellung  infolge 

eigener  Kilndigung   94  =  ^»•79*;» 

KUndtgung  durch  den  Arbeitgeber  9S  s  7.08 

Strike   9  as  0.65 

Gcscbiftssttlle   318  s  33.96 

Aufhören  der  Saiüoowrbeit ...  34  1.73 

Ortswechsel   11  ■»  I.$3 

sonstijrtT  l'rsachcn   .   .    .   .   ♦  64  «  4.62 

Krankheit   5.^7  38.77 

nicht  mehr  zu  ermittelnde  Fälle.  229  »  15.&8 


Scheidet  man  die  2  letzten  Posten  aus,  so  bleiben  628  Fälle; 
davon  kommen  auf  eigene  Kündigung  98,  Strike  9,  und  man  wird 
unbedenklich  minde.stens  auch  die  auf  Ortswechsel  beruhenden  21 
Fälle  als  selbst  von  den  Arbeitern  veranlafste  ansehen  dürfen,  das 
sind  zusammen  128;  diese  machen  von  628  Fällen  20,3% 
Durfte  man  annehmen,  dafs  auch  die  64  Fälle  wegen  „sonstiger 
Ursachen"  noch  hinzuzurechnen  wären,  so  stiege  der  Prozentsatz 
auf  30,5"«. 

Ein  ähnlicher  Versuch,  in  Hamburg  den  Gründen  der  Arbeits- 
losigkeit  bei  der  Volkszälilung  bcizukomtncn,  ist  in  der  Hauptsache 

nnfslunj^cn.  Für  633  niännliclie  und  8l  weibliche  Arbeitslose  konnte 
der  Grund  der  Arbeitslosijjkeit  überhaupt  nicht  crniiticli  weiden, 
und  für  die  ^rofse  Mehrzahl  lauteten  <lie  .Antworten  einfach  „Mangel 
an  Arbeit".   Das  Gesamtergebnis  war  für  die  Stadt  folgendes: 

3.  Dezember  1895 
minnlicb  weiblich 


Krankheit.   .   3538  1064 

Schwangerschaft  und  Kindbett    .  S''^ 

Mangel  an  Arbeit   109 14  21 87 

Aus  cli-r  Ariieit  entlassen  wegen: 

Abreise  der  Herrschaft  ...»  —  l 

bfi-nditfr  Lehrzeit     .....  —  3 

K  nikur-»  tlos  Arbeitgebers  ...  I  — 

NatliLissißkeit   .......  1  — 

Reparatur    bitw.    L'ntcrgaujj  des 

Schiffet   3  — 

Streit  mit  dem  Arbeitgeber    .    .  37  6 

Tod  der  Herrschaft   —  3 

Trankenbeit   —  t 

Verkauf  des  GesehSfts  —  1 
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2.  De/finbcr  1895 
oiüniiUcb  weiblich 


Witt«  riinp -.Verhältnisse    ....  7  — 

Ohne  weitere  Angabe     ....  21 

All«;  drr  Arbeit  getreten  wcgeii: 

Lohmtrt'iti(:;k>'it   12  1 

schlechter  Behandlung    ....  i  — 

Streit  mit  dem  Arbeitgeber    .    .  2  — 

zu  schwerer  Arbeit   3  — 

Vom  Militär  •  ntUssen     .....  1  — 

In  Untemichuiigslraft   16 

Unbdnomt   633  81 


Auch  in  Berlin  hat  die  Frajijc  nach  <ler  Ursache  der  Arbcits- 
Itisi^^keit  nur   zum  Teil  Erfolg  j^ehabl.    Die  Nacherhebung  zu  der 


Zählung  vom  14.  Juni  zeigt  folgende  Zitifern: 

männl.  weibl. 

Kündigung  ftorch  den  Arbeftnebmer  ....  1728  901 

.\rbeilBeintteUttng   66  l 

Strettigbeit  w«gen  geringen  Lobncs  ....  13  5 

Arbeil  zn  schwer  u.  sonstige  Streitigkeiten  tt.s.w.  5  4 

Kündigung  des  Arbeitgebers   2807  515 

Konkur>  u.  s.  w.,  Tod  des  Arbeitgebers  .   .   .  185  33 

Aufb<''r«ni  <loi  ii1>.rtrapenen  Arbeit.    .    .    ,    ,  $8  15 

Aufhören  dt  r  Saisonarbeit     .   6i8  804. 

rn'srhiiltsstill«-,  A rb<  itsn)üugel   745.^  2515 

IkidtTstiti),'»   Kündigung   34S  92 

Beendigung  der  Lehneeit,  entlaufen,  Wander« 

schuft   30  2 

Einsiefanng  srnn  Militär   34  — 

iStrafverbttfsnng*)   28  1 

Arbeitsscheu  (Znfailter)  *)   37  43 

Krankheit  von  Familienan^,'.  liorigcn  ....  19  42 

l'nbestimmte  und  sonstige  Angabc   274  157 

Ohne  Augabc                                           .  3768  1368 

«74»7~  6498" 

darunter  Fälle  mit  an^jcblicher  .Arbeitsunfähig« 

kdt   1670  761 

aufserdem  FftUe,  welche  m  den  Kranken  Aber« 

tragen  sind   2685  1426 


Die  grofse  Zahl  tlerer,  bei  denen  keine  oder  eine  unbestimmte 
Angabe  erfolj^tc,  beeinträchtigen  die  Uebersicht. 

')  Wären  doch  wohl  überhaupt  aus  der  Zahl  der  Arbeitsloiten  zu  streichen? 
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8.  Der  Bc  r  u f s  vv c c Ii s  e  1  der  Arbeitslosen. 

Es  liegt  in  der  Natur  der  Dinge,  dafs  der  Arbeitslose  nach 
langem  Umhersuchen  auch  eine  Arbeitsgelegenheit ,  die  nicht 
seinem  Beruf  homogen  ist,  mit  Freuden  ergreift.  Manche  Arbeits- 
lose sind  tlurch  längere  Entwöhnung,  Kraftl<)S!<^keit,  Acndcrunj:^  der 
Technik  ^^ar  lucht  im  Stande,  den  erlernten  Herul  auszuüben;  wieder 
andere  sind  in  gleicher  Lage,  weil  sie  ihren  Beruf  nicht  recht  ge- 
lernt haben,  \'iclc  betreiben  im  Winter  einen  anderen  Beruf  als 
im  Sonuuer.  Kurz,  es  steht  zu  erwarten,  dafs  bei  den  Arl)eitslosen 
ein  häufiger  Berufswechsel  und  eine  gewisse  BeruCsunsicherheit  vor- 
Legen  möchte. 

Es  ist  sehr  verdienstlich,  dnts  der  Bearbeiter  der  Dresdner 
Arbeitslosenstatistik  Dr.  \Vür7.l)urger  dieses  Gebiet  der  statistischen 
Bc(»l)achtung  zu  unterstellen  \  ersucht  hat.  Die  Angaben  der  anläfslich 
der  Nacherhe!)un;^^  ausgegebenen  Zählkarten  über  den  „Hauptberuf", 
den  „erlernten  Beruf*  und  die  „letzte  Frwerb>thätigkeit"  wurden 
verarbeitet  und  für  21  BerufsgattunL,'en  /.usanuiiengestellt.  Nach- 
stehend teile  ich  nur  die  Hauptziffcrn  in  zwei  Uebersichlen  mit.  Aus 
der  ersten  ergiebt  sich,  dafs  im  Juni  67.8 im  Dezeinl>er  66.4"/,, 
der  Arbeitslosen  in  ihrem  erlernten  Berufe  zuletzt  thätiL,'  gewesen 
wareti :  ungefähr  '  ^  dagegen  war  in  einem  anderen  Berufe  zuletzt 
beschäftigt 

I. 

Männliche  Arbeitsl«^  in  Dresden,  die  Angaben  über  ihren  erlernten 

Beruf  gemacht  haben. 

14.  Jqni         2.  Deiembcr 

UebvriMttpt                                                  1632  3S03 

Davon  uaren  zuletzt  thätig  gewesen 

1.  in  dimsclbt-n  Berufe                                    1 106  23*7 

2.  in  einem  verwandten  Berufe '1    ...            54  I08 

3.  als  Kontoristen,  Reisende,  .Schrtih.  r  .            23  22 

4.  als  Landwirtschaftsgchilfen ,  Knechte, 

Kutscher ,  Gartenarbeiter ,  Diener, 
Muktbelfer,  KeFMUgcber,  Bau-  »od 

HMdaibciter,  Ari>eiter  «berlimpt    .348  8$! 

Ab  verwandt  aind  «okhe  Benfe  aaseaebcn  worden,  die  sich  hinfi;  bei 
einer  Penon  vereinigt  finden,  wie  Sattler  md  Tapeaierer,  Maler  und  Lackierer,  oder 

solche,  für  welche  die  Vorbildung  dieselbe  »I  sein  pfleigt,  wie  Schlosser  und  Ma> 
sdünenbaoer,  Drechsler  und  Uolxbildfaauer  a.  s.  w. 
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14.  Juni  2.  Deicmbcr 

5.  in  <-in«ni  anderen  Berufe   92  167 

6.  in   k<>jn'-n)   Erwerbszwei^  (Soldaten, 

I  «otanKrno  1    9 

Von  <l'"n  IVTäoncn  il<  r  Ziffer  2-6  hatten  b<-i 
der  /ahlunjf  aL>  Ilauptlx-nil  angegeben 

den  erlernten  Beruf   140  266 

die  letxte  ErwerbithKtigkeH    .    .    .  359  873 

einen  anderen  Beruf   ZJ  37 

2. 

Männliche  Arljcitsloso  in  I)rcs<lcn,  die  Angaben  ül)cr  ihren  erlernten 
Beruf  <:jeniacht  liaben  und  sich  seit  hr>chstens  5  Jahren  in  Dresden 
aufhielten  (mit  Ausnahme  der  Arbeitsunfahiy^en,  die  zuletzt  auswärts 

gearbeitet  haben). 

14.  Juni       2.  Dezember 

I.  Ucb.  i  lijupt   787  1688 

Davon  waren 

3.  in  Dmden  anwcMüd  seit  1  Jahren  oder  weniger         619  1151 

6  Monaten  „        »,  379  740 

I.  Vor  ihrem  Zuzug  waren  thiittjL:  {^evresen  in 
ihrem  erkmten  cxler  einem  verwandten  Berufe 
ond 

hatten  in  Dresden  zuletzt  gearbeitet 

in  dem  erlernten  oder  verwandten  Berufe         389  935 

in  .  iii.-ni  anderen  Berufe   67  14.1 

suchten  in  Dresden  zum  eisten  Male  Arbeit         187  326 

II.  Vor  ihrem  Zu2ug  waren  thatig  gewesen  in 
einem  anderen  Berufe  und 

hatten  in  Dresden  /.ulet/.t  f:carheitet 

in  dem  erlernten  oder  ciucm  verwandten 

Hönde   K)  43 

in  einem  anderen  Berufe   3^  79 

suchten  in  Dresden  zum  ersten  Male  Arbeit  19  30 

III.  Vor  ihrem  Ziuug  wann  thätig  gewinn  in 
kcineui  Erwerbszweigc  (aus  der  Schule,  einer 
Alutalt,  dem  GefÜngnissc,  vom  MilitSr  ent- 
lassene Arbeitslose)  und 

hatten  in  Dresden  zuletzt  gearbeitet 

in  dem  erlernte  oder  einem  verwandten 

Berafe   23  $p 

in  einem  anderen  Benife   6  17 

suchten  in  Dresden  zum  ersten  Male  Arbeit  10  16 
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14.  Juni      2.  Dezember 

IV.  Vor  ihrem  Zuxug  ^ranti  thntig  gewesen  in 

einem  unhf^kanntt^n  l^  nil  und 

hatten  in  |)rfsdon  zulrtrf  p:r.irf>»it«'t 

in  «l<  m  erlernten  oder  riu«  111  verwamiten 

H»-ruic   30  42 

in  einem  anderen  Berufe   5  9 

9.   Das  Gcschlocht,  «lic  Civilstands-   und  \ltcr.s- 
V  c  r  h  ä  1 1  Iii  >  s  o  der  A  r  b  c  i  t  s !  ( >  s  c  11  u.  w. 

Uebcr  da.s  Geschlecht  der  Arheitslosen  ist  obett'l  iHe  erfor» 
derlichc  Aiij^abc  bereits  gemacht.  Von  den  eij^entlicheii  Arbeitslosen 
ist  danach  unf::ji  frihr  '  j  weibhch,  männlich.  Am  14.  Juni  1895 
waren  100^^4528  Arbeitnehmer  männlich,  5463104  wiibüch,  am 
2.  Dezember  1895  sind  die  fortf^erechncten  Ziffern  lo  128  800  und 
5512300.-)  Wrt^deicht  man  liirrmit  die  ArbeiLslo.sen, .so  ergiebt 
sich  bei  iiinrechnuug  der  kraiikut  Arbeitslosen 

.im  14.  Juni  3.  Dezember 

liir  di'-  rnännlidirn  2.l3"j,  5.40"j, 

lür  die  weibiidimi  »•44*o  3-9*  ""  a 

bei  Beschränkung  auf  die  eigentlichen  Arbeitslosen  **) 

nir  die  männlichen        i'29%  3*93*  • 

fllr  die  ureiblichen         o.S2\  a  y^**/« 

Die  Arbeitslosigkeit  des  weiblichen  Geschlecht'«  ist  erheblich 
geringer  als  die  des  männlichen.  *) 

Nach  der  Berufs  Stellung  waren  tlic  Arbeitslosen  (Kranke 
eingerechnet)  überwiegend  eij^'cntliclie  Arbeiter  d.  h.  Gesellen,  Lehr- 
linge und  sonstige  Arbeiter  (94.16 im  Sommer,  97  " im  Winter), 
der  Rest  kam  auf  technisclic  Betriebsaufsichtspersonen  und  Haus^ 
industrielle.  Man  wird  Mayr  wohl  Recht  geben  müssen,  wenn  er 
die  Zahl  der  arbeitslosen  Hausindustriellen  fiir  unvollständig  erfafst 
halt  (Sommer  3123,  Winter  261,  also  1.29'*^  bezw.  0,04",,  aller 

')  &tayr  vermutet,  dafs  für  die  weiblichen  iVrsMmfU,  namciiUich  DienKtboten 
die  AJi^ben  relativ  unvollständiger  seien,  ab  für  die  männlichen.  Uandelsmuseum 
V.  14.  Jan.  1897  S.  16. 

-j  Die  Bcrufsabteilung  E  (Staats»,  Gemeinde«,  Kirchendienst,  freie  BerufMirten) 

ist  nicht  einfjerechnet. 

'  Ohne  die  B.nitsabtfihin)^  1  ;:a1>  i-s  eij»cntlieh»-  Arlxitslose  um  14..  Juni 
129458  mannl.,  44615  weibl.,  am  2.  Dezember  395400  mäiml.,  152114  wcibl. 
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Arbeitslosen),  obwohl  nicht  zu  übersehen  ist,  dafs  die  Textilindustrie» 
welche  viel  Hausindustrielle  hat,  Im  Jahre  1S95  einen  guten  Ge* 
schafisgang  hatte. 

Nach  dem  Civilstand  waren  von  samtlichen  Arbeitslosen 
(Kranke  eingerechnet) 

14.  Juni  1.  Detember 

Wig  »77781  «  59-39  %         399177  =  5»-77%M 

verheiratet  99810  s  33.34,,         306594  »  3977« 

verwitwet  od.  gewhieden  21761  =*   7-S7  u  65334  a  8.46,, 

Der  j^röfserc  Teil  der  ArbcitNloscn  war  sonach  ledig,  und  zwar 
sowohl  nach  tlcr  Sommer-  als  Winterzählung. 

Nach  Geschlecht  verteilen  sich  die  3  Gruppen  folgendermafsen 

14.  Juni  a.  Deiember 

mSimlich         weiblich  männlicli  weibUdi 

•0  ^0  /•  o 

ledig  118204  =  54.07    59577-7378    262^^33  =  4744  136544=62.80 

verhcirati't  q»  38S— 4t  81      8422=10,43    266356=48.12     40238=^18  51 

▼erw.  od.  gei>cb.       9011=  4.12    izj^o^i^.-jt)     24589s  444  40645=18.69 

Während  bei  dem  männlichen  Geschlcchte  die  Verteilung  der 
ledigen  und  verheirateten  Arbeitslosen  ziemlich  ebenmäfsig  ist,  sind 
beim  weiblichen  Creschlechte  die  ledigen  Arbeitslosen  im  V^ergleich 
zu  den  verheirateten  weitaus  in  der  UeberzahL  Es  hat  dies  seinen 
natürlichen  Grund  darin,  dafs  verheiratete  weibliche  Personen  über> 
haupt  viel  seltener  in  der  Klasse  der  Arbeitnehmer  erscheinen  als 
ledige  und  infolgedessen  auch  nur  seltener  arbeitslos  werden  können. 
Ueberhaupt  sollte  man  behufs  richtiger  Würdigung  in  der  Lage 
sein,  die  verschiedenen  Civilstands-  und  Geschlechtskategorieen  der 
Arbeitslosen  mit  den  gleichen  der  Arbeitnehmer  zu  veiigleichen. 

Von  grofser  Wichtigkeit  ist  zu  wissen,  wie  viel  von  den  Ar- 
beitslosen noch  mit  nicht  erwerbsthätigen  Personen  belastet  sind. 

14.  Juni  a.  l>cz<  niln  r 

Zahl  der  Arl>fiu»lusci»  überhaupt  299352  771  005 

der  arbeitslosen  Haashaltuti^i\<>r^t.Hn(lr 

niäunlich      88  l  io  266552 

weiblich       16  410  50730 

sosunmen  104510  31738s 


»)  In  .Stuttgart  75.4      in  München  73-88       in  Strafsburg  63.3*/g^ 


Die  neuen  ^tutischen  Erhebungen  Qber  Arbeitslosigkeit  in  DetttM:hland.  ^yi 


14.  Juni         a.  Deiember 

deren  zur  Haushaltung  gehörige  nicht 
crwerbadiitigcn 

Ehefrauen  6762;  217727 

KindtT  unter  14  Jahrrn  126750  426280 

Mjnstij;«-  Familienangehörige  18816  ^9239 

/;iL^amntcn  313  19 1  703246 

Die  arbeitslosen  Haushaltungsvorstände  machen  im  Juni  34.92  \, 
im  Dezember  41.15%  aller  Arbeitslosen  aus.  Auf  je  i  arbeitslosen 
Haushaltungsvorstnnd  koinmen  2j04  uikI  2.22  niclit  erwerbsthätige 
sonstige  Personen  überhaupt  und      bezv.  I.3  Kinder  unter  14  Jahren. 

Die  arbeitslosen  Hausiialtungsvorständc  zeigen  eine  geringe  Be- 
lastung mit  nicht  crwerbsthätigen  Personen.  Ob  dies  wohl  auch 
bei  den  nichtarbeitslosen  Hauslialtungsvorständen  so  ist,  oder  ob 
diese  Erscheinung  daher  rührt,  dafs  Arbeitnehmer  mit  starken  Fa- 
milien ganz  besonders  darauf  bedacht  sind,  standig  Arbeit  und  Ver- 
dienst zu  haben  und  nicht  erwerblos  ZU  werden?  Möglich  wäre 
auch,  dafs  die  arbeitslosen  Haushaltungsvorstände  erwerbsthätige 
Kinder  mit  über  1 4  Jahren  habeiL 

In  Berlin  hat  man  am  14. Juni  festgestellt,  welche  Angehörigen 
der  eigentlichen  Arbeitslosen  erwerbsthätig  waren  und  welche  nicht 

miinilich  wd,blieh 
Arbeitslose  ohne  Angehöri^'c  II  Oll  5585 


4712  590 

JI292  1071 

1438  162 

2153  232 

3  »67  307 
336  161 

4S3  334 


Arbeitslose  mit  nichtcrwcrbstli.  Angehörigen . 

Zahl  Hiejscr  Angehörigen  

Arb>it%l<>^c  mit  enn-crbsth.   und   nicht  erwcrbsth. 
Augchörigci»  

Zahl  der  erwerbstli.  .\ngehörigen  .    .  . 

Zahl  der  nicht  erurerbsdi.  Angehörigen . 
Aifoeitslose  nur  mit  erwerh«th.  Angehörigen  . 

Znhl  dieser  erwerhsth.  Angehörigen  .  . 

Von  6344  verheirateten  Arbeitslosen  hatten  793  eine  erwerb>- 
thätige  Frau,  welche  also  den  Mann  erhielt. 

In  773  Fällen  kam  die  Zahl  der  erwerbsthätigcn  in  der  Familie 
der  der  nicht  erwerbsthatigen  einschlielslich  der  Arbeitslosen  min- 
destens ^eich,  in  550  Fällen  war  ein  nicht  erwerbsthätiger  mehr, 
in  2327  Fällen  2  mehr  zu  erhalten  u.  s.  w.  *) 

In  Stuttgart  hatten  518  verheiratete  Arbeitskise  (inkU  Kranke) 

Siehe  diese  interessanten  grofses  Ellend  anlWeiiendett  Kombinatioiien  hts  in» 
einzelne  durchgeführt  in  i>tati«t  Jahrb.  S.  3S> 
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449  Kiiultr;  77  davon  oder  17,1  waren  crwcrlxstliätig.  \'on  den 
Ehefrauen  der  Arbeitslosen  waren  152  oder  47.8",^  erwerbsthätig. 

Bezüglich  der  wichtii^en  Frage,  wie  selir  die  verschiedenen 
Altersklassen  von  der  Arbeitslosigkeit  berührt  werden,  giebt 
die  Publikation  des  kaiserlich  statistischen  Amtes  nur  ungenügenden 
Aufschluls,  teils  weil  hier  die  Arbeitslasen  ebenfalls  nur  im  '^«^anzen 
in  Betracht  gezogen  sind  —  gerade  hier  wäre  die  Scheidung  in  kranke 
und  gesunde  Arbeitslose  sehr  erwünscht  — ,  teils  weil  das  Material 
noch  fehlt,  um  die  einzelnen  Alterskategorieen  der  Beschäftigungslosen 
mit  derselben  Alter<katcgorie  der  Arbeitnehmer  zu  vergleichen. 

Zur  Zeil  ist  luir  folgendes  gegeben.  Die  sämtlichen  Arbeits- 
losen standen  im  Alter  von 

Gaiuv  bcvolk. 

Jahren  14.  Juni  1895  2.  Des.  1895  t.  Dez.  1890 

14— «o  60781  »30.30",'«         144798  =  18.78«.«  i?-?**'» 

20-30  99475^  35  23  ,,         23t999=:;3ao9  „  «4.15" 

30-50  86760     :;S  08  238  107 30.88  „  34-52 

50    70  46068=15.39,,  141913  =  18.41,,  19-44.. 

70  und  nu  hr        0268      2.10  „  14188=   1.84  4.13  ., 

Von  den  Arbeitslosen  gehörten  am  14.  Juni  über  die  Hälfte, 
nämlich  53.53  "/o»  2.  Dezember  beinahe  die  Hälfte,  nämlich 
48.87  "  „  tk-n  jüngeren  Jahren  von  14 — 30  an.   Auch  wenn  man  diese 

Altersschichtcn  mit  tler  Alterszusaiinnensetzung  der  ganzen  Be» 
völkerung  vercyleicht,  ergiebt  sich  ihr  relativ  .starkes  Vorwi^ren  unter 
den  Arbeitslosen,  wie  die  obigen  ZifTcrn  ersehen  lassen. 

Noch  etwas  deutlicher  erkennt  man  das,  wenn  man,  wie  in 
Stuttgart,  den  Prozentteil  fr^t>t<ilt,  den  die  Arbeitslosen  von  den 
einzelnen  Altersklassen  der  Bevölkerung  au.smachen.  Die  am  2.  De- 
zember 1895  ermittelten  .\rbeitslo.sen  betrugen  da.sclbst  "0  des  An- 
teils iljrer  Altersklas.se  an  der  Gesamtzahl  der  Bevölkerung 


Lcbf-maiti-r 

männlicb 

\v<iblich 

14—20 

305% 

0.81% 

21-25 

2.18 

0.86 

26—30. 

1.83 

Q.67 

»♦45 

0.3  ( 

41—50 

1.02 

0.28 

51-60 

1.09 

037 

61—70 

I.Ot 

u.n 

7  t  u.  daillber 

OS 

O.II 

Zum  Teil  erklärt  sich  die  .Ahiiahnte  der  Pnizcnte  dadurch,  dalV 
die  .Arbeiter  —  und  dahei  auch  diu  Arbeitslosen  —  m  den  hc'jheicn 
Altersklassen  überhaupt  schwächer  vertreten  sind,  weil  tortwährcrivV 
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einzeliie  aus  der  Lohnstellung  ausscheiden  und  die  erhöhte  Steii> 
lichkeiit  ihre  Zahl  frühzeitig  mindert;  2um  Teil  mag  die  Erscheinung 
daher  rühren,  dais  der  jugendliche  Arbeiter  noch  unerprobt  und  weniger 
geschickt  ist  und  es  auch  selbst  mit  der  Kündigung  leichter  nimmt, 
.wogegen  der  ältere  und  verheiratete  Arbeiter  mehr  bestrebt  ist,  sdne 
Stelle  festzuhalten,  wohl  auch  vom  Arbeitgeber  mehr  geschont  wifd. 

la  Die  Kriminalität  der  Arbeitslosen. 

In  Stuttgart  hat  man  sich  die  Mühe  genommen,  aus  den  Straf- 
registem  die  Vorstrafen  der  Arbeitslosen  zu  ermitteln.  Es  verlohnte 
sich  das,  um  ein  Bild  zu  erhalten,  wie  viel  Verbrecher,  Louis,  Ar- 
beitscheue u.  5.  w.  unter  den  Arbeitslosen  figrurieren. 

Von  den  1295  Arbeitslosen  (inkl.  176  Kranken)  waren  341  oder 
26.$$\  vorbestraft,  darunter  jedoch  krimioell  f wegen  Verbrechen 
und  Vergehen  im  Sinne  des  Reichs5tra%esetzbuches)  nur  12  oder 
O^^  «;  das  ist  wenig,  denn  in  Württemberg  kommen  im  Durch- 
schnitt der  10  Jahre  1882— 91  auf  lOOOO  Personen  der  straf- 
mündigen CivilbevoIkcTung  94  Verurteilte.  Dagegen  sind  von  den 
1295  Personen  polizeilich  330  =  2547*0  bestraft,  darunter  63 
wegen  Landstreicherei;  dafs  diese  letzteren  gewohnheitsmäfsigc 
Uebertreter  waren,  scheinen  die  auf  sie  treflfenden  227  Straffalle  zu 
zeigen;  auf  i  Person  kamen  durchschnittlich  3.6  Strafialle.  Man 
wird  aber  auch  da  mit  der  Folgerung  vorsicliti;_:  /.u  Werke  gehen 
müssen,  da  bekannt  ist,  tlafs  oft  Icute,  die  ehrlich  Arbeit  suchen 
und  nicht  fin(Jen,  wegen  Landstreicherei  ctn<^a*steckt  werden.  ') 

Jedenfalls  würde,  falls  anderwärts  die  Dinge  ähnlich  wie  in 
Stuttgart  li^en,  die  Ainiahme  btrechtigt  sein,  dafs  die  Arbeitslosen 
im  allgemeinen  kriminell  wenigstens  nicht  schlechter  sind  als  die 
übrige  Bevölkerung. 

II.  Die  k  r  a  n  k  c  n  u  n  <  1  d  i  e  e  i  g  e  n  1 1  i  c  1 1  l  11  A  r  b  e  i  l  s  1  o  s  e  n  u  n  tl 

\h  rr  \\  V  c  i  i  s  e  1  b  e  /  i  e  h  u  n  g  e  11. 

Ks  liegt  nicht  m  Plan  ilieser  Darstellung,  die  Statistik  der 
wegen  Krankheil  voriihrrgehend  Arbeitslosen  im  einzelnen  zu  ver- 
folgen. Nur  einige  Punkte  mögen  hervorgehoben  werden,  insofern 
üie  zu  den  eigentlichen  Arbeitslosen  in  Beziehung  str!icii. 

Vor  allem  ist  lu  rvorzuheben,  dafs  viel  weniger  Leute  ari)eit>- 
Iqs  waren  wegen  vurübergeheudcr  Arl^itsuntahigkeit,  d.  lu  Krank- 

Pfttrrer  Namnattn  hat  dküe«  Punkt  beleuchtet  und  wünscht  Abhilfe.  Monats- 
blätter fltr  inner«  Mission  13.  Jahrg.  1896.   S.  128. 
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heit»  als  aus  andern  Gründen.  Am  14.  Juni  1895  standen  120348 
oder  40.2^11  wegen  Krankheit  Arbeitslose  179004  oder  59^8% 
dgentlichen  Arbeitslosen  g^enüber  und  am  2.  Dezember  21736$ 
oder  28.19*^0  S53^  oder  7L81",.  Dagegen  scheint  ziemlich 
sicher  zu  sein  —  es  stören  die  zahheichen  Fälle,  in  denen  keine 
Angaben  erfolgten  — ,  dafs  die  kranken  Arbeitslof^on  zur  Zeit  der 
Zählung  länger  arbeitslos  waren,  als  die  eigentlichen  Arbeitslosen. 
Von  den  krajiken  Arbeitslosen  waren  nämlich  aufser  Arbeit 


seit 

14.  Juni 

3.  Deiember 

«  1J3 

3422 

2     7  Tagen 

1 1  990 

0S4 

8—14  „ 

21  0^2 

44  400 

IS— *8  „ 

15  481 

33  ^4 ' 

3183' 

57  074 

91  und  mehr 

24049 

4*573 

onbekaimt 

13933 

1«  t7t 

120348 

a»7  3^ 

Machen  wir  wie  früher  zwei  Gruppen,  .so  waren  arbeitslos  w^en 
Krankheit 

1—28  Tage  50536      47.S<'.»  105547  =  514«,; 

Ober  28  Taue  5s  880  ^  S^-S"  n  99647  =  486% 

106416  =100*',,  205194  =ioo"„ 

Vei^ieicht  man  diese  2^hlen  mit  denen  der  eigentlich  Arbeits* 
losen,  so  ergiebt  sich  folgendes  Bild; 
Es  waren  arbeitslos 

am  14.  Juni    1  — 38  Tage     29  Tage  n.  darüber 


wegen  Krankheit   47.$  52.5 

aitt  anderen  Gründen  ....  $$.0  45.4 

am  2.  Dexcmber 

Wf  j;«'n  Krankb<Mt     .....  5 '"4  48.6 

aus  anderen  Gründen      ...  66.4  3  v6 


Man  sollte  meinen,  dafs  die  eigentlichen  und  kratiken  Arbeits- 
loserj  \m  ganzen  wenig  I^rührung  mit  einander  hätten;  die  Ursachen 
sind  doch  in  beiden  Fällen  so  verschieden.  Allein  ich  habe  mich 
überzeugt,  dafs  hier  eigenartige  Zusanimrnhänge  sich  stati.stisch 
feststellen  lassen.  Die  vom  kaiserlich  statisti.schrn  Amt  zu.-ammen- 
gest eilten  Zahlen  zeigen,  dafs  in  rlm  s  ersrhiedt  neu  Rerufsarten  bei 
der  ZähhinL;  nii  Dc/cTiihci  nui>t  mehr  Krankt-  vorliaiulrn  waren 
als  im  juni;  lias  (u-^^riUril  kdinitii  mir  vereinzelt  vor.  Darüber  wird 
sich  auch  niemand  wundern;  jedermann  findet  es  natürlich,  dais  es 
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unter  den  Erwachsenen  im  Winter  mein  Kranke  giebt  als  im 
Sommer.  Wenn  aber  einzelne  Berufe  im  Winter  ganz  besonders 
hohe  Ziffern  aufweisen  und  wenn  dies  gerade  solche  sind,  welche 
im  Winter  starke  Arbeitslosigkeit  haben»  so  wird  man  mit  Recht 

darüber  erstaunen. 

Ich  habe  diejenigen  Berufe  aiisf;czo<^cn,  bei  denen  der  Unter- 
schied tler  Zahl  der  infolge  Krankheit  vnrübergehend  ArlKritsunfahigen 
am  14.  Juni  uikI  am  2.  Üezeniljer  inelir  als  das  Doppelte  betrug. 
Von  den  .\rheitnelimern  waren  weisen  Krankheit  vorübergehend 
arbeitsunfähig  und  deshalb  arbeitslos 

14.  Juni      2.  lk/-i-mber 


Landwirtachaft   0.32«*«  0.78 

Kunst*  und  UudelsgliitneTei  ....  IjOI  2.to 

Ti<  r/iuht  a.t.W   0.5a  1.31 

K»r-t\virts«-haft   O.54  I.16 

See-  und  Küstcnrischerci   0.57  2.t2 

Binnenfischerei   0.55  1.73 

Töpferei   ijoo  3.03 

Feine  rhonwarm   0.73  1.51 

Nagelschmiede  .........  1.60  34)3 

Köhlerei,  Ilohteer,  Harz   0.22  1,51 

Spielwaren  ans  Leder   0.93 

NUterimcB   t.ai  3.87 

Badeanstalten     .........  0.5$  1,17 

WäHchf-rei,  Plätterinnen   1,31  3  10 

Klcidcrrciuiger   I.33  8.89 

Bamn^nwbimnf   1.36  a.43 

Ifanrer   ix>7  341 

Zimmerer  .   I.ai  2.8o 

StutHmmaler   |,I9  3  84 

Stttckateure   t.ll  2.94 

DacMedier   1.25  3.97 

Steinsetser   1.36  4.87 

Brannenmacher  .    .    .    :   I.33  s.77 

Gas-  \md  Wa^^üeranlagen   I.59  3.14 

Maler  und  Bildhauer   I.4I  4.99 

Fabiiknrbeiter,  Gesellen,  Gehüftn  ohne 

nSbere  Beicichnimg   3.41  >7>47 

Hausierhandel   0.23  O.98 

Fracht-  und  Roll-Fuhrwerk   |.a6  3. 12 

•See-  und  KUstenscbifiabit   3.3I  5.23 

Bimteiuchiffiüirt   1.14  2.15  'j 

I>icnfltnifiimcr,  BotengliiBer   i.aa  3.35 

Lohnarbeit  wediselnder  Art    ....  3.95  7.99 


')  Die  Zahl  beträgt  nabeiu  da:»  Doppelte  der  juniuhl. 
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Der  merkwürdige  Pnrallelismus  dieser  Tabelle  mit  der  oben 
1^.  337  mitgeteilten  isi  überraschend.  Man  kann  an  verschiedene  Er- 
klärufv^en  denken. 

Je  grölser  die  Zahl  der  \i!n'it-lM>cn,  um  .so  mehr  Erkrankungen 
werden  vorkommen;  {Icnn  die  Ari)eiil()si<jkeit  mit  ihrer  Not  nament- 
lich im  Winter  wird  .sehr  bald  den  Korper  .schwächen.  Aus  eigent- 
lichen ArbeiLsIo.sen  werden  .so  krankt  .ArlK-ilslo.se.  Ferner:  Viele, 
denen  die  Arljeii.slosigkeit  droht,  werden  tlie  Neigung  haben,  vor 
der  1'jnla.s.sung  die  Krankenunterstützung  >icli  zu  sichern.  Mancher, 
der  in  der  Arbeitssaihon  mit  ihrem  hohen  Lolui  über  sein  Unwohl- 
sein Herr  zu  werden  sucht,  meldet  .sich  krank,  sobald  das  Knde  der 
Arbeitssaison  naht.')  Zu  einem  sehr  grofscn  Teil,  und  m^Uchcrweise 
ist  dies  der  Hauptgrund,  mag  aber  schlierslich  die  bedeutende 
Differenz  sich  auch  daraus  erklärent  dafs  es  sich  um  Berufe  handelt, 
die  überwiegend  im  Freien  au:^geubt  werden,  und  die  man  vielfach 
solange  fortsetzt,  bis  der  Frost  eine  Grenze  steckt;  ehe  dieser  ein- 
tritt  wird  bei  doch  oft  sehr  rauher  Witterung,  im  Zug  und  nicht 
selten  bei  schlechter  Kleidung  gearbeitet,  und  es  ist  da  nicht  zu 
vermindem,  wenn  gerade  das  Baufach  so  grofse  ErkrankungszifTern 
im  Dezember  aufweist 

Ein  erhebliches  sozialpolitisches  Interesse  hätte  es,  zu  erfahren, 
welche  von  den  Arbeitslosen  erst  nach  ihrem  Stellenverlust  er- 
krankten,  welche  überhaupt  nicht  zu  einer  Krankenunterstützung  be- 
rechtigt waren  und  warum.  Kin  Anlauf  nach  dieser  Ricluung  wurde 
seitens  des  Hamburger  statistischen  Amtes  gemacht,  indem  am 
2.  Dezember  bei  der  Nacherhebung  auch  die  Frage  gestellt  war,  wie 
viele  von  den  kranken  Arbeitslosen  Krankengeld  erhielten.  Das  Er- 
gebnis war,  dafs  in  der  Stadt  Hamburg  2538  männliche  Arbeitnehmer 
wegen  Kranklicit  nrheit«;los  waren,  dafs  aber  nur  1577  Krankenunter- 
stützung halten  (591  waren  in  Kranknihäu>ern,  986  erhielten  Kranken- 
geld). WeiMiclu-  waren  1 120  wegen  Kraiikiieit,  bezw.  Schwangerschaft 
und  Kindbett  arbeitslos,  nur  403  hatten  Krankenunterstut/.ung  ;2üO 
befanden  sich  in  Krankenanstalten.  203  erhielten  Krankengelde  Da 
nach,  einer  Bemerkung  de>  statistischen  Amtes  es  zweiielhaft  ist,  ob 
die  Frage  wegen  des  Krankengeldes  in  allen  Fällen  richtig  beant- 
wortet wurde,  so  ist  es  gewagt,  Schlufsfolgerungcn  zu  zielicn. 

*)  Diese  Meinung!  vertrat  ich  in  nuinom  Buch,  Zur  Frage  der  Arbeitslosen» 
Venkherung  1895  .S.  84;  khnUcher  Ansicht  ist  das  städtische  statistischi-  .\mt  in 
Dresden.  Dresdner  Anidger  vom  29.  taeptembcr  1S96  und  Miucilungrn  6.  iieft 
1897  S.  12. 
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12.  Wert  der  Erhöhung  für  die  Frage  der  Arbeits- 
losenversicherung. 

Wenn  die  gewonnenen  Ergebnisse  schon  an  sich  unser  sozial- 
politisches hiteresse  voll  und  ganz  zu  erregen  vermögen,  so  liegt  es 
doch  nahe,  sie  auch  in  Hczii«,^  auf  eine  praktische  Frage  zu  ver- 
werten. Die  Frage  drängt  <!cli  auf:  \\';ls  bieten  uns  die  Zahlen 
für  eine  etwaige  Arbeitslosem  er:-;clieruiig  ? 

Das,  was  man  hierzu  wissen  miilste :  Wer  war  im  Jahr  arbeits- 
los und  wie  lange,  bietet  uns  diese  Statistik  nicht  und  kaiui  e^  nicht 
bieten.  Man  kann  aber  in  anderer  Weise  einen  freilich  nur  sehr 
oberflUchiiciicn  \'ersuch  niaciien. 

Die  zwei  Zählungen  Heferten  179ÜCJ4  und  553640  eigentliche 
Arbeitslose,  das  sind  durchschnittlich  366  322.  .Nnnuit  m.iu  an,  (iafs 
dieser  Durchschnitt  aus  dem  Sonuner-  und  Winterbestand  ungefähr 
der  mittleren  Jahresarbeitülosigkeit  entspreche,  und  dafs  jedem  Arbeits- 
losen täglich  I  Mk.  zu  verabreichen  sei,  so  w&re  der  GMamtauf* 
wand  366  322  X  365  =  133707  530  Mk.  oder  rund  134  Millionen. 
Am  14.  Juni  1S95  waren  16146671  Arbeitnehmer  vorhanden»  nach 
Abzug  der  Arbeitslosen  1 5  780  349.  Auf  I  Arbeitnehmer  treflen  alao 
847 Mk.,  oder  pro  Woche  rund  16  Pfennige.*) 

Hierbei  sind  freilich  noch  keine  Verwaltungskosten  gerechnet,  *) 
auch  ist  sehr  im  Auge  zu  behalten,  dafs  das  Jahr  1895  ein  äufserst 
günstiges  war;  in  schlechteren  Jahren  mögen  die  Summen  bedeutend 
anschwdlen;  andererseits  ist  nicht  zu  übersehen,  dafs  die  Arbeitslosen- 
versicherung es  mit  sich  bringt,  dafs  sie  für  viele  die  Versorgung 
ablehnt  bezw.  ablehnen  mufs,  z.  B.  für  alle,  welche  selber  gekündigt 
oder  sonst  die  Arbeitslosigkeit  verschuldet,  für  alle,  welche  die 
nicht  zu  umgehende  Karenzzeit  noch  nicht  verbracht ,  für  alle, 
welche  die  festgesetzte  Ünterstüzungszeit  bereits  überschritten,  für 
alle,  welche  die  angebotene  Arbeit  ohne  hinreichenden  Grund  ab- 
gelehnt haben  u.  s.  w.  Fs  ist  nicht  unmöglich,  dafs  dadurch  die 
Zahl  der  effektiv  Unterstützten  am  Fnde  auf  die  Hälfte  herabsinkt, 
wofern  nicht  das  rlurcli  die  allmählich  einreiisendcn  Mifsbräuchc 
wieder  kompensiert  wird. 

■)  Fllr  «ine  AbatuTviiK  der  BcitrSge  nach  dem  Ruiko  der  Arbeitdosi^il  in 
den  cimrlnrn  B«nifea  lassen  »ich  die  oben  von  mir  nn  4.  Abschnitt  aafgeitellten 

Tabellen,  wenn  Uberliaupt,  nur  si'hr  voniiclittg  und  nur  ganx  nngefilhr  verwerten. 

Ein  anderes  Jahr  kann  wieder  ein  völlig  anderes  Btkl  geben. 
*}  Sie  betragrn  kaum  unter  14  Mill.  Mk. 
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Wenn  ich  frühei**)  die  Vermutui^  aussprach,  dafs  bei  einem 
ähnlichen  Aufwand,  wie  bei  dem  der  Krankenversicherung,  nämlich 
50  F%.  pro  Woche,  die  Arbeitslosenversicherung  finanzteil  gedeckt 
erscheine,  so  gewinnt  die  Vermutung  durch  die  Arbeit4tk)senstatisttk 
sehr  an  Wahrscheinlichkeit. 

So  wenig  mich  aber  damals  dies  Resultat  über  die  grofsen  6e* 
denken  der  Arbeitslosenversicherung  hat  hinwegfiihren  können,  so 
so  wen^  ist  es  heute  der  Fall.  *) 

Versuchen  wir  zum  Schluls  noch  den  Lohnausfall  zu  schätzen, 
der  für  die  deutsche  Arbeiterschaft  durch  die  Arbeitslosigkeit  ent- 
steht Ich  lege  auch  hier  wieder  die  Durchschnittszahl  der  Aifoeits- 
losen  beider  Zählungen  366322,  aufsecdem  300  Arbeitstage  und 
einen  Durchschnittslohn  von  i.50  Mk.  —  gewifs  ein  mälsiger  An- 
satz —  zu  Grunde.  Das  würde  rund  165  Millionen  Mark  .selbst  in 
einem  so  günstigen  Jahr  wie  1895  eigeben.  Freilich  hat  eine  solche 
Beredinung,  ganz  al^esehen  von  der  nichts  weniger  als  einwand- 
freien  statistischen  Unterlage,  stets  etwas  Bedenkliches.  Bei  manchen 
Berufen,  die  wie  die  Bauhandwerker  ausgesprochene  Saisonarbeiter 
sind,  haben  die  Löhne  in  der  arbeitsreichen  Zeit  auch  mit  Rück- 
sicht darauf  eine  entsprechende  Höhe,  und  es  ist  nicht  korrekt,  hier 
schlankweg  von  einem  Lohnausfall  zu  sprechen. 

Vgl.  mein  lUu  li  Fr  i^c  der  ArheiLslosen-VcrMcliening"  1805  S.  104. 

')  Ausfuhrlich  hab«*  ich  mich  über  diesen  Punkt  gcäulacrt  in  vottrwjihntcu» 
Buch,  wo  ich  einen  anderen  Vorsclilag  zur  Lösung  der  Frage  gemacht  und  begründet 
habe.  Vgl.  attÜserdem  meine  im  Druck  befindliche  demnäclist  bei  C  Hcyraaiia  er» 
scheinende  Schrift  „Neue  Beitifige  snr  Frage  der  Arbeitsl(Men>Verndierung.** 
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Die  Wiener  Enquete  über  Ffauenarbdt 

Von 

Dr.  LUDWIG  SCHÜLIJER 

in  Wien. 

Nach  der  \' Olkszählung  des  Jahres  1890  wurden  in  Oesterreich 
unter  12206284  Personen  weiblichen  Geschlechts  6245073,  das 
sind  51,2'%,  Bcrufsthätiji^e  j^ezählt.  Wenn  auch  ein  beträchtlicher 
Teil  in  der  Landwirtschaft  Beschäftigung  findet,  so  betragt  doch 
in  der  Industrie  die  Zahl  der  arbeitenden  Frauen  bereits  25,2  \, 
im  Handel  294  'V„  der  Berufsthätigen.  Unter  welchen  X^erhältnissen 
diese  Millionen  leben,  tlarübt  r  L;ab  sich  die  Oeflfentlichkeit  bisher 
keine  Rechenschaft.  An  Schutz  der  Frauenarbeit  fehlte  es  daneben 
nicht  vollständig.  Die  österreichische  Arbeiterschutzgesetzgebung 
t-Mthält  mannigfache  Bestimmungen,  so  das  Verbot  der  weiblichen 
Nachtarbeit  in  Fabriken  und  die  vierwöchentliche  Schonzeit  für 
Wöchnerinnen,  aber  <lie  \'orschriften  der  Gewerbeordnung  sind 
ungenügend  und  lückenhaft.  So  erfährt  die  ( icwerbeordnung  keine 
Anwendung  auf  die  in  die  Kategorie  der  häuslichen  Neben- 
beschäftigung fallenden  Erwerbszweige  und  auf  die  ganze  Haus- 
industrie, also  gerade  jene  Gebiete,  in  denen  hauptsächlich  weib- 
liche Hände  thätig  sind.  Die  Schwächsten  der  Schwachen  ge- 
niefsen  gegen  Ausbeutung  nicht  einmal  den  geringen  Schutz,  den 
die  Gewerbeordnung  flcn  Fabrikarbeiterinnen  gewährt. 

Von  (Irrartigcn  Krwägungen  liefsen  sich  einige  Mitglieder  tles 
Wiener  Zwei  -  dti  l\thischen  ( iesellschaft  leiten,  als  sie  in  den 
ersten  Monaicii  des  Jahres  1896  den  Fntschlufs  fafsten,  durch  eine 
Fnqueie  die  Lage  der  arbeitenden  Frauen  Wiens  zu  erforschen. 
Die  ur-.priingliche  Idee,  Fragebogen  au-^zusetidcn,  wurde  b.ild  lut- 
gegeben:  war  docli  beispielsweise   bei  der   belgischen  Arbcitcr- 
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enquelc  des  Jahres  1886  unter  5757  beanlworteleti  l'rag^ebogen 
kein  einzijjer,  der  auch  nur  halbwegs  ernsten  Ansprüchen  entsprechen 
konnte.  Man  beschlnfs  daher,  naclidetii  man  eine  Reihe  von  Sozial- 
poUtikern  für  die  Sache  interessiert  hatte,  die  Wranstaltung  einer 
mündliclien  Knqiictc  ohne  sicli  den  Schwierigkeiten  zu  verschliefsen, 
die  der  Ausführung  dieses  IMauo  ciUj^egenstanden. 

Zuiiäch>t  ;_,'alt  CS,  die  Kominisvioti  so  zusammenzusetzen,  dafs 
sie  'inwohl  bei  der  Arl)cilcrschaft  als  in  den  bur-jorlichen  Kreisen 
Vertrauen  erwecke.  I  )a>  L^elaiiL^.  Abgeordnete  verschiedener  Partci- 
richtuni^cn,  männliche  und  weibliche  Führer  der  ^ozialdemokratrschcn 
Partei,  Staats-  und  Gemeitidelieamte,  Vertreter  der  Handelskammern, 
Natinnalökonomen,  Sozialpolitiker  und  Hygieniker,  die  nut  einem 
\veiteren  Kreis  Vf)n  Mäiuiern  und  Frauen  der  \'er>chiedenen  (lesell- 
schaftssciiicliten  die  l'.rhebun^^^kommission  bildeten,  gewälirtca  Bürg- 
schaft für  unparteii^che>  Wrfaluen. 

Schwieriu^c-r  aN  die  Zu.sannnensetzung  der  Kon\nns-ion  erwies 
sicli  die  I^e>chatt\ui:^  cier  Expertinnen.  Schliel->t  es  den  Charakter 
einer  Enquete  schon  an  xcii  aus,  dafs  sie  eine  erscliöpfendc  Dar- 
stellung der  Lebensverhältnisse  einer  ^'nn/en  bevölkerun;4>>eliichte 
liefert,  so  war  hier  die  Autgabe  eine  um  so  ^chwierii^ere,  da  e--  in 
Wien  nichl  weniger  als  2047^)'')  erwerbstliäli^c  Frauen  giebu  Sicht 
man  nun  auch  von  den  86486  der  Hauxlienerschaft  und  den 
102030  den  selbständic^en  Rerufszweigcn  Angehörigen  ab,  so  bleil>en 
noch  immt  r  i  f6  2^0  weibUche  Angestellte,  Arbeiter  und  Taglöhner, 
und  e.s  war  ein  kühnem  Unterfangen,  durch  da^  Wriiör  einiger 
Hunderte  ein  richtiges  Gesamtbild  der  Lebenslage  die>er  hundert- 
tausend Arbeiterinnen  erlangen  tu  wollen. 

Noch  schwieriger  wirtl  iläe.>  durch  die  Frage,  welcher  Grad 
von  ( rlaubw  ürdi'^'kelt  det)  gemachten  DepositioniMi  zuzuerkennt  11 
sei.  Die  I",.\pei  tinnen  erschienen  nämlich  nur  zum  sehr  geringen 
Teil  auf  iirund  der  von  der  Kommission  verotTenlHchten  Aul- 
forderung, sondern  wurden  teils  von  den  sozialdcn>ok;ai.>cheii 
Gewerkschaften,  teils  \on  den  Unternehmern  zum  Erscheinen  vor 
der  Konunissitjn  bewogen,  und  in  beiden  l*'ällcn  lag  natürlich  die 
Gefahr  der  Uebertrcibung  vor.    Dieser  Gefahr  wurde  aber  durch 

')  Vgl.  <tie  Arbeit»'  und  Lebells^'<-rhältllisM;  der  Wiener  I.ohnarbeitcrinncn. 
Ergi-Imisse  und  su-nu^^rapliisclio  rrutokt^ll  di  r  Enqu&e  fibcr  Frauenarbeit,  aufgehalten 
in  WiL-n  vom  l.  März  bis  21.  April  1896.    Eingeleitet  von  Michael  Haini-soh.  I  uucn 
von  Phili|>|>ovieli .  Otto  Wittchhölcr.    Wien  »897.  Volksbachh»ndlung  J.  Brand 
XVI  u.  6S6  S.  gr.  8». 
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die  Art  der  Fragestellung  wirksam  begegnet.  Nie  iiefs  sich  die 
Kommission  dazu  herbei,  lange  Expektorationen,  Wünsche  und  I'or- 
dcrunffcn  anzuhören,  sondern  sie  beschränkte  sich  immer  auf  die 
l'esistclluti^^  der  thatsächlichcn,  der  P^xpertin  ms  t  i<:^'cncr  Anschauuni,' 
bekannten  W rhältnisse.  Es  wurde  immer  direkt  udVa^t :  was  habin 
Sic  die  let/tr  Woche  verdient,  was  es^en  Sie,  wieviel  /.ahk  n  Sic  für 
die  Wohnuiigr  u.  s.  w  Im  all^aincmcn  machten  flic  Ki niiinissions- 
mitj^heder  schon  in  den  ersten  Sii/-uiii;cn  die  Beobachtuiij^s  dafs  die 
Frauen  niit  wnuj^^cn  Ausnahmen  ihn  La<^e  eher  besser  al>  schlecliter 
ilarzu>tclliti  Nuclilen,  besonders  rücksichtlich  der  Behandlung:.  Sic 
schämten  sich  ihres  Klends  und  wollten  oft  nicht  recht  mit  der 
Sprache  heraus.  Viele  alkrdin;^s  brachten  tlic  erschütterndsten 
Schiklerunj^en  von  Noi  und  Knlbehrun^^  mit  einem  Gleichmut  vor, 
der  iiciijte,  dafs  sie  sich  ihrer  traurigen  Lage  gar  nicht  bewufsl 
sind.  Einzelne  Expertinnen  muHsten  freilich  in  dem  scharfen  Kreuz- 
verhör, dem  sie  seitens  der  Kommission  ausgesetzt  wurden.  Manches, 
was  sie  als  allgemein  gihig  hingestellt  hatten,  auf  Einzdfölle  ein« 
schränken  oder  wohl  auch  ganz  zurücknehmen,  aber  meist  machten 
die  Aussagen  der  Expertinnen  den  Eindruck  voller  Wahrheit 
und  Ungeschminktheit  Mit  dieser  gleichsam  blofs  psychologischen 
Gewähr  dürfen  sich  die  Veranstalter  einer  solchen  Enqu^e  aller* 
dings  nicht  genügen  lassen.  Die  Kommission  suchte  daher  nach 
Mitteln  und  W^en,  um  die  Glaubwürdigkeit  der  gemachten  An- 
gaben zu  prüfen.  Die  Einladung  an  die  Unternehmer,  in  die  Kom- 
mission einzutreten,  hatte  nicht  den  gewünschten  Erfolg.  Nur 
wenige  leisteten  dem  Rufe  h'olge  und  diese  vermochten  natürlich 
nur  in  ihrer  Branche  eine  sachkundige  Prüfung  der  gemachten  An- 
gaben anzustellen.  Auch  die  Erfahrung  der  in  der  Kommission 
sitzenden  Haiidelskammerbeamten  konnte  nicht  als  ausreicheml  an- 
gesehen werden.  Einen  wirklichen  Schutz  gegen  Uebertreibungen 
und  <chiefe  Darstellungen  in  einer  F^nquete  kann  nur  d.v  Prinzip 
der  UetTcntlichkeit  und  Festhalten  an  dctn  Satze:  audiatur  et 
altera  pars  t^ewälnen,  beides  aber  b<*i  den  in  Oesterreich  lierrschcn- 
den  X'erhältnissen  schwer  zu  ertüllende  |- ortlerungen.  Eitie  geheime 
Enquete  hat  natürlich  gar  keinen  Wert.  Ocflentlich  mulste  tlie 
Enqueti-  flaher  sein,  aber  mit  Rücksicht  auf  die  herrschenden  \'er- 
hältnissc  und  den  l  instand,  dafs  i  -  sieh  um  IVaucn  handelte,  w.ii 
eine  absolute  OeftenlHchkeit  im  xorhitioin  ausgeschlossen.  Denn 
einerseits  hätten  die  Expertinnen  türchleu  uiu.s.sen,  von  Zuhörciti 
verraten  zu  werden  und  sich  Mafsregclungen  auszusetzen,  andrer- 
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seits  hätte  das  natürliche  Schamfrefiilil  sie  in  manchen  Richtungen 
verhindert,  Aussagen  zu  machen.  Wie  nolwentUj^  diese  Vorsicht 
war,  zeigt  der  Umstand,  dar>  cini'^e  Kxport innen  wegen  ihres  Er- 
scheinens vor  der  Kommissi(jn  entlassen  wuriien.  Um  aber  dennoch 
das  Prinzip  der  Oeffentliclikcit  zu  waliren,  wurde  folgender  Auswtg 
getrortcn;  \  et  traiiciisw  ürdigc  Personen  erhielten  überhaupt  immer 
Kinlafs  in  den  b^ntjuelesaal ,  der  auch  meist  ein  zahlreiches  Au- 
ditorium aufwies,  darunter  regclnialsig  den  ( lewerbeinspektor  und 
Beamte  aus  verschiedenen  Ministerien.  Doch  soll  nicht  unerwähnt 
bleiben,  dals  im  allgemeinen  der  l-linfllufs  einer  grofsen  Zuhörer- 
schaft als  kein  den  Zwecken  iicr  Knquete  förderlicher  angesehen 
werden  kann.  Je  weniger  theatralisch  die  ganze  Scenerie,  je  nüch- 
terner die  Art  der  Vernehmung,  umso  gröfser  der  Erfolg. 

Andrerseits  wurde  nadi  jeder  Sitzung  ein  ziisaininen(a.ssender 
Bericht  mit  den  letzten  Feststellungen  an  alle  T^esblätter  gesendet» 
um  die  OefTentlichkeit  auf  dem  Laufenden  zu  erhalten  und,  wo  ein 
solcher  am  Platze  war,  zum  Widerspruche  zu  reizen.  Der  Erfolg 
dieser  Mafsregel  war  ein  durchschlagender.  Nicht  nur  verfolgte  das 
Publikum  mit  Spannung  den  Verlauf  der  Sitzungen,  es  meldeten 
sich  infolge  dieses  Vorgehens  auch  zahlreiche  Unternehmer  zur  Ver- 
nehmung durch  die  Kommission»  und  ihre  Aussagen  bilden  einen 
sehr  wertvollen  Teil  der  Enqueteprotokolle.  Dafs  auch  zahlreiche 
Zuschriften  mit  wertloHen  Recriminationen  einliefen,  die  das  ,^i 
fecisti,  ncga"  auf  der  Stirne  trugen,  ist  nur  natürlich.  Die  täg- 
lichen Veröffentlichungen  hatten  noch  den  weiteren  X'orteil,  dafs 
sich  zahlreiche  Expertinnen  freiwillig  meldeten  und  die  Aussagen 
>ich  strenger  an  die  Wahrheit  hielten,  weil  sie  .sich  der  öflient* 
liehen  Kritik  ausgesetzt  wufsten.  In  einzelnen  Fallen  wurde  sogar 
konstatiert,  dals  diese  Berichte  zur  Abschaffung  besonders  krasser 
Mifsstände,  ja  selbst  zu  kleincti  Lohnerhöhungen  füiirten. 

Als  Leitfaden  bei  der  I'ragesiellung  diente  der  unten  abgedruckte 
Fragebogen'),   der  im  Gegen.satze  zu  dem   bei  <ler  belgischen 

*)  Fncebof;«»: 

I.  Wie  loBge  im  Betrieb«?  —  Vorher  wo?  — 

U.  Zabl  der  Beschäftigten?  —  VVShrend  <ler  Saison  und  nacb  derselben?  — 

Mänrn  r.  Fr.iii«n  Kin«l<r?  -  WoIcIh-  Artik«-!  «rxeuist?  —  Motorciilx-lrieb?  —  Nebei^ 
Wrrkstfittirti  auch  Ihiusarb^itcrinnon ?  —  .\rbetterinnen  «OS  welchen  Kreisen?  — 
Lchnnädclu-n  ?  —  ArheitsvcrmiUlun;;?  — 

III.  Wit-  wird  VfrdicDat  iK-rrclnu-l ?  —  \'(  rM.hi<  <K"n  nach  Saison?  —  AOS- 
gaben  fUr  Kohstoflc  u.  t>.  w. ?  —  LVIm  rstundcn  wii  grzahlt?  —  Hohe  de»  Lohne»?  — 
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Arbeilereiiquete  verwendeten,  der  10  Folioseilcn  bedeckte,  sehr 
kurz  gelafst  war.  Es  wurde  der  Vorgang  eingehalten,  dais  immer 
erst  eine  ganze  Fragegruppe  vom  Vorsitzenden  al)solviert  wurde, 
worauf  dann  die  übrigen  Konimis>i()nsniitglieder  ihre  Frage  steUtent 
ohne  aber  streng  an  das  gedruckte  Schema  gebunden  zu  sein. 

hl  der  Zeit  vom  I.  März  1896  bis  21.  April  1896  wurden 
im  t,Mnzcn  35  Sitzungen  abgelialtcn,  die  118*^  Stunden  in  Anspruch 
nahmen  und  in  \\e!chcn  178  weibliche  untl  circa  35  männliche 
Expcrttn  /um  Worte  kamen.  Die  jeweilige  Kommissmn  bestand 
nebst  eiiiciii  Vorsitzenden  aus  5 — 6  Ikisitzern,  doc!i  hatten  auch 
die  anderen  erschienenen  Roinini.s>iünsnutglieder  ila>  Recht  iler 
Fragestellung.  Um  sachgemäfses  l'ra^jen  zu  erleichtern,  licls  man 
auch  am  Beginne  jeder  Sitz.ung  durch  einen  erfahrenen  Werk- 
meisler  den  Prutluktionspro/els  (Kr  in  Verhaiullufig  stehenden 
Branche  möglichst  detailliert  >chil(lerii.  Dieser  Vorj^ang  erwies  .sich 
als  aulserordentlich  nützlich  und  kann  bei  ähnlichen  Enqueten  zur 
Nachahmung  empfohlen  werden. 

Die  Kosten  der  ganzen  Enquete  bdiefen  sich  auf  etwa  3500  fl., 
wovon  allerdings  über  1000  fl*  auf  die  Drucklegiuig  der  Protokolle 
und  ein  nicht  unbedeutender  Betrag  auf  die  Entschädigung  jener 
Arbeiterinnen  entlallt,  welche  info^e  ihrer  Beteiligung  an  der  £n- 
qu^e  gemafsregelt  wurden.  Jede  Expertin  erhielt  för  ihr  Er- 
scheinen —  die  Sitzungen  wurden  am  Abend  abgehalten  —  i  fl. 
Die  erfolgten  Mafsregelungen  zwangen  auch  bei  der  Drucklegung 
der  Protokolle  zur  weitestgehenden  Vorsicht,  wollte  man  nicht  noch 
nachtraglich  Expertinnen  um  ihr  Brot  bringen.    Besonders  wurden 


Arbeit  nachbaose  Abendt?  —  EntlohDong  «tenelben?  —  Lob»  von  ^ttnneni,  Frauen 
Knid«ni?  ^  Abcttge?  —  Strafen?  —  Lobn  der  Heimarbeiterinnen?  ^ 

IV.  Arbeitaxeit?  —  Tag  tmd  Naebt?  —  Pauien?  —  Sonn-  und  Felertace?-^ 

Somnu-r  und  \Vint«T?       Saison?  —  Kündigung? 

V.  Truck:  Wohnung'!*  —  Kost?  —  Stoff«  ?  -  W.rkieugcV  —  Ut;l«ucblun£ V  — 
Preis?  —  Cicsrhi-nke  an  Vorgo»cty.te ?       Art  der  Ernährung?  — 

VL  Arbciislokale :  Wo?  —  Parterre,  Stock?  —  Sanitürt-  .\n!>ir<l.  lungm?  — 
Abort?  —  Fewter  wobin?  —  Wi«  viele  Zimmer?  —  Wo  wir«l  gcr.p«  i*t  und  g^.■^ 
ccblafen?  — 

\H.  SitÜidikeit:  Vorgesetzte  >fifamer  oder  Frauen?  —  WobnstStte  flir  M&aner 
und  Franen  gemeinadiafUicb?  —  Ueberwiegend  Lcdige  oder  Verheiratete?  — 

V'IIl.  Lrb«-nshaltung :  Wohnung?  Mahlzeiten?  Erholung  und  (lesolli^i- 
kcit?  Verein«*?  Unfall-  und  Krankenv.  r^i-  In  ning?  -  L'nter-tfltziin^'  durrh 
Drittv  ^Eltern,  Vurwamltc  u.    w.]?  —  Sorge  für  Dritte  i  Kinder,  Klteru  u.  ».  w.)  ?  — 


Digitized  by  Google 


384 


Ludwig  Scbttllert 


alle  Details  ausgemerzt,  welche  geeignet  waren,  die  Person  <lcr  Ex- 
pertin zu  verraten.  Auch  unterblieb  die  Namensnennung  des  £ta- 
blisscincnts,  die  vor  der  Kommission  regeimäfsig  erfolgte. 

Der  von  der  Kommission  eingeschlagene  Weg  hat  sich  itn 
grofsen  untl  ^jfntr/.eti  bewährt  und  die  Berichte  der  Gtnverheinspck- 
toren  sprechen  dafür,  dafs  den  .\ussai:ifcn  clcr  Expertinnen  Glauben 
TU  schenken  sei.  Denn  was  der  W  iener  ( lewerheinspektor  von  der 
L.i;4e  der  Wiener  Arbeiterinnen  /u  >a;4en  weils  —  viel  ist  es  ailer- 
dnigs  nicht  —  deckt  sich  fast  vollkommen  mit  den  in  der  Enquete 
gemachten  Au^sa^an  und  auch  die  erschienenen  Liitcrjiehmer  ver- 
mochten tun  weing  an  dem  Cresamtbilde  /u  ändern.  Wo  sich 
\\  iderspi  uclie  /wi>chen  den  Aussagen  der  Ualcrnclnner  und  denen 
der  Arhtilei  innen  eri^tben ,  tnufs  man  genau  zusehen,  warum  der 
betrctlende  Arbeitgeber  sich  Vernelmicn  licfs  und  es  isl  niclit  schwer, 
in  dieser  Hinsicht  drei  Kategorieen  von  Unternehmern  zu  unter- 
scheiden :  solche,  die  nur  Reldame  fiir  sich  machen  wollten,  solche, 
welche  in  ihren  Betrieben  modernen  sozialpolitischen  Forderungen 
thatsächlich  möglichst  gerecht  zu  werden  suchen  und  nicht  mit 
ihren  minder  fortgeschrittenen  KoU^n  das  Odium  der  au%edeckten 
Mifsstände  tragen  wollten,  und  endlich  Besitzer  von  Etablissements, 
gegen  die  nach  den  Zeitungsberichten  auch  ohne  Namensnennung 
erkennbar  schwere  Anschuldigungen  erhoben  worden  waren*  Und 
es  verdient  erwähnt  zu  werden,  dafs  gerade  diese  ICategorie  von 
Unternehmern  nur  in  wenigen  Fällen  hnstande  war,  die  Expertinnen 
Lügen  zu  strafen,  während  natürlich  die  Aussagen  der  Besitzer  von 
Musterbetrieben  von  denen  der  Arbeiterinnen  oft  abwichen.  Ver- 
hört wurden  Arbeiterinnen  aus  fast  allen  Branchen,  in  denen  Frauen- 
arbeit vorkommt,  und  dort,  wo,  wie  dies  jt-B.  in  der  Klcitiennaclu  rei 
und  Nälierei  der  Fall  ist,  die  Arbeitsgattungen  in  der  Branche 
grofse  Verschiedenheiten  aufweisen,  wurde  W  ert  darauf  gelegt,  Ver- 
treterinnen jedes  dieser  Spezialzweige  zu  vernehmen. 

Es  war  nicht  immer  leicht,  Expertinnen  zu  erhalten.  Viele,  wie 
7..  B.  die  im  Staatsdienste  stehenden  Telec^'raphistinnen  und  Telc- 
phniiistiniKMi,  wagten  nicfit  zu  erscliemcn,  was  aucli  bei  Nielen  in 
Privatbetrieben  beschäftigten  Arbeileriimen  der  Fall  war.  Andere 
wieder,  wie  z.  B.  die  Bettuardnerzeugerinncii ,  kamen  nicht  aus 
Scham  über  ihre  elende  Kleidung,  in  der  sie,  wie  sie  briet  lieh  er- 
klarten, Mch  nicht  zc  igen  wollten.  Aufserdem  hatte  man  die  weib- 
liche Indolenz  zu  überwinden,  und  viele  den  .sogenannten  besseren 
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Stönden  Angehörige  waren  beleidigt  über  die  Zumutung,  sich  als 
»Arbeiterinnen"  vernehmen  zu  lassen. 

Trotzdem  aber  geben  die  vor  der  Konimission  gemachten  Aus- 
sagen ein  umiassendea  Bild  der  weiblichen  Arbeit  in  Wien,  ein  Bild, 

in  welchem  mancher  Eiiuehug  &Uch,  mancher  Schatten  zu  tief  s(  in 
inri^r,  das  aber  doch  die  Zustände,  wie  sie  sind,  mit  crschreckemler 
Klarheit  a^igt 

II. 

Von  (!cii  1 16250  unselbständiijen  bcnifsthätigen  Frauen  Wien«, 
wobei  clit  l>ienstlx>ten  nicht  mitgezählt  -I  kI.  sind  8115  höhen- 

At»<^«  s;trllie,  485S  Tagelöhnerinnen  mul  10^  277  Arbritcrinfien.  Die 
Hausilienerschaft  wurde  nicht  in  den  Kreis  der  üntersuchuiii^en  >j;r- 
Ztfj^cw,  da  fiicr  die  VerhiUtJiis^c-  zu  \erschiedeti  und  auch  nicht  m> 
ganz  unbekannt  sind.  Leider  1,'i-l.iti'^ten  andere  M-hr  wiclitp^e 
Weineiite  nicht  zum  Worte;  unter  anderen  die  zahlreichen  im  tiast- 
wirtsgcweibc  bc.schattiglen  IVaucn  und  Mädchen. 

Da  es  sich  um  ein  einheiiiiciies  W  irtsclialt.«*gebiei  liandeU,  in 
welclicin  die  Preise  der  Lebensmittel  nur  wenig  in  den  verschiedenen 
Bezirken  voneinander  abweichen,  auch  die  Wohnungspreise  in  den 
von  Arbeitern  bewohnten  Statltteilen  so  ziemlich  überall  dieselben 
sind,  ist  es  nicht  schwer,  ein  Normalbudget  aufzustellen,  um  zu 
untersuchen,  inwieweit  die  Lohne,  die  von  den  Arbeiterinnen  Ixr- 
zogen  werden,  zur  Deckung  iiirer  Bedürfnisse  ausreichen.  Das 
Sutistische  Jahrbuch  der  Stadt  Wien  für  das  Jahr  1894  fiihrt  unter 
anderem  folgende  Detailpreise  für  Lcl>ensin Ittel  an:  Rindfleisch: 
vorderes  49—80  Kr.,  hinteres  60—95  Kilo:  Kalbfletsch  48  Kr. 

bis  I  fl.  pro  Kilo;  Schweinefleisch  50  Kr.  bis  1  fl.  pro  Kilo;  Pferde- 
fleisch: vorderes  20—36  Kr.,  hinteres  26—44  Kr.  pro  Kilo;  I*"»t^r 
28-55  Stück  för  I  fl.;  Butter  70  Kr.  bis  1  fl.  60  Kr.  pro  Kilo; 
Schwarzbrot  8,6— 18,5  Kr,  pro  Kilo;  Mehl  14—20  Kr.  pro  Kilo; 
Mik:h  6 — 16  Kr.  pro  Liter:  Krbsen  16—32  Kr.  pro  Liter:  Linien 
20 — 40  Kr.  pro  Liter;  Bohnen  14-18  Kr.  pro  Liter.  Kohle  .stellt 
sich  im  Detail  auf  60 — So  Kr.  ])io  Zentner. 

Will  man  nun  mit  Heriicksichtl -nn-  aller  lokalen  Kigentimdirh- 
keiteii   und  der  thatsäclilicli  in  den  i*abriksvierleln  üblichen  l'rei-^e 
berechnen,  wie  viel  eine  Arbeiterin  zur  Deckung  ihrer  notwendi-^- 
slen  Bedürffiisse  braucht,  so  gelangt  man  zu  folgendem  Ke-^ull.iie  ■. 

Für  Wohnung  inufs  die  Arbeiterin,  wenn  sie  darauf  verzichtet, 
allein   eine  Kammer  zu  bewohnen,  .soikIctu    sich  mit  der  Miete 
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einer  Schlafstelle  bc<jnügt»  wöchentlich  l  fl.  zahlen,  wenn  sie  vvenijj- 
stens  allein  in  ihrem  Bette  schlafen  will.  Die  exorbitante  Höhe 
der  Wiener  ( iebäudesteuer,  welche  die  Hälfte  des  Zinsertrages  direkt 
in  den  Steuersäckel  flicfsen  läfst,  macht  diesen  ziemlich  hohen 
Mietpreis  erklärlich.  Nimmt  sich  die  Arbeiterin  eine  Bettgenossin, 
dann  miifs  sie  nur  60  Kr.  wöchentlich  zahlen ,  doch  erc^b  die 
Knquete,  dafs  nur  die  Alleräniisten  sicli  hitrzu  i  iit^chliefscn,  wahrciul 
die  bei  weitem  überwiegende  Mclir/alil  thatsächlich  dcii  (iuUien 
wöchefjtlicli  zahlt,  der  überhaupt  al^  Hettzins  für  Wien  beinahe-  all- 
gemeine (reliung  hat.  Das  Frühstück  stellt  sich  auf  6  Kr.,  da  ein 
Stück  Hrot  oder  eine  Semmel  allein  schon  2  Kr.  kostet.  Nicht 
einmal  in  Auskochereien  ist  ein  halbweg>  zulängliche^  Mittagbrot, 
i>c>ielieii<l  :iu<  Suppe,  Fleisch  und  Gemü.se,  billiger  als  zum  Preise 
von  20  Kr.  erhältlich,  da  die  Flei.schprei.se  eben  zu  hoch  sind-  Für 
das.  \'cspcrbrot  (Jause)  kann  man  5  Kr.  an.setzen,  Brot  und  ein 
Stückchen  Speck,  zum  Nachtessen  lO  Kr.  für  Wurst  und  3  Kr.  fiir 
Brot.  Also  etwa  3  11.  10  Kr.  wöchentlich  fiir  Nahrung.  Für  Klei- 
dung, Wäsche  und  Schuhe  sind  wöchentlich  70  Kr.  zu  rechnen; 
nach  den  in  der  Enqu^e  gemachten  Er&hningen  decken  die  Ar- 
beiterinnen diese  Bedürfnisse  aus  Mangel  an  Barmitteln  in  Abnifalttag» 
geschalten,  die  einen  oft  mehr  als  50%igen  Aufischlag  auf  den  ge- 
wöhnlichen Ladenpreis  verlangen.  In  Summe  ergiebt  sich  also  ein 
Wochenverbrauch  von  4  fl.  80  Kr.,  zu  dessen  Deckung  ein  Jahres- 
verdienst von  240  fl.  nötig  wäre.  Damit  wären  allerdings  nur  die 
unum^glich  nötigen  Bedürfnisse  einer  einzelnen  Person  gedeckt, 
die  nicht  nur  auf  jede  Erholung,  Zerstreuung  oder  Vergnügen  ver^ 
ziehtet,  sondern  auch  weder  über  eine  eigene  Häuslichkeit  verfugt, 
noch  sich  genügend  nähren  und  kleiden  kann. 

Inwieweit  sind  nun  ilie  Wiener  Arbeiterinnen  nacli  den  Eigeb- 
nissen  der  Frauenenquete  imstande,  dieses  dürftige  Existensmintmum 
zu  erreichen  oder  zu  übertreffen? 

Man  kann  in  der  Wiener  Frauenarbeit  das  Akkordlohnsystem 
als  das  bei  weitem  vorherrschende  bezeichnen.  In  emzehien  Bran- 
chen.  und  zwar  gerade  in  solchen,  in  denen  fast  ausschließlich 
weibhclie  Haiide  beschäftigt  sind  I'.rzeugung  von  Wäsche,  Daiiien- 
kleidern,  I  laixlsciiuhen.  Kravatteii  u.  ^.  w.  —  wird  fast  inn  im  .\kkord 
gearbeitet.  Dal-  dieses  Lohnsy>tem  die  '^röfsten  Aiitorderungeii  an 
die  .Arbeiternuien  stellt,  ist  zu  bekannt,  als  daü  e>  eine^  neuen  Be- 
weises durch  die  Enquete  bedurft  hätte.  Interessant  i>t  tuir  die 
Beobachtung,  bis  zu  welchem  Gr.ide  die  Hoffnung,  cnuge  Kreuzer 
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mehr  zu  \ierdienen,  die  arbeitenden  Frauen  antreibt  Es  wurde 
konstatiert,  dafs  sie  in  den  Pausen,  wo  es  angeht,  weiterart^eiten, 
ja  wenn  die  Wcrkslatte  geschlossen  wird,  so^jar  Arbeit  ins  Kaffcc- 
liaus,  wo  sie  zu  Mittag  essen,  mitnebnicn.  Während  der  Art>eit  ist 
die  Hast  eine  solche,  dafs  z.  H.  die  Buchbinderei-  und  Kartonnage- 
arbeiterinnen die  Leimfleckchen  mit  der  Zunge  statt  mit  einem 
Schwämme  Ijefeucliten ,  weil  es  so  schneller  geht.  Respiratoren 
werden  nicht  bciiützt,  Schutzvorrichtungen  beiseite  geschoben, 
alles  nur.  um  wenige  Minuten  zu  ersparen.  Beachtung  verdient 
ferner  noch  tlcr  Umstand.  (lar>  das  .Xkkonl^ystcm  geeignet  ist,  die 
Intensität  der  Arbeit  ><>  zu  rLj^ulicrcn,  dals  die  übliche  Untt  rsitrlnm<^'s- 
methode  als  ungeeignet  betrachtet  w'erden  mufs.  In  tler  l  iicjucic 
wurde  nämlich  festgestellt,  dafs  unter  tler  Herrschaft  des  Akkord- 
systenis  die  Ininisitjit  di  r  Arbeit  liegen  Ende  der  Woche  zunnnmt, 
obwohl  tlie  hrnuidung  tler  Arbeilcniuicu  da  gröfser  ist  als  nach 
tleni  Ruhetag.  Aber  tlie  Hofifimng,  etwas  nielu  L0I111  zu  Lilaiigni, 
treibt  sie  uiunittelbar  vor  tler  Auszahlung  zur  allergrolsicii  An- 
spannung tler  Kräfte,  untl  so  dürfte  auch  der  Unistantl  seine  Er- 
klärung finden,  dafs  am  Samstag  bei  nieist  viel  kürzerer  Arbeits- 
zeit ebensoviel  geleistet  wird,  als  an  den  anderen  Wochentagen. 
Es  wurde  konstatiert«  dafs,  wenn  die  Auszahlung  z.  B.  am  Freitag 
erfolgt,  die  gröfste  Arbeitsintensität  am  Donnerstag  und  Freitag 
eintrete.  Dabei  wird  von  den  Frauen  das  Akkordsystem  dem 
Zeitlöhne  vorgezogen.  Nicht  so  sehr  wegen  der  Hoffnung,  mehr  zu 
verdienen,  als  um  von  den  Quälereien  befreit  zu  sein,  denen  sie  bei 
Zeitlohn  wegen  angeblicher  Faulheit  ausgesetzt  sind. 

Wie  steht  es  nun  mit  der  Entlohnung  (ur  diese  Arbeit  und  wie 
weit  können  die  Arbeiterinnen  mit  dem  Lohne  ihre  Bedürfnisse 
decken :  Einen  Durchschnittslohn  anzugeben  hat  immer  etwas 
Mifsliches.  Als  thatsachlich  von  den  P.xpertinnen  bezogener  Wochen- 
lohn stellte  er  sich  in  91  von  151  Fällen  im  Maximum  auf  4  fl. 
50  Kr.,  in  29  Fällen  auf  4  fl.  50  Kr.  bis  5  fl.  50  Kr.  und  nur  in 
3  t  auf  iibcr  5  fl.  50  Kr.  Der  Tagelohn  betrug  in  61  von  93  Fällen 
höchstens  85  Kr.  Die  In  der  Enquete  angeführten  Monat^löhne. 
deren  Maximum  125  fl.  bi  trrägt,  beziehcfi  sich  meist  auf  r)ii t  ktriren, 
Hantlels;»i'.L,a'>tt'lltc  h<^li''t[  Katc^^on»-  rtc.  Der  niedni^^ic  kon- 
statierte VVochetiluhu  betrug  i  fl.  So  K.i.  (Zigarettenpapierbranchc. 
tler  hoch>tc'  !6  fl.  fKnufektiof^l  Iclztcn  r  allerding>  vom  Unternehiuei 
tlurch  \\i  uiittlung  dt:>  Zwischeiuncisiers  gezahlt.  I)al)t  i  mufs  l>e- 
mcrkt  werden,  tlafs  die  hier  angeführten  Löhne  tlurchwcgs  solche 
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sind,  wie  sie  aus^clernte  Arbeiterinnen  beziehen.  Die  Anfongs- 
löhne,  wie  sie  Lehrmädclien  und  solche  Arbeiterinnen  beziehen, 
die  erst  kurze  Zeit  in  der  betreffenden  Branche  beschäftigt  sind, 
bewegen  sich,  von  ganz  wenigen  Ausnahmsfallen  at^esehen,  ins^ 
gesamt  unter  dem  Betrag  von  3  fl. 

Um  einerseits  einer)  Beweis  für  die  Glaubwürdigkeit  der  ge- 
machten Anc^abcn  zu  erhalten,  andrerseits  aber  zu  zeigen,  wie  stark 
die  Hciinarbeit  auf  den  Lohn  drückt,  sei  hier  auf  Grund  des  letzten 
(Juinqucnnalberichtes  der  Wiener  Handelskammer  eine  Tabelle  der 
ilort  anjjcjrebenen  Durchschnittslöhne  an-cführt.  Dabei  mufs  aber 
bemerkt  werden,  dafs  die  Daten  (le>  Ouinqucnnalbcrichles  sich  nicht 
nur  durchi^ehends  auf  Unternehmeran>^ahen  stütT^en ,  sondern  von 
den  in  den  Verlagsfjesciiäfien  gezahlten  Löhnen  ganz  al)sehen.  also 
die  niedriijsten  Lohnkateeforieen  nicht  umfassen.  Ks  erhielten  nach 
dciu  genannten  Bcriclitc  von  lOO  ArucUerinnen  an  Löhnen  m  tlcn 
einzelnen  Branchen: 


Branche         bis  jfl. 

3-5  fl- 

5-6  fl. 

6— 8fl. 

8— loil. 

B«kleidung.s  •  Industrie 

8.61 

18.62 

237 

23  2 

I4>8 

Polygraphische 

3.88 

25.18 

30.$  1 

30.09 

11.08 

Metall-  „ 

a.7 

31.8 

39-8 

11.9 

10.9 

NahrungsinitteU  „ 

6.88 

46.14 

18.34 

»JOS 

5.73 

Leder- u.  Fcdcro*  „ 

7.a 

34-7 

39-9« 

12.25 

4.74 

Ti'xtil- 

8.3 

4384 

27.02 

18.61 

'-7 

I'apirr-  „ 

6.9 

48. 1 

29.24 

14.9 

0.7S 

Chemi'-i  h--  ,, 

57-55 

30.5 

7  69 

i.4i 

Stein-  u.  iAsA'  ., 

4  47 

66.48 

10.06 

•M3 

Baugewerbe 

0.66 

80.5 

16.64 

3.3 

Suramt: 

5.58 

42.57 

25.28 

»5-83 

5-9' 

Die  Ergebai>>e  der  Enquete  in  ähnlicher  Weise  statisti.sch  zu 
verwerten  geht  natürlich  nicht  au,  wohl  aber  ist  es  möglich  festzu- 
stellen, welche  W'üclicnlühne  in  den  einzelnen  Induslrieen  als  Minimum, 
Maximum  und  welche  am  häufigsten  bezogen  werden.  Da  gelangt 
man  nun  zu  folgendein  Resultate: 


Branche  Mininallobn  Maxiroallohn  Gewöbnlicher Lohn 

fl.  H.  fl. 

HekK-iihin^s  -  IndlKtrie  3.4  11  5 

l'oly^raphisclu'    „  3.6  lo  4.5 

-Metall-  „3  7  S 
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Branche 

Mwuuallobn 

Abnimallobn 

C>vwuhxuich< 

Nahrungsinittcl-lndu.stn< 

1    _ 

i-'j  2.2 

lo 

-  7-2 

Leidet- 

6.5 

lO 

S 

Fcdern- 

4« 

4 

lO 

is 

Tcxtil. 

II 

'♦5 

5 

4 

Papier- 

n 

«•5 

8 

4 

Cbcmiitcbv 

•% 

4S 

8 

5 

Strin-  u.  (jI.is- 

tl 

«■3 

2.4 

baugewerbe 

2.8 

4.« 

4-a 

Diese  Tabelle  kann  natürlich  keinen  Anspruch  auf  Exaktheit 
machen,  spiegelt  aber  doch  den  Gesamteindnick  wieder,  den  die 
in  der  Enqu^e  gemachten  Lohnangaben  hervorriefen. 

Zum  weiteren  Vergleiche  seien  hier  die  allerdings  dürftigen 
Lohnangaben  in  der  vuni  Vereine  für  Sozialpolitik  veranstalteten 
Erhebung  über  die  Lage  des  Handwerks  in  Oesterreich  angeföhrt, 
natürlich  nur  die  Angaben,  welche  sich  auf  Wiener  Verhältnisse  und 
weibljcliL  Arbeiter  beziehen.  Nach  diesen  Erhebungen,  die  sich  auf 
thatsächliche  eingesehene  Lolinlisten  stützen,  beziehen  in  Wien  die 
Arbeiterinnen  in  den  einzelnen  Branclieu  an  Wocheniöhnen : 

iCudieiibickcrei :    3—6  11. 

Ilatnwcberci:       2.5 — 8  fl.   (Gevöhnlicber  I^hn  4 
Schahmaclierci :     LaurtDücIchen:  I30 — 250  il.  (pro  Jfthr) 

Auspiitzfrin ;     275  rt.  „ 

M.  pp.  rin:        376  fl.  „ 
riaidlcrci;  2—5.5  ^^ 

Kravattenidiherd :  2.5—4  fl. 
Mi(4rniih4>rci :     Einfasserin:  7  ü. 

Aosfertigerin :  4  fl. 

Appvetevrin :  8  fl. 
Scbirninltierei :      3 — 4  fl. 
Hüt;kriii:  7— <i  fl. 

( ilsin^criii :  4-  0  tl. 

(iürticrin:  .?  -  7  >  rt- 

Hierbei  nuils  allerdinLjs  bemerkt  werden,  dafs  auch  hier  in  den 
meisten  Fällen  die  Lölmc  der  Heiinarbeiterinnen  nicht  mit  inbC" 
j^iffcn  sind,  welcher  Umstand  das  Lohnniveau  im  allgemeinen  etwas 
höher  erscheinen  läfst,  als  es  thatsächlich  ist. 


')  Dicic  .\iijjul>oii  bi^cUcu  sich  aut  Uic  Vcrkautirinnrn  m  Hack-  rhuicn  und 
bexielit  dieie  Kategorie  von  AibeitcriniKsi  nocb  EniohiRienttf  wi«  freie  Wolmung  u.  o.  A-. 
Archiv  für  im.  Cuet>g«biiiig  u.  Staiutik.    X.  26 
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Die  Berichte  der  Gewerbeiiispcktoreii  enthalten  über  Lohnver- 
hälttiisse  nicht  aÜT^uviel.  Der  Bericht  für  das  Jahr  1S84  nimmt  als 
Miniinallohn  3  fi.,  als  Maximallohn  9  fl.,  als  Durchschnittslohn  5  Ü. 
an.  Im  Bericlite  für  1885  findet  sich  folgende  kleine  Zusaiiimen- 
stellung.    Es  wurden  an  Tagelohn  gezahlt: 


Minimum 

Durclischnitt 

Maximum 

Kr. 

Kr. 

Kr. 

McUll-Lan)|>«-ii- 

•indiisitrie 

90 

loä 

Blechwaren« 

60 

»5 

100 

RroDze- 

•1 

50 

80 

las 

Goldwmrcn- 

»» 

67 

75 

100 

Nibmaschiocn- 

n 

67 

75 

100 

Elektriscbe 

n 

55 

65 

ns 

Im  Berichte  ßir  1886  wird  der  Lohn  der  Hutmacherinnen  mit 
4 — 5,5  fl.  angegeben. 

Alle  diese  Daten  geben  natürlich  kein  Bild  von  den  thatsädi> 
lieh  herrschenden  Lohnverhaltnisaen ,  da  sie  zu  lückenhaft  sind,  um 
auf  die  Frage:  wieviel  wird  in  den  einzelnen  Industrieen  gezahlt^ 
eine  präzise  Antwort  erteilen  zu  können.  Auch  in  den  ProtokoUen 
der  Frauenenquete  ist  diese  Antwort  eigentlich  nicht  zu  finden,  da 
die  betreflenden  Angaben  sehr  zerstreut  sind.  Wohl  aber  konnte 
man  in  der  Knqu^te  einen  ziemlich  klaren  Einblick  <1arein  ge- 
winnen, was  die  Wiener  Arbeiterin  als  tlen  thatsädilich  erreich- 
baren Durschnittswochenlohn  ansieht.  Der  Fietrag  von  4.5  fl.  bis 
5  fl.  wird  von  ihr  als  derjenige  betrachtet,  nach  welchem  sie  ilire 
ganze  Lebensführung  einrichten  inufs.  Sie  erreicht  diesen  Lohn 
erst  langsam,  meist  nach  3  jähriger  Lehrzeit  und  nach  weiteren  drei 
Jahren  ttiit  viel  niedrigeren  Bezügen ,  aber  wenn  nicht  besonders 
widrige  Linstamic  eintreffen,  hat  sie  iniinerhin  alle  Aussicht,  es  so 
weit  7.U  briii;^!  II.  Was  darüber  geht,  betrachtet  sie  schon  als  be- 
sonders gute  Be/.alihmg,  ja  es  gicf)t  ganze  grofse  Industrieen,  wo 
dieser  T  )urch.^chnilt  überhaupt  nicht  erreicht  wird.  Alles  in  allem 
geiiüninien  geht  man  nicht  weit  dan»  ben,  wenn  man  als  Grundlage 
der  Lebensführung  der  Wiener  Arbeiterin  ein  Wocheneinkommen 
von  4  fl.  80  Kr.  annimmt.  Dafür  sprechen  aichi  nur  die  Enquete 
und  die  übrigen  sich  vereinzelt  vorhiidenden  Lohnangaben,  sondern 
auch  ein  Beschlufs  des  Wiener  Magistrat^  vom  4,  Juli  1894,  welcher 
als  Grundlage  für  die  Krankenunterstützung  den  üblichen  Tagelohn 
fiir  jugendliche  auf  50  Kr.,  für  Erwachsene  auf  80  Kr.  festsetzt  In 
der  Enquete  wurde  der  Beweis  dafUr  erbracht,  dafs  diese  Ein> 
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schätzun«^  durchaus  keine  zu  iiiedrii^fc  sei,  sondern  tlcn  wirklichen 
Verhältnissen  ( ntsprechc.  Tliatsächlich  w-urdc  auch  in  der  Enqu^ 
in  50  von  93  Fällen,  in  welchem  nach  dein  Taglohn  gefragt  wurde, 
ein  solcher  bis  zur  Höhe  von  80  Kr,  konstatiert,  obwohl  gerade  in 
dieser  Rubrik  viele  Maximallöhne  —  der  höchste  beträgt  2  fl. 
und  wird  in  Kleidersalons  und  in  der  Goldstickerei  den  ersten 
Kräften  gezahlt  —  mit  inbcgriflTen  sind.  Der  niedrigste  festgestellte 
Taglohn  beträgt  37  kr.  und  wird  in  der  Ziegelei  gezahlt 

Also  4  a  80  Kr.  Durchschnittslohn.  Dieser  Betrnq^  reicht 
nach  den  oben  angelitthrten  Daten  zur  notdürftigsten  Deckung  der 
Nahrung,  Kleidung  und  Wohnung  einer  alleinstehenden  Wiener 
Arbeiterin  aus.  Wenn  sie  niemanden  unterstützen  mufs»  sich 
überhaupt  kein  \''ergnugen  gönnt,  nie  eine  PIxtraausgabe  macht, 
nie  krank  wird  und  dauernd  ihre  Arl>eit  behält,  könnte  sie  eben 
noch  auskommen.  Sie  kommt  aber  nicht  aus  und  kann  es  auch 
nicht,  da  ihr  X'^erdienst  meist  kein  regelmäfsiger  ist.  In  fast  allen 
Branchen,  mit  ganz  wenigen  Ausnahmen,  wurde  konstatiert,  dafs 
es  eine  grofsc  Seltenheit  ist,  wenn  eine  Arbeiterin  längere  Zeit 
in  einem  und  demselben  Betriebe  beschäftigt  ist.  Gerade  die 
Industrie,  die  vorzugsweise  Frauen  beschäftigt  —  die  Rckleidungs- 
industric  —  ist  eine  Saisoninduslrie  par  excellence  und  auch  in 
r!«  ri  anderen  Branchen  haben  vor  allem  die  Frauen  unter  dem 
fc-intlusse  der  toten  Saison  zu  leiden,  da  sie  al<  minder  qualifizierte 
Kräfte  gewöhnlich  zuerst  entlassen  werden.  In  vielen  Fallen  wurde 
ein  Aussetzen  durch  Monate  —  in  der  Hutniacherei,  Zigarettenpapier- 
erzeugunL;,  Schneiderei,  Federschmückerei,  Spenglerei  —  konstatiert, 
•n  <lrr  Perlenstickerei  ist  das  halbe  Jahr  hindurch  nichts  zu  thun,  in 
vielen  aui  Irren  Branchen  wieder  wird  durch  Wochen  oder  wenigstens 
durch  Tage  ausgesetzt.  Dabei  ist  die  Arbeiterin  nicht  einmal  immer 
imstande,  diese  Zeit  der  Pause  zu  einer  anderen  Arbeit  zu  ver- 
wenden. In  vielen  Betrieben  mufs  sie  im  Arbeitslokale  rrscheinen 
und  kann,  wie  einzelne  Expertinnen  sich  drastisch  au>druckien,  bei 
den  stehenden  Maschinen  Striinipfc  stricken.  Zweck  dieses  an- 
scheinend sinnlosen  Voi|;chcns  des  L nternehmers  ist,  zu  verhüten, 
dafs  man  von  der  eingetretenen  Geschäftsstockung  erfahre,  was  den 
Kredit  schädi^a-n  könnte.  In  ancleren  Betrieben  ist  es  wiederum 
die  Unbestimmtheit  de.s  Aussetzens .  welche  die  Arbeiterin  daran 
hindttrt.  sich  nach  einem  anderen  Frwcrbe  umzusehen.  Sie  muls 
de-->  iMuii^t  ii.s  in  der  V\ ci k.^iatt  crsciieinen  und  erfährt  er>t  hier,  cials 

heute  nichtü  zu  thun  sei  und  sie  wieder  nach  Hause  gehen  könne. 
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Eine  andere  Arbeit  zu  suclieii,  i.st  es  einerseits  zu  spät,  aiidrtrseits 
wcifs  sie  ja  nicht,  ob  nicht  am  nächsten  Ta^  schon  Arbeit  für  sie 
vorhanden  sein  werde.  In  einigen  weni^a  n  Betrieben  ist  es  allerdin^'.s 
besser,  indem,  wie  dies  z.  B.  in  der  Kanditeiierzeu^uiig  der  Fall  ist, 
partiecnweise  ausgesetzt  wird,  sodafs  7.\v.ir  eine  allgemeine  Reduktion 
des  Verdienstes  eintritt,  aber  nieniaiul  sein  Brot  \erlicrt.  Dieses 
System  hat  auch  den  Vorzug,  dafs  die  Arbeiterin  schua  im  \  orliincjo 
weifs,  in  welchem  Umfani^e  und  an  welchem  Tage  sie  arbeitslos 
wird,  sich  daher  cLu  aacli  ciiu  icliLcu  kaiui.  Meisteii.s  tritt  in  der 
toten  >a:bon  eine  Reduktion  der  Arbeitsstunden  neben  zaliireichen 
Entlassungen  ein. 

In  vielen  Fällen  wurde  auiserdeni  konstatiert,  dals  auch  ohne 
Verringerung  der  Arbeitszeit  in  der  toten  Saigon  eine  Reduktion 
der  Löhne  vorgenommen  wird,  die  sich  die  Arbeiterinnen  ruhig 
gefallen  lassen  müssen,  da  um  diese  Zeit  die  industrielle  Re- 
servearmee mächtig  anschwillt.  Mangel  an  Arbeiterinnen  herrscht 
überhaupt  nie;  die  Aufnahme  findet  mit  Umgehung  aller  Arbeits- 
vermittlung vor  den  Thoren  der  Fabriken  statt  Dort  sammeln 
sich  die  Madchen  und  Frauen  in  grofser  Anzahl  vor  Beginn  der 
Arbeit  an;  der  Portier  oder  auch  der  Meister  nehmen  nion  eine 
Art  Assentierung  vor;  einstimmig  wurde  festgestellt,  dals  vor  allem 
die  jungen  und  schönen  Mädchen  Aufnahme  finden.  Ist  die  Anzahl 
der  freien  Platze  besetzt,  dann  wird  das  Thor  wieder  zugeschlagen 
und  die  anderen  trollen  sich.  Den  genossenschaftlichen  Arbeits» 
Vermittlungen  wurde  jede  praktische  Wirksamkeit  abgesprochen. 
Eine  grofse  Rolle  spielt  das  Inserat,  besonders  in  gewerblichen 
Kleinbetrieben.  In  einzelnen  Branchen,  wie  z.  B.  in  der  Handschuh- 
nähereit  deren  Arbeiterstand  sich  meistens  aus  der  Provinz  rekrutiert, 
haben  einige  wenige  Frauen  die  Vermittlung  monopolisiert  und 
soigen  für  immer  neue  ICiafte  aus  der  Provinz.  Sie  kommen  voll« 
ständig  mittellos  in  der  Hauptstadt  an,  wo  sie  jeder  Ausbeutung 
schutzlos  ausgeliefert  sind.  Ueberall  aber  ist  infolge  des  groGsen 
Angebotes  an  Arbeitskräften  die  Vermittlung  eine  sehr  leichte 
und  jede  Arbeiterin  weifs,  dafs  ihr  Platz,  wenn  sie  w^en  Krank» 
heit  oder  aus  anderen  Gründen  ausbleiben  sollte,  sofort  wieder  be- 
setzt werden  kann. 

Das  Aussetzen  ist,  wie  erwähnt,  in  fast  allen  Branchen  Regel, 
bald  fiir  längere,  bald  für  kürzere  Zeit,  aber  Hast  unfehlbar  eii>- 
tretend.  Dieser  Umstand  allein  genügt  schon  zur  Erklärung  der 
Thatsache,  warum  selbst  Arbeiterinnen  mit  einem  höheren,  als  dem 
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angenommenen  Durchschnittslohne  von  4  IL  80  Kr.  per  Woche  ihren 
Standard  of  life  sc^ar  noch  unter  das  ohnehin  achon  sehr  niedrige 
Niveau  herabdriicken  müssen,  das  oben  geschildert  wurde.  Denn 
gegen  die  Lebensweise,  wie  sie  die  Wiener  Arbeiterinnen  thatsädiUch 
fähren,  ist  die  bei  Aufiitellung  des  Normalbudgets  geschilderte  nocli  eine 
gute  zu  nennen.  Vor  allem  iist  die  Wiener  Arbeiterin  kein  Fleisch 
—  höchstens  des  Sonntags,  und  da  verdirbt  sie  sich,  wie  erzahlt 
wurde,  nicht  selten  den  Magen  d.iran,  weil  dieser  so  kräftige 
\  ihrung  nicht  mehr  gewöhnt  ist.  Das  Hauptnahrungsmittel  ist  der 
Kaffee,  nicht  etwa  Bohnenkaffee,  sondern  Surrc^ate,  oft  der  zweifel- 
haftesten Qualität.  Zum  Frühstück  Kaffee,  \ormittags  ein  Stück 
Brnt,  mittags  und  nachmittags  Kaffee,  abends  ein  Stück  Wurst.  Das 
V'olks-Caf<6,  wo  die  Schale  schlechten  Kaffees  6  Kr.  und  eine  Semmel 
2  Kr.  kostet,  ist  der  Speisesaal  der  Arbeiterinnen.  Wenn  sie  ihr 
Essen  aus  dem  Gasthause  oder  aus  einer  Auskocherei  holen,  fehlt 
Fleisch  auf  dem  Speisezettel  fast  immer.  Suppe  und  Gcmase,  Suppe 
und  eine  Mehlspeise,  oft  wohl  auch  nur  eines  von  beiden  bildet  die 
Mahlzeit.  Auf  die  Frage,  warum  sie  statt  des  Kaffees  nicht  nahr- 
haftere Dinge,  z.  B.  Eier  kaufen,  kam  die  .\ntwort :  Wa.s  macht  man 
mit  zwei  Eiern?  Wenn  man  eine  Flasche  Kaffee  getrunken  hat, 
^aubt  man,  man  sei  satt,  und  das  ist  die  Haup»  irhc. 

Vor  allem  Ist  es  also  die  Nahrung,  an  welcher  die  Arbeiterin 
£U  ersparen  sucht  Wie  weit  diese  Sparsamkeit  geht,  ersieht  man 
aus  den  Aussagen  jener  Expertinnen,  die  unter  „am  Mittagbrot 
absparen"  einfach  Streichen  des  Mittagbrotes  überhaupt  verstanden. 
Gicbt  es  Obst,  so  bildet  es  neh>t  Brot  oft  das  einzige  Nahrungs- 
mittel. Auch  Brot  als  ein7,i;^x  Speise  ist  nicht  zu  selten,  und 
zwar  nicht  nur  in  der  toten  Saison.  Denn  während  der  Haupt- 
iiaison  heifst  es  die  Schulden  abzahlen,  die  man  währcntl  der  arbeits- 
losen Zeit  (jcmacht  hat  und  die.  wie  kori'^taticrt  worden,  oft  bis 
30  fl.  betragen.  Man  kann  leicht  berechnen,  wie  scfiwer  bei  einem 
Durchschnittsverdienstc  von  nicht  ;^an7.  5  fi.  wöchentlich  die  Ab- 
tragung einer  solchen  Srlmld  fällt.  Aber  die  .Arhiiterin  weifs,  dafs 
.>ie  ihren  Kredit  auf  jeden  Fall  aufreeht  erhalten  iimfs,  und  zahlt 
daher  —  und  liuni^aMt.  Denn  an  Wohnung  und  Kleidung  kann  ^ie 
nichts  ersparen.  Dabei  zahlt  sie  ihre  Nahrung  vcrhaltnlsniäfsig 
teuer.  Bezeichnend  ist  die  konstatierte  allgemeine  Abneigung  gegen 
das  Essen  in  den  Volksküchen,  weiche  trotz  vieler  liunianitärer  Zu- 
wendungen nicht  iin«?tande  sind,  ein  billiges  und  gutes  i'isscn  zu 
liefern.    Keine  eiritige  der  erschienenen  Expertinnen  afs  in  einer 
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Volksküche.  Viele  hatten  es  wohl  versucht,  waren  aber  bald 
wieder  ausgeblieben,  trotzdem  sich  dort  das  Mittagessen  kaum  auf 
15  Kr.  stellt.  Eine  Hadernsortiererin  scliüdert  ihre  Xahrungsver- 
hältnisse  in  folgender  Weise:  ,^um  Frühstück  nimmt  eine  Arbeiterin 
Kaffee,  zum  Gabelftühstück  um  3  Kr.  Speck,  zo  Mitlag  Suppe  und 
Gemüse,  Fleisch  nicht,  zur  Jause  kommt  meist  um  3  Kr.  Milch 
oder  Speck,  das  Nachtmahl  besteht  aus  Gemüse  oder  Suppe. 
Ausgabe  fiir  die  Kost  beträgt  im  Tage  etwa  40  Kr."  Die  Arbeiterin, 
die  sich  diese  Ausgabe  gestatten  kann,  verdient  6  iL  wödhentlich 
und  ist  in  einem  Berufe  beschäftigt,  der  so  vid  Unannehmlichkeiten 
mit  sich  bringt,  daß  der  Zudrang  kein  tu  grofser  ist  Eine 
Sdiüntennäherin,  Witwe,  Mutter  von  swd  Kindern,  gab  an:  „In 
der  Frühe  esse  ich  mit  den  Kindern  Kaffee  und  Brot,  um  lO  Uhr 
ein  Stück  Brot,  zu  Mittag  eine  Reis-  oder  Erdäf^elsuppe,  zur  Jause 
essen  wit  Kaffee  und  ein  Stück  Brot.  Das  ist  um  halb  5  Uhr, 
wenn  die  Kinder  aus  der  Schule  kommen.  Nachher  essen  wir  nichts 
melir.  Die  Milch  zum  Kaffee  kostet  täglich  10  Kr.  d.i.  ^4  Liter." 
Eine  Zi^elarbeiterin  schilderte  ihre  Nahrungsverhältnisse  wie  fc^gt: 
lyZum  Frühstück  Malzkaffee  und  ein  bissei  anderen  Kaffee,  Cichorie 
und  dazu  wird  Brot  gegessen.  Zu  Mittag  haben  wir  Sterz,  Knödel 
oder  Erdäpfclsuppe.  Krdäpfel  giebt  es  überhaupt  alle  Tage ;  Fleisch 
essen  wir  nur  ani  Sonnta«^  und  da  ist  es  vom  Rofstlf^'schhaucr. 
Abends  kociien  wir  Krdäpfelsuppe  oder  wieder  Kaffee  und  Brot. 
So  geht  es  das  ^^ur/A  Jahr." 

Diese  Schilderungen  Hefseu  hieb  beliebig  vcnncliren.  Mit  cr- 
schreckcudci  1  Deutlichkeit  geht  daraus  hervor,  dafs  die  Arbeiterinnen 
vor  allem,  und  /.war  auch  in  der  hohen  Saison  an  der  Nalirung  sich 
.selbst  das  Notwendigste  absparen.  In  den  blutleeren,  bleichen  Ge- 
sichtern der  Expertinnen  konnte  nian  deutlich  die  zerstörende  Wirkung 
dieser  Ernälirungsverhältnisse  sehen,  und  e.s  mufste  gaoz  eigentüm- 
lichberühren, dafs  gerade  bei  dem  Kapitel  „Nahrung"  die  Arbeiterinnen 
verhähmsmäTsig  am  wenigsten  das  Traurige  ihrer  Lage  zu  föhlen 
schienen.  Das  Weib  ist  eben  bedeutend  akkomodationsfaliiger  als 
der  Mann.  So  wie  es,  kaum  dem  Schlamme  der  tie&ten,  gesell* 
schaftlichen  Niederungen  entstiegen,  in  verschwenderischemLuxussich 
sehr  bald  vollkommen  heimisch  fiihlt,  so  kann  es  auch  die  Entbehrungen 
bis  zu  einer  Grenze  ertragen,  bei  welcher  för  den  Mann  die  Existenz*^ 
möglichkeit  überhaupt  aufhört  Von  den  Expertinnen  konnte  keine, 
die  nicht  noch  von  anderer  Seite  Unterstützungen  erhielt,  sagen, 
dafs  sie  sich  thatsachlich  satt  esse.    Die  meisftn  waren  sich  voll- 
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stätidij4  bewufsi,  dais  mit  dem  K  itlVi*  oder  mit  den  Maläptcln  den 
Magen  nur  flippen",  olinc  .ibir  >ich  über  die  Konsequenzen  einer 
solchen  „Fopperei"  ucilcic  Cjcdanken  zu  machen. 

Mehr  als  über  die  unzureichende  Nalirunj^  beschwerten  sie  sich 
über  die  Art,  in  welciier  sie  dieselbe  zu  sich  nehmen  mülsten.  Den 
mitgebrachten  Kaffee  können  sie  oft  nicht  einmal  wärmen,  das 
Mittagbrot  müssen  sie  nicht  selten  auf  kalten  Gängen,  Treppen  oder 
im  Hde  einnehmen,  ohne  sich  auch  nur  notdürftig  reinigen  zu 
können.  Der  Wiener  Grewerbeiospektor  weils  in  seinen  Berichten 
voo  Frauen  zu  erzählen,  die  er  die  Speisen  mit  Zeitungspapier  an* 
fassen  sah,  aus  Scheu,  sie  mit  den  schmutzigen  Händen  zu  berühren, 
und  fast  alle  Expertinnen  führten  Klage  über  den  Mangel  an  Wasch> 
Vorrichtungen.  Entweder  gar  keine  Waschapparate,  oder  ein  Wasch- 
trog für  50  Arbeiterinnen,  keine  Seife,  kein  Handtuch  oder  ein 
solches  für  alle  gemeinsam.  Und  die  Arbeiterinnen  sprachen  hierüber 
entrüsteter  als  über  ihr  fortwährendes  Hungern,  das  sie  als  beinahe 
selbstverständlich  ergeben  zu  ertragen  schienen.  Also  nicht  einmal 
Deckung  der  notwendigsten  Lebensbedürfnisse  bei  der  durch  das 
Akkordsystem  bedingten  angestrengtesten  Arbeit. 

Wir  haben  gesehen,  dafs  in  den  nieisten  Branchen  Wochen 
oft  auch  Monate  hindurch  ausgesetzt  wird  und  die  Arbeiterinnen 
während  dieser  Zeit  aufs  Pflaster  gesetzt  werden.  In  der  Snison 
aber  kennt  dagegen  ilie  Arht  ils/.rtt  keine  rncnzcn.  In  der  1  land- 
schuhnähcrei  wird  oft  die  gan/r  Nacht  durchgearbeitet,  ebenso 
in  der  Stickerei  und  in  der  Hlumeiim.icherei.  Kine  20stiin<li!.;c 
Arbeitszeit  bei  dringmcien  Aufträgen  oder  währetul  dei'  hoiicn 
Saison  wurde  konstatiert  in  der  Fedenisclnmickerei,  KU  klcrujachcrei 
um!  in  Waschereien  u.  s.  w.  In  anderen  IWtriclien,  wie  in  der 
Papierl)raache,  \\ ä^chefabrikalion,  Konfektion  uuil  in  (.Icr  Schirm- 
näherei, ist  die  .Arbeil->/A  it  cur-  vollständig  unregelmäfsige ,  in 
Kleinbetrieben  und  bei  Zvvischenmeistern  dem  Belieben  des  Herrn 
anheimgegeben.  Für  diese  gilt  allerdings  der  1 1  stündige  Arbeitstag 
nicht,  aber  auch  in  den  Fabriken  wird  er  illusorisch  gemacht*  Nicht 
nur  durch  Ueberstunden,  fUr  weldie  die  Beuilligung  leicht  zu  er- 
langen ist,  sondern  auch  durch  Mitgeben  von  Arbeit  nach  Hause. 
In  vielen  Fällen  wurde  kCHistatiert,  dafs  nicht  nur  Ueberstunden  in 
der  Werkstatt  gemadit  werden,  sondern  dafs  die  Arbeiterin  dann 
noch  Arbeit  mit  nach  Hause  nimmt,  ja  dass  sie  die  Mittagspause 
bereits  dazu  benützt,  um  einen  Teil  der  Nachtarbeit  im  vorhinein 
fertig  zu  bringen.   Nur  die  wenigsten  von  den  Expertinnen  sagten 
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aus,  dafs  sie  zum  Mitnehmen  von  Arl)cii  nach  PVicrabcnd  ^c/.\vufi<^en 
würden.  Fast  alle  aber  versicherten,  dar>  ^Ic  froh  seien,  wenn  sie 
Arbeit  mit  nach  Hause  bekämen,  bei  den  gediückten  Lölinen  er- 
klärlich genug.  In  der  Federnschmückerei  und  Hutmacherei 
wurde  übrigens  auch  Zwang  zur  Mitnahme  von  Arbeit  festgestellt. 
Bei  deo  Heimarixiterinnen  im  eigentlichen  Sinne  des  Wortes  bildet 
Nachtarbeit  die  fast  ausnahmslose  Regel  und  wird  bereits  bei  der 
Austeilung  der  Arbeit  damit  gerechnet ,  dafs  die  Heimarbeiterin 
taglich  bis  Mittemacht  oder  noch  länger  arbeitet  Auch  im  Bau* 
gewerbe,  Ziegelschlägereien  u.  s.  w.  gehört  Nachtarbeit  nicht  za  den 
Seltenheiten  und  zur  Weihnachtszeit  sowie  bei  der  Inventuraufnahme 
müssen  auch  die  in  den  Geschäften  als  Kontoristinnen,  Ver- 
käufertnnen  u.  s.  w.  ai^estellten  Mädchen  oft  bis  nach  Mitternacht 
wach  bleiben.  In  vielen  Fällen  in  der  Buchbinderei,  Wäsche&bri- 
kation,  Baugewerbe,  bei  Handlungsangestellten,  sowie  bei  2^itungs- 
austrägcrinncn  wird  fiir  die  Uel)crzeit  überhaupt  keine  Entlohnung 
geleistet.  Sonst  kann  man  für  Ueberstunden  einen  Stundenlohn  von 
lO  Kr.  als  den  Durchschnitt  annehmen.  Wird  die  Arbeit  mit  nach 
Hause  gegeben,  so  berechnet  der  Chef  bei  Zeitlohn,  wieviel  Zeit 
man  zu  diesem  Arbeitsquantum  brauche.  l!^el)erhaupt  konnte  man 
in  der  Enquete  feststellen,  dafs  selbst  dort,  wo  Zeitlohn  besteht,  er 
doch  nur  ein  ver.*^teckter  .Akkordlohn  i.st.  Denn  in  der  Regel  mufs 
ein  '^'cxn-^ses  Minimum,  nach  Aussage  der  Expertinnen  i.st  dies  das 
Maximum,  das  zu  leisten  i.st,  licrgesicllt  werden.  Es  wurden 
Fälle  angi  iührt,  in  denen  ein  Unternehmer,  wenn  die  Arbeiterinnen 
im  Akkord  zu  viel  verdienen,  den  Zeitloim  einfuhrt  und  niedrig 
ansetzt,  dals  d;Ls  Niveau  des  Lohne>  stark  herab}4cdruckl  wird. 
Dals  die  Intensität  der  Arbeit  mit  der  Län^e  der  .Arbeitszeit  ab- 
nimmt, wurde  nur  in  einzelnen  Fällen  konstatiert,  so  bei  der 
Appretui.  Im  allgemeinen  zwingt  das  Akkordsy.stem  die  Arbeite- 
rinnen, bis  zum  letzten  Momente  alle  Kräfte  aufe  äufserste  anzü- 
spanneii.  Auch  ist  es  schwer,  «gerade  in  dieser  Frage,  deren  Beant- 
wortung dnen  äemKch  hohen  Grad  von  Intelligenz  und  Beobachtungst- 
gabe  voraussetzt,  von  Arbeiterinnen  präzise  Antworten  zu  erhalten. 
Es  sparen  also  die  Arbeiterinnen  bei  der  Ernährung,  die  ihre 
Kräfte  erhalten  sollen  und  am  Schlafe,  der  die  Lebenssäfte  neu  er- 
setzt; alle  Anstrengung  aber  genügt  kaum,  um  ihr  Leben  kümmer- 
lich zu  ftisten. 

Das  Leben  dieser  schleditgenährten  und  überarbeiteten  Frauen 
ist  noch  ein  gutes  zu  nennen  im  Vergleiche  mit  der  traurigen 
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Kxistcnz  tlcr  Lehrmädchen.  Wn^  libcr  die  Lcbcn>\  crhältnisse  der 
Lchriiiädchcn  in  der  Enquete  zur  Sprache  kam,  ist  so  haarsträubend, 
rlaf-  man  geneigt  wäre,  es  für  übertrieben  zu  halten,  wenn  niclit 
andere,  ganz  unverdächtige  7A  U<^'en  (hi-  Walirheil  bestätigen  würden. 
Der  1  Tcwcrbeinspekior  erzälih  in  seinem  Berichte  fiir  1886,  dafs 
tiici.«^t  mehrere  .Mädchen  in  einem  Helte  schlafen  müssen,  und  daf«« 
die  Betten  in  der  VV'orkstätte  oder  Küche  stehen.  In  dem  Berichte 
Rir  1890  heilst  es  euphcmi.-.tisch ,  dass  „die  .sogenannten  Betten 
sehr  häufig  nicht  das  sintl,  was  man  sich  nacli  dem  gewöhnlichen 
Sprachgebrauche  darunter  vorstellt".  Wie  diese  Betten  aussehen, 
das  erfuhr  man  in  der  Enquite:  einige  zusamntengerückte  Stühle 
bildeten  sie.  Dals  aber  den  Klagen  der  Expertinnen  in  dieser  Hin- 
sieht  mit  Mifstrauen  entgegenzukommen  unberechtigt  ^^e,  daför 
spricht  folgender  Passus  im  Berichte  des  Wiener  Gewerbeinspektors 
für  1889:  fj)\e  von  Arbeitern  gegen  Gewerbeinhaber  zahlreich  er- 
statteten Anzeigen  wegen  schlechter  Werkstatten  und  sanitatswidriger 
Schlafräume,  wegen  tu  langer  Arbehszeit  und  Verletzung  der  Sonn- 
tagsruhe» wegen  übennäTsiger  Ausnützung  und  roher  Behandlung 
der  Lehrlinge  u.  s.  w.  waren  zumeist  im  wesentlichen  berechtigt" 
Wa«^  rücksichtlich  der  Beliandlung  der  Lehrmädchen  in  der  Enqudte 
zu  Tage  kam ,  übersteigt  alles ,  was  man  erwarteti  konnte.  Das 
Lehnnädchen  ist  eigentlich  tlie  drei  oder  vier  Jahre  seiner  Lehrzeit 
hindurch  thatsächlich  ein  Sklave.  Der  Schusterjunge,  der  das  Kind 
de^  .Mei>ler>  wiegt,  ist  eine  typische,  tragikomische  Figur  geworden. 
Er  lernt  nichts  und  wird  doch  iiber  in.strengt  Aber  er  ist  immerhin 
ein  Junge,  kräftiger  und  widerstandsfähiger  als  das  Lehrmädchen, 
das  mit  «einem  15.  Jahre  ja  gerade  in  die  entscheidende  Perioile 
seiner  Knluickelunt;  tritt.  Die  Expertinnen  erzählten  alle  \on  ihrer 
Lehr7,eit  mit  einem  "gewissen  wohligen  (iruseln,  wie  man  von 
einer  überstandenen  L;r<'l^<.n  (lefahr  spricht.  Soweit  es  >ich  tmi 
fabrikmäfsige  Retriel)e  handelt,  geht  es  n(>ch  an:  iM  clistenN,  dals 
die  Ar!)eil  eitie  zu  .-.chwere  i-^t.  Si  erzählt  der  Gewerbeinspektor 
in  ^eniem  Berichte  Tür  1888,  dals  zwei  l5jähriL,'e  Mädchen  zum 
Ratltreiben  bei  einer  Rilzmaschnie  verwendet  wurden.  Die  Arbeit 
überstieg  weit  das  Kräftemafs  der  Mätlchen  und  nach  je  4—5  Minuten 
nuifsten  sie  ganz  erschöpft  mit  dem  Drehen  innehalten.  Aber 
im  allgciueinen  wurde  in  der  Enquete  k<Mistatiert ,  dafs  die  Lage 
der  Lehrmädchen  in  den  Grofsbetrieben  eine  immerhin  erträg- 
liche sei,  ja  geradezu  glänzend  im  Verhältnis  zu  den  Klein- 
betrieben, in  welchen  noch  das  „schöne  patriarchalische''  Verhältnis 
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hcrrsclil.   Hier  werden  die  Mädchen  ijcistig  und  körperlich  7.11  (nuiule 
«gerichtet.  Ais  etwas  ganz  Selbstverständliches,  worülicr  auch  seitens 
der  Expertinnen  keinerlei  Kla^e  geführt  wurde,  sclieint  e^  nn<(e.sehen 
zu  werden,  tlais  das  Häusliche  von  ilen  Lehrmädchen  lx;sorgt  wird 
Dadurch  wird  ihre  Arbeitszeit  ins  üngemessene  verlängert.  Sehr 
bezeichnend  ist  dafür  die  Antwort,  weiche  das  Küiiiiiiission.sniitj^licd 
Frau  Baronin  Vogelsang  auf  iluc  I  ragc,  wie  es  mit  dem  Kirchcn- 
besuci)  stehe,  von  einer  Expertin  erhielt,  die  bis  zu  ihrem  14.  Jahre 
in  einem  Kloster  erzo^a-n  worden  war.    Sie  meinte  „In  die  Kirche 
k.uui  man  nur  am  Sonntag  gehen.    Der  Herr  sagt,  wenn  ich  beten 
gehen  will,  soll  ich  es  ui  meiner  Zeit,  alsd  vor  6  Uhr  früh  thun. 
Am  S.inistag  aber  mufste  ich  immer  bis  nach  Mitternacht  aufräuniea. 
Uebcrhaupt  war  ich  stets  so  müde,   dalV  ich  oft  aus  dem  liette 
geprügelt  werden  muislc."    Milsliandlungen,  sowie  rohes  ßenehnieii 
der  Chefs  sind  an  der  Tagesordnung;  das  Lehrmädchen  lebt  in  einer 
i\lmosphäre,  welche  jede  bessere  Rej^ainj^s  jeden  Fortbildungstrieb 
ersticken  iiiui">.    Die  Kntlohnung,  wo  euic  solche  überhaupt  statt- 
liiulet,   ist  elend,   oft  nur   l  tl.  monatlich,  die  Kost   steht   in  gar 
keinem  \'erhältnis>e  zu  den  Anstrengungen,  welche  man  dem  jugend- 
lichen Organismus  zumutet.    Das  Thema  von  der  mangelhaften 
Ausbiklung  tief  Lehrmädchen  ist  schon  zu  oft  aufs  Tapet  gebracht 
worden,  als  tlafs  es  neuer  Beweise  durch  die  Enquete  bedurft  hatte. 
Interessant  war  nur  die  Konstatierung,  daCs  in  einzelnen  Betriebeni 
z.  B.  in  der  Kravattennäherei ,  das  Lehrmädchen  direkt  daran  ge- 
hindert wird,  sich  alle  nötigen  Fertigkeiten  anzueignen,  damit  sie 
sich  nicht  etwa  selbständig  machen  könne,  tn  der  Kleklemaherei 
mufs  das  Lehrmädchen  das  Schnittzeichnen  separat  lernen  und 
diesen  Unterricht  verhaltnismäTsig  teuer  bezahlen  und  in  überaus 
zahlreichen  Fällen  wurde  darüber  geklagt,  dafs  die  Lehrzeit  von 
den  Meistern  übdr  Gebühr  ausgedehnt  werde,  nur  um  diese  Gratis- 
arbeitskraft länger  behalten  zu  können.   Die  Art,  in  welcher  die 
Expertinnen  von  den  Genossensdiaften  sprächet^  Uefs  erkennen,  da(s 
letztere  so  gut  wie  gar  nichts  thun,  um  diesen  Uebelständen  zu 
steuern* 

Angesichts  dieser  traurigen  Lage  der  Lehrmädchen  wird  man 
es  eher  begreiflich  linden,  dafs  die  Arbeiterin  sich  nach  der  L<ehr> 
zdt  verhältnismälsig  wohl  iiihk.  In  der  Jugend  hat  sie  kein  Heim 
gehabt,  da  Vater  und  Mutter  den  ganzen  Tag  über  in  der  Arbeit 
waren.  Nach  dem  Austritte  aus  der  Schule  eine  Lehrzeit,  die  des 
Guten  für  sie  nichts,  des  Schlechten  mehr  als  genug  brachte.  Was 
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Wunder,  dafs  sie  mit  ihrem  Anfangslohn  von  2  fl.  oder  3  fl.  wöchent- 
lich sich  verhältni.sniärsig  wohl  fühlt.  Die  harte  Arbeit  ist  sie  bereits 
gewöhnt,  den  Hunger  ebenfalls,  jetzt  ist  sie  wenigstens  frei. 

Es  war  interessant  zu  beobachten,  wie  hoch  die  Arbeiterinnen 
diese  Freiheit  schätzen.  Mehr  als  einmal  drängte  sich  den  Komm issions* 
mit^licdern  die  Frage  auf  die  Lippen,  warum  denn  die  Expertin 
nicht  lieber  einen  Dienst  suche,  statt  ewig  zu  hungern.  In  Wien 
ist  durchaus  kein  Ueberflufs  an  Dienstboten,  auf  dem  Lande  herrscht 
sogar  empfindlicher  Mangel.  Aber  immer  kam  dieselbe  Antwort: 
„da  ist  man  nicht  frei".  In  der  That  sind  die  Dienstbotenordnungen 
der  einzelnen  Provinzen  so  rückständig,  —  giebt  doch  die  Wiener 
eine  Art  von  Züchtigungsrecht  — ,  und  sie  tiehnieii  sogar  keine 
Rücksicht  darauf,  dafs  dem  Dienstboten  eine  wenn  auch  noch  so 
gerinj^c  Zeil  zur  Bcsor^niii^  der  eigenen  An<^elcfjeiihcilen  gelassen 
werden  müsse,  dafs  die  Scheu  vor  dem  l'jntrille  in  einen  Dienst 
nur  allzu  begreiflich  erscheint.  Ausnahmslos  erklärten  die  Kxpertinnen, 
dafs  sie  einer  Dienststellung,^  noch  iiinner  ihr  i4cgiii\varti<^es  Los 
vorziehen ,  obwohl  sie  selbst  bei  der  angestrengtesten  Arbeit  sich 
nicht  einmal  urdentlich  zu  nähren  vermö<:^en. 

Dafs  es  bei  dieser  melir  als  traurij^en  inaterielleti  La<;c  der 
Arbeiterinnen  mit  der  Art  ihrer  Krholutig  nicht  zun»  Besten  bestellt 
ist,  kann  niemand  Wunder  nehmen.  Mit  Ausnahme  eini^^er  wcnij^cr 
machten  alle  Expertinnen,  trotzdem  die  meisten  noch  ganz  jung 
waren,  doch  den  Einthuck,  als  hätte  sich  vuilständige  Apathie 
ihrer  bemächtigt.  Von  Krholuni;  w  i.vsen  sie  nicht  viel.  An  Wochen- 
tagen sind  die  meisten  nach  der  Arbeit  viel  zu  ermüilct,  als  dafs 
sie  nicht  .su  rasch  als  niöj^Ücli  in>  Rctt  zvi  konnneii  trachteten.  .\n 
Sonntagen  müssen  vor  allem  nähen  und  tlickcn,  —  wenn  sie 
nicht  ^Gewerbliche  Arbeiten  lei>ten.  Trotz  des  Wrbotes  ilcr  Sonii- 
tat^sarbeit  wurde  nämlich  konstatiert,  dafs  es  mannigfaltige  Mittel 
unil  Wege  giebt,  um  auch  hierin  dem  Gesetze  ein  Schnippchen  zu 
schlagen.  .Schwer  ist  dies  nur  in  grofsen  Betrieben,  deren  Maschinen 
mit  Dampf  kraft  in  Bewegung  gesetzt  werden.  In  einer  nicht  ge- 
ruiL^cn  Anzahl  von  Fällen  .iber  wurde  festgestellt,  dafs  die  Scmnta^^s- 
rulie  gebrochen  wird ,  darunter  auch  in  einem  .Staatsbetriebe.  Knt- 
weder  wird  nur  in  den  rückwärts  gelegenen  Zimmern  gearl)eitet, 
oder  die  Fenster  werden  verhängt,  oder,  und  dies  geschieht  be- 
sonder<  häufig,  die  Arbeiterin  nimmt  am  Samstag  Arbeit  nnt  nach 
tiau>e ,  unil  zwar  ein  Quantum,  zu  dessen  Aufarbeitung  sie  den 
ganzen  Sonntag  braucht.    Modisiitmcn  und  .Mä^lclien  .tus  der  Kon- 
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fektionsbranchc  müssen  oft  bis  12  Uhr  am  Sonntag  arbeiten  und 
dann  noch  die  Sachen  zu  den  Kunden  tragen,  sodafs  es  oft  2  oder 
3  Uhr  wird,  bevor  sie  frei  sind.  In  kleinen  Betrieben  und  bei 
Hausarbeiterinnen  bildet  die  Sonntagsarbtii  die  Regel.  Aber  auch 
wenn  keine  gewerbUche  Arbeit  vorhanden  ist,  fehlt  es  der  Arbeiterin 
nicht  an  Sonntagsbeschäftigung.  Sic  mufs  nähen  und  vor  allem 
waschen.  Denn  mit  der  Kleidung  sieht  es  bei  den  meisten  schlecht 
aus.  Die  Frage»  wieso  die  Arbeitennädchen  am  Sonntag  Nach- 
mittag alle  so  nett  und  sauber  erscheinen,  wurde  in  einer  unerwarteten 
Weise  beantwortet.  So  erzählte  eine  Expertin,  sie  besitze  nur  die 
Kleidung,  die  sie  am  Leibe  trage.  Am  Samstag  Abend  aber  wasche 
sie  alles  aus,  lasse  es  über  Nacht  trocknen,  bügle  und  flicke  am 
Sonntag  Vormittag,  und  Nachmittag  sei  dann  alles  in  Ordnung. 
Was  vom  Nachmittag  frcibleibt,  wird  von  der  hübschen  Arbeiteria 
zum  Besuche  von  Gasthaus  oder  Tanzmusik  benützt;  die  von  der 
Natur  stiefmütterlich  Behandelten,  welche  kein  Verehrer  ausiUhrt, 
müssen  sich  mit  einem  Spaziergang  begnügen. 

Geistige  Interessen  sind  so  gut  wie  gar  keine  vorhanden.  Man 
kann  doch  inmicrhin  annehmen ,  dafs  rlie  Expertinnen  schon  den 
etwas  geweckteren  Kreisen  fler  Arbeiterinnen  angehören,  da  sie 
dem  Rufe  der  Kommission  Folge  leisteten,  .^ber  nur  in  ganz  ver- 
einzelten Fällen  wiinic  ir-^fcnd  eine  Lektüre  festgestellt  und  auch  da 
nur  Klatschblätter  oder  Fünfkreuzerrotnanc ,  sehr  selten  ordentliche 
Bücher  oder  ein  Arbciterblntt.  Manche  hatten  in  Wien,  der  Theater- 
.stadt,  noch  nie  ein  Theater  heMicht ;  von  Interesse  für  öffentliche 
Angelegenheiten  /.eij^ten  sie  keine  Spur.  Nur  fl-f  ^\-eni'^'-cn  Sozial- 
demokr.'itifuien  machten  hiervon  eine  Ausnahme.  Nicht  nur  aus 
ihren  .Aussagen,  sondern  \  ieliiiehr  noch  aus  der  .\rt,  in  welcher  die- 
selben aht^eleL^t  wurden,  aus  dem  ganzen  Benehmen  der  Expertinnen 
gewann  man  den  Lindruck,  dafs  man  es  im  (Tanzen  mit  einer  abge- 
stumpften, verkommenden  Kla.sse  zu  thun  habe,  welche  für  alle 
höheren  menschlichen  Interessen  fast  vollkommen  abgestorben  .sei. 

In  diesen  Kreisen  ist  die  Frauenemanzipation  längst  durch- 
gefuhri;  diese  Frauen  sind  frei  von  dem  mancipium  des  Mannes, 
sie  sind  aber  in  einem  viel  härteren,  in  dem  des  Hungers  und  des 
Elends. 

Ihr  Frauencharakter  geht  dabei  langsam  zu  Grunde.  Sie  können 
nicht  Jungfrauen,  nicht  Mütter  bleiben,  die  Not  raubt  ihnen  den 
Kranz,  den  sie  nur  allzu  bald  auf  den  Sarg  de>  Kindes  legen  können. 
Schon  als  Lehrmädchen  mufs  ihre  Moral ität  Schaden  leiden.  Es 
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wurden  Falle  cr/-aiili,  ilafs  der  LehrliL-rr,  selbst  noch  jii  ^chr  inani^el- 
haflcr  Toilette,  die  Mäilchcii  aus  den  Hellen  ja^^l,  dafs  die  Mädchen 
des  Nachts  die  Kannnerthüre  nicht  schlielscii  dürfen,  kurz,  dafs  das 
kleini,anverbliche  Patriarchat  bedeutend  mehr  moralische  Korruption 
mit  sich  brin^^c,  als  die  Grofsiiidustrie.  Nicht  minder  schlecht  steht 
es  mit  der  Sittlichkeit  bei  vielen  erwachsenen  Arbeiterinnen.  Die 
Expertinnen  waren  begreiflicherweise  gerade  in  dieser  Hinsicht  nur 
schwer  zu  Auskünften  zu  bewegen,  besonders  da  gewöhnlich  noch 
eine  Kollegin  aus  deniselbeo  Betriebe  anwesend  war.  Andrerseits 
bietet  aber  dieser  Um.stancl  wieder  eine  Gewähr  dafür,  dafs  wirklich 
nur  jene  Fälle  ^ur  Sprache  kamen,  in  welchen  die  Arbeiterin  sich 
von  der  Schuld  allzu  leichten  Entgegenkommens  frei  weifs  uml 
thatsächlich  eine  Vergewaltigung  seitens  des  Unternehmers  vorliegt. 
So  erzählte  eine  Expertin  aus  der  Buchbinderbranche:  „Wo  ich 
früher  war,  war  es  bei  unserem  Herren  mit  der  Sittlichkeit  sehr 
schlecht  bestellt  Erstens  nahm  er  nur  hübsche  Mädchen  auf» 
zweitens  zahlte  er  nur  2  fl.  Lohn,  wenn  man  hinkam.  Dann  hat 
er  mir  50  Kr.  Zubge  gegeben,  weil  er  glaubte,  er  werde  sich  von 
mir  etwas  erringen.  Wenn  man  aber  seinem  Willen  nicht  nachgiebt, 
so  wird  man  schlecht  behandelt  und  bekommt  überhaupt  keine  Zu- 
lage. Wenn  man  seinem  Willen  nicht  nachgibt,  schmeifst  er  Einen 
einfach  hinaus.*  So  wurde  noch  in  vielen  anderen  Fällen  darüber 
geklagt,  dafs  Unternehmer  und  Wcrkfuhrcr  ihre  Stellung  dazu.  mifs> 
brauchen,  um  Ungehöriges  von  den  Mädchen  zu  verlangen.  Auf 
den  Bauten  sei  die  Geliebte  des  Poliers,  das  „Stubenmadet*  all- 
mächtig. Es  war  deprimierend,  aus  den  Aussagen  der  Expertinnen 
entnehmen  zu  müssen,  dafs  die  Schönheit  vor  der  Tüchtigkeit  in 
den  meisten  Fällen  den  Vorzug  gicbt,  und  dafs  es  in  einigen 
Branchen  einfach  allgemeiner  Brauch  ist.  dafs  sich  die  Arbeiterin 
den  Wünschen  des  W'erkfiihrers  und  des  Unternehmers  gefugig 
zeigt.  In  31  Fällen  haben  die  Expertinnen  direkt  Klage  über  diese 
Zustände  erhoben;  doch  wurde  konstatiert,  dafs  dort,  wo  eine 
Organisation  vorhanden  sei,  die  betreffenden  Zustande  eine  wesent- 
liche Besserung  zeigen,  weil  der  Unternehmer  und  der  Werkfiihrer 
die  Veröffentlichung  furchten.  In  welcher  rohen  WeLse  aber  diese 
Zumutungen  an  die  Arbeiterinnen  gestellt  werden,  daitir  mag  als 
Beweis  die  Erzählung  einer  Expertin  dienen,  welche  angab:  „Die 
Arbeiterinnen  sollen  sich  den  Launen  der  Herren  hingeben.  Ich 
kenne  eine  Fedemschmückerin,  eine  Frau,  die  in  anderen  Umständen 
war;  sie  ist  um  Arbeit  gekommen  und  da  hat  der  Herr  ihr  gesagt. 
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wenn  sie  das  thut,  wird  er  ihr  Arbeit  geben.*'  Wenn  so  die 
Arbeiterin  gezwungen  wird,  sich  zu  prostituieren,  um  Arbeit  zu 
erlangen,  dann  ist  es  leidit  begreiflich,  dafs  sie  es  thut,  ohne  gleicli- 
zeittg  zu  arbeiten.  Es  ist  die  tie^e  Klasse  selbst  unter  den  Fto- 
stituierten,  die  Klasse  jener  arbeitslosen  Madchen,  welche  haislich 
an  sich,  durch  Hunger  uod  Elend  noch  abstofsender  geworden, 
sich  um  wenige  Kreuzer,  —  Betr^e  von  2 — 5  Kr.  als  Schandlohn 
kommen  vor  — ,  hingeben,  nur  üm  den  ni^fenden  Hunger  zu  stillen. 

Ganz  ohne  Ausnahme  wurde  weiter  in  der  Enquete  festgestellt, 
(lafs  die  schwangeren  Frauen  bis  zur  schweren  Stunde  ununter» 
brochen  und  mit  der  gleichen  Intensität  arbeiten,  Ja  womöglich  noch 
mehr  zu  verdienen  suchen,  um  für  die  erste  Zeit  nach  der  Entbin- 
dung etwas  übrig  zu  haben.  In  vielen  Fällen  wurde  berichtet,  dafs 
Schwangere  den  ganzen  Tag  über  stehen  oder  ein  Trittbrett  treten 
u.  s.  \v.  Eine  Metallschlcifcrin  erzählte,  sie  habe,  als  sie  sich  Mutter 
fühlte,  einen  Iciclitc  ren  Beruf  gesucht.  Diese  „leichtere"  Arbeit  fand 
sie  in  einer  Konservtnliiichsenfahrik.  wo  sie  den  ganzen  Tag  über 
stehen  inur.ste.  Drei  kmder  hatte  sie  schon  verloren.  Die  meisten 
der  erschienenen  Expertinnen  hatten  den  Tod  von  Kindern  zu  be- 
klagen. In  ein/.elnen  Branchen,  so  in  den  Metallschleifereien  und  im 
Baugewerbe,  sind  1  ot-  und  Fehlgeburten  an  der  Tagesordnung.  Das 
stati.stische  Jalirhuch  der  Stadt  Wien  für  1894  weist  für  die  van 
den  besseren  Kreiden  bewohnten  I.  und  IV.  Bezirke  z.  B.  eine  Tot- 
geburt auf  1018  resp.  auf  U37  liewohnei  aus,  wahrend  in  den 
Arbeiter\'ierteln ,  z.  B.  im  X,,  XIV.,  XVI.  Gemeindebezirke  eine 
Totgeburt  schon  auf  476,  489  resp.  490  Bewohner  kommt.  Von 
17 16  Totgeburten  entfallen  in  Wien  nicht  weniger  als  495  auf  die 
Grebäranstalt,  wo  doch  nur  die  Aermsten  der  Armen  Zufludit 
suchen.  Wurde  me  Expertin  gefragt»  woran  ihr  Ktnd  gestorben 
sei,  dann  hiels  es  immer:  der  Arzt  sagte,  es  sei  zu  schwach,  es 
könne  nicht  leben.  Wahrend  in  dem  reichen  ersten  Wiener  Ge- 
meindebezirk auf  870  Bewohner  ein  Todesfall  vor  erreichtem 
ersten  Lebensjahre  fallt,  stellt  sich  dieses  Verhältnis  in  den  Ar- 
beitervierteln erschreckend  ui^nstig:  im  X.  Bezirk  kommt  auf 
76,  im  XVI.  auf  71  Bewohner  ein  solcher  TodesfelL  Die  Wöchnerin 
bezieht  nur  4  Wochen  hindurch  Unterstützung,  wenn  sie  über* 
haupt  x  ersicliert  ist,  was  bei  Tausenden  von  Heimarbeiterinnen  nicht 
der  Fall  i.st.  Nach  dieser  Zeit  mufs  sie  sofort  wieder  in  die  Arbeit, 
kann  daher  das  Kind  nicht  selbst  naUiren,  sondern  mufs  es  in  die 
Kost  geben.   Ist  sie  verheiratet,  so  mufs  sie  doch  in  den  meisten 
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Fallen  trachten,  das  Kind  mit  der  Fla.sche  aufzu/iolien,  da  ^ic  nur 
selten  die  Arbeit  missen  kann  und  den  Saui;liii^  unter  Tags  bei 
Nachbarn  unterbringen  nmrs.  In  Wien  stellt  sich  das  VerhSltnia 
der  ehelichen  Kinder  zu  dem  der  unehelidien  wie  64 :  jd  Von 
den  im  ersten  Lebensjahre  verstorbenen  10369  wurden  5108  bei 
der  Flasche  aufgezogen,  darunter  2369  unehc^he.')  Diese  Zahlen 
liefern  den  klaren  Beweis  dafär,  dafs  der  Zwang  der  jungen  Mütter 
zur  Arbeit  «n  Kindermord  im  grofsen  bt. 

Eine  der  auffallendsten  Ersdieinungen»  weldie  bd  der  Enquete 
zu  Tage  trat,  war  das  verhältnismäf^;  jugendliche  Alter  und  der 
&8t  durchw^  ledige  Stand  der  Arbeiterinnen.  Alle  Expertinnen 
beinahe  gaben  an,  dais  die  bei  weitem  überwiegende  Mehrzahl  der 
Arbelterinnen  ledig  und  nicht  älter  als  30  Jahre  sei.  Wohin  die 
Aelteren  abströmen,  konnte  man  nidit  erfaiiren.  Keine  der  Exper- 
tinnen und  ebenHOweni|T  die  erschienenen  männlichen  Experten  und 
Unternehmer  wufsten  Auskunft  darüber  zu  ^eben,  was  mit  den 
älteren  Arbeiterinnen  <,^eschehe,  wahrend  fast  einstimmig  festgestellt 
wurde,  dafs  ältere  Arbeiterinnen  in  allen  Branchen  zu  den  Selten- 
heiten ;^chörcn.  Vielleiclit  ist  es  aber  möglich ,  mit  Hilfe  der  Be- 
rufsstatistik diese  Frage  zu  beantworten.  Nach  der  im  Jahre  1890 
angestellten  Zählung  gab  es  in  Wien: 


Ledige 

V^crhei  ratete 

40452 

17031 

.\iij;<-st<llti- 

0  039 

926 

Arbeiterinnen 

75  25«» 

15  768 

Tagdttimeriiineii 

ao7$ 

»3H 

Hamdienerinnen 

8»  199 

1684 

Die>e  Tabelle  beslätii^'t  nlso  volliiili.iUlich  die  in  der  Enquete 
gemachte  I'^rfahrunj^  vom  >iarkcii  Ueberwiegeu  der  ledigen  Arbei- 
terinnen. Dafs  thatsächlich  das  30.  Lebensjahr  jenes  ist,  nach 
welchem  die  Arbeiterinnen  in  vielen  Fällen  die  Arbeit  freiwillig  oder 
gezwungen  verlassen,  zeigt  folgende  Tabelle.   Es  standen  in  einem 

Alter  von  Ii  —  2o  Jahren  30525  Art>cUerinncn  umi    S  9tMj  .Selbständige 

,.    21—30     „      32695  „  „  13363 

„    31—40     „      iSjOO  „  16095  M 

„  4»— 50    M     »laS«        M  ..  t8i9« 

Daraus  <^eht  zutjleich  hervor,  dafs  ein  Teil  der  Arbetterninen 
allmählich  selbständig  wird,  obwohl  bei  der  lieutigen  Art  djer  Volks- 

1)  Vßl.  Oe»tcrrdchischcs  StSdtebach,  1895. 
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Zahlung  unter  diesen  Selbständigen  zweifelsohne  sehr  viele  Heim> 
arbeiterinnen  mit  inbegrüTen  sind.  Ein  anderer  Teil  heiratet,  ohne 
weiter  gezwungen  zu  sein,  in  die  Arbeit  zu  gehen  i  so  sieht  die  Sache 
wenigstens  nach  den  Tabellen  der  Berufsstatistik  aus.  Es  wurden 
da  in  Wien  gezäHilt  an  verheirateten  Angehörigen  ohne  Beruf: 

im  Alter  voB'  ii— ao  Jahren    i  544 
..      „   ai— 3P     ,.  39173 
»     »      ..  3»— 40  „5**46 
T>     .1      M   41—50     ..     44  755 

Dieses  anscheinend  höchst  günstige  Verhältnis,  welches  dafür  sprechen 
Würde,  dafs  sehr  viele  Arbeiterinnen  mit  der  Heirat  der  weiteren 
Arbeit  uberhoben  sind,  wird  noch  anscheinend  bekräftigt,  wenn  man 
Alter  und  Familienstand  der  thatsächlich  beschäftigten  Arbeiterinnen 
kombiniert.   Es  standen  nämlich  in  einem 

Alter  von  Ii— ao  :  30304  Ledig«-  und    206  Verheiratete 
,.  ai— 30  :  27  703    „      „  431a 

n        f  3>— 40      »0540      „  „      5224  „ 

41—50:     387a       „  „      3789  t» 

Daraus  wurde  hcrvorgclicii,  dals  einerseits  oftcnl)ar  nacli  crrcichieni 
30.  Lebensjahre  viele  ledige  Arbeiterinnen  die  Arbeit  verlassen, 
während  die  2^hl  der  Verheirateten  nur  unbedeutend  zunimmt,  ein 
Zeichen  daftir,  daß  die  Arbeiterin  hoffen  kann,  mit  ihrem  30.  Jahre 
ii^end  eine  Versorgung  zu  finden.  Da(s  dem  aber  nicht  so  sei, 
dafUr  spredien  die  in  der  Enquete  gemachten  Erfahrungen.  Es 
wurde  nämlich  konstatiert,  dafs  die  verheiratete  Arbeiterin  wohl 
nicht  immer  in  die  Werkstatte  komme,  aber  dafiir  meist  Arbeit  mit 
nach  Hause  nehme.  Geht  dies  in  der  Branche,  in  welcher  sie  bis* 
her  gearbeitet  hat,  nicht  an,  so  wendet  sie  sich  einer  anderen  zu 
-  und  übt  auf  die  Löhne  einen  Druck  aus,  da  sie  ja  ohnedies  eine 
Wohnung  hahcn  mülste,  daher  um  jeden  Preis  Arbeit  annimmt. 
Weit  entfernt  also,  durdi  die  Ehe  der  schweren  Arbeit  überhoben 
zu  sein,  mu(s  die  Arbeiterin  weiter  arbeiten  und  nebenbei  noch  die 
häuslichen  Geschäfte  verrichten. 

Besondere  Beachtung  verdient  das  Verhältnis  der  Männer- 
arbeit zur  Frauenarbeit.  In  25  Fällen  wurde  ein  allmähliches  Wr- 
drängen  der  Männerarbeit  konstatiert,  und  zwar  in  der  Buchbinderei, 
Kartonnageindustrie,  Zuckerbäckerci ,  Rronzeindustrie,  Metallschlei- 
ferei, Hutmacherei,  Konfektion,  Schneiderei,  Dachdeckerri.  Hürsten- 
macherei,  Metallindustrie,  Speoglerei.  Kürschnerei,  sowie  endlich  in 
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dem  Berufe  der  Ilandelsangestellten,  Kontoristen  und  Advokaten- 
Schreiber.    Nicht  in  allen  Hrancheii  ist  dieser  Prozefs  auf  dieselben 
Grüiifle  zurückzuführen.    Im  allgemeinen  ist  es  wohl  richtig,  dafs 
diu  Einführung  der  Maschinen   und  die  Eniwickelun^r  tler  (irofs- 
industrie  die  Fraueiiartx-it  begünstigt.  Nach  dem  letzten  Quinqucniiai- 
benchte  der  Wiener  iiamklskammer  waren  in  Wien  in  den  Grols- 
betrieben  24,8%,  in  den  AUttel-  und  Kleinbetrieben  nur  17.3% 
Frauen  beschäftigt.    Nicht  selten   aber  ist  es  nicht  die  gröl'sere 
Wohlfeilheit  der  Frauenai  iu  it,  sondern  ihre  F^x  iktlicit,  welche  die 
Männer  verdrän^^rt.    So  auiscrte  ein  Unterncluuci  .iiif  die  Frage,  ob 
nicht  die  >;röfsere  Wohlfeilheit  der  Frauen  die  Ursache  der  ütetig 
vvach-sendeu  Verwendung  weiblicher  Hände  sei:   „das  nicht,  aber 
flinker  sind  sie,   besonders  in  Arbeiten,  die  keine  sO  grolse  An- 
strengung erfordern,   dafs    unbedingt   Männer   verwendet  werden 
müssen."    Ferner  wurde  konstatiert,   dafs,  wo  einmal  Mädchen  iji 
ein  Versicherungsinstitut,  eine  Bank  oder  dergl.  als  Kontoristinnen 
eingedrungen  sind,  ihre  aiännlichen  Kollegen  bald  das  Feld  räumen 
müssen.   Ein  Experte  hat  die  Gründe  hierfür  klargelegt :  zum  Kauf- 
mannstandc  dränge  j4egenwärtig  alles,  was  in  den  Mittelschulen  nicht 
weiterkomme,  also  meist  minder  qualifizierte  Kräfte,  während  die 
Mädchen,  welche  Buchlraltui^kurse  etc.  besuchen,  meist  intelligent 
und  arbeitseifirig  sind.   Man  könne  sich  auf  sie  unbedingt  verlassen, 
sie  seien  leichter  zu  lenken  und  schlicfsUch  auch  wohlfeiler.  In  Wien 
ist  der  Durchschnittsgehalt  einer  Kontonstin  35  iL  monatlich. 
Dabei  werden  ganz  bedeutende  Fähigkeiten  vorausgesetzt:  Bürger- 
.schule,  Handelsschule,  Stenographie,  meist  auch  eine  fremde  Sprache. 
Sdbst  in  Advokaturskanzleien  findet  gegenwärtig  bereits  eine  immer 
weiter  schreitende  Verdrängung  der  Männerarbeit  durch  die  Frauen- 
arbeit statt  Erstere  ist  überall  die  besser  gezahlte,  selbst  dort,  wo 
sie  nicht  intensiver  ist  als  die  der  Frauen.  Immer  wieder  kam  es  in 
der  Enquete  zur  Sprache,  dafs  die  Unternehmer  dies  als  ganz  selbst- 
verständlich betrachten.    Eine  Zwischenmeistenn  z.  B«  zahlt  den 
Männern  pro  Mantel  um  10  Kr.  mehr  mit  der  Motivierung,  ein 
Mann  brauche  mehr  zum  leben.  Und  wo  immer  an  den  Platz  eines 
Mannes  eine  Frau  gestellt  wird,  welche  dieselbe  Arbeit  zu  ver- 
richten hat,  wird  ihr  ein  geringerer  Lohn  gezahlt.   Wenn  es  daher 
nur  irgendwie  angeht,  beeilen  sich  die  Unternehmer,  die  Männer 
durch  Frauen  zu  ersetzen  und  es  geschieht  in  vielen  Fällen  auch 
dort,  wo  die  Arbeit  für  die  Frau  zu  schwer  ist,  sodafs  sie  dieselbe 
nur  unter  Anspannung  der  äufscrsten  Kräfte  zu  leisten  imstande  ist 
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Da  der  Arbeiter  so  in  der  Arbeiterin  seine  schlimmste  Kon- 
kurrentin sieht,  ist  der  Antagonismus  swischeq  den  beiden  Ge- 
schlechtern begreiflich.  Es  fehlte  nicht  an  bittem  Klagen  der 
Expertinnen  über  das  Benehmen  ihrer  männlichen  Arbettsgenossen. 
In  einzelnen  Berufen  z.  B.  in  der  Dachdeckerei,  wo  die  Frauen  die 
schweren  Materialwagen  ziehen  müssen,  während  die  Männer  müfsig 
daneben  hergehen,  ist  es  geradezu  Sitte,  dafs  alle  unangenehme 
Arbeit  den  Frauen  zugesch<^n  wird.  Auch  im  Punkte  der  Stt- 
fichkeit  kamen  Klagen  vor.  Es  kann  keinem  Zweifel  unterlt^en, 
dafs  die  in  Wien  wie  in  Oesterreich  überhaupt  noch  mehr  als  in 
anderen  Ländern  sich  ijeltend  machende  Unmöglichkeit,  Frauen  und 
Männer  in  derselben  Ol^nisation  zu  vereinigen,  nicht  in  letzter 
Lioic  auf  das  Mifstrauen  zurückzuführen  ist,  mit  welchen  Männer 
und  Frauen,  soweit  sie  Arbcitsgeno&sen  sind,  einander  betracliten. 
Auf  dem  letzten  sozialdeniokratischcn  Kongresse  in  Praf^  und  niclit 
minder  in  7:ahln  ichcn  Frauenversammlungcn  wird  immer  wiedei  die 
Kla^e  laut,  die  männlichen  Genossen  zeigten  sich  ihren  weiblichen 
Arbeitsgelahrten  gegenüber  nichts  weniger  als  zuvorkommend.  An 
dieser  Haltung  der  männlichen  Arbeiter  mag  es  auch  liegen,  dafs 
die  (Organisation  der  weiblichen  Arbeiterschatt  so  iang>anic  Fort- 
schritte macht.  Nur  wenige  von  den  l'Lxpcriiiincii  grh(')rtcn  eiuer 
Organisation  an  und  der  Umstand,  dals  ^ie  sich  ihn  r  Zugehörigkeit 
zu  einem  Fach\  rrcin  immer  rühmtLi  ,  aU  warr  (U(.>  etwas  ganz 
ikfvorragendes,  deutet  schon  tlar.iut  hin.  dafs  in  den  Kreisen  der 
arl)eitenden  Frauen  der  Gedanke  an  eitie  widcrstandslähigc  Organi- 
sation noch  lange  nicht  Wurzel  gcfafst  hat.  Die  meisten  Expertinnen 
s.igtcn  au.^,  dafs  die  Unternehmer  es  nicht  gerne  sähen,  wenn  die 
Mädchen  in  den  Verein  gingen.  Die  erschienenen  Arbeitgeber  da* 
gegen  erklärten,  sie  hätten  nichts  gegen  die  Organisation  einzu* 
wenden.  Es  dürfte  auch  in  den  meisten  Fällen  nicht  Furcht  sondern 
Indolenz  ausschlaggebend  sein.  Von  Solidaritötsgefiihl  ist  nicht  viel 
zu  bemerken. 

Eine  nicht  uninteressante  Kategorie  unter  den  Expertinnen 
bildeten  die  in  Staatsbetrieben  angestellten.  Nicht  dafs  ihre  Aus- 
sagen wesentlkh  von  denen  der  anderen  Arbeiterinnen  differierten: 
dieselben  V^erhältnissc»  dieselben  Klagen,  höchstens  dafs  hinsichtlich 
der  Wohlfahrtseinrichttmgen  zweifelsohne  in  Staatsbetrieben  mehr 
geschieht  als  in  den  meisten  Privatbetrieben.  Abei  der  Ton,  in 
welchem  diese  Angaben  gemacht  wunlcn ,  war  docli  ein  anderer. 
Dic.«<c  Frauen  und  Mädchen  sehen  der  Zukunft  viel  beruhigter  cnt- 
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gc)^cn.  Sie  haben  ihr  kärgliches  Auskommen  wenigstens  sicher  und 
sind  nicht  wie  cKe  anderes  Tag  für  Ta;^  der  Gefahr  ausgesetzt,  auf 
die  Strafse  geworfen  zu  werden.  Lebhaft  «mrde  dagegen  seitens  der 
Unternehmer  sowohl  als  seitens  der  Arbeiter  gegen  die  in  den 
Strafhäusern  etablierten  Staatsbetriebe  Klage  geiührt.  Während 
erstere  sich  gegen  die  Schmutzkookurreoz  der  billigen  Strafhaus- 
arbeit wandten,  wiesen  letztere  außerdem  noch  darauf  hin»  dafs  bei 
Strikes  durch  die  Strafhausverwaltuogen  den  Arbeitgebern  bereit- 
willig Kräfte  zur  Verfügung  gestellt  werden,  welche  noch  oben- 
drein billiger  arbeiten  als  die  Ausständigen  es  gethan  haben. 
Ueberhaupt  konnte  man  die  Bemerkung  machen,  dafs  in  der  weib- 
lichen Arbeiterschaft  das  Eingreifen  des  Staates  in  die  Arbcitcr- 
verhähnisse  durchaus  nicht  als  förderlich  betrachtet  wird.  Frei- 
lich liegt  der  (irund  hierfür  nicht  selten  in  der  absoluten  Un- 
kenntnis der  Fabrik-  und  Gewerbegesetzc.  Die  meisten  Expertinnen 
wulsten  ffar  nichts  von  den  ihnen  zustehenden  Rechten  --  z.  B. 
einer  i4täcngen  Kündigungsfrist.  Die  Arbeitsordnungen  fehlen  in 
vielen  Betrieben,  in  anderen  iiünv^cn  ^ie  hoch,  dafs  sie  niemand 
le.^en  kaim,  viele  Arbeiterimu  n  wieiieruni  kununern  >\ch  gar  nicht 
um  dieselben.  Was  der  ( lewei  beinspektor  zu  bideuten  habe,  ist 
vielen  auch  noch  nicht  klar.  Kinigermalscn  komisch  wirkte  es, 
wenn  seitens  zahlreiclKr  I-.xpcriinncn  in  einem  Tone,  tler  deutlich 
Verriet,  <Iars  sie  glaul)ten,  etwas  <^:\U7.  nnliirliche>  /.u  sagen,  erzählt 
wurde:  „Wenn  die  Ankunft  dc^  ( iewcrbeinspekte)! >  aviMcrt  wird, 
öffnet  man  die  Fenster,  läfst  die  ExhdU>toren  in  W  irksamkeit  treten, 
versteckt  rasch  einige  Mädchen  etc.*'  Auch  der  Umstand,  wieso 
man  denn  wisse ,  dafs  der  Gewerbeinspektor  komme,  wurde  auf- 
geklart Der  Gewerbeinspektor  tritt  in  den  Gassenladen  oder  das 
Bureau,  wo  er  oft  aufgehalten  wird,  bis  in  den  Arbeitsräumen  alles 
in  Ordnung  ist,  oder  man  erfahrt  tekphonisch ,  dafs  er  in  einem 
anderen  nahen  Betriebe  ist 

Was  endlich  die  Zwischenmeisterei  anlangt,  so  förderte  die 
Enquete  wenig  neues  zu  Tage.  Es  wurde  nur  die  oft  gemachte  Er- 
fahrung neuerdings  bekräftigt,  dafs  immer  mehr  und  mehr  Betriebe 
sich  in  reine  Verlag^eschaftc  verwandeln.  Ein  Unternehmer- 
Experte  erklärte  rund  heraus,  er  verzichte  lieber  auf  das  ganze 
Geschäft,  be\or  er  sich  eine  Fabrik  einrichte,  und  allseitig  wurde 
betont,  dafs  wo  immer  es  nur  angehe,  Heimarbeit  vom  Unternehmer 
dei  Fabrikarbeit  vorgezc^en  werde.  Erstere  bringt  überall  weniger 
I^hn  ein  und  hat  ungemessene  Arbeitszeit  im  Gefolge.  Aufserdem 
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erleichicit  sie  die  Konkurrenz  durch  I'^raucn  aus  dein  Mittelstände, 
welche  teils  aus  Not,  teils  um  sich  ein  Taschengeld  zu  verdicneji, 
besonders  in  der  Konfektion,  Wasche-  und  Kravattcnbranche  den 
Arbeiterinnen  die  verderblichste  Konkurrenz  Isereiten.   In  den  vor* 
nehmen  Kleidersalons  begnügen  sich  diese  .J^rihikin'*  mit  einem 
T^eiohn  von  50  Kr.  und  erscheinen,  was  hier  besonders  ^crnc  ge- 
sehen wird,  stets  elegant  gekleidet  Die  auf  sich  selbst  angewiesene 
Arbeiterin  kann»  wenn  sie  sich  lialbwegs  anständig  kleiden  will,  mit 
einem  Taglohn  von  weniger  als  i  Ü.  20  Kr.  nicht  auskommen. 
Da(s  unter  diesen  Verhältnissen  die  Konkurrenz  der  bessergestellten 
Mädchen»  denen  es  oft  nur  darum  zu  thun  ist,  ordentlich  die 
Schneiderei  zu  erlernen,  eine  erdrückende  sein  mufs,  ist  einleuchtend. 
Was  den  Gewinn  des  Zwischenmeisters  anlangt,  so  machten  die 
Expertinnen  über  denselben  oft  Angaben,  welche  offenbar  der  Wirk- 
lichkeit nicht  entsprechen,  während  andere  wieder  die  Lage  ihrer 
Arbeitgeber  als  trauriger  hinstellten ,  dciui  ihre  eigene.   Ein  ver- 
nommener Zwischenmeister  aus  der  Kütifektionsbranche,  der  selbst 
versicherte,  er  könne  nur  die  besten  Arbeiterinnen  brauchen,  gab 
als  Maximallohn  i  fl.  60  Kr.,  als  Minimallohn  70  Kr.  an,  während 
in  anderen  Betrieben  oft  nur  40  Kr.  gezahlt  würdi n.    Kr  beschaf- 
tii^t  6  Arbcitcrinneti.    Kine  T;i'1lr  wird  vrirn  Untrniehnier  inil  ?  tl, 
bezahlt.   Auf  Zubehör  eutfäill  30  Kr.,  die  Arbeiterin  erhält  i  (I  loKr., 
lileibeii   für   der)  Zwi';chenmei>ler   50  Kr.    Bei  einem   mit  4  fl.  be- 
zahlten Ko,>iunic  verdient  er  1  fl.    Viel  ;^eriiit;er  i<t  dir  Verdienst 
jener  Frauen,  welche  ein  oder  zwei  Mädchen  be>ehafligen ,  selbst 
mitarbeiten  und  am  )■  ndc  der  Woche  infolge  vieltaclier  .Abzüge  oft 
kaum  ^enug  erhalten,  um  ihre  .Arbeiterinnen  bezahlen  /.u  können. 
Natiuiich  ist  es  äufserst  schwierig,  über  die  V^erliaitinsse  gerade  der 
Heimarbeiterinnen  einen  wenn  auch  nur  beiläufigen  Lcberhlick  zu 
gewinnen.     Der   letzte  Quinquennalbericht   der  Wiener  Handels- 
kammer verzichtet  darauf,  einen  detaillierten  Nachweis  über  die  in 
Kleinbetrieben  beschäftigten  Heimarbeiter  zu  geben.  Immerhin  stellt 
er  den  Prozentsatz  der  Heimarbeiterinnen  in  den  einzelnen  Branchen 
gegenüber  der  gesamten  in  diesen  Branchen  beschäftigten  weib- 
lichen Arbeiterschaft  in  folgender  Weise  fest: 

Wlschcbrancbe   87%     Haiidscha1i.Iiidiistric  65.3%     Stickerei  48.5 
ZifaRitenpftpier  76%     Wirkwaren-     „        65  %     ModitdiuKn  38.9"/^ 

In  der  Bekleidungsindustrie  arbeiteten  unter  1 1 5  Grofsbetrieben 

60  mit  Hausindustrie,  unter  894  Mittelbetrieben  gar  536,  darunter 
sind  201  reine  Verlagsgeschäfte.    Natürlich  sind  alle  diese  Zahlen 
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ungenau,  da  exakte  Schätzungen  auf  diesem  Gebiete  zu  sdiwierig 
sind.  Auch  in  der  Eoquete  konnte  man  die  Bemerkung  machen, 
dafs  den  Expertinnen  jede  Schätzung  der  Zahl  der  in  ihrer  Branche 
beschäftigten  Heimarbeiterinnen  fehlt 

III. 

Zweifelsohne  ist  die  Zahl  der  wirklich  beschäftigten  Rdm« 
arbetterinnen  bedeutend  gröfser  als  die  Zahl  der  Werkstätten- 
arbeiterinnen und  hier  mufs  ein  wirksamer  Schutz  der  arbeitenden 

Frauen  ansetzen,   da   die  Unternehmer  sclion  jetzt  unumwunden 
erklären,  je  mehr  Lasten  und  Plackereien  der  Ausbau  der  Arbeiter- 
schutzgesetze mit  sich  bringe,  uinsomehr  würden  sie  die  Arbeit 
aus   den  Werkstätten  in  das  Heini  der  Arbeiterin  verle^a^n.  Bis- 
her sind  die  Heimarbeiter  in  Osterreich  so  gut  wie  ungeschützt 
und  selbst  wo  rnan  ihre  Interessen  wahrznnchmcti  sucht,  geschieht 
dies  von  einem  ganz  verfehlten  Stanflpunklc  au-^.     Der  Unfallver- 
sicherung Unterliegen  sie  uberhanpi  nicht,  Wohl  aber  werden  sie  in 
der  Praxis  al>  krankenver^icherungspllichlig  angesehen,  da  }J  3  des 
Krankenversicherungsgesetzes   l)cstiinint,   „dafs  auch  solche  Unter- 
nehniLi  .a  deren  Auftrat^  oder  für  den  n  Rechnung  selbständige  Arbeiter 
in   eigenen  Bl u  lebssüucn   persönlich   oder   unter  Mitwirkung  der 
Angehörigen  des  eigenen  Hausstandes  selbständig,  aber  ohne  andere 
Hilfsarbeiter  mit  der  Herstellung  industrieller  Erzeugnisse  beschäftigt 
sind,  berechtigt  sind,  mit  diesen  Arbeitern  unter  deren  Zustim- 
mung der  Krankenversicherung  beizutreten/'  Dafs  dies  nicht  oder 
doch  nur  ganz  ausnahmsweise  geschieht,  daför  sprechen  die  in  der 
Enquete  gemachten  Erlahrungen.    Die  Heimarbeiterinnen  geniefsen 
so  gut  wie  gar  keinen  Schutz,  ja  in  den  meisten  Fällen  wissen  sie 
nicht  einmal  etwas  davon,  dafs  sie  Anspruch  auf  einen  solchen 
hätten,  denn  das  Truckverbot  gth  auch  fiir  sie»  wie  ihnen  audh  das 
Wahlrecht  fiir  die  Gewerbegerichte  zusteht   Ab  völlig  verunglückt 
mufs  die  Vorlage  bezeichnet  werden,  welche  am  \^,12.  1895 
von  der  Regierung  dem  Abgeordnetenhause  vorgelegt  und  den 
Handebkammern  zur  Begutachtung  übersendet  wurde. ')   Es  sollen 
nach  diesem  Entwürfe  die  Sitzgesellen  fernerhin  als  gewerbliche 
Arbeiter  im  Sinne  des  §  73  dei  ( n  We  rbeordnung  angesehen  werden. 
Daher  dürften  Inhaber  von  Handelsgewerben  keine  Sitzgesdlen  be* 

'1   Vgl.  Strplian  Baurr,   Dir  Ilrimarlw-it  uwl  ihre  geplante  Regelung  in 
Oc>teiTeich,  io  diesem  Bandr  des  Archivü  S.  239  lg. 


Üigiiizeü  by  <jüOgle 


Ludwig  Scbttller, 


scbaftigen,  diese  dürften  nicht  Arbeit  für  mehrere  Unternehmer 
ausfuhren  und  nicht  selbst  wieder  Hilfsarbeiter  beschäftigen,  denn 
sonst  rnüfsten  sie  selbst  das  Gewerbe  anmelden.    Die  Sitzgesellen 

sollen  ferner  verhalten  werden,  Arbeitslegittmationskarten  zu  lösen, 
welche  an  Jüngere  als  22  jährige  nicht  ausgefolfrt  würden.  Doch  ist 
hier  die  Rede  nur  von  männlichen  Arbeitern,  auf  die  Frauen  würde 
sich  daher  dieser  Schutz  nicht  aus<lehnen.  Aufserdem  will  der  Ent- 
wurf den  Stückmeistern  das  Recht  entziehen,  Lehrlinge  zu  halten. 

Ist  es  schon  fraglich,  ob  mit  diesen  Bestimmunj^en  den  männ- 
lichen Heimarbeitern  in  irii^enfl  einer  Hinsicht  genützt  werden  wird, 
so  ist  es  andrerseits  evident,  dals  die  i Icimarhciterln  auch  fernerhin 
{rar  keinen  Schutz  zu  erwarten  hat.  T)cnu  der  Ret^itruriL^scntwurf 
unterscheidet  drei  ( rattuii'^^en  von  Heimarbeit:  1)  liäuslichc  Neben- 
beschalti^nin;j^,  2^  rii^cntliche  Hausindustrie,  bei  welcher  das  Material 
Eigentum  der  V^crarbeilcr  ist  und  3)  L^cwcrbliche  Heimarbeit,  welche 
der  Hauptt  rwcrb  fler  betreffcmlcn  .Arbeiter  ist.  Nur  letztere  soll 
geschützt  werden.  V.s  ist  klar,  dals  clauiii  der  bei  weit  im  gröfste 
Teil  der  Frauen  dieses  Schutzes  nicht  i.iU.afti;^  würde.  Denn  da 
die  Frau  ja  ohnehin  die  häu.sliche  i'hätigkeit  verrichten  inuls,  wird 
der  Unternehmer  und  in  den  meisten  Fällen  sie  selbst  ihre  ge- 
werbliche Arbeit  als  Nebenbeschättiguug  betrachten.  Konnte  man 
doch  in  der  Enqu^  die  Bemerkung  machen,  dafs  Frauen,  welche 
taglich  12  Stunden  gewerbliche  Arbeit  verrichten,  sich  in  dem  Sinn 
aussprachen,  dals  sie  „neben  dem  Hauslichen  diese  Arbeit  voll* 
bringend  Legidativ  eine  Grenze  zu  zkhen  zwischen  Ifaupt-  und 
Nebenbeschäftigung  ist  einfach  unmöglich  und  würde  eine  ^»ezielle 
Erhebui^  in  jedem  einzdnen  Falle  nötig  machen.  Beim  Manne 
kann  man  einüich  sagen:  er  thut  sonst  nichts  anderes,  folglich  ist 
diese  Arbeit  sein  Haupterwerb.  Beim  Weibe  wird  man  immer 
finden,  da(s  es  hausliche  Arbeiten  verrichtet  Was  ihm  selbst  die 
Hauptsache  ist,  darüber  könnte  man  nur  in  jedem  einzelnen  Falle 
eine  besondere  Entscheidung  fallen. 

Will  man  überhaupt  eine  ernsthafte  Schutzpolitik  der  weib- 
lichen Heimarbeit  durchführen,  so  mufs  man  den  bisher  festgehaltenen 
Standpunkt,  dafs  dies  durch  eine  Ausdehnung  der  Fabrikgesetzc 
auf  die  Heimarbeiter  geschehen  könne,  endgültig  verlassen.  Denn 
wenn  es  schon  schwer  i.st,  die  männlichen  Heimarbeiter  diesem 
Schutze  zu  unterstellen,  so  ist  e^  noch  bei  weitem  schweren  ja  fast 
unmöglich,  dies  bei  den  weiblichen  Hausarbeiterinnen  durchzutülireo. 
Man  wird  sich  daher  zu  den  Prinzipien  bekehren  müssen,  auf 
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welchen  die  englischen  Gesetze  vom  2.  August  1891  und  6.  Juli  1896 
zum  Schutze  der  Heimarbeit  aufgebaut  stod,  die  auf  die  Mit- 
wirkung der  Heimarbeiterinnen  selbst  bei  der  Durchführung  der 
getroffenen  Mafsregeln  verzichten,  ein  Standpunkt,  der  als  der 
einzig  berechtigte  jedem  erscheinen  mufs,  der  bei  der  Enquete  Ge- 
legenheit hatte,  sich  von  der  geringen  Widerstandskraft:  und  dem 
geringen  Grade  sozialpolitischen  Verständnisses  der  Arbeiterinnen 
zu  überzeugen.  Auch  wer  die  Aussagen  der  Expertinnen  aufmerk- 
!<am  liest,  kann  sich  dem  Eindrucke  nicht  verschliefsen ,  ilafs  man 
es  hier  mit  einer  durch  Not  und  Entbehrung  erschöpften  Be« 
völkerungsklasse  zu  thun  bat,  von  welcher  zunächst  wenigstens 
kein  W'idfrstaiul  selbst  Liegen  die  ärgste  Aasbcutun^  zu  erwarten 
ist,  und  jedes  Gesetz,  das  den  Schutz  dieser  Arbeiteriimen  auch 
nur  teilweise  in  ihre  t  ij^'encn  Hände  legt,  ist  ein  Schlag  ins  Wasser. 
Sie  werden  keine  Lej^itimationen  lösen,  und  es  ist  ohne  unerträj^lichcn 
Eingriff  ins  1  lausrecht  unmöglich,  dafs  die  Behörden  in  alle  die 
hier  in  Betracht  kommenden  häuslichen  Verhalt nisst-  Einblick  er« 
lialten.  Andrerseits  aus  den  Aussa^'en  <lcr  Unternehmer  zur 
Evidenz  hervor,  dafs  sie  die  Heimarbeit  als  eine  Gelegenheit  zur 
Vermeidung  aller  sozialpolitischen  Schut^esetzbestimmuni^en  ansehen, 
sodafs  wohl  auch  von  dieser  Seite  nicht  nur  keine  Förderung, 
sondern  vielmehr  möglichste  Henimunj^  aller  legislativen  Maisnahmen 
zu  erwarten  ist.  Man  muts  das  Uebel  an  der  Wurzel  fassen  und  der 
Heimarbeit,  soweit  sie  auf  Ausbeutunj^'  licruht,  ihre  Existenz» 
berechtigun^  rauben.  Die  Heimarbeit  ist  tlic  billigere  in  sehr  vielen 
Fällen  nur  deshalb,  weil  der  Unternehmer  jeder  Sorp^e  um  das 
Wohl  der  Arht  itcr  enthoben  ist,  weil  sie  ruhig  in  dumpfen  Löchern 
verkommen  und  verhungern  können. 

Hier  mufs  der  Hebel  angesetzt  werden  und  zwar  vor  allem 
durch  eine  radikale  Wohnungsrefnrm.  (Oesterreich  besitzt  bereits  ein 
Gesetz  vom  2,  Februar  1892  betreffend  Begünstigungen  von  Neu- 
bauten mit  Arbeiterwohnungen.  Ks  wird  nämlich  unter  gewissen 
Bedingungen  Freiheit  von  der  Haus/.ins>^tcuer  und  von  der  5"  „'v,'^(  n 
Kinkommensteuer,  welche  Neubauten  zu  entrichten  haben,  gewährt, 
wenn  nur  Arbciterwohnungcn  in  diesen  Hausern  enthalten  sind, 
welche  bestininiteii  hygieni.schen  BcHingiinc^cn  entsprechen  müssen 
und  an  Ziii-nia.\ima  gebunden  sind.  z.  11  für  W  ien  iii  eine  Wohnung 
mit.  einem  (jelafs  von  30  qin  52,5  l*-rfolg  kann  dieses  Gesetz 
natürlich  solani^e  niclit  haben,  als  in  den  anderen  Haii'^rrn  sanitäre 
Zustände  geduldet  werden,  die  aller  Zivilisation  Hohn  sprecliea» 
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Nach  den  Erhebungen,  die  Professor  Philippovicb  über  die  Wiener 
Wohnungsverhältnisse  veranstaltete, ')  wohnt  mehr  als  die  Hälfte  der 
ganzen  Bevölkerung  in  überfüUten  Wohnungen  und  diese  I^ser 
sind  viel  zu  rentabel  fiir  ihre  Besitzer,  als  dafs  das  Privaticapital 
so  bald  an  die  Errichtung  von  Arbeiterhäusem  gehen  würde,  die 
nie  erhebliciien  Profit  bringen  können.  Und  doch  ist  an  wiridich 
gesunde  \'olkswohnungen  nicht  eher  zu  denken,  als  bis  nicht  auch 
das  Privatkapital  sich  an  der  Erbauung  begünstigter  Arbeiterhauser 
beteiligt.  Und  dies  wird  erst  dann  geschehen,  wenn  eine  streif 
Sanitätspolizei  die  jetzige  übertriebene  Ausnützung  des  Wohnungs- 
raumes  verhindern  wird.  Eine  wachsame  Wohnungspolizei  würde 
dann  auch  dir  Heimarbeit  wen^er  gesund heitsgefahrlich  machen. 
Schon  jetzt  sind  die  Kommunen  verpflichtet,  die  Wohnnnt^en  in 
sanitärer  Hinsicht  zu  überwachen,  und  weim  sie  dieser  Au%;abc 
nicht  nachkommen,  sollte  man  nach  englischem  Muster  vorgehen, 
\v<)  der  Staatssekretär  in  diesem  Falle  das  Recht  hat,  eigene  staat- 
liche Inspektoren  zu  ernennen,  deren  Kosten  die  säumige  Lokal- 
behürde zu  tragen  hat.  Auch  die  übrigen  B' Stimmungen  des  bc» 
treffenden  englischen  Gesetzes  wären  nachahmenswert  und  leicht 
durchfuhrf>ar  T<  ^  v  Unternehmer  ist  bei  Strafe  von  2£  für  jeden 
einzelnen  Fall  verpflichtet ,  ein  genaues  Register  aller  Heimarbeiter 
zu  fuhren.  Dann  mufs  der  Arbeitgeber  für  die  sanitären  Verbalt- 
nisse in  der  Wohnung  seiner  Heimarbeiter  verantwortlich  gemacht 
werden.  Es  sollte  als  Grundsatz  aufgestellt  werden,  dafs  jeder 
Raum,  in  welchem  Arbeit  im  Interesse  eines  Unternehmers  geleistet 
wird,  zu  dessen  Betriebe  gehöre  und  er  auch  dort  für  die  Durch- 
Tührung  aller  jeiier  Mafsregeln  sorgen  müsse,  deren  Beobachtung 
ihm  in  seiner  Werkstätte  obliegt. 

Vollständig  zu  verbieten  wäre  das  Mitnehmen  von  Arbeit  nach 
Feierabend,  da  diese  Art  von  Heimarbeit  natürlich  alle  Bestimmungen 
bezüglich  der  Nacht-  und  Sonnta-^sarbcit  üluson^ch  macht.  Was 
nützt  es,  wenn  die  Arbeiterin  Samstag  um  7  Uhr  Abends  die  Werk- 
stätte verläfst,  wenn  sie,  wie  in  der  Fnquete  zu  wiederholten  Malen 
festtTcstcllt  wiirrle,  ein  Arbeitsquantum  mit  nach  Hause  nimmt.  <1as 
sie  nicht  nur  am  Samstag  bis  Mitternacht,  sondern  auch  SoniitaL: 
den  'ganzen  Ta;^  über  fieschäftigt.  Ein  solches  Verbot  wäre  auch 
praktisch  durchfuhrbar,  da  die  Arbeiterinnen,  welche  keine  Arbeit 

'1  E.  V.  r  1»  i  1  i  p  po\  i c  Ii .  Wifiirr  Wohnungsvcrhälttiissf,  in  rli-  som  Atchix-, 

Bd.  VU  (1S94),  S.  214  fg.,  auch  al»  S.-A.  erschienen,  Berlin,  Carl  He}-iQaims  Verlag,  1  St94. 
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mit  nach  Hause  nehmen,  schon  dafür  soi|fen  würden»  dafs  jede 

Uebcrtretung  der  V^orschrift  zur  Anzeige  käme. 

Eine  weitere  Forderunjr  wäre,  dafs  die  Frauen  in  viel  ausgc- 
dehntcrcin  Mafse,  als  dies  bisher  jijeschehen  ist,  von  gesundhcits- 
^efahrlicheti  Betrieben ,  vor  allem  von  solchen  der  Metall-  und 
chemischen  Branche  nusgeschlosM  11  werden.  Die  diese  V^erliältnlsse 
rct^clndc-  X'erordnun^  könnte  sehr  präzis  ^efafst  sein.  Nach  einer 
Zusammeii>.tL lluii^^  der  >lalistiNchen  Zeniraikoimni^sion  tra^^en  die 
(iewerbe  Ocstcritichs  'f,'e'^en  40OO  versciiiedeiie  H«  /ricliiiuiiL;en.  Es 
liel'sen  sich  ilahcr  im  Wrordnunj^^swej^'e  ohne  d^hlir.  schlecht  zu 
•generalisieren,  <jenau  iene  Betriebsarten  bezeiciiiieii,  m  denen  Frauen- 
arbeit nicht  crlauUi  i>t,  und  wären  die  Unternehmer  zu  verptliciuen, 
in  den  .Arbeitsstätten  dieses  Verbot  zu  affichicren.  Die  Wachsamkeit 
der  konlcurrierenden  Männer  würde  für  die  Durchfuhrung  dieser 
Mafsregel  schon  sorgen.  Jedeofalls  müÜste  das  Haodelsimiiisteriuni 
uod  das  Ministerium  des  Linern  endlich  von  der  durch  den  §  94 
der  Gewerbeordnunj^'  eingeräumten  Untersa^un^^sgcwalt  unter  Zu- 
grundelegung der  Enquetecrgebniis.sc  und  nach  Anhörung  der  Ge* 
werbeinspektoreo  bei  weitem  ausgiebigeren  Gebrauch  machen  als 
bisher. 

Auch  betüglich  der  Nachtarbeit  mülsten  strengere  Bestimmungen 
getroflfen  werden.  Nach  §  96  b  der  Gewerbeordnung  dürfen  Frauen 
zur  Nachtarbeit  iu  Fabrikbetrieben  nkrht  verwendet  werden,  dne 
Besthnmung,  die,  so  radikal  sie  auch  klingen  mag,  doch  nicht  ge- 
nügt, den  bestehenden  Uebelständen  Abhilfe  zu  schaffen.  Erstens 
hat  sie  nur  Anwciuluni;  auf  I'\-ibriken,  läl>t  daher  in  gewerblichen 
Betrieben  die  Nachtarbeit  der  Frauen  zu,  obwohl  gerade  hier  wegen 
der  hygienischen  Anfonlerungen  in  keiner  Weise  entsprechenden 
Räume  die  Nachtarbeit  \  iel  verderblicher  auf  den  Organismus  wirkt. 
Andrerseits  hat  der  Handelsniinister  Von  seinem  Rechte,  in  einzelnen 
Ine  kistriez  weiften  die  wrihliclie  Nachtarbeit  zuzulassen,  auch  in 
Branchen  debrauch  ;^'eniacht,  in  welchen  nach  den  F^rj^^chnissen  der 
Enquete  die  Li  bc  nshaltun;^  der  Arbeiterinnen  eine  so  schlechte  ist, 
dafs  der  geschwächte  ( )r,;'anismus  ilen  Strapazen  der  Nachtarbeit 
nicht  ijfewachsen  sein  kami:  es  sind  <Iies  <lie  BettfedernreiniL^ungs- 
anstalten,  die  Papier-  uiui  i  lalbzcuglabnkalion.  sowii  die  Ivonserven- 
uidustrie.  Ueberli.uipt  wäre  hier  grölserc  RiL^orosität  hei  der  Er- 
iaul>niserteilunj4  l'latze.  Selbstverständlicli  mulste  auch  der  3 
der  Ministerialverordnung  vom  27.  Mai  1885  beseitigt  werden,  nach 
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welclicni  im  Falle  von  erlaubten  Uebcrstunden  Nachtarbeit  auch  für 
Frauen  'gestattet  wurde. 

Eine  weitere  Forderuni^,  die  auf  GrrutKl  der  Erijebnisse  der 
Enquete  <:,'estellt  werden  muf^ ,  ist  die  Austlehnurif^  des  Arbeiter- 
schutzes auf  die  Lohnarbeiter  der  niedt  rsten  Art",  da  es  sich  eri^ah. 
dafs  gera<le  dicsL-  Kategorii  von  Arbeiterinnen,  wie  z.  B.  die  Ta^;*.- 
löhnerinneii  im  Baugcwcrhc,  zu  den  am  meisten  Gedrückten  -ge- 
hören. Sie  t^enicfsen  so  L(iit  wie  gar  keinen  Schutz,  obwohl  sie 
dessen  in  besonderem  Malse  bedürftig  waren. 

Eine  Frage  von  der  ^aötsteu  Wichtigkeit  Ist  ilie,  wie  man  es 
verhindern  könnte,  dals  Schwajigere  bis  zur  letzten  Stunde  arbeiten, 
was  nadi  den  Aussagen  der  Expertinnen  (Jie  beinahe  ausnahmslose 
Regel  bildet  Bei  der  Schwierigkeit  der  genauen  Konstatierung  des 
Zeitpunktes,  m  welchem  die  Entbindung  eintreten  werde,  dürfte  eine 
Remedur  hier  nicht  leicht  sein.  Immerhin  könnte  eine  Reform 
vidleicht  in  der  Richtung  angebahnt  werden,  dais  auf  Verlangen 
der  Arbeiterin  eine  Untersuchung  durch  den  Krankenkassenarzt 
stattfände,  der  bei  voraussichtlich  bereits  in  seclis  Wochen  ein- 
tretender Geburt  die  Auszahlung  der  Krankhdtsprämien  zu  veran- 
lassen hätte. 

Alle  die  vorgeschlagenen  Refonnen  haben  aber  Aussicht  auf 
praktische  Wirksamkeit  nur  dann,  wenn  ihre  thatsächliche  Durch- 
führung durch  eine  vollständige  Umgestaltung  des  Gewerbeinspek- 
torates  gesicliert  wird.  Dals  es  in  seiner  heuti-cn  Gestaltung  nicht 
einmal  den  Bedürfnissen  des  gegenwärtigen  Arbeiterschutzes  ent- 
spricht, geschweige  denn  denen  eint\s  erweiterten  gewachsen  wäre» 
ergab  sich  aufs  klarste.  Der  Gewerbeinspektor  war  fast  bei  jeder 
Sitzung  fler  Knquete  anwesend  und  es  war  nicht  ohne  pikanten  Reiz 
m  Stehen,  wie  er  selbst  nicht  wenig  verwundert  war,  als  die  Exper- 
tinnen L^anz  unbefangen  erzählten,  dafs  bei  »1er  Nachricht  von  seiner 
Ankunft  in  den  Arbeitslokaiitäten  <!ie  ärgsten  Mifsstände  rasch  ije- 
seitigl  werden.  Die  Arbeiterinnen  getrauen  sich  iibrigens,  wie  der 
Inspektor  in  seinem  Berichte  für  das  Jahr  1884  selbst  bemerkt,  aus 
Furcht  vor  Entlassung  gar  nicht,  Beschwerden  \  orzubringen.  Als 
unliedingt  notwendis^  dürfte  sich  die  Vermehrung  der  Zahl  i.ler 
Gew  L-rbeiiispektoreii  erweisen  und  zwar  wären  besondere  Inspek- 
toren für  die  lleimarb«.il  zu  erni-nnen.  Auch  zeigte  sich  in  der 
Enquete  gani:  deutlich  der  X'orteil,  den  die  Anstellung  weiblicher 
Inspektoren  mit  sich  bringen  würde,  denn  mehr  als  einmal  gesdiah 
es,  dafs  die  weiblichen  Kommissionsmi^lieder  durch  das  Frauen* 
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leben  besonder >  tief  berührende  aach verständige  Fragen  Verhältnisse 
aufdeckten .  nach  denen  zu  frajj^en  den  Männern  gar  nicht  ein6el 
Auch  lc<;tcn  tiic  Expertinnen  den  fragenden  I'Vauen  gegenüber  ent- 
schieden grösseres  Vertrauen  an  den  Tag.  Dafs  es  (K  n  Frauen  an 
der  notigen  IntelHc.an/,  zur  Rekleidiin,^  tles  Gewerbeinspektorates 
nicht  fehlt,  davon  kann  sich  jeder  überzeugen,  der  die  Fragestelhing 
der  weiblichen  Koinnussion8niit;._;lieder  in  den  Protokollen  verfolgt. 
Das  Verständnis,  welches  die  den  Arbeitcrkn  i>en  an^^chöngen 
KoiniuixMonsinitgla  der  für  die  Bedürfnisse  der  Arl)eiti  r-chaft  an  den 
Tag  legten,  ist  nur  ein  neuer  Beweis  dafvir,  wie  wertvoll  ein  Herbei- 
ziehen solcher  Elemente  fiir  die  Wnksamkeit  des  Gewerbeiuspek- 
torale>  wiire.  Hand  in  Hand  mit  eiuei  derartigen  Vennehrung 
des  PerhunaLs  mülste  eine  weit^eheiule  Entlastung  der  GeWerl)e- 
inspektoren  von  Schreibarbeiten  und  eine  X'ergröfscrung  ihrer 
Machtsphäre  gehen.  Jetzt  hat  der  Gewerljcinspektor  nur  ein  An- 
zeigerecht und  Kit  hüidditlich  des  Erfolges  von  der  Wohlmeinung 
der  Gewerbebehörde  abhängig.  Der  langwierige  Instanzenzug,  der 
übrigens  nur  durch  lauter  Gewerbebehörden  läuft,  lähmt  natürlich 
die  Wirksamkeit  des  Gewerbciospektors.  Soll  er  thatsachltch  rasch 
und  energisch  Uebelstande  abschaflfen  können,  so  mufs  er  das  Recht 
erhalten,  in  geringfügigen  Angelegenheiten  aus  eigener  Machtvoll- 
kommenheit  Anordnungen  zu  treffen  und  geringe  Strafen  zu  vcr- 
bangen,  gegen  welche  die  Appellation  nur  an  das  Zentralgewerbe* 
tnspektorat  freistehen  dürfte. 

Endlich  rnüfste  auch  der  §  135  der  (iewerbeordnung  abgeändert 
wertlen,  nach  welchem  in  der  Regel  g^en  Unternehmer  nur  Geld- 
strafen, gegen  Lehrlinge  und  Gehilfen  al)er  wegen  Verstöfsen  gegen 
die  Gewerbeordnung  Arreststrafen  verhängt  werden  können. 

Bei  alledem  darf  man  das  öfter  geäufserte  Bedenken  nicht 
ignorieren,  ob  nicht  durch  zu  weitgehende  Beschränkung  der  weib- 
lichen Arbeit  das  Weib,  welches  weder  al^  Tochter  noch  als 
Frau  von  dem  männlichen  Famitienhaupte  crnaiul  wird,  einfach 
dem  Hunger  preisgegeben  würde.  Diese  Befürchtung  ist  sicher- 
lich keine  vinbegrihuletc.  Noch  aiif  der  von>  österreichischen  Ab- 
geordnetenliause  im  Jahre  1803  veranstalteten  ( icwcrbeenquete  in 
Fraget^  der  .\u>f1ehnun;4  de^  Hrfahit^utigsnachw  ei^e-^  >praciien  sich 
chri-tliehsoziale  und  sozialdemokratische  Experten  Uir  die  absolute 
AbschatTuni:  der  Frauenarbeit  aus.  Diese  Fortlerung  ist  sell)stver- 
ständlich  eine  utopische.  Solange  das  Recht  auf  Existenz  nicht 
gewährleistet  ist,  bedeutet  eine  zu  weitgehende  Beschränkung  der 
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Frauenarbeit  für  die  aus  den  Werkstätten  Ausgeschlossenen  den 

Hungertod,  da  die  Hoflfnunfj  sicher  eine  trügerische  ist,  es  würde 
bei  Wegfall  der  weiblichen  Konkurrenz  der  Lohn  der  Männer  so 
hoch  steigen ,  dafs  sie  ihre  Familien  wieder  zu  ernähren  imstande 
wären.  Wohl  aber  wäre  es  möglich,  durch  vcrnünftip^c  Schutzmafs- 
regeln  zu  verliindcrn,  dafs  auch  in  Zukunft  ein  so  unverantwortlicher 
Raubbau  mit  menschlicher  Ari)eitskraft  fjctriebcn  werde.  In  Oester- 
reich wurde  das  Wort  gesprochen,  dafs  der  Mensch  das  kostb.ustt 
Kapital  des  Si.iatcs  sei.  Der  Staat  ist  sclilecht  berathen,  der  rnclit 
\  erhütel,  dafs  die  Quelle,  au>  der  sich  diesei  kostbare  Kapitai.schatz 
ewig  erneut,  getrübt  und  verschüttet  werde. 
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Von 

ULY  BRAUN. 

Die  Geschichte  des  Frauenstimnirechts  in  England  reicht  bis 
in  die  ersten  Anfange  des  englischen  ParJaoients  zurück.  Die 
Grofsgnindbesitzerinnen  aus  den  alten  eingesessenen  Familien  sandten 
bereits  im  dreizehnten  Jahrhundert  ihre  Vertreter  in  das  Parlament. 
Aus  zahlreichen  historischen  Dokumenten  geht  mit  Sicherheit  her- 
vor, (lals  auch  die  freien  Bürgerinnen  der  Städte,  soweit  sie  als 
Unverheiratete  oder  Witwen  ein  selbstrindiges  Geschäft  betriebei), 
ihr  Wahlrecht  auszuüben  nicht  verhindert  wurden.  '•}  Ans  dem 
Jahr  1572,  der  Rci^nervin^^szeit  der  Könij^in  Elisabeth,  stanunt  ein 
interessantes  iJukument,  durch  das  die  Hesitzerin  von  \\lesbnr>', 
als  einzige  Wahlberechtigte  an  der  Stelle  ihres  minorennen  Sohnes, 
zwei  Bürger  ihrer  Stadt  zu  l*arlameiitsmitL;liedern  wahhe  und, 
in  ihrer  Eigenschat't  als  Wahlkuuuuissar,  davon  lol^^caderinalseii 
Mitteilung  machte:  „Allem  christlichen  Volk  das  dieses  Schreiben 
liest,  entbiete  ich,  Dame  Dorothea  Packington,  Witwe,  einsü^o 
Gattin  des  Herrn  John  Packington,  Ritter  und  Besitzer  der 
Stadt  Ayle^ury,  meinen  Grufs.  Ich  thue  kund  und  zu  wissen, 
dafs  ich,  die  genannte  Dame  Dorothea  Ricktngton,  meine  lieben 
und  getreuen  Bürger  Thomas  Lichfield  und  John  Bürden  zu  Ver- 
tretern meiner  Stadt  Aylesbury  ernannt  und  erwählt  habe.  Was 
auch  immer  die  genannten  Bürger  Thomas  und  John  im  gegen* 
wärtigen  Parlament  im  Dienste  ihrer  Hoheit  der  Königin  thun 


*)  Vgl.  meine  Abhandlunj; :  (Lily  von  (iizycki),  Zur  Hpartrilnni;  der  Frauvn* 
lieveganft  in  England  and  Deotscbland.  in  diesem  Archiv,  Bd.  VllI  (1895)  S.  575  IT., 
anch  als  .s.-A.  crr^hicnon,  Bi  rlin,  Carl  Heyntanns  Vcrlai:,  1895. 

*)  Vgl.  C.  C.  Stopes,  Briü»b  Frcewooicn.   London  1S94. 
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werden,  das  erkenne  ich  ganz  und  voU  ab  meinen  eigenen  Willen 
an,  als  ob  ich  selbst  gegenwärtig  wäre. . 

Die  Beteiligung  der  Frauen  am  offentlidien  Leben  nahm  in 
der  Folgezeit  zu  und  lenkte  die  Aufmerksamkeit  des  berühmten 
Juristen  Sir  Edward  Coke  auf  sich.  Er  war  es,  der  steh  zuerst 
auf  die  Vorschriften  des  Neuen  Testaments  berief  und  eine  Frau 
nicht  einmal  als  Zeugin  vernehmen  wollte,  indem  er  das  apostolische 
mulier  taceat  in  ecciesia  in  Erinnerung  brachte.  Mit  dem  Ge^ 
wicht  seines  wissenschaftlichen  Ansehens  trat  er  schon  Ende  des 
i6.  Jahrhunderts  gegen  die  „UebergrifTe'*  des  weiblichen  Geschlechts 
auf  und  versuchte  nachzuweisen,  dafs  das  englische  Recht  nirgends 
auf  eine  politische  Gleichberechtigung  der  männlichen  und  weib- 
lichen Bürger  hindeute.  Damit  tauchte  zum  erstenmal  die  im 
weiteren  Verlauf  der  englischen  Frauenbewegung  von  ihren  Freunden 
und  Gegnern  immer  wieder  erörterte  Frage  auf,  ob  im  Gesetz  das 
Wort  man  in  der  Bedeutung  von  Mann  oder  von  Mensch  ge- 
braucht wird.  Die  nächste  Folge  der  Bedeutung,  die  Coke  dem 
Worte  gab,  war  die,  dafs  es  die  allgemein  herrschende  wurde  und 
der  Ausschlufs  der  Frauen  von  den  Parlaments^  und  Munizipai- 
wahlen  ohne  den  Erlafs  besonderer  gesetzlicher  Bestimmungen  nach 
und  nach  selbstverständlich  erschien.*)  Von  einer  allgemeineo 
Frauenbewegung,  welche  dem  Gang  der  Er«gniase  einen  Damm 
hätte  entgegensetzen  können,  war  damals  keine  Rede,  da  jenes 
Recht  nur  ein  Privilegium  weniger  begüterter  Frauen  gewesen  war 
und  sein  Verlust  nur  diese  traf.  Eine  unter  ihnen,  Anne  ClÜTord, 
Gräfin  von  Dorset,  Pembroke  und  Montgomery,  hat  sich  durch 
ihren  jahrelangen,  energischen  Protest  gegen  die  Vergewaltigung 
ihrer  Rechte  in  der  Geschichte  Englands  einen  Namen  erworben. 
Unter  der  Regierung  Karls  II.  übte  sie,  in  ihrer  Eigenschaft  als 
Obersheriff  (Higheheriff)  der  Grafschaft  Westmoreland,  ihr  Wahl- 
recht aus.  Ihre  Wahl  wurde  jedoch  beanstandet  und  die  Regierung 
stellte  einen  anderen  Kandidaten  an  Stelle  des  ihren  auf.  Darauf* 
hin  sandte  sie  an  den  Staatssekretär  die  gehamischte  Erklärung 
ab:  „Ein  Usurpator  hat  mich  vergewaltigt,")  ein  König  hat  mich 

'j  Vgl.  Cliisliülin  Allste).  Ou  iiorac  supposcd  Constitutional  Rcsttraiut  uptm 
thc  Parliamentary  Fnmdiise.   London  1867. 

■)  Vgl.  Modem  Reports.    5th  edition,  correctcd  by  T.  Leeds,  London  1796. 

*)  Besiebt  sich  auf  Cromwcll,  unter  dcwen  Protdctorat  ihre  Boiigcn  und  ScbloMcr 
niedergebrannt  wnrdra.  Sic  bcitttc  sie  alle  wieder  auf,  denn  „so  oft  CtomwcU  »e 
nirderreifsf^n  kann,  so  oft  kann  ich  sie  aufbanen",  sagte  sie. 
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verachtet,  aber  ein  Untertban  wird  mich  nicht  beherrschen.  Ihr 
Mann  wird  Westmoreland  nicht  vertreten.^  Ihr  Sieg  war  schliefsitch 
ein  so  voilstSndiger,  dals  der  König  sich  sogar  entschlofs,  die 
tapfere  Frau  zu  sich  einzuladen.  Sie  folgte  der  Einladung  nicht, 
indem  sie  sagte:  „Ich  müfste  Scheuklappen  tragen,  wie  meine 
Pferde,  wollte  ich  an  Karls  II.  Hof  erscheinen.'* 

Anne  ClifTord  fand  keine  Nachfolgerinnen  im  Kampf  ums  Recht 
Das  üppige,  verweichlichende  Leben  der  privilegierten  Stände  während 
des  x/.  und  18.  Jahrhunderts  war  kein  geeigneter  Boden,  aus  dem 
starke,  weibliche  Charaktere  erwachsen  konnten;  das  zierluhe 
Kopfchen  der  Rokokodame  mit  seinen  hochaufgetürmten  gepuderten 
Locken  war  kein  Aufenthalt  iiir  ernste,  reformatorische  Gedanken. 
Die  Stimmen  einzehier  Männer,  wie  die  eines  Thomas  More  in 
seiner  Utopia,  eines  Daniel  Defoe  in  seinem  Essay  on  Projects» 
welche  (iir  die  Erweiterung  der  Thatigkeit  und  des  geistigen  Ge- 
sichtskreises der  Frauen  eintraten,  verhallten  ziemlich  ungehört,  so- 
lange ihnen  der  Resonanzboden  einer  aus  der  Tiefe  des  sozialen 
Lebens  herauswachsenden  Bewegung  fehlte. 

Erst  der  Kampf  um  die  unter  Jakob  IL  mit  Fäfsen  getretenen 
Grundrechte  des  englischen  Volkes  griff  etwas  tiefer  in  das  geistige 
Leben  auch  der  Frauen  ein.  Durch  die  Erklärung  der  Rechte 
(Declaration  of  rights)  und  das  vom  Parlament  beschlossene  und 
von  Wilhehn  III.  bestätigte  Gesetz  der  Rechte  im  Jahre  1689  (Bill  of 
rights)  wurden  die  Befugnisse  der  Krone  bedeutend  eingeschränkt 
und  die  Rechte  der  Burger,  besonders  das  Pettttons-  und  Wahlrecht, 
befestigt  und  erweitert  Zwar  blieb  das  weibliche  Geschlecht  dabei 
unberücksichtigt,  aber  die  Hebung  der  allgemeinen  Sicherheit,  der 
Bildung  und  des  Selbstbewuistseins  mufste  notwendig  auch  auf  die 
Frauen  des  Bürgertums  einmrken.  Ihre  erste  energische  Wort* 
iiihrerin  wurde  Mary  Astell,  die  in  ihren  Schriften  A  Serious  Pro- 
poaal  to  the  Ladies,  1694,  An  Essay  in  Defense  of  Female 
Sex,  1696,  und  Reflections  upon  Marriage,  X700,  für  die  Er- 
weiterung der  Frauenbildung,  für  die  geistige  Befreiung  der  Frau  von 
der  Oberherrschaft  des  Mannes  eintrat  Aber  fast  das  ganze  18.  Jahr- 
hundert muiste  noch  vergehen,  ehe  von  einer  Frauenbewegung  die 
Rede  sein  konnte,  die  auch  politische  Rechte  forderte.  Die  Anregung 
ging  von  Frankreich  aus,  wo  die  Revolution  nicht  nur  sporadische  Er- 
klärungen zu  Gunsten  der  Rechte  der  Frauen,  wie  die  Olympe  de 
Gouges*  hervorrief^  sondern  die  fiir  die  Entwickelung  der  Frauen- 
bewegung weit  wichtigere  Erscheinung  zeitigte,  dafs  Frauen  in  den 
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zahlreichen  potttischen  Klubs  und  Gefaeimverbändeo  aller  Art  als 
gleichberechtigte  Mitglieder  aufgenommen  wurden,  und  zum  Ttil 
eine  fuhrende  Stellung  sich  zu  errinj^cn  verstanden.  Nach  fran- 
zösischem Muster  entstanden  zahlreiche  ähnliche  Vereine  in  England, 
welche  in  der  Nachahmung  ihres  Vorbildes  so  weit  gingen,  das 
\\'ort  citizcness  statt  citoyenne  einzuführen.')  Aus  diesen  Kreisen 
heiaus  wird  das  Auftreten  einer  Mary  Wollstonecraft  verstandlich, 
die  in  ihrem  bahnbrechenden  Werk  Vindication  of  the  Rights  of 
VVomen  (I.ondon,  1792,  neu  heran s^ef^cbt-n  i8qo^,  Forderunj^en 
aufstellte,  wie  sie  in  Bezug  auf  die  Bürgerrechte  der  PVaueii  radikaler 
nicht  aufgestellt  werden  konnten.  „Es  gieht  keine  Pflicht  ohne 
Vernunft,  keine  Moral  ohne  Gleichheit,"  heifst  es  bei  ihr,  ..keine 
Gerechtigkeit,  die  sich  nur  auf  ein  Geschlecht  bezieht.  I  )ie  Frauen 
sind  in  erster  Linie  Menschen,  wclciie,  wie  die  Manner,  auf  Erden 
ihre  Fähigkelten  entfalten  sollen  .  .  .  Wer  machte  den  Manu 
zum  absoluten  Herrscher,  da  doch  die  FVau  mit  ilim  die  Gabe 
der  Vernunft  gemeinsam  hat?  Handelt  ihr  nicht  wie  l'y rannen, 
wenn  ihr  atte  Frauen  durch  die  Versagung  der  bürgerlichen  und 
politischen  Rechte  in  ihre  enge  Häuslichkeit  einkerkert,  sodals  sie 
nicht  anders  als  im  Dunkeln  tappen  können  ? . . .  Ihr  mögt  immer- 
hin sagen,  da(s  die  Sitte  die  Frauen  zu  Sklaven  getnacht  hat;  die 
Sklaverri  aber  wird  stets  dieselbe  Folge  haben:  ae  wird  beide, 
Herren  wie  Knechte,  erniedrigen  ...  Es  ist  hohe  Zeit,  die  Frauen 
zu  revohttionieren,  damit  sie  ihre  verlorene  Würde  wiederfinden, 
und  fähig  werden,  indem  sie  an  sich  selbst  arbeiten,  die  Welt  zu 
reformieren." 

Im  ersten  Jahrzehnt  dieses  Jahrhunderts  entstanden  Vereine 
aller  Art,  welche  in  der  einen  oder  anderen  Richtung  die  Ideen 
der  tapferen  Vorkänipferin  der  Frauenbewegung  verbreiten  halfen. 
Ein  praktischer  Erfolg  war  der,  dafs  sich  die  Frauen  nicht  nur 
eifriger  am  öffentlichen  Leben  beteiligten,  sondern  dass  ihre  Be- 
mühungen, ihre  ihnen  noch  von  keinem  Gesetz  at^esprochenen 
Rechte  auszuüben,  häufig  zum  Ziele  kamen.  So  wurden  Frauen 
zu  Armenpflegern  .  .\rmenhaus- Vorstehern ,  Gefängnis-Inspektoren 
gewählt,  und  beteiligten  sich  wieder  vielfach  an  den  Wahlen  der 
Kirchspiele.  Der  Lord-Ober richter  Lee  entschied  die  Frage,  ob 
der  Ausdruck  ,jede  steuerzahlende  Person"  Frauen  einschlielse,  zu 

'1  \'^\.  M.  f  )>trof;;orski.  l  a  iVninic  au  i'oiut  dtr  Vue  du  droit  publique.  Ou%'ra£;<> 
cuuronoe  par  la  t'acultc  de  Droit  ä  i'ariü.  1892. 
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Gunsten  der  Frauen,  sodais  sie  darnach  auch  zum  Parlament  hätten 
wählen  können.  Aber  dn  anderer  Mann,  dessen  Bedeutung  weit 
grösser  war,  als  die  von  Sir  Edward  Coke  zweihundert  Jahre  ^her, 
erklarte  sich,  auf  Grund  seiner  wissenschaftlichen  Untersuchungen, 
zum  Gegner  der  politisch m  Gleichberechtigung  der  Frau:  es  war 
seltsamerweise  James  Miil,  der  Vater  ihres  grössten  Freundes,  der 
Schüler  Jeremy  Bentham's.  In  seinem  Artikel  Government ')  sagt 
er:  „Eins  ist  klar,  dais  alle  diejenigen  Individuen,  deren  Interessen 
unbedingt  in  denen  anderer  Individuen  aufgehen,  ohne  jedes  Be- 
denken von  den  politischen  Rechten  ausgeschlossen  werden  können. 
Von  diesem  Standpunkt  aus  müssen  wir  die  Stellung  der  Kinder 
bis  zu  einer  gewissen  Altersgrenze  hinauf  betrachten,  da  ihre  In- 
teressen in  denen  ihrer  Eltern  enthalten  sind.  Gleichfalls  von 
diesem  Standpunkt  aus  haben  wir  die  Stellung  der  Frauen  zu  be- 
urteilen, denn  die  Interessen  fast  aller  gehen  in  denen  ihrer  Väter 
oder  Gatten  auf."  Zu  tief  schon  war  die  Erregung  über  die  Frage 
der  Gleichberechtigung  der  Geschlechter  in  die  Gemüter  einge- 
drungen, als  dafs  dieser  Angriff  ohne  Antwort  hätte  bleiben  können, 
um  so  mehr  als  seine  hinkende  Logik  dazu  lebhaft  herausforderte. 
William  Thompson  veröffentlichte  ein  kleines  Buch  '),  dafs  in  seiner 
scharfen  Beweisführung  den  besten  seiner  Art  an  die  Seite  zu  stellen 
ist.  Seine  Kritik  der  Millschen  Argumentation  leitete  er  folgender- 
mafsen  ein:  .,\\"\r  werden  den  philosophi.schen  Vorwand,  der  die 
Derrrndation  einer  Hälfte  des  Menschen<::jesciilechts  rechtfertigen  soll, 
auf  Urund  folgender  Fragen  untersuchen:  I5esteht  thatsachlich  eine 
Identität  der  Interessen  zwischen  Mann  und  Weib-  Und  wenn  sie 
besteht,  ist  dies  ein  genügender  'Inind,  weshalb  eine  der  beiden 
Parteien,  deren  Interessen  identisch  sind,  ihrer  politischen  Rechte 
beraubt  werden  soll'  Giebt  es  ir^rcnd  eine  in  der  Natur  der  Dinge 
begründete  Garantie  für  die  den  Leistuns^en  und  Fähigkeiten  pro- 
portionale Gleichheit  des  (  lenusses,  aulscr  auf  <irnnd  der  ( deich- 
heit  bür;^erlicher  Rechte,  oder  iri^end  welche  Sicherheit  der  <  deich- 
heit  bürgerlicher  Rechte,  aulser  der  auf  Grund  politischer  Rechte: 


*)  Zuerst  in  der  Cydopaedia  Hritannica,  dann  (1825)  als  M-lbständi^rs  Mu^« 
blatt  <  rschicn«-n. 

-  T!i<-  Apj)cal  <)l"  <)ii<"  Half  of  du-  Iliiniun  Ka*f,  Wonv  ii,  .i),'aiii>t  tli>  l'n  l-  n- 
sions  ot  tli<  othcr  Half,  Mrii,  to  rctain  tlum  in  l'olitical  aml  thnuc  in  Civil  iml 
1  >om»>stic  Slavt-ry.  In  rcply  lo  a  paragraph  ol  Mr.  Mill  s  cth-bralcd  arlicle  on 
Government.    Lomlon,  1S25. 

Arohiv  für  ju/.  (Jcsct/jjcbiuig  u.  SCalistik.     X.  28 
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In  Bezug  auf  die  erste  Frage  sind  drei  Klassen  von  Frauen  zu 
unterscheiden:  solche,  die  keine  Väter  und  keine  Männer  haben, 
solche,  die  als  erwachsene  Töcliter  Im  Hause  der  Eltern  und  solche, 
die  als  (latiinncn  im  Hause  der  (jatten  leben.  Die  erste  Klasse 
kann  ihre  Interessen  nicht  mit  irgend  welchen  Interessen  der  Männer 
identifizieren,  sie  ist,  wie  sie  oft  genannt  wird,  die  Klasse  der  Un* 
beschützten.  Erwachsene  Töchter  können  ihren  Vätern  gegenüber 
legale  Rechte  geltend  machen;  sobald  sie  heiraten,  verlieren  sie 
aber  ihre  Freiheit  wieder  und  werden  in  die  Klasse  der  Kinder 
und  Idioten  zurückgestolsen  ,  .  .  Die  einfache  Thatsache  der  des- 
potischen Macht  des  Khcmantis  über  das  I'.heweih  an  sich  ein 
Beweis  dafür,  dals  ein  Ge<^ensatz  und  nicht  eine  Identität  der 
Interessen  zwischen  beiden  besteht  .  .  .  Wenn  es  Rir  die  Frauen 
schwerer  ist,  zu  arbeiten,  warum  sollen  die  Männer  dies  *  Schwierig- 
keit fernerhin  veri^^rolsern,  indem  sie  die  (iesetze  nur  zu  ilirem  eigenen 
Vorteil  machen."  Die  lierufunc^  auf  die  Arbeit  der  l-Vau  ist  be- 
zeichnend für  den  l'ortschritt  der  [gesamten  l*"rauenbewf<^uno.  Denn 
wahrend  bisher  das  Recht  der  I-"rau  auf  politische  <  xleichsteilung 
mit  dem  Mann  lediglich  ans  ihrem  Besitz  hergeleitet  wurde,  ist  jetr-t, 
in  der  Zeit  der  beeHnnenden  Chartistenbewegung,  der  Sturme  gegen 
die  durch  und  durch  ^  eralteten  PaHaments-Wahlgcsctze,  in  der 
Thompson  schrieb,  hiervon  keine  Rede  mehr. 

Der  i^rofse  .Aufschwung  der  englischen  Industrie  einerseits  und 
die  wachsende  Steuerlast  andrerseits  wurden  die  treibenden  Kräfte 
der  Frauenbewegung.  Sie  hatte  zwei  Ziele  im  Auge:  Erweiterunj^ 
der  Berufssphäre  für  düs  weibliche  Geschlecht,  das  immer  mehr 
aus  den  schützenden  vier  Wänden  des  Hauses  in  das  Erwerbsleben 
hinausgedrängt  wurde,  und  rechtliche  und  politische  Gleichberech- 
tigung, welche  naturgcmafs  als  Grundlage  des  ^gesellschaftlichen  Lebens 
angesehen  wurden.  Zu  lani;e  schon  war  die  eiii^dischc  Nation  im 
Besitze  der  Hurtrerrechte,  als  dafs  nicht  auch  die  l'raucn  ihren  Wert 
und  ihre  IkcieutuiiL^  hatten  schätzen  lernen  müssen.  Die  Fortschritte 
der  enc^lischen  h'rauenbcwej^vuitr  sind  darauf  /uriick/ufilhren,  dafs 
sie  sich  niemals  darauf  beschrankte,  in  f.il.seher  liescheidenheit  lüiizcl- 
forderutiL^eii  /u  stellen,  sondern  immei-.  weder  Verfolj^uni^  noch 
Spott  fürchlcud,  mit  aufi^erolkcr  l''aluic  ihrem  Hauj)t/iel,  der  Er- 
langung politischer  Rechte,  entgegenging.  Aber  wie  die  französisehe 
Revoluiiun  eine  Revolution  de>  Bürgertums  war,  so  ii?t  aucli  die 
ganze  englische  l-'rauenbew  eL^uiv^  eine  Revolution  des  weibliclu  a 
Teiis  der  Bourgeoisie.    Der  Kampf  um  die  politische  Glcicliberech- 
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tiguDg  konnte  das  weibliche  P^etaiiat  nur  wenig  begeistern,  da 
es  sicfaf  wie  wir  gesehen  haben,  lediglich  um  eine  Gleidiberechtigung 
der  besitzenden  Frauen  mit  den  besitzenden  Männern 
bandelte,  von  der  die  männliche  Arbeiterschaft  wie  die  weibliche 
ausgeschlossen  bfieb.  An  dem  eisten  Au&cfawung  der  Frauen- 
bew^ung  hat  es  deshalb  keinen  Anteil  genommen  und  auch  heute 
noch  steht  es  in  sriner  Allgemeinheit  aufierhalb  des  Emanzipations* 
kampfes  der  englischen  Frauen.  Der  bürgerlidie  Charakter,  den 
die  enjjlische  Frauenbewegung  bis  jetzt  trä^^t,  wird  noch  besonders 
dadurch  gekennze^net,  dafs  es  bürgerliche  Parteien  sind,  die  sie 
untersrütztcn  und  noch  unterstützen,  während  die  Frauenfrage  zwar 
in  den  Programmen  der  Arbeiterparteien  eine  theoretische  RoUe 
spielt,  in  der  Praxis  aber  wenig  Beachtung  findet. 

II. 

Ais  im  Jahre  1832  die  Reform  des  Parlamentswahlrechts  endlich 
durchgesetzt  war  und  45  grofse,  his  dahin  rechtlose  Städte  nicht 
nur  ihre  Vertreter  wählen  konnten,  sondern  auch  die  Päclitcr  und 
Mieter  bis  zu  einem  f^ewissen  (irade  wahlbcrechtij^  wurden,  hoffte 
die  kleine  Schar  der  h'reunde  der  Fraucnbewe'^ung  auf  eine  Be- 
stätigung der  alten  Rechte  der  i  raucn.  Sie  wurden  bitler  i^^etäuscht; 
war  die  Opposition  gegen  die  Erweiterung  des  Wahlrechts  von  etwa 
500000  Männern  auf  das  Doppelte  dieser  Zahl  schon  aiilserst  heftig 
gewesen,  so  war  der  Widerstand  gegen  die  Vermchrucj^  der  Masse 
der  Wähler  durch  die  Frauen  ein  unüberwindlicher.  Wenn  in  allen 
früheren  Parlamentswaiilgesctzen  die  PVauen  weder  ausdrücklich  ein- 
noch  ausgeschlossen  wurden  —  die  Worte  „men'S  „persons"  wieder- 
holten  ach  ohne  jede  Nebenbezeichnung  —  so  sollte  dieser  Un- 
«cherheit  endgültig  dn  Ende  gemacht  werden,  indem  das  neue 
Gesetz  ausdrücklich  nur  von  „male  persons**  —  männlichen  Per* 
sonen  —  spricht.  Wenige  Jahre  spater  verloren  die  Frauen  auf 
dieselbe  Weise  auch  das  munizipale  Wahlrecht.  Die  Erkenntnis 
dessen,  was  sie  besessen  hatten,  erwachte  bei  vielen  erst  jetzt  und 
die  Agitation  und  Organisation  fing  an,  sich  pianmärsig  zu  ent* 
wickeln.  Die  Erfolge  auf  dem  Gebiet  der  Bildungsbestrebungen  — 
in  den  Jahren  1848  und  49  wurden  Queens  College  und  ßedford 
College  eröffnet  —  erhöhten  das  Selbstbewufstsein  und  die  Sieges- 
zuversicht der  Frauen.  Von  allen  äufscren  Wirkungen  aber,  welche 
die  Frauenbewegung  fördern  halfen,  ist  keine  so  hoch  anzuschlagen, 
als  die  von  Amerika  ausgehende.   Die  Krauen  hatten  dort  an  den 
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SIdavcnbefrdungskatnpfen  bervorrageiKlen  AoteQ  genoaimeii  und 
aus  dieser  ihrer  ersten  öfientücheii  Thatigfceit  heraus  war  das  Be- 
dfirfnis  nach  öffentlicben  Rechten  in  ihnen  rege  geworden.  Im  Juli 
des  Jahres  1S48  forderten  sie  auf  dem  eisten  Frauenkongrels  im 
Staate  New*York  die  fachen  politischen  Rechte,  wie  sie  nicht  nur 
die  Männer  besafsen,  sondern  wie  sie  auch  den  veraditetsten  unter 
ihnen,  den  Sklaven,  gewährt  worden  waren,  und  proklamierten 
damit  den  Beginn  einer  Revolution,  die  sich  nicht  s<>  schnell,  wie 
die  anderen  Stürme  dieses  Jahres,  beruhigen  liefs.  Sie  zog  immer 
weitere  Kreise:  in  den  verschiedenen  Staaten  Nordamerikas  fanden 
Versammlungen  statt  und  die  hervorragendsten  Führer  der  Neger- 
emanzipation stellten  sich  mit  an  die  Spitze  dieses  neuen  Befreiungs- 
kampfes. Und  nun  fand  auch  die  englische  F'rauenbewegung  den 
Baiincrträt^cr,  um  den  sie  sich  scharen  konnte:  John  Stimrt  Mill. 
Im  Juli  1S51  erschien  unter  seinem,  damals  schon  sehr  bekannten 
Namen  in  der  Wcstminster  Review  ein  Artikel')  iiV>er  die  Frauen- 
emanzipation, der  das  gn^istr  Aufsehen  erregte.  Schon  die  That- 
sache.  dais  eine  Zeitschrift  wie  diene  eine  so  glänzende,  begeisterte 
Verteidigung  des  Kampfes  der  Frauen  um  die  Bürgerrechte  ver- 
öffentHchte,  zeigt,  wie  sehr  die  Stimmung  zu  Gunsten  dieses  Kampfes 
sich  schun  verallgemeinert  hatte.  Mill  gab  zunächst  einen  km/A  n 
Bericht  über  die  Vorgänge  in  Amerika,  stclhe  dann  in  knappen 
Sätzen  die  Forderungen  der  Frauenbewegung  auf  und  widerlegte 
schliefslich  mit  überzeugender  Logik  die  gegnerischen  ^nwände. 
Die  Mehrzahl  seiner  Argumente  waren,  wenn  auch  in  weniger 
packender  Form,  von  seinen  Vorgängern  —  einer  Astell,  einer 
Wobtonecraft,  einem  Thompson  —  schon  zum  Ausdruck  gebracht 
worden;  ein  durchschlagendes,  ganz  und  gar  modernes  Argument 
machte  er  jedoch  zum  ersten  Male  geltend :  er  verlangte  die  politische 
Gleichstellung  der  Frau  mit  dem  Mann  im  Namen  des  sozialen  Fort- 
schritts, indem  er  ausführte,  dals  das  weiblidie  Geschlecht  infolge 
sdner  auf  den  eti^ten  Familienkreis  beschränkten  Interessen  bisher 
das  konservative  Element  dargestellt  habe,  welches  durch  seinen 
Etnfluis  auf  den  Mann  der  .sozialen  Entwickelung  überall  hindernd 
in  den  getreten  sei.    Die  Familienselbstsucht,  die  im  Gegen- 

satz zur  persönlichen  Selbstsucht  im  Gewände  der  Pfticht  auftritt 


Vgl,  Jobn  Stuiut  Mills  geiamnielte  Wcrko.  HcTausß<*«;cl)<-n  von  Prof.  Dr. 
Th.  Gompcrz,  zwölfter  Band.  Vormischie  .SchriJtcn  III:  Lieber  FrauenemaiuipatioiL 
t'ebcnetxt  von  Sitgmond  Fr«ud.    Leipzig.  1880. 
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and  daher  der  blinden  Masse  als  Tugend  erscheint,  habe  bei  den 
Frauen  und  durch  die  Frauen  bei  den  Männern  häufiger,  als  es  sich 
nachweisen  läfst,  über  die  Bürgerpflichten  den  Sieg  davongetragen. 
Wo  ein  Nachteil  gegenüber  den  äuiseren  Interessen  der  Familie  von 
der  Bethätigung  des  Gemdnanns,  von  der  opferfreudigen  Hingabe 
an  das  allgemeine  Beste  zu  erwarten  steht,  sind  es,  nach  AfiUs  Meinung, 
die  infolge  ihres  engen  geistigen  Horizonts,  ihres  unentn^ckelteu 
Verantwortlichkeitsgefuhls  tiefstehenden  Frauen,  welche  lähmend  auf 
die  Begeisterung  für  grofse  Ziele  einwirken.  Seinen  weiblichen  Lands^ 
leuten  insbesondere  wirft  er  \'or,  dafs  sie  ^t  immer  auf  der 
illiberalen  und  antidemokratischen  Seite  stehen. 

Diese  Thatsache  hatten  sich  die  konservativen  und  ortliodox- 
kirchlichen  Parteien  sdion  zu  nutze  gemacht,  indem  sie  sich  mehr 
und  mehr  für  die  politische  Gleichstellung  der  Frauen  erwännten, 
da  sie  von  ihr  eine  erhebliche  Verstärkung  ihrer  Wähler  erwarten 
konnten*  Im  selben  Jahr,  als  Mills  Artikel  erschien,  brachte  Lord 
BroughaiTi  im  Parlament  einen  Gesetzentwurf  ein,  nach  welchem  in 
allen  Wahlgesetzen  „der  Vereinfachung  der  Ausdrucksw^eise  wegen" 
,.male  person"  durch  „man"  wieder  ersetzt  werden  sollte.  Sein  Ent- 
wurf w-urde  angenommen  und  zwar  unter  Hinzufiigung  der  ein- 
schränkenden Erläuterung,  dafs  das  Wort  „man"  überall  dort  Frauen 
einschlicfsen  sollte,  wo  nicht  besondere  Bestinmiunp^en  es  anders 
vorschreiben.  Die  ^an/,e  Sache  war  so  verklausuliert,  dals  von 
einem  thatsachlichen  Erlbig  der  I'rauenbewetj^un«^  dabei  kaum 
gesprochen  werden  konnte.  Bedeutunf^svoller  war  es,  dafs  noch 
im  gleichen  Jalire  die  erste  Massen  -  Petition  der  Frauen  um  das 
Stimmrecht  dem  Hause  der  Lords  von  dem  Earl  of  Carlisie  über- 
reicht wurde. 

Durch  dieses,  aus  einer  richtigen  I^rkenntnis  der  Situation  ent- 
springend»- Vorgehen  der  Konservativen  «^ew  annen  sie  sich  die  Sj  m- 
pathieii  drr  !■  rauen  und  als  im  Jahre  iS66  ihr  hervorragendster 
Fuhrer,  H.  Di.sraeii,  der  spatere  Lord  Beacon-field ,  im  Unterhaus 
für  das  Frauenstiinmrecht  eintrat,  erwarb  er  bcnier  Partei  die  dau- 
ernde Unterstützung^  eines  grofsen  Teils  der  englischen  Frauenwelt, 
die  nicht  zu  unterschätzen  war.  weil  schon  damals  die  Wahlagitation 
vielfach  in  den  Händen  der  Frauen  lag  und,  so  seltsam  es  uns  er- 
scheinen mag,  die  Wahl  eines  Kandidaten  nicht  zum  mindesten  von 
der  Geneigtheit  oder  üngeneigtheit  der  politisch  rechtlosen  Frauen 
abhiog. 

Es  bedurfte  des  Einflusses,  der  agitatorischen  und  organisatori- 
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sehen  Thätigkeit  eines  Mill,  um  auch  das  liberale  und  demokratische 
Element  in  der  englischen  Frauenbcweguiifr  zu  starken.  Ivine  von 
1499  Frauen  unterzeichnete  Petition  legte  er  einen  Monat  nach  Dis- 
raelis  Rede  dem  Unterhause ,  dem  er  seit  einem  Jahre  angehörte, 
vor  und  auf  seine  Anregung  entstand  der  erste  Frauenstimmrechts- 
\'erein  in  Manchester.  Die  neue  Wahlrechtsreform,  die  in  Aussicht 
stand,  und  eine  starke  DeTiiokratisierung  des  englischen  Wahlrechts  zu 
werden  versprach,  gab  der  Frauenstimmrechtsbewegung  neuen  An- 
la(s  zu  kräftigem  Vorgehen.  Im  Parlament  wurde  MiU  ihr  Vertreter, 
indem  er  zu  dem  Gresetzentwurf  der  Regierung  ein  Amendement 
embrachte«  durch  das  den  Frauen  dieselben  politischen  Rechte  wie 
den  Männern  gesichert  werden  sollten.  Aber  die  Regierungsvorlage 
sdion  fiuid  starken  Widerspruch,  denn  durch  die  Herabsetzung  der 
Summe  des  Mietanses,  wdche  als  Berechtigungsnachweis  zur  Aus- 
übung der  Wahl  galt,  und  durdi  die  Zulassung  auch  der  Mieter  einzelner 
Zimmer  zur  Wahl,  wurde  die  Zahl  der  Wähler  abermals  verdoppelt 
und  die  Neigung,  sie  durch  die  Anerkennung  des  Frauenstimmrechts 
zu  vervielfachen,  war  daher  sehr  gering.  Mills  Amendement  wurde, 
trotz  setner  glänzenden  Einfiihnmgsrede,  mit  196  gegen  76  Stimmen 
ai^dehnt  Den  dnen  Erfolg  jedoch  hatte  sie,  dals  auch  ein  gegneri» 
sches  Amendement,  welches  den  Ausdruck  „male  person**  wieder 
an  Stelle  des  „man"  setzen  wollte,  scharfe  Zurückweisung  erfuhr. 

Auf  Grund  dieser  Thatsache  versuchten  die  fortgeschrittensten 
Frauen  in  Manchester  und  Salford  nunmehr  auf  andere  Weise  vor- 
zugehen. Unter  Berufung  auf  Lord  Broughams  Gesetz  und  auf 
die  Bedeutung  des  Wortes  man  Mensch  —  wie  homo  im  La- 
teinischen —  verlangten  gegen  /Cxx)  Frauen ,  welche  als  Besitzer 
oder  Mieter  die  Qualifikation  dazu  besai'sen,  die  Eintragung  ilirer 
Namen  in  die  \\''ählcr!isten. ') 

Da  die  Konfusion  nach  Fankiiiruug  des  Reform-Gesetzes  bei 
den  aufsichtführenden  Beamten  grofs  war.  erreichte  ein  Teil  der 
Frauen  ihr  Ziel,  wahrend  der  gröfsere  Teil  abgewiesen  wurde.  Die 
Abgewieseneu  wandten  sich  beschwerdeführend  an  den  Lord-Über- 
richter, und  es  kam  zu  ciiuai  langen  Prozet's.  bei  dem  alle  Gründe 
IUI  und  wider  aufgeboten  wurden.  Auch  die  Presse,  vor  allem 
die  Times,  nahm  lebhaften  Anteil  daran  und  die  begabtesten  Führe- 
rinnen  der  Frauenbewegung,  an  ihrer  Spitze  Mifs  Lydia  Becker, 


')  Dr.  R.  PftnUrant,  The  Kight  of  Woincn  to  vote  ander  tb«  Refonn 
Akt,  1867.   Fortnigbdy  Review,  Sept.  1868. 
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entwickeitea  ihre  ganze  Beredsamkeit  zu  Gunsten  ihrer  Sache.  Der 
Gerichtshof  aber  entschied  g^en  die  Frauen.  Die  Entrüstung  über 
den  abermals  verlorenen  Kampf  wirktfe  im  hödisten  Giade  a^ta- 
torisch;  die  Frauenstimmrechtsvereine  schössen  wie  Filze  aus  der 
Erde,  und  wieder  war  es  Mill,  der  durch  die  Herausgabe  seines 
Buches  The  Subjectton  of  Women ')  den  Frauen  die  Waffen  in 
die  Hand  lieferte,  die  sie  nicht  mehr  niederiegen  sollten. 

Bisher  war  das  Ziel  ihrer  Agitation  hauptsächlich  das  Parlaments- 
wahlrecht gewesen,  von  jetzt  ab  suchten  sie  auch  die  zum  Teil 
verloren  gegangenen,  zum  Teil  nur  den  Männern  zugestandenen 
Bürgerrechte  in  Stadt*,  Gemeinde-  und  Schulverwaltuntren  zu  ge- 
winnen. Die  erste  Unterstützung  fanden  sie  wieder  bei  Milt  und 
seinen  Gesinnungsgenossen,  unter  denen  vor  allen  Jacob  Bright 
und  Sir  Charles  Dilke  zu  nennen  sind.  Auf  Antrag  Brights  wurde 
den  selbständigen  —  unverheirateten  oder  verwitweten  —  Frauen 
das  aktive  Wahlrecht  für  die  städtische  Verwaltung  (municipal 
suffrage)  zugestaiulen.  Min  Jahr  später  gclanj:^  es.  infolj^e  der 
unermüdlichen  Agitation  Mills  und  seiner  Anhänger  bei  Gelegenheit 
der  allgemeinen  Reform  des  Schulwesens  ein  Gesetz,  durchzubringen, 
das  als  das  ratlikalstc  V\  »ihlgiset/.  I'.nglaud.s  angesehen  werden 
kann.  Alle  steuerpflichtigen  lUirL^tr  oline  Unterschied  des  (re- 
schlechls,  einerlei  ob  verheiratet  oder  unverhciffilcL,  sollten  zur  Wahl 
des  Schulrats  zugelassen,  und  all<-  volljährigen  Einwohner  sollten  m 
den  Schulrat  gewählt  \vei<!rn  können.  Den  hVauen  wurde  hier- 
durch ein  Kinfluls  auf  die  Volkserziehung  in  weitein  Mafse  ge- 
sichert. Die  Erfolge,  die  sie  auf  diesem  Gebiete  erzielten,  erhöhte 
die  Zahl  der  Freunde  ihrer  Bestrebungen  und  förderte  indirekt 
ihren  Kampf  um  Erlangung  politischer  Rechte. 

Der  erste  darauf  bezügliche  Antrag,  der  nach  Mills  Amende- 
ment dem  Parlament  vorgelegt  wurde,  ging  von  Jakob  Bright  aus 
und  hatte  folgenden  Wortlaut: 

„Ia  allrn  Gesetzen,  welche  sich  auf  die  Qualifikation  und  Sintiagun^  der 
Wäbler  oder  aof  die  Personen  bezieben,  die  berechtigt  »ind,  eingetragen  su  werden 
und  all  den  Parlamentswablen  teilzimchmen,  soUen  dir  Bezeichnungen,  wrlclie  bis- 
ber  nnr  das  nftnnliche  Geschleebt  betrafen,  ancb  auf  die  Frauen  Anwendung  finden. 


')  Endiien  deutüch  unter  dem  Titel:  Die  Hörigkeit  der  Frau,  ttberKetzt  von 
Jenny  Hirsch.    Drittf  Auflagr.   Berlin  1891. 

*)  Vgl.  Hngh  Oven,  The  Etementary  Education  Akts  1S70 — 1880.  14.  ed. 
London  1884. 
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soweit  das  Eintiaguiigireeht  als  Wähler  und  da.s  Sttnunreclit  fllr  dicsr  W«fal«ii 
in  Frage  kommt,  aller  gegenteiligen  Gesetze  und  Gebräuche  ungeaclitct." 

Wie  wir  sehen,  bezieht  Sich  dieser  Entwurf  wieder  auf  die  Be- 
deutung des  Wortes  man;  es  handelte  sich  lüerbei  nicht  um  me 
Aenderung  der  Wahlrechtsgesetze,  sondern  nur  um  ihre  Auslegung. 
Der  Erfolg  war  ein  überraschend  günstiger,  denn  in  der  zweiten 
Lesung  wurde  der  Entwurf  mit  124  gegen  91  Stimmen  angenommen. 
Nun  erst  wurden  die  Gegner  aufmerksam,  an  ihrer  Spitze  Gladstone, 
der  ein  fanatischer  Feind  der  Frauenbewegung  ist,  soweit  sie  poli* 
tische  Ziele  verfolt^t. 

Das  Frauenstimmrecht  war  und  ist  in  England  keine  Partei- 
Sache,  daher  kommt  es,  dafs  ein  konservativer  Staatsmann,  wie 
Disraeli  dafür,  ein  liberaler,  wie  dladstone  dagegen  eintreten  konnte 
und  sich  in  beider  Gefoitrschaft  Liberale  und  Konservative  be- 
fanden. Je  nach  ihrer  persönlichen  Auffassung  von  dem  Nutzen 
oder  Schaden,  den  das  Frauenstimmrecht  ihrer  Partei  im  Augen- 
blick bringen  würde,  traten  sie  in  die  Reihen  der  I'reundc  oder 
der  Gegner.  (Hadstone  verfocht  stets  die  Ansicht,  dafs  die  politisch 
für  mündig  erklärten  l-"rauen  die  liberale  Sache  schädigen  würden : 
eine  Ansicht,  die  um  so  berechtigter  ist,  als,  den  englischen  t  iesetzen 
entsprechend,  nicht  alle,  sondern  nur  die  besitzenden  Frauen 
dabei  in  Frage  kämen.  Als  Brights  Entwurf  daher  die  zwdte 
Lesung  passiert  hatte  und  nun  der  Kommission  vorlag,  bot 
Gladstone  seinen  ganzen  IBnflufs  auf,  um  ihn  liier  zu  Fall  zu 
bringen.  Alle  lässigen  Parlamentsmitglieder  wurden  zur  Abstimmung 
zusammengerufen,  sodafs  der  Entwurf  mit  220  gegen  94  Stimmen 
zu  Fall  kam.  Noch  viermal  lag  er  unverändert  dem  Parlament 
vor,  ohne  da(s  ein  anderer  Erfolg  erzielt  worden  wäre. 

Unterdessen  wuchs  die  Zahl  der  Frauen,  welche  die  politischen 
Rechte  forderten.  Ab  eine  Art  Heerschau  über  sie  stellte  sidi  ein 
Memorandum  dar,  das  von  11 000  Frauen  im  Jahre  1873  unter- 
zeichnet und  Disraeli  überreicht  wurde.  Das  umfangr  i  !ic  Schrift- 
stück enthält  folgende,  für  den  Standpunkt  der  Verfasserinnen 
charakteristische  Sätze: 

„Wenn  Sie  den  Eindruck  beobachten,  welche  die  gesetzliche 
Ausdehnung  des  Wahlrechts  auf  neue  Schichten  des  Volkes  aus- 
übt, Sil  werden  .Sie  nicht  umhin  können  zu  bemerken,  dafs  die 
AnsiclUen  der  mittleren  und  unteren  Klassen  weit  mehr  berück- 
sichtigt, ihre  Interessen  weit  intensiver  wahrgenommen  werden, 
seitdem  sie  politische  Rechte  besitzen;  würden  sie  den  Frauen 
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gewährt,  so  würde  das  Resultat  zweifeUos  das  gleiche  sein.  EMe 
rechtlichen  Ungleicfahdteo,  denen  die  Frauen  uoterworfeo  sind,  er- 
scheinen uns  grö(ser  und  beklagenswerter,  als  die,  unter  denen 
irgend  eine  andere  Klasse  der  Nation  vor  ihrer  polttischeD  Be- 
freiung zu  leiden  hatte.  Thatsachlich  haben  sich  die  Frauen  über 
ungenügende  BUdungsmittel,  Beeinträchtigungen  der  Freiheit,  die 
sie  zur  Erlangung  ehrenhafter  und  eintraglicher  Berufe  besitzen 
müTsten,  Schwierigkeiten  in  der  Gewinnung  ihres  Lebensunterhalts, 
Mangel  an  Sidierhett  im  Genufs  ihres  &werbs  und  Besitztums, 
und,  wenn  sie  verheiratet  sind,  Rechtlosigkeit  in  Bezug  auf  die  Er- 
ziehung ihrer  Kinder,  zu  beklagen."  *}  Die  Antwort  Disraelis  wurde 
als  agitatorisch  überaus  wirksames  Flugblatt  im  ganzen  Lande  ver- 
breitet. Sie  lautet:  ,^ch  fiihle  mich  sehr  geehrt  durch  den  Empfang 
des  Memorandums,  das  i  x  ocx>  Frauen  Englands,  unter  ihnen  illustre 
Namen,  unterzeichnet  haben  und  in  dem  sie  mir  dafür  danken,  dals 
ich  mich  bemüht  habe,  die  Anomalie  zu  beseitigen,  welche  den  als 
Besitzer  und  Mieter  dazu  qualifizierten  Frauen  das  Parlamentswaht- 
recht  vorenthalt,  während  es  ihnen  das  lokale  Wahlrecht  gewährt 
hat.  Da  ich  glaube,  dafs  diese  Anomalie  die  höchsten  Interessen 
des  Staates  schädigt,  so  bin  ich  gewifs,  sie  bald  durch  die  Weisheit 
des  Parlaments  beseitet  zu  sehen.'* 

Der  letzte  Satz  in  Disraelis  Schreiben  war  nicht  viel  mehr  als 
eine  wohlwollende  Phrase,  denn  im  darauffolgenden  Jahre  wurde  er 
Premierminister,  ohne  in  den  sieben  Jahren,  die  er  an  der  Spitze 
des  englischen  Kabinets  stand,  seinen  Einflufs  zu  Gunsten  der 
Frauen  in  anderer  Weise  als  durch  gelegentliche  freundliche  Mei- 
sungsaufserungen  geltend  gemacht  zu  haben. 

Ul. 

Die  in  Aussicht  stehende  neue«  Parlaments-Wahl- Reform 
steigerte  wieder  die  agitatorische  Thätigkeit  der  Frauen.  Kleine 
Siege,  wie  die  auf  der  Insel  Man-)  im  Jahre  1881,  wo  die  Steuer- 
zahlenden  Frauen  das  passive  Wahlrecht  fiir  das  House  of  Keys 
zugestanden  wurde,  machten  sie  hoffnungsfreudig,  und  grofse  Re- 
formen auf  rechtlichem  Gebiet,  wie  die  Gesetze  vom  Jahre  1870  und 

')  Vgl.  Sixtfa  Aunual  Report  ul'  thr  Executive  Gommittec  of  tbe  Manchester 
National  Society  for  Womcn's  SuiTragt-.  i:>73. 

*)  Die  Insel  Man,  an  der  Nordwestküste  Schottlands,  bat  54000  Einwohner 
keltisclier  Rasse,  die  ihre  eigene  Verfassung  und  Verwaltung  bisher  festgehalten 
haben.    Das  Land  steht  unter  englischer  Oberhoheit,  die  ein  Gouverneur  repräsentiert. 
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1884,  das  Bcatztum  verheirateter  Frauen  betreffend,  gaben  ihnen 
eine  bisher  unerreichte  Selbständigiceit.  Sie  stellten  sie  auf  vei^ 
fflogeosreditUcbem  Gebiet  dem  Mann  vollständig  gleich ;  die  Ver- 
waltung ihres  eingebrachten,  ererbten  oder  erworbenen  Vermögens 
wurde  den  Ehefrauen  überlassen  und  sie  wurden  für  berechtigt  er- 
klärt, Kontrakte.  Arbeitsverträge  und  dcr^rl.  selbständig  zu  schliefsen. 
Für  den  politischen  Emanzipationskampf  der  Frauen  schien  die 
notwendir^e  Konseciuenz  dieser  Gesetz»'  (hr  zu  sein,  dafs  nun  auch 
die  verheiratete  Frau,  sofern  sie  Iksit/.ena  oder  Mieterin  eines  Land- 
guts, Hauses  oder  (xeschäfts  war,  die  Forderung  gleichen  \\  ahl- 
rechts  mit  dem  Mann  aufstellen  konnte.  Statt  dessen  lielseii  sich 
sämtliche  Stimmrechtsvereine  mioige  der  bisherigen  trüben  Er- 
fahruiic^en  im  Parlament  7A\  der  Konzession  herbei,  auf  das  Wahl- 
recht der  verheirateteji  Frauen  zu  \crzichten,  indem  sie  einem  (.ie- 
setzeutwurf  zustimmten,  den  Mr.  VVoodall  als  Amendement  zu  dem 
Wahl-Reformgesetz  der  Regierung  im  Jahre  1885  einbrachte.  Er 
lautet: 

„Für  all«  ParlBiiMiftswiAl«n  aoUen  Ftwieh  die  f[l«ich«n  KiPCbU'  iric  MSuncr  gc- 
niefiten,  and  alle  gesetxlicben  Bestiinmungen,  wckh«  sich  auf  diete  Wahlen  beziehen, 
sollen  demgemifs  umgrfindert  werden. 

Bedingung  ist,  dtxü  nichts  in  dit-svm  G«sct£  die  Fraiuin,  welche  unter  ebeherr- 
lichcr  Gewalt  si<-li<-n,  l>i  recht i^^t,  in  die  Listen  einfretragvn  au  werden,  oder  an  den 
genannten  Wabion  teiizuiii-limcii.'' 

Der  reaktionäre  Schlulssatz  macht  die  liberale  l'^assung  des 
ersten  Satzes  beinahe  illusorisch  und  pafste  schlecht  in  den  Rahmen 
der  demokratischen  Wahlreformi  deren  Anaahme  Gladstone,  der 
inzwischen  Disraelis  Nachfolger  geworden  war,  mit  allen  ihm  zu 
Gebote  stehenden  Mitteln,  besonders  dem  widerspenstigen  Oberhaus 
gcti^cnübcr,  durchzusetzen  vorstand.  Die  Zahl  der  V\ähU  r  wurde 
dadurch  von  2  Millionen  auf  fast  5  Millionen  erhöht,  denn  zu  den 
Besitzern  und  Mietern  kamen  nunmehr  die  Aftcrmieter  (Chambre- 
garnisten\  sowie  ein  Teil  der  männlichen  1  )ienstboten  hinzu,  und 
die  bis  dahin  fast  rechtlosen  Landhewohuer  wurden  unter  dcn-;eU)en 
Bedingungen  7.ur  Eintragung  in  die  Wählerlisten  zugelassen.  Der- 
selbe Matui  indes.sen,  der  ganze  \'olksklasscn  aus  der  jjolitischen 
Unmündigkeit  befreite,  bot  abermals  seinen  Finfluls  auf,  nm  die 
weibliche  Hälfte  des  Volkes  in  der  Uunulnclij^keit  /.u  erhalten. 
Er  erklärte,  dats  die  Erörterung  der  Fraueustimmrechtsfrage  die 
ganze  Reform  zum  Scheitern  bringen  könne  und  schüchterte  da- 
durch viele  ihrer  Anhänger  ein.    Nur  eine  kleine  Zahl  Liberaler 
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gehorchte  nicht  dem  Wink  ihres  Führers  und  stimmte  (iir  das 
Frauenstimmrechts-Ämendement  Unter  den  Tones  fand  es  lebhaftere 
Untefstfitsuog;  im  Hause  des  Lords  hielt  Lord  Camarvon  eine 
enthusiastische  Rede  zu  seinen  Gunsten, ')  trotzdem  wurde  es  mit 
272  gegen  1 37  Stimmen  abgelehnt  In  den  folgenden  Jahren  legte 
Mr.  WoodaU  denselben  Entwurf  immer  aufs  neue  dem  Parlament 
vor,  ohne  irgend  welchen  Erfolg  zu  erzielen.  Die  F"rauen,  die  ihrem 
Prinzip  der  Rechtsgleichheit  zwischen  den  Geschlechtern  untreu 
geworden  waren,  mufsten  einsehen,  dafs  die  Taktik  wenig  zu  fordern, 
um  etwas  zu  erreichen,  eine  falsche  ist.  Sie  brachte  ihre  ganze 
Jiewcgung  nicht  nur  in  Mifskredit,  sie  war  auch  die  Ursache  der 
ersten  Spaltung  in  ihrer  Mitte,  die  sich  mit  den  Jahren  immer  mehr 
erweiterte  und  vielfach  dazu  geführt  hat,  dal's  die  beiden  Riebtungen 
in  der  englischen  Frauenbewegung  ihre  Kräfte  gegeneinander  zer- 
splittern. 

Aber  nicht  nur  die  Empr)rung  über  die  Prinzipienlosigkeit  der 
alten  Stimm  rechts  vereine  und  den  Ausschlufs  der  verheirateten 
Frauen  in  Mr.  Woodalls  Gesetzentwurf,  der,  wie  wir  gesehen  haben, 
der  modernen  Gesetzgebunix  auf  zivilrechtlichem  (iebiet  direkt 
widersprach,  rief  eine  radikalere  Strömung  in  der  Frauenbewegung 
hervor«  Die  Erkenntnis,  dafs  während  der  l>isherigcn  Kämpfe  über- 
haupt niemab  die  Rechtsgleichheit  als  Ziel  aufgestellt  worden  war, 
wurde  zu  einem  vielleicht  noch  stärkeren  Antrieb,  sie  endlich  ohne 
Scheu  aufzustellen.  That&ächlich  war  es  als  etwas  Selbstverständ- 
liches aufgefafst  worden,  dafs  überall,  wo  vom  Frauen  Wahlrecht  die 
Rede  war,  stets  nur  das  aktive  Wahlrecht  darunter  verstanden  wurde.  ' 
Warum  r  Werden  die  Gesetze,  welche  das  Parlament  ausarbeitet, 
nicht  auch  auf  den  weiblichen  Teil  der  Nation  angewendet  r  Sollten 
nicht  P'rauen  berechtigt  und  befähigt  sein,  da,  wo  es  sich  um  das 
Wohl  und  Wehe  ihres  eigenen  Geschlechtes  handelt,  eine  beratende 
Stimme  zu  haben  ?  Diese  Erwägungen  führten  zur  Gründung  der 
„Womens  Franchise  League",  die  unter  den  F'rauenstinimrechts- 
Vereineu  eine  exklusive  Stellung  einnimmt.  Die  Zahl  ihrer  Mit- 
glieder ist  keine  so  grofse,  wie  der  afnirrrn  Vereine,  dalVu  rinden 
sich  bedeutende  radikale  Politiker,  wie  Mr  Ciiarlcs  Düke,  jolin  Hurns, 
Dr.  Pankhurst,  James  Stan.sfcld,  bekannte  l*"uhrer  der  so/.ialisti'^chen 
Arbeiterparteien,  wie  Herbert  Burrows,  lOni  -Mann,  Ben  Tiilctt, 
hervorragende  Vorkämpferinnen   der  Frauenbewegung,   wie  die 
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Gräfinnen  Aberdeen  und  Carlisle,  Lady  Somerset,  Lady  Dilke^ 
Mrs.  I'enwick  Miller,  Mrs.  Stanton  Blatch,  Gralin  GuiUaume- 
Schack  u.  A.  darunter.  Mit  ihrer  Unterstützung  wurde  dn  Gesetz- 
entwurf ausgearbeitet,  den  Mr.  Haldanc  im  Jahre  1889  im  Parlament 
einbrachte,  und  für  dessen  Grundsätze  im  ganzen  Lande  agitiert 
wurde.   £r  lautet: 

,,In  iilUii  r.csetzcTi,  wc-Iclu-  sicli  aul  ihis  parlammtarisolu-,  muni/.ipaU-  und 
lokalf  VVahlr<Tlit.  sowit-  auf  allt-  ul>ri;,'>'n  Wahlen  bozirlu-ii,  sulk-n  Worte  unil  lie- 
^cichnun(;<-n,  di«-  hislur  nur  axif  das  roäuiüicbc  Ge!>cblecbt  Anwcnduiii;  landcu,  auch 
auf  da*  wi-ibiu  ii«;  bczuucn  %v«*rdrn. 

Keine  Trau  darf  auf  Grand  ihrer  Verbciratung  vum  Wablrecbt  ausgeschlossen 
werden. 

Keine  Frau  darf  von  dem  Recht»  ni  vShlcn  und  gew&hlt  zu  werden,  oder  irgend 
welches  öffentliche  Amt  zu  bekleiden,  auT  Grund  ihres  Geschledites  oder  ihrer  Ver- 
heiratung ausgeschloMen  werden." 

Obwohl  das  Gesetz  Jahre  hindurch  wiederholt  dem  Parlament 
vorlag,  kam  es  zu  keiner  Verhandlung  darüber;  entweder  wurden 
die  Mittwoche,  die  für  die  Anträge  einzelner  Parlamentsmitglieder 
vorbdialten  werden  sollen,  durch  dringende  Regierungsvorlagen  in 
Anspruch  genommen  —  übrigens  ein  beliebtes  Mittel  der  Regierung, 
unliebsame  Debatten  z\x  vertundern  —  oder  die  Nummer,  welche 
solche  Anträge  durch  das  Los  gewinnen  müssen,  war  eine  so  hohe, 
dafs  die  Session  vorüber  ging,  ohne  dafs  der  Antrag  zu  Besprechung 
kommen  konnte.  Er  hatte  lediglicli  eine  agitatorische  Bedeutung, 
erfüllte  aber  auch  dadurch  seinen  Zweck,  denn  an  seine  Annahme 
wäre  so  wie  so  nicht  zu  denken  gewesen. 

Inzwischen  war  der  Kampf  um  das  Wahlrecht  auf  anderem  ^ 
Gebiete  von  Erfolg  gekrönt  worden  und  hatte  den  Frauen  eine 
neue,  einflufsreiche  Wirksamkeit  eröffnet. 

Das  Jahr  1888  bezeichnete  einen  grofscn  Fortschritt  auf  dem 
(n^ biete  der  lokalen  Selbstverwaltung,  da  die  bestehenden  Graf- 
schartsräte f  Covini  \  -(  "ouncils*  nicht  mehr,  wi<-  Insher.  ernunni  wurden, 
sondern  von  den  steuerzahlendeti  Kinwohncru  der  CirafschaÜen  ge- 
wäiilt  werden  sollten.  Unter  deiiselben  Bedingunsfeii,  unter  denen 
den  i'rauen  das  nuinizipale  Wahlrecht  seiner  Zeit  verliehen  worden 
war,  —  selbständiger.  ei;^entümlicher  oder  miet weiser  Besitz  eines 
Hauses  oder  (ieschafts  und  re^rliiiafsige  Zahlung  der  Armen<?teuer 
während  eines  vollen  Jahres  vor  der  Wahl  — ,  wurde  ihneu  aucii 
jetzt  das  Wahlrecht  zugestanden,  d.  h.  das  Gesetz  sprach  es  .jeder 
Person"  zu,  welche  „die  Qualifikation"  besitzt    Das  weibliche  Ge- 
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schlecht  wurde  nur  da  hesonders  erwähnt,  wo  es  sich  darum  han- 
delte, die  Frauen  »unter  eheherrlicher  Gewalt^*  vom  Wahhecht  aus- 
zuschUeCsen;  dagegen  findet  sich  in  dem  betreffenden  Gesetz  kein 
Wort,  das  die  Rechte  der  zur  Wahl  zugelassenen  Frauen  auf  das 
aktive  Wahlrecht  beschränkt.  Die  neue  Richtung  der  Frauenbe- 
wegung  sah  hierin  eine  Aufforderung,  ihre  Ansicht  durch  die  That 
zur  Geltung  zu  bringen  und  ihr  womöglich  zum  Siege  zu  verhelfen. 
Vier  Frauen,  unter  ihnen  die  Tochter  Cobdeos  und  die  Witwe  Lord 
Saodhursts  Uelsen  sich  für  den  Londoner  Grafschaftsrat  als  Kan- 
didatinnen aufstellen  und  wurden  gewählt  Der  Grafschaftsrat  selbst, 
der  das  Recht  hat,  an  Drittd  seiner  Mitglieder  zu  wählen,  während 
die  übrigen  zwei  Drittel  von  der  Bürgerschaft  gewählt  werden,  ent- 
schied sich  fiir  die  Wahl  einer  Frau.  Der  Jubel  über  diese  Erfolge 
war  grofs  und  berechtigt,  denn  sie  sprachen  besser  ab  alle  Argu* 
mente  dafür,  wie  weite  Kreise  für  die  Sache  der  Frauen  gewonnen 
waren.  Schon  hatten  die  gewählten  Frauen  ihre  Plätze  im  Graf- 
schaftsrate eingenommen,  als  infolge  einer  Klage,  die  der  unter- 
legene Gegenkandidat  der  Lady  Sandhurst  beim  Appellationsgcricht 
einreichte,  und  die  nicht  nur  hier  sondern  auch  durch  den  Lord' 
Oberrichter  im  Obersten  Gerichtshof  zu  seinen  Gunsten  entschieden 
wurde,  die  rechtsgültig  gewählten  Frauen  gezwungen  wurden,  auf 
ihre  Plätze  zu  verzichten.  Selbst  die  Berufung  auf  Lord  Broughams 
Gesetz  blieb  wirkungslos,  denn  die  Richter  beharrten  auf  ihrer  Mei- 
nung, da(s  das  passive  Wahlrecht  der  Frauen  den  Traditionen  und 
Bestimmungen  der  englischen  Gesetzgebung  widerspräche.  Als  der 
Grafscbaftsrat  Schottlands  ein  Jahr  spater  nach  englischem  Muster 
organisiert  wurde,  gebrauchte  man,  um  ahnliche  Prozesse  zu  ver- 
meiden, die  Vorsicht,  die  Aufstellung  weiblicher  Kandidaten  aus- 
drücklich zu  verbieten. 

Trotz  dieser  dem  ersten  Siege  folgenden  Niederlagen  ist  die 
Zulassun;:^  der  Frauen  zum  aktiven  Wahlrecht  für  die  Gralschafts- 
räte nicht  gering  anzuschlagen,  I'^ür  die  halbe  Million  Frauen,  welche 
dies  Recht  besitzen,  hat  es  zunächst  einen  bedeutenden  erzieherischen 
Wert,  denn  sie  sehen  sich  dadurch  veranlalst,  nicht  nur  über  ihre 
Rechte  zu  sprechen  und  zu  schreiben,  sondern  auch  ihren  Pflichten 
gemafs  zu  handeln,  l^s  hat  sich  herausgestellt  und  mufs  selbst 
von  Gegnern  anerkannt  werden ,  dals  die  I  Vaucn  weniger  leicht- 
sinnig und  unvorbereitet  zur  Wahl  schreiten,  als  es  gcwohnheits- 
mäfsig  viele  Männer  thun.  Besonders  in  Bezug  auf  die  Verwaltung 
luid  Beaufsichtigung  der  Polizeistationen  und  Gefängnisse,  der  Unter- 
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haltuog,  Vergrölseruag  und  Neuanlage  von  Stra(sen,  öffentlichen 
Bauten  und  Brücken,  der  Konzessionierung  öflentlicher  Vergnii^ngs- 
anstalten  hat  sich  hei  den  Frauen  das  lebhafteste  Interesse  ent- 
wiclcelt;  sie  pflegen  ihren  Kandidaten  sehr  genaue  Instruktionen 
zu  erteilen  und  üben  durch  ihre  agitatorische  Thätigkeit  oft  einen 
bestimmenden  tinfluls  auf  die  Entsclieidungcn  des  Grafschaftrats 
aus.  So  war  es  kürzlich  dem  energischen  Auftreten  von  Mrs.  Or- 
miston  Chant  zu  verdanken,  dals  einem  Londoner  Privattheater, 
dessen  h'oyers  und  Wandelgänge  zu  einer  Börse  schlimmster  Art 
geworden  waren,  die  Konzession  entzorrcn  wurde. 

I^ie  praktische  FmiKMiarbt-it  uiul  ihre  F.rfolL^c  auf  ticm  Gebiete 
der  Lokalverwnltuii;^^  wunk  ii  \  on  ihren  lauen  l'reunden  und  nicht 
gntr/.  blinden  (  n-^nu-rn  auf  den  Umstand  /.urucks^efuhrt,  dafs  es  sich 
hierbei  um  einen  erweiterten  Haushalt  haudU\  der  den  Fähigkeiten 
und  Kenntnissen  des  weiblichen  (rcschlechts  entspräche,  während 
die  politische  Thätigkeit,  besonders  sobald  die  auswärtige  Politik 
in  Frage  käme,  ihren  Hnri/ont  bei  weift  in  übersclireke.  Bezeichnend 
für  die;>e  Auffassung  war  die  Ivrklarung  cuier  Reihe  bedeutender 
hVauen  in  der  Ninctenih  Centurv  vom  Juni  1889,  in  der  sie  sich 
als  entschiedene  Gegnerinnen  des  politischen  Stimmrechts  bekannten. 
„Wenn  Fragen  der  auswärtigen  oder  kolonialen  Politik  oder  ernste 
konstttutioneUe  Umwandlungen  auf  der  Tagesordnung  stehen,*'  — 
heifst  es  darin  — ,  „so  glauben  wir,  dafs  die  durchschnittliche 
normale  Erfahrung  der  Frauen,  —  im  allgemeinen  und  im  Hin> 
blick  auf  die  grofse  Masse  — ,  sie  weder  jetzt  noch  spater  mit  dem 
Material  versorgen  kann,  das  zur  Bildung  eines  gewissenhaft  und 
gesunden  Urteils  notwendig  und  nur  dem  Mann  erreichbar  ist** 
Wenn  dies  Urteil  in  Bezug  auf  die  Gegenwart  sicher  richtig  bt,  so 
gilt  eji  doch  auch  von  einem  grolsen  Teil  der  Manner,  die  gleich' 
falls  nicht  in  der  Lage  sind,  sidi  das  Material  zur  Bildung  eines 
selbständigen,  gründlichen  Urteils  über  schwieric:e  IVaci^en  der  aus* 
wärtigen  Politik  zu  beschämen.  Und  was  die  Zukunft  betrifit,  so 
ist  der  Ik'sitz  eines  Rechtes  die  zuverlässigste  Erziehung  zu  seiner 
Ausübung :  die  erzwungene  Beschränkung  der  Frau  auf  den  engsten 
Interessenkreis  verursachte  ihre  geistige  Beschränktheit.  Wo  man 
ihr  auch  bisher  auf  dem  Gebiete  der  Bildung  oder  ilcr  Politik  die 
Bahn  frei  machte,  hat  sie  gezeigt,  dafs  sie  der  Fntwickclunf^  ebenso 
tahij:  ist.  wie  der  Mann.  Dals  .sie  in  England  zunächst  in  der 
inneren  Wrwaltuni^  diesen  Beweis  erbringen  ktmnte.  is*  für  ilire 
ü)^tematiäclie.  schrittweise  Erziehung   von  \'ortcü  gewesen,  iu 


Üigiiiztiü  by  <-3ÜOgIe 


Das  FiatieiMtimmrecbt  in  Rogland. 

immer  weitere  Kreise  öffentlicher  Thätigkeit  wurde  sie  hinein- 
gezogen und  die  letzte  grofse  Reorganisation  der  Lokalverwaltung 
im  Jahre  1894  ^^^b  ihr  auch  das  passive  Wahlrecht  für  den  Ge* 
meinde-  und  Bezirksrat  und  die  Armenpfleger  (Parish-District- 
Councils,  Poor  Law  (ruardians),  ohne  dafs  es  auf  die  unver- 
heirateten und  verwitweten  Frauen  beschränkt  wurde.  Mit  den 
neu  eröffneten  Arbeitsfeldern  wachst  der  Einflufs  der  Frauen  und 
die  Achtung  vor  ihnen.  Aus  den  letzten  ArmeapflegeT'Wahien 
gingen  883  weibliche  Kandidaten  als  Sieger  hervor.  In  vielen 
Gemeinden  sind  Frauen  als  Sanitätsinspektoren,  Inspektoren  des 
technischen  und  landwirtschaftlichen  Unterrichts,  als  Vorsteher  der 
Arnirnhäuscr,  als  Assistenz- Acrzte  der  ÖfTcntlichen  Kranken-  und 
Irreahauser  angestellt.  Im  enrrlischen  Schulrat  haben  seit  den 
letzten  Wahlen  122  Krauen  Sitz  uud  Stimme.  Aus  alledem  ^eht 
hervor,  dafs  das  englische  V^olk  sich  schnell  daran  i^cwöhnt  hat, 
Frauen  in  die  öffentlichen  Körperscii;iften  zu  wählen  und  mit  den 
Erfahrungen,  die  es  dabei  macht,  zufrieden  ist. 

Die  folgenden  Tabellen  geben  eine  l'ebersicht  über  die  Tflichten 
und  Rechte  der  W'ähler  und  (iewähltcn  in  der  Lokalverwaltung 
von  England,  ^'ales  und  Schottland  und  eine  Uebersicht  über  die 
darauf  bezüglichen  iiesetze. 

(Vgl.  Scitf  444.) 

Die  Erauen  Irlands  besitzen,  soweit  sie  selbständige  Steuerzahler 
sind,  das  aktive  munizipale  W'ahlrecht  seil  1S87,  und  seit  dem 
letzten  Jahre  das  aktive  und  pa?;sive  Wahlrecht  fvir  die  Armch- 
ptlcger.  In  den  eoglibchcn  Kolonien  Afrikas.  Australiens  und 
Kanadas  ist  den  Frauen  unter  denselben  Bedingungen  wie  in 
England  das  munizipale  Walilrecht  zugestanden  worden. 

IV. 

in  der  politischen  Thätigkeit  der  englischen  Frauen  traten,  je 
mehr  sie  sich  mit  einzelnen  politischen  Fragen  beschäftigten  und 
an  der  Agitation  teilnahmen,  immer  schroffere  politische  Gegen- 
sätze hervor,  die  dem  oberflächlichen  Blick  eines  Fremden  nur 
deshalb  so  leicht  entgehen ,  weil  sie  in  England  nicht  wie  in 
Deutschland  zuj^leich  gesellige  Gcj^^ensätze  hervorrufen  und  weil  die 
F'raucn  in  der  Forderung  des  St  iumrechts  einig  sind.  Je  stärker 
sie  von  der  Richtigkeit  ihrer  politisclu  u  Anschauun<:jen.  —  seien 
sie  konservativ,  liberal  oder  sozialistisch  ,  durchdrungnen  sind, 
desto  stärker  mufs  auch  ihr  Verlangen  darnach  sein,  diesen  An- 
schauungen zum  Siege  zu  verhelfen;  deshalb  kämpfen  sie  gemein- 
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sam  iiir  die  Erlangung  politischer  Rechte.  Aber  auch  hierbei  teiiea 
sie  sich  in  radikal  und  in  vorsichtig  fordernde  Gruppen. 

Unter  der  Führung;  der  Tories  entstand  die  Primrose-Leaguc 
mit  ihrer  Million  männlicher  und  weiblicher  Mitfriicder.  Gerade  die 
Frauen  in  ihren  Reihen  zeichnen  sich,  besonders  bei  Gelegenheit 
der  Wahlen,  durch  cmflufsreichc,  unermüdliche  agitatorische  Wirk- 
samkeit aus;  kaum  ein  konservatives  l'arlamentsmitglicd  dürfte 
ohne  ihre  Hilfe  gewählt  worden  sein.  In  ihrer  Forderung  des 
Stimmrechts  für  die  Frauen  beschränken  sie  sich  jedoch  darauf, 
nur  das  aktive  Wahlrecht  für  die  unverheirateten  und  verwitweten 
FVauen  zu  verlangen.  In  der  Konferenz  der  konservativen  Asso- 
ziation im  Jahr  1804  wurde  eine  Resolution  angenommen,  die 
folgenden  Wortlaut  liat :  „Die  Konferenz  erklärt  ,  dafs  keine 
Aenderung  oder  Ausdehnung  des  Parlamcntswaiilreclits  ihre  Zu- 
stimmung findet,  welche  nicht  den  Witwen  und  unver- 
heirateten steuerzahleiideii  Frauen  das  Recht  zugesteht,  in  die 
Wählerlisten  eingetragen  zu  werden,  und  bei  der  Wahl  ihre 
Stimme  abzugebe n." 

Die  Womens  Liberal  Federation,  deren  fast  2CX3  00ü  uciMichc 
Mitglieder  in  derselben  Weise  für  die  liberalen  wie  die  rrimrose- 
Damen  für  die  konservativen  Kandidaten  thätig  sind,  nahm  bei 
Gelegenheit  ihres  Kongresses  eine  Resolution  an,  in  der  es  unter 
anderem  heilst,  dafs  „die  Forderung  des  Frauenstimmrechts  sich 
auf  lokale  und  parlameatarisdie  Wahlen  bezieht  und  allen  Frauen, 
verheirateten,  unverheirateten  und  verwitweten, 
welche  die  gesetzliche  Qualifikation  besitzen,  wie  der  Mann,  das 
Recht  zu  wählen  zuerkannt  werden  soll". 

Die  Womens  Franchise  League  endlich,  deren  Mitglieder  zum 
gröfsten  Teil  Sozialisten  sind,  wenn  auch  in  dem  etwas  unklaren 
englischen  Snn,  fügen  dieser  Forderung  noch  den  Satz  hinzu:  „dafs 
allen  Frauen  dieselben  politischen  Rechte  gewährt 
werden  sollen  wie  den  Männern",  d.  h.  dafs  sie  nicht  nur 
wählen,  sondern  auch  gewählt  werden  dürfen.  Diese  Vereinigung 
ist  es  auch,  die  ihre  Entwickelungsföhigkdt  dadurch  bewiesen  hat, 
dafs  sie  in  jüngster  Zeit  über  das  beschränkte  Eintreten  för  aus« 
5chtie(sliche  Frauenintcressen  hinausging  und  sich  für  das  aUgemeine 
gleiche  Wahlrecht  aller  volljährigen  Männer  und  Frauen  erklärte. 

Zwischen  den  drei  grofsen  Richtungen  stehen  natürlich  noch 
zahlreiche  kleinere,  die  aus  Opportunität^ründen  bald  hierhin,  bald 
dorthin  schwanken. 
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Sobald  die  Frauenstimmrechtsfrage  auf  der  l  af^^csordnung  des 
Farlamcnts  stand,  entwickelten  alle  Richtungen  ihn-  lebhafteste 
Tliätit^keit.  Seit  Mr.  Wuodalls  Gesetzentwurf  im  Jahre  i886  abgeleiint 
worden  war,  kam  es  erst  im  Jahre  1892  wieder  zu  einer  Debatte, 
die  durch  den  l'^ntvvurf  des  Konservativen  Sir  Albert  K.  Rollit 
hervorgerufen  wurde  uud,  wa^i  Dauer  und  Inhalt  betrifft,  die  be- 
deutungsvollste unter  allen  bisherigen  Verhandlungen  war.'}  Der 
Entwurf  entspricht  den  Ansichten  der  konservativen  Frauenbewegung. 
Sein  Wortlaut  ist  folgender: 

„Jede  trau,  welche 
I.  in  Grofsbritaimicn  in  die  Listen  als  Wähler  fUr  cten  Stedt-  od«r  Graf* 

idiaftsiat  dngietragen  oder  berechtigt  ist,  eingetragen  zn  werden;  oder 
s.  in  Irland  als  Stenenuifaler  die  Wablberecbtigang  fllr  die  Armenpflegcr  be- 
sitzt, 

soU  berechtigt  se  in,  .ils  Wählt  r  in  tli«'  Wahlerlistt  n  für  (H<-  l^l^lam^•^t^walll^•n  iMn- 
;;rtra^en  zu  rrl.  n  und  nach  <lt  r  Kintragung  an  iKn  Walil<  n  für  i!as  rarlunitut  in 
iKm  Land-  udi-r  Stadtbezirk  tciLnmchmen,  welchem  ihr,  sie  £ur  Wahl  qualiüzicrcnder 

He!>itz  zu|j«-liöM." 

Das  Gesetz  schließt  alle  Frauen  vom  passiven  und  die  ver- 
beirateten  Frauen  auch  vom  alctiven  Wahlrecht  aus»  sodafs  nur  etwa 
800000  Frauen  durch  seine  Annahme  stimmberechtigt  geworden 
wären.  Was  die  Debatte  zu  einer  besonders  interessanten  gestaltete, 
war  der  Umstand,  dals  der  alte,  unversöhnliche  Gecrncr  der  Frauen- 
emanzipation, Gladstone,  eine  Flugschrift  vcrijHi  iitlicht  hatte,  die 
Roilits  Entwurf  auf  das  schärfste  bekämpf^t^  und  nicht  f^hne  f\intlurs 
auf  die  AhstimmuniT  der  Liberalen  blieb,  hinen  andi-ri  ii,  nicht 
Weniujer  cinllnlsrcichcn  (l'-L,Miri  fand  er  in  der  Womens  Franchise 
League,  die  nicht  nur  eine  Petition  dem  Parlament  einreichte,  um 
den  Fntwurf  zu  Fall  zu  bringen,  sondern  auch  du  ntrcntliche  Meinung 
«Uirch  ihre  Agitatiot)  heeinflufste.  Beide  gepfiierisehe  Riciuungen 
kamen  in  der  V^erhaiidlunj^  zu  Wort;  Glad!>loucs  Flugschritt,  die 
von  der  Zerstörung  des  !•  auiilicnicbcns  durch  das  Frauenstimm- 
recht sprach,  bildete  den  Grundakkord  für  die  Reden  der  liberalen 
Gegner.  Einer  unter  ihnen  wies  darauf  hin,  dals  die  Unterstützung 
des  Entwurfs  seitens  der  Konservativen  schon  an  sich  bedenklich 
machen  müsse,  weil  sie  diesen  „Sprung  ins  Dunkle"  nicht  empfehlen 
würden,  wenn  sie  nicht  Würsten,  dals  die  Stimmen  der  weiblichen 


')  Vgl.  The  Debate  1892  in  the  House  of  Commons  on  Women's  SutTru),'!  , 
Spexial-Report.  Published  by  the  Central  Society  of  Women's  Saffrage,  Lotidon. 
Archiv  fiit  tos.  CcMUfelMiaK  o,  Statittik,  X.  39 
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Wähler  zum  grolkcn  Teil  ihrer  l'artri  zufallen  würden.  Anderscitb 
warnt  er  wieder  vor  der  sozialistischen  Neiirun^  der  Frauen,  die 
womöglich  das  Proc^ramrn  der  h'abians  zu  dem  ihren  maciiLn  und 
einem  Bums,  einem  Tillett  zu  einem  Siu  im  rarianunt  verhelten 
könnten.  Als  Gec^ner  des  iMiUvurfs  sprach  auch  Mr.  Asquith,  der 
Reiorniator  der  neuen  en;^Mischeii  l"'abrik^esetz[^ebun^,  indem  er 
den  Ausschluls  der  verheirateten  Frauen  als  eine  undemokratische 
Mafsregel  bekämpfte.  Als  warmer  Freund  des  Frauenstimm rechte 
trat  Halfüur,  der  Erste  Lord  des  Schatzes  auf;  er  schlofs  die 
Debatte  mit  dem  Ausdruck  der  Ueberzeugung,  dals  das  englische 
Parlament  sich,  weon  nicht  jetzt,  so  achertich  bionen  kurzem,  für  die 
Forderung  der  Frauen  aussprechen  müsse,  da  sie  durchaus  auf  dem 
Wege  der  Entwickelung  des  englischen  Staatslebens  läge  und  nicht 
zu  umgehen  sei,  ohne  rückwärts  zu  schreiten. 

Das  Resultat  der  Abstimmung  war  die  Ablehnung  des  Ent- 
wurfs mit  202  gegen  183»  also  nur  mit  einer  Majorität  von  19  Stimmen. 
Von  den  Konservativen  stimmten  94  dafür  und  82  dagegen,  von 
den  Liberalen  59  dafür  und  86  dagegen;  die  Majorität  der  Kon- 
.servativen  war  also  auf  Seite  der  Frauen.  Gleich  das  nächste  Jahr 
gab  ihnen  Gelegenheit,  ihre  Stellung  wieder  zu  betbatigen.  Die 
Regierung  legte  dem  Parlament  einen  Entwurf  vor,  der  eine  neue 
Ausdehnung  des  Wahlrechts  bezweckte,  und  Viscount  Wolmer  brachte 
ein  Amendement  dazu  ein,  wonach  diese  Ausdehnung  sich  auch  auf 
die  Frauen  erstrecken  sollte.  Zu  einer  Debatte  im  Plenum  kam  es 
jedoch  nicht,  da  der  ganze  Entwurf  bereits  nach  kurzer  Zeit  von 
der  Regierung  zurückgezogen  wwde. 

So  waren  die  Kampfe  wieder  vergebens  gewesen  und  auf  keinem 
der  eingeschlagenen  Wege  war  das  Ziel  erreicht  worden.  Für  die 
Frauen  und  ihre  i^Veunde  war  das  kein  Grund  zur  Entmutigung, 
sondern  nur  ein  Ansporn  zu  noch  r^röfserem  Eifer.  Im  Laufe  der 
nächsten  zwei  Jahre  wurden  zunächst  für  eine  Massenpetition,  die 
von  den  Frauen  der  verschiedenen  politischen  Richtungen  unter- 
zeichnet wurde,  Stimmen  gesammelt  Es  galt  den  Gegnern  im 
Parlament  zu  zeigen,  dafs  ihr  Argument,  nur  verschwindend  wenige 
Frauen  verlangten  politische  Rechte,  nicht  stichhaltig  sei,  und  that- 
sächlich  w  urde  die  Petition  im  Jahre  1695  in  schweren  Rollen  in 
das  l^irlament  geschleppt,  denn  nicht  weniger  als  257000  Unter- 
schriften bedeckten  sie.  Ihre  l 'orderung  war,  im  Hinblick  auf  die 
divergierenden  politischen  Ansichten  der  Unterzeichner,  nur  eine 
allgemein  geh.-iltene  und  lautete :  „V\'ir  bitten  sie  ernstlich,  jede  wohl' 
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überlegte  Mafsrec^cl  zu  Gunsten  der  Ausdehoung  des  Parlameota- 
wahlrechts  auf  die  l'Vauen  /.u  unterstützen."  ^) 

Während  die  Kini<:^koit  der  Frauen  sich  hierdurch  zu  dokumen- 
tieren schien,  zeigte  es  sich  zu  gleicher  Zeit,  w  ic  sie  in  ihren  poli- 
tischen Anschauungen  auseinanderLjinp^en :  denn  die  tolf^enden  drei 
Gesetzentwürfe,  ziemlich  genau  den  drei  Hauptrichiutif^t  ii  der  Frauen- 
bewegung entsprechend,  wurden  dem  Parlatnent  vorgelegt: 

I. 

„Mit  un<l  nach  Act  ATinahm««  difsos  li«-sotzo.s  ist  jo<l«-  Kran.  vorausp«M-izt.  dafn 
sif  sich  im  Vollpmul^  di  r  staat>>büri;crlichcn  Recht«  befiml't,  W"-lr!i>>  als  Bi-sitzoriii 
oder  MicUnii  •  in  Wohnhaus,  eine  WohDuug,  odor  sonst  ein  tJctiaud»-  in  «"int-m 
Stadt-  oder  Landb«zirk  lelfasUndig  inne  Int.  b«riechtii;t,  ah  WSbler  in  die  Wahl- 
listen des  Stadt-  oder  Landbesirlu,  dem  sie  «ugehört,  eio^ctngen  zu  weiden,  nod, 
nacb  der  Eintmgung.  ihr«  Stimme  CUr  die  Wahl  eines  Parlamentnmtgliedes  abzngeben/' 

IL 

„Jede  Fna,  velcbe 
1.  in  Ri^jland  als  Wahler  fltr  den  (  M-nK-indenU  eingetragen  int  oder  das  Recht 

hat,  eingtMragi-n  /u  wt-rdon;  odor  wclcho 
2-  in  Srliinil.irn:  aU  Wähli-r  für  di«-  Kirchspi»-l-H«  hnrd»-n  eiogctnieen  ist,  oder 

das  k<-clil  hat,  vifig»'tra}i<'n  /u  werden;  o<Ier  welche 
3.  in  Irhind  als  SttiRrznhh  r  herechtipt  ist,  bei  <len  WahlfTi  der  Ann.  nplleger 
ihre  Stimme  abzuj^cbcn;  oder  welche,  durch  dieses  oder  ein  anderes  Gesetz, 
in  die  Listen  der  itldtischen  Wähler  aufgenommen  wird,  oder  das  Recht 
erhilt,  anfgenommen  m  werden; 
soll  berechtigt  sein,  als  Wlblcr  flBr  die  Pftrlamcntswahlen  eingetragen  m  werden 
nnd,  nach  der  Eintntgttng,  an  den  Wahlen  ftlr  das  Parlament  in  dem  Stadt«  oder 
Landbeairk  teiUnnehmen,  weU-h'-m  ihr,  sit-  /.ur  Wald  qualifi/ii-render  Besitz  /u<:<'hört. 

Keine  Person  kaim  »lurch  ihr  (Jt-sohlecht  odt-r  ihre  Heirat  die  Berechtigung 
vcrli  r-n,  in  den  L'nivrrsitäten  an  d«-n  Parlamentswahlen  teilzunehmen. 

Kei!»'  1  ■  r«<»n  k:\nndureh  ihr«-  Heirat  die  Berochti^unjj  verlit  rt-n,  in  di«- Wähler- 
listen der  Lokalv<-r«altuiitjcn  eingetragen  zu  werden,  und,  nach  der  Eintragung,  ihre 
Stimme  abzugeben. 

In  allen  das  munidpale  Wahlrecht  Irlands  bctreflfenden  Gesetzen,  wo  Be« 
Zeichnungen,  welche  man  bisher  nur  anf  da»  mSnnliche  Geschlecht  bezog,  anzutreflTen 
sind,  sollen  diese  niditsdestoweniger  beibdialten  werden,  vnd  das  Wort  „Person** 
soll  auch  Ar  Frauen,  einerlei  ob  verheiratete  oder  unverheiratete,  gelten,  soweit  da* 
Eintragung!^-  und  Waldrecht  als  Bfirger  und  das  Recht,  Mitglieder  fttr  lokale  Be- 
hörden zu  wählcnt  in  Frage  kommt." 

III. 

1,  I.  f»'de  vollj-ihnfj"  IVr-^on,  ohn<-  L'ntersohied  <lfs  li«>eIiKchts,  finerlei  ob 
verheiratet  od*  r  miverbeiratet,  weiche  in  dem  Bezirk,  wo  die  Wahl  stattündct,  an- 

')  Vgl.  Helen  Blackbnm,  A  Handbook  for  Women.  Bristol  1895 
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sässig  um!  in  Wählerlisten  vtir.schriltsmäfsif;  cinjjrlragrn  ist,  soll  lxTrrhlit;t  «rin, 
an  jediT  l'arl.inii  iu>-  <)<!cr  lokalen  Wahl  teilzum-hmcn,  es;  »  i  ihnn,  Hals  i!ir  <lurch 
UiU»  bürgerliche  Reclit  oder  durcii  ParlaiULiitshescblufü  (jedoch  nicht  wegen  ihres 
Gc!>chlccbts  oder  ibrer  Hdmt)  diese  Berechtigung  Aberkannt  wordeD  iit 

2.  Keine  andere  Person  soll  berechtigt  sein,  in  irgend  einer  WaU  ihre  Sdtnme 
abxttgeben. 

3.  Der  Ausdruck  lokale  Wahl  in  diesem  Geseta  beieichnet  die  Wahlen  Ptr 
den  Grafschaftüiati  die  städtischen  und  ländlichen  Gemeindevorstände,  den  Distrikte 
rat,  die  Arraenpflegeri  den  Gemeinderat  der  Metropole,  die  Kirchspicl-Bebörde  and 

den  Schulrat. 

II.  Ihre  Majestät  möge  durch  Beschhifs  des  Staatsrats  die  Instruktion»-n,  Rej^eln, 
Bemcrkunjjen  und  Idmi-  n  d.--  ( ir^,  t/<  v  n\wT  die  Fintrn'^'Tuv^  fl.  r  Wähler  in  die 
Listen  in  der  Weise  uniändi  ni.  ,iK  es  ihrer  Majestät  iiittw<-iHlij;  erscheint,  um  da> 
vurlir^cude  (jesetz  zur  .Xustüliiung  zu  bringen,  und  die  Instruktionen,  kegeln, 
Bemerkungen  und  Formen,  welche  durch  diesen  Beschlufs  sp<>ü£ucrt  werden,  !>olU-u 
▼oUe  Rechtsgliltigkcit  erlangen. 

HI.  Keine  Person  kann  durch  eine  CnivenitSt  oder  eine  Vereinigung  von 
Unirersititen  aum  Mitglied  des  Parlaments  erwShlt  werden. 

IV.  Keine  Person  kann  durch  ihr  Geschlecht  oder  ihre  Heirot  die  Berechti^ng 
verlieren,  gcw&hlt  an  werden  oder  Mitglied  des  Ober«  oder  Unterhauses,  des  Graf» 
Schafts-  oder  Gemeinderats  sn  sein,  oder  irgend  welche  öfTcntliche  Stellung  zu  bekleiden.'* 

Der  erste  Entwurf,  von  Mr.  Macdona,  einem  Konservativen, 
stammend,  giebt  den  Frauen  das  aktive  Wahlrecht  und  läist 
es  zweifelhaft,  ob  verheiratete  Frauen  davon  ausgeschlossen  sind 
oder  nicht;  der  zweite,  von  dem  Liberalen  Mr.  McLaren  ein- 
gebracht ,  glebt  ausdriicklich  auch  den  verheirateten  Frauen  das 
Wahlrecht,  beschränkt  sich  aber  auch  nur  auf  das  aktive.  Der  dritte 
radikalste  endlich,  der  von  Sir  Charles  Düke,  John  Burns  und  Keir 
Hardie  ausging,  fordert  nicht  nur  die  politische  Gleichberechtigung 
der  Frauen»  sondern  vielmehr  das  allgemeine  gleiche  Wahlrecht  för 
alle  volljährigen  Staatsbürger.  Für  McLarens  Entwurf  traten  die 
mdsten  Frauen  ein,  Dilkes  Entwurf  fand  nur  die  Unterstützung  der 
kleinen  Schar  fortgeschrittener  Frauen,  die  sich  unter  der  Womcns 
Franchise  Le^ue  vereinigt  hatten.  Der  Grund,  weshalb  diese 
Sdiar  so  klein  ist,  läfst  sich  durch  die  ganze  Geschichte  der  eng^ 
lischen  Frauenbewegung  erklären;  sie  trägt  einen  durchaus  bürger* 
liehen  Charakter  und  diejenigen,  welche  an  der  Ausdehnuf^  des 
Wahlrechts  nach  Dükes  Vorschlag  das  meiste  Interesse  haben 
niüfsten,  die  Arbeiterinnen,  stehen  in  ihrer  Masse  der  Frauenbewegung 
teilnahmslos  gep^enüber.  Die  Schuld  daran  trägt  weniger  die  I'^rauen- 
bewegung,  die  Arbeiterparteien  sind  es  vielmehr,  die  sie  trifft.  Sie 
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Interesse  zuf^ewendet,  als  sie  sie  für  die  Ljewerkschaftliche  Organisation 
zu  5:,^e\viiincn  suchten;  und  auch  dies  Interesse  hat  erst  in  neuerer 
Zeit  zu  lebhafterer  Apjitation  angespornt.  Eine  systematische  poli- 
tische Aufklarung  der  Arbeiterinnen  dagegen  ist  so  gut  wie  gar 
nicht  vorhanden.  Die  männhchen  Mitglieder  der  Arbeiterparteien, 
welche  für  die  politische  Emanzipation  der  Frauen  eintreten  wollen, 
thuD  es  nicht,  indem  sie  in  ihren  Kreisen  dafür  agitieren,  sondern 
indem  sie  den  bestehenden  Frauenstimmrechtsvereinen  als  Mitglieder 
beitreten.  Ebenso  handeln  die  wenigen  Arbeiterinnen,  deren  Interesse 
über  das  rein  gewerkscbafUicUe  hinausgeht. 

Dilkes  Entwurf  hatte  dasselbe  Schicksal,  wie  die  Macdonas  und 
McLarens:  infolge  der  Auflösung  des  Parlameotsi  im  Sommer  1895 
kam  keiner  von  ihnen  mehr  zur  Verhandlung.  Der  Entwuif 
Mc  Lareos  hatte  insofern  einen  praktischen  Zweck,  als  das  Muniztpalr 
Wahlrecht  Irlands  nach  seinem  Vorschlag  zu  Gunsten  der  Frauen 
umgeändert  wurde. 

Der  Entwurf  Dilkes  war  an  sich  von  prinzipiellem  Wert»  da 
die  Forderungen,  wenn  sie  auch  einzeln  das  Parlament  schon 
beschäftigt  hatten«  ihm  in  dieser  Zusammenfassung  zum  erstenmal 
vorlagen;  er  gewann  aber  noch  durch  den  Umstand  an  Be- 
deutung, dafs  er  in  der  englischen  Kolonie  Süd-Australien  bereits 
zum  Gesetz  geworden  war.  Die  südaustralische  Verfassung  hatte 
zunächst  allen  volljährigen  Mannern  das  aktive  und  passive  Wahl- 
recht gewährt;  vom  Jahre  1886  an  kämpfte  der  trefflich  organisierte 
Frauenstimmrecbtsveretn  in  Verbindung  mit  zahlreichen  Männern 
für  die  politische  Gleichberechtigung  des  weiblichen  Geschlechts. 
Zwei  Gesetzentwürfe  wurden  dem  Parlament  vorgdegt,  ihres  konser* 
vatsven  Qiarakters  wegen  jedoch  mit  grofser  Stimmenmehrheit  zu* 
rückgewieseo,  bis  im  Jahre  1893  die  Regierung  durch  ihren  Prem ier- 
minister  Kingston  eine  Vorlage  einbrachte,  welche  einen  der  Ver» 
faasang  entsprechenden ,  demokratischen  Charakter  trug.  Im  Dezember 
1894  wurde  sie  vom  Unter-  und  Oberhaus  angenommen  und  als 
Zusatz  der  Konstitution  einverleibt.  Der  Wortlaut  ist  folgender: 

„I.  Du  Recht,  Person«!  n  wühlen,  weldie  als  Mitglieder  des  Unterhaus«!, 
«ad  das  Recht,  Personen  za  wählen,  wi  lclu-  als  Mitglieder  de«  Oberbanses  dorn 
Parlamente  nn^^ehören,  wird  liiordurdi  auf  die  Fniui-n  ausgedehnt. 

3.    Die  Franen  sollen  das  durch  dieses  (iosctz  ihnen  ^ewährkist.  te  Recht  unter 
denselben  Bedingnngen  und  in  derselben  Weise  besiu<>n  und  ausüben  wie  die  MSTini-r. 
3.   Alle  Beitininmngen  der  Konstitution,  alle  Wahl-  und  alle  anderen  Gesetze 
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nad,  .soweit  i'ü  nutwendig  ist,  uro  dieses  Gc^ctx  in  Kraft  treten  zu  lassen,  hierdurch 
berichtigt." 

Im  April  des  lolgenden  Jahres  fand  die  erste  Wahl  unter  der 
Beteiligung  der  Frauen  statt.  Ucber  den  Wahlakt  selbst  äufserte 
sich  der  South  Australian  Argus,  iiideiu  er  sagte:  „Die  Frauen  .^md 
überall  und  ihre  <iegeuwart  in  den  Stralsen  und  in  den  überfüilten 
W  ahllokalen  übt  'zweifellos  einen  verfeinernden  Kinflufs  aus  —  nie- 
mals fanden  solche-  V  uikaaiisammlungen  statt ,  als  bei  der  letzten 
Walil ,  die  durch  die  erste  Ausübung  des  Frauenstimmrechts  aus- 
g^ezeichnet  wurde  und  seil  der  ersten  W  ahl  ist  die  AutVegung  kaum 
je  so  grols  gewesen,  trotzdem  lief  alles  in  vollständiger  Ruhe  ab  .  . . 

Selbst  die  Nonnen  übten  ihr  Stimmrecht  aus  und  in  Nord- 
Adelaide  gewährte  es  einen  seltsani-pbaatastischen  Anblick,  den  Zu^ 
der  Dommikanerinaen  in  ihren  langen  dunklen  Gewändern,  schweig- 
sam und  ernst  sum  Wahltokal  schreiten  zu  sehen .  .  .  Die  Wahl 
war  tbatsächlich  die  rulugste  seit  Jahren  und  viele  meinen,  da(s 
dies  dem  Fraueostimmrecht  zu  verdanken  wäre.*' 

Die  Meinung,  dais  die  Frauen  das  Stimmrecht  nicht  begehrten 
und  nicht  benutzen  würden,  wenn  sie  es  hatten,  wurde  durch  diese 
Wahl  entkräftet,  denn  während  von  77752  wahlberechtigten  Männern 
51572  ihre  Stimme  abgaben,  übten  von  59 166  wahlberechtigten 
Frauen  39312  ihr  Wahlrecht  aus,  was  ftir  beide  Geschlechter  einen 
beinahe  gleichen  Prozentsatz  ergiebt  Aber  auch  nach  anderer  Rieh* 
tung  hin  wurden  die  Unglücksraben  zum  Schweigen  gebradit,  die 
als  Folge  des  Frauenstimmrechts  eine  altgemeine  politische  Reaktion 
prophezeit  hatten;  zur  Ueberraschung  aller  war  das  GregeoteU  der 
Fall,  denn  aus  der  ersten  Wahl,  an  welcher  die  Frauen  teilnahmen, 
ging  die  radikaUliberale,  vor  allem  aber  die  Arbdterpaitei,  als  Sie- 
gerin hervor.  Ein  weiblicher  Kandidat  ist  bei  dieser  ersten  Wahl 
noch  nicht  aufgestellt  worden. 

Süd-Australien  steht  jedoch  unter  den  englischen  Kolonien  in 
Bezug  auf  das  Frauenstimmrecht  nicht  allein  da.  Schon  ein  Jahr 
früher  hatte  die  demokratischste  unter  ihnen,  Neu-Seeland ,  nach 
dner  vierzehnjährigen  unermüdlichen  Agitation  von  Seiten  der  Frauen, 
einen  Gesetzentwurf  angenommnn,  der  ihnen  wenigstens  das  akdve 
Wahlrecht  verlieh.   Er  lautet: 

„1.  Jede  Person  —  der  Ausdruck  „Person**  acfaliefst  Fraacn  ein  —  im  Alter 
Ton  21  Jahren  und  dar&ber,  die  selbständig  und  nicht  als  Voniiund  oder  Verwtker 
einen  fri  i<  n  Grunilhe-it/  im  Wt  rto  vt)n  25  V'fd.  Sterl.,  einerlei  ob  er  h>-pothekari^h 
behstct  ist  oder  nicht  —  in  i^end  einem  Wahlkreise  inne  hat,  und  der  ihr  sechs 
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Monatie  vor  der  Einuagang  thr«s  Nam««:;  in  die  WShlcrlisten  «igratfimltdi  xugcbiirt, 
ist  bcredttigt,  f«lb  sie  nicht  als  Bcsitxer  bereits  in  einem  anderen  WabUcretHe  ein- 
gt-traj:.-!)  isty  als  Wähler  eingetniKen  so  werden,  und  bei  der  Wahl  ihre  Stimme  fUr 
ein  Mitgli«'«]  <K-s  Hauses  d<-r  Abgeordneten  abzuß<-l><-n. 

2.  Jr<1,  r.T>;on  im  Alt<  r  von  2!  fahrm  und  <lariib<  r,  wi  lcb«-  wabrnul  f\n<'s 
Jahri-s  di<  Kiildiur  um!  walin ml  ilr^  i  MuiKit>  ii  vor  drr  Fintrajjuiij;  iliri->  Nanu-ns 
in  die  Wahlrrlistcn  tin  uuil  diU-stlbon  Wahlkrns  bi-wuhnt,  ist  bcncbtigl,  falls  sie 
nicht  ab  EigevtVmer  «me»  Gnmdbesitzes  oder  Bewohner  eines  anderen  Wablkrdae» 
bereits  eingetragen  ist,  als  Wihler  eingetragen  m  werden  und  bei  der  Wahl  ihre 
Stimme  ßr  ein  Mitglied  des  Hauses  der  Abgeordneten  abzugeben. 

3.  Keine  Person  darf  mehr  als  eirnrnü  in  den  W&hlerlisten  der  Kolonie  ge- 
führt wc  rd<  n,  einerlei  welches  die  Zahl  and  die  Art  der  Qualifikationen  sein  mag, 
die  sif  b»  <it/t. 

4.  Keine  Frau,  vn-nn  s'w  auch  als  Wähler  rrchts^jültij;  «•in^<-ira;;'  n  ist,  i>t  be- 
l':ibi;;t,  als  Walilkandidat  aulgrstellt.  uder  als  Miljjlifil  dos  Hauses  der  Abj^eordneton 
gewälill,  oder  in  das  Uberhau»  bt.ruteu  /.u  werden,  und  j.  tU  r  aul  dcu  Namen  einer 
Fran  lautende  Wahlzettel  soll  ohne  i-orherige  Anfrage  von  dem  Wahlkommisaar 
li'emicfatet  werden." 

Die  l'rfahrungeii ,  dir  bei  der  unter  Betrili<^uiic^  der  Frauen 
statttindenfk  n  Wahl  fjfcinaclit  wurden,  entspraciien  denen  Neu-See- 
lands  vollkommrn.  \'oii  109661  wahlberechti(Tten  I-"raucii  lihtcii 
t/i  2(yj  ihr  Stiiuiiirccht  zu  Ciunsten  liberaler  und  sozialistisclier 
Kandidaten  aus.  Vdsi  die  ganze  Agitation  lag  in  den  Händen  der 
Frauen,  die  sogar  (ur  die  ..Gernütlichkeit"  der  Wahllokale  ein  üliriges 
ZU  thuti  suchten,  indem  sie  die  Tische  mit  Blumen  schmückten  und 
üen  Wählern  Thec  kredenzten.  Dabei  ging  Altes  vollständig  ruhig 
zu  und  nirgends  wurde  (fie  Ordnung  gestört,  sodals  einer  der  auf' 
sichtfubrenden  Beamten  erklarte,  er  wolle  lieber  mit  hundert  wäh- 
lenden Frauen  als  mit  fünfzig  wählenden  Männern  zu  thun  haben. 

Wer  angesichts  dieses  langen  ernsten  ICampfes,  angesichts  der 
grofsen  Erfolge  in  Bezug  auf  das  Wahlrecht  in  der  Lokalverwaltung 
in  England  und  das  Parlamentswahlrecht  in  den  englischen  Kolonien 
—  ganz  abgesehen  von  den  vier  Staaten  Nordamerikas,  Wyoming, 
Utah,  Colorado  und  Idaho,  wo  die  Frauen  im  Besitz  der  politischen 
Rechte  sind  —  die  Frage  der  politischen  Gleichberechtigung  der 
Geschlechter  betrachtet,  der  kann  sich  des  Eindrucks  nicht  er* 
wehren,  dafs  sie  eine  ernste  Würdigung  verdient  und  ihrer  Lösung 
entg^engeht  Dals  die  erste  Losung  eine  endgültige  sein  wird, 
kann  nicht  erwartet  werden,  denn  für  die  alten  Kulturstaaten 
Enropas  fallt  ein  Umstand  schwer  ins  Gewicht ,  der  in  der  neuen 
Welt,  wie  in  den  australischen  Kolonien  gar  nicht  iu  Betracht  kommt: 
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wir  tneineo  die  numerische  Uebmahi  der  Frauen  über  die  Männer. 
Dieser  Umstand  ist  es  auch,  der  bei  den  Verhandlungen  des  eng- 
lischen Parlaments  am  3.  Februar  1897  den  Ausführungen  der 

Gegner  des  Fraucnstimmrechts  das  meiste  Gewicht  verlieh.  Der 
Anlafs  zu  dieser  Debatte  war  freilich  kein  das  ganze  Parlaments* 
Wahlrecht  umstürzender  Entwurf;  es  wr  im  Gegenteil  eine  im 
konservativen  Sinne  vorsichtif^  gehaltene  Gesetzesvorlage ,  die  sich 
in  ihrem  Wortlaut  der  iin  Jahre  1895  von  Macdona  einp^ebraclitcn 
anschlielst.  Eines  drr  jünj^cren  Parlamentsmitglieder,  Mr.  Faithfui 
Begg,  hatte  sie  1896  eingereicht;  sie  lautet: 

1.  Kii  M  S  (ii  sv^^t/  .11  I  ii  l  ii.  l  tragru:  ü«sete  übir  dai»  l'arlamonts- Wahlrecht 
(AuMl.-hnuii;;  auf  die  lTau<  ir|.  1S96. 

2.  Mit  uml  nach  dor  Atinalim«-  f1i<  -.»s  Ci.  s.t/cs  ist  !<d«-  Krau.  w»U-lu-  als  IV- 
sitzeriii  mUt  Micti-rin  <  iti  Wuhtüiaus,  »iiu-ii  Wolinraum  «mIit  -un.st  ein  <.jcl)audc'  iu 
einem  Stadl-  oder  Land  bezirk  sclb»^tändig  inne  bat,  berechtigt,  als  Wähl«r  in  die 
WahllistMi  lies  Stadt-  oder  Laodbenrks,  dem  sie  nigehdrt,  eingetraKcn  zu  werden, 
und,  nach  der  Eintragunir,  ihre  Stimme  fUr  die  Wahl  eineü  PirlamentiimitgUcdeK  ab- 
zugeben. 

Bedingung  i^,  daf&  solch  <  inr  Krau  >ich,  wie  der  männltcht>  Wählvr.  im  Voll- 
genufm  der  bttrgerlichen  Ehrenrechte  t)«*fimlet. 

Da  aber  der  englische  Parlamentarismus  zweifellos  einer  weiteren 
Demokratisierung,  d.  h.  einer  Einführung  des  allgemeinen,  gleichen 
Wahlrechts  entgegengeht,  so  war  es  natürlich,  dafs  auch  die  künftige 
Entwickelung  eines  etwa  in  dieser  beschränkten  Fassung  heute 
angenommenen  Frauenwahlrechtsgesetzes  in  Frage  kommen  niufste. 
Und  in  diesem  Moment,  das  von  Freunden  und  Gegnern  hervorge- 
hoben wurde,  liegt  der  Beweis  fiir  den  Fortschritt,  den  die  politi.sche 
Fraueiibewcgimg  in  deri  letzten  Jahren  ^^emachi  hat.  Mr.  Labouchere, 
einer  der  eutschicdcn.sten  Gegner  des  Frauen  Wahlrechts,  wies  selbst 
auf  den  Mangel  an  Logik  und  an  Gerechtigkeit  hin,  der  in  Bcggs 
Entwurf  hervortritt,  weil  er  nicht  gleiche  Rechte  fiir  beide  Ge- 
schleciiter  verlangt,  sondern  z.  B.  flie  grofse  Masse  der  allein- 
stehenden Zimmermieterinneu  (lodgers)  vom  Wahlreciit  ausschliefst 
und  es  unentschieden  läfst,  ob  die  verheirateten  Frauen  ein-  oder 
auch  au^eschlossen  werden.  „Wenn  wir  den  Frauen  das  Waht» 
recht  geben,  so  müssen  wir  dahin  gelangen,  es  ihnen  unter  den- 
selben Bedingungen  zu  geben,  wie  den  Männern/'  sagte  er.  ^)  Sdn 


1)  Vgl.  tha  ParliamenUiy  Dcbates  Nr.  13.    Vol.  XLV.    ?it%t  Volume  of 
Session  1S97.   Waterlow  and  Sons  Limited.  S.  IS06. 
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Gesinnungsgenosse,  Sir  William  Harcourt,  sprach  sich  in  derselben 
Weise  aus  und  fiigte  hinzu,  dafs  dieser  Entwurf  in  Bezug  auf  seine 
KoDsequenzeo  kein  geringfügiger  sei,  deon  „niemand  kann  daran 
zweifeln,  dafs  früher  oder  später  alle  Beschränkungen  fallen  werden 
und  das  allgemeine  Wahlrecht  eingefUhrt  werden  wird".  Ist  dann 
dieser  Entwurf  bereits  angenommen,  so  muls  er  „notwendigerweise 
auch  zum  allgemeinen  Wahlrecht  der  Frauen  fiihren'*,  und  nun  warf 
der  Redner  das  scheinbar  am  schwersten  ^wiegende  Argument  in  die 
Wagschale,  dafs  die  Zahl  von  1 200000  Frauen,  welche  Englands  Be> 
völkerung  mehr  zahlt  ab  Männer,  eine  Majorität  bilden  würden,  die 
grofs  genug  wäre,  um  die  Leitung  des  ganzen  Staatslebens  an  sich 
zu  reifsen.  Harcourts  Worte  fanden  Im  Parlament  wie  in  der  gegne- 
rischen Presse  ein  lebhaftes  Echo,  während  die  Freunde  der  Sache 
den  Angriff  nicht  mit  derselben  Klarheit  und  Schärfe  zurückwiesen, 
mit  dem  er  erfolgt  war.  Statt  das  Prinzip  des  allgemeinen^  aktiven 
und  passiven  Frauenstimmrechts  zu  verteidigen,  dem  hauptsachlich 
der  Angfiff  galt,  beschränkten  sich  die  Freunde  der  Sache  im 
allgemeinen  darauf,  Beggs  unzulänglichen  Entwurf  in  Schutz  zu 
nehmen  und  die  geförchteten  Konsequenzen  abzuleugnen.  Nur 
einer  der  Redner  erwähnte,  es  sei  nicht  vorauszusetzen,  dafs  alle 
Frauen  auf  emer  Sdte  und  alle  Männer  auf  der  anderen  stehen 
würden :  er  vergals  darauf  hinzuweisen,  dafs  in  der  Gregenwart  wie 
in  der  Vergangenheit  von  dem  Augenblick  an,  wo  die  Frauen- 
bewegung sich  ernsthaft  mit  politischen  Fragen  beschäftigte,  von 
einer  einheitlichen  Frauenpartei  keine  Rede  mehr  sein  kann,  und 
dafs  die  jetzt  schon  vorlKuiclt  ne  Ditferenzierung,  mit  der  Gewahrimg 
politischer  Rechte,  nach  denen  gemeinsam  zu  streben  noch  den 
einzigen  äufseren  Zusammenhalt  der  Frauenbewegung  darstellt,  immer 
cntsciüedener  sich  ausprägen  wird.  Die  Frauen  werden  sich  den 
Parteien  der  Männer  anschliefsen;  sie  werden  in  ihnen,  soweit  es 
<nch  um  Fragen  handelt,  die  ihr  (-reschlecht  besonders  nahe  an- 
gehen, neue  Gesichtspunkte  vertreten,  aber  ebensowenig,  wie  sie 
eine  Masse  im  Volke  bilden,  sondern  den  verschiedenen  Klassen 
zugehöreri,  werden  sie  jemals  eine  Partei  für  sich  darstellen. 

Trotz  der  geschickt  verteidigten  Gründe  der  Gegner  und  des 
ungeschickten,  schwächlichen  Auftretens  der  Freunde  des  Frauen- 
wahircchts  —  cliarakteristischerweise  er^^riff  weder  Sir  Charles 
Düke  noch  einer  der  Arht  itcrvi'rtrctrr  das  Wort,  joliu  Hurns  fehlte 
sogar  bei  der  Abstimmung  —  wurde  HegLj^  I",nlwurf  mit  230  gegen 
159  Stimmen,  d.  h.  mit  einer  Mehrheit  von  71  Stimmen,  ange- 
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fiommen.  Dai&r  stimmten  von  den  Konservativen  120^  vcmi  den 
Liberalen  92,  dagegen  von  den  Konservativen  91«  von  den  Liberalen 
57.  Der  Entwurf  liegt  seitdem  zur  Beratung  der  Kommission  vor 
und  hat  Aussicht,  am  23.  Juni  1897  wieder  auf  der  Tagesordnung 
im  Plenum  zu  stehen.  Trotzdem  er  in  Wort  und  Schrift  von  fast 
allen  Frauenstimmrechtsvereinen,  auch  von  der  Womens  Liberal 
Federation  mit  ihren  800000  Mitgliedern,  unterstützt  wird,  ist  die 
Aussicht  auf  seine  endgültige  Annahme  nur  gering.  Auch  die  Be- 
rufung auf  die  sympathischen  Aussprüche  Lord  Salisburys,  des 
jetzigen  Premierministers,  der  noch  im  April  vorigen  Jahres  in  einer 
Versammlung  der  Primrose  League  erklarte :  „Ich  gehöre  zu  denen, 
welche  die  Ansicht  hegen,  dafs  die  Frauen  nicht  die  Rechte  be- 
sitzen, welche  sie  bei  der  Wahl  der  Vertreter  des  Volkes  besitzen 
sollten,"  oder  auf  die  Namen  eines  Balfour,  Kitchie,  Lecky  und 
Stanley,  die  auf  Seiten  der  Frauen  stehen,  wird  die  Gegner  nicht 
entwaffnen.  Zu  ihnen  gehören  nicht  nur  die  Gegner  des  Frauen- 
Stimmrechts  überhaupt,  sondern  auch  die  Gegner  des  beschränkten 
Krauenstimmrechts  nach  Beggs  Entwurf. 

Vier  Wochen  nachdem  das  Unterhaus  die  Frauenstimmrechts- 
frage  erörtert  hatte,  stand  sie  auf  der  Tagesordnung  des  Ober- 
hauses. Viscount  Templetown  brachte  am  8.  März  1897  einen 
Gesetzentwurf  ein,  der  folgenden  Wortlaut  hat: 

„Eine  Frau  soll  wegen  ihres  Gesc-hli-cht>  nicht  ilas  Recht  verlieren  fUr  die 
l'arlamentswatilen  in  die  Wäblerlisten  citi^otragi-n  m  werd«n 

a)  in  einer  Grafschaft  oder  Stadt  auf  Grund  ihrer  Eigenschaft  als  Bewobnerin 

eines  Hauses,  das«  sie  gemietet  bat  oder  als  Eigentnm  bcsitst; 
h)  in  einer  Landgemeinde  als  Besitxerin  eines  Grundstücks  mit  einer  Rente 

von  miiulotrns  40  sh. 
l'.ino  l'  rau,         auf  ilirsr  \Vf  ist-  in  die  Wähk-rlistcn  eingetragen  wurde ,  liat 
däfi  K'-rht.  i^irr-  "^timnif  für  di<-  \V;iM  eines  Mitglieds  des  Parlnmcnts  abzugchf« 

"^.t  w  n  1  -  -k  Ii  itir  du-  Ik  roi  iitigxinp  der  Frau,  auf  obengenannte  \Veii»e  u» 
die  \\  aiilcrlistou  oingctfu^'cn  i\i  werden,  uutweodig  erweist,  ;>ullen  alle  diejenigen 
Worte,  welche  »ich  in  den  WaMgesetsen  bisher  nur  auf  die  Mfinner  beugen  haben, 
nunmehr  auch  auf  die  Frauen  Anwendung  linden.** 

Viscount  TcmpU-towii  bc-;intra<j^te  die  zweite  Lesun<^  dieses  Eot- 
witrfs.  und  be^^rundete  seinen  Antrag  vor  allein  damit,  dafs  er 
seine  „verniinüisj^en  und  gemalsigten  Bestimmungen'*  hervorhob 
und  sich  auf  Lord  Saiisbury  berief,  der  kiirzlich  er>?t  die  Hofl'nuiiCT 
ausgesprochen  habe,  dafs  den  Frauen  demnächst  das  Stimmrecht 
gegeben  werden  möchte.    Es  zeigte  sich  aber,  wie  schon  zu  L>is- 
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raelis  Zeiten,  dafs  die  Ansicht  der  Privatperson  mit  der  Ansicht 
des  Regierungavertrt  tcf?  nicht  identisch  ist,  denn  Salisbury,  der 
verhindert  war,  an  der  Beratung  im  Oberbause  teilzunehmen,  hatte 
den  Herzog  von  Devonshire  gebeten,  an  seiner  Stelle  im  Namen 

der  Regieninf^  das  Wort  zu  ergreifen,  und  dieser,  ein  entschiedener 
Gegner  des  Frauenstimmrechts,  bekämpfte  Templetowns  Antrag 
auf  das  heftigste.  Der  Karl  of  Kimberley  sprach  in  gleichem  Sinn, 
und  das  Oberhaus  erklärte  sich  daraufhin  c^egen  die  zweite  Lesung. 
So  unbedeutend  der  Entwurf  und  die  Debatte  an  sich  wnrcn.  so 
bemerkenswert  erscheint  dennoch  der  ganze  VorL;.inf,',  als  die  ab- 
lehnende Haltung  der  Rej^iening  dem  Frauenstimmrecht  i^^  ijenüber 
dabei  schroff  zu  Tai^e  trat  und  in  Zukunft  auch  das  Schicksal  des 
BeL,'L:schen  Kutw  iiris.  trotz  setner  Annahme  im  üntcrhauä,  dadurch 
bestimmt  werden  wird. 

Aber  wenn  auch  der  Sieg  vom  3.  Februar  ein  platonischer 
gew  sen  sein  sollte,  er  bedeutet  einen  groiscu  Fortschritt.  Wer 
die  i'ariamentsverhandlungen  liest,  wer  die  englische  IVesse  verfolgt, 
der  wird  die  Meinung  des  deutschen  Philisters,  dafs  es  sich  hier 
nur  um  einen  Sport  hirnverbrannter  eman/.ipicrter  Weiber  handle, 
belächein  und  die  Ueberzeugung  von  dem  Frnst  einer  Frage  ge- 
winnen, deren  Lösung  von  weittragenden,  in  ilireii  Konsequenzen 
noch  nicht  zu  übersehenden  Folgen  sein  würde. 

V. 

lJ:c  Entwickclung  der  l'raucnfragc  ist  in  I'2ngland  schon  so  weit 
vorgeschritten,   dafs   sie   dort   zuerst  ihre  Lösung  finden  dürfte. 
Natürlicherweise  gelangt  auch  der  weibliche  Teil  eines  Volkes,  wie 
des  englischen,  das  schon  seit  Jahrhunderten  an  der  Regierung  und 
Gesetzgebung  thätigen  Anteil  nimmt,  früh  zu  einem  gewissen  Grad 
geistiger  Aufklärung.  Gestalten,  wie  die  einer  Jane  CfifTord,  einer 
Mary  Asteil  und  Mary  WoUstonecraft,  konnten  nur  dem  englischen 
Boden  entstammen  und  der  Gedanke  an  die  politischen  Rechte  der 
Frauen  nur  dort  entstehen,  wo  sie  von  den  Männern  l)creits  aus- 
geübt werden.   Im  Mittelalter,  das  diese  Rechte  an  den  Besitz 
knüpfte,  verstand  es  sich  ohne  besondere  Bestimmungen  von  selbst, 
dais  auch  die  weiblichen  Besitzer  an  ihnen  Teil  hatten.   Mit  der 
Ausdehnung  der  politischen  Privilegien  und  dem  Verfall  der  Feudal- 
herrschaft aber  verloren  die  Frauen  ihre  alten  Befugnisse  fast  un- 
bemerkt.   Erst  als  sie  infolge  der  wirtschaftlichen  und  sozialen 
£ntwicketung  nach  und  nach  auf  nahezu  allen  Gebieten  des  Er* 
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\vcrbblcbt.iis  mit  dem  Mann  in  Konkurrenz  traten,  zur  I^stcucrung 
herangezogen  wurden  uud  ani  (Mlentlichen  Leben  Anteil  nahmen, 
mufsten  sie  auch  dieselben  Rechte  zu  erreichen  suclun.  Zunächst 
kam  mir  dio  I'Vage  in  I^-fracht,  oh  dic^c  Rechte  den  Unverheirateten 
und  Witwen  gewahrt  werden  sullten,  die  ohne  jeden  männlichen 
Schutz  mit  dem  Leben  zu  kämpfen  hatten.  Die  Frage  wurde  in 
Stadt  und  Gemeinde,  wo  das  Prinzip  einer  demokratischen  Ver- 
waltung immer  mehr  zum  herrschenden  wurde,  zu  Gunsten  der 
Frauen  entschieden.  Ueber  diesen  Kreis  —  gleichsam  einem  er- 
weiterten Hausstand  —  hinaus  sdiienen  die  Interessen  der  Frauen 
nicht  zu  reichen;  die  parlamentarischen  Rechte,  durch  die  ihnen 
ein  Eioflufs  auf  die  äulsere  Politik  zugestanden  worden  wäre,  blieben 
ihnen  versagt.  Lag  doch  die  Landesverteidigung,  die  Kolonisation, 
der  überseeische  Handel  in  den  Händen  di  r  Männer,  die  —  so 
argumentierte  man  —  daher  allein  für  alle  damit  zusammenhängenden 
Fragen  das  nötige  Verständnis  hahen  und  sie  zu  lösen  berechtigt  sind. 

Tn/.vvisclien  aber  war  auch  die  Frage  der  Rechte  der  verheirateten 
I'Vau  in  ein  ar.dercs  Stadium  c;ctreten ;  die  Not  zerrüttete  nicht  nur 
da>  alte  Fanulienleben  mehr  und  mehr,  indem  sie  die  Vrnu  zwang, 
durcli  ihre  Arbeit  zur  Krhaltuno^  des  Hausstand-  mit  beizutragen; 
die  lüitwickelun;^  der  Industrie  entlastete  die  Hau>frau  von  zahl- 
reichen ihrer  hauslichen  l^flichten  inid  (Obliegenheiten  und  gab  ihr 
dadurch  Mulsc,  ihr  Interesse  auch  dem  zuzuwenden,  was  aufser 
dem  Hause  vorging.  Ihre  selbständige  Stellung  als  Miternahrerin 
und  Erhalterin  der  Famitie  verursachte  deren  rechtliche  Anerkennung 
durch  das  Married  Womens  Property  Law :  ihre  Befreiung  von  dem 
Zwang  einer  auf  den  engsten  Kreis  beschränkten  Thätigkeit  Üefs 
sie  Anteil  nehmen  au  den  Fragen  der  Politik  im  weitesten  Sinn 
und  war  mit  die  Veranlassung  zu  der  Fordening  politischer  Rechte 
auch  für  die  verheiratete  Frau. 

Je  mehr  die  Frauen  der  bürgerlichen  Kreise  in  den  Kampf 
ums  Dasein,  in  dem  die  Proletarierinnen  längst  standen,  hineing^ogeo 
wurden,  desto  eifriger  bemühten  sie  sich  um  die  Erschlielsung  höherer 
Berufe.  Die  Universitäten  öffneten  sich  ihnen  —  250  staatlich 
approbierte  weibliche  Aerzte  wirken  bereits  in  Grofsbriiannien  — , 
sie  eroberten  sich  zahlreiche  sogenannte  männliche  Berufe,  z.  B.  al^ 
Lehrer.  Kaufleute  imd  Journalisten,  bei  der  Post  und  der  Telejrraphie ; 
.sie  werden  i\\s  Satntats-  und  Fabrikinspektoren  und  in  allen  Zweigen 
der  Lokalverwaltung  angestellt,  in  das  Arbeitsamt  und  in  die 
königlichen  Kunimissioucn  berufen,  und  haben  sich  m  allen  ihnen 
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anvertrauten  Stellungen  mit  grofseni  Erfolge  bewährt.  Sie  er- 
weisen sich  als  verständige  und  einsichtsvolle  Wähler  in  den  Lokal- 
verwaltungen;  sie  nehmen  durch  Wort  und  Schrift  an  den  inneren 
und  äufseren  Fragen  der  Politik  thätlgen  Anteil.  Sie  sind  daher 
berrchtifT^t.  ebenso  wie  die  Männer,  den  ihnen  zukommenden  Anteil 
an  der  Ge.stallun<j  des  ( lemeinwescns  durch  Ausübung  politischer 
Rechte  zu  verl.nif^en.  Dieser  (ledanke  ist  ^chon  so  sehr  in  Fleisch 
und  Blut  der  Nation  ubergeganfren,  seine  Jk-grünclun<:^  ist  schon  so 
sehr  ihr  ^ei^tiges  Eigentum  gewurden,  dafs  Gegenargumente,  wie 
sie  in  Deutschland  noch  gang  und  gäbe  sind,  nicht  mehr  ausge- 
sprochen werden  können. 

Einer  der  wesentlichsten  Gründe,  welcher  bei  uns  noch  in 
weiten  Kreisen  Gültigkeit  hat,  ist  der,  dafs  die  politische  Emanzipation 
die  W  eiblichkeit  zerstöre  und  das  Familienleben  untergrabe. 

Waü  ist  denn  überhaupt  Weiblichkeil;  Im  allgemeinen  wird 
das  darunter  verstanden,  was  dem  Mann  am  Weibe  am  besten  ge- 
fäilt:  ihre  Arnnut  und  Bescheidenheit,  ihre  Hingebung  und  Opfer- 
freudigkeit.  ihr  u  armes.  liche\  olles.  nuitterlichcs  Herz.  W'.'is  ist  aber 
wohl  mehr  <^eeiL^net,  diese  Eigeuschaflen  z,u  erlötcn;  der  wilde 
Kainpt  ums  tägliche  Brot,  oder  die  Teilnahme  an  der  Ausarbeitung 
besserer  Gesetze,  die  einen  solchen  Kampf  nach  und  nach  un- 
möglich machen  r  Das  frivole  Leben  in  der  „guten"  Gesellschaft  mit 
seiner  rastlosen  Jagd  von  einem  Vergnügen  zum  anderen,  oder  das 
ernste  Studium  unserer  politischen  Zustände  und  die  Teilnahme  an 
der  Beratung,  wie  ihren  Schaden  am  besten  abgeholfen  werden 
kann?  Die  schamlose  Schaustellung  des  weiblichen  Körpers  auf 
unseren  Spezialitaten-Bühnen,  oder  die  Ansprachen  der  Rednerinnen, 
welche  die  Zuhörer  für  eine  gute  Sache  zu  begeistern  suchen? 

Und  wenn  die  Mutterschaft  Air  unvereinbar  mit  der  politischen 
Thatigkeit  erklärt  wird,  so  ist  darauf  hinzuweisen,  dafs  zahllose 
Frauen  niemals  das  Glück  geniefsen,  Mütter  zu  werden,  und  dafs 
sich  der  Gang  zur  Wahlurne,  die  Besdiäftigung  mit  den  politischen 
Tagesfragen  weit  mehr  mit  der  Mutterschaft  verträgt,  als  etwa  das 
rastlose  Treten  der  Maschine,  die  Beschäftigung  mit  niedrigem  Klatsch 
oder  die  Lektüre  seichter  Romane.  Auch  scheint  es  uns  würdiger  für 
eine  Mutter,  an  der  Gesetzgebung,  die  ihrem  Kinde  zu  Gute  kommen 
soll,  mitzuarbeiten,  als  in  einem  zerstreuenden  gesellschaftlichen  Trei- 
ben aufeugehen,  das  ihr  selbst  und  ihrem  Kind  geistig  und  körperlich 
verderblich  werden  kann.  Es  wird  auch  häufig  gesagt,  eine  Mutter 
habe  keine  Zeit,  sich  mit  Politik  zu  beschäftigen,  deshalb  dürfe  man 
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ihr  keine  politischen  Rechte  gebeo,  wäbreod  es  denselben  Leuten 
nicht  einf^t  am  s^en:  jene  Frau  dort  bat  köne  Zdt  in  die  Fabrik 
zu  gehen^  weil  sie  vier  Kinder  zu  Hause  bat,  deshalb  muls  dafiir 
gesorgt  werden,  dafs  die  Not  sie  nicht  dazu  zwingt.  Auch  pflegt 
man,  sobald  es  sich  um  den  Mann  handelt»  den  Mangel  an  Zdt 
eicht  zum  Vorwand  dafür  zu  nehmen,  ihm  die  politischen  Rechte 
abzusprechen. 

l^e  Zerstörung  des  ehelichen  Glücks  ist  gleichfalls  eine  der 
Phrasen,  welche  die  Gegner  der  politischen  Emanzipation  der  I-'rau 
stets  im  Munde  fuhren.  Nach  ihrer  Meinung  beruht  dieses  Glück 
demnach  darauf,  dafs  ein  Teil,  das  Weib,  sich  dem  anderen  Teil 
willen-  und  gedankenlos  unterordnet,  während  von  Glück  nur  dann 
die  Rede  sein  kann,  wenn  beide  Teile  gliich  glücklich  sind:  das 
jedes  einzelnen  aber  besteht  in  Befriedigung,  die  nur  dort  /.u 
finden  ist,  wo  alle  Kräfte  und  Fähigkeiten  sich  mogiichst  iret 
entfallen  können,  dracit  aus  dieser  freien  Entfaltun^f  jedoch  ent- 
springen, nach  der  .Ansicht  der  Gegner,  di<  Ditfcreuzen  im  ehe- 
lichen Leben.  Wie  aber  sollen  sie  vermieden  werden?  Das 
Mädchen  wächst  nicht  im  Kloster  auf  und  kommt  von  da  nicht 
hinter  die  Gitterfenster  türkischer  Serails;  es  wird  vom  Leben  um- 
braust und  zum  sdbstandigen  Denken  erzogen  trotz  seiner  Schul« 
bildung,  die  dem  nach  Mr)glichkeit  entgegenarbeitet  Nicht  die 
Richtung  auf  eine  freie,  geistige  Entwickelung  wird  zur  Ursache 
unglücklicher  Ehen,  sondern  viel  häufiger  die  Dürftigkeit  und  Ein- 
seitigkeit der  weiblichen  Erziehung.  Ist  es  nicht  die  Verständnis- 
und  Interesselosigkeit  der  Frau  gegenüber  den  grofsen  Fragen  des 
Volks-  und  Weltlebens,  ihr  enger  Geachtskreis,  der  entweder  mit 
dem  eigenen  Haus  oder  mit  dem  der  Nachbarn  abschliefst,  die 
den  Mann  nur  zu  oft  aus  der  Häuslichkeit  in  anr^endere  Gesell- 
schaft treiben  und  die  Khegatten  immer  mehr  entfremden?  Wie 
oft  begegnen  uns  andrerseits  thatkraftige  Jünglinge,  bereit,  ihr  Leben 
in  den  Dienst  de^  X'olkes  zu  stellen  auch  um  den  Preis  persön- 
licher Opfer,  und  wenn  wir  sie  nach  Jahren  wierlerseheu,  suid 
sie  vorsichtio'c ,  müde  Manm  r  geworden,  nicht  besser,  nicht 
schlechter,  wie  all  die  anderen  Thilister  um  mv  her.  Was  ist  der 
Grund  r  Sie  haben  eine  l'  rau  j^eheiratet,  die  nichts  schat/t  aufser 
persönlichen  Interessen  und  Kitelkcitcii  und  mit  ihrer  l'"anulicn- 
selbstsucht  jede  Bethäliguug  einer  Gesinnung  in  ihnen  erstickte, 
von  welcher  dn  Nachteil  fiir  die  äufsere  Stellung  und  den  äusso'en 
Glanz  der  Familie  erwartet  werden  konnte.  Wurde  durch  den  Be- 
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sitz  politischer  Rechte  das  antreibende  Motiv  der  Verantwortlich- 
keit hinter  den  Frauen  stehen,  so  würden  sie  nach  und  nach  ab- 
streifen, was  ihnen  selbst,  ihren  Kindern  und  Gatten,  den  Weg 
geistigen  Fortschritts  hemmt. 

Es  handelt  sich  übrij^cns  bei  dem  Kampf  der  Frauen  um  ihre 
pohtischen  Rechte  in  der  Hau[)tsache  nicht  darum,  ob  ihr  Sieg  das 
Glück  der  Einzelnen  fordert,  ihre  Weiblichkeit  schijtzt  oder  zcr- 
sfnrX.  sondern  vielmehr  darum,  wie  er  auf  die  Gesammtheit  der 
Frauen  einwirken  und  ihre  Lebensla<^^e  heben  wird. 

Die  Statistik  lehrt  uns,  dafs  die  Frauenarbeit  in  allen  Kultur- 
staaten in  steter  Zunahme  bepfriffen  ist,  dals  die  Löhne  der  weib- 
lichen Arbeiter  weit  niedri;.nT  sind,  als  die  der  Manner,  und  ihre 
Lebenshaltung;  daher  oft  jeder  Menschenwürde  Hohn  spricht.  Nicht 
nur  iii  der  Fabnkarbeit  und  in  der  Hausindustrie  stofsen  wir  auf 
diese  Zustände,  überall,  wo  1  "rauenarbeit  in  Konkurrenz  zur  Männer- 
arbeit tritt.  bei^eL,nien  sie  uns.  Sie  treiben  zahllose  Unglückliche  in 
das  lilcnd  oder  in  die  Schande  und  zehren  an  der  Lebenskraft  des 
Volkes.  Hätten  sie  jemals  so  erschreckende  Dimensionen  annehmen 
können,  wenn  die  P'rauen  die  gleichen  politischen  Rechie  besaisen, 
wie  die  Maurer,  wenn  sie  bei  der  Beratung  gesetzlicher  Mafsregeln 
zum  Schut/.e  iler  Arbeit  auch  eine  Stimme  gehabt  hätten  r  Noch 
immer  waren  die  Rechtlosen  auch  die  Ausgebeuteten,  die  jeder 
\\  illkur  preisgegebenen.  Erst  seitdem  die  Arbeiter  politische  Rechie 
besitzen,  hat  man  angefangen,  sich  mit  ihrer  Lage  ernsthaft  zu 
beschäftigen  und  nicht  mehr  auf  dem  Wege  der  Wohlthätigkeit, 
sondern  auf  dem  der  Gesetzgebung  an  ihrer  Hebung  zu  arbeiten. 
Ohne  die  Mitwirkung  der  Arbeiter  selbst  wäre  daran  nicht  zu 
denken  gewesen,  da  nur  sie  allein  wissen  können,  was  ihnen  fehlt 
und  frommt  In  Be/.ug  auf  die  weiblichen  Arbeiter  aber  liegt  die 
Sache  noch  ernster,  denn  es  handelt  skh  in  ihrem  Fall  nicht  nur 
um  eine  andere  Klasse,  sondern  auch  um  ein  anderes  Geschlecht 
Sie  tragen  dieselben  Lasten,  stehen  in  demselben  Daseinskampf 
wie  die  Männer,  aber  die  Wirkungen,  die  er  auf  ?se  ausObt,  die 
Leiden,  die  fUr  sie  aus  ihm  entspringen,  sind  andere.  Selbst 
die  wohlwollendsten  Gesetzgeber  würden  nur  mit  Hilfe  der 
Frauen  die  Mittel  finden,  um  ihrer  vielfachen  Not  abzuhelfen,  weil 
sie  anders  nicht  imstande  sind,  sich  in  ihre  Lage  zu  versetzen. 
Dabei  darf  nicht  vergessen  werden,  dafs  die  soziale  Entwickelung, 
ungeachtet  der  in  einem  höheren  Sinn  vorhandenen  Interessen* 
gemeinscfaaft,  einen  thatsächlich  zwischen  den  Geschlechtern  be- 
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Stehenden  Interessengegensatz  herausgebildet  hat,  der  zu  vielen 
Uogereclitigkciten  in  der  Gesetzgebung  fülirte.  Würde  den  Frauen 
der  gebührende  politische  Einfluß  zugestanden,  so  wüide  das  in 
allen  Zwdgen  des  privaten  und  öffentlichen  Rechtes  heUsame  Weise 
sich  äußern. 

Die  politische  Gleidiberechttguog  der  Frau  wird  die  Eigreoart 
des  Weibes  nicht  vernichten,  sondern  vielmehr  mt  schützen  und 
ausbilden;  sie  wird  nicht  das  Weib  vermännlichen  und  den  Mann  ver 
weiblichen,  sondern  im  Gegenteil  die  Differenzierung  der  Geschlechter 
in  der  Weise  befördern,  dafs  sie  sich  weit  mehr  wie  bisher  durch 
ihre  verschiedenartige  Begabung  gegenseitig  unterstützen  und  das 
Wohl  des  Ganzen  fördern  helfen.  Sie  ist  die  notwendige  Kon- 
sequenz unserer  ganzen  sozialen  und  politischen  Entwickelung. 

Man  hat  gesagt,  dafs  die  Anerkennung  der  politischen  Gleich- 
berechtigung des  weiblichen  Geschlechts  eine  Revolution  bedeuten 
würde:  das  ist  ricIitiL;:  es  wäre  jedoch  eine  Revolution  ohne 
Schrecken,  eine  Revolution,  welclie  die  Bahn  frei  inachen  würde 
zu  ungeahnter  Entwickelung  des  Familien-  und  des  Volkslebens. 
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Die  Abänderung  des  Gesetzes  betr.  die  Beschlag- 
nahme des  Arbeits-  oder  Dienstlohnes  und  der 

Civflprozelsordnung. 

Von 

WOLFGAN(.  HhlNE, 

R<:chtsan\%alt  lu  Berlin. 

Wenn  ins  deutschen  Reichstage  ein  Gesetz  bei  den  Abgeord> 
neten  aller  Parteieo  Zustimmung  findet  und  ohne  nennenswerte 
Meinungsversdnedenhetten  in  der  Debatte  fiist  einstimmig  ange- 
nommen wird,  so  ist  das  an  sich  ein  so  uugewöhnliches  Ereignis, 
dafs  es  schon  deshalb  Interesse  erregen  kann.  Um  so  auffallender 
aber  ist  die  Sache,  wenn  es  sich  dabei  um  ein  Gcsct?,  sozialpolitischen 
Inhalts  handelt.  Eine  Einigkeit  der  Parteien  auf  dem  Gebiete,  wo 
die  Ge^nsätze  schärfer,  die  Meinungen  selbst  innerhalb  der  grofsen 
Fraktionen  mehr  zerklüftet  mnd,  als  in  allen  anderen  Fragen,  läist 
den  Scbiuis  zu,  dafs  der  gesetzgeberische  Gedanke,  der  so  ein- 
stimmig angenommen  wird,  entweder  eine  völlig  allgemeine  und 
nicht  mehr  bestreitbare  Wahrheit  enthält,  oder  dafs  er  die  In- 
teressen, welche  die  herrschenden  Parteien  vertreten,  nicht  direkt 
genug  berührt,  um  einen  erheblichen  Widerspruch  zu  crzcut^fen. 
Ein  Gemisch  von  .A.nerkennung  und  von  Gleich^ültiL^keit  mag  es 
gewesen  .sein,  was  deni  Gcset/ent  wurl  auf  .A.bHndcrung  des 
Gesetzes  betreffenti  die  Beschlagnahme  des  Arbt  its-  oder  Dienst- 
lohnes und  der  Civilprozelsordnunt;  eine  so  unemgeschrankte  Zu- 
sliiiimunt;  verschafft  hat    Dies  Gesetz  bietet  aber  nicht  nur  das 

Interesse  dieses  Kuhosums,  sondern  noch  das  besondere,  dafs  es 
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uns  eiaen  Fall  zeigt,  wo  swei  Ideen  des  sozialen  Fortsdirittes,  deren 
jede  in  der  Gegenwart  eine  besondere  und  berechtigte  RoUe  spielt, 
an  einem  Funkt  miteinander  in  einen  Konflikt  geraten,  den  dies 
Gesetz  zu  lösen  sucht  Dieser  allgemeinere  Gesichtspunkt  recht- 
fertigt es  auch,  dem  Gesetze  hier  eine  Beqsrechung  zu  widmen, 
die  es  seiner  praktischen  Bedeutung  nach  vielleicht  nicht  verdienen 
würde.  Es  ist  ein  Notgesetz,  dem  vermutlich  nur  eine  Lebensdauer 
von  wenigen  Jahren  beschieden  sein  dürfte,  und  dessen  Wirkung 
auf  das  Leben  von  den  Praktikern  nidit  übermäfsig  hoch  ange- 
schlagen wird. 

Das  erste  dieser  Prinzipien  des  sozialen  Fortschritts,  die  hier 
in  Frage  kommen,  ist  das  der  EinschränkungdesPfändun  gs- 
rcchts  zu  Gunsten  des  Schuldners.    Die  Zeiten,  wo  das  romische 
Exekutionsrecht  bis  zur  Tötung  des  Schuldners  greifen  durfte,  sind 
freilich  lange  vorüber,  aber  die  Schuldhaft ,  die  als  letzter  Rest  des 
römischen  und  germanischen  urwüchsigen  V\  rsklavungsrechts  gegen 
den  Schuldner  verblieben  war,  liegt  noch  nicht  so  gar  weit  hinter 
uns.    Die  l^ntwickelung  der  bürgerlichen  Produktionsweise  und  des 
bürgerlichen  Handels  zieht  Lebenskreise  in  den  regeimäfstgen  Kredit* 
verkehr  und  in  die  Schuldverpflichtungen  hinein,  die  unter  primi- 
tiveren Erwerbsverhältnissen  höchstens  ausnahmsweise  in  die  Lage 
des  Schuldners  gekommen  wären.    Damit  ergiebt  sich  das  Bedürf- 
nis, auch  weitere  Kreise  vor  dem  nWzu  rücksichtslosen  Angriff  des 
Gläubigers  zu  schützen,    je  nu  hr  das  Schuldenmachcn  aufhört,  eine 
Folge  des  Lasters  oder  dt-r  I  horheit  zu  sein,  je  öfter  es  auf  unver- 
schuldetem wirtschaülichrm  Mifsp^cschick  beruht,  je  gröfser  die  Zahl 
derer  wird,  ikren  V'rrptlichtuni^cn   IiöIkt  sind   als   ihr   Vermoq;i  n, 
um  so  dririiji-iidrr  notwciKÜ!'  wird  i  s.  die  Scliuldncr  in  v'mc  Rechts- 
läge  zu  bringen,  die  ihre  wirtschaftliche  Ivxisrcn/,  crlüUt ,  selbst  auf 
Kosten  der  Rechte  des  (iläubigcrs.     Indi\  idualistische  und  sozia-  ' 
lisLi>chc  Erwägungen  dräni^en  i^leicheniiaisen  zu  diesem  Schlüsse. 
Je  höher  der  Wert  de.s  cin/.elnrn  Me  nschen  und  sein  Recht  auf 
Existenz  als  Individuum  L;e^chiitzL  wird,  und  auf  der  anderen  Seite, 
je  mehr  die  ( iesellschaft  augesehen  wird,  nicht  blofs  als  der  l  utn niel- 
platz streitender  ludividualiiiteressen,  sondern  als  Organ  zum /wecke 
der   Erhebung  der  menschlichen  Art,   dem   die   Pflicht  üblic>:,'t, 
fonicrnd  öder  heiiimeiid  in  den  Kam[)f  der  Individuen  ein/Aigreifen, 
uiiibumehr  wird  der  Gcsei/t^eber  die  Aufgabe  fühlen,  den;  Rechte 
des  wirt^chaülich  Stärkeren  aucii  bei  der  \'crfoli;ung  durchaus  be- 
gründeter Rechte  eine  gewisse  Grenze  zu  ziehen. 
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Das  Bedürfnis  nach  solcht'n  Kinschrankunf^en  des  I'fandredits. 
auch  ab<,'rsehen  vom  Personaiarrt-st,  zeigte  sich  sehr  bald  nach  Be- 
ginn der  Er)iwickclung  der  kapitalistischen  i'roduktion.  Zu  den 
ersten  Gei»etzcn  des  Norddeutschen  Bundes,  die  man  als  soziale 
Gesetze  bezeichnen  könnte,  gehört  das  Gesetz  betreffend  die  Be- 
schlagnahme des  Arbeits-  oder  Dienstlohucs  vom  21.  Juni  1869. 
Das  war  aber  nur  erst  der  Anfang  dieses  gesetzgeberischen  Ge- 
dankens, Bei  Betatung  der  Gvilprozeßordnung  vom  30.  Januar  1877 
wurde  eine  ganze  Anzahl  von  Bescfaränlcungen  der  PBindung  sowohl 
in  bewegliches  Vermögen  als  in  Forderungsrechte  neu  gescbaflen 
und  dabd  wurde  besonders  das  Prinzip  des  Lohnbescfalagnahme> 
gesetzes  noch  erweitert.  Eine  fernere  wesentliche  Erweiterung 
brachte  flir  Prieufsen  das  Gesetz  vom  12.  Juni  1894,  wodurch  denn 
bisher  unbeschränkten  Rechte  des  Vermieters,  sidi  aus  den  doge* 
brachten  Mobilien  sdnes  Mieters  zu  befriedigen,  wenigstens  die  un- 
entbehrlichsten Gegenstände  entzogen  wurden .  die  auch  nach  der 
Civilprozefsordnung  vor  dem  Gerichtsvollzieher  sicher  sind.  Der 
Vollstreckung^  in  das  unbewegliche  Vermögen  stehen  bis  jetzt  keine 
solche  Schranken  enti^effen :  auf  diesem  (iebiete  sucht  die  Heini- 
stat tenbewegun;^  den  Schutz  des  Schuldners  o'csctzgeberisch  /u 
Verwirklichen,  wobei  freilich  der  fiedanke  in  der  Rücksicht  auf  die 
Bediiritusse  des  Hypothekenkredits  sehr  viel  grölsere  Schwierig- 
keitcu  findet. 

Für  den  Armen  spielt  kein  V'criiiögenssiuck  eine  gröfsere  Rolle 
als  die  Geldforderung,  die  er  sich  von  Tag  zu  Tage  durch  seine 
Arbeit  dem  gegenüber  erwirbt»  der  seine  Arbeitskraft  gedungen 
hat  Da  die  Zahlungen  zumeist  nicht  täglich,  sondern  in  Zwischen- 
räumen  von  einer,  auch  zwei  Wochen  oft  auch  noch  längerer  Zdt 
erfolgen,  ist  r^elmäfstg  der  Arbdter,  der  Besdiaftigung  hat,  Besitzer 
einer  Lohnforderung,  und  diese  wQrde  als  Exekutionsobjekt  dem 
Gläubiger  bequemer  bereit  li^en,  als  die  oft  nur  gemieteten  Mobilien, 
deren  Verwertung  in  vielen  Fällen  nicht  einmal  die  Veisteigenings- 
kosten  deckt.  Daher  bestimmte  das  Gesetz  vom  21*  Juni  1869, 
dafs  der  Arbeits-  und  Dienstlohn  von  dem  Gläubiger  erst  dann 
mit  Beschlag  belegt  werden  dürfe,  wenn  die  Leistung  der  Arbeiten 
oder  Dienste  bereits  erfolgt  sei,  und  nachdem  der  Tag,  an  welchem 
die  Vergütung  fällig  war,  abgelaufen  sei,  ohne  dafs  drr  Verr^ütuntrs- 
berechtiiTte  dieselbe  eingefordert  halte.  Oie-^  kommt  im  Resultat 
darauf  hinaus,  dals  nur  solche  Arbeitslöhne  gepfantlet  werden  köimen, 
die  der  Schuldner  absichtlich  bei  seinem  Prinzipal  hat  anstellen 
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lassen.  Dadurch  wird  namentlich  auch  eine  Kollusion  des  voll- 
streckenden Cflaubigers  mit  dem  Prinzipal  des  Schuldners  verhinderu 
Die  Lage  der  Personen,  die  im  Privatdienste  dauernd  angestellt 
sind,  hat  die  Civilprozefsordnung  noch  etwas  günstiger  gestaltet, 
indem  bei  diesen  der  Betrag  des  (iehalts,  der  1500  Mark  jährlich 
nicht  ubersteigt,  überhäuft  nidit  gepfäadet  werden  kann. 

Bereits  bei  Erlafs  des  Gesetzes  vom  21.  Juni  1869  sdueo  es 
indessen  erforderiidb,  das  Privilegium,  das  man  dem  Iiüiaber  einer 
Forderung  auf  Arbeit-  oder  Dienstlohn,  Gehalt  oder  ähnliche  Be- 
züge 2um  Schutze  gegen  seine  Giäubiger  gab,  gewissen  Arten  von 
Forderungen  g^|enüber  einzuschrilnken,  denen  höhere  Gesichts» 
punkte  zur  Seite  ständen.  Dafs  unter  diesen  die  Forderui^en  des 
Fiskus,  der  Kommune,  Kirchen-  und  Schulverbände  auf  Steuern 
und  Abgaben  aus  den  letzten  drei  Monaten  in  erste  Reihe  gestellt 
wurden,  entsprach  dem  in  Deutschland  herrschenden  fiskalischen 
Prinzip.  Zwar  sollen  die  Steuern  dem  allgemeinen  Besten  dienen, 
das  nicht  dadurch  rrefördert  wird,  wenn  der  Anne  bis  auf  den  Grund 
ruiniert  wird,  trotzdem  konntr  r^ian  sich  nicht  entschlicrscn,  den 
verschiedenen  fiskalischen  Instituten  dies  Recht  auf  den  Ruin  des 
Schuldners  zu  beschneiden. 

Etwas  anders  lieget  es  mit  den  übrisfen  Fordern nij^c  11,  denen 
gegenüber  das  Privilegium  des  Schuldners  nicht  diirchoreift.  Ihnen 
stehen  Erwägun^^en  sittlicher  und  wahrhaft  staatspolitiicher  Natur 
zur  Seite,  denn  es  sind  die  Ansprüche  der  Familienmitglieder,  die 
kraft  gesetzlicher  Vorschrift  Alimente  zu  fordern  berechtigt  sind. 
Man  wollte  den  Schuldner,  der  seine  Ehefrau  zwingt,  sich  im  Klage- 
wege ihren  Unterhalt  zu  erstreiten,  dieser  Forderung  gegenüber 
mcht  piivil^eren. 

Dieser  gesetzliche  Zustand  galt  bis  jetzt;  er  gentigte  aber  in 
der  Praxis  nicht  allen  den  Anforderungen,  die  das  heutige  Klligkeits- 
geliihl  stellt  Hier  nämlich  meldete  sich  die  andere  Idee  des  sozi* 
alen  Fortschritts,  um  deren  Verwirktidiung  bei  der  Beratung  des 
bürgerlichen  Gesetzbuches  so  erbitterte  Kämpfe  f:^efiihrt  wurden: 
die  Anforderung,  die  unehelichen  Kinder  den  FamilienmitgÜedem 
ihres  Erzeugers  in  ihren  Reclitcn  ^rleich  zu  stellen.  Es  ist  in  all- 
gemeiner Erinnerung,  wie  bei  Beratung  des  bürgerlichen  Gesetz- 
buchs diese  Idee  zwar  niciit  völlig  zum  Durchbrucli  kam,  da  die 
unehelichen  Kinder  .uich  jet/.t  noch  aus  der  l'nniilie  ihres  Vaters 
ausgeschlossen  werden,  wie  al)er  die  1  cnflenx  sich  wenigstens  in- 
soweit wirksam  zeigte,  dals  namentlich  für  Prtulsen  einige  ganz 
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eriiebltche  Verbcsserangcm  zu  Gunsten  der  unehelichen  Kinder  ein- 
geführt wurden. 

Aus  dem  Wunsch,  die  unehelichen  Kinder  im  Rechte  der 
Lohnbesdil^nahme  den  ehelichen  Verwandten  gleich  zu  stellen, 
entsprang  dn  von  dem  Reichstagsabgeordneten  Grafen  von  Holstein 
in  der  Session  1895/96  eingebrachter  Entwurf  eines  (resetzes,  der 
von  der  konservativen  Partei  unterstützt  wurde. '  )  Der  Entwurf 
wurde  im  Plemnn  und  in  einer  Kommission  beraten  und  alli^emoin 
sympathisch  aufj;^enomnipn.  -!  ICr  kam  aber  nicht  zur  Annahme  im 
Plenum,  vielmehr  legte  in  der  Session  i!^9'>07  die  Reich^rc;^ieruii^'^ 
ihrerseits  einen  neuen  Entwurf  vor,  der  sich  in  einij^en  Punkten  von 
dem  des  Graten  von  Holstein  miterschiefi.  Dieser  Antrag  wurde 
mit  einem  vom  Abgeordneten  iiasücrmaiin  uiul  ( ien( »sseii  i^estellren 
Abandcrungsaniragc  ^ »  angenommen.  Die  Zustiiiuuung  des  J^undch« 
rats  ist  gleichfalls  erfolgt. 

Dies  neue  Gesetz  nimint  sich  nicht  blofs  der  uoehelfcheD  Kinder 
an,  sondern  erstreckt  seine  Fürsorge  auch  auf  die  gcKchiedeoe  Ehe- 
frau, die  deshalb,  weil  sie  fiir  den  ntchtschuMigen  Tdl  erklärt  worden 
'tat,  nach  den  meisten  Landesrechten  und  auch  nach  dem  bürger- 
liehen  Gesetzbuch  AUmentationsanspruche  gegen  ihren  Gatten  hat 
Durch  diese  Einfügung  wird  ein  Bedürfnis  befriedigt,  das  in  der 
IVaxts  sehr  häufig  und  empfindlich  hervortrat  Während  die  Frau, 
die  noch  im  Ehescheit lungsprozefs  mit  ihrem  Manne  lag,  seinen 
Arbeits-  und  Dienstlohn  unbeschränkt  pfänden  konnte,  hörte  ihr 
Vorrecht  sofort  auf,  wenn  die  Ehe  rechtskräftig  geschieden  war, 
obgleich  doch  die  Natur  ihrer  Alimentationsanspriiche  nachher  nicht 
anders  war  als  vorher.  In  der  Praxis  führte  das  dazu,  dafs  Ehe- 
frauen lieber  auf  die  Scheidunf;  einer  in  sittliclier  He/jehiiog  völlig 
unterL^rabeneii  l  'lie  verzichteten,  und  dem  Manne  selbst  gestatteten, 
im  Konkubinat  mit  anderen  Frauen  zu  leben,  nur  weil  sie  auf  diese 
Art  cinigermalsen  günstigere  Aussichten  hatten,  unterhalten  zu 
werden. 

Eine  Verbesserung  von  mehr  fürmcller  Bedeutung  ist  es,  dafs 
das  Gesetz  einen  Unterscliied  beseitigt,  der  zwischen  der  Pfändung 
des  gewöhnlk:hen  Arbeits-  und  Dieastlohnes  nach  dem  Gesetz  vom 

')  Vgl.  Drucksachen  lie-.  Reichstages  1895  96  Nr.  66. 

*)  Vgl.  Drucksachen  des  Reichstages  Nr.  505,  .Sitxong  vom  ij.  Juni  1S96. 

*)  Vgl.  Drucksachen  d<«  Reichstages  1896/97  Nr.  642. 

*)  Vgl.  Drucksachen  des  Keichittagni  1896/97  Nr.  683. 
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21.  Juni  1869  und  der  Pfändung  des  Gehalts  der  Privatbeamten 
nach  749  der  Civilprozcfsordnung  bestand,  und  der  in  der  That 
eines  inneren  Grundes  entbehrte.  Dem  Privatbeamten  gegenüber 
ging  nämlich  schon  nach  der  Civilprozefsordnung  das  Recht  der 
alinientationsberechtigteii  Verwandten  auf  unbedingte  Pfändung 
nur  so  weit,  als  es  die  laufenden  und  die  ein  Vierteljahr  rück- 
ständigen Alimente  betraf,  während  es  dem  Arbeiter  gegenüber  un- 
begrenzt auch  für  ältere  rückständige  Alimente  galt.  Dies  ändert 
das  Gesetz,  indem  es  die  früher  blofs  für  Privatbeamte  gültige  Be- 
stimmung auch  auf  die  Arbeiter  ausdehnt. 

So  entstand  der  erste  Satz  des  Art  l  des  neuen  Gesetzes: 
4  Nr.  3  (des  Lohnbeschlagnahmegesetzes)   erhält  folgende 
Fassung : 

(Das  gcgcnwärtigf  Gesetz  findet  keine  .Anwendung  Nr.  i.  2  u.  s.  w.) 
Nr.  3 

auf  die  Beitreibung  der  den  \'tT\vandtfn,  dem  Ehegatten  und  dem  früheren 
Ehegatten  für  die  Zeit  nach  Erlu-bung  der  Klage  und  für  das  diesem  Zeit- 
punkte vorausgehende  letzte  Vierteljahr  kraft  Gesetzes  zu  entrichtenden 
Unterhaltsbeiträge. 

Für  die  Behandlung  der  Hauptsache,  des  Rechts  der  unehelichen 
Kinder  auf  Alimente,  war  der  Regierung  und  den  Vertretern  der 
herrschenden  Parteien  in  erster  Reihe  der  Gesichtspunkt  mafsgebend, 
dafs  man  das  Recht  der  unehelichen  Kinder  zwar  verbessern,  aber 
sie  doch  nicht  völlig  den  ehelichen  Verwandten  gleichstellen  wollte. 
Für  den  Fall  der  Gleichstellung  befürchtete  man,  dafs  eine  zeitliche 
Priorität  der  Pfändung  für  da.s  uneheliche  Kind  im  praktischen 
Resultat  darauf  hinauslaufen  würde,  die  Alimentationsrechte  der 
ehelichen  Verwandten  zu  Gun.sten  des  unehelichen  Kindes  ganz  ab- 
zuschneiden. Diese  Befürchtung  war  nicht  ohne  Grund,  weil  das 
uneheliche  Kind  hundertmal  in  der  Lage  sein  wird,  einen  vollstreck- 
baren Schuldtitel  zu  besitzen,  wenn  die  mit  ihrem  Familienoberhaupt 
gut  zusammenlebende  Gattin  und  ihre  Kinder  einen  solchen  Voll- 
streckungstitel nicht  haben  und  nicht  haben  können.  Deshalb  schuf 
man  für  tlie  Alimentationsansprüche  der  ehelichen  Verwandten  eine 
rechtliche  Priorität  vor  denen  des  unehelichen  Kindes. 

Damit  schien  aber  der  Regierung  das  Recht  des  unehelichen 
Kindes  doch  immer  noch  zu  weit.  Das  Prinzip,  dafs  dem  Schuldner 
ein  E.xistenz  Maximum  bleiben  soll,  wollte  man  zu  Gunsten  des  un- 
ehelicheti  Kindes  zwar  durchbrechen,  aber  nicht  wie  zu  Gunsten  der 
ehelichen  V'erwandten  völlig  aufheben. 


Wolf  gang  H  c  i  u  e ,  Abändcr.  d.  Ücs.,  betr.  Kc&cblagnahmc  d.  ArbeiUlobac^  etc. 

Diesen  beiden  Tendenzen  entspricht  der  von  der  Regierung 
vorgeschlagene  und  vom  Hause  angenommene  Satz  der  als  §  4a 
in  das  Gesetz  vom  21,  Juni  1896  eingeschoben  werden  soll: 

,tAaf  die  Beitreibung  der  sa  Gniuten  eines  unebelichen  Kindes  von 
dem  Vater  für  den  Im  §  4  Nr.  3  beMidmetcn  Zcitnnm  knÜ  Geseties  itt 
entrichtenden  Unterlmitabcitrige  findet  dieses  Geaets  nur  insoweit  An- 
vendiing,  ak  der  Schuldner  pur  Bestreitung  seines  notdürftigen  Unterhalts 

und  zur  Erfüllong  der  ihm  seinen  Verwandten,  seiner  Kbefrau  oder  seiner 
frUbercn  Eliefrau  gegenfiber  gesetslich  obliegenden  Unterhaltspflicht  der 
Vergütung  bedarf." 

Art.  2  des  neuen  Gesetzes  enthält  die  entsprechenden  Modi* 
fikationen  wie  in  §  4  und  4  a  des  Lohnbeschlagnahmegesetzesi  die 

zu  §  749  CPO.  notwendig  wurden. 

Der  Zusatz,  den  die  Abgeordneten  Bassermann  und  Genossen 
zu  Art.  J  und  2  beantragten  und  der  auch  vom  Hause  angenommen 
wurde,  bezweckt  nun  wiederum,  das  Vorrecht  der  ehelichen 
Alimentationsberechtigten  den  unehelichen  Kindern  gegenüber  in 
derselben  Art  einzuschränken,  wie  die  direkten  Pfandungsrechte 
der  ehelichen  V^erwandten  dein  Schuldner  tfegenüber  eingeschränkt 
sind,  näiTiltch  auf  die  laufenden  und  höchstens  ein  Vierteljahr  rück- 
ständigen Bedürfnisse. 

Diese  eif^entüinliche  Regelung,  die  dem  Schuldner  ein  Privilec^ 
giebt,  es  ihm  zu  Gunsten  der  alimentationsberechtigten  Verwandten 
wieder  nimmt,  und  es  ihm  daim  zu  Ungunsten  des  unehelichen 
Kindes  teilweise  wiedert^nebt,  steht  im  Zusammenhang  mit  einem 
Prinzip,  das  im  R(  rix  i:  1603  ausL^esproclieii  ist,  wonach  der  nicht 
unterhaltvmcjspflichtig  ist,  welcher  der  U^tcrhaltun^^^spflicht  bei 
BerücksichtiguncT  seiner  sonstigen  Verpilichtungen  nicht  gcniigen 
k«^nnte  ohne  >nrir n  standesmafsigcn  Unterhalt  zu  gefährden,  eine 
Bestimniuüg,  die  utieheliciien  Kiiuiern  gegenüber  Platz  c^reift,  soweit 
sie  mehr  als  16  Jahre  alt  sind  (RGB.  §  1708).  Das  Verhältnis 
dieser  iiiatenell  rechtlichen  Bestinmuing  im  RrrB.  zu  der  formal 
rechtlichen  in  dem  modifizierten  Lohnbeschiagnahmegesetz  ist  nun 
folgendes : 

Ein  Schuldner,  der  seinem  erwachsenen  unehelichen  Kinde 
gegenüber  einwenden  w'ill,  dafs  er,  ohne  seinen  standesgcmäfsen 
Unterhalt  zu  geführdeii,  nicht  in  der  Lage  sei,  uljcrhaupt  ctvvaü 
oder  soviel  wie  gefordert  wird  zu  zahlen,  hat  dies  im  Prozefs,  im 
Wege  der  Einrede  zu  thun  (i;  1708  BGB.).  Ist  er  dann  aber  zu 
einer  gewissen  Summe  verurteUt,  so  kann  er,  wenn  sein  Gehalt  auf 
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Grund  dieses  Urteils  gepfändet  wird,  immer  noch  in  der  Exekutiona^ 
Instanz  im  Wege  der  Beschwerde  685  der  CPO.)  anföhren,  dafs 
er  gerade  diese  Vollstreckung  sich  nicht  gefallen  zu  lassen  brauche, 
wdl  sie  ihm  nicht  einmal  den  notdürftigen  Unterhalt  belasse.  4  a 
des  Lohnbeschlagnahmegesetxes.) 

Es  sei  noch  bemerkt,  dafs  trotz  der  aufialligen  Einstimmigkeit 
des  Hauses  die  Motive  auf  den  verschiedenen  Seiten  sehr  un- 
gleiche gewesen  sein  dürften,  was  sich  auch  bei  Beratung  der 
Bestimmungen  des  bürgerlichen  Gesetzbuchs,  wodurch  die  uoehe> 
liehen  Kinder  besser  gestellt  werden,  erkennbar  madite.  Während 
die  Sozialdemokraten  die  Rechte  der  unehelichen  Kinder  erweitem 
wollen,  weil  sie  gröfstenteils  der  elendesten  und  leidendsten  Be- 
völkerungsklasse angehören,  und  weil  dadurch  ein  Stück  bewußter 
Klassenpolitik  getrieben  wird,  machten  sich  bei  der  konservativen 
und  klerikalen  Partei  mehr  moralisierende  Bestrebungen  geltend. 
Vor  allen  Dingen  die  klerikalen  Abgeordneten  schienen  es  darauf 
al^esehen  zu  haben,  den  aufserehelichen  Geschlechtsverkehr  als 
unmoralisch  mit  möglichst  viel  pekuniären  Nachteilen  gleichsam  zur 
Strafe  zu  belasten. 

Ich  nannte  oben  das  Gesetz  ein  Notgesetz,  das  wahrscheinlich 
nur  kurze  Zeit  in  Geltung  bleiben  würde.  Ich  denke  dabei  daran, 
dafs  bei  der  Neu!>crariing  der  Civilprozefsordnung,  die  im  Zusammen- 
hange mit  dem  Erlasse  des  bürgerlichen  Gesetzbuches  nötig  ist, 
auch  die  ganze  Materie  der  Pfandungsbeschränkungen  neu .  ein- 
heitlich und  in  dem  Sinne  geregelt  werden  muts,  dafs  das  Kahl- 
pfandungsrecht  noch  erheblich  mehr  als  jetzt  wec^'fallt.  Dabei 
wirf!  dann  auch  die  intere^sante  Frapi^e  zu  entscheiden  sein,  ob  nicht 
aucli  den  priNilct^iertcsten  [''ordcruni^eu  «gegenüber  ein  Recht  auf 
ein  Existcnzmiuimuni  v.w  .scliafkn  ist.  uiul  wie  dies  f^cre;_;clt  werden 
muls,  <»b  ditrcli  zahlenmaLsigi'  IVsriminuni^  eines  pfandfreien.  ab- 
soluten oder  relativen  \>rmÖgensbetrages,  oder  dadurch,  dals  man 
dem  Schuldner  das  Recht  giebt,  an  die  richterliche  Prüfung  dessen, 
was  ihm  unentbehrlich  sei,  zu  appellieren.  Auch  in  den  Dehatten 
iilxr  das  neue  Lohnbeschlagnahmcgesetz  wurden  diese  Fragen  ge- 
strcitt.  Die  zweite  Re-^elung  erscheint  geistreicher,  die  erste  ist 
wahrscheinlich  praktischer.  Danach  dürfte  das  eben  erst  beschlossene 
Gesetz  bald  in  der  bevorstehenden  Kodifikation  verschwinden. 

In  der  Praxis  verspreche  ich  mir  \ün  der  neuen  Fassun^^  des 
Lohnbcschlaj^uahniegesetzes  nicht  allzuviel.  Die  Erfahriuii;  zeigt 
uns  Praktikern,  dafs  auch  bisher  die  Pfändung  zu  irunsten  der 
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Ehefrau  meist  nur  ein  oder  zweimal  glückt  Später  Dimmt  die 
Sache  immer  den  Verlauf»  dafs  entweder  der  Prinzipal,  geärgert 
durch  die  Belastiguog,  die  ihm  eine  Lohnpfändung  auferlegt,  den 
Schuldner  enüäfst  und  ihn  dadurch  brotlos  madit,  oder  dafs  Prinzipal 
und  Schuldner  einen  Schiebungsvertrag  schliefsen»  der  fernere 
Pfändungen  pralctisch  unmöglich  macht.  Wenn  keiner  von  den 
beiden  Fällen  eintrat,  war  es  meist  der  gute  Wille  des  Ehemannes, 
der  ihn  bewog,  sich  weitere  Pfändungen  gefallen  zu  lassen:  ein 
solcher  Mann  würde  aber  meist  auch  ohne  Pfändung  gezahlt  haben. 
Ich  fürchte,  dafs  es  unter  dem  neuen  Gesetze  den  unehelichen 
Kindern  keineswegs  besser  gehen  wird,  als  bisher  den  Ehefrauen. 

Wir  lassen  nunmehr  den  Wortlaut  des  Gesetzes  Ober  die  Be* 
schlag^nahme  des  Arbeits-  und  Dienstlohns  in  seiner  neuen  Fassung 
und  den  Text  des  §  749  der  Qvilprozefs*Ordnung  folgen. 

Gesetj:, 

betreffend  die  Beschiagnahme  des  Arbeits-  oder  Dienstlobnes. 

Vom  21.  Juni  1869  in  der  neuea  Fatuauig. 

§  1.  Hi-  Vi  r;,'iltUMf:  Lohn,  Gehalt,  Honorar  u.  s.  w.l  für  Arbfiten  o<h  r 
r>i»»T!*tt"  %vclcho  aut  Grund  eines  Arbfit*-  o<]fr  Pi«'Ti<tverhiiltnis^'"-  fj^elci'Jtet  wi-rilrn, 
liarl,  !^lcm  »liescs  Verhältnis  die  Krwerbsthiiti^'knt  d.--  Vcrgütuag^bi  rcclitigten  voll- 
ständig otlcr  haaptsächlicli  in  ^Viupruch  nimmt,  zum  Zwecke  der  SicbcrstcUujig  oder 
Befriedigung  eines  GUnbigen  erst  dann  mit  Besdilag  belf'gt  weiden«  nachdem  die 
Leistung  der  Arbeit^  oder  Dienste  erfolgt  und  nachdem  der  Tag,  an  welchem  die 
Vergfitmig  gesetzlich,  ▼ertrags-  oder  gewohnheitsmSfsig  zu  entrichten  war,  abgelaufen 
ist,  ohne  dafs  der  Vergatmigsherechtigte  dieselbe  eingefordert  bat. 

§  2.  Die  Bestimmungen  des  ^  i  können  nicht  mit  rechtlicher  Wirkung  durch 
Vertrag  ausg«?schlosscn  o<ler  besehräukl  werden. 

Soweit  nach  dif  -^rn  H*  sfimnuin^'en  die  liesrhlagnahmi'  unzulässig  ist,  is(  uuch 
jr<U-  \'>  rhigauy  ilun  Ii  '  «  -imi  AnweiMmg,  Verpfändung,  oder  durch  ein  anderes 
KcciU-».g<>.chäft  ohn«-  n  .  Iitiitlu  Wirkung. 

§  3.  Als  Vergütung  i>t  jeder  den»  Berechtigten  gebubrcDde  Vcrmögcasvorteil 
aazttseben.  Auch  macht  es  keinen  Unterschied,  ob  dieselbe  nach  Zeit  oder  Sttirk 
berechnet  wird. 

Ist  die  Vergütung  mit  dem  Preise  oder  Wert  für  Material  oder  mit  dem  Enatz 
anderer  Auslagen  in  ungetrennter  Summe  bedungen,  so  gilt  als  Vt-rgütung  im  ?$inne 
dieses  GesetzcK  der  Betrag,  welcher  narli  .\b/.ug  des  Preises  oder  de»  Werte%  der 

3fatcyialien  luul  nach  .\bzug  de|  .\ush\«^'.  n  übrig  bleibt. 

{}  4.    Das  gegenwärti^f  (Irsct/  tiTuirt  k»iTie  Anwendimg: 

1.  auf  den  Gehalt  uml  die  i^ieuatbczügc  der  öffentlichen  Beamten: 

2.  auf  die  Beitreibung  der  direkten  persönlichen  .Staatssteuern  und  Kouuuuaal. 
abgaben  (die  derartigen  Abgaben  an  Kreis«,  Kirchen»,  Schul-  und  sonstig« 
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Koniinuiialvcrbände  mit  cingrschlossen).  sofrni  <!i>  s»-  Stt-n-Tn  und  Ab|{Abcil 
nirht  v  it  iHnf^er        <\ro\  Motiatrn  tallijj  geworden  sind  ; 

3.  aut  dir  H<-itreil>ung  der  den  Vcrwaiidt»-n.  di-in  Khfßiitl«-n  und  d<m  Irülicrcn 
Ehegatten  flir  die  Zeit  nach  Hrhebuug  der  Klage  und  für  das  diesem 
Zeitpunkte  vorausgehende  letzte  Vierteljahr  kraft  Gesetzes  zu  entrichtenden 
UnterhaltsbeitrSge ; 

4.  auf  den  Gehalt  und  die  DienstbezOge  der  im  Privatdienste  danerad  an« 
f;est(rnten  IVrsoiu-u.  soweit  der  Gesamtbetrag  die  Summe  von  Tierhundcft 

Thalrni  jHlirlirh  übersteigt.  •) 

Als  diiut-md  in  diesem  Sinno  gilt  da--  1    iistvi-rhSltnis,  wenn  dasselbe 
gfsetzlirli.  vcr1ni«v-  oder  n«'w<>hnh>'it.smälsig  mirwicstcns  auf  ein  Julir  bf- 
stimnu  ttdti  bei  unbt  stimnilcr  Dauer  für  dii-  Aufliisuiig  einer  Kündigiiiigs> 
frist  vuu  mindestens  drei  Muuuteu  eiu/.ulialteii  ist. 
§  4  a.   Auf  die  Beitreibung  der  zu  Gimsten  eines  unehelichen  Kindes  von  dem 
Vater  Hir  den  im  §  4  Nr.  3  tiezeichnetm  Zeitraum  kraft  Gesetzes  zu  entrichtenden 
UnterbaltsbcitrSge  findet  dieses  Gesetz  nur  insoweit  Anwendang,  als  der  Schuldner 
zur  Bestreitung  seines  notdttiftigeB  Unteibalts  und  zur  Erflillung  der  ihm  seinen  Ver* 
wandten,  seiner  F.hefrau  oder  seiner  frülieren  Eliefrau  gcgenflber  gesetslieh  obliegen- 
den L'ntorhaltungsprticht  der  Vergütung         l.  3)  bedarf. 

Hierbei  werden  :ni'ivrh1iff«-1i<li  die  Leistungen  berücksichtigt,  welche  vermöge 
t'iner  solchen  UntcrhaUuug.-.}itli(  !it  für  den  nämlichen  Zeilraum  o<ler,  falls  die  Klage 
m  Guusteu  duit  imehelicben  Knidc»  nach  der  Kla^c  ciuci»  Uutcrhal(sberecbtig;ten 
erhoben  ist,  ittr  die  Zeit  von  dem  Beginne  des  der  Klage  dieses  Beveclitigtcn  roraos- 
gehenden  letzten  Vierteljahrs  ab  zu  entrichten  sind. 
($  5  enthält  veraltete  Uebergangsbestimmungen.) 


ClvttprosefsordauDK  vom  3o.  Jaaunr  iB77  $  74^ 

entfaSlt  imnmekr  folgende  Fassung: 

Der  Pf&ndnng  sind  nicht  unterworfen: 
I.  der  Arbeits»  oder  Dienstlohn  nach  den  Bestimmungen  des  Reichsgesetz«« 
vom  tu  Juni  1869  (Bundcs-Gesetzbl.  1869  S.  342  und  1871  S.  6^; 

8.  die  auf  gesctzlichi-r  Vorschrift  beruhenden  Alimentenforderungen; 

3.  die  fortlaufenden  Kinkünfle ,  welche  ein  Schuldner  aus  Stiftungen  oder 
sonst  auf  fJnnid  der  Fürsorge  und  Freigebigkeit  eines  Dritten  bezieht, 
insowf»!  tl.  •  ImUhi.  r  /nr  Hr st rc  itiin-;  des  notdürftigen  Unterhalts  für 
sich,  seine  l'.h.-trau  und  seine  noch  unversorgten  Kiudcr  dieser  Einkünfte 
bedarf ; 

4 

*)  Abs.  I  der  So.  4  ist  zwar  der  Hauptsache  nach  ersetzt  dw^  die  unten  ab» 
gedrudcte  weitergehende  Bestimmung  von  §  749  C.P.O.,  er  ist  aber  nicht  als  gaiu 
weggefallen  zu  betrachten,  weil  aus  ihm  noch  die  Anwendung  der  Verbote  des  §  3 
auf  solclus  Gehaltsforderungen  folgt. 
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4.  die  aus  Knnken«,  Hilfs-  oder  Sterb«k«sse» ,  iiMbesondcre  «ns  Knapp» 

schaftska--'  n  und  Kassen  der  Kuappschaftsvcrrim-  zu  beziehenden  Ilcbongcn; 

5.  der  Sold  umi  (iic  Invalidenpcnston  i!. t  Unteroffiziere  und  Soldaten; 

6.  das  Diensteinkommcn  der  Militarpersonen ,  welche  zu  einem  mobiUn 
Truppenteil  oder  zur  Besatzung  einet»  in  Dienst  gestellten  Kricgsfabr' 
Zeuges  gehureu; 

7.  die  Pensionen  der  Witwen  und  Waisen  and  die  denselben  aas  Witwen« 
und  Waisenkanen  sakommeaden  BexQge,  die  Endchnngsgelder  und  dir 

Studienstipendien,  sowie  die  Pensionen  invalider  Arbeiter; 

8.  das  Dieusteinkommen  der  Offiziere,  Militärärzte  und  Detkoffiziere ,  der 
Hoamten .  d«T  («t-istlichen  und  di  r  I  .  hrt^r  an  öffentlichen  L'nlerrichls- 
anstalten ;  die  Pension  dieser  i'er.Mnien  nach  «leren  Versetzung  in  den 
einstweiligen  oder  dauernden  Ruhestand,  sowie  der  nach  ihrem  Tode  den 
Hinterbliebenen  zu  gewährende  Sterbe«  oder  Gnadengehalt. 

Ueberstcigen  in  den  Fällen  Nr.  7  und  8  da»  Dteasteinfcoromctt,  die  Pension 
oder  die  sonstigen  Bezüge  die  Summe  von  flInGtchnhundert  Mark  Ittr  das  Jahr,  w> 
ist  der  dritte  Teil  de-.  Mehrbetrags  der  l'fandung  untt-rworfen. 

Der  Gehalt  und  die  I>irTist!if /ii^'<  der  im  Privatdi.  iwte  dauerrul  .ui^estelUen 
Personen  4  Nr.  4  des  Roiths^esetzes  vom  21.  Juni  1869)  sind  nur  soweit  der 
Planduog  unterworfen,  als  der  (iesamtbctrag  die  .Summe  von  fünfzehnhundert  Mark 
für  das  Jahr  Qbcrsteigt 

In  den  Füllen  der  beiden  vorhergehenden  Absätxe  ist  die  Pfändung  ohne  Rttck« 
sieht  auf  den  Betrag  xulässig,  wenn  sie  w^vn  der  den  Verwandten,  dem  Ehegatten 
vnd  dem  frttheren  Ehegatten  für  die  Zeit  nach  Erh<-bnng  der  Klage  und  für  das 
die<!em  Zeitpunkt'*  voraTiK<;ehende  letzte  Vierteljahr  kraft  Ges«"t/es  zu  «•ntrirhtenden 
L'ntcrlialtsbeitrage  beantragt  wird.  Das  «'»Irirhe  gilt  in  Ansehung  der  zu  Gunsten 
eines  unehelichen  Kindes  von  «icm  Vater  lur  <ien  beücichnelcn  Zeitraum  kraft  Ge- 
setzes zu  entrichtenden  Unterhaltsbeiträge;  diese  Vorschriit  ündet  jedoch  insoweit 
keine  Anwendung,  als  der  Schuldner  zur  Bestreitung  seines  notdttriUgen  Unterlnüts 
und  zur  Erfllllung  der  ihm  seinen  Verwandten,  seiner  Ehefrau  oder  seiner  frttheren 
Ehefrau  gegenüber  gcsetzlicli  obliegenden  l.'nterbaltungsptlicht  der  Bezüge  bedarf.  ' 

Hierbei  werden  ausM  hli<  fblich  die  Leistungen  berücksichtigt,  welche  vermöge 
einer  so1rh»-n  I  nterhaltspflicbt  ft'r  den  nämlichen  Zeitraum  od'  r.  fall^  die  Klage  zu 
(»unsten  de«,  unehflicheu  Kiiitle.-.  nach  der  Klage  eines  L'ntcfliult-sberechtigten  er- 
hoben Lst,  lür  die  Zeit  von  dem  Heginue  der  Klage  dieses  Berechtigten  vorausgehen- 
den letzten  Vierteljahrs  ab  xa  entrichten  sind. 
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MISZELLEN. 


Die  Versorgung  der  Arbeiterwitwen  und  -Waisen 

in  Deutschland. 

Von 

H.  V.  FRANKKNHKR(i, 
Stadtrat  in  Braua&cbwcig. 

Sdt  der  Entstehung  unserer  Reichsverstcherungsgesetxe  ist  der  Vor- 
schlag einer  Versorgung  der  Witwen  und  Waisen  der  Arbeiter  wieder- 
holt  aufgetaucht.  Insbesondere  vertrat  ihn  die  Mehrheit  der  Reichstags- 
kommission  gelegentlich  der  Beratung  de*;  Invaliditäts-  und  Alters-Ver- 
sichenings-Gesetzes.  M  Man  bezeichnete  es  als  dringend  erforderlich,  sich 
der  Witwen  und  Waisen  der  Versicherten  anzunehmen;  alle  bereits  be- 
stehenden iüvaUdeakassen  widmeten  sich  diesem  Zwecke  mit,  und  seine 
Erffillimg  übersteige  an  Bedeutsamkeit  noch  die  Invaliditäts  und  Alters* 
Versicherung.  Freilich  seien  die  Lasten  und  die  technischen  Schwierig- 
ketCeo  beträchtlich;  es  erscheine  aber  verfehlt,  das  hinaus  zu  schieben, 
was  schliefslich  doch  gcthan  werden  müsse.  -  Auch  von  selten  der 
Regierung  ist  eine  derartige  X'ersirberung  der  Witwen  und  \\'aisen  da- 
mals al>  in  ni(  ht  zu  ferner  Zeit  Ijovorstehend  anerkannt  worden,  aber  es 
uberwog  die  iJeiürworlimg  enies  behutsamen  Abwarleus  su  sehr,  dais 
man  sdbst  die  von  der  Kommission  vorgeschlagenen,  ganz  beschddenen 
Reliktenzuwendungen  (Rückzahlung  der  halben  Beiträge  an  die  Witwe 
oder  die  Kinder  unter  15  Jahren  nach  ^  $i  des  Inv.  u.  AIt.VeT5.Ges.)  be- 
kämpfen zu  müssen  glaubte,  allerdings  mit  dem  Zusätze,  die  Witwcn- 
und  Watsenversorgung  werde  die  nächste  Aufgabe  der  sozialpolitischen 
Gesetzgebung  sein. 

')  Vgl.  Kommissionxbrricht  Nr.  141  der  ReicbaU^^sdraduadien  von  18SS/89 
S.  96  IT.    S.  auch  di«  im  Kcichsamt  deis  Inn«m  aasKcarbeitctr  Denkschrift  M  den 

Gruiid/.iigrn  7.ur  .\lt<T>-  uiul  Invslidit&tHVersichemng  dvr  .\rhfitcr  vom  Dozcmber  1887 
bei  Bosse  imd  v.  Wocdtkc,  Kommentar  zum  Inv.-  und  AUA'er».Ges.  S.  26. 
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Seitdem  sind  acht  Jahre  vertlosscii.  Die  Erweiterung^  der  (lesetz- 
gebiuig  nach  dieser  Richtung  ist  bislang  weder  ausgeführt  noch  auch 
nur  in  näheren  Angriff  genommen  worden.')  Ura  beurteilen  lm  kömien, 
wie  wünsc^nswert  sie  sein  wfirde,  mulk  man  sich  vergegenwärtigen,  was 
zur  Zeil  den  Hinterbliebenen  geboten  wird. 

Zunächst  kommen  die  Organe  der  Krankenversicherung  in  Betracht, 
wobei  nicht  übersehen  werden  darf,  dafs  in  vielen  Gegenden  des  Keidi9| 
in  denen  Landesgesetz  oder  Statut  nicht  helfend  eingegriffen  hat,  eine 
Reihe  von  Personen,  deren  soziale  \'erhältnisse  die  P'ürsorge  angezeigt 
erscheinen  lassen  wurden,  aulserhalb  des  V'ersicherungszwanges  ge- 
blieben and  (Hausgewerbetreibende ,  Handlungsgehilfen ,  Dienstboten, 
Arbeiter  in  der  Land*  und  Forstwirtschaft,  in  Staats-  und  Kommunal- 
betrieben,  in  vorübergehender  Thätigkelt  u.  a.  m.).  Die  Krankenkassen- 
leistung  beschrankt  sich  regelmäfsig  auf  die  Zahlung  eines  Sterbegeldes 
in  der  Höhe  des  20 — 4ofachen  Durchschnitlsverdicnstes  des  Verstorbenen. 
Die  Gemeinde- Kranken versirheruncr,  der  leider  in  Ermanpelunp  orsinni- 
sicrter  Kassen  not  h  immer  ein  grot'ser  'Teil  der  Arbcitersciui l\  angehört, 
kann  und  darf  überhaupt  kern  Sterbegeld  gewahren,  da  sie  sich  aut  das 
Allemotwendigste  beschrankt  und  nur  KrankenunterstUtzuug,  nämtidk 
halben  ortsüblichen  Tagelohn  gewöhnlicher  Arbeiter  fUr  15  Wodien, 
ärztliche  Behandlung»  Anenei  und  kleine  Heilmittel  gewahrt.  Die  Orts-, 
Betriebs*  (Fabrik-),  Bau-,  Innungskranken-  und  die  Knappschaftskassen 
zahlen  dagegen  das  Sicrhcgcld  in  obiger  Iloiic,  also  regelmäfsig  in  Be- 
tragen von  30 — 75  Mark.  I  >ie  Höchstsumine  belauft  sii  h  ^eraäfs  Jyjii  20, 
21  Nr.  6,  26a  Kr.  6  Kr.Vers.Ges.  im  allergünstigsteu  Falle  auf  160 
Mark.  Dabei  darf  aber  nicht  übersehen  werden,  dafs  die  Unterstützung 
nur  dann  zu  beanspruchen  ist,  wenn  der  Tod  zur  Zeit  der  Kassenmit- 
gliedschaft  oder  in  engem  AnschluTs  an  dieselbe  erfolgte  30  Abs.  3, 
j{  28),  wobei  als  fernere  Voraussetzungen  die  nach  Beendigung  der 
Krankcnuntersttitzung  bis  zum  Tode  fortdauernde  Erwerbsunfähigkeit  und 
die  Herheiführung  des  Stcrfiefalls  binnen  Jahresfrist  dtna  h  die  niimliche 
Krankheitsursache  lrstL;(.'stellt  sind.  Ks  haben  also  die  Hinterbliebenen 
eines  Arbeiters,  welcher  1 3  Wochen  Krankengeld  erhielt,  aber  von  seinem 
Leiden  erst  nach  iV«~2  Jahren  erlöst  wurde,  auf  Sterbegeld  nicht  zu 
lechnen,  obwohl  ohne  weiteres  emleuchtet,  dafs  sie  desselben  in  viel 

')  Hei  i!«  r  cifjninrti^'rn  .Stelhinj;  tlc  s  Horm  v.  Stnmm  v.'rflif  iit  s  !*"r\vähnimj;, 
dafs  er  bei  cli-r  «  rstni  l,o!<unn  des  (»csctzciuwurls  bctrt-ltiiid  du-  Abaiulirung  der 
UnfallviTsiclK-nmgsgrsftZf  am  26.  Januar  1897  im  Ki  ichsla^jc  erklärte,  ei  komme 
veniger  auf  <Ke  vom  Abgeordneten  Dr.  Hitie  angeregte  Erhöhimg  der  Unfallrenten 
vom  */g  auf  \  des  eingebOfsten  Verdienstes  «n,  als  darauf,  die  FlInoiKe  fttr  die 
Witwen  und  Waisen  der  Arbeiter  allgemein  xu  machen;  all«,  die  ein  Hera  fttr  den 
Arbeitentand  h&tten,  mttfsten  sich  vereinigen,  um  auf  die  KrflllUmg  dieser  wichtigsten 
Fordemng  hinzuwirken,  w  grofse  Opfer  dieselbe  auch  der  Industrie  aufbürden  würde. 
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stärkerem  Mnfse  bedürfen,  als  bei  kurzer  Kraiikheitsdauer.  Nur  wenn 
das  Mitglied  gemSfs  3"  seine  Rec  hte  durch  Wieck  rauinahme  der  Bei- 
tragszahlung nach  Kiii-stellung  der  Krankenuaterstuuung  i  S^  54  bewalirte» 
ilt  hierdurch  auch  dtr  Sterbc|;dd«n9piiidi  sicbergesteUt  ^ne  solche 
Vorsicht  wird  indes  sehr  selten  beolMichtet,  zumal  da  die  eigentliche 
Krankenuntersttitzung  erschöpft  ist,  und  die  Summe  der  von  dem  Mit- 
gliede  als  freiwilligem  Zahler  ohne  Zuschufs  des  Arbeitgeber-Drittels 
allein  ^geleisteten  Beitrage  l)is  zum  Tode  leicht  die  einzige  zu  erwartende 
Gegenleistung,  d:is  Sterbegeld,  übersteigen  wird. 

Bei  den  eingeschriebenen  Hillskiissen  bildet  die  Fürsorge  für  das 
Begräbnis  keinen  notwendigen  Bestandteil  der  Leistungen,  selbst  dann 
aidit,  wenn  die  Kasse  von  der  Zugehörigkeit  zu  der  gesetzlichen  Zwangs- 
versicheningsstelle  befreien  will  ($75  Kr.Ver8.Ges.)J)  Aus  §  13  Abs.  3 
des  Hilfskasscn-Gesetzes  ergiebt  sich  diese  fakultative  Eigenschaft  des 
Sterbegeldes  mit  voller  Deutlichkeit,  Trot/.dem  haben  fast  alle  Hilfs- 
kassen,  wenigstens  soweit  sie  in  den  Iksitz  der  \'orrerhte  nach  jij  75  a 
Kr.Vers.Gex  gelangt  sind,  dem  Uetireinirheii  \\'uns(  iie  der  iiei eiligten  auf 
Sicherung  eines  angemessenen  Begrai>nisses  Ret  luuing  getragen.  Dabei 
ist  durch  ^  13  Abs.  3  dt.  eine  Höchstgrenze  gezogen:  das  Sterb^eld 
darf  das  Zehnfache  der  wöchentlichen  Unterstützung,  auf  welche  der 
Verstorbene  Anspruch  hatte,  nicht  Übersteigen,  weil  es  nur  ein  Neben- 
zweck der  Kasse  sein  soll.  Ist  also  das  Krankengeld  auf  das  Mindest* 
mafs  (halber  ortsüblicher  Tagclohnj  beschränkt,  so  stellt  sich  das  Sterbe- 
geld auf  das  ^'      =  3ofache  dieses  Lohnsatzes.  Sehr  viele  Hillskassen 

gehen  indes  mit  ihrer  Krankengeldabmessung  in  den  oberen  Mit- 
gliederklassen über  den  halben  ortsüblichen  Tagelohn  mehr  oder  weniger 

erheblich  hinaus,  so  dafs  Sterbegelder  von  100  — lao  Mk.  nicht  zu  den 
Seltenheiten  gehören.  Iniinerhin  ptlegt  das  Krankengeld,  um  die  Kassf* 
bei  inafsi^en  Heiträgen  lebensfähig  zu  erhalten  und  die  Simulation  nicht 
zu  betordern,  hinter  dem  vollen  Betrage  des  wirklic  hen  .Arbeitsverdienstes 
zurückzubleiben,  und  die  Kassen  können  nicht  umhin,  bicruiit  bei 
der  Abstufung  des  Sterbegeldes  gleichen  Schritt  zu  halten.  Auch  ist  es 
nach  herrschender  Praxis  nicht  angängig,  diejenigen  Bezüge,  welche 
neben  dem  Krankengeld  gewährt  werden,  zur  Ermittelung  der  gesetz- 
lichen Sterbegeld  Höchstsumme  mit  zu  verwerten,  etwa  derart,  dafs  .\rzt, 
Arznei  nnd  dercl.  mit  einem  Pauschalbeträge  in  flöhe  des  halben 
Krankengeldes  taglich  bewertet  würden;  das  letztere  allein  giebt  den 
Ausschhg.  -) 

Alle  diese  Bestimmungen  haben  aber  lediglich  die  Decktmg  der 
Kosten  einer  angemessenen  Beerdigung,  allenfalls  auch  die  Linderung 

')  V^l.  die  InvalkUtäts-  uml  .\U«  rsvt  rsicli<TUiig  von  l-Vy  und  Zdkr,  l>d.  III  S.  i6o. 
*)  VgL  Arbcitcr\'en>organg  Üd.  1 1  S.  133;  sukI.  Meinung  das.  Hd.  10    46  Nr.  13. 
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der  ersten  iHtteisten  Not  der  HiDterbliebenen  im  Auge  20  Abs.  4 
Kr.Vef&Ges.).  Verbleibt  nach  dem  Begräbnisse  noch  ein  Uebersdiuls, 
so  wird  er  jedenfalls  in  kurzer  Zeit  aufgezehrt  sein.  Was  dann  ?  Der 
Krankenkasse  ist  es  ausdrücklieb  mitcrsagt,  ihre  Leistungen  auf  die  Unter- 
stützung der  Witwen  und  Waisen  auszudehnen.  Dies  gilt,  während  es 
bei  der  Gemeindekrankenversicherung  nai  h  deren  Natur  selbstverständlich 
ist,  für  die  Ortskrankenkassen  nach  der  Vorschrift  de^  ^21  1.  r.  (Schhtfs). 
ebenso  für  die  Betriebs-^FaLrik- ),  Bau-  und  Innungskrankcukasscn  tj^  64, 
Eingaiig,  ^72  Abs.  3,  S[  73  Abs.  i  daselbst,  vgl.  auch  J)  97a  Nr.  5 
R.Gewerbeordn.).  Nur  die  Knappschaftskassen  haben  nach  ituer  oben 
sdion  gestreiften  historiachen  Gestaltung  zu  einem  Eigebnisse  gefllhrt, 
welche  dm  Hinterbliebenen  günstigere  Aussichten  erö0net  74  Kr.- 
Veis.Ges.).  Im  übrigen  ist  es  den  Krankenkassen  -  und  dies  gilt  nach 
Jjl  13  des  Hilfskassengesetzes  auch  von  den  eingeschriebenen  Hilfskassen 
—  sogar  bei  bester  \'erraögenslage  verwehrt ,  den  Witwen  und  Waisen 
ihrer  Mitglieder  dauernde  Unterstüt7Aingt  n  /u  Ixwilligcn :  selbst  einmalige 
( Taben,  die  nicht  unter  den  Begrifl'  des  Sterbegeldes  fallen,  sind  aus- 
geschlossen. Wollen  also  die  Beteiligten  im  Wege  der  Selbsthilfe  ihre 
Hinterbliebnen  sicherstellen,  so  bleibt  ihnoi  nichti  übrig,  als  neue,  mit 
eignen  Satzungen  und  eigner  Verwaltung  ausgestattete  Füisorge-Oigane 
(Pensionskassen)  ins  Leben  zu  rufen,  was  ohne  besondere  Schwierigkeiten 
und  A'erwaltungskosten  nicht  wohl  möglich  ist.  f'jjjj  85,  86  das.)  Eine 
solche  BeschrÜnkung  der  Fähigkeit  der  Krankenkassen,  über  den  ur- 
s]>rünglirh  gezogenen  Aufgabenkreis  hinaus  ihre  'Ziele  zu  stecken .  kann 
auf  die  Dauer  nur  dann  gerechtfertigt  erscheinen,  wenn  der  Staat  selbst 
diejenigen  /we(  ke ,  deren  Erftillung  vom  sozialpnlitischen  Standpunkte 
aus  dnngend  gewünscht  werden  mufs,  zu  verwirkhchea  liestrebi  ist. 

Nichts  weiter,  als  ein  mäfsiger,  auf  den  Augenblick  berechneter  Zu- 
schufs  ist  auch  der  nach  v*  31  des  Inv.  und  Alt.Vers.Ges.  an  die  Witwe 
oder  in  deren  &mangelung  an  die  hinterlassenen  ehelidten  Kinder  unter 
15  Jahren  zurückzuzahlende  Betrag  der  halben  flir  den  verstorbenen 
Versicherten  entrichteten  NIarkenbeiträge ,  wobei  vorausgesetzt  wird,  dif- 
mindestens  235  (nach  der  Novelle  200)  Deitragswochen  erfüllt  sind.  Die 
Praxis  rechnet  auf  diese  Wartezeit  im  Interesse  der  I'.eteiligten  auch 
Krankheitszeil  17;  an';,  ebenso  Militärdienstzeit,  so  dais  eventuell  noch 
weniger  als  235  beigebracht  sein  können.  I>t  al^er  die  letztere  Zahl 
erfüllt,  so  ergiebt  sich  je  nach  den  Lohnklassen  1 — 1\  ein  zu  erstattender 
Betrag  von  16  Mk.  45  Pf.,  23  Mk.  50  Pf,  28  Mk.  20  Pf..  35  Mk.  25  l'l., 
also  Summen,  die  hinter  dem  Sterbegeld  der  Krankenkassen  im  Durch- 
sdmitte  erheblich  zurückstehen.  Nimmt  man  dagegen  eine  auf  40  bis 
50  Kalenderjahre  sich  verteilende  Beitragsleistung  bis  zu  3000  Matken-> 
Wochen  an,  so  stdlt  sich  die  Erstattungssumme  auf  höchstens  140,  200» 

•)  Vgl.  AmÜ.  .N.u  lir.  »K  s  K.\\rÄ..\jiU-,  Ud.  12  Nr.  4yi>. 
Archiv  fiir  tot.  Gewi/üchuuü  u.  Stathtik.  X. 
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S40,  300  Mk.  Die  Rq^l  werden  indes  schwerlich  Rückzahlungen  ron 
mehr  als  i5oo  Beitrttgen,  also  von  105,  150,  x8o,  225  Mk.  bilden. 

Die  Erstattung  fHIlt  fort,  wenn  der  Versicherte  schon  in  dem  Genii6 
einer  Invaliden-  oder  Altersrente,  sei  es  aach  wtt  fiir  wenige  Tage  oder 

Monate  gelangt  war,  und  auch  dann,  wenn  den  Hinterbliebenen  aus 
Anlafs  des  Todesfalles  eine  l'nfallrente  gewährt  wird.  Dafs  letztgedachte 
Bestimmung  die  Folgerichtigkeit  für  sich  hat,  läfst  sich  nicht  verkennen ; 
das  l'lenuna  des  Reichstages  hat  diesen  den  Angehörigen  ungunstigen 
Zusatz,  entgegen  dem  Beschlüsse  der  Komnussionsmehrheit ,  nachträglich 
dem  ,S  31  eingefügt '). 

Die  Fürsorge  der  Unfalloigane  für  die  Witwen  und  Waisen  der  im 
Betriebe  Verunglückten  ist  in  der  That  im  Vergleiche  zu  dem  von 
anderer  Seite  Gebotenen  als  hocherirenlicher  Fortschritt  und  ab  aosltömm- 
liehe  Leistung  zu  bezeichnen. 

Die  Bemessung  der  Unfallrentt  n  Hir  die  Witwen  (20^  ,,  des  Arbeits- 
verdienstes des  verstorbenen  Khemannesi  und  ftir  die  Kinder  '15",,. 
nach  dem  Tode  der  Mutter  20",,)  bis  zur  Gesamthöhe  von  60",,  tnufs 
als  ausreichend  gelten,  zumal  da  auf  eignen  Eruerb  der  \Mt\ve  keinerlei 
Rücksicht  diu-ch  etwaige  Verkürzung  der  Beziige  genommen  werden 
darf.  Daneben  wird  auch  Ersatz  der  Beerdigungskosten  6  Abs.  i 
lJof.Vers.Ges.)  in  Höhe  des  2o&chen  des  täglichen  Arbeitsverdienstes 
des  (jetdteten,  mindestens  aber  eine  Sunnne  von  30  Mk.  gewihrt 
Freilich  ist .  nnders  als  bei  der  vollkommen  unabhängig  dastehenden 
Erstattung  der  halben  Markenbeitrage,  auf  das  von  der  Krankenkasse  zu 
leistende  Su  rhegeld  der  Betrag  der  benifsgenossenschaftlichen  Zuwendung 
anzurei  hnt  n,  tlcrgcstah  dafs  die  Krankenkasse  nach  8  Unf.Vers.Ges. 
bereclitigt  ist  ,  ihrerst  its  >tatt  der  Hinterbliebenen  Ersatz  für  die  eignen 
Ausgaben  his  /in  Hohe  des  Unfall-Sterbegeldes  zu  fordern  -').  Die  Be- 
rufsgenossenschaft,  welche  zuverlXssig  davon  erfahrt,  dafs  dem  Bezugs- 
berechtigten eine  unter  8  cit.  fallende  Unterstützung  zu  teU  geworden 
ist,  soll  sich  sogar  der  Pflicht  unterziehen,  bei  der  unteistützenden  Stelle 
nachzufragen,  ob  etwa  das  Ersatzrecht  geltend  gemacht  wird  *).  Infolge 
des  Eingreifens  verschiedener  Fürsorge-Organe  ist  nattirlich  die  Möglich- 
keit häufiger  Streitigkeiten  zwischen  diesen  unter  einander  (zumal  bei 
Doppclversicherung  in  mehreren  Krankenkassen)  und  mit  den  Hinter- 
bliebenen nicht  ausgeschlossen.  Pas  ist  ein  l'ehelstand,  der  sich  aus  der 
BuDtscheckigkeit  der  deutschen  ArbeiterA  ersicherung  zur  Genüge  erklärt. 

')  Vgl.  131  t\v%  Kummijisioiuibcricbtii  Nr.  141  1.  c.  Stenogr.  Bcridite  des  Rddis> 
tages  .S.  1305  nr.  (1 88889) 

*)  \'<^].  n.uhl!nuii  tU  r  l'nf.Virs.,  licrausgogcben  von  Mitj^lii dem  des  k.Vrr.s.Aml>, 
Anni.  1   /II      'S  L  nt  \  . ts.Cms.  ;  ,,.\rl»ritrrvcTsort;un};'"  Ikl.  h  .s.  430;  Bd.  la  S.  574 
Nr.  3.  ,,!>><•  lavahuiuus-  uiul  .\ltiT>vrrsii|uruiig"  IUI.  J  S.  168. 
Vgl.  I  laiiclliucli  a.  a.  t ).  Aum.  5. 
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Viel  schliroiner  aber  isi  es,  wenn  die  auf  Rente  hoffenden  Angehörigen 
schliefslich  ganz  leer  ausgehen,  weil  es  ihnen  nicht  gelingt,  eine  Berufs- 
genossenschaft im  Instanzenzuge  für  den  'l'od  des  Ernährers  haftbar  zu 
Illach  en. 

Um  hier  Abhilfe  m  schafTen,  sollte  man  zunächst  mic  der  Ausdeh- 
nung der  UnfalWenicherung  auf  die  bisher  noch  nicht  davon  erfalsten 
Betriebe  tn  etwas  rascherem  Tempo  vorgehen»  als  dies  durch  <&  Be- 
stimmungen der  gegenwärtig  von  der  Reichslagskommission  beratenen 
rnfallnovcne  geschieht.  Die  Einbeziehung  des  Handels,  des  Handwerks'), 
der  Staats-,  Kommunal-,  Kirchen  und  ^(  hulbetriehe  u.  a.  m  in  das  Be- 
reich der  seit  fast  la  Jahren  segensvoll  wirkenden,  wenngleich  in  der 
Organisation  verbesserung^bedurliiLren  Schutzgemeiaschaft  kann  nicht 
dringend  genug  befürwortet  werden.  Dem  rechtsuchenden  Publikum  wird 
es  ewig  unverständlich  bleiben,  weshalb  dem  einzelnen  Verletzten  und 
seiner  Familie  keine  Unterstützung  gewährt  werden  kann,  und  weshalb 
man  noch  immer  auf  halbem  Wege  stehen  bleibt,  da  doch  das  Ziel  als 
erstrebenswert  erkannt  ist. 

Aber  auch  wenn  die  Unfallversicherung  alle  Betriebe  umfällst,  wird 
vielen  Witwen  und  Waisen  krim-  Xu'^sicht  aif  \  ersorgung  geboten,  so 
lange  die  Voraussetzung  des  Ans|>ruehs  die  Herbei tuhnnig  des  Todes 
durch  einen  Betrichsimfall  bleibt  Ks  soll  nif  hl  ui  Al)redc  gestellt 
werden,  dafs  das  Rcichsver^icheruni^^amt  ihui  h  >euie  Kec  hts[*rei:hung 
seil  Erlafs  des  UnfalUersicherungs  ücselzcs  vve.senilich  da/u  beigetragen 
hat,  manche  Härten  in  der  gegenwärtigen  Rechtslage  durch  möglichst 
wohlwollende  Auslegung  der  betreffemkn  Gesetzesbestinmiungen  zu  mil* 
dem.  *)  Besonders  ist  es  zu  billigen,  wenn  der  ursächliche  Zusammen- 
hang zwischen  Unfall  und  schliefslichem  Ausgange  in  einer  Streitsache 
bejaht  ist,  in  welcher  nur  eine  mittelbare  Folge  des  Unfalls  \  nrlag,  bei 
der  aber  der  Unfall  immerhin  eine  mitwirkende  Bedingung  bildete  (Er- 
blindung eines  wegen  Unters«  heukt  ibnichs  im  Kr.inkenhause  unterge- 
brachten, dort  durch  Ansteckung  von  der  Kopfrose  erfaisten  Patienten; 

')  Fiti  «rfffulichcr  Pewt-is  sozialpolitisch  fortschrriti-ndfr  Frkenntnis  ist  di«- 
küirlich  von  dem  VnrstartHi*  d  ^  Iiinunp^v.-rhandfs  Hiiud  H^-nt^ch^r  Ti-chlt'rinnimjjen 
an  iJ»-n  Keirhstn^'  i;.  nrlu<  f'  l  iit^al)-  ,  in  der  um  dif  Ausdi  Imung  der  UntaUvcr&ichc- 
nmgspilicbt  aul  da-s  ^jesamtc  l  iscldcrgcwerbe  ersucht  wird. 

-)  .VU  IkUicbsiunfall  ist  t.  B.  aufgefaßt  di«  Beschädigung  eines  Arbeitm  bei 
VesMUtaltniigcii  des  Untemebmrn  zur  Feier  öffentlicher  Gedenktage,  bei  VcrtddigunK 
Btteicneo  d«*  Betriebes  gegen  fircmdr  Störangen  der  Onhnmg,  bei  ein«m  in 
Indignidiger  Erregung  über  Art  und  Eqjebais  einer  BntUdiett  Untenttwhnng  erfeigen« 
d«n  Selbstmord  eines  UniiülTerlctitCTi,  bei  dem  aaf  hoher  See  erfolgenden  Oemift 
Macbgefugener  giftiger  Fische  n.  a.  m.  (vgl.  Amtl.  Nachr.  des  R.Vers. Amts  bd.  13 
Nr  1479.  i$43) 
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MisztUeu. 

(Rekunentscheidimg  Nr.  i56id  S.  470  der  Amtl.  Nachr.  Bd.  12),  Auch 
hervomgende  Theoretiker  (wie  Bomhak  in  der  „Inv.  und  Altersvers.^'  von 
Fey  itnd  Zdler  Bd.  n,  S.  2)  haben  aicfa  bemüht,  für  eine  Reihe  von 
Fällen  den  Nachweit  zu  fölüen,  dafs  in  dem  sehr  zweifelhaften  Grenz- 
gebiet zwischen  Betriebsunfall  und  Betriebskrankheit  die  Entscheidung 
sehr  wohl  zu  Gunsten  der  Rentenbewerber  gefällt  werden  könne,  sofern 
nur  der  letzte  Anstofs  zu  der  vollzogenen  Schädigung  in  einem  zeitlich 
abmefsbaren  Ereignis  zu  finden  sei.  ')  Aber  diese  durchaus  dankens- 
werten Bestrebungen  haben  doch  ihre  Grenzen,  deren  reberbchreiiuug 
in  Willkür  ausarten  würde.  Das  Unzulängliche  der  jetzigen  Fttrsorge, 
das  Unhaltbare  d^  voigeschriebenen  Unterscheidung  einer  allmählichen 
Gesundheitaschmälerung  und  einer  plötzlichen  nachteiligen  Einwirkung 
tritt  alsdann  offen  zu  Tage. 

Das  durchgreifendste  Mittel  zur  Unterstützung  der  Hinterbliebenen 
wäre  ohne  Frage  die  Einführung  einer  Gesamtversicherung  etwa  in  der 
Weise,  wie  sie  Lange  in  diesem  Arc  hiv  V.  Bd.  S.  jf^^^fl"  mit  Einbeziehung 
der  Witwen-  und  Watsenvcrsi*  heruiiL^  beritrwortct  hat.  Ueber  die  Auf- 
bringung der  Miticl  ni;i>;  man  verschieden  denken;  die  dort  vertretene 
Beschallung  der  crforderhchen  Beträge  durch  aligemeine  Steuern  scheint 
mir  weniger  empfehlenswert,  als  die  glcichmäfsige  Heranziehung  der 
Arbeitgeber  und  Arbeiter,  unter  Annahme  eines  festen  Reichazuschusses 
zu  jeder  Rente,  wie  jetzt  bei  der  InvaliditätS'  und  Altersversicherung. 

So  lange  aber  die  Einheitsversicherung  noch  ein  unerliUltes  Ideal 
ist,  sollte  man  wenigstens  mit  gesteigertem  Nachdruck  auf  die  Erreichung 
des  Zieles  hinarV)eiten.  Dazu  liietct  sidi  Gelegenheit  genug.  Wie  man 
in  Schweden  eme  Witwen-  und  W  aiscnversorgimg  in  unmittelh^uer  Ver- 
bindung mit  der  Invaliditäts-  imd  Altersversicherung  Air  zweckmafsig  ge- 
halten hat  -1,  so  hat  hei  .\usnrheitung  der  Novelle  zu  unseren  l'ntall-Ver- 
sicherungs-(  iescizeu  dem  VcTlaüser  offenbar  cm  al^ulicher  Gedanke  vorge- 
schwebt, wenngleich  er  seine  Uebersetzimg  in  die  Wirklichkeit  nur  in  Bezug 
auf  die  Seeberufsgenossenschaft  gefunden  hat,  bei  welcher  die  Reliktenfor- 
sorge  mit  der  Invaliditäts»  und  Altersversicherung  in  Zusammenhang  ge> 
bracht  werden  soll.  Die  Motive  betonen,  dafs  die  eigenartigen  Veriiäh« 
nisse  dieses  Berufszweiges  eine  ausnahmsweise  Behandlung  rechtfertigten. 
Man  wird  sidi  schwer  davon  Uberzeugen  können,  dafs  nicht  dieselben 
Gesichtspunkte  auch  bei  den  Landarbeitern  aller  Art  eine  Unterstütznng 
der  Hinterbliebenen  erheischen  tmd  ermöglichen.   Die  Erwartung,  welche 


')  Ufber  diese  .Abgrenzung  und  übt-r  die  häufigsten  Gewtrbckninkh«itcn  — 
Phoqtboniekroie,  trenor  mcrcarialis,  Bleivergiftung  —  vgL  Freund  in  der  Arbeiter» 
veiiorgung  Bd.  9  Nr.  22;  Kult-mann,  Die  Kfform  unserer  So/ialversicheruuj:  Sg. 

Vfjl.  \V.  Kiilcraann,  E>ie  Iuvaliditat!>-  und  Altersversicherung  tür  d«*  König- 
reich Schweden,  ju  diesem  Archiv  Bd.  VlU  (1895)  ^-  59^,99« 
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H.V.  Frankenberg,  Venorgiing  d.  Arbeitenritwen o. -Waisen in Dentschland. 

in  der  Begründung  des  Invaliditäts*  und  Altersversicherungfr-GcaetgCS  hinsieht* 

lieh  der  vorläufigen  Beist  itelassung  einer  Rcliktennirsorge  ausgesprochen 
war'"^,  dafs  nämlich  nach  dem  Inslebentreten  der  hivaliditätsversichemng  die 
Wohkhätigkeitsanstalten,  welche  bisher  ihre  Mittel  zersplittert  hatten,  den 
Witwen  und  Waisen  eine  erhöhte  Fürsorge  zuwenden  könnten,  hat  sich 
nur  in  unvollkommenem  Mafse  erfüllt  Die  Armenkasse  als  ultima  ratio 
hat  nach  wie  vor  in  sehr  erheblichem  Um&nge  ftir  Hinteibliebene  ein- 
treten müssen,  während  sie  durch  die  Kranken*,  Unfall^  Invaliditilts*  tmd 
Aitersvetsidiermig  aemlich  stark  entlastet  ist.  Als  Abschlagszahlung 
wäre  es  deshalb  freudig  zu  begrüfsen,  wenn  vor  der  Verabschiedung  der 
Versicherungsnovellen  denselben  eine  Bestimmung  des  Inhalts  eingefügt 
würde,  dafs  die  Herufsgenossenschaften  und  Versicherungsanstalten  statutarisch 
ihre  Thatigkeit  auf  die  Versorgung'  der  Arheiterwitwen  und  -waiseu  aus- 
zudehnen Vjefugt  sein  sollen ,  wobei  allerdings  die  Gewähnnig  eines 
Reichszuschusses  hierzu  angemessen  erscheint,  um  die  luianziellen 
Schwierigkeiten  auszugleichen.  Ftir  unüberwindlich  kann  man  diesdben 
nicht  halten,  wenn  man  bedenkt,  dais  die  heimisdie  Lndustrie  trotz  der 
Belastung  mit  den  Ausgaben  för  die  Arbeiterversidierung  m  den  letzten 
Jahren  einen  erfreulichen  Aufschwung  eraelt  hat  Die  jährliche  Be- 
lastung durch  Reliktenrenten  ist  amtlicherseits  für  etwa  7  '  ^  Millionen 
männlicher  Arbeiter  bei  nur  60  Mk.  Witwen-  und  30  Mk.  Waisenrente 
auf  rund  120  Millionen  Mk.  gesrhat/t  worden,  würde  ohne  Reichs- 
zuschulb  iö  Mk.  auf  den  Kopl  des  Arl)eiters  ergeben,  also  ungefähr 
dasselbe,  was  jetzt  in  der  obersten  Lohnk lasse  die  Invalidenvcrsic  herung 
kostet  (52X0,30=15,60  Mk.,.  Dabei  mufste  man  aber  jedentälls  die 
Entlastung  der  eimeilnen  iHSherigen  Fürsorgeorgane  (Berufsgenossenschaft, 
Armenkasse,  beitn^;seTstattende  Versicherungsanstalt)  in  Gegenrechnung 
stellen«  so  dais  die  Au^ben  ifir  die  Betdiigten  eine  niedrigere  Ziffer 
erreichen,  als  es  auf  den  ersten  Blick  den  Anschein  hat. 

Technische  Schwierigkeiten  bietet  die  Witwen-  und  Waisen \  ersorgung 
so  gut  wie  gar  nicht.  Die  N'oraussetzungen,  die  Höhe  und  die  Dauer 
der  Unterstutzungen  werden  sich  viel  U  ic  hter  und  einfacher  bemessen 
la.ssen,  als  bei  anderen  gegenwärtig  ultei  besiirocheneu  Versicherungs- 
einiichtungen,  z.  B.  der  vielerwähnteu  Arbcilslo.^cuversicheruiig,  die  des- 
halb hinter  der  Reliktenfüisorge  zurücktreten  sollte. 

')  Boase  and  v.  Wocdtke,  S.  79  des  Konmiciittr&  snm  Inv.«  uod  Alt.Vrrs.Ge!». 
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LITTERATUR. 

Die  Publikationen  des  franzMschen  Arbeitsamtes  in 

den  Jahren  1893—1897. 

Von 

ARTHUR  FUN  l  AINE, 
Soits-Dircctcur  de  l'Ofücc  du  travail  (Paris). 

Das  Ofifice  du  Travdl  wurde  durch  das  Gesets  vom  20.  Juli  1891 
geschafTcn,  und  hat  die  Auf^ib^  alle  die  Statistik  der  Arbeit  betrefiTendeii 
Daten  am  sammeln,  übersichtlich  zusammenstellen  und  zu  veröffentlichen.^) 
Sein  Beamtenpersonat  wurde  im  letzten  Viertel  des  Jahres  1891  ernannt; 
es  besteht  aus  früheren  Unternehmern  und  Arbeitern,  Statistikern, 
lngenie\»ren  (9  Personen)  und  Suhaltem-  (Hiircau-I  Beamten  (8  Personen! 
Diesem  Personal  gesellten  sich  im  Laufs.  tU  i  Zeit,  je  nach  IkMlarl  zeit- 
weilige Hiilfsarbeiter  in  gröfserer  oder  gtriim<  i<^i  An/a)il  bei.  Seine 
Thaugkeit  hat  da.*.  Auit  en>l  1892  begouueii,  und  ilie  Vcrotienüicnuugen, 
über  die  ich  im  nachstehenden  berichten  worde,  begannen  Ende  iSgar 
zu  erscheinen.  Seit  1893  bildet  das  ältere  Bureau  de  la  Statistique 
G^ntfrale  de  France  (mit  6  Beamten),  das  vorzugsweise  Bevölkerungs- 
Statistiken  und  N  olkswirtschaftliche  Statistik  betrieb,  ein  Anhängsel  des 
Arbeitsamtes,  ohne  indessen  in  ihm  aufgegangen  zu  sein.  Senie  Publi- 
kationen tragen  seit  1892  die  He/eichnung:  Direction  de  l  Office  du 
'I'rnvnü,  Hure.ni  de  la  Statisti(|ue  genL'r::!e  Zur  VcrvollstftndipiinEj  meiner 
lierichterstatiuug  werde  ich  auch  sie  emer  kurzen  Besprechung  unter- 
ziehen. 

Es  durfte  als  auffällig  bemerkt  werden,  dafs  das  mit  der  Bearbeitung 
der  Sosialstatistik  betraute  Personal  so  klein  ist  Da  man  in  der  Regel 
auf  den  guten  Willen  der  zu  befragenden  Personen  flir  die  Aufstdltmg 
von  Arbeitsstatistiken  angewiesen  ist ,  ist  zur  Ueberwindung  der  Schwierig- 

*]  Jay,  Raoul,  (Usri/.  und  Vrrordnun^  betreffend  ErrkbtmiB  eines  Arbeit». 
amtes,  ia  diesem  Archiv,  Bd.  IV  (1891 J      700  fg. 
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Die  PttbUkationen  des  fiwuoc  ArbdUamtes  in  den  Jahnn  1892^97. 

keiten  persönliches  Eingreifen,  personliches  Handeln  enortierlii  h,  dessen 
Bethätigung  viel  Zeit  erheischt.  Hier/u  müfste  man  nun  allerdings  mög- 
lichst \iele  Angeslelite  haben.  Kint-ni  derartigen  Ertordemis  steht  in- 
dessen die  Beschränktheit  der  vom  Parlament  bewilligte  Mittel  entgegen. 

Wir  sondern  in  der  nachfolgend«!  Darstellung  die  VerlMrentUchungen 
des  Arbeitsamtes  zur  besseren  Uebcnidit  in  sieben  vcisehiedcDe  Rutmken. 
Es  sind  dies: 

I.  Die  jährliche  Statistik  derStrikes  und  der  Thütigkeit  der  Einigungs- 
ämter und  der  Schiedsgerichte.  ^^Es  e.vistieren  bisher  hiervon  5  Bände, 
welche  die  französischen  Strikes  der  Jahre  1890—1895  l>ehandeln.) 
Den  statistischen  Uebersichten,  welche  Ursachen,  Einzelheiten  und  Re- 
sultate sämtlicher  Streitfälle  gedrängt  darstellen,  lolgen  raonographi.st:he 
Schildenmgen  der  hauptsächlichsten  Sirikes. 

«.  Ediebimgen  Aber  L<^ne,  Arbeitsdauer  und  das  Arbeitetpersonal 
von  Fabriken,  Werkstätten  und  ArbeitspÜttaen  der  fianaösischen  Industrie 
(erschienen  sind  6  Bände,  welche  drei  verschiedenen  Enqu^en  entspredien). 
Diese  Statistiken  sind  keine  umfassenden;  sie  haben  weder  alle  Industrie- 
betriebe Frankreichs  noch  sämtliche  eines  einzelnen  Bezirks  behandelt 
Sie  sind  das  Ergebnis  der  Häufung  einer  grofsen  Anzahl  Einzelschriften 
aus  den  Jahren  1892  —  iSq<,. 

3.  Erhebungen,  in  denen  nicht  die  >tatistisehen  Angaben  die  Haupt- 
rolle  spielen,  sondern  die  hisiuruche  Darstellung  von  Ereiguibi»cn  und 
die  Schilderung  der  herrschenden  Verhältnisse.  So  die  Publikationen 
fiber  den  Arbeitsnachweis  Oir  Angestetlte;  Arbeiter  und  Gesinde,  die  vom 
Obersten  Arbeitsausschufs  (Conseil  sup^rieur  du  Travail)  zusammengestellten 
Mitteihmgen  Uber  die  Frage  der  Arbeitslosigkeit;  Daten  über  die  Ein* 
ricfatung  von  Artellen  und  über  Gewinnbeteiligung  des  Arbeiterpersonals 
an, den  russischen  Fjsenbahnen;  die  Genossenschaft  in  der  Landwirt' 
Schaft,  ein  vom  Grafen  von  Rocqni^nv  erstattetet  lU' rieht  als  Ergebnb 
einer  im  Auftrat^e  des  Arbeitsamtes  unternununeueii  lüiquete. 

4.  Erhebungen,  in  denen  die  slatistis«  Iieii  Daten  nur  unerhebliche 
Bedeutung  haben,  die  \  eruiiealiiclmugen  über  Einigimgsamter  und 
Schiedsgerichte,  und  jene  über  Hygiene  und  Unfallschutz  der  Arbeiter  in 
Industriebetrieben. 

5.  Publikationen,  welche  nach  amtlichen  deutschen  und  österreichischen 
Mittefltmgen  die  statistischen  Daten  Uber  die  obligatorische  Versicherung 
der  Arbeiter  gegen  Unfall,  Krankheit  und  Alter  in  Deuts<  hland  und 
Oesterreich  zusammenstellen  (erschienen  sind  hiervon  6  Hände  r>ie 
Ziffern  dieser  Berichte  haben  als  Koeffizienten  und  Risikotabellen  lur  die 
im  französischen  Parlamente  verhandelten  be/uizhi  iien  ( leseizcnlwürfe, 
sowie  für  freie  Vcrsirheruji},'s\  ereine  \'erwendunu  ^clunden. 

6.  Das  Buileim  mensucl  de  l  Ultice  du  i'ravail. 

7.  Die  Publikationen  des  Bureau  de  la  Statisti(iue  Generale. 

Ich  werde  nimmehr  die  hauptsächlichen  Publikationen  dieser  ver* 
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schiedeiK-ii  Rubriken  einer  Hetrarhttmg  uiiter/ichen.  und  zwar  werde  ich 
inicli  insbesondere  mit  der  Methode  der  Krhebungcn  und  der  Art  der 
AufsteUuiig  der  Berichte  beschäftigen.   Ich  begitine  mit  der 

Statistik  der  Arbeitseinstellungen  und  Inanspruchnahme 
▼on  Eioigungsämtern  und  Sc  h iedsgerichten  (in  den  Jahren 

1890—1895). 

Was  die  hierbei  angewandte  Erraittelungsrnethode  anlangt,  so  l>e- 
richtcn  die  Maires  der  Kommunen  und  die  (iemeinde- Polizeibehörde 
Uber  die  Strikes  an  die  Präfekten,  welche  das  Arbeitsamt  benachrichtigen 
und  es  auf  dem  Laufenden  erhalten.  Nach  beendigtem  Ausstande  er- 
statten sie  ihm  ausführlichen  Bericht  und  eine  Statistik  aitf  gleichlauten- 
den Formularen.  Diese  ausgefüllten  Formulare  sind  die  hauptsädiliche 
Infonnationsquelle  für  die  Statistik  der  Strikes.  Doch  werden  anrh 
andere  Auskunft«<mittel  zur  Kontrolc  tionutzt.  Es  werden  von  den  iele- 
graphenämtem  K-opieen  ihrer  Depescl^en  an  die  statistische  Behörde  ein- 
gesandt, es  werden  die  Lokalzeitungen  durchgesehen,  und  endlich  wird, 
falls  nötig,  ein  Beamter  des  Arbeitsamtes  nach  dem  Schauplatz  des  Strikes 
entsandt. 

Was  die  Statistik  der  Inanspruchnahme  von  Einigungsäratern  und 
Schiedsgerichten  anlangt,  so  hat  es  hiermit  keinerlei  Schwierigkeit,  da 
das  Verfahren  sirh  unter  Anwesenheit  eines  Friedetisriehters  abwickelt. 
Lei/.ter(  r  sendet  die  \  erhandlungsprotokolle  dem  Amte  ein 

Es  soll  nunmehr  die  .\rt  und  Weise  der  Aufstellung  des  Jahresbe- 
richtes dargelegt  werden,  m  welchem  Behufe  ich  mich  an  den  lelzter- 
schienenen  halte,  der  etwas  umfassender  angelegt  ist,  als  seine  VorgSnger. 
Die  detaillierten  Uebosiditen  bringen  bei  jedem  Streitfall  Angaben  tiber 
Zeit  des  Beginns  und  Aufhörens,  dewerbeberuf  der  Ausständigen,  den 
Ort,  wo  sie  arbeiteten,  Anzahl  der  betroffenen  Hetriebo  (wobei  Aktien- 
gesellschaften besonders  hervorgehoben  sind  .  sowie  den  eft'ekliven  Bestand 
ihres  Arbeitspersonals,  Duiehselmitt.'»-  und  Maximalzahl  der  Ausständigen 
im  Verlaufe  des  Strikes  (wobei  Männer,  Frauen,  Rinder  unterschieden 
sind),  Ansabl  der  nichtausstäodtgen  Arbeiter,  welche  infolge  des  Strikes 
beschäftigungslos  wurden,  Art  der  Beschäftigung  (nach  Zeit,  Stück  u.  s.  w«), 
Lohnsätze  und  Arbeitszeiten  vor  und  nach  dem  Strike,  Gesan  *  lI  1  der 
von  den  Ausständigen  verlorenen  Arbeitstage,  sowie  jene  der  hierauf  un- 
beschäftigt verbrachten,  Bestehen  oder  Fehlen  von  Ccwerkrereinen,  Art 
der  Beilegung  von  Streitigkeiten,  Anzahl  der  wegen  .\ngrities  auf  die 
Freiheit  der  Arbeit  \  erurteilten.  Dreizehn  rekapitulierende  Uebcrsichten 
ermöglichen  die  Einsicht  in  die  Beziehungen  zwischen  den  Ursachen  der 
Strikes  und  ihren  Ergebnissen,  dem  Beruf  der  Arbeiter,  der  Dauer 
der  Streitigkeiten  und  der  Anzahl  der  Ausständigen,  den  Gegenden  des 
Landes,  den  Jahreszeiten  u.  &  w.  Sie  gestatten  ims  die  T^eststellung  der 
infolge  der  Strikes  eingetretenen  Verluste  und  Vorteile^  der  ihrem  Erfolge 
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günstigen  Umstände,  der  am  meisten  betroffenen  Industrieen  und  Gegenden, 
Es  sind  diese  Punkte  insofern  von  gmfser  Wichtigkeit,  als  sie  die  wunden 
Stellen  unserer  VVirtsrhnftsordnuiif;  erkennen  laf^sen,  sowie  die  Art  und 
Aufeinanderfolge  der  gegen  sie  anzuwendenden  Heihnittcl. 

In  den  sechs  Jahren  1890  —  1895  wurden  2271  Strikes  beobachtet, 
an  wdchen  547  000  AiiartSbidig^  tdtauÖiinen.  Dw  Ansahl  der  verlorenen 
Arbeitstage  erreichte  nahezu  neun  Millionen,  was  ungefiihr  16  auf  jeden 
Ausständigen  ergiebt  Im  Jahresdurchschnitt  dieser  Periode  veranlafiten  380 
Strikes  Arbeitseinstellungen  an  i  500000  Arbeitstagen.  Es  ist  dies  das 
Dreifache  der  in  Frankreich  tun  1875  erfolgten  Arbekseinstellungen. 

Als  hauptsächliche  Ursachen  der  Strikes  sind  im  erwähnten  Zeitraum 
zu  Tage  getreten: 

Das  Verlangen  höherer  Löhne  bei  49**.«  der  Strike«  und  bei  54%  der  AusNtiadigen. 

I.ohnlicrab>ot/uiigen  „    l6%    „       „       „     „  „  „ 

Das  VcrLuigcn  kttnerer  Arbeits- 

'-•'•t  »»    ^<^^iQ    n        ti         II       1»  II  M 

V»  r>cbi«  il«  iic  Sircitpunklf  bei. 

der  Lt.bn.-  „     j"«    „  „      .,  „ 

Das  Verlangen  der  Wiederan- 
stellung entlassener  Arbeiter  „     7*11   „      ..      ,.  „ 

Die  Forderung  der  Fntla^fmn; 
▼.Arbeitern, Ingenieur. „   10*»^   „      „  „     6%  „  ,, 

Protestcrhcbuiißi  n  geg.  Strafen 

und  ArbeitsorUnongen  „     5%    „       „       „  10%  „ 

Die  Veranlassungen  untergeordneter  Natur  übergehe  ich  hier.  Die 
gesamten  Ursachen  überschreiten  100%,  weil  viele  Strikes  verschiedene 
Ursachen  aufweisen.  Die  Lohnfrage  spielt  insgesamt  in  stwei  Dritteln 
aller  Strikes  eine  Rolle. 

Keinen  Erfolg  erzielten  mit  der  tordentng  von  I.ohncrhöhiingen 
45",,  der  Ati-^ständif^cn,  wecren  eingetretener  1 -ohnherabsetzungen  41**/,,, 
mit  der  l  oriierung  der  \  erniiiuieruu^  der  Arbeitszeit  6o^  f„  der  VV'icder- 
anstellung  cuila.x>>cner  Arbeiter  61",,,  von  Kntlasäuugen  53"  ,,,  wegen  Ab- 
änderungen von  Arbeitsordnungen  90%.*  Am  meisten  Elrfolg  haben  also 
die  Arbeiter  mit  Lohnforderungen.  Im  ganzen  hatten  ungeffihr  45*';o  der 
Ausstandigen  keinen  Erfolg,  die  übrigen  dagegen  erreichten  ihr  Ziel  mehr 
oder  minder  vollständig. 

Aus  den  gegebenen  Tebersichten  lassen  sich  auch  die  materiellen 
Verluste  und  Gewinne  der  .\usständigen  in  den  wegen  Lohnfragen  ent- 
standenen Strikes  vergleichen.  Betrachtet  man  unter  dem  (resirhtsjMinkt 
der  Verluste  und  (lewinne  du-  (Gesamtheit  der  Arbeiter  im  Jahre  1895, 
einem  gewuhnlichen  Jahre,  aU  Milidarisc  h,  ergiebt  sich,  dafs  die  Ver- 
luste in  weniger  als  300  l  agen  durch  die  er/ielten  Mehrbeträge  wett- 
gemacht werden.    Diese  Ergebnisse,  die  sich  mit  den  für  Amerika  ge> 
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wonnenen  Zitiem  vergleichen  laase»,  sind  besser,  ais  man  sich  im  all« 
genoeinen  einiriklet  Die  öffentliche  Auftneiksamkeit  richtet  sich  vor 
allem  auf  die  proGseo,  aufsehenenegenden  Strikes.  •  Diese  bilden  aber  die 
AiiSDahme.  Für  die  sechs  beobachteten  Jahre  zählt  man  auf  loo  Au^ 
standige  36,  welche  weniger  als  eine  Wodie  gestrikt  haben,  28  mit  Ar- 
beitseinstellungen von  8  -15  T-i'jen.  i?  mit  solchen  von  15  Tagen  bis 
zu  einem  Monat:  24  nur  slrikten  ul)er  einen  Monnt. 

40**  „  der  Streitigkeiten  lallen  in  das  xwciic  Viciiel  des  Jahres, 
nach  der  Arbeitslosigkeit  des  Wiuters.  Es  ist  die  Wiederaufhahme  der 
Arbdt,  was  sie  herbeiführt. 

Ich  habe  diese  Resultate  lediglich  als  Beispiele  mitgeteilt,  und  es 
lassen  sich  wohl  noch  viele  andere  Beziehungen  mit  Nutzen  aus  den 
üebersichten  gewinnen. 

Zur  N  errini^ening  der  Au-stäiuie,  und  namentlich  um  ihnen  den 
Chaiaktcr  emes  er))annunt;slo«en  Kampfes  zu  nehmen ,  <len  sie  an- 
sciieiuend  nur  zu  oft  tragen,  hat  das  Gesetz  vom  27.  Dezember  1892  in 
Frankreich  das  Verfahren  bei  Inanspruchnahme  von  Einigungsarot  und 
Schiedsgericht  geregelt.  Um  dieser  Inanspruchnahme  ein  möglichst  weites 
Feld  /.u  sichern,  berichtet  das  Arbeitsamt  ausführiich  über  sämtliche 
Versuche  der  Kiuigung  und  der  s(  hie(lsriehterli(  lien  Knt.scheidung. 

Die  be/üglichen  rebersit  hien  des  Beruhtes  für  1S95  t-rgaben,  dafs 
bei  14.^0  in  drei  Jahren  vorgekommenen  Strikes  das  Kinigungsverrahren 
295  mai  in  Anspriuh  genommen  wurde.  Der  liinigungsvorst  hlag  wurde 
in  102  Fällen  verworfen  'S;  mal  durch  die  Arbeitgeber,  10 mal  durch 
die  Arbeiter  und  5  mal  von  beiden  Seiten*^  und  25  Streitlklle  gelangten 
durch  das  Verfahren  zum  Abschlüsse. 

Die  übrigen  168  Konflikte  verunlalsten  die  ßnsetzung  von  1  73  Aus* 
Schüssen.  \'on  die>eii  wurden  03  Strikes  beigelegt,  und  zwar  83  durch 
Einigimgsamter  und  in  «Ii.k  h  S»  hic-dsgerichte.  Ks  sind  somit  die  V'er« 
suche  der  schiedsgt-n'i  IuIk  nen  Kntsi  heidung,  nachdem  die  Einigung  ver- 
worfen worden,  nu  itUgciucMncii  gest  heiterl. 

Die  unmittelbar  oder  mittelbar  durch  die  Etnigungsausschüsse  Odo* 
Schiedsgerichte  beigelegten  Strikes  haben  den  Arbeitern  gebracht:  20^ 
Erfolge,  54**,,  Vergleiche,  26^  Mifserfolge.    Sie  ersielten  somit  hier- 
durch eise  vorteilhaftere  Ixisung»  als  der  Durchschnitt  der  Strikes. 

Erhebungen  über  Löhne  und  Arbeitszeiten  in  der 
französischen  Industrie  überhaupt 

Diese  Enquete  hatte  hauptstfdilich  die  grofse  und  mittlere  Industrie 
im  Ai^,  die  Unternehmungen  mit  verfüütnismäfsig  bedeutendem  Kapital, 
und  liefe  das  Kleingevverl>e  aufser  Betracht. 

Sie  wurde  im  Jahre  »892  über  die  Resultate  des  Jahres  1891  ver- 
anstaltet: indessen  ergänzten  sie  nach  rSo;^  über  die  Resultate  des  Jahres 
1892  veranstaltete  Erhebungen.    Die  V'erdfientlichung  geschah  in  drei 
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BsLnden  ; Seine  :  1S93,  Departements:  1894  mid  1895  '.  Kiii  \iertcr  Hand 
wird  die  Bearbeitung  einer  gewissen  Anzahl  aUgemeiner  1' ragen  cnliialten, 
wddie  «ch  sowohl  auf  die  ZtiTem  der  eisten  drei  Bände,  als  auf  deren 
Vergkicfaniig  aus  den  drei  französischen  Enqueten  von  1835 — 47,  1S35 
bis  55,  x86t — 65  staut 

Die  Erhebungen  von  1891 — 93  wurden  in  folgender  Weise  be< 
«eikstelUgt :  Irgendwelcher  gesetzliche  Zwang,  der  gestattet  hätte,  eine 
allgemeine  Statistik  auf/ustcllcn,  zahlreic  he  HeoLaehtun^spunkte  zu  wählen 
und  hier  direkte,  ganz,  genaue  Erinittelniigeii  durch  uni>arteiische  Delegierte 
zu  veranstalten,  war  nicht  gegeben.  Die  in  den  Beri«  ht  aufzunehmenden 
Zittern  wurden  berechnet  nach  den  Ergebnissen  einer  aub  den  Geschäfts- 
buchern der  Gewerbetreibenden  gemachten  vollständigen  Uebersicht  Die 
Delcgioten  des  Arbeitsamtes  waren  beauftragt,  den  Fragebogen  den  Ge* 
werbetreibenden,  welche  sich  bereit  seigten,  die  verlangten  Auskilnfte  za 
erteilen,  selbst  zu  fiberreichen  und  zu  erklären ;  sie  hatten  sofort  an  Ort 
und  Stelle  die  notwendigen  Richtigstellungen  zu  bewirken,  und  ferner 
die  Betriebe  aus  der  ihnen  eingehändigten  und  nach  einem  allgemeinen  Plan 
aufgestellten  T  iste,  in  denen  die  Ermittelungen  nicht  stattfinden  konnten, 
durch  ähnliche  zu  ersetzen. 

Jedem  der  EiKjUete  unterzo'jenen  Betriebe  niufste  mindestens  ein 
Tag  lang  die  Thätigkeit  eines  crlahrcaen,  gewandten  und  den  iuduhtriellen 
der  von  ihm  besuchten  Gegend  bereits  bekannten  Delegierten  gewidmet 
werden.  Aufserdem  waren  zahlreiche  firücken»  und  Strafsen- Ingenieure, 
Berg-Ingenieure  u.  A.  zu  HilfsenqSteuren  ernannt,  um  den  dauernd  an* 
gestellten  Bediensteten  des  Amtes  behilflich  zu  sein. 

Jeder  der  drei  ersten  Bände  des  Beritrhtes  beginnt  mit  einer  aus- 
filhrlichen  /usammenstt  llung,  welche  eine  kturze  Besi  hrcibung  aller  be- 
suchten Betriebe  bietet,  wobei  mögli^h'^tf^  Genauigkeit  rje  if  t  i«t,  soweit 
sich  diese  mit  der  .Votwendigkeit,  die  einzelnen  Betriebe  nicht  kenntlich 
zu  machen,  vertragt.  Der  Nutzen  einer  derartigen  ZusammenstelKuig  ist 
meines  Kraclueni»  ein  wesentlieiier,  namentlicii  tur  eine  Erhebung,  die 
nach  Stichproben  geschieht  und  nicht  sämtliche  l'^abrikcn  imd  Werk- 
stätten umfalst.  Sie  ermöglicht  dieKontrole  der  rekapitulierenden  Ueber* 
sichten,  sie  schildert  die  äulserst  komplizierte  Industrie  in  ihrer  Maimig* 
iaUigkeit,  sie  giebt  den  Durchschnitten  ihre  fest  bestimmte  Bedeutung, 
und  .setzt  endlich  den  Leser  in  den  Stand,  neue  Beziehungen  festzustellen 
und  in  das  Resultat  der  Erhebungen  tiefer  einzudringen. 

Diese  ansruhrliche  /usanunenstcllnng  bringt  für  jeden  Betrieb  die 
genaue  Begritlsbestiniinung  der  Industrie,  den  Namen  des  1  »epartements 
und  Angaben  über  die  liedcutmig  des  ürtes,  Angaben  aber  die  Pferde- 
4raitc  der  Maschinen,  die  Anzahl  der  jährlichen  Arbeitstage,  die  normale 
Dauer  der  täglichen  Arbeitszeit,  die  Durchschnittszahl  der  Arbeiter,  sowie 
deren  höchsten  imd  niedrigsten  Stand  im  Jahre.  Diese  Durchschnittszahl 
ist  das  Mittel  aus  24,  je  von  15  zu  1$  Tagen  des  Jahres  vorgenommenen 
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iiählungen.  Bei  jeder  der  speziellen  Arbeiterklassen  —  wobei  in  jeder 
MMnner,  Frauen  und  Kinder  untersdneden  «erden  —  iai  die  Anzahl  der 
nach  Stück  gelohnten  und  der  Andern  angegeben,  femer  der  Durch- 
schnittslohn mit  Maxintom  und  Minimuni  flir  den  Arbeitstag  und  für  die 
Arbeitsstunde.  Für  7  grofse  Kategorieen  endlidi:  gelernte  Arbeiter,  (Männer 
und  Frrtnen  .  ungelernte  Arbeiter  (Männer  und  Frauen  .  Vorarbeiter  Werk- 
luhrer),  Männer  l  raucn  und  Kinder  (ohne  Gesrlileehisunterscheiiiuiig»  ist 
der  Lohn  pro  .\rhei^^tag  sowie  der  Betrag  des  jahresiohnes  angegeben. 

Der  durchschnittliche  Jahreslohn  ist  der  Quotient  des  Gesamtlohnes, 
wie  dieser  ßir  das  Jahr  festgestellt  wird,  dividiert  durch  den  durchschnitt' 
liehen  Arbeiterbestand  eines  besonderen  Gewerbes,  Der  durchschnittliche 
T^lohn  ist  der  Quotient  desselben  Gesamtlohnes»  dividiert  durch  die 
Anzahl  der  Arbeitstage.  Der  Stundenlohn  dagegen  läfst  sich,  wenn  er 
nicht  unmittelbar  durch  Tarife  Lccgcben  i^t,  selten  durch  die  ?'eststellung 
der  jährlich  gearbeiteten  Stunden  j,'e\\  imicn.  Er  laNt  sich  nur  annShemd 
berechnen,  wenn  man  die  Arbeitssysteme  in  den  verschiedenen  Zweiten 
des  Jahres  in  Betracht  zieht. 

Es  mufs  hier  bemerkt  werden,  dals  man  bei  den  1893  veranstalteten 
ergänzenden  Erhebungen  des  Arbeitsamtes,  anstatt  mit  dem  Resultate 
eines  Jahres  zu  0|>erwren,  eine  genaue  und  vollständige  Kopie  von  %iier 
Alilöhnungen  genommen  hat,  die  in  dreimonatlichen  Abständen  statt- 
fanden, und  diese  vier  .Xhleihnuncen  den  Berechnungen  zu  Grunde  legte. 
Man  er/ieite  damit  iusi;e/<'i(  hnete  Resnltate,  und  hntte  dabei  noch  den 
Vorteil,  dafs  sich  die  industriellen  von  einem  derartigen  Modus  nicht  so 
belästigt  fühlten,  wie  durch  die  Anforderung,  für  das  gesamte  Jahr  eine 
ganze  Anzahl  von  ZifTem  zusammenzustellen,  die  sich  nicht  alle  in 
ihren  Büchern  addiert  finden. 

Der  detaillierten  Zusammenstellung  folgen  rekapitulierende  Uel>er- 
sichtcn  nach  bidnstrieen  und  Geefonden  t>  tindi-n  sich  hier  hintereinander 
Angaben  über  die  allgemeinen  Arl)eitsM  rha]tiii-,sc .  Zusammensetzung 
des  Arbeilspersonals,  Arbeitsdauer,  Ruhej)auscn,  Veränderungen  im  Bestand 
des  Personals  nach  Industrieen,  Arbeitsmaugel,  Veränderungen  im  Personal- 
bestand nach  Betrieben,  Durchschnittslöhne  nach  Industrieen,  Löhne  nach 
dem  Gewerbebenif,  Art  der  Feststellung  des  Arbeitslohnes. 

Endlich  hat  man  Untersuchungen  für  das  Seinedepartement  angestellt, 
—  wie  sie  im  vierten  Bande  für  ganz  Frankreich  veröft'entlicht  werden  — 
über  die  möglichen  U'echselbe/iehungen  /wischen  Lohnen,  Arbeitsdauer, 
Geschicklichkeit  im  ( iewerbeliernf,  Maschinenausrüstung,  Arbeitsmangel 
in  den  einzelnen  Gewerben,  die  Zahl  der  beschäftigten  Frauen  und 
Kinder  u.  s.  w. 

Von  Betrieben  der  Privatindustrie  wurden  2957  berücksichtigt«  die 

Trans|Kjrtunternehmungen  nicht  mit  eingerechnet;  die  in  diesen  Betrieben 
beschäftigten  Arbeiter  erreichen  die  Zahl  von  472000  Personen.  Mit 
den  Staatsbetrieben  und  den  Transportuntemehmungen  (Eiseubahnen  u.  s.  w.) 
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beläiift  sich  das  berücksichtigte  Pe»onal  auf  675  000  Personen,  mehr  als 
ein  Drittel  des  gesamten  Arbeiterbestandes  in  den  groben  und  mittleren 
^ustrieen  Frankreichs. 

Zur  Veranschaulichimg  geben  wir  hier  die  Analyse  einer  der  re- 

kapituliereudeu  Ucbcrsichten. 

In  der  gesamten  Privntindustric  wurden  testgesteUt:  ♦ 

Jährlicher  Durchschniu  d«  r  Hrtri  Vwtag«-  304  (a) 

.,            ..     \rl>i  ii.^tap«'  pro  F.inheit,  des  brschiiltigten 
PeriiOtiaLs  290  ib) 

DwehKbidtffidic  Dauer  der  tiglidicn  Arbeit  lo'/.  St  (c) 

Dardncliiiftt  der  VeiSiideniii|{eii  im  Personalbeiitaiid  flir  bondert  Ar- 
beiter ehies  jedMi  Betriebes   19  (d) 

Veifndemn^en  ih  s  gesaniten  Personalbestandes  in  jeder  Industrie  von 

je  100  Arbeitern   4 


Auf  je  liuudcrt  Hinbeiten  des  Personal 
bestände«  kommen  


Vorarbeiter.  Werkttihrcr  3  ifi 

Arbeiter   71 

Arbeiterinnen  .....  iS  (h) 
Kinder  und  l<ebrlingc  .   .       S  (i) 

Dordncbnitbilohn  pro  Arbeitsta^r  (Vir  Minner  4  fr.  3  c.  {j: 

,,  .,    Krauen  S  „30  ..  Ik) 


Durchschuittstai^elolin  pro  KinlK-it  de» 
l'ersoiulbe:<tande»  (Männer,  Frauen, 
Kinderl 


prci  Arbeitstaj;  ,    8..  ili 

„  10  ArbeitMitunden  .  •  i  :>>  nn 
,.    lahr  1 1  10  tr.  in; 


Durchschnittliche  l'fmlekrafl  pro  Betrieb   76  <p) 

Diese  Einzelheiten  sind  nicht  nur  für  erofse  lndu.>iriegrujj|»en  an- 
gegeben, sondern  auih  tur  alle  iji  der  Enquete  berücksichtigten  ver- 
sduedenen  Industrieen. 

So  ist  in  der  Gnibenindustrie: 

a  SB  301,  b  =  289,  c  =  9'/^  St.,  d  s  10,  e  =  6,  f  B  3, 

g  sa  82,  h  =^  5»  i  =  10,  j  =  4  Kr.  1 5  <:..  k  »  1  Fr.  65  c,  l  4  Fr., 
m  =  4  Fr.  30  c,  n  =■  1160  Fr,,  p  =  80. 

In  der  Zu<  kt-riminstrie: 

a  =  ].;-.  b  =  189  (es  gicl)t  hier  auf  ein  Jahr  Angestellte  zur 
ununterbrochenen  Aufrechterhaltung  des  Betriebesi,  c  —  11 '4  St., 
e  =  203,  f  ^  3,  g  =  88,  h  =  5,  i  =  4,  j  =  3  Fr.  70  c,  k  =^  I  Fr.  70  c, 
l  K  3  Fr.  45  c,  m  »  3  Fr.  05  c,  n  c*»  650  (in  189  Tagen  ,  p  ^  406. 

U.  s.  w. 

Aus  der  .Antwort  auf  Frage  b  darf  nicht  gefolgert  werden,  dbfs  ein 
Durchschnittsarbeiter  an  290  Tagen  des  Jahres  arbeitet;  es  bedeutet  dies 
den  Durch schnittssatz  eines  engagierten  .Arbeiters.  Es  sind  die  Unter- 
brechungen der  Arbeit  in  Betracht  /u  ziehen,  ul1<  he  sich  atis  den  Ver- 
änderungen in  Bestand  des  .Arbeitspersonals  der  Betriebe  wahreati  des 
Jahres  ergeben.   So  hat  man  für  das  Seinedepartement  festgestellt,  dafs 
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in  der  untrr-^iK  htcn  Bevölkerungsgruppc  115  I^ersonen  auf  100  im  Jahre 
durchüchiiitiiich  besetzte  Stellen  kommen.  Von  diesen  ii5  Fei souen  sind 
65  bis  70  ständig  beschäftigte  Arbeiter:  sie  haben  während  des  guusen 
jihres  im  selben  Betriebe  gearbeitet  (b  =  «95  in  Parts).  Die 
Anzahl  der  von  1000  Personen  der  beständigen  Gruppe  gearbeiteten 
Tage  läftt  sidf  auf  295  000  veranschlagen,  und  jene  der  von  1000  Personen 
der  unständigen  (intppe  gearbeiteten  auf  durchschnittlich  180000.  In 
dieser  letzteren  Gruppe  verteilt  sich  indessen  die  Arbeit  pro  Kopf  sehr 
ungleichmäfsig.  Der  Durchschnittslohn  ira  Seinedepartement  «Itirftf  un- 
gefähr 1830  Fr.  lur  die  gesamten  männlichen  Erwachsenen  mu  l)r  umdiger 
Arbeit  und  nur  1055  t'r.  für  die  gesamten  unständigen  männlichen  Er* 
vv;ichsenea  betragen. 

Selbstvetsländlich  beschränken  sich  die  rekapitulierenden  Uebersichten 
nicht  auf  die  Angabe  der  Durchschnitte,  sondern  khuatfiaieren  auch  die 
Individuen.  So  finden  wir  bei  den  Angaben  über  die  Dauer  der  ti^lichen 
Arbeitaceit  in  Paris,  dafs,  abgesehen  von  Zusatzstunden,  beschäftigt  sind 

a*;o  der  Aitwiter  .   .   .   .   S  Stunden  nnd  weniger. 
1%  ,.        ....   S'  f  oder  9  Stunden 

59'*^»  »1        ....   9':«   1,  »o 

30%  „       ,  10»;.  „II 

tt       i%        ....  11         und  dartlber. 

In  der  Provinz  ist  die  Arbeitsdauer  die  gleiche  für  den  Durchschnitt 

der  Arbeiter.  Endlich  ist  noch  zu  erwähnen,  dafs  der  nominelle  Tage- 
lohn  dem  Anscheine  nach  von  1840  bis  1890  im  Durchschnitt  um  75  % 
gestiegen  ist. 

Ks  irehl  hier  leider  nicht  an,  die  Resultate,  wilrhi'  ilic  Kuijuete  über 
die  zahlreii  hen  von  ihr  behandelten  Punkte  bringt,  saniilit  h,  wenn  auch 
nur  Huchtig  duuiuuaehinen.  Dot  lj  durttc  da«  Ir.j  wähme  einen  hmlanglichcn 
Begriff  geben  von  dem  vertolgten  Ziele,  der  angewandten  Methode  und 
der  Ergiebigkeit  der  letzteren.  — 

Lohne  dos  Arbeitspcrsonals  in  den  Staatsljetrieben  und 
bei  den  Eisenbahngesellschaften  im  Jahre  1895. 

Die  bezüglichen  Erhebungen  sind  auf  Verlangen  der  Arbeitskomniission 
der  Al^eordnetenkammer  veranstaltet  worden.  Sie  be7.wc(  kten  die  Fest- 
stelluns,'  de*5  Lohnsatzes,  unter  licrürksirbtigunt^  der  ihn  möglicherweise 
becintlussenden  allgemeinen  Verhältiiisj,e,  wie  Geschlecht,  Alter,  Oertlichkeit, 
ArbeitsgattunK.  Man  nuifste  sich  hierbei  auf  die  den  Lohnzahlungsbtichera 
tur  einen  halben  oder  ganzen  Monat  entnommenen  Ziffern  b^chränken, 
wobei  jedoch  das  Ärbeitspeisonal  in  zahheiche  durch  Lohnsätze  charak- 
terisierte Kategorieen  zu  sondern  war.  So  hat  man  z.  B.  in  jedem  fest- 
umgrenzten Betriehe  die  männlichen  Arbeiter  in  Alteisklassen  von  la  bis 
18,  18  bis  25  ,  26  bis  45,  46  bis  60  Jahren  eingeteilt  Bei  jeder  dieser 
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Klassen  wurde  die  Aosahl  der  Arbeiter  angegeben,  welche  pro  Stunde 
0,50  Fr.  oder  0J5  Fr.,  i  Fr.  oder  i  Fr.  25  c,  i  Fr.  50  c.  oder  1  Fr. 
75  c.  11.  $.  w.  Tordienten. 

Die  Erhebungen  ergänzen  die  vorerwähnten,  hinsichtlich  der  staat- 
lichen Tabak-  und  Zündhölzchen  •  Fabriken  ' ) ,  sowie  der  Eisenbahnen. 
Aus  ihnen  beiden  erhellt  klar  die  günstige  I.age,  welche  die  Arbeiter 
der  genannten  Kategorieen  in  der  ftanzösiscben  Arbeiterklasse  einnehmen. 

Das  Kleingewerbe.    (Löhne  und  Arbeitsdauer.) 

Unter  dieser  Rubrik  erschienen  bisher  zwei  Bände.  Die  Resultate 
der  Entjuete  von  1892  über  das  N a  h  r  u  n  gsm i  tt elge  \v  i.  r  h  c  in  P.iris 
und  jene  der  Kni|urtf  von  1 893  und  1894  ül)er  das  Pariser  II  e  k  1  ei  d  u  n  gs  - 
gewerbe.  Sie  smd  Mouographieen  über  diese  Ciewerbe  und  schildern 
ihre  gesamten  ArbeitsverlUlltniBte.  Wie  bei  der  grofsen  imd  mittleren 
Industrie  mulste  man  auch  hier  die  Methode  der  uomittelharen  Befragung 
durch  Ddegierte  anwenden;  drei  solcher  mit  den  bereits  erwähnten 
Instruktionen  versehene  Delegierte  haben  eine  sehr  grofse  Zahl  von 
Betrieben  besucht  tmd  beschrieben.  Die  Fragebogen  indessen  waren  hier 
nicht  mehr  <:;leichartig :  die  unendliche  Mannirjfaliigkeit  der  kleinen  Werk- 
stätten und  der  Hausarbeit  läfst  sich  nirht  dur*  h  die  einfarhen  numerischen 
Ausdrücke  schildern,  wie  sie  die  Aufzeiciuiungen  der  (»rofsindustriellen 
lieferten.  Die  Folge  hiervon  ist,  dafs  der  Bericht  einen  weit  mehr  de- 
skriptiven Charakter  hat.  Doch  enthält  er  auch  rekapitulierende  Zahlen- 
flberdchten,  welche  die  besonders  augenfälligen  Thatsachen  gruppieren, 
wie  sie  sich  aus  den  Schilderungen  der  Werkstätten  e^ben. 

Die  Eiliebungen  über  das  Nahrungsmittelgewerbe  umfafsten:  Brot* 
bäcker,  Kuchenbäcker,  Eishändler,  Köche,  (iarköche,  Milchhändler, 
Konditoren,  Konfitürenhändler,  Metzger,  Kuttier,  Fleischwarenhändler, 
Besitzer  von  Kuhställen  zwecks  Beschaffung  frischer  MiU:h.  Als  besonderes 
Kennzeichen  dieser  sehr  lohnenden  f  iewerbs/weige  gilt  in  grofsen  Städten 
die  Surtnenage,  die  lUierm afsi«;  lanirc  Hauer  der  tiL-iic  hen  Arbeit,  der 
Mangel  regelmäfsiger  Ruhepausen.  Dem  siml  noch  hinzuzufügen  jammer- 
volle hygienische  Zustände.  Eine  Regelung  der  Mifsstände  ist  hier  dringend 
geboten.  Ueberau  in  diesen  Gewerben  und  namentlich  im  Bäckergewerbe 
machen  die  vielen  stellenlosen  Arbeiter  in  Paris  die  Frage  des  Stellen- 
nachweises zur  brennenden.  Abgesehen  von  Dienstboten  flir  bürgerliche 
Häuser  [)]azieren  die  so  verschrieenen  Stellenx  ermittelungsbureaux  fast  nur 
Arbeiter  der  Nahrungsmittelgewcrbe.  Das  Bedürfnis  von  Hilfsarbeitern 
aus  Anlais  von  Festtagen  erklärt  teilweise  den  Ueberschuls  Stellenloser, 

')  KiUf  iiufscrst  rrschöptencl.-  Kiiquetr  wur<li-  aucli  von  si  itoii  dir  Rcgicrunj; 
aber  dies.-  Hctri<b<?  für  diu  Jftbr  1895  veran.HUltet.  (\gL  Balletin  de  TOfftc«  du 
Travail,  Nuvembrc  1896.) 
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die  Unbeständigkeit  des  Arbeitqiersonals  und  die  wichtige  RoUe  der 

SteUenverraittler. 

Für  das  Bekleidungsgewerbe  sind  charakteristisch  die  Aufeinaoder- 
folge  fler  Ueberhäiifung  mit  Aufträgen  und  stiller  ^6eiten,  sowie  die  Kon- 
kurrenz der  m  Hause  arbeitenden  Frauen. 

DIl-  \\  erkstättL-narbeit  wird  hier  in  der  KcL'el  mit  cuiera  angemessenen 
Satze  gelolini,  und  der  VVerkstättenarbeiter  ii>i  last  nur  ui  der  stillen  (ie- 
schäftesEeit  übel  dauan.  Auch  hat  der  bestäi^^  arbeitende,  das  ganze 
Jahr  Uber  beschäftigte  Arbeiter  einen  gutoi  Jahresverdienst  Die  Elite« 
arbeiter  erreichen  sogar  sehr  hohe  Einkommen.  Auf  der  unteroi  Stufe 
dagegen  besteht  das  Arbeitspersonal  aus  zu  Hause  arbeitenden  Frauen 
als  Taillennäherinnen,  KorsetnähcriniKti ,  Klcidernäherinnen  aller  Art. 
Die  Konkurrenz  dieser  Frauen,  welche  als  l^hn  nur  einen  Zuschufs  zum 
"Verdienste  des  Familienhauptes  suchen,  drückt  die  Bezahlung  der  Arbeit 
auf  einen  lächerlich  niedrigen  Sntz  herab  und  nmrht  es  der  aui  ihre 
Arbeil  angewiesenen,  alleinstehenden  Näherin  unmöglich,  ihre  Existenz 
damit  zu  fristen. 

Die  Enqudte  ttber  den  Arbeitsnachweis  für  Angestellte, 
Arbeiter  und  Gesinde  in  Frankreich.*) 

Diese  im  Jahre  1S92  fUr  das  vorangegangene  Jahr  veranstaltete 
Enqudte  war  erforderlich  geworden  durch  die  zahlreichen,  der  Kammer 
ttber  den  Gegenstand  unterbreiteten  Gesetzvorschläge,  von  denen  übrigens 
keiner  durchgedrungen  ist.    Sie  hat  vielerlei  streitige  Punkte  hinsichtlich 

der  Thätigkeit  der  .*>tellenvernuttelangsbineaux  festgestellt. 

Das  Verfahren  der  Kuiiueie  war  ein  \  erwickeltes.  Fs  wurden  Frage- 
bogen an  die  Maires  der  Städte  versandt,  welche  mit  der  Beaufsichtigung 
der  Burcaux  betraut  sind,  llue  Antworten  sind  alsdann  von  den  Departements- 
präfekten  in  einem  gewissen  Umfange  zuaammengefafst  und  kontrolliert 
worden.  Femer  wurden  Fragebogen  unmittelbar  an  alle  Bureaux  und 
Veranstaltungen  gesandt,  die  sich  mit  dem  Stellennachweis  beschäftigen. 
Endlich  hat  ein  Delegierter  Frankreich  bereist  und  an  den  wichtigeren 
Punkten  die  hauptsächlichsten  Bureaux  und  Ebrichtungen  besucht. 

Es  wurden  die  Behörden,  —  Präfekten  und  Maires,  —  die  in- 
teressierten ('»ewerlic,  auch  die  Bureaux  und  sonstigen  Einrichtungen 
für  Stellcnvernuttelung  atifge fordert,  die  erhol lenen  lies«  luverdea  gegen 
die  Stellenveruuticlungsbureauv ,  sowie  deren  Gcgenaulsenuigen  mit- 
zuteilen und  zu  begutachten,  und  sich  über  die  Beibehaltung  oder 
Abänderung  der  geltenden  gesetzlichen  Bestimmungen  aoszusprechen. 
Die  hierauf  erstatteten  Aeufserungen  bilden  einen  guten  Kommentar 
zu  den  statistischen  Uebendchten  der  Enqudte,  welche  folgende  Angaben 

'1  V^'t.  Jay,  K:icnil.  (Iii-  Krage  {]<*&  Arbcilbimchweises  in  Fraiikreicli,  in  diesem 
Archiv,  Bd.  IX,  ^iSyO),  S.  i  fg. 
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enthalten:  Fttr  jeden  Ort,  für  jede  Art  der  SteHenverrntttelungs^Ein« 
ricbtung,  sowie  Air  jedes  bediente  Gewerbe  bringen  die  Veber- 
siebten  die  Anzahl  der  vorhandenen  Boieaux,  die  An/ahl  der  Kureaux, 
über  welche  Auskünfte  zu  erlangen  waren,  die  Anzahl  der  jährlich  an- 
genommenen Stellengesuche  und  -angebote,  die  Anzahl  der  bewirkten 
dauernden  und  vorübergehenden  Anstellungen.  Bei  den  gegen  Entgelt 
vermittelnden  Bureaux  (den  sogenannten  autorisierten)  ist  hinzugefügt: 
Taxwert  dtr  Bureaux  (es  war  nämlich  die  Rede  davon  gewesen,  sie  su 
schlie&en  und  die  Inhaber  au  entschädigen),  bezahlte  Einschreibegebtthr, 
(welche  vor  irgend  welcher  Thätigkeit  des  Vermittlers  /u  zahlen  ist), 
Tarifgebühr  (flir  jede  erlangte  Stelle),  gewöhnlicher  Geldlohn  im  einzelnen 
Gewerbe,  'der  dem  ?nr  F.rlnngting  einer  Stelle  bezahlten  Tarifsat/  entsiaicht;. 

Die  Publikation  wird  eingeleitet  (kir<  h  eine  geschirhtliehe  I 'aistellung 
de:»  Arbcilsnaehwei.ses  in  Frankreich  seit  dem  Milielaker ;  sodann  erörtert 
sie  hintereinander  die  Stellenvermittelimg  durch  die  autorisierten  Bureaux 
(von  1375  haben  994  die  Fragebogen  beantwortet),  durch  die  Arbeiter- 
bi^sen  und  durch  die  Gewerbe^ndikate  von  Unternehmern  und  Ar- 
beitem  (ungefähr  425  Vermittelungsstelleni  durch  Klöster,  Wohtthätigkeit»> 
anstalten,  f)hilanthropische  Gesellschaften,  Unterstützungsvereine  auf  Gegen- 
seitigkeit durch  -54  kostenlose  städtische  Arbeitsnachweise.  Den  Schluis 
bildet  eine  L'ebersieht  der  vorgeschlagenen  I^ösungen  der  Frage. 

Die  autorisierten  iiureau.\  vcnnittclii,  wie  bemerkt,  fast  nur  die  An- 
stellung von  Hausgesinde  imd  Arbeitern  der  Nahrungsmittelgewerbe. 
Die  antwortenden  Bureaux  hatten  1891  angenommen  3500000  Stellen- 
gesudte,  1000000  Stellenangebote,  und  460000  dauonde,  360000  Au8> 
hilfe*  Stellen  (auf  Tage)  vermittelt  Die  Thätigkeit  der  städtischen 
Bureaux,  welche  sich  im  allgemeinen  mit  denselben  Kategorieen  befassen, 
hielt  sich  in  bescheidenen  (irenzen.  2  5  000  Gesuche,  13000  Angebote 
und  T I  000  Anstellungen.  Sie  hat  sich  allerdings  seitdem  entwickelt  und 
leistet  jetzt  ganz  wesentliche  Dienste. 

Die  Unierstutzimgsverciue  auf  Gegenseitigkeit  imd  Wohithätigkeiis- 
gesellschaften  vetmitteln  Stellen  für  alle  Berufe :  170000  Gesuche,  70000 
Angebote,  45  000  dauernde  Anstellungen ;  hiersu  kommen  noch  ungefthr 
125  000  vermittelte  Aushilfestelleo.  (Diese  vermittelten  Aushüifestelloi 
entsprechen  nicht  den  Ziffern  der  Angebote  und  Gesuche,  welche  viel* 
mehr  nur  für  dauernde  Stellen  gelten. 

Der  Stellennachweis  der  Industriearbeiter  ges<hieht  hauptsächlich 
durch  die  persönliche  Vorstellung :  der  stellenlose  Arl)eiler  findet  sich  • 
am  Eingange  der  Fabriken  ein ;  man  weifs  diucii  die  Kameraden,  welche 
Fabrik  Arbdter  braucht  Nichtsdestoweniger  hatten  die  Syndikate  und 
Gesellenvereine  155000  Gesuche  und  100000  Angebote  angenommen. 
Sie  vermittelten  ungefilhr  110  000  dauernde  Stellen,  darunter  eine  ganxe 
Ansabl  solcher,  denen  kein  Angebot  vorherging,  sowie  i  o  000  Aushilfestellen. 

ArdiiT  für  loi.  Geaatif ebiiii(  u,  SMticdk.   X.  3' 
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Gleich  dem  städtischen  Nachweis,  hat  suii  in  den  letzten  Jahren 
auch  jener  der  Syndikate  entwickelt.  Es  erschienen  diese  Vermittelungs* 
formen  indessen  noch  nicht  geeignet,  die  bezahlte  Vermittelung  ohne 
Störung  zu  ersetzen,  namentlich  wegen  der  hohen  Wichtigkeit,  welche 
diese  den  anderen  Arten  gegenüber  behalten  hat.  Den  Beschwerden 
über  die  iihcrinäfsig  hohen  Tarifsät/c,  die  Unbeständigkeit  der  ver- 
mittelten Stellen,  die  Betrügereien  man(  her  Vermittler,  Beschwerden, 
welche  vor  allem  von  den  Arbeitern  der  Xahrungsmittelgewerbe  ausgehen, 
ist  abzuhelfen  durch  die  Ausbildung  des  Syndikatsnachweises,  eine  strengere 
Beobachtung  der  die  autorisierten  Bureaux  regelnden  gesctzlichoi  Vor- 
schriften und  die  Schlieisung  ungesetzlicher  Bureaux, 

Die  vom  Obersten  Arbeitsrat,  (Conseil  sup^rieur  du 
Travail),  Ende  1895  gesammelten  Mitteilungen  ttber  die 
Frage  der  Arbeitslosigkeit. 

Die  bezüglichen  Ermittelimgen  geschahen  nicht  mündlich,  sondern 
durch  Fragebogen,  die  in  Frankreich  an  die  Prltfekten  und  Syndikats* 

kammern,  Rir  das  Ausland  nn  die  diplomatischen  Agenten  und  Konsuln 
gerichtet  wurden.  Die  Publikation  bestehi  aus  mehreren  Berichten. 
Bezüglich  der  Statistik  der  .Arbeitslosigkeit  giebi  man  einen  Ueberblick 
der  in  den  Vereinigten  St;Laten  von  Amerika,  in  Deutschland  und  in  der 
Schweiz  angestellten  Erhebungen,  sowie  der  m  England  und  I*' raukreich 
gesammelten  Aufzeichnungen  von  Gewerkvereben.  Aus  diesen  Er^ 
mittelungen,  die  noch  wenig  genau  sind,  scheint  sich  (Ur  eine  Reihe 
von  Jahren  unter  mittleren  Verhältnissen  für  die  Arbeiterbevölkenmg  der 
Industrie  ein  ungefährer  Bestand  von  10  Arbeitsloser  zu  ergeben,  vxm 
denen  i  freiwillig,  2,5  wegen  Krankheit,  3, 5  unfreiwillig  normal, 
%  unfreiwillig  anorm.ll  arf)eitslos  sind.  Es  ist  hier  unter  .Airbeits- 
losigkeii  vollständige  Unthätigkeit  und  nicht  blofe  em  Nachlassen  der 
Thätigkeit  bei  im  Dienste  bleibenden  Arbeitern  zu  verstehen,  lieber  die 
Ursachen  der  Arbeitslosigkeit  wird  ein  Auszug  aus  den  bezüglichen  Ant- 
w<^en  von  Mitgliedern  des  Obersten  Arbritsrates  und  von  Syndikaten 
mitgeteilt.  Bezüglich  der  Versicherung  gegen  Arbeitslongkeit  endiält  die 
Publikation  eine  Darlegung  der  unternommenen  Versuche,  namentlich 
der  in  der  Schweiz  getnachten.  lieber  die  Arbeitsunterstützimgs -Vereine 
wird  mitgeteilt,  dafs  in  Frankreic  Ii  vier/ig  bestanden,  davon  22  in  Paris, 
Ihr  System  macht  die  Anweisung  auf  eine  mäfsigc  Unterstützung  von 
einer  Arbeitsleistung  abhängig.  Gleichzeitig  lassen  sie  sich  die  Ver- 
mitteltmg  von  Stellen  für  Arbeitslose  angelegen  sein.  Die  Untersttttzungs* 
kassen  für  Arbeitslose  der  Arbeiter-Syndikate  befinden  sich,  wie  uns  femer 
berichtet  wird,  in  Frankreich  noch  im  ersten  Entwickelungsstadium, 
während  die  entsprechenden  Einrichtungen  in  England  aufscrordenllieh 
reiche  Fonds  aufweisen.    Von  2178  Syndikaten  (1894)  hatten  nur  487 
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derartige  Kas«;cn  in  Aussidit  gcnnnmen.  wovon  kaum  90  funktionieren, 
66  von  ihnen  mit  einer  Zahl  von  14601  Mitgliedern  hatten  1894  die 
Summe  von  75440  Fr.  an  i25i  Mitglieder  für  36400  verlorene 
Tage  ausgezahlt.  Man  ist  allgeiuciu  der  Ansicht,  dafs  diese  Kassen  als 
das  b«sie  Zufluchtsmittel  gegen  Arbeitslosigkeit  su  fördern  seien.  Zum 
Kapitel  der  Ausföhrung  öffentlicher  Arbeiten  als  Mittel  zur  Untersttltzung 
Arbeitsloser  in  den  ,^ren  1890 — 189$  wird  berichtet,  dafs  sich  die  be- 
siigUchen  Erhebungen  auf  die  Städte  erstreckt  hätten,  welche  einen  Etat 
von  über  100000  Kr.  nufweisen.  Eine  gnnre  An/nhl  von  ihnen 
haben  /iir  Hekfim|jiung  anf>ertirdentlicher  Arbeitsl()si<;krit  stadtische 
Arbeiten  <*rganiaiert.  41  Städte  haben  die  Arbeilslosen  nur  im  Winter 
zur  Beseitigung  des  Schmutzes  und  Schnees  der  Strafsen  angestellt. 
114  andere  haben  allein  in  fünf  Jahren  fünf  Millionen  för  Erdarbeiten 
jeder  Art  aufgewendet.  Im  Obersten  Arbeitsrat  hielt  man  es  für  an- 
gebracht, die  Attsfuhrung  solcher  Unterstiitzungsarlieiten  den  städtischen 
Behörden  zu  empfehlen,  und  sich  auch  den  Ansichten  über  die  Art 
dieser  Ausführung  angeschlossen,  wie  sie  sich  aus  dem  Bericht  des  Arbeits- 
amtes erget)en.  — 

Was  die  Verüffenilii  iuingen  über  die  Artcllc  bei  den  russischen 
Eisenbahnen,  sowie  über  die  Produktivgenossenschaften  in 
der  französischen  Landwirtschaft  anlangt»  so  ist  die  erstere 
der  Auszug  aus  dem  Berichte  über  eine  in  Rufsland  im  Auftrage  des 
Arbeitsamtes  angestellte  L'ntersu<  )um^.  Sie  schildert  die  Verwendung 
von  Arlioitervereinen  für  ver>(  lik  dLtio  Dienstleistungen  riHgemeiner  Art 
bei  den  Eisenbahnen.  Du-  /w(  ite,  lüe  von  dein  mit  den  l)e/iigli<  lieii 
Erhebungen  betrauten  Dciegienen  M.  de  Kocquigny  veruftentlicht  wurde, 
bringt  Mitteilungen  über  alle  Arten  von  Genossenschaften,  welche  seitens 
der  landwirtschaftlichen  Syndikate  in  Frankreich  Anwendung  gefunden 
haben.  — 

Die  Publikation  über  die  Einigungsämter  und  Schieds- 
g e  r  i  (  h  t e  in  G e s a ra t  s t  r e  i  t  i g k  e  i t  e n  /  w  i s (  h  c  n  T  n  t  c  rn  e h m c r n 
und  Arbeitern  ist  keine  stati^tisrlic  s, indem  eine  kritisc  he  Zusammen- 
stellung von  Berichten  über  die  i'c/iiglii  heu  \  erhnltnisse  in  Grofs- 
britannien,  den  \  ereinigteu  Staaten,  Belgien  und  Kraukreich.  Sie  bringt 
vor  allem  Mitteilungen  über  die  ständigen  und  freien  gemischten  Aus* 
Schüsse  von  Unternehmern  .und  Arbeitern  zur  Herbeiführung  der  Einigung 
und  schiedsrichterlichen  Entscheidung  in  sozialen  Gesamtkonflikten. 

Der  Band  betitelt:  Hygiene  und  Unfallsicherheit  der 
A  r  1)  e  i  t  e  r  in  gewerblichen  Betrieben  und  Fabriken  bringt 
eine  Darstelhuig  und  den  Text  dt  1  bezüglichen  Gesetzgeliung  Fiankreu  hs 
und  des  .\uslamies,  und  ausserdem  nur  einige  wenige  statistische  Ueber- 
sichten  über  die  Gewerbeiuspektion.  - — 

Die  Veröfifentlichungen  endlich,  in  welchen  das  Arbeitsamt  die  Re- 
sultate der  obligatorischen  Ar  heiter  Versicherung  in  Deutsch* 
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laad  und  Oesterreich  susaminengestellt  hat,  enthalten  Statistikeii 
ans  zweiter  Hand,  und  dürften,  seien  sie  für  Frankreich  noch  so  nütalich, 

für  den  deutschen  I.cser  kaum  Interesse  haben.  — 

Das  Bulletin  de  l'Office  du  Travail  erscheint  jeden  Monat 
Die  Zeitschrift  bringt  für  l-rankreich :  i)  statistische  Angaben,  die  all- 
monatlirh  gesammelt  werden,  über  die  Arbeitsthätigkeit  und  Arln-it?^ 
losigkeit,  die  kostenlose  Stellenverniittehing  fiir  Arbeiter,  das  otlentliche 
Anncawescn  in  l^arii,,  die  Bevv  egung  i  Gründung  und  Auflösung)  der  Syndikate, 
die  Strikes,  die  Einigungsämter,  die  Sparcinrichtungen  u.  s.  w.:  2)  die 
statistischen  Resultate  jährlicher  oder  vierteljährlicher  Erhebungen,  über 
welche  kein  besonderer  Bericht  gedruckt  wird,  so  die  Statistik  der  Ge- 
nossenschaften; 3)  Berichte  Uber  die  von  anderen  Zweigen  der  Staats« 
regierung  aufgestellten  Arbetterstatistiken,  z.  B.  über  jene  der  vom  Minister 
der  öffentlichen  Arbeiten  veranstalteten  Statistiken  der  Minen  und  Eisen- 
bahnen, der  vom  Finanzminister  veranstalteten  über  die  Staatsniaiiufakturen 
und  die  seiner  Kontrole  untersteilten  Industrieen  i^Zuckersiedereicn.  Rrannt- 
weinbreaaereien  u.  s.  w.),  der  durch  Prämien  unterstützten  Industrieen 
(Seidenspinnereien,  Handelsmarine)  der  Gewer bemspektion,  der  vom  Han- 
delsminister veranstalteten  über  die  Gewerbesyndikate,  der  vom  Minister  des 
Innern  veranstalteten  über  die  Gefftngnisartkeit,  die  UnterstUtzungs  vereine 
auf  Gegenseitigkeit  u.  s.  w.,  der  vom  Landwirtschaftsminister  veranstalteten 
Uber  die  landwirtschaftliche  Arbeit  u.  s.  w.;  4)  die  ftanzdsische  Gesetz- 
gebung und  Rechtsprechung,  soweit  sie  die  Arbeiter  interessiert ;  5)  Mit- 
teilungen über  die  soziale  Entwiekelung  des  Auslandes:  Statistiken, 
Enqueten  ttnd  Gesetze,  nach  offiziellen  Veröffentlichungen  und  den  Be- 
richten der  diiilouiati-ichcn  Geschäftsträger  und  Konsuln.  — 

Die  rublikalionen  endlich  des  Bureau  de  la  Statist  ique 
generale,  welches  eine  Abteilung  des  Arbeitsamtes  bildet,  vervoll- 
stSndigen  die  Sozialstatistik  Frankreichs. 

Es  werden  in  ihm  alljährlich  bearbeitet  (in  der  Serie  derStatistique 
annuelle):  Die  Statistik  der  Bevölkerungsbewegung  (Geburten,  Todes- 
ftQle,£heschliersungeD),  der  Wohlthätigkeitsanstahen,  Krankenhäuser  u.  s.  w.; 
ferner  von  fünf  zu  fünf  Jahren  die  allgemeine  Volkszählung. 
Die  Volkszählung  von  1891  hat  aufserdem  eifie  sehr  umfassende  Unter- 
suchung über  die  Lage  der  Auslander  in  Frankreich  veranlafst.  Es 
wurde  dies'-  angestellt,  um  dt  ii  \'ururleilcn  der  franiusischen  Industrie 
gegen  die  auslandischen  Arbeiter  m  begegnen.  Bekanntlich  lebten  1S91 
über  I  100000  Ausländer  in  Frankreich,  dagegen  kaum  200000  Fran- 
zosen im  Auslände.  Die  ausländischen  Arbeiter  männlichen  Geschlechts 
repräsentierten  ^Viuuo  (ninzösischen  Arbeiter,  die  des  weiblichen 
Geschlechts  *T'ioo«>  Eisenbahnen  betragen  die  entsprechenden 

Ziffern     ,  ,  und  -  ,,„„„  im  Handel  ««  ,„00  und  "/,„„o-    I>cn  meisten 

ausländischen  Arbeitern  begegnet  man  in  der  Industrie  chemischer  Pro- 
dukte r-'^iooo).  »n  d«n  Minen  ('"/,Mo)r  »  Hüttenwerken  (»*^,ooo)- 
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Die  Statistik  der  GesamtbeTölkening  Frankreichs  war  stets  von  einer 

Gc^verbestatistik  begleitet.  Wie  in  Deutschland,  bezeugen  auch  in  Frank- 
rricfa  die  Aufeinanderfolge  dieser  Statistiken  die  ?'ntwickelung  der  städti- 
schen IndiLstrieen.  die  fortschreitende  Verminderung  in  der  An/ahl  der 
Arbeitgeber  pro  tausend  Angestellte  und  Arbeiter  der  Industrie  und  des 
Handels,  das  Anwachsen  der  landwirtschaftlichen  Unternehmer  u.  s.  w. 
Dem  Beispiele  Deutschlands,  der  Schweiz  and  der  Vereinigten  Staaten 
folgend,  hat  Frankreich  die  Zählung  von  1896  zur  wesendichen  Fort- 
bildung der  Gewerbestatistik  verwertet  Der  Bericht  Aber  die  nächste 
Volkszählung  wird  neben  der  allgemeinen  Bevölkerungsstatistik  eine  aus» 
fUhrliche  besondere  Ciewerbestatistik  enthalten,  mit  deren  Ausarbeitung 
die  Beainten  des  Office  du  Travail  gegenwärtig  beschäftigt  sind.  Sämt- 
liciit-- ('»ewertic-Aufnahuiekartcii  wurden  in  Paris  gesammelt  und  nach  dem 
elektribchcu  System  Hollerith  klassifiziert  luid  ausgezählt.  Die  Vorbereitung 
dteser  Opcratkm  war  einer  der  Eotstehungsgrände  des  Arbeitiamts;  be> 
dauexticherweue  aber  gestatten  die  bewilligten  Kredite  nicht,  ihr  den 
Umfang  m  verleihen,  welchen  sie  in  Deutschland  und  in  den  Veremigten 
Staaten  erreicht  hat. 

Das  Bureau  de  la  St atistique  generale,  mit  welchem  der  ( >berste 
Rat  für  die  Statistik  Frankreichs  (Conseil  superieur  de  Staiistique  en 
France t  verbunden  ist,  veröffentlicht  femer  den  Annuaire  statistique  de  la 
France,  dessen  16.  Band  [iSgS — gt)  kürzlich  erschienen  ist.  Dieses  Jahr- 
buch enthält  einen  Auszug  aller  Stattstiken,  welche  die  Volkswirtsdnft 
Fnmkreichs  illustrieren.  Seit  der  Eraiditung  des  Arbeitsamtes  bat  sdne 
Anlage  die  Änderung  erfahren,  dafs  der  Ailieiterstatistik  ein  grdfseier 
Raum  zugeteilt  ist.  Ein  Eingehen  auf  den  Inhalt  des  Annuaire  statistique 
erscheint  hier  nicht  geboten,  da  er  keine  Originalarbeiten  enthält.  Nichts- 
destoweniger ist  es  angebracht  am  Schlüsse  dieses  soziaistatistischen  Ueber- 
blicks  auch  seiner  zu  erwähnen  als  einer  ergiebigen  Quelle  reichhaltiger 
Belehrung  Uber  das  behandelte  Gebiet 
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Legten  C,  Der  Strike  der  Hafenathtiter  und  Seeleute  in  Hamburg- 
Altona,  Darstellung  der  Ursachen  und  des  X'erlaufs  des 
Strikes,  sowie  der  Arbeits-  und  Lohnverliältnisse  der  im 
Hafenverkehr  beschäftigten  Arbeiter.  Mit  einer  Karte  des 
Hamburjjer  Hafens.  Hamburg  1807.  W  rla;^  (K  r  ( lencral- 
koinmission  der  Gewerkschaften  Deuti>chland  (C  Legien). 

vni  u.  104  s. 

Diese  Schrift,  die  einen  gcwerkschafls-offiziellen  Charakter  trägt  — 
das  Vorwort  ist  von  der  Generalkonimission  der  Gewerkschaften  Deutsch- 
lands unterzeichnet  —  ist  sehr  geeignet,  die  Kenntnis  der  wichtigste 
Thatsachen  und  Ereignisse  des  Hamburger  Strikes  in  weite  Kreise  zu 
tragen.  Der  I.Abschnitt  handelt  über  den  Hafenverkehr  und  die  Rhederei- 
profite  (S.  I — 8),  der  11.  über  die  Arl)eits-  und  Lühn\ crhaltnisse  ',S.  9 
bis  ,  der  III.  über  die  Ursachen  (8.40  —  461,  der  I\  .  iilu  r  X'crlauf  und 
liudc  des  Strikes  (S.  47 — 87),  der  V.  knüpft  allgemeine  Bclraünuug  und 
Lehren  daran  (S.  88 — 94).  Im  Anhange  wird  das  Manifest  und  der  Rechen- 
schaftsbericht des  Komitees  der  Londoner  Dockarbeiter  aus  dem  Jahre 
1889  mitgeteilt. 

Der  aweite  Abschnitt  deckt  sich  seinem  Gegenstande  nach  mit  den 

beiden  ersten  Stücken  der  Abhandlung,  die  im  Februar-Hefte  dieses 
Archivs  publiziert  worden  ist,  und  liefert  mehrere  £inzelheiten  zu  deren 
Ergänzung.  Dabei  niü^e  beachtet  werden ,  dafs  unsere  .Arbeiten  völlig 
unabhängig  vnn<'in;ui<kr  gewesen  sind.  N'cnes  wird  7\\x  Kritik  der 
ersten  I.o]inli>tr  mitgeteilt,  durch  deren  Publikation  die  l Limburg- 
Amerika- l.inic  giofse  Eindrücke  auf  ihr  Publikum  machte;  sie  betraf 
die  84  festen  Kohlenschaiierleute,  von  denen  Herr  Legien  55  persönlich 
über  ihre  Lohnverhältnisse  befragt  hat,  diese  hatten  alle  &«atxleate  ge- 
stellt, deren  Löhne  auf  ihre  Namen  geschrieben  waren;  i^die  Ersatzleute 
hatten  ein  Jahreseinkommen  von  800 — laoo  M."  —  ob  aber  solches 
Einkommen  nur  allein  aus  dieser  Quelle  entsi>rungen  war,  ist  wohl  nicht 
geprüft  worden.  S.  21  wird  die  genau  spesiüxierte  Lohnrechnung  eines 
festen  Staatsquaiarbeiters  mitgeteilt .  die  unsere  Ans^abcn  (a.  O.  S.  206) 
bestätigt.  S.  27  Vsegrcift  der  \'ert.  dif  Kolilenarheiter  als  insgesamt 
mit  den  ..sriiw  ar/cn  Schauerleuten  '  identisch.  Wenn  auch  eine  strenge 
Scheidung  hier  nicht  leicht  vorhanden  ist  —  wir  verweisen  auf  unsere 
Vorbemerkung  S.  182  —  so  hat  doch  sowohl  in  der  Organisation  als 
in  der  Ordnung  des  Strikes  die  regeln^fsig  mit  Bunker-  tmd  Platzarbeit 
beschäftigte  gröfsere  Zahl  unter  dem  Namen  „Kohlenarbeiter**  sidi 
abgeschnürt»  und  sie  haben  daher  a.  a.  O.  S.  198 — 199  eine  besondere 
Darstellung  erfahren.  Die  eigentlichen  „schwarzen  Schauerleute"  sind 
diejenigen,  die  regelmäfsig  nur  mit  dem  Entleeren  der  Kohlendampfer 
zu  thun  haben,  and  und  heifsen  also  auch  ,^ohlenarbeiter*' :  im  Volks* 
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munde  werden  sie  als  „de  Swarten  achter  de  Barg'*  h.  e.  hinter  dem 
Pinnasbergf  wo  Altona  anfängt,  weil  alle  älteren  Leute  dieses  Zweiges 

dort  wohnen,  unterschieden.   Sie  sind  es,  deren  Verhandlungen  mit  den 

Kohlenimponeuren,  die  ihnen  neue  Bedingungen  aufzuzwingen  verBiirhten, 
die  Zeit  vom  Ende  des  .'^trikes  her  erfüllt  haben  und  heute  noch  nicht 
abgeschlossen,  jn  durch  den  Versuch  jener,  die  Arbeiter  durch  eine 
Kautionskasäe  an  sich  zu  fessehi,  eben  (17.  März;  in  eine  höchst  kritische 
Phase  getrettti  sind.  —  Den  grtüittmi  Raum  des  Abschnittes  nehmen  die 
neu  aufgestellten  (also  nicht  durd^sesettten)  Lohntarife  ein;  als  besondere 
Kat^orieen,  die  von  uns  Qbeigu^ai  waren,  hat  Verf.  noch  die  „Donkey- 
leute**  (ungelernte  Maschinisten ,  die  den  Dampfkessel  auf  Schuten  be- 
dienen, wodur(  h  die  auf  grofsen  Schiffen  befuidlichen  Dampfwinschen 
beim  Löschen  von  kleineren,  besonders  also  von  Segelschiften,  ersetzt 
werden;  Verf.  spricht  von  Segels(  hitTen  si  hlet  luhin,  obgleich  die  tirofsen 
Segler  eigene  Dampfwinschen  au  liurd  haben;  und  die  Arbeiter  der  i:llb- 
dampfsdiifiährts-Gesellschaft  „Kette"  angeführt;  zu  den  „Seeleuten'*  hat 
er  Beachtenswertes  Uber  die  „Wachen"  beigebracht.  Die  Baggerer  und 
Batlastarbeiter  hat  er  nicht  erwähnt ;  wir  möchten  hier  in  Bezug  auf  jene 
einzufügen,  dafs  das  a.  .1.  O.  S.  207  (lesagte  nur  von  den  Baggerem 
gilt,  die  als  Staatsarbeiter  mit  Frhaltung  und  Verbesserung  des  Fahr- 
wa«<sers  m  thrin  haben;  wäijrend  es  aufserdera  noch  etwa  2000  solche 
Arbeiter  giebt,  die  für  Privatunternehmer  Sand  aus  der  Elbe  schatlea  — 
es  ist  aber  begründet,  weim  wir  nur  jene  den  Hafenarbeitern  zuzählen.  — 
Es  sei  hier  auch  erlaubt,  unsere  Bemerkungen  über  den  „Nutzen"  der 
Hamburgischen  Rhederei  (S.  230—233)  zu  vervollständigen  (auch  Legien 
kritisiert  S.  3-8  die  Behauptungen,  die  hierüber  von  Khedem,  von 
deren  Zeitungen ,  von  Abgeordneten  und  Ministern  verbreitet  wurden, 
ohne  aber  über  das  Jahr  hinauszugehen  '     Wir  hatten,  bei  l?erech- 

niUig  der  Durchsc  hnitte,  die  I  >i\ itlenden  der  südamerikanischen  und  der 
Kosmos-Linie  für  lÖyO  denen  tur  das  Vorjahr  gleich  gesetzt.  That- 
sächlich  betragen  de  dort  10  statt  7,  hier  11  sUitt  8  und  zwar  trotz 
des  sehr  grofsen  Schadens  durch  den  Strilce,  worüber  die  Jahresberichte 
lebhaft  klagen:  die  Zehnjahrs*Durchschmtte  erhöben  sich  dadurch  auf 
1 1,3  und  8,56  "/„•  Mehrere  andere  Gesellschaften,  die  während  der  letzten 
Jahre  nicht  rentiert  haben,  verteilen  für  das  letzte  Jahr  5  %  Dividende. '}  — 

•)  Nacbträgf  /.ur  „Vorgesicliichtc"  des  Strikcä  werden  wir  in  die  liarstcllung 
sdnes  VeilMfcs  blaflbemduiMii.  Hier  aittge  nur  noch  crwihnt  werden  (was  in 
oDBcrcr  Abhandlung  durch  Flflchtigkeit  veraKnmt  wurde),  dafs  dem  smialpolitischen 
Pobliktun  ein  allgemeiner  Anfschlufs  ttber  die  ZnstSnde  der  Hafenarbeiter  und  See« 
lente  schon  in  treflnicht-r  Weise  durch  die  Rede  des  Herrn  J.  Will  .uil  d<-ni  Kon- 
grcfs  des  freien  Hochstittes  zu  Frankfurt  .1  M.  ;im  19.  Oktolur  1893  j,'<'j,'t  hen  wurde. 
\'^\  .Arbeitslosigkeit  und  Arbeitsveriniulimg  in  Industrie-  und  liandelsüUidlen". 
Berlin,  i.icbmauu,  1894,      121  —  137. 
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Zu  den  3  leteten  Abschnittea  vorli^ender  Schrift  wollen  wir  nur  be> 
merken,  dols  darin  die  wichtigsten  Dokumente  wörtlich  mi^eteilt  werden/ 
weldie  den  V^lauf  des  StrikM  beceidmen.   Wichtig  üod  demnächst  die 

Tabellen  über  eine  vom  Strike-Komitee  gdührte  Statistik;  wir  können 
diese  Tabellen  nach  eigenen  Auszügen  als  richtig  bestätigen.  Im  übrigen 
behalten  wir  uns  vor,  zum  Verständnisse  der  \'org.'inge  unsererseits  durch 
eine  zusammenhänifende  Darstellung,  die  in  diesem  Archive  erfolgen 
wird,  beizutragen.  Die  Schlufsbetrachtung  !>egiens  verl)reitet  sic\\  aus- 
schUeislich  üi>er  die  Notweudigkeii  der  Organisationen ,  und  giplck  ui 
dem  mversiGfatlidien  Satie:  der  otnaiiisierten  Arbeit  gegenüber  vennöge 
das  organisierte  Kapital  nicht  dauernd  Stand  zu  halten  (S.  94).  —  Die 
Beilagen  der  durch  Fleiis  und  Sorgfiüt  sich  auszeichnenden  Schrift,  die 
mit  anderen  Arbeiter-Publikationen  auch  den  Vonug  grofser  WohlfeUheit 
(30  Pf.)  teilt,  smd  dankenswert 

Hamburg. 

FERDINAND  TÖNNIE& 
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bei  postfreier  Zuwendung  JL  ä,fiO. 
Hon  4 

Ulm  nr  ünleruiil  MMe. 

Vorberiehte  und  Verbnüdlanswi 

der 

Konferenz  v.  2 1 .  u.  22.  April  1 803. 

Preis  >I .  H  m, 
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Heft  g 

Die  BfisMiiu^^You  üßMltelA 

taugenossonsohaftoo. 

Verbendliingen 
dar 

Konftirpnz  vom  9.  Mai  1884. 
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Die  yerlreitttüi  Enten  Lesestoffi. 

Von  Pftntor  Apel. 
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Die  Wölilfalirtsjflcge  aii[  im  Lande. 

Von  Heiatidi  Holuirey. 
Preis  U.  4,bei  poetfreier  2aiend.  M.4»e0. 

Hein  10 

Efltwickelfliii  id  £ßs:ßüwäi  liicrSlaiid 

der  Frege  die 

Ariieitsnadiwelees. 


Weibiicke  Hflirskrifte  i.  d.WoMfahrtiflei!» 

Vorbericbte  und  Verfaendlangen 
der 

Konferenz  v.  1 1.  n.  I2.ttnl  1898. 

Preis  M.  2,40, 
\iQi  postfreier  Zateodung  M.  8,60. 
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Das  Sweatiiigsystetn  KotS^Mpn  und  die 

Vorschlage  der  Komiiussioii  fOr  Arbeltith;8tatistik. 

Von  ,    .  /  / 

Dr.  ALFRIED  WEBER,  -  / 

in  Berüiii-  ^' 

Als  im  Frühjahr  vorigen  Jahres  durch  den  grofseD  Konfektions- 
arbeiterstrike,  die  Frage  eines  gesetzgeberischen  Eingreifens  in  die 
Verhaltnisse  der  Konfektion  auf  die  Tagesordnung  gesetzt  wurde« 
war  das,  was  die  Situation  kennzeichnete^  die  Unsicherheit,  in  der 

man  sich  über  Mö|,j!ichkeit  mul  Richtung  eines  wirklich  wirksamen 
gesetzgeberischen  Vorgehens  befand.  Die  im  Reichstag  anläfslich 
der  Interpellation  Heyl  \.  Herrnsheim  gehaltenen  Reden  spiegelten 
diese  Situation  deutlich  wieder.  Die  Vorschläge,  die  man  in  den 
Rahmen  der  Diskussion  i.ct'y,  ^in«^cn  von  der  einfachen  Ausdehnung 
der  hishcrii^en  Arbeittrscluit/hotiinniiiii^cn  auf  den  hausindustriellen 
Teil  der  Konfektion  l»!«-  herüber  /um  gesetzlichen  Verbot  der  Haus- 
industrie, der  Abscliarfimg  dc^  Zwischenmeistersystems  uder  der 
Beseitigung  der  Heimarbeit.  Einen  deutlichen  Weg,  wie  aus  den 
bestehenden  Zustünden,  besonders  den  jämmerlichen  Lohmerliaii- 
nisscn,  herauszukommen  sei,  sah  man  auch  dort,  wo  man  von  einem 
gesetzgeberischen  Vorgehen  viel  erwartete,  nicht  vor  sich. 

Die  Aufgabe,  die  der  Kommission  für  Arbeiterstatistik  mit  dem 
Auftrage,  sich  mit  der  gesetJ^berischen  Behandlung  der  Konfektion 
zu  beCaissen,  aus  dieser  Situation  erwuchs,  ging  offenbar  über  den 
Rahmen  der  blofsen  Prüfung  der  Notwendigkeit  und  Zweckmafsig- 
keit  bestimmter  gesetzgeberischer  Mafsregeln  erheblich  hinaus.  Das, 
was  man  von  ihr  erwarten  mulste  und  was  die  Einbeziehung  der 
Untersuchung  der  Mifsstände  des  Zwischenmeistersy-tenis  in  den 
ihr  erteilten  offi/.ielU n  Auftrag  auch  als  Aufgabe  mitandeutete,  war 
eine  allgemeine  Klärung  der  \'crhältnisse,  die  Herstellung  eines 
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festen  Bodeos  für  die  Au&teUung  weitergehender  allgemeiner  ^ele 
der  Gesetzgebung. 

^freulicherweise  ist  das  durch  die  Kommissionserhebun^n 
in  dieser  Richtung  Greleistete  audi  wirklich  sehr  wesentlich,  '  i  Man 
hat  die  Untersudiunji!^  in  der  Kommission  zwar  fast  zu  ängstlich  auf 
die  Engrosbranchen  der  Kleider-  und  Wäschekonfektion  im  en^^sten 
Sinn  beschränkt  Aber  man  hat  dafür  durch  eine  sehr  gesclückte 
systcniatische  Befragung  von  122  Auskunftspersonen  erzielt,  d.ifs 
über  Produktionsweise,  Betriebsforni  und  die  wesentlichen  Seiten  der 
Arbeitsverhältnisse  in  diesen  IVanchen  jetzt  eine  /.lenilich  \ oll- 
standige  Klarheit  erreicht  ist.  Wie  es  haupisächlich  das  \'erdii  nsi 
der  anläfslich  des  Sttikes  voii^^enommenen  Erhebungen  da»  Berliner 
Einigungsamtes*)  ist,  dals  man  bezüglich  der  Lohne  in  der  grofs- 
städtLscheii  Konfektion  heut  festen  Buden  unter  den  Füfsen  hat,  so 
ist  es  den  Konimissionserhebungen  zu  verdanken,  wenn  man  über 
den  Zusammenhang  zwischen  diesen  Löhnen  und  der  Betriebs» 
Verfassung  der  Konfektion  und  damit  über  die  entscheidenden 
Vorfragen  liir  eine  wirklich  wirksame  d.  h.  zur  Erhöhung  der 
Löhne  fiihrende  Reform  jetzt  klar  zu  sehen  vermag. 


Die  KommiMiim  ist  nicli  einer  orieotierenden  VonrerhandluDg  (Verh.  d. 
K.  f.  A.  Nr.  9)  wfort  zur  mändUchen  Vemdunniig  tob  Aosknnftqitertoiieii,  leilireise 
ntter  Zuiehung  einiger  SMchvcrsUindiger  gochritten  (Verfa.  d.  K.  t  A.  Nr.  10  «ad 
It  Nacbtrag).  Sie  hat  22  Konfiektionire,  a6  Zwiachenineuter,  4  Zwischenmeiite- 
rinnen,  16  Arbeiter  und  54  ArbeiteiiDnen  vernominen.  Berflcksichtigt  wurden  dabei 
für  die  Herren-  und  Knabenkonfektion  aus  dem  ostdeutschen  ProduklioDsgebict: 
Bt-rlia  utid  Stettin,  nu»!  dem  westdeutschen;  Lübeck,  Herford  und  Gadderbaum  bei 
Bielefeld,  aus  dem  siiddeutschen :  Ascbafieobarg,  Nürnberg  und  Stuttgart,  tur  die 
DuwnmlnttlkonicktMm  tbi«  dr«t  Sitte:  Berlin,  Bredui  nnd  Erfart,  ftr  die  WStdW' 
fäfarilution  (Hentellnng  gaNbkter  WIkIw)  ebcoidb  ihre  drei  Sitae:  Berlin,  Bidefield 
und  der  Bezirk  am  Ane  in  Saduen,  fta  die  Wischekoofelition  (HcczteUnng  nagc- 
Itirktcr  Wäsche),  endlich  Berlin,  Breileu,  Köln  a.  Rh.  und  Münchcti.  —  Gleichzeitig 
haben  an  diesen  Orten  auf  Anregung  der  Kommission  durch  die  Gewerbeinspek- 
toreu  und  Polizcibfihorden  Erhehunpen  über  die  gesundheitlichen  und  sittlichen 
Verhältnisse  statlgctundeu.  —  Das  gewonnene  Material  ist  im  statistischen  Reicbsaiatc 
ttater  Benutzung,  der  Erhebungen,  die  das  Berliner  und  Stettiner  Einigungsamt  anlsifslich 
d««Strik«t  Aber  die  Löbne  m^eiteltt  ketten»  zu  einer  sdir  ftbcnichtUchen  ZtiMuntnea- 
stc11oagTeiift)eitet  worden  (Erb.  Nr.  10).  EndUcb  liq^en  die  Verknadlnngen  der  K<»ai* 
minion  über  dieae  ZnsMameQStdlttng  (Verb.  Nr.  la)  und  ibr  Beriebt  (Veib.  Nr.  tj)  vor. 

^  Anfierordend.  Beil.  z.  Soz.  Pruciz  V.  Jnbrg.  Nr.  29  und  ^Gewerbegericbl" 
1.  Jnhfg.  Nr.  6. 
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Es  sollen  im  Folgenden  die  Folgenin^^en,  die  sich  nach  dieser 
Riciitung  aus  einer  Verarbeitung  des  gebotenen  Materials  ergeben, 
unter  Besprechunff  der  Ansichten  und  Vorschläge  der  Komnuüsioii 
kurz  dargelegt  werden. 

I. 

Zunächst:  was  lälst  sich  iiber  den  Stand  der  Löhne  und  den 
Verdienst  der  grorsstädtiscbeo  hausmdustriellen  Konfektionsarbeite- 
rinnen» an  die  man  bei  einem  staadteben  EingriflT  vor  allem  denkt, 
nach  den  jetzt  vorhandenen  Daten  liir  ein  Bikl  gewinnen? 

Was  man  bei  Ausbruch  des  Strikes  darüber  wufste,  war  Sulserst 
v^rer  Natur.  Aus  den  unerhört  niedrigen  Stuciddhnen,  von  denen 
man  horte,  konnte  man  zwar  auf  einen  allgemein  jämmerlichen 
Verdienst  schlie&es.  Für  diesen  selbst  aber  standen  sich  Angaben 
wie  die  des  Berliner  Gewerberats  aus  der  Reichsenquete  von  18S5,  *) 
wonach  in  der  Berliner  Danienmäntelbranche  der  Wochenverdienst 
«iner  sehr  geschickten  Arbeiterin  nicht  mehr  als  9  Mk.  und 
der  einer  ungeübten  nur  4 — 5  betragen  sollte,  und  Auszüge 
aus  Lohnbüchern,  nach  denen  dieser  Verdienst  für  billige  Konfektion 
durchschnittlich  12,84  Mk.,  für  tniitlcrc  17,96  Mk.  und  für  bessere 
19,96  Mk.  sein  >olltc,  unausgegliclicn  gegenüber.  In  Wirklichkeit  hatten 
Angaben  derart  so  gut  wie  gar  keinen  W'ert.  Sie  berücksichtigten 
weder  die  Arbeitszeit  der  Arbeiterin neji,  noch  deren  .Stellung  als 
Werkstatt-  oder  lieiinarbeitcrinnen  und  ihre  davon  abhängigen  Aus- 
lagen auf  ihren  Bruttoverdienst,  noch  sagten  sie  endlich  über  die 
jährliche  arbeitslose  Zeit  der  Arbeiterinnen  etwas  aus.  Sie  liefsen 
also  weder  die  wirklichen  Lohn^tze  der  Industrie,  die  nur  an  dem 
Nettoverdienst  pro  Arbeitsstunde  zu  messen  sind,  noch  die  allge* 
meine  wirtschaftliche  Lage  der  Arbeiterinnen,  für  die  ihr  Jahresnetto* 
verdienst  der  Malsstab  ist,  erkennen. 

Bekles  ist  aus  aus  den  jetzt  vorliegenden  Daten  für  Berlin 
ziemlich  vollständig  und  für  Stettin,  Breslau  und  Erfurt  wenigstens 
teilweise  zu  ersehen.  In  der  Berliner  Herren-  und  Knabenkonfektion 
ist  durch  die  Erhebungen  des  Berliner  Einigungsamtes  flir  mehr  als 
200  Arbeiterinnen  ihr  Nettoverdienst  pro  Woche  und  Arbeitsstunde 
in  exakter  Weise  festgestellt  werden.  Die  Kommission  für  Arbeiter- 

')  Stcnc^raph.  Ber.  d.  K.-ulista),'cs  VII.  T.rj,' -Per.  I.  Sess.  Beil.  Nr.  83  S.  701. 
-)  Vgl.  die  Mitteilungen  ;»u>  LohiiliucluTti   der  Arheit«Tiiinfii   vtui  Z\vi>5chen- 
mcisterwciksUitten  der  Firma  V.  Manheimer.    Naüonalzeitung  v.  2b.  Juni 

33* 
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Statistik  hat  auf  Grund  ihrer  Ermittelungen  über  die  Dauer  der 
Saison  in  den  verschiedenen  Branchen  auf  dieser  Grundlage  das 
Jahreseinkommen  dieser  Atiteiterinnen  berechnet  Für  die  Berliner 
Damenmäntdbranche  hat  das  statistische  Reichsamt  durch  Vemefa- 
muni;  von  48  Arbeiterinnen  wertvolle  ergänzende  Daten  geliefert 
Über  die  Berliner  Waschekonfektion  liegen  in  dem  Buch  von  Feig 
über'  die  Berliner  Wascheindustrie  *)  zuverlässige  Angaben  vor.  Und 
endlich  sind  zur  Vergleichung  mit  den  Berliner  Ergebnissen  gee^ete 
Daten  fitr  die  Stettiner  Herren«  und  Knabenkonfektion  in  allerdings 
wenig  umfangreichen  Erhebungen  des  dortigen  Einigungsamtes*) 
und  für  die  Breslauer  und  Erfurter  Damenkonfektion  in  Fest- 
stellungen der  Kommission  für  Arbeiterstatistik  vorhanden.  *) 

Versucht  man  alle  diese  Daten  in  eine  vcrr^leichende  Tabelle 
7A\  briiij^aii  und  hält  man  sich  dabei,  um  einen  allj^cmeinen  Ueber- 
hlick  zu  ^'cwinnen,  zunächst  lediglich  an  die  An^^Mbea  über  den 
Durchschnittsverdienst,  so  ergiebt  sich  folgendes  Bild: 


l^urchschn. 
tägL  Ar- 
beitszeit 

St. 


Ni'ttt»ver-  Nrttovcr- 
dicnsi  pro  dienst  pru 


Woche 


Stunde 
Pf. 


Gesamtdancr  I  Jahreseiii» 

der  Saison  in 
Jahre 


Mk. 


W  S  s  c  h  0  k  o  nf  ek  ti  on 

i  n  H  *•  r  l  i  n 

Htrrrn-u.  Knab«-!!- 

konfektioa 

1^  in  Berlin  .... 

b)  in  .Stettin  .    .    .  . 

Damenkonfektion 

a)  in  Berlin  .    .    .  . 

b)  in  BresUo .... 

c)  in  Erfurt  .... 


12 


I2>.. 
14'.. 


9,48 


8,S( 


ca.  5oWocb. 


ca.  470») 


,U.40Woch.|  »3505 


'    14.03    \  ,.  375') 

I  9 — 10    .  J  ca.  3oWoch.     „  250 

\       9       V  I  .1 


*)  Abgedr.  i.  d.  Zusammenstclluug  der  KommiMion  für  Arbeiterstati«tik  S.  7S. 
^  Feig,  Hausgewerbe  und  Fabrikbetrieb  in  der  Berlber  Wischeindvtrie 
(ScbmoUers  Forachuagen  Bd.  XII  Heft  2)  S.  143. 
*)  ZusammeDStellimg  S.  76. 

*)  Zusaminenstellaog  S.  Sl. 

*)  Foi^' a.  :i.  (>.  S.  V  l^if*  dort  von  Feig  angeführten  Zahlen  geben  die  Rrutto- 
vcrdicnstc  der  Arbeilerinuca.  i>ie  Zahlen  drr  Tulielle  sinJ  unter  Zugrundelegung 
von  durchschnittlich  15 Unkosten  (vgl.  Zusammenstellung  S.  71)  berechnet.  Der 
StnndenTerdienst  ist  ans  einer  mir  freundlidt  seitens  des  Verfassers  zar  Verfiignng 
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Die  mittlerea  Lohontze  der  verschiedenen  Branchen  bewegen 
ach  demnach  in  Bertin  zwischen  ii^^  und  14/13  in  den  Pro- 
vinzen zwischen  8  und  10  Ff.  pro  Stunde,  oder  auf  einen  zehn- 
stündigen Arbeitstag  bezogen  zwischen  etwa  Mk.  und  1,40  Mk, 
bzw.  86  ^  und  l  Jl.  d.  h.  sie  betragen  hier  wie  dort  kaum 
die  Hälfte  des  ortsüblichen  Tagelohns  für  ungelernte  männliche 
Arbeit. 

So  niedrig  sie  darnach  an  >ich  schon  sind,  so  erhalten  sie  doch 
ihre  volle  Bedeutung»  wie  die  Tabelle  recht  deutlich  zci^^t,  erst 
durch  das  Dazutreten  des  Saisoncharakters  der  Mehrzahl  der  Konfek* 
tionsbranchei).  Jeder  auch  noch  so  lose  Zusammenhang  zwischen  dem 
durchschnittlichen  Jahreseinkommen,  das  eine  Arbeiterin  aus  Kon« 
fektionsarbeit  ziehen  kann,  und  einem  regulären  Existenzminimum 
verschwindet,  wo  dieser  Charakter  hervortritt. 

Das  Existenzminimum  einer  auf  sich  selbst  gestellten  Berliner 
Arbeiterin  dürfte  etwa  durch  einen  Wochenverdienst  von  9  Mk.  oder 
ein  Jahreseinkommen  450 — 470  Mk.  dargestellt  werden.  Eine  Arbeiterin 
mit  diesem  Verdienst  behält,  wenn  sie  6  Mk.  wöchentlich  fiir  ihre 
Ernährung^)  und  7 — 9  Mk.  monatlich  für  Miete ^)  verbraucht,  nur 

gestellten  noch  angedruckten  Tabelle,  in  der  die  Arbeitszeit  der  veraoaimcneQ 
Arbeiterimea  mit  angeführt  ist,  berecbaet. 
*)  ZuMunnieMtcIluns  S.  74. 
eod.  S.  76. 

^)  eod.  S.  8q.  Der  StnadeaTerdtenst  ist  n«f  Grund  der  dort  gegebenen  Daten 
berechncl.  Eine  r^urchschnittliche  tägliche  Arbeitszeit  und  ein  DurscbschnittsneUo- 
verdienst  pro  \Voche  kunncn  hier  und  Uberhaupt  bei  <]cr  I  >amcukonfektion  nicht 
5f]:jeben  werften,  f!a  sie  ganz  aufserordentlich  selbst  in  der  .Saison  hei  jeder  ein- 
zelneu Arbeiterin  schwanken.  Es  wird  7—8  Wochen  allgemein  mehr  als  15  Stunden 
gearbeitet. 

*)  Zusammenstellung  S.  St.  Der  Stnndenverdieost  »t  ans  den  Kommission«- 
Temefamungen  bcreclinet,  vgl.  fUr  Brettan  Verb.  Nr.  10  S.  168  Spalte  i,  169.  Sp.  i 
vnd  171  Sp.  I  und  ftr  Erfurt  eod.  S.  189  nsd  191. 

Dieser  beträgt  nach  der  anf  Grand  des  Ri|iDkenversicbeningsfesetzes  von 
den  VcnraltongibeliSidMi  Torgenommenen  Festsetzung  in  Berlin  2,70  Mk.;  för  Stettin 
liegt  er  zwischen  2  Mk.  und  2,50  Mk.;  für  Breslau  und  Erfurt  zwischen  1,50  Mk« 
und  2  Mk.  Vgl.  F.  Lange:  Die  ort<;ublich<-u  Ta^'cluhne  gewöhnlicher  Tagearbeiter 
im  Deutschen  Reich  in  rlie^cm  /Xrchiv         6  >.  1  fl*. 

6  Mark  ist  in  Herlin  das  gcwulmlichc  Kostgeld  das  Arbeiterinnen,  die  sich 
bei  ihren  Vermietern  in  Kost  geben,  bezahlen.    Feig  a.  a.  O.  S.  I03. 

*)  Die  Preise  für  eine  kleine  Stube  bewegen  sich  in  Berlin  zwischen  7  und 
13  Mk.  monatlich.  Feig  a.  a.  O.   Eine  von  der  Kommission  vemonwiene  Arbeiterin 
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etwa  50  Mk.  im  jalir  für  ihre  sämtlichen  übrigen  Bedürfnisse  übri|r. 
Sie  mufs  schon  Kunststücke  vollbringen,  wenn  sie  sich  mit  diesen 
Beträgen  glatt  durchschlagen  will.  —  Nur  das  Einkommen  aus  der 
Wäschekonfektion,  die  —  bisher  wenigstens  —  überwiegend  noch 
keine  scharfe  Saison  kennt,  gewährt  in  Berlin  dieses  Minimum.  Es 
balanciert  wie  die  Tabelle  zei|^t  <,'erade  mit  ihm.  Da.s  Einkommen 
aus  der  Damenkonfektion,  bei  der  man  bei  Umrechnung  der 
schwach  besetzten  in  vollb^'-vtnzte  Wochen  nur  etwa  30  Wochen 
Vollarbeit  zählen  kann,  bleibt  um  nahezu  lOO  Mk.,  das  aus  den 
40  Arbeitswochen  der  Herren-  und  Knabenkoiifektion  ^'ar  um 
120  Mk.  dahinter  zurück.  Krasser  noch  in  der  Provinz.  Selbst  wenn 
man  das  Existen/nunirnuni  hier  um  ein  volles  X'iertel  niedrii^er  als 
in  Berlin,  also  aui  350  Alk.  ansetzt, ')  fehlten  in  der  Stetüner  Herren- 
und  Knabenkonfektion  noch  50,  in  der  Breslauer  und  Erfurter 
Damenkontektion  sogar  noch  loobezw.  1 30  Mk.  an  seiner  Erreichung. 

Und  doch  stellen  diese  grossen  Durchschnittszahlen  das  Bild  im 
ganzen  immer  noch  zu  günstig  dar.  Die  Luhne  stehen  thatsächlich 
für  ganze  Klassen  von  Arbeiterinnen  noch  auf  einem  erheblich  tieferen 
Niveau. 

Sie  stellen  .sich  in  den  einzelnen  Branchen  der  BerHner  Herren- 
konfektion folgendermafsen :  '*) 


TSsl.  Arbeiti- 

Nettoverdienst 

Nettoverdienst 

Jahres- 

seit 

pro  Woche 

pro  Stunde 

einkommea 

St. 

Mk. 

Pf. 

Mk. 

I. 

W r  sl  <■  n  1)  r u nch c 

la 

17,03 

490 

2. 

Hosen branc he 

12 

9,70 

»3.45 

380 

b)  Ifandiilhen 

6,30 

250 

3- 

Knabcnkonfektion  13V* 

6,99 

280 

iune  Arbeiterin  der  Knabenkimfektion  \erdient  darnach  in 
Berlin  durchschnittlich  280  Mk.,  eine  Handnäherin  von  Hnsen  250  Mk. 
jährlich  1    Und  nicht  besser  stehen  sich  die  Arbeiterinnen  der  ganz 


bezahlte  für  eine  einzeln  gemietete  KucIk-  in  der  Oninienstrafse  9  Mk.  Verb.  Nr.  lO 
S.  58.    Für  6 — 7  Mk.  moii.itHch  sind  nur  Schläfst  eilen  zu  haben. 

')  In  Erfurt  betragt  das  Kostgeld  zwischen  Kitern  und  K.mdcrn  4—5  Vk.» 
wöeheatlicb,  därfte  alio  im  ftbrigeo  etwas  höher  sein.  F«r  eiiie  Udae  etudiie 
Stabe  bezahlte  eine  vemonunene  ArbeiteriA  6,50  Mk.  monatlk^.  VgL  Verh.  Nr.  to 
S.  170  «ad  171. 

')  Aw  den  Aagnben  S.  73  der  ZnaumiMnntenvng  bcieduMt. 
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billigen  WSscbekonfektion :  die  Näherinnen  bunter  Arbeiterhemden 
haben  einen  Stundenverdienst  von  7  Ff.,  d.  h.  sie  können  bei  täglich 
12  stündiger  Arbeitszeit  und  voller  Beschäftigung  durch  50  Wochen 
im  Jahr  ein  Arbeitseinkommen  von  gerade  etwa  250  Mk.  erreichen. 
Ebenso  endlich  auch  in  der  Dameranäntelbranche.  Der  Stunden* 
verdienst  der  schlechtestbezahlten  im  Statistischen  Reichsamt  ver- 
nommenen Arbeiterinnen  derselben  bewegte  sich  zwischen  6  und 
9, 5  Pf.; ')  diese  Arbeiterinnen  konnten  daher  bei  voller  Verwendung 
während  der  ganzen  Saison  (50  Wochen  mit  15  Stunden  Arbeits» 
zeit  täglich)*)  nur  auf  ein  zwischen  160  und  250  Mk.  liegendes 
Jahreseinkommen  gelangen. 

Das  sind,  wie  man  sieht,  Einkommen,  die  sich  iiir  Berlin  ^nnz 
einfach  auf  dem  Niveau  einer  Arinenunterstützung  bewegen.  *)  Mit 
einem  regulären  aus  gewerblicher  Arbeit  gewonnenen  Existenzmini" 
mum  haben  sie  nichts  mehr  zu  thun. 

Dasjenige  Gebiet,  dem  die  Hinkommen  dieser  Art  mehr  oder 
weniger  eigentümlich  sind,  ist  die  Heimarbeit.  Alle  die  angeführten 
niedrigsten  Einkommcn.sdurchschnitte  beziehen  sich  auf  Gebiete  in 
detien  die  Heimarbeit  vorherrscht.  Und  sie  treffen  in  diesen  Ge- 
bieten vollständig  auch  immer  nur  auf  die  Heimarbeit  zu.  Selbst 
in  der  Berliner  Knabenkonfektion  verdienen  die  Arbeiterinnen,  die 
von  Zwischenmeistern  in  Werkstätten  beschäftigt  werden,  im  Durch- 
schnitt 9,60  Mk.  die  Woche.  Diejenigen  Arbeiterinnen,  die  dns  all- 
gemeine Durchschnittsniveau  auf  6,89  Mk.  herabsetzen,  werden  von 
den  Zwischenmeistern  in  ihren  Wohnungen  beschäftigt.*]  Die  Heim- 
arbeit also  ist  es,  die  auch  in  dieser  so  aufserordcntlich  schlecht 

*)  Bereehnet  am  den  Angabeii  S.35  Sp.  1  uod  S.  51  der  Verndiiiiuiigai 
(Verb.  Mr.  1 1).  Zu  dem  NMhen  von  eincai  Datcend  Afbetteriicaiden,  wofAr  1,20  Mk. 
in  Berlin  genhlt  wird,  braucht  eine  Arbeiterin  13—15  Stunden.  In  Breslau,  WO 
nur  90  Pf.  dafür  bezahlt  werden  (Verh.  Nr.  10  S.  53)  briogen  die  Arbeiterinnen  t% 
bei  15  stüudii^rr  tä^'licher  Arbeitszeit  in  dieser  Branche  nur  auf  einen  Wöchentlichen 
Nettoverdienst  von  5,04-5,83  Mk.!  Zusammeostellung  S.  73. 

-)  Zo&auimcustellung  S.  78  f. 

^)  Dies  ist  die  nacii  den  Aunahnien  der  Konuni^äion  (ZusammensteUung  S.  44 
n.  69  dnidi  Umredmui^  der  halbbeKliiftigten  in  vollbeechfiftigte  Vloehen  sidt  er- 
gebende Saünndntier. 

*)  Nncb  dem  Verwaltwigaberteht  des  Berliner  MngbtrMs  fBr  1895/96  (Nr.  8  &  8) 
betrag  far  1841%  der  dflendicben  Amen  die  regelmifnge  Jnhresunterstützung  — 
Extraunterttfttmngen  nko  nicht  gerechnet  —  zwischen  180  and  ai6  Mk.,  fOr  8,07% 
zwisclien  216  und  252  Mk.  nnd  für  2,51"/^  über  252  Mk. 
Das  „Gewerbegericht"  Jahrg.  I  S.  84. 
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zahlenden  Branche  erst  recht  eigentlich  die  oben  charakteriäerte 
Schicht  niedrigst  gelohnter  Ari>eit  repräsentiert 

Wie  breit  aber  ist  nun  diese  auf  dem  Niveau  der  Armenunter- 
stiitzung  stehende  unterste  Schicht  in  den  verschiedenen  Zweigen 
der  Konfektion^  Welche  prozentuale  Bedeutung  kommt  ihr  inner- 
halb der  gesamten  Arbeitskräfte  derselben  zu? 

Bestimmte  Angaben  la.ssen  sich  darüh.  nach  den  Erhebungen 
nicht  machen.  Immerhin  giebt  da^s  Verhältnis  der  besser 
und  schlcclitci  gekihnten  unter  den  in  Berlin  vernommenen 
Arbeiterinnen  einen  ungefähren  Anhalt  dafiir.  £s  verdienten  von 
diesen')  weniger  als 

350  Mk.        350  Mk.        450  Mk. 

,0  ,0  o 

1.  in  der  WäschfkotifVktion  22,2  44.4  62  9 

2.  in  der  Herren-  und  Knabrukuntoktiou      38  67,1  83,6 

3.  in  der  DMttenkonfdEtkm  16,7  53  81,3 

Um  die  Hälfte  und  mehr  der  vernommenen  Arbeiterinnen  er- 
warben in  allen  drei  Branchen  darnach  noch  nicht  350  Mk.  d>  b. 
nicht  soviel,  daTs  sie  pro  Tag  im  Jahr  eine  Mark  verbrauchen 
konnten;  noch  nicht  20  ^/^  erreichten  in  der  Kinderkonfektion,  noch 
nicht  40 Q  in  der  Wascfaekonfektion  das  anfangs  angenommene 
Existenzminimum  v  on  450 — 470  Mk. ;  zwischen  16  und  28  %  endlich 
geborten  der  oben  bezeichneten  scfalechtest  gelohnten  Schicht  mit 
einem  Jahresvcrdicnst  von  weniger  als  250  Mk.  an. 

Man  braucht  diesen  Daten  wenig  hinzuzufügen.  Nur  eine 
dünne  Schicht  gut  gelernter  Arbeiterinnen  vermag  offenbar  bei  den 
jetzigen  I-öliiien  in  der  grofsstädtischen  Konfektion  sich  ein  wirk- 
liches Existenzminimum  zu  erarbeiten.  Für  die  grofse  Masse  der 
Artikel  und  die  groise  Masse  der  Arbeiterinnen  sind  die  Löhne 
dazu  zu  niedrig.  Mehr  als  die  Hälfte  der  Arbeiterinnen  scheint  in 
Berlin  weniger  als  350  Mk.  und  mehr  als  ein  Viertel  weniger  als 
250  Mk.  im  Jahr  zu  \crdiencn.  Und  doch  verlangt  selbst  der 
Zusrhul.s\  cnlief!<t  kläglichster  Art,  den  der  iirw  ci  b  dieser  letzten 
Schicht  von  Arbeiterinnen  nur  darstellt,  wenn  er  sich  auf  das 

')  In  tier  I')amenmiinfe!knnffktion,  in  der  billigi-  uinl  bessere  Branchen  im 
ul)ri^'eii  äuincrlich  iiit-ht  lu  treniu  ii  sind,  kamen  dir  vernoiumeucn  Heiniurhciu-rninen, 
soweit  sie  ohne  fremde  Hilfe  aibciietcn,  nur  auf  ein  durchschnittliches  Jahrcs- 
eiukomroen  von  295  Mk.,  die  VVerksUttarbeiterioDeo  auf  ein  solches  von  383  Mk. 

*)  Berechnet  auf  Grand  derselben  Angaben  wie  die  Tabelle  oben  S.  496. 
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Niveau  von  mehr  als  200  Mk.  erheben  soll,  die  Einsetzung  der  vollen 
Arbeitskraft  der  betreffenden  Arbeiterin.  Die  Arbeiterfrau,  die  in 
Berlin  dem  Haushalt  der  Familie  auch  nur  4,50  Mk.  wöchentliche 
Zubufse  das  Jahr  hindurch  leisten  will,  mufs  dazu«  wenn  sie  während 

der  ganzen  Saison  beschäftigt  wird, 

in  der  billigen  Wäsdi.  lv  >ntvkfiuti  durch  50  Wochen  ca.  11  Siunden  Uiglich 

..    ..  Hrrrrtikontektion      „     40       „       ,.    1 1 ' .,  „ 

DarocnWonfeklion     „     30       „       »13  „ 


arbeiten. 


n. 

Stehen  nun  diese  niedrigen  Lohne  in  einem  ZuiAmmenhang 
mit  dem  Bestehen  des  Sweatingsystems  in  der  Konfektton,  d.  h. 
mit  dem  Bestehen  selbständiger  unternehmerartiger  Mittelspersonen 
zwischen  Arbeiter  und  Konfektionär? 

Die  landläufige  Anschauung  bejaht  dies  bekanntlich;  sie  sieht 
in  dem  Zwischenmeistergewinn  die  eigentliche  Ursache  des  Lohn- 
drucks,  in  dem  Zwischenmeistersystem  das  „Grundübel''  der  Kon- 
fektion. Von  einer  Beseitigung  desselben  und  der  unmittelbaren 
Beschäftigung  der  Arbeiter  durch  den  Konfektionär  erwartet  sie  das 
Freiwerden  erheblicher  jetzt  in  die  Tasclien  der  Zwischenmeister 
fliefsender  Beträge;  und  sie  nimmt  an.  dafs  diese  Beträge,  da  sie 
jetzt  nur  durch  den  I.ohndruck  der  Zwischennicistcr  den  Arbeitern 
abgeprefst  würflen ,  alsdann  ohne  weiteres  den  Arbeiteriöbnen 
zuwachsen  wurden. 

Ks  war  die  liau])tsächlicl)^K  Aufgabe  der  KoniTnission ,  die 
Richtigkeit  ilir^t  I  Aii.scliauuiig  und  die  Möglichkeil  .sowie  die 
Ki)n>^c(iULii/eü  einer  üeseitigung  des  Zwischenmeistersyslems  zu 
priilcii.  Die  nicht  ganz  zu  beseitigende  Sciiwierigkeil  flieser  Auf- 
gabe lag  darin,  dafs  aufser  der  allgemeinen  produktionstechnischen 
Stellung  der  Zwischenmeister  daai  vor  allem  auch  die  Höhe  ihrer 
Gewinne  festgestellt  werden  mufste;  denn  nur  bei  Klarheit  über 
diese  vermag  man  ^ch  ein  deutliches  Bild  von  der  Bedeutung  der 
Beseitigung  des  Zwischenmeistersystems  zu  machen.  —  Uber  die 
allgemeine  Stellung  der  Zwischenmeister  liefs  sich  durch  die 
Vernehmung  der  Meister  selbst  hinreichende  Klarheit  gewinnen ;  für 
die  Höhe  ihres  Gewinns  aber  versagten  die  eigenen  Angaben  der 
Meister  fast  gänzlich.  Ihre  Aussagen  haben  hier  zu  den  wider- 
spruchsvollsten Resultaten  geführt,  und  man  ist.  um  sich  ein  HiUl 
der  Zwischenmeistergewinne   zu   machen,    im  wesentlichen  auf 
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einige  wenige  sich  gegenseitig  und  mit  Angaben  von  Konfektionären 
kontrollierende  Angaben ,  im  übrigen  al^cr  nuf  Rückschlüsse  aus 
der  allgemeinen  Stellung  der  Zwischenmeister,  wie  sie  sich  aus  den 
Einhebungen  ergeben  hat,  nn>;^ewie.sen. 

Für  diese  alli^enieine  Stellung'  hat  sich  nun  nach  der  Ansicht 
der  Koniinission  clas  völli^'e  (iegcateil  der  herrschenden  Auffassung 
ergeben.  Während  chesc  in  dem  ZwischenmeLster  eine  überflüssige 
Mittelsperson  zwischen  Arbeiter  und  Konfektionär  sieht,  deren 
Ausschaltung  nur  wünschenswert  ist,  stellt  die  Kommission  als  ein 
Hauptergebnis  ihrer  &hebungen  fest,  daCi  die  Zwischenmeister 
„nur  in  sehr  seltenen  FäOen  blofse  Arbeitsvermittler  seien,  die  ohne 
eigene  Mitarbeit  einen  Teil  des  Lohnes  der  Arbeiter  in  Anspruch 
nahmen."')  Vielmehr  seien  sie  überaU  an  der  Produktion  selber 
beteiligt.  „Der  Zwischenmeister  sdbst  besorgt  zum  mindesten  den 
Verkehr  mit  dem  Konfektionär  (Abholen  und  Liefern  der  Ware)» 
die  Verteilung  und  Leitung  der  Arbeit  und  gewisse  Schlufsarbeiten, 
wie  Bügeln,  X'erknöpfen  etc.  Sehr  häufig  ist  auch  tlas  Zuschneiden 
Sache  des  Meisters,  und  in  kleineren  Werkstätten  beteiligt  er  sich 
auch  an  den  übrigen  Arbeiten."  Aus  dieser  seiner  produktions- 
technischen Stellung  zieht  die  Kommission  den  Schlufs,  dafs  auch 
der  Verdienst  des  Zwischennjcistcrs  „in  der  Regel  durch  die  eigene 
Arbeit  begründet  sei."  Der  Zwischenmeistergewinn  ist  ihr  demnach 
also  nicht  ein  parasitärer  Unteniehmergewinn ,  sondern  einfach 
der  Entgelt  für  eine  für  die  Produktion  notwendige  Arbeit.  Und 
damit  ist  dann  natürlich  die  Frage,  ob  durch  eine  Beseitigung  der 
Zwischennieister  oder  ihre  Verwandlung  in  abhängige  Beamte  des 
Konfektionärs  eine  Lrhöhung  der  Lolinc  erzieh  werden  kann,  in 
negativem  Sinne  beantwortet  Der  Zwischenmeistergewinn  ver- 
mag, da  er  ja  die  FToduktioo  nicht  verteuert,  weder  ein  Grrund  des 
Lohndruckes  zu  sein,  noch  durch  eine  Veränderung  der  Betriebs» 
verCaussung  für  eine  Verbesserung  der  Lage  der  Arbeiter  frei  gemacht 
zu  werden. 

Es  fragt  sich,  ob  die  Auflassung  des  Zwischenmeistergewinns 
als  reinen  Arbeitsverdienstes,  aus  der  dieser  negative  Standpunkt  ohne 
weiteres  folgt,  zutrefTend  ist,  ob  sie  insbesondere  auch  für  diejenigen 
Zwischenmeister  zutriflft,  die  die  weiblichen  Art>eitskrafte  der 
grofsen  östlichen  Produktionsplätze  beschäftigen. 

Wir  ve»uchen  für  die  Beantwortung  dieser  Frage  zunächst 

>>  K.Bericht  S.  4. 


Digitized  by  Google 


Das  Sweatincsyatem  in  der  Konfekdon  u.  s.  w.  ^03 
• 

durch  einen  kurzen  Blick  auf  die  Betriebsverfassung  der  Konfektion 
ein  etwas  konkreteres  BUd  von  der  iieutigen  Stellung  der  Zwi^hen- 
mebtcr  zu  gewinnen,  als  es  der  Kommissionsbericht  bietet. ')  Die 
Konfektion  arbeitet  heut  in  Deutschland  mit  drei  verschiedenen 
Betriebsformen.  Für  viele  Artikel  -  geographisch  betrachtet  be> 
sonders  im  deutsclien  Siklen»  wo  die  der  Detailkonfektion  noch  am 
nächsten  stehenden  besseren  und  mittleren  Herren-  und  Wäsche- 
konfektionsbranchen vorherrschen  — ,  besteht  noch  die  alte  Form 
der  handwerksmäfsigen  Hausindustrie,  bei  der  der  Konfektionär 
kleine  hausindustrielle  Meister  beschäfti«^'t,  die  ihre  wenigen  Gesellen 
vielfach  noch  bei  .sich  in  Kost  und  Lop^is  haben,  liier  i.st  der  Zwischen- 
meistcr  einfach  ein  I  landwcrkcr,  der  mit  seinen  durciigängit.;  männlichen 
Arbeitskräften  handwerksniälsig  d.  h.  ohne  Arbeitsteilung  i)rodu7.iert, 
und  neben  dem  zahlreiche  unmittelbar  vom  Konfektionär  beschäftigte 
allein  oder  mit  ihren  I'Vauen  otler  einem  „jun^^cn  Mann"  arbeitende 
Heimarbeiter  -teliei',  die  ganz  wie  er  produzieren.  N'eben  die.se 
alte  handw  erkMiiaisii,'e  Hau.sindustrie  aber  hat  die  P^ntwickelung 
der  Hngroskonfektion  zwei  der  Ln^aosproduktion  eigentümliche  Be- 
triebsformen gestellt,  die  auf^lem  Be^trel)en,  billige  weibliclie  Arbeits- 
kräfte zu  beschäftigen  und  der  dadurch  bedingten  Einftihrunj^^  tier 
Arbeitsteilun<^%  beruhen,  luir  den  deutschen  Westen  —  und  im 
deutschen  Osten  fiir  eine  Branche:  die  Herstellung  von  Kragen  und 
Manschetten  -—•  ist  tlas  der  I*abrikl)etrieb  mit  angegliederter 
Heunarbeit.  also  eine  Betriebsform,  bei  der  das  Zwi.schenmeister- 
.system  dadurch,  dais  der  Konfektionär  die  Leitung  der  Produktion 
selbst  in  die  Hand  genonunen  hat,  überhaupt  beseitigt  i^t,  und  die 
uns  hier  daher  weiter  nicht  interessiert.  Für  die  östlichen  Kon- 
fektionsplätze aber  ist  es  das  mit  den  oben  geschilderten  niedrigen 
Löhnen  arbeitende  Zwiachenmeistersystem.  Die  handwerksmäfsigen 
Kleinmeister  und  Heimarbeiter  der  alten  Hausindustrie  haben  sich 
hier  in  Betriebe  verwandelt,  in  denen  in  arbeitsteiliger  Weise  fast 
atisschfieTslich  mit  weibUcben  Arbdtskitften  produdert  wird.  Diese 
Betriebe  sind  teilweise  kleinere  Werkstatten  geblieben,  teilweise 
haben  sie  sich  zu  grofsen  Zwischenunternehmungen  ausgewachsen, 
die  eine  zahlreiche  Dependance  von  Heimarbeiterinnen  besitzen. 
Ueberau  haben  sie  in  den  Branchen,  die  sie  ergriffen  haben,  das 
Gebiet  völlig  für  mch  erobert  und  dadurch  die  innere  Struktur  der 

')  Vgl.  darüber  im  übrtgeD  meiaeu  Aufsau  in  bchmullers  Jahrbuch  21.  Jahrg. 
Heft  I  5.  389«: 
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alten  Hausindustrie  dahin  verändert,  dafs  an  die  Stelle  der  grofsen 
Schar  von  Kleinmcistcr-  und  Heimarbeiterbetrieben  eine  verhältnis- 
mafsig  kleinere  Zahl  durchschnittlich  grölserer  Zwischeomeisterfoe» 
triebe  getreten  ist- 

Wir  sehen  also,  dafs  wir  zwei  Arten  von  Zwischen  meistern  zu 
unterscheiden  haben,  die  ihrem  ganzen  Charakter  nach  wenig  mit- 
einander gemein  haben.  Für  beide  hat  zwar  die  Kommission  für 
Arbeiterstatistik  recht,  wenn  sie  sagt,  dafs  sie  nicht  blofse  Arbeits- 
vermittler  seien,  der  produktionstechnische  Charakter  beider  aber 
und  vor  allem  ihre  Stellung  in  der  Betriebs\'erfassung  als  Ganzem  sind 
gänzlich  verschieden.  Der  Zwischcntncister  des  zuletzt  gezeichiietea 
grofsstädtischen  Systems,  der  in  den  Branchen,  in  denen  er  vorkomnit. 
als  ein  für  die  Arbeiterin  nicht  zu  umgehendes  Zwischenglied 
zwischen  diese  und  den  Konfektionär  tritt,  i<t  ein  <^,\n7.  anderer  Mnnn 
nU  der  handwerksmäfsige  Kleinmei'^ter,  der  mit  vom  Konfektionär 
unmittelbar  beschäftii^ten  Hei>narbeitern  zu  konkurrieren  hat,  und 
es  kann  nicht  au-^bleibcn ,  dafs  auch  Natur  und  Höhe  des  Ver- 
dienstes l>eider  Arten  von  Meistern  wesentlich  voneinander  ver- 
schieden <tnd. 

Wir  trennen,  utn  das  zu  sehen,  im  folgenden,  das,  was  der 
Zwischenmeister  als  Lohn  für  ei«jene  gesellenmäfsigc  Arbeit  ein- 
nimmt, von  seinem  ei«?entlichen  Meisterverdienst  d.  h.  \on  dem- 
ieni'Ten,  was  für  ihn  pro  Kopf  de>  v<m  ihm  beschäftigten  Arbeiters 
nach  Abzug  aller  (TCiieraUmk« isten  au^  der  Differenz  zwischen  dem 
ihm  gezahhen  Stückle)hn  und  dem  Lohn,  den  er  .>einem  Gesellen 
zahlen  iind>,  übrig  bleibt. 

Wie  stellt  sich  bei  dieser  Trennung;  zunächst  der  Verdienst  des 
handwerksinälsijjcii  Klcinmeistcrs  dar;  wie  hoch  ist  vor  allem  die 
Rate  seines  eigentlichen  Meistcr\'erdienstes  ? 

Der  mit  ihm  konkurrtrende  Heimarbeiter  sorgt  dafür,  d^s  sie 
nicht  hoch  ist  Dieser  steht  technisch  dem  Kleinmeister,  der  ja, 
wie  er,  ohne  Arbeitsteilung  produziert,  ebenbürtig  zur  Seite;  er  ar- 
beitet, da  er  keine  Werkstatte  hat,  sogar  billiger  als  dieser.  Indem 
er  dadurch  als  der  stärkere  Konkurrent  das  Niveau  der  Stücklöhne, 
die  der  Konfektionär  zahlt,  bestimmt,  setzt  er  dieses  Niveau  auf  den 
Standpunkt  seiner  dem  sozialen  Status  eines  Gesellen  nahestehenden 
Ansprüche  herab.  Der  Meisterverdienst,  der  aus  der  DiiTcrenz  zwischen 
diesem  so  herabgesetzten  Stücklohn  und  dem  zu  zahlenden  Ge- 
seltenlohn  für  den  Kleinmeister  noch  erfliefst,  kann  natürlich  nicht 
grofs  sein;  er  rnüfstc,  falls  sich  der  Heimarbeiter  einfach  für  Ge- 
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sellenlohn  dem  Konfektionär  anböte,  sogar  gänzlich  verschwmden. 

—  Es  lohnt  der  Versuchi  die  Rate  dieses  Verdienstes  pro  Kopf 
des  beschäftigten  Arbeiters,  wie  sie  sich  aus  der  Konkurrenz  der 
Heimarbeit  ergiebt,  für  eine  Branclic,  bei  der  dies  nach  den  vor- 
liegenden Daten  mogHch  ist,  ihrer  Höhe  nach  zu  berechnen. 

Ich  neliine  dabei  zu  Gunsten  der  Zwischenmeister  und  ihres 
Vcrdicnstt  ^  an,  dafs  die  Gcncralunko?ten  ihrer  Betriebe  pro  Kopf 
des  hcschäfti^'ten  Arbeiters  nicht  grülser  sind  als  die  Unkosten, 
die  dem  einzehien  }  leiniarl »eiter  auf  seinen  Hruttoverdien-^t  er- 
wachsen. Der  Netlovcidienst,  den  ein  Heiiiiarhciier  ui  einer  he- 
stinmiicri  Arbeitszeit  erzielt,  steht  dann  nach  tleiii  oben  Gesa»;icn 
zahleninäfä.ii;  auch  den  (iesamtertrag  dar,  der  in  derselben  Arbeits- 
zeit durch  die  Arbeit  eines  Stücklohnarbeiters  in  einer  Zwischen- 
meisterwerkstatt  erzielt  wird.  Es  ist  daher  tnöglicli,  die  Rate  des 
Meisterverdienstes  aus  ihm  zu  berechnen,  indem  man  den  Netto* 
verdienst,  den  ein  Werkstattstücklohnarbeiter  in  derselben  Arbeits- 
zeit erzielt,  von  ihm  abzieht;  das  was  übrig  bleibt,  ist  eben  der 
Teil  des  Gesamtertrags,  den  der  Meister  erhält.  — 

Es  verdienten  nun  27  vom  Einigungsamt  vernommene  Heim- 
arbeiter der  Berliner  Jaquettbranche  pro  Woche  bei  durchschnittlich 
84atündiger  Art>eitszeit  zusammen  netto  566,92  Mk. ')  Bei  1 1  von 
ihnen  waren  ihre  Frauen  als  Hilfsarbeiterinn«  n  ihätlg.  Rechnet  man 
deren  Arbeitsleistung  auf  etwa  '/^  derjenigen  der  Männer,  so  verteilte 
sich  dieser  Verdienst  also  auf  gegen  30  Köpfe.  Der  durch- 
srlinittlichc  Woche nverdien»;t  eine^  HeiTTiarheiters  der  Berliner  jaquett- 
l)ranchc  und  daniil  nach  dein  <  tl>ii;en  auch  der  »hirchschnitthche 
Gesamtertra'^r  der  Arbeit  ciiio  \\V■rk-^tättenstückl()hnarl.)eil(.■r>  der- 
selben Branehe  bcträi^t  darnach  pro  Woche  bei  S4  Arbeitsstunden 
netto  19  Mk.  Der  Nettoverdienst  eines  solchen  Stucklohtiarbeiters 
pro  Stunde  beträcn  nach  den  Erhebungen  19,25  Pf.,  sein  Netto- 
wocheiivcidieu.^t  bcj  84  Stunden  Arbeitszeit  also  16,17  Mk,  Von 
dem  Gesamtwochenertrag  der  19  Mk.  fallen  darnach  dem  Arbeiter 
etwa  16  Mk.,  dem  Meister  etwa  3  Mk.  zu.  Mit  anderen  Worten: 
die  Rate  des  Meisterverdienstes  beträgt  15,8%,  oder  in  absoluten 
Zahlen  gesprochen:  der  Kleinmeister  der  Berliner  Jaquettbranche 
verdient  an  jedem  beschäftigten  Arbeiter  bei  14  stundiger  Arbeitszeit 
pro  Tag  etwa  50  Pf.  Man  sieht,  wie  weit  der  Meisterverdienst 
durch  die  Konkurrenz  der  Heimarbeit  hier  herat^edrückt  ist  Ein 


*)  ZiniinineinteUiiiig  S.  73  und  „Gewerbegertcht*'  a.  >.  O. 
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solcher  Meister  mufs  schon  6  Gesellen  beschäftigen,  um  einen 
Metsterverdienst  von  auch  nur  3  Mk,  pro  Tag  zu  erzielen. 

Thatsachlich  beschaftigent  wie  die  Erhebungen  zeigen,  die 
Meister  der  Berliner  Jaqucttbranchc  nicht  mehr  als  höchstens  2  oder 
3  Gesellen.  Dabei  aibeiten  sie  dann  natürlich  mit  wie  jeder  Ge- 
selle. Wenn  ein  solcher  Meister  mit  Beihilfe  seiner  Frau  auf  einen 
Nettoverdienst  von  27—30  Mk.  pro  Woche  gelauert  —  nach  den 
eignen  Anffaben  ist  der  Durchschnittsverdienst  27,10  Mk. —  so 
i.st  demnach  dieser  \"erdieiist  z.u  etwa  "4  einfacher  .Arbeitslohn  und 
nur  zu  ^4  Meisterverdienst  und  zwar  schwer  erarl^eiteter  Meister- 
verdienst. Hier  also  trifft  das  Urteil  der  Konimision,  dais  der 
Zwischeumei.stergewinn  Arbeitsverdienst  sei,  vollkommen  zu. 

Wie  aber  steht  es  in  dieser  Beziehung  mit  dem  V  erdienst  des 
mit  den  weiblichen  Arbeitskräften  der  grofsen  Städte  produzierenden 
Meisters? 

Wir  sahen,  dafs  die  Existenz  dieses  Meisters  aufgebaut  ist  auf 
der  Thatsache»  dafs  in  seinem  Betrieb  arbeitsteilige  Produktion 
herrscht  Diese  Thatsache  nun  verändert  gegenüber  der  alten  Haus- 
industrie völlig  sowohl  die  Höhe  wie  die  Zusammensetzung  seines 
Verdienstes.  Sie  befreit  zunächst  den  eigentlichen  Meisterverdienst 
von  dem  Drudg  der  in  der  alten  Hausindustrie  auf,  ihm  lastet,  da 
sie  die  Konkurrenz  uinn ittelbar  vom  Konfektionär  beschäftigter 
Heimarbeiter  x  crhindert.  Solche  würden  teurer  als  der  arbeitsteilige 
Zwischenmeisterbetrieb  produzieren.  —  Sic  macht  aber  weiter  den 
so  in  seiner  Höhe  freigelegten  Meisterbetheb  zuip  Mittelpunkt  des 
Gesamtverdienstes  des  Meisters,  was  er,  wie  wir  .sahen,  beim  handwerks- 
niäf^iL^  arbeitenden  Meister  nicht  ist.  Die  h  a  n  d  \v  e  r  k  s  ni  ä  fs  i  ^  e 
Produktion  kennt  keinni  Typus  eines  rcfniUHren  voll  ausgebildeten 
Betriebes;  bei  a r b e  i  t s  t ci  1  i  ^  t- r  Produktion  ist  ein  solclu  r  Typu.s  in 
der  Gattung  von  Betrieben,  in  denen  die  Arheit^ti  ilung^  \  oll  durch- 
geführt ist,  vorhanden.  Die  natürliche  Tendenz  der  F-ntwickelung 
geht  auf  die  Ausbildung  solcher  Betriebe  d.  h.  also  beim  arbeits- 
teiligen Zwischenmeisterbetrieb  auf  die  Ausbildung  von  Betrieben, 
in  denen  nicht  nur  das  Nähen,  sondern  auch  Zuschneiden,  Bügeln  etc. 
an  besondere  Personen  übergegangen  sind,  und  die  dabei  einen 
solchen  UmCfing  haben,  dafs  sie  die  volle  Arbeitskraft  eines  Meisters 
mit  Au&icht,  Verteilung,  Abholung  und  Rücklieferung  der  Arbeit 
in  Anspruch  nehmen.  Die  Vollausbildung  dieser  Betriebe  und  da- 


)  ZuMmmcMtelliinf  S.  67. 


Digitized  by  Google 


Du  SwetttingsjBteni  in  der  KevfcktioiD  a.  s.  w. 


mit  die  vollständige  Spezialisierung  der  Meister  auf  ihre  spezifische 
Meisterthatigkeit  wird  zwar  in  allen  Branchen  der  Konfektion,  in 
denen  Werkstattarbeit  nötig  ist«  durdi  das  Risiko  einer  hohen 
Werkstattmiete  hintangehaltcn ;  aber  auch  hier  bedarf  der  Zwischen- 

meistcrbetrieb  eines  gewissen  Umfangs,  um  seine  Au%abe  voll  zu 
erfüllen.  Der  durchschnittliche  Um&ng  der  arbeitsteiligen  Zwischen- 
meisterbetriebe ist  daher  wesentlich  gröfser  als  der  der  Meisterbetriebe 
der  alten  HausiiKlustric,  —  es  betragt  beispielsweise  in  der  Berliner 
Herrenkonfektion  für  die  Wc^tcnbranche  lo,  für  die  Hosenbranche 
17  und  für  die  Knabenanzugsbranche  14  Hilfsarbeitskräfte,  —  und 
der  Verdienst  der  arbeitsteiligen  Zwischenmeister  beruht  darnach  in 
geringerem  Grade  als  der  'ier  Meister  alten  Stils  auf  '^^escUen- 
mäfsiger  Mitarbeit  und  mehr  auf  der  Leitun;^^  des  Betriebs  selber; 
es  ist  zu  einem  gröfseren  Teil  eigentlicher  Meisterverdienst. 

Wie  hoch  ist  nun  —  das  interessiert  uns  hier  hauptsächlich  — 
die  Rate  dieses  so  in  den  Vordergrund  tretenden  Meisterverdienstes? 
Es  ist  nach  den  Frlu  bun^a  n  mos^^Hch,  das  wenigstens  für  die  Damen- 
konfektion cinii^fennafsen  zu  schätzen. 

Hier  kann  man  in  der  Herstellung  besserer  und  mittlerer 
Jaquetts  etwa  hei  der  Beschäftigung  von  20 — 30  Arbeitskräften  \on 
einem  vollentwickelten  Betrieli  in  obigem  Sinn  .sprechen.  Von 
10  Arbeitskräften  an  etwa  mufs  sich  der  Mei.ster  einen  besontleren 
Bügler  halten  und  bei  etwa  20  Arbeitskräften  löst  sich,  auch  wenn 
seine  Frau  ihn  unterstiitzl,  auch  das  Zu.schneiden  von  seiner  Person 
los.  Lediglich  auf  seine  Meistersthätigkeit  beschränkt,  vermag 
er  einen  WerkstatUsbctneb  von  35— 40  Arbeitskräften  zu  leiten.  — 
Es  verdienten  nun 

«•in  Brrslau.  r  ^f.•iM«^r  mit  durchscbmUlich  15  Arbeitskräften  HO  Mk. 
ein  erster  hrfuricr  Meister  mit       „  35  ,,  215  ,, 

ein  anderer  Erfurter  Meister  mit    „  35  „  230  „ 

netto  pro  Woche.  *)  Der  erste  verdiente  darnach  wöchentlich 
7,30  Mk.,  der  zweite  6,10  Mk.,  der  dritte  6,60  Mk.  an  jeder  be- 
schäftigten Arbeitskraft  und  dieser  Verdienst  war  beim  ersten 
wesentlich,  beim  zweiten  und  dritten  ganz  und  gar  eigentlicher 
Meisterverdienst.  Daraus  folgt,  dafs  die  Rate  des  Meisten  crdien.stes 
für  diese  Art  Meister  etwa  i  Mk.  pro  Tag  beträgt  und  dafs  sie 
demnach  etwa  doppelt  so  hoch  ist  wie  diejenige  der  oben  be- 
trachteten Meister  der  alten  Hausindustrie. 

ZttsammcnsteUung  S.  69  und  70. 
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I  i  ifTt  darnach  nun  auch  für  diese  Meister  das  Urteil  der  Korn- 
misäion  zu,  dafs  ihr  Einkotnmen  aus  der  Konfektion  nicht  UntCf^ 
nehmergcwinn,  sondern  Arbeitsverdienst  sei?  Von  den  beiden  ge- 
nannten Erfurter  Meistern  mit  35  Arbeitskräften  verdient  der  eine 
im  Jahr  6000,  der  andere  7000  Mk. ')  Ein  Vorarbeiter  oder  Werk- 
meister in  einer  Fabrik,  der  für  die  Produktion  die  gleichen  Dienste 
wie  sie  leisten  konnte,  würde  ein  üehalt  von  höchstens  1500  bis 
2000  Mk.  bczielien.  Auch  wenn  man  den  Erfurter  Meistern  für 
die  Arbeit,  die  ihnen  durch  Abholen  und  Abliefern  der  Arbeit  er- 
wäclist,  noch  etwn??  weiteres  über  diesen  Hetragf  als  Arbeitsverdienst 
zubillif^eii  will,  bleibt  itnnicr  noch  iler  rriöfsere  Teil  ihres  Wrdienste< 
L'nltrnehmer<^ewinn.  d.h.  es  bleibt  ein  CxL-winn,  der  durch  den  Übergang 
zum  Eabrikbetrieb  oder  ir^^^end  einer  anderen  Form  des  Betriebs,  bei 
der  die  Zwischenmersler  ;il>hänL^i|^e  Beamte  wären,  wenii:^stens  zum 
Teil  für  Erhöhung'  der  !  i  >line  oder  anderer  Zwecke  frei  werden  könnie. 

Es  ist  interessanl,  sich  die  Bedeutung  dieses  möglicherweise 
frei  werfleiidcn  Helräj^e  an  einem  Heispielc  ^anz  im  Groben  deutlich 
zu  machen.  Ein  fj^rolses  I-.rfnrU'r  Konfekt  Inn s^^^ ^-schäft  ■*  beschäftigt 
45  Meister  mit  zusannncn  400  .Xrbt  ltskräflen.  Da  die  Werkstatt- 
miete nach  tien  lü  lurter  V^erhältnissen,  bei  denen  c  s  sich  durch- 
£(än^i^  nicht  um  Heimarbeit,  sondern  um  Werkstättenarbeit  handelt, 
ini  wesentlichen  bereits  auf  der  i'roduktion  liegt,  so  würde  ein 
UberLjan<^^  zu  Hctricbswerk.stätten  eine  wesentliche  Erhöhun«:^  der 
(.Teneralunkosten  —  die  jetzii^e  bausinduslriclle  L  ntcrnchniun^  als 
Ganzes  betrachtet  nicht  bedeuten.  Es  ist  daher  möglich,  das, 
was  durch  die  Beschäftigung  der  400  Arbeitskräfte  in  einer  Betriebs- 
wcrkstättc  ^)  an  eigentlichen  Meistern  gespart  würde,  hier  als  wirklich 
frei  werdende  Beträge  zu  behandelo.  Der  Konfektionär  zahlt  nun 
heute,  wie  wir  gesehen  haben,  ftir  jeden  der  400  Arbeiter  pro  Woche 
6  Mk.  Meisterverdienst»  unter  der  Annahme  von  30  Wochen  Voll- 
arbeitezeit  im  Jahr  also  zusammen  72000  Mk.  Die  45  Meister, 
auf  die  sich  dieser  Gewinn  jetzt  verteilt,  beschäftigen  in  ihrer 
Mehrzahl  je  6—8  Arbeiterinnen.^)  Sie  sind  demnach  zu  einem 
grofsen  Teil  noch  ihre  eigenen  Zuschneider  und  Bügler  und  ver* 
dienen  ab  solche  neben  ihrem  Meisterverdienst  auch  noch  Aibeits- 

')  Zusammcustellung  .S.  70. 
»)  Verh.  Nr.  10  S.  174. 

*)  Es  ist  ftbrigens  ebensogut  ihre  ßeschKlUgiug  in  mehierea  kleincfeii  Betriel»- 
werkstXtteo  denkbar;  das  ändert  an  der  ganten  Beiedinoog  gar  nichts. 
*)  eod. 
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lohn.  Dieser  Arbdtslohii  würde  bei  einer  Umwandlung  in  Fabrik- 
betrieb an  eigen«  neuanzustellende  Zuschneider  und  Bügler  gehuigen. 
Die  Meisterfunktionen  der  45  Meister  aber  wurden  in  der  Fabrik 
gut  von  10 — 12  Aufsehern  versehen  werden  können.  Setzt  man 
für  diese  Aufscher  einen  Jahresgehalt  von  2000  Mk.  an,  was  gewifa 
nicht  zu  niedrig  ist,  so  würde  daher  an  Stelle  des  früheren  Metster- 
verdic»stes  von  72  000  Mk.  jetzt  nur  24O0oMk.  von  dem  Konfektionär 
zu  vemusgaben  sein.  Es  würden  also  volle  48000  Mk.  frei  werden 
und  der  Konfektionär  könnte  einen  technischen  Leiter  der  Fabrik 
mit  Hooo  Mk.  (iehnlt  anstelk-n,  er  könnte  lüOOO  Mk.  zur  Ik'>tr»  Itiing 
erhrOiter  ( ienerahiiikostt-ii  verwenden  und  er  würde  dabei  duch  noch 
3ÜU00  Mk.  zur  Erhr)hiing  des  Lohnes  der  Arbeiterinnen  übrig  be- 
halten. Er  könnte  darnach  die  Löhne  rler  jetzt  durch  ihn  in  Arbeit 
^^csetztcn  400  Arbcilcrinacn  um  jährlich  je  75  Mk.  erhöhen.  Da 
die  Arbeiterinnen  der  Erfurter  Damenkonfektion,  wie  wir  oben 
sahen,  im  Jahr  durchschnittlich  220  Mk.  netto  verdienen,  wäre  also 
hier  dsrch  eine  Beseitigung  des  Zwischenmeistersystems  eine  Er* 
hohung  des  I^hns  um  ein  volles  Drittel  ermöglicht! 

III. 

Die  vorstehenden  Daten  scheinen  der  Kommission  für  Arbeiter* 
Statistik  Unrecht  und  denen  Recht  zu  geben,  die  von  einer  gesetz* 
liehen  Beseitigung  de-;  Zwischenmeistersystems  eine  erhebliche 
Besserung  der  Arbeitslöhne  erhoffen.  L^nd  eins  geht  auch  in  der 
That  aus  ihnen  dcntli  Ii  hervor,  dafs  nämlich  bei  einer  Beseitigung 
des  Zwischenmei<ter.s\  stetiis  der  östlichen  Platze  eine  nicht  uner- 
hebliche Krhöhun'^^  der  Lohne  möglich  sein  würde.  Damit  al)cr 
i.st  nun  die  zweite  Frage  noch  nicla  erledigt,  ob  eine  .solche  l.olui- 
erhöhung  bei  einer  Beseitigung  des  Zwischenmeistersyslcm.s  auch 
wirklich  eintreten  wür<lc. 

Es  i.st  klar,  dafs  sie  nur  dann  ohne  weiteres  dadurch  eintreten 
wurde,  wenn  der  heutige  niedrij^c  Stand  der  Löhne  eine  l  olge 
der  Existenz  der  Zwischenmeister  ist,  wenn  die  hohen  parasitären 
Zwischenmeistergewinnef  die  wir  kennen  gelernt  haben,  durch  eine 
dem  Zmchenmeistersystem  eigentümliche  Form  des  Lobndrucks  den 
Arbeiterinnen  abgeprefst  werden. 

Dafür  scheint  nun  auf  den  ersten  Blick  eine  Vergleichung  von 
Stücklöhnen,  die  in  den  gleichen  Branchen  im  Westen,  bei  wie 
wir  sahen,  fehlenden  und  im  Osten  unter  bestehendem  Zwischen* 
meistersystem  gezahlt  werden,  auch  wirklich  zu  sprechen.   In  der 
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Afbeiter-  und  Knabenkonfektion  erhielt  nach  der  Reichsenqudte  von 
1885  die  Arbeiterin: 

in  Elberfeld,  in  BielrfcM*)  ia  Stettin*) 

Mündicn<GkdlMcli ') 

für  ilas  Nähen  einer 

.VrbeiUliose  25—60  Pf.  ^5— 35  i%  9—12 

fttr  das  Nftben  eines 

Kmbenamnig»  40 — 80  „  6$     „  95— 40  „ 

In  allen  drei  Fällen  handelt  es  sich  um  dieselben  Artikel.  Die 
Arbeiten,  die  an  dem  einzelnen  Stück  für  den  Lohn  zu  leisten  sind» 
sind  überall  ganz  die  gleichen.  Das  was  in  Stettin  der  Zwischenmeister 
der  Näherin  an  Teilarbeiten  abnimmt,  nimmt  ihr  im  Westen  der  Unter- 
nehmerbetrieb ab.  Die  Lohne  aber  sind,  wie  man  sieht,  in  Stettin 
etwa  halb  so  hoch  als  in  den  beiden  westlichen  Plätzen.  —  Das 
Zwischenmeistersystem  scheint  in  der  That  einen  erheblichen  Lohn- 
druck zu  üben. 

Eine  nähere  W  i  gleichung  jjeradc  der  Löhne  des  Ostens  und 
Westens  zeigt  jedoch,  dafs  diese  Auffassung  unrichtig  isl»  Die 
Lohndifferenz  zwischen  Osten  und  Westen  verschwindet  nänilich 
auch  In  den  Branchen  nicht,  in  denen  auch  im  Osten  das  Zwischen* 

meistcrsystcm  nicht  existiert. 

Kinc  derartige  Branche  ist  Hie  Herslc-lluriL^  l:)illigcr  BaumwoU- 
wäsche,  vorzugsweise  so-^.  Arlviicrheindcn.  h\  ihr  stehen  in  Deutsch- 
land uheral!  Arbeiter  und  Konfektionäre  in  unmittelbarem  \'crkehr. 
Hier  stt Ute  sich  nun  im  Bezirk  Elberfeld-Gladbach  1885  der  Lohn 
für  das  Nälieu  von  einem  Dutzend  dieser  Hemden  auf  1,44—  1,50  Mk., 
ebenso  hoch  steht  er  nach  den  neuen  Erhebun^aii  im  Biek  leider 
Bezirk  aueli  heule  nucii.  In  Breslau  dagegen  betrug  der  Lohn  für 
dieselben  Henuien  bereits  1885  nur  1,20  Mk., ")  jetzt  ist  er  hier 
soL,Mr  auf  90  Pf  <]^esunken. —  Die  Lohndifferenz  zwischen  Osten 
und  Westen  i>t  also  eine  allgemeine  Krschelnuug  und  unabhäntj^ig 
von  dem  Bcsu  lien  des  Zwisclienmeistersystems.  Die  niedrigen  Löhne 
des  Ostens  sind  nicht  durch  das  Zwischenmeistersystem  geschaffen. 

Ja,  man  kann  viel  eher  umgekehrt  behaupten,  dafs  sie  selbst 

')  Kcichstrnqn£te  S.  711  tt.  712. 
■)  .-od.  S.  709. 
cod.  S.  703. 

♦)  Aurh  h'-nU'  noch  der  Preis;  vgl.  Verb.  Nr.  10  S.  124. 

*J  RcicliaLiHjuete  S.  71I. 

*)  eod.  S.  705. 

')  Verh.  Nr.  il  S.  54. 
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das  Zwischenmeistersystem  geschafTen  haben.  leb  babe  an  anderer 
Stelle  auf  Grund  der  Kommiasionserhebungen  zu  zeigen  veisucbt, 
dafs  dieses  in  seiner  heutigen  Form  im  Osten  wesentlich  als  eine 
Konsequenz  der  MassenhafUgkeit  der  in  den  ostlichen  Plätzen 'fiir 
die  Konfektion  veriiigbaren  Arbeitskräfte  zu  betrachten  ist,  dafs  das 
Ueberangebot  an  Arbeitskiiften  dem  Konfektionär  bei  der  Ent* 
Wickelung  der  Engroskonfektion  im  Gegensatz  zum  Westen  der 
Sorge  um  die  Heranziehui^  der  fiir  die  Produktion  notwendigen 
Arbeitskräfte  enthoben  hat  und  dadurch  die  Ursache  dafür  geworden 
ist,  dafs  die  Leitung  der  Produktion  in  den  Händen  von  Zwischen- 
meistern  geblieben  ist.  Der,  wie  wir  eben  sahen,  durchgehend 
niedrigere  Stand  der  Konfektionslöhne  des  Ostens  aber  ist  ja  nun,  zu- 
mal  in  Berlin  im  Grunde  nichts  anderes  als  wesentlich  der  prägnante 
Ausdruck  für  diese  Maüsenhaftigkeit  der  hier  für  die  Konfektion  vcr- 
fügi)aren  Ari)eitskräfte.  Er  ist  also  in  Wirklichkeit  nicht  die  Folge, 
sondern  eine  der  Voraussetzungen  des  Bestehens  des  Zwischen- 
mcistersystems. 

Damit  aber  verliert  natürlich  die  Hoffnung,  dafs  dessen  Be- 
seitigung die  Löhne  im  Osten  heben  würde,  allen  Boden.  Die 
parasitären  Zwischenmeistergewinne  werden  gar  nicht  auf  Kosten 
der  Arbeitslöhne  gemacht.  Sic  sind  vielmehr  ein  Preis,  den  der 
Konfektionär  dem  Zwischenmeister  für  die  Refiiieniliclikeiten,  die 
seine  Existenz  ihm  verschafft,  bezahlt.  Sie  sind  einfach  Beträge,  die 
der  Konfektionär  sicii  entgehen  lär.st.  1  )er  Konlektionär  des  Westens 
behält  diese  I5clräL,'e  durch  die  gänzliche  .Ausschaltung^  dt  r  Zwi^chen- 
meistcr  in  der  eii;eiieti  Tasche;  er  kann  die  Produktion  bei  den  dortii^^cn 
höheren  Löhnen  nicht  durch  sie  noch  verteuern.  Es  ist  keine  I  rai^e, 
dafs  auch  der  Konfektionär  des  Ostens  sie  in  der  eigenen  laache 
behalten  würde,  wenn  man  das  Zwi.schenDicistersystem  beseitigte 
und  ihm  so  die  jetzige  grofse  Bequemlichkeit,  die  ihm  dies  bietet, 
zwangsweise  nähme. 

Ks  läge  auch  nicht  die  mindeste  Veranlassung  für  ihn  vor,  etwa 
bei  einer  Urgauisation  des  Betriebes,  wie  sie  iieute  im  Westen  besteht, 
d.  h.  also,  wenn  er  von  einer  Betriebswerkstättc  aus,  in  der  die 
schwierigeren  .Arbeiten  wie  Zuschneiden,  Bügeln  etc.  gem.acht  werden, 
unmittelbar  1  Iciiuarbeitcrinncn  beschäftigte,  an  diese  höhere  Löhne 
zu  zahlen,  als  dies  jetzt  seitens  des  Zwischenmeisters  geschieht. 

In  ScbmoUen  Jahrbach  a.  «.  O. 
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IV. 

Zweierlei  folgt  aus  dem  Bisherigen  für  eine  auf  Erhöhung  der 
grdfastadtisGhen  Aibeiterinnenlöhne  abzielende  Reform.  Einmal 
dafs  man  von  einer  energischen  Reform  nicht  aus  Rücksichten  auf 
die  Konkurrenzfähigkeit  der  Industrie  zurückzuschrecken  biaucht: 
durch  eine  Ausschaltung  parasitärer  Zwischenincistergewinne  kann, 
in  den  eigentlichen  grossen  Sitzen  der  Konfektion  wie  wir  sahen,  selbst 
eine  sehr  erhebliche  Erhöhung  der  Löhne  wctt  gemacht  werden.  Und 
zweitens,  dafe  eine  Erhöhung  der  Löhne  nicht  durch  eine  gesetzliche 
Beseitigung  des  Zwischennieistersystems,  die  lediglicli  ein  Kurieren 
am  Symptom  sein  würde,  sondern  nur  durch  eine  luimittelbare  Ein- 
wirkung auf  den  Arbeitsmarkt,  durch  eine  Verringerung  des  Arbeiter- 
jinrrebots  herbeigeführt  werden  kann,  dafs  es  mit  anderen  Worten 
darauf  ankommt,  den  Kreis  der  Arbeitskräfte,  die  der  Konfektion 
zur  Verfügung  stehen,  zu  verringern. 

Sehen  wir,  wie  sich  die  Vorschläge  der  Koinniissioii  iür  Ar- 
beitcrstatistik  zu  diesen  Resultaten  verhaken.  Die  Kommissionsvor- 
schläge sind  folgende:  ')  Erstens,  es  soll  bei  Stücklohnarbeit  überall 
durch  'J'arife,  Arbeitszetlei  oder  Lohnbücher,  in  welch  letzteren 
beim  Ausgeben  der  Arbeiten  die  Löhne  für  die  einzelnen  >\rbcitea 
einzutragen  sind,  eine  sichere  Grundlage  des  ArbeitsverhälttMsscs  ge- 
schaffen werden.  Zweitens  soll  die  Kranken-,  Alters-  und  Invalidi- 
tätsversicherung unter  Heranziehung  der  K-ouicktionäre  zu  den  Bei- 
trägen auf  die  Hausindustriellen  und  Heiniarbeiter  der  Konlcklion 
ausgedehnt  werden.  Und  drittens  sollen  die  Vorschriften  der  Ge- 
werbeordnung über  Frauen-  und  Kinderarbeitsschutz  (Maximal- 
arbeitstag, Verbot  der  Nachtarbeit,  Minimalaltcr  etc.)  auf  alle  Werk- 
.suiLtcn  der  Konfektion,  in  welchen  auch  nur  eine  nicht  zur  I-'aiuilic 
des  Werkstätten  Inhabers  gehörige  Person  gegen  Lohn  oder  sonstiges 
Entgelt  beschäftigt  wird,  ausgedehnt  werden,  wobei  die  Werkstatten- 
arbeiter  vor  Ueberlastung  durch  Heimarbeit  thunlichst,  wenn  nicht 
anders  möglich  durch  das  V^erbot  der  Mitgabe  von  Arbeit  nach 
Haus  gesdhUtzt  werden  sollen.  —  Man  sieht,  diese  Vorschläge  stellen 
nidit  unwesentliche  Verbesserungen  des  gegenwärtigen  Zustandes 
in  betreff  einer  Reihe  von  uns  im  Votstehendeo  nicht  näher  be- 
rührter Nebensdiaden  in  Aussicht,  mit  dem  hier  behaodelten  Haupt- 
problem einer  wirklichen  Verbesserung  der  Lohne  aber  haben  sie  so 
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gut  wie  keine  Berührung.  Von  diesem  allgemeinen  Problem  erklärt 
die  Kommission  in  ihrem  Bericht  vielmehr,  dafs  es  durch  Eingriffe 
der  Gesetzgebung  oder  Verwaltung  nicht  gelöst  werden  könne. 

Hat  die  Kommission  darin  Recht  ?  Ist  dieser  völlige  Verzicht 
auch  unter  Berücksichügung  der  geschilderten  besonderen  Verhalt* 
nisse  der  Konfektion  notwendig  das  letzte  Wort?  Lassen  diese 
nicht  doch  vielleicht  einen  staatlichen  Einflufs  auf  den  Arbeits- 
markt zu? 

Die  eingangs  gegebene  Uebersicht  über  die  Löhne  ergab,  dafs 
die  Kategorie  der  heute  schlechtest  bezahlten  Arbeiterinnen  im 
wesentlichen  zusammenfallt  mit  der  Kategorie  der  Heimar- 
beiterinnen.  Die  fieiniarbeiterinnen  sind  es  hauptsächlich,  die  heute 
in  den  grofscn  Städten  den  Aibeitsmarkt  überfüllen  und  die  durch 
das  niedrige  Xi\  cau  ihrer  Ansprüche  am  stärksten  auf  das  allgemeine 
Lohnniveau  drücken.  Diese  Heimarbeiterinnen  bestehen  nun  zu 
einem  sdir  grofsen  Teil  aus  rcrscmen,  deren  lkschäftigung  über- 
haupt nur  in  der  Form  der  Heimarbeit  möglich  ist,  au-,  nebcn- 
en\*erbsuchenden  Frauen  und  Mädchen  näiulich,  die  durch  aUerhand 
Pflichten  an  die  Wohnung  gefesselt  sind.  Eine  Bescitigunfj  der 
Heimarbeit  würde  den  gröfsten  Teil  dieser  Elemente  vom  Arbeits- 
markt entfernen.  Sie  würde  eine  sehr  wesentliche  Verringerung 
des  Arbcitcrangebots  in  den  Schichten  der  jetzt  am  schlechtesten 
bezahlten  Arbeit  befleuten.  Das  heifst  aber,  sie  würde  c^eradr  das, 
was  Mch  uns  als  das  einzige  Mittel  einer  X'crbc'^scnin;^'  der  I,(")hne  er- 
gab und  zwar  gerade  Im  entscheidenden  l'unkte,  nämlich  im  jet/iu;cn 
(iebiet  des  reinen  1  (uni^rrlohnes ,  leisten.  I<t  d'c  Rcsi  iii^^nin;^  der 
Heimarbeit,  ilie  I'.ntternung  dieser  ncbentrwtrl)siichrn(len  Mas>cn 
vom  Arl)eitsmarkt  nun  ftwa<,  was  aufserhalb  des  Rahmens  cineN 
möglichen  gesetzgeberischen  X'urgehens  liegt  r  Die  Kuuuiiis>iua 
nimmt  dies  an;  sie  erklärt,  tlafs  es  nicht  anijänLjig  sei,  die<rn  Ar- 
beitskräften ihren  für  sie  not\v  enilii^en  Verdienst  zu  ent/u  hen  ') 
und  unzweiteiliaft  ist  der  damit  l)e/eiclinLie  Intere-^enkonfVikt  ila> 
eigentliche  Problem,  dem  eine  auf  Lohnerhüliuiig  abzielende  Relurni 
gegenübersteht.  Soll  das  Interesse  der  Kreise,  die  in  der  Kon- 
fektion einen  Nebenerwerb  suchen,  oder  soll  das  der  \  oU.irbeiter 
der  Kunfektinn ,  denen  nur  durch  Beseitigung  dicker  Xebencrwerbs- 
koaku]  renz  zu  helfen  ist,  vori^'chen  ? 

Zunächst  ist  dazu  eins  zu   bemerken:   Euic  1-nlfernung  der 
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nebenerwerbsuchenden  Elemente  braudbte  nicht  plotzltdh  vor  sich 
zu  gehen.  Sie  konnte  sich  unter  Schonung  der  Erwerbsinteressen 
der  gegenwärtig  als  Heimarbeiterinnen  thätigen  Personen  voll* 
ziehen.  Man  konnte  diesen  die  Heimarbeit  personlich  weiter  ge- 
statten, auch  wenn  man  die  Heimarbeit  im  übrigen  durchgehends 
verbietet Das  Resultat  würde  dann  ein  mit  dem  Aussterben  der 
gegenwärtigen  Heimarbeiterinnen  zunehmendes  Versdiwinden  des 
Lohndruckes  und  also  eine  allmähliche  Steigerung  der  Löhne 
sein.  Die  Frage  ist  also  die:  Sollen  auch  die  Interessen  der  künftig 
in  der  Konfektion  vielleicht  ihren  Xcliencrwerb  suchenden  Elemente 
den  Interessen  der  eigentlichen  Konfektionsarbeiter  vorgehen?  SoU 
die  Konfektion  dauernd  das  grofse  Gebiet  des  weiblichen  Neben* 
erwerbs  bleiben?  Man  kann  zu  dieser  Frage  nur  Stellung  nehmen. 


*)  Es  ist  hier  nidit  die  Aufgabe  die  gesetsgebvngstecbniscbeaScbwieris- 
kciten  dieser  Beseitigung  sn  erortcm.  Idi  habe  in  ScbmoUers  Jahrbncb  a.  a.  O.  an* 
andeuten  veisucbt,  wie  durch  Bedrobung  der  Ausgabe  von  Konfektioosarbeit  in 
andere  als  polizeilich  konzessionierte  Werkstätten  mit  Strafe  —  wovon  el>en  nur  zu 
Gunsten  d«  r  mit  Personallieimarbcitskarten  zu  versehpruit-n  <1 1- r .' e  i  t  i g c  n  ll.  iiii- 
nrbeiter  eine  Ausnahme  zu  niachen  wäre  fH<'Sc  Schwi«  ri^^ki-it.-n  iilierwundcn  werden 
konnten.  Durclitiihrbar  wäre  dies  System  im  Gegensatz  zu  «len  inifsfrlürkten  <  nj:- 
lischen  und  amerikanischen  N'ersuchcn  deshalb,  weil  es  im  Gegeu^aLs  zu  diesen  nicht 
einen  Versuch  einer  Beseitigung  der  Heimarbeit  dutcb  AufstcUung  gewisser  Be* 
dittguttgeu  fttr  ihre  Fortexisten»,  die  ihr  diese  lediglicb  thatsichlich  nn> 
möglich  machen  sollen,  sondern  ein  — allmShlich  in  Wirksamkeit  tretendes  —  Vcr> 
bot  der  Heimarbeit  mit  Bestrafung  der  Aibeit  Ausgebenden  darstellt.  Das 
englische  und  amerikanische  System  erfordert  eini-  fortwährende  l'cberwachung 
der  Heimarbeit,  was  tmmöglich  isl  Di-  ses  dagegen  würde  nur  eine  geUgentliche 
mit  dem  Aussterben  der  der'^iti^.  n  1  !cimarb«Mt*^n  von  Jahr  zu  Jahr  h  irhter 
werdend«'  polizeilich»-  K  :\  /  /  i  ;i  «  iliinl'  in  —  1 'ir  \<»n  S<■h^vi(■liland  in  seinen  Ix  ul.  n 
»ehr  lesensMerten  *  \  ui  Scru  liten  über  eine  gesetzliche  Regelung  der  Heimarbeit* 
(Wien  1896  u.  1S97)  gegen  die  Durchführbarkeit  eines  Verbotes  der  Heimarbeit 
geltend  gemachten  Bedenken  (vgt.  insbes.  S.  31  d.  ersten  Berichtes)  treffen  nur 
die  in  Oeftterreieh  in  Aussicht  genommene  generelle  Beseitigung  der  Heimarbeit. 
Wir  haben  es  hier  nur  mit  ihrer  Beseitigung  in  der  Konfeküon  zu  Üiun,  die  der 
Polizei  eine  durdiftthrbare  weil  begrenzte  Aufgabe  stellen  würde.  —  Auch  sach- 
lich ist  dies  mit  dem  allgemeinen  Problem  der  Beseitigung  der  Heimarbeit  nit  ht 
zu  identifizier.  11.  Man  kann  *  lir  wob!  d-  r  Aii^irlit  sein,  dafs  die  Heima:li'  it  .iK 
etni  l'nriu  der  Hausindustrie  für  gewi>-'  liiilu-,trieen  il>csonders  eine  An/.ilil  kli  in.  r 
G'  \v<  noch  auf  sehr  lange  und  vielleicht  dauernd  die  gegebene  Beiriehslunn 
isl,  und  doch  ihre  I'cäeitigiuig  in  einer  grufseu  Industrie  vric  der  Konfektion  für 
eine  historische  Notwendigkeit  halten. 
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wenn  man  die  gegenwärtige  weibliche  Nebenerwerbstliatigkeit  in 
der  Konfektion  in  den  Zusammenhang  der  gewerblichen  Entwickelung 
hereinstellt 

Die  gewerbüche  Kntwickelung  hat  Schritt  für  Schritt  die  alte 

Eigenwerkstatt  des  Hauses,  „die  Kammer  der  Frauen  und  Mäi^dc" 
zerstört  und  an  ihrer  Stelle  selbständige  Gewerbszweige  entwickelt. 
Einer  der  letzten  derartigen  Gewerbszwei<Te,  der  wcni^ii^^stens  teilweise 
noch  auf  Kosten  der  „natürlichen  Arbeitssphäre  der  Hausfrau"  ent- 
standen ist,  ist  die  Konfektion.  Während  deren  Entstellung^  im  allge- 
meinen einfach  einen  Schritt  vorwärts  in  der  Entwickelung  beruf- 
licher Arbeitsteilung  bedeutet,  hat  sie  als  Teil  dieser  Auflösung  der 
hauslichen  Arbeitsdomäne  der  I-Vau  eine  eigentümliche  Neben- 
erscheinung: eben  das  Entstehen  weiblicher  Nebenerwerbsthätigkeit. 
Die  aus  der  häuj^lichen  Arheitssphäre  plötzlich  herausgerissene 
Thätigkeit  wird,  solange  bis  eine  Weitet  entwickelung  ilircr  Technik 
erfolgt  oder  die  Steigerung  der  Ansprüche  an  die  Arl)citslei>tung  heruf»^- 
mässigc  Scheidung  nnx'ig  macht  für  die  breiten  Mas-^rn  der  ärmeren 
Frauen  Mittel  eines  erwünschten  ZuschulsN  t-rtliensic^  tur  den  Haushalt. 
So  ist  das  S[)innen,  bis  es  durch  die  hntwicki  lung  des  Fabrikbetriebes 
ganz  in  die  Hände  \  on  Herufsarbeitern  gelangt  i>t,  lange  Zeit  die  spezi- 
fische Nebencrwcrbsthiitigkrit  der  ärmeren  h  rauen  gewesen.  Und  so  ist 
heute  das  Nähen  im  Dienste  der  Grofsindustrie  zu  cuiem  solchen 
geworden.  Auf  wie  lange,  das  hängt  von  der  langsameren  oder 
schnelleren  Weiterentwickelung  der  Konfektion  zu  einer  Industrie  mit 
selbständiger  Arbeitsweise  und  Technik  ab.  ZvveifcUiafi  ist  nur  da> 
W'ann,  nicht  das  Ob  des  V'er.schwindens  der  ncbcncrwcrbstliätigen 
Elemente  aus  ihrem  Arbeiterstamm. 

Nimmt  man  von  hier  aus  Stellung  zu  der  oben  gestellten 
•  Alternative,  so  kann  es  nicht  zweifelhaft  sein,  auf  wessen  Seite  man 
steht.  Ben  VoUariieitem  der  Konfektion  gehört  nach  der  gewerb- 
lichen Entwickelung  die  Ztikunft.  Ihre  Interessen,  die  dauernde  sind, 
gehen  daher  den  temporären  Interessen  der  in  der  Konfektion  einen 
Nebenerwerb  suchenden  Kreise  vor.  Es  läfst  sich  grundsatzlich 
nicht  rechtfert^n,  zu  Gunsten  der  letzteren  von  einer  Reform,die 
för  die  Gesundung  der  Lage  der  ersteren  notwendig  ist.  Abstand 
zu  nehmen* 

Die  unmittelbar  praktischen  Widerstände  gegen  eine  solche 
Reform  bleiben  freilich  auch  gegenüber  dieser  theoretischen  Einsicht 
bestehen.  Die  Beseitigung  der  Heimarbeit  in  der  Konfektion  ist 
nicht  möglich,  ohne  dafs  in  den  grofsen  Städten  des  Ostens  eine 
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Schicht  von  Personen  (Witwen  mit  kleinen  Kindeni  etc.),  die  sich 
heute  noch  gerade  oberhalb  des  Niveaus  der  Arnicnunterstützung^ 
erh.iht  n,  auf  dieses  herabsinkt,  ohne  dafs  ferner  für  gewisse  Arbeiter- 
kreise ,  '!a  der  Miterwerb  drr  Frai;  erschwert  wird,  eine  Er- 
schwerung der  MiX'lichkeit  eine  Familie  zu  gründen  erwäclist,  und 
ohne  dafs  endhch  vielleicht  auch  eine  Anzahl  Frauen  von  ihren 
Kindern  fort  in  Werkstätten  ci^edrängt  wird.  Das  zusammen  stellt 
eine  soziale  Verschiebung  dar,  die  sich  nicht  ohne  Reibung  voll- 
ziehen kann  und  bei  der  es  gcwifs  zweifelhaft  sein  kann,  ol)  es 
überhaupt  Ik^ruf  der  Gesetzgebung  ist,  >ie  heraufzufüliren.  —  Sehen 
wir  uns  daher  diese  \crschiedeiu:n  Konsequenzen  einmal  etwas  ge- 
nauer an.    Wären  sie  in  der  That  zu  bedauern? 

Zunächst  die  Herabdrückung  jener  untersten,  we-^enilich  aus 
Witwen  mit  kleinen  Kindern  bestehenden  Schicht  auf  das  Niveau 
der  Armenunterstützung.  Sie  erscheint  unerhört  hart;  in  Wirklich- 
keit aber  gäbe  es  kaum  etwas  tje^^ünderes  als  gerade  diese  Ent- 
wickelung.  Eine  Witwe,  die  heute  ohne  eine  wirklich  geschulte 
Koufcktionsarbeiterin  zu  sein,  versucht,  sich  und  ihre  Kinder  durcl» 
Konfektionsarbeit  zu  ernähren,  geht  in  dem  Räderwerk  der  Industrie 
bei  den  heutigen  Löhnen  früher  oder  später  zu  Grunde.  Das  Tempo 
und  die  Dauer  der  Arbeit»  die  nöti^  sind,  um  auf  einen  irgendwie 
nennenswerten  Verdienst  zu  gelangen,  vermasf  vielleidit  eine  unver- 
brauchte jugendliche  Kraft,  die  ihren  ganzen  Verdienst  zur  eigenen 
Ernährung  verwendet,  eine  Zeitlang  zu  leisten.  Es  kann  aber  keine 
Rede  davon  sein,  dafs  die  durchschnittliche  nervöse  Kraft  einer 
Witwe,  die  erst  ihre  Kinder  und  dann  erst  sich  selber  ernährt« 
ausreichend  ist,  um  z.  B.  die  13— I4stiindige  tagliche  Arbeit  von 
aufregender  Schnelligkeit  durch  40  Wochen  im  Jahr,  wie  sie  in  der 
Berliner  Knabenkonfektion  —  dem  Hauptgebiet  der  Witwenthatig- 
keit  —  die  Regel  ist,  zu  vertragen.  Ihre  Gesundheit  geht  bei  der 
hier  nötigen  Anspannung  in  kurzer  Zeit  in  die  Brüche.')  Und 
woiiir  geschieht  dieser  Einsatz?  Um  ein  Verdienst  von  280  Mk. 
im  Jahr,  also  nicht  viel  mehr  als  den  Betrag  einer  Armenunter- 
stützung, zu  haben.  Reifse  man  doch  der  blanken  Armut,  die  sich 

*)  In  Ucrliii  und  <  harlDtteiiburg  existieren  verschiedene  wohlthütic^e  .»Beitchaf- 
liguugsvcreine",  die  Frauen  liemUcn  etc.  o.ähen  lassen  und  sie  auch  dazu  anlernen. 
Ei  soll,  wie  versichert  wird,  nicht  voriuMntDeo,  dafs  Frauen  voo  dort  in  die  Kon- 
fektion flbeigehen,  weil  das  Tempo  der  Arbeit  in  der  Konfektion  ao  viel  «dmellcr 
ist,  dafs  den  Frauen  die  genülcbUche  Art  des  Niihens,  die  sie  m  dem  Verdii  lernen» 
filr  sie  nichts  nützt. 
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hier  unter  Konfektionsarbeit  m  verbergen  sucht,  lieber  diesen 
Mantel  herunter.  Wenn  man  diese  Verhaltnisse  erst  in  ihrer  völligen 
Nacktheit  sieht,  wird  man  sich  wohl  zu  einer  Verbesserung  der 
Armenpflege,  vielleicht  zur  Einflilirung  der  Witwen-  und  Waisen- 
versicherung, wohl  oder  übel  entschliefsen.  Aber  selbst  eine  Armen- 
unterstütznng  in  heutiger  Höhe  und  Form  wäre  besser  als  dieser 
langsame  Selbstmord,  wie  er  sich  jetzt  hier  zu  Gunsten  der  Armen- 
verwaltung vollzieht. 

Die  Grausamkeit  der  üeseiligung  der  Witwenheimarbeit  ist 
also  lediglich  '^rhein.  Und  ebenso  steht  es  auch  mit  der  Verhinde- 
rung der  Konfektionsnebenarbeit  nicht  verwitweter  Frauen. 

Nichts  geht  klarer  aus  den  Krhebungen  hervor,  als  der  ver- 
nichtende Einflufs,  d<  ti  dicx  Nebenarbeit  auf  Familienleben,  Haus- 
halt und  Erziehung  der  Kinder  hat.  „Die  Arbeit  wird  pünktlich 
verlangt" ;  mit  Frauen,  die  nicht  da.s  entsprechende  Quantum  leisten, 
„hält  man  sich  niclit  auf";  so  begründen  die  \or  der  KoTinnission 
vernommenen  Ehefrauen,  weshalb  in  ihrem  IIau>halt  ilurchj^iuv^ig 
hinter  der  Konfektionsarbeit  alles  andere  zurücktritt,  I  hr  nitdrigen 
Löhne  thun  für  die  Zerstoruru^  des  Haushalts  das  übrige.  Die 
.Nähmaschine,  die  in  den  Mittel[)uiikt  der  häuslichen  Existenz  tritt, 
wird  (  in  Magnet,  der  alle  häuslichen  Pflichten  verschlingt.  „j\Ian 
imifs  doch  etwa«^  vor  >'\ch  bringen"  und  dazu  nnir<  man  eben  ,,von 
morL^cns  bis  in  die  Nachl  sitzen"  lautet  daln  i  du.  ^tändii^^e  Aus- 
kunft. Man  geniert  sich  dann  nicht,  die  noch  öchulpllichligcn  Kiiuiei 
den  Haushalt  besorgen  zu  lassen,  wie  num  sie  natürlich  nachiuiliags 
a!^  Ersatz  für  Schularbeiten  mit  zur  Arbeit  heranzieht. ')  —  Der 
•Mann  aljer,  der  weifs,  dafs  die  Frau  „niitverdient",  schränkt  unwill- 
kürlich den  Betrag,  den  er  dem  Famiiieiibud^tl  von  seinem  Lohn 
zustetii  rt .  zu  Gunsten  seines  Privatkonsums  ein.  Es  ist  noch 
gunstig,  wenn  er  sich  nicht,  was  in  Berlin  im  weitesten  Umfang 
geschehen  ist,  daran  gewöhnt  vom  1  anulienbudget  überhaupt  nur 
noch  die  Miete  zu  zahlen.  So  geht  die  P'amilie  durch  die  Kon- 
fektionsnebenarbeit der  Frau  einfach  ihrer  Auflösung  in  den  eigenen 
vier  Fiahlen  entgegen.  Nur  die  Vernichtung  der  Möglichkeit 
dieser  Nebenarbeit  kann  auch  hier  helfen;  nur  sie  wird  im  Stande 
sein,  die  Erhöhung  der  Lohne  und  Aufbesserung  der  Gehälter  der 
Udanner,  die  zur  vollen  Gesundung  dieser  Verhältnisse  nötig  ist,  in 
die  Wege  zu  leiten.  0 

•)  Eid  krasses  Beispiel  derart    V  rh.  Nr.  10  S.  13S. 

')  Es  handelt  sieb  dabei  bei  den  Lohnen  hauptsächlich  um  baisougewerbe 
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Und  so  bleibt  sclilicfsüch  von  den  praktischen  Bedenken  s^ej^en 
die  Beseitigung^  der  1  leiinarhcit  in  der  Konfektion  übrii^  nur  eins, 
das  nämlich,  daU  man  dadurch  eine  Anzahl  von  I-annlien  äufst  r- 
hch  auflösen  wurde,  eine  Anzahl  Ehcfr.iuen  \<jn  ihren  Kindern  fort 
in  Werkstätten  drängte.  Ueber  nichts  aber  l)rauclne  man  im  Grunde 
wenij^er  Bedenken  zu  liabcn  al»  gerade  hierüber.  Die^e  l'ainilien  sind 
wie  wir  oben  gesehen  haben,  schon  jetzt  durch  die  starke  Ncben- 
erwerbsthatigkeit  die  Ehefrauen  thatsächlich  innerlich  aufgelöst  Es 
ist  kaum  zweifelhaft,  dafs  fär  die  betreflenden  Kinder  das  Eintreten 
einer  olTentUchen  Fürsorge  durch  Kinder^rten  u.  s.  w.,  was  die  Kon* 
Sequenz  der  Werkstättenarbeit  ihrer  Mutter  sein  müfste,  bessere 
Dienste  tfaun  würdet  als  die  der  jetzigen  Nähe  der  Mutter.  Zudem 
ist  die  Zahl  der  Fälle,  um  die  es  sich  handeln  würde,  nicht  grofs; 
die  weit  überwiegende  Mehrzahl  der  Elemente,  die  heute  in  der 
Konfektion  durch  die  Heimarbeit  ihren  Nebenerwerb  suchen,  sind 
aus  äufseren  Gründen  nicht  in  der  La^e  in  Werkstätten  überzugehen ; 
zu  streng  diziplinierter  Werkstättenarbeit  wäre  sie  überwi^end  ein- 
fach physisch  nicht  fähig. 

Aber  man  maj^  ^elb^t  die  äufserc  Auflösunt^  einer  Anzahl  Fa- 
milien, dir  eintreten  wird,  al-  einen  N.iehleil  belrarhlen.  Wenn  es 
sich  darum  luiiidelt,  eim-  (K  r  ^röfslen  lndu>lriern  dr>  Landes  auf 
den  Boden  einer  gesunden  su/uilen  und  fortsein  t  ite  nden  industriellen 
Latwickclung  zu  stellen,  fällt  <liescr  N'aclileil  nicht  entscheidend 
ins  Gewicht.  Neben  der  .Möglichkeit,  aus  der  X'ersunipfuug ,  in 
der  die  grotsstätltische  Konfektion  heute  steckt,  herauszukommen, 
kann  man  ihn  in  seiner  Winzigkeit  überhaupt  ernstlich  nicht  nennen. 
P.ine  mit  Sicherheit  doch  einmal  eintretende  Entwickelung  kann 
man  nicht  scinetwegeti  vertagen.  —  Es  hiefse  romantische  Ideale 
über  die  Gesichtspunkte  der  Erhaltung  der  nationalen  Kraft  stellen, 
wollte  man  weiter  ruhig  mit  ansehen,  wie  eine  Generation  grofs* 
städtischer  Arbeiterinnen  nach  der  anderen  in  dem  Tretwerk  der 
gegenwärtigen  Betriebsverfassung  der  Konfektion  untergeht,  blofs 
weil  man  sich  scheut,  durch  die  Beseitigung  der  Heimarbeit  einige 
innerlich  durch  die  Heimarbeit  bereits  zerrissene  Familten  auch 
äufscrlich  zu  zerreifsen. 

I  Maurer,  Lackierer,  Maler  etc.i,  bei  den  Gch.Hltcrn  voroeluuiich  um  Schutzleute,  Post- 
bcamte, Feuerwehrleute,  rfcrdebahnschatfncr.  Hier  arbeiten  die  Frauen  beut  massen- 
haft in  der  Konfektion.  Verh.  Nr.  lo  S.  $5,  127,  156;  Vorverh.  S.  13.  Feig  «.n.  O. 
S.  71, 
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Der  Entwurf  zur  Abänderung  der  Gewerbeordnung« 

Von 

PROF.  Dr.  C  NEUBURG 
in  Erl«ngeti. 

In  den  Taj^en  vom  30.  Mär/  h's  i.  April  1897  wurde  im  deutschen 
Rcichsta;^  eine  Rcgii'riini:;s\  orlagc  betr.  Abändcrun^r  der  riewerbe- 
ordnung  in  erster  i.esung  beraten  und  nach  ausfuhrhchen  Debatten  an 
die  Roinmission  verwiesen.  Es  ist  somit  Aussicht  vorhanden,  dafs 
ein  Gepjrnstand,  flcr  seit  ungefähr  i  '  „  Jalirzehnten,  die  Interessenten, 
die  gesetzt^ehenden  Faktorrn  und  du-  iUrentliche  MeinuiiL;  auf  das 
lebhafteste  beschäftif,^t  hat,  nunmehr  durch  eine  erspridsliche  Lo^uni^ 
von  der  Tagesortlnung  verschwindet.  Wenn  wir  diese  Hotinunt; 
aussprechen,  .so  möchten  wir  das  „erspriefsHch"  freilich  nicht  allzu 
sehr  betonen,  denn  der  Ivntsvurf,  wie  er  zur  Zeit  der  K( )ninii-^si«)n 
vorliegt,  ist  ein  Kompruniiis  zwischen  aich  scharf  gegenüber- 
stehenden An.sichten,  ein  Stückwerk,  welches  \  ielleicht  einiges 
Gute  enthält,  aber  doch  die  zu  beseiti;^enden  L'ebelständc  höchsten.s 
nuldern  kann.  ^ht  anderen  Koniiinnnissen  hat  er  aueli,  diese 
l'eberzeugun^  katui  man  au>  dem  üangc  der  ersten  Lesung  ge- 
winnen, weiter  das  gemeinsame  Schicksal,  dafs  er  im  Grunde 
niemanden  gefallt.  Trotzdem  hat  er  aber  doch  wohl  Aussicht  in 
nicht  stark  veränderter  Gestalt  zum  Gesetz  zu  werden.  Die  vei> 
bündeten  Regierungen  sind  natürlich  zufrieden  wenn  ihr  mühevolles 
Werk  vom  Reichstage  nicht  allzusehr  verstümmelt  und  etwa  durch 
die  Einfügung  des  Belahigungsnachwetses  för  sie  vollkommen  un 
gentelsbar  gemacht  wird.  Die  entschiedenen  Anhänger  der  Zwangs- 
innung mit  Befähigungsnachweis  betrachten,  die  Reden  der  A1> 
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geordneten  Dr.  Hitze,  Jakobskötter  u.  8.  w.  beweisen  tlies,  den  Ent- 
wurf als  einen  wenn  auch  bescheidenen  Fortschritt  in  ihrem  Sinne« 
den  sie  durch  Beharren  auf  für  die  Rcj:^ierungen  unannehmbaren 
Forderungen  nicht  werden  gefährden  wollen.  Auch  von  flen  sonstigen 
(iegnern,  eigentliche  Vertcidic^er  hnt  der  lünwurt  kavuii,  wird  ein 
erheblicher  Teil  keine  zu  weitgehende  (  Opposition  machen,  teils  aus 
Furcht  vor  nach  ihrer  Ansicht  noch  Schlinniicrem ,  teils  weil  auch 
sie  mit  der  Errichtung  von  Handwerkskammern  und  der  Ver>chärtung 
der  Bestiuiiiuingeti  uIkm  die  Lehrlingsausbiklung  wcnigstetis  in  der 
Hauptsache  ciiu  (Tstamlcn  suuJ. 

Ks  wird  eben  uberall.  etwa  mit  Ausnahme  der  extrcm>lcn  I'ar- 
tcien  von  rechts  und  links,  der  dedanke  ubei  wiegen,  dafs  es  doch 
wünschenswert  sei,  endlich  einmal  euien  X'ersuch  zur  Losung  einer 
Frage  zu  machen,  die  so  lange  die  öffentliche  Meinung  beschäftigt 
hat  und  für  die  auch  die  erforderlichen  Grundlagen  zur  Zeit  jeden- 
falls  im  vollsten  Mafse  geboten  sind.  Ob  nun  ireilich  die  Annahme 
der  gebotenen  Lösung  als  ein  Glück  fiir  das  Handwerk  zu  be- 
zeichnen ist,  dürfen  wir  schon  nach  einem  fluchtigen  Blick  auf  die 
Vorlage  als  fraglich  bezeichnen. 

Vorgeschichte  der  Vorlage* 

Wenn  wir  die  ersten  Bestrebung«  n,  w  elche  zu  unsei  er  Vor- 
lage tuhi  tcu  etwa  I '  Jahrzehnte  zurück  datierten,  so  bezieht  sich 
dies  eigentlich  nur  auf  die  letzte  Kntwickelungsphase  derselben, 
ricbtiger  müfstcn  wir  vtelleicht  von  fast  einem  Vterteljahrbundert 
reden.  Thatsache  ist,  dafs  schon  sehr  bald  nach  dem  Erlafs  der 
Gewerbeordnung  von  1869,  welche  für  ganz  Deutschland  die  Ge- 
Werbefreiheit  und  die  Beseitigung  der  Zwangsorganisation  des  Hand- 
werks brachte,  Klagen  über  den  Niedergang  des  Handwerks  laut 
wurden,  als  deren  Ursachen  jene  Thatsachen  und  die  dadurch  be- 
dingte mangelhafte  Lehrlingsausbildung  \ielfach,  besonders  von  den 
Handwerkern  selbst,  angesehen  wurden.  Inbezug  auf  letzteren  Punkt 
waren  die  Klagen  ja  nicht  ganz  unberechtigt  Die  alten  Organi- 
sationen, welche  hauptsächlich  für  dieselbe  gesorgt  hatten,  waren 
meist  zerfallen  und  neue  Bildungen ,  welche  sich  dieser  Aufgabe 
mit  genügendem  I'ifer  gewidmet  hätten,  traten  nur  vereinzelt  an 
ihre  Stelle,  so  dals  in  der  1  hat  die  Ausbildung  des  Nachwuchses 
.selir  viel  zu  wünschen  übrig  Ueis.  Ls  war  dies  sogar  in  steigendem 
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Mafse  der  Fall,  da  der  alte  Stamm  von  Meistern,  welche  selbst 
eine  lange  und  gründliche  Schule  durchgemacht  hatten,  ausstarb 
und  junge  oft  selbst  schon  nicht  mehr  genügend  ausgebildete  Lehr* 
herm  an  ihre  Stelle  traten.  Dais  unter  solchen  Verhaltnissen  die 
Konkurrenz  der  Orrofsbetriebe  dem  Handwerk  noch  gröfseren  Schaden 
zufügte,  als  dies  sonst  der  Fall  gewesen  wäre,  liegt  auf  der  Hand. 
Diese  Klagen  und  die  sie  bedingenden  Uebelstande  veranlafsten 
nun,  wie  bekannt,  das  Gesetz  vom  i8.  Juli  i88i,  welches  mit 
einigen  spateren  Nachträgen  inbezug  auf  die  Organisation  des  Hand- 
werks und  das  Lehrlingswesen  eine  ziemlich  einschneidende  Aende» 
rung  der  Gewerbeordnung^  herbeiführte.  Die  Gewerbefreiheit  blieb 
freilich  aufrecht  erhalten,  aber  die  Orjjanisation  von  Innungen,  wenn 
sie  auch  dem  freien  Entschlufs  überlassen  blieb,  wurde  doch  durch 
das  Gresetz  begünstigt  uiui  diese  Innungen  sollten  die  Lehrlings* 
ausbildung  bessern  und  überwachen,  ja  sie  konnten  sogar,  wenn 
sie  sich  dabei  l)ewährt<  n ,  ausschliefscnde  Priv^ilegicn  in  dieser 
Richtung  erhalten  und  selbst  nichi  zu  ihnen  gehörige  Handwerker 
konnten  zur  Tragung  der  dadurch  erwachsenden  Lasten  heran* 
gezogen  werden. 

Dieses  Gesetz  war  nicht  ohne  Erfolg,  alte  Innungen  wurden 
reorganisiert,  neue  gegründet,  aber  immerhin  umfafsten  dieselben 
doch  nur  einen  recht  mäfsigen  Teil  des  deutschen  Handwerks  und 
fanden  in  einzelnen  TeUen  Deutschlands,  besonders  im  Süden,  nur 
sehr  geringe  Verbreitung.  Die  neuen  Innungen  erwarben  sich  auch 
unzweifelhafte  \'erdienste  um  die  Hebung  der  Lehrlingsausbildung, 
aber  durchgreifend  konnten  ihre  Erfnlcre  natürlich  schon  wegen 
ihrer  ungenügenden  Verbreitung  nicht  sein. 

Die  Lag;e  des  Handwerks  blieb  auch  jetzt  noch  im  ganzen 
eine  iibele,  zumal  die  Konkurrenz  sich  wohl  noch  stärker  geltend 
machte. 

Alle  diese  Thatsachcn  füiirteii  dazu,  dais  bald  nach  dem  I-.rlafs 
des  neuen  Gesetzes  die  Bewegung  für  Beseitigung  der  Gewcrbc- 
freihcit,  Kiiiführunf^  des  Befähigungsnachweises  und  Zunftzwanj^es 
unter  den  Handwerkern  stark  an  Boden  trcwatui.  Ihren  Ausdruck 
fand  sie  zunächst  in  zahlreichen  Beschlüssen  \on  Handwerker- 
versammlungen, Handweikcrtagen  u.  s.  w.  Bald  fol^^nen  di.  sen  nuch 
entsprechende  Anträge  im  Reichstage.  Der  Antrag  „Ackeriiuiiui- 
Biehl"  kehrte  Jahre  lang  so  tegelmäfsig  wieder,  wie  <lic  Sciuvalben 
im  Frühjahr,  bis  er  endlich  am  20.  Januar  1890  in  Schiulsberatung 
mit  130  gegen  92  Stimmen  angenommen  wurde. 
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Allein  ein  wirklicher  Erfolg  war  damit  nicht  erzielt,  die  ver- 
bündeten Regierungen  waren  entschiedene  Gegner  des  Befähigung»* 
nachweises  und  so  !>lieb  der  Beschlufs  des  Reichstages  im  Bundesrat 
einfach  liegen.  Trotzdem  verkannte  man  im  Bundesrate  und  bei 
den  Regierungen  durchaus  nicht,  dafs  etwas  für  das  Handwerk  ge* 
schehen  müsse  und  so  zeitigen  denn  Interpellationen  im  Reichstage 
lind  sonstige  Anregungen  ein  Resultat.  Am  i8.  August  1893  wurde 
nämlich  als  Ergebnis  \erschiedener  Vorai-l>eiten  und  Vorberatungen 
der  s<^enannte  Berlepsche  F^ntwurf  veröffentlicht ,  der  bestimmt 
war,  eventuell  als  Grundlage  für  eine  gesetzliche  Neuregelung  der 
Verhältnisse  des  Handwerks  zu  dieneq. 

Er  wollte  eine  Zwangsorganisation  für  das  gesamte  Handwerk 
schaffen,  dasselbe  in  Fachgenossenschaften,  denen  die  Handwerker 
der  verschiedenen  Bezirke  angehören  sollten,  gliedern;  über  diesen 
sollten  dann  für  gröfsere  Bezirke  aus  X'ertretcrn  jener  gebildete 
Handwerkerkammern  stehen.  Diese  Organisationen,  an  denen  auch 
die  Gehilfen  für  bestimmte  Angelegenheiten  teilnahmen,  sollten  Ein- 
richtungen zur  materiellen  Förderung  des  Handwerks  treffen,  eine 
X'crttetung  der  Mandwerkerintercsscn  bilden,  die  c^ewcrblichc  .Aus- 
bildung fördern  u.  s.  \v.  Der  Bcfähi;^unL;>iiachvveis  war  nicht  Be- 
dingung der  Zufijchörigkejt,  dage-^eii  sollte  er  r\  f -tucll  von  den- 
jenigen Handwerkern  'gefordert  werden,  welche  i.eiirlin^c  ausbilden 
wollten,  diese  niulsten  24  Jahr  alt  sein  und  entweder  eine  ( lesellen- 
prüfun^f  bestanden,  oder  ihr  Gewerbe  wenigstens  drei  Jahre  lang 
selbständit^  betrieben  hal)en,  weiter  sollten  auch  son>^til;e  Mifsbrauche 
bei  der  Lehrlin^sausbilduni;  vor  allem  die  Lehrlin^^szüchterei  möi^- 
lichst  beseitigt  werden,  auch  wurden  die  Rechte  untl  Ptiichten  der 
Lehrherren  und  Lehrlinge  «genauer  als  bisher  festgestellt. 

Dieser  l^ntwnrf  fand  inbe/.ui,'  auf  die  zuletzt  erwähnten  Punkte 
Anerkennung,  im  allL:enieinen  aber  nur  Angriffe  \on  allen  Seiten, 
was  ihm  das  Schicksal  verscluitfte,  zum  schätzbaren  Material  ge- 
le;^^  zu  werden.  Schon  früher,  vor  allem  aber  bei  den  lebhaften 
Diskussionen,  welche  sich  an  diesen  Entwurf  knüpften,  zeigte  sich 
indessen,  ebenso  wie  auch  in  der  naciisten  Zeit,  dais  die  Ketuitnis 
von  der  Lage  des  Handwerks  und  von  seinen  Bedürfnissen  üist 
allgemein  /.iemlich  mangelhaft  war.  Hüben  und  drül)en  stellte  inan 
in  dieser  j-^e/.iehun;^  liehaupiunp^en  mit  grof>ein  I^mphase  als  allein 
riclniL;  auf,  allein  mit  den  Beweisen  sah  es  gewöhnlich  recht 
schwach  aus. 

Diesem  Uebelstande»    der    natürlich   auch  inbezug    auf  die 
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Reformbestrebungen  sich  als  recht  hinderlich  erwies,  wurde  aber 
in  den  letzten  Jahren  abgeholfen ,  so  dafs  wir  jetzt  imstande  sind, 
die  L^e  des  Handwerks  und  die  Schritte,  welche  zu  ihrer 
Besserung  geschehen  können  oder  niüs<;en,  genau  zu  beurteilen. 

Wir  verdanken  diese  Kenntnis  einerseits  der  Enquete  des  Vereins 
für  Sozialpolitik,  deren  Resultate  in  der  stattlichen  Zahl  von  10 
Bänden  zur  Darstellung  gelang  sind,  welche  über  die  Verhältnisse 
der  verschiedensten  Handwerke  in  Stadt  und  Land  aus  den  ver- 
schiedensten Ge;>^fenden  Deutschlands  eine  Auskunft  geben,  die  durch- 
wt'^  auf  eingehenden  und  sorgfältigen  Beobachtungen  der  Darsteller 
beruht.  Neben  dieser  Erhebung  ist  dann  die  offisielle  über  die 
Verhaltoiase  im  Handwerk  zu  nennen,  welche  im  Sommer  1895  als 
Stichprobenerhebung  in  einer  grofseren  Anzahl  wohl  richtig  aus- 
gewählter Bezirke  aller  Teile  Deutschlands  stattfand.  Sie  ergänzte 
sich  mit  der  zuvor  genannten  auf  das  glücklichste  und  gab  be- 
sonders auch  aber  Fragen,  welche  bei  privaten  Untersuchungen 
nicht  wohl  beantwortet  werden  konnten»  erwünschte  Auskunft. 
Dieselbe  erstreckt  sich  auf  die  Zahl  und  Art  der  verschiedenen 
Betriebe,  ihre  Verteilung  in  Stadt  und  Land,  die  vorhandenen  Hil&> 
arbeiter  nach  ihren  verschiedenen  Kalcgorieen,  die  Art  und  Dauer 
der  Lehrzeit  der  ünteriiehiner.  Die  Krhebung  erfolgte  nach  Zabl- 
bezirken,  deren  räumliche  Ausdehnung  der.utig  gewählt  war.  dafs 
in  ihnen  f^ebildetc  Organisationen  in  ihrer  Thätigkeil  nicht  durch 
zu  weite  ICntternuni;;  des  Wohtinrics  eines  Teiles  der  Mitglieder 
vom  Zentrum  f^eschildiLjt  werden  konnten. 

Als  Aufi^abe  der  l->lK'bun^  ist  mi-^drucklich  bczi.  ielinrt ,  durch 
sie  „die  Anhaltspunkt«:'  /.u  t^'ewinnen  für  euir  allt^enieine  korporative 
Organisation,  die  in  erster  Linie  luit  der  Fürsorge  tür  die  Aus- 
bildung von  Lehilingen  und  Gesellen  im  Handwerk  zu  betrauen 
ist",  und  diese  ist  durch  das  umfangreiche  Tabellenwerk,  welches 
in  drei  Heften  Ende  1895  und  Anfang  1896  vom  kaiserlichen 
statistischen  Amte  über  die  Resultate  der  Erhebung  veroflentlicht 
ist,  vollauf  gelöst  Ueber  die  Möglichkeit  zu  einer  für  den  ge> 
nannten  Zweck  brauchbaren  Organisation  des  Handwerks  zu  ge« 
langen,  kann  man  jetzt  nur  noch  zweifelhaft  sein,  wenn  man  vor* 
gefafste  Meinungen  nicht  vor  der  Wucht  der  Thatsachen  zu  betten 
verniaL,'.  Auch  über  die  wirtschaftliclu  n  und  sonstigen  Bedürfhisse 
des  Handwerks  sprechen  übrigens  die  drei  Hefte  beredt  genug. 

In  der  That  sind  die  Lehren  dieser  Veröffentlichungen  nicht 
ohne  Wirkung  auf  die  weiteren  Bemühungen  geblieben,  eine  brauch* 
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bare  Vorlage  zu  schafTen.  Ob  sie  freilich  immer  richtig  erkannt  und 
die  notigen  Folgerungen  aus  ihnen  gezogen  sind,  müssen  wir  als 
sehr  fraglich  bezeichnen. 

Es  hatten  inzwischen  natürlich  die  Bestrebungen  und  Agitationen 
zu  Gunsten  der  Zwangsinnung  mit  Bcfahigungsnachwds  nicht 
geruht,  ja  sie  haben  eher  eine  Verstärkung  erfaiiren.  Sogar  ein 
Gesetzentwurf  ward  dem  Reichstage  vorgelegt,  noch  ehe  die  Resultate 
der  offi/Itllcn  Rrlu'lniiip;  Vollständig  vcröflfentlicht  waren,  der  auf  die 
Organisation  des  Handwerks  Beziif^  hatte,  jener  über  die  Errichtung 
von  Handwerkerkammem,  Diese  in  ihrer  Vereinzeln  hl:  höchst  un- 
glücksclif^e  Vorlage,  von  der  man  nicht  recht  sagen  konnte,  ob  sie 
ein  Provisorium  oder  ein  Definitivum  schaffen  sollte,  fand  er- 
freulicherweise ein  ihrer  würdiges  stilles  Begräbnis  in  der  Kommission. 
Im  August  1896  endlich  wurde  ein  Gesetzentwurf  veröffentlicht, 
welcher  als  Vorlage  der  preufsischen  Regierung  dem  Bundesrate 
7-u^nng  und  die  Grundlage  des  jetzt  dem  Reichstage  vorliegenden 
Entwurfes  bildet.  Bei  seiner  Ausarbeitung  waren  die  Ergebnisse 
der  genannten  "Rrhcbuiigcn  berücksichtigt,  und  so  hatte  man  den 
7citvvcilig  gehegten  (  iedankcn,  Zvvangsinnungen  nur  für  die  Personal 
beschäftigenden  Meister  ins  Leben  zu  rufen ,  fallen  gelassen ,  aber 
auch  weiter  darauf  verzichtet,  alle  1  lantlwerker  in  Fachorganisationen 
zu  vereinigen.  Beides  war  eben  nach  den  Ergebnissen  der  l'nter- 
suchuni:,^(Mi  unmöglich,  wenn  man  genügend  starke  Innungen  \i\ 
mäfsig  grofsen  Bezirken  (de-i  Zählbezirkcn  entsprechend)  ins  Leben 
rufen  wollte.  Im  ersteren  Falle  würden  Iniiuni;c  n  ,  \  on  wenigstens 
20  Mitt^liedrni  mir  lo",,  der  Mci-tcr  und  41",,  diT  Lehrlinge  um- 
fafst  haben  und  selbst  bei  dem  numerisch  bei  weitem  stärksten 
Handwerk,  den  Schustern,  könnten  nur  in  10  von  den  unter>uciuen 
26  Städten  mit  melir  als  loooo  Kiiiwohnern  solche  Innungen  ge- 
griindrt  werden,  resp.  nur  in  51  von  den  156  Zählbezirken.  Auch 
in  dem  zweiten  l'alle  wurden  die  Innungen  unter  den  gleichen  Vor- 
aussetzungen nur  66"  ,,  der  Meister  aller  Gewerbe  und  57^  ,,  der  Lehr- 
linge umfassen.  Wollte  man  also  nur  einigermaisen  lebensfähige 
(Organisationen  scliaflen,  so  nuilste  man  entweder  von  dem  Prinzip 
der  fachliehen  ( iliedcrung  abgehen  oder  aber  einen  sehr  bedeutenden 
Teil  der  Handwerker  niclit  in  die  eigentliche  Organisation  ein- 
beziehen. 

ht  diese  Notwendii^keit  dadurch  bedini;t,  dals  infolge  der 
(TewerbeircihciL  vuid  der  modernen  wirtschaftlichen  Lntwickelung 
sich  nicht  nur  eine  stärkere  räumliche  Konzentration  des  (jewerbe- 
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betriebes  vollzogen  bat.  die  man  gewohnlich  als  ihre  einzige  Folge 
in  dieser  Richtung  ansieht,  sondern  auch  anderseits  eine  sUu'ke 
Dezentralisation,  Seilest  auf  dem  platten  Lande,  wo  früher,  schon 
infolge  der  Zwangsrechte,  sicli  fast  nur  Handwerker  fanden,  weiche 
speziell  landwirtschaftlichen  Bedürfnissen  dienten,  finden  wir  jetzt 
die  verschiedensten  (Tcwerbebetriebe  oft  in  nicht  geringer  Zahl,  der 
Produzent  kommt  auch  hier  dem  Bedürfnis  des  Konsuntentcn  ent- 
gegen. Xatürüch  sind  dadurch  dem  Handwerk  cler  benachbarten 
Stadt  Absatzgebiete  entzogen,  ja  w  ir  finden  sui^ar,  dafs  solche  länd- 
liche Handwerker,  die  infolge  günstigerer  Bedingungen  billiger 
produzieren  können,  besonders  iiir  gewöhnliche  Waren  in  den 
Städten  selbst  KundsduU^  erlangt  haben.  Es  ist  also  fast  als  sicher 
anzunehmen,  dafs  gar  manche  Klage  über  die  böse  Grotsindustrie, 
welche  den  kleinen  Ifondwerker  durch  ihre  Konkurrenz  zu  Grunde 
richtet«  falsch  adressiert  ist 

Der  Entwurf  vom  August  1896  hat  nun  der  erwähnten  That* 
Sache  insofern  Rechnung  getragen,  als  er  in  der  Regel  die  Organi- 
sation \on  Zwangsinnungen  für  gleiche  oder  wenigstens  verwandte 
Handwerke  \orsieht  und  zwar  für  diejenigen,  welche,  es  ist  die 
Liste  wohl  ziemlich  vollständig,  im  Entwurf  namentlich  bezeichnet 
sind.  Wo  solche  indessen  nach  den  erwähnten  Grundsätzen  nicht 
organisiert  werden  können  resp.  zu  schwach  sein  würden ,  sollen 
ihre  Aufp^ahrn  zum  Teil  von  einem  llandw <  1  kerausschufs  nber 
jiommeii  werden.  Dieser  bildet  zugleich  die  V  ertretung  der  Hand- 
werker eines  gröfseren  Bezirks  nnrl  besteht  aus  gewählten  X'crtn  teni 
der  in  demsclljcii  Ifcfiiulliclien  hinuiiL^an  und  der  übrigen  Handwerker. 
Neben  die>er  W  rtrctung  der  Inninv^cn  haben  die  Ausschusse 
übrigcn>  noch  sonstige  Aufgaben  zu  erfüllen.  Die  Spitze  der 
Organisation  sollen  dann  Handwerkskammern  bilden,  deren  Mit- 
glieder von  den  Handwerksausschüssen  gewählt  werden.  Dieselben 
haben  gewisse  allgemeine  Regeln  für  das  Lehrlingswesen  zu  er- 
lassen und  deren  Durchiiihrung  zu  überwachen,  weiter  Gutachten 
über  das  Handwerk  angehende  Dinge  zu  erstatten,  sowie  darauf 
bezügliche  Anträge  zu  stellen  u.  s.  w.  Bei  allen  diesen  Korporationen 
sind  Gesellenausschösse,  als  gewählte  V^ertretungen  der  Gehilfen- 
schaft, zu  errichten,  die  bei  Lehrlingsangelegenheiten,  Gesellen- 
prüfungen u.  s.  w.  zuzuziehen  sind. 

Man  hatte  sich  also  entschlossen ,  um  den  Sdiwierigkeiten  zu 
entgehen ,  welche  einer  allgemeinen  Errichtung  von  Fachinnungen 
-entgegenstanden,  eine  dreigliederige  Organisation  einzuführen.  Es 
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wäre  dfes  wohl  schon  im  allgemeinen  !<  (xutcn  etwas  zu  viel,  die 
Kosten  und  die  Arbeit  würden  dadurch  nicht  wenig  gesteig:ert  sein ; 
um  von  den  häufigen  Konflikten  ^anz  zu  schweigen,  die  sich  durch 
das  eigenartige  Verhältnis,  in  dem  Innungen  und  Handwerksaus- 
schüsse zn  einander  stämlen,  ergeben  müfäten.  Die  Ausschüsse 
bilden  einerseits  die  Zwischeninstanz  zwischen  den  Innungen  und 
Handwerkskammern,  aber  sie  treten  aucli  an  die  Stelle  von  Innungen, 
wo  solche  nicht  errichtet  werden  können,  andersetts  kann  ihnen 
aber  aucli  von  vorhandenen  Innungen,  z.  B.  die  Regelun^^  des 
Hcrber<;swesens  und  de.s  Arbeitsnachweises  übertragen  werden. 
I  nter  diesen  Verhähnissen  ist  auch  ihre  Zusanuncnsetzung  aus 
X'ertreiern  der  Innungen  und  ulirii^an  Handwerker  nicht  ohne  Be- 
ilcnkcn.  Kine  so  vielseitige  Korporaliun  würde  entweder  zur  voll- 
ständigen Bedeutuug.slu.sigkeit  verurteilt  gewesen  sein  oder  aber  die 
Innungen  gcwisscrtnafsen  erdrückt  haben. 

Aus  den  Motiven  ist  unschwer  herau.szulesen,  dal5  man  sich 
zu  einem  Versuch  mit  dieser  eigenartigen  Schöpfung  nur  entschlossen 
hat,  weil  man  eine  gedethltclie  Wirksamkeit  der  Innungren  nur  dann 
liir  möglich  hielt,  wenn  sie  als  möglichst  reine  Fachorganisationen 
errichtet  wurden.  Es  ist  freilich  außatlend,  wenn  man  dieses  Ziel 
für  etwa  'j^  der  Handwerker  dadurch  zu  erreichen  sucht,  da(s  man 
das  letzte  Drittel  unter  dne  Korporation  stellt,  die  aus  gewählten 
Vertretern  der  Innungen  und  Handwerker  des  Bezirks  in  ihrer  Ge> 
samthdt  besteht.  Würden  die  Au%aben  dieser  Korporation  nicht 
viel  besser  erfiillt  sein,  wenn  man  dort,  wo  keine  Fachinnungen 
errichtet  werden  konnten,  an  ihrer  Stelle  gemischte  Orts-  oder  Be- 
zirksinnungen organisierte?  Würden  deren  Vorstande  nicht  z.  B,  die 
Lehrlingsaufeicht  viel  wirksamer  in  ihrem  vcrhältnismäfsig  kleinen 
Bezirke  führen  können,  auch  für  die  Gewerbe,  denen  sie  nicht  an- 
gehören, als  der  Ausschufs,  der  doch  oft  in  der  gleichen  Lage  wäre« 
in  seinem  gröfseren  Bezirk  r 

Indcsscf!  war  dem  Bedürfni.s  n  ie!i  .Abwechselung  in  der  Organi* 
sation  durcii  diese  dreifache,  sich  tlurchkreuzende  Gliederung  noch 
nicht  genügend  Rechnung  getragen.  Es  konnte  ja  immerhin  noch 
Gewerbetreibende  '^eben,  welche  weder  einer  Inniin;^  nttch  einem 
Handwcrksausschuls  unterstehen  mufsten,  es  konnten  dies  freilich 
nach  dem  Verzeichnisse  des  Fntwnrfes  nur  Gastwirlr,  Fabrikan- 
ten u.  .s.  w.  sein,  aber  für  diese  l  tiglücklschcu  war  entschiede:  d.idurch 
nicht  genügend  g(  sorgt,  dafs  der  Bunde.srat  sie  nachträglicli  in  das 
Verzeichnis  aufnehmen  konnte,  sie  verdienten  eine  besondere  Schöpfung 
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uad  so  ist  ihnen  erlaubt,  sidi  zu  fraen  Innungen  zusumnen  zu 
schlieCsen.  Der  Vollständigkeit  halber  sei  noch  erwähnt,  dafs  auch 
die  Gründung  von  Innungsverbänden,  analog  der  bestehenden,  ins 
Auge  ge^üst  wurde.  Ihnen  können  Zwangs-  und  freie  Innungen 
gleicher  oder  verwandter  Gewerbe  angehören.  Sie  sollen  die  Innungen, 
Handwerksauaschüsse  und  Handwerkskammern  in  der  Erfüllung  ihrer 
gesetzlichen  Aufgaben  unterstützen  u.  s.  w.  Die  Errichtung  resp. 
Beibehaltung  von  Innungsausachüssen  hat  man  erfreulicher  Weise 
infolge  der  Errichtung  von  Handwerksausschüssen  als  fiberflüssig 
angesehen. 

Richtiger  war  die  Lösung,  weldie  der  Entwurf  inbezug  auf 
die  Regelung  des  Lehrlingswesens,  die  Führung  des  Meistertitels  u.  s.  w. 
fand.  Hier  schlofs  er  sich  im  wesentlichen  an  den  Berlepschen  Ent« 
wurf  an  und  wurde  auch  vom  Bundesrate  im  ganzen  unverändert  an» 
genommen.  Wir  brauchen  deshalb  die  fraglichen  Bestimmungen 
zunächst  nicht  zu  erörtern. 

Erfreuliclicrwci.sc  hat  dagegen  das  ErzcUL^nis  des  giöincn 
Tisches,  welches  wir  so  eben  besprachen  und  welches  infolge  seiner 
Vielseitigkeit  in  Bezug  auf  die  (Organisation  des  Handwerks  als  un- 
erreichtes Meisterstück  dasteht,  gerade  hinsichtlich  dieses  Teils  im 
Bundesrat  eine  vollständige  Umgestaltung  erfahren.  Freilich  wird 
die  Freude  dnigermafsen  dadurch  getrübt,  dals  auch  die  neue  Ge- 
stalt keine  sehr  glückliche  ist. 

Die  Vorlage  von  1897. 

I.  Die  (iruiulzüge  der  Organisation. 

Um  uns  zunächst  zu  den  erfreulichen  Seiten  der  X'orlage  zu  wenden, 
sr>  können  wir  wohl  unbedingt  als  das  Beste  an  ihr,  das  sie  übrigens 
mit  den  sämtlichen  besprochenen  Entwürfen  gemeinsam  hat,  die 
Aufrechterhai tung  der  Gewerbefreiheit  her\  orheben.  Die  verbündeten 
R^ierungen  beharren  nach  wie  vor  auf  ihrer  ablehnenden  Haltung 
gqrenuber  der  wichtigsten  Forderung  der  Zünftler.  Ein  Nachweis 
der  technischen  Befähigung  ist  nicht  Vorbedingung  zur  selbständigen 
Ausübung  eines  Handwerks  und  damit  bleibt  Deutschland  auch  von 
dem  Gefolge  dieser  Forderung,  den  ausschlicfsenden  Privilegien, 
welche  mit  der  modernen  wirtschaftlichen  Entwickelung  absolut  un- 
vereinbar sind,  verschont.  Ja  der  Bundesrat  hat  sich  noch  weniger 
geneigt  gezeigt  diesen  Forderungen  entgegen  zu  kommen,  als  die 
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preufiäache  Regtening.  Sein  Entwurf  kennt  inbezug  auf  die  Organi- 
sation freilich  die  drei&cfae  Gliederung  niclit;  die  Handwerksaus- 
achtisse  sind  beseitigt«  aber  auch  für  die  Innungen  ist  der  Beitritts- 
zwang  ge&Ilen  und  auch  die  hiandwerkskaminern  können  kaum 
nach  ihm  als  eine  Vertretung  des  gesamten  Handwerks  bezeichnet 
werden. 

Der  Abschnitt,  welcher  von  der  Errichtung  von  Innungen  han- 
delt, lehnt  sich  ziemlich  cnc^,  wenn  auch  natürlich  mit  Aendcnin£fen. 
an  die  gcht  ndeii  Restininiungcn  über  diese  Materie  an.  Nur  insüferii 
weicht  der  Entwurf  \ori  dein  jetzigen  Recht  in  prinzipiell  wichtiger 
Weise  ab,  als  weni^^stens  die  Möglichkeit  der  Errichtung  von  Zwangs- 
innungen iri  einem  besonderen  Abschnitt  vorgesehen  wird.  Dieselben 
sind  natürlich  als  Korporationen  von  Angehörigen  ;>;K  icher  oder 
iitx  ü  \  erwandter  Gewerbe  gedacht.  Ihre  Errichtung  i.st  von  der 
hölu  rcn  Verwaltungsbehörde  anzuordnen,  weiui  nach  erfolgtem  An- 
traL;e  einer  bestehenden  Innung  oder  von  Handwerkern,  welche  eine 
solche  i^r  ündcn  wollen,  die  Mehriuhl  der  abstimmenden  Angehörigen 
des  betreffenden  Gewerbes  im  Bezirk  zustimmt.  Voraassetzung  ist 
weiter,  dafs  der  Bezirk  der  Innung  derartig  abgegrenzt  ist,  dafs 
niemand  durch  zu  weite  Entfernung  seines  Wohnsitzes  behindert 
ist,  an  dem  Innungsleben  teilzunehmen  oder  die  Innungseinrich- 
tungen zu  benutzen.  Natürlich  mufs  auch  die  Zahl  der  vorhandenen 
Handwericer  zur  Bildung  einer  leistungsfähigen  Innung  ausreichen. 

Die  Mehrheit  im  Bundesrat  hat  also  nicht  nur  dem  künstlichen 
Organisationsgebaude  des  preufsischen  Entwurfes  keinen  Geschmack 
abgewinnen  können,  sondern  auch  das  IVinzip  der  allgemeinen 
Zwangsorganisation  verworfen.  Es  macht  den  Eindruck,  ab  ob 
diese  Beseit^ng  des  allgemeinen  und  Zulassung  des  fakultativen 
Zwangs  das  Resultat  eines  Kompromisses  zwischen  entgegengesetzten 
Ansichten  ist,  und  der  Versuch,  welcher  bereits  in  der  Kommi.ssiott 
gemacht  ist,  den  allgemeinen  Zwang  wenigstens  indirekt  in  das 
Gesetz  hineinzubringen,  indem  die  Behörde  verpflichtet  sein  soll, 
die  Zwangsorganisation  ein/uführen,  sobald  der  Antrag  dazu  von 
einer  zur  Gründung  einer  lebenstähigen  Innung  genügenden  Zahl  (20) 
von  llandwcrkern  gestellt  wird,  scheitern  muls,  da  der  Bundesrat 
in  dieser  Kiehturv^f  gebunden  ist. 

Allein,  wenn  man  diese  Frage  vielleicht  auch  i^egenüber  dem 
beiretl'enden  Antrage  bejahen  mufs,  so  ist  doch  nnmerhin  zweifel- 
haft, nb  sich  die  Majorität  im  Rundesrat  gegen  iede  Zwai  ^sorgani- 
sation  überhaupt  oder  nur  gegen  die  Zwangsorganisation  von  Each- 
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innungeo  ausgesprochen  hat  Ersteies  würde  nur  dann  wahrscheinitclt 
sein,  wenn  man  in  der  Einfuhrung  derselben  einen  Verstofs  gegen 
das  Prinzip  der  Gewerbefreiheit  erbticken  mtifste.  Dafs  dies  indessen 
nicht  der  Fall  ist,  wenn  nicht  noch  andere  Momente  hinzukommen, 
bedarf  keines  besonderen  Beweises.  Freilich  könnte  man  sich  auch 
noch  aus  dem  Gesichtspunkte  gegen  eine  Zwangsorganisation  aus> 
sprechen,  weil  dieselbe  nutzlos  sei.  Es  wurde  hier  zunächst  die 
Nutzlosigkeit  des  Zwanges  so  betont  werden  können,  wie  dies  unter 
anderm  auch  in  den  Motiven  geschehen  ist,  in  denen  darauf  hinge* 
wiesen  wird,  dafs  solche  Organisationen  nur  dort  gebildet  werden 
können,  wo  in  der  bereiten  Mitwirkung  der  Handwerker  eine  Ge- 
wahr daftiir  geboten  wird,  dafs  die  Zwangsinnungen  leistungs-  und 
lebensfähig  sind.  Es  heifst  dies  doch  mit  anderen  Worten,  ein 
Zwang  soll  nur  dort  geübt  werden,  wo  man  das  Betreffende  schon 
freiwillig  thun  will.  Man  kann  in  Weiterbildung  dieses  Gedankens 
also  wohl  erwarten,  tlafs  alle  auf  Zwang  beruhenden  Einrichtungen 
des  Staates  in  Zukunft  nur  insoweit  l)eibehalten  werden,  als  die 
Staatsangehörigen  sich  ihnen  freiwillig  Aigen.  Bisher  war  man 
freilich  meistens  anderer  .Anschauung  und  sprach  einen  Zwang  nur 
dort  aus,  wo  man  es  iiir  nötig  hielt,  dafs  irgend  eine  .Mafsregel  im 
öffentlichen  Interesse  durchgeführt  würde,  selbst  gegen  die  Neigung 
mancher  davon  Betroffenen.  Dafs  durch  den  Zwang  in  unserer 
Frage  ii^end  ein  Schaden  geschehen  könne,  wird  man  sicher  nicht 
behaupten  können  und  Einwände,  die  man  aus  diesem  (Trunde  er- 
heben  könnte,  giebt  es  nicht 

Die  Rechtfertigung  eines  Zwanges  würde  sich  demnach  er- 
geben, wenn  das  X'orhantlensein  einer  allgemeinen  Organisation,  als 
nützlich  für  das  Handwerk  und  die  Gesamtheit  nachgewiesen 
wäre.  Wir  sind  nun  freilich  weit  entfernt,  in  einer  korporativen 
Organisation  eine  Panacee  zu  sehen,  mit  der  alle  Scliäden,  an 
denen  das  i  landwerk  leidet,  beseitigt  werden  können.  l>er  ja  an 
und  fiir  sich  richtige  Satz,  dafs  die  vereinigte  Kraft  vieler  Schwachen 
sie  befähigt,  ihren  starken  Gegner  zu  besiegen,  wird  z.  B.  in  dem 
Konkurrenzkampf  zwischen  Handwerk  und  Grofsindustrie  nur  sehr 
bedingt  anwendbar  sein,  und  würden  auch  Zwangsorganisationen 
kaum  diejenigen  Thätigkeiten  entwickeln  dürfen,  die  in  dieser 
Richtung  in  ['Vage  kämen,  da  es  durchaus  richtig  i^t ,  dnf'^  nach 
s?  icx^n  Zwangstnniingcn  keine  gen»einsamen  ( ieschäüsb' "-'cbc  er- 
richten dürfen.  Die  Pflege  des  <  iemcingeistes,  die  Errichtung  von 
Schiedsgerichten,  die  i  ürsorge  für  das  Herbergswesen,  die  Erriclitung 
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von  Arbeitsnachweisen  sind  ja  «eher  wicb1%e  Aufgaben,  aber  für 
so  wichtig,  dafs  um  ihretwillen  eine  Zwangsorganisation  geschaffen 
werden  müfste,  wird  sie  wohl  niemand  halten.  Fine  allg^cmpine 
Vertretung  der  Interessen  des  Handwerks,  die  seine  W'iiiischc  und 
Bedürfni-^sc  geltend  nncheii  kann,  über  seine  Interessen  geiiört 
werden  muls,  i>t  sicher  notwendig,  allein  das  Organ  hierfür  bilden 
nicht  xerhältiusinäfsig  nubcdeutende  lokale  Organisationen,  sondern 
Vertretungen  des  i^csauiien  Handwerks  gröfserer  Bezirke,  wie  ja 
auch  unser  Entwurf  diese  Aufgaben  sehr  richtig  den  Handwerks- 
kammern zugewiesen  hat.  Ks  ist  nun  freilich  wünsclienswert.  dAl'^ 
diese  aus  den  Wahlen  eines  ori^ranisiertcn  Handweiks  hervorstehen, 
aber  ,ils  durchaus  notwendig  möchte  e.s  doch  kaum  zu  be- 
zeichnen sein. 

£s  scheint  lüso  in  der  That  eine  allgemeine  OrgauisatioQ  des» 
Handwerks,  wenn  man  nicht  an  den  Befähigungsnachweis  und  seine 
Konsequenzen  denkt,  überflüssig,  und  damit  ein  Zwang  zu  ihrer 
Herbdfiihrung  verkehrt  zu  sein.  Dennoch  gicbt  es  einen  Grrund, 
der  beides  unentbehrlich  erscheinen  läfst 

Unter  den  Uebeistanden,  an  denen  das  Handwerk  und  die  ganze 
deutsche  Volkswirtschaft  heute  leiden,  spielt  nicht  die  geringste 
Rolle  die  ui^enügende  Ausbildung  des  geweiblichen  Nachwuchses 
in  sittlicher  und  technischer  Beziehung.  Eine  Verbesserung  der- 
selben würde  vor  allem  auch  dem  Handwerk  vom  grofsten  Nutzen 
sein.  Darf  man  auch  natürlich  nicht  so  weit  gehen  zu  behaupten, 
dafs  sie  ihm  in  seinem  Kampf  um  das  Dasein  auf  der  ganzen  Linie 
den  Sieg  verschaffen  würde  —  in  gar  manchen  Produktionszweigen 
und  unter  gewissen  Verhältnissen  mufs  es  sich  auf  alle  Fälle  üir 
geschlagen  erachten  —  so  wird  sie  ihm  doch  die  Beiiauptuni; 
mancher  jetzt  gefährdet  erscheinenden  Position  ermöglichen.  V\  III 
man  aber  nicht  so  weit  gehen  und  die  ganze  Ausbildung  des  Nach- 
wuchses eigenen  Lehranstalten  nusschliefslich  anvertrauen,  was  wohl 
niemand  befürworten  kann,  so  wird  nicht  nur  eine  spezielle  RcL^elung, 
wie  d}r  indix'iduell  in  den  Werkstätten  vor/Auulimen<le  Ausbildung 
zu  ert(jl^en  hat,  wie  sie  mit  dem  thci  >i ciisclu-n  rntcrncht  /u  ver- 
binden ist  u.  s.  w.  notwendig  sein,  sondern  es  wird  auch  eine  fort- 
währende Leberwachuiig  statthndcn  iiuissen,  ob  die  l.elnr  den  Inter- 
essen der  I^hrlinge  uiul  man  kann  wohl  auch  satten  der  <  icsanit- 
heil  entspricht.  Der  ICntwurf  ■-u  hi  ja  nun  auch  dm  Lrlals  solcher 
näheren  Rei^eln  vor,  ebea^u  wie  eine  Ueberw.iciiung  der  Lehrling-ti- 
ausbildung  und  die  Errichtung  von  Anstalten  zur  Weiterbildung  der 
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LehrUnge  u.  s.  w.,  allein  er  mufs  hier  mit  der  Möglichkeit  rechnen, 
da(s  Innungen,  welche  diese  Aufgaben  zu  erfüllen  haben,  sich  nicht 
überall  und  für  alle  Handwerke  bilden  und  sind  daher  diese  Auf- 
gaben, wohl  subsidiär,  den  überall  zu  errichtenden  Handwerks- 
kammern gleichfalls  übertragen.  Zunächst  liegt  hierdurch  die  Ge- 
fahr von  Konflikten  aurserordenttich  nahe,  aber  selbst  wenn  diese 
durch  Detailbestimmungen  der  Statuten  vermieden  werden,  läfst 
sich  nicht  bezweifeln,  dafs  die  Kammern  tler  ihnen  cicstellten  Auf- 
gat>e  nicht  gerecht  werden  können.  Je  kleiner  die  Zahl  der  Innungen 
resp.  der  ihnen  unterstehenden  Lehrlinge  ist,  um  so  schwieriger  ist 
schon  die  näiicre  Regelung  des  L«  !irliiii;>.wesens  fur  einen  grofsen 
Bezirk  und  die  verschiedensten  Handwerke,  c<  mufs  dabei  auf 
mannigfaltige  lokale  und  auch  häufig  wechselnde  Bedürfnisse  Rück- 
sicht genommen  werden.  Sollten  aber  wirklich  die  Mitglieder  der 
Kammern  imstande  und  geneigt  seiti ,  die  sehr  grofsc  ihnen  hier- 
durch erwachsende  Arbeitslast  zu  bewältigen  -  wir  dürfen  nicht 
vrr;:'c.s.sen,  dafs  ihre  Mitglieder  im  praktischen  gewerblichen  Leben 
stehen  — ,  so  würde  doch  eine  wirksame  Uebcrwachung  für  sie  ein- 
fach zu  den  L'nmöglichkeiten  gehören.  Von  den  Miigliedern  der 
Kammer  kann  sie  für  ihren  grofsen  Bezirk  sicher  nicht  erfolgen, 
man  muffte  also  daran  denken,  dafs  sie  durch  Beauftragte  vorge- 
nommen winde.  Ks  ist  aber  zuns  mindesten  sehr  zwcifclliaft,  ob 
die  Kainnu  r  sich  in  dieser  Weist  vertreten  lassen  darf,  es  würde 
das  kaum  luilcr  drn  Begriff  der  Kooptation  tallen  und  auch  die 
Analogie  mit  der  Bildung  (icr  PrutuiiL.'^saussrfiiisse  i>t  nicht  zur 
Rechtfertigung  einer  solchen  Malsie^e!  licranzuzidien.  Dann  würde 
es  -^irh  aber  weiter  nicht  mehr  um  •  ine  I  hätigkeit  der  SeH>-tver- 
waltung  handeln  uiwi  ferner  wunlen  die  Lci>tunv;en  aueli  jiui'  um  oll- 
kommen si-in,  da  kaum  tiif  jedes  Gewerbe  eines  kleinci;  Bezirkes 
ein  besonderer  i^eauttragtoi  an-^estrllt  wf^rden  kiiiuite ,  wie  dies 
wenigstens  nach  den  .AnscIiauunL^ren  tlc>  [-.ntw  uiLs  über  die  Xotu  eiidig- 
keit  von  Fachkenntnissen  erforderlich  wäre.  Auch  lie  .^onsiigen 
Vorkehrungen  zur  Förderung  der  Ausbildung  (Errichtung  \on  Fach- 
schulen U.S.W.)  können  die  Kammern  kaum  für  den  ganzen  l^e/i-k 
in  genügender  Weise  treffen.  Ihre  Thätigkcit  m  dieser  Beziehung 
kaini  h<")ehstcns  in  Anregungen  resp.  Anweisungi-n  fur  lokale  Organi- 
>,ati«jncn  bestehen,  eine  eigene  Thätigkeit  dersellM  ii  kann  sich  hier 
.illeiifalLs  «.Urauf  erstrecken,  dafs  sie  Vorkehrungen  treticn,  welche 
eine  über  das  Mindestmals  hinausgehende  .Ausbildung  fördern  und 
die  deshalb  den  Bedürfnisicn  eines  gröfsereu  Bezirkes  dienen.  Ls 
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Steht  jedenfalls  also  fest,  dafs  die  Organisation,  wie  sie  der  Ent- 
wurf vorsieht,  nicht  den  Anforderungen  entspricht,  die  iin  Interesse 
der  Ausbildunj:;  an  sie  j^^estellt  werden  müssen,  j:i  welter  kann  man 
sagen,  flnfs  nuch  die  Wirksamkeit  den  Handwerkskammern  durch 
ihre  Ueberla>tung  geschädigt  wird. 

Man  könnte  nun  freilich  einwenden,  alle  diese  Redenken  seien 
überflüssig,  da  freie  und  Zwangsiiuuingen  in  soIcIut  Zahl  und  Stärke 
vorhanden  sein  würden,  dals  ^ic  alle  Aufgal)en  in  c^enügender  Weise 
zu  erfullcii  in  der  I-age  wären.  Pline  solche  1  ionnunL:  kann  ernstlich 
nicht  gehegt  werden.  Wir  haben  bereits  gesehen,  dals,  die  Uründung 
leistungsfähiger  Innungen  vorausgesetzt,  überhaupt  ungefähr  '>  aller 
selbständigen  Handwerker  aulserh.alb  tlcr  I'achürgani.>atiunen  bleiben 
mufs,  weiter  sind  aber  die  Erfahrungen,  welche  auf  Grund  des 
Gesetzes  von  l88l  gemacht  wurden,  (lurchaus  nicht  ermutigend. 
1890  gehörten  den  deutschen  Innungen  erst  321  219  Mi^lieder  an- 
rechnen wir  selbst  einen  sehr  starken  Zuwachs  seitdem  und  die 
53287  Mitglieder  (1396)  der  Gewerbevereine  hinzu,  so  wird  jetzt 
die  Zahl  der  organisierten  selbständigen  Handwerker  Million 
kaum-  erreichen,  das  ist  nicht  Vi  Gesamtzahl. ')  Auf  Grund  des 
neuen  Gesetzentxvurfes,  wie  er  gestaltet  ist,  kann  man  aber  eine  be* 
deutende  Vermehrung  nicht  erwarten.  Freie  Innungen  werden  sich 
kaum  noch  in  beträchtlicher  Zahl  bilden.  Ein  besonderer  Anreiz 
dazu  ist  nicht  geboten,  da  höchstens  die  I^ten  der  Mitglieder  sich 
vermehren,  dafs  aber  die  Handwerker,  welche  mehr  oder  weniger 
hart  um  ihr  Dasein  kämpfen,  um  idealer  Zwecke,  wie  die  Lehrlings- 
ausbildung u.  s.  w.  für  den  einzelnen  doch  sind,  sich  Opfer  aufer» 
l^en,  ist  nicht  zu  erwarten.  Ein  gewisser  Zuwachs  wird  sich  ja 
unzweifelhaft  durch  die  L'inwandelung  freier  in  Zwangsinnungen 
ergeben,  aber  sehr  hoch  ist  er  kaum  zu  veranschlagen  und  ist  es 
sicher  keine  zu  pessimistische  Schätzung,  wenn  man  annimmt,  dafs 
höchstens  die  kleinere  Hälfte  der  selbständigen  Handwerker  in  Zu- 
kunft einer  Korporation  (die  Gewerbevereine  inb^rirfen)  ange- 
hören würde. 

Ein  Zwang  i<t  also  unbedingt  n()tw<  ndig,  wenn  man  das  Hand- 
werk organisieren  will,  wie  es  im  hiteresse  der  Lehrlingsausbildung 


')  In  ilcr  LiUcratur  un»l  auch  in  dell  Motiven  spricht  mau  mrist  flavnn,  dafs 
nur  '  der  Ilaiitlwi-rki  r  den  Innungen  an^oln^rc .  dafs  ts  in  Diuts  lil.ind  nicht 
^ntin  ino  >eU)ständi>;c  llandwerkt-r  fjchcn  kann  ist  wnh)  chn*-  wrttrrrs  >  inl(  uchtcnd. 
Aal  Grund  d^'r  Krbrbuog  von  1895  wird  die  Zahl  aul  etwa  i  50U000  zu  schätzen  sein. 
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nötig  ist.  Alldn  dieser  Zwang  braucht  durchaus  nicht  in  der  Weise 
geübt  zu  werden,  dafs  er  steh  auf  den  Beitritt  zu  Fachorganisationen 
richtet  Es  ist  auch,  um  auf  die  früher  aufgeworfene  Frage  zurück- 
zukommen, durchaus  nicht  unwahrscheinlich,  dafs  die  G^nerschaft 
vieler  Bundesstaaten  sich  mehr  gegen  die  ausschliefsliche  Fach- 
organisation, als  gegen  die  Zwangsorganisation  richtet.  Die  Stelle 
der  Motive,  wo  davon  die  Rede  is^  dafs  manche  Bundesstaaten 
bei  ihrer  Förderung  des  Lehrlingswesens  u.  s.  w.  sich  der  Hilfe  der 
freien  Vereinigungen  (Gewerbevereine)  mit  Erfolg  bedient  haben 
und  dedbalb  ihren  Ersatz  durch  eine  auf  anderer  Grundlage  beruhende 
Otganisation  nicht  wünschen,  ist  in  dieser  Beziehung  .sehr  beredt. 
Wenn  im  Widerspruch  hiermit  die  Motive  sich  in  schärfster  Weisjc 
gegen  eine  allgemeine  lokale  Organisation  des  Handwerks,  als  Grund- 
lage der  Gesamtorganisation  oder  als  Notbehelf,  wo  eine  Fach- 
organisation nicht  möglich  ist,  wenden,  mag  man  sie  nun  gemischte 
Innung  oder  allgemeiner  Gewerbeverein  nennen,  so  ist  das  lediglich 
ein  Beweis  dafiir,  dafs  auc^  in  Regierungskreisen  eine  unter  den 
heutigen  Verhältnissen  gänzlich  unberechtigte  Vorliebe  für  die 
historisch  aus  der  Zeit  der  Zwangs-  und  Baiiti rechte,-  sowie  des 
Befähigungsnachweises  überlieferte  I'^orm  vorhanden  ist.  Mm  kann 
solche  Vorliebe  bei  den  Zünftlern  begreifen,  die  auch  den  jetzi^an 
Entwurf  nur  als  ein  Übergangsstadium  zu  ihretii  Ideal  i  isi  Ix  it,  nicht 
aber  in  einer  Vorlage  von  Regierungen,  welche  entschiedene  Gegner 
des  hefähigungsnach weises  sind.  Die  (iründe,  welche  dk-  Motive 
gegen  die  gemischten  Innungen  anführen,  zeichnen  sich  ebenso  durch 
Wortreichtum,  als  durch  L^^eringe  Stichhaltigkeit  aus.  In  Osterreich 
sollen  ^ich  nur  die  Fach-Zwangs^enossenschaften  bewährt  haben, 
bei  dir  Anführung  dieses  Beweismittels  ist  leider  vergessen,  dafs 
dort  der  Befähigungsnachweis  u.  s.  w.  gilt,  und  deshalb  natürlich  bei 
gemischten  Genossenschaften  sich  stete  Schwierigkeiten  und  Streitig- 
keiten ergeben  müssen.  Weshalb  weiter  eine  wirksatne  Pflege  des 
LehrÜngswescns  in  vollem  Mafse  nur  von  \'ereinigungen  zu  erwarten 
ist,  welche  aus  Genossen  gleicher  oder  verwandter  Handwerke  be- 
stehen, wird  nicht  bewiesen.  Wir  wollen  gern  zugeben,  dafs  Facli- 
organisationen,  wie  sie  überhaupt  einige  Vorzüge  besitzen,  >ic  auch 
hier  haben,  allein  es  handelt  sich  hier  vor  allem  niclit  um  den 
Gegensatz  zwischen  Fach-  und  gemischter  Orgain'sation ,  .sondern 
zwischen  letzterer  und  gar  keiner,  denn,  dafs  die  etwaige  Thätig- 
keit  der  Handwerkskammer  hier  keinen  i'.rsatz  bildet,  haben  wir 
bereits  bewiesen.  Ueberhaupt  dürfte  der  Vorzug,  den  die  bachinnung 


Digitized  by  Google 


534 


C  Ncabttrg, 


hier  hat,  leicht  überschätzt  werden.  Die  nähere  Regelung  des  Lehr 
Itngswesens  kann  von  jeder  gemischten  Innung  für  jedes  in  ihr  ver- 
tretene Gewerbe  hiit  Sachkunde  vorgenommen  werden,  und  weiter 
kann  jeder  Handwerksmeister  im  aligemeinen  beurteilen,  ob  die 

Lehre  auch  in  einem  ihm  fremden  Gewerbe  genügt,  ihre  technische 
Seite  wird  aber  durch  andere  Hilfsmittel,  Ausstellungen,  Revisionen 

durch  die  Prüfungskommissinncn  genüi^ciul  beaufsichtigt  werden 
können.  Die  Errichtung  endlich  der  Prüfungskommissionen  wird 
in  unserem  F"alle  nicht  mehr  Schwierigkeiten  bieten,  als  nach  dem 
Entwurf,  sie  werden  eben  von  der  Handwerkskammer  gebildet. 

Als  letzter  (jrrund  gegen  die  gemischten  Zwangsinnungen  fuhren 
dann  die  Motive  an,  auch  solche  könnten  in  dünnbevölkerten  Be- 
zirken nicht  in  leistungsfähiger  (iestalt,  das  heifst  in  kleinen  Be- 
zirken mit  genügender  Mitglicderzahl  errichtet  werden.  Der  zifiern- 
mäTstge  Beweis,  der  nach  der  Erhebung  von  1895  leicht  zu  führen 
gewesen  wäre,  ist  vorsichtshalber  au^elassen  und  soll  deshalb  hier 
gegeben  W(  rden. 

In  der  fhat  können  in  zwei  der  156  Zählbezirke,  auf  die  jene 
sich  erstreckte,  gemischte  Innungen  mit  wenigstens  20  Mitgliedern 
nicht  errichtet  werden,  da  sie  nur  9  resp.  14  Handwerker  überhaupt 
zählen,  die  o  und  6  Lehrlinge  beschäftigen;  zwei  weitere  Bezirke 
haben  26  und  28  f fandwerker,  -^nwic  i  und  lO  Lehrlinge.  Hcrückr 
sichtif^en  wir  nun  auch,  dafs  das  Lrhebungsgebiet  (iurehsclnnttlicli 
dichter  bexolkert  ist,  als  fla*^  Deutsche  Reich,  .so  konunen  wir  unter 
Zugrundelegung  der  MnidL  -t/ilTer  von  20  Mit<^liedern  doch  höchstens 
auf  1—2000  Meister  und  3  -  600  Lelirlinge,  bei  der  Mindestzirter 
von  30  Mitgiirdri  n.  die  .schon  ziemlich  hoch  gegriffen  ist,  ;iut  vidier 
weniger  als  loexT  )  Meister  und  2000  Lehrlinge,  für  die  den  Au- 
torderungcn  tnbe/.iiL;  auf  die  (iründung  von  Zwangsinnun;^en  nicht 
genügt  werden  kann.  Ls  sind  <lies  aber  siciier  keine  Lrgebn!s>c. 
die  gegen  die  Möglichkeit  gemischter  lnniinge?i  sprechen,  f"  >  sei 
noch  darauf  hingewiesen,  dafs  inbc/ui;  auf  Liru-  Ri^ilir  von  \nf- 
gaben,  Vertretung  und  Pflege  der  Stan(le>niterrsscn,  Schiedsgerichte, 
At'beilsnachwrix  u. w.  .^H  iiu>chte  Korpi )rati(tnen,  solchen  auf  fach- 
licher Grundlage  nicht  n  ieti>U  den;  dals  sie  in  \  ie!<  r  Beziehung  sogar 
zur  l'örderung  des  Handwi  rk^  sehr  brauchbar  .sind,  zeigen  die  Kr- 
fahrungen  z.  B.  in  Baden  und  W  ürttemberg. 

Wollte  n>an  eiiu  wirklich  wirLsamc  Organisation  des  Hand- 
werks schaffen,  so  nuilst(  man  einerseits  \or  dem  Aus.sprechc!! 
eines  Zwanges  nicht  zurückschrecken,  anderseits  aber  auch  eine  Form 
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für  dieselbe  wählen,  welche  es  ermöglichte,  sie  zu  einer  allgemeinen 
auszugestalten.    Man  durfte  in  diesem  Falle  an  dem  Prinzip  der 

Fachorganisiition  nicht  festhalten,  sie  freilich  für  zulässij^  erklären, 
da  sie  in  der  That  einige  Vorzüj^c  hat  und  in  manchen  liegenden 
Deutschlands  ebenso  bev  orzugt  wird,  als  die  losere  Form  der  lokalen 
Organisationen,  welche  alle  Haruhvc  rker  umfassen  können,  in  anderen 
Gegenden.  Diese  müfste  die  Grundlage  bilden,  da  sie  nilein  überall 
in  wirksanier  Weise  durchfiihrbar  ist.  Wo  hei  der  Majorität  Neigung 
dazu  wäre  und  die  Bedingung  der  Lebensfäliiijkeii  erfüllt  werden 
könnte ,  müfste  es  den  Angehf">ri<^en  einzelner  (iewcrbe  lij^cstattet 
^cin,  sich  ilirenscit>  zu  obligatorischen  i'achorganisationcn  zusainnu  n- 
zuHchliefsen.  Durch  den  Zwang  würde  auch  noch  der  wciu  re 
Vorteil  ntiiclit.  dafs  die  Harniwerkskammcrn ,  welche  nach  (kiii 
KntwLirf  lf(hglicli  Wrtrt'tungen  des  organisierte  n  Handwerks  >ind,  m 
Vertretungen  des  gesamten  Handwerks  würden,  wa>  j«  tzt  iluicti 
die  .Schwierigkeil,  die  X'ertretung  der  nicht  organisierten  Handwerker 
zu  regeln,  wohl  eine  Liunöglichkeit  i.sl. 

2.  Die  £inzelbestinimungen  über  die  Organisation. 

Wenden  wir  uns  jetzt,  nachdem  wir  zu  einem  verwerfenden 
Urteil  über  diejenigen  Prinzipien  gelangt  sind,  auf  denen  der  ganze 
Entwurf,  soweit  er  die  Neuorganisation  des  Handwerks  betrifft,  auf- 
gebaut Ist,  zu  der  Betrachtung  der  einzelnen  auf  dieselbe  bezüg- 
lichen Bestimmungen,  so  crgiebt  sich  aus  dem  bisher  Gesagten  na- 
turgemäfs,  dals  dieselben  zum  erheblichen  Teile  unsere  Billigung 
gleichfalls  nicht  finden  können*  Es  wird  aber  nicht  wohl  angängig 
sein,  diesen  verwerfenden  Standpunkt  hier  kurzweg  betzubehalten, 
um  so  weniger,  als,  «He  wir  bereits  bemerkten,  es  nicht  unwahr« 
scheinlich  ist,  dafs  die  dm  Entwurf  vorliegenden  Kompromisse 
schliefslich  die  Zustimmung  auch  des  Reichstages  finden.  Wir 
werden  daher  tlie  Finzelbeslimmungen  nur  objektiv  auf  ilnc  Zwcck- 
mäfsigkeit  im  Haluncn  des  Entwurfes  selbst  zu  prüfen  lialjen. 

Der  Abschnitt  i  des  Titels  \'I  umfafst  zunächst  unter  a)  Allge- 
meine Vorschriften,  in  den  §^  81 — 99  tlie  Bestimmungen  für  die 
freien  Innungen,  welche  sich  an  die  jetzigen  in  den  iji;  97  101  d, 
sowie  103  —  104  d.  ejithaltenen  anlehnen,  jedoch  i«it  starken 

Aenderungcn  und  Erweiterungen. 

l.'nter  den  letzteren  ist  ziinärh'Jt  \'Oii  Inieressr  diejenige  des 
4*  .S2,  durch  welche  e«-  ernir)-liclu  wird,  daf;.  für  im  hiere  Binvles- 
staaten  gemeinsame  Innungen  errichtet  werden.    An  und  tur  sich 
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eine  Bestimmungi  die  sich  durch  die  territoriale  Zersplitterung  in 
einigen  Gegenden  Deutschlands  erklärt,  ist  sie  dadurch  interessant» 
dafs  sie  zeigt,  zu  welchen  Hil&mitteln  man  bei  der  Fachorgani- 
sation greifen  mufs,  bei  einzelnen  selten  vorhandenen  Gewerben 
könnten  sogar  Reichsinnungen  empfehlenswert  sein,  und  weiter  da- 
durcli  dafs  man  bei  freien  Innungen  inbezug  auf  Jit  räumliche 
Ausdehnung  des  Bezirks  keine  Bedenken  zu  haben  scheint,  dafs 
diese  zu  grofs  wenlen  könnte. 

In  ij  87,  der  den  Kreis  der  möglichen  Mitglieder  umschreibt, 
ist  natürlich  das  i-achprinzip  streng  festgehalten,  jedoch  dürfen  jetzt 
auch  Yrühcr  selbständige  Gewerbetreibende  und  Werkmeister,  welche 
nicht  mehr  gewerblich  thätig  sind,  aufgenoininen  werden,  woc^cgen 
schon  im  Interesse  der  Verwaltungsthätigkeit  der  Innung,  der  die 
Erfahrung  und  .Mufse  solcher  Personen  sehr  zum  Nutzen  gereichen 
kann,  kein  Hedenken  zu  erheben  ist.  Dagegen  ist  von  tler  Auf- 
nahmefähigkeit der  in  landwirtschaftlichen  oder  gewerblichen  Be- 
trieben gegen  Entgelt  beschäftigten  Handwerker  höchstens  zu  sagen, 
dafs  sie  die  numerische  Stärke  der  Innungen  etwas  vemiehren  kann. 

Besondere  Bedeutung  möchten  wir  dem  i?  94  c  beimessen,  welcher 
den  Innungen  weitgehende  Ueberwachungsbefugnisse  der  zu  ihnen 
gehörigen  Betriebe  giebt,  die  sich  auch  auf  die  Hinrichtung  der 
Hctrieb<-  und  der  zur  Unterkunft  der  Lehrlinge  bestimmten  Räume 
er^trcck(  n.  Da  Vorkehnuig  getroffen  ist,  dafs  eine  Schädigung  tler 
( leschätlsinteressen  vermieden  und  durch  dic-e  Befugnis  das  l'eber- 
wachun'^'^reclii  der  Innungen  inbezug  aut  das  l.ehrlingswesen  erst 
zur  Wirklichkeit  wird,  ist  dagegen  nichts  ein^ruwendon. 

V\'ähn  n<l  bisher  die  (iesellcn  iiu:  .'.nt  (jrund  des  Statuts  an  der 
Erfüllung  der  Intuingsaufgabcn  teilnahuien,  sie  nbrr  mir  dann  zuL;t- 
la-sen  werden  nuilsten,  wenn  es  sich  um  ( te'>t'lIerij)ruluiiL;cii  oder 
h  iiirichtungen  handelte,  zu  ileren  Lasten  sie  h»  r  iiigezi 'L;en  werden 
imil-ien,  ist  für  sie  jetzt  nach  05 — 95  c  eine  rcgclmäisige  Ver- 
tretung, der  (ieselleitausschuls,  \  <  »r^'t-sehen,  die  auiser  den  genannten 
Fällen  noch  bei  Beschlufsfassungen  über  tlie  Regelung  des  I^hr- 
l!ng-^Wl  -^rns  hcran/.u/iehen  ist.  Bei  den  Beratungen  und  Beschlüssen 
tle.s  Iniunigsvor.Ntandt  ist  wenigstens  ein  Mitglied  de-^  \nssehusses 
mit  vollem  Stimmrecht,  bei  denjenigen  der  lniujngs\ ersammlung 
der  gesamte  Ausschufs  zu/u/iehen.  Für  die  Wnvaltung  von  Ein- 
riclilungen,  zu  denen  die  (rescllcn  AufweudunL^en  machen,  s'iml,  ab- 
gesehen Vom  \  unsitzeiiden,  ihre  Vertreter  irj  gleicher  Zahl  wie  die 
Iniiungsmitglieder  zuzuziehen.    Beschlüsse  über  die  genannten  An- 
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gelegenheiten  sind  nur  gültig,  wenn  der  Ausschufs  zustimmt;  doch 
kann  die  Zustinunung  durch  die  Aufsichtsbehörde  erj^änzt  werden. 
Das  aktive  Wahlrecht  zum  Ausschufs  besitzen  alle  bei  Innungsniit- 
gliedern  thätigen  volljährigen  Gesellen,  die  im  Besitz  der  Ehrenrechte 
sind,  während  das  passive,  ähnlich  wie  bei  den  Innungsmitgliedern, 
denjenigen  zukommt,  welche  /um  Schöffenamt  fällig  sind  und  im 
letzten  Jahre  keine  Armenuniciütüt/.uiii^f  «rervssen  haben.  Man  wird 
nicht  anstehen  kcmnen,  diese  Bestinimun^fcn  als  eine  wesentliclic 
Verbesserung;  der  Gewerbeordmuipf  zu  bezeichnen.  ( )b  es  richtii; 
ist,  die  L:crii'<:^en  Kosten  des  Gcsellenausschu>»cs  der  Iiiruin^ska.-^e 
zur  L.i^t  zu  l«.:;ei>,  kann  man  als  zwcilclhait  l)ctrachten,  uiizweitel- 
hafl  ij.t  dagegen,  dafs  es  eine  wcscntlichi-  W-rciiilachun;^  der  Kassi-u- 
verwaltung  bedeutet.  Wie  wir  bereits  Irulier  erwähuteii,  war  in 
dem  ursprüni^lichen  F.titwurf  auch  eine  Tcihialune  von  Vertrclcni 
der  (icscllea  an  den  Arheitcn  der  Handwerkskammer  vorgesehen. 
Man  würde  den  Wegfall  dieser  Vorschrift  \  öUig  unbedenklich  finden 
können,  da  ja  die  Angelegenheilen,  welche  die  Kammern  eigentlich 
beschäftigen  sollten,  eine  Teilnalime  der  Gehilfenschaft  wpniger  er- 
fordern, die  aufeerdcm  praktisch  nicht  ohne  Schwierigkeiten  durch- 
zufiihren  ist;  wenn  nicht  subsidiär  ihnen  eine  weitgehende  Thatig« 
keit  inbezug  auf  das  Lehrlingswesen  zugewiesen  wäre.  Da  dies 
der  Fall  ist,  wird  es  nicht,  wie  die  Motive  meinen,  geniigen,  dafs 
Gesellen  kooptiert  oder  als  Sachverständige  zugezogen  werden 
können,  sondern  es  wird  in  dieser  Beziehung  eine  zwingende  Vor* 
Schrift  einzufügen  sein. 

Von  noch  gröfserer  Bedeutung  bt  eine  ziennlich  unscheinbare 
Aenderung  im  §  96,  laut  welcher  die  behördliche  Au&icht  über 
die  Innungen  in  Zukunft  von  der  unteren  Verwaltungsbehörde  des 
Bezirks,  nicht  wie  bisher  von  der  Gemeindebehörde  wahrgenommen 
werden  soll  £s  scheint  demnach,  dafs  man  die  in  Handwerker- 
versammlungen oft  gehörten  Klagen  über  geringes  Entgegenkommen 
der  Behörden  berechtigt  gefunden  hat  oder  ihnen  wenigstens  die 
Spitze  abbrechen  will. 

Einer  besonderen  Erwähnung  bedarf  schliefslich ,  dafs  die 
§§  lOOe — m,  welche  die  Innungsprivilegien  enthalten,  in  dein  Kntwnrf 
keine  Aufnalnnc  'gefunden  haben.  Sie  sind  ja  bekanntlich  nicht  allzu 
oft  zur  Anwendun^^  i^elaiigt,  ihre  Beseitigung  ist  indessen  aN  eine  Auf- 
munterung aulzufassen,  Anträge  auf  Errichtung  von  Zwangsinnuiigcn 
zu  stellen. 

Ein  Abschnitt  b)  regelt  in  den  §^  loo — 100t  die  \  erhaltnisse 
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der  Zwangsinnungen.  Die  Vorausset^iin^^en,  unter  welchen  sie  cr- 
ricijiet  werden  müssen,  liahen  wir  hi  rcits  erwähnt,  es  sei  nur  noch 
hinzugefügt,  dafs  Anträge,  welclio  nur  \on  wenifjen  gestellt,  ebenso 
solche,  welche,  wenn  abgewiesen,  innerhalb  lirci  Jahren  wiederholt 
werden ,  von  der  Behörde  sofort  abgelehnt  werden  können. 
Angehören  müssen  ihnen  diejenigen ,  welche  das  Gcw  erbe  als 
stehendes  selbständig,  aber  nicht  fabrikiiiär>ig  betreiben.  In  land- 
wirtschaftlichen oder  gewcrbliclien  Hetriiben  gegen  Kntgelt  be- 
schäftigte Handwerker  müssen  der  Innung  beitreten,  wenn  sie  in 
der  Regel  I  liltspersonal  beschältigen ,  andernfalls  können  sie  es. 
Die  Zugehörigkeit  von  Hausindustriellen  wird  durch  das  Statut  ent- 
schieden, was  man  als  richtig  bezeichnen  mufs,  da  diese  Frage 
gcnereU  nicht  zu  lösen  ist  Wer  das  Gewerbe  fabriktnärstg  betreibt, 
kann  mit  Zustimmung  der  Innungsversammlung  beitreten.  Wahrend 
von  den  Mi^;liedem  der  Zwangsinnungen  ein  Befähigungsnachweis 
mcht  verlangt  wird,  ist  dies  bei  den  Mitgliedern  des  Vorstandes 
und  der  Ausschüsse  fiir  wenigstens  %  der  Fall,  diese  müssen  das 
Recht  ZDT  Anleitung  von  Lehrlingen  besitzen  und  auch  in  der 
Regel  Hilfspersonal  beschäft^en,  während  die  Mitglieder  der  Aus> 
Schüsse,  welche  für  die  Durchfuhrung  der  Lehrlings\'or9chriften  zu 
sollen  haben,  diesen  Anforderungen  alle  genügen  müssen.  Es  ist 
dies  vielleicht  in  dem  ganzen  Entwurf  scheinbar  die  bedenklichste 
Bestimmung,  da  sie  der  Gewerl>efreiheit  am  gefährlichsten  erscheint. 
Jeder  Handwerker,  der  den  Ehrgeiz  besitzt,  in  seiner  Innung  eine 
leitende  Rolle  zu  spielen,  iiiufs  einen  Befahigunj^^-^nachweis  geliefert 
hal)cn,  frciiich  braucht  dieser  nur  darin  zu  bestehen,  dafs  er  24 
Jahre  alt  ist  und  5  Jahre  sein  Gewerbe  selbständig  ausgeübt  hat. 
Prakti-sch  wird  man  diese  Forderung  durchaus  billigen  müssen,  der 
Vorstand  Ttuifs  zum  mindesten  in  seiner  Mehrheit  aus  voll- 
berechtigten und  in  jeder  Beziehung  sachverständigen  Mitgliedern 
bestehen,  ebrnsn  ist  es  richtig,  dafs  diese  Bestinifnung  auf  die 
Vertretung  tier  iTeliiiten  entsj »reehendc  Anwendimg  findet. 

Als  durchaus  riehtiL;  ist  es  -leiciitalls  zu  be/eieiuien,  wenn  nach 
§  iO()|>  die  von  /wan->inuungen  erlassenen  Vorschriften  zur  näheren 
Regelung  des  Lchrlingsweseiis  die  Genehmigung  der  höheren  Ver- 
waltungsbehörde bedürft  n ,  die  vor  der  Erteilung  die  Haadvverk^- 
kanuiu  r  hören  ninls.  Ks  handelt  sich  hier  um  wichtige  Be- 
stinuuuiigen,  die  ohÜL^atorisch  sind. 

Zu  billigen  ist  ferner,  dafs  die  Beitrjige  der  Zwangs-Mitglieder 
nach  der  Leistungslähigkeit  zu  bemessen  sind,  eventuell  als  Zu- 
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üchlage  zur  Gewerbesteuer  erhoben  werden,  dagegen  ist  wohl  nicht 
richtig,  dafs  diejenigen  Mi^lieder,  welche  keine  Hilfspersonen  be* 
ächäftigen,  durch  Statut  von  der  Zahlung  von  Beitragen  befreit 
werden  können sie  werden  dadurch  zu  Mitgliedern  zweiter  Klasse 
herabgedrückt  und  kann  man  ihre  geringen  Beitrage  sicher  damit 
rechtfertigen,  dafs  auch  sie  Vorteile  aus  den  Einrichtungen  deir 
Innung  ziehen. 

Die  Abschnitte  II  und  IV  „Innungsausschüsse"  und  „Innungs* 
verbände"  schliefsen  sich  auf  das  engste  an  die  bestehende  Gesetz- 
gebung an. 

Was  sodann  Abschnitt  III  über  die  Handwerkskammern  betrifft, 
so  haben  wir  ja  gewisse  Bedenken,  welche  die  Art  der  Wahl  der- 
selben erregen  kann,  bereits  kennen  gelernt.  Merkwürdigerweise 
tauchen  in  diesem  Abschnitt  ja  Vereinigungen,  wie  die  Gewerbe* 
vereine  und  ähnliche,  als  Vertretungen  des  Handwerks  auf,  obwohl 
sie  bisher  der  G.O.  vollständig  unbekannt  waren,  es  ist  dies  wolil 
eine  Wirkung  des  mehrfacli  erwähnten  Kompromisses,  vielleicht  lag 
auch  die  Gefahr  nahe,  dafs  ohne  ihre  Heranziehung  die  Zahl  der 
Wähler  in  manchen  Bezirken  etwas  gar  zu  spärlicfi  ausgt  fallen  wäre. 
Dafs  nur  solche  X'ereine  WäJiler  sind,  m  denen  die  Handwerker 
die  Majorität  bilden,  ist  selbstverständlich,  ebenso,  dafs  nur  diese 
bei  den  Wahlen  mitzuwirken  haben.  Im  Interesse  des  Ansehens 
der  Kammern  würde  es  wünschenswert  sein,  dafs  sie  allgetiiein  eine 
breitere  Basis  erhielten,  als  dicjrnifrc  ist,  welche  der  Entwurf  ilincn 
zuweist,  dies  kann  aber  nur  durch  eine  allgemeine  lokale  Organi- 
sation geschehen,  denn  eine  direkte  Wahl  eines  Teiles  der  Mitglieder 
durch  die  nicht  organisierten  Handwerker  würde  in  gerechter  Weise 
sehr  schwierig  zu  regeln  sein. 

Die  Bedenken,  welche  sich  daraus  ergeben,  dafs  die  Handwerks- 
kammern mit  Aufgaben  überlastet  sind,  hal)cn  wir  bereits  kennen 
gelernt  Wohl  wäre  es  richtig ,  sie  neben  den  Auf^^'aben ,  welclic 
ihnen  aus  ihrer  Eigenschaft  als  X'ertretung  des  gesamten  Handwerks 
eines  gröfseren  Bezirks  erwaclisen,  der  Erstattung  von  Gutachten, 
Stellung  von  Anträgen  u.  s.  w. ,  auch  mit  der  technischen  Unter- 
stützung, möchten  wir  sagen,  der  Behörden  bei  der  l'eberwachung 
des  Lehrlingswcsens,  mit  der  Entscheitlung  bei  Beanstandungen  von 
Prüfungen  u.  s.  w.  /u  betrauen,  allein  rlafs  sie  zugleich  als  untere 
ausführende  Instanz  bei  solchen  j>ingen  in;t/u\virkrn  hafieii, 
schadet  der  Sache  und  dem  Ansehen  der  Kanmiern.  Dals  die 
Kammern   der  Aufsicht  der  liöheren  Verwaltungsbehörde  unter- 
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liefen  Ull  i  iliese  ilurch  einen  Kommissar  bei  ihnen  vertreten  ist 
entspricht  ihrer  Bedeutung. 

3.  Die  Regelung  der  Lchrlingrsverhältn isse. 
Rci  weitem  weniger  umfangreich,  als  Acr  eben  besprochene 
Teil  des  Kntwuil-,  aber  ihn  an  Wichtigkeit  ebenso  sehr  überragend, 
ist  derjenige,  welcher  eine  Neuordnung  fies  Lchrhngswescns  herbei- 
fuhren will  (^^  126 — 132  a}.  Es  ist  ihm  auch  von  vornherein  all- 
gemein Anerkennung  zu  teil  geworden,  was  freilich  insofern  nicht 
zu  verwundem  ist,  als  die  Aufgabe  hier  eine  leichtere  war»  die 
vorhandenen  Uebelsiande  klarer  zu  T^e  lagen  und  audi  über 
die  Richtung,  welche  eine  Reform  einzusdilagen  hatte,  weniger 
Streit  war.  Man  wird  im  ganzen  der  Vorlage  die  Anerkennung 
nicht  versagen  können,  dafs  dasjenige,  was  sie  hier  bietet,  gut  und 
zweckentsprechend  ist»  leider  kann  man  dies  Lob  nicht  auch  dahin 
ergänzen,  dafs  es  geni^  um  die  vorhandenen  Uebelstande  zu 
beseitigen. 

Es  ist  freilich  auch  nicht  zu  verkennen,  dafs  Uebelstande, 

wdclu  tief  in  unserer  ganzen  wirtschaftlichen  Entwickclung  begründet 
sind,  nicht  mit  einigen  gesetzlichen  Bestimmungen  beseitigt  werden 
können.  Man  kann  mit  diesen  wohl  einige  Erscheinungen,  die  Folge 
jener  Uebelsläiule,  bekämpfen ,  aber  nicht  sie  selbst.  Es  ist  eben 
nicht  böser  Wille  oder  Nachlässigkeit  der  Lehrherren  oder  wenigstens 
ihrer  Mehrzahl,  welche  die  traurigen  Thatsachen  herbeigeführt  haben, 
dagegen  würde  in  der  That  ein  Zwang  und  scharfe  Bt  aufsichtigung 
helfen  können,  •^otidcrn  sie  sind  zum  T»  il  geradezu  durch  ihre  eigene 
Lage  gezwungen,  schlechte  Lrlirlurrcn  zu  seifi. 

Zunächst  sei  nocli  l)i  nicrkt,  tlals  übrigens  heult*  auch  an  eine 
gute  Handwerkslehrc  ganz  andere  Ans])rürhe  als  in  fruiicrer  Zeit, 
wenigstens  v  ielfach,  gemacht  werden.  Auch  das  Haiuhvt  rk  ail)citet 
jetzt  mit  .iiuleren  technischen  Hilfsmitteln,  als  vt>r  50  Jahren. 
Der  Meister,  der  diese  vcrbcs.^crtcn  Werkzeuge  und  Hilfsmaschinen 
nicht  kennt  und  besitzt,  wird  von  vortihercin  ein  ungenügender 
Lehrherr  sein,  mag  er  noch  so  geschickt  und  sorgsam  .sein.  Dieser 
Mangel  wird  aber  bei  der  Mehrzahl  der  Klcinmeister  vorhanden 
sein,  sie  besitzen  nicht  das  nötige  Kapital  und  die  erforderliche 
Kundschaft,  sind  auch  in  ihrer  eigenen  Ausbildung  nicht  genügend 
fortgeschritten,  weil  ihnen  die  Gel^nheit  fehlte.  Vielen  Mastern 
mangelt  auch  das  jetzt  für  einen  Handwerker  nötige  MaCs  von 
kaufmännischen  Kenntnissen,  bei  den  früheren  einfacheren  Verhalt' 
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Dissen  waren  solche  nur  wenig  erforderlich,  RohstoiTbest^  und 
Warenabsatz  erfolgten  in  überlieferten  Bahnen,  während  dir  beides 
jetzt  neue  Wege,  wenigstens  viel^sich,  eingeschlagen  werden  sollten« 
Hier  kann  nun  freilich  der  in  neuerer  Zeit  bereits  ausgedehnte  Fort- 
bildungs-  und  I' u  Ii m  hulunterricht  ergänzend  eingreifen. 

Sind  diese  Uebelständc  schon  grofs  genug,  so  werden  sie  doch 
noch  bei  weitem  von  denjenigen  übertroffen,  die  in  unseren  wirt- 
schaftlichen und  sozialen  Verhältnissen  begründet  sind.  Für  jeden 
Lehrherren  ist  seine  Aufgabe,  wenn  er  sie  pflichtnmfsig  erfüllt,  mit 
materiellen  Opfern  an  Zeit  und  Gut  verknüpft  In  früheren  Zeiten 
konnten  die  Handwerker  in  den  Privilegien,  die  sie  genossen,  eine 
Entschädigung  für  dieselben  erblicken,  sie  hatten  reichlichen  Absatz, 
ihre  Existenz  war  gesichert,  auch  wenn  sie  solche  Opfer  ßir  die 
Erziehung  der  jungen  Generation  brachten.  Wie  viel  schlimmer  ist 
jetzt  der  Handwerksmeister  daran?  Er  mufs  mit  Anspannung  aller 
Kräfte  produzieren,  wenn  er  sich  im  Konkurrenzkampfe  behaupten 
will,  da  bleibt  ihm  keine  Zeit  zur  Erfüllung  idealer  Aufgaben. 
Wenn  er  noch  Lehrlinge  ausbildet,  so  geschieht  es,  von  vielen 
rühmlichen  Ausnahmen  natürlich  abgesehen,  weil  er  seine  Rechnung 
dabei  zu  finden  hofft,  das  meist  ci^erinc^c  Lchr£^el(l  kann  natürlich  in 
dieser  Richtung  nicht  in  H<  tracht  kominen,  er  iiuils  \  ielmehr  darauf 
rechnen,  dafs  die  billige  Arbeitskraft  des  l.ehrlinL;s  ihm  einen  teueren 
Gesellen  erspart.  Dies  würde  aber  natürlich ,  wenn  er  den  Lehr- 
ling pfliciugemäfs  ausbildete,  erst  ^egen  Fnde  der  I  ehr/.eit  geschehen, 
CS  ist  also  für  ihn  nichts  nähcrlicgend ,  als  dafs  er  den  Lehrling 
nur  tcil\vci>c  unterrichtet  und  ihn  dann  nach  kurzer  Zeit  als  Hilfs- 
kraft für  einzelne  Arbeiten  verwendet.  Treibt  er  dies  (leschäft 
dann  als  T^chrlingszijchierei  gar  im  i^rolscn,  so  kaini  er  seine 
Rechnung  sehr  wohl  dabei  hndi-n,  treilich  nur  auf  Kosten  des 
Handwerks  im  ranzen  und  der  uiiL^lücklichen  Lehrlinge.  Letztere, 
nur  unvollkommen  ausgebildet,  werden  natürlich  entlassen,  sobald 
die  Lehrzeit  zu  Ende  und  sie  Ansjtrnch  auf  <  lest  llenlohn  erheben. 
Bei  Handwerkern,  welche  \  ()llstäi:dig  ausgebildete  (  n  Hilfen  u^ebrauchen, 
können  diese  keine  Beschäftigung  erlangen  und  sind  sie  deshalb 
gcnüligt,  weiui  es  ihnen  nicht  gelingt,  ihre  Aushildvmg  irgendwie  zu 
ergänzen,  schlechtbezahlte  Arheitsgelegenheit  bei  ka[)itali>iisch  ge- 
führten Betrieben,  welche  Arbeitsteilung  haben,  an/Ainehmcn,  natur- 
lich ohne  Hoffnung,  jemals  selbständig  zu  werden.  Nicht  wenig 
irli^l  übrigens  zu  der  Erschwerung  einer  genügenden  Lehrlingsaus- 
bildung die  \  erändcrung  der  sozialen  Anschauungen  bei,  es  ist  damit 
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nicht  allein  die  vielfach  beklagte  Zuchtiosigkeit  der  Jugend  gemeint, 
sondern  vielmehr  <!ic  Thatsache,  dafs  die  Lehrlinge  heute  nicht 
mehr  in  so  grofseni  Umfange  der  Handwerker-  resp.  städtischen 
Bevölkerung  entstammen  wie  früher.  Es  liegt  auf  der  Hand,  daCs 
ein  Knabe,  der  seit  seiner  Kindheit  im  elterlichen  oder  in  Nachbar* 
häusern  mit  den  Verhältnissen,  in  die  er  tritt,  vertraut  geworden 
ist,  skh  in  dieselben  besser  einleben  wird,  als  z.  B.  ein  Baucrnsobn» 
ganz  abgesehen  davon  dafs  ersterer  vielleicht  manchen  Handgriff 
sich  bereits  spielend  angeeignet  hat. 

Wenn  wir  bi'^hcr  nur  von  der  Handwcrkslcbre  sprachen,  so 
dürfen  wir  deshalb  doch  nicht  aufser  acht  lassen,  dafs  auch  die 
heutige  Grofsindustric  einen  starken  Bedarf  an  gelernten  Arbeits- 
kräften hat  und  dafs  hier,  wo  jede  Tradition  fehlt,  die  Mängel  der  Aus- 
bildung noch  viel  gröfser  sind  als  heim  Handwerk.  Man  könnte 
fast  sagen,  dafs  dieselbe  völlig  dem  Zufall  resp.  der  Strebsamkeit 
des  lietrertindcii  überlassen  ist.  Anzuerkennen  ist  übrigens,  dals  in 
der  .Neuzeit  aus  eigener  Initiative  der  rnternehmer ,  besotKlers  bei 
Staatsbetrieben,  aber  auch  bei  manchen  privaten,  eine  gereL,'elte,  viel- 
fach sogar  vorzügliche  Lehrlingsausbildung  eingeführt  i.st.  Immer- 
hin hat  aber  diese  Vernachlässiguui;  der  Ausbildung  bei  der  Urofs- 
industrie  auch  auf  manche  Handwerkszweige  einer,  ubeln  Eintlufs 
ausgeübt.  Letzteren  ist  die  Auigabe  zugefallen,  für  erstere  den  Bedarf 
an  gelernten  Arbeitern  heranzuziehen,  also  Opfer  zu  bringen,  lür  die 
ihnen  keine  Entschädigung  erwächst,  ja  die  noch  mit  dem  weiteren 
Mifsstande  verbunden  ist,  dals  ihnen  woiil  rc^elmäfsig  gerade  die 
tüchtigsten  ausgelernten  Arbeiter  durch  jene  entzogen  werden.  Der 
höhere  Lohn  und  die  unabhängigere  Stellung  bedingen  dies. 

Sehen  wir  nun,  was  unser  Entwurf  zur  Beseitigung  dieser  Uebel- 
stände  tliua  will.  Wichtig  ist  vur  allem,  dals  er  zum  ersten  Male 
in  wirksamer  Weise  auch  auf  die  Fabriklchre  und  ihre  Besserung 
einzuwirken  versucht.  Tecluusche  iugendliche  Arbeiter  .soll  es  in 
Zukunft  in  Deutschland  nicht  mehr  geben,  sondern  jede  IVrson 
unter  17  Jahren,  welche  regelmäfsig  mit  technischen  Hilfsleistungen 
bescliälligt  ist.  wird  als  Lehrling  angesehen  und  finden  auf  sie, 
wenn  sie  in  einer  Enbrik  thätig  ist,  die  allgemeinen  Bestimmungen 
über  die  Lehrhn:;sverhältnisse  .Anwendung.  Bei  weitem  die  wichtigste 
derselben  ist  wohl  diejenige  des  1  2S.  welche  die  Lehrlingszijcliterei 
hindern  soll.  Die  Zahl  der  Lehrlinge  muls  im  X'erhältnis  zu  Um- 
laug und  Art  des  Betriebes  stehen.  Die  untere  X'erwaltungsbehörde 
kann  die  Annalime  von  Lehrlingen  über  eine  gewisse  Zahl  hinaus 
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untersagen,  eventuell  die  Entlassung'  einer  entsprechenden  Zahl  vei^ 
langen.  Uebrigens  können  auch  der  Bundesrat  und  die  Landeszentral- 
behörden generelle  Vorschriften  in  dieser  Richtung  erlassen. 

Weiter  dürfen  Personen,  denen  die  bürgerlichen  Ehrenrechte 
entzogen  sind,  keine  Lehrlinge  halten,  diese  Befugnis  kann  weiter 
Personen  entzogen  werden,  welche  sich  wiederholt  grober  Pflicht' 
Verletzungen  g^en  ihre  Lehrlinge  schuldig  gemacht  haben,  sowie 
solchen,  welche  mit  geistigen  oder  körperlichen  Gebrechen  behaftet 
sind,  die  «e  zur  Erfüllung  der  Aufgabe  unfähig  machen.  Der  Lehr- 
vertrag mit  bestimmtem  Inhalt  muGs  schriftlich  abgeschlossen  werden. 
Der  Lehrherr  muß  den  Lehrling  selbst  oder  durch  einen  geeigneten 
Vertreter  pflichtmab^  anleiten,  ihn  zum  Besuch  der  Fortbildungs* 
schule  u.  s.  w.,  zu  guten  Sitten  anhalten,  vor  Mifshandlungen  und 
Ueberbürdung  schützen,  die  Zeit  zu  seiner  Ausbildung  und  dem 
Besuch  des  Gottesdienstes  gewähren.  Zu  häuslichen  Dienstleistungen 
dürfen  nur  diejenigen  angehalten  werden,  die  beim  Lehrherrn  Kost 
und  Wohnung  haben.  Der  Lehrling  ist  der  \äterlichen  Zucht  des 
Lehrherm  unterworfen  und  ihm  sowie  dem  StelKcrtrcter  Gehor- 
sam u.  s.  w  schuldifc.  Bestimmung^cn  über  die  Probezeit,  die  ge- 
setzlichen Uriintk  der  vorzeitigen  Auflösir-;^'^  des  Lehrvertrages,  so- 
wie inbezug  auf  das  Entlaufen  «.Icr  Lelirlinge  schliefsen  sich  an. 
Am  Schlufs  der  Lehrzeit  ist  ein  Lehrzeugnifs  zu  erteilen,  an  drasen 
Stelle  Lehrbriefe  von  Korporationen  treten  können. 

In)  ganzen  sind  diese  Bestiiiinnin<Ten  als  genügend  zu  bezeichnen. 
Ein  Befähigungsnachweis  der  Lehrherren  in  technischer  Beziehung 
felüt  freilich,  würde  auch  bei  der  Grofsindustrie  schwer  zu  regeln 
sein,  wo  doch  nur  ganz  vereinzelt  die  Anweisung  durch  den  Lehr- 
herrn selbst  erfolgt.  Als  Ersatz  kann  in  gewisser  Beziehung  die 
Möglichkeit  betrachtet  werden,  dafs  ihm  die  Befugnis  zur  Lehrlings- 
haltung wegen  grober  Pflichtverletzung  entzogen  werden  kann.  Ist 
sie  auch  nicht  ausreichend,  so  gewährt  sie  doch  einen  gewissen 
Schutz,  wenn  sie  entsprechend  gehandhabt  wird. 

Weniger  befriedigend  nls  der  materielle  Inhalt  der  Bestimmungen 
j-^t  die  Fürsor^^c.  welche  inbezug  auf  ihre  Durchführung  getroffen 
ist.  Diese  liegt  in  ilen  Händen  der  unteren  X'^erwaltungsbehörde, 
ex'entiiell  der  Ortsjiolizeibehörde,  denen  damit  bcsDinIers  in  Industrie- 
Ijezirken  eine  schwer  zu  bewältigende  Aufgabe  aulerle;^^t  ist,  so  dafs 
an  der  entsprechenden  l'Lrkilii^ning  wohl  gezweifelt  werden  kann. 
I'reilich  lälst  sich  nieiit  verkennen,  dafs,  wie  die  Verliällni-^'^e  zur 
Zeit  liegen,  kaum  etwas  anderes  übrig  blieb.    Die  vorhandenen 
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KcHTporationeD,  so  die  man  denken  konnte,  Handebkatnmem  etc^ 
können  ernstlich  nicht  in  Frage  kommen,  neue  zu  diesem  Zweck 
in$  Leben  zu  rufen,  dürfte  zur  Zeit  noch  nicht  möglich  sein»  auch 
hier  vielleicht  seine  Bedenken  haben.  Immerhin  bliebe  noch  ein 
Organ,  welches  in  Frage  kommen  könnte,  um  so  mehr  als  es  bereits 
mit  der  Kontrolle  der  Grofsindustrie  befaTst  ist  und  auch  nach 
unserem  Entwurf  §  94  c  über  die  kontrollierende  Tliätigkeit  der 
Innungen  u.s.  w.  Bericht  verlangen  kann,  es  sind  dic>  die  durch  §  139b 
der  Gewerbeordnung  eingesetzten  Beamten,  die  Fabrikinspektoren; 
freilich  würden  sie  dieser  neuen  Aufgabe  nur  dann  gerecht  werden 
können,  wenn,  was  iibri^^a-n?  auch  sonst  mit  Recht  schon  gefördert 
wird,  ihre  Zahl  sehr  beträchtlich  vermehrt  würde. 

Für  das  Handwerk  finden  die  besprochenen  Bestimmungen 
dann  noch  in  einem  besonderen  Abschnitt  eine  Fri^änzung.  Hier 
wird  von  den  Lehrherren  zunächst  noch  die  Beibringung  eines 
technischen  Befähigungsnachweises   verlangt     Er  mufs  nicht  nur 
24  Jahre  alt  sein,  sondern  auch  die  vorgeschriebene,  eventuell  eine 
mindestens  3jährige  Lehrzeit  zurückgelegt  und  die  Gesellenprüfung 
bestanden  haben,  oder  aber  seit  5  Jaliren  selbständig  resp.  als  Werk- 
meister u.  s.  w.  tbiitij:^  j^ewcsen  sein.    Di^p'Mwation  kann  durch  die 
höhere  Verwaltungsbehörde  erfolgen.    Die  Lehrzeit  kann  in  einem 
entsprechenden  Grofsbetriebe  stattfinden  oder  durch  den  Besuch 
einer  Lehrwerkstätte  oder  sonstigen  gewerblichen  Unterrichtsanstalt 
ersetzt  werden.     Innungen  angehörige  Lehrherren  müssen  binnen 
14  Tagen  ersterer  eine  Abschrift  des  Lehnertragcs  einreichen,  je- 
doch kann  verlangt  werden,  dais  der  Abschlufs  von  der  hinung  er- 
folgt.   Für  die  Dauer  der  Lelirzt  it  ist  als  Minimum  eine  l*  ri>t  von 
3,  als  Maximum  eine  solclie   von  5  Jahren  fes^csetzt,  innerhalb 
dieses  Spielraumes  kann  die  Handwerkskammer  mit  Gcnehniigunt:^ 
der  hr>heren  WM  waltuni^fsbehorde  die  Dauer  für  die  einzelnen  ( le- 
Werbe  n.ich  Anh(')runLr  der  Tnnunfjcri  oder  TiewertK  \  imne  testsct/.en, 
I  )en  Lehrlingen   nuils  iielegenheit  gegeben  w lkIi  ii,   sich  nach 
Ablaut  der  Lehrzeit  der  Gesellenprüfung  zu  unterziehen;  diesem 
Zweck  niufs  bei  jeder  Zu .ui.;^innung  ein  PrülunL^sausschuls  L^ebildet 
werden,  bei  anderen  Innungen  nur,  soweit  .sie  die  Erlaubnis  der 
Handwerkskammer  haben.    Ist  hierdurch  und  durch  andere  Gelegen- 
heiten nicht  genügend  vorgesorgt,  so  hat  die  Handwerkskammer 
die  ei  lordcrliclica  Au.s.schüsse  zu  errichten.     Der  X'orsitzende  der 
Ausschüsse  wird  von  der  Handwerkskammer  bestellt,  die  Heisitzer, 
wenigstens  zwei  an  Zalil,  werden  bei  Innungen  zur  Hälfte  von  diesen. 
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die  anderen  vom  Gesellenauaschttrs  gewählt»  in  den  übrigen  Fällen 
ernennt  die  Kammer  auch  die  Beisitzer.  Die  Prüfung  soU  naclH 
weisen,  dafs  der  Lehrling  die  Fertigkeiten  und  Handgriffe  des  Gie- 
werbes  mit  genügender  Sicherheit  übt,  den  Wert,  die  Beschaffung, 
Qualität  u.  &  w.  der  zu  verarbeitenden  Rohmaterialien  kennt.  Es 
sollen  von  der  höheren  Verwaltungsbehörde  nach  Anhörung  der 
Handwerkskammern  Prüfungsordnunfjen  erlassen  werden,  in  denen 
das  Verfahren  1  r  Gang  bei  der  Prüfung  und  die  Höhe  der  Ge- 
bühren gerc^'cit  winl.  auch  kann  durch  sie  bestimmt  werden,  dafs 
die  Prüfung  auf  Buch-  und  Rechnungsführung  ausgedehnt  wird,  in 
welchem  I'alle  zu  m  Ausschufs  ein  besonderer  Sachverständiger 
mit  vollem  Stimmrecht  zuzuziehen  ist. 

Auch  diese  Gruppe  von  Bestimmunf^en  i<t  im  ganzen  als  zweck- 
entsprechend zu  bezeichnen.  Zweifel  kann  nKin  h(>chstens  darüber 
hegen,  ob  iiieht  nach  Ablauf  einer  Uebergangsfrisi  in  allen  Fällen 
von  <len\  Lclirhcrni  das  Bestehen  der  GeseÜLnpruhuic^  resp.  die 
Beibrin;^Ufij^  ihr  entsprechender  Nachweise  und  daneben  eine  ge- 
wisse kürzere  Zeit  der  selbständigen  Ausübung  des  (iewerbes  ver- 
langt werden  --üllte.  Die  Garantieen  flir  geniigende  terhni>^che  Aus- 
bildung dcä  Lehrlings  wurden  dadurch  entschieden  verstärkt,  doch 
lälst  sich  nicht  verkennen,  daf^  durch  X'crlängerung  der  hrist,  in 
der  das  Gewerbe  .selbstänthg  geubl,  von  3  auf  5  Jahre,  die  Bedenken 
gegen  die  Alternative  des  Paragraphen  einigermafsen  geschwunden  sind. 
Derjenige,  der  ein  Gewerbe  5  Jahre  lang  selbständig  mit  Erfolg  aus- 
geübt hat,  gab  damit  wohl  den  Beweis  seiner  technischen  Befähigung. 
Allein  wer  bürgt  dafür,  dafs  nur  solche,  die  erfolgreich  waren, 
Lehrlinge  ausbilden  wollen?  Die  Frist  für  die  Dauer  der  Lehre  ist 
wohl  richtig  bemessen,  sie  unter  3  Jahre  herabzusetzen  ist  wohl 
nirgends,  wenigstens  für  den  Durchschnitt  der  Lehrlinge,  zuläss^. 
Die  spezielle  R^elung  mufs  natürlich  den  Verhältnissen  der  Ge- 
werbe entsprechend  erfolgen.  Die  Bestimmungen  über  die  Prüfungen 
und  Prüfungsausschüsse  erinnern  wieder  an  die  Notwendigkeit  einer 
allgemeinen  lokalen  Organisation  zumal  ja  auch  bei  der  speziellen 
Bemessung  der  X^ehrdauer  Gutachten  der  Gewerbevereine  eingeholt 
werden  müssen.  Inbczug  auf  die  Prüfung  selbst  wäre  wohl  zu 
wünschen ,  dafs  dieselbe  auch  in  der  Buch-  und  Rechnungsführung 
obligatori.sch  würde,  es  entspräche  das  durchaus  den  jetzigen  Be* 
dürfnissen. 

Da  der  Inhalt  der  Artikel  3  5  al-  lediglich  durch  die  Be- 
stimmungen des  sonstigen  Entwurfs  bedingt  und  die  Uebei^ngs- 
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bestimmungen  zu  Erörterungen  keinen  Anlafs  geben»  sei  hier  noch 
die  Bestinunung  über  den  Meistertitel  und  die  Meisterprüfung  er- 
wähnt Eraterer  soll  in  Zukunft  nur  von  denen  {geführt  werden, 
welche  letztere  bestanden  haben.  Die  Zahl  der  Prüfungen  wird 
also  keine  i^cringe  sein  und  indirekt  auch  diese  Bestimmung  die 
gewerbliche  Ausbildung  fordern.  Die  Prüfungskommissionen  werden 
von  der  höheren  Verwaltungsbehörde  ernannt«  behufs  ihrer  Errich- 
tung sind  die  Haml Werkskammern  zu  hören. 

Wenn  wir  oben  die  Bestimmungen  über  die  Lchrlingsverhält- 
nisse  als  ungenüi;cn(l  bezeichneten,  so  meinten  wir  damit  nicht  wie 
sich  ja  aus  dem  weiteren  ergehen  hat,  ilircn  Inhalt  an  und  für 
sich,  sondern  wir  hatten  damit  \or  .Augen,  dafs  die  durch  die 
heutigen  wirtschaftlichen  Verhältnisse  bei  ihnen  bedingten  üebel- 
ständc  niclit  durch  einzelne  Gebote  und  X'erbote  geheilt  werden 
können.  Der  Entwurf  bedeutet  ja  sicher  einen  grolsen  I-^ntschrilt, 
den  Milsbräuchen  bei  Fabrik-  und  I  landwerkslehre  wird  ein  starker 
Riegel  vorgeschoben,  allein  eine  durchgreifende  Besserung  dürfen 
wir  nicht  erhoffen,  die  Ucbelstände  werden  eine  neue  (xcstalt  an- 
nehmen, weil  sie  durch  die  wirtschaftliche  Lage  bedingt  sind,  das 
ist  alles,  was  erreicht  wird,  wenn  man  nicht  auch  anderweitig  die 
bessernde  Hand  anlegt.  Den  Mifsbräuchen  kann  vielleicht  gesteuert 
werden,  aber  damit  wird  auch  die  Ausdehnung  der  Lehrlings- 
ausbildung stark  eingeschränkt  Letzteres  ist  ja  vielleicht  insofern 
ein  Glück,  als  jetzt  vielfach  eine  Ueberproduktion  von  noch  dazu 
ungenügend  au^ebildeten  HiUskraftcn  stattfindet. 

Die  Grofsindustrie  vor  allem  wird,  von  rühmlichen  Ausnahmen 
abgesehen,  zunächst  sich  den  Belästigungen,  welche  ihr  aus  dem 
Entwurf  envachsen,  dadurch  zu  entziehen  suchen,  dafs  sie  m^lichst 
wenig  Lehrlinge  ausbildet,  ihren  Bedarf  an  gelernten  Arbeitern,  wo 
nur  irgend  angänti  om  Handwerk  ausbilden  läTst.  In  der  Rich- 
tung wird  erst  sehr  allmählich  eine  Besserung  eintreten,  wenn  man 
zu  der  Einsicht  gelangt,  dafs  Arbeiter,  welche  von  vornherein  unter 
den  Wrhältnissen,  in  denen  sie  arbeiten  sollen,  ausgebildet  sind, 
den  Vorzug  verdienen.  Zunächst  wird  also  infolge  unseres  Ent- 
wurfes dem  Handwerk  in  dieser  Beziehung  eine  neue  Last  er- 
wachsen. Allem  werden  -iich  sfjnst  wenigstens  die  Verhältnisse  für 
dasselbe  bessern,  können  wir  darauf  rechnen,  dais  in  einiger  Zeit 
der  .Nachwuchs  besser  au-L^ebildct  ist?  Avich  diese  Frage  wird 
leider  nicht  ohne  weiteres  bejaht  werden  köniun.  Wir  haben 
unter  anderem  schon  betont,  dafs  zu  einer  erfolgreichen  Lehre 
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nicht  nur  Eifer  und  genügendes  Können  des  Lehrmeisters  gehört, 
sondern  auch  eine  den  Anforderungen  der  Neuzeit  entsprechend 
ausgestattete  Werkstatte  und  natürlich  auch  ein  entsprechend  viel- 
seitiger Geschafidl>etrieb.  Dies  findet  man  indessen  nur  bei  wenigen 
grofseren  Betrieben,  auf  sie  wird  also  die  Möglichkeit  genügender 
Ausbildung  beschränkt  sein,  sie  sind  auch  am  ersten  dazu  imstande, 
die  damit  verbundenen  Opfer  zu  tragen.  Allein,  dals  nur  sie  Lehr- 
linge ausbilden,  ist  nicht  zu  erwarten,  noch  weniger  «gesetzlich  zu 
erzwingen.   Man  mufs  also  andcrweitit;  nach  .\I)liiife  suchen.  Daran 
die  prakti.schc  Werkstattlehre  durch  Lehrwerkstätten  oder  theo- 
retischen Unterricht  zu  ersetzen,  kann  man  wohl  auch,  abgesehen 
von  den  bcdeutr-ndeti  Kosten,  die  für  den  Staat  oder  Korporationen 
daraus  erwuclisL'ii,  niclit  denken,  es  mufs  also  der  Wrsuch  ;jfcnincht 
werden,  die  W  erkstattlehrc  durch  materielle  UnterstützunL,'  besonders 
tuchti^^er  Lehrheren,   wie  dies  in  Ra<len   l)cicits   rrtschchcn,  enl- 
sjjrechend  zu  heben.    Die  Aufwentlung  von  Mittchi  kann  hier  in 
doppelter  Richtung  in>>  Au^'c  gefafst  werden,  einmal   indem  den 
Meistern  inäfsige  Entschädigungen  für  ihre  Muhen  und  Opfer  neben 
oder  an  Stelle  eines  Lehrgeldes  gezahlt  wt  rdcn,  andererseits  indem 
solchen,  die  sich  bereits  bewährten,  Darlehn  unter  mäfsigen  Be- 
dingungen udcr  Unterstützungen  zu  einer  den  Anforderungen  der 
Lehre  entsprechenden  Ausstattung  ihrer  Werkstätte  gewährt  werden. 
Eine  fortdauernde  Kontrolle  der  Lehre  durch  Zwischenprüfungen, 
Ausstellungen  u.  s.  w.  wäre  dabei  zur  Sicherung  des  Erfolges 
natürlich   notwendig.    Ob  die  Resultate,   welche  auf  ähnlichen 
Wegen  bereits  in  süddeutschen  Staaten  erreicht  sind,  genügen,  um 
zu  einer  altgemeinen  Anwendung  anzuregen,  soU  hier  nicht  unter 
sucht  werden.    Jedenfalls  sollten  weitere  Versuche  in  ähnlicher 
Richtung  durch  Korporationen  gemacht  werden,  denen  zunächst  zu 
diesem  Zweck  materielle  Unterstützung  seitens  des  Staates  zu  ge- 
währen wäre.  Sollten  diese,  wie  kaum  zu  bezweifeln,  von  ge^ 
nügendem  Erfo^  bereitet  werden,  so  würde  die  Mafsregel  zu  ver- 
allgemeinem sein,  freilich  konnte  dies,  soweit  das  Handwerk,  an  das 
wir  zunächst  denken,  in  Frage  kommt,  nur  geschehen,  wenn  es, 
wie  schon  verlangt,  eine  allgemeine  Organisation  erhielte. 

Wenn  wir  ZU  diesem  Zwecke  staatliche  Unterstützung  in  An- 
spruch nehmen,  so  geschieht  dies,  nicht  weil  wir  eine  besondere 
Vorliebe  für  sie  haben.  Der  Weg  der  Sell)sthilfe  wäre  uns  lieber, 
selbst  wenn  auf  ihm  einige  Nachhilfe  durch  Zwang  erforderlich 
wäre,  allein  hier  kann  er  kaum  beschritten  werden,  das  schon  not- 


Digltized  by  Google 


^^g      C.  Ncttbnrg,  Der  ^twurf  cor  Abindenuig  der  Gewerbeordnung. 


leidende  Handwerk  kann  die  erfordetüchen  Opfer  nicht  bringen, 

auch  wird  es  wenig  Neigung  dazu  haben,  zumal  diesdben  zum 
Teil,  wie  ausgeführt,  der  Grofsindustrie  zu  Gute  kamen.  Diese  etwa 
itir  die  Lasten  mit  heranzuziehen,  geht  schon  aus  dem  einfadien 
Grunde  nicht,  weil  nur  einem  Teile  derseltien  Vorteile  daraus  er« 
wachsen. 

Noch  eins  sei  zur  Rechtfertigung  unserer  Forderung  erwähnt. 
Wir  haben  es  freudif,^  hegrüfst,  dafs  dem  Verlangen  der  Hand- 
werker nach  dem  Hefähij^ningsn.'ichweis  mit  seinem  Gefolge  nicht 
Rechnung  getragen  wird,  weil  wir  seine  Erfüllung  als  eine  schwere 
Schädigiincf  un.serer  wirtschaftlichen  hntwickelung  betrachten  müssen, 
allein  eine  ^^  wisse  Berechtic^ung  können  wir  ihm  nicht  aberkennen, 
man  kann  von  einem  nolleiderulcn  Stande  nicht  verlangen,  dafs  er 
für  ideale  Zwecke  ohne  Entschädio^vini;  Opfer  bringt  und  das  mutet 
man  tien  Handwerkern  zu,  wenn  >ic  die  Lasten,  welche  der  Ent- 
wurf ihnen  inbc7.ui;  auf  die  Lehrlingsausbildung  auflegt,  ohne  Ent- 
schädigung übernehmen  sollen;  erst  wenn  man  ihnen  letztere  auf 
anderem  Wege  gewährt,  wird  jene  Forderung  verstummen,  weil  sie 
dann  jede  Berechtigung  verloren  hat  Unsere  Forderung  kann  nicht 
im  Rahmen  der  Vorlage  erfüllt  werden,  aber  diese  ErfiiUung  bildet 
eine  notwendige  Ergänzung  derselben,  die  hofTentlich  nicht  zu  lange 
auf  sich  warten  läfst  und  man  wird  wohl  thun,  hierauf  bereits  jetzt 
Rücksicht  zu  nehmen  durch  Schaffung  einer  allgemeinen  Organi> 
sation  des  Handwerks,  welche  geeignet  ist,  Träger  der  dann  er- 
wachsenden Aufgaben  zu  sein.  Die  Auswahl  der  geeigneten  Lehr* 
herren,  die  Gutachten  über  die  zu  gewährenden  Mittel,  die  fort- 
dauernde Kontrolle  und  Prüfung  der  Lehrlinge  u.  s.  w.,  dies  alles 
kann  nur  dann  erfüllt  werden,  wenn  eine  allgemeine  Organisation 
des  Handwerks  vorhanden  ist 
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Von 

Dr.  JOSEF  REDLICH 

in  Wien. 

Seil  mehr  als  drei  Jalirzehnten  bestand  in  Oestcrrcicli  das 
Heimatrecht  ^)  als  Grundpfeiler  der  inneren  Verwaltung  sowie  des 

*)  Litteratur:  F.  T.  Herzog,  Sammlang  der  Gesetze  über  das  politische 
Domiiil  im  Kaisertum  Oesterreich.  Wien  1837.  —  F.  Swieceny,  Das  Heiroal- 
redil.  3.  Anfl.  Wien  l86t.  —  A.  von  Ar*iUa,  Das  östm.  Heimafireckt.  Wi«n 
1889.  —  Korb,  Die  Notwendigkeit  einer  Reform  des  Österr.  Heimatredites.  Zeit- 
sdir.  f.  Vcrr.  Wien  XIV.  S.  182.  —  Korb,  Die  Gnmdzflge  de«  ostorr.  Heiniat- 
rerht.-s.  Ebd.  XV  S  2f  ff.  —  Maycrbofcr.  Handbuch  für  den  politischen  Ver- 
waltungsdietist.  11  Aull  S.  974 — 1 109.  -  Rauchberg,  Zur  Kritik  üsttrr. 
Ht  iiiiatr«Tht«'s  In  Ai-r  /- iischrift  fUr  Volkswirtschaft,  Sozialpolitik  uinl  \  .  rwaltung 
ii.  Hand  ."^oitc  59  ff.  —  k<dlirh,  Das  ost«-rri-ichisch*-  1  Ii  isi.al>rtclil  uiid  m  mo 
Reform.  In  Conrads  Jahrb.  f.  Nat.-Ock.  und  Statistik  1S94.  III.  Folge.  9.  Hand. 
409  ff.  —  Reicher,  Heimatrecht  und  Landesarmeiipflrgc.  Graz  1890.  ~  Menzel, 
IMe  Reform  des  Heimatrechtes.  In  den  Juristischen  Blättern  1894.  S.  553.  — 
Reittenstein,  Das  ostcrr.  Heimatrecht  nnd  seine  Reform.  In  Bd.  9  Nr.  44,  45 
des  „Handelsmusenn" ,  Wien.  —  Mischler,  Die  Azmenpflege  in  den  öster- 
reichischen Städten  und  ihre  Reform.  Wien  1890^  —  Mischler,  Art.  Armen- 
pflege in  Oesterreichisches  Staatswörterbuch".  —  v.  Call,  .\rt.  .\  rm  mw  «-S'-n 
im  Handwcirtorbueh  der  Stnatswisscnschaftcn.  —  Blodig,  Artikel:  Heimatsrecht  im 
„Geste  rr eich  isch en  Staat     n  r t  <  r  1  > ur h  " , 

Femer  Protokolb-  cies  o3tcrRich»>clicn  Ab^«  oriliictinhauses  und  des  Herren- 
hauses s.  d.  II.  Session  1863.  Stenographisches  Protokoll  des  .Vbgeordnetcuhauses 
s.  d.  XI.  Session  1896.  —  Regiernngsvorlage  samt  Motivenbericbt  in 
Beilafe  969  za  dem  Protok.  f.  d.  XI.  Session  1894.  —  Bericht  des  VerF^l' 
tvngsanssclinsseB  ttber  die  RcgicrangSTorlage  in  Bdl.  1300  za  dem  stenogr. 
Prot,  der  XI.  Session  1895. 

Endlich  ftr  den  allgemeinen  Begriff  des  Heimatrechtos  di.  .  inschlägigen  .\b- 
sdmitte  in  Loening,  Deutsches  Venrallungsrecbt.  —  Max  Seydel,  Bayrisches 
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Armenwesens  unverändert  in  der  Gestalt,  die  ihm,  nach  einigen 
Schwankungen  während  der  unntittelbar  der  Revolution  von  1848 
folgenden  Periode,  durch  das  Gesetz  vom  5.  Dezember  1863  ver- 
liehen worden  war:  erst  vor  kurzem,  nach  wdtwendigen  Er* 
hebungen  der  Behörden  und  langwierigen  parlamentarischen  Ver- 
handlungen ist  —  dem  altosterreichischcn  Pessimismus  zum  Trotz 
—  dennoch  eine  Reform  zu  Stande  gebracht  worden,  welche  die 
Uebclständc  an  der  Wurzel  anzu-^reifen  sucht,  indem  sie  die  prin- 
zipielle Grundlage  des  Recht^ostitutcs  völlig  verändert.  Wer  da 
nun  der  Meinung  wäre,  dafs  ein  solches  in  der  Zeit  tiefgehender 
Veränderungen  des  Öffentlichen  Rechtes  doppelt  erstaunliches  Be- 
harrungsvermögen des  alten  Heimatrechtes  in  der  be.sonderen  Zu- 
friedenheit mit  dessen  Wirkungen  in  admi^istrati^•er  und  sozial- 
politischr?'  Hinsicht  seine  Bef^rünfhing  finde,  gäbe  --ich  einem  schweren 
Irrtum  hin.  Gerade  das  (icgcntcil  ist  dn-  I-'all.  Schon  \k-\  dfin 
Zusiantlekonunen  (.les  Gesetzes  im  ersten  östi.  ri  richisclien  Rciclisrate 
war  dir  Stimmung,  die  der  Kntwurf  der  Regierung  hervon n  f.  keine 
ichr  liotliumgsvolle:  und  ein  so  \ orziiglirher  Kenner  dei  Wrw  alumg 
wir  der  ;^eirische  „Autonom ist"  Mori/  von  Kaiserfeld  hat  >choii 
»lainals  die  unhcih  <  illcn  prinzipiellrii  I^'ehler  der  beabsichtiglcu  Kodi- 
fikation klar  bezeichnet  und  tlic  unau^sbleiblichen  schweren  Schäden, 
die  dieses  Gesetz  zur  Folge  haben  müsse,  vorausgesagt.  Aber  der 
mit  ofiTenherziger  Trockenheit  eingestandene  Wunsch  der  Regierui^, 
„an  die  Stelle  der  älteren,  in  vieler  Hinsicht  lückenhaften  Normen 
b^immte,  feststehende  ^tze"  zu  stelleo,  und  so  die  »»politische 
Judikatur^'  zu  «ehern,  genügte,  um  dem  Entwurf  zur  gesetzlichen 
Existenz  zu  verhelfen,  deren  lange  Dauer  damals  selbst  die  öster- 
reichische Bureaukratie  wohl  nicht  voraussehen  mochte.  Und  das 
um  so  weniger,  als  sehr  bald  nach  dem  Zustandekommen  des  Ge« 
setzes  von  1865  zahlreiche  Klagen  und  Beschwerden  sich  erhoben, 
so  dafs  die  Regierung  bereits  im  Jahre  iSyt  die  ».geeigneten  Er« 
hebungen  einleitete»  um  die  auf  diesen  Gegenstand  sich  beziehenden 
Erfahrungen  zu  sammeln."  ') 

Immer  dringender  wurden  aber  im  X'erlaufe  dieser  ungebührlich 
langen  Studienzeit  der  Regierung  die  Rufe  nach  Abhilfe  gegen  die 


Staatsrecht  —  Lorenz  von  Stein,  Die  Verwaltungslebre  I.  Teil.  Soweit«  Ab- 
teilung.   Die  vollziehondf  Gewalt.    Stutlj^art  1S69. 

*)  In  aller  Treuherzigkeit  i-rzählt  dit-s  d»  r  .Motivonbrricht  der  Rogicrun^'  7\\r 
GesetMBVorlage  von  1894.  Diese  „Erhebungen"  haben  aUo  volle  22  Jahre  benutigtt 
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Uebelstande,  die  das  neue  Heimatrecht  gesdiafTcn  hatte ;  immer  deut- 
licher wurde  gerade  in  den  letzten  Jahren  die  schwere  Ungerechtig- 
keit des  Gesetzes;  immer  fühlbarer  der  harte  Druck,  mit  dem  es 
gerade  die  arbeitenden  Klassen  und  die  armen,  kleinen  landlichen 
Ortsgemeinden  traf.  Trotzdem  b^eht  man  kein  Unrecht,  wenn 
man  beliauptet,  dais  auch  jetzt,  genau  so  viie  im  Jahre  1863,  das 
administrative  Bedürfnis  der  Regierung  weit  mehr  als  die  Erkennt- 
nis von  der  sozialpolitischen  Schädlichkeit  des  geltenden  Rechtes 
die  Reform  ins  Werk  i^asetzt  hat  Die  Verwaltungsbehörden  selbst 
begannen  sich  danibri  klar  zu  werden,  dais  das  (xesetz  Von  1863 
nicht  länger  aufrechtzuliaitcn  sei,  wollte  man  nicht  binnen  kurzem 
die  elementarsten  Aufgaben  der  inneren  Verwaltung  ernstlich  ge- 
fährdet sehen.  Und  so  ist  denn  wesentlich  durch  den  Druck  der 
Regierung  die  Heimatgesetzrujvelle  vom  $.  Dezember  1896  ins 
Leben  gerufen  worden ;  ohne  densellien  wäre  bei  den  zerfahrenen 
Partciverhältnisser'  des  auf  der  reinen  Interessenvertretung  auf;^ehruiten 
östcrreiclii-rlKii  Parlamentes  wohl  selbst  diese,  wie  die  nähere  iVü- 
fung  zeigen  wird,  zaghafte  Ufid  srlnvächliche  Reform  in  der  Gegen- 
wart "\vhx  7.U  -^tandf  gekoinmrn.  ImnK-rhin  aber  hat  der  \'er- 
waltuiig>.ius>cliusi  dl  -  Abi:fef  »nliii  ti  filiauM  >  <la^  \'rrflien»it ,  dafs  er 
den  Entwurf  der  ]vv;.;iriUMg  in  inehrnrn  wichtigen  Suickm  vorteil- 
haft abgf.'Inrirr;  uu<\  duicli  bessere  Slilisierung  gew  IsscrnialM  ii  erst 
pr.iK'tisch  Ijrauchb.ir  gemacht  hat:  in  diesn  I''>)r]ii  ist  er  dann  \(»tn 
Plenum  des  Ai>geordtieienhauses  sowie  vom  Heirenhausc  ohne 
weitere  wesentliche  Acndcrungcn  angenommen  worden. 

I. 

Die  Revolution  von  1848  brachte  Oesterreich  das  erste  tnodcrne 
Genieindegesetz  und  zugleich  damit  ein  neues  Heimatgesetz.  Dieses 
neue  Grundgesetz  vom  17.  März  1849  bedeutet  seinem  ganzen 
Geist  und  Inliatt  nach  nichts  anderes  ab  die  völlige  Vernichtung 
der  alten,  patrimontal-feudalen  Verwaltung  durch  die  darin  rezipier- 
ten Ideen  der  individuellen  und  kommunalen  Freiheit  Liest  man 
den  Artikel  I  dieses  Gesetzes:  „Die  Gruodfeste  des  freien  Staates 
ist  die  freie  Gemeinde",  so  ist  schon  damit  der  moderne  Charakter 
dieses  ersten  österreichischen  Reichsgemeindegesetzes  genügend  ge- 
kennzeichnet. Der  grofse  politische  Grundgedanke  desselben  lautet : 
Jeder  Staatsbürger  und  jedes  Grundstück  im  Staatsgebiete  mufs 
einer  Gemeinde  angehören.  Damit  war  auch  (ur  das  Gemeinde- 
wesen die  ganze  alte  I^minialvcrfassuag,  der  das  berühmte  Patent 
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vom  7.  September  1848  über  die  AbschalfuD^  der  Unteithanigkeit 
die  wirtschaftliche  Grundlage  bereits  entzogen  hatte,  voUkoninicn 
beseitigt.  Eine  cler  Hauptforderungen  des  deutschen  Liberalismus 
war  damit  erfüllt.  Was  aber  die  innere  Struktur  der  neuen  Ge- 
meinde betrifft ,  so  ging  man  im  radikalen  Reformdfer  jener  Zeit 
ein  Stück  über  das  nächste  Ziel  hinaus:  die  „Autonomie",  ein  fitr 
die  österreichische  Politik  überhaupt  selir  f()!j::^enreichcs  Schlagwort, 
wurde  von  da  an  auch  für  die  Gemeinde  als  das  eigentliche  Lebens- 
prinzip hingestellt.  T)l\)  begeisterten  X'erfechtern  dieses  Prinzipes 
erschien  die  Gemeinde  förmlich  als  das  Primäre,  die  Gemeinde« 
insassen  als  das  Sekundäre.  Die  (iemeinde  wurde  als  ein  kleiner 
Staat  im  Staate  auigefafst.  sodafs  neben  den  Rechten  der  Gemeinde 
gegen  ihre  Insnssm  die  Rechte  dieser  go[jcii  die  erstere,  sowie  die 
Oberherrlichkeit  des  Staates  in  manchen  Punkten  nur  allzusehr  zu- 
rückgedrängt erscheinen. 

Dieser  Autonomiegedanke  tritt  nach  zwei  Richtungen  deutlich 
hervor:  in  der  Gemeinde\erfassung  und  in  der  Regelung  iler  Ge- 
meindeverwaltung. Was  die  letztere  betrifft,  so  ist  die  Unterscheidung 
von  natürlichem  und  übcrtrai^cnem  Wirkungskreis  das  her\  orstechendt» 
Momcfii.  T)ie  Idee  der  lörmiichen  (lemeindcsouverätütät  kann  mein 
deutliclur  ausgesprochen  werden,  als  es  im  Artikel  II  «^'eschieht : 
„Der  iiatiii  liche  Wirkungskreis  umfarst  allt  s ,  was  das  Interesse  der 
Gemciiuk  zunächst  berührt  und  inn<  rhall)  Ihrer  Grenzen  \  ollständii^ 
durchführbar  ist.  Er  erhält  nur  mii  Rucksicht  auf  rtesamtwoh! 
durch  (las  Gesetz  die  notwendige  n  Einschränkungen."  In  ci>trrcr 
Hinsicht  aber  ist  die  FormulieriiiiL,'  des  Rcclitcs  der  f  ic  iiH  indc- 
mitglief!>rhalt  »  inr  direkte  Folge  des  .A.utununueprin/ipr^ ;  u:u!  da- 
mit sind  wir  auch  bei  dem  für  die  Entwickelunc,^  Hciinatrechtcs 
wichliq<trn  Punkte  anj4alan;:n.  F.«;  crgicbt  >ich  als  unmittelbarer 
Austluls  der  prinzipiell  aufgcsiclllcn  Seil isUierrlichkeit  der  Gemeinde, 
clais  die  Fortbildung  des  Gciiieinde\erbaiules,  ah^^esehen  von  tleni  iia- 
turliciien  Uebergang  der  l  lemeindeangehüri^^keit  durcli  .\b>taniiming, 
nur  mehr  durch  freiwillige  Aufnahme  seitens  der  Geineinde 
erlolgeu  kann.  Die.ses  Prinzip,  im  §  lO  des  provisorischen  Genieindc- 
gesetzes  niedergelegt,  tritt  damit  zum  erstenmal  in  der  Ösicrreichi- 
.schen  Gesetzgebung  auf.  Nun  ist  es  aber  von  höchster  Wichtigkeit, 
sogleich  feslzuslellen,  dals  die  eigentliche  Gemeinde  Verfassung  nicht 
auf  der  (i  e m e i  n d  c a  n ge h ö r  i gk e  i t .  somlern  auf  einer  neuen 
Kategorie  von  In-'.Ls^cn,  ehe  G  e  m  e  i  n  d  e  l»  u  r  g  c  r  h  a  1 1 ,  aufgebaut 
wird.    Gemeindebürger  sind  aber  nach  §  8  Im  wesentlichen  dic- 
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jenigen,  die  in  der  Gemeinde  einen  bestimmten  Jahresbetrag  direkter 
Steuer  zahlen,  wobei  nicht  einmal  der  Wohnsitz  in  der  Gemeinde 
in  allen  Fällen  erforderlich  ist  Diesen  Gemeindebürgem  und  neben 
ihnen  nur  den  besonders  qualifizierten  Gemeindeangehörigen  ~ 
Staatsbeamten!  Doktoren»  Seelsorgern,  Notaren  und  öffentlichen 
Lehrern  —  steht  allein  das  Recht  zu,  die  Gemeindevertretung  zu 
wählen.  Hiermit  war  ganz  allgemein  eine  Gemeindezensus- 
verfassung gegeben.  Neben  den  VoUbürgem,  die  aktives  und 
passives  Wahlrecht  haben,  stehen  die  Gemeindeangehörigen  als 
Passivbürger.  Damit  war  das  besondere  Verhältnis,  das  hier  vorlag, 
das  Heimatrecht  oder  die  Zuständigkeit  lo),  scharf  herausgehoben: 
in  der  That  fuhrt  §  32  sodann  die  beiden  Elemente  des  Heimat* 
rechtes,  das  Recht  auf  ungestörten  Aufenthalt  und  auf  Armenver- 
sorgung,  als  den  eigentlichen  Rechtsinhalt  der  Gemcindeangehorig- 
keit  an.  Bedenkt  man  nun,  dafs  durch  diese  Gemeindeverfassung 
die  Bildung  der  Gemeindevertretung  ausschliefslich  den  besitzenden 
Gemeindeinsassen  anheimgegeben  war,  dafs  aber  auf  der  anderen 
Seite  eine  Erwerbung  des  Heimatrechtes  nur  durch  Gemeinde- 
beschlufs  prinzipiell  gestattet  war,  so  wird  man  sich  leicht  darüber 
klar  werden,  was  die  unausbleiblichen  Fol^^cn  einer  solchen  Ordnung 
sein  mufsten.  Wer  dürfte  liofifcn,  dals  die  Vertreter  der  direkte 
Steuer  entrichtenden  Gemeindeinsasse n  sich  durch  fortlaufende  Auf- 
nahme auch  nur  der  lange  in  der  Gemeinde  verweilenden  Besitz^ 
losen  die  Armenlast  selbst  erschweren  würden  ? 

Die  Gesetzgeber  des  Jahres  1849  scheinen  nun  auch  die  hier 
vorliegende  (iefahr  für  das  Ileimatrecht  gefühlt  zu  haben  und 
griffen  daher  zu  einem  Auskunftsmittel,  das  aber  dem  an  die  Spitze 
gestellten  Prinzipe  direkt  zuwiderlief,  1 2  Hl.  I).  bestimmte  näm- 
lich, dafs  „die  Aufnahme  in  den  Gemriiulevcrband  auch  stiU» 
schweigend  erfolge  durch  Duldung  eines  ohne  Heimatschein  oder 

'1  Da  di«"  'storrci  -hischc  Stcucrjjf^'-»/?:'«  biiiiv;  il  im.il-  -Vrinso  wi<-  noch  lu-utr  als 
dir«*kt<*  Stoiä^Tii  :iiir  I'rir.if;sstrii.-?-n  \Om  P..-t ri<'!)i-  <k-r  l>Antl'.v  iit-cluitt  o«1or  rin«'^  Gf- 
wcrbo  und  daiuUcu  imr  cmi-  Liakomm  ii-ti-ut-r  dorn  Namen  nach  kannt«-  w-  lch' 
Icttlcrc  ausdrücklich  das  Lohneinkonim<-n  von  Arbeitern  von  der  Bcstcucrun},'  troi- 
liefit,  M>  ut  duinit  im  ZusammenlMlt  mtt  der  Mwobl  1849  wie  .später  1863  fest" 
gehaltenen  Gemeindeverfa^ung  genflgend  erkltrt,  waram  die  arbeitenden  Klassen  in 
Ocslen«)ch  bis  beate  von  jedem  Einflasse  aaf  die  Bildung  der  Gemeindevertretung 
feragrbalten  worden  sind.  Das  neue,  am  i.  Januar  1S9S  in  Kraft  tretende  Personal' 
Finkommenstenergesetz  wird  in  dieser  Hinsicht  einige,  wenn  auch  nicht  allsa  be- 
deutende Besserung  schafien. 
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♦  out  einem  bereits  erloschenen  Heimatschein  sich  durch  vier  Jahre 
ununterbrochen  in  der  Cremcinde  aufhaltenden,  die  österreichische 
Staatsbürgerschaft  besitzenden  Fremden".  Damit  wurde  noch  einmal 
—  wenn  auch  chirch  eine  Ncbcnthürc  —  das  altösterreichischc 
Heimatprinzip  der  Ersitzung  durcli  längeren  Aufenthalt  in  das  neue 
Heimatrecht  eingelassen.  Dadurch  blieb  auch  gegenüber  der  von 
Jahr  zu  Jahr  zunehmenden  Mobilisierung  der  arbeitenden  Klasse 
die  Möglichkeit,  eine  der  faktisclien  Heimat  entsprechende  Rechts- 
heimat zu  erlangen,  für  die  Mehrzahl  gewahrt.  Noch  immer  fol<:^te 
dem  AbwandcrndcMi  in  der  Regel  in  angemessener  Frist  sein  Heimat- 
recht  in  die  neue  Aufenthaltsgemeindc  'l 

Noch  rinmal  nach  der  Revolution  crwaclitc  für  ein  Dezenniiiin 
tlas  alte  Oesterreich;  da  konnte  es  nicht  fehlen,  dafs  schon  am 
31.  De/.eiiiher  des  Jahres  1851  das  liberale  Gemeinde^^-set?  aufser 
Kraft  gesetzt  wurde.  Die  heimatreehtlichcn  Hestimmungcn  aber 
mufsten  notwendigerweise  bestehen  bleil)en.  Im  Jaiire  1850  er- 
schien als  Frucht  mehrjährif^cr  Reratun>;i  n  der  Ke^neruni;  ein  neues 
Gemeindegesetz;  aber  es  ist  nie  zur  (leltun^  ^'ektimmcn.  Nur  das 
darin  aufgenomiiu  iu  Hiimatrecht  machte  wiedti  eine  Ausnahme. 
Diese  Wrschlechterung  des  ReciUszuhlandes  wenigstens  sollte  der 
BevÖlkeriniL;  nicht  erspart  werden.  Verschlechterung  aber  deshalb: 
weil  nuiuuehr  die  Berücksichtigung  fies  längeren  Aufenthaltes  für 
die  Erwerbung  des  Heimatrechtes  auf  einen  Schalten  ahi^cschwächt 
wurde.  Die  .Aufnahme  in  die  '/uständigkeit  zur  G»  niriiuie  —  heifst 
es  da  im  39  —  ist  dem  handhmgsfahigen,  nnl)e>chokcnen  .Staats- 
bürger, der  sich  durch  \  ier  Jahre  uiuuiterbruciien  und  freiwilhi;  ni 
der  Gemeinde  aufgehalten  hat,  wahrend  dieser  Zeit  nicht  der  Armen- 


Fnr  zahlreichen  in  den  Jahren  1850  und  si  orla.ssencn  .'>przial-Gemeindc- 
ordminj^rii  lur  di.  jfröfscrcn  Städte  und  die  Reichshauptstadt  ist  die  Mojjlichkoit  der 
slilli>chwcij;<  ndcn  Krsilzunj;  auf  Grund  des  ohne  j;ültif^«^n  Ileimatschein  in  der  Ge- 
meinde iugcbrachtcn  Quadricnniums  dorcU  die  Vorschrilt,  dafs  überdies  der  betreffende 
Bewerber  innerhalb  jenes  Zcitrauns  sweinal  ohne  Verwahrung  seitens  der  Gemeinde 
in  die  Konskriptionslisten  eingetragen  worden  sein  mn(*,  av&eroidendich  erechwcit 
worden.  An  dessen  Statt  gewShren  fa»t  simtlidie  dieser  Statuten  auf  Grund  aehn* 
jährigen,  bei  gleichzeitigem  ansgewiesenco  Besitz  eines  gültigen  Hdmatacbeines  toII- 
streckten  Aufenthaltes  den  .Anspruch  auf  die  .\ufnahtne  in  den  Verband  der  Ge- 
meinde, wenn  der  Hewerbcr  sich  der  Unbesclioltcnhcit  erfreut  und  den  Besita  eines 
den  Unterhalt  r-iner  Familie  sichernden  Vermöjjens  oder  N'.ihrnngszweijjef  nachweist. 
Vgl.  Maverhofer,  Handbuch  für  den  politischen  Verwaltungsdienst.  2.  Auflage 
2.  band  .s.  1079  ff. 
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Versorgung  anheimgefallen,  mit  den  Steuern  nicht  Im  Rückstände 
ist,  untl  >chliefsHch  den  „Besitz  eines  den  Unterlialt  für  ihn  und 
seine  FamiUe  sichernden  Vermögens"  oder  den  selbständigen  Be- 
trieb eines  seinen  Unterhalt  sichernden  Nahrungszweiges  nachweist 
—  nicht  zu  versagen.  Im  Falle  der  X'ersagung  entscheidet  als  Be- 
rufungsinstanz die  staatliclic  Administrativbehördc.  Im  übrigen  ist 
die  Aufnahme  durch  Beschlufs  der  Gemeindevertretung  «die  grofse 
R^el  38).  Damit  war  angebahnt,  was  binnen  wenigen  Jahren 
das  neue  verlassungsmärsig  erlassene  Gemeinde-  und  H<  imatgesetz 
vollenden  sollten:  die  völlige  Beseitigung  der  alten  Tradition  im 
österreichischen  Heimatrechte.  Das  geltende  Heimatgesetz  vom 
3.  Dezember  1863  hat  da  eigentlich  nur  die  Ausführung  besorgt  : 
der  oberste  Grundsatz  war  bereits  vorher  in  Art.  III.  Abs.  1  tles 
Rcichsgemeindegesetzes  vom  3.  März  1862  niedergelegt:  „Ucbcr  das 
Ansuchen  eines  Auswärtigen  um  Verleihung  des  Heimatrechtes  ent- 
scheidet die  Gemeinde. 

Zwei  Momente  waren  es  hauptsaclilicli,  weiche  die  Reorganisation 
des  österreichischen  Gemeinde-  und  Heimatwesens  zu  Beginn  der 
verfassungsmäfsi^l^'rn  Regierung  beherrschten:  die  von  dem  aiif- 
strebenflfti  Liberalismus  als  Grundpfeiler  der  stantshur^erlicheii  Ge- 
«dl'^chaft  hiiiL^estelltcn  Icleen  der  Freizü^ij^^keil  und  Gcwerbefreilieit. 
Lorenz  von  Stein  !ial  in  seiner  geistvollen  Art  einmal  bemerkt, 
tlafs  flii-  Freizu;^^i^fkeit  eigentlich  nichts  anderes  sei,  als  die  An- 
\vi  tidiing  de>  Hf  L^rilN  und  Rechts  der  Gewerbefreiheit  auf  den  Ort 
(!es  iirwerbes.  Genau  betrachtet  erscheint  aber  diese  Definition 
(loch  zu  eng,  und  dies  gcwifs  gegenüber  dem  österreichischen 
Pülizeistaate  der  fünfzii^er  Jaiire.  Hier  licdeutete  (■izLii,ägkeit  auch 
die  jedem  Staatsbürger  rechtlich  ;;e>icherie  MÖL,dichkeit,  sich  an 
jedem  Orte  im  Staatsgebiet  niederlas>en  zu  können,  uluve  darin  \on 
Staat  oder  Gemeinde  beeintnächtigl  zu  w  erden.  Die  österreichische 
( ieset/gebuiv^r  sah  >ich  also  vor  allem  genötij^t,  in  der  Kudilikation 
ile-  Gemeindt  rechtes  ein  allgemeines  Grundrecht  der  Staatsbürger, 
die  Freizügigkeit,  zum  Ausdruck  zu  brinj^en  und  so  hätte  sie  darin 
die  volle  Niederlassungsfreiheit  gewähren  müssen.  Damit  stand  aber 
die  alle  Gemüter  beherrschentle  Funlcrung  nach  möglichst  weiter 
GcinenuU  autoiiomie  cinigermafsen  in  Widerspruch.  Ganz,  abgesehen 
davon  ,  daf>  tlas  Sciilai^w  ort  der  Autonomie  in  Oesterreich  >eit  dem 
Beginne  politischen  Lebens  im  Reiche  gerade  durch  seine  halb 
mystische  L  nklarheit  stets  eitjc  br>ondeir  Zaulierkraft  besessen  hat, 
traten  auch  ganz  kotikretc  i-rwägungen   unter.slül/end  hinzu.  Un- 
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vergcsseo  blieb  es,  dafs  der  erste  und  wlclititii^stc  Schritt,  den  der 
Absolutismus  gegen  die  Errungenschaften  der  Revolution  unter- 
nommen hatte,  die  Sistierunj:^  des  Geineindegesetzes  und  die  Hem- 
mung alles  freien  Gcmeindelcbcns  gewesen  war.  Die  langjährige 
bureaukratische  Bevormundung  hatte  die  Ucbcrzeugung  allg^cmein 
gemacht,  dafs  die  Freiheit  der  Gemeinde  vor  allem  in  der  mög- 
lichsten Freiheit  dersellicn  von  der  Einwirkung  des  Staates  bestehe.') 
So  ist  aus  dem  historisch  nur  allzu  be;^Teiflichen  Milstrauen  gegen 
den  „Staat"  die  aiitonoiTf-  Gi-nu-inde  in  Oesterreich  geschaffen  worden. 
Kine  freie  (Tcmeindc  im  sozial-politischen  Sinne,  in  welcher  die 
modernen  Klassengegensätze  eine  langsame  Milderung  und  einen 
Boden  für  gemeinsame  sozialreformatorische  Thätiq^keit  finden  könnte, 
ist  die  (")sterreichisclie  Gemeinde  mit  ihrer  Zcnsusverfaäsutig  trotz 
aller  „Auluiiomie"  bisher  nicht  geworden. 

Für  das  Heimatrecht,  diesen  wesentlich  sozialpolitisch  zu  er- 
fassenden Bestandteil  der  Gemeiiide\  crfassung,  ist  diese  Kniwickelung 
von  verhängnisvoller  Bedeutung  geworden.  Die  Auff.i  -ang  der  Ge- 
meinde als  geschlossener  Korporation,  wie  sie  z.  B.  der  Führer  der 
liberalen  Partei,  Dr.  Herbst,  im  Abgeordnetenhause  nachdrücklich 
verfocht,  hatte  hier  die  dir  die  besitzlosen  Klassen  unheilvolle  Kon- 
sequenz, dafs  die  selbständige  Ei  Werbung  der  heimatrechtlichen  Ge- 
meindeaiiLjehörii^keil  völlig  in  das  Belieben  der  (iemeindevertretung 
gestellt  wurde.  Da/.u  aber  mufs  man  sich  erinnern,  dafs  auch  nach 
den  neuen,  auf  (irund  des  Rcichsgemeindegesetzes  \"on  1S62  er- 
lassenen Lande.sgesetzen  über  das  ( ienieindewesen  ,  sowie  nach  den 
für  die  gröfscren  Städte  L,^e^ebenen  Statuten,  dii-  Bildung  der  (je- 
meindev ertretiuiL;,  der  die  l.ruilini;^  des  Heimatrechte>  aUi  clilielslich 
oblag,  auf  Grund  eines  Zensur  \"on  direkter  Stcuerlcistung  vor- 
genommen wurde.  Und  endlich  mufs  als  das  wichtigste  Moment 
festgehalten  werden ,  dafs  jedes  andere  Mittel  zur  selb.ständigen  Er- 
werbung des  Heimatrechtes  seit  den  Gesetzen  von  1862  und  1863 
beseitigt,  vor  allem  die  Berücksichtigung  des  längeren,  selbst  quali- 
fizierten Aufenthaltes  voUkonmicn  entfallen  war.  Ja,  so  mächtig 
beherrschte  die  Idee  der  Autonomie  alle  Parteien,  dafs  es  bei  der 


'j  Niemand  hat  dicscu  Standpunkt  klarer  ausgedrückt,  ilcr  F5i  riMit  r-tattcr 
über  das  Ilcimutgvsftz  im  Ahgcordnetcnhausf ,  der  nachmalif^«-  l'-ürgcrmiin-t  ' 
Dr.  B'-ff^iT ;  «t  untcrsclii- >1  im  niodorncn  (Icmeindowcscn  oin  at<iriii'.l;-«ic|ies  Priiu);. 
^Frankreich,  Bcljjicn),  ein  buri*aukratii>ch  bevormundendes  (Württiuiberg,  Baden)  uu<i 
das  autoDomistiscb«  Prinsip  (Bayern) :  lettter«»  nahm  er  (Ur  Oesterreich  in  Anspruch. 


Digitized  by  Google 


Das  östcrreichüch«  Heinuitrecht  und  »eioe  Reform. 


557 


Beratung  des  Heimatgesetzes  im  Abgeordnetenhause  der  Regierung 
nur  nach  bngwierigen  Debatten  gelang,  als  einzige  Ausnahme  von 
dem  Prinzip  der  freien  Aufnahme  durch  die  Gemeinde,  die  Er- 
werbung des  Heimatrechtes  seitens  der  Staatsbeamten  durch  Dienst* 
antritt  am  Dienstorte  durchzusetzen. 

Der  Autonomiegedanke  hat  aber  hier  nicht  nur  das  Heimatrecht 
wesentlich  verschlechtern  geholfen,  er  hat  auch  im  2Uisammenhang 
damit  eine  sehr  empfindliche  Einschränkung  der  Freizügigkeit  zur 
Folge  gehabt.  Art.  III.  Abs.  2  des  Reichsgcmeindegcsctzes  be- 
stimmte nämlich  unter  fast  wortgetreuer  Uebernahme  des  betreffenden 
Satzes  aus  dem  prov.  Gemeindegesetze  von  1849:  ^Die  Ge« 
meinde  darf  jedoch  Auswärtigen,  welche  sich  über  ihre  Heimat- 
berechtigung ausweisen  oder  wenigstens  darthun,  dals  sie  zur 
Erlangung  eines  solchen  Nachweises  die  erforderlichen  Schritte  ge* 
macht  haben,  tlcn  Aufenthalt  in  ihrem  Gebiete  nicht  verweigern, 
so  lange  dieselben  mit  ihren  Angehörigen  einen  unbescholtenen 
Lebenswandel  führen  ,  und  der  öffentlichen  Mildthätigkeit  nicht  zur 
Last  fallen".  Also  nicht  genug  damit,  dafs  der  staatlichen  Polizei- 
behörde die  Schubgesetzc  zur  X'erfiigung  stehen,  wird  auch  der  Ge- 
meinde im  »natürlichen  Wirkungskreise"  eine  Art  \  on  Ostracismus 
gegen  Insassen  eingeräumt.  Die  Möglichkeit  eines  Rekurses  an  die 
Staatsbehörden,  die  wenigstens  durch  die  Landes-Gemeindegesetze 
gewahrt  wird,  ist  bei  der  so  allgemeinen  Fassung  dieser  Bestimmung 
von  nicht  allzu  grolsem  Gewicht,  Die  herrschende  Praxis  hat  so- 
dann dieses  Ausweisungsrecht  der  Gemeinde  noch  weiter  dadurch 
verschärft,  dafs  jene  beiden  Hauptbedingungen  desselben  nicht  ver- 
bunden, sondern  alternativ  aufgefafst  werden,  so  dafs  schon  eines 
von  beiden,  V'erarmung  oder  gerichtliche  Bescholtenheit  zur  Aus- 
weisung berechtigt.  Wie  viel  diese  Bestimmung  und  die  Art  ihrer 
Handhabung  unter  gewissen  Umständen  dazu  beigetragen  hat,  die 
besitzlosen  Klassen  in  Oesterreich  die  ganze  Härte  des  geltenden 
Heiniatrechtes  fühlen  zu  lassen,  wird  später  noch  in  weiterem  Zu- 
sammenhang erörtert  werden. 

Schon  damnls  ist  aber  von  umsichtigen  Männern  sehr  klar  er- 
kannt worden,  dafs  mit  einem  solchen  Heimat-  und  Niederlassungs- 
recht eine  walire  KreizÜL,n.^'keit  iirnereinbar  ist.  Treffend  wies 
(1er  vortreft liehe  steirische  Politiker,  Moriz  von  Kaiserfrld,  selb-tt 
der  P\ilirer  der  „Autonomistrn" ,  daraufhin,  f\:\['<  ..^^olrlic  Bestim- 
mungen dem  Rechte  de.s  Iiulividuums  witlcrsprcclieii ,  w  cW  die 
Freizügigkeit  «  in  stnatsbürgerliches  Recht  auch  des  Aemisten  ist, 

Archiv  für  tot.  Geict^s^bunj;  u.  Statistik.   X.  '  37 
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ufid  nicht  darin  besteht,  dafs  ich  eben  überall  hingehen  und  mich 
überall  niederlassen  kann,  sondern  darin  seinen  eigentlichen  Wert 
hat,  dafs  ich  nach  einer  bestimmten  Zeit  nicht  mehr  ausgewiesen 
werden  kann,  auch  nicht  aus  detti  engherzigen  Grunde  der  Ver- 
ariTuinf^"  V).  Die  ganze  Unwahrheit  solcher  Auffassung  von  Gcmeinde- 
ireiheit  beleuchtete  er  ferner  scharf  mit  den  Worten:  „Diese  Be- 
stimmungen widersprechen  aber  auch  dem  wohlverstandenen  \n- 
tercsse  der  (ieiiieinden,  denn  diese  Gesetzgebung  macht  es  möglich 
und  natürlich,  dafs  eine  Gemeinde,  die  einen  Arbeiter  durch  sein 
ganzes  Leben  besafs  und  seine  Arbeitskraft  ausgebeutet  hat,  ihn 
dann,  wenn  er  körperlich  gebrechlicli  und  erwerbsunfähig  wird, 
eitler  rirmeindc  7.u rückweist ,  die  nie  etwns  \on  ihm  hatte  unrl  ihn 
vielleicht  t;.ir  niclit  mehr  kennt".  Ebenso  t;luckHc1i  war  auch  der 
historisclie  llinwt  i>  Kaisertclds  darauf,  dafs  die  L^rofsen  Zeiten  der 
deutschen  ( TemeindeiVeiheit  die  Autonomie  ganz  anders  gelafsi 
hätten,  ilenn  auf  di  r  xoUen  Niedcrlassuugsfreiheit  beruhte  die  Blüte 
dci»  deutschen  Städiewex ns. 

Man  würfle  .iher  feiilgchen,  wenn  man  annähme,  dafs  ausschlicislich 
rein  doktrinäre  Erwägungen  an  dieser  (iesLallung  des  Heimatrechtes 
die  Schuld  tragen;  vielmehr  hat  dabei  eine  sehr  bestimmte  Klassen- 
politik mitgespielt.  Nichts  ist  hiefur  so  beweiskräftig  als  das,  was 
in  der  Debatte  über  die  Ausschliefsung  der  Ersitzung  aus  dem 
Heimatgesetze  vom  Minister  des  Innern,  Lasser,  erzahlt  wurde. 
Lasser  erklarte  nämlich  ofTcnherzig,  dafs  schon  im  Jahre  1S50  bei 
der  Entwerfung  der  Städteordnungen  für  die  groüsen  Stadtgemeinden, 
die  von  der  Regierung  aus  dem  Scholsc  dieser  Gemeinden  bei- 
gczc^enen  Vertrauensmänner  ausnahmslos  verlangt  haben,  dafs  zu 
Gunsten  dieser  grofsen  Städte  die  Ufföglichkeit  eines  stillschweigenden 
Erwerbes  des  Heimatrechtes,  wie  er  in  §  12  lit«  b  des  allgemeinen 
Gesetzes  vom  Jahre  1849  vorgesehen  wurde,  durch  Sonderbestim- 
mungen noch  erschwert  werde,  was  auch  wirklich  geschehen  ist*) 

Das  Gemeindegesetz  von  1849  leitete  eine  neue  Kpoche  des 
Heimatrechtes  ein;  sie  wurde  einerseits  durch  die  Forderung  der 
Freizügigkeit,  andrerseits  durch  die  Aus<U  limine:  '^^i^  schrankenlosen 
Gemeindeautonomie  auch  auf  die  Fortbildung  des  Genieinde- 
verbandes charakterisiert.  Noch  aber  blieb  für  eine  kurze  Frist  die 
Fjrsitzung  des  Heimatrechtes  wenigstens  auf  einem  Nebenwege  mög* 

'  i  Protokolle  «los  östfrnich.  Ahgt'orflnetenhausc!«  2.  Session  O4.   >>.  540. 

*f  I'rolokülU-  des  östcrnicb.  Abgcorcitifi«-nhaus«-s  2.  Session  1863—64.  S.407. 
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Hch ;  dadurch  wurde  den  gerade  jetzt  bf^nniicnden ,  \oi\  dein  wirt- 
>cliaflliclieii  Aufsciuvung Oesterreichs  bediD^^tcn,  inneren  Wandeninffen 
der  arheiti  üdcii  Klassen  einigcrnialsen  entsprochen.  Das  ( u-setz 
des  Jahres  versperrte  sodann    auch   <iiesen   Nebenweg  fast 

j^änzlich;  höchstens  einige  Wohlhabende,  die  das  Heiniatrecht  nicht 
benötigen,  kommen  noch  darüber  hinweg.  Das  (leselz  vom 
3.  Dezember  1865,  das  heuit  tu>ch  gilt,  hat  endlich  diesen  Weg 
vollständig  vt  rschiiltet.  Damit  trat  eine  fiVrmlichc  Erstarrung  der 
heimalrechtliclien  Verhalt nissi'  in  Otstern  ich  ein.  Was  das  aber 
gerade  für  die  jetzt  anhebende  Epoche  bedeuten  nmfste,  das  soll 
sogleich  nalier  beUaclilet  wertlcn. 

u. 

Bevor  wir  in  die  Kritik  des  in  Oesterreich  geltenden  Heimat- 
rechtes eingehen,  scheint  es  unerläfslich,  die  wichtigsten  Bestimmun* 
gen  desselben  in  aller  Kürze  auseinanderzusetzen.  Und  zwar  werden 
wir  dabei  den  ganzen  hierhergehörigen  Rechtsstofif  in  zwei  Gruppen 
zu  sondern  haben:  das  formelle  und  das  materielle  Heimat- 
recht.  Das  erstere  umfafst  im  wesentlichen  die  Nonnen  über  Er* 
werb  und  Verlust  der  heimatrechtlichen  Gemeindeangehörigkeit :  das 
letztere  den  Komplex  von  Rechten  und  Pflichten,  die  sich  aus 
diesem  Status  fitr  das  Individuum,  die  Gemeinde  und  den  Staat 
ergeben. 

Was  nun  das  formelle  Heimatrecht  betrifft,  so  ergeben  sich 
seine  Bestimmungen  in  lugischer  Folge  aus  dem  einen  an  die  Spitze 
gestellten  Prinzipe,  dals  ein  neues  selbständiges  Heimatrecht  nur 
durch  freiwillige  Aufnahme  seitens  der  Gemeinde  erworben  werden 
könne  (i^  8  des  KG.  Art  III  des  Rctchs-Gemeindegesetze^t).  Positiv 
folgt  daraus,  dafs  fär  jeden  Staatsbürger,  der  ein  Heimatrecht  nicht 
auf  diese  Weise  erworben  hat,  sich  das  Hetmatrecht  nach  seinen 
familienrechtlichen  Verhältnissen  bestimmt  6  H.G.).  Die  ehelichen 
Kinder  folgen  in  ihrer  Zuständigkeit  dem  Vater,  die  unehelichen 
der  Mutter;  die  Ehegattin  erwirbt  von  selbst  das  Heimatrecht  des 
Gatten.  Der  Einflufs  des  Familienrechtes  ist  hier  ein  in  der  Natur 
der  Sache  begründeter;  handelt  es  sich  doch  bei  der  Gemeindc- 
angehörigkeit  ebenso  wie  bei  der  Staatsbürgerschaft  um  ein  Status* 
-recht,  zu  dessen  Beurteilung  im  Rechtssinne  die  Abstammung  stets 
in  erster  Reihe  heranzuziehen  ist.  Nur  eine  Abweichung  von  dem 
aufgestellten  Prinzip  kennt  das  geltende  Heimatgesetz:  die  öfTent* 
liehen  Staats-,  Hof-,  Landes-  und  Fonds-Beamten,  sowie  die  öffent 
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liehen  Lehrer  erlangen  mit  dem  Antritte  ihres  Amtes  das  Heimat- 
recht in  der  Gemeinde,  in  welcher  ihnei^  ihr  ständiger  Amtssitz 
angewiesen  ist  (i;  lO  H.G.). 

Da  somit  nur  eine  dnztge  Möglichkeit,  das  Heimatrecht  selb- 
stan(fig  zu  erwerben,  gegeben  ist,  diese  Möglichkeit  aber,  vne^  schon 
oben  durch  die  Ausführungen  über  die  Bildung  der  Gemeindever- 
tretung nachgewiesen  worden,  nur  in  einer  ganz  verschwindenden 
Anzahl  von  Fällen  realisiert  weiden  kann,  so  ist  damit  schon  die 
auÜserordentliche  praktische  Wichtigkeit  der  älteren  Heimatgesetz- 
gebung von  selbst  gegeben.  Denn,  da  es  bei  den  weitaus  meisten 
Staatsbürgern  nur  auf  die  Abstammung  ankommt,  wenn  es  gilt,  das 
Heimatrecht  festzustdlcn,  die  früheren  Generationen  aber  durchwegs 
auf  (irund  der  verschiedenen  Erwerbsarten  der  älteren  Gesetzgebung 
zuständig  geworden  sein  müssen,  so  liegt  in  der  weit  überwi^enden 
Zahl  von  Heimatrechtsstreitigkeiten  die  Notwendigkeit  vor,  die 
längst  unwirksam  gewordenen  Gesetze  auf  längstvergangene  That- 
bcstände  anzuwenden,  um  das  gegenwärtige  Heimatrecht  des 
Abstämmlings  klarzustellen.  Es  ist  also  ganz  wertlos,  wenn  das 
riesetz  \  om  Jnhre  1863  ausdrücklich  „alle  früheren  mit  demselben 
nicht  in  Einklang  stehenden  Gesetze  aulser  Kraft  setzt."  Gerade 
das,  was  so  durch  die  Bestimmiuii^  des  §  40  Ab^.  I  ausgeschlossen 
werden  soll,  ist  in  Wirklichkeit  cin-'^etreten.  indem  das  Gesetz  fui 
die  Maxien  der  Bevölkerung  die  Neuerwerbung  <ler  Zuständigkeit 
so  gut  wie  gänzlich  ausschliefst,  konserviert  es  eben  die  allen,  durch 
die  faktischen  Verhältnisse  längst  überholten  hcimatrcchtlichcn  Be- 
zic  huiiL^en  des  Indiv  iduums  bis  selbst  ins  vorige  Jahrhundert  zurück. 
Und  nur  tiank  dem  Um.stande,  d.ifs,  je  weiter  wir  in  der  Gesetz- 
gebung zurückgehen,  die  Erwerbsarten  der  Zuständigkeit  desto 
häufiger  werden,  ist  es  möglich,  schliefslich  doch  für  die  giofse 
Mehrzahl  der  Staatsbürger  eine  Rechtsheimat  ausfindig  zu  machen, 
wenn  dieselbe  auch  oft  weit  abliegt  von  der  faktischen  Heimat  des 
lebenden  Nachkommen. 

Immer  bleibt  aber  die  Möglichkeit  bestehen,  dafs  sich  die  Zu- 
ständigkeit im  einzelnen  Falle  nicht  konstatieren  läist;  um  aber  auch 
in  solchen  Fällen  dem  Grundprinzipe  des  Gemeinde-  und  Heimat- 
wesens, dafs  jeder  Staatsbürger  einer  Gemeinde  angehören  mufs» 
Genüge  zu  leisten,  hat  das  österreichische  Heimatrecht  das  Aus- 
kunftsmittel der  „Zuweisung  der  Heimatlosen"  ergriffen.  Solche 
Individuen,  denen  ein  Heimatrecht  absolut  nicht  nachgewiesen 
werden  kann,  werden  jener  Gemeinde  zugewiesen,  die  das  Gesetz 
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luich  einer  bestiinniten  Rcilienfulgc  von  heranzuziehenden  äufscren 

Umständen  besliinmt.  Die  Heimatlosen  sind  7. 11  erst  derjenigen 
(iemcindc  zuzuweisen,  in  welcher  sie  sich  zur  Zeit  ihrer  Al)>t(  Iking 
zum  Heeresdienst  hefiinden  haben;  sodann,  fall'^  dies  nicht  stattj^e- 
ftuuU  ii,  jener  Gcmennli-,  in  der  sie  sich  am  länL:>t<  n,  mindc'-'tens 
aber  rin  lialbcs  jnhr  auit;challcn  li.ihcn;  weiter  der  ( rcburtsL^cnu-iiiile 
und  endlich,  falls  auch  die  <  leburtsttaten  nicht  zu  eruieren  sind,  der- 
jrniL^eii  (icmeinde,  „in  weicher  sie  zur  Zeit  des  in  Frage  gekomnu  iu  n 
Hciiiiatrechles  ant^etroffeii  werden"  (ij  lo,  H.("f.\  So  ist  wenigstens 
für  den  Liebhaber  juristischer  Architekti  >nik  tla>  ganze  (  iebäude 
stilgerecht  errichtet.  P  rt  ihch,  es  mag  oft  jalirelanger  Untersuchungen 
bedürfen,  bis  dem  liuch.staben  des  (iesetzes  (ienüge  geleistet  ist. 
Aber,  das  letztere  ist  doch  leider  der  bureaukratischen  \'crwallung 
so  oft  das  eigentlicli  Wesentliche! 

Nunmehr  tritt  aber  an  uns  die  Frage  heran:  wie  haben  bich 
seit  dem  Jahre  1863  die  thatsachlichen  Ansiedelungsverhältnüee  in 
Oesterreich  entwickelt?  Da  ist  nun  eines  von  vornherein  klar:  die 
organische  Entwickelung  des  gescUächaftliclien  Lebens  kann  durch 
papierne  Gesetzesschranken  niemals  aufgehalten  werden,  gewi(k  am 
allerwenigsten  durch  formales  Recht,  durch  eine  äufserliche  Schein» 
Ordnung  der  Dinge.  Das  Gesetz  mag  noch  so  eigensinnig  auf  seinem 
HeimatbegrifT  beharren:  im  wirklichen  Leben  findet  der  Mensch 
seine  Heimat  dort,  wo  ihn  seine  wirtschaftliche  Thätigkeit,  Erwerb 
oder  Beruf,  hingeführt  hat  Und  nun  muls  man  sich  vor  Augen 
halten,  dafs  Oesterreich,  das  so  lange  wirtschaftlich  und  kulturell 
zurückgeblieben  war,  erst  seit  der  Mitte  <lieses  Jahrhunderts  der 
modernen  Ökonomischen  und  .sozialen  Entwickelung  -  -  zeitweilig  in 
geratlezu  überstürztem  Tempo  —  .sich  erschlo.ssenhat.  Nach  tler  ersten, 
nur  künstlich  tlurch  die  l)e\ormundende  Regierung  gezüchteten,  auf 
wenige  Stätlte,  wie  Wien,  Brünn  u.  a.  m.  beschränkten  Inditstrie- 
epoche  um  den  Anfang  iles  Jahriiunderts,  nahm  seit  tlen  fünfziger 
Jahren  eine  ruckweise  und  bedeutende  Kntfaltung  der  Grofsinilustrie 
ihren  Anfang.  In  diese  Zeit  fallen  <lie  Krbauung  der  grof^^en  Kisen- 
bahiilini<  ii,  tler  Aulsch\\unL;  des  Handel.s,  Kred:f-  nnd  h'inanzwesen<, 
tlit-  Popularisierung  de^  Aknen-  und  ( ien(»M n-eh-illNwesens ;  nn<l 
zuL^leich  nimmt  die  He\  nlkcrungszahl  ansehnlicii  zn.  Die  kapUa- 
.  li^iische  Produktion  beginiit  der  Reihe  nach  .alle  Krnnländc  r  /n  er- 
greiten, /Ar>u"ti  i  die  hergebrachten  l"\*rinen  dt  ■>  w  irlxdi.itdicheii 
Lebens,  k«  iiizentricrt  nicht  nur  in  der  Re!chshaupl.-.tadl  und  den 
Lande>iiaupi>iädten,  sondern  aucii  in  den  zahlreichen  neugeschaffenen 
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Intlu>tritv.t Uli  cn  auf  dt-m  I^mlc  gewaltige  ArlK-itcrmassen,  untop^räbt 
die  l"lxi.sttnzbt>di!)t,fuii;^rcn  des  alten,  wirtschaftlich  und  ticliin>ch 
leistUll^^sull^UliL,^  j^cwurdenen  Klcin^i'vvcri)e.s,  L^rcifl  schlicfslich  durch 
tlic  kapitaliÄti>ch  betriebene  Hausindustrie  bis  in  die  cntlcf^fiistcn 
(iebiete  <les  Reiches  ein.  Das  niol)ilr  Kapital  imjhili.^icil  ilie 
.irhciteiidcn  M;is>cii,  lö.sL  uralte  Baiule  lokaler  Zusainiiienirehöri^keit 
und  schafft  neue  Zu.sainmcnhänfjc  ökonomischer  Intcrcx-scngeinein- 
Schaft.  Hand  in  Hand  tlaimt  s^eht  <lic  l'inwäkun^  in  der  Laiid- 
wirtscliaft.  Da>  l'atcni  vom  7.  September  1848  hatte  Robot  und 
Gutsuntcrthänigkcit  l'iir  intmer  abgeschafft:  das  ist  da^.  lilcibende 
direkte  Ergebnis  der  Rex  olution.  Die  rechtUrhi-  C  iebundenheit  der 
läiulhciien  Ma.ssen  hört  auf,  dii'  überschüssigen  Kräfte  der  Agrar- 
gebiete,  die  in  der  Heimal  keinen  Raum  mehr  finden,  strömen  in 
die  Stätlte  und  Industriebezirke,  wohin  der  höhere  Lohn  die  in 
aufserordentlich  geringen  Kultur-  und  Lebensbedürfnissen  lebende 
Landarbeiterschaft,  und  da  besonders  die  sla\  ischen  Massen,  unwider- 
stehlich anzieht.  Andererseits  beginnt  der  ( irofsgrundbesitz,  durch 
die  Grundentlastung  finanziell  nur  gestärkt,  nicht  geschwächt,  in 
weitem  Ausmafse  rationelle  und  moderne  Wirtschaft  zu  treiben. 
Die  ländlichen  Grofsindustrieen,  die  Zucker-,  Spiritus-,  Brauindustrie, 
blühen  rasch  auf:  schon  in  den  siebenzigcr  Jahren  treten  in  Böhmen 
und  Maliren  Wanderarbeiter  aus  dem  Osten  auf  den  Latifundien 
auf.  Eine  innere  Massenverschiebung  \oilzog  sich,  die  in  der  Ge* 
schichte  Oesterreichs  beispiellos  dasteht:  eine  friedliche  Arbeiter- 
Völkerwanderu[ig,  die  jährlich  Hunderttausende  in  Bewegung  setzt 
Die  successiven  Volkszählungen  geben  ein  plastisches  Bild  von 
diesen  groCsen  Verschiebungen  in  der  Besiedetung  des  Reiches. 
Insbesondere  die  vorzügliche  und  bis  ins  Detail  sorgsam  ausgeiührte 
Bearbeitung  der  Ergebnisse  der  Volkszählung  von  1890  durch  Rauch* 
berg hat  bezüglich  der  Heimatverhältnisse  der  österreichischen 
Bevölkerung  einen  so  weit  klaffenden  Widerspruch  zwischen  dem 
geschriebenen  Recht  und  den  realen  Anforderungen  des  sozialen 
Lebens  enthüllt,  wie  er  in  einem  geordneten  Staatswesen  auf  die 
Dauer  unerträglich  ist  Zweifellos  haben  auch  gerade  diese  statisti* 
sehen  Ergebnisse  den  letzten  und  entscheidenden  Anstofs  zur  Durch- 


'J  II.  k  auch  berg,  Uic  Ilcinutvcrhaltui^c  der  Bcvolkcnum  (3c»tcrrticbs  nach 
den  Ei^gebniüsen  der  Volksriihliiiig  vom  31.  Dezember  1890.  Statistische 
Monatsschrift,  herausgeg.  von  der  k.  k.  Statist.  Zentratkommission.  XVIII.  Jahr- 
gang 1892- 
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führuiig  der  Reform  gegeben,  mit  der  wir  iin.s  im  ffil-^^enden  be- 
schäftigen werden.  Vorher  aber  sollen  an  der  Hand  der  Studien 
Rauchbergs  einige  der  wesentlichsten  statistischen  Ergebnisse  fiir 
diese  Darstellung  nutzbar  gemacln  werden. 

Von  je  1000  ortsanwesenden  Personen  sind  in  der  Aufenthalts^ 
gemeinde  heimatsberechtigt  nach  der  X'^oUcszählung  von 


Lände  r: 

1 860 

1 880 

1  8qo 

>icaerasterrcich 

547 

421 

4»5 

OberSsterreidb 

604 

_  ^ 

491 

Saubnrg 

677 

565 

503 

Stctenaark 

707 

564 

467 

KSrothen 

7*4 

619 

549 

Krün 

896 

830 

780 

Triest  und  Gebiet 

85» 

469 

456 

Görz  und  Gradiska 

85 1 

S46 

800 

Istrien 

85' 

857 

829 

lirol 

826 

75'^ 

711 

Vorarlberg 

826 

760 

672 

Böhmen 

724 

596 

$18 

Mähren 

Soo 

690 

615 

Sdilenen 

75a 

638 

574 

Galizien 

9*7 

89s 

838 

Bukowina 

B94 

890 

837 

Dalmatien 

9S8 

942 

93» 

Aus  dieser  Tabelle  L;eht  klar  hervor:  Die  (lemeindeaOLjehürig- 
keit  der  ort-aiiwescnden  Bevölkerung  hat  in  allen  Kronlüiidei  ii  anfser- 
ordentlich  abgenommen.  ,Jn  \  icr  Ländern,  in  Nie<lero-t<Treich, 
Triest  samt  Gebiet,  Oberösterreich  und  Steiennark  ul)erwieL;en  <Ue 
Gemeindelreniden  bereits  die  m  der  AutenthaltS'^enif intlc  Heimat 
berechtigten.  Salzburg,  Kärnthen ,  Böhim  ti ,  Sclilesicn  in  zweiter 
Linie  auch  Mähren,  stehen  tler  UmkcliiuiiL;  des  Wrhältiiis.ses  nicht 
mehr  ferne.  Es  erübrigen  nur  noch  die  au.-^goprocticn  agrarischen 
Länder  mit  unentwickelter  hidustric,  in  weicht  r  der  Prozentsatz 
der  Heiniatfremden  sich  in  relativ  engen  ( rreii/.en  hält".  ')  Die 
auücrordeutJich  sorgtältige  statisüsche  Detaillierung,  iti  der  Rauch- 
berg das  Material  bearbeitet  hat,  giebt  auch  bezüglicli  der  ein- 
zelnen \ Verwaltungsbezirke,   und  endlich  selbst  der  einzelnen  Ge- 


^)  b.  3  «Ii.-  Berichtes  de*  \'en»'aUuU£baus:M:hu!iäc:»  des  Abgcorduetcnlmu^cs 
Beil.  ijoo  \I.  ScssiüD  1895. 
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ineiiulen  sehr  interessante  Aufschlüsse.  So  berechnete  er,')  dafs 
der  Anteil  tler  Bezirks-  und  Gemeindefremden  in  vielen  politischen 
Bezirken  weit  über  den  Landesdurchschnitt  hinausragt.  Es  gicbt  39 
politische  Bezirke,  in  w  Irhen  mehr  als  die  Hälfte  der  Bcvölkerung^ 
in  einem  anderen  B  c  z  i  r  k  e  und  87,  in  w  elchem  mehr  als  die  Hahte 
in  einer  anderen  Gemeinde  als  jener  des  Aufenthaltes  heimat- 
herechtii^t  i>i ,  die  Bevölkerung  also  im  rechtlichen  Sinne  zum 
gröfscrcn  Teile  au>  Uemeindefremden  l)estelif'. 

\'on  einer  analeren  Seite  erscheint  tUc  Wan(.icrl)e\veL;ung  gleich- 
falls in  Voller  Deutlichkeit,  wenn  man  von  der  ermittelten  orts- 
aiuve-enden  rechtÜchen  Bevölkerung,  d.  h.  <ler  Aufnahme  der  an 
jedem  ( )rle  noch  sefshaften  Hcimatbcrechtif^len  ausj^a  ht.  Das  Re- 
hultal  der  betrcircndcn  statistischen  Untersuchungen  ergibt,  *)  dafs 
im  Staatsdurchschnitte  von  je  iocx>  Personen  der  rechtlichen  Be- 
völkerung in  der  Heimatgemeinde  anwesend  sind: 

1869:     796  1880:     700  1890:  651. 

Umgekehrt  wurden  von  je   lOOO  Personen  der  rechtlichen  Be- 
völkerung ennittelt  als  aufscrhalb  ihrer  Heimatgemeinde  auf häitlich : 
1857:  7S        1869:  304        1880:  391        1890:  349. 

Am  krassesten  aber  springt  das  bestehende  Heimatunrecht  in 
die  Augen,  wenn  man  die  Heimatstatistik  der  einzelnen  Gemeinden, 

vor  allem  der  gröfseren  Städte  von  1 890  betrachtet ;  um  nur  einige 
Beispiele  zu  geben,  hat  Wien  476418  Hinheimische  (  34",,)  und 
888  130  Fremde  (65,2"/,,),  während  z.  B.  für  das  Jahr  1894  die  Zahl 
der  in  Wien  (Tebürtigen  610062  Personen  .beträgt.  Prag  hat 
42934  Einheimische  und  132897  Fremde,  sein  Vorort  Smichov 
33948  heziehuni^swei^e  301 16:  ein  anderer  sehr  industrieller  Vorort 
Prag^ ,  nämlich  Zizkow,  hat,  was  man  kaum  glauben  sollte«  40849 
Fremde  und  mn"  387  Kinheimische ! 

I)ie>e  Zittern  fülireu  einen  unwiderleglichen  Beweis  tür  die  un- 
haltbaren Hciui.it\ erliältiussc,  in  denen  die  weit  überwiegende  Mehr- 
heit der  österreichischen  HeV("»ikLrung  k  bt. 

Um  nun  die  schweren  sozialen  niul  adnunislrativea  beiladen, 
die  solche  UebeLtände  notwendigerweise  nach  sich  ziehen,  richtig 
ermessen  zu  können,  müssen  wir  die  Zwecke  und  Aulgaben,  welche 

* 

')  Statisti-clu-  Monatvschrifl  Will.  Tahr<:an<:  1892  S.  358. 
-')  Statistisch»-  Monat>-rhnft  )    t~.  S    ^n^,  30t». 
K.  Beriebt  des  V\  rwaitungsausschussei>  ö.  4. 
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das  Heimatrecht  in  Oesterreich  noch  zu  erföUen  hat,  un.s  klarzulegen 

suchen- 

Hier  steht  nun  in  erster  Reihe  die  liistorische  Aufgabe  Ic  - 
Heimatrechtes,  die  Amnenversorgunfj.  Es  würde  über  den  Kreis 
der  vorliegenden,  im  wesentlichen  dem  fonin  llcn  Heimatrcchte  ^e- 
wi(lm<  ten  Untersuchung  hinausgehen ,  sollte  da  auch  über  die  Ent- 
wickeiung  und  den  heutigen  Stand  des  Armenwesens  in  Oesterreich 
des  näheren  gehandelt  werden.  Nur  insofern  das  geltende  Heimnt- 
iiesetz  in  seinen  matcriellrcchtlichen  liestimmuni^en  dasselbe  be- 
einflulst,  haben  wir  uns  mit  dem-^en)en  aucli  hier  zu  be^diäftigen. 
Und  da  ist  es  denn  zunächst  von  W  iclitit^kcit .  fest7ust<  llt-ii,  tlafs  in 
Oesterreich  seit  der  Normicning  dt  r  i>riiizipiclK  ri  Pflicht  (K  r  ( icnioinden 
zur  Versorgung  ihrer  Armen  durch  die  Polizeiunhuu  -'rn  ilc-  Ifj.  j.ihrh. 
bis  zum  Heimatgesetz  von  iH6^  reichsgesetzhche  Uoltnmiuu^rri 
über  <la>  Arau  iuvcscn  nicht  crla>>LU  >nid.  Denn  der  sehr  benu  r- 
kenswcrt«'  Versuch  Kaiser  Josef  II.  durch  sein  Pfarrarmenia^tltul 
eine  Art  von  Reichsorganisation  iles  Arincawesens  zu  begründen, 
kann,  abgesehen  davon,  dafs  er  sein  Ziel  nicht  erreicht  hat,  doch 
nicht  als  Ersatz  für  eine  reichsgcsetzlichc  Regelung  des  Armen* 
Wesens  angesehen  werden.  So  blieb  die  Gemeindearmenpflege  das 
einzige  allen  Kronlandem  gemeinsame  Rechtsinstitut  für  das  Problem 
der  Armenversorgung,  und  die  neue  Gemeinde*  und  Heimatgesetz- 
gebung der  Jahre  1862  und  I863  that  zunächst  nichts  anderes, 
als  dafs  sie  diesen  (Tnindsatz  rezipierte  und  so  zuerst  auch  reichs* 
gesetzlich  festlegte.  Artikel  \\  p.  8  des  Reichs-Gemeindegeseues 
zählt  unter  den  Befugnissen  der  Gemeinden  im  sdbständigen 
Wirkungskreise  auf:  „das  Amienwesen  und  die  Sorge  för  die  Ge* 
meinde-Wohlthatigkeitsanstalten".  Dem  gegenüber  erscheint  die  Be- 
stimmung, welche  sodann  das  Heimatgesetz  in  §  22  trifft ,  als  eine 
l^nschräokung.  Es  heifst  daselbst:  ,,In  den  Einrichtungen  und  \'er- 
pflichtungen  der  bestehenden  Armen*  und  VVohlthätigkeitsanstalten 
und  Stiftungen  wird  durch  das  gegenwärtige  ( lesetz  nichts  geändert 
Soweit  die  A  rmen Versorgung  in  der  Gemeinde  die 
Pflichten  und  Mittel  dieser  Anstalten  und  Stiftungen 
übersteigt,  ist  CS  Aufgabe  derGemeinden,  ihre  Heimat- 
berechtigten im  Verar m u  n gs fal  1  e  zu  unterstützen". 
In  dem  dritten  .Absatz  winl  sodann  die  Landesgesetzgebung  er- 
niäcliti'.,^t ,  ,,Fitirichtungen  zu  treffen,  wodurch  (Irn  (Terncijulrn  die 
ihnen  gcsit/.hcli  < »i >liegenf!r  \'erpflichtini^  drr  Arim  nvL-r>f»rgung 
erleichtert  wird".     Die  österreichische  Gemeinde-Armenversorgung 
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ist  somit  eine  sulisidiare,  indem  sie  erst  in  dem  Falle  einzutreten 
hat,  wenn  die  in  der  Gemeinde  bestehenden  Wohlthätigkeitsinstitute 
nicht  ausreichen.  In  der  I'raxis  allerdings  wird  die  Gemeinde  fast 
durchwei;;^«?  direkt  von  dem  Hulisltedurftij^en  anj^ejjangcn.  Gcinäfs 
der  uberlieterten  Anschauung:  vom  Anneinvesen  ist  es  nur  selbst- 
verständlich, dafs  das  Meiniat^resetz  die  Armenvcrsoiguag  an 
die  Betliii^ung  völliger  Krwer iisunfahigkeit  anknüpft:  die  Unier- 
stülzung  Arbeitsloser  wird  durch  da>  (n  setz  ansdrucklicli  aus- 
geschlossetj  26).  Wichliv^fer  aber  i^t  lernt  r,  dals  die  Annen- 
ver^or^^uiiif  auf  (irund  i\e>  Heimatrcchtcs  noch  in  einer  anderen 
Rirhtung  sub>iiliär  i^t.  Sie  hat  gemafs  §  23  erst  dann  einzutreten, 
wenn  „nicht  dritte  IVr^unen  nach  Zivilrecht  oder  amleien  Gesetzen 
zur  \'er-( 'I -ui  des  Armen  verpflichtet  sind".  Im  Falle  der  un- 
beL;rundi  ten  Weigerung  dieser  letzteren  hat  die  Gemeinde  die  pro- 
visorische Hilfeleistung  zu  gewähren,  besitzt  aber  auch  das  Recht, 
\on  denselben  den  Ruckeisiitz  der  Auslagen  zu  verlangen.  Zu  den 
auf  diese  \Vei<c  die  (h  nieinde  in  ihrer  Armeularit  erleichternden 
( i Oetzen  geliorcii  .il>o  auch  jeiie  Hestimmungen,  die  auf  Grurul  ciiio 
bestimmten  Dienstverhältnisses  die  Kiirst)rgej3flicht  statuieren,  so  für 
den  Dienstgeber  gegen  den  erkiaukten  1  >ien.slbtJten ,  für  (irwrrbe- 
treibende  gegenüber  dem  in  Hausgenossenschaft  Icbenileu  Lehrling, 
eiKlIich  —  was  von  grolser  praktischer  He*.leutung  ist  —  all- 
gemein da.^  Krankel:-  und  Unfallversicherungsgesetz.  Das  Mals  der 
von  den  denn  1;  den  zu  leistenden  X'ersorgung  besciniinkt  das  (icsotz 
auf  die  X'erabi  c  schung  dc>  notwendigen  Unterh.iUo  und  Verpflegung 
im  Falle  <ler  Erkr.inkun^ .  bei  Kindern  tritt  «lie  Sorge  für  die  Er- 
ziehung; hinzu  (sj  24).  Die  Art  und  Weise  dieser  X'ersorgung  zu 
bestinnuen,  steht  der  Gemeinde  völlig  frei  (i;  25  ,  thatsächlich  wird 
\on  dieser  Befugnis  auch  <ler  weiteste  (rebrauch  gemacht.  Jede 
(icmeinde  kann  von  ihrem  I  leimatangehörigcn  verlangen,  dafs  er  in 
die  Heimat  zurückkehre,  un>  daselbst  die  Versorgung  in  natura  zu 
erhalten.  Daher  kommt  es  denn,  dafs  die  fiir  Oesterreich  typlache 
Form  der  Naturalverpflegung  von  Armen,  das  »(genannte  Emleger- 
system  noch  inuiier  die  Versorgung  durch  GelduntcrstüUung  weitaus 
überwiegt,  wie  dies  Mischler  in  seiner  gründlichen  Statistik  das 
Armcmvcsens  in  Steiermark*)  neuerdings  nachgewiesen  hat.  — 
Insoweit,  als  bisher  aufgezählt,  sind  die  Amienversorgungspflichten 
der  Gemeinde  einzig  auf  das  Heiniatrccht  des  Bedürftigen  L)egründet; 


*}  Mi  schirr,  Das  Armenirrs«o  in  .Steiermark.    Gras  1896  i>.  52  ff. 
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das  praktische  Bedüffnis  zwingt  aber  den  Gesetzgeber  formell  noch 
darüber  hinauszugehen,  indem  er  die  Gemeinde  auch  zur  provi- 
sorischen Fürsorge  für  gemeindefremde  Arme  und  Kranke  verhalt 
Der  Rückersatz  wird  jedoch  wieder  der  betreffenden  Heimatgemeinde 
auferlegt     28  H.G.). 

Man  sieht:  es  ist  doch  ein  ganzes  System  der  Armenversorgung, 
dai^  hier  an  den  Begriff  des  Heimatrechts  gesetzlich  angeknüpft  wird. 
Und  dennoch  hat  man  kein  Bedenken  getr^en,  wenige  Jahre  nach 
dem  Inkrafttreten  des  fieuen  Reichs-Heimatgesetzes  die  ganze  Armen- 
gesetzgchung  dem  Landtage  zu  überweisen,  wie  dies  durch  §11  und 
T2  (ks  St.iatsgruni^setzes  vom  21.  Dezember  1867  geschehen  ist. 
Rs  besteht  nun  seither  die  Anomalie,  dafs  die,  wie  aus  den  obigen 
Ausführungen  her\'orgclit ,  ziemlich  detaillierten  rc ichsgesetzlichen 
Bestimmun^jen  über  das  öfft-ntürhe  Armejiwcsen  der  Fortbildung  und 
auch  tier  Abänderung  durch  ein  Landesgesetz  unterliegen.  Man 
überbrückt  diesen  Widerspruch  damit,  dafs  man  der  ( lesetzgebung 
der  Landtage  iner  ebenso  wie  im  Gemeinderechte  überhaupt  nur 
eine  durch  die  reichsgesetzlich  norniierton  Grundprinzipien  einge- 
schränkte legislative  Befugnis  7.u-;pricin.  Dieses  theoretische  Au>- 
kunflsmiltel  versagt  aber  in  di-r  Praxis:  den  besten  Beweis  dafür 
liefert  das  neue,  niederösterreichische  ArmcngcsetZ  vom  i  3.  Oktober 
1893,  welches  mit  einem  Schlage  die  Gemeinde  von  ihrer  Funktion 
als  direkten  Trägerin  der  Armenversorgung  entlieht  und  dieselbe 
einem  neugeschaflenen  X'erbande,  dem  Armenbezirk,  zuweist.  Damit 
ist  zweifellos  das  Reichsgesetz  über  das  Heimatwe*^en  in  einen», 
seiner  wichtigsten  Punkte  aufser  Kraft  gesetzt;  aber  ungeachtet 
aller  Kompetet  zberlenken  ist  das  niederösterreichische  Armengesetz 
doch  sanktioniert  worden. 

Und  nun.  nachdem  wir  den  ganzen  Umfang  der  mit  dc?n 
Heimatrecht  xerknüpftni  Pflicht  f!rr  Armenversorgun'^  und  danut 
auch  die  aufsnoKk niliche  Bcdrutuiij^  desselben  für  die  besitzlosofi 
Klassen  uhrisrhen  können,  fulirm  wir  uns  die  oben  atfgctulirtni 
stati^li>cluMi  Thatsarhen  ,  w clcln  die  i,rcwaltige  Dititercn/  zw  ischen 
fakti^clKi  Ileiinat  und  Rcchtslieiinat  veranscliaiilichen,  in  l^rinnerung 
und  Iragefi  wu*  un.->  ».i.inn,  wie  ileiin  die  Uenicinde  in  Oesterreich 
dieser  ihrer  >rhweren  Pflicht  genügend  nachkuiiunen  soll,  ganz  ab- 
gesehen \oii  dem  fast  x  nllsrändigen  Mangel  jedweder  modernen  Or- 
g^anisation  der  Arnicnpllci^r  ^ribst  in  den  gröberen  Städten  de> 
Reiches. 'j    Die  Antwort  darauf  wird  nicht  sehr   zweifelhaft  >ein. 

*j  \gl.  Dr.  K.  Kol>at»cb,  Die  Armenpflege  in  Wien  und  ihre  Reform. 
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„Nicht  für  die  Glücklichen  und  Reichen  dieser  Erde  werden  Heimat- 
gesetze  gemacht**:  rief  Kaiscrfeld  in  seiner  den  damaligen  lintwurf 
des  Hciniatge>ct/.e--  schonuni^slos  kritisierenden  Rede  aus:  nach 
dreifsig  Jaiiren  der  Wirksamkeit  des  Gesetzes  ist  es  aber  dahin  ge- 
kommen, dafs  gerade  die  Armen,  die  Besitzlosen  nur  allzuoft  biofs 
eine  Heimat  nach  dem  Buchstaben  des  Gesetzt  -  !)<-=tzen,  in  ihrer 
wirklichen  Heimat  aber,  in  der  sie  bi>  „zu  erfolgter  Mühseligkeit" 
gearbeitet,  die  Versorgung  nicht  finden.  Die  aller^rofste  Schuld 
daran  trägt  aber  die  völlige  Unelastizität  des  österreichischen  Hei- 
matsrechtes»  seitdem  es  nur  mehr  als  einzii^cn  I-'all  der  selbständigen 
Erwerbung  desselben  die  freiwillij^c  Aufnahme  durch  die  (remeinde 
kennt.  Dafs  aber  die  früheren  Ausführungen  über  <lie  aufserordent- 
liche  Kngherzigkeit,  mit  der  tlie  Gemeinden  diese  Hcfu^MÜs  ausüben, 
nicht  blofs  eine  X'ermutun;^  ist,  beweisen  am  be>ten  die  von  der 
Rej^ierun^  dem  Reichsrate  vorj^ele^ten  .statistischen  Tal)ellen  '  )  über 
tlie  Zahl  der  halle  ausdrücklicher  Aufnahme  in  den  Armenverband. 
Danach  sind  .solche  Aufnahmen  vorgekommen: 


in 

Xirderöstt^rrrich 

von 

1S73— 8i 

7091 

•» 

Wien  sjit'/.iell 

M 

1869  80 

18152 

<  ^beriistorreich 

•1 

1870- -80 

2151 

M 

Salzburjj 

»1 

1871-80 

495 

Tirol 

>• 

1871  -So 

S9« 

VorarlWrj; 

1) 

274 

11 

.Stcicmiiirk 

« 

1871^80 

>t 

Kärnten 

1869—81 

7»3 

1t 

Knun 

1» 

1871—80 

702 

»» 

Tricst  s.  Gebiet 

1» 

1872—81 

■JOS 

•1 

(förz  und  Gradiska 

«1 

1873—81 

136 

I  Strien 

•t 

1872^81 

228 

», 

Dalniatien 

»1 

1871--8I 

166 

Bobinen 

11 

1S71 — So 

1  iuS8 

•1 

Mähren 

II 

187! — 8ü 

10145 

S<"hlcsit"n 

iS/ti  80 

776 

•) 

(.ializicD 

<l 

1876—80 

3394 

» 

Bukowina 

•1  • 

1870—81 

278 

Wien  1893.  Mischler,  Die  Annenpfle|re  m  den  iM»terreich.  Städten  und  ihr«  Re- 
fonn.    Wim  1890. 

Motivenbericht  zu  dem  G  <■  sot  z  c  n  l  w  u  r  f ,  womit  »ini^ir  Be- 
stimmungen il.s  O.'Mt/'  s  vom  3.  1»  <z«ni  bc  r  l8(>3  brtrotfrn«!  «Hc 
k»-t,'elun}:  der  II  r  i  niat  v  crhä  i  t  nis&c  abgeändert  werden.  Öeibijo  909, 
XI.  .Se^iuD  1894  13. 
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Der  Zustand,  der  durch  die  vollitj  verfehltt  (ieselz^ebunj^  von 
186^  geschaflfen  worden  ist,  ^cllädiL,ft  zujTlcicli  die  Armenpflege  über- 
haupt aufs  cniptindlichste,  verkürzt  dadurch  das  letzte  Recht  der 
EfWerbsuntahiL;en.  vermehrt  die  ohnehin  so  grofsc  Un^lclcliheit  in 
der  N'eitciluii-  der  oftetitlichcn  Lasten  zu  Ungunsten  der  kleinen, 
finanziell  leistungsuofähigen  Gemeinden  des  flachen  Landes ')  und 
macht  sich  in  der  staatlichen  Administration  an  allen  Ecken  und 
Enden  als  Hemmung  und  Reibungswiderstand  gegen  rasche  und 
sichere  Verwaltungstliätigkeit  geltend.  Man  kann  sich  nicht  leicht 
eine  gröfsere  Zeit-  und  Kraftverschwendung  denken»  als  jene,  die 
dem  österreichischen  Verwaltungsbeamten  täglich  durch  die  end- 
losen Hetmatsstreitigkeiten  aufgebürdet  wird.  Jeder  Mensch  in 
Oesterreich  muis  ja  ein  Heimatrecht  haben:  und  da  höchst  selten 
ein  Versorgungsbedürftigter  ein  solches  innerhalb  der  letzten  30 
Jahre  neuerworben  hat,  so  gilt  es,  in  der  Vergangenheit  zu  forschen. 
Da  werden  denn  unglaublich  weitwendige  Untersuchungen  historisch- 
genealogischer  Art  getrieben,  die  oft  ein  Jahrzehnt  und  noch 
länger  andauern.  In  dem  ganz  formlos  geführten  Prozesse,  den 
zuerst  die  Geineinden,  dann  die  Behörden  erster  Instanz,  dann  die 
Landesregierungen  miteinander  fiihren,  bis  der  Streitfall  endlich  im 
Ministerium  oder  im  Verwaltungsgerichtshof  erledigt  wird,  türmen 
sich  gewaltige  AktenstÖfse  auf,  werden  Gemeindearchive  durch- 
forscht, „Gedeokmänoef"  darüber  einvernommen,  ob  etwa  der  N.  N., 
dessen  Heimatrecht  in  „Frage  gekommen",  sich  in  den  Jahren 
1S30 — 35  als  herrschaftlicher  Viehhirt  in  dieser  oder  jener  Gemeinde 
aufgehalten  habe,  wobei  dann  noch  zu  erwägen  steht,  ob  dies  eine 
„stabile  Bedienstung*'  im  Sinne  des  Konskriptionspatentes  von  1804 
gewesen,  a  s.  w.  u.  s.  w.  Inzwischen  greifen  die  Gemeinden  sehr 
oft  zur  Selbsthilfe:  sie  schieben  eipüsich  den  Armen  ab  in  jene  Ge- 
meinde, die  trotz  allen  Leugnens  als  die  Heimatgemeinde  betrachtet 
wird,  die  Geburtsgemeinde  des  Unterstützungsbedürftigen,  oder  die 
seines  Vaters  oder  in  die  frühere  Aufenthaltsgemeinde.  So  kommt 
es  täglich  vor,  dafs  Personen  von  ihrem  Heimatort  abgeschoben 
werden,  in  welchem  sie  niemand  kennt,  wo  eine  ganz  andere 
Sprache  geredet  wird:  so  z.  B.  wenn  jemand,  dessen  Vater  bereits 


*)  Fast  in  all«ii  Landtagen  werden  jihrlicb  SobvciitiotMii  an  Landgemeinden 
erteilt,  ittn  denselben  Verpflcgskottcn  Ar  Heimatangebörige  zu  ersetzen,  die  oft  bis- 
weilen die  Höhe  des  halben  Jabresbudeets  der  Gemeinde  erreichen  oder  über- 
steigen. 
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in  eine  deutsche  Stadt  eingewandert  ist,  nun  plötzlich  in  ein  böh- 
misches oder  galizisches  Dorf  ab^schoben  wird. 

Ferner  darf  nicht  übergangen  werden,  dafs  auch  abgesehen 
von  der  Armenversorgung  das  Hdmatrecht  der  besitzlosen  Klassen 
gerade  sehr  häuAg  „in  Frage"  kommt.  Denn  vielerlei  Akte  der 
Verwaltung  sind  mit  dem  Heimatrecht  eng  verknüpft;  so  die  Aus> 
Stellung  von  Legitimationen,  Arbeits*  und  DienstbotenbUchem»  die 
Rückersätze  von  Vei pfle^.skosten ,  die  in  Spitälern')  angelaufen 
sind,  endlich  das  grofse  Gebiet  der  Erfiilhiog  der  allgemeinen  Wehr- 
pflicht. Der  Heimatrechtuntefsuchungen  und  Streitigkeiten  ist  da 
kein  Ende! 

Noch  haben  wir  aber  bisher  der  zweiten,  wichtigen  Funktion 
der  Hrimatgemeinde  nicht  naher  gedacht:  nämlich  ihrer  Eigenschaft, 
dem  Staatsbürger  als  sicherheitspolizeiliches  Asyl  zu  dienen.  Nach 
den  vorangcfiihrten  statistischen  Tliatsachen  über  die  weite  Kreise 
der  Bevölkerung  umfassende  Diskrepanz  zwischen  Rechtsheimat  und 
faktischer  Heimat  läfst  sich  nun  ohne  weitwendige  Untersuchut^n 
ermessen,  wie  unheilvoll  sich  auch  diese  Funktion  für  die  besitz- 
lösen Klassen  gestaltet  hat  Nicht  genug  daran,  dafs  den  Staat* 
liehen  Sicherheitsbehörden  durch  das  Schubgesetz  vom  27,  Juli  1871 
alle  nur  iigend  notwendigen  Handhaben  zu  Abschiebungen  gegeben 
sind,  besitzt  ja  auch  die  Gremcinde,  wie  wir  oben  ausgeführt  haben, 
im  eigenen  Wirkungskreise  ein  selbständiges,  sehr  dehnbares  Aob- 
weisungsreclit.  Viel  weiter  aber  als  das  Gesetz,  ungeahnt  weit,  ist 
die  österreichische  Verwaltungspraxis  auf  diesem  Wege  gegangen, 
wo  es  sich  ihr  darum  handelte,  durch  polizeiliche  Mittel  die  moderne 
Arbeiterbewegung  zu  hemmen,  ihre  Organisation  zu  hindern,  oder 
grofsen  Lohnkampfen  ein  vorzeitiges  Ende  zu  bereiten.  Ja,  gerade 
im  letzteren  Falle  haben  die  AdministrativbchiSrden  es  verstanden, 
(las  geltende  Heimatrecht  als  eine  das  Koalitionsrecht  der 
Arbeiter  geradezu  vernichtende  Waffe  zu  benützen.  In  zahl- 
reichen l'äilen  ist  es  vorgekommen  und  kommt  immer  nt)ch  vor, 
ilafs  die  Verwaltungsbehörde  in  Oesterreich  die  Arbeiter  in  einem 
Strike  einfach  dadurch  wehrlos  macht,  dafs  s'w  die  Ausständigen 
als  arbeitsscheue, Personen,  „welciie  die  öffentliche  Wohlthatigkeit 

Die  in  öflcntlichen  SpitSlem  anfg«buifeiieit  Verpflcgskost«ii  werden  xtnr 
nicht  tttimittdlMr  von  der  Gemeinde,  sondern  dmcb  die  Landesfnnd«  bestritten; 
aber  immer  ist  es  notwendig  daü  Heimatrecht  zu  Iconstatieren,  um  danach  wieder 
die  Landesangehörigkeit  feststellen  zu  können. 
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in  Anspruch  nehmen",  in  ilire  oft  ciille^fcnen  HeinKiti^eineiiuleii  ab- 
schiebt oder  abzuschieben  droht.  Und  auch  Getncaidevursieher 
liaben  sicli  auf  Grund  des  §  lO  der  Gemeindeordnun^'en  in  dieser 
Praxis  öfters  versucht.  Zur  Zeit  des  wider  die  Arbeiterbewegung^ 
verhängten  Ausnahniszustandes  wurden  hunderte  von  Existenzen 
durch  die  blofsc  Abschiebung  in  die  „Heimat"  vernichtet.  Denn 
man  weifs  ja  jetzt,  wa.^  diciw  Mafsregel  für  viele  tausende  von  Ar- 
beitern bei  dem  gegeuwänigen  Zustand  des  Heimatrechtes  bedeuten 
ntuTs:  die  zwangsweise  Festhaltung  an  einem  von  ihrem  bisherigen 
Arbeitsgebiete  oft  weit  entlegenen  Ort  eines  ganz  anderen  Krön» 
landes,  in  welchem  sie  in  der  Regel  ihre  speziellen  gewerblichen 
Fähigkeiten  gamidit  verwerthen  können,  sodafs  sie,  ausgeschto.ssen 
vom  Arbeitsmarkte,  nur  zu  oft  der  Erwerbslosigkeit  oder  —  w  cgeu 
der  streng  verpönten  Rückkehr  —  dem  Strafgerichte  ausgeliefert  sind. 

Gewifs  nicht  diese  Erwägungen,  wohl  aber  die  täghch  sich 
steigernden  Beschwerden,  welche  der  staatlichen  Verwaltung  selbst 
sowie  den  Gemeinden  durch  den  geschilderten  Zustand  der  heimat- 
rechtlichen Verhältnisse  empfindlich  zur  Last  fallen,  haben  endlich 
die  Regierung  genötigt,  mit  einer  Reform  hervorzutreten.  Der 
Weg,  den  man  da  einzuschlagen  hatte,  war  klar  vorgezeichnet; 
rührte  das  Hauptübel  davon  her,  dafs  seit  dem  Gesetz  des  Jahres 
1863  die  Möglichkeit  der  Ersitzung  des  Heimatrechtes  vollständig 
angeschlossen  war,  so  mufste  diese  eben  wieder  in  das  Recht  ein* 
gefügt  werden.  Freilich:  wer  eine  gründliche  Reform  den  Heimat- 
und  Niederlassungswesens  sowie  des  Prinzipes  der  öfTentlichen  Armen- 
versorgung verlangte,  den  mufste  die  im  Jahre  1894  dem  Parlamente 
vorgelegte  Heimatgesetz -Novelle  bitter  enttäuschen.  Denn  diese 
beschränkte  sich  im  wesentlichen  auf  eine  einzige  Au^abe :  das  alt- 
österreichische  Prinzip  der  Ersitzung  des  Heimatrechtes  wieder  ein- 
zuführen. Alle  Bestrebungen  auf  grundlegende  Acnderung  der 
ganzen  Gesetzesmaterie  wurden  von  vornherein  im  Motivenbericht 
abgelehnt^  so  besonders  der  Gedanke,  das  System  des  deutschen 
Unterstützungswohnsitzes  auch  fiir  Oesterreich  zu  acceptieren,  unter 
Hinweis  „auf  die  im  Deutschen  Reiche  gemachten  Wahrnehmungen".^) 


')  Und  doch  weil«  der  Motivenbericht  der  Kcgirrui^  aber  die  angeblichen 
VoRflgi-  des  ileimatrechtcs  gc^onüber  dna  UnterstQtxungswohnsitt  nichts  anderes  zu 
sagen,  als  die  Pbnte:  „IHe  Heinmtccnieinde  bat  ein  wesentliches  Intcrrsse  daran, 
dafs  ihre  Anßchörig«'n  nicht  verarmen,  wähnnd  dor  Untrrstiltz»ini^-w.i)in  it/  den  An- 
trieb, die  VcrannuDg  2U  hindern,  verringert" !  Di«s  ist  ebenso  wcuig  w  uhr  wie  jenes. 
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Selbst  diese  auf  einen  so  engen  Kreis  reduzierte  Reform  wurde  aber 
nur  mit  zögernder  Hand  vorgeschlagen.  Der  Entwurf  unterschied 
zwei  Kla&sen  von  nicht  hetmatberechtigten  Gemeinde-Insassen ;  je 
nachdem  einer  direkte  Steuern  zahlte  oder  nicht  Die  ersteren 
sollten  nach  fünfjährigem,  die  letzteren  nach  zehnjährigem,  vielfach 
gesetzlich  qualifizierten  Aufenthalte  in  der  Gemeinde  einen  An« 
Spruch  auf  Aufnahme  in  den  Gemeindeverband  erlangen.  Diese 
neuerliche  Privilegierung  der  Besitzenden  und  noch  dazu  — 
ganz  unberechtigter  Weise  —  bei  einer  Institution,  die  ja  mir 
mehr  für  ilic  besitzlosen  Klassen  rechtliche  und  ökonomische 
Bedeutung  hat,  fand  aber  in  der  öflfentlichen  Meinung  und  der  wissen- 
schaftlichen Kritik  des  Entwurfs  einen  so  heftigen  Widerstand,  dafs  der 
Ausschufs  des  Abgeordnetenhauses  diese  Unterscheidung  sogleich 
falKii  licfs.  In  das  Gesetz  ist  nunmehr  der  zrhüjährige  Aufent* 
hak  ohne  Berücksichtigung  der  steuerzahlenden  Insassen  als  Begrün- 
dung des  Heiinatrechtserwerbes  aufgenommen.  Alle  X'ersuche  der 
parlamentarischen  Vertreter  der  deutschen  Städte  in  den  Industrie* 
gebieten,  welche  dieser  Reform  den  heftigsten  Widerstand  entgegen- 
setzten, das  Gesetz  wenigstens  durch  eine  Verlängerung  der  Er- 
sitzungsfrist gründlich  zu  verschlechtern,  scheiterten  an  der  festen 
Koalition  der  Landgemeindenvertreter  und  des  Grofsgrundbesitzes, 
welche  diesmal  —  vielleicht  zum  ersteimial  in  der  parlamentarisclien 
Geschichte  Oesterreichs  —  eineni  arbeiterfreundlichen  Gesetzentwurf 
zum  SicL,^'  vcrholfen  hat.  Aber  eine  andere,  gleichfalls  nachteilige 
Bestimmung  des  Entwurfes  ist  doch  beibehalten  worden:  die  Er 
sitzungsfrist  verschafft  nicht  ipso  facto  das  neue  Heimatrecht, 
sondern  nur  dct^  Ansprucli,  in  den  Heimatverband  der  Gemeinde 
aufgenommen  zu  weidin,  welcluT  Anspruch  aber  Irinnen  zwei 
Jahren  erlischt,  sobald  der  Berechtigte  die  (renieinde  verlassen  hat, 
<»hne  bis  dahin  seinen  Anspruch  geltend  gemacht  zu  haben.  Dafs 
aber  in  diesei  juristischen  Abschwachung  der  WirkuiiL;  des  hingen 
Auteiitluilte>  bei  dem  gerin^^aii  Interesse,  welches  erfahrungsgemäis 
gerade  die  besitzlosen  h^ieinente  an  ihren  Rechten  nehmen,  eine 
grofse  Gefahr  fin  die  beabsichtigte  Wiederherstellung  naturliciur 
Zustände  im  lleimatrechte  enthalten  ist.  das  liegt  klar  zu  Tage; 
und  auch  d>  ui  Ausschusse  blieb  sie  nicht  verborgen.  Aus  diesem 
(jrunde  entschkifs  m  in  sich  zu  einer  völligen  Neuerung,  indem  auch 
die  Heimatgemcinde ,  aus  deren  \"erband  einer  durch  zehnjährigen 
Aufenthalt  in  einer  anderen  Gemeinde  virtuell  ausgcschiedeti  ist, 
das  Recht  erhält,  die  Aufnahme  des  Betreffenden  in  seiner  neuen 
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Gemeinde  von  dieser  zu  veiiai^en.  Und  zwar  erlischt  hier  die 
Verjährungsfrist  (ur  die  Gelteadmachui^  des  Anspruches  erst  nach 
Ablauf  eines  Zeitraumes  von  fönf  Jahren.  Ueberdles  ist  zur  Erleich- 
terung aller  damit  zusammenhängenden  Prozeduren  die  Stempel- 
und  Gebührenfreiheit  sowie  die  Befreiung  von  den  sonst  zu  Gunsten 
der  Gemeindekasse  einzuhebenden  Aufnahmsgebühren  im  Gesetze 
ausgesprochen  (§  9). 

Diesen  formellen  Erleichterungen  stehen  aber  einige  erschwerende 
Bedingungen  gegenüber,  in  betreff  der  vom  Gesetze  geforderten 
QualiiUcation  ftir  den  zur  Ersitzung  fuhrenden  zehnjährigen  Aufenthalt 
Zwar  ist  auclj  hier  die  Regierungsvorlaj^e  wesentlich  verbessert 
worden.  Das  Erfordernis  derselben,  dafs  der  Heimatrechtsbewerber 
innerhalb  der  zehnjährigen  Frist  nicht  wegen  einer  strafbaren  Hand- 
lung verurteilt  worden  sein  dürfe,  fiel  hinweg  und  auch  die  bean- 
tragte Hemmung  des  Fristenlaufs  durch  die  Erfüllung  der  Wehr- 
pflicht wurtle  beseitigt.  Aber  immer  noch  bleibt  das  Erfordernis 
bestehen,  dafs  der  Bewerber  „während  der  festgesetzten  Aufenthalts- 
frist der  öffentlichen  Armen  V  ersorgung  nicht  anheimfallen  dürfe". 
Allerdings  werden  Schulgeldbcfreiungen ,  Genuß»  von  Stipendien, 
sowie  nur  vorübergehend  gewährte  Unterstützungen  nicht  als  Akte 
der  Annenversorgung  angesehen  (i^  2).  Eine  weitere,  wcim  auch 
für  die  grofscn  Massen  hrdt  uUnigslose  Erleichterung  tles  Wechsels 
im  Heimatrechte  wurde  ferner  !  i  iMrch  ;::c\vährt,  dafs  fortan  lucht 
nur  definitiv  angestellte  Staats-,  Huf-,  Landes-,  Gemeinde-,  Bezirks- 
vertretungs-  und  öffenUiche  Fonds-Beanite ,  sondern  auch  die  bei 
den  genannten  Aemtern  angestellten  Diener  das  Heimatrecht  in 
der  (iemeitidf  erhalten,  in  welcher  ilinen  der  stäiuligc  Amtssitz  an- 
gewiesen u  nd  10).  —  Schlicislicli  wurde  aber  —  und  das  ist 
von  prin/ipicllt-r  i^cdrutuiii;  mit  (Irin  -  tanrn  .\iiionomie- 
ge(l.ink(!>  im  Heimaticchte  e  n  d  g  1 1 1  i  g  g  e  b  r  o  c  h  e  n.  Die 
AufiKihiuf  der  Hrsitzuiii;  unter  die  Krwerbstitel  des  Heimatrechtes 
macht  e>  iiotwendiL;,  dafs  die  sta.itliclieii  Behörden  auch  .luf  dii  sru 
Zweig  der  Uemeindethäligkeit  eine  Iii;4(*rrnz  ausüben  kr)imen. 
Daher  bestinnnt  ^  6.  dafs,  „werui  die  Aufei)thalb>gemeinde  es  luiter- 
lafst,  über  den  geltend  gemachten  Anspruch  auf  die  Aufnalum'  in 
den  Heimatverband  — -  iiinrrlialb  einer  Frist  \on  sechs  Munaicn, 
\  o\\  der  Anbringung  des  (}»  sucht  s  an  gerechnet ,  zu  ent^lie.den," 
die  Entscheidung  der  vorgcsel/.ten  Admiaistrativbehürde  y-ulallt.  Im 
Falle  der  \'er Weigerung  der  Aufnalniic  fungiert  dieselbe  auch  als 
Berufungsin>tanz. 

Archiv  für  *oi.  Gc»eU^ebun^  u.  Statistik.    X.  3^ 
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Dies  ist  im  ganzen  die  Reform,  welche  d;us  Cicsctz  vom  ig.  De- 
zenil)ri  1896  dem  östcrreicliisclien  Hriniatgesetze  hat  aiiL^edeihen 
lassen.  Man  kann  den  damit  herl)e!^t  lüliilen  Fortschriti  wohl  am 
besten  als  einen,  nicht  eitmial  besonders  herzhatt  unternoimnenen 
Rückschritt  bezeichnen,  nändich  als  Rückkehr  zu  der  Gestalt  welche 
das  Gemeindegesetz  von  1859  für  eine  ganz  kurze  Zeit  dem  öster- 
reichischen Heimatsrechte  j^^eL^t  hcn  hatte.  Nur  mit  dem  wesent- 
lichen und  zu  Ungunsten  dieser  l'i  I  n  ausfallenden  Unterschiede, 
dais  anstatt  der  Frist  von  vier  Jiuireii  das  ;;e<^enwärtige  tiesetz 
eine  solche  \on  zehn  Jahren  festgesetzt  hat  Diese  lange  Er- 
sitzu^<^^sdaue^  stellt  eben  die  Knii/.c.Nsion  dar,  welche  in  den  Aus- 
schuisbi  l  atunj^^en  den  städtischen  Vertretern  gemacht  werdet^  uiufste, 
sollte  das  Zustandekommen  des  Gesetzes  nicht  gefährdet  werden. 
Um  aber  doch  den  IJegiini  der  Reform  nicht  ganz  ad  Cak  lida.^ 
Graecas  zu  verschieben,  wurde  in  Artikel  II  des  (lesetzes  die 
Bestiuuiiunq^  aufgenommen,  dals  der  I^uf  der  zehnjährigen  Frist 
zurückdatiert  und  bereits  vom  1.  Jänner  1891  ab  gerechnet  werde.') 

Sucht  man  schliefslich  zu  einer  kritischen  Beurteilung  dieser 
Reform  eines  fiir  die  arbeitenden  Klassen  Oesterreichs  so  wichtigen 
Gesetzes  zu  gelangen,  so  werden  da  wohl  zwei  Hauptfragen  aus- 
einanderzuhalten sein:  die  Frage  nach  dem  wirklichen  Fortschritte, 
der  bei  der  augenblicklichen  Lage  der  Dinge  durch  dieselbe  herbei- 
geführt wird,  und  zweitens  die  prinzipielle  Frage,  inwieweit  das 
Heimatprinzip  überhaupt  noch  den  BedÖrfiiissen  der  industriellen 
Gesellschaft  angemessen  ist 

Was  den  ersteren  Punkt  betrifft»  so  läfst  sich  nicht  leugnen,  dafs 
die  Novelle  vom  19.  Dezember  1896  einen  immerhin  ansehnlichen 


')  Di»-  AimahiiK-  gcniüc  dicsca  iMtumi»  motiviert  der  .VusschuksUciichi  ui 
folgender  beackteOBWerteii  Weise:  „Bdnumüich  findet  «Ue  nicfaate  Volk^Oiluag  erst 
am  51.  Descmber  1900  statt.  Für  diejelugen  nun,  welche  in  Gemifüheit  der  vor- 
liegenden Novelle  mit  11.  Januar  1891  die  Ersitzmig  de$  Heimatredites  in  der  da^ 
maligen  Avfentbaltsgemeinde  begonnen  haben  werden,  wird  der  I.  Jannar  1901  der 
Endtermin  <^-^  Ersitzungszeit  sein.  Dii^ser  Taj;  wird  aber  anch  sugleich  der  Zcit- 
pmikt  sein,  mit  w<  lrheni  auf  Gnind  de«  V'o1ks/Ä)iIungsgfsct£es  amtlich  konstatiert 
sein  wird,  wo  der  betreffende  Erhitzer  bisher  heimatberechtigt  {^•"Wfs<*n  i<;f 
und  \vr>  er  bisher  den  Ant»*nthalt  gcnoratnen  hat.  F»;  werdm  somit  ;iti  lii.-^eni 
Termin  'Ii'  lur  die  voli/-otjcue  Ersitzung  dos  Hrinialrcchles  wichii^st<n  li.iti  u  — - 
aitulicli  kuustüliert  sein  und  somit  die  verläfslichsten  Anhaltspunkte  für  die  Ent* 
Scheidung  der  Frage  der  vollendeten  zehnjährigen  Ersitzung  de&  Hctmatrechtes  ge- 
boten sein.'* 
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Teil  des  bestehenden  formellen  Heimatunrechtes  gut  machen  wird. 
Es  werden  jene  Tausende,  die  trotz  dezennienlangen  Aufenthaltes 
in  einer  Gemeinde  ihre  verschollene  Heimat  noch  immer  mit  sich 
tragen  und  vererben»  nun  doch  wieder  in  ihrer  eigentlichen  Heimat 
in  den  Gemeinde\'erband  au%enommen  werden  müssen.  Aber 
zweifellos  wird  dieser  Fortschritt  im  wesentlichen  den  Schichten 
des  Mittelstandes  und  nicht  so  sehr  de»  lohnarbeitenden  Klassen 
zu  f^utc  kommen.   Unsere  Statistik  der  inneren  Wanderungen  ist 
nicht  so  weit  gediehen,  dafs  man  einer  solchen  Behauptung;  durch 
zahlenmäfsige  Beweise  zu  Hilfe  kommen  könnte.    Aber  die  Kennt- 
nis der  thatsiiclilichen  sozialen  Zu.stände,  wie  sic  sich  im  Gefolge 
<\cr  kapitalistischen  Produktionsweise  entwickeln  und  von  Jalir  zu 
Jahr  schärfer  hervortreten,  lehrt,  tlafs  j^eradc  in  jeneti  Schichten  der 
lk\ ölkctunj^ ,  die  der  Armenpflei^^c  am  dringendsten  und  zur:ächst 
hi'iluttcn.  der  Fall  eines  zehnjalirigcii  Aureitthaltcs  in  derselben  üe- 
nicnule  linier  den  vom  (iesetze  auf^^cstcilten  Jicdin^uiigcn  eine  nicht 
sehr  hauftL;e  lirscheinun^  l^t.    Wohl  aber  werflen  die  in  Oesterreich 
nocii  so  zahlreichen,  ökonomisch  so  stark  im  Ruckj^an'^  befiiullichen 
kleingewerblichen  h'!emetit< .  deren  P.inwanderung  in  die  Städte  zu- 
meist in  eiiu  r  dt  r    Inihrrcu  ( icnerationen  Vf  jr  sich  gegarj^^^n  ist, 
nunmehr  wieder  zu  einem  gesüncieren  Heimatrecht  gelanc^en.  Und 
das  ist  immerhin  ein  wesentlicher  Fortschritt.    Diesen  zunächst  sind 
es  die  sefshaften  höheren  Lohnkategorieen  der  industriellen  Arbeiter- 
schaft, für  die  das  Geseu  wohlthatige  Wirkung  haben  wird.  Auch 
wird  durch  solche  Gesundung  des  Heimatrechtes  von  selbst  ein 
Teil  jener  Ge&hren  beseitigt,  die  bei  dem  gegenwärtigen  Stande 
dieser  Verhältnisse  aus  der  oben  geschilderten  Abschiebungspraxis 
der  staatlichen  und  der  Gemeindebehörden  fiir  die  Arbeiterschaft, 
ihre  Organisationen  und  ihre  Lohnkämpfe  unleugbar  erwachsen  sind. 

Die  Bestimmung  ferner,  wonach  die  selbständige  Erhebung  des 
heimatrechtlichen  Anspruches  verlangt  wird,  ist  unbestreitbar  eine 
wesentliche  Abschwächung  der  Kraft  der  Reform:  wenn  auch  das 
neu  eingeftihrte  Institut  der  „Entheimatung*'  auf  Grund  des  Ansuchers 
der  bisherigen  Gemeinde  cinigermafsen  dem  en^egenwirkcn  wird. 
Hier  hat  wieder  einmal  bureaukratische  Akribie  und  Freude  an  der 
Massenerzeugung  von  „Akten"  über  die  rein  praktischen  Erwägungen 
gesiegt,  nicht  zum  Nutzen  der  Wirkung  des  Gesetzes.  Immer  noch 
liegt  unserer  sozialpolitischen  (iesetzgebung  der  manchi  stcrliche 
Gedanke  zu  Grunde,  dals  der  einzelne  Staatsbürger  der  beste  Hüter 

seiner  eigenen  Rechtsinteressen  und  verpflichtet  sei,  durch  eigenen 
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Willen  und  Antrieb  die  schwerfällige  Hand  der  staatlichen  Ver- 
waltung zu  seinen  Gunsten  in  Bewegung  zu  setzen. 

Allerdings,  einen  wichtigen  Umstand  darf  man  hierbei  nicht 
übersehen:  Durch  die  Verbesserung  des  formalen  Heimatrechtes 
wird  nicht  auch  zugleich  sein  eigentlicher  Existenigrund,  die  Armen- 
pflege, gebessert  Wohl  aber  darf  man  cnvarten,  dals  gerade  die 
Reform  des  Heiniatreclites  mindestens  in  den  indus«^ricUen  Kron- 
ländern ,  zumal  in  den  städtischen  Industrie-  und  V^erkehrszentren, 
eine  grundliche  Reform  des  ganzen  Arinenwesens  zur  notwendige  n 
Folge  haben  wird.  In  Niederösterreich  und  Steiermark  sind  durch 
die  jüngsterlassenen  Landesgesetze  ganz  neue  Bahnen  beschritten, 
auf  die  ihnen  hoffentlich  die  Nachhnrgebiete ,  so  vor  allem 
Böhmen,  Mähren  und  Sciilesien  nachf< )l>^'cn  werden.  Und  ganz  be- 
sonders wird  die  Reichshauptstadt  Wien,  die  sich  bisher  bei  allen 
die  Reform  des  Aruienwesens  berührenden  Anlävsen  vollkommen 
pa»i\-  \eihalten  hat,  einen  L^rotsen  Schritt  nach  vorwärts  machen 
uuil  endlich  in  erster  Lnne  eine  moderne  Organisation  der  Armen- 
pflege ins  Leben  rufen  nnis^en.'^  Wenn  auch  von  den  parlamen- 
tarischen Vertretern  Wiens  in  den  Dehatten  über  die  Novelle  /ann 
Hcimatgc.sct/  die  tinanzicU  schädlichen  Folgen  des  Gesetzes  für  die 
(lemeinde  Wien  gcwils  stark  übertrieben  worden  sind,  so  ist  doch 
jedenfalls  eine  Mehrbelastung  des  kommunalen  Armenbudgets  un- 
ausbleiblich. Und  da  wird  es  doch  um  so  dringenderes  Bedürfnis 
sein,  das  grofsere  Erfordernis  der  öffentlichen  Armenpflege  durch 
eine  rationelle  Neuorganisation  des  gesamten  Armenwesens  sozial- 
politisdi  nutzbar  zu  machen,  die  aufgewendeten  Summen  auch  den 
richtigen  Weg  gehen  zu  lassen. 

Berühren  wir  zuletzt  noch  die  prinzipielle  Frage,  inwieweit  denn 
das  Heimatrecht  noch  eine  Berechtigung  besitzt  gegenüber  den  An- 
forderungen der  industriellen  Gesellschaftsordnung.  Es  ist  theoretisch 
unzweifelhafti  dals  der  eigentliche  Grundgedanke  des  Heimatrechtes 
mit  dem  modernen  Postulat  vollster  Freizügigkeit  in  unlösbarem 
Widerspruch  steht.  Das  Heimatrecht  war  entstanden  in  einer  Epoche, 
welche  der  wirtschaftlichen  Bewegui^sfreiheit  des  Individuums  an 
allen  Ecken  und  Knden  Hemmnisse  bereitete,  in  einer  Zeit  völlig 
au%ehobener  oder  doch  zum  mindesten  stark  beschränkter  Nieder- 


>}  U«ber  die  Anucapflcge  in  Wien:  vgL  Dr.  R.  Kobatsch,  Die  Annenpflcge  in 
Wien,   \yicn  1893. 

Dr.  L.Kottwald,  L'eber  Kommunalverwaltnnc  und  Annenpflege.    Wien  18S8. 
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lassungsfrciheit.  Es  war  ferner  etitstanden  in  einer  Zeit,  in  welcher 
zum  Teil  noch  die  alte  Stadtgenieinde,  gewifs  aber  vollkomnicn  die 
Landgemeinde,  eine  einheitliche,  in  sich  geschlossene  wirtschaü liehe 
Korporation  bildete.  Aus  solclicn  Rcflingungcn  konnte  sicli  die 
Rechtsanschauung  lu  rau^-bikkn,  (iar>  /.unärlist  (krjeiiiL^i',  drr  —  wie 
es  in  den  alten  Gemeind« ordiuuiLjen  so  ofi  heilst  —  mit  der  Cie- 
niciiult  „Mitleiden  trug",  sodann  aucli  jener,  der  in  der  (iemeindc 
„bis  zur  erfolgten  Mühseligkeit"  gearbeitet,  auch  eine  Aui^eliörigkeit 
an  tiic  (iemeinde  wenigstens  in»  Sinne  seiner  X'ersorgung  im  Zu- 
stande der  Er\vcrb>uiitahigkcit  \ erdient  habe.  So  ergiebt  sich 
klar  al.N  der  e  i  r  n  1 1  i  c  Ii  r  Hr^rlfl"  tics  Heimatrechtes, 
dafs  dieses  nur  eine  A  r  m  c  n  v  e  r  so  r  g  u  ng  des  langjähri- 
gen Insassen  der  Gemeinde  bieten  will  und  seiner 
ganzen  Natur  nach  auch  nur  dies  bieten  kann. 

Heute  aber  ist  die  Gemeinde  keine  wirtschaftlich  geschlossene 
Korporation  mehr,  heute  kann  die  Arbeit  des  Einzelnen  in  der 
Gemeinde  nicht  mehr  vom  Standpunkte  des  Nutzens  der  letzteren 
abgew<^n  werden:  der  Einzelne  hat  als  Staatsbürger  gegen  die 
Staadich  organisierte  Gesellschaft  den  Anspruch  auf  Versorgung  im 
Falle  dauernder  Arbeitsunfähigkeit.')  Die  Gemeinde  kann  heute 
nur  mehr  als  das  natürliche  Organ  der  Verwaltung  des  Armen- 
wesens angesehen  werden :  die  Armenlast  kann  ihr  aber  nur  in  einem 
beschränkten  Ausmafse  auferl^  werden,  indem  die  höheren  Koni- 
munalverbände  und  der  Staat  die  grofsen  Aufgaben  der  dauernden 
Annenversorgung,  die  bistitute  der  geschlossenen  Armenpflege, 
auf  sirli  nehmen.  So  ist  ja  auch  in  Oesterreich  praktisch  «las 
Prinzip  längst  durchbrochen,  dafs  die  (iemeinde  die  eigentliche 
Trägerin  der  Armenlast  zu  sein  habe:  Land  und  Sta;it  sind  die 
Schöpfer  und  Erhalter  aller  grolsen  sanitären  Einrichtungen,  ferner 
der  Waisenhäuser,  Siechenanstalten  und  ähnlichen  Institutionen. 

Ks  erübrigt  somit  die  Frage,  ob  für  die  offene  Armenpriege, 
die  auch  heule  noch  von  der  (iemeinde  mit  eigenen  Kräften  und 
Mitteln  besorgt  werden  soll,  das  Prinzip  tles  HejfTiatrechle.>  noch 
ein  lcl)e[.sfahiges  i>t.  Und  da  niuls  man  denn  fe>lhaiten,  was  die 
historische  Untersuchung  klar  ergiebt  *),  dafs  der  Grundgedanke  iles 


')  Vgl,  hierüber  die  trefllichen  Ausftthrungcn  I-iiminjir»  in  „Schönbergs  Hand- 
bach tit  r  politischen  Ockoiiümie."    I.  Aull.  2.  Hand  S   co6  ff. 

meine  Auslührungen  in  Connidü  JaLrbüchcrn  für  Nat.-*>ck.  u.  Statistik. 
UI.  Folge  9.  iki.  S.  402  »T. 
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Heimatrechtes  die  Armenversoi^nci;  infolge  lebeiislänglicheQ  oder 
doch  langjährigen  Aufentlialtcs  ist.  Die  tnoderne  Armenpfl^e  aber 
hat  es  wesentlicli  mit  fluktuierctulcn  BevÖlkerun^selenicnten  zu  thuri. 
Denn  die  ganze  Art  der  kapitalistischen  Produktion  mit  ihrem  zeit- 
weiligen die  Ueberproduktion  und  daraus  wieder  die  Krise  erzeu^jendcn 
Anschwellen  der  Naclifrage  nach  Lohnarbeit,  vcnrinj^ert  auf  die  Dauer 
die  Sefshaftigkeit  der  arbeitenden  Massen,  denen  das  Armenwesen 
doch  fast  aussciilielslich  zu  dienen  hat.  Daraus  folgt  mit  Kon- 
sequenz, dafs  ein  nur  auf  Grund  langjälirigcn  Aufenthaltes  zu  er- 
werbendes Versor^ningsrccht  heute  keine  grofse  sozialpolitische  Be- 
deutung mehr  besitzt.  Die  Geschichte  des  .-\nnenwesens  der  in- 
dustriellen Länder  zeigt  unwiderleglich,  Iiis  das  moderne  Armen- 
wesen nur  dann  rationell  gestaltet  werden  kann,  wenn  es  schon  an 
kurzfiristigen  Aufenthalt  die  Unti  rstiitzun^spflicht  der  Gemeinde  an- 
knüpft. Und  darum  hat  auch  die  indu.>^trielle  Kntwickelun^  des 
Deutschen  Reiches  die  Ueberwinduiifij  des  Heimatrechtes  durch  das 
Prinzip  des  ünter^liitzungswohnsitzes  zur  notwctidi|^en  Foi^c  j^eliabu 

In  Oesterreich  hat  nun,  wie  wir  gesehen  haben,  die  doktrinäre 
Auffassung  der  Gemeindeautonomie  und  das  äufserliclie  Festhalten 
an  der  alten  Form  tles  materiellen  Heimatrechtes,  der  Gemeinde- 
angehörij^keit ,  mit  dem  Gesetz  vom  Jahre  1863  ein  Heimatrecht 
geschaffen ,  das  eigentlich  kein  1  Icimatrecht  mehr  ist.  Die  Scliale, 
das  formelle  Heiniatrecht  bliei>  bestehen,  der  Kern,  die  Annen- 
versorgung, schrumpfte  fast  völlig  zu-  inMuen.  Denn  es  ist  wider- 
sinnig, an  ein  Heimatrecht,  das  nur  aul  tirund  freiwilliger  Aufnahme 
in  den  ( iemeindevcrband  erlangt  werden  kann,  die  ArmenversoilgUOg 
anzuknüpfen,  Wenn  frleichzeiti^  die  über  jene  Aufnahme  ent- 
scheitlende  Körperschaft  ausschliefslich  aus  den  besitzenden  Klassen 
gebildet  wird.  Das  (iesctz  von  1803  hat  al>o  die  normale  Ent- 
wickelung  fies  Armenwesens  in  Oesterreich  durchaus  verhindert  und 
zwar  nicht  so  sehr  deshalb,  weil  es  das  Prinzip  des  Hcim.itrcchtes. 
das  ja  tit  r  modernen  Entwickclnni^  der  Gesellschaft  gewifs  nichi  mehr 
adäquat  ist,  beibehielt,  sondern  weil  es,  wie  bemerkt,  selbst  dieses 
Prin'/ip  tiur  äufserlich  aufrechterhielt,  sein  wahrem  W'eseii  aber  tlurch 
die  Ausscheidunpf  der  Ersit/.un;^  au>  clni  l-j-utrb-;^^riiii<lcn  des  Heimal- 
rechtes, vollkoittmen  vernichtet  liatle.  Vaw  \"eiL,'leicli  mit  iler  bayrischen 
liciiuat^oetzgebun^  beleuchlei  die  geradezu  anli>oxjale  I  jilw  ickelun„^ 
der  österreichischen  ( iesetzgebnni^.  In  Bayern  ist  allerdings  aui  da>« 
den  Erwerb  des  Heiniatrcchtc»  wesentlich  erleichternde  Gesetz  vom 


Digitized  by  Google 


DsLü  österreichische  licimatrccht  uud  :>eiuc  Reform. 


S79 


Jahre  1825  auch  ein  Rückschritt  im  Jahre  1834  erfolgt. '}  Aber  das 
Gesetz  vom  16.  April  1868  berücksichtigt  wieder  den  langjälirij^en 
Aufenthalt  in  ausgedehntem  MaTsc.  indem  steuerzahlencfe  Insassen 
nach  5  Jaliren,  alle  anderen  grolsjährigcn  Insassen  nach  lO  Jahren 
Aufenthalt  den  Anspruch  auf  die  Verleihung  des  Heimatrechtes  in 
derselben  zugesichert  erhielten.  Da  sich  nun  in  der  neueren  Zeit 
auch  diese  Fristen  als  zu  lang  gedehnt  erwiesen,  um  dem  Heimat- 
rechte  die  notwendige  Elastizität  zu  bewahren,  so  sind  mit  der 
Novelle  vom  17.  Juni  1S96  die  Fristen  auf  vier,  beziehungsweise 
sieben  Jahre  herabgesetzt  worden.^  Ueberdies  wurde  in  gleicher 
Weise  wie  durch  die  Österrekrhische  Novelle  das  Institut  der  „Ent- 
heimatung*  durch  die  Gemeinde  eingefuhrL 

In  Bayern  also  ist  der  wahre  BegriiT  des  Heimatrechtes,  der 
von  der  Zulassung  der  Ersitzung  als  Erwerbsgrund  derselben  un- 
zertrennlich  ist,  festgehalten  und  so  eine  organische  Fortentwtckelung 
der  Grundlage  des  Armenwesens  erm^licht  worden.  Aber  gerade 
die  richtige  Erfassung  des  BegrüTes  vom  Heimatrecht  mufs  zu  dem 
Urteile  fuhren,  dafs  dieser  Fortentwickelung  selbst  eine  enge 
Schranke  gezogen  ist.  Auf  der  einen  Seite  ist  es  in  der  Natur  des 
Heimatredites  gelegen,  dafs  es  nur  auf  Grund  längeren  Aufent- 
haltes  ein  Armenversorgungsrecht  gewährt,  dafs  es  ein  dauerndes 
Angehörigkeitsverhältnis  des  Individuums  zur  Gemeinde  als  seinen 
innersten  Kern  enthalt;  auf  der  anderen  Seite  verlangen  die  wirt- 
schaftlichen und  sozialen  Bedürfnisse  unserer  Zeit  mit  Notwendigkeit 
ein  Armenwesen,  das  für  die  offene  Armenpflege  den  kurzfristigen 
Aufenthalt  zur  Grundlage  nimmt  Schafft  man  also,  um  den  Namen 
aufrecht  zu  halten,  ein  Heimatrecht  mit  kurzer  Ersitzungsfrist,  so  be- 
hält man  wohl  dem  Namen,  nicht  aber  der  Sache  nach,  das  Heimat- 
recht, man  hat  damit  einfach  das  Unterstützungswohnsitz-Prinzip  ohne 
das  Wort  dafür  au%enommen. 

Freilich,  von  der  österreichischen  Novelle  vom  5.  Dezember 
1896  fuhrt  noch  ein  gutes  Stück  bis  zu  dieser,  durch  die  historische 
Natur  des  Heimatreclites  gez<^etien  Schranke.  Es  ist  wenig  Aus- 
sicht vorhaiulen.  ilafV  die  österreichische  Gesetzgebung  diesen  Weg 
in  sehr  rascher  Folge  ilurchmessen  wird.  Hat  doch  sclion  diese 
Reform,  die  eigentlich  nur  den  Status  quo  ante  1863  hergestellt, 


Vgl.  S«ydel,  Bayeracfacs  StaAUrecht  I.  Baad  S.  86  ff. 
*)  Dr.  Max  Proebst,  Das  baj'eritiche  Gesetz  aber  Heimat,  Verehrlichttiig  and 
Attfcatbalt.   2.  Aufl.   Mflncbea  1896. 
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einem  Widerstande  begegnet,  der  dem  sozialpolitischen  Reformeifer 
in  dieser  Richtung  ftir  die  näcliste  Zeit  wenig  Hoffnung  übriglä(st* 
So  wird  das  Bestreben  darauf  gerichtet  sein  müssen,  nunmehr  auf 
der  notdürftig  wiederhergestellten  Grundlage  des  richtigen  Heimat- 
rechtsb^riffes  das  Armenwesen  durch  legislative  Malsregeln  der 
Landtage  auszubauen,  die  Armcnpflc'^i'  in  den  Städten  von  Grund 
aus  zu  refonnii  ron.  Sodann  wird  auch  die  Aufcnerksamkeit  aller, 
die  ernste  Sozialpolitik  in  Oesterreich  fordern  wollrn ,  darauf  ge- 
richtet sein  niä<»en,  durch  den  Ausbau  der  Versichcrungsgesetz- 
gebung  die  Armenversorf:^ung.spflicht  der  Gemeinden  immer  mehr 
zu  verringern  und  so  deo  Grundsatz  des  alten  Heimatrechtes  wieder 
in  neuer  Form  zu  Ehren  zu  bringen:  nicht  die  Gemeinde,  in  der 
der  Arbeiter  bis  zu  „erfolgter  Mühseligkeit"  geschafft,  sondern  jene 
Faktoren,  für  die  er  seine  Arbeitskraft  konsumiert  hat,  die  Industrie 
und  der  Grofsgrundbesitz  in  erster  Reihe,  müssen  den  wesentlichsten 
Teil  der  Armenlast,  die  Altersversoigung  auf  sich  nehmen.  Gewils 
wird  hier  auch  die  Gemeinde  in  ganz  neuer  Weise  an  der  Erfüllung 
der  sozialen  Pflichten  der  Gesellschaft  teilnehmen  können  und 
müssen:  aber  das  wird  in  anderer  Gestalt  geschehen  müssen  als  bis- 
her nach  der  Schablone  des  alten  Heimatrechtes.  Wcrn^  die  besitz- 
lose, arbeitende  Kla.sse  wneder  thatsächlich  in  den  Organismus 
de<  modernen  ( Temeindcwcsens  cin^tiiigt  sein  wird,  wenn  sie 
nicht  nur  dem  Namen  nach  1  h  iinalani^^ehnrijjje,  sondern  auch  wirk- 
liche an  der  Bildung  der  ( icnii  intle\  crti  clung  mitl>crechti;^^te  Ge- 
meindegeno.ssen  sein  werden,  erst  dann  wird  der  BeL^ritV  der  Ge- 
meinde als  Heimat  wieder  jenen  hohen,  ethischen  Gehalt  besitzen, 
den  die  Verfechter  des  bestehenden  Heimatunrechte>  in  C)  est  er  reich 
mit  solchem  Path(*s  so  oft  und  so  gan:^  und  gar  unberechtigt  der 
Heimatgemeinde  von  heute  vindizieren  wollen. 
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AUSTRALIEN. 

Die  Fabrikgesetzgebung  in  Viktoria. 

Eingeleilet  von 

Dr.  BENNO  KARPELES 

in  London. 

Die  gesellschaftlichen  Verhältnisse  Australiens  sind  durch 
Sir  Charles  Dilke  gewissermafseii  erst  entdeckt  worden :  in  den 
„Problems  of  Greater  Britain"  (London  1890),  dem  Standard  work 
der  politischen  Litteratur  über  die  grofsen  englischen  Kolonieen, 
hat  er  das  sonnif^e  Bild  einer  Demokratie  vor  unseren  überraschten 
Augen  entworfen ,  deren  treibendes  Prinzip  der  soziale  Fortschritt 
ist.  Wer  gewohnt  war,  mit  dem  Namen  Australnsien  die  Vorstel- 
lung eines  Landes  zu  verbinden,  das  den  Charakter  einer  Strat  liii^^s- 
kolonie  bewahrt  hat,  der  las  mit  Staunen  die  Schilderung  blühender 
Gemeinwesen ,  in  denen  Klassenkampf  und  Klassenherrschaft  un- 
bekannte I^cgnrte  sind;  in  denen  revolutionäre  Theorieen  keinen 
Boden  finden ,  weil  der  allgemeine  Wohlstand  eine  konservative 
Richtung  der  Geister  erzeugt  hat;  in  denen  der  aufreizende  Reich- 
tum der  Weni[Ten  ebenso  fehlt  ,  wie  das  autreizende  Elend  der 
Vielen;  in  denen,  trotz  Kapitalismus  und  Fabriksystera,  den  Arbeitern 
ein  Paradies  bereitet  ist.  „A  workers'  paradise"  —  so  nannte 
Uilke,  der  nüchterne,  leidenschaftslose  Beobachter,  Australien  (1,  252), 
und  dieser  Name  ist  geblieben.  Das  Paradies  des  Paradieses  aber 
war  Viktoria,  „die  Führerin  in  den  demokratischen  und  staats- 
sozialistischen Bewegungen,  welche  Australien  zum  Pionier  für  Eng- 
lands W  ohl  gemacht  haben"  (I,  185). 

P^ast  ein  Jahrzehnt  ist  seit  dieser  enthusiastischen  Schilderung 
Sir  Cliarles  Dükes  verstrichen «  und  in  diese  Periode  fallt  ein  be- 
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deutuDgsvoUer  Abschnitt  in  der  Entwickelung  der  australischen 
Koionieen.    Eine  schwere  finanzielle  Krise  hat  Australien  hdm* 

gesucht  und  in  ihrem  Gefolge  die  wirtschaltliche  Depression.  Im 
Jahre  1886  betrug  in  Viktoria  die  Zahl  der  registrierten  Fabriken : 
1949  und  39506  Arbeiter  waren  in  ihnen  beschäftigt.  1800  zählte 
man  2507  ral»rik>-n  mit  47813  Arbeitern;  im  folgenden  Jahre  stieg 
zwar  noch  dit-  An/.ahl  der  Fabriken  um  41,  aber  der  Arbeiterstand 
war  um  fast  1200  Personen  verringert  worden.  1892  mufsten  105, 
1893  200  Fabriken  t^^es{xrrc  \verd'?n,  und  iu  diesen  zwei  Jahren 
sank  die  Zahl  der  Arbeiter  von  4^)640  auf  35263.  um  fast  ein 
Vierteil  1S04  werden  neuerdinirs  icw  Arbeiter  Ijeschafiigungslos. 
erst  1895  lassen  Zeichen  der  ( lesuiidung  sich  erkennen.  Und  als 
die  Krise  ihren  Höhepunkt  erreicht  halte,  da  erinnerten  .sich  die 
Unternehmer  in  Viktoria  an  das  im  Murterlande  bldhende  Sxstcni 
des  sweatiog.  Die  Gewerkschaft  der  Schneiderinnen  brach  zusammen 
(l893>- 

Der  l'riede  des  Arbeiterparadieses  war  ernstUcii  bedroht.  Die 
Arbeitslosen  afsen  vom  .Apfel  der  l>kcnntnii>. 

Zwei  grofse  Ereignisse  hatten  die  Denkungsweise  des  austra- 
lischen Arbeiters  schon  vorher  bednflufst.  Das  eme  war  der  Strike 
der  Londoner  Dockers,  dessen  Erfolg  die  Hochflut  des  neuen 
Uniontsmus  erzeugte,  das  zweite  der  Strike  der  australischen  Hafen- 
arbeiter, der  mit  einer  entscheidenden  Niederlage  endete.  Die 
Behauptung  ist  nicht  richtig,  dals  besonders  diese  Niederlage  dne 
unmittelbare  politische  Wirkung  ausgeübt  habe.  Der  Sturz  des 
Koalttionsministeriums  Gillies^Deakin  (30.  Oktober  1890),  der  dem 
Zusammenbruche  des  Strikes  um  einige  Tage  voranging,  war  durch 
die  Jinanzielle  Mifswtrtschaft  der  Regierung  von  Viktoria  herbei- 
geführt worden«  und  ebensowenig  waren  die  allgemeinen  Wahlen 
zum  Parlamente  New  Zealands,  die  kurz  darnach  stattfanden  und 
den  sozialistisch  -  radikalen  Anhängern  John  Baliances  den  Sieg 
brachten,  durch  den  Ausgang  des  Kampfes  zwischen  den  organi- 
sierten Unternehmern  und  der  or i^Moisierteo  Arbeitern  direkt  be- 
einflufst  worden.  Aber  es  ist  doch  auch  mehr  als  ein  blofs  zeit- 
liches Zusammentreffen,  dafs  seit  dem  Jahre  1890  in  allen  australischen 
Koionieen  die  Arbeiter  als  politische  Partei  sich  konstituiert  haben 
und  ihre  parlamentarische  Vertretung  nicht  mehr  oder  nicht  mehr 
ausschliefslich .  den  bnr-gerlichen  Parteien  überlassen.  J>if  poli- 
tische r  b  e  1 1  e  r  l>  e  w  e  u  n  f,'  war  seit  den  Reisetap^en  bir  Charles 
Dükes  als  neues  Element  der  Entwickelung  aufgetreten  und  sie 
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wurde  sofort  das  beherrschende  Element.  Die  Zeit  der  Koalitions» 
ministerieQ  ist  vorüber.  In  allen  attstralischen  Parlaincnten  sind 
heute  die  Parteien  wieder  scharf  geschieden:  auf  der  einen  Seite 
stehen  die  Kapitalbesitzer,  auf  der  anderen  die  Lohnarbeiter  und 
die  Farmer.  ^ )  Nur  die  alten  Namen  Liberalismus  und  Konservatis* 
mus  sind  geblieben. 

Mit  einiger  Berechtigung  darf  man  heute  das  Wort  vom  Arbeiter- 
paradiese wiederholen.  Zu  seinem  Schutze  hat  die  Gesetzgebung 
aller  australischen  Kolonieen  in  den  letzten  Jahren  gewaltige  Dämme 
aufgerichtet  und  ihre  Stärke  wird  deutlich  charakterisiert,  wenn  ich 
sage,  dals  selbst  die  Fabrikakte  von  Viktoria  nur  einea  bescheidenen 
Teil  dieser  legislativen  Emiogeoschatten  bilden. 

• 

Die  erste  gesetzliche  Regelung  der  Fabrikarbeit  in  Viktoria 
datiert  von  1874  (Supervision  of  W  ork-rooms  and  Factories  Act)» 
Ein  Gesetz  von  sechs  Paragraphen  schien  zu  genügen.  Als  Fabriken 
galten  alle  Räume,  „in  denen  bei  der  Erzeugung  von  Gütern  nicht 
weniger  als  zehn  Personen  beschäftigt  werden."  Nur  die  ta^rüche 
Arbeitszeit  der  weiblichen  Personen  war  beschrankt ;  sie  sollte  ohne 
Erlaubnis  des  Ministers  nicht  mehr  als  acht  Stunden  hetragt-n.  Das 
Gesundlu-irsamt  1  Board  of  Health  1  wurde  erni.ichti-Tt ,  über  die 
sanitären  Zustände  in  den  l'^ahriketi  Verordnungen  zu  erlassen  und 
die  lokalen  Gesundhritsrimtcr  suUteii  viher  ciie  Durchführung^  des 
Gesetzes  wachen.  .Sie  thaini  natürlich  nichts.  So  set/.ten  drnn, 
nach  einijrer  Ac^iiation.  die  Gewcrkscliaiien  die  Hcnitung  einer 
königlichen  Konnnission  durch,  welche  von  1882^  18S4  tagte  und 
einen  ansluhriichen  Bericht  erstattete.  Die  in  ihm  enihalicnen  Vor- 
schlafet- bilden  die  Grundlage  des  Fabrik-  und  I.adengesetzes  von 
1885,  welches  noch  heute  als  „Haupigeselz"  lu  iviali  steht. 1887 


')  In  keiner  utiMralLichen  Kulonic  sind  die  industriclleti  Lohnarbeiter  zahlreich 
gciuij;,  um  die  Mehrheit  In  den  I'arlaiiicutcn  zu  erlangen.  Ihre  natürlichen  Ver- 
bündeten sind  die  Farmer,  dcrco  Interessen  eine  staatssozialistische  licliaudlung  der 
Bodenfragc  verlangen.  Dks  VerbültDis  der  Lohnarbeiter  iti  den  FwmerD  ist  ftbrigeos 
nicht  ia  alten  Kolonieen  das  nämliche  (Qaeenilond!).  Es  konnte  nnt&rlich  nicht 
mehr  bezweckt  werden,  als  die  hemcbeaden  Tendensen  in  den  allgenieinsten  Um« 
rissen  kurz  darzulegen  —  eine  L  nici  ssklnuig,  der  von  Kolonie  zu  Kolonie  wechselnden 
Politik  der  Arbeiterpartei  liegt  aufserbalb  des  Rahmens  dieser  Abhandlung. 

-}  .\U  Fabrik'  und  LHdenycsetz  von  1 890  (Nr.  I091).  Die  Aendcrung  der  Jahres» 
tthl  erfolgte  1890  geiegentlich  einer  Revision  des  viktorianlschen  Gesetzbuches^ 
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schien  es  notwendig,  die  K.onkurreTT  :'fr  chinesischen  Arbeiter  da- 
durch zu  erschweren,  dafs  jeder  Kaum,  in  dem  auch  nur  zwei 
Chinesen  beschafrif^jt  sind,  als  Fabrik  erklärt  ward.  Eine  Akte  von 
1893  sollte  die  Bestimmungen  liber  die  Heimarbeit  verstärken:  die 
für  solche  Arbeit  gezahlten  Preise  mufsten  fortab  dem  Chef  Inspektor 
mitgeteilt  werden.  Zugleich  wurde  eine  parlamentarische  Kono- 
mission,  das  Factory  Act  Inquiry  Board,  mit  dem  Auftrage  ein- 
gciietzt,  die  Verhältnisse  der  l'.tbrikarbeit  und  besonders  auch  die 
Natur  und  Ausdehnung  des  Schwitzsysieras  zu  untersuchen.  Den 
Arbeiten  dieser  Kommission  verdankt  der  Entwurf  seine  Entstehung, 
welchen  Mr.  Peacock,  der  Chefsekretär  und  Uoterrichtsminister  des 
Kabinets  Turner,  am  4.  Juni  1895  der  Legislative  Assembly  vor* 
legte  und  der  nach  langwierigen  Verhandlungen,  in  manchen  Teilen 
verbessert,  in  einem  entscheidenden  Punkte  verstümmelt,  am 
28.  Juli  Gesetzeskraft  erhielt.  Mit  dem  Namen  Peacocks  bleibt  das 
neue  Gesetz  dauernd  verknüpft.  Niemals  und  in  keinem  Parlamente 
ist  eine  Mafsregel  zum  Schutze  der  Arbeiter  von  einem  Minister  mit 
gröfserer  Sachkenntnis  und  gröfserer  Wärme  vertreten  worden. 

Das  schwierigste  Problem,  vor  das  Peacock  sich  gestellt  hat, 
war  die  erfolgreiche  Bekämpfung  des  Schwitzsystemes.  Bei  «ner 
Definition  dieses  Ausdruckes  will  ich  mich  hier  nicht  aufhalten. 
Ebensowenig  bei  einer  Beschreibung  der  Arbeit  unter  dem  Schwitz* 
Systeme.  Denn  ein  solches  Bemühen  würde  nichts  anderes  be- 
deuten, als  die  zahlreichen  Definitionen  un  l  Besclireibun^^en  um 
dne  neue  vermehren.  Die  älteste  Erklärung,  die  auch  Peacock  sich 
angeeignet  hat,  ist  die  beste:  „grinding  the  faces  of  the  poor", 
Sweating,  das  ist  die  übermäfsige  Ausbeutung  der  menschlichen 
Arbeitskraft  in  welcher  Form  immer.  Ein  sweater,  „Schweifstreiber'*, 
das  ist  der  Fabrikant,  der  für  Arbeiten ,  die  i  n  seiner  Fabrik  ge- 
kistc-t  werden.  Hungerlöhne  bezahlt,  ganz  ebenso  wie  der  Subunter- 
nehmer oder  der  Sitzmeistcr,  der  verpestete  Hahlen  als  Arbeits- 
räume beistellt  und  wie  der  Verleger,  der  die  Heimarbeiter  zu 
achtzehnstündigem  Tagwerk  verurteilt.  Wer  unternimmt ,  nur  eine 
ganz  bestimmte  Form  solcher  Ausbeutung  zu  bekämpfen,  kann 
sicher  sein,  sie  in  allen  anderen  Formen  nur  zu  verscharfen.  Fest- 
setzung eines  Minimallohnes  und  Verbot  oder  doch  strenge  Ueber- 
wachung  der  Heimarbeit  und  strenge  Vorschriften  über  die 
sanitären  Zustände  aller  JkiriebsstaUcu  sind  nur  eine,  aber  uuch 
die  allein  wirksame  VV  alife. 

In  Viktoria  blühte  keine  Form  des  Schwitzsystemes  mehr,  als 
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die  der  Heimarbeit.  War  es  doch  so  wdt  gekoroiDeii,  dafs  roanche 
Grotsindustrielle  ihre  Fabrikgebäude  leer  stehen  lie(seQ  und  nur 
Heimarbeiter  beschäftigtea  Peacock  war  zu  einer  radikalen  Reform, 
die  das  Uebel  an  der  Wurzel  fassen  sollte,  bereit.  Sein  Entwurf 
statuierte  13)')  das  Verbot  der  Anfertigung  von  Kleidern  und 
Kleidungsstücken  für  den  Verkauf  aulserhalb  einer  Fabrik  ohne 
besondere  Erlaubnis  des  Chennspektors,  welche  nur  Personen,  die 
durch  häusliche  Pflichten  oder  l^rperliche  Leiden  verhindert  seien, 
in  einer  Fabrik  oder  Werkstatt  zu  arbeiten,  erteik  und  jederzeit 
zurückgezogen  werden  könne.  Schon  im  Unterhause  erhob  sich 
eine  lebhafte  Opposition.  Die  Minorität  verlangte,  da(s  ein  Erlaub- 
nisschein jeder  Person  ausgestellt  werden  solle,  die  guten  Leumund 
besitze  und  deren  Wohnung  den  Anforderungen  der  Fabrikgesetze 
entspreche.  Die  Opposition  wurde  noch  stürmischer,  als  Peacock 
bd  der  dritten  Lesung  den  Antr^  stellte,  als  weitere  Bedingung 
(lir  die  Erlaubnis  zur  Heimarbeit  den  Nachweis  zu  verlangen,  dafs 
die  betreffende  Person  zum  Erwerbe  des  Lebensunterhaltes  auf 
Heimarbeit  angewiesen  sei  („is  depending  upon  such  working  for 
the  means  of  Itving**).  Hierdurch  sollte  der  Konkurrenz  der  jungen 
Damen  aus  wohlhabenden  Familien  gesteuert  werden,  welche  die 
Fabrikarbeit  ,,beneath  her  posttton",  unter  ihrer  Würde  finden,  aber 
als  die  ärgsten  Preisdrückerinnen  aufzutreten  mit  dieser  Würde  ver- 
einbar halten.  Der  Führer  der  Opposition  {Mr.  Macintyre)  er- 
klärte den  Antrag  als  „einen  der  monströsesten  Vorschläge,  welche 
jemals  dem  Parlamente  irgend  eines  Landes  der  Erde  vorgelegt 
worden  seien**.  Mr.  MacLeUan  fand  dieses  Urteil  noch  zu  milde: 
„kein  Antrag,  der  diesem  an  Grausamkeit  gliche,  sei  jemals  einer 
gesetzgebenden  Körperschaft  unterbreitet  worden**.  Ein  anderer 
Redner  nannte  das  Verbot  der  Heimarbeit  „eine  glückliche  Korn* 
bination  von  Tyrannei  und  Narrheit**  und  ein  Mr.  Webb  sprach 
offen  aus:  „Es  sei  trösdich  zu  wissen,  dafs  das  Oberhaus  Viktoria 
vor  der  Schmach  eines  solchen  Gesetzes  bewahren  werde**.  Von 
der  ,4^eiligkeit  des  Hauses  und  der  FamUie**  ist  wohl  selten  so  oft 
gesprochen  worden,  als  in  jener  Sitzung.  Dennoch  erhielt  der  An- 
tr^  Peacocks  die  Majorität  (40  gegen  27  Stimmen). 

Das  Oberbaus  (Legislative  Council)  täuschte  die  Hoffnungen 


')  Zur  VerneidusK  der  WiedcrholungcD  beteiduie  ich  die  Sektionen  des  Ent- 
wurfes als  und  gebrauche  de»  Ausdruck  „Sektion**  nur  mitfiexi^  auf  das  gel« 
tendc  Gesetx. 
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nicht,  weldieo  Mr.  Webb  namens  aller  sweater  Ausdruck  gegeben 
hatte.   Es  lieis  £ist  einen  Monat  verstreichen ,  bevor  es  die  Bill  in 

Beratung  zog.  Dann  ernannte  es  ein  Select  Committee  von  zwölf 
Bifitgliedem,  welches  die  herrschenden  Uebelstände  erst  untersuchen 
solle.  Darüber  verstrichen  zwei  weitere  ^!onate,  in  denen  der  Aus- 
schufs  zwar  kein  neues  Material,  aber  eine  Reihe  von  Abänderungs- 
anträgen  zu  Tage  förderte,  durch  welche  die  wichtigsten  Errungen- 
schaften der  Bill  vernichtet  oder  verstümmelt  werden  sollten.  Der 
heftigste  Angriff  richtete  sich  natürlich  gegen  das  Verbot  der 
Hausarbeit.  Dafs  fireie  englische  Bürger  einen  Beamten  um  die 
Erlaubnis  bitten  sollten,  ihren  Lebensunterhalt  durch  wenn  auch 
noch  so  harte,  noch  so  schlecht  bezahlte,  aber  ehrliche  Arbeit  zu 
erwerben,  schien  den  Individualisten  des  Oberhauses  ein  gröfseres 
Uebel,  als  das  ganze  Schwitzsystem,  das  sie  allerdings  mit  beweg- 
lichen Worten  verdammten.  Es  wurde  also  die  ganze  Kiausei  dn* 
fach  gestrichen.  Sie  sei  überflüssig:  in  Sektion  13  seien  strenge 
Bestimmungen  über  die  Verzeichnisse  getroffen,  weicht  vom  Arbeit- 
geber über  jede  aufserhalb  einer  Fabrik  geleistete  Arlx  it  geführt 
werden  müssen;  ferner  werde  durch  die  eingesetzten  Spezial- 
kommissionen  's.  unten)  ein  Minimallohn  fixiert  werden.  Durch 
diese  Bestimmungen  sei  den  Heimarbeitern  aller  erforderliche  Schutz 
geboten. 

Bei  f\rr  neuerlichen  Beratung  der  Bill  in  der  Assemhiv  wies 
Peacock  inii  unwiderleglichen  (initidcTi  nach,  dals  weder  durch  diese 
Verzeichnisse  noch  durch  l'e.stset/.iint^  eines  Minimallohnes  das 
sweating  beseitigt  werden  könne.  Die  richtige  Führung  der  \'er- 
zeichnisse  sei  um  so  weniger  verh'ircjt,  als  das  0!)erhaus  die  Straf- 
androhun<^en  des  lüitwurfes  eriiei)lich  herah':'^eiiiuiriert  habe  und 
jedes  Mittel  der  Kontrolle  j^ei^eniifjer  tiem  unehriiclien  Unternehmer 
fehle.  \\;ls  nütze  ferner  die  Bestimmun^^  von  Minimallohneu,  weon 
ihre  Bezalilung  nicht  durchgeset/.t  werden  könne?  Die  Einfuhrung 
von  Erlaubnisscheinen  sei  aus  administrativen  Gründen  unumgäng- 
lich notwendig;  ohne  sie  mülste  das  (u^setz  ein  toter  Buchstabe 
bleiben.  Sie  sei  al>er  auch  im  Kampt'e  gofjen  das  Schwitzs)  stem 
notwendit^.  .\uch  wenn  der  Unternehmer  t^fenaue  Verzeichnisse 
fiihre  und  den  Minimallohn  bezahle,  so  l^leiben  die  ungesunden 
hauslichen  Werkstätten  und  bleibe  die  überlange  Arbeitszeit.  Der 
Unternehmer,  der  Heimarbeiter  beschattige,  sei  dem  Fabrikanten 
gegenüber  im  Vorteile;  er  brauche  keine  I-'abrikgebaude  zu  er- 
richten und  zu  erhalten,  spare  die  Anschaffung  von  Maschinen,  be- 
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nötige  keine  Werkmeister  uod  Aufseher.  Der  Fabrikant  mässe 
dieser  Kookurreoz  uoterliegea.  die  Heimarbeit  an  Ausdehnung 
immer  mehr  zunehmen.  Wirksame  Ioiq>elctiOQ  w«de  dann  unmc^* 
lieh  oder  doch  sehr  erschwert.') 

Das  Oberhaus  verharrte  in  seiner  ablehnenden  Haltung;.  Besser 
gar  kein  Gesetz  als  ein  so  ungeheuerliches  Gesetz,.  In  einem  anderen 
Streitpunkte  -  das  Uberhaus  hatte  acht  wichtige  Sektionen  f^e- 
strichcn  oder  abgeändert  -  -  gab  es  nach  und  accepiiertc  die 
Sektion  40  ( Schutz  f]i  r  Kt-ilnerinnenl  .^ber  die  Heimarbeit  sollte 
in  keim-r  Weise  beschrankt  werden.  Die  Krise  habe  den  Wohl- 
stand inancher  Familien  vernichtet.  Ls  gebe  Frauen  und  Töchter 
ehemaliger  Bankdirektoren,  die  jetzt  gezwungen  seien,  durch  Heim- 
arbeit ihren  Lebensunterhalt  z.u  verdienen.  Wolle  man  diese  der 
Demütigung  aussetzen,  in  einer  Fabrik  arbeiten,  oder  vom  Chef- 
inspektor die  Erlaubnis  zur  Heimarbeit  erbitten  zu  müssen? —  Zum 
dritten  Male  kam  abo  die  Bill  vor  die  Assembly.  Sie  erwiderte 
das  Entgegenkommen  des  Councils,  indem  sie  auf  dne  Bestimmung 
über  die  Arfodtsaeit  der  Krankenpflegerinnen  in  Spitälern  ver- 
zichtete, welche  bei  der  dritten  Lesung  aufgenommen  worden  war 
und  zeigte  sich  auch  in  der  Frage  der  Heimarbeit  zu  einem  Zu- 
geständnisse bereit.  Da  das  Oberhaus  an  dem  Worte  „Erlaubnis** 
(permit)  so  sehr  Anstois  nahm,  sollte  das  Gesetz  nur  von  «Regi- 
strierung**  sprechen.  Die  Registrierung  von  Frauen  und  Mädchen 
sollte  bedingungslos  geschehen,  nur  Männer  hätten  den  Nachweis 
häuslicher  Pflichten  oder  körperlicher  Krankheiten  beizubringen. 
Jede  als  Arbeitsstätte  dienende  Wohnung  müsse  den  sanitären  An* 
forderungen  des  Fabrikgesetzes  entsprechen  und  jede  als  Heim- 
arbeiter thätige  Person  solle  als  Fabrikbesitzer  gelten,  so  dals  die 
Inspektoren  —  Frauen  und  Mädchen  gegenüber  nur  weibliche  In- 
spektoren —  die  Durchführung  des  Gesetzes  überwachen  könntea 
Endlich  wurde  die  dem  Unternehmer  angedrohte  Gefängnisstrafe, 
nach  dreimaliger  Uebertretung  innerhalb  eines  Jahres,  in  Geldstrafe 
verwandelt.  Das  Oberhaus  war  aber  selfjst  mit  diesem  Zugestand- 
nisse nicht  zufrieden.  Mit  25  cje^en  8  Stimmen  lehnte  es  die  neue 
Formulierung  ab.  Es  handle  sich  nicht  um  Worte,  sondern  um 
ilie  .Sache.  Auch  die  vorf^eschlat^etu*  hassunj^  bedeute  einen  h.in- 
griff  in  die  Freiheit  des  Individuums,  sei  barbarisch,  monströs,  allen 

')  IVricnck  hatte  natürlich  hei  dieser  G«*|pp»Miheit  keine  Veranlassung,  die  öko* 
nomiscbeu  Vorteile  des  FabriLsystcms  gegenüber  der  Heimarbeit  zu  belonea. 
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engUscheo  TraditioDcn  widersprediend.  Ein  Redner  der  Majorität 
war  unklug  genug,  die  wahren  Motive  des  Widerstandes  zu  ent- 
hüllen: jeder  Heimarbeiter  sei  ein  Verlust  för  die  gewerlcscbaftKche 
Organisation  und  deren  „Tyrannd**  entzogen.  Im  übrigen  bewilSgte 
das  Oberhaus  die  Einbeziehung  der  Wäschereien  in  das  Fabrik* 
gesetz  (Sekt.  3,  sub&  2). 

Die  Assembly,  die  nun  zum  vierten  male  die  Bill  beriet,  er- 
klärte nk:ht  nachgeben  zu  können.  Alle  anderen  Verstümmelungen, 
die  der  Council  vorgenommen  habe  ~~  mit  Ausnahme  einer  die 
Regelung  der  Ueberzeit  betreffenden  —  wolle  sie  hinnehmen,  da 
sie  das  Grundgeftige  des  Entwurfes  nicht  berührten.  In  der  Fr^e 
des  Schvvitzsystemes  aber  müsse  sie  darauf  bestehen,  da(s  die  Ver- 
waltung mit  allen  notwendigen  Machtbefugnissen  ausgestattet  werde. 
Peacock  erklärte  lieber  auf  das  ganze  Gesetz  verzichten,  als  mit 
einem  Scheingesetze  sich  begnügen  zu  wollen.  Das  Oberhaus  sei 
dann  für  das  Scheitern  der  Büi  allein  verantwortlich.  Sei  es  bereit, 
vor  dem  Lande  diese  V^erantwortung  zu  übernehmen? 

Die  Sprache  machte  einigen  Eindruck.  Der  Solicitor  Genend, 
Cuthbert,  der  die  Regierung  im  Oberhause  vertrat,  suchte  zu  ver- 
mitteln. Er  schlug  vor,  Männer  und  Frauen  gleichmäfsig  zu  be- 
handeln, für  die  Angehörigen  beider  Geschlechter  die  Pflicht  zur 
Registrierung  als  Heimarbeiter  zu  statuieren  und  die  Befugnis  der 
Inspektoren  derart  einzuschränken,  dafs  sie  an  Heimarbeiter  nur 
folgende  Fragen  stellen  dürften:  von  wem  haben  sie  die  Arbeit  er- 
halten und  welcher  Preis  wird  ihnen  daflir  gezahlt? Von  einer 
Erlaubnis  zur  Heimarbeit  war  also  nicht  mehr  die  Rede;  sie  wurde 
als  unveräufserliches  Recht  jedes  freien  Briten  anerkannt  —  nur 
sollte  er  dem  Chefinspei:" nr  seine  Adresse  mitteilen,  geradt^so  wie 
jeder  Fabrikant  .seine  Fabrik,  jeder  K.nitinann  seine  Firma  re^^i- 
striere.  Gegen  die  Befragung  durch  einen  Inspektor  durfte  man 
den  Widerspruch  des  Oberhauses  noch  erwarten.  Das  konnte  allen- 
falls unter  Anrufun^j  des  Namens  der  Freiheit  als  unberechtigte  Ein- 
mischung in  Privritrm^c!rr^(  nlif.  itcn  des  Heimarbeiters  erklärt  werden. 
.-\ber  c^crade  iim  dieser  Bestmimung  woll'.r  (IlIs  Überhaus  sich  ver- 
.Mihnea;  mit  der  Pflicht  zur  Registrierung  jedoch  unter  keinen  Um- 
standen. Freilich:  was  nutzte  dem  Inspektor  seine  Befugnis,  wenn 
er  die  Adresse  des  Heimarbeiters  nicht  kannte?   Im  Register  des 


')  Also  dit*  gef^rtiwärlige  Fassung  der  Sektion  14  mit  Wcßlassung  je  des  letcteo 
Satzes  der  Subsektiooen  (l)  und  (2)  und  der  ganzen  Subsektioo  (4). 
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Sweaters  würde  er  sie  nicht  finden.  Der  rrewissenlöse  Sweater  würde 
es  schon  verstehen,  seine  Verzeichnisse  nicht  korrekt  zu  führen  und 
doch  der  Strafe  zu  entgehen.  Die  ..F.ininischun*"  des  Inspektors 
war  also  wohl  theoretisch  ein  Kin^ritl  in  das  Selbstl;estimmun;^s- 
recht  dfs  hidividuums,  aber  sir  war  nicht  zu  hefnrchten,  so  lange 
die  Registrierung  verhindert  war.  Und  sie  wurde  \  r  rhindtTt.  ..Ich 
bin  überteuert."  rief  unter  dem  Beifall  der  V^ersanimluug  ein  ehren- 
werteü  .Mitf:;lied.  „jedes  echte  eu indische  Weib  würde  eher  verhungern, 
als  die  Selbstachtung  verlieren  und  sich  von  der  Regierung  ein 
Brandmal  aut  den  Nacken  drücken  lassen"  i.  .  .  even  go  without 
the  means  of  living  rather  than  consent  to  lose  thcir  self-respect 
by  having  the  Government's  broad  arrow  stamped  on  their 
backs).  Es  fällt  schwer  zu  glauben,  dafs  solche  Sprache  der  fana- 
tischen Schwärmerei  für  die  —  Freiheit,  nicht  der  fiir  das  Sdimts* 
System  entsprung^en  sei. 

Noch  am  selben  Tage,  dem  letzten  der  Session,  gelangte  die 
Bill  —  zum  iiinftenmale  —  vor  die  Assembly  (5.  März  1896).  Das 
englische  Parlamentsrecht,  welches  jede  Session  als  legislative  Ein- 
heit betrachtet,  war  in  Vitctoria  erst  vor  kurzem  dahin  abgeändert 
worden,  dafs  nicht  erledigte  Gesetzentwürfe  durch  BescMufs  des 
Hauses  in  der  folgenden  Sesdon  desselben  Parlaments  wieder  auf- 
genommen werden  könnten.  Hiervon  machte  die  Regierung  Ge- 
brauch. Sie  lehnte  es  ab,  die  Entscheidung  des  Oberhauses  zu- 
nächst zu  acceptieren  und  die  beiden  angefochteneii  Sektionen  (14 
und  21)  als  besondere  Bill  wieder  einzubringen,  da  sie  gerade  diese 
Bestimmungen  als  wesentliche  bezeichnet  hatte  und  beantragte  die 
Vertagung  der  Debatte  bis  zum  B^nne  der  nächsten  Session. 
Dieser  Motion  stimmte  die  Assembly,  nicht  ohne  erregte  Angriffe 
gegen  das  Oberhaus,  bei.  Eine  lebhafte  Agitation  erhob  sich  im 
ganzen  Lande.  Der  Kampf  gegen  das  Schwitzs\stem  verdichtete 
sich  in  den  K.inujf  gegen  die  Institution  der  /.weiten  Kammer, 
deren  }-^xistenz  m  i-ineni  demokratischen  Lande  einen  gefährlichen 
Anachronismus  bedeute.  Und  als  das  l'arhunt  ni  wieder  zusammen- 
trat, war  der  Widerstand  des  Oberhauses  gebrochen.  Ks  war  nur 
mehr  auf  die  VVeisf  des  Rückzuges  bedacht.  Die  rettende  Planke 
wurde  gefunden.  Es  handle  sich  um  ein  Mifsverständnis :  das  Ober- 
haus sei  der  Ansicht  gewesen,  die  Register  der  Heimarbeiter  .sollten 
Ödeutlich  geführt  werden,  Dick  und  John  sollten  jederzeit  in  sie  Ein- 
blick nehmen  und  die  armen  wolilh.i!)erui(  n  jungen  Damen  denun- 
zieren dürfen.    Iiier\  on  war  nie  die  Rede  gewesen.  Sekrion  iS  des 
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Gesetzes  von  i8qo  bedroht  jeden  Inspektor  wegen  Verletzung  des 
Amtsgeheimnisses  mit  krimineller  Bestrafung,  und  in  den  vier  De- 
batten, in  denen  das  Oberhaus  sich  mit  dem  Entwürfe  beschäftigt 
hatte,  war  jenes  Ai^timent  nieiDals  gebraucht  worden.  Die  Assembiy 
war  bereit,  die  Garantieen  der  Geheimhaltung  des  Registers  zu  ver- 
stärken. Sie  nahm  zum  Ueberflusse  noch  in  die  Sektion  selbst  eine 
besondere  Strafbestimmung  (subs.  4)  auf,  und  mit  diesem  Siege  zu- 
frieden, gab  das  Oberhaus  endlich  nach.  Die  Frage  der  Ueber* 
zeit  wurde  durch  einen  Kompromifs  erledigt  und  das  Gesetz  in 
Sicherhdt  gebracht. 

Vergleicht  man  die  Bestioomungen  der  Sektion  14  des  Gesetzes 
mit  denen  des  $  13  des  Entwurfes,  so  tritt  die  Verstümmelung  klar 
genug  zu  Tage.  Der  Entwurf  hatte  das  Verbot  der  Heimarbeit 
ausgesprochen,  das  Gesetz  erhält  die  Heimarbeit  und  sucht  nur  ihre 
Ausbeutung  zu  verhindern.  Dem  Heimarbeiter  wird  es  also  weiter 
gestattet  sein,  die  Arbeitszeit  bis  zur  äufsersten  durch  seine  physische 
Leistungsfähigkeit  allein  gezogenen  Grenze  auszudehnen,  und  die 
sanitäre  Ueberwachung  seiner  Wohnung  bleibt  auch  in  Zukunft  den 
Gemeindebehörden  anheimgestellt.  Aber  dennoch  bedeuten  die 
Bestimmungen .  mit  denen  nun  der  Kampf  in  Viktoria  geführt 
werden  kann,  einen  geradezu  un<;eheuren  I^\:)n schritt  gegenüber  den 
Versuchen  aller  anderen  Lander.  Gelingt  es  den  Fabrikinspektoren 
—  und  die  Inspektion  ist  nirgends  wirksamer  als  iu  Viktoria  — 
das  (jesetz  auch  durchzuführen,  so  mufs  das  Schwitzs}stcm  trotz, 
des  Fortbestandes  der  Heimarbeit  allmalig  verschwinden.  Die  Be- 
zahlung ausreichender  Löhne  ist  ein  starker  Hebel  7ur  Herabsetzung 
der  Arbeitszeit:  gute  Loiuie  und  kurze  Arbeits^ieit  werden  auf  die 
VVohnuugszustände  nicht  ohne  Einflufs  bleiben  können. 

In  der  Erkenntnis  dieses  Zusammenhanges  —  oder  vielmehr 
in  der  Bethätigung  dieser  Erkenntnis  —  liegt  das  grofse  Verdienst 
der  Viktorianischen  Gesetzgebung.  Das  Verbot  der  Heimarbeit  war 
bisher  die  Panacee  aller  Gegner  des  Schwitzsystems,  weil  ihnen  die 
Heimarbeit  als  die  Quelle  aller  Uebel  galt.  Aber  sie  vergafsen» 
dafs  die  Heimarbeit  nur  eine  Erscheinungsform  des  Systems  der 
Ausbeutung  ist,  das  auf  dem  freien  Arbeitsvertrage  beruht.  In 
Viktoria  ist  heute,  wenigstens  für  bestimmte  Industrieen,  die 
Freiheit  des  Arbeitsvertrages  gesetzlich  aufgehoben. 
Kern  Unternehmer  darf  fernerhin  den  bei  der  Erzeugung  von 
Kiddern,  Kleidungsstücken,  Gebäck  und  Möbeln  beschäftigten  Ar- 
beitern einen  geringeren,  als  den  von  der  Gesamtheit  der  Unter- 
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oehmer  mit  der  Gesamtheit  der  Arbeiter  durch  ihre  Vertreter  ver- 
einbarten Lohn  bezahlen. 

Die  Einrichtunfi;  der  .,Spezialkonimissi(inen",  welche  die  Lohn- 
te.stset^un<:;^en  vorzunehmen  haben,  darf  nicht,  wie  dies  wohl  ge- 
schehen ist,  mit  der  Dekretierun«^  des  Lebenslohnes  (livin^^  wa^^e) 
vervvechselt  werden.     Aber  ebensowenig  mit  der  obligatorischen 
Einsetzung  von  Arbitration  Boards.    Die  Höhe  des  Lebenslohnes 
festzustellen,  ist  Aufgabe  der  Wissenschaft,  nicht  von  Unternehmern 
oder  Arbeitern.    Sie  ist  für  jeden  Zeitabschnitt  und  für  jede  Loka- 
lität zu  ermitteln  und  ist  unabhanf^ig  von  den  verschiedenen  V'er- 
haitnissen  der  verschiedenen  Industrieen.    Einigungsami  er  andrer- 
seits bestimmen  nicht  das  Minimum  des  Lohnes,  unter  welches 
kein  Arbeitgeber  herabgehen  darf,  sondern  den  i'reis  der  Arbeit, 
der  thatsächlich  zu  bezahlen  ist.    Diese  Spcziaikommissionen  sind 
vielmehr  ein  ganz  eigentümliches  Gebilde,  das  nur  auf  australischen 
Boden  entstehen  konnte.    Peacock  war  gezwungen,  für  die  vom 
Schwitzsysteme  hcimq^esuchten  hidustrieen  das  freie  Vertragsrecht 
aui/uiicbcn.  zugleich  ihcr  seinen  Entwurf  mit  angstlicher  Rücksicht 
auf  die  Grundlagen  der  alteren  Fabrikgesetzgebung  auszuarbeiten. 
Weder  im  Mutteriandc,  noch  in  V'iktoria  giebt  es  einen  Schritt 
nach  rückwärts;  aber  nichts  ist  auch  schwieriger,  als  ein  Schritt 
nach  vorwärts,  wenn  es  sich  darum  handelt,  die  gewohnte  Bahn  zu 
verlassen.    In  prinzipiellen  Fragen  ist  ein  Kompromifs  nicht  mög- 
lich, und  wena  die  englische  Gesetzgebung  mit  einem  Worte 
charakterisiert  werden  soll,  so  mit  dem  Worte  Kompromiß  IXe 
jeweilige  Opposition  ereifert  sich  pfltchtschuldig,  wenn  2.  B.  <fie 
wöcfaeotiidie  Arbeitszeit  der  Frauen  reduziert  werden  soU,  aber  sie 
beruhigt  «ch  sofort  bei  dem  Votum  der  Majorität  und  wird,  wenn 
sie  zur  Regierung  kommt,  eine  weitere  Verkürzung  unbedenklich 
selbst  vorschlagen.  Die  Frage  jedoch,  ob  Frauenarbeit  überhaupt 
geschützt  werden  soll,  die  Frage  nach  dem  Prinzip,  nicht  nach  dem 
Grade  also,  konnte  erst  nach  erbitterten  ICämpfen  entschieden 
werden.    Die  Dekretierung  des  L«benslohnes  vorzuschlagen  — 
daraa  durfte  die  Regierung  nicht  denken.     Selbst  die  Spezial- 
kommisaonen  för  die  erwähnten  Industrieen  hätten  nicht  errichtet 
werden  können,  wenn  nicht  das  Oberhaus  seine  AngriiTskraft  auf 
die  administrativen  Bestimmungen  des  Entwurfes  gerichtet  hätte,  in 
der  Hoffnung ,  hierdurch  die  ganze  Bill  zu  Fall  zu  bringen.  Aber 
indem  die  Regierung  die  Kommisstonen  lediglich  als  eine  geeignete 
Waffe  gegen  das  Schwitzsystem  darstellte  und  ihre  prinzipielle  Be- 
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deutuDg  gescUckt  verleugnete,  gelang  es  ihr,  diese  wichtige  Malä- 
regel  ohne  besondere  Schwierigkeit  durchzusetzen.  Für  die  Zukunft 
ist  dies  von  gröfster  Bedeutung:  denn  das  »neue  Prinzip*  ist  nun 
einmal  etabliert.  Und  dafs  die  Kommissionen  im  Kampf  gegen 
das  Schwitzsystem  sich  bewähren  werden,  darf  woM  erwartet  werden. 
Denn  der  von  ihnen  festgesetzte  Minimallohn  gilt  gleichmäfsig  für 
Fabrik-  wie  fiir  Heimarbeit  und  ist  derselbe  för  Manner  wie  für 
Frauen.  Die  Konkurrenz  der  Arboter  unter  einander  sowie  der 
Unternehmer  unter  einander  wird  bd  einem  gewissen  Lohnniveau 
aufhören  müssen  und  die  Arbeiter  Viktorias  sind  stark  genug  zu 
verhindern,  dafs  dieses  Niveau  unter  dem  des  Lebenslohnes  fixiert 
werde.  Man  könnte  vielleicht  befürchten,  dais  die  Heimarbeiter 
dort,  wo  sie  die  Mehrheit  aller  beschäftigten  Arbeiter  bilden,  die 
Politik  verfolgen  werden,  durch  das  Zugeständnis  möglichst  geringer 
Löhne  die  Fortdauer  der  Heimarbeit  zu  verewigen;  und  das  dürfte 
ja  bei  den  Personen  zutreffen,  welche  die  Arbeit  in  einer  Fabrik 
„unter  ihrer  Würd^^  halten.  Die  eigentlichen  Lohnarbeiter  jedoch 
machen  ihre  Wohnung  zur  Werkstatt,  nicht  weil  sie  wollen,  sondern 
weil  sie  müssen.  In  ihrem  Interesse  liegt  j  die  Anerkennung  des 
Lohnes  der  Fabrikarbeiter  als  Minimallohn,  und  je  erfolgreicher  sie 
hierbei  sind,  desto  lebhafter  müssen  die  ökonomischen  Vorteile 
der  Fabrik*  gegenüber  der  Heimarbeit  den  Unternehmern  sich 
fühlbar  machen.  Während  also  zunächst  eine  Besserung  der  Lage 
der  Heimarbeiter  angestrebt  wird,  wird  die  Thätigkeit  der  Koni> 
missionen  wesentlich  zur  Einschränkung  des  Systemcs  der  Heim- 
arbeit beitragen. 

Nach  dem  Entwürfe  der  Regieruog  sollten  die  Spezial- 
kommissionen  nur  für  Frauen  und  jugendliche  Arbeiter  den  Minimai* 
lohn  bestimmen  können,  also  nur  für  die  „geschützten  Personen**, 
nicht  auch  für  die  erwachsenen  männlichen  Arbeiter.  Auch  hier 
handfite  es  sich  um  ein  altehrwtirdijj^cs  Prinzip,  das  nicht  durch* 
brochen  werden  durfte.  Die  Assembly  war  jedoch  anderer  Meinung. 
Sie  wollte  mcht  nur  die  Fiktion  nicht  länger  aufrechterhalten,  dafs 
der  erwachsene  Arbeiter  nicht  schutzbedürftig  sei,  da  er  sich  selbst 
helfen  könne,  sondern  argumentierte  mit  vollem  Rechte,  dafs  der 
Kampf  gegen  das  Schwitzsystem  zu  einer  Farce  werden  und  damit 
enden  müsse,  dafs  die  Frauen  die  Männer  aus  den  Fabriken  ver* 
drängen  und  der  Heimarbeit  preisgeben  würden.  Die  Rqgieniog 
erwiderte,  wenn  der  Wirkungskreis  der  Spezialkommissionen  auch 
die  erwachsenen  Arbeiter  umfassen  solle,  so  wäre  es  nur  logisch. 
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auch  ihre  Arbeitszeit  gesetzlich  zu  regelo.  Aber  gerade  das  sei  es, 
was  sie  verlangten,  erldärtea  die  Sozialisten;  gerade  dazu  seien  sie 
in  das  Parlament  entsendet  worden,  um  auch  die  gesetzliche  An* 
ericennuag  der  bestehenden  Verhältnisse  (des  Achtstundentages)  zu 
erreichen  und  als  logisch  denkende  Manner  müfsten  sie  ebenso  wie 
den  Maxiroalarbettstag  auch  den  Mintmallohn  fordern.  Eine  Rede 
des  früheren  Miinsters  Dealdn,  der  die  Ausdehnung  des  Entwurfes 
nii  phitantropischen  Erwägungen  rechtfertigte  —  „let  them,  at  any 
rate,  see  that  the  clothes  they  wore  and  the  brcad  they  ate  did 
not  come  to  them  staiüed  with  blood  from  the  martsrrdom  of  the 
toifing  masses'*  —  gab  den  Ausschlag.  Mit  49  gegen  20  Stimmen 
wurde  trotz  des  Widerstandes  der  Regierung  beschlossen,  dafs  die 
von  den  Spezialkommissionen  getroflRmen  Lohnfestsetzun^en  auch 
für  erwachsene  männliche  Arbeito*  zu  gelten  haben.  Das  Oberhaus 
acceptierte  die  Neuerung,  um  zu  zeigen,  wie  ernst  es  den  Kampf 
gegen  das  Schwitzsystem  nehme  und  weil  sich  sofort  eine  andere 
Gelegenheit  darbot,  die  Anhänglichkeit  an  die  alten  Grundlagen 
der  Fabrikgesetzgebung  zu  beweisen. 

Die  Arbeiterpartei  hatte  nämlich,  entsprechend  ihren  Er- 
klärungen, bei  Beratung  der  Sektion  21  den  Antrag  gestellt,  die 
Bestimmungen  über  die  Maximalarbeitszeit  der  geschützten  Personen 
auf  die  erwachsenen  männlichen  Arbeiter  auszudehnen:  niemand 
solle  durch  mehr  als  48  Stunden  in  der  Woche  und  mehr  als  10 
Stunden  an  einem  Ta^e  beschäftigt  %verden  dürten.  Die  Ret;ierung 
opfKDnierte  aus  den  uns  schfui  bekannten  (iriinden.  Kingedeiik  ihrer 
früheren  Niederlage  aber  erklärte  sie  sich  bereit,  bei  der  dritten 
Lesung  eine  andere  Formulierung  zu  acceptiercn  und  sich  hierüber 
mit  dem  Antragsteller  zu  einigen ,  wenn  er  sein  Amendment  vor- 
la  iti^  zurückziehen  würde.  Das  geschah,  und  bei  der  dritten  Lesung 
wurde  der  Vorschlag,  die  IMaximaldauer  der  Arbeits7.e!t  ebenfalls 
durch  Spezialkommissionen  bestimmen  /.u  lassen,  angenommen,  vom 
Oberhause  jedoch  verworfen ,  weil  es  eine  Durchbrechung  des 
„Prinzipes  der  isiichteininisciuing  in  die  Angelegenheiten  erwachsener 
Männer"  nicht  zugeben  mochte.  Erst  bei  der  vierten  Beratung  der 
Rill  liefs  die  Assembly  den  Antrag  fallen,  der  ja  mehr  den  Charakter 
einer  Demonstration  als  einer  praktisch  wichtigen  Mafsregel  trug; 
im  Arbeiterparadiese  Viktoria  hat  die  grofse  Mehrheit  der  Arbeiter 
den  Achtstundentag  schon  langst  errungen. 

Das  Prinzip  der  Nichteinmischung  ist  übrigens  altersschwach 
geworden,  oder  vielmehr:  es  dient  nur  noch  als  Vorwand  zur  Be- 
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kjimpfung  unbequemer  Neuerungen.  Ohne  Rücksicht  aui  das 
„Prinzip"  hat  gerade  das  Überhaus  die  Arbeitszeit  der  erwachsenen 
Männer  t^eref^elt.  welche  in  der  Möbelindustrie  beschrifti<^t  sind. 
Der  Entwurf  Peacocks  traf  Restiüimunc^en  nur  bezüc:flich  der  Chinesen, 
die  we^^en  ihrer  aulserordentiicli  frenn<;en  Bedürfnisse  als  p^efahr- 
liche  Konkurrenten  der  europai^ciifu  Arbeiter  auftreten.  Man  l-:ennt 
die  Bedeutung  der  C  iiuieseuira^'c  hir  die  australischen  Koionieen 
und  die  Mafsregelo,  mit  welcher  die  Einwanderung  von  Chinesen 
verhindert  wurde  ~  Mnfsregeln  von  drakonischer  Harte,  die  nicht 
nur  allen  Grundsätzen  des  Völkerrechtes  Hohn  sprechen,  sondern 
auch  gerade  bei  demokratischen  Staatswesen  verurteilt  werden 
mu.^st  n.  Aber  diese  Einwände  treffen  nicht  die  Remiihungeu  der 
Fabnkgeset/.e.  den  chinesischen  Arbeitern  europaische  Arbeits- 
bedingungen aufzuzwingen.  Das  Oberhaus  hat  hier  eine  h^:)rm  ge- 
funden, welche  gewifs  ebenso  wirksam  und  zugleich  weniger  ge- 
hässig ist,  als  die  von  der  Regierung  beantragte.  Das  Ausnahmerecht 
trifft  nicht  nur  die  chinesischen  Arbeiter,  sondern  jeden  Betrieb, 
in  welchem  auch  nur  ein  Chinese  beschäftigt  wird.  Die  europäischen 
Arbeiter,  welche  in  derselben  Fabrik  arbeiten,  wie  ein  Chinese, 
müssen  sich  eine  weitgehende  ,. Einmischung  in  ihre  persönlichea 
Angelegenheiten"  gefallen  lassen  i^Sektioo  23). 

» 

Der  reiche  Inhalt  der  viktorianischen  Fabrikgesetzgebung  ist 
in  den  vorstehenden  Bemerkungen  nur  angedeutet.  Bezüglich  vieler 
und  bedeutsamer  Fortschritte  mufs  ich  auf  den  Text  der  Gesetze 
verweisen,  die  für  sich  selbst  sprechen.  Viele  Bestimmungen,  die 
uns  ab  Muster  zielbewafster  Strenge  erscheineo,  siod  ohne  oder 
doch  ohne  emstficheo  Widerstand  aufgenommen  worden.  Das  zeugt 
einem  Mafse  sozialpolitisdier  Einsidit  der  Unternehmer,  weldies, 
mit  deutschen  Verhältnissen  verglichen,  überraschen  mufs.  Wenn 
in  der  Darstellung  der  parlamentarischen  Debatten  der  Nadidnick 
auf  die  Gegensätze  und  den  Kampf  der  Fäuteien  gelegt  wturde,  so 
geschah  das  um  die  wirkenden  Tendenzen  klarzustellen,  die  in  dem 
vorläufig  abgeschlossenen  Gesetzgebungswerke  zum  Ausdruck 
kommen  und  wohl  auch  die  nächste  Entwickdung  besttramen  werden. 
Zunächst  werden  sich  die  vielfach  zum  erstenmale  zur  Anwendung 
kommenden  Ma(sregeln  in  der  Praxis  zu  bewähren  haben.  Das 
sozialpolitische  Interesse  Europas  wird  mit  Recht  aufinerksam  die 
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Erfahrunpfen  verfolgen,  die  ein  an  Ritisicht  und  Voraussicht  über- 
legenes Gemeinwesen  auf  einein  neuen  Gebiete  machen  wird. 

Wir  lassen  nunmehr  den  Text  des  Gesetzes  folgten: 


Fabrik»  und  LadangeMts  vom  Jahre  1896  (Nr.  i449). 

S.  (t.)  Dieses  Gesetz  ist  als  das  Fabrik-  nnd  Ladenjtesets  vom  Jahr  1896  zu 
zitieren  und  mit  dem  Fabrik-  mid  Ladengcsetie  v.  J.  1890  —  welches  in  der  Folge 
als  das  Hanptgesetz  bezeichnet  wird  —  als  Einheit  zn  behandeln.  Beide  Gesetze 
josammen  sind  aU  di«-  Fabrik-  und  Lad<-nm's<«t/.c  zu  /.itieren. 

Das  vorü' iiflf  Cirsctz  tritt  nm  1.  Oktober  in  Kraft,  die  Sektionen  1 5  und  54 
jedoch  unniUtelljar  jv.ich  drr  Saiiktiunn  rmig. 

^2.)  Sofern  nicht  der  /usamnirnliang  ciuc  andere  Autlat^sun^;  crfordt-ri,  sintl  die 
nachstehenden  Amdrttcfce  folgendermafsen  zn  verstehen: 

„vorgeschrieben" :  durch  eine  anf  Grtmd  der  Fabrik-  and  Ladengesetze  er- 
lassene VerfQgnng  vorgeschrieben; 
,,Möb«1" :  Möbel,  welche  ganz  oder  zum  Teile  ans  Holz  bestehen  nnd  solche, 
welche  in  der  Regel  von  Konsttiscblem  hergestellt  werden. 

«.  Das  Fabrik-  nnd  I^engesets  von  1893  (Nr.  1333)  wird  hiermit  aufgehoben. 
Verordnungen  jedoch,  welche  auf  Grund  der  durch  das  genannte  Gesetz  abgeKnderten 
Sektion  47  des  Hanptgesetzes*)  erlassen  sind,  werden  durch  diese  Aufhebung  nicht 
berfüirt. 


*)  Sektion  47  des  Hauptgrsetzes  erteilt  den  Stadtrtten  (mnnicipal  coundl)  die 
Befugnis,  fllr  das  betroflVnde  Gcmeindcjjebiet  \"'  ronlmiii'jen  bezüglidi  des  Laden- 
s-chlusse-s  zu  erla>i<i<*n,  abzuändern  und  zu  widernifcn,  durch  •welche  die  B  •■.tinniningen 
«Irr  S'-ktion  46  (siehe  im  Anliaoge)  in  den  folgenden  Kicbtungen  modifiziert  werden 

kunncn 

1.  Begrenzung  der  Zeit,  inncrhiilb  weicher  «he  in  der  4.  Anlage  genannten 
Klassen  von  Lidcn  oflüsn  gehalten  werden  dHrlen. 

2.  Erlaubnis  zum  längeren  Oflenhalten  der  nicht  in  der  4.  Anlage  genannten 
Klassen  von  Liden,  wenn  eine  Licenz  hierzn  erwirkt  worden  isL 

3.  Bestimmung  eines  früheren  als  des  gesetzlichen  Ladenaehlnsses  fllr  jede 
Klasse  von  Lfiden,  die  nicht  in  der  4.  Anlage  genannt  ist, 

und  zwar  in  deti  genannten  Richtungen  nur  dnnn.  wenn  die  Mehrheit  ilf-r  Be- 
sitzer von  l.ätlen  einer  Klasse  um  eine  ''ntsprechrndr  \erordnung  angesucht  hat. 

4.  Bestimmung  der  gesamten  Arlieitszcit  der  in  Läden,  welche  Kraft  einer 
Licenz  auch  bei  Nacht  gcotTuct  s^ein  dürfen,  bescblfügten  Personen;  doch  darf  keine 
kfinere  als  achtsttlndige  Beschäftigungsdaner  in  je  34  Stunden  vorgeschrieben  weiden. 

5.  Bestimmung  von  Strafen  bis  zu  to  ihr  Uebertrrtung  des  Gesetzes  oder 
der  vom  Stadtrate  erlassenen  Verordnungen. 
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3.   (i.)  Sektion  3  des  HanptgcMtxes*)  wird  folgctideniui&en  abigdfatideit: 

(a)  An  Slellq  der  durch  das  Fabrik«  und  LadengeseU  von  1893  ergiiutco  De- 
finition des  Ausdruckes  „Fabrik  oder  Werkstatt"  tritt  die  folgende  De- 
finitioa: 

Der  Ausdruck  „Fabrik  otl«T  Werkstatt"  bedeutet 

jedes  (icbhudc  oder  jeden  Raum  oder  Platz,  in  wclclicm  vier  oder 
mehr  !Vrson»*Ti,  (ür  niclit  (  liint  vcii  .-.ii^l.  ".i,-r  «  in  oilrr  nv  liT«-re 
Chuii-x  ii  l>.-i  <'in<-r  I laiularbcit  ot]<-r  1>' im  /iiriclit.  ii  F.r- 
zcupen  voll  \\  areu  liir  lien  Handel  oder  X'crkaut  direkt  oder 
indirekt  bcsicbäftigt  sind,  ferner 

jedes  Gebäude  oder  jeden  Kaum  oder  Platz,  in  wdchcni  eine  oder 
mehrere  Personen  beschSftigt  sind  und  in  weldiem  Dampfe 
Wasser*,  Gas-,  Gel»  oder  elektrische  Kralt  beim  Zurichten 
oder  Eramgen  Ton  Waren  lllr  den  Handel  oder  Verkauf  be> 


6.  Bestimmung  des  Schlusses  aller  LMdeUf  die  nicht  in  der  4.  Anlage  genannt 
sind,  an  einem  Nachmittage  in  jeder  Woche,  falls  die  Mehrheit  der  danb  eine  solche 
Venwdnung  hauptslchlich  betrofTenen  Ladcnbesitjeer  darum  ansnclrt.  (Abgeindeit  durch 
Sektion  34  des  vorliegenden  Gesetses>) 

Die  in  der  4.  An1a}{e  genannten  Klassen  von  Läden  sisid:  Apo- 
theken; KaflTrehäiiser ;  Konditori-ien ;  SpeisehKus«'r ;  Fisch-  und  Austemläden  ;  Obst» 
und  Gemüseläden;  Restaurationen;  Tabakläden;  Kuchliandlungen  und  Zeitungslädtn. 

')  Die  Definition  •!  s  Ausdru.  kcs  „Fabrik  oder  Werkstatt'*  in  Sektion  3  des 
Haupt^jesetzes  lautete  folgendermafsen ; 

..('nter  dem  Ansdnirkr  .  Fabrik  odrr  WVrkstalt"  ist  zu  verstehen  iedes  Gebäude 
oder  jeder  Kainii  oder  l'laly.,  in  w<  Iclu  ni  .-^et  h»  utler  mehr  Personen  niietwei^ie  oder 
gegen  Ejttlohuuug  bei  einer  Handarbeit  oder  beim  Zurichten  oder  Erzeogen  von 
Waren  Hb-  den  Vertrieb  oder  Verkauf  direkt  oder  indirdtt  beschfißigt  sind,  und  jedes 
GebKude  oder  jeder  Raum  oder  Platz ,  in  weldiem  Chinesen  mietweise  oder  g^n 
Entlohnung  bei  einer  Ifaodarbeit  oder  beim  Zurichten  oder  Erseugen  von  Waren  ftr 
den  Vertrieb  oder  Verkan  fdirekt  oder  indirekt  besdififtigt  sind,  so  wie  jedes  Gebinde 
oder  jeder  Rnum  oder  Platz,  in  welchem  Dampf  oder  andere  mechanische  Kraft  be- 
nutzt wird ;  der  Ausdruck  „Fabrik  oder  Werkstatt"  schliefst  a!)>  r  nicht  ein  eine 
Wohnung  oder  ein  Gebäude  fRanm,  Platz'),  in  welchem  alle  bei  der  Arbeit  beschäftigten 
Personen  Mitfjlirder  dfr-sellun  l-.imilii  und  einander  dtirdi  Blut  oder  H«irat  nahe 
verwandt  sind,  welcher  L  mstaiul  dem  c;hel  iuspeklur  nachzuweisen  ist,  und  in  welcht-m 
.weder  Dampf-  noch  eine  andere  mechanische  Kraft  benutzt  wird;  auch  nicht  eiue 
Wohnung  oder  ein  Gebinde  (Raum,  Platz),  in  welchem  der  Betrieb  durch  nicht  tn^r 
ab  3  Monate  in  einem  Jahre  dauert.  Wenn  Aber  ein  Unternehmer  seinen  Betrieb  an» 
Rücksichten  der  Sicherheit  oder  Bequemlichkeit  in  mehreren  benachbart  Gebiadefli 
.Itthrt,  welche  innerhalb  derselben  Einfriedigung  liegen,  so  sind  dieselben  ftr  die 
/.wecke  der  Registrierung  Und  der  Berechnung  der  Registrierungi^ebttbren  als  eine 
Fabrik  oder  Werkstatt  anzusehen." 
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ntttst  wird,  oder  in  welcbem  Möbel  ageriditet  oder  eizeugt 
werden«  oder  in  welchem  Brot  mm  Zwecke  d«s  Verknnfeft  ge- 
backen oder  cr/.eugt  wird. 

Wenn  ein  L'ntenichmer  seinen  Hetrieb  aus  Rücksichten  der  Siclu-r- 
heit  oder  P.  <ni>-mli<"hki»it  in  nn-liri-rim  b»*iiao!ibnrti*n  llebiiuden 
führt,  wi-lrbc  iiiiu  rluilii  il.  rM-lbt-n  I  jnlrir  iii^'\mi^  b-  j;<*n.  so  sind 
ilicstlUeu  Jür  die  Zwecke  der  kegisineruuy  uiiil  der  Bererli- 
nung  der  Kcgi&tricrungbgebübren  als  eine  Fabrik  oder  Werk- 
statt lu  behandeln. 

Ungeachtet  etwaiger  entgegenstehender  BesjtimRiun^en  dieser  De- 
finition gilt  jede  Person  ab  beschäftigt,  welche  filr  eigene 
Rechnung  oder  direlct  oder  indirekt,  mietweise  oder  gegen 
F.ntlülinunjj  arb*Mtet. 
(b)  In  der  Dolinition  des  Ausdruckes     Laden"  sind  nach   d  m  Worte 
Detail"  die  Worte  „und  schliefst  Kavier-   und  Frisierläden  ein" 
cinzufiigen. 

(3.)  Der  Ausdruck  „Handarbeit"  (handicraft)  amfafst  im  Sinne  der  Fabrik-  and 
L«dengesetae  jede  wie  immer  gearbeitete  Arbeit  in  Wis<;hereien  oder  Färbereien, 
ohne  RtkJtsidit  damnf,  ob  die  Arbeit  zum  Zwecke  des  Zurichten«  oder  Enei^ens  von 
Waren  fUr  den  Vertrieb  oder  Verkanf  oder  au  anderen  Zwecken  vorgenommen  wird* 
Jedoch  umfafst  der  Ausdmdc  „Wfischeiei**  nicht  solehe  Anstalten  oder  KSomlidikeiten, 
in  denen  die  beSChSftigteii  Personen  ausschliefslich  sind : 

(a)  Insassen  von  GelUnpiissen,  Korrektiurushäuseni  oder  Anstiilten  zur  Besse- 
rung  verwahrloster  Kinder  oder  von  Anstalt'-n.  \vi  Irb-'  j.  w<-i1s  fjner  au- 
derrn  als  d»T  Fabrik-  und  Wi-rkstatt^n-Iii^lcktion  unterstehen:  «id'-r 

(b)  lnNa,s»cn  einer  Anstalt,  welche  in  gutem  <  ilauben  für  religiöse  oder  wold- 
thätige  Zwecke  gefHhrt  wird. 

4.  (1.)  Sektion  4  des  H.iu]n^v  ->  t/i^  wird  hiermit  uulj^ehobeu ;')  die  auf  Grund 
der  gcnanuten  Sektion  durch  Order  m  Council  erlas^eueu  oder  durch  das  Hauptgesetz 
bekriUUgten  Erlisse  belwlten  jedoch  dieselbe  Wirkcamkett,  wie  wenn  diese  Sektion 
nicht  anfgeboben  wSre. 

(1.)  Vorbehaltlich  der  Auftdehnung  von  Bettimmongen  de«  Haaptgesetae»  durch 
eine  <3rder  in  Council  und  vorliehaltlich  der  Bestimmungen  des  rarliegenden  Gesetzes 
sind  die  Fabrik-  und  Ladengesetze  nur  auf  jene  Fabriken,  Werkstätten  oder  Läden 
anxnwenden,  welche  innerhalb  einer  Stadt  {city,  town  or  borongb)  gelegen  sind. 

In  Sektion  4  des  Hauptgesetzc^  war  die  sub  (3)  erwähnte  Befugnis  des  Guuver- 
nenn  an  die  Bedingung  geknüpft,  dafs  der  Bezirk&mt  (oder  wenn  es  sich  am  einen 
Teil  [riding]  eines  Bezirkes .  handelte,  der  Rat  dieses  riding)  den  Gouverneur  um 
Ertafs  ein«r  solchen  Verordnung  «rtacht  hatte ;  ebenso  mafste  vor  Ertafs  einer  dnvdi 
(4)  gestatteten  Verordnung  auiser  der  Petition  der  Ladenbcsitaer  eine  soldie  des 
Rates  vorliegen.  Die  Bestimmung  sub  (5)  ist  neu  aufgenommen.  Die  in  der  geltenden 
Sektion  4  erwähnten  Verordnungen  gelten  nunmehr  stets  fttr  ganic  I^andbezirke  (shire) 
nicht  n^lir  aoch  fttr  ein  riding. 
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(3.)  Der  Gottvernetir  (Governor  in  Council)  katm  )edcnek  dnrcli  Krlafs  ver- 
filmen, dftfs  die  Wiritsamkeit  aller  oder  eioiger  Bestimmungen  der  Fabrik*  und  Laden- 

gesrtzf.  sow  <*it  sif  sich  auf  Fabriken  uikI  Werkstätten  beziehen,  auf  das  gesamte  Ge- 
biet oder  einen  bestimmten  Teil  eines  Liuidbearkes  (sbtre)  aasgedehnt  werde. 

(4.1  Wenn  die  Mehrheit  der  Hesitzer  einer  bestimmten  Klasse  von  Läden  oder 
der  Bi-sitzer  aller  Lä<len  in  Hnt-m  Lantlbexirke  oder  Teile  eines  |,andbc/.irk'  -  i?urch 
eine  Petition  an  den  < '»utivrrm-ur  <lie  Ausdelmung  der  !%  stimmungen  der  Fai-nk-  und 
Ladengrsetze.  welche  >u:h  auf  Läden  beziehen,  auf  dies»  l»>  >tinimte  Klasse  von  Laden 
oder  auf  alle  LäUcu  in  divaen»  Bezirke  oder  Teile  dieses»  Bezirkes  vcrUmgcu.  m>  kann 
der  Gonventenr  die  entsprechende  Ausdehnung  durch  Rrlafs  verf^en. 

(^5.)  Wenn  eine  dcrartijje  Petition  vom  Minister  dem  Gemeiudcsekretär  über- 
mittelt worden  ist,  so  hat  dieser  festzustellen,  ob  sie  von  der  Mehrbdt  der  Besitzer  \*on 
Liden  jener  bestimmten  Klasse  resp.  aller  Läden  in  der  Ortschaft  nnterzeichnet  ist. 

5.  n<T  f  fOTivt'm>'«r  kniui  i^iirt/- it  (iurcli  >  iiii-  in  i!rr  ..<  "lovi  rmtu  iu  (t:u«-tte"" 
pul)hÄici  le  \  i  runliunig,  cuw  aut  (  «nmU  tU  r  I>«  >,Uiiiiimagen  <ler  Fabrik-  und  i^adengej&ctze 
erlassene  Verordnung  zurückiuhmi-n.  abändern  oder  erginzen. 

6.  In  jedeni  Teile  von  Victoria,  in  welchem  nicht  auf  (Jrund  der  Sektion  6 
<les  Hauplgesctzes  ein  Fa^trik.ir/t  vnr!iand«n  ist,  hat  jeder  öffentliche  !mpf;ir;'t  inner» 
halb  des  Bezirkes,  für  welchen  er  ernannt  ist, -auch  ah>  Fabrikarzt  zu  fungieren. 

7.  In  Sektion  7.  des  Hauptgesetzes  werden  die  Worte  „nach  Inkrafttreten  dieses 
Gesetzes"  hiermit  an  allen  Stellen  anfgeboben.') 


Sektion  7  des  Haap^esetzes  lautet: 

„Jede  Person, 

welche  ttadi  dem  Inkrafttreten  dieses  Gesetzes  den  Besita  einer  Fabrik  oder 
Werkstatt  be^nnt,  hat  binnen  14  Tagen  nadt  der  Inbesitznahme ;  oder 
welche  ein  GebKnde  oder  einen  PlaU  besitzt,  welcher  nach  dem  Inkmft« 
treten  dieses  Gesetzes  tum  erstenmal,  oder  nach  einer  Periode  der 
Nichtbentltcung  neuerlich  eine  Fabrik  oder  Werkstatt  wird,  hat  binnen 
14  Tagen,  nachdem  das  Gei>ättde  oder  der  Platz  eine  Fabrik  oder 
Werkstatt  geworden  ist 
tl<  !T\  < 'h<  f inspektor,  in  der  durch  die  i«'weils  in  Kmft  stehi-mlcn  \'<  rnrdnr.n^en  vor- 
geschru  heuen  Form,  eine  schnltliclie  Anzeige  zu  übersenden,  welche  die  tolg«"nden 
Angaben  enthalten  niufs ;  den  Namen  des  Bmtzcrs,  eine  Beschreibung  der  Fabrik  oder 
Werkstatt,  deren  Standort,  die  Art  des  Betriebs,  die  Veieidmoog  der  eventnell  be- 
ntttzten  Motoren  und  den  Namen  der  Firma,  mitcr  weldier  der  Betrieb  stattfindet, 
sowie  alle  jene  Angaben,  welche  doreh  eine  auf  Grand  dieses  Gesetzes  erlassene  Ver^ 
ordmmg  vorgeschrieben  werden.  Die  Untcrtatnag  ist  mit  Geld  bis  au  10     n  be- 
strafen.   Wenn  nachgewiesen  ist,  dafs  alle  Vorschriften  dieses  Gesetzes  befolgt  sind, 
so  hat  der  C"h>  f  infpektor  gegen  Fntrichtung  der  gesetzlichen  (»cbtlhr  ein  Cettifikait 
Über  die  Registrierung  dieser  Fabrik  oder  Werkstatt  auszustellen.'' 
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8.    An  Stelle  der  Sektion  8  des  llauptgesel/cs')  tritt  folgende  Sektion: 

8.  J.«(!r  Person,  welche  ein  Cfebäude,  eine  Räumlichkeit  oder  <*ini  n  l'lnfr  inne- 
hat, Weicher  deinuiicbst  /am  ersten  Male.  od.T  nach  .  in.  r  l'i  rioil«-  di  r  Nichtlu-inü/ini^' 
neuerlich,  eine  Fabrik  oder  Werkstat  t  w  -  rden  mjU,  liat  \  ür  »ler  l^enützung  oder  \\  leder- 
benfltziiiig  dem  DistriktsnUe  genaue  Angaben  betrefTcDd  dieses  Gebäude  (Rimnlkh» 
keit,  VhJti)  iD  der  jeweils  voiKcachriebenen  Fom  eiwnisenden ,  und  das  Gebände 
(Rimnlidikcit,  Plate)  darf  nicht  als  Fabrik  oder  Werkstatt  registriert  werden,  bevor 
der  Distriktint  oder  der  Chefinspektor  schriftlich  best&tigt  hat,  dafs  dieses  GcbKade 
(lUomlichkeit,  Platz)  fttr  eine  Fabrik  oder  Werkstatt  geeignet  ist  und  dafs  die  vor- 
geschriebenen Bedingungen  erfüllt  sind. 

In  dieser  Sektion  bedeutet  der  Ausdruck  „vorgeschrieben":  vorgeschrieben  durch 
die  \'>*rordnungcn  des  Amtes  für  öfTentlirhe  Gesundheitspfiege,  welches  hiermit  zum 
Erlasse  solcher  Vcroidnungcn  ermächtigt  wird. 

9.  Die  durch  vorstehende  Sektion  abgeinderte  Sektion  8  des  Hauptgesetzes  ist 

nicht  auf  solche  Gebäude  etc.  anzuwenden,  welche  erst  durch  da^  pi  ßcnwärtige  Gesetz 
oder  die  Ausdehnung  «ler  Fabrik-  und  Ladengesetze  auf  einen  Landbezirk  oder  Teil 
eines  I  nndbezirkes  oder  auf  G<-Mud>'  ctc  zum  rrst.ni  Male  beim  Inkrafttreten  dieses 
Gesetzes  oder  einer  dcrarÜKcu  ausdehnenden  \  erordnung  zu  Fabriken  oder  Werk- 
stätten werden. 

10.  Für  eine  Fabrik  oder  Werkstatt,  welche  erst  nach  dem  30.  Juni  eines 
Jahres  e  röffnet  wird,  iüt  nur  die  Hälfte  der  vorgeschriebenen  Kcgistrierungsgebübr 
zu  entrichten. 

H.  In  Siib^.'ktion  6  tl<  r  *^rktinn  l  i  <!■  s  H;iu|>t{j<->i>'t.res  sind  nach  dein  Worte 
„verhören"  die  Worte  ,, entweder  allein  uUci*   eiiizulugcn "). 

n.   An  !>telle  der  .Sekti<m  t$  des  Uauptgesetses*)  tritt  die  folgende  Sektion: 


Sektion  8  des  Hauptgetetzes  verlangte  statt  der  F.in.sendung  , .genauer  Angaben" 
die  Vorlage  eines  vollständigen  Plane-.  T^-  r  Bescheid  über  die  Registrierung  konnte 
nur  vom  I>!striktsrate,  nicht  auch  vom  t'hef  insj>ektor,  ausgehen  und  die  Registrierung 
galt  als  bewilligt,  wenn  der  Distriktsrat  nicht  binnen  10  Tagen  sie  ausdritcklirh  ver- 
weigert hatte.  Die  Befugnisse  der  Distriktsräte  richteten  sich  nach  den  Vorschriften 
dei>  .\mtcs  für  offentiiche  Gesundhcitspfiegc. 

*)  Den  WfHtlaat  der  Sektion  1 1  des  Hauptgesetzes  (Befugnisse  der  Inspdctoren) 
siehe  im  Anhange. 

^  Sektion  15  des  Hauptgesetaecs  verlangte  Altersangabe  für  jede  Person  unter 
20  Jahren  und  Angabe  der  besonderen  Arbeitsverriditung  jeder  Person,  aber  keine 
Angaben  tlber  den  Lohn.  Neu  ist  femer  die  Bestimmung  Uber  die  Einsendung  des 
Regi'-t. an  den  Chef  inspektor,  die  I'tlicht  der  Aufnahme  der  sub  (21  |c)  und  (d) 
vorgeschriebenen  Teile  der  Bekanntmachung  und  des  .\nschlages  tles  Namens  des 
Fabrikhesitz'-r'?.  Die  Strafbarkeit  <l<*r  IVbertretungen  bcp.mn  früher  erst  sieben  Tage 
nach  der  l<<  ^M-tri.  rung  und  betrii;,'  <lai>n  bis  zu  vierzig  Schillingen  fUr  jeden  Tag. 
Ganz  neu  »ind  die  Bestimmungen  sub  (41. 
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15.  (l.f  lu  jeder  tabrik  oder  Werkstatt  ist  ein  genaues  Kegü»tcr  in  der  vor- 
^c:>chriebMieii  Fonn  uod  mit  den  jeweils  vorgeschriebenen  Angaben  betttgUch  des 
Namens,  der  Arbeit  und  des  Lohnes  jeder  besdulAigten  Person  und  des  Namens  und 
Alten  jeder  bescKSilig^en  Person  «ttcr  16  Jahren  zu  rahren.  Dieses  Register  ist  dem 
Inspektor  auf  Verlangen  jederzeit  ntr  Einsidit  votznweisen  und  ist  jShrlich  dem  Cb«f- 
inspektor  xn  der  jeweils  vorgeschriebenen  Zeit  cinsosendcn. 

(2.)  An  einem  auffallenden  Platz»;  am  oder  neben  dem  P'.ingange  zu  jeder  Kabrlk 
(xlcr  Wi'rkstatt  und  in  den  anderen  Teilen,  welche  der  Inspektor  hieifttr  jeweils  vor- 
schreibt, ist  »  ine  Bekaimtmarln-.iir.  welche  enthält  t 


(a)  den  Namen  und  di.-  .\ilir  <se  de»  Inspektors  für  don  I?fv.irk ; 

(b)  den  Namen  und  liie  Adr«  sse  dr  >  Kalmkar?.»»";  fiir  den  Bezirk  : 

(c)  die  hfiertagc  und  die  Arbeitszeiten  der  Fabrik  üd<T  Werkstatt ;  und 

(d)  die  Tollstindige  oder  die  aossugiwdse  Wiedergabe  jeuer  Teile  der  Fabiik- 
nnd  Ladengesetxe  nnd  der  auf  Grand  derselben  erlassenen  Verordnungen, 
beslSgltch  welcher  der  Minister  dies  jeweils  vorgeschiieben  hat 


in  leserlichen  römischen  Buchstaben  and  so^  dafs  sie  von  jeder  in  der  Fabrik  oder 
Werkstatt  besdiSftigten  Person  leicht  gelesen  werden  können,  ansnbringen  nnd  so  sa 

belassen. 

(3.)  In  ilerselben  Weise  ist  an  einem  vom  Inspektor  vorzuschreibenden  o<ler 
zu  genehtnifienden  Platze  nahe  dT  AnfscTiseit**  des  Ha«ptaus<^anf,'^fht>ri*^  jfd,  r  Fabrik 
oder  Werkstatt  der  Name  des  l»esit/.ers  th  rseibcn,  twler  w«:iui  tiiic  GcMlUcliütt  der 
Besitzer  ist,  der  registrierte  Narac  der  Ge^ellMibaft,  oder  wenn  eine  Gescllscbaftsfirma 
der  Besitzer  ist,  der  Firmaname  dieser  Firma  amobringen  nnd  so  zu  belassen. 

(4.)  In  der  vwstehend  aiigegel>enen  Webe  bt  ein  detMllleites  Verzeichnis  aller 
Strafen  anzubringen,  welche  der  Besitzer  der  Fabrik  oder  Weficstatt  den  von  ihm 
besdiifHgten  Personen  auferlegt  hat.  Eine  Abschrift  dieses  Verzeichnisses  ist  vom 
Besitzer  dem  Cheflttspektor  zn  den  vo^eschriebctten  Zeiten  nnd  in  der  vorgeschrie- 
benen Form  einzttsenden. 

(5.)  Im  Falle  der  Uebcrtretung  einer  der  Bestimmangen  dieser  S»-ktion  ist  der 
Be.sitz«'r  der  Fal>nk  oder  Werkstatt  fiir  jeden  Tag,  an  welchem  eine  Uebertretnng 
.stattgefunden  hol,  mit  Geld  bi»  zu  30  Schillingen  zu  bestrafen. 

tS.  (1.)  Jnicr  Besitzer  einer  Fabrik  oder  Werkstatt,  der  aurserhalb  derselben 
Arbeit  verrichten  iSfst,  hat  ein  Verzeichnis  in  der  voigeschriebcnen  Form  und  mit 

den  vorgeschriebenen  Angaben  zu  (lihren.  Dieses  Verzeichni-  nuif-  subst.intiell  ge- 
naue Nachwei.>ungen  über  die  Art  und  Menge  der  aufserhalb  der  1  ilirik  ndi  r  Werk- 
statt verriehteten  Arbeit,  «lie  Namen  und  Adressen  der  diese  ArU-it  \  rrichteudcn 
Personen,  sowie  <U-n  hierftir  in  jeilcin  eitizelnen  Fall'-  j^ezaldten  Preis  ,  ntluiUen. 

(2.)  Fine  Uebertrelung  dieser  Bestmimun^  liur.  Ii  cid,  n  Besitzer  ist  für  jeden 
Tag,  an  welchem  ^ie  ohne  hinreichende  Fntschuidigung  stattfindet,  mit  iield  bis  zu 
a  j(  ZU  bestrafen.  Die  Verzeichnisse  sind  zum  Zwecke  der  Information  der  In* 
spdctoren  zu  liihren,  welche  allein  berechtigt  sind,  dirüclbcn  einzusehen,  und  welche 
dieselben  zu  jiHler  passenden  Zeit  prOfen  können. 
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(3.)  Auf  jetteBmaligcs  Verlangen  des  Cheflnspekton  liat  der  Besitxer  einer 
Fabrik  oder  Werkstatt  demselben  dieses  Verseicbiiis  zu  dessen  Informatioii  m  ttber« 
mitteln  und  hat  frraer  /.u  «ion  vnrKf^chriebenen  Zeiten  und  in  der  vorßcschrichcncn 
Form  ihm  eine  Abschrift  oder  einen  Auszug  ans  allen  solchen  Verzeichnissen  ein- 
zusenden. 

(4.)  Ungeachtet  il<  r  rnt;.; -^enstt  henden  H. -timnninffen  der  Fabrik-  und  Laden- 
ße>et/.e  kann  der  Chehn.Npeklür  all'-  in  <  inmi  ^ol  lhn  \  .  r/rirliTitsse  enthalten»-n  An- 
gaben, deren  VeniiTcntlicbung  der  (iouverneur  jeweils  tiir  notwendig  uder  wünschen-s- 
wert  erachtet,  in  der  Government  Gazette  allgemein  bekannt  machen  und  xwar,  wenn 
der  Gouveraenr  dies  Air  angezeigt  hSlt,  unter  Nennung  des  Namens  tind  der  Adresse 
des  betreffenden  Fabrik«  oder  WerkstSttenbesitzers.  « 

(5.)  Eine  derartige  Veröffentlichung  der  Ai^fabcn  darf  aber  nor  dann  cffitdgeOi 
wenn  der  Besitzer  der  Fabrik  uder  Werkstatt  einer  Uebertrctung  der  Fabrik-  oder 
Ladengesetze  sclmldig  erklärt  word<  n  ist. 

(6.)  Jede  l'ersun.  welche  ir-rudwekhes  Material  zum  Zwecke  der  gänzlichen 
üder  leilweisen  aufserhalb  der  Fabrik  uder  Werkilalt  at^Uiudcudeu  Zurichtung  oder 
Erzeugung  von  Kleidern  oder  KletdungsutOcken  fUr  den  Handel  oder  Verkauf  binaus- 
giebt  oder  hierzu  ennficbtigt  oder  die«  gestattet»  ist  fttr  die  Zwecke  dieser  Sektion 
als  der  Besitzer  einer  Fabrik  oder  Werkstatt  anzusehen. 

(7.)  In  dieser  Sektion  umfafst  der  Ausdruck  „Kleider  oder  Kleidungsstücke" 
auch  Schuhe  und  Stiefel. 

(8.)   Wer  nachweist,  (hifs  er 

(a)  nachdem  er  alle  erforderlichen  Malsregeln  getroffen,  um  eine  Ueber- 
tretung  dieser  Sektion  zu  vermeiden,  zur  Zeit  der  Begehung  der  be- 
liaupteteu  L'cbertreluug  keine  Ur-ache  zur  Annahme  hatte,  dafs  diese 
Handlung  eine  Uebeitretung  dieser  Sektion  bilden  würde,  und 

(b)  auf  vom  Inspektor  oder  llir  diesen  gestelltes  Verlangen  jede  Auskunft 
mit  Bezug  auf  die  behauptete  ITebertretung  gegeben  habe,  welche  er 

geben  komUe,  oder 
|C)  Überhaupt  arglos  und  1>ona  lide  und  ohne  Absicht,  die  Bestimmungen 
«lieser  Sektion  zu  umgehen,  gehand«  lt  habe  - 
Hl  nicht  einer  Uebertrctung  dieser  Sektion  »chuldi^  m  erklären. 

i4.   (1.)  Jede  Person,  welche  aufserhalb  einer  Fabrik  oder  Werkstatt  Kleider 

oder  KleidtmgSfttücke  ganz  oder  zum  Teile  für  den  Handel  oder  Verkauf  zurichtet 
oder  crzeufTf.  niiiK  •  ntue»li  r  ]>er-'i:ilii 't  oder  mittels  schriftlicher  .\nzeige  bi  im  Chef- 
inspektor  ihren  vollen  .\'am<  n  und  ihre  .\dresse  und  je«le  c,  i-!»! iielle  .\cntl'  ruii^  licr 
Adres>e  registrieren.  Jede  solche  schriftliche  .\nzeige  ist  durch  iltc  l'ost  jjebühreiifrei 
zu  bestellen,  wenn  auf  dem  Umschlage  der  Vermerk  „Fabrik-  und  Ladengesetz  von 
1896"  angebracht  ist. 

(3.)  Jede  so  registrierte  Person  hat  alle  von  einem  Inspektor  an  sie  gerich- 
teten Fragen  bezflglich  der  Person,  (Ur  welche  die  Waren  zugerichtet  oder  erzeugt 
werden  und  bezüglich  des  hierfllr  gezahlten  Preises  zu  beantworten;  Frauen  oder 
Mädchen  dürfen  jedoch  hierüber  nur  von  weiblichen  Inspektoren  befragt  werden. 
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(3*)  )^^^  Uebcrtretung  der  vorteilenden  Bestimmungen  ist  mit  Geld  bis  zq 
zebn  Schülinffini  zu  bestrafen. 

(4.)  Unji>cacht€t  d«r  entgegenstehenden  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  dürfen 
die  auf  Grund  dieser  Sektion  rcgistriortcn  Namen  und  Adressen  weder  auf  irgend« 
welche  Weise  publiziert  werden,  noch  dürfen  die  Register  offen  attfliegen  oder  von 

andert-n  Porsonf-n,  als  <U-m  l'ntiT-Staats><'kr<'lSr .  dem  Chefinspektor  oder  den  ihm 
untt'rstclK-ndcu  liramtcn  eiii;;«-M'hon  wi-rdm.  Dir  jienuiint<  n  Pcrsom-n  hab<'n  bezüg- 
lich difs<  r  r.  «^ivtrii-rtrn  Nanvn  ini<!  .\i!ri  v-^.-Ti  iJoliL-imliallung  zu  hi-t»l)acht<'n  und 
dilrffii  k.  iiK  ii  Nanu  n  uml  k  iii  Adn-N^o  nycnd'-iniT  IVrson  bekannt  j^.  i>rn,  es  s<-i 
dfnn  /um  Zweckt-  der  |)urclitultrun)^'  dtT  l-ivbrik-  und  l.adi-ngcM"tzc.  J<dcr  L'nter- 
Staatfisekretär,  Cliefinäpcktor  und  alle  diesem  unter:>tehendcn  Beumtcu  haben  beim 
Inkrafttreten  dieses  Gesetzes  oder  vor  dem  Antritte  ihres  Amtes  vor  einem 
Richter  den  vorgeschri^Mmen  Kid  der  Geheimhaltung  au  leisten  und  die  Eidesformel 
zu  unterzeichnen.  Und  wer  wissentlich  dieser  Subsektion  oder  dem  Eide  zuwider- 
handelt ist  mit  Geld  bis  zu  100  ^  zu  bestrafen. 

(5.}  In  dieser  .Sektion  umfafst  der  Ausdruck  „Kleider  und  Kleidungsstacke" 
auch  Schuhe  und  Stiefel. 

t5.  (1.)  /.um  Zwecke  der  FestseUuug  de»  niedri)^>it  u  LoiuuatKcs  oder  Preises, 
Welcher  einer  Person  gezahlt  weiden  darf,  welche  in  oder  anfserhalb  einer  Fabrik 
oder  Werkstatt  bei  der  gfinslichcn  oder  teilweisen  Zurtchtnag  oder  Eneugong  irgend- 
einer bestimmten  Art  von  Kleidern  oder  KleidungMtttdttn  oder  Möbeln  oder  dem 
Erzeugen  oder  &cken  von  Brot  beschäftigt  ist,  kann  der  Gouveracur  jeweils  nadi 
Ermessen  eine  Spezialkommi.ssion  ernennen,  welche  aus  wenigstens  vier  und  höchstens 
/.ehn  in  der  xorgescliriebencn  Weise  f^ewahlten  Mitgliedern  und  einem  Vorsitzenden 
besteht  und  kann  jederzeit  i -ilt  Mitglied  «ler  Spe/ialkonirnis^ton  entbeVien  und  eine 
in  der  vur;^i-^(  lirifhrn<-n  \\  .  i»  wShItc  PerMiii  l)>  liuls  Au>iuüung  einer  \'akauz 
ebcuüo  erni-nnen,  ww  du-  ursprünglichen  Mitglieder.  Zu  der  Fest&etxung  de> 
niedrigsten  Preises  oder  Lohnsatzes  bot  die  Spezialkommissicm  die  Natur,  Art  vaä 
Gattung  der  Arbeit  und  die  Art  und  Weise  der  Arbeitsverrichtung  sowie  die  anderen 
jeweils  vorgeschriebenen  Punkte  ia  Erwägung  zu  ziehen. 

(3.)  Von  den  Mitgliedern  ist  die  Hälfte  als  Repräsentanten  der  Besitzer  der 
Fabriken  und  Werkstiittcn,  in  welche  die  angvgel>cnen  Waren  zugerichtet  oder  er* 
zeugt  werden,  und  die  ander«-  Hälfte  als  Ri  pr.Hsentanten  der  bei  der  gänzlichen  oder 
t«  ilwei-<en  Zurichtung  oder  Frzeugung  sulchi  r  W  u  ii  1.  •-.i  liäftigten  Personen  zu  er- 
lu-nnen.  Innerliall>  vit-r/-  hn  Tu^.'«  n  nach  ihrt  r  I  rii'  nmmg  habt  n  die  Mitglieder 
schriltlich  einen  Vor>il/',«ii»l.:u,  dorh  nicht  aus  ihr<  1  Mittf.  zu  rioiinii^  rcu,  und  die 
so  nominierte  IVrsou  ist  vdhi  (  louvenu-ur  zum  \'orsitzenden  zu  enu-mien.  Wenn  der 
Minister  binnen  vierzehn  Tagen  nach  der  Ernennung  der  Mitglieder  keine  Nominienmg 
erhält,  so  hat  der  Gouverneur  auf  Vorschlag  des  Ministers  den  Vorsitzenden  zu  ernennen. 

(3.)  Alle  Befugnisse  einer  Spczialkommission  können  durch  die  Mehrheit  ihrer 
Mitglieder  ausgefibt  werden. 

(4.)  BezQglich  der  Waren,  hinsichtlich  welcher  eine  Spezialkomn-iission  bestellt 
ist,  bat  die  Kommisadon  den  niedrigsten  Preis  oder  holuuatz  zu  bestimmen,  welcher 
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i'iniT  r<  r>on  für  die  fjänzlichc  oder  ti*ilw»-isi-  Zurichtung  oder  l-sa-xigimg  der  von  der 
Spc/.iiilkommissiün  b<'/.ciclnu'toii  Waren  bcz-ihlt  \v«!r<lon  darf;  und  oini*  genaue  Ab- 
M'hrift  der  FfütscUungcn  d.r  S]it/ia1konimi>--ion  be/.Uj;licIi  des  niedrigsten  I'reises 
fwlrr  1  Mliiisatzes  niufs  in  Ii  >t  rlicl»en  run4i:>cli>  u  Cliarakteren  an  einem  auffallenden 
l'laize  Am  oder  neben  dem  Eiutjange  zu  jeder  Fabrik  o<ler  Werkstatt,  tiir  welche  die 
Festsetzung  der  Spcidalkommission  gilt,  und  in  solcher  Lage,  dafii  sie  von  den  da- 
seÜKlt  beschäftietcn  Penonen  leicht  gelesen  werde»  kaim,  angebracht  sein.  Eine  ge« 
nane  Abschrift  dieser  Festsetzungen  mufs  ferner  von  jedem  Manne,  der  direkt  oder 
iadir^t  Material  zum  Zwecke  der  Zurichtung  oder  Erzeugung  sokher  Waren  an&er- 
halb  der  Fabrik  cxler  Werkstatt  hinaiugibt  oder  hierzu  ermächtigt  oder  dies  ge- 
stattet, jed-  r  ?. fjon  übergeben  werden,  wrklir  zu  irgend  einer  Zeit  nach  dem  In- 
krafttreten Milrlx  r  I''<-sts>-t/ungcn  irgendwelche  Waren  aufserhalb  einer  Fabrik  oder 
Werkstatt  zuriclitet  txl'  r  <T7.eu<;t. 

t'.S  Für  Arlx'iteii,  weiche  .uil-'  rlialb  eiiK-r  l  aluik  oder  \\erk>latt  verrichtet 
werden,  darf  nur  ein  Akkordpreis  oder -i.ohu  fci>tt;e!>ctzt  werden;  lur  Arbeiten  jedoch, 
welche  innerhalb  einer  Fabrik  oder  Werkstatt  verrichtet  werden,  können  nach  dem  Er- 
messen der  Spesialkommisston  Stack-  oder  Zeitlohn  oder  beide  Löhnungsmethoden 
festgesetzt  werden.  Auf  Ansuchen  eines  Besitzers  einer  Fabrik  oder  Werkstatt 
jedoch  mnfs  die  Kommission  flü*  die  in  dieser  Fabrik  oder  Werkstatt  an  einer 
Maschine  arbeitenden  Personen  vincn  Zeitlohn  bestimmen. 

(6.)  Die  von  einer  Spezialkomniission  getroffenen  F'estset/ungen  treten  an  dem 
von  der  Kommission  bestimmten  Tage,  jedoch  nicht  vor  Ablauf  von  14  Tagen  nach 
dcr^  F.nt'-rlii  idun;^,  in  Kr. dt  und  l»li*iht  Ti  lange  giltig,  his  sie  v«n  '-ini  r  zur  R«'\i- 
sioii  od. T  L  >  !).  rpriUung  dieser  1' eslsetzimgca  emauuteu  Spezialkommi^sioii  abge- 
änd<.!t  wt-rdea. 

(7.)  Zugldch  mit  der  Entscheiduug  über  den  Lohn  oder  Preis  der  Arbeit  hat 
jede  Spe/.ialkommission  auch  zu  bestimmen,  wie  viele  Lehrlinge  unter  18  Jahren 
ftberhaapt  oder  im  Verhültnisse  nt  den  erwachsenen  Arbeitern  in  einer  Fabrik  oder 
Werkstatt  beschäftigt  werden  dürfen  und  den  niedrigsten  Lohn  festzusetzen«  der 
solchen  bei  der  gänzlichen  oder  teilweisen  Zurichtung  oder  Erzeugung  von  Waren, 
bezüglich  deren  eine  Sperialkommission  a\if  (Jrund  dieser  Sektion  eine  Festsetzung 
getroffen  hat,  beschäftigten  Lehrlingen     -/aldt  werden  mufs. 

fS  *  Wenti  für  die  ganzlifln-  ml.  r  t -iKvi  isr  Ziinohtun;^  oder  i:,rzeuguiig  ch-r  ge- 
nannii-ii  Waren  von  eim-r  Spcziaikoniiui»iuii  ein  l)e>tintmter  Preis  o<l<-r  Lohnsatz 
feät^väetzt  worden  ist  untl  in  Kraft  !>tcht,  so  ist  jede  Tersuu,  welche  direkt  oder  in- 
direkt oder  unter  welchem  Vorwande  immer  einen  Arbeiter  oder  Lehrling  bei  der 
Zurichtung  oder  Erzeugung  irgendsolcher  Waren  sa  einem  niedrigeren  als  dem  fest» 
gesetzten  Preise  oder  Lohnsätze  fttr  St1lck>  oder  Zeitarbeit  beschäftigt,  oder  welche 
eine  gröfsere  Zahl  von  Lehrlingen,  ttberhaupt  oder  im  Verhältnisse  zu  den  erwachsenen 
Arbeitern,  beschäftigt  als  nach  den  Entscheidungen  einer  Spezialkommission  gestattet 
ist,  oder  welche  einer  liest imnmng  dieser  Sektion  zuwiderhandelt,  einer  l'ebertretung 
dieses  liesetzes  schuldig  uthI  :  t  für  die  erste  L  ebertrctung  mit  (leid  Iiis  zu  10  -f , 
für  eine  zweite  UebertreUni;;  mit  tield  von  5  bi>  zu  25  X  und  fiir  eine  dritte  oder 
spätere  L'eberlrelung  mit  (Jeld  \ou  50  bis  zu  100  X   lu  U-slralcu,  und  tuck  der 


Digitized  by  Google 


6o4 


Gcsetsgchttog :  Australien. 


ilrittt-n  l  .  bt-rtr.  tuii;:  hat  tlt-r  (  ht-nnspc-ktor  di«  Registricniiig  d«  Fabrik  oder  Werk- 
statt d»-s  l>i  tr.  Im  sitziTs  sofort  zu  losclx  n. 

(9.)  lu  dit-siT  Sektion  umfafat  der  AuMlruck  ,,Klfklfr  oder  Kleidun|;3»tuckc" 
auch.  Sdiohe  and  Stiefel. 

(10.)  Die  Bcschltisse  «riner  Sp^zialkomniission  sind  von  d«ni  Vonitwnd«n  der- 
ijclbtfu  SU  untenEetchiiim  nnd  in  d«r  Government  Gizette  zu  publizieren;  ri«  gelten 
fUr  a]Ie  Stadt«  und  «och  filr  jene  Marktflecken  oder  Landbeorke  oder  Teile  von 
solrluo,  auf  ^v -Kh«  d^  r  (ioin  '-nic^  dorcb  Sekanntmaclmn^  in  der  Goverameiit  G«- 
«tftto  ihre  \Virk>samk<-it  aiiMKhiit. 

(U.)  Wi-nn  dir  Wahl  riiu-r  «:fni!^'on<l«ii  Anzahl  von  Persoticn  Ix-hufs  drr«-ii 
l-.rnt  nuunt;  zu  Mit;;li»d<'rn  t  invr  Spi-/.ialkoinmis>ion  untcrlasM-n  odtT  verabsäumt  -w-ird 
ao  hat  der  Gouvrrucur  t-inc  gi^nügcndc  Anzahl  von  rcrj>oncu  als  Repräsentanten  der 
Besitzer  von  Fabriken  und  ^Verkstitten,  r«sp.  der  Arbeiter  zu  ernennen  und  die  so 
ernannten  Personen  gelten  fBr  alle  Zwecke  dieser  Sektion  nnd  in  jeder  Re«iehuB|r 
als  von  den  Besitzern  rcKp.  den  Arbeitern  f|[cw£hlt. 

(12.)  Die  Vorlage  eines  Exemplars  der  Government  Gazette,  welches  den  Be- 
schlufs  <  in.T  Spt  /.ialkommistiion  enthält,  vor  Cit  richt  ist  bis  /.um  Beweise  des  G*.-gen» 
teih-s  als  Hvwt  is  dafiir  an/usehi  n.  daf.>  «1<t  Heschliifs  dieser  Kommission  in  fjehöriger 
Weise  erfolgt  sei  unil  in  Kraft  >tehe,  .-owie  dafs  <lie  Kommission  in  gehöri;;cr  Weise 
eniaunt  uml  alle  vorlKreuenden  Schritt»  zur  Kassunj;  des  Heschlu.sses  jjescluhen  seien. 

16.  Keine  l'ersun  darf  in  ein<r  Fabrik  oder  Werk>tatt  beschäftigt  werden, 
dorr»  Wochcnlobu  nicht  weQig:itens  zwei  Schillinge  und  äcchs  Fence  beträgt. 

17.  An  Stelle  der  Sektion  19  de-,  Hauptj;eset/.-s ')  tritt  die  folgende  Sektion: 
19.    (I.)   r>er  Hesitzcr  einer  Fabrik  oder  Werkstatt  hat  dieselbe  in  einem  rein- 

liclun  Zu>tan(l<  uiul  frei  von  .\u!>dttn»tun£eo  aus  Kanälen,  Abtritten  und  anderen 
verunreinigten  ( )rten  zu  erhalten. 

•)  Sektion  19  de«  Haujugesetzes  hatte  folgenden  Wortlaut: 
„Jede  Fabrik  otler  Werkstatt  «oU  in  einem  reinlicben  Zustande  und  frei  von 
Au«d(lnstnne«n  aus  Kanälen,  .\btritten  oder  anderen  verunreinigten  Orten  gehalten 

wi-rden. 

Fabriken  odi-r  Werkstätten  ililrfen  während  <ler  Zeit  di  s  Betriebes  nicht  der- 
art iiberiisllt  Nein,  dal's  hierdurch  die  ( iesiirt  lh  i»  1  r  in  ihnen  beschäftigten  Personen 
;:e>eh:uiigt  wird  und  miiNM-n  d<  «-:u!  ventiliert  w  r -i  ,  «lafs  alle  im  Laufe  des  B,- 
triebsverfahrcus  sich  entwickelnden  gesuudheitsichadbcheu  Ga»e,  Dämpfe,  Staub  oder 
anderen  Verunreinigungen  der  Luft  soweit  als  möglidi  unsdiidltch  gemadbt  werden 

„Eine  Fabrik  oiler  Werkstatt,  in  welcher  nach  Ansicht  des  Dbtriktsrates  oder 
des  Amtes  für  öflentliche  Gesniidbcttspflege  eine  Zuwiderhandlang  g^en  dieses  Ge- 
setz stattfindet,  wovon  der  Strkretär  eines  solchen  Rates  oder  dieses  Amtes  schriftlidi 
Mitteilung  gemacht  hat  {»c.  dem  Besitzer),  ist  als  nicht  in  Uebereinstimmung  mit 
diesem  rii->et/.e  betrieVien  an/UNehen." 

Die  beidi-n  ersten  Absätze  di.  ver  Sektion  sind  gleichlautend  mit  Sektion  3  des 
englischen  l-abrikgesetze»  von  1878. 
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(a.)  Eine  Fabrik  o4er  Werkstatt  dirf  wihirad  der  Zeit  des  Betriebes  nidit 

derart  überfüllt  sein,  dafs  hierdurch  die  Gesundhfit  der  in  ihnen  bcsrhäni{:ten  Per- 
sonell geschidigt  wild,  und  mtifs  fllr  jede  bcüchäftigte  I'erson  jenes  Ausraafs  von 
Kubikraum  und  von  Ventilation  besitzen,  welches  jeweils  durih  N'erordnung  des 
Amtes  für  nfli  ntlu  lo-  Gesundbeitspflcjjf  vor^*>srhri<-f)on  ist.  /um  l  rlasse  solcher  Ver- 
ordnungen Wim  dicM  >  Amt  liicrilurch  ermächtigt.  JcUc  1  abrik  oder  Werkstatt  muls 
so  ventiliert  sein,  dais  alle  im  i^aufe  des  Betrieb&vcrfahrens  sich  entwickelnden  gc- 
fQiidlidlsseUdlichen  Gase,  Dimpfe,  Staub  und  anderen  Venmreinigungen  der  Litft 
soweit  ab  möglicb  mwrhidlich  gemacht  werden. 

(3.)  Eine  Fabrik  oder  Werkstatt,  in  oder  in  Verbindni^  mit  welcher  eine  '/»•■ 
widerhandlinc  gegen  diese  Sektion  stattfindet,  ist  ab  nicht  in  Ucbereinstiimmuig  mit 
den  Fabrik-  und  Ladengctetxen  betrieben  amnsehen. 

x8.  (1.)  Wenn  der  Chef  inspektor  der  Ansicht  ist,  daf»  ein«  Fabrik  oder  Werk^ 
statt  verwahrlost,  ansicher,  ungeeignet  fftr  die  Honützung  oder  ge<uuidheits$ch8dlich 

ist,  o<ler  nicht  hinreichend  mit  Abtritten  odrr  Pissoirs  od.  r  mit  geeigneten  Feoer« 
losch  Vorrichtungen  oder  genügenden  N<)tau>.;,'änj;en  für  tlfn  Fall  eines  Braiul.»»i  ver- 
sehen int,  hat  er  den  Hesitzer  dirst-r  Kal)rik  odt-r  Werkstatt  hienon  schrittlich  /.u 
v»-rstän(ii^,'i  n  :  ,  in»-  Abschrift  ist  vom  (  hrtin^-iM-ktur  dem  Rat«-  zu  üh<  iTnitl<  In,  welcher 
biuQcu  2  Motiateii  nach  Krhalt  dieser  Mitteilung  den  Chefinspektor  lu  verständigen 
hat,  ob  die  erforderlichen  Reparatnren  oder  Verbesserungen  ausgeführt  worden  sind 
oder  nidit. 

{2,)  Wenn  »cht  der  betreffende  Rat  hinnm  3  Monaten  nach  EriiaU  jener 
Mitteilung  den  Chefinspektor  venrtXndigt,  dafs  er  die  weitere  Bentttaung  der  Fabrik 
oder  Werkstatt  gestatte,  so  hat  der  Chefinspektor  sofort  die  Registrierung  derselben 
2u  I  -rhen,  und  daraufhin  gilt  diese  Fabrik  oder  Werkstatt  als  nicht  auf  Grund  der 
Fabrik-  und  Ladengesetze  registriert. 

19.  (I.)  Kein«-  Fabrik  cMlt-r  Werkstatt,  in  welcher  £U  irgend  einer  Zeit  irgend 
eine  Person  beschäftigt  ist,  darf  als  Schlafraum  In^niitzt  werden,  und  keni  Kaum  oder 
Grmarh.  wdches  mit  ririt-r  Fabrik  o<ler  Werkstatt  in  Verbindung  steht  oder  inner- 
haH>  ii<  r^<  nvrn  FtnfTi(  (ii;,'uiijj  sich  h*»rindet .  «hirf  Schlafnxiim  h.nidtzt  werden, 
wenn  uicbt  di.M  r  SchlaUaum  durch  »  nie  soUUe  Mauer  oder  Abteilung,  welche  vom 
Fufsbodcn  bis  zur  Decke  reicht,  von  der  Fabrik  oder  Werkstatt  voUkommcu  abge- 
sondert ist. 

(3.)  Wer  entgegen  den  Bestiimnongen  dieser  Sektion  eine  Fabrik  oder  Werk- 
statt oder  einen  Raum  oder  ein  Gemach  vermietet  oder  bentttst  oder  zu  vermieteii 
fortflUiri  oder  die  Bentttznng  wissentlich  duldet,  ist  flir  die  erste  Uebertretn^g  mit 
Geld  bis  zu  3  ^  und  nir  jede  folgende  Cebertretung  mit  Geld  von  1  bis  5  au 
bestrafen. 

no.  In  Sektion  sa  des  Hanptgesetses ')  weiden  die  Worte  „Sonnabsnden'* 
anfgcboben. 

')  .Sektion  22  tlrs  Hauptgesetzes  hatte  folgenden  Wortlaut; 
„Keine  Person  unter  18  Jahren  und  keine  Frau  darf  in  einer  Fabrik  oder 
Archiv  für  »02.  CoeUgcbung  u.  SuU»(ik.    \.  4** 
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ai.  An  StclK-  d«*r  S«ktion  30  des  Hauptgosrtzcs ')  tritt  foljjrnd«-  St-ktinn 
30,  (J.)  Vorbrhaltlul»  d»-r  in  dicsrr  Sektion  getrotTeiien  AusaabtiuWsiim- 
mun^eii  darf  niemand  eine  Pcn>on  unter  16  Jahren  oder  eine  Frau  oder  ein  Mädchen 
daidi  mebr  als  48  Stnndett  in  eiiier  Woche  fider  mehr  als  lo  Stunden  «a  iriEcsd* 
«■Dan  Tage  oder  nach  neun  Uhr  abends  in  einer  Fabrik  oder  WerkMatt  besdiif- 
tigcn  oder  die  Beichiiftigiine  gertatten  oder  hiem  ennKchtigen. 

(2.1  Um  einem  unvorherge^henen  Arbeitsdrange  begegnen  zu  können,  darf  der 
Besitzer  einer  Fabrik  oder  Werkstatt  unter  den  folgenden  Bedingungen  Knaben  unter 
sechzetni  Jährt  n.  sowie  Mädclicn  über  sechzehn  Jahren  and  Frauen  bis  2U  54  Stunden 
in  einer  Woche  beschäftigen : 

(a)  Die  gewöhnliche  Dauer  der  täglichen  Arbeiisieit  darf  nur  an  einen» 
Tage  jeder  Woche  flberscbritCen  werden. 

(b)  Die  gewöhnliche  Daner  der  tlglieben  Arbettsieit  darf  in  einem  Zeit- 
räume von  zwölf  Kalendermonaten  an  nicht  mebr  als  sehn  Tagen  fiber» 
achritten  werden. 

(c)  Wenn  der  Besitzer  einer  Fabrik  oder  Werkstatt  sich  der  Ausnahm»* 
b«-**timmung  dieser  Subsektion  lu  ili<  iit  hat,  sd  h.\t  er  binnen  24  Stunden 
nach  tii  ni  }lr^iinir  der  L'ei>tTs{uiui<ii.irlj(it  den  (  h^'tnisjx  ktDr  liit-rvi'tn 
zu  verständigen  umi  eine  Abschrift  dieser  Mitteilung  binnen  dersellx-n 
Frist  m  der  Fabrik  oder  Wctkztatt  iftzosdilagen.    Die  Bcnadwidi- 

Werintatt  darck  mehr  als  fänf  Stunden  ununterbrochen  ohne  eine  wcidgstens  halb» 

stttndige  Pause  für  eine  Mahlzeit  brsch&fUgt  werden;  eine  Ausnahme  findet  >tatt  an 
den  Sonnabenden,  halben  Feii  rtagen  oder  wenn  der  Minister  auf  Grund  gehöriger 
Untersuchung  findet,  dafs  ilio  H<*diirfni*sp  dos  Gewerbe«  <V\<-  Suspension  der  Be- 
stimmungen dieser  Sektion  iioiwemlig  maclien.  In  diesem  h;iilr  kann  der  Minister 
die  Bestimmungen  dieser  Sektion  suspendieren  und  mufs  die  Suspension  in  der 
Government  Gaaette  durch  von  ihm  onteneicbnete  Bdiauntmadiung  publizieren.  Auf 
Fabriken  oder  Werkstätten^  in  welchen  der  Dmdc  von  Zeitungen  betrieben  wird, 
findet  diese  Sektion  keine  Anwendung.'* 

*)  Sektion  30  des  Hauptgesetzes  hatte  folgenden  Wortlaut  : 

„Niemand  darf  eine  weibliche  Person  oder  eine  männliche  Person  UTit<-r 
16  Jahren  dureh  mehr  als  48  Stnnd«-n  in  ein^r  Woche  hei  der  Zurichttmg  oder  Er- 
zeugung von  Waren  in  einer  Fabrik  otirr  Wt-fk»iatt  beschäftigen. 

„Jeder 'Besitser  einer  Fabrik  oder  Werkstatt,  der  den  Bestimmungen  dieser 
Sektion  zuwiderhandelt,  ist  für  jede  Woche,  in  welcher  er  sich  emer  derartigen 
Uebertretnng  sdiuldig  macht,  mit  Geld  bis  zu  20  ^  zu  bestrafen. 

„Jedoch  kann  der  Minister  mit  Rttdsidit  auf  die  BedfirfnisBc  der  Indnstrie» 
wenn  er  dies  auf  Grand  einer  gehörigen  Untcrsuchimg  fftr  angemessen  erachtet, 
durch  »  ine  von  ihm  unterzeichnete  und  in  der  Government  Ga/ette  publizii  rti'  Kund- 
machung die  Wirksamkeit  die^or  Sektion  für  eine  oder  mehrere  Fabriken  otler  Werk- 
stätten o<ler  alle  Fabriken  o«ier  Werkstätten  einer  bestimmten  Art  unter  den  erfurder- 
lich  scheinenden  Bedingungen  suspendieren.  Eine  derartige  Suspension  hat  jedoch 
höchstens  fBr  3  Monate  vom  Tage  der  Kundmachung  an  Giltigkeit.** 
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tigimg  d<s  dtcfinspekton  mnf«  vom  einer  «luführlkhcii  Dantellmif; 

ilrr  Vfrhältnisso  bcglfitet  sein ,  auf  Grund  wrlcher  der  Besitzer  dcT 
Fabrik  oilor  Werkstatt  behauptet,  (l:ifs  du-  l'ebrrstundeiiarb<*it  bona 
'xlr  /u  (l,  in  Zwecke  erfolgt  sei,  um  oincai  unvorhergeaebenen  Arbeit»» 
drau^e  zu  Itc^egncQ. 

(d)  jedef  Be&iUKr  eiiier  Fabrik  oder  Werkstatt  hat  ein  Vcrzcichois  aller 
Tage  und  Wochen  in  flQiren,  in  «dchen  er  ndi  der  Attuuihiiubeitiin- 
maag  dieter  Sektion  bedient  hat,  nnd  eine  Abcdirift  dieses  Vencich- 
niases  fibt  die  letHen  la  Monate  mvfs  in  leccrlichen  Bnchitaben  an 
einem  aaffallenden  Platze,  wo  sii-  von  d<-n  in  der  I-'abrik  o<Ier  Werk« 
statt  beschäftigten  IVnumen  leicht  gelesm  werden  kann,  beständig  an- 
geschlagen bh'ih«*n. 

(e)  Für  jeden  Tag,  Mi  welchem  dt  r  lU  >iL£cr  einer  Fabrik  od.-r  Werkstatt 
sich  der  AuKnahmslK-ütimmung  dieser  Sektion  bedient ,  ist  nach  dem 
in  der  Anlage  au  dieaem  Gesctse  angecebenen  Satze  eine  Bezahlung 
für  die  Ueberstvndeoarbcit  nnd  ein  Theegdd  m  entrichten. 

<f)  Ohne  seine  (ihre)  Zattimmang  darf  kein  Knabe,  Midchen  und  keine 

Frau  in  der  ange(;el>enen  Weise  b<-schlftigt  Werden. 

(g)  Wenn  der  IJber- Staatssekretär  nicht  überzeugt  ist,  «lal's  die  L'eber* 
stun<lenarl>«it  bona  Tide  zu  (U-m  Zwecke  '  injji  nihrt  worden  ist ,  um 
einem  DüMirlx  rgeH«-henen  Arbeitsdrange  /.n  b.^'.  ^^nen.  so  hat  er  hier- 
von den  Besitzer  der  Fabrik  oder  Werkstatt  schrilthch  zu  verständigen 
und  falls  dieser  Besitzer  nidit  innerhalb  eines  Monats  dem  Ober- 
StaatBsekretlr  xa  dessen  Befriedigung  nachweist,  dafs  diese  Arbeit  bona 
ftde  zu  dem  betagten  Zwecke  eingelUhrt  worden  ist,  so  hat  der  Ober- 
Staatsekretär  den  Cliefinspektor  anzuweisen,  den  Umstand  zu  registrieren, 
dar>  die  l'eberstundenarbeit  nicht  bona  fide  zu  dem  genannten  Zwecke 
cingeftihrt  word«  ti  ist. 

(b)  WeTiii  il<  r  i  )1»  I -Staal-vt-kretär  drp  ini.il  imi>  rh.ill)  /w  ill  K .ilciuUTmonaten 
b«-ziiv;lich  desselben  Hesitzeru  einer  Fabrik  otler  Werkstatt  eine  der- 
artige \'orrocrkung  angeordnet  hat,  so  verliert  dieser  Besitaer  hierdnrch 
die  Berechtigimg,  sich  fernerhin  der  Ausnahmsbesttmmung  dieser  Sdt* 
tion  za  l>edienen. 

(3.)  Wer  den  Bestimmungen  dieser  Sektion  zuwiderhandelt,  bt  für  jede  einzelne 

Zuwiderhandlung  und  zwar  im  Falle  der  ersten  Uebertretung  mit  (ieUi  bis  zu  5  i^, 
und  für  jedf  fnl^.  Tid.   f  '     rtretung  mit  Geld  von  2  bis  /.u  20  £  zu  bestraf.  n. 

(4.)  Mit  Kück-iclit  auf  dir«  P.edflrfnissr  di  r  Industrie  kann  der  Minist,  r  .uit 
Grund  einer  gehurigen  Untersuchung  und  gegen  Kntnchtung  der  von  ihm  nacli  Er- 
messen vorgeachrirbeneu  Gebühr  durch  eine  von  ihm  tmterzeichnetc  imd  in  der 
Government  Gazette  pnbliaiene  Kundmachung  die  Wirksamkeit  dieser  Sektion  flir 
dne  oder  mehrere  Fabriken  oder  Werfcstitten  oder  alle  Fabriken  oder  Werkstitten 
dner  bestimmten  Art  oder  fllr  ein  bestimmtes  Gewerbe  oder  einen  besonderen  Zweck 
irgendeines  bestimmten  (;<-werl)cs  suspendieren.  Eine  drnmige  Suspension  kann 
jedoch  ittr  nicht  mehr  ahi  2  Monate  vom  Tage  der  Kundmachung  i  rfolgen  und  im 

40* 


Üigiiizeü  by  i^üOgle 


6o8 


Gesetzgebung:  Auatnlieo. 


Falle  d<  r  Nichtrrnillitng  der  Bedingungen,  unter  wekbeR  die  Snspeimoo  erMgt  ist, 

kann  der  Minist»T  dnrrh  i-inc  von  ihm  unterzeichnete  Kundmachung; ,  welche  dcw 
Besitzer  der  hi<'r<1un  h  bi-tr. >ffrnen  Fabrik  oder  Werkstatt  'lurch  die  f*(i=;t  rnr.xi' 
stellen  und  in  der  üovenunent  Gaxette  tu  pobUziereu  ist,  die  Suspension  jederzeit 
widerrufen. 

a2.  Jede  Kiiudniachung  durch  welche  der  Minister  die  Wirksamkeit  der  vor- 
sl^enden  Sdctiaa  fUr  eine  oder  mehrere  Fftbriken  oder  Werkstitten  oder  alle 
Fabriken  oder  WerkftStten  suspendiert,  muh  in  der  in  der  Anlage  ai  diesem  Gc> 
setae  angegetieacn  Weis«  erfolgen  und  die  daselbst  festgesetiten  Bedingungen  cnt- 
halten. 

« 

33.  (l.j  In  einer  Fabrik  oder  Werk^t.itt,  in  welcher  ZU  irgend  «  im  r  Zeit  ein 
Chinese  beschäftigt  ist,  sowie  in  einer  Fabrik  oder  Werkstatt,  in  welcher  irgend  eine 
Penvon  bei  der  Zurichtunp  oder  F.rzeugung  oder  der  teilweisen  Zurichtung  oder  Er- 
zeugung von  Möbeln  beschäftigt  ist,  darf  keine  Person,  weder  für  sich  selbst  noch, 
direkt  oder  indirekt,  mietweise  oder  gegen  Lohn  an  irgend  einem  Tage  vor  halb 
acbt  Uhr  moigens  oder  nach  ftlnf  Uhr  abends,  oder  naidi  awei  Uhr  nachmittags  aa 
einem  Sonnabende,  oder  in  irgend  einer  Zeit  an  einem  Sonntage  arbeiten  oder  Per- 
sonen besehiftigen  oder  sie  ermichligen  oder  ihnen  gestattoi,  an  arbeiten. 

(2.)  Wer  gegen  eine  Bestimmung'  <!i<-ser  Sektion  saviderhaudelt,  ist  für  jeden 
Tag  der  Uebertretung.  und  zwar  im  FalK*  der  ersten  Uebertretung  mit  Geld  bis  zu  lo 
und  im  Falle  einer  zweiten  oder  späteren  Uebertretung:  mit  Geld  vtin  5  bis  zu  25  C  au 
bestrafen,  und  die  Registrierung  einer  Fabrik  (xlcr  \V,  rk>l;itt,  dcrt  n  l'.oitzer  auf 
Grund  dieser  Sektion  mm  dritten  Male  verurteilt  wird,  ist  vom  Chctinspektor  sofort 
SU  löschen. 

(3.)  Bei  einem  Gerichtsverfahren  wegen  einer  Uebertretung  dieser  Sektion  ist 
der  Nachweis 

(a)  dafs  zu  irgend  einer  Z^>it.  während  welcher  die  Arbeit  in  einer  Fabrik 

oder  Werkstatt  auf  Grund  dieser  Sektion  Ttfbolen  ist,  ein  Geräusch 
vemomm»*n  wf»r<len  ist,  wie  es  gewöhnlich  venirsacht  wird,  wenn  Per- 
sonen m  eiii'-r  «Icrarti^on  l'.ihrik  oder  Werkstatt  bei  dem^otwendigca 
BetriebsverfahrcD  beschäftigt  sind,  und 

(b)  dass  wihrend  dieser  Zeit  einem  Inspektor  oder  PDliieiwachmamie  der 
sofortige  Zutritt  in  diese  Falnik  oder  Werkstatt  verweigert  wurde  joder 
er  denselben  nicht  durchsetaen  konnte  — 

als  Prima-facie-Beweis  dafür  anzusehen,  dafs  die  Bestimmungen  dieser  Sektion  dmdi 
den  Angeklagten  ubertreten  worden  sind. 

(,\.\  Mit  Rürksirht  auf  die  Hf-dJtrfni^st-  drr  Industrie  kann  dcr^Ministcr  unt  r 
den  Bedingungen  und  Beschränkungen,  welc!i<-  che  <lurrh  die^ie'?  Gr*etz  ubf^cändcrte 
Sektion  30  des  Ilauptgcsetzes  vorschreibt,  die  Wirksamkeit  dieser  Sektion  für  eine 
oder  mehrere  Fabriken  oder  WerlcstStten  bis  zur  Dauer  von  s  Monaten  suspemhem. 

a4.  Der  zweite  Absatz  der  Sektion  31  des  Ilauptgcsetzes*)  wird  hiermit  aufgehoben. 

*J  Dieser  Absatz  hatte  folgenden  Wortlaut : 

„Keine  Person  unter  15  Jahren  darf  in  Fabriken  oder  Werkstätten  bescliäftigt 
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tS.  (I.)  Am  Sdiliwc  d«  cntcii  Absatie»  der  Sdctioa  33  dei  HavptgewUei*) 

sind  dif  folgetldell  Worte  hituumfligen  :  ,,ndrr  -w-rnn  nn  solches  TauglichkeiUzeugniK 
nicht  erforderlich  ist,  ein  Geburtszeugnis  oder  eine  Alterüdeklaration,  wie  in  der  fol- 
;;cnden  St  ktTon  vorgeacbrieben ,  erhalten  bat  und  dasselbe  einem  iuspektor  auf  Ver> 

langen  vtirw<  isl." 

(2.)  L  ngeachtet  der  hcstiininunjicn  der  geiianntoii  Sektion  32  de»  I  lüuptgt  set/es 
ist  das  in  jem^r  Sektion  erwähnte  rau^lichkeit&zeugnis  nur  in  den  jeweils  vorgeächrie» 
benen  FSUen  oder  daim  erforderlidb,  wenn  der  Cbef  Inspektor  es  in  Anbctrodit  be- 
sonderer Umstinde  durch  scbrilUicbe  Mittdlimg  verlangt. 

afi.  In  Sektion  J3  des  Hauptnesrtz<-s*)  werden  die  Worte  , .welche  demselben 
Besitzer  gehören  und  im  Bexirkc  desselben  Fabrikarztes  liegen"  hiermit  aufgehoben. 


werden,  wenn  »ie  nicht  tob  einem  Schnlinspektor  das  Zeugnis  erhalten  hat,  dafs  si« 
die  dnrch  das  Untenichtsgesets  von  1S90  und  die  auf  Grand  der  Bcstimmongen  dieses 
Gesetxes  crlamenen  Verordmmgea  vorgeschriebenen  Kenntnisse  erworben  hat,  oder  wenn 
sie  nicht  das  von  dem  Oberlehrer  einer  staatlichen  Schule  unterfertigte  Zeugnis  bei« 

brin(;en  kann,  dafs  sie  in  dem  der  IVschntti;.'!!!!^  unmittelbar  vorhergehenden  Qoai^ 
tale  diese  Schule  an  so  vieU-n  Schultagen  hesuchl  hat,  als  durch  diese»  Gesetz  vor^ 
;;fschrifh'-n  ist.  oder  daf«-  sie  durch  J  aufeinander  fol^jnult  j.i)ire  in  jedem  nmvrtale 
die  vor^'.  vf  liri«*b«-nf  Ati/..\1>1  von  Srhnlt.ii.'(  ii  .ilxolvi.  rt  hat.  I  l^>'Stimmnn}:;<  n  du -.-r 
Sektion  sin«l  jedoch  nicht  äuI  IV-rsoneii  an/nwtuilvii,  w«  Ichc  Wnu  Inkralllrclfij  des 
Fabrik-  und  Ladengesetzes  von  1885  in  einem  Kaume  beschäftigt  waren,  welcher 
im  Sinne  des  vorliegenden  Gesetzes  fine  Fabrik  oder  Werlcstatt  ist.** 

Die  ursprüngliche  Fassung  der  Sektion  32  des  HauptgesetMS  laotet  folgender» 

mafsen: 

»Keine  Person  unter  16  Jahren  darf  in  einer  Fabrik  oder  Werkstatt  beschftftigt 
werden,  wenn  nicht  der  Bentser  derselben  das  voigcachriebene  Zeugnis  Aber  die  Taug- 
lichkeit dieser  Person  für  die  BeschSftigong  in  dieser  Fabrik  oder  Werkstatt  er- 
halten hat 

, .Zeugnisse  über  die  Tauglichkeit  zur  Be>chäftigung  sind  für  die  /wt-cki-  dieses 
Gesrt/<-^  von  dem  Fabriknrzte  df>>  ht  tr«  fTc  ndcn  JU  zirk«-s  zu  erteil-  n  und  1i:ih<  n  d:ihin 
zu  laud  ri.  daf«  er  auf  Grund  «1< vurj,'i  l.m<  n  ( 1<  hnrtH7»  upT»isses  oder  eines,  anderen 
ausreicht iultu  Dokumentes  dir  ttberieu^ung  gcwtuini  n  Int.  dafs  die  in  dem  Taug- 
lichkcitsteugnisse  namhaft  gentachte  Person  da^  durni  angc-gt-bene  Alter  erreicht  hat 
und  nach  dem  Eigc^misse  der  von  ihm  persönlich  voigeoommcncn  Untersuchung  nicht 
durch  Krankheit  oder  körperliche  Gebrechen  als  untauglich  erscheint,  täglich  während 
der  gesetzlich  bestimmten  Zeit  in  der  in  dem  Tauglichketlsseugnisse  genannten  Fabrik 
oder  Werkstatt  bcsdiäftigt  zu  werden." 

Der  2.  Absatz  ist  gleichlautend  mit  Sektion  37  (3.  Absatz)  des  englischen  Fabrik» 
gesetzes  von  187S. 

*)  Jiektioii  33  des  Hauptgesetzes  lautet  in  der  ursprünglichen  Fassung; 
..Der  Fabrikarzt  kann  in  dem  Zeugnisse  übt-r  die  Tauglichk«  it  zur  Beschäftigung 
alle  Fabriken  oder  Werkstätten,  welche  demselben  Besitzer  gehören  und  im  Bezirke 
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»7 — 3f.    f Diese  Sektionen  treffen  über  die  i'rUfuiigszeugnis.se  der  in  Fabriken 
und  \\  i  rkstätt'-n    hesrhrifti«jten  Maschinen-   und    Kesselwärter  Bestimm«nf,'<  n ,  durch 


3a.    In  Sektion  44  dc2>  Hauptge&eUces  *)  werden  die  Worte  „und  dem  Fabrik- 

desselben  Fabrikarz-tes  lUgt-n,  uder  einige  von  ünim  luitnlialt  tnachon.  wenn  i-r  der 
Ansicht  ist,  dals  er  das  Zeugnis  über  die  i  augiiciiki-it  zur  Beschäftigung  in  den- 
selben mbrlidtigctreii  «onteUen  kmn. 

„Du  dem  Fabrilnnte  vomilcgeiide  GetnirtswiiKniB  vmb  entweder  eine  be- 
glnnbigte  Abschrift  der  EintrR|nni{r  der  Geburt  dieser  Perwn  in  «in  auf  Grand  des 
Gcsetaes  von  1890  über  die  Registriemng  der  Gebarten  *  TodesOlle  nad  Hcinten 
oder  eines  bisher  in  Kraft  gewesenen  Gesetzes  Uber  die  Kegistrierong  der  Geburten, 
Todesfälle  und  Heiraten  geftihrti^  R<  ^i^tor  oder  eine  bescbwofe&e  ErUfirang  Über 
das  Alter  dieser  I'ersoii  sein  Ktatutory  declaration). 

„Wenn  ein  Zeugnis  ülier  die  lauglichkcit  asur  Beschaitiguug  dabin  lautet,  dafs 
der  Fabrikanct  die  Angabe  Über  das  Alter  einer  Perxm  auf  Grund  eines  wideren 
Dokumentes  al&  des  Geburtszeuguiss^  als  erwiesen  angenommen  hat,  so  kann  der 
Lupdctor  dnrdk  schriftlkbe  Anxetge  dieses  iRtUche  Zeugnis  als  unfiteig  eridSren* 
wenn  er  gcigrtlndeCe  Ursache  ur  Anuihme  bat,  dafs  das  wiifcliche  Alter  der  in  dem 
'Zeugnisse  genannten  Person  geringer  ist  als  das  in  dcmselb«^  angegebenCf  und  daraof* 
hin  soll  diesem  Zeugnisse  fUr  die  Zwecke  dieses  Gesetzes  keinerlei  Bedentong 
kommen. 

Auf  Verlangen  eines  Inspektors  hat  der  Hesilitr  «  nu  r  Fa.i»rik  «xi.  r  \\  .  rk^tatt. 
in  welcher  eine  i'erson  unter  16  Jahren  beschäftigt  ist,  demselben  in  Jit^ir  Fabrik 
oder  Werkstatt  das  Zeugnis  ttber  die  Tauglichkeit  dieser  Person  Tonulegeu,  welches 
in  Gcadlfsbcit  dieses  Gesetzes  erwirkt  werden  mufs." 

Diese  Bestimmungen  sind  der  Sektion  30  des  englischen  Fabrikgeseties  von 
4S7S  nachgebildet^  resp.  wörtlich  entnommen. 

')  Seiction  44  des  Hauptgesetzes  lautete  nrapriinglich  folgendermaßen: 
„Wenn  in  einer  Fabrik  oder  Werkstatt  ein  Unfall  sich  ereignet,  welcher 

entweder ; 

(a)  den  Tod  einer  in  der  Fabrik  oder  Wrrluitatt  beschäftigten  Person  ver- 
ursacht, oder 

(b)  eine  in  der  Fabrik  oder  Werkstatt  beschäftigte  Person  körperlich  b%- 
schädigt,  und  der  herbetgeAthrt  wurde:  entweder  durch 

eine  durch  Dampf,  Wasser  oder  eine  ander«  Kraft  getriebene  Ma* 
scfaine,  oder  durch  einen  Kessel,  eine  Pfanne  oder  eine  andere  Anlage, 
welche  mit  beifscn  FUlssigkeitcn  oder  geschmolaenem  Metall  oder 
einer  anderen  Substanz  gefüllt  ist,  o<ler  durch  eine  Explosion,  oder 
durch  F'.ntweichen  von  Gas,  Dampf  oder  ^trt.l^l  um]  wnn  der  Unfall 
«•in  d»'rarti^»  r  ist.  dafs  dir  durch  ihn  l»  ttodene  iVrson  an  der  Rtlrk- 
krhr  /,ur  .\rbeit  in  der  habrik  oder  Werkstatt  innerhalb  4S  Stunden 
nach  diesem  Unfall  verhindert  bt, 


welche  du:  .Scklioni'ii  ^7 


7  und  jb  des  Hauptgesetzes  irj.;:iii7,t  resp.  ver^cJi.-irft  w<  rdcti.| 
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ant«**  biermit  aufgehoben  und  in  Sektion  45  des  HuptKeMtses*}  tritt  an  Stelle  des 
Wortes  „Fabrikanten  das  Wort  ..Ante". 

33.  Wenn  ein  Inspdctor  oder  ein  Sachverstäncliger  tlem  Minister  berichten,  tlafs 
in  .  in-  r  F.ilirik  ndor  Werkstatt  durch  dv-  (1av,  lh>t  tu  i\iit/t«-n  Maschinen,  oder  durch 
eiu>  Explosion,  cxli-r  tiurch  tntweirhrn  v<in  ('i.i>,  n;iiii]>f  oder  Metall  oder  durch 
Elektrizität  eine  l'ersüu  getötet  oder  vt  rlettt  worden  i>l  otler  dafs  ein  derartiger  Unfall 
wahrscheinlicherweisc  eintreten  werde,  so  kann  der  Minister  nach  Erhalt  des  Berichtes 
den  Besitzer  dieser  Fabrik  oder  Werkstatt,  nd  jeder  anderen  Fabrik  oder  Werk- 
statt, in  wekbcr  die  glcicben  Gcfiüven  lieatchen,  amrösen,  die  Vorkehnuigen  m 
treflctt,  trelcbe  der  Mniater  mr  Vermeidung  der  UnfXUe  fltr  notwendig  eracbtet, 
und  wenn  diese  Vorkehrungen  nicht  innerhalb  der  vom  Minii^ter  bestimmten  Frist 
getroffen  worden  sind,  so  gilt  diese  Fabrik  oder  Werkstatt  als  nicht  in  Uebereinstim* 
mung  mit  den  Fabrik-  und  Ladengesetien  betrieben. 

34.  An  Stelle  der  letsten  Subsektion  der  Sektion  47  des  Haaptgeaetces*)  tntt 

die  folgende  Subsektion : 

Auf  den  Schlufs  aller  Lad.  11  oilrr  allrr  f.ndt-n  »-int^r  h«  *timnUen  KUa.-.c  mit 
Au.<«nahme  der  in  der  4.  Aidage  gettanuten,  weklie  im  (Jcmeindegebiete 
liegen,  an  einem  Nachmittage  jeder  Woche;  jedoch  mit  dem  Voibehalte, 
dafs  bevOT  eine  derartige  Vemidnnng  erlassen  wird,  eine  Petition^  wekhe 
nach  der  Bestltigang  des  Stadlseluetlrs  von  der  Mehrheit  der  vornehm» 
lieh  beteiligten  und  betrogenen  Be^it/'  r  :i11er  Läden  oder  aller  Läden 
der  bestimmten  Klasse  unterzeichnet  ist,  dem  Stadtrate  mufs  überrr-irht 
WfjrHtn  -ein,  und  mit  dem  weitf-ren  Vorbehalte,  dafs  in  der  Stadt  Mel- 
)>ourne  kein  Ladenbesitz'-r  als  .l.  r  Zuwiderhandlung  geg»*n  eine  solche 
Verordnung  schuldig  anzusehen  ist,  solange  er  in  jeder  Wuctre,  in  welcher 

so  ist  umgeheiiil  dtiu  iuspektor  und  dem  Fabrikafit«-  d«  ^  Heiirki  >  ein«-  sclinltlichc 
Anzeige  zu  erstalten,  in  welcher  die  Wohnung  der  getöteten  oder  verletzten  Person 
oder  der^)rt,  an  welchen  dieselbe  gebracht  wurde,  angegeben  ist,  und  wenn  eine 
solche  Aiueige  nicht  erstattet  wird,  so  ist  der  Besitzer  der  Fabrik  oder  Werkstatt 
mit  Geld  bis  su  5     Ml  bestrafen." 

L)ie-^.  S.  ktion  ist  gleichbe<lealend  mit  -l- 1;.  erstc-n  Tt  ile  drr  Sektion  31  des 
englischen  Fabrikgesetzes  von  1878,  welche  aber  durcb  Sektion  ift  de»  Fabrikgcitrtses 
von  1895  aufgrljohen  um\  »•r^et?t  i<t 

'1  Sektion  45  des  liauptgri.t*i/,t  s  laulrt«-  ursprtlnglich  lolgendermafs>'n : 
„Uer  Minister  kann  nach  Ermeucn  von  einem  Fabrikarzte  oder  Sachverständigen 
einen  Bericht  Uber  die  Natur  oder  dk  Urmche  dncs  aokhen  Todesfalles  oder  einer 
solchen  Verletsmig  verlangen  und  der  Ant  oder  SacbvrrntMndige  hat  hierüber  eine 
Untenmchnng  einsnleiten  und  besitzt,  jedoch  nur  (ttr  dir  Zwecke  dieser  Sektion,  die- 
selben Befugnisse  wie  ein  Inspektor  sowie  die  Befugnis,  jeden  kaum  in  d«  m  Obftude 
zu  betreten,  in  welchen  die  getott-te  oder  verletste  Venson  gebracht  wurde." 

Den  Inhalt  der  Sektion  47  des  Haoptgesetze»  siehe  in  der  Anmerkung  zu 
Sektion  a. 


Üigiiizeü  by  i^üOgle 
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er  «ticser  VVrordnung  zuwiderhandelt,  seinen  Lndca  am  Sommbcnde  mn 

halhzwei  Uhr  nachmittags  schlir-fst  und  von  dit-ser  Zeit  an  geschlossen 
läfst;  UT)"1  dem  Vorbehalte  endlich,  dafs  kein  Ladenbesitzer  als  der 
•  Zu\vider}i:iinihmß  gegen  eine  solche  N'crordmmg  «schuldig  anTOs^eheti  ist, 
wenn  <  r  nt  inen  Laden  an  eiiu  ni  Nachmittage  in  der  Woche  schlii  isl, 
an  welchem  Läden,  welche  eines  der  von  ihm  betriebenen  Geschäfte 
betreiben,  geschlossen  idnd. 

35'  Wenn  eine  Person  zu  ihren  rcgehuuüigcn  i  >bliegeiilH'iteii  in  f iii«'m  Laden 
nach  dtsm  Ladenschlosse  an  Halbfeiertagen  länger  ab  eine  halbe  Stunde  beschäftigt 
wirdf  so  Ist  da  LadenbesitEer  fttr  jede  solche  UebertretaiK  nnd  »war  für  jede  cin- 
selne  Penon  mit  Geld  bis  nt  2  ^  zu  bestmfcn. 

30.  (I.)  Fdr  die  Zwecke  dieser  Sektion  sind  die  Stadibedike  von  Melboone 
nnd  die  von  dem  Gourernenr  durch  eine  in  der  Govenunent  Gaaette  pnbliaieite  Ver* 
Ordnung  beieidmeten  Teile  der  Landbearke  (shires)  von  Boroondan,  Malvem  nnd 
Coburg  ab  ein  Bezirk  unter  dem  Natncn  „hanptstfdtiscber  Bccirk*'  lusamrocmnfawcn 
imd  für  die  Zwecke  dieser  Sektion  gelten  diese  TcÜe  der  genamitett  Landbotrke  als 
stidtische  Kezirke. 

'2.1   r>rr  CJoHVfnuMir  kann  in   drr  flnrch  Sektion   63  Hauptgesetzes  he- 

slimmteu  \\  <  i>-  1" /ii^licli  .ill-  r  VcrhiUtnilM  .  hinsichtlich  welcher  -  in  "^taflfrAt  auf 
(jrund  der  durch  tiicM->  (ie>t  t/.  abgt-iuukrte  Sektion  47  des  Hauptge»cL£c»  Verord- 
nungen «u  erlassen  bt:fugt  ist,  Vorschriften  erlassen,  welche  für  das  ganze  Gebiet 
dieses  hauptstädtischen  Bezirkes  oder  fttr  zwei  oder  mehrere  an  einander  grenzende 
Stadtbezirke  in  diesem  Gebiet  giltig  sind. 

(3.)  Derartige  Vorschrift««  dürfen  nur  dann  erlassen  werden,  wenn  eine  ent< 
sprechende  Petition  an  den  Gouverneur  abgefafst  und  dem  Minister  Übermittelt 
worden  ist. 

(4.)  Wenn  solche  Voftchriften  Ar  den  ganzen  hanptstfdtischen  Bezirk  verlangt 

wt-rden,  ^^1  nnifs  dir  I'.-tition  von  der  Mehrheit  der  Besitzer  aller  Läden  oder  von 
iJidon  einer  bt  .stimmtfn  Klas»«-  —  nüt  Ausnahme  der  in  der  4.  Anlage  zu  dem 
HaiTiifp,'rvv  t/.r  ^^t-nimnirn  K hissen  von  Läden  —  unterzeichnet  »ein,  welche  durch  die 

Vorscliriltcii  beirotffn  werden  sollen. 

(5.)  W<-nn  snlrhf  Vnr>,chnfti-n  l'iir  zwei  (vl.  r  ni<  }irere  an  «  inainirr  c'''*"'''ndc 
Stadthr/.irkf  im  (l.  lu.t<  ih  »  l^aupl.-t;i'lti^ch<■n  Hr.'irk<->-  \>-rlan{;t  wt-rdi  ii.  m>  mul:>  die 
Petitum  von  dt-r  Mrhrht-it  der  licsit/.t-r  aller  Lädrn  oder  von  Liideu  einer  bestimmten 
Klasse  —  mit  Ausnahme  der  In  der  4.  Anlage  zu  den  Hauptgesetze  genannten 
Klasen  von  Läden  —  unterzeichnet  sein,  welche  durch  die  Vorsdiiiften  bctioflctt 
werden  sollen. 

(6.)  Der  Sekretär  jedes  Stadtbezirkes,  auf  welchen  eine  solche  Petition  sich 
bezieht,  hat  zu  erklären,  wie  viel  Läden  tiberbanpt  oder  wie  viele  einer  bestimmten 
Kla»se  sich  in  dem  Stadtbesirke  befinden,  und  wie  viele  Ladenbesitier  die  Petition 

unterzeichnt't  hab«'n. 

7"    Nach  (l<'m   I■".rla^s<•  tlerarti;:' r  Vfir<chrift<'ti  (hin  li  <lcn  ( jou\  <.-ra<  \ir  tr<*trti 
alle  von  dvm  Stadtrate  eines  Stadtbezirkes  in  dem  Gebiet  des  hauptstädtischen  Be- 
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»rkes  erlMScncii  Verordminfeii,  veldie  mit  jenen  Vorschriften  unveretnlwr  sind, 
sofser  Kimft. 

(8.)  Die  Uebeitretmig  einer  auf  Grand  dieser  Sektion  erlassenen  Vorsdirtft  ist 
unbeschadet  der  Beitinunnngien  des  Hanptgesetzes  nach  der  dnrch  das  vorliegende 
Gesetz  abgeiDdcrtcn  Sektion      des  Hnuptgesetses*)  au  bestrafen. 

97.   (t.)  Sektion  49  des  Hanpteesetses*)  wird  hiermit  anfgchoben. 

(2.)  Jeder  Ladenbesitzer  hat  (tlr  alle  in  seim-m  Laden  beschäftigten  Personen 

pasM-nde  Sitigelegenlieiten  und  zwar  fiir  j«*  drei  Personen  einen  Sit/  beizustellen ; 
dirse  Sitzgelepenheiten  mü^s. ti  Rir  die  Üentltsung  der  Personen,  för  welche  diese 
beschafft  sind,  betjuem  j^'.lf^en  «»ein. 

(3.)  Jeder  Ladeijbesitzer  muls  allen  in  seinem  Laden  Ix-schäftijjten  Personen 
gestatten,  die^-  Sitzgelegenheiten  zu  allen  pa»:»enden  Zeiten  während  des  Tages  m 
bcnfttzen. 

38.  (1.)  Der  Gouverneur  kann  bezüglich  aller  V'erhältniä:»e,  hinsichtlich  welcher 
ein  Stadtrat  anf  Grand  der  durch  dieses  Gcsets  abge&adcrten  Sektion  47  des  Maupt- 
gesetaes  Verordnungen  au  erlassen  befugt  ist,  Vorschriften  erlassen,  welche  ihr  jeden 
in  der  Vorschrift  angegebenen  Stadtbesirk  oder  Teil  eines  solchen  Giltigkcit  besitzen. 
Die  Ton  dem  Stadtrate  eines  seichen  Stadtbcsirkes  erlassenen  Veroidnnngen, 
welche  mit  diesen  Vorschiiften  unTereinbar  sind,  weiden  durch  dieselben  aufser  Kraft 
gesetzt 

(2.|  In  jenen  Fallen,  in  welchen  nach  d<T  besagten  S<'ktioii  47  vor  dem  Er» 
huse  einer  Verordnung  eine  Petition  überreicht  worden  sein  mufs,  kann  der  (  »ouvcr- 
neur  keine  derartige  Vorschrift  erlassen,  bevor  nicht  »  iiir  Petition,  in  der  gleichen 
Wei'.»»  nnt«-r/eichnet  und  vnm  <  iemeindesekretär  geprüft,  an  den  (iouvenieur  adrci»siert 

und  »Itni  Minist«  r  uhi  rmittcU  worden  ist. 

(3  »  Der  ( irnii  imK  s.  kretär  lial  bezüglich  jeder  ihm  vdn  «i<  11  1'.  ti"nt<  ii  u<\.  r  il.  p 
Minister  atugesidUen  Peiitioa  zu  erheben,  ob  sie  von  der  Mehrheit  der  Besitzer  jener 
Kiajt^e  von  Läden,  welche  durch  die  Vorschriftm  betroffen  werden  sollen,  unter- 
zeichnet  worden  ist. 

')  Si«-he  Sektion  43  des  vorliegenden  (jesette*. 
"t  Sektion  49  des  Hauptf:- t/' -  lautete  . 

.Wenn  1  -  '-ich  zeigt,  dals  i  s  /.ur  Erhaltung  der  ^un^ihelt  <ler  in  irgendeinem 
Laden  beschatiii;uu  Personen  notwendig  ist,  dafs  für  dieselben  Sitzgelegenheiten 
beschafft  oder  ihnen  Ruhepausen  gewShrt  werden,  so  hat  der  Inspektor  dem  Amte 
für  Öffentliche  Gesundheitspflege  hierttber  zu  berichten  und  dieses  Amt  kann  nach 
Ermessen  den  Besatzer  jedes  soldicn  Ladens  außordem,  fttr  die  von  ihm  beschäftigten 
Personen  Sit^dcgcnbeiteik  zu  beschafTen  oder  ihnen  Ruhepausen  während  der  Zeit 
der  BcsddUtigong  zu  gewähren.  Und  wenn  ein  Ladenbesit/i  r  nnterläfst,  der  auf 
Grund  dieser  Sektion  gestellten  Aufforderung  «les  Amtes  Folge  zu  leisten,  sO 
ist  er  für  jede  Woche,  in  welcher  er  dies  unterl&fst,  mit  Geld  biü.  zu  5  £  zu  be- 
strafen. 
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(4.)  Dil-  LV-bortrotiin^:  .  irn  r  auf  Grund  dieser  Sektion  orla>-t!(.n  Vorschrift 
o«?''''  einer  auf  Grund  <!■•'  Mi  ktion  47  de*  H.iiipt^^fsrtz-  >"rla*'<«'n>  n  \'<frordnung  ist 
unbeschadet  der  Hestimmunj;en  des  i iauptg«:*s«-Ui- s  ixitr  t  iair  Verordnunp  nach  der 
durch  da-s  vorliegende  Gebete  (Sektioa  4J)  abgeändcrtcD  Sektion  5S  de^  lIaupt^oM:Ucs 
ta  b«!itrftf«n. 

35.  Der  (»(»uvemeur  kann  bezui^licli  der  n»  d»  r  4..  Anlage  zum  HauptRe*<'t/.c 
j^enamiten  Kia^-n  von  IJidcQ  Verordoungen  erlasi>cn,  durch  welche  die  GesiamUahl 
der  tröcbvttfficheii  Standen,  wihrend  treldier  Petiaiicn  onter  16  Jnhrcn,  sowie  Frauen 
und  BiSddien  beMliSftigt  weiden  dfiifen,  festgeMtet  und  bestinmit  wird,  dals 
jeder  Penon  ohne  Ansnsbme,  welche  mietweise  oder  gegen  Entlohnong  m  «nem 
«oldien  Laden,  oder  bei  einer  Arbeit  in  Veibindong  mit  einem  tdchen  Laden  be- 
scIiäftiKt  wird,  ein  halber  Feiertag  an  einem  Nacbmittage  jeder  Woche  gewihn 
werden  muf». 

40.  Für  die  Zwedce  der  Sektionen  39  nnd  39  dieses  Gesetzes  gelten  die  in 

R'-staurationrn  <'afes.  Verpiti^'unp<ilokalen,  Hotch.  Speisehäusem  oder  Fisch-  und 
Au-t.  niladen  beschäftif^ten  K'  llii.  rinnen  als  in  einem  Laden  beschäftigt  und  der 
Wirt,  Be>it/.er  cxler  Kigentütn.  r  -  ines  solchen  Ctabli»!tement»  gilt  ab  LadcabesiUer 
im  Sim»e  der  jjenannten  Sektionen. 

41.  (1.)  \urbehaltlicli  der  folgenden  Ausnahmen,  dürfen  Personen  unter 
16  Jahren  sowie  Fra\i<  ti  und  Mädchen  in  keinem  Laden  <w!<  r  hri  k>'in«  r  Arli.  ii  in 
V>  rhindun^  mit  einem  Laden  länger  als  52  Stunden  in  einer  Woche  «xUr  t»  Stunden 
im  i  age  (m  beiden  Källen  mit  AuKschluf»  der  Mahlzeit(>aui>vQ)  mietweise  o<ler  gegen 
Lohn  besdiäftigt  werde«.  Ab  einem  Tage  in  jeder  Woche  darf  jedoch  die  Zeit  der 
Beüchilttgimg  II  Stunden  danemi  und  wenn  in  einer  Woche  ein  öficntUcher  Feier» 
tag  an  einem  anderen  Tage  als  am  Sonnabend  einfSllt,  so  darf  die  Zeit  der  Be* 
schSftigung  in  dieüer  Woche  an  swei  Tagen  je  11  Standen  betragen,  wenn  der 
Laden  an  dem  öffentlichen  Feiertage  geschlossen  bleibt. 

(2.)  Mit  schriftlicher  Bewilligung  des  Chefinspektor»  dürfen  Personen  unter 
16  Jahren  sowie  Krauen  und  Mädchen  in  einem  La<len  oder  bei  einer  Arbeit  in 
\'erV>in«hmj:  mit  ein^-m  La«i.-n  an  jedem  Tajje  diirrlt  hf>ch><t  -ns  drei  Stunden  tth«*r 
die  gewohnliche  Arbeit>/eii  be>cl)Uftigt  werden,  jedocli  mu  dem  Vorbehalte,  dafs 
die  Gesamtzahl  der  Tage  in  jedem  Jalir,  während  dessen  eine  solche  Person  (Frau. 
MSdchcn)  in  irgend  einem  Laden  oder  bei  irgend  einer  Arbeit  in  Verbindung  mit 
einem  Laden  derart  be«ctUiftigt  wird,  nicht  mehr  als  40  betragen  darf. 

(3.)  Personen  unter  16  Jahren  sowie  Frauen  nnd  tfüdchcn  dfirfen  ohne  eine 
wenigstens  halbstOndige  Malilzeitpanse  nicht  iSnger  ab  5  Stunden  ununterfatocheB 
beschüftigt  werden. 

(4.)  Personen  unter  16  Jahren  sowie  Frauen  und  Mädchen  dürfen,  wenn  sie 
voriier  an  denuelben  Ti^  in  einer  Fabrik  oder  Werkstatt  durch  8  Stunden  bc> 

sch3fti;:t  w;»ren,  an  die«*em  Tage  überhaupt  nicht  nnd  wenn  sie  vorher  an  tlom- 
selben  l  äge  m  einer  Fabrik  oder  Werkstatt  liuri  Ii  w.  iiii,'.  r  als  8  Stunden  beiR  h:irtt;:t 
waren,  nur  durch  .so  viele  Stunden  in  einem  Lailen  oder  bei  einer  Arbeit  in  \'er- 
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bindung  mit  i-int-m  Ladt-n  brTliHftijjt  werdeu,  dafs  die  GeswmuUurr  beider  Hescb&fti> 
gungen  niclit  mohr  als  8  StumK-n  1><  trägt. 

(5.)  Der  BcsiUvr  ciiii  s  Ladens,  in  welchen»  eine  Zuwiderhandlung  gegen  diese 
Sektion  «lattfindet.  ist  lUr  di«  erste  Uebertretung  mit  Geld  bis  5  und  fttr  jede 
folgende  Uebertrettmg  mit  Geld  von  a  bb  so  jf  m  bestrafen. 

4*.  In  S^tioa  51  des  HauptgeseUe» ')  sind  nach  dem  ^Vorte  „Weriistatt** 
so  oft  es  in  der  genannten  Sektion  voriEommt,  die  Worte  „oder  BSdcevei"  etn- 
aofligen. 

4S.  An  Stelle  der  Sektion  58  des  Hatiptgesetces*)  tritt  die  folgende 
Sektion: 

58.  Jede  Person ,  Welche  sich  mit  Bezog  auf  einen  Laden  einer  Znvider- 
handlnng  gegen  die  Bestimmungen  der  Fabrik*  und  Ladengesetae  oder  eine  auf 
Grand  derselben  erlassene  und  in  Kraft  stehende  Verordinmg  oder  Vondirift  schuldig 
macht,  fllr  welche  in  <■]■  n  fjrnannten  Gesetzen  keine  andere  Strafe  vorgesehen  ist. 
ist  für  die  erste  Lel>ertretunp  mit  f'.iM  h\<  zu  2  £  und  fllr  jede  folgende  Ueber- 
trettmg  mit  (»eld  von  1        lo  ^  /,u  bestrafen. 

44  /um  Zwecki-  d<r  Durchfithnm;,'  <!er  Bestimmungen  der  Fabrik-  und 
l.af!' ii^'^<  t/' .  w»-l<'h4-  anf  1  Hdt^n  ix-jjieheii ,  besitzt  jeder  Inspektor  das  Recht, 

jeden  Laden  zu  allen  angeme>M  nen  Zeiten  zu  betreten,  und  entweder  allein  uder  in 
Gegenwart  des  Brüttzem  jede  beschäftigte  Person  beziiglich  der  durch  diese  Bestim- 
mungen geregelten  VerhSltnisse  zu  befragen. 

Sektion  51  des  Haup^esetfei»  lautete  ursprünglich: 

.AVenn  ein«  Fabrik  oder  Werkstatt  nicht  in  Uebereinstimmung'  mit  diesem  Ge* 
>et/«-  gehalten  wird  oder  Wenn  eine  Zuwiderhandlung  gegen  eine  Bestimmun«;  dieses 
(iesctz«  «.  in  eitii-r  Fabrik  odt-r  \V«  rkstntt  stattfindet,  so  ist  «1er  Besitz- t  .  \v.  nn  im 
Gesetze  keine  ander«'  Strafe  vorgeselien  ist,  mit  lield  bis  zu  IG  ^  und  tiir  jeden 
Tag,  au  welchem  nach  der  Zustellung  der  Aiueige  eines  Inspektors  sb  den  Besitser, 
dafs  eine  Uebertretung  des  Gesetzes  stattfinde,  die  Uebertretung  fortdauert,  mit  Geld 
bi«  zu  1      sn  bestrafen. 

Der  Gerichtshof  kann  neben  dieser  Strafe  oder  an  Stelle  derselben  veriUgen, 
dafs  der  Besitzer  innerhalb  tler  im  Befehle  festgesetzten  Frist  b«->timmt<-  Mafsnahmen 
treffe,  um  s«-ine  Fabrik  od«-r  Werkstatt  in  L'ebereinstimmung  mit  dem  Gesetze  zu 
bringen;  der  (ierirhtshof  kann,  auf  Antrat;,  dir  f.st},'>s.t,'t.  Kri^t  vrr1jin<;f"rn, 
aber  wenn  nach  .\blauf  der  ursprünglich  lestgi  setzt«  u  odi  r  dutcli  späteren  H«->clieid 
verlängerten  Frist  der  Befehl  nicht  ausgeführt  worden  ist,  so  ist  der  Besitzer  für 
jeden  Tag,  an  welchem  die  Nichtbefolgung  fortdauert,  mit  Geld  bis  zu  1  4^  zu 
bestrafen." 

Der  «weite  Absatz  ist  gleicMautend  mit  Sektton  81  (2.  Absatz)  des  englischen 

Fabrikgesetz«  s  v(m  1S7S. 

■)  .S-kion  58  d'-s  Hauptgesetzes  stipulierte  als  feste  Strafsiitze  für  lUe  erste 
l'.  b.  rtretung  io  Schillinge,  Ittr  die  zweite  3  £  und  für  jede  folgende  Leber- 
tretung  5  £. 
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45.  I  '-)  1  ^»•T  <  "■'iu\  <  rill  ur  ist  h«T<T!itijjl.  wcim  üun  •  in<-,  nach  cli-ni  Zougiiissc 
dc>  (»«-nuiutlrMkrtiars  oiius  Stadtbf/irkis  von  «l<  f  .Mrlirlnii  «l<-r  Häckcr,  n-sp.  der 
FlciMTher  oder  der  MilcUbändlfr,  welche  iu  dem  betr.  l'ezirke  Lädt-n  bcsiUeu,  unter- 
zeichnete Petition  abermittelt  wird,  Vonchriftcn  zu  eilasscn,  durch  w«rkhe  es  v<t- 
boten  wird,  »n  einem  bestinuntcn  Tage  in  jedem  Monate  oder  fincm  bestimmten 
Nachmittage  jeder  Woche  nach  ein  Uhr  Brot,  rc»p.  Fleisch  oder  5Iilch,  von  einem 
Wagm  herab  oder  auf  der  Strafse  oder  in  ein  Haus  oder  Lokal  abzulieiVm. 

(2.)  Der  (jemeindesekretär  <les  betreffenden  Stadtbezirke*  h:it  bezüglich  irder 
ihm  von  f!rn  Tctt-nten  odi  r  dem  Mini-.trr  überwieMnen  derartifjen  Petition  tv.  <  r- 
heln-n.  ol)  sie  von  der  Mehrheit  der  Hacker,  n  sp.  F)ci!»chcr  oder  Milchhändler,  welche 
in  dem  Bezirke  Läden  besitzen,  unterzeichnet  i>t. 

46.  (1.)  Jede  l'erson.  welche  an  einem  .^Hjnntajie  nach  I2  I  hr  Milch  ausruft 
><l.  r  vi-rkauft  oder  Mili  !i  kaufweise  zustellt,  •;leirh};il!i[j  i»b  *ii  ^rtts  oder  eii  detuil, 
und  ob  die  Milcli  U-i  n<lcr  oacb  der  Ablieferung  zu  bezahlen  ist,  .sowie  jede  l'er- 
MO,  wekiie  lllSkh  derart  ansrafen,  verkaufen  oder  ziutellen  lafM,  i»t  einer  Ueber- 
tretnng  schuldig  und  ist  Air  jede  derartige  Ucbertrctan^  mit  ü<^ld  bis  zn  5  an 
Ixüttrafen. 

(2.)  Wenn  ein  MilcfahSndler  entweder  selbst  odt>r  durch  ein«  von  ihm  b«^cliäf- 
tigtc  Person  an  einem  Sonntage  einer  anderen  Person  od.  r  in  das  Hauv  o<l<  r  Lokal 
einer  and.  n  n  Person  Milch  zustellt,  so  wird  bis  zum  ICewei».  .les  ( "lejienteiles  als 
erwiesen  au^'' ii'unni' n.  dafs  iliese  Milch  im  Wege  des  Verkaufes,  in»  Sinne  dieses 
(ies<-tzes.  zii|;esteUt  wortlen  ist. 

(3.)  Durch  diese  Sektion  wird  jedoch  keine  Person  verbindert,  zu  irgendeiner 
Zeit  de»  Sonntages  in  ihrem  Hause  oder  Lokale  einer  anderen  Person  Milch  «1  ver« 
kaufen  und  ist  keinem  MildfGrofshSndler  verboten,  nidi  nach  i>echs  Uhr  abends  an 
einer  Bahnstation  Milch  zustellen  zu  lassen. 

47.  Die  in  Sektion  31  des  Gesettes  Uber  Polizei ver;;ehen  (Nr.  1136)  getroffene 
Ausnahmsbestimmung  ist,  soweit  sie  sich  auf  Geschäfte  der  Fleisecher  bezieht,  auf« 
gehoben. 

48.  (I.)  Jeder  Besitzer  eines  Ladens  muf^  jeder  in  seinem  Laden  beschäftigten 
Person  in  jeder  Woche  an  irgendeinem  Wochentage  nach  1  l'hr  nachmittags  einen 
halben  Feiertag  thatsichlich  freigeben. 

(3.)  Wenn  in  einer  Woche,  mit  Ausnahme  einer  :ioIchen  Woche,  in  welche 

ein  öffentlicher  üd«-r  ein  Baidcfeicrtiig  od<  r  Halbfeiertag  fallt,  an  welchen»  dieser  Laden 
jieschhjssen  ist,  in  einem  Laden  eine  Zuwiderli.m  '.liint;  gejjen  die-,  Sektion  statt* 
iindel,  >t  der  Ladenbesitzer  h.  /!ip1ich  <1.  r  I'.  r^cti.  Welche  nicV.t  p^emäfs  dicM-r 
Sektion  »nun  haU>en  Feiertag  wirkht-li  geLaln  hat,  « iner  l'eberti%  nmj;  mit  liezu^j 
auf  einen  Luden  schuldij;  und  entsprechend  zu  bestrafen.  Auf  Personen ,  welche 
hattpta&chlich  al.H  Fuhrleute  oder  Träger  verwendet  werden,  findet  diese  Sektion  keine 
Anwendung. 

49.  (l.)  Der  Minister  kann  durch  eine  von  limi  uni«  rzeichneie  und  in  der 
Government  Gazette  publizierte  Kundmachung  auf  Gnmd  gehöriger  CnteRmchung 
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und  unter  dvn  erforderlich  acheincndcn  Bedingungen  Ar  Gebftude  oder  VUHtte,  in 
wekhcn  eine  öflentlidie  AusäteUane  von  Werken  der  Kunst  oder  Industrie  oder  ein  Buar 

odor  Jahrmarkt  zu  Zwecken  der  WohlthStigkeit  odn  Bannherngkeit  «bgebnlten  wild, 
falls  di«-  AusHtfllung  nicht  fBr  drn  (lowinu  oder  Nutzen  irgendwelcher  Privatpersonen 
stattfindet,  die  Hestimmongen  der  Fabrik-  und  Ladengeietze,  welche  sich  auf  Läden 
(»ezieheu,  suspendieren. 

(2.)  In»  Kalle  d«  r  Nichter ttillunj,'  der  liedingungen ,  unter  welchen  dw  >«.-»- 
pension  erteilt  wurde ,  kaiui  der  Mini:>ter  durch  eine  von  ihm  unterzeichnete  und 
in  der  Government  Guette  pnblizicite  Kundmachung  die  Suspension  yedtn^ 
widerrufen» 

50.  Der  Minister  kann  die  Bestimmungen  der  Sektion  4S  des  Hauptgesetzes  ■} 
fllr  jeden  Laden  in  dem  Umfange  und  unter  den  erforderlich  erscheinenden  Be- 
dingungen suspendieren  und  kann  diese  Suspension  durch  eine  von  ihm  unter- 
«etdmete  und  dem  Besitier  des  hierdurch  betroffenen  Ladens  mittels  Post  zugestellte 

Verständigung  widerrufen.  I>urch  eine  derartige  Suspension  kann  jedoch  der  Ver- 
kauf oder  das  Anbieten  zum  Kaufe  oder  «Ii.-  Aus.stellung  zum  Verkaufe  von  Waren 
nicht  I)»'wi11ii,'t  \v.  rd- n.  weim  d.  r  Handel  in  solchen  Waren  auf  Grund  der  besagten 
Sektion  den  >clduls  des  Ladens  bewirken  würde. 

51.  An  Stelle  der  Sektion  59  des  Hauptgcsetses ')  tritt  die  folgende  Sektion: 

')  S-kti'-n  4S  .1..,  Hauptgesetzes  lautet: 

.AVi  nii  IM  ■  iri'  in  Laden  ein  Geschäft  oder  Gewerbe  mit  derartigen  Waren  be- 
trieben wird  »«ier  ein  Handel  mit  derartigen  Waren  stattfindet,  daf>  auf  Grund 
dieses  Gesetzes  oder  von  Verordnungen,  welche  auf  Grund  desselben  erhüben  und 
in  Kraft  sind,  dieser  Laden  wihrcnd  bestimmter  Stunden  geschlossen  sein  mttlste, 
wem  das  Offenhaltm  nicht  durch  eine  Lioenz  gestattet  ist,  so  mufs  dieser  Laden 
für  alle  Zwecke  während  jener  Stunden  geschlossen  sein ,  welche  durch  dieses  Ge- 
sets  oder  die  besagten  Verordnungen  voi^eschrieben  sind,  so  lange  nicht  eine  Lieenx 
erwirkt  worden  ist. 

*)  Sektion  ?9  <les  Hauptjjesftzes  lautete : 

Mit  Bezug  auf  das  \'eriahren  vm  Kriedensrichtem  wegen  Uebcrtretui^en  dieses 
Gesetzes  gelten  die  folgenden  Bcstiinniuii^^'en : 

Die  Anzeige  mufs  binnen  einem  Munal,  oder  wenn  die  lebirUciuuj»  auch 
mit  Geßngnis  bestraft  werden  kann,  binnen  xwet  Monaten  nach  der 
Begehung  entattet  werden: 
Es  genOgt  die  Behauptung,  dals  eine  Fabrik  oder  Werkstatt  oder  ein 
Laden  eine  Fabrik  oder  Werkstatt  oder  ein  Laden  im  Sinne  dieses 
Geseties  ist: 

Es  i:-  tiilgt  die  Angabe  des  Namens  des  angeblichen  Besitzer>  der  Fabrik, 
Werkstatt  oder  des  Ladens  oder  <les  Titels  1!.  r  Firma  od«  r  der  Ge- 
sellschaft, unter  welchem  der  Besitier  der  Fabrik,  Werkstatt  oder  des 
Ladeas  all^miein  bekannt  ist  : 

F.in  L'rteil  oder  ein  Dekret,  welches  in  einer  .\nj.'elegenheit  betreffend 
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59.  Mit  Besng  auf  du  Verfiüiren  Tor  den  5wssioneii  (pettf  sesnoD»)  der  Fri«dciis- 
riditer  oder  vor  FHedcnsrichtem  wegen  UebertretUBgen  der  FabrOc»  nnd  Laden* 
geaetse  gelten  die  folgenden  Bestimmnngen : 

Die  AnjM'ige  einer  IVhrrtrcttinf:  in  Verbindung  mit  der  Zurichtung,  Kr- 
zen^m^  oder  ht.  nip<  hmg  von  Möbeln  ist  binnen  xwiilf  Monatrn  nach 
der  Hi'^clmng  der  Uebertrctunfj  \mt\  die  Anzeige  wegen  aller  anderen 
Uebcrtretungcn  binnen  2  Monaten  zu  erstatten : 

Es  genügt  zu  behaupten,  dafs  eine  Fabrik,  Werkstatt,  Sickeret  oder  ein 
Laden  eine  Fabrik,  Werkttatt»  Blckerei  oder  ein  Laden  in  Sinne  der 
Fabrik-  nnd  LadengeseUe  ist: 

Ea  geni^  die  Angabe  des  Namens  de»  angeblichen  Besitaen  der  Fabrik, 
Werkstatt,  Blckerei  oder  des  Ladens,  oder  des  Titels  der  Firma  oder 
der  Gesellschaft,  unter  welchem  der  Besitzer  der  Fabrik,  Werlutatt, 
Bäckerei  otler  des  Ladens  allgemein  bekannt  ist: 

Oer  Beweis,  dafs  die  in  ilt  ni  \'orladungsschreibcn  gcnanntr  1*.  r>nn.  Kirni;i 
oder  Gesellschaft  niclii  der  iiesitzer  der  Fabrik,  Werkstatt,  Bäckerei 
oder  des  Ladens  ist,  obliegt  dem  Augeklagten: 

Der  Beweis,  dafs  die  ^sdnunangen  der  Fabrik*  md  Ladeuge^teue 
Aber  die  Registrirung  der  Fabriken  nnd  Werkstitten  nnd  flher  die 
Masdiinen*  und  Kesselwfirter  besHglich  einer  Fabrik  oder  Weriutntt 
oder  dieser  Personen  befolgt  worden  sind,  obliegt  in  allen  Fillen  dem 
Angeklagten. 

H.  (1)  Jeder  Inspektor  kann,  wenn  er  ein  Gebinde,  ein  Lokal  oder  einen 
Raum  auf  Grand  einer  Bestimmung  der  Fabrik-  and  Ladcngeaetae  betritt,  inspisicft 
nnd  bencbtigt,  eine  Penon  mltnehment  die  er  ala  Dolmetsch  geeignet  hilt 

(3.)  Jede  Frage,  welche  von  dem  Dolnietsdi  im  Anftnige  de«  Inspektors  an 
einen  Besitzer,  dessen  BevoUmIcbtigten  oder  eine  von  ihm  beschäftigte  oder  irgend- 
eine andere  Person  gestellt  wird,  gilt  in  jeder  Beziehung  als  thatsichlich  von  dein 
In'^prktor  gestellt,  und  jedr  ;uif  <'tTif  solche  Frage  von  dem  Besitzer,  dessen  Bevoll- 
mächtigtem oder  der  von  ihm  beschäftigten  Person  od<T  t!.T  L\nd»Trn  Person  dem 
Dolmetsch  erteilte  Antwort  gilt  als  thatsächlich  dem  Insju  ktor  i  rtt  ilt. 

(3.)  Wer  einer  als  Dolmetsch  fungierenden  Person  Hindemisse  bereitet,  gilt 
als  schnldig,  einem  ^pektor  bei  Anrtlbang  seiner  Amtspflichtni  Hindemisse  bereitet 
an  haben  nnd  ist  entsprechend  xa  bestrafen. 


dieses  Gesetz  in  der  ersten  oder  in  der  AppeUattonsimtanx  rräo&s«Q 
ist,  Imnn  nicht  wegen  eines  Formfehlers  kassiert  werden: 
Bei  jeder  anf  Grand  dieses  Geaetses  stattfindenden  Snmmanrerlwnd- 
long  können  der  Angeklagte  und  seine  Frau  als  taugliche  Zeugen  anf* 
treten: 

Jede  Person,  welche  sich  durch  eine  auf  Grund  dieses  Gesetzes  erfolgte 
summarische  Verurteilung  b.  -chwert  fühlt ,  kann  an  dcp  nächsten  Ge- 
richtshof der  Geueralseü&iuQcn  appellieren. 
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$3.  Jedes  Veifabren  £«£«0  eine  Penoa  wegen  Ucbertrctung  einer  Bestimmiing 
der  Fabrik-  und  I>ad<*ngeiietze,  dessen  Einleitong  der  Minister  anordnet,  ItMUi  von 
ctnetn  Organe  der  Polizei  oder  von  einem  Inspektor  eingeleitet  werden. 

54.  Aafaer  jenen  Verordnungen,  deren  Inhalt  durch  Sektion  63  des  Haupt« 
gcsetzes^)  bestimmt  ist,  kann  der  Gouverneur  jederzeit  in  der  in  der  genannten  Sektion 
festgesetzten  Wt-is-  Vorschriften  zu  den  folgenden  Zwecki-n  erlasst-ti : 


Zur  Hi  stinimun^  di  r  'IVil.»  der  Fabrik-  und  I.adenßesetze  und  der  auf  Grund 
di-r.M-ÜH-n  i-rla>M-u«  II  V«Tiir>imiti^,'<  ti,  ut-lche  in  Fahrik>-n  tind  WVrkvtStt'  n 
anzuitchlai^en  sind,  und  di-r  Formulare  der  kegisti-r ,  weiche  von  d<  n 
Bciitiem  von  Fabriken  oder  Werkstitten  geführt  werden  mitesea,  und 
der  in  dieselben  einxutn^cnden  Angaben; 

mr  Fcstsetznng  der  Perioden,  innerhalb  welcher,  und  der  >bterialien 
mit  welchen  die  Böden  und  Fenster  der 'Fabriken,  Werkstitten  und 
BSckereien  und  die  in  Verbindung  mit  denselben  bentitaten  Abtritte  und 
Pissoirs  ^pw.iHrhfn  und  gen-inigt  werden  mtisscn ; 

zur  Bestimmung  der  Klassen  von  Fabriken  und  W.  rkstfilii  ti.  in  u.  ldifn  <lie 
beschäftigten  Personen  unter  16  Jahren  Zeugnisse  d«T  l  augliciikeil  für 
die  Beschäftigung  besitzen  milüsen ; 

cur  Aufforderung  an  die  Fabiikbesitser  alle  jene  Mitteilungen  zumachen,  welche 


Sektion  63  des  Hanptgesebtes  lautet: 

„Der  Gouverneur  kann  durch  «ine  in  der  Government  Gazette  publizierte  Ver* 
Ordnung  jcdencit  Vonehriftcn  erlassen,  ablndera  und  aufheben,  durch  weldie 

ein  Tarif  der  Gdbflhren  festgesetzt  wird,  welche  von  den  Fabrikinten  tUt 
die  Vornahme  von  Untersuchungen  und  Erstattung  von  Beriditcn  and  flir  die 

Ausstellung  von  Zeugnissen  in  Gemäfshrit  dieses  Gei>etzes  ringehoben 
werden  dürfen,  unfl  durch  wcK  In-  Vorst  hriit<-n  allgemeine  B«-stimmungen 
be^U^dich  solciier   Untcrsucbungen ,  Zcugoiiise  und  Bericbtc  getroffen 

werden  ; 


da&  Formular  liir  die  in  Gemäfsheit  dieses  Gesetzes  zu  erfolgenden  Anzeigen 
und  Mitteilungen,  welche  Angaben  mit  Bezug  auf  Fabriken  oder  Werk- 
stillen  enthalten,  vorgesdirieben  wird; 

das  Formular  für  die  von  den  Fabrik-  oder  Werkstittenbesitiera  oder  Ar» 

heitgebem  zu  erstattend  11  Auswi  i-,.   vorgeschrieben  wird; 

da«  Formular  für  die  von  den  Fabrik-  und  \Verkstättenbesitaem.zU  erstattenden 
beglaubipten  Ausweise  vorgeschrirbrn  wird : 

die  Art  d<  -  Scbi«'dsvrrf:d)rens  tür  die  Fälle  vorgeschrieben  wird,  iu  vvckiti-n 
der  Bcsiucr  einer  Fabrik  oder  Werkstatt  von  einem  lns(>cktor  aufgefor- 
dert worden  ist,  gemlfs  den  Bestimmungen  dieses  Gesettes  einen  Teil 
der  Maschinettanlage,  oder  einen  Kessel,  ein  Geflfs  oder  eine  «ndcare 
Anlage  mit  Sehtttzvorricbtungcn  sn  versehen,  oder  einen  Schleifstein 
auszuwedbseln  oder  gehörig  zu  befestigen ; 


und  überhaupt  die  Durchführung  der  Bestimmungen  dieses  Gesetze«  bezweckt  wird/* 
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zur  .\nfrrti;;uii|;  dor  Wähli  rlivt-  n  liir  dii-  Wahl  von  Spfzialkomniissionen 
iiDtw-  iniig  sind,  sowio  zur  Ht-stiinniunj^  dt-r  Art  und  \Vfis<.-  der  Anfcr» 
tiguikg  dicwr  Luten  und  des  Vorgau^t  bei  der  Wdtl  von  Mit|[Ued«m 
solcher  Kommissionen,  der  Emennuns  und  der  Pflichten  <kr  Wahl* 
kommlätdire,  der  Zeiten  und  Orte  der  VerBamnliingen  der  Speiialkom- 
misBiocien  und  ihrer  Geschäftsordnotig;  endlich  zur  Anordnung  der  Wahl 
«MiK  »  Kommissionsmitglicdes  dntch  die  aufst-rhalb  von  Fabriken  and 
Wfrk>tätt«  n  bt-schäftigten  Porsonen,  wenn  Ji<-  Zahl  dicütrr  Arbt-iler  gröfser 
ist         'in  Fünftel  der  in  dem  betrcfTenden  Gewerbe  beschäitigtcii 

zur  Festsetzung  dt^r  Art  der  Prüfungen,  durch  welche  Dienst-  oder  Be* 
Ahignngszeugnisse  auf  Grund  des  durch  dieses  Gcsetx  abgeinderten 
Teiles  II  des  Hp.ttptgcsctMs  erworben  werden  können^); 

zur  Feitsetaung  der  Gebühren,  welche  (iBr  die  Suspension  einer  Bestimmung 
clor  Fabrik-  und  LadengeseUe  flir  eine  Fabrik  oder  Werkstatt  zu  ent- 
riclitt  11  >ind ; 

iur  \''  rhaiiguug  von  Strafen  bis  zum  l'.i  tra;^!'  von  5  ^'  C''"  Pt*rsonfn, 
welclic  einer  auf  Grund  der  Fabrik-  und  Ladcngcsetzo  erlassenen  \'or- 
t>chrift  zuwiderhandeln;  luid 


flberhftttpt  zur  genauen  Durchführung  der  Bestimmungen  der  Fabrik*  nnd  Laden« 
gcsctze. 

55.   [Ennälsignng  der  Gebühren  fltr  die  Registrierang.] 

56«  Alle  Möbel,  welche  ganz  oder  zum  Teile  in  X'ictoria  zugerichtet  oder  er- 
zeugt worden  .sind,  müssen  bevor  sie  versendet  oder  von  der  Fabrik  oder  Werkstatt, 
in  welcher  sie  zugf  richtet  od<  r  erzeugt  worden  sind,  entfernt  werden,  durch  ein  iin- 
verwischhares,  il.tu«  mdes  mittels  Tinte,  ^Vmtricb  oder  Aufdruck  hergeMelltes  Zeichen 
kenntlich  j^<-uKu  hi  werden. 

57.  (1.)  L>ieses  Zeichen  mufs  in  leserlichen  lypen  den  richtigen  Namen  des 
Fabrikanten  und  die  Adresse  des  Ortes  enthalten,  an  welchem  diese  Mttbel  tugericbtet 
oder  erzeugt  worden  sind.  Wenn  die  Möbel  von  dem  Fabrikanten  nur  teilweise  ca- 
gerichtet  oder  erzeugt  worden  sind,  so  sind  die  Worte  „teilweise  eraeogt  vom**  fliier 
dem  N«men  und  der  Adresse  des  Fabrikanten  insabringen. 

(2.)  Das  Zeiclien  mufs  .m  ••hu-m  solchen  Teile  des  Möbelstückes  angebracht 
s<  in,  daf>  bei  der  Untersucbung  desselben  deutlich  tmd  leicht  gesehen  und  gelesen 
werden  kann 

(J.)  Wenn  «-in  M«ibel>tück  dusaclilielslich  durch  europäische  Arbeit  zugerichtet 
oder  erzeugt  worden  i.>t,  so  mufs  das  Zeichen  in  leserlichen  Typen  die  Worte  ent« 
bslten:  „ausschliefslich  enropiische  Arbeit**. 

(4.)  Wenn  ein  Mötielstück  gana  oder  teUweise  durch  die  Aibeit  von  Chinesen 
oder  in  der  Fabrik  oder  Wericstatt  eines  chinesischen  Unternehmen  n^richtet  oder 
erzeugt  worden  ist.  so  mufs  das  Zeichen  in  leserlichen  Typen  die  Worte  enthalten: 
„chinesische  Arbeit". 


M  Siehe  Sektion  27—31. 
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(5.)  ^V^•nn  ein  Möbelstück  zum  'IVilf  durch  europäisclu-  Arb«*!!  und  zum  'IV-ilc 
durch  die  Ar1n  it  .uhU  r<  r  al»  cltinr^iM-hcr  Personen  zugerichtet  odi-r  »^r/t-iigt  word»-n 
ist,  so  mul»  da-s  /eichen  in  leserlichen  Typen  die  Worte  enthalten :  „europäische  und 
andere  Arbeit". 

(6w)  Unter  dem  Ausdrucke  „europäische  Arbeit**  fM  die  Arbeit  von  Pertonen 
»1  verstehen,  die  in  Europa  geboren  oder  die  Nachkonunen  aidcher  Personen  sind, 
gleichseitig  ob  sie  in  einer  britischen  Kolonie  oder  Bemtmuig  oder  in  den  Vereinigten 
Staaten  Ton  Amerika  oder  in  anderen  Uindem  geboren  sind;  und  der  Ausdruck 
„Chinese"  umfafst  Personen,  welche  einen  chinesischen  Vater  und  eine  chinesische 
Mutter  haben. 

58.  [Strafe  für  Uebertretung  der  Sektion  56  und  57.  Fftr  die  ente  Ueber- 
tretung  Geldbofse  bis  xu  5  jC'  und  fllr  jede  folgende  von  a^ao 

5g.  Dieses  Gesetz  bleibt  in  Kraft  bis  zum  I.  Januar  1900  und  von  da  ab  bb 
zun)  Ende  der  aichstfolgenden  Session  des  Parlamentes. 


Anlage. 

Fabrik-  und  Ladengesetze. 

In  Gemifsheit  eines  aufGrurnl  .1.  r  F.ibri^-  uiiil  T  ..idengeset»e  an  mich  gerichtete 
schriftlichen  .\nsuchens  und  nacli  höriger  Untersuchung  suspen<lieri-  ich  als  der 
derzeit  für  die  Verwaltung  dieser  Gesetze  verantwortliche  >Iini-vt«T  di  '  \\'irk<amkf it 
des  .Titen  Absatzes  der  Sektion  30  <!»••<  Fabrik-  und  Ladengesftxes  von  i^oo,  wie 
dieselb«'  durchtlas  l  übrik-  und  Ladengesetz  von  1896  abgeändert  worden  ist,  tilr  die 

Fabrik  oder  Werkstatt  des  

fttr  einen  Zeitiawn  von  .  .  .  Wochen,  vom  ...  18  .  .  an,  unter  den  folgenden  Be« 
cfingnngen: 

1.  In  der  genannten  Fabrik  oder  Werkstatt  dürfen  nicht  mehr  als  .  .  .  weibliche 
Personen  oder  mehr  als  .  .  .  Knaben  unter  16  Jahren  durch  mehr  als  48 
Stunden  in  der  Woche  oder  fUr  mehr  als  .  .  .  Stunden  im  Tage  vber  die 

gewöhnliche  Arbeit>/eit  bei  der  Zurichtung  oder  Erzeugung  von  Waren  für 
den  A'crkauf  beschäftigt  werden. 

2.  Jeder  Knabe  unter  16  Jahren  und  jede  Arbeite  rin,  welche  d«  r  irt  l)i  schäftigt 
ist,  (l.irf  nicht  weniger  als  .  .  .  pro  Woche  flir  jedi-  Woclie  erhalten,  in 
wclclii  r  «  r  otler  sie  in  l'cberstunden  arbeitet,  und  aufserdem  mufs  jede  im 
Zeitlohn  arbeitende  Person  für  solche  L'eberstundenarbeit  das  eineinhalbfache 
des  gewöhnlichen  Zcitlohues  und  jeder  Stückarbeiter  aufser  dem  ordcntUcheu 
Verdienste  fllr  seine  Arbeit  drei  Pence  filr  jede  Stunde  der  Ueberstnnden- 
arbeit  erhalten. 

3.  Jeder  Knabe  unter  16  Jahren  tind  jede  Arbeiterin  maf»  an  jedem  Abendei 
an  welchem  er  oder  sie  in  Ceberstunden  arbeitet,  ein  l*heegeld  von  sechs 
Pence  erhalten. 

Afchiv  für  40t,  Geietrf  ebimg  u.  Staciitik.    X.  4t 
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4.  Rcüi  Kuabe  uutcr  16  Jahren  nnd  keine  Arbeiterin  darf  ohne  seine  (ihre) 
Zartimromg  durch  nehr  aU  48  Standen  in  einer  Woche  beschütist  werdai. 

5.  Eine  Absdirift  dieser  Verordnimg  nrafs  noMisgesetat  md  in  aufnUIiger  Form 
in  der  Fabrik  oder  Werkstatt  zor  Informatton  aller  Beteiligten  angc* 
schlafen  sein. 

Geseichnet,  Melbonme  am  .  .  .  189  . 

Ober-SUuitasekrctftr  oder  V'erantwortliclier  Minister. 


Anhang. 

In  diesem  Anhange  sind  ili.-  wichtigsten  Bestimmungen  des 
Hauptfj<"'<*'tzi's  von  1 890,  soweit  sie  nicht  berj-its  in  den  vor^teh^n- 
d«'n  A  n  in  <  r  k  u  u|jcu  mitgeteilt  sind,  im  Wortlaute,  rcsp.  auszugs- 
wcii.f,  wiedergegeben. 

3.    Definitionen : 

„Fabrikarrt" :  ein  vom  ^lioistcr  zur  Ausstellung  von  Zcugnis^icn  be- 
rechtigter praktischer  Arzt 

„Kind":  eine  Penon  im  Alter  von  wcni^  als  13  Jahren. 

„Ladcnachlafs"  bedeutet,  dafs  Waren  nicht  Unger  xttm  Verkauf  feil» 
gehalten  werden  dürfen. 

„(Cbef)inspdttor" :  der  (C3ie<)insp«ktor  der  Fabriken,  Werkstttlen  and 
Läden. 

„Laden" :  jedes  Gebäude  oder  jeder  Ti  il  eines  Gebäudes  oder  jeder 
Raum,  in  welrhem  Waren  ausgcätcUt  oder  zum  DeUdlverkaufe  feil* 

gehalten  wi-rdeu. 

5.  Die  Ernennung  des  i  hefinspfktors  und  der  Inspektoren  crtol^'t  durch  den 
Gouverneur,  der  auch  die  Zahl  der  klxlcrcu  Wstimmt.  .Amtssitz  des  ClieruiÄptklüia 
ist  Melbourne.  Der  Minister  kann  Victoria  nach  Krmcssen  in  Inspektionsbezirke 
teilen  und  für  jeden  Bezirk  einen  oder  mehrere  Inspektoren  besdmmetk. 

6.  Die  Bestellung  der  Fabrikärzte  crlolgt  auf  Vorschlag  des  Amtes  für  otfcni- 
liche  Gesundheitspflege  durch  den  Minister. 

XI.  ,  Jeder  Inspektor  ist  zum  Zwecke  der  Durchführung  dieses  Gesetzes  befugt, 
die  folgenden  Amtshandlungen,  insgesamt  oder  einzeln,  vonandunen: 

(1)  Fabrilcen  nnd  Weikstitten  und  alle  Teile  dersel1>en  m  jeder  enlspredienden 
Stunde  bei  Tag  oder  Nacht  m  betreten,  m  inspiaicren  nnd  «a  anter* 
suchen,  trenn  er  begtllndcte  Unache  in  der  Annahme  hat,  dafs  duin 
eine  Person  heschkftigt  werde,  und  bei  Tag  jeden  Raum  m  betreten, 
von  welchem  er  begründete  Ursache  hat  ansundunen,  dass  er  eine 
Fabrik  oder  Werkstatt  sei: 
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^2)  In  l)<  i<Ii  n  FällcTi  mit  --ich  .  inm  W.u  hmann  in  ^ine  Kabrik  i-nler  Wcrk- 
staU  m  iit-lim' Ti,  in  w  h  lu  r  ■  r  <  in<-n  crnst<  ii  Widcrstanti  bei  der  Aus- 
Übung  deiner  ürtugnisso  zu  gewärtigen  gegründete  Ursach<:  hat: 

(3)  Dm  Vorlage  des  Zertifikates  der  Registrierung,  der  Bflcker,  Rcgii^tcr, 
Zeugnisse,  Anieigen  und  Daknmcnte  zu  verlangen,  welcke  in  Gemifs- 
heit  dieses  Gesetzes  oder  einer  anf  Grand  desselben  erlassenen  Vcrord« 
nqng  m  führen  sind,  und  dieselben  zu  prOfcn,  zu  nntersnchen  und  ab- 
zuschreiben : 

<4)  Uie  Verhöre  und  Untersuchungen  an7,iiHt<  n»  n,  welrltc  «-twa  /.nr  Fi  ststellung 
notwrTirüp  sind,  ob  «Ii»-  »ewriK  j^.-li.  nilni  ( 'i.  -.<-t/<-  iibrr  dir  ufTc-ntlichc 
( n  smuiljritspflcge  und  die  Vor^>chrilteu  dieses  Gesetzes  beobaclitet  werden, 
soweit  «8  sich  um  Fabriken  und  Werkstitten  und  die  in  ihnen  be- 
«chaftigten  Personen  handelt: 

<5)  Jede  Schule  zu  betreten,  von  welcher  er  h«grHndetc  Ursache  hat  anzu- 
nehmen, dafs  in  ihr  Kinder,  wekbe  in  einer  Fabrik  oder  Werkstatt 
beschäftigt  werden,  zur  Z«-it  Unterricht  erhalt^  n : 

(6)  Je<le  IVrson,  wflc^-'  1  r  in  rin<  r  Fabrik  odi  r  \\<  rkst.itt  o<!rr  in  -  iner  der 
früher  erwähnt'  n  N  lmi«  n  ;uUritTt,  iwli  r  vuii  welcher  er  gegründete  Ur- 
sache zur  Annahme  hat,  da(s  sie  in  einer  Fabrik  oder  Werkstatt  be 
schaftigt  ist  oder  innerhalb  der  zwei  letzten  Monte  beschäftigt  war, 
und  zwar  nach  seinem  Ermessen  allein  oder  in  Gegenwart  anderer 
PerMmen,  mit  Bezug  auf  die  in  diesem  Gefetzc  behandelten  Materien 
zu  verlieren  un«l  zu  verlangen,  dafs  eine  solche  Person  derart  verhört 
werde  und  die  Wahrheit  ilirer  Aussage  (Iber  die  Gegenstände,  betreiTj» 
dr-r'  Ti  sie  verhört  wurde,  durch  ihre  Unterschrift  b»  stnti^'e  und 

17)  Di<  jen»gi-n  andi-ren  Befugni'.^«*  auszuüben,  welche  iur  Durchführung  dieses 
Gesrt/es  erfor«lerlich      in  ni '  {ien." 

xa.  j.Jcdcr  liesiiiier  einer  Fabrik  oder  Werkstatt  uud  seine  Gescbäitstührer 
und  Eediensleten  haben  die  Anstalten  zu  treffen,  wekhe  ein  Inspektor  zum  Zwedte 
d^s  Zutrittes,  der  Inspektion,  des  Verhörs  oder  der  Auzttbung  seiner  durch  dieses 
Gesetz  bestimmten  Befugnisse  mit  Besug  auf  diese  Fabrik  oder  Werkstatt  als  er- 
forderlich bezeichnet 

Jedermann,  der  vorsätzlich  einm  Inspektor  an  der  Ansilbong  einer  durch  diese 
Sektion  erteilten  lUfugnis  verhindert,  of'i  r  nnt-  rläfst,  einer  auf  Grund  ili^-^er 
Sektion  an  ilm  gerichtef.-n  \uffor»lerun^'  -  iii<^  ln^5»<  ktors  nachzukommen,  <HU*r  ein 
-Zeugnis  oder  ein  Schriltstück  vorzulegen,  dessen  Vorhige  aut  tirund  oder  in  GemäCs- 
hett  dieses  Gesetzes  verlangt  wird,  oder  wer  irgend  eine  Person  verbirgt,  oder  ver* 
hindert,  vor  einem  Inspektor  zu  entcheinen  oder  xich  von  ihm  verhören  zu  lassen, 
oder  wer  versucht  irgend  eine  Person  zu  verbergen  oder  an  dem  Erscheinen  oder 
Verhöre  zu  verhmdera,  ist  als  «ine  Person  anzmchen,  w  iche  ,  inen  Inspdttor  an 
d-  r  Ausübung  seiner  geM  tzlialien  Obliegenheiten  verhindert  :  jedoc!;  inim.  r  mit  <h-m 
Vorbehalte,  dafs  nuf  «Inind  dies.-r  Sektion  nienrind  zur  Beantwortung  von  Fragen 
o'lt  r  7.nr  Aluli  gung  von  Zt-ug<-nauss>ageu  aufgefordert  werden  darf,  durch  welche  er 
sich  selbst  beschuldigen  würde. 

41* 
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i3  ,,W.  n«  «•itu-rn  In-prktnr  h'  \  i\,-r  Ausübung;  >oini  r  j;i-M.'l/.lic!).-n  Oblirjj.-n- 
In  ii«  a  lliiitl«  niiss«-  bort-i^ -t  \\  .  ril.  n.   so   ^,»11  I'crson.   wi-lclw   solch»-  ^!nl1^•mi^s^• 

bereitet,  riiK-  Strafe  an  (>fld  bi^  zu  tünl  l'fund  wn»'irkcn;  und  Wfnn  rin<  m  Insprklor 
!K>lchc>  Hindernisse  in  einer  Fabiik  oder  WeHutatt  bereitet  verden.  so  «ott  der  Be- 
sitser  dieser  Fabrik  oder  Werlcstatt  eine  Strafe  tui  Geld  bis  n  fihif,  oder,  wenn  die 
Zuwiderluindinng  bei  Nacbt  befrangen  wird,  bis  su  zwanzig  Pfand  verwirken." 

i4.  «Jeder  Fabrik i:i>in  Utor  mufs  mit  Bestätigimt;  seiner  Eraennnng  venebm 
sein  und  hat  diese  auf  Verlangen  dem  Besitzer  der  Fabrik  oder  Werkstatt  oder  dem 
Lelirer  der  Schule  vorzuweisen,  in  welcher  er  Einlafs  zu  erhalten  begehrt. 

Jede  Person,  welche  eine  solche  Bestitigung  fälscht  oder  nachmacht,  oder  eine 

{jcfHbclite,  nachgemachte  oder  falsche  BestKtigung  b*iiüt;^t.  »xK-r  sich  für  dt^n  in 
ciiuT  Bostätinunt;  bczficlinet<-n  Inspektor  ausj^ivbt.  odor  falsclilich  vorgirbt  r  in  In- 
spektor zu  sein,  ist  wenn  «  r  t  in<  s  solchen  Vi-rj^i  hf-Ti'^  vor  »  i  Friedfiisricliieni  über- 
wiesen Hor*ien  ist,  mit  Gelänj;nis  bjs  zu  drei  Monaten,  mit  oder  ohne  Zwangsarbeit, 

m  beslralen."  *) 

16  ..Der  IiLspektOf  iiat  dem  Miiii-ti  r  einen  lahri  ^1..  ri  Iii  zu  erstatten,  welcher 
zum  Zwecke  di-r  Information  des  l'artameutcs  eine  alltjenieme  und  gedrängte  Dar- 
stellung der  Entwicklung  und  der  Lage  der  nationalen  Industrie  bieten  «oll.  Hierb«:i 
darf  weder  der  Name  eines  bestimmten  Besitzers  einer  Fabrik  oder  Werkstatt  ge- 
nannt, noch  darf  der  Beridit  so  digefafst  sein,  dafs  er  eine  Identifizienmg  erm^^lidit. 
So  genau  wie  möglich  sind  die  Gesamtzahl  der  in  Victoria  in  Fabriken  oder  Werk» 
Stätten  beschäftigten  rersorn  n .  mit  L'nterscheidung  nach  Alter,  Geschlecht  und  den 
(hirc  h-rhtiittlichen  Wocheulohuen  in  jedem  Imlustrieüweiße  —  woWi  die  W-rdienste 
bei  Akkord-,  /.  it-  otl.  r  jjemischtem  Lohnsysteme  aus<-inanderzuhalten  sind  --  die 
Arbeitsstunden,  das  \  rrhiiluus  di-r  Pn>t!uktion  in  d»n  \VrrkstKtt<'n  und  Fabriken 
und  aufserhalb  der  Fabriken  und  \Verk-->taHen,  st)wie  alle  anderen  vom  Minister  vorge- 
schriebenen l>aten  allgemeiner  Natur  nachzuwt  isen." 

18.  Walirung  des  li<-hemunsses  über  die  amtlich  erlangten  Kenntnisse  seitens 
der  Inspektoren. 

ao.  MiiM  iikung  der  Bezirks-  und  Stadträte  bei  Durchltihrung  der  lte!>tiromungcQ 
zum  Schutze  der  Gesundheit. 

al.  „Zum  Zwecke  der  genauen  Heobachtiing  der  Vorsclirifteu  dieses  GescLzea, 
welche  sich  auf  die  Reinlichkeit  bezicheti,  in  jeder  Fabrik  und  Werksutt  sind  alle 
Innenwände  der  Kiumliclikeiten  einer  Fabrik  und  Werkstatt  und  alle  Ckcken  oder 
Gesimse  dieser  RSomlichkeiten  (ob  diese  Witnde,  Decken  oder  Gesimse  verputtf 
sind  oder  nicht)  und  alle  Ginge  und  Sticgenhäuscr  einer  Fabrik  oder  Werkstatt* 
wenn  sie  nicht  innerhalb  d«  r  letzten  siettcn  Jahre  wenigstens  einmal  mit  (^elfarbe 
gestrichen  odi  r  geliniifst  worden  sind,  wniigsl.  m  «  inmal  in  je  vit  rzchn  Monaten, 
von  tlem  Zeitpunkte  an  j^errchnet,  zu  welclun»  sii  ^uli-tzt  gt-tüncht  oder  gewaschen 
wurden,  zu  tünchen  oder  mit  einem   von  C'hcfinsp*.1itor  ge«>Uitteten  Materiale  zu 

Die  vorstehenden  Sekttonen  11 — 14  sind  d«n  Sektionen  68  und  70  des 
englischen  Fabrikgesetzes  von  1878  gleichlautend. 
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«mcIkii;  wenn  sie  aber,  wie  angegeben,  geatritbcn  oder  gcfimifit  »nd,  so  ibid  sie 
wenigstens  einmal  in  je  virneehn  Monaten,  von  dem  Zeitpunkt«  an  geitchnet,  in 
dem  sie  zuletzt  gewaschen  wurden,  mit  Seife  und  heifsem  Wasser  zu  waschen. 

Eine  Fabrik  oder  Werkstatt,  in  welcher  gegen  die  Bestimmungen  dieser  Sektion 

zttwidergi-liamlflt  wird,  ist  als  nicht  in  Gt-mäfsheit  dieses  (ii-sctzos  ht-trirlu-n  anztt- 
s<eh«-n.  J«-<loch  ist  dic>.«T  Toil  <lrs  (Ifsot/A-s  nicht  anziiwi-nth-n  auf  di»-  Bi-trirbsstätten 
von  Schmiidt-n,  Erzcu^^i  rn  landwirtschattlichor  f j«  rati-,  St»'llmachtTn,  niKh  aufGii  fs»-- 
r«  i«  Ti,  G«-fr'  i(]'-,  Säg«--  od'  r  Kiiochi-nmühh-n,  Cn-rlu-n  icn,  Scilrri-icn,  ScbmvlxbüUen, 
Kutt«  riati«  ii.  \Vi)Uwä.schorfU-n  und  K«-.ss«  ll>auanstah«-n. 

Wenn  der  Minister  ündet,  dafü  in  irgend  tiuvr  Kbu>se  von  Fabriken  oder 
Werkstätten  oder  in  Teilen  derselben  die  Bestimmungen  dieser  Sektion  nicht  er* 
forderlich  sdnd,  um  in  ihnen  die'  Sicherung  der  Beobachtung  der  Vorschriften  dieses 
■Cesettes  mit  Bezug  «ttf  die  Reinlichkeit  zu  erzielen,  oder  dafs  sie  mit  Rfldcsicht  auf 
die  besonderen  Umstände  nicht  anwendbar  sind,  so  kann  er,  wenn  er  dies  für  an* 
gemessen  find«  t,  durch  Krlafs  auf  <  irund  dieses 'IVilfs  dieses  Gesetzen  für  j-  n-  Klasse 
von  Fabriken  oder  \Verk>tätten  «xler  fdr  Teile  tlerselben  eine  besondere  .\u--iialims- 
bestimm^mf;  mit  der  Wirkung  treffen,  daf»  die  Vorschriften  dieser  Sektion  auf  die- 
svelbeii  nicht  aruuweu'l-n  -.nid.  'M 

23.  \'t  rbf»t  d'-r  l\iniiahnie  der  Mahlzeiten  in  d<  n  ArbeitsräunH  u  liir  ;dle  Per- 
sonen, ohne  Lnterscliied  tK-s  (ieschlechtes  otler  Aller«.,  Au>Tiahme  für  otiene  Lokali- 
tälea,  nach  spezieller  Hewilügunn  durch  einen  liuspektor.  l'flliciit  des  Besitzers  zur 
Beistellung  be^nderer  SpeiserSume,  wenn  dzs  au.<^geUbte  Gewerbe  vom  Gouvemenr 
für  gesundheitsschädlich  erklärt  worden  ist;  Ausnahm«  hiervon  bis  zur  Dauer  eines 
Jahres  kann  der  Minister  bewilligen. 

a4.  Venscbärfte  Bestimmungen  bezdglich  des  Flmittienü,  TUnchens  und  Waschens 
der  Innenrilmne  von  Bäckereien  in  Städten  oder  ftbrktAeken  (gleichlautend  mit  Sektion 
34  des  englischen  Gesetzes  von  1S78,  amendiert  durch  Sektion  tj  des  Gesetzes 
von  1895). 

«9.  „In  Bäckereien,  welche  in  Städtep  oder  Bfarktflccken  gelegen  sind,  darf 
kein  Raum,  der  im  Niveau  der  BSckefvi  liegt  und  zu  demselben  Hause  gehait,  als 
Schlafraum  benutzt  werden,  es  sei  denn,  dafs  denelbe  folgendermafsen  angelegt  ist; 
nämlich 

l>afs  er  von  d<T  Ufickerei  durch  ritte  vom  Fttfsboden  biü  zur  Decke  reicbeode 

M.iii-  r  V'.lli;,'  ab^:i  schied»  n  i^t  ,  UJld 
i>afs  em  nach  aulsen  gehemies  verglostcü  FenUer  von  wenigstem»  neun  Quadrat- 
ftt&  Fläche  vorhanden  ist,  von  weldiem  wenigskteus  vier  und  ein  halber 
Quadratfufs  zum  Zwecke  der  Ventilation  geöffnet  werden  können. 
Wer  einen  den  Vonchriftcn  dieser  Sektion  nicht  entsprechenden  Raum  \«efw 
mietet  oder  bewohnt,  oder  zu  Termieten  fortflüiit  oder  wissentlieb  dessen  Bewohnnng 
duldet,  ist  bei  der  ersten  ituwiderhandlnng  mit  einer  Geldbufse  bis  zu  zwanzig 

'  i  Diese  Bestimmungen  sind  der  Sektion  33  des  engliMcben  Fabriltges^tzcs  von 
1878  nacbgebiidet. 
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Sehillmgen  and  Ar  j«dc  weitere  Zuwiderhandlung  mit  einer  GeMbufsc  bis  zu  fUnf 
Pfiind  za  beabafen.**  I) 

aft.  „Wenn  in  ein«r  Fabrik  oder  Werkstatt  bei  dem  Schleifen,  Glitten  oder 
Polieren  auf  einnn  Rade  oder  Ix-i  irpcnd  einem  aiul»  rin  Brtrii-hsverfahren  Staub 
«nwttgt  und  von  den  Arbeitern  in  c-iuer  für  sie  schädlichen  Menge  eingeatmet  wird, 
so  kann  der  Inspektor,  wenn  nach  seiner  Anstellt  die  Einatmung;  zu  einem  grofs«  n 
Teile  durch  die  Benutzung  eine*  \  <  ntil.itor>  (xl  r  anderer  mechanischer  Vorrichtungen 
verhindert  werden  konnte,  anordiicu,  dafs  ein  VeulUator  oder  eine  andere  mccba- 
niscbe  Vorriditvng  von  geeigneter  Kooirtraktton  aur  Venneidnng  der  Einatmung 
binnen  einer  angemessenen  Fr&it  angebradit  werde;  and  wird  eine  solche  Vor^ 
richtnng  nidit  angebracht,  oder  nicht  in  Stand  gehalten,  oder  nicht  verwendet,  *o 
ist  die  Fabrik  oder  Werkstatt  als  nicht  in  Genülfsheit  dieses  Gesettes  betrieben  an- 
üusdien."  *} 

«7.  „Fraaen  uml  I*.  rsonen  unter  18  Jahren  dürfen  in  den  zum  Nafsspinnett 
venvendeten  Teilen  ein«  r  Fabrik  oder  WerkstiiU  nicht  br-rliaUi;,'t  w.  rd.  ti .  Wenn 
iiichl  ausreicln  luli-  VorVcelirnn;,'.  ii  ;,'otroffi  M  sind  uiul  in  i!;iurnuli  r  \  .  r\s  <  nduii^-  -t-di'  n. 
um  dir  Arbeiter  vor  dem  Nalswenien  im.l.  wenn  heilses  Wasser  l>cnutzl  wird,  vor 
dem  Eindringen  von  Dampf  in  den  Arbeiisraum  zu  schützen".'} 

ng.  „In  den  in  der  dritten  i\nhige')  zu  die^iem  Gesetze  genannten  Fabriken 
oder  WerkstSttcn,  resp.  Teilen  derselben  dürfen  nur  solche  PeiMNten  bescbSftigt 


')  Gleichlautend  mit  der  durch  Sektion  37  des  Gt»etzus  von  1895  abgeänderten 

Sektion  35  des  englischen  Gesetzes  von  1878. 

*)  (.'Unchlautend  mit  S'ktion  36  des  englischen  desetzes  von  1S7S. 
')  (Gleichlautend  mit  Sektion  37  des  englischen  Gesetzes  von  1878. 
*)  Anlajje  T,  bestimmt . 
1.   hl  den  ri'ilen  von  l'al>rikcn  und  Werkstätten,  in  Mclcla-n 

Der  beUg  von  Spiegeln  unter  Anwendung  ^-on  Quecksilber,  oder 
Die  Erzeugung  von  Bleiwcifs  betrieben  wird, 
dürfen  PenNmen  unter  13  Jahren  tticfat  beschiftigt  werden. 

a.  In  den  T«-ilen  von  Fabriken .  in  welchen  Glas  geschmolzen  oder  einge» 
brannt  (amiealing)  wird,  dürfen  männliche  Personen  unter  14,  weibliche  Personen 
unter  18  Jahren  nicht  besrhnfti^  wi  nlen. 

3.  In  Fabriken  od-  r  W  erkstütien,  in  welchen 

(a)  Die  Erzeugung  oder  Fertigütellung  von  Mauerziegeln  oder  nicht  zur 

Verzierung  dienenden  Dachziegeln;  oder 
0>)  Die  Erzeugung  und  Fertigstellung  von  Salz 
'betrieben  wird,  dttrfen  Midchm  unter  sechzehn  Jahren  nicht  beschäftigt  werden. 

4.  In  den  T«-ilen  von  Fabriken  tmo  WorkstStten,  in  welchen 
(a)  In  einer  MetalHnchi-^tri«'  lias  1  rocken!>cbleifen,  oder 

(h)  Kintauchen  von  /imlholwhen 

vorgenomnn-n  wini,  dtlrfcn  Personen  unter  1(1  laiircn  nicht  beschäftigt  werden. 

5.  Petwmen  unter  14  Jahren  dürfen  weder  in  der  MetalUndustrie  bei  anderen 
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werden,  welche  das  dort  angegebene  Alter  erreicht  haben.  Diese  N'orsclirilt  ist  in 
allen  Fabriken  oder  Werkstätten  anzuschlagen,  auf  welche  sie  sich  bezieht." 

3l.  „Kinder  dürfen  weder  in  Fabriken  noch  in  Werkstätten  bcüchäüigt 
werden." 

34.  ,,Tedrr  zur  l'eberwacliuii^  ili-^  Sclmlltrsucli'  N  l).  >t<-llt<  Inspektor  drs  L  Titer- 
richts-i>epartements  (truant  inÄpeaor)  kann  jede  Fabrik  oder  Werkslatl  wahrend 
d«s  Betriebei  betreteii.  und  jeden  Teil  intpmeren,  in  w<^tchem  Personen  beschäftigt 
sind,  sowie  da«  VeReicliiiü  der  Personen  unter  ao  Jahren  prflfcn  und  jede  Pemm 
befragen  oder  die  Vorweisung  des  Gebortiieugniues  oder  einen  anderen  Beweis  Ter- 
langen»  wodurch  er  in  den  Stand  geaetst  wird,  das  Alter  jeder  solchen  Person  fest* 
toalelkn." 

35.  „Knaben  unter  14  und  Midcben  unter  16  Jahren  dttrfen  in  Fabriken  oder 
Werkstlttrn  nicht  in  der  Zeit  ran  6  Uhr  abends  und  6  Uhr  morgens  liescbJUUgt 
werden.** 

M.  ,,Knaben  unter  16  und  MSdchen  unter  18  Jahren  dürfen  als  Setaer  in 
Druckereien  weder  Itnger  als  S  Standen,  noch  swiichen  6  Uhr  abends  und  6  Uhr 

morgens  beschäftigt  werden.  In  dringenden  FXllen  kann  der  Klinister  bezüglich  <Ies 
letzteren  Verbotes  eine  Ausnahme  unter  der  Be<Hnj:ytiTi{;  p.->.trttt<-n.  chifs  in  den  der 
Nachtarbeit  vorherjjohmd'-n  und  den  ihr  folgenden  12  2ätundca  keine  Beschäftigung 
dieser  Personen  stattfinden  dürfe. 

39.  Schuuvorrichtungen  an  bestimmten  g<Tdbrlicben  Maschinen  (gleichlautend 
mit  Selction  5  des  englisdien  GesetMs  von  1878). 

4«.  Sdiotivonkhtangen  an  anderen  geOhriidien  Maschinen  avf  Einschreiten 
des  Inspektors  (gleichlautend  mit  der  durch  Sektion  39  des  Fabrikgesetics  Ton  1891 
aofgehobcncn  Sektion  6  des  Gesetaea  von  1878). 

4i.  Scfautsvorrichtungcn  an  geAhrliehen  Kesseln  und  Anlagen  auf  Einsdireiten 
des  Inspdcton  ^leidilautend  mit  der  durch  Sektion  39  des  Fabrikgesetaes  von  189t 
anfgdiobcnen  Sektion  7  des  öeseties  von  1878). 

4a.  Sichere  Befestigung  von  Schleifsteinen  und  Auswechslung  schadhafter 
Schleifsteine  anf  Einschreiten  des  Inspeictors  (gleichlautend  ndt  der  durch  Sdition  39 
des  Fabfikgcsetae*  von  1891  aufgehobenen  Sdction  8  des  Gcseties  von  1878^. 

43.  Verbot  des  Rcinigens  von  Maschinen  während  des  Laufes  und  der  Arbeit 
iwisdicn  den  Teilen  selbsttbätiger  Maschinen  ftr  Personen  unter  18  Jahren  und 
Fkmoen.   (Zum  Teil  gleichlautend  mit  Sektion  9  des  englischen  Gesetxes  von  1878.) 


ScUeifveriahren  als  bei  dem  Trodienschleifen  noch  beim  Schneiden  von  Baumwoll- 
sanniten  beschäftigt  werden. 

Diese  Anlage  entspricht  der  ersten  Anlage  «um  englischen  Gesetse  von  1878, 
das  jedoch  snb  4  bereits  die  Beschäftigung  I4jähriger  und  sub  5  die  Beschäftigung 
II  jähriger  Personen  gestattete. 
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40.  All«  LSdcn  mit  AuanaliiDc  der  in  der  vierten  Anlag«')  gmaanlcn  und 
jener  UUlen,  weldie  auf  Grand  besonderer,  Knft  diese»  Gesetics  erlauMner  V^oid» 

nongon  dfi  Nachts  oflfengrhalt<m  werden  dürft-n,  müssen  an  Samstagen  mn  10  Llir 

rmd  IM  .'lli-n  andt-nn  Wochentnf^fTi  um  7  Uhr  alx-nds  erschlossen  werden.  An  dem 
.  in<  in  ■  H'-ntlichf-n  Fr-i-  rtap:.-  unmitt<  lbar  vorhergehenden  Wochentag«  dürfen  »ie 
jedtkli        10  Uhr  abiiid>  oüVngihaU'  ii  werden. 

5o  61  I  »it"»''  S»-ktion«  n.  von  f!'*nen  clie  Sektion«'n  51,  58  und  li>  r.  it>  m 
»len  Anm«rkuiigeii  zum  Grstiz«-  von  ihyö  mitgeteilt  sind,  regeln  daa  i>lralvirlahren 
und  entsprechen  den  Sektionen  81—87  und  92  des  enf;lisdien  Ges^tss^t  von  1878. 

6a.  Vorschrift  der  t  rsprungsbezeichnung  aller  in  Victoria  erzeugten  Möbel. 
Diese  Sektion  ist  dnrcb  die  Sektion  56 — 58  des  neuen  Gesetzes  obsolet  geworden. 


Apotheken,  KafleehEuser,  Konditoreien»  Speisehiuser,  Fisch-  und  AvstenH 
iSden,  Obst-  und  GemOseliden,  Restaurationeii,  TabaklSden,  Buchhandlungen  und 
Tettungslidcn. 
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Entwurf  eines  Gesetzes,  betreffend  die  Abänderung 

der  Gewerbeordnung. ') 

Wir  WQImIib,  von  Gottes  GiMdcn  DcatMhrr  Kaiser,  König  vom  Preufsen  ctc 

vorurdnen  im  XaiDcn  d«-s  Rricbs,  nach  erfolgter  Ztistimtdimg  des  Ruadesnits 
und  des  Reichstags,  was  folgt: 

Aitikcl  1. 

An  die  Stelle  des  Tit«>ls  VI  der  Gewerbeordnung  treten  nachfolgende  He- 
stinunidigen: 

Titel  VI. 

ZniMitigeii,  lanungsanaacbOste,  HaiidwerksiMmmern, 

InnuDgtverbfinde. 

I.  Innungen, 
a.  Allgemeine  Vorschriften. 
§  8i.    Di«-)rni{;en,  welche  <-in  Gewerbe  selbstindiK  betreiben,  künnen  w 
För(!<  rutii:  (Ut  gcmrinsamcn  (;rwcrbUcfaen  Interessen  au  einer  Innung  ansaauncnlreten. 

}5  Aufgabf  der  Innungen  ist: 

1 )  die-  Pflege  dfs  fft-mcinpeisies  «»owif  die  Aul'rccbterbaltung  und  StiirkuDg  der 
Standcschrc  unter  den  Iiimm^smitglifdcm; 

2)  die  F<irderung  eines  gedeihlichen  VcrUUtnines  twiachen  Meistern  und  Ge> 
scUen  (Gehäfcn)  sowie  die  Fttnorge  fttr  das  Herbergswesen  und  den  Arbeitsnachweis ; 

3)  die  nihere  Regelung  des  l^hrlingswesens  und  die  Ffirsorge  fttr  die  tech- 
nische, gewerbliche  und  sittliche  Ausbildung  der  Lehrliqge,  voibehaldlch  der  Be- 
stimmiiTij^cn  der  J{§  I03e,  126  bis  132a; 

4)  <lie  Entscheiilnnf;  von  Streitigkeiten  der  im  g  3  des  (icwcrbegerichtsgesctzes 
vom  29.  Juli  1890  [keil  liN-f;.  setzbl.  S.  141)  und  im  g  53  a  des  Krankenversichcrungs- 
goctzeä  (Reichs-ücsctzbl.  1892  S.  379)  bezeichneten  Art  awiicben  dm  Innung** 
mltgUedcm  und  ihren  Lehilingcn. 

*)  Vgl.  die  Erörterung  des  am  15.  Mär/.  1897  dem  Reichstag  vorgelegten  (ieset** 
entwurf«  in  der  Abhandlung  Prof.  l>r.  C.  Xcuburgs,  ä.  519fS<  Handes. 
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I  81  b.  Die  Innungea  sind  befngt,  ibte  Wirkntnkcit  auf  andere,  den.  InmiQg»- 
mitgliedem  gemeinaamc  gewerbltcbe  Interessen  ab  die  im  §  81  a  beseidmeten  aus- 
zudehnen.  Insbeiondere  steht  ihnen  za: 

1)  N'cransultungen  zur  Förderang  der  gewerblichen,  technischen  and  sittlichen 

Au.sbil(lung  der  Meister,  Gesellen  ('Gehilfen)  und  Lehrlinge  ta  treffen,  insbesondere 
Scliulen  zu  undrstfit/PTi,  zu  ••rTicht.n  und  zu  leiten,  sowie  über  die  Benutzung  und 
den  HoNiuh  der  \<m  iliii'-n  .-rriclitcten  Schulen  Vorsehriften  zu  erlassen; 

2j  Gesellen-  und  Meisterprüfungen  xu  veranstalten  und  über  die  Prüfungen 
Zeugntstc  aoszuttellen; 

3)  tut  UnterstOttnng  ihrer  Mitglieder  und  deren  Angehtiiigcn,  ihrer  Gesdlcn 
(Gehilfen),  Lehrlinge  und  Arbeiter  in  Fldten  der  Krankheit,  des  Todes«  der  Ai1>eils> 
nnfikhlgkeit  oder  sonstiger  Bedllrftiglceit  Kassen  Stt  cnrichtieD; 

4)  Sc!iit  (U>^PTichtc  zu  errichten,  welche  berufen  sind,  Streiti^eiten  der  im  ^  3 
des  rie%verl)t  <,'t-i  ii  lit<;gt  ><  t/es  und  im  i;  53  .1  dt  >  Krankenversichenmp<.«j»-setj;t  '-  h--- 
zeiclmct-  !i  Art  /.wi.sciieii  den  ImiunginiitgliciK  ni  und  ihren  Gf seilen  (Gehilfen)  und 
Arbeitern  an  Stelle  der  sonst  zustündigen  Behörden  zu  Lnt><  h.  iilen; 

5)  «ur  Förderung  des  Gevrrbeb^riebs  der  Innungsniitglieder  einen  gemein- 
sdiafilichen  Geschfifbbetrieb  einzurichten. 

§  82.  Der  Bezirk,  fttr  welchen  eine  Innung  errichtet  wird,  soll  in  der  Regel 
nicht  Uber  den  Bezirk  der  höheren  Verwaltungsbehörde,  in  welchem  die  Inmmg 
ihren  Sitz  nimmt,  hiuau^hcn.   Ausnahmen  bedfirfen  der  Genchmignug  der  Landes» 

Zentralbehörde. 

Bei  der  Errichtung  ist  der  Innung  ein  Xame  zu  geben,  welcher  von  dem  aller 

amli  ri-n,  an  demselben  ()rte  oder  in  derselben  G<MTu  itvl,'  bcfinfllichtTi  Innungen  %*er- 
M^hieden  ist.  Die  landesüblichen  Bctteixnungcn  (^Aemter,  Gilden  u.  dergLj  können 
beibehalten  werden. 

Ufehrere  Bondesstaaten  Mmnen  sich  zur  Errichtung  gemeinsamer  Innungen  vcr* 
einigen.  In  diesem  Fall  sind  die  den  Behörden  ttbertiagenen  Befugnisse,  sowie  nicht 
eine  anderweite  Vereinbarung  getroffen  wird,  von  den  Behörden  desjenigen  Bundes* 
stuts  wahnonebmen,  in  welchem  die  Innung  ihren  Sitz  hat 

§  83.   Die  Aufgaben  der  Innung,  die  Einrichtung  ihrer  Verwaltung  und  die 

Rcchtsverbältniss«  ihrer  Mitglieder  sind,  soweit  das  Gesetz  nicht  darüber  bestimnit, 

durch  das  Statut  zu  regeln. 

Dasselbe  mufs  Bestimmung  treflen  über : 

)  )  Namen,  Sitz  und  Bezirk  der  Innung  sowie  die  Geweibszweige ,  ftlr  welche 
die  Innung  errichtet  ist ; 

2)  die  Aufgaben  der  Innung  sowie  die  dauernden  Ltnncliiungcn  zur  EnüUung 
dieser  Aufgaben,  insbesondere  hinsichtlich  der  Regelung  des  Lehrlingiwesens; 

3)  Anitaaiune,  Austritt  und  Ansschliersong  der  Mitglieder ; 

4)  die  Rechte  und  Pflichten  der  Mitglieder,  insbesondere  den  Bilalsstab,  nach 
welchem  die  MitgliederbeitrSge  erhoben  werden; 

5)  die  Bildung;  d'-s.  Vorstandes,  den  Umfang  seiner  Befugnisse  and  die  Formen 
seiner  Gcscbäftsllibrung ; 
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6)  die  Zusammensetzung  und  Berufung  der  InnuQgbA'eräiunnilung ,  das  Stimni- 
reebt  in  denselben,  die  Art  der  Beacblnfs&Mimg  und,  sofern  die  Inniiii^'erMiimüung 
ans  Vertretern  besteht  {§  93  Abs.  3),  die  Zahl  md  die  WaM  der  Vertreter; 

7)  die  Beorinndniig  der  BcschlUsse  der  bmingsversaininliiii);  und  d<s  Vor- 
standes; 

8)  die  Aufstellung  und  Prflfmig  der  Jahresrechnung; 

9)  die  Bildung  und  die  Geschäftsführung  des  Gesellenausschusses ; 

IO>  di<  Upbfrwachunp  der  Beol)achtung  der  fiir  (li<-  nt-Nrh?irtii,nni^  rl-  r  G(>.^11<>n 
(Gehilfen),  Lehrlinge  und  ArlxMii-r,  den  Bc^nrli  (l<  r  ]•  ortlnldungs-  oder  Facluchule 
und  die  Regelung  des  I.chrlingswcscns  erlassenen  liesünimungen ; 

11)  die  Bildung  des  Organs  und  das  Verfahren  zur  Entscheidung  der  im  ^  81  a 
Ziff.  4  beseicbDeten  Streitigkeiten; 

12)  die  Vorsassetzuiigea  tmd  die  Form  der  Verbingung  von  Ordmmgsstnfea; 

13)  die  Vomissetxnngni  und  die  Fonn  einer  Abänderung  des  Statuts  und  den 
Erlafs  und  die  Abänderung  der  Nebenstatutea ; 

1 4)  die  uffentlichen  Blltter,  in  weichen-  die  Bekanntmacbuagen  der  Innung  zu 
erfolgen  haben ; 

Ts.)  f\u'  Vorausseteunf^'.n  und  die  Form  der  Auflösung  Afv  Iniiuuj^. 

Das  Statut  darf  keiiit  Hfstimmungf  enthalten,  welche  mit  den  in  dirit-n»  (icsetz 
bezeichneten  Aufgaben  der  Innung  nicht  in  Verbindung  steht  oder  gc2>ctzUchcn  Vor- 
schriften xaviderlSnlt 

Bestimmungen  Aber  Eiwicbtnngen  rar  ErflUInng  der  im  §  8i.b  Ziffer  3,  4 
und  5  beteicbnelen  Aufgaben  dttrfen  nicbt  in  das  burangsstatvt  aufgenommen  werden. 

§  84.  Das  Inmmgastatut  bedarf  der  Genehmigung  durch  die  höhere  Ver- 
waltungsbebfivde  desjenigen  Bezirks,  in  welchem  die  Innung  ihren  SitX  nimmt.  I>ie 
Einreichung  geschieht  durch  die  Aufsichtsbehörde  (§  96). 

Dil-  Gi-nehmigmig  ist  zu  versagen : 

1  ;  wi-nn  das  Innungsstatut  den  gcsetr.Hchen  Anfordenin;; -n  nicht  «  nt^prii  ht ; 

2  \i  <  nn  durch  die  in  dem  Innunp^'Ntatut  vorgesehenen  !■  inriclitungcii  uu*  Mittel 
zur  Krfiillung  der  den  Iimungcn  nach  §  Si  a  obliegenden  Autgaben-  nicht  sicher- 
gestellt ersdieinen; 

3)  wenn  die  Landcs*Z<sitralbehöirde  der  durch  das  Innungsstatnt  vorgesehenen 
B^grensung  des  bmungsbezirks  die  nach  §  da  Absatz  i  erforderliche  Zustimmung 
Tcnagt  bat. 

Aufserdem  darf  die  Genehmigung  nur  versagt  werden,  wenn  in  ^\vm  durch  das 
Innungsstatut  vorgesehenen  Inmmgsbeurke  fllr  die  gleichen  Gewerbe  eine  Innung 
licreits  best«'ht. 

In  dem  die  Genehmigung  versaf^nuK-Ti  H.-solicidc  >inil  iii<-  ("Friiinlr  .iii/.ug;eben ; 
gegen  denselben  findet  der  Kekur»  »tatt;  utgin  ties  Vrrlahrcn?.  uu<.t  der  Beliörden 
gelten  die  Vorschriften  der  g§  20  und  21,  soweit  nicht  landesgesetzlich  das  Verfahren 
in  streitigen  Verwallungssaehen  Plals  greift. 

Abindcmngen  des  Innungsstatuts  unterliegen  den  gleichen  Vorsdiriften. 

§  85.  Beachlilsse  der  bmung  «ber  Enriditung  von  Schiedsgerichten  rar  Ent- 
sdbeidnng  von  Stieiti^eitcn  zwisdien  Imnngsmitgliedem  und  ihren  Gesellen  (Ge- 
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liilfcn)  und  Arbeitern,  sfowie  von  InniQngSi'KivnlcenkasMn  (§  73  des  Kiankenverriche* 

nmg»gräct2cs),  bedQrfen  der  Genelmiiguiig  der  höheren  Vcrwaltnngsbehörde.  Vor 
iK-r  G'-nehmigong  ist  tHr  Gmu-indoboliordi?  des  Orts,  an  welchem  die  Innung  ihren 
•Sit  »  !iat .  »owi«-  dio  Auf^.iclitsbfböri1i  /.u  höriii.  Die  G'-nrhrni^mf;  kann  nncli  Fr- 
mr>i.fn  v(.  rs;igt  w«  rdi-n.  Gfj;«-n  «Ii»-  \'i  rlü^ung  der  höh.  trii  \  .  ru  altiiii^,-.!"  liorde  steht 
<lcn  Beteiligten  binnen  kicr  \\och«-n  die  Beschwerde  ;tu  <\u-  l,ande>-/<-ntralbchürdc  tu. 

Di«  für  Einrtcbtimgen  der  iok  §  81  b  2Sffer  3.  4  und  5  bdeidmeten  Art  er* 
forderlicben  Bestimmmigcn  sind  in  Nebenstatnten  suummeasafaiMn.  Dieselben  be* 
dürfen  der  Genehmigung  der  höheren  Verwaltungsbehörde  nach  Anhünag  der  Auf* 
sichtsbehördc.  Die  Genehmigung  kann  nach  Ermes&en  versagt  wefden.  Gegen  die 
Versagung  kann  binnen  vier  Wochen  Beschwerde  an  die  I.ande^Zentralbeliörde  ein- 
gelegt werden.  Ab&xulrrtugen  der  >tebcmututcn  unterliegen  den  gleichen  Vor* 
ücbriften. 

t'cbcr  die  Einnahmen  und  Ausgal>en  der  im  §  &  i  b  Zitier  3  und  5  bezeichneten 
Emriditungen  ist  getrennt  Rechnung  »1  Ähren  und  das  hiefllr  bestimmte  Vennogea 
gesondert  tqd  dem  übrigen  Innungsveimägen  zu  verwalten.  Verwendungen  für 
andere  Zwecke  dürfen  aus  denselben  nicht  gemacht  werden.  Die  Glinbiger  haben 
das  Recht  auf  gesonderte  Befriedigung*  aus  dem  getrennt  %'erwalteteD  Vermögen. 

§  86.  Die  Innungen  k<>nncn  unter  ihrem  Namen  Rechte  erwerben  \md  Ver- 
bindlichkeiten eingehen,  vor  G^rirlit  klnp^ni  und  vorklagt  werden.  Für  ihre  Ver- 
bindlichkeiten haltet  drTi  (Jlfitibi«;.  rn  mir  ihr  Vermögen. 

g  87.    .\l?i  Innungsniitgheder  können  nur  aul'geuommcu  werden; 

1)  diejenigen,  welche  dn  Gewerbe,  für  welches  die  Innung  errichtet  ist,  in  dem 
Imiungsbeiirke  selbständig  betreiben; 

a)  diejenigen,  welche  in  einem  dem  Gewerbe  aageböfendcn  Grofsbetriebe  ab 
Werkmeister  oder  in  ähnlicher  Stellung  beschäf  tigt  sind ; 

3)  diejenigen,  welche  in  dem  Gewerbe  als  selbständige  Gewerbetreibende  oder 
als  Werkniri^ti-r  oder  in  rihnliclu  r  Stellung  tliHtig  gewesen  -ind .  diese  'Hiätigkeit 
aber  aufgegeben  Iliiku  um!  eint-  ;;mi<Te  ;^c  \\  rrl»lirlii-  Tliiiti^krii  niclil  ausü!i'»ti; 

4)  die  iu  landwmsciialihclien  o<ler  gewerbliclien  Betrieben  gegen  Entgelt  be- 
schäftigten Handwerker. 

Andere  Personen  können  als  Ehrenmitglieder  anigenommen  werden. 

Von  der  Ablegong  einer  Prttfimg  kann  die  Aufiaahme  nur  aUiingig  gemadit 
werden,  wenn  Art  und  Umfang  derselben  durch  das  Statut  geregelt  sind ;  die  Prüfung 
«larf  nur  den  Nachweis  der  Befähigung  sur  selbstindigett  Ausführung  der  gewöhn- 
lichen Arbeiten  des  Gewerbes  bezw<-cken. 

Ist  die  Aufnahme  von  d<r  Znriirklegung  einer  Lehrlings-  oder  Ge-.  lleiucit 
oder  von  der  .■Vblegung  einer  i'rülung  abhängig  gemacht,  so  ist  eine  Ausnahme  von 
der  Erfüllung  dieser  Anfocderungen  nur  unter  bestimmten,  im  Statut  CestgcateUtn 
Voraussetzungen  zulissig.  Von  einem  Anfiiahmcsndienden,  weldier  bereits  vor  täuer 
anderen  Innung  desselben  Gewerbes  eine  Auftaahmeprttfung  bestanden  hat,  kaim  eine 
solche  nicht  nochmals  verlangt  werden. 

Gewerbetreibenden,  w<-lche  den  gesetzlichen  imd  statutari.schcn  Anfofderungen 
«ntüprechcn,  darf  die  Aufnalimc  in  die  Innung  nicht  venMgt  werden. 
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§  87  a.  Der  Austritt  aus  der  Innnnf;  i^t,  wenn  das  Innunfj^^statut  eine  vorh"ri};f 
Aiu -i^:'-  «lartlber  nicht  verlangt,  jetln/.t  ii  j^«  siaimi.  l  in.-  Aiueige  Über  den  Austritt 
kann  trulieiitcn!»  &echa  Monate  vor  dem  letzteren  verlangt  werden. 

Auichcideade  liOtgliedcr  verMenn  «Ilc  Ansptfldie  an  das  Innimgsvemiögen 
«od,  aoweit  nicht  statatariach  abweichende  BettiBimnigen  getroffen  «nd,  an  die  von 
der  Imnong  errichteten  Ncbenkasaen ;  sie  bleiben  inr  Zahlong  derjenigen  Beitiftge 
verpflichtet,  deren  .Umlegnng  am  Tage  ihre«  Austritts  bereit»  erfolgt  war.  Besondere 
Verbindltcbkeiten,  welche  sie  der  lunong  gcgentttier  eingegaDg«n  sind,  werden  durch 
den  Austritt  nicht  berührt. 

Die  Rechte  der  Iiinunj^smitglieder .  mit  Ausnahnu-  des  Stimmrechts  mid  der 
Ehrenrechte,  können  von  deren  Witwen,  welche  den  f 'icwerbeHetrieb  fortsetzen .  so- 
lange ausgeübt  wenlen,  als  sie  die  entspr»-L  ln  lul.  ii  \  erptUchtungeu  erfüllen.  Die 
näheren  Bestimmungen  sind  durch  dos  St.itut  icu  trctren. 

§  $S.  Den  Innung&mitgliedem  darf  die  X'erjiilichtung  an  Handlangen  oder 
Cnterlassnugen,  welche  mit  den  Aufgaben  der  Innung  in  keiner  Verbindung  stehen^ 
nicht  auferlegt  werden. 

Zu  anderen  Zwecken  als  der  Erfüllung  der  statutarisch  oder  durch  das  Gcsets 
bestimmten  Aufgaben  der  Innung ,  sowie  der  Deckung  der  Kosten  der  Innungs- 
verwaltung  dürfen  weder  Heiträge  von  den  lanungsmitgliedem  oder  von  den  GescUea 
derseli)ca  erhoben  werden,  noch  Verwendungen  aus  dem  Vermögen  der  Innung  er- 
folgen. 

Die  Innungen  Mud  befugt ,  für  die  Henuizuiig  tl>T  von  ihnen  getrutVcii«  11  liin- 
richtungeu,  Fachschulen,  Herbergen,  .\.rbcitiinachwcl:>  und  dergleichen  Gebühren  zu 
erheben. 

§  89.  Die  atis  der  Errichtung  und  der  Thfitigkeit  der  Innung  und  ihres  üe» 
seUenaussdittsses  (§  95)  erwachsenden  Kosten  sind,  soweit  sie  aus  den  Rrtrieen  des 
vorhandenen  Vermögens  oder  aus  sonstigen  Einnahmen  keine  Deckung  finden ,  tou 
den  bmungsmitgliedem  aufzubringen. 

Die  Verpflichtung  zur  Zahlung  von  Beiträgen  beginnt  mit  dem  Anfang  des  auf 
den  Eintritt  folgenden  Ntonats. 

Die  auf  (»rund  de>  Statuts  oder  d«'r  Wben^t.ituten  umgelegten  Heitrnge  sowie 
die  für  die  Benutzung  der  ImmugseiHri^htungen  zu  entrichtenden  Gebühren  (J;  88 
Al>s.  3)  werden  auf  Antrag  des  Innungsvorstundes  auf  dem  für  die  Beitreibung  der 
Gemeindeabgaben  landesrechtlich  vorgesehenen  Wege  swangsweise  eingezogen.  Das 
Gteidie  gilt  für  die  Einziehung  von  Ordnungsstrafen  (§  92  c). 

Streitigkeiten  wegen  Entrichtung  von  Beiträgen  und  Gebühren  entscheidet  die 
Aafsicbt&behörde.  Die  Entscheidung  kann  binnen  xwei  Wochen  durch  Beschwerde 
bei  der  höheren  Verwaltungsbehörde  angefocliti  n  \v.  rd  -n  :  (H  -n,-  f  «u>«iieiil<-t  i  iulgiiltig. 

J;  80a.  Die  Einnahmen  und  Ausgaben  der  Innung  >itKl  von  alli  u  ihri  ii  Zwe<-ken 
frf-mi!<  n  \'«-reinnahnmngen  und  Verausgabungen  getreuni  festzustellen;  ihre  Bestände 
>ind  g«'son<!ert  zu  vf-rwahr'ni. 

Die  Bestände  miuseu  in  der  durch  die  jj^  1807  und  iSüS  des  Bürgerlichen 
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fi«-><ftzbuch.s  bezeichneten  Weise  iiii^^digt  werden.  .Sofern  der  Pezirk  der  Innung 
sich  nicht  über  da*;  ()r]tu  t  «  ine?.  Bundesstaats  hinaiiH  erstr»^kt ,  k;inn  di»-  AnU-j^ng 
auch  in  der  nach  AriikLi  212  des  EinlUhrungsgesclzcs  zum  Hiirgcrlichen  Gesetzbuch 
xuge1a»ai«a  Wd«e  crfelgett. 

ZaiwtX&n  TerfOglMr«  Gelder  dflrfen  mit  Gcnebmisanf  der  Aiifncbt3d>e1iiSiide 
Mich  in  «aderer  ab  der  durch  die  §§  1807  md  1808  des  Bnrgerlicheii  GeaetdMichs 
beseichactcn  Weise  vorabergehend  Migelcgt  werden. 

Ucber  die  Aufbewabmi^  von  Wertpapieren  trifik  die  Atufsiditsbehi&nle  Bc> 
Stimmung. 

§  89b.    Die  Innung  bedarf  der  Genehmigung  der  Aufsichtsbehörde  bei: 
11  d«m  Erwerb,  der  Verfiufaenmg  oder  der  dinglichen  Belastung  von  Grund- 
eigentum ; 

2)  Anleihen,  sofern  ihr  Betrag  nicht  nur  zur  vorübergehenden  Aushilf«"  dient 
und  aus  den  Ueberschiissen  der  laufenden  Einnahmen  über  die  Ausgaben  einer  Vor- 
anschlagspcriode  zurückerstattet  werden  kann; 

3)  der  Veräufserung  von  GegenitKndcn ,  welche  einen  geschiditlicben,  wissen- 
schaftHdien  oder  Kunstwert  haben. 

§  50.  Auf  Innungs-Kmikenkassen  finden  aofser  den  Vorschriften  de»  §  73 
des  Krankenversicherungsgesetses  auch  die  §§  34  bis  38,  47  Absata  3  bis  6  des 
letzteren  entsprechende  Anwendnng.  Jedoch  kann  die  Kassenverwaltnng  ausschlieft- 
lieh  den  Gesellen  (Gehilfen)  und  Arbeitern  Uiertiagenf  und  unter  der  V^oraussetsOQg» 

dafs  die  Iiiii!iii;:sinitglieder  für  Hälfte  der  Kassenbeiträge  aus  eigenen  Mitteln  be» 
streiten,  beschlo>s»  n  M  t  rden,  dafs  <ler  Vorsitzende  sowie  die  Hälfte  der  Mitglieder 
des  Vorstande  s  i:ti<l  der  Generalversammlung  von  d«  r  Inminfj  r»  bt  st  llrn  <ind. 

Ilie  ^rl>li<  üiiii*^  ltder  Auf lösung  der  Innung  hat  die  Scblicfüung  »okhcr  iütssen 
kraft  Ge>et/.r?>  lui  1  ulge. 

g  91.  anf  (Vrund  des  §  Sih  Ziffer  4  errichteten  Imum^^-Schiedsgeficbte 

Dliisseu  miiHU'?>t»iis  aus  einem  Vorsitz-t ndi u  und  zwei  ll«  isit/«'m  btrstchen. 

Die  Beisitzer  und  deren  Stellvertreter  sind  zur  iiälfte  aus  den  Innung^mitgUcdcm, 
xur  Hüfte  aus  den  bei  ihnen  beachKftigten  Gesellen  (Gehilfen)  und  Artieilem  «1 
entnehmen.  Die  ersteren  sind  von  der  Innungsvenanmlung,  die  letzteren  von  den 
Gesellen  (Gehilfen)  und  Afbeitem  au  wühlen.  Auf  das  Wahlrecht  finden  die  Vor* 
Schriften  der  |§  10,  13  Absatz  i,  14  Absatz  l  de«  Gewerbegericbt^esdies  An- 
wendung. 

Der  Vorsitzende  wird  von  der  Aufsichtsbehörde  bestimmt;  er  brsacht  der 
Innung  nicht  anzugehören. 

Die  Beisitzer  erhalten  fi\T  irdf  Sitzting,  wclchrr  -ic  beigewohnt  haben,  Ver- 
gütung der  baren  Auslagen  imU  t  iiu  l  utscliudiguiig  für  Zeitversäumnis ;  die  Höhe 
der  letzteren  und  der  Betrag  der  dem  Vorsitzenden  zu  gewährenden  Vergütung  läud 
im  Nebenstatnt  festzusetzen. 

Sind  Wahlen  nicht  zu  stände  gekommen,  oder  verweigern  die  GeirShltcn  die 
Dienstleistung,  so  hat  die  Aufsichtsbehörde  die  Beisitzer  aus  der  Zahl  der  wShl* 
baren  InnungsmitgUeder,  Gesellen  (Gehilfen)  und  Arbeiter  zn  ernennen. 
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§  91a.  l>fi)lf;t  (Kirch  das  lniiuiigj.-Schicdsp«*richt  eine  Verurtiilun^  auf  Vor- 
nahaii-  t-iner  ll.uidluug,  so  ist  «li-r  Beklii0c  zu;;k'ich  auf  Antrag  d«-.s  Kliigers  fiir  den 
Fall ,  dafs  die  I^Iandlung  nicht  lunnvn  einer  zu  bcätiiumcndcu  Vx'vA  vorgenommen 
wird,  zur  Zabluag  einer  ttdi  dem  Ermessen  des  Geridits  festsiiMtzenden  Ent- 
«diidigung  m  venirteilen.  In  diesem  Falle  ist  die  Zwu^oUstredEung  gemSls 
773  und  774  der  Zivilprozefsordnanf  atufeMhlossen. 

fl  91  b.  Die  En|icheidmi|^  der  Imimig  (§  Si  a  Ziffer  4)  nnd  der  Innangs- 
S^cbicdageriditc  (§8lb  Ziffer  4)  «iind  schriftlich  abzufassen;  sif  gehen  in  Rechtskraft 
über,  wenn  nicht  binnen  einer  Notfrist  von  zelm  Tagen  eine  Partei  Klage  bei  dem 
orfJ.-ntlichi  n  G<  rirht  .  rhi'bt.  Die  Frist  b<  j:;innt  ^rpen  eine  bei  der  Verkflndigailg 
nicht  anwesend«-  l'art-  i  rnif  drr  Hoh:in<li;^im^  di  r  l'nt.>tii<'iduii};. 

Aus  Vergleichen,  w.-lchc  nach  Lrlicbuu^  dir  Klo^je  vor  der  Innung  oder  dem 
lnnungs-Schiedä.gencht  geschlossen  sind,  findet  die  Zwangsvollstreckung  statt. 

Die  Enlscbeidaiigen  können  von  Amtswegen  flir  vorläufig  voUttredcbnr  erklirt 
vrerdcn,  wenn  sie  die  in  §  3  Ziffer  t  des  Gcvcrbegcrichtsgcsctses  bezckbnieten 
Streitigketten  betreffen,  oder  der  Gcccnst*a<l  ^  Veraiteilong  «n  Geld  oder  Geldes- 
wert  die  Somme  von  loo  M.  nicht  liberstei|tt 

Die  vorläufige  Vollstreckbarkeit  ist  nicht  auszusprechen,  Wenn  glaubhaft  ge- 
macht wird,  dafs  die  Vollstreckung  dem  Schuldner  einen  nicht  zu  ersetzenden  Nachteil 
bringen  würde ;  auch  kann  sie  von  einer  vorUinfigcn  Sicherheitsleistung  abbfingig 
gemacht  werden. 

Die  Vollstreckung  erfolgt,  sykru  die  Partei  dies  beantragt,  auf  Ersuchen  der 
Innung  oder  des  Innungs-Schiedsgcrichts  durch  die  PoUieibeliörde  nach  Mafsgabe 
der  Voisdiriften  Aber  das  Verwaltongszirangsverrahrctt ;  wo  ein  solches  Verfidiren 
nicht  besteht,  finden  die  Bestimmungen  Uber  die  ZwangsvoUstrednmg  in  bOigerlichen 
Redbtaatreitigkeiten  Anwendung.  Ein  unmittelbarer  Zwang  zur  Vornahme  einer  Hand- 
lung ist  nur  im  Falle  de«  §  ia7d  «uUUsig. 

Ist  rechtzeitig  Klage  erhoben,  so  findet  der  |  647  der  Zivilptoaefsordnnng 

«nt«i^rechende  Ainvriidung. 

^  02.  Dil  Angelegenheiten  der  Iimung  Werden  voo  der  Innungsvcrsammlung 
und  dem  \'or>taiHlr  wahrgcriDnunrn. 

Zur  VS'ahraeluuuug  einzelner  Angeh-genhciten  können  AusschiUse  gebildet  werden. 

Die  Innungsversanunlung  besteht  nach  Bestimmung  des  Statuts  entweder  aus 
«Um  bnungsmitgliedeiu  oder  ans  Vertretern,  wekhe  von  jenen  aus  ihrer  Mitte  ge- 
wihlt  werden. 

Der  Vorstand  wird  von  der  Innungsversammlung  auf  bestimmte  Zeit  gewihU. 

Die  Wahlen  der  Vertreter  und  des  Innungsvorstandes  finden  unter  Leitung  des 
Innnngsvorstandes  statt.  Die  erste  Wahl  nach  Errichtung  der  Innung,  sowie  spätere 
Wahlen,  bei  denen  ein  Vorstand  nicht  vorhanden  ist,  werden  von  einem  Beauftragten 
drT  Aufsichtsbehörde  geleitet.  Ueber  die  Wahlhandlung  ist  ein  Protokoll  auf« 
zunclnii'-n 

§  y2  a.  i>cr  Vorstand  iiat  nacli  näherer  Bestimmung  des  btatuts  die  laufende 
Verwaltung  zu  führen. 

Er  hat  über  jede  Aenderung  in  seiner  Zusfunmensetzung  und  Aber  das  Ergebnis 
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ji-d«rr  Wahl  dt-r  Autsiclusbcbörde  LMUiion  cnu-r  Woche  ^Viucigc  xu  crstattiti.  l>t  Jie 
Anzeij^i-  oiebt  «folgt,  so  Imm  (Ue  Aendeniog  dritten  PenHmen  nv  thtm  cut^t-^m- 
^ehalteti  werden*  trenn  bewiesen  wird,  dafs  sie  letsteren  bdcannt  wv. 

§  93  b.  Die  bnrangen  werden  dnrcli  ihren  Vontand  gerichtlich  nnd  anfser- 
grrichtlich  rertreten.  Die  Vcftretong  rratreckt  sich  auf  diejenigen  Geschäfte  und 
Rcchtshandhjncoli,  für  wflche  nach  den  Gesetzen  oijio  Spi-zialvollmachl  erforderlich 
ist.  DiiTi  l!  das  Stiltut  kann  einem  Nfit}:lied.>  oc'.-r  mehreren  Mitgliedern  des  Vor- 
standes die  S'i-rtr.  tmi;;  nach  aul^iii  ulx  rtr.i^^'rTi  wriileii. 

Zur  I.epitimation  des.  N'orstuiides  };*''i^Kt  l*<i  allen  Rechtsgesthatten  die  Be- 
icheinigitn);  der  Aufsichtsbehörde,  dafs  die  darin  bezi>ichnct«n  Pcr»onc-n  zor  Zeit  den 
Vorstand  bilden. 

Die  Mitglieder  des  Vorstandes  iiaften  fltr  pfllchtmftfsige  Verwaltong  wie  Vor- 
mltnder  ihren  Mllndeln. 

§  92  c.  Der  Vorstand  ist  berechtigt,  Uber  InnunKsmit^lieder  bei  Versstöben 
peßen  statut.tri>ichf  Vorschriften  Ordnunjjsstrafen ,  insbesoniU n  ( I.  Idstraff-n  bi«>  zum 
Hetrape  von  /w.ui/ii:  Mcirk  zu  verhänfjen.  L'cWr  l^eschw  -  rili  ii  i  iUs(  hcidct  die  Aof- 
sichtsbchorde.    ll.r  Iktrag  der  Geldstrafen  Hil  fst  in  die  Inuun^'^kaKse. 

§  93.  l>ie  lnuun^!>versamnilung  beschlicfst  über  alle  .Vngelcgenlicitcn  der 
Innung,  deren  Wahfnehmnng  nicht  nach  Vorschrift  des  Gesetxes  oder  des  Statnta 
dem  Vorstände  obliegt. 

Der  InmmgsversMnmlmg  mufs  vorbehalten  bleiben: 

1)  die  Feststellung  des  Haushaltsplans; 

2)  die  Prüfung  und  Abnahme  der  Jahresrerhnung  ; 

3)  die  He%vi11i^nnfr  von  Ausgab«-n,  \v.  Irlii  im  Haushaltsplan  nicht  vorgesehen  sind  : 
4.)  die  Vrrtolgun^  von  Vnspnlrlu  n,  welclic  iler  Innung  gegen  Vorstandsmitglieder 

aus  deren  Amtsführung  erwaclisen,  durch  Beauftragte ; 

5)  der  Eriafs  von  Vorsdtriftcn  zur  nfthcren  Regelung  des  I^rlingswescns; 

6)  die  Besehlnfsfassung  Ober: 

a.  den  Erweib,  die  Vcräufserung  oder  die  dingliche  Belastoog  von  Gnmd' 

eigentuni ; 

h.  die  Veräufserung  von  (icgeTLstKaden,  welche  einen  gcschichtlicben ,  wissen* 

schaftlichon  oder  Kunstwert  haben ; 
c.  die  Aufnahme  von  Anleihen ; 

7)  die  Wahl  der  Mitglieder  der  Organe  2ur  1 '.ntscheidung  der  im  §  81  a  Ziffer  4 
und  §  81b  Ziffer  4  bezeichneten  Streitigkeiten,  soweit  sie  aus  der  Zahl  derlnnungs- 
mitglieder  zu  entnehmen  sind; 

8)  die  Wahl  der  Mitglieder  der  PrttfungsansschQsse,  soweit  sie  atts  der  Zahl 

der  InnungsmitgJieder  zu  entnehmen  sind  i§  131a;: 

9)  die  it.-sohlursfassung  über  Abänderung  des  Statuts  sowie  ttber  (Achtung 

und  Abänderung  \on  Neb»  iistatuten  : 

10)  die  Hrscldulsfassung  über  die  Auflosunj;  <l>  r  Innung. 

§  9ja.  Berechtigt  zur  Wald  der  Vertrei»  r  im  Innungsversammlung  und  stimm- 
berechtigt in  der  lDuungs\  irsammlung  sind  nur  die  volljährigen  Innungsmitgtieder 
n-it  Ausnahme  derjenigen,  welche  sich  nicht  im  Besitze  der  httrgerlichen  Ehrcncvchtc 
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befinden  odfr  durch  ferichtliche  Anordnong  m  der  Verfilgung  über  ihr  Vermögen 
beschränkt  sind. 

Wählbar  zu  Mitg!i«'d<*m  tit-s  \'ur>tande>  und  ilrr  Aussrhüssp  sowi«-  zu  Mit- 
gliedern des  iiQ  1$  83  Absatz  2  Ziffer  1 1  bezeichneten  Organs  sind  nur  solche  wahl- 
berechtigte InnimgsmitgUeder,  weicht 

I)  nm  Amt  eine»  ScbölTen  (Shig  sind  (§§  31,  32  des  GerichttverfMsnngs- 
geseties); 

a)  in  dem  der  Wahl  vorangegangenen  (ahn-  tiir  sich  oder  ihre  Familie  Armen* 
Unterstützung  aus  öfTentlichen  Mitteln  nicht  emplGugen  oder  die  empfangene  Armen* 
tmtemützung  er<ifatt'-t  liah.-n 

Durch  da»  Matvit  kann  iHMiimtit  werden,  dafs  InnunjiMiiitglieiicr ,  weirii.  mit 
der  /ahiung  der  Beiträge  wiederiioU  ini  Ktick.-«tande  geblieben  sind,  weder  wahl- 
berechtigt noch  wihlbnr  und  von  der  Teilnahme  an  den  Ge«chSften  der  Innung  fttr 
gewisse  Zeit  «n^peschlossen  sind. 

In  gleicher  Weise  kann  bestimmt  werden,  dafs  bmungtmltgtieder,  welche  sich 
nicht  im  Besitze  der  bQrgcrlichen  Ehrenrechte  befinden,  oder  durch  gerichtliche  An* 
Ordnung  in  der  Verfügung  über  ihr  Vermögen  beschrÜnkt  sind,  von  der  Teilnahme 
an  den  Geschäften  der  Iqnwng  au.sgeschlossen  sind. 

!{  94.  Beschwertien  gegen  die  RechtsgiltigUfit  der  WahK-n  sind  nur  binnei» 
vi«T  W(»i-ft»'n  fKvch  der  Wahl  zulässig.  Sie  werden  durch  die  Aufsichtsbehfirrlr-  r  nt- 
giltig  entschieden.  I)i«'selbe  hat  auf  erhobene  Besehwerde  Wahlen,  welrit«-  grgen 
da.s  Gesetz  oder  aut  (jruud  des  Gesetze»  erlassene  Wablvon>cbnfteu  verstolWn ,  lür 
ungültig  zu  erküren. 

ä  94  a.  Die  Mitglieder  der  Innungsvorslände,  i'rUfuDg^iUitchtUM:  und  GeikeUcO" 
ausschüsse  sowie  der  Organe  lur  Entscheidung  der  im  $  81  a.  Ziffer  4  bezeidmeteo 
Streitigkeiten  verwalten  ihr  Amt  als  Ehrenamt  unentgeltlich,  doch  kann  ihnen  nach 
n&herer  Bestimmung  des  Statuts  Eriats  barer  Auflagen  und  eine  Entschidigung  fttr 
Zeitversiumttis  gew&hrt  werden. 

Die  Annahme  th-r  Wahl  kann  nur  au.s  Gründen  verweigert  wrrden,  aus  denon 
die  W.ilil  /Ulli  I^' isitzer  eines  Gi  werbegerichts  :8  ih-s  Gewerbegerichtsgesetzes  i 
abgri«  diiiit  werd«  n  kmn  Vhlehnungsgrund'-  d<.  s  ( wählten  sind  nur  zu  berück- 
sichtigen,  wenn  sie  binnen  zwei  Wochm ,  luchdem  der  Gew^ähltc  vou  seiner  Wahl 
in  Kenntnis  gesetzt  ist,  schriftlich  g<  luiwi  genucht  werden,  Ueber  den  Ablelmung»« 
antng  entscheidet  die  Aufsichtsbehörde  endgültig.  Diese  Beatimmungen  finden  auf 
die  Mitglieder  der  bmungsschiedsgerichte  entsprechende  Anwendung. 

§  94  b.  Mitglieder  der  Innungsvontlndei  der  Anaschttsse  der  Innungen,  der 
GcsellenauBschiisse  sowie  der  Organe  swr  Entscheidung  der  in  |^  8ia  Ziffer  4  und 
Sib  Ziffer  4  bexeichneten  Streitigkeiten,  hitmichtlich  deren  Umstlnde  eintreten  oder 
bekannt  w  erden ,  welche  »lie  Wählltarkeit  ausschliefsen ,  haben  aus  dem  Amt  aus- 
zuscheiden. Im  VaW'-  drr  Wei«;^ ninfj  erfolgt  die  Knth'-bitnf;  d.  ^  I'<  tt  i!ij;t<  n  vf>m  Amt 
durch  die  Aut^irhi  !»>  !,. .rd.  nach  .Vuhnrvin;;  des  Beteiligten  mul  der  K<.rpef>chaft, 
welcher  er  angehört,  liegen  die  Vertagung  iler  AufMchU>behurde  ist  binnen  vier 
Wochen  die  Beschwerde  zulässig.  Die  Entsdieidung  über  die  Beschwerde  ist  «ndgUUig. 
Archiv  für  »t.  Gttmttgthmig  u.  StstiMik.  X.  4^ 
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{5  94c.  T1i<'  Inmmgrn  s'me]  hi  fnf:;\.  iJurch  .tuftra^n.-  <iif  Bt-folpiing  der  ;;e-^<'t3;- 
licb'Mi  und  st;mu.iriM-licTi  XOr^ciiriltrn  in  <!<-n  zur  Innung  Imrij:.-!!  l'-  tri<  !vn  zu 
üWrwiAclifn  und  von  der  Einrichtung  der  lM(ri<l)Hräumi'  und  der  für  die'  L'ntrrkunft 
der  Lehrlinge  bctstinuntcn  Räume  Kcnatnis  iu  nt-hmen. 

Die  VerpHiditctai  IwbcQ  den  als  «okhen  lesitimirrten  Beanflngtea  der  be^- 
teUigten  Inniiiq^cii  «uf  Erfordern  wihrend  der  Betridiaieit  den  Zutritt  n  den  Werk» 
.  tlStten  nnd  UnterinmJtvrilniDen,  sowie  za  den  sonst  in  Betracht  kommenden  Rinin- 
lidikBilen  sn  folnlten  und  ilni«n  Auikmtft  fiber  aUe  Gegenitiade  za  geben,  wdche 
fUr  die  ErHillang  ihres  Auftrags  von  Bedeutung  sind ;  sie  können  hierra  avf  Antrag 
der  Beauftragten  von  der  Orts-I'olizeibehörde  angehalten  werden. 

N»m«n  und  Wohnsitz  der  Beauftragten  sind  von  der  Imrang  der  Anfsichts- 
beburdi-  an/uz.  ij^-i  H. 

IMe  Beauttragten  sind  veq)flichtet,  d»n  im  ^  I39l>  iH^icichufieii  LkanUen  auf 
Erfordern  Uber  ihre  Uebcrwachungstliätigkeit  und  deren  ErgelmLiM:  Mittcilong  m 
machen. 

Befürchtet  der  Betriebsuntemehmer  von  der  Benditigimg  des  Betriebs  dnidi 
den  Beauftragten  der  Innung  dne  Sehidignng  seiner  Gcschiftsintcressen«  so  kann 
er  die  Berichtigung  durch  einen  anderen  SadiTeratSndigen  beanspmchen.  In  diesem 
Fall  hat  er  dem  Vurstand  der  Innung,  sobald  er  den  Namen  des  Beauftragten  erfSbrt, 

eine  entsprechende  Mitteilung  /u  rniioht-n  und  einige  geeignete  Personen  zu  bezeichnen, 
wekiie  auf  srine  Kosten  die  erloriierlichen  Be^ichtimitijjcn  v(ir/.uTu  liim  11  und  d  m 
Vorstand  dii  <  rli>rdi  rluhe  Au:>kunft  Uber  die  vorgdmid«  ii<  11  \  i  r!i:dtrii-M-  /u  bcn 
bereit  siml.  in  Ermangelung}  einer  Verständigung  zwischen  dem  ik-iriebsuntern»-hmer 
und  dem  Vorstand  entscheidet  auf  Ansuchen  der  letzteren  die  Aufsichtsbdiöfde. 

$  95.  Die  bei  den  Innungsmitgliedem  beschiftigten  GeseUen  (Gehilfen)  nehmen 
an  der  ErflUlung  der  Aufgaben  der  Innung  und  an  ihrer  Verwaltung  teil»  soweit 
die«  durch  Gesetz  oder  Statut  bestimmt  ist.  Hie  wShlen  zu  diese«  Zwedc  den  Ge- 
sellenausHchufü. 

Der  (jeseUenansschufs  ist  bei  der  Regelung  des  Lehrlingswesens  und  bei  der 

Cieselli-nprüfimg.  sowie  bei  der  Begründung  und  Verwaltung  aller  Einrichtungen  zu 
lM't<-i1igen.  liu  \v.  Irhi-  die  (Jesellen  (^(iehilfen)  BeiträjT«'  «entrichten  oder  ein«"  be^ndere 
Mühewaltung  übrnulnuen,  o<ler  welche  zu  ihrer  rmi  r^tiitzung  bestimnit  sind. 

Die  nähere  Regelung  dieser  Beteiligung  hat  durch  da*  Statut  mit  der  Matsgab« 
ZU  erfolgen,  dafs 

1)  bei  der  Beratung  und  Beschlnfsfassung  des  Innungsrorstandes  mhidestens 
tm  Mitglied  des  Geselleaaumchusaes  mit  vollem  Stimmrecht  zuzulassen  ist; 

a)  bei  der  Beratung  nnd  Beschlufsfasnukg  der  bmungsversammlnng  seme  sSinl* 
liehen  Mitglieder  mit  vollem  Stimmrecht  zuzulassen  sind ; 

3)  bei  der  Verwaltung  von  Einrichtungen,  lUr  welehe  die  Gesellen  (Gehilfen) 
.Aufwendungen  zu  machen  haben,  ab^:«-^.  Inm  von  der  Person  des  Vorsitit^ndsD,  Or- 
<!»»Men,  welrlif  vom  Gesellenausschufs  gewählt,  werden,  in  gleicher  Zahl  i\x  beteiligen 
sind  wii-  du-  Innungsmitglieder. 

Die  Ausfuhrung  von  Beschlüssen  der  Innungsver&ammlung  in  den  im  Absatz  3 
bczeidnietcn  Angelegenheiten  darf  nur  mit  Zustimmimg  des  GeteUena«Khusacn  er- 
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folgen.  Wird  die  Zustimnrang  venagt,  lO  kann  ne  dureli  die  AiiftieliUl>eli&^  er- 
ginzt  werden. 

§  95  a.  Zur  Teilnahme  an  der  Wahl  des  GcscUenaasschtiüses  sind  die  bei  einem 
Iinungsmitglicd  besch&fUgteD  voUjibrigen  GeMllen  (GehüTcn)  berechtigt,  welcHe  «ich 
im  Bcails  der  bOi^gcrlichcn  Ehrenieehte  befinden. 

Wlhlbar  ist  jeder  vahlbeiechHste  Geselle,  welcber 

1)  mm  Amt  eines  Schöffen  filbig  ist  (§§  3t,  32  des  GerichtsverfiKsoiig^esetzes); 

2)  in  dem  der  Wahl  vorangegangenen  Jahre  fiir  sich  oder  seine  Familie  nna 
öffentlichen  Mitt<  lit  Arni' nunterstütztmg  nicht  empfangen  oder  die  empftngene  Armen» 
Unterstützung  t  rsuitct  luu. 

Di«-  Wahl  zum  (jesellenausschul:.  leitet  ein  Mitglied  de«  Intiungsvorstandes, 
wenn  i-in  solches  nicht  vorhanden  ist,  ein  Vertreter  der  Aufsichtsln  liurde. 

§  95  b.     Für  die  Mitglieder  de»  (jesellcnau^hu&;»e$  sind  Ersat/männet 
wählen,  welche  flir  dieselben  in  BchindenmgsOUlen  oder  im  Falle  de<>  Ausiscbeiden^ 
für  den  Rest  der  Wahlperiode  in  der  Reihenfolge  der  Wahl  einzutreten  haben. 
Wird  dessenongeachtct  der  Gesellenaoaschnis  nicht  TolhShlig.  so  hat  er  üieh  fttr  den 
Rest  der  Wnbheit  durch  Zuwahl  sa  erj^bisen. 

§  95  c  Mitglieder  des  GcsellenmisacbttBsca  behalten,  andi  wenn  sie  nicht  mehr 
bei  Inmngsmitgliedem  beichiftigt  sind,  solange  sie  im  Bedrit  der  bmmig  verbleiben, 
die  Mitgliedschaft  noch  wShrend  drei  Monaten  seit  dem  Austritt  aas  der  fieadilfti- 
gnng  bei  Innrngsmitgliedem. 

§  96.    Die  Innungen  unterliegen  der  Aufdcbt  der  unteren  Verwahnngsbehörde, 

in  deren  Bezirk  sie  ihren  Sitz  haben. 

Die  Auf'iicht'^lM'horde  tiberwacht  insbesondere  die  Befolgung  der  gesetzlichen 
und  statutarischen  \'or»chriften  und  kann  sie  durch  Androhung,  Festsetzung  und 
Vollstreckung  von  Ordnungsstrafen  gegen  die  Inhaber  der  Iimungsämter,  gegen  die 
Innungsinitgliedcr  mtd  gegen  deren  Gesellen,  soweit  diese  an  den  Gesd>&lten  der 
bnrang  teilnehmen,  eiawingen.   Die  Gddstnfen  llielsen  in  die  imnugdtasse. 

Die  Aufuchtsbehörde  ist  bcfngt,  der  Innung,  wenn  sie  es  nnlerUlfst,  ihr  an- 
stehende Ansprttdie  geltend  xu  machen,  einen  Vertreter  »nr  gerichtlichen  Verfolgung 
der  Angdcgenheit  zu  bestellen. 

Sie  entscheidet  Streitigkeiten  über  die  Aufnahme  und  Ausschlicfsung  der  Mit> 
glieder,  über  die  Wahlen  zu  drn  Inntmpsämtem .  sowie  unbeschadet  der  Rechte  Dritter 
über  die  Recht'-  und  IMlicfit«!)  d»'r  Inhaber  dieser  Aemter. 

Sie  hat  da*  Recht,  eine«  \'rrtreter  zu  den  Prüfungen  zu  entsenden.  Sie  beruft 
und  leitet  die  Innungsversammlung,  wenn  der  Innungsvorstand  dieselbe  zu  berufen 
sidi  weigert. 

Ueber  Abiadenmgen  des  Buunigsstatvts  oder  der  Nebenstatvten  und  Uber  die 
Anflfismig  der  Lurang  kann  Ton  der  Inrnn^versanunlnng  nnr  im  Beiaein  eines  Ver* 
iMters  der  Anlaicfaitriwhörde  bescUnasen  werden. 

Gegen  die  .Anordnungen  und  Entscheidungen  der  .Aufsichtsbehörde  ist  binnen 
vier  Wochen  die  Beschwerde  zulässig.  Die  Entscheidung  über  die  Beschwerde  ist 
endgültig. 

42* 
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§  97.    Di«  Schliefsuiig  einer  Innung  kann  erfolgen: 

t)  wenn  nch  ergiebt»  nach  §  84  die  GenehoiicuDs  bSttc  vercagt  werden 
nritHsn  vmä  die  erfoiderikhe  Aendcnuig  des  Statuts  innerhalb  einer  m  seilenden 
Frist  nicht  bewirkt  wird  ; 

2)  wenn  die-  Innung  wicii-  rlioUi  r  Aufford<-runp  drr  Auf>iclitslH*h6rd<?  vngeachtel 
die  FrtilUun^'  di-r  ihr  durch  4;  Sia  rr.-^pt^.ten  .\ufj;abt-n  vi-marhlassigt; 

3j  wenn  dit-  Innung  sich  gesetzwidriger  Haudlungt-n  oder  Unterlassungen  schuldig 
macht,  durch  welche  daä  Gemeinwohl  gefährdet  wird,  oder  wenn  sie  andere  als  die 
gesetalich  solissigen  Zwecke  verfolgt; 

4)  wenn  die  Zahl  ihrer  Mitglieder  soweit  zurfickgeht,  dafs  die  Erfiillang  ihrer 
geaetalichen  Aufgaben  gefährdet  eneheint. 

Die  Schliefsung  wird  durch  die  höhere  Verwaltungsbehörde  ausgesprochen. 

Gegen  die  die  Schliefsung  aussprech<*T)di-  Vi  rfiij^ning  ün<!»  t  der  Rekurs  statt ; 
wegen  des  X'orfahren«;  und  der  Bi  hor(i<-ii  ;^.  U<-n  die  \'orscliiitti-n  (l>-r  J;^  20  und  21. 
soweit  lücht  landesgesetzlich  das  Verfahren  in  streitigen  Vcrwaltungssachen  Platz  greitt. 

Die  Eröflnimg  des  Kookursverfabrens  über  das  Vermögen  einer  Innung  hat 
die  Schliefsui«  kraft  Gesetzes  zur  Folge. 

§  98.  Bei  der  Auflösung  einer  Innung  wird  die  Abwidcelung  der  Gcsch&fte, 
sofern  die  Innungsversammlung  nicht  anderweitig  beachlieCstt  durch  den  Vorstand 
unter  Aufsicht  der  Aufsichtsbehörde  vollzogen.  Genügt  der  Vontand  «einer  Ver- 
pflichtung nicht,  oder  tritt  die  Schliefsung  der  Innung  ein,  so  erfolgt  die  Abwickelang 
der  Geschäfte  durch  die  Aufsichtsbehörde  oder  Beauftragt«-  d.'r-.elben. 

Von  dem  Zfitpunktc-  <ier  Auflo^sun},'  oder  Schliefsunj^  ah  tdeihen  dir  Innisnjrs- 
mitglicder  ncH:h  für  diejenigen  Zahlungen  verhaftet,  zu  wckliea  sie  für  den  Fall 
eigenen  Ausscheidens  au«  deo  Innungsverbältni&sen  vcrpfiicbtet  äind. 

Die  höhere  Verwaltungsbehörde  ist  befugt,  den  bisher  mit  der  Innung  ver- 
bunden gewesenen,  nicht  unter  §  73  des  Krankenvenicherungsgesetae«  fallenden 
UnteratfitningskasBen  nach  der  Auflösung  oder  Schliefimng  der  Imrang  Korporatkms- 
rcchte  au  verleihen;  in  diesem  Falle  verbleiben  den  Kassen  ihre  bisherigen  BestSnde. 

§  98  a.  Das  bei  der  Auflösung  oder  Scbliefsung  vorhandene  Vermögen  ist 
zunächst  zur  Berichtigung  der  vorhandenen  Schulden  und  sar  Erfllllnvg  der  sonstigen 

Vcrpflichtunjren  der  Innung  zu  %'erwcnden 

Eino  \'tTt'  ilun^'  dt-s  hii-rnach  veriileilienden  R'-invcriT)f>j:^t'ns  unter  die  Mit^lit-der 
kann  die  Innung  nur  soweit  beschliefscQ,  als  dasselbe  au»  Beiträgen  dieser  Mitj^lieder 
entstanden  isL  Keinem  Anspruchsberechtigten  darf  mehr  als  der  Gesamtbetrag  der 
von  ihm  geleisteten  Beitcige  ausgezahlt  werden. 

Der  Rest  des  Vermögens  wird,  sofern  in  dem  Statut  oder  in  den  Landes* 
gesetien  nicht  ein  Anderes  ausdrücklich  bestimmt  ist,  der  G<  m<  inde,  in  weldker  die 
Innung  ihren  Sitz  hatte,  zur  Benutzung;  für  gewerbliche  Zwecke  überwiesen. 

Streitigkeiten  «wisrh<-n  der  ( M  iMi  iiidr  und  dt  r  Innung,  welche  bei  der  Aus- 
führung; der  vorstehenden  Bestimmungen  entstehen,  entscheidet  die  höhere  Ver- 
waltungsbehörde. 

§  99.    Die  Statuten  und  Nebenstatuten  der  Innungen,  die  Bescbeinigimg  über 
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«Hf  L«*piiiniatinn  ']rr  Vorstand»-,  sowir  die  Aiisfciti|guii|;  der  Vollmachten  der  Be- 
auftrajgten  »ind  ko!>U-n-  und  stcmprlfrci. 


lOü  Zur  \\  liiriit'hiiiunjj  tlt  r  g«*meinsamen  gfwrrblicht  ii  lnt<  rt  <i«rt"n  der  llaiu!- 
wvrktr  glcichiT  und  verwandter  Art  ist  durch  die  höhere  Verwaltungsbehörde  auf 
Antrag  Bcteiliglcr  «nsoordiicB,  dsfs  ioacrkMlb  eines  bestinuntcn  Benrks  simtlicbe 
Gewerbetreibende,  welcbe  das  glekbe  Handwerk  oder  verwandte  Handwerke  an»> 
fiben,  einer  neu  za  errichtenden  ümong  (Zwangs-Innoag)  als  Mitglieder  anaiigebdren 
haben,  wmn 

I  dir  Mthrhf it  d<r  beteiligten  Gewerbetreibenden  der  Etaftthmng  de»  Bei- 
trittj/awang»-^  /n-tinimt 

2}  di  i  Jüv.jik  iKr  hmunj;  so  abgegrenxt  ist,  ilals  kein  Mitgiu-d  durch  die  Knt- 
temuug  seine»  Wohnorts  vom  SiUe  der  Innung  behindert  wird,  am  Genossenschafts- 
leben tcilnaielimen  und  die  Innungseinrichtangen  za  benatzen,  und 

3)  die  Zahl  der  im  Bezirk  vorhandenen  beteiligten  Handwerker  zar  Bildung 
einer  leistungsfähigen  Innung  ausreicht. 

Der  Antrag  kann  von  einer  für  das  bt-trefTt-nd«-  Handwerk  bestebeodcll  bming 
oder  von  Ilandwerkem  gestellt  werden,  welche  zu  einer  neocn  Innung  insammen* 
tr<-t«n  wolh-n. 

Ohne  iirrbeiführung  rincr  Absuuimung  (§  looas  k;inn  d»-r  Antrag  abgelehnt 
werden,  wenn  die  .Vntragsteller  «.-inen  verhältni.-niäfiii;  nur  kleinen  Bruchteil  der  be- 
teiligten Handwerker  bilden,  oder  ein  gleicher  Antrag  bei  einer  innerhalb  der  letzten 
drei  Jahre  «tattgefundenen  Abstimmung  von  der  Mehrheit  der  ßetciligtesi  abgelehnt 
worden  ist,  oder  durch  andere  Rinrichtungcn  als  diejenige  einer  Innung  fUr  die 
Wahm<  hniung  der  gerorinsainen  gewerblichen  Interessen  der  beteiligten  Handwerke 
au»rcichcn<i<-  Fürsorge  gctroffT-n  ist. 

}J  UKi  A.  l'in  b  stzuMrllen,  ob  dir  M'-hrheit  /,u>linin)t  ^  i  no  Abs  1  /iii»T  n, 
hat  dif  htihi-Ti-  ViTwaltungslM'hurdf  <\tr  bft<  iligt>  n  ( n*w<  rbt  tri  il» ml«  »  durch  orts- 
iibliche  Bt-kanntniachung  odi-r  biiondere  Mitteilung  zu  einer  Aeulserung  für  oder 
g<-gen  die  Einfllhrung  des  Beitrittszwangs  aufzufwdem.  Bei  der  Abstimtnong  ent- 
scheidet  die  Mehrheit  derjenigen,  welche  sich  an  derselben  beteiligt  haben. 

§  100  b.  Die  VerlUgung,  durch  welche  die  im  $  lOO  Abs.  l  bezeichnete  An- 
ordnung grtroff<-n  wir<l,  naifs  den  Zeitj>unkl  d«->  Eintritts  ihrer  Wirksanik«-it  btv.i-ichnt-n 
und  dt-n  Namen  und  d«n  Sitj;  der  Innung,  di>-  Abgr«-n/uug  ihr<■^  H«/.irks  imd  die 
Bezeichnung  derjenigrn  (Icwt-rbr  rnlhahen,  liir  wthh«-  >i<-  ••rrichttt  wir<l. 

l)if  li'ihrrt-  ViTwaltunfsbrhorf!«-  hat  dif  Vi-rfiigung  durch  das  i\x  ihren  ainl- 
lichm  Bekanntmachungen  iiesuninitr  );latt  zu  verulTentliclien. 

Gegen  den  Erlafs  der  Anordnung  oder  deren  Ver.sagung  steht  den  beteiligten 
Gewerbetreibenden  binnen  vier  Wochen  die  Beschwerde  an  die  Landes-Zentralbehttrde 
zn,  welche  endgültig  entscheidet.  Die  Friat  l&uft  im  Falle  des  Erlasses  der  An- 
or<lnung  vom  l  äge  der  VeräiTentlichung,  im  Falle  der  Versagung  vom  Tage  der 
Eröffnung  des  Besoheiiles  ab. 

.Nach  Krlafs  der  .\nordnung  sind  di«-  für  die  gleichen  ( lew^  rhs/weige  bestehenden 
Innungen,  deren  .Sitz  sich  im  B«:zirk  der  /wangsinnung  behudet,  tu  schlielsen. 
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lnmiiif,v  n.  w.  Iclie  aufscr  dü"';(  n  noch  .inrlrr<  (»cworbszwcigc  umfassen,  bloibrn 
bestehen.  Diejenigen  Mitglieder,  welciie  der  Zwangsinnung  an^ogehurcn  haben, 
tcbeiden  kraft  Gesetzes  aus  der  bisherigen  Innung  aus. 

§  lOOc.  Auf  Innungen,  für  welche  die  ira  §  loo  bcxcichneie  Anordnung  ge- 
troffen ist,  finden  die  Vonchriften  der  §§  Si  a  hn  99  mit  den  au  den  g§  lood  bb 
100 1  sidi  ergebenden  Aendemngcn  Amrendune. 

§  lood.  Gegen  die  Vemgvng  der  Genehmignug  des  InnnngntBtats  ttnd  »einer 
AfaSndemngvn  ist  binnen  vier  Wochen  die  Beschwerde  an  die  Lande»>Zentrdbebörde 

zolSssig;  dieselbe  entscheidet  endgültig. 

Wird  die  Genehmigung  des  Statut.s  wiederholt  versagt,  so  hat  die  höhere  Vrr- 
Waltnngsbohörde  das^ielhc  mit  rcchtsvcrbindliclK-r  Kraft  zvi  «'rlassen. 

Ergiebt  sich,  dat»  dem  >t;Uut  odi-r  seinen  Abänd»  runn,  n  ( i.nrhini^,'ung 

hatte  versagt  werden  miissen,  so  hat  die  höhere  Verwaltungsbehörde  die  erforderliche 
Abänderung  anisuordnen;  der  die  Abandennig  anordnende  Bescheid  kann  aof  dem 
im  Abnts  t  bezeichneten  Wege  angefochten  werden.  UnterUUst  die  Innung«  die 
eadgiltig  angeordnete  AbSndening  zu  beschliefsen,  so  hat  die  Aufsichtsbehörde  die 
Beschlufsfassung  anzuordnen  und,  falls  dieser  Anordnung  keine  Folge  gegeben  wird, 
die  erforderliche  Abänderung  des  Statuts  von  Antxwtgak  mit  recbtsverbindticlier 
Wirkung  zu  vollziehen. 

§  100  e.   Da:»  .Statut  ist  in  geeigneter  Weise  zur  Kenntnis  der  Beteiligten  zu 

bringen. 

lOof  .Mk  Mitf!li»-fl<  r  ^^clioTi  n  der  imiuiij.:  all<-  dic'ctii^^fii  .ni .  wrlche  das 
Gewerbe,  wotur  die  Innung  crnchtd  ist,  al.s  stehendes  dcwcrbe  atlbitandig  betreiben, 
mit  Ausnahme  derjenigen,  welche  daa  Gewerbe  fabrikmäfiüg  betreiben. 

Handwerker,  welche  in  landwirtschaftlichen  oder  gewerblichen  Betrieben  gegen 
£ntgdt  beschäftigt  sind,  gehören  der  Innung  m,  aofem  sie  der  Regel  nach  Gesellen 
oder  Lebrliage  halten.  Inwieweit  Hausgewerbetreibende  der  Innung  anzugehören 
haben,  wird  mit  Genehmigung  der  höheren  Verwaltungsbehörde  durch  das  Statut 
bestimmt. 

Gewerbftrfihcnfif  .  welche  mehrere  Gewcrhr  hptreihi  ii ,  ;3i  h<ir>  n  drrjrtjigf'n 
Innung  als  Mitglieder  an,  welche  für  das  hauptsächlich  von  ihnen  betriebene  Ge- 
werbe errichtet  ist. 

Die  MitgliedsdMtft  beginnt  Ihr  denjenigen,  welche  zur  Zeit  der  Errichtung  der 
Innung  da»  Gewerbe  betreiben,  mit  diesem  Zeitpunkte,  fttr  diejenigen,  welche  den 
Betrieb  des  Gewerbes  später  beginnen,  mit  dem  Zeltpunkte  der  RröShung  des  Betriebes. 

§  100  g.   Berechtigt,  der  fUr  ihr  Gewerbe  errichteten  Uinung  Rir  ihre  Person 

beizutreten,  sind : 

l)  die  im  ^  87  Ab.-Hilz  i  Ziffer  2  und  3  bezeichneten  Personen  sowie  die  in 
luiidwirt-jrhaftlichen  oder  p'*w.  rWichcn  Betrieben  gegen  Kntg.*lt  beschäftigten  Hand» 
weriier,  welche  d<-r  Ri-gel  nach  weder  Gesellen  noch  Lehrlinge  halten; 

3)  mit  Zustimmung  der  Itmungaver-iatniulung  diejenigen,  welche  das  Gewerbe 
&brikuwfsig  betreiben. 

Diesen  Personen  ist  der  Austritt  aus  der  Innung  jederzeit  gestattet,  wenn  da» 
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Statut  eine  %^rherigr  Anxetgr  daräbrr  nicht  rrrlatigt.  Die  Aazrigr  kann  fttHiesteni 
8i'cli>  >T.iiinti'  vor  il.-m  Austritt  vrrlangt  werden. 

iooli     Stn  iti;;lcc'it«-n  darülwr,  ob  jemand  dt-r  Iiiiuiii^  alt  Mttjjlii*d  nTifr<*hort. 
sowie  ».iarübvf.  ub  j«iiuiiid  der  Innung  brizutretm  berechtigt  ist,  enlischeidet  die  .\ul- 
»iclitsbehordc.    Die  Fjitschcidung  kann  btnnen  *wei  Wochen  durch  Beschwerde 
der  hökcrai  VerwaltongsbchOrdr  angefocbtcn  werden;  diese  entseMdct  endgültig. 

^  100  i.  Di«  doKb  Erriehlnnir  der  bmimg  erwuhsenden  Kosten  mid  Mf  Antnuf 
der  Beteiligten  von  der  L«ide»-Zeiiti«lbebftrde  vomiaebiefaen. 

§  jook.  Wird  infolge  der  Errichtung  einer  Zwangrinnunf:  eine  Innung  ge« 
schlössen  IJ{  loob  A1»..U7  4',  so  «jeht  dns  Vermögen  dieser  Innung,  vorbehaltlich  drr 
B«-st!nimnnp<-n  d.  r  c;;:;  lool  [n-  lomi.  '.in{  R>-cht<'n  nnd  Pflichten  auf  die  Zwangs- 
innung  mit  der  Miiügalx-  über,  dals  dir  l'  t/.t.  r<-  die  daran  zu  maclienden  Forderungen 
nur  soweit  zu  vertreten  hat,  al«  das  Vennogni  reicht. 

Scheidet  infolge  der  Errichtung  einer  Zwangiinnung  mus  einer  begebenden 
Imraiig  «Hl  Teil  der  Mitglieder  ans  (§  loob  Abaats  5),  so  ist  der  ZwangsinnnDg  ein 
entsprechender  Teil  des  Vermögens  an  überweisen.  Daiiet  ist  daa  Verhlltniit  der  Zabl 
der  aasscheidenden  zu  der  Zahl  der  in  der  Innung  verbleib«-nden  Mitglieder  xtt  berüdk« 
sichtigen.  Kommt  hierüber  eine  Einigung  unter  den  Innungen  nicht  zu  stände,  so 
entscheidet  die  hrilv  r--  \'(  rwalftin^-hehorde,  welcher  Hi»-  f»<-stehrndt'  Inmmjj  untrrstfht. 
(iegen  die  Knts4  hejdung  >trht  dm  Beteiligten  biai»  ])  vier  Wochen  die  Beschwerde 
an  die  Laudes-Zentralbchorde  zu.    UicM-  entscheidet  endgültig. 

Ii  100 1.  Wird  Infolge  der  Errichtmig  einer  Zwangsinnung  eine  Innung  ge- 
geschlossen  (§■  !00b  Abaati  4),  mit  welcher  eine  Inrnrngs-Krankenkasse  (§  73  des 
KrankenrersicherungsgeMtaes)  rerlnmden  ist»  ao  geht  die  letalere  mit  ihren  Rechten 
und  Verbindlichkeiten  auf  di«-  /Irangsinnung  ül>er. 

Die  Innungs- Krankenkasse  kann  jed<)ch  von  der  lioheren  Verwaltungsbehörde 
geschlossen   wi-ffl.  n.   \v<  nn  h>  \   d*  m  Kfirt bestehen  d' r   K;«^-<  I  « i-tun^-nilii^'l;' it 

einer  ( )rts-Krunkt  rikasM-  dun  li  \  i  rtiund<-rung  der  Mttgliederzahl  geJalinli  t  wird  od-  i 
die  Zwangsinnung  einen  anderen  Bezirk  oder  antiere  (Jewcrbszweigc  umtalsi  al;.  tlie- 
jenige  Innung,  lUr  welche  dir  Innungs-Krankenkasse  errichtet  war,  oder  infolge  der 
Errichtung  der  Zwangsinnung  mehrere  Innungeii  geschlossen  werden,  mit  welchen 
Innungs^Krynkenkasscn  verbunden  sind.  Gegen  die  Verfügung,  durch  welche  die 
Kasse  geschlossen  wird,  ist  binnen  Tier  Wochen  die  Beschwerde  an  die  Landes* 
Zentralbelicird«  /tilä  sig;  diese  entscheidet  endgültig. 

Wenn  dl'  luii'.mf^^-KrnnkcTiknsse  auf  die  Zwangsinnung  Ubergegangen  ist.  so 
werd>  n  dii-  .  rionli  rlii  h- ii  Abiituierungen  des  Kassenstatuts  bis  /tir  anderweiten  Be- 
sch liHstassung  der  Innungsversammlung  von  der  höheren  \  i-rwahungsbehordc  mic 
rechtsrerbindKcher  Kraft  vollzogeti.  So  bmge  diese  Ablndcrnngen  nicht  vollaogen 
sind,  haben  die  bisherigen  Kasseoorganc  die  Verwaltung  fortzuführen. 

Sind  mit  der  Innung,  welche  infolge  der  Errichtung  einer  Zwangsimrang  ge- 
schlossen wird,  sonstige  Unterstfltzungskasxen  verbunden,  ao  finden  die  ^  98  und 
98a  Anwendung.  Sofern  nicht  statutariNcbe  oder  1and««gi  s'-tzlich«  Bestimmungen 
entgegenstehen,  kann  die  Zwangsinnung  mit  Zustimmung  der  Vertretung  der  l'nter- 
stiiuung]>ka&»v  diese  Kami:  mit  allen  Rechten  und  Verbindlichkeiten  überncbmen. 
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In  K-Utercni  Falle  hlribon  die  bisherigfii  Mitglieder  dieser  Kassen  berechtigt,  ihnen 
am.u>;«-hören.  anch  w.  nn  sii  di  r  Zwangsinnung  nicht  anj^rhören. 

<f  loom.  Si-tn  id.  t  infolge  der  Errichtung  vim-r  /wangsinmmp  aii^  r-in<  r 
stctuudc-ii  Innung,  mit  welcher  eine  InnungK-Krankenka».»e  (§  73  des  Krankcnvcrsichc- 
raiigsgcsetze&)  Tcrbondeo  ist,  ein  Teil  der  Mitglieder  aus  (§  100  b  AbsaU  5),  so  kann, 
wenn  eine  andeiweite  Einigung  unter  den  Beteiligten  nicht  nutttide  kMnmt,  derjenigen 
KiankenkuM  oder  Genieindc<KruikenTersicherung,  welcher  die  bd  den  AiMsdieidenden 
bescbÜHgten  Personen  kttnftig  aonigebören  b«bcn,  ein  entsprechender  Teil  des  Ver> 
nkögens  durch  die  höhere  Verwaltonpbehörde  fibenrieMn  werden;  dabei  i<t  dns 
Verhältnis  der  Zahl  der  Ausscheidenden  /u  «1er  Zahl  d»'r  in  der  Innung  verbleibenden 
Mitglieder  zu  berücksichtigen,  (legen  die  Entscheidung  steht  den  Beteiligten  binnen 
virr  Wiirhi  rt  tlii  H«  srhwt  rdt-  an  rlif  I  .andes-Zentralbelvorf!«*  rn  ■  diese  fnfsrheidet 
<  n(it,'ülti^.  soii-ti^-  ii  l  iit>  rsiiiuuugskassen  können  die  aus  der  Innun^^  ausM:beidcnden 
Mitglieder  uucii  ferner  angehören. 

§  icx>n.  Zur  Teilnahme  an  Unterittttzungskassen,  aul  welch«  die  Vorschriften 
dek  §  73  des  KraokcnvenncherungsKesetaes  keine  Anwendung  ftnden,  dürfen  Inrnngi» 
nritglieder  gegen  ihren  Willen  nicht  verpflichtet  werden. 

Gemeinsame  Gesch&ftsbetriebe  (§  81b  ZilTer  5)  dQrfen  von  der  Innimg  niehl 
errichtet  werden;  dagegen  ist  dieselbe  b<>fugt,  Veranstaltnngen  nur  Pörderang  der 
gemeinsamen,  gewerblichen  und  wirtschaHlicben  Interessen  ihrer  Mitglieder,  wie  die 
Errichtung  von  Vorschufskassen,  gemeinsamen  Ein-  und  \'erkaut--)^.^cliäften  und  der- 
gleichen, anzuregen  und  durch  Aiifw.-tulunf;«'«  <it  ns  :in^<'>;airim'  Itcn  Vermögen  zu 
unterstützen.     Bcitr:if;r  dürfen  zu  diesem  /\\<rk  mchl  «  ihoben  werden. 

Werden  bei  der  I-.rnchtung  einer  Zwaugsimiung  gemeinschaftliche  C»esrhäfb>- 
betriebe  einer  nach  §  loob  Abs.  4  geschlossenen  Innung  binnen  sechs  Monaten  nach 
der  VerofTentlichwig  der  im  §  100  Abs.  1  bexeichtteten  Anordnung  in  Erwerb*-  and 
Wirtschaftsgenossenschaflcn  nach  Mafsgabe  des  Gesetzes  vom  1.  Mai  1889  fRcidi»- 
Gesetxbl.  S.  5$  ff.)  wngewandelt.  so  geht  der  ihr  sie  attsgesonderte  Teil  des  Innmg»* 
Termogcns  anf  die  Genossenschaften  mit  Rechten  tmd  Pflichten  flber.  Gemeinsame 
Geseh&fUbetriebef  deren  Erhaltung  im  olTentlichen  Interesse  wünschenswert  ist.  kouoea  - 
von  der  Zwangsinnung  mit  (jenehmiguiig  der  höheren  Verwaltungsbehörde  beiU'halten 
werden.  Im  übrigen  sin«!  ^«dche  Hetrieh»-  durch  die  höhere  Verwaltungsb'-hf>rd<- 
aufzulösen;  n\it  dem  Vermögen  i&l  nach  Mafsgabe  der  statutarischen  Vorachntten 
zu  virfahren. 

§  1000.  Die  Inmnig  hat  Uber  d^  i«r  ErRiUinf  ihrer  gesctslieben  nnd  statu» 
tariscben  Aufgaben  erforderlichen  Kostenaufwand  alljShrlich  einen  Haoshaltsplta 
aufsnstellen.  Der  Hanshaltsplan  bedarf  der  Genehmigung  der  Aufsichtsbehflirde. 
Dasselbe  gilt  yon  den  Aufwendungen  fttr  solche  Zwedte,  welche  im  Hautbaltsplsa 
nicht  vorgesehen  sind. 

Unterilifst  oder  verweigert  dii-  Innung,  .\usgaben,  welche  zur  Erfüllung  ihrer 
gesetzlichen  und  statutarischen  .\ufgaben  crft)rderlich  werden,  auf  den  Haibliult-pUn 
zu  bringen  oder  aufserordentlich  zu  h.>\villi<,'.>Ti ,  kann  die  Aufsiclitsbchofiie  die 
Fintr.igung  in  ilen  Maushallsplan  bewirken  o(ier  die  aulserordenUicken  Au^gabea 
lestseizcu  und  zur  Eiiuichuug  bringeu. 


Entwurf  tmes  G«sctus,  betr.  di«  Abindcrunj;  der  ffewcrbcordniiiig. 


I>i<-  Tahrosrfclmunucn  sind  «K-r  AufsiclitslK-hördf  oinzumchtn. 

§  itiop.  Dir  von  dt-r  Innung  j;cniäfs  };  93  Abs.  2  Ziffer  5  erlassenen  Vor- 
schriften zur  näheren  Regelung  des  Lehrlingswescns  In-dürfcn  der  Genehmigung  der 
hfibercB  Verwaltimssbebördc.  Diese  bat  vor  der  BeMb1ttfsf«s»uiiK  die  H«&dwcrk>- 
kamoMr  zo  bören. 

§  idoq.    Von  den  Mitgliedern  des  Vorstandes  und  der  Ausschüsse  mO»eD 

mindestens  zwei  Drittel  das  Recht  zur  Anleitung  von  I.i  hrlingen  besitzen  und  in  der 
Regel  Gesellen  iGeliilfeni  odt-r  Lehrlinge  beschäftigen.  l>ic  Mitglieder  derjenigen 
Au>-<rhiisse,  welchen  di«-  Fiir^orpf  für  ili«  1  )urchfiihn]ni;  der  auf  die  Regelung  des 
Lelirlmgswesrns  bezüglichen  iiestimniungen  obliegt,  mü.sscu  !»änuUch  diesen  An» 
furderungen  genügen. 

Zw  Teilmbme  m  den  Cleschäften  der  Innung,  welche  die  Regelung  des  Lehr» 
linfEweseos  und  die  Durcbfltbruiig  der  bierftbcr  erlassenen  Brstininiun|;en  som  Gegen* 
sumde  b*.bett,  können  nur  solche  Gesellen  (Gehilfen)  hem^zogen  werden,  welche 
den  Anforderongen  des  §  139  entsprechen,  jedoch  auch  dann,  wenn  üe  das  vier- 
undzwanzigste  Lebensjahr  noch  nicht  vollendet  hab«-n.  Wä!ir<n'!  der  ersten  sechs 
Tahre  nach  dem  Inkrafftrot' n  di«-«.  r  Mt-stimmungen  können  auch  «  iesellen  1  Gehilfen', 
welclie  (Uesen  .\nforderungrn  nicht  entsprechen,  gewählt  werden,  wenn  »ic  eine 
Lehrzeit  von  mindeülcnü  zwi-i  jähren  zurückgelegt  haben. 

§  joor.  Tür  die  Aufbringimg  der  ans  der  Erriehtinig  und  Tbätigktrii  der 
Innung  und  des  Gesellenausschuiusrs  erwachsenden  Kosten  S9)  ist  der  Beitragsfufs 
in  der  Weiife  im  Statut  festwscUen,  dafs  dir  Heranziehung  der  einseinen  Betriebe 
unter  Berücksichtigung  ihrer  Leistungsttbigkeit  «i  erf<dgni  hat.  Wo  eine  Gewerbe« 
Steuer  erhoben  wird,  kann  die  Landes>Zentra]behj}rd«  bestimmen,  dais  die  Beitrige 
durch  Zuschläge  zu  dieser  Steuer  erhoben  Wt  rd<  n. 

I  »urch  Statut  kann  bestimmt  w<  r'i<  1;  düls  lunungsmilglie<li  r.  welch«-  cier  Reyel 
nach  weder  (ji  seilen  ni>ch  Leiirlinge  l>eschättigen.  von  iler  N'erpllichtung  zur  Zahlung 
von  Beiträgen  befreit  und  Personen,  welche  der  Innung  freiwillig  beitreten,  nach 
festen  Siitich  zu  Beitrigen  heranzuziehen  sind. 

Gewerbetreibend«,  welch«  neben  dem  Handwerk,  hinsichtlich  dessen  «e  der 
Innung  uigdlören,  noch  ein  anderes  Handwerk  oder  ein  HandelsgeBChaA  beireiben, 
sind  zo  den  Beitrigen  an  die  Innung  nur  nach  dem  Verhältnis  di-r  K.innahmen  au« 
dem  zu  der  Innnn;»  geln>r<  nden  Ilandwerk>betrieb ,  und  soweit  die  Heiträge  durcli 
7it-^c}i!ri'^'.  n\  i!-  r  ( .1  w  rl^-^teuer  erhoben  werd<'n  mir  ri;irh  dem  Verhältnis  der  auf 
diesen  liandwerksbetrub  treffenden  Steuer  heranzuziehen. 

Den  Gewrrbestenem  im  Sinne  der  Abs.  1  und  3  stehen  die  Steuern  auf  das 
Einkommen  aus  Gewerben  gleich. 

Eintrittsgelder  dürfen  nicht  erhoben  werden. 

Die  Erhebung  von  Gebühren  fllr  die  Benutzung  der  %'on  der  Innung  getroffenen 
Einrichtungen   »;  S8  .Vbs.  3)  unterliegt  der  (Genehmigung  der  Aufsichtsbehörde. 

J;  lOOs.  Die  itn  >|  lOO  .\bs.  I  bezeichnete  Anordnung  von  der  holivnti 
Vcrw.nltiiiii^'sh.  hl  rde  zurückzunehmen,  w  enn  dies  v^)n  nnndi  slt-n>  drei  N'ierlel  der 
Inmm^siiulgiu  tl<  r  beantragt  wird.  In  diesem  Falle  ist  die  Innung  zu  schlief-scn. 
Aul  <iie  Scldiefsung  finden  die  liesiinmmngeu  der  g§  y8  und  yJia  mit  der  Mafägal>e 
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t-ntsprechondf  Anwendung,  dafs  ein«.-  Verteilung  von  Reinvermögen  unter  dir  bisherigen 
Mitglieder  unstatthaft  ist.  und  !<  r  K  -4  des  Vermtigens  narli  R.  stimmunp  d<  r  Auf- 
^irhfsbehörde  entweder  den  bei  U  r  hiiiuii^  vorher  vorhandenen  L  nlerätülÄUiig.-.kasHen 
oder  einer  freien  Innung,  welche  tür  die  an  der  bisherigen  Zwangi>innuu^  beteiligten 
Gewerbssweige  errichtet  wird,  od«r  der  Handwerkskammer  zu  tberwdMo  vsX,  Die 
HMidwcrktkAininer  hat  über  da»  VemSgen  in  einer  den  bisheiigen  Zwecken  an 
meisten  entsprechenden  Weise  za  verfttgen.  Die  VerAsung  bedarf  der  Genehmigong 
der  höheren  Verwaltmgsbehwde. 

Gegen  die  Verfügung  der  höheren  Verwaltungsbehörde  ist  binnen  zwei  Wochen 
die  Beschwerde  an  die  Landes-7.entralbr  fi<irde  zulässig.    Dieise  entscheidet  endgültig. 

Wird  die  Innung  aus  einem  der  im  §  97  bexrichtieten  Gründe  geschlossen,  so 
tritt  die  Anordnung  aufser  Kraft. 

§  loot.  Die  Ausdehnung  einer  Zwangdinnnng  auf  vinen  gruf<>eren  Bezirk  oder 
auf  andere,  9h  die  bereits  einbesogenen,  verwandte  Geweriistweige  ist  von  der 
hliherea  Verwaltungsbehörde  ansuordnen.  wem  die  Innangsversammlnng  sie  beücMiefat, 
die  Mehrheit  der  in  die  Innung  eintubesiehendcn  Gewerbetreibenden  austimmt,  nnd 
die  im  §  100  .\b^.  I  Ziffer  2  bezeichnete  Voraus.setzung  im  Falle  dieser  Ausdehnung 
t^odi  /utrifTt  Hierbei  finden  die  §j}  looa,  lOOl>,  lood,  lOQe,  took  bis  tOOn  ent- 
sprechende  A riwendung. 

Die  Ausscheidung  eines  Teils  des  He/,irks  einer  Zwaiigsinnung  oder  eines  in 
diese  einbezogenen  Gem'erbiucwcigo  kann  durch  die  httliere  Verwaltungsbehörde  ver- 
fügt werden,  wenn  die  Ausscheidung  <um  Zweck  der  Zuwehung  der  Ausscheidenden 
XU  einer  anderen  Zwangsinnung  erfolgt,  aufserdem  nur  dann,  wenn  die  Innung»* 
Versammlung  oder  die  Mehrheit  der  attsauacheidcnden  Innungsmi^lieder  es  beantragt. 
In  letzterem  Falle  ist  vor  Krlai's  der  VerfBgimg  die  Itmungsversamnilung  ra  hören. 
Werdi-n  die  .Vusscheid  inl.  11  Mit;;Ii.  <|cr  <-iner  anderen  Innung,  ^^o  finden  hinsichtlich 
der  vermögensrechtlichen  Wirkungen  die  gjj  100  k  Abs.  2  und  100 m  entsprechende 
Anwendung. 

Auf  die  nach  Abs.  I  oder  2  ergehenden  Verfügungen  der  höheren  Verwalttuigs- 
behörde  finden  die  Bestimmungen  des  g  loob  entsprechende  Anwendung.  Die  er- 
forderlichen Abänderungen  des  btatnts  können  von  der  höheren  .Verwaltungsbdiörde 
angeordnet  werden.   In  diesem  Fall  findet  §  100  d  Abs.  3  Anwendung. 


§  toi.  Für  ;ill<  oder  mehrere  derselben  .Aufsichtsbehörde  unterstelietule  Innungen 
kann  ein  gemeiusamer  lunungsausschufs  gebildet  werden.  Diesem  liegt  die  Ver- 
tretung  der  gemeinsamen  Interessen  der  beteiligten  Innungen  ob.  Aufserdem  können 
ihm  Rechte  und  Pflichten  der  beteiligten  Innungen  übertragen  werden. 

Die  Errichtung  de»  Innongsausschusses  erfolgt  durch  ein  Statut,  welches  von 
den  Innungsversammhuigen  der  lieteiligtett  Innungen  zu  b'^chliefsen  ist.  I>as  Statut 
bedarf  tler  <  «enehniigung  der  holieren  Verwaltungsbehörde.  In  dem  die  Genehmigung 
versagend'-n  J'>  ~ .  Ii-  i<!<  sind  die  Gründe  anzn<::fhr  n  Gegen  die  Versapinf;  kann 
Irinnen  vki  WucIksi  i^eschwerde  an  die  Laiide:—/,ejitralb«dior<le  eingelegt  werden. 
Abänderungen  d'  >  Statuts  unterliegen  den  gleiclien  Vorschriften. 


11.    I  u n u n g  sa  u s  so h  ü  s s  e. 


Entwurf  eino»  Gc^eUes,  betr.  die  Abäudvruug  dt-r  (Jcwcrbcürdnung. 


Durch  dir  Land«;s>Zciitratbehörde  kann  dem  bmongaaiiSMlrafs  die  FUiigkeit 
beigelegt  Wcrdtn.  unter  seinfjn  Nam-  ii  K.  rhte  zu  erwerben,  Verbindlichkeiten  ein- 
zugcbru,  vor  Gcriclit  zu  klag<  ii  uiul  verklaj^n  ZU  werden.  In  aolcbem  Fallt*  haftet 
den  Gläubigem  Hlr  alle  Verbindlichkeiten  des  Innungsnuiicliune«  nur -das  Vermögen 

desselben. 

Auf  die  Beaufsicbtig^ung  der  ImuiugtauKschUsse  finden  die  Bcktimmunt;on  de» 
j;  96  entsprecliendf  Anwendung. 

^  loa.  Die  Sdiliefsung  eines  innungsaujuschnsses  kann  erfolgen,  wenn  der 
Attawlnifs  seinen  statutariMhen  VerpfUcbtungen  nicht  nachkommt  oder  wenn  er  Be- 
schliUse  fafst,  welche  Über  seine  statutarischen  Rechte  hinausgehen. 

Die  Schliefsung  wird  dmch  die  höhere  Verwaltungsbehörde  ausgesprochen. 

Gegen  die  die  Sdiliefüung  au.si>prechende  VerfUgung  fändet  der  Rekurs  statt. 
Wegen  des  N'erfahrens  und  der  Behörden  gelten  die  entsprechenden  Bestimmungen 
des  §  97  Abs.  3 

Dir  I  r  itfmiug  des  Konkur.sverlahrens  üln  r  (las  Vermögen  eines  lunungs* 
au-ssciiu»ses  hat  tlie  Schliefsunp  kraft  Gesetzes  zur  Folge. 

Vom  Zeitpunkt  der  Auflösung  oder  Scbliefsong  eines  lnnungsauKSichui>M^'ü  ab 
bleiben  die  beteiligten  Innongen  noch  für  diejenigen  Zahlungen  verhaftet,  tu  welchen 
sie  statutarisch  fltr  den  Fall  eigenen  Atissdietdcns  aus  dem  Innungsausschufs  rer- 
pflichtet  sind. 

Auf  die  Verwendung  des  Vermögens  finden  die  Vorschriften  des  $  98  Abu.  l 
und  $  98  a  entsprechende  Anwendung. 

Soweit  das  Statut  nicht  ein  .\mleres  bestimmt,  ist  der  .Austritt  aus  dem  Innungs- 
au.ssehuf'-  Inmnij:  mit  Ahbuif  des  Rechnungsjahre»  gestattet,  sofem  die  Anzeige 

de»  .\u.strilt>  nnndestens  drei  Monate  vorher  erfolgt. 

III.  Handwerkskammern. 

$  103.  Zur  Vertretung  der  biteresaen  des  Handwerks  ihres  Besirk»  sind  Hand- 
werkskammern tu  errichten. 

Die  Errichtung  erfolgt  durch  eine  Verfllgung  der  Landes-Zentralbehorde.  in 
welcher  der  Bezirk  der  Handwerkskammer  zu  bestimmen  ist.  Dabei  kann  die 
Bildung  vntt  \t>t.  ih:ngeu  für  einzelne  Teile  des  Bexirks  oder  für  Gewerbegruppen 

angeordnet  wertltu. 

l.>urch  Verfügung  der  Landcs-Zentralbchorde  kamt  der  Bezirk  der  llamlwcrk»- 
kammer  abgeändert  werden.  In  diesen  Falle  bat  eine  VerroogeosaateittBnderartzung 
unter  entsprechender  Anwendung  des  §  100  k  Abs.  2  zu  erfolgen. 

Sichrere  Bondeastaaten  können  sich  zur  finichtung  gemeinsamer  Handwerk«> 
kammem  vereinigen.  In  diesem  Falle  sind  die  den  Behörden  übertragenen  Befug- 
nisse, soweit  nicht  eine  anderweite  Vereinbarang  getroffen  wird,  von  den  Behörden 
desjenigen  Bundesstaats  wahrzunehmen,  in  welchem  die  Handwerkskammer  ihren 
SiU  hat. 

103  a.    Die  Zahl  der  Mitglieder  der  Handwerkskammer  wird  durch  das  Statut 

bestimmt. 

Für  die  Mitglieder  sind  Frsaiziuanner  /.u  wählen,  welche  für  dieselben  in  Be- 
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hind«Tunj;siuH«  n  und  im  I  :ill<-  ilr-  Au^-ch^'ul^■n^  für  den  Krst  der  Wiüilpchode  in 
dt-r  Rcihciifolßo  der  Wahl  «'inzuirotfii  habvn. 
Die  Mitglieder  werden  gewfihlt: 

1)  von  den  Handwerkerinnungen,  welche  im  Bezirk  der  Handwerkskammer 
ihren  SiU  haben,  ans  der  Zahl  der  Umangsmitglieder, 

2}  von  denjenigen  Gewerbevereinen  nnd  soniitigeii  VereinigiutgcB,  welche  die 

Forderung  <lcr  m'Wcrl»licbon  Interessen  <Us  Handwerks  verlol):en,  mindestens  zur 
Hälft,  ihrer  Mitj^lieder  aus  Handwi  rlo  rn  liestehen  und  im  H»/.irk  der  llandswerks- 
k.imnu  r  ihn  n  S\\7.  haben,  aus  der  Zalil  ihrer  Mitglieder,  soweit  denselben  nacli  den 
liestininiungeu  <iieses  Gesetzes  die  Wählbarkeit  zusteht.  Milglied'  r,  welche  ein<T 
Innung  angtböreo  oder  nicht  Handwerker  sind,  dürfen  an  der  Wahl  nicht  beteiligt 
werden. 

Die  Veiteflong  der  zu  wKhlenden  Mitglieder  auf  die  Wahlkiirper,  »owie  da& 
Wahlverfahren  werden  durch  die  von  der  Landes-Zentralbebörde  zu  erlassende 
Wahlordnung  geregelt. 

^  lojb.    Wählbar  sind  nur  solche  Personen.  we!o!i' 

ij  zum  Amt  eines  Schöffen  fabig  sind        31,  32  dcä  (Jericht4verlax«irog>i- 

gesctzes) ; 

2)  das  30.  Lebensjahr  zurückgelegt  haben; 

3)  im  Bezirk  der  Handwerkskammer  ein  Handwerk  mindestens  seit  drrt  Jahren 
selbatSadig  betreiben; 

4)  die  Befttgni»  zur  Anleitung  von  Lehrlingen  besitzen; 

5)  in  dem  der  W.ihl  vorangegangenen  Jahre  fÖr  »ich  ij«ler  ilire  Faniilii-  .^rmett- 
unterstützung  au.s  öffentlichen  Mittein  nicht  empfangen  oder  die  «nipfangtrne  Armen- 

unterstüt^'imf;  erstattet  haben. 

103c.  i>ie  Wahlen  zu  den  Haudwerkskammem  untl  ihren  (>rgan'.n  erlolgen  aul 
sechs  Jahre.  .;Ulc  drei  Jahre  scheidet  die  Hälfte  der  Gewählten  aus;  eine  Wieder- 
wahl ist  znlissig. 

Die  Bestimmungen  der      94  bi«  94  b  find<m  eitt.<»prechende  Anwendung. 

^  103  d.  Die  Handwerkskammer  kann  sich  nach  näherer  Bestimmung  de» 
Statuts  bis  tu  einem  Fünftel  ihrer  Mitgliederzahl  durch  Zuwahl  von  -.acliverständigen 
Personen  ci^Snzen  und  zu  ihren  Verhandlungen  Sachverständige  mit  beratender  .Stimme 

zuziehen. 

Die  Handwerkskammer  i>l  berechtigt,  au.-^  üuer  .MiUe  AusschiiNsr  zu  bilden  und 
mit  besonderen  regclmäfsigen  oder  vorübergehenden  Aufgaben  zu  betrauen.  Die 
AusachOsse  können  zu  ihre»  Verhandlungen  Sadiventändige  mit  beratender  Stimme 
anziehen 

^  103 e.   l>er  Ilandwerkakammer  liegt  insbesondere  ob: 

11  <lie  nähere  kegelung  des  Lehrlingswesens; 

21  die  r>urcbnihrung  der  für  das  Lchrling«we$en  gehenden  Vowcbriften  zu 

übi-rwaclu  n  ; 

31  die  ."Staat»-  und  •  jenieintlebehörden  in  der  Förderung'  <i>  v  Handwerks  durch 
ihauacliliche  Mitteilungen  und  Krstattung  von  Gutachten  iiber  1  ragen  zu  uutenstutzeu, 
welche  die  Verhältnisse  de»  Handwerks  berühren ; 
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4>  Wünscbe  and  AntrSg«,  welche  die  Verhiltnisse  d«s  Hradwerks  bcrOhicn, 
m  beTaten  und  den  Behörden  vormlcgcn,  sowie  Jahresberichte  Uber  ihre  die  Ver« 
h&ltnlsse  des  IbAdwrrIcs  betreflTcnden  Wahmehiminceii  zu  erstatten; 

5)  die  Bildung  Ton  PrtlfnngMusdhttuen  zur  Abnahme  der  Gesellenprflfniig 

61  (li<'  HiMung  von  Ausschlissrn  2ur  Ent^bcidung  Aber  Beanstandungen  vom 
Beschlüssen  H»T  Hrüfnnp<au-isrhiisse  (§  132). 

Die  [ian<hv«Tk5ikaniiiK[  soll  in  alk-n  wichtigen,  die  Gcsamtmtcr<'>>rn  de» 
Handwerke  berührenden  Angelegenheiten  gehört  werden. 

Sie  ist  bel^T  Yeranstahnngen  zur  Föideiung  der  geweiblichen,  tedinischen 
vnd  sittlichen  Ausbildung  der  Meister,  Gesellen  (Gehilfen)  und  Lehrlinge  zu  treffen, 
sowie  Fadischttlen  zu  errichten  und  zn  unterstützen. 

§  103  f.  Die  Ibinongen  und  buAuigsansschtlsse  sind  Terpflichtet,  den  von  der 
Handwerkskammer  innerhalb  ihrer  Zustindigkeit  erlassenen  Anordnungen  Folge  zu 
leisten. 

Siiwoit  die  Ff^^tirnnrnngen  des  Statuts  ii<  r  Innnn^rn  und  df-r  binun{;Haussrhü>se 
od<-r  liit'  vi\n  dt-  lanunpsvcrsammluiig  zur  näheren  Regelung  des  Lehrling.-.weseai 
erla»>eneu  \  ur>ciiritlen  (j{  93  Absatz  2  Ziffer  5)  mit  den  Anordnungen,  welche  von 
der  llandwcrkskiinuner  in  Ausübung  ihrer  gesetzlichen  ßcfugniiUie  gctroflen  Werden, 
in  Widerspruch  treten,  shid  sie  unverbindlich. 

§  to3g.  Die  Handwerkskammer  hat  ans  Ihrer  Mitte  einen  Vontand  zu  wihlcn, 
weldirra  nach  näherer  Bestimmung  des  Statuts  die  laufende  Verwaltung  und  Ge- 
sddUbfUuung  obliegt. 

Ant  d'-n  \'or>tand  finden  die  Bestimmungen  der  g§  92a  Abs.  2  und  92b  ent- 
sprechende Anwendung. 

Der  He>chlufsfasiiung  der  Gesamtheit  der  Handwerltskammer  bleibt  mindestens 
vorbehalten  • 

1)  die  Wahl  des  Vorstandes  und  der  Aus.sthüsse ; 

2)  die  Feststellung  de$  Haushaltsplans,  die  Prüfung  und  Abnahme  der  Jahres- 
redtnang,  die  Bewilligung  von  Ausgaben,  welche  im  Haushaltsplan  nidit  vorgesehen 
sind,  sowie  die  Aufnahme  von  Anleihen; 

3)  die  Abgabe  von  Gutachten  und  Anbringung  von  AntrBgen  bei  den  Be> 
hörden  und  gesetzgebenden  Körperschaften  über  GegemtSnde,  welche  die  Gesamt- 
intrressen,  insbesondere  die  Gesetzgebung  über  die  Verhiltnisse  des  Handwerks, 
betreffen ; 

41  der  1  rl.if^  von  Vnr-r>irift»"n  zur  Regelung  des  Lehrlingsw>  <>  n> ; 

■;)  die  ^Vahl  des  S'  kr<  tars.  >ull  die  Anstellung  für  mehr  iU'.  sechs  Jahre  er- 
folgen, so  ist  die  Genehmigung  der  Aufsichtsbehörde  erforderlich. 

Die  Vorschriften  cur  Regelung  des  Lehrlingswesens  bedürfen  der  Genehmigung 
der  Landes-Zentnlbehörde  und  sind  zu  veröffentlichen. 

§  103  h.   Bei  der  Handwerkskammer  ist  von  der  Aufsichtsbehj^rde  (§  103 
ein  Kommissar  zu  bestellen.   Derselbe  bt  zu  jeder  Sitzung  der  Handwerkskammer, 
ihres  Vorstande»  und  der  Ausschüsse  einzuladen  und  mufs  auf  Verlangen  jederzeit 
gehört  werden. 
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DiT  Kommissar  kann  jodt-rzoit  von  den  Schriftstückt-n  <1>  r  TInTidw»-rkskammcr 
Fin-iirht  nehmen,  Gegenständ«  znr  Hcituii},'  st<  llen  und  die  I  iiihi  rutu»;;  J.  r  Hand- 
wcrk>kammer  und  ihrer  CV^.nn-  v.  rlan<^i  n.  Er  kann  Bevcl:lii-M-  der  Handwerks- 
kammer und  ihrer  Organe,  welche  deren  Kefugnissc  Überschreiion  oder  die  Gesetze 
verletzen,  mit  aufscbiebender  Wiikwii;  beustaiideii ;  aber  die  Beanstaiuiwrig  ent- 
Bchcidet  iMcb  Anbdnmg  der  Handwerkslcammer  oder  ihrer  Oreue  die  Aufsidits* 
beh«rde. 

i  tOii.  Die  «US  der  Einricbtniig  und  TÜtigkdt  der  Handwerlukunmcm  er- 
wachsenden Kosten  werden,  soweit  sie  nicht  anderweit  Deckung  finden,  vott  den  Ge* 
meiriii-  n  <1<^  Handwerkskammerhezirks  n.uli  Verhältni>  ilrr  Zahl  der  tlen  Gemetnde- 
bezirken  angohtirenden  selbständigen  Ilanil\V(rks!>-  trii  Ii«-  ^<  trafjrn.  Die  frfmeindf-n 
bind  ermächtigt,  die  Beiträge  auf  die  einzelnen  Handwerksbetriei>e  nach  einem  von 
der  höheren  Verwaltangübehörde  zu  bestiromeitden  Vcrteilungsmafsstab  nnuttlegen. 
Die  Landes-Zcntralbchörde  kami  batimmen,  dafs  die  Kosten  ron  weiteren  Kommanal* 
verbinden  statt  von  den  GSemeinden  aufgebracht  werden. 

§  JOjk.  Ffir  die  Handwerkdmmmcr  ist  von  der  Landes»Zentralbehdrde  inn 
Statut  zu  erlassen.  Ueber  Abänderungen  des  Statuts  beschliefst  die  Handwerks- 
kammer.   D<T  Hi  <-di1tifs  !>.  (I.uf  <I>  t  Genehmigung  der  Landes-Zentralbehörde. 

Das  Statut  muls  Hotiinrmiiit;  treffen  Uber: 

Ij  Namen.  Sitz  und  Bezirk  der  Handwerkskiunmcr ; 

2)  die  Zahl  der  Mitglieder  der  Handwerkskammer; 

3)  die  Krgänzung  der  Handwerkskammer  durch  Zuwahl; 

4)  die  Form  der  Beschlufsfassung; 

5)  die  Wahl  und  die  Befugnisse  des  Vorstsndes; 

6)  die  Form  und  die  Vomuaetanngcn  Rlr  die  ZasammenberafnnK  der  Hand- 
werkskammer und  ihn  r  Organe ; 

7)  dir  I'..  iirkiinduii^'  der  Beschlüsse  der  liandworksk:\mmi  r  und  des  Vonstandes; 

8)  die  Aulstelluiig  und  Genehnugung  des  tlaushaltj>plans ; 

9)  die  Aufstellung  und  Abtuümie  der  Jahresrechnung ; 

io}  die  Voraussetzungen  und  die  Form  einer  AbSndenmg  des  Statuts ; 

11)  die  Bildnng  von  PriMungsamschttssen; 

12)  die  öflentUdien  Blätter,  durch  welche  die  Bekaamtmacbungen  der  Hand- 
werkskammer zu  erfolgen  haben. 

Die  N'orschriftcn  des  g  83  Abs.  3  und  des  $  100  d  Abs.  3  finden  entsprechende 

Anwendung. 

Das  Statut  und  seine  .Xbändeniii;^'.  u  ^md  tu  den  Blättern  bekannt  zu  machen, 
welche  für  die  amtlichen  VerotVeniHchungcn  der  höheren  Verwaltungsbehörden  be- 
stimmt sind,  tlber  deren  Bezirke  sich  der  Bezirk  der  Handwerkskammer  eratredtt 

§  103  L  Auf  die  Handwerlukammem  finden  die  Bestimmungen  der  86,  Ü, 
89  Abs.  3  und  4^  89  a,  89  b,  94  c,  99,  1000  entsprechende  Anwendung. 

Die  <lurch  die  Krrichtung  der  Handwerkskammer  erwachsenden  Kosten  sind 
von  der  Lan<les-Zentralbehorde  vorzuschiefscn. 

§  103  m  Die  llandwerk-kammer  unterliegt  der  .Aufsicht  der  h'ih«  rpn  Ver- 
waltungsbehörde, in  deren  Bezirk  sie  ihren  Sitz  hat,  soweit  nicht  im  Falle,  der  Au*- 
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ilrlmiiiig  des  Jiandwcrkskammor-Beiirks  über  die  Bczirkr  nirhrerpr  höheren  Ver« 
waltungsbehurdea  durch  die  L«ide»-ZentrBU)ehÖrde  eine  abvcichende  Bcstimmiing 

gctrofTm  wird 

Dit  \"orst  hnften  «i'-.  ?j  06  Al's.  2  hi»  7  finden  mu  der  Maistjah'  <  iitspfi  h.ndf 
Anwcuduiig,  dafs  über  BeM-bwcrdcti  grgcn  Anordaun^cn  und  botiK:hridungrn  der 
Aufsichtsbehörde  die  Landes-Zentralbehörde  entscheidet. 

Wenn  die  Handwerlukanuner  wiederholter  AnlTordennie  der  Anfsichtibehördc 
ODgeachlet  die  ErflÜlung  ihrer  Aufjpiben  veraafhBiwngt  oder  seh  geMtswidfigcr 
Uandlnngen  oder  Unlerlawuttgctt  sehnldig  nucfat,  dnrdk  welche  du  Gemeinwohl  ge> 
fihrdet  wird,  oder  andere  «3«  die  fesetslich  mlXssigen  Zwecke  verfolgt,  so  kann  die 
Aufsicht^b'-hörde  sie  auflösen  und  Neuwahlen  anordnen.  Von  den  bisherigen  Mit- 
gliedern kann  gegen  die  Verfügung  der  Auf-irht-lx'horde  binnen  zwii  Wochen  Be- 
^cliwerde  an  dte  LandM-Zentralbehordc  eingelegt  werden,  welche  endgültig  ent- 
scheidtt. 

103  n.  Die  Behörden  !>ind  innerhalb  ihrer  Zuständigkeit  verpflichtet,  den 
im  VoUaage  dieses  Gesetics  aa  sie  ergehenden  Eisuchen  der  Handwerkskammern 
und  ihrer  Organe  zu  entsprechen.  Die  gleiche  Verpflichtung  liegt  den  Organen  der 
Handwerkskammern  untereinander  ob.  Die  durch  die  ErfUlung  dieser  Verpfliditung 
entstehenden  Kosten  sind  von  den  Handwerkskammern  als  eigene  Verwaltnngdtosten 
an  erstatten. 

§  1050.    Die  Landes*Z«ntrulbeh<  irden  derjeiugen  Bondesitaaten,  in  welchen 

andere  g**sotzlir>)f  Finrichtungen  iH.uulels-  und  Gewerbekammem,  Gewerbekammern) 
zur  Vertretung  d<T  Int<  rissen  des  iiandwerk>  vorhanden  sind,  können  die>en  Körper- 
schaften die  Wahrn»  hnmug  der  ke<:hte  und  Fflicinen  der  Handwerkskammer  über- 
tragen, wenn  ihre  Mitglieder,  i>owcit  sie  mit  der  Vertretung  der  Interessen  des  Hand- 
v«iks  betraut  sind,  ans  Wahlen  von  Handwerkern  des  KamnMO'beflrks  hervorgehen. 

IV.  InnnngsTtf rbände. 

§  104.  Innungen,  welche  nicht  derselben  Aufsichtsbehörde  unterstehen,  können 
zu  Wrbänden  xusammcntreten;  der  Beitritt  ist  durch  die  Innungsvenammlung  zu 

bc8cbli>'rs«*n. 

l)ie  Innungsverbände  haben  di«"  Atiff^rihi  /ur  W  iliriit  liiminf!  dfr  fntrressen  ih-r 
in  ihn»-n  vcrtr«*tfn«*n  (it  wirbe  die  Innungen  .  Iniiung>üb.st.*hlus>.'  und  ilaiidwt  rks- 
kan:mem  m  der  Vcrtül;;uug  ihrer  gesetzlichen  Autgaben,  sowie  die  Behörden  durch 
VorschlSge  and  Anregungen  an  unteMfltaen;  sie  dnd  befugt,  den  .\rbettsnadiwcis 
an  regeln,  sowie  Fachschulen  sn  errichten  und  au  untersttttaen. 

^  104  a.  Ffir  den  Innungivetfaand  ist  ein  .Statut  zu  errichten,  welches  Be- 
stünmnngen  enthalten  mufs: 

a)  ttber  Namen,  Zwedc  und  Bezirk  des  Verbandes; 

b)  über  die  Bcdingmigcn  der  Aufnahme  in  den  Verband  und  des  Ausscheidens 
ana  demselben ; 

c)  über  Hildimg,  Silz  uiid  B«'fujjni«.se  des  Vorstandes ; 

d)  über  die  Vertretung'  ilcs  \  crbandes  und  ihre  Ht-fupnis'se ; 

cj  über  die  Heiträge  zu  den  Auagaben  des  Innungsverbandes ; 
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f  I  üb^r  (ii.-  Voruiis^ftzungcn  unil  dir  Formen  «üier  Abänderung  des  Statut-: 
fj")  iibfr  dii-  Vorauss^tfuii^on  tind  ilif  Formen  einer  Aun'i-^uiT^'  d'  >  \  •  rliuiulfs 
Durch   Statut   kann   hi-tisnmt   w<rii.ti    dnTs   ein/eine   Geu erl»etreil»einl<  d-iu 

InQun^svcrbandc  ihres  tiewerbes  mit  den  Rechten  und  rflichlen  der  Mitglieder  der 

ihm  angebörenden  Imiimgen  beuntreten  berechtigt  sind. 

Das  Statut  darf  keine  Bestimmung  enthalten,  welche  mit  gesctilichen  Zwecken 

des  Verbandes  nicht  in  Verbindung  steht  oder  geuvtsüchen  Vorsebriften  nwiderllnft. 
§  104b.   Das  Verbandsstatnt  bedarf  der  Genehmigmig,  und  «mr: 
a)  für  buumgsiiYrbände,  deren  Bezirk  nicht  ilb<;r  den  Bexirk  einer  höheren  Ver- 

waltungsbehörde  hinausgrcift,  durch  du-  I  -tztcre; 

h)  für  Innunjjsverbände,  deren  Bezirk  in  die  Uezirke  mehrerer  höherer  \%r- 

waltungsbehordeu  des:>ellK'n  BundcaHtaat^  sich  erstreckt,   durch  die  Landes-Zentral- 

btfhörde ; 

c)  (ttr  Innungsi-erbSnd«,  deren  Bezirk  sich  auf  mehrere  Bundesstaaten  entredct, 
durch  den  Reiehskanxler. 

Die  Genehmigung  ist  zu  versagen: 

1)  wenn  die  Zwecke  des  Verbandes  sich  nicht  in  den  gesetzlichen  Grenzen 

halten ; 

2)  wenn  dsi'*  X'erbsmd-itatnt      ri  ;,'t  s>  tzlichen  Anlot  lii  --un;,'.  !!  TÜolit  ■•nt>jiri«  lit. 
Aulscrdem  dart  die  «jenchmigung  nur  ver>agt  werden,  wenn  die  Zahl  der  dem 

Verbände  beigetretenen  Innungen  nicht  hinreichend  cr^ichcint,  um  die  Zwecke  des 
Verbandes  wirksam  zu  verfolgen. 

Gegen  die  Versagung  der  Genehmigung  ist«  sofern  sie  durch  eine  höhere  Ver- 
waltungsbehörde erfolgt,  die  Besdiwerde  znUssig. 

Aenderungen  des  Statuts  unterliegen  den  gleichen  Vorschriften. 

§  104c.  Der  Verbandsvorstand  hat  alljährlich  im  Monat  Januar  ein  Ver- 
zeichnis <!eri<nigen  Innungen,  welche  dem  Wrbande  an}:<*horen,  der  höheren  Ver- 
waltungsbehurde.  in  *leren  Hezirk  er  .seinen  Sitz  hat,  enuiir.  irh.  n. 

Die  Zui>amnu'n>>et2ung  des  Vorstandes  und  Veränderungen  in  demselben  sind 
dieser  Behörde  anzuzeigen.  Eine  gleiche  Anzeige  hat  zu  erfolgen,  wenn  der  Sitz  des 
Vorstandes  an  einen  anderen  Ort  verlegt  wird.  Liegt  letzterer  nicht  in  dem  Beztric 
der  vorbezeichneten  Behörde,  so  ist  die  Anzeige  an  diese  und  an  die  höhere  Ver* 
waltungsbehörde,  in  deren  Bezirk  der  Sitz  verlegt  wird,  gleichzeitig  zu  richten. 

§  104  d.  Versammlungen  des  Verbandsvorstandes  und  die  Vertretung  des  Ver» 
bandes  <lürfen  nur  inn»  r!itilb  d<  s  Vrrbnn.l-Ix  xirkes  abgehalt'  ti  w  rdt-n. 

Sie  sind  <ler  höheren  \  erwallung.^iH  horde,  in  deren  bczirk  der  \  orstand  seinen 
Siti  hat,  sowie  der  höheren  WrwaJtuugsbehörde,  in  deren  Bezirk  die  Vcr»animiung 
abgehalten  werden  soll,  imter  Einreiehnog  der  Tagesordnung  mindestens  eine  Woche 
vorher  anzuzeigen.   Der  letzteren  steht  das  Recht  zu, 

a)  die  Versammlung  zu  untersagen,  wenn  die  Tagesordnung  Gegenstinde  um« 
fafst,  welche  zu  den  Zwecken  des  Verbandes  nicht  in  Beziehun;:  ^trl1cn; 

b  l  in  tlie  \'ersammlung  einen  Vertreter  zu  entsenden,  und  durch  diesen  die 
Versammlung  zu  -rhlti  fsen.  wenn  die  Verhandlungen  auf  Gej^etivtHnde  sich  erstrerk'-n, 
welche  zu  den  Zwecken  de»  VcrbAudcü  nicht  in  Beziehung  stehen,  oder  wenn  An- 
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trilse  oder  Voradilägc  erörtert  werden^  welche  eiac  Aoflin-deniiig  oder  Mnebuug  «t 
«tralliueii  Handlungfn  enthalten. 

§  104  p.  T>i*"  Wrbandsvorständf  sind  befugt,  iiibf-trcff  der  WrhäUniüse  der  in 
ili-m  W  rhaiiiif  vertretenen  f< l»*wfrb»>  an  di»-  für  die  (it  nfhmigung  do« '  Verbaad^i* 
»UtuUs  /ustiindigr  Stelle  liericlil  zu  ersUtten  und  Anträge  lu  ricliten. 

Sic  sind  verpflichtet,  auf  ErforUeru  dieser  Stelle  Gutachten  iibcr  gcwerblicbe 
Fncen  «bsugcben. 

§  ]04f.   Die  bumagvi'crfaiBde  kikmeii  getcliloMen  wcrdfm* 

1}  trenn  aädi  erficbt,  d»fs  nacb  §  104  b  Ziffer  l  und  a-' die -Geiidinnginig 
.bitte  Tenagt  w«dcn  mtUten  and  die  crforderlicbe  Aendemof  d«i  Statnis  innerbiilb 
•einer  zu  setsenden  Frist  niclit  h<wirkt  wird; 

3)  wenn  den  anf  Gtnnd  de»  §  to^d  erlanencn  Verfl|gaac«n  nicbt  Folge  ge> 
leistet  ist; 

3)  wenn  der  Verbandsvorstand  uiler  die  Vertr-  imi^;  des  Verbandes  sic  h  >.  t/.- 
widrigcr  Handlungen  !»chuldig  nruichcn,  wclcbe  da.s  (iemeinwohl  gefährden,  oder 
wenn  sie  andere  ab  die  gesetilicb  znlMiaifeB  Zwecke  verfolgen. 

I>ie  Hcbliefsung  erfolgt  dwcb  Betcblvfii  der  für  die  Gcaebmigung  de»  Ver- 
bandsstatnls  »wtKndigen  Stelle. 

Gegen  den  ficscblnfs  der  bttberen  VerwaltnngBbdittrdc  Ist  die  Bescbweide 
-zolSssig. 

§  104g.    Durch  Beschlufs  des  Bunde.sraLs  kann  Innungsverbänden  die  Kähigbeit 

beigelcpt  werden,  nnt»T  iliren  Namm  Ri  clito  zu  rrwerbrn,  Vcrhindliclik-  itm  <*inxu< 
jjehen,  vor  Gericht  /.n  kla|.'i*n  nd>  r  v.  rkla^n  /.u  wi nldi.  In  solchem  Falle  haftet 
dem  Gläubiger  filr  alle  WrbindhchkeUen  des  InnungMerbandc»  nur  das  Vermögen 
de^itelbcn. 

Der  Bcsebbift  de«  B«ndesr»l»  ist  dnrcb  den  „Reieb^Anaeiger**  Stt  •  vert^fTent- 
lichen.  Anf  diejenigen  InnungsTerbfinde,  welchen  die  gcdnebte  Rkhigkeit  beigeliegt 
ist,  finden  die  Bestimmungen  der      104b  bi«  104 n  Anwendung. 

$  104b.  Der  Innnngsverband  wird  bei  gerichtlichen  wie  bei  «nfacrgericfat- 
lichen  Verhandlungen  durch  seinen  Vorstand  vertreten.  Die  Bcfugni.s  zur  Vertretung 
erstreckt  sich  auch  auf  diejenigen  Geschäfte  und  Rechtshandlungen,  fttr  Welche  nach 
den  Gesetzen  eine  Spezialvollmacht  erforderlirh  ist.  I>urtli  das  Statut  kann  ein<-ni  Mit- 
gliede  oder  mehreren  Mit;:l!cd<»m  des  Vorstandes  die  Vertretung  des  ürnungi» verbände» 
nach  aufsen  tibertni^rn  werdm. 

Zur  Legaimalion  der  Vertreter  des  Innungsverbandes  geuiigl  bei  allen  Rechte 
geacb&flen  die  Bescheinigung  der  höheren  Verwaltungsbehörde,  in  deren  Bezirk  der 
Vorstand  seinen  Sitz  hat,  dafz  die  beaeidineten  Personen  zur  Vertretung  des  Ver- 
bandes befugt  sind. 

§  1041.  Der  Innungsverband  ist  befugt,  {Qr  die  >titglicdcr  der  ihm  an- 
geschlossenen Innungen  und  deren  Angehörige  zur  Unterstützung  in  Fällen  der 
Krankheit,  des  Todes,  drr  Arbeitsunfähigkeit  oder  son.stiger  Bedürftigkeit  Kassen 

ru  errichten.  Die  dafür  erforderlichen  7%  timmungen  sind  in  Nt  lu  ii^t.itut<  n  ziusammen- 
2u)as>.'T>.  sowie  Abänderungen  derselben  bedürfen  der  Genchmigiuig  durch  den 

keichskaiuier. 
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Auf  die  von  di-m  Iiinungsvcrbandc  errichteten  L'ntersttttnnigi>kassen  t'mden  die» 
selben  Vorschrift' ti  Anw.  ndong,  welche  tttr  gleichartige  von  einer  Zwvagäaumg 

errichtete  Kusm  h  ^«  Iten. 

§  104k.  Dir  Iiinungsverband  unterliegt.  vorWhaltlich  d«'r  Vor«ichrift  de* 
§  1041!,  cier  Auisicht  der  hviburcu  Verwaltungsbehörde,  in  deren  Hejurk  der  Vorstand 
seinen  SiU  haL 

Die  Attfrichtsbehörde  fifaerwacht  die  Befolgung  der  gcsetxltcbcii  and  statn- 
laiiichen  Vorschriflen  and  kann  dicüelben  durch  Androhung,  Festsetzung  und  Voll- 
stredcnng  von  Ordnnngistiafen  gegen  die  Inhaber  der  Aemter  de«  Verbandes  erawingen. 

Sie  entscheidet  Streitigkeiten  Ober  die  Anftiahme  und  Ausschliefsung  von  Ver- 
bandstnitgliedem,  die  Heiträge  zu  den  Au.s|»al>en  des  Innunjjsverbandes .  die  Wahlen 
zu  den  \'erbandsninti-ni ,  sowie,  unbeschadet  der  Rechte  Dritter,  Über  die  Rechte 
uuU  Pflichten  der  inlmlxT  derselben. 

Der  Aufsichtsbehörde  ist  jährlich  ein  Rcchnungsabschluts  nebst  Vermögens« 
aUikWeis  vorzulegen. 

§  104  L  Die  Bröflnung  des  Kooknnverfahrens  Uber  das  Vermögen  des  lonangs- 
Teibandes  hat  die  Schliefsung  des  letaleren  kraft  Gesetze«  aar  Folge.  Der  Vorstand 
des  Innnqgsverfaandes  hat  jedoch  die  w&hrend  des  KooknrsverCabrens  dem  Gcmein- 
schuldner  anstehenden  Rechte  wahrmnehmen. 

§  10410.  Bei  der  statutmäfsig  beschlossenen  Auflösung  eines  Innungsverbandcs 
wird  die  Abwickelung  der  Geschäfte,  sofern  die  Verbandsvertretung  nicht  anderweitig 
beschliefst,  durch  den  \'or\t;md  unter  Anf<<irlit  <lf'r  im  ^  104k  bezcichnetm  Bi-harHe 
volljiogen.  <»>iul^,'t  «l-r  \'t)r.slaiui  seiner  X'erptlichtung  iiiilit  oilfi  tritt  die  Si  hlii-lsang 
auf  Grund  des  §  104 f  oder  des  104I  ein,  so  erfolgt  die  Abwickelung  der  Ge- 
scfaSfle  durch  einen  Beauftragten  der  Aufsichtsbehörde. 

Von  dem  Zeitpunkte  der  Aoftosung  oder  Schliefsung  ab  bleiben  die  Veibaads- 
mtlgliedcr  auch  IQr  diejenigen  Zahlungen  verhaltet,  cu  welchen  sie  statntariad  fltr 
den  Fall  eigenen  Ausscheidens  an»  den  Verbandsverblltnisaen  verpflichtet  sind.  Das 
Recht,  diese  Beitrige  auwEUscbreiben  und  einzuziehen,  steht  dem  mit  Abwidcehng 
der  GeschXfte  Beauftragten  zu. 

§  104n.  Im  Falle  der  Auflösung  oder  Schliefsung  des  lnnungsverhani!e>  nnif's 
sein  Vermögen  /.uvörd»-rvt  zur  Herichtigunp  meiner  Schulden  und  zur  Erlüllung  i,<  inor 
soiLsligcn  Verbindlirliktiten  verwendet  werden.  War  da^^selbe  bisher  ganz  odir 
teilweiiso  zur  Fundierung  von  Unterrichtsaiistaltuu  oder  zu  anderen  öffentlichen  Zwecken 
bestimmt,  so  darf  der  nadi  Berichtigung  der  SdiuUen  übrigbleibende  Teil  des  Ver- 
mögens  dieser  Bestimmung  nidit  entzogen  werden;  Uber  seine  fernere  Venrendoaif 
wird  von  der  im  §  104  b  Abaats  1  bezeichneten  Behörde  Anordnung  getroffoL 

Bedarf  es  zum  Fortbestande  der  von  dem  Innuagsverbande  eiri^tcten  Ünler- 
richtsanstalten  o<ler  UnterstUtzungskaxst-n  als  selbständiger  Anstalten  der  Genehmigung 
des  l..»tiili  >li.'rrn  oder  einer  Behörde  de«  Staats,  in  welchem  die  fernere  Verwaltung^ 
der  Anstalt  stattlindi-n  soll,  so  hat  die  im  vorstehenden  Absatz  bezeichnete  Behörde 
dioic  (ienehniigung  herb«M.^iifitbren. 

Das  hiernach  verbleibende  Kcinverntogen  des  Innungsverbandc»  wird,  soweit 
die  Verbaudsverlretmig  nicht  anders  bescliliefst,  unter  die  Innungen,  welch«  dem 


Entwnif  ein«s  Gesetzes,  betr.  die  Abänderung  der  (icwcrbcurdnung. 


Vetbude  mr  Zdl  da  Aitfldvang  oder  ScUielinng  «OKebört  h«b«fi,  weh  dem  Ver< 

hiltnU  der  tob  ihnen  an  den  Vorband  in  dem  der  Auflösung  oder  Schliefsimg  vorall« 
g»»^ng;«*tifn  Jalirc  geleisteten  nt  itr:if,'f  vi-rtpil».  Strpitipkeiteo  bierttber  werden  von 
der  im  g  104  k  bescicbnetcn  Stelle  endgültig  cnt^bicdetu 

Artikel  2. 

Die  9§  ta6  bis  133  (Titel  VII  Abschnitt  lU)  der  Gewerbeordnung  werden 
durch  folgende  Bestinunungen  enetit: 

Iii.  LebrlingsverhSUnisse. 
A.  Allgemeine  Bestimmungen. 
§  126.    Bei  Personen  nntcr  siebzehn  Jahren ,  welche  mit  technischen  Hilfs- 
leistungen nicht  lediglich  ftosnahmsweisc  oder  vorübergehend  beschäftigt  werden, 
gilt  die  Vermutung,  dafs  sie  in  einem  I.ehn-erhiltnis  Stetten. 

g  126a.  Dil-  !?<-fugnis  zum  Halten  oder  mr  Anlrjtunp  von  I.«-brli!ifjrn  :«teht 
Personen,  welche  sich  nicht  im  B<*«iitr.f*  d«T  hflrgerlichcn  Lhr'-nri  clit<-  b.  ündcn,  nicht  zu. 

§  126b.  Die  Hefufrni«  zum  llaluii  und  zur  Anlf^itunj^  von  I,i»hrHnpin  kann 
solchen  Personen  ganz  oder  auf  Zeit  entzogen  werden,  weiche  »ich  wir  dc  rhoU  grober 
Pdichtvcrletzungen  gegen  die  ihnen  anvertrauten  Lehrlinge  schuldig  gemacht  haben, 
oder  gegen  welche  ThAtsachen  vorliegen,  die  sie  in  sittlicher  Benehmig  som  Halten 
oder  nr  AnlciUmg  tm  Lehrlingen  vageeignet  enchelnen  lassen. 

Die  Befugnis  cor  Anlehnng  von  Lehrlingen  kann  ferner  solchen  Personen  ent- 
zogen werden,  welche  wegen  geistiger  und  körperHcber  Gebrechen  tm  sadigemlfsen 
Anleitung;  f'uu-s  T,rhrliti>js  nicht  ;jr<i^n.''  -in-i. 

Die  i'.ntziehung  ertolfjt  durch  XVrtügung  d«r  unt-Tt-n  VfrwaItvmgsb«*horde ; 
gegen  die  Verfügung  findet  der  Rekurs  stätt.  Wegen  des  Verfahren»  und  der  Be- 
hörden gelten  die  Voncbriften  der  §§  20  und  21,  soweit  nicht  landcagesetdieh  das 
Verfahren  in  streitigen  Venraltuagsutehcn  Platz  greift 

Durch  die  höhere  Verwaltoagsbehörde  kann  die  entzogene  Befugnis  nach  Ablauf 
eines  Jahres  wieder  «ingerSomt  werden. 

§  136  c.   Der  Lehrvertrag  ist  Mnnen  vier  Wochen  nach  Beginn  der  Ldire 

schriftlich  abzuschlielsen.    Derselbe  mufs  enthalten 

1)  die  Bezeichnung  des  (Gewerbes  oder  des  Zweiges  der  gewerblichen  Tii&tig« 
keit,  in  welchem  die  ,\usbildung  erfolgen  »oll; 

2)  die  .Angab»'  der  Dauer  der  Lehrzeit ; 

3)  die  Angabe  der  gegenseitigen  Leistungen ; 

4)  die  Vonussetzungen,  unter  wdchcn  die  einseitig«  Aufl^Hnmg  des  Vertiugs 
znliasig  ist. 

Der  Lehrrertrag  ist  von  dem  Gewerbetreibenden  oder  seinem  Stellvertreter« 
dem  Lehrling  un<l  d -m  Vater  oder  Vormunde  des  Lehrlings  zn  unterschreiben  und 

In  einem  Exemplare  dem  Vater  oder  Vormunde  des  Lehrlings  auszuhändigen.  Der 
Lehrherr  ist  verpflichtet,  der  Orts-Poli^eibehörde  auf  b^rfordem  den  Lebrvertrag  ein- 
zureicben. 
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tkiK  Lflirlingf  in  staaütch  anerhaimten  LehnrarkstStten  finden  diese  Bc' 

»ti«nmim|i*n  kiMWe  Anwendung. 

Der  Lehrvcrtrag  ist  kosten-  und  stcmpclfrci. 

§  127.  IVr  I.fhrhrrr  i^t  v,-r]iflichti-t.  di  n  I.<'hrling  in  <Ii  n  lu-i  «-inom  Hrtrifbo 
vorkomirifiiclen  Arb'itcn  il«--  'irwcrbes  iK-m  Zwt-ck  der  Ausbilduii),'  cntsprcchond 
zu  unterweisen,  ihn  zum  Hesuch  der  Foribihlungi»-  oder  J'achscliule  an/uhaluii  und 
ktn  ScbdllMesuch  zu  fibenrachen.  Er  imirs  entweder  selbrt  oder  durch  einen  gc>  ig- 
netcn«  ausdiUcklich  dazu  bestimmten  Vertreter  die  Aosbüdung  des  Lehrlings  leiten, 
den  Lehrling  xur  Arbeitsamkeit  nnd  m  guten  Sitten  anhalten  und  vor  Anasdiveifungai 
bewahren,  er  hat  ihn  gegen  Mirshandlnngen  seitens  der  Arbdts-  und  Hansgenossen 
sa  schfitxen  und  daittr  Sorge  zu  tragen,  dafs  dem  Lehrling  nicht  Arbdtsvcrriditungcn 
a(gcwi'*«*'n  werden,  welche  seint-n  kurpi  rliclu  n  Krilften  nicht  angemessen  sind. 

Kr  darl  ib-iii  I.clirliiij^  (Hc  /u  m  iii<T  Ausbilduin;  und  zum  Besuche  des  Gottes- 
dienstes an  Sonn-  und  i-csttagen  erlorderliche  Zeil  und  Gelegenheit  nicht  entziehen. 
7ffL_  h^^nsUchen  Dienstleistangen  dürfen  Lehrlinge,  welche  im  Hanse  des  Lehrherro 

edcr  Kost  no«^  Wohnung  erhalleOf  nicht  heiangasogen  werden. 
,     ;  §  127  a.  Der  Lehrling  ist  der  viterlidien  Zucht  des  Lehrhenm  unterworfen 
Jind  dem  Leihrherra  sowie  demjenigen,  weldier  an  Stelle  des  Lehrhenn  die  Aus» 
Uldang  au  leiten  hat,  aar  Folgsamkeit  und  Treue,  m  Fleifs  und  «nslindigen  Be* 
fragen  verpfliditet. 

8  127  b.  Das  LehfA- rlililtnis  kann,  wenn  eine  längere  Frist  nicht  vereinbart 
ist,  während  der  ersten  vier  Wochen  nach  Beginn  der  Lehrzeit  durch  einseitigen 
kücktritt  aufgelöst  werden.  Eine  Vereinbarung,  wonach  diese  Frobeieit  melir  als 
drei  Mon.ite  betragen  *oll,  ist  uichlig. 

.Nach  Ablauf  der  Probezeit  kann  der  Lelirliug  vor  Beendigung  der  verabredeten 
L*lwitf t .  mllawtn  werden,  wenn  einer  der  im  §  123  vorge>ehenen  FUle  auf  ihn 
Anwendung  findet  oder  wenn  er  die  ihm  im  $  127  a  auferlegten  PAiditen  wiederholt 
verletzt  oder  den  Besuch  der  Fortbildnngs*  oder  Fadischule  vcmachUssigt. 

Von  Seiten  des  Lehrlings  kann  das  LehrverUiltms  nach  Ablauf  der  .Prpbeaeit 
aufgelöst  werden,  wenn: 

,  .       I)  einer  tlcr  im  ^  124  unter  7ifr«T  1.  3  bis  5  vorgrsehrnm  Fälle  vorli«-ejt  ; 

2)  dir  I  .i  hrhrrr  >rini  -  ulichen  Verpriichlung»  n  gegen  den  Lehrling  m  einer 
die  Gesundheit,  die  ^ittliciikeit  oder  die  Ausbildung  des  Lehrlings  gciahrdenden 
Weise  vernachlässigt,  oder  das  Recht  der  väterlichen  Zudit  milsbrattcht,  oder  tur 
l^rfüllung  der  ihm  vertragsmifsig  obliegenden  Verpflichtungen  unfthig  wird. 

Der  Lehrvertrag  wird  durdi  den  Tod  des  Lehrlings  aufgehoben.  Durch  den 
Tod  des  Lehrherm  gilt  der  Lehr\-ertnig  als  aufgehoben,  sofem  die  Aufhebung  binnen 
vier  Wochen  geltend  gemacht  wird. 

§  127  c.  Bei  Beendigung  des  Lehrverhältnisses  hat  der  Lehrherr  dem  Lehrling 
unter  .Xngabe  des  Gevv.  rbo^.,  in  welchem  der  Lehrling  unterwies»>n  wrtrdrn  ist,  über 
die  Daner  der  Lehrz'  it  inn!  die  während  derselben  «Tworbtni  ii  ntitiiisse  und 
Fertigkeiten,  sowie  über  sein  Betragen  ein  Z<-upnis  .itiszuslellen,  welches  vuu  der 
Gemeindebehörde  kosten-  und  ütempelfrei  zu  bt^Liubigen  ist. 


Emtwwf  eines  Gesetses,  betr.  die  Abindenmg  der  Gewerbeoidiiiiiic. 


An  Stelle  dic.s<:r  Zeu^isst*  können,  wo  Innungen  udcr  andere  Vertr«t]tl|gA  dcf 
Gewerbetreibenden  bestellen,  die  von  dimtn  «iUigeiteUten  Lehrbriefe  treten. 

§  127  d.  VerlSfst  der  Lehrling  in  einem  durdi  dies  Gesetz  nicht  vorgesehenen 
Falle  ohne  Zustimmung  des  Lehrherm  die  Lehre,  so  kann  letzterer  den  AasprucK 
auf  Rückkehr  des  Lehrlings  nur  pi  lti-nri  machen,  wenn  der  Lehrvertrag  schriftlich 
gesch1oH»;rn  Die  Polizeüuln ir<l<-  k  iini  in  HieHrm  Falle  auf  Antrag  des  Lehrherrn 
den  Lehrling  nnhaltcu.  so  lange  in  dt;r  Lelire  zu  verbleiben,  als  durclr  gerichtliche!» 
CrteU  da«  LebrveiUmin»  nicbt  fttr  aufgelöst  erklärt  ist.  Der  Antnfr'ist  nur  solisstgl 
trenn  er  binnen  einer  Woche  nach  dem  Austritt  des  Lehrlings  gestellt  ist.  Im  Falle 
der  Wejgerang  kann  die  Polizeibehörde  den  Lehrling  awangsweise  ziirilGklhhi^li 
lassen  oder  durch  Androhung  von  Geldstrafe  bis  xu  flinfzig  Ma.rk  oder  Hall  bis'zn 
fttnf  Tagen  zur  Rttckkehr  anhalten.  ' 

§  I27e.  Wird  von  dm»  Vater  04ler  Vormund  für  den  Lehrling  oder,  sofern 
der  letzte  r.-  volljährig  ist,  von  ihm  »H^i  dem  Lehrherrn  dii-  schriftliche  Erklärung 
abgegehrn.  (ii-r  L<-hrltnf::  tu  eiiirm  underen  (;ew«'r!u-  utler  andiriii  P.cnife  über- 

gehen werde,  so  gilt  das  Lelir%erhältnis,  wenn  der  Lehrling  nicht  früher  entlasset^ 
wird,  nach  Ablauf  von  vier  Wochen  als  avfgeläat.  Den  Grund  der  Anf  lösung  hat 
der  Lehrherr  in  dem  Arbeitsbudie  zu  vennerken.  ^ 

ffinnen  neun  Monaten  nach  der  Auflösung  d^rf  der  Lehrling  in  demselben  Ge- 
werbe von  dnem  anderen  Arbeitgeber  ohne  Zustimmung  des  frttjieren  Lehrherm 
nicht  besdiäftigt  werden. 

J}  127  f.  Erreicht  das  Lehr%-erhähnis  vor  Ablauf  der  verabredeten  Lehrzeit  s«  in 
Ende,  HO  kann  von  <l.  in  Lrlirlu  rrn  oder  von  dem  Lehrlin^^  <  in  .\n>pruch  ;iul  Ent- 
schädigung^' mir  j^i-lt- ml  ;:'  tiiaclil  werden,  wrnn  drr  Lehrverlrag  scliriltlicli  ^<--.i  til()äsen 
ist.  In  den  Fällen  des  127  b  Absatz  i  uud  4  kann  der  Anspruch  mir  gellend  gc» 
macht  werden,  wenn  diese»  in  dem  Lehr\-crtrage  unter  Fcstäctzun;;  tier  Art  un4 
Höhe  der  Rntschidigung  vereinbart  ist. 

Der  Anipffudi  der  KntitrhMdigimg  erlischt,  wenn  er  nidit  innerhalb  vier  Wocheii 
nach  Auf  lonng  des  Lehnrerhlltniises  im  Wege  der  Klage  oder  Eitirede  geltend  get 
macht  ist. 

tu  137  g.  Ist  von  dem  Lehrhenn  das  Lehrverhnltnis  .tuf;^(-Iö>t  worden,  weil  de# 
Lehrling  die  Lehre  unltefugt  verlassen  hat,  S4>  ist  ■  die  von  il>  ni  l.t  hrherm  b<-an- 
spnirhtr  F.ntHrhHdij,ijnjj,  wenn  in  dem  Lehr^•ertrage  ein  ander. ^  niclit  aitNlx  düngen 
ist,  auf  l  im  II  H«  tr.i^  lt  -t/u^<-t/.  ii,  weicher  für  jeden  auf  den  Ta^  des  Veftra){.'«bruch)i 
fplgenden  lag  der  Lelir/t<-it,  höchstens  aber  fttr  üech»  Monate,  hin  auf  die  Hälflo 
des  in  dem  Gewerbe  des  Lehrherm  den  Gesellen  oder  GebOfea  ortsablioh  geiabtten 
Lohnes  sidi  belaufen  darf. 

^      Für  die  Zahlung  der  Entsehldignng  sind  als  SeltMtschtldnef'imtvierliaflet  der 

Vater  des  Lehrlings  sowie  derjenige  Arbeitgeber,  welcher  dctt  Lehrling  zum  Verlassen 
der  Lehre  verleitet  oder  welcher  ihn  in  Arbeit  genommen  hat,  obwohl  -  r  wuf^t.  . 
dafs  der  Lehrling  zur  Fortsetzung  eines  Lehrverhnltnisses  noch  verpflichirt  war.  Hat 
der  Entschädigungsberechtigte  er*t  nach  Aut  losung  des  Lehn-crliällnu.-»ci»  von  der 
I'eniOD  des  Arbeitgebers,  welcher  den  Lehrling  %-crlcitei  otler  in  Arbeit  genommen 


658 


GMetsgebang:  Deotsches  R«ich. 


hat,  Kenntnis  erhalten,  so  t-rlischt  •^«*};»'Ti  <!ii»se  der  Entschädifjungsanspruch  erst,  wenn 
dpr>elbe  nicht  innerhalb  vit-r  WVm  Iu  n  n.uli  1  rlniltener  Kenntni»»  fjcltend  <:;rmacht  i>t. 

§  128.  Wenn  tlt  r  l-ehrhcrr  cim-  im  MiUverhältni"»  m  tiem  tmtange  oder  der 
Art  >cines  Gewerbebetriebs  "»tehendc  Zahl  von  Lehrlin^jen  hält  und  dadurch  die  Au»> 
biUtiiig  der  Lcbrliagv  gcfthrdet  «ncbehu,  so  kann  dem  Lehrbcmi  voo  der  unteren 
V'erwaltungibebörde  die  Entlassung  eines  «ntsprecHenden  Teils  der  Lebrlinge  «nferlcgt 
md  die  AnoAbme  von  Lcbrlingen  Uber  eine  be«timmte  Zeit  biwuut  untenMgt  trerdeiu 
Die  Bestimmunjfen  des  §  1 26  b  Absatz  3  findcit  hierbei  entsprechende  Anwendung, 

l'nbi  -ch  id«  t  dl  r  vorstehenden  Beslimnmnp  können  durch  lieschlufs  des  lUiiuirs- 
rats  für  '-in/i  lii"-  ( i« w  rbvi',w»'if:;'r  Vtirschriltni  üb»  r  di»-  höchste  Z;Üil  der  I.t  brluig«* 
erlassen  wt-rdt  ii.  welche  in  Heirii-b«  u  dit  M  r  Grwtrbszweige  gehalten  werden  darf. 
Soweit  solche  Vorschriften  nicht  erlassen  sind,  kboncn  sie  durch  Anordnung  der 
LHide»-ZeQtr»1bebörde  erfautsen  werden. 


§  129.  In  Handwerksbetrieben  steht  die  Befugnis  zur  Aiib  itimg  von  I.clirliiifjen 
nur  ili  nn  nigen  P<-r<;onen  zu,  welche  das  vierund zwanzigste  I.t  ln  iisialir  vullendet  h.ibi  11 
und  in  dem  Gewerbe  oder  in  dem  Zweige  tlrs  Gewerbes,  \n  welchem  die  Anleitung 
der  Ldirlinge  erfolgen  soll, 

entweder  die  von  der  ÜMidwerkskamnirr  vorgcBchriebeiw  Lehrseit,  oder  so» 
lange  die  Haadwerlodaunmer  eine  Voracbrift  ttber  die  Daner  der  Lehr- 
Ceti  idcihl  erbaien  bat,  mindestens  eine  dreijfhrige  Lebnerit  xnrtdigelcgt 
und  die  Gesellenprüfung  bestanden  haben, 
oder  fünf  Jahn  hindurch  selbständig  oder  als  Werkmeister  oder  in  ibnlicher 
S(»-lliiny;  ihätig  gfw<s»n  >ind. 
Die  hcihrre  \  erwaltungsbehorde  kann  Personen,  welch«-  diesen  Anforderungen 
nicbt  entsprechen,  die  Befugnis  zur  Anleitung  von  Lehrlingen  verleiben. 

Die  Unterweisung  des  Lebrlings  in  einielnen  tecbniselien  Ham^rilfen  und 
Fertigkeilen  dnrcb  einen  Gesellen  lUlt  nicbt  imtcr  die  im  Abs.  I  voigeiehenen  Be- 
stimmungen. 

Die  ZurQcklegung  der  Lehrzeit  kann  auch  in  einem  dem  (iewcrbe  angehörenden 
Grofsbetriebc  erfolgen  und  durch  den  Besuch  einer  Lchrwerkstitte  oder  sonstigen 
gewerblichen  rnterricht^anstalt  ersetzt  werden.  Die  I,andes-Zentralbe1i<irdin  können 
den  Prüfungszcugnisscu  von  Lehrwerkstätten,  gewerblichen  L'nterrichlsanstmlten  oder 
von  Prüfungsbehörden,  welche  vom  Staat  1^  einxclne  Gcwerl>e  oder  anm  Nadiwds 
der  Beftbigvng  snr  Anstellung  in  staallicbcn  Betrieben  eingcaeUt  sfaid,  «He  Wirinmg 
der  Verleihung  der  im  Abs.  i  beseicbncten  Befngnia  für  bestimmte  Gcwcftauwciffe 
beilegen. 

Der  Buntle^rat  itt  befugt,  fllr  efaudnc  Gewerbe  Ansnabmcn  von  den  Be- 
stimmungen im  Abs.  I  zu7u1n*i^fn. 

129  a.  Di  r  tntertiehni<  r  ein»--  Hetri«'!«"^,  in  ■welchfiu  iiirlircrt-  t  »i  wcrho  vrr- 
rinigt  -iiiii  i>l  Ulugt,  in  allen  m  dem  Betriebe  vereinigten  Gewerben  l.oiirlingc  an- 
zuleiten, wenn  er  fiir  eines  dieser  Gewerbe  den  Vorauisetiungin  des  §  129  enti»pri^t« 


Wer  für  einen  ge>oi^ert  betriebenen  Zweig  eines  Gewerbes  den  VoniMelaunfen 


B.   Besondere  Bestimnmniji u  lür  Handwerker. 


LlntM-ttrf  eines  Gesetxei»,  betr.  die  AUttdenmg  der  GcwerbeordnuDg. 


des  §  139  cntspndkl,  Ut  berechtigt,  Ancb  in  dea  flbrigen  Zweigen  diese«  Gewerbes 

Lehrlinge  anzii1<  iion. 

Wer  iür  ein  Gewt-rlx*  dm  Voraussetzungen  des  g  129  entspricht,  ist  berechtigt, 
anr]i  in  iI- 11  diesem  ver^%andten  rn  w. tIkii  I.<  hrlinge  anzuleiten  Wclcln-  (l.'W>-rbf 
als  v<'r\v.u\iit<-  Gewerbe  im  Sinne  dieser  Bestimmung  anzuscbeu  »ind,  bestimmt  die 
1  iandwerk-tkammer. 

§  1 29  b.  Geburt  der  Lebrberr  einer  Innung  an,  so  itit  er  verpAicbtctf  eine  Ab- 
schrift des  Lehrvcftnge»  bumai  viericju  Tagen  nadi  Abidiliil«  dcasdbca  der  ImaBg 
«nunrcicheii ;  er  kium  hieim  dorek  die  Ortspoliaeibdiörde  «agehallen  werden. 

Die  Inanngen  können  bestimmen,  dafs  der  Abccbbirs  des  Lehrvertrsgs  vor  der 
Innmig  erfolgen  soll.  In  diesem  Falle  ist  dem  Ldirhcrra  tmd  dem  Vater  oder  Vor- 
mnnd  des  Lehrlings  eine  Abschrift  des  Lehrvertrags  ausxukändigen. 

§  130.  Soweit  durch  den  Bundesrat  oder  die  Lanflcs-Zt-ntralltchörde  auf  Grund 
des  §  128  Abs.  2  Vorschriften  iil>er  die  zuisLssipc  Zald  von  l.cbrlingeu  uiciil  erlassen 
und,  ist  die  Handwerkskamroer  und  die  Innung  zum  j^rlais  solcher  Vorschriften  belügt. 

§  ijoa.  Die  Lehncit  soll  in  der  Regel  drei  Jahre  danem;  sie  darf  den  Zcit^ 
lanm  mm  flinf  Jahren  nicht  llberstcigen. 

Von  der  Handwerkskammer  kann  mit  Gcnehmignttg  der  höhocn  VerwalCmigt* 
bebörde  die  Daner  der  Lehneit  Ar  die  cinseloen  Gewerbe  oder  Gcwerbnweige  nach 
Anhörung  der  beteiligten  Inrnngcn  md  der  im  §  103a  Abs.  3  Ziffer  a  beaeiehneten 
Vereinigungen  festgesetzt  werden. 

Di'-  Handwerkskammer  i<it  befugt,  Lehrlinge  in  EinzcUUlen  von  der  Inne* 
baltung  der  f«'-stge<^et7.ten  I,rhr/,eit  zw  entbinden. 

§  131,  Deu  Lchriiny.  11  ist  Gelegenheit  zu  gelien,  sich  nach  Ablauf  der  Lehr- 
xeit  einer  Prttftmg  (Gesellenprüfung)  zu  nntenieben. 

Die  Abnahme  der  Prftfimg  erfolgt  dnivh  Pritfimgiannrhiliie.  Bei  jeder  Zw  angs- 
innnng  wird  ein  Prttfangsansscbnls  gebildet,  bei  anderen  Innnngcn  nur  dam,  wem 
ihnen  die  Enntditignng  snr  Abnahme  der  Prilfimg  von  der  Handwerkdcanuner  erteilt 
ist.  Soweit  fllr  die  Abnahme  der  Prüfungen  fttr  die  einseinen  Gewerbe  nicht  durch 
Prüfungsausschüsse  der  Innungen  und  die  im  §  129  Abs.  4  bcxeidmeten  Lehrwerk- 
stätten, pjcwerldiclien  Uiiferrichtsanstahen  und  Prüfungsbehörden  Resorgt  ist,  hat  die 
Handwerkskammer  die  erforderlichen  Prüfungsausschüsse  zu  erriclii<-n. 

^  131a.  Die  PrUfangsausschttsse  bestehen  aus  einem  Vorsitzenden  tmd  mindestens 
zwei  Beisitzern. 

Der  Vorsitsende  des  Prüfungsatundinsics  wild  TOn  der  Handwerkskammer  be- 
stellt. Von  den  Beisitscm  wird  bei  dem  PrtUwngsawwchnfe  einer  lonnng  die  Ittlfte 
durch  diese,  die  andere  Ittlfte  aus  der  Zahl  der  Gesdlen,  welche  eine  Gcsellen- 
priUnng  bestanden  haben,  durch  den  Gesdlenanischafs  bestellL   Bei  den  von  der 

Handwerl^skammer  cnichteten  PrOfongsauaschfUsen  werden  auch  die  Beisitser  vm 

der  llandwerkskammcr  bestellt. 

Die  Hestellun;^  der  .Mit^rlieder  der  Prttfungsaasscbttnae  erfolgt  in  der  iicgel  auf 
drei  Jahre,  ist  aber  jeder/cU  h  iderrullich. 

Während  der  ersten  sechs  Jahre  nach  dem  Inkrafttreten  dieser  Bestimmungen 
können  auch  Ge.<ellen  (Gehilfen),  welche  die  GesellenpritfuDg  nicht  abgelegt  haben. 
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gewihk  w«rd«fli,  w«im  «ie  ein«  Lchneit  toh  mindestens  swei  Jahren  snrtdqfdcct 

haben. 

131b.  Dif  f'riifunp  hat  cU-n  Narhwi<!  m  frbrinjTPn.  Haf«  fler  T.flirlin;,'  il-.-- 
in  scinvm  < icwcrl»-  <,'>hräuchlicliou  HandgritV«.-  iimi  hcrtigkcitm  mit  genügender 
Sicherheit  ausübt  und  Mjwohl  über  den  Wert,  die  Keschaflung,  Autl>ewahrung  un<f 
Bcbaodlung  der  zu  verarbeitenden  Rohnmtcrialicn,  ak  auch  über  die  Kemizeidien 
ilirer  gnten  oder  tchleditcn  Bcsdiaflcnbeit  unterridttet  ist. 

Im  ftbrisen  ««den  du  Verfiducn  vor  dem  PrilAagsanaMhafs,  der  Gang  der 
Prttfiing  nnd  die  HAbe  der  PrUrnngifgebttbren  durch  eine  PrVfttqgsoirdnans  gerefdt. 
weklie  TOD  der  höheren  Verwaltungsbehörde  nach  Anhönmg  der  Handwefkskainner 
erlassen  wird. 

Durch  dir  Prtlfi!nf»«;f>rdnt!np  kann  bcstimnjt  wrrdi-n,  d:if>  die  Prüfung  auch  in 
der  Buch-  und  Kochtuing^füliruixg  zu  erfo1p«-n  Ina.  In  dirs-  in  l  allf  ist  der  Prüfung*- 
ansscluifs  bi-ttij^t,  eiurn  l)ei»ondcrcn  S.ichversiandigt-n  zu/.uzieheii ,  welcher  an  der 
Prüfung  mit  vollem  Stimmrecht  teiluimnu.  Bei  Stimmengleichheit  giebt  die  Stimme 
dbs  Vorsitienden  den  Ausschlag. 

Die  Kosten  der  PriÜung  werden,  sofern  diese  von  dem  Prfifungsaussdittfs  einer 
Innung  abgehalten  wird,  'von  letiterer,  im  (Ibrigen  von  der  Handwerkskammer  ge* 
tmgeb.  Diesen  fllefscn  die  Prttüinpgebtbren  tu. 

§  131  c.  -Das  Gesuch  um  Zalnssnng  zur  Prfifang  liat  der  Lehrling  an  den 
Prüfungsausschufs  zu  richten.  Dem  Gesuch  sind  das  I.ehrzeugnis  127  c),  und,  mj- 
fem  der  I'rilflin«^  wShn-nd  der  Lehrzeit  trim  Hcstjrh  ein«'r  Förth! Idnnj^s-  oder  fsch- 
schule  verpllichtt  t  war,  di-'  /eugnisse  über  den  Scliult).Mich  bcizuiüg<-n. 

Der  Prüfungsausschufs  hat  dem  Lehrling  über  das  Ergebnis  der  l'riihing  ein 
Zeugnis  atuzusteUen.   Wird  die  Pmftmg  müht  bestanden,  so  bat  der  Prüiutigsaus*' 
schnfs  den  Zeitnwm  ■  m  bestinonen,  vor  dessen  AbUmf  die  Ptflfnng  nicht  wiederholt 
werden  darf» 

Die  Prttfnngsseogniise  sind  kosten-  nnd  stempelftci. 

S  132.  Der  Ytfrsitsende  ist  bcreditigt,  Beschlüsse  des  Präftngsansscfaasscs  mit 
aufscliiebi  nder  Wirkung  zu  beanstanden.    Ueber  die  Beanstandung  entscheidet  die 

Handwrrlokaminrr       10;', Ziffer  6^. 

§  I3--*  Dir  Landes-/,  ntralbotiorden  sind  hefufjt,  dir  BestcUunp  di-r  Priifungs- 
ausschütsf,  da>  V.rfahrcn  bei  der  Prüfung,  die  Gegenstände  der  Prüfung:  sowie  die 
Prulungsgebührrn  abweichend  von  den  Vorschriften  der  131  bis  132  m  regeln, 
dabei  darf  jededi  -UBnchtlleh  der  bei  derPrUfung  zu  stellenden  Anforderungen  nicht 
unter  das  im-§  131b  Abmta  l  bestimmte  Mafs  herabgegangen  werden. 

ma.  Meistertitet 
§  133.   Handwerker  dürfen  den  Heistertitel  nur  ftthren,  wenn  sie  hi  Ihrem 
(»ewerbe  die  Befugnis  'zur  Aiüeitnng  von  Lehrlingen  erworben       1*9)  md  die 

Meisterprüfung  bestanden  haben.  Die  Abnahme  der  I'rUfung  erfolgt  durch  PrfifOBgs- ' 
kommSsSionen,  welche  aus  einem  Vorsitzenden  und  vier  Beisit.'-rn  bestehen. 

Die  Errichtung  der  Prfiftinfjskommissionen  erfolgt  nach  Anhörung  der  Hand-  ' 
Werkskammer  durch  Verfügung  der  höheren  \'.-rw.iltungsbchorde.  welche  auch  die 
Mitglieder  ernennt;  die  Ernennung  erfolgt  auf  drei  Jahre. 
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Die  Pktfnng  hftt  den  Nacbwd»  der  BeflUtigniv  <ar  «elbitSadisea  Aosfilliniiie 
der  gewöhnlicbeB  Arbeiten  des  Gewerbes  und  der  tu  seinem  selbstind^fen  Betriebe 
sonst  notwendigen  Kenntnisse  zu  erbringen. 

Das  Verfahren  vor  der  Prüfungskommission,  dpr  Gang  der  Prlifunj;  und  die 
Höhe  der  Prüfungs^cbuhreu  werden  durch  eine  von  il<  r  Handwerkskammer  mit  Ge- 
ncbmigiuig  der  Laudes*Zentralbehürde  zu  erlassende  Prtüungsordnung  geregelt. 

Die  Kosten  der  PiflfungskomBussionen  fallen  der  Handwerlcskammer  sor  Lost, 
«cklier  die  PrtfuifBfebllbien  snilielsen. 

Die  PrttfniigBieBgnisse  sind  kosten«  und  stempdfrd. 

Der  Mcisterprfilnng  im  Sinne  der  vorstehenden  Bestimmaigen  steht  die  Er> 
Incoiic  eines  der  im  §  139  Abs.  4  beieicbncten  PrflfvB|psiegcnisse  gleich. 

AftOcd  ^ 

t)  Der  bisherige  Abschnitt  HI«  des  Titels  MI  der  Geweibeordnmig  erhäli  die 
Bcieicfammf  lUb. 

»)  Der  §  134  Abs.  i  der  Gewerbeordnimg  erbSlt  folgend«  Fssivng:  ^ 

Auf  Fabrikarbeiter  finden  die  Bcstfaummgen  der  I2l  bis  125  oder, 
wenn  <lie  Fabrikarbeiter  als  Lehrlinge  «lliaseben  sind,  die  Bestiiomimgen' 

der        126  bis  128  Anwendung 
3)  Hinter  ^  144  der  Gewerbcordniin):  wird   lolgcnder  {;  144a  ■•iiit,'--s<.l\olii  n ; 

l'crsonen,  wiche  den  Be>itimmungeii  der  §{5  126  a,  I26b  und  1 29  ent- 
gegen Lehrlinge  liaUeti,  anleiten  oder  anleiten  lassen, '  können  von  der 
Ortspoliscibehörde  durch  Zw«ngsstraf«n  »tr  Entlassung  der  Lehrlinge  an-' 
gehalten  werden. 

bi  gleicher  Weise  kann  die  Entlassung  derjenigen  Lehrling«,  welche 
den  auf  Grund  der  §§  8ta  ZilTer  3,  is8  Abs.  2  und  130  erlassenen  Vor- 
schriften entgegen  angenommen  sind.  verfUgt  werden. 

Artikel  4. 

t)  kn  §  148  der  Gewerbeordnung  werden  folgoule  Ziffern  9a,  b  und  c  cin- 
gesdMben: 

9«)  wer  den  %%  126  a  und  ia6b  suwider  I^hrlinge  bfiltt  anleitet  oder  an- 
leiten läfst, 

9b)  wer  iti-m  g  129  oder  (U  u  auf  f  '.nmcl  drr  §^  1 2S  und  130  erlassenen  Vor- 

schritten  zuwider  Lehilin^e  li.^lt,  anleitet  oder  anleiten  läist, 
9  c)  wer  unbefugt  <len  Meistertitel  tUhrt. 

2)  Die  Ziffer  10  des  §  148  der  Gewerbeordnung  erhalt  folgcsidc  Fassung: 

wer  wlasmtlich  der  Bestimmung  fan  §  127«  Absato  3  suwider  einen  Lehr- 
ling besehütigt. 

3)  Absati  1  Ziffer  8  und  Absatz  a  dea  S  I49  der  Gewerbeordnung  werden 
anfj|ehoben. 

4)  Im  J;  150  der  t »ewerlvordmmg  wird  folgende  /.iffrr  4a  eingeschoben- 

der  I..lirh«Tr,  welcher  eleu  Lehrvertrag  nicht  ordnungMuäCüg  abschheist 
103  c  Absatz  l  Ziffer  1  und  126  c]. 
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Artikel  5. 

Soweit  in  anderen  Gesetzen  aof  BcitimmnngeB  der  bisherigen  Titel  VI  und  VII 
der  Gewerbeordnung  Bezug  genoaunen  wird,  treten  die  entsprechenden  Beatimnunigcn 
dieses  Gesetzes  an  deren  Stelle. 

Mit  »lern  Inkrafttreten  cK-s  Bürgerlichen  Gesetzes  werr!f>n  im  §  126c  Absatt  2 
Sat7  I  des  Artiii.  1>  2  die  Worte  „Vaicr  oder  Vormunde"  durch  die  Worte  ,4(esctz> 
liehen  SteU Vertreter"  erseUl. 

Uebergnngsbestimmnngcn. 
Artikel  6. 

1)  Auf  bestehende  Innungen  finden  die  Vorschriften  des  Art  l  Anwendung; 

sie  haben  bis  zaro  Ablauf  eines  Jahre.«  nadl  dem  im  Alt.  9  Abs.  I  beseichneten 

Zeitpunkt  ihre  Verfassung  entsprechend  diesen  Bestinamunpen  umzugestalten.  Wird 
die  rmpestaltung  nicht  bewirkt,  liat  die  höhere  Verwaltungsbehörde  dio  >'rfnrd.  r- 
lichc  Abänderung  anzuordnen  und,  lalli»  dieser  Anordnung  nicht  Folge  gegeben  wird, 
eotwedcr  die  Acnderung  mit  rechtsverbindlicher  Kraft  zu  verfUgen  oder  die  Innung 
zu  sdilielsen. 

2)  Die  von  der  höheren  Verwaltungsbehörde  auf  Grund  der  tuahengen  §§  looe 
und  loof  der  Gewerbeordnung  getroffenen  Bestimmungen  werden  anfgehobcn. 

31  Die  Innungs- Krankenkassen  haben  ihre  Statuten  gemäfs  den  Vorschriften 
dt-s  §  90  dieses  GoM-t/e?  r.u  andern.  Falls  die->  !)innen  einer  von  der  .\ufsichts- 
behfirde  zu  bestimmenden  I"ri!>t  nicht  t;>  schii  lit,  so  können  sie,  soweit  nicht  die  Be- 
stimmungen des  i{  lool  Anwendung  linden,  gc:>chloäsen  werden. 

4j  Tritt  an  Stelle  einer  beim  Inkrafttreten  dieses  Gesetzes  einem  InnimgBsnft» 
schnfs  oder  bmvu^verband  angehörigcn  Innung  eine  Zwangsinnmig,  so  wird  sie  bis 
zur  andcrweiten  BeschUifsfassung  der  buumgsvenaromlung  näX  allen  Rcdhten  und 
Verbindlichkeiten  Mitglied  des  Buiungsausschussrs  oder  Innungtverbandes. 

Artikel  7. 

Gem-rrbetreihendi-,  welch.-  bei  Eriafs  des  Gesetzes  I^hrlinge  hallen^  sind  be* 
rcchlij^'t.  die  L«-hrlin^e  .'iu>/v;leliren. 

Aul  Personen,  welche  beim  Inkrafttreten  dieser  Bestimmungen  das  siebzehnte 
Lebensjahr  vollendet  haben,  findet  §  129  Absatz  i  des  Artikels  s  mit  der  lifafsgaba 
Anwcndtmg,  dafs  denselben  die  Befugnis  zur  Anleitung  von  LehrUngcn  ancb  dann 
zusteht«  wenn  sie  nur  eine  zweijihrige  Lehrzeit  zurtldcgelrgt  haben. 

Die  untere  Verwaltungsbehörde  ist  berugt,  Peraonen,  welche  den  Vonnssetzungen 
des  Absatz  2  nicht  entsprechen,  die  T'.efugnis  zur  Anleitung  von  Lehrlingen  zu  verleihen. 

Di'-  I  andcs-Zentralhehörde  kann  für  ein/eine  Crrwerb«-  oder  Zweige  eines  Ge- 
w.  rVie^  iK  stiiHnien,  iUilN  den  im  Absatz  2  l)e/..  iclnieten  I'er-oiien  die  lUtugiüs  zur 
Anleitung  von  Lehrlingen  auch  dann  zu-steht,  wenn  sie  eine  kürzere  als  zweijährige 
Lehneit  zurückgelegt  haben. 
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Aitikd  8. 

Wer  beim  InkntAtreten  dieser  Bearimnwmgca  ein  Geweibe  selbitiadtg  betreibt^ 
Ist  befugt,  den  M^istcrtttd  (Artikel  2  133)  zu  flüircn,  wenn  er  in  diesem  Gewerbe 
die  Befognts  znr  Anleitang  von  Lehrlingen  besitst 

Artikel  9. 

Dieses  Geaet*  tritt,  soweit  es  sich  am  die  za  seiner  DnidifUinnig  erforderlichen 
IJafsnahmcQ  handelt.  ><>rort  in  Kraft. 

r)er  Zeitpunkt,  mit  welchem  das  Geseti  im  übrigen  ganz  oder  teilweise  in 
Kraft  tritt,  wild  durch  Kaiserliche  Verordnung  mit  Zustimmung  des  Bundesrats 

be&limmt. 
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Gesetz  vom  5.  Dezember  1896, 0 

wodureh  «inig«  Bestammungen  des  OeMtses  vom  3.  Desember  z863  R.O.BL 
Nr.  io5)^  iMtraffnid  dio  RaftdnBf  d«r  Hrtmatvwhlltnto— ^  «bfaliidtrt  «wdao. 

Mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  Reichsistes  finde  Ich  aniuordnen,  wie  folgt: 

Artikel  I. 

I^i«  S§  S,  9  und  lO  dci  Gesetzes  vom  3.  Dezember  1863,  R.G.B1.  Xr.  io$, 
betreflcad  die  Regelung  der  Heimatverhlltnine*  werden  hiermit  anfgehoben  und 
haben  nn  deren  Stelle  nacbfolgende  Bestimmungen  «n  treten: 

I  I.   Das  Heimatrecbt  wird  durch  ausdrltcfcliche  Aufnahme  in  den  Heimat* 

verband  erwür!)-  ii. 

ß  2.    Die  au^Uckliclio  Aufnalime  in  den  Ileimatverband  kann  von  der  Aafcut- 

Iialtv^'rmeind»-  detii'onifjen  österreit iu-<rh<n  St.nt-bfirgcr  nicht  versag  wert! ■  11.  wrlcli.-r 
n.ii  li  I  rl.iii^;t<  r  I  i;^.  iiberechtijrimj;  durch  2ehn  il  r  Hrwfrhung  um  das  Ilcimatretzht 
vorausgehende  Jahre  sich  freiwillig  und  ununterbroclien  m  der  Gemeinde  auf- 
gehalten hat. 

Wird  der  Attfe&thalt  in  einer  Gemeinde  unter  Vmstladcn  begonnen,  durch 
welche  dn  freiwilliger  Aufenthalt  ausgeschlossen  ist,  so  b^inat  der  Lanf  der  lefan- 
Shrigen  Frist  erst  mit  dem  Tage,  an  welchem  diese  Umstfinde  anfgchöxt  haben. 
Treten  solche  Umstihide  erst  nach  Beginn  des  Aufenthaltes  ein,  so  ruht  wibread 

ihrer  Dauer  der  f-auf  der  zehnjährigen  Frist. 

Durch  fr-  iwilliges  Auf;^-  l><  ii  iL ■^  Aufenthaltes  in  der  Gemeinde  wird  die  be- 
gonnene zehnjährige  Auten(halt.sirist  unterbrochen.  Als  eine  L'nterbrechunjr  d'--; 
Aufenthaltes  wird  jedoch  eine  freiwilüpe  Kntfernung  nicht  angesehen,  wenn  au>  den 
Umstäudcu,  unter  welchen  sie  erltilgt,  die  Absicht  erhellt,  den  Autentlialt  beizu- 
behalten. 

■ 

Die  in  einer  Gemeinde  begonnene  Ertitsung  de»  Heimatrechtes  wird  durch 
eine  lediglich  infolge  der  ErfttUnng  der  gesetzlichen  Wehrpflicht  bedingte  Abwesen- 
heit weder  gehemmt  noch  unterbrochen.  Dagegen  ruht  während  der  Dauer  einer 
anderweitigen  unfreiwilligen  Abwesenheit  der  Lauf  der  cdmjShnIgen  FrisL 

\'gl.  zur  Beurteilung  des  Gesetzes  die  Abhandlung  von  Dr.  Josef  Redlich, 
das  österrcidiische  Heimatndit  und  seine  Reform,  b.  S49  ^g-  dieses  Baadra. 
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Gesetz  vom  5.  Dezember  1896,  die  Aendcrung  der  Heioiatverhältnisse.  ^ 


Der  Bewerber  dwf  feiner  «<br«ad  der  iiettgesetitien  AufeBÜialtainst  der  ttffent' 

|ichi*n  A rm envcrsorgTing  nicht  anheimfallen.  Di<'  H-^frciung  vom  Schulgelde  binsiebt- 
lich  der  eine  Schule  besuchenden  Kinder,  sowie  der  Genufs  eines  Stipendiums,  end- 
lich eine  nur  v(  >nil)<  rgehend  gewährte  Luteraliitzang  sind  nicht  ak  Altte  der  Annen- 
versorgung anzusehen. 

§  3.  Zur  Geltendmachung  des  inGemäfsheit  des  2  d!e<;ps  Gcsftxes  erworbenen 
Anspruches  auf  die  ausdrückliche  Aufnalinu-  in  den  lI<  iniatv.  rhaiKl  sind  niclit  blufs 
der  Anspruchsberccbügtc  selbst,  beziehungsweise  sein«-  Nachfolger  im  I U imatrechte, 
das  lieifst  jene  Pcnoaett,  welche  gcmftft  der  Bcatiittniungen  der  ^  6,  7,  u,  la  und 
IS.dct  Geaetse«  vom  ^  Dexember  1863,  R.G.B1.  Nr.  105,  ihr  Heimttrecht  tob 
jene»  dei  Aa^umchsbereehtigten  ableiten,  Mmdem  -aiich  die  bisherige  Heinurtgenieindet 
■nd  frlla  es  nch  an  eine»  Heimattoeen  bandelt^  jene  Gemeinde  berechtigt,  weldier 
der  HeinAtiose  auf  Gnind  der  Bestimmnttgcn  dci  HL  Abcchnittes  den  Heinatgesetiet 
angewiesen  wordi-n  ist. 

Eine  jidr-  Grineinde  j<*t  verpflichtet,  von  der  anf  Gnind  de««  §  i  oder  2  er- 
folgt'-n  Aiiin.ihnic  einer  Person  in  den  Heimatverbaad  die  bisherige  Hcimatgemeinde 
241  vetbtülidigcn. 

4.  Hat  ein  österreichischer  Staatsbürger  >t  iiii  n  Aufenthalt  in  dt  r  Gemeinde, 
in  welcher  er  gemäf»  2  dickes  Gesetzes  den  Anspruch  auf  .-Vuliuiime  in  den 
Heimatverband  derselben  erworben  bat,  aufgegeben  oder  das  Gebiet  der  Gemeinde 
unfreiwillig  verlassen,  «o  kann  dieser  Ansprach  von  dem  Berechtigten  selbst  oder 
seinen  Nachfolger  im  Hcimatrecbte  nur  binnen  zwri  Jahren,  von  dessen  Heimat« 

« 

gemeinde  dagegen  binnen  Ittnf  Jahren  nadi  dem  Aufhören  des  Aufenöialtes  in  der 

Gemeinde  geltend  gemacht  werden. 

Die  in  Gemafsheit  der  2,  3  und  4  einzubringenden  Gesuche  zur  Geltend- 
machung des  Anspruches  'auf  ausdrückliche  Aufnahme  in  den  Heimatverband  sind 

ai»  gebülirenirei  zu  behandeln. 

§  ^.  .\H>länd'r  und  P«-rson<"ii.  dtT.n  '^ta-it^^hilrpfr^rhaft  nicht  nachweisbar  ist, 
erlangen  unter  di  u  im  <  2  1.  stj^>  ~<  tzti  11  dinj^ungca  den  .\usj)nich  auf  Zusichernnj; 
der  Aufnahme  in  den  Heimatverband  einer  österreichischen  Gemcmde  i  die  Aufnahme 
wird  jedoch  erst  dann  wirksam,  wenn  die  Betreffenden  das  österreichische  Staats- 
bfirgerrecht  erlangt  haben. 

§  6.  Wenn  die  Avfentbaltügcmeinde  es  unterÜtfst,  über  den  geltend  gemachten 
Anspruch  auf  die  Auihahroe  in  den  Heimatveiband  (|§  3,  3  und  4),  besiehungsweise 
die  Znaichcrung  desselben  5)  innerhalb  einer  Frist  von  sechs  Monaten,  von  der 
Einbringung  des  Ansprodisgesoeiies  an  gerechnet,  su  entscheiden,  flUlt  die  Entschei- 
dung der  vorf^'-sctzten  politischen  Behörde  zu. 

Dieselbe  Behörde  entsclieidet  im  Falle  der  Ik-rufung,  wenn  die  Aufnahme  in 
den  Heimatverband,  beziehungsweise  die  Zusichenmp  d«Ts.'ll>efi  in  il-  n  Frillen  der 
2  bis  4,  beziehungsweise  5,  von  der  .VufenthalLsgcmeinde  verweigert  wui.le. 

^  7.  Aiifsff  den  in  den  2  4,  heziohunjrsweise  ^  bezeichneten  l  ülleu 
entscheidet  über  .\nsurben  um  aii>druckliclie  Aufnahme  in  den  Heimatveiband  mit 
Ausscblufs  jeder  Berufung  die  Gemeinde. 
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f  8.  Die  Aufhabme  in  den  Heimatverband  darf  weder  auf  etne  bnrtmmt» 
Zeit  beschrinkt,  noch  unter  einer  den  gesetzlidiett  Folgen  des  Heinmtredites  ab- 
bSglicben  Bedingung  erteilt  werden. 

Jede  soldie  iSeschrSnkmig  oder  Bedingons  i^  nichtig  und  als  nicht  beigeseot 

an  brtrachton. 

<).  Zur  F  inlülirung  einer  Gcbtilir  lür  dir  trciwillif^r  Aufn.ilimc  in  däi 
Heimatverband,  sowie  zur  Erhöhung  solcher  Gebühren  ist  ein  Landesgesetx  er* 
forderlich. 

Dieie  Gebühren  liaben  in  die  Gemelnddmae  elnsiiAie£Mn. 

Fitr  die  Anfhahne  in  den  Heimatverband^  weldie  auf  Grand  der  Bestunmaigaa 
der  §9  2  U«  4  dieses  Geseties  erfolgt,  darf  eine  Gebflhr  nicht  erhoben  werden. 

§  lO.  Definitiv  angestellte  Hof-,  Staats-,  Lande**,  Gemeinde-,  Bediiwtg- 
tretugs-  nnd  öfTentliche  Fonds- Beamte  und  Diener,  Geistliche  und  öfTentUche  Lek^ 
personen,  endlich  die  k.  k.  Notare  erlangen  mit  dem  .\ntritte  ihres  Amtes  das 
Heimatrecht  in  der  Gemeinde,  in  welcher  denselben  ihr  ständiger  Amtssitz  ange* 
wiesen  wurde. 

Artikel  II. 

I>i<  st  s  (itNft/,  tritt  mit  ilrni   Tu^,'.-        Kundmachung  in  Wirk^amkcit- 
Uci  Bcgimi  des  Lautes  der  im  Artikel  I,  §  2  festgesetzten  Fristen  wird  auf 
den  I.  Jänner  1891  festgesetzt. 

Artikel  III. 

Mit  dem  \'ulkuge  dieses  Gesetzes  bt  mein  Minister  des  Innern  beauftragt. 
Wien,  am  5.  Deaembor  1896. 

Fraoa  Joseph  m.  p. 

Baden!  m.  p» 
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LITTER  ATUR. 

Vam  dtr  £orghi- Aaehin,  jR„  Prof.  Dr.:  D/€  Haftpflicht  der 
gewerblichen  Unternehmer  m  Deutichland,  —  Berlin  1897. 
Siemenroth  &  Troachel.  8".  50  S* 

Der  dentsche  Haftpflicht'Schutzverband  wandte  sich  im  Herbst  1895 
mit  dem  Eisiidien  an  die  gewerblichen  Benifageno^enschaften,  über  die 
Regrefef&He  auf  Grund  der  Paragraphen  96 — 98  der  Unfallversichenmgs* 

Gesetzes  vom  6.  Juli  1884  und  den  entsprechenden  Bestimmungen  der 
anderen  Unfallversirhenings-Gesetze  in  den  Jahren  rSS<>  bis  1804  auf 
oinrin  Fragebogen  /u  berichten  und  ferner  ihre  Mitglieder  zur  Ausfiillnng 
eines  anderen  Fragebogens  über  die  in  derselben  Zeil  in  ihren  Betrieben 
vorgekommenen  Haftpflichtlalle  aufzufordern.  Die  Ergebnisse  dieser 
Erhebung  behandelt  die  vorliegende  Schrift  im  Auftrage  des  Vo-bandes. 

Das  beim  Verbände  eingelaufene  Material  war  nur  recht  lückenhaft. 
Nur  50  Betursgenossenschaften  hatten  die  für  sie  bestimmten  Fragebogen 
auqgeftUh,  und  nur  r6  Beruftg^ossenschaften  hatten  die  Fragebogen  für 
die  Unternehmer  an  diese  versandt  und  zwar  in  14000  Exemplaren,  von 
denen  nicht  ganz  10000  in  brauchbarer  Form  ausgefüllt  zurückkamen. 
Der  Verfasser  hat  aus  diesem  Material  eine  ganze  Reihe  von  Tabellen 
zusammengestellt,  die  aber  wenig  Interesse  beanspruchen  dürfen,  da  eben 
den  Zahlen  jeder  exakt  statistische  Wert  abgeht  —  worüber  sich  der 
Verfasser  selbst  natürlich  auch  vollständig  klar  ist.  Voik  allgemeinem 
Interesse  sind  nur  zwei  Eigebnbse,  die  mit  hinreichender  Sicherheit  aus 
der  Erhebung  hervorgehen. 

Erstens  lasse»  die  Mitteilungen  der  Berulsgenossensdiaften  erkennen^ 
da£s  die  Genossenschaftsvorstände  von  ihrem  Recht,  Regrefsansprüche 
gegen  einzelne  Genossenschaftsmitglieder  (Unternehmer  ),  deren  Angestellte 
und  dritte  Personen  zu  erheben,  nur  verhältnisraäfsig  sehr  wenig  O- 
brauch  machen.  In  einigermafsen  ins  Gewicht  fallendem  Umfange  thun 
das  nur  die  Baugewerks-Herufsgenossenschaften,  die  Berichte  eingesandt 
haben,  sowie  die  Tiefbau-,  die  Steinbruclis-,  die  Ziegelei-,  die  Brauerei- 
imd  MäUerei-  und  die  Strafsenbahn-Berufsgenosscnschaft,  die  beiden  zu- 
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letzt  genantiten  auch  nur  gegen  dritte  Personen.  Da  anzunehmen  ist. 
dafs  die  l'eruf'Hgenossenschaften,  die  den  Fragebogen  nicht  ausgefüllt 
haben,  auch  \(jn  dem  Rcprcfsrcrht  selten  oder  gar  nicht  Gebrauch  ge- 
macht haben,  so  kaaia  diese:»  Kesultai  alü  ziemlich  zuverla^ig  gelten  — 
zumal  dalür  auch  noch  manche  innere  Gründe  ^rechen,  auf  die  hier 
nicht  weiter  eingegangen  werden  soll. 

Sodann  ergiebt  die  Erhebung,  dafs  das  Risiko  der  Haftpfficht- Ver- 
sicherungsgesellschaften im  Vergleich  zu  den  von  ihnen  erhobenen 
Prämien  sehr  gering  ist  oder  mit  anderen  Worten,  dafs  die  Gesellschaften 
mit  der  Haftpflichtversicherung  bisher  im  Durchschnitt  ein  ganz  vorzüg- 
liches (leschaft  gemaclit  haben.  V.  d.  IJorghl  heret  hnet  aus  den  ihm 
zur  Verfugung  stehenden  Zahlen,  dafs  die  Prämien  nach  den  X'erhält- 
nissen  der  Jahre  1889 — 1894  durchschnittlich  um  mehr  aU  50  "  „  höher 
gewesen  sind  als  die  Entschidigungslarten  und  VervialtnngsVos^  au> 
sanunen.  Hieraach  werden  in  der  That  die  VersidterungmeseUschaften 
künftig  ihre  Prämien  erniedrigen  mUsseUi  falls  sie  nicht  etwa  aus  anderem 
cinwandsfreien  Material  nachweisen  köimeni  dals  die  Borghtschen  Auf- 
stellungen unzulreflfend  ^^ind. 

Die  Belastung  der  Unternehmer  als  Gesamtheit  durch  die  Haft- 
pthcht  fällt  natürlich,  wenn  man  sie  mit  der  Belastung  durch  die  Unfall- 
versicherung vergleicht,  nicht  sehr  ins  Gewicht  —  was  nicht  ausschliefet, 
dafs  der  emseine  durch  einen  nicht  durdi  Versidierung  gedeckten  Haft- 
pflichtfall  auf  das  härteste  getroflen  werden  kann.  V.  d.  Borght  schliefst 
daraus,  dafs  es  »di  empj^hte,.  die  ganze  noch  bestehende  Haftpflicht 
durch  die  ßenifsgenossenschaften  mit .  zu  decken  und  die  Haftung  der 
Unternehmer  der  Ijerufsgcnossenschaft  gegenüber  fortfallen  /u  lassen, 
soweit  es  sicii  ni<  lit  um  vorsatzlich  herbeigeftihrte  l'nfälle  handelt.  Weiter 
entwickelt  wird  difi,cr  (iedanke  Jedo(  h  in  der  vorliegenden  Schrift  nicht, 
so  daf-,  hier  nii  ht  der  Ort  isi,  darauf  näher  einzugehen. 

Be  rl  in- G  r.- Lichter  fei  de.  E.  LANGE.. 


Sou.siers,  Faul  de,  Le  Trade  Unionisme  en  Angkierrt,  (Biblio* 
thique  du  Mus^c  Social.)    Parts  1S96.    8  ^. 

Dieses  Buch  ist  das  Resultat  einer  Studienreise,  die  im  Herbst  1895 
von  vier  Studenten  des  Musee  Social  unter  I^eitung  des  Herrn  de  Rou^ers 

unternommen  worden  ist.  Se»  hs  wichtige  Grup])cn  organisierter  Arbeiter 
bildeten  dm  Gegenstand  ihrer  Studien,  und  die  Herren  de  Carbonnei, 
Festy,  Fleury  und  Wilhelm  behandeln  in  je  einer  Abhandlung  die 
Gewerkvercine  der  Textilindustrie,  der  Dockarbeiter,  der  Maschinenbau- 
und  Schiffbau-Gewerbe  und  Kohlenbergleute  Grolstyritaimiens.  Von 
Herrn  de  Rousiers  selbst  stammen  die  Einleitung,  wovin  die  bei  diesen 
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Studien  beotMuditete  Methode  beschrieben  wird,  und  die  Kapiiel  Aber 

die  Baugewerbe  und  Landarbeiter ;  auch  lassen  sich  wohl  die  Erörterungen 
über  die  Zukunft  der  gewerkschaftlichen  Bewegung  auf  ihn  surückführen. 
Die  Kosten  der  Mis^^inn  wurde  von  dem  Must'e  Social  getragen,  welches 
damit  einigen  seiner  iiotlniingsvollsten  Studenten  einen  Einblick  in 
englische  Industrieverhaltnisse  und  eine  Uebung  in  selbständiger  Unter- 
suchung gewähren  wollte.  Da  ihr  Aufenthalt  nur  zwei  Monate  währte, 
und  sie  mit  den  Schwierigkeiten,  die  ans  der  Fremdheit  der  Sprache 
und  des  Landes  erwuchsen,  sa  rechnen  hatten,  Uefs  sidi  natürlich  nicht 
erwarten,  dafs  sie  in  alle  Winkel  des  von  ihnen  durchfi^rschten  Gebietes 
gelangten.  So  erklärt  es  sich,  dafe  sich  in  dem  Buche  eine  grofse  Zahl 
geringfügiger  Irrtümer  und  sogar  einreine  grobe  Mifsverständnisse  über 
die  allgemeine  Hedeulung  dt-r  hL-obarhteteii  Tiiüts.K  hen  linden.  Aber 
im  allgemeinen  müssen  wir  ihnen  das  Lüh  iolJeiJ.  (lafs  sie  einen  sehr 
tebaren  und  /.icuilich  genauen  Bericht  von  einem  leile  der  gewerk- 
schafUichen  Bewegung  Groftbritanniens  zustande  gebracht  haben. 

Eine  eingehende  Kritik  des  ganxen  Budies  würde  zu  viel  Raum 
beanspruchen.  Ich  werde  mich  daher  auf  eine  allgemeine  Beurtdlung 
und  die  Hervorhebung  einzelner  Irrtümer  beschrftaken.  Da  ist  es  denn 
in  erster  Linie  bemerkenswert,  in  wie  allgemeiner  Weise  sich  diese 
Schriftsteller  den  St  hlufsfolgerungen  angeschlossen  haben,  zu  denen  Mr. 
und  Mrs.  Wehl)  m  ihrer  (Icschichtc  der  englischen  Gewerkvereinc  gelangt 
sind.  So  bekennt  sii  h  Herr  dt-  Rousiers  (S.  7 — 8)  ganz  zu  der  Ansirlit, 
dafs  die  Kntstehung  der  uiodenien  ( lewerkvereine  mit  der  Entwitkclung 
der  Grofsindustrie  zusammenhänge ,  die  es  mit  ihrem  Bedürfnis  grofser 
Kapitalien  den  besten  Arbeitern  selbst  unmöglich  macht,  sich  zu  der 
Stellung  des  Unternehmers  emporzuringen.  Andererseits  hatte  ich  seme 
Behauptung  (S.  11)  für  falsch ,  dafs  der  thatsädiüche  Ursprung  der 
englischen  Gewerkvereine  sich  auf  die  Bildung  von  Kommissionen  zur 
Schlichtung  gewerblicher  Streitigkeiten  rtirtirkführen  lasse.  .Annehmbarer 
scheint  mir  die  -Ansicht  zu  sein,  die  an<  h  von  Untersuthnngen,  die  seit 
dem  Erscheinen  de«;  Webbsrhen  Buches  angestellt  sind,  bestätigt  wird, 
dafs  die  Gewerkvereine  sich  aus  jenen  Gewerbe-,  Kranken-  und  Hitfs' 
vereinen  entwickelt  haben,  die  so  früh  von  den  englischen  Handwerkern 
gebildet  wurden.  Vortieffliche  Beispiele  dieser  Entwickelung  bietet  das 
Schnetdergewerbe  in  London,  Dublin  und  anderen  Städten,  die  sich  in 
dem  Werke  finden:  Select  Documents  illustiating  the  History  of  Trade 
Unionism  in  the  Tailoring  Trade  (herausgegeben  von  F  W  Calton, 
London  1896,  80).  Dagegen  bin  irh  ganz  der  Ansicht  Herrn  de  Kousiers, 
wt-nn  er  in  dem  Kapitel  uher  die  Baugewt^rbe  (S.  44^  behauptet,  dais 
keui  anderer  Zusammenhang  als  in  der  Erscheinung  und  der  äufseren 
Form  zwischen  den  mittelalterlichen  Gilden  und  den  modernen  Gewerk- 
vereinen  besteht    Die  Gilden  umfafsten,  wie  er  mit  Recht  feststellt, 
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eiM  ganz  andere  Klasse  von  Menschen,  die  sie  lür  gans  andere  Zwecke 

ala  die  der  modernen  Gewericvereine  ofgonLsierte. 

Herr  de  Rousiers  ist  einer  der  ersten  Schriftsteller,  die  die  Hedeu- 
tiine^  der  Gewerkvereine  im  öftentlichen  Leihen  Knglands  würdigen.  Nach 
der  Ansicht  dos  englischen  Pul,)likums  bilden  die  Gewerkvereine  die 
alleinige  Arbeiterpartei  des  Landes.  Es  könnte  niemand  als  Arbeitet« 
Kandidat  für  das  Parlament,  den  Magistrat  oder  ftir  andere  Verwaltung»- 
körper  mit  der  geringsten  Aussicht  auf  Erfolg  aufgestellt  werden,  der 
nidit  ifgend  einem  anerkannten  Gewerkvereine  ab  Mitglied  angehöit 
Seine  Erklärung  findet  dieser  Umstand  darin,  dafs,  wie  Herr  de  Rousiers 
(S.  40)  bemerkt,  in  allen  Gewerben  die  besten,  zuverlässigsten  und  acht- 
barsten  1  ci^c  Mitglieder  der  betreffenden  Gewerkvereine  sind.  Als 
Grund  hierlur  liihit  er  in  dem  Kapitel  über  die  Baugewerbe  die  That- 
Sache  an ,  dals  grolse  und  rcgelmäfsige  Zahlungen  aus  den  Mitteln  des 
W'ochenlohnes,  um  sich  gegen  die  Not  der  Zeiten  zu  schützen,  schon  an 
sich  selbst  mehr  als  normale  Voraussicht  und  Einsicht  voiaussetaen. 

Dem  Kapitel,  in  dem  Herr  de  Rousiers  die  Landarbeiter  behandelt, 
kann  ich  tmgeteiltes  Lob  spenden,  obschon  sich  die  Verhältnisse,  die  er 
beschreibt,  sehr  verändert  haben.  Sämtliche  Gewelkvereine  dieser  Ar- 
beiterj  auf  die  er  sich  bezieht,  haben  sich  ohne  eine  einzige  Ausnahme 
aufgelöst.  Dieses  Schicksal  ist  wahrscheinlich  grofsenteils  denselben  Ur- 
sachen zuzuschreiben,  die  im  Jahre  1895  für  die  Schwäche  dieser 
Vereine  verantwortlich  gemacht  wurden.  Er  sowohl  wie  andere,  die 
Über  diese  Frage  gesclmeben  iuhea,  wiesen  auf  die  minderwertige  Per- 
sönlichkeit dieser  Arbeiter  hin  und  auf  die  Thatsache,  daJs  ihre  Ftthrer 
fast  immer  anderen  Berufen  ai^hören,  wie  den  der  getemten  Arbeiter 
und  der  Schriftsteller. 

Die  Ar1)eit  des  Herrn  Festy  ül)er  tlie  nockurlieiter  ist  vorzüglich. 
Mit  Recht  erklärt  er  ihre  niedrige  Lebenshaltung,  wie  es  Charles  Booth 
in  seinem  Life  and  T-abour  of  the  People  in  Ivondon,  von  ihm  gethan 
hat,  aus  der  ubergrolsen  Unregehnäfsigkeit  ihrer  Beschättigung.  Dagegen 
ist  die  Arbeit  des  Herrn  Wilhelm  Uber  die  Kohlenbeigleute  weniger  ge- 
lungen  und  von  einer  Anzahl  Irrtümer  entstellt 

Anstatt  eins  der  grofsen  Kohlenfelder,  in  welchen  alle  Arbeiter  in 
einem  Grafschaftsverein  organisiert  sind,  zum  Gegenstand  seiner  Behende 
lang  zu  machen,  hat  er  Staffordshire  ausgewählt,  ein  Gebiet,  d.Ls  4  oder 
5  einzelne  kleine  Ortsvereine  enthält  und  keineswegs  einen  lypisciien 
Fall  darstellt.  Auch  gelingt  es  ihm  nicht,  die  etwas  verwickelten  Be- 
ziehimgen  klar  ausenKinder;£Uhetzen,  die  zwischen  den  Ortsveremen,  den 
Distriktsverbänden  und  dem  Nationalverbande  Gro&l»itannteitt  bestäieiL 
Intümlich  ist  seine  Behauptung  (S.  3x9),  dafe  der  erste  Na^onalverband 
der  englisdien  Bergleute  im  Jahre  1863  gegründet  sei;  denn  es 
schon  einen  solchen,  wenn  auch  von  kurzer  Kxistenz,  im  Jahre  184S. 
Durchaus  irrtümlich  ist  auch  seine  Behauptung  (S.  218),  dafs  in  einigen 
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Orten,  die  Taatinen-»  oder  mit  GewinikverteQiing  verbundenen  Kranken- 
kassen die  Gewinne  ihrer  günstigen  Jahre  ihrem  Vorstand  in  die  Tasche 
stecken.  Die  Gewinne  weiden  jährlidi  in  unparteiischer  Weise  tinter 
ihre  Mitglieder  verteilt 

Herr  Fleury  hat  in  seino*  Arbeit  Über  das  Maschinenbau-  Und 
Schiffbau-Gewerbe  eine  ira  ganzen  tüchtige  Arbeit  geliefert.  Aber  er 
irrt  sich  (S.  24  O ,  wenn  er  von  den  Kesselarbeitem  und  Fisensrhiff- 
bauem  behauptet,  dafs  ihre  ganze  Arbeit  nach  dem  Stuck  ^'clohni  wird. 
Alle  neue  Arbeit,  die  sicli  nach  bestimmten  Preisen  kla^ihzieren  läfst, 
wird  nach  dem  Siutk  be/ahlt.  Aber  bei  Reparatur  arbeiten,  die  eine 
derartige  Klaasifikatbn  nicht  zulassen,  wtiide  der  Stücklohn  eine  Rück- 
kdv  zu  dem  individuellen  Arbeitsvertrag  bedeuten;  die  Arbeiter  lehnen 
ihn  daher  in  diesem  Falle  ab  ond  bestehen  auf  dem  Zeitlohn.  Dafs 
der  ^wand  der  Masdiinenbauer  gegen  den  Stücklohn  auf  demselben 
Prinzip  beruht,  bat  er  gleichfalls  nicht  einzusehen  vermocht.  Ein  giofser 
Teil  ihrer  Arbeit  läfst  sich  nicht  in  Preislisten  klassifizieren,  und  aus 
diesem  Gntnde  entspringt  der  Widerstand  der  Arbeiter  gegen  den  Stück- 
lohn. Denn  die  Arbeiter  bestehen,  wie  Mr.  und  Mrs.  Webb')  |;e/.cict 
haben,  nicht  so  sehr  auf  dieser  oder  jener  Art  der  Lohnzahlung ,  als 
auf  der  Elrbaltuag  des  kollektiven  Arbcit^ivertrags.  In  allen  Fällen,  wo 
der  Stücklohn  die  Erhaltung  dieses  Schutzmittels  gefährden  und  eine 
Rückkehr  su  dem  individuellen  Arbeitsvertrag  bewirken  würde,  wird  er 
von  den  Arbeitern  hartnäckig  bekämpft,  und  so  allein  erklärt  sich  der 
Widerstand,  welchen  die  Maschinenbauer  gegen  den  Stücklohn  er- 
heben. 

Herrn  Fleurys  Beschreibung  der  „Ortsexekutive"  der  K t  sselarbeiter 
und  der  Eisenschiff haucr  (S.  235  6)  und  sein  Ausdruck  der  Verwun- 
derung, den  er  darüber  eini)findet ,  sind  jetzt  hinfäUip:  geworden.  Im 
Jahre  i8g6  wurde  diese  Einrichtung  abgcschaüt .  und  der  Verein  wird 
jetzt  von  einer  Repräsentativkommis^ion  verwaltet,  die  von  der  Gesamt- 
heit der  in  7  gleiche  Wahldistrikte  eingeteilten  Mitglieder  gewählt  wird. 

Die  Arbeit  des  Herrn  de  Carbonnel  ist  nach  einem  etwas  ver« 
sdiiedenen  und  umfassenderen  Plan  gearbatet.  Sie  ist  vortreflTlich,  aber 
auch  nicht  firei  von  Irrtümern  und  auch  wohl  nicht  von  einigem  Vor- 
urteil. Wir  möchten  z.  B.  gern  erfahren,  wer  die  törichten  „Neu"- 
Gewerkvereinler  sind  (S.  31a),  die  den  Verband  der  Baumwollspinner 
beschuldigt  haben  sollen ,  nichts  als  ein  Hilfskassen-Verein  zu  sein. 
Dieser  Ausspruch  beruht  wohl  auf  einem  Vorurteil  gegen  dip  .,Np»i"- 
Gewerkvereinler,  von  denen  keiner  ein  derartiges  l'rt(  il  viber  die  mäch- 
tigste und  thatkrätugste  (Gewerkschaft  des  Landc^  tallcn  wiirde.  Der 
Verfasser  legt  auch  dem  angeblichen  Einflufs  der  politischen  und  reli- 
giösen Unterschiede,  welche  der  gewerkschaftlichen  Entwicklung  in  Irland 
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im  Wege  stehen  sollen,  eis  su  groises  Geincht  bei  Hätte  er  die  Auf- 
sätze seiner  Freunde  gelesen,  so  wQrde  er  gefunden  haben,  dafs  dieselben, 
den  Fortschritt  hemmenden,  Voraussetzungen  in  Schottland  und  Wales 

bestehen.  Es  zeigt  eben  die  keltische  Bevölkerung  Grofsbritanniens» 
wie  s(hon  viele  Schriftsteller  bemerkt  haben,  weniger  Organiäatioiis6ihig> 
keit  al-s  die  übrige. 

Der  erste  Teil  des  von  Herrn  de  Rousiers  verfafsten  Schlufskapitels 
besteht  in  eineni  Angriff  auf  die  neuen  Gewerkvereine,  die  Sonslislen 
und  die  Independent  Labour  Party  im  besonderen,  soweit  sie  ffir  die 
gewerkschaftliche  Bewegung  in  Betracht  kommt  £s  wflie  besser  ge- 
wesen ihn  fortzulassen;  da  er  von  einem  starken  Vorurteil  gegen  diese 
Gruppen  der  .Arbeiterwelt  getragen  ist.  Amh  zeigt  der  Verfasser  darin 
einen  :niff;i  11  enden  Man«:el  nn  Verständnis  für  die  wahre  Bedeutung  des 
Kauiptc»  zwischen  jenni  Gruppen  »ind  den  Führern  der  alten  Gewerk- 
vereine, der  sich  in  dem  Coup  dciat  dieser  Führer  aul  dem  Gewerk- 
vereins-Kongrefs  zu  CardiflT  in  189S  zuspitzte.  Jener  Kampf  war  zum 
grofsen  Teil  ein  persönliches  Ringen  um  Erfolg  /wischen  den  einzelnen 
Führern  der  Gewerkvereins^Gruppen  —  eine  Thatsache,  die  Herr 
de  Rousiers  ganz  tilicrsrhen  hat.  F„s  wiirde  wohl  kaum  ein  einsichtiger 
Beobachter  in  England  mit  ihm  übereinstimmen,  wenn  er  über  die  da- 
mals  vorgenommene  Aendenine  der  Konjjrefsvcrfn^snnfr  ein  günstiges 
Urteil  abgieht.  F.s  ist  jedenfalls  keine  venninnige  i'ohük,  von  einer  rein 
beratenden  Körperschaft  irgend  eine  (iruppe  aus/.uschliefscn ,  welche 
die  Debatte  irgend  wie  bereichem  könnte,  und  die  neue  Verordnung, 
dafs  die  Gewerkvereine  Uber  eine  ihrer  Mitgliederzahl  entq>recbeDde 
Sttmraenzahl  verfügen  sollen,  giebt  den  Kongrefs  in  die  Gewalt  der  zwei 
oder  drei  grofsen  Organisationen,  wie  der  Verbände  der  Bergleute  und 
der  vereinigten  Textilarbeiter.  Diese  werden  kaum  einen  Mifsbraucfa 
ihrer  Gewalt  vermeiden  können,  wodurch  die  Unzufriedenheit  der  kleineren 
Vereine  erregt  werden  wird 

Der  letzte  Teil  dieses  Si  hliifs Kapitels  enthält  jedoch  eine  ausgezeich- 
nete Würdigung  der  wahren  Bedeutung  und  Stellung  der  xN'atioual  Free 
I^bour  Association,  jener  Scheinorganisation,  die  vorgeblich  vefsuc^t  hat, 
die  Feinde  der  gewerkschaftlidien  Bewegung  zu  sammeln.  Herr 
de  Rousiers  wohnte  dem  sogenannten  Kongrefs  dieser  Clkiue  in  New« 
Castle  1895  bei,  und  er  täuscht  sich  nicht  über  ihren  Wert.  Ich  kann 
nicht  umhin,  sein  darül>er  gelälltes  Schlufsurteil  anzuführen :  ,,F.n  sommc 
la  parodfe  d'tm  C'nn'jrc^.  plutöt  d  un  Con^Te«?  vrrifrilile  voila  re  <iui 
frappe  <lc  suite  le  >\>ri  intcir  Du  restc,  ]irrs()iine  dans  les  tribimes 
publique»;  la  nianuestation  n  est  pas  prise  au  serieux.'* 

London.  F.  W.  GALTON. 
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losenvcrsiclicrung.  Besprochen  von  Dr.  £mil  HofmaNN  in 
Stettfurt  (Schweiz)  S12 


Der  Hamburger  Strike  von  1896  97. 

Von 

l'ROF.  Dr.  FERDIN  AND  TÖNNIES 
in  Hambnig. 

Auf  die  sozial[)oliti>rho  Windstille  der  letzten  Jahre  \m  Deutschen 
Reiche  ist  der  grofse  Hafcnstrike  wie  ein  brauscjidcr  W  irbelwind 
gefolfjt.  Die  Deutunj^  solcher  X'ori^än^e  fällt  noch  immer  in  erster 
IJnie  den  Intert >sciiten,  d.  h.  politischen  Troglodyten  anheini,  und 
diese  machten  künstlichen  Donner  niul  lilitz,  um  die  Vorstellunt^  zu 
erre«jen,  dais  ein  (iewilter  ausijehrochen  sei.  Ks  ist  ihnen,  trotz  des 
lieifalles  von  Staatsmännern  und  I'virsten,  nicht  gelunj^cn,  einen  zwar 
grofsen,  aber  harmlosen  Streit  um  Lohn-  und  Arbcitsbedinj^un^^en 
auch  nur  in  ein  revolutionäres  Wetterleuchten  zu  verwandeln.  Ge- 
sinnung und  X'erhalten  der  beteiligten  Arbeiterschaft  gab  den  elek- 
trischen Funken  nicht  her.  Aber  gelungen  ist,  das  Urteil  Unkundiger 
in  weitem  Umfange  zu  verderben,  iiiische  Gesichtspunkte  hinein- 
zutragen, dem  auf  Kosten  des  gemeinen  Wohles  errungenen  ökono- 
mischen Siege  ein  politisches  Lustrc  zu  verleihen.  Da  die  Wirkungen 
.«•otcher  Entstellung  in  zukünftige  ähnliche  Käui)>fe  und  in  die  Dis- 
kussion der  wichtigsten  sozialen  Angelegenheiten  sich  verzweigen, 
,so  ist  es  um  so  mehr  angezeigt,  eine  aktenmäfsige  Dar- 
stellung der  Thatsachen  den  bewufeten  und  unbewufsten  Ver- 
wimmgen  entgegenzusetzen.  Indem  wir  daher  auf  die  früheren  Mit* 
teilungen  uns  zurtickbeziehen,  worin  die  Voraussetzungen  dieser  tief- 
greifenden Begebenheiten  enthalten  sind'),  mögen  diese  selber  nun- 

')  V^;!.  meine  .Vbliandlung  HalVnarWiter  und  Sfolcutf  in  Ilamlmrf;  vor  dem 
Strik.*  1896/97  in  (li.  N.  ni  Archiv,  \Ul.  X,  S.  I7J  f^.  Diese  Ayih.in.ÜTinp  wird  hier 
mit  drr  Abkör/iui^^  1-11.  bezeichnet  werden,  ebenso  die  benutzten  I  ageszeitungen : 
Hamburg«  r  lio  .i!s  H.  K.  un<l  Ilamburgisclier  Correspondent  als  H.  C.  Kemer  be- 
zeichnet L.  die  in  dicjicm  Arciiiv,  Bd.  X,  S.  490  fr.  an^jcicigtc  Schrift  von  Lcgien. 
Archiv  tür  tot.  GcieUgebuaf  u.  Swtittik.  X.  4S 
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mehr  in  ihrem  ganzen  näheren  Zufiammenhange  entrollt  werden. 
Und  zwar  sollen  in  einem  ersten  Abschnitte  die  Vorstadien 
und  die  Genesi»  des  Streites  geschildert  werden:  Bewegungen 
und  Verhandlungen,  die  dem  An  !>ruclK'  vorangingen,  Ansiörse  und 
Anlässe  zu  <1lm>  cntsclieideiideii  Beschlüssen  gegeben  haben.  Der 
zweite  Abscliiiitt  sodann,  das  Mittel-  uikI  Pfauptstück,  soll  die  (ie» 
schichte  des  Ausstaiides  vom  Anfange  M>  zum  Kndc  nach  seinen', 
äulseren  Verlaufe  und  seinen  näclisten  i'olj^cn  berichten,  wobei  die 
Einteilung  in  mehrere  Akte  durch  tief  einsdineidende  Erei^niix-c 
von  selber  sicli  ergeben  wird;  daran  knüpft  sich  eine  Charakteristik 
seiner  „inneren"  (iesciiichte,  wo  geleistete  Hilfe  und  ^Geleisteter 
Widerstand  in  l-raf^c  kommen:  nl-o  werden  Wir  auch  die  Reflexe, 
die  flcr  Strike  in  der  ötTcntlichen  Meinung  geworfen  liat,  in  Kürze 
betrachten;  ferner  aber  die  wirtschaftlichen,  ))oliti>r1ien  und  mora- 
lischen \Virkun}^en,  die  ihm  zuzuschreiben  sintl,  anzudeuten  x  t- rsuclieii. 
Im  dritten  Abschnitte  endlich  werden  wir  die  IVtrachtuii'^eii  un  1 
Sehl  n  r^fol^'eru  n^'en  darle;^en,  zu  denen  wir  uns  durch  dieser: 
wirtschaftlichen  Knmiif  und  durch  üa.s  Verhalten  der  Kämpfer  in 
ihm  aufgefordert  fühlen. 

{•'ür  <\:\<  \'erständnis  des  ^'rnf^cti  Strike>  ist  es  notwendi-^,  dit* 
Aulmerk-anik«  Ii   auf  zwei  an  sich  unbedeutetide  und  un^ewohnhch 
kurze   Arbeilsein  tt  Ihinj^en   zu  richten,  die  ihm  unmittelbar,  d.  Ii. 
durch  weni;^e  Wochen  \o\\  einander  und  von  ihm  «getrennt,  eoraus- 
{^in^en  und  von  bevorzuj^ten  (iruj»|»cn  der  leilemlen  Arbeiterkate- 
j^orie    —  der  Schauerleute  —  als  reine  [ .ohnbewe<^un^en  nul  \oll- 
konunenen  l^rfol^'cn  durch^^eführt  wurden.    Heide  (rrupiu-n  traten 
in  den  allti;!. memen  Strike   der  Seliauerii  ule,   h.lu^)l^ächllell.  uni  die 
Solidarität  lu  l>ethätigen,  w  ieder  ein,  abei'  auch  um  ilem  ( in imken 
Ausdruck   zu   sieben,    worüber   sie   mit  der   (iesauitheit  eiriinuli^, 
waren,  dals  die  Hafenarbeit,  aulser  und  über  aller  Lohnfra^c,  tief- 
greifender allgemeiner  Reformen,  insonderheit  enerj^ischer  Re^^ulii  i'unji 
der  Arbeitszeiten,  aufs  drin^entlste  bedürfe.    Ferner  ist  dabei  im 
Auge  zu  behalten,  dafs  jene  Gruppen  nicht  beruflich  geschieden 
sind  von  der  übrigen  Schaucnnannsarbeit,  sondern  dals  ein  häufiger 
Wechsel  und  UcbcrJ^^uli,'  innerhalb  der  Gesamtheit  stattfindet,  s>o- 
wett  denn  diese  selber  als  ein  Ganzes  betrachtet  werden  kann. 

Die  beiden  (iruppen,  von  denen  wir  reden,  und  deren  Arbeits- 
verhältnisse früher  (s.  F.-H.  S.  185^186)  in  Kürze  charakterisiert 
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wui  ilcn,  >ind  die  K  o  Ii  1  c  n  s  c  h  a  u  e  r  I  c  u  t  r  und  die  gleich  üineti 
rei^a  Imätsii;  in  Akkord  arbeitenden  Löscher  der  Getreidcschittc 
(auch  Iv  ( >  I  i\  a  k  k  u  rd ar  b  c  i  i c  r  genaiinl). 

In  beiden  I ,ohnbewefjungc!i,  die  fast  ganz  im  stillen  verliefen, 
handelt  es  ^.ich  —  es  ist  wichtij;,  dies  zu  btnicrken  —  um  die 
Zurückerobcrung  eines  Terrains,  das  wenige  Jahre  zuvor  \erloren 
war;  eigentlich  gesprochen  um  die  Wiederherstellung  von  Akkord- 
lohnsätzen,  die  von  den  Unternehmern  mit  dem  Rückgange  der 
Konjunktur  seit  l8^  zu  Ungunsten  der  Arbeiter  aufgehoben  d.  h. 
niedergedrückt  waren. 

Der  Strike  der  erstercn  (der  „schwarzen  Schauerleute")  fand  am 
la  September  1896  statt,  er  dauerte  nur  diesen  einen  Tag  oder 
streng  genommen  nur  2  Stunden.  Ihm  lagen  folgende  Tatsachen 
zu  Grunde:  Am  14.  Juli  1889  —  wir  eigänzen  hier  unsere  früheren 
Mitteilungen  zur  Vorgeschichte  des  Strikes  (F.-H.  S.  218)  —  war 
auch  ein  Tarif  für  Handbetrieb  und  Dainpflietrieb  beim  Entlöscben 
der  Kohlendanipfcr  \■o\^  den  beteiligten  Arbeitern  au%eätellt  und 
auf  gütliche  Weise  durcht^csi  tzt  worden,  der,  was  den  (mehr  und 
mehr  abkommenden)  Handbetrieb  angeht,  noch  nicht  die  alten 
Normen  wieder  erreichte,  die  zu  Anfang  der  70  er  Jahre  In  der 
Courant  -  Münze  gültig  waren;  von  den  vereinbarten  Sätzen  ,,für 
I)ampn>etrieb"  aber  wurden  die  wichtigsten  schtjn  im  l'^ebruar  1892 
durch  die  Im|)i)rtcure  reduziert ;  nämlich  diejenigen  lür  Xufskohlen 
])er  tveel  ein  englisches  Mals  a  20  Tonnen)  zu  29O  Hektoliter  ge- 
rechnet und  für  Mull-  und  (jaskohlen  per  Keel  (ä  270  Hektoliter), 
von  12  Mk.  auf  lO  Mk.  50,  eine  Reduktion  von  12','2  ;  ebenso  war 
der  Satz  fiir  Cokes  und  Cinder  per  Keel,  290  I  (ekiuliler,  von  14  Mk. 
anf  12  Mk.  60  IT.,  also  uin  15  lier.ibgc.sclzt  worden.  Eine  Abwelir 
war  bei  der  damaligen  raschen  X  erschlechtcrung  des  Geschäftes 
aussichtslos,  wurde  auch  nicht  versucht.  Kein  Wunder  aber,  dals 
in  solchem  Falle  der  Gedanke,-  wenigstens  auf  den  früheren  Stand- 
punkt der  Lebenshaltung  zurückzukehren,  nicht  zur  Ruhe  kommt. 
Im  Sommer  1892  wäre  schon  ein  Versuch  unternommen  worden, 
wenn  nicht  der  Ausbruch  der  Cholera  alle  solche  Bestrebungen 
gelähmt  hatte;  noch  lange  nachher  war  die  Arbeiterschaft  darüber 
einverstanden,  ihre  Forderungen  um  der  allgemeinen  Kalamität 
willen  ruhen  zu  lassen.  Erst  der  neue  Au&chwung  des  Geschäftes 
im  Jahre  1895  machte  die  Wünsche  wieder  lebhafter,  die  Hoffnungen 
thatiger;  inzwischen  war  aber  die  Organisation  stark  zurückgegangen, 
deren  Häupter  wiesen  immer  wieder  darauf  hin,  dafs  eine  gehörige 
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Rüstung  notwendig:  sei,  um  in  eine  Lohnbewegung  ein/  itf  n. 
Diese  Mahnun<::en  waren  nicht  ganz  fruchtlos:  die  MitgUecL»chaft 
Altona  c\c>  X'erbandes  der  Hafenarbeiter,  deren  Starke  die  meist  in 
dieser  Naclibarstadt  wohnen<Icn  schwarzen  Schauerleute  bildeten, 
(erst  1896  kam  eine  Scktioa  der  Altonaer  Ewerfiihrer  dazu)  hatte 
im  Jahre  1894  nur  Mk.  518,86  durch  Eintritts-  und  Beitragsmarken 
erhoben,  im  Jahre  1895  hob  sich  diese  Summe  auf  Mk.  1012,35; 
diese  Steigun^f  setzte  sich  schon  in  der  ersten  Hälfte  1896  fort,  so 
dals  die  Einnahmen  vom  i.  Januar  bis  30.  Juni  Mk.  665,60  ^^egen 
Mk.  386  des  Vorjahres  betrugen.*)  dlcichwohl  hhcl)  selbst  initL-r 
diesen  besserbezahlton  ,\rbcitcrn  die  OrL^nniNntion  noch  zu  <ch\v.icli, 
um  auch  nur  an  dit-  Spitze  der  Lohnbcwt-t^uui;  zu  treten,  die  \ 
mehr  ebenso  -starken  Boden  in  der  unorganisierten  Mehrheit  hatte. 
Dazu  lialf  aber  noch  ein  äulscrer  .'Knstofs,  den  der  X'iT-uch 
einer  Kohlcniniport-l-'irma  ;^'ali,  von  neuem  den  Lohn  zu  verringern; 
indem  sie  sich  weigerte  das  „Ucbcrnials"  zu  bezahlen.  Die  Arbeiter 
Iten  einmuti^^  zii.sammen;  eine  Deputation,  die  .sie  entsandten, 
wurde  ;ib^e\viescn.  Aber  am  AbencU"  desselben  Tages  (18.  Juni 
18961  erschienen  ilcr  Stauer  und  ein  \'ertrelcr  der  Firma  im  Ver- 
kehrslokal der  Arbeiter  und  erklärten,  dafs  der  Lohn  nach  bisheriger 
Weise  gezahlt  werden  .solle.  Dieser  so  geringfügige  wie  charakte- 
ristische X'nrfall  bewirkte,  dals  eine  Vcrsanuulung  der  Kohlenarbeiter 
\'on  Haniburi^^-Altfina,  die  seit  lange  nicht  stattgefunden  hatte,  auf 
<lcn  24.  Jufii  einberufen  wurde;  in  dieser  Versammlung  erörterten 
mehrere  Redner  die  vorerwähnte  Entwicklung  des  Lohntarifs  seit 
den  "Oer  Jahren;  es  wurde  eine  Kommission  von  7  Personen  er- 
wählt, die  sich  mit  den  Kollegen  anderer  Betriebe  in  Verbindung 
setzen  sollte;  die  Versammlung  war  hauptsächlich  von  solchen 
besucht,  die  sich  durch  jenen  Vorfall  unmittelbar  bedroht  geflihlt 
hatten  und  nun  erkannten,  dafs  es  gelte  von  der  Verteidigung  zum 
Angriflfe  überzugehen.  Die  Kommission  arbeitete  einen  neuen  I^n* 
tarif  aus.  Sie  verzichtete  auf  eine  volle  Wiederherstellung  des 
Tarifs  von  1889^  Hefs  vielmehr  die  reduzierten  Hauptsätze  (im 
Dampfbetriebe)  bestehen  und  forderte  nur  fiir  einzelne  Kohlenarten, 
in  denen  die  Arbeit  schwieriger  und  langsamer  vor  sich  geht,  eine 
gunstigere  Festsetzung,  so  (ur  Candlekohlen  eine  Erhöhui^  von 
Mk.  16.90  auf  Mk.  l9.8oproKeel.  Sodann  aber  wird  verlangt,  dals„sämt* 


')  Komspondensblatt  C&r  den  Verfawid  der  Hafcwubeiter  Dentschlaiids  Jwniar 
1895  und  JuMMT  1896. 
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liehe  Kohlen,  die  gemessen  werden,  nach  ausj^eliefertem  Mals  zu 
zahlen  sind"  (es  ergiebt  sich  infolge  verscliiedener  Me>.sungspraxis 
reii^elmärsig  ein  Mehr  <Tfe!^enüber  dem  von  Imgland  aus  angesehenen 
yuiuitum).  Endlich  wird  die  wichtige  licstimmung  eingeschaltet; 
„sobald  die  Schitfe  nicht  unmittelbar  am  Platze  liegen,  hat  der  be- 
treffende Arbeiti^aber  für  uul iiL^fcltliche  Beförderung  an  und  von 
Bord  zu  sorgen;  ebenfalls  zu  der  Mittagspause".  Dieser  neue  Tarif 
wurde  von  einer  stark  besuchten  Versammlung  am  1 5.  Juli  be 
schlössen,  dies  führte  zu  wochenlangen  Verhandlungen  mit  den  Stauern 
und  Kohlcnimporteuren,  bts  am  la  September,  nachdem  abends 
vx>rher  in  einer  neuen  Veraammlung  das  negative  Efgebnis  mitgeteilt 
war^  die  Einstellung  der  Arbeit  erfolgte;  es  verging  aber  kaum  der 
Vormittag,  samtliche  KohlenschifTe  ruhten,  da  erfolgte  Bewilligung 
des  Tarife  durch  die  Leiter  der  Firmen.  Dieser  rasche  Erfolg  trug 
dazu  bei,  den  Gedanken  einer  allgemeinen  Lohnbewegung  und  die 
Meinung,  dsJs  isolche  durch  die  Lage  des  Rbedergeschäftes  gerecht- 
fertigt werd^  unter  den  Schauerleuten  auszubreiten. 

Auch  der  andere  kleine  Partialstrike  hatte  seine  besondere  Vor 
geschichte.  Zu  Anfai^  April  1894  versuchte  ein  neu  etablierter 
Stauer  der  Firma  R*  Stoman  jr.,  den  bisherigen  Modus  der  Korn- 
Akkordarbeit  umzuwälzen,  der  darin  bestand,  da(s  das  Ijöschen 
zum  Satze  von  50  PC  pro  englischen  Ton,  Hafer  ä  60  Pf.  geschah, 
wobei  der  Stauer  pro  Ton  einen  Gewinn  von  10  Pfl  erzielt  Andere 
Stauer  unterbietend  wollte  er  die  Arbeiter  in  Tagelohn  fiir  4,50  bis 
5  Mk.  annehmen.  Eine  Versammlung  von  ca.  1500  Schauerleuten 
erhob  am  X2.  April  Protest  dagegen;  man  wies  darauf  hin,  dafs 
Stellvertreter  bei  dieser  Arbeit  mindestens  6  Mk.  Tagelohn  von  den 
Akkordarbeitem  selber  erhielten;  sämtliche  Redner  betonten,  „dafs 
unsere  Lage,  die  an  sich  schon  trostlos  genug  sei,  nicht  von  uns 
selbst  noch  trostlosei  gestaltet  werden  dürfe,  indem  wir  eine  der 
lohnendsten  Akkordarbeiten  für  einen  Hungerlohn  annähmen.'* 
Am  9.  Mai  wurde,  nach  dem  schon  eine  zweite  St^merürma  dem 
X'orgehen  gefolgt  war,  die  Sperre  über  das  Haus  Sloirfan  jr.  ver- 
hängt; am  17.  stellten  diese  Makler  das  Gebot,  die  Akkordarbeit 
zum  Satze  von  40  Pf.  pro  Ton  wiederherzustellen.  Es  faiiden  Ver- 
handlungen statt,  die  Arbeiter\'ertreter  wurden  belehrt,  dal's  von 
auswärtigen  Rhedereien  (die  das  Haus  als  Maklerfirma  vertritt) 
,4mmerwährende  Klagen  über  zu  hohe  ii>hne  in  Hamburg"  ein- 
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liefen;  tlic  Finna  selluT  verdictn-  nur  lOO  Mk.  an  einem  Scliiüc,  sie 
aj)}>cllierc  an  das  Mit^^rfühl  der  .Arhciter;  diese  er\vi<lerten,  wenn 
sie  tlie  Arbeit  zu  dem  uni  20*^  „  erniedricrtef\  Akkordsatz  annahmen, 
so  inülsten  sie  ihren  l  iauen  und  Kiiuh  rii  das  waiine  Essen  ent- 
ziehen. ')  Am  26.  erklärte  der  zuerst  ^^Lnannte  Stauer,  nicht  mehr 
auf  dem  i  a-ciohn  zu  bestehen,  sondern  45  l*f.  pro  Ton  zu  be- 
willigen, für  Nachtarbeit  bis  10  Uhr  2  Mtc  (anstatt  vrie  bisher  5  Mk.) 
ganze  Nacht  4  (anstatt  6  Mk.)»  Sonnti^sarbcit  5  Mk.  Es  meldeten 
sich  viele  Schauerleute,  die  für  diese  Preise  die  Arbeit  aufnehmen 
wollten.  Andere  Stauer  schlössen  mit  gleichem  Erfolge  sich  an; 
eine  Versammlung  der  Arbeiter  hob  am  19.  Juni  die  Sperre  auf. 
Die  Versammlung  erklärte,  dafs  die  mangelhafte  Organisation  der 
Schauerleute  zu  beklagen  sei  und  versprach,  (lir  eine  bessere  Organi- 
sation wirken  zu  wollen. 

Die  F*irma  Rob,  M.  Sloman  jr.  rühmte  sich  in  einem  Rund- 
schreiben vom  25.  Juni,  das  im  englischen  Schiffahrts-Wochcnblatle 
„Fairplay"  abgedruckt  wurde,  das  errungenen  Sieges,  wodurch  sie  den 
bisherigen  Lohnsatz,  den  sie  „als  nicht  niedrig  genug  erachtete", 
hcrabzudrücken  vermocht  habe.  In  Xrbciterkreisen  wurde  der 
„Fünfpfennig-Sieg"  noch  lange  mit  Bitterkeit  kommentiert. 

\'on  den  Kornakkordarbeitern  gehörten  die  x  orwärt'^slrebcnden 
meist  dem  lokalen  Vereine  der  Schauerleute  von  1892  an;  und  als 
im  September  1896  ( retreideschiffe  in  grofser  Zahl  den  Hafen  er- 
reichten und  die  l'^rachten  rapide  stiegen  —  10  Sli.  pro  Ton  er- 
zielten die  Rheder  mehr  als  bisher  — ,  da  i^aii  der  Verein  die 
ParoK    aus:  wir  müssen  unsere  5  l^fennig  wii<Kr  gcwiiuien.  Am 

28.  September  stelltet)  45  (1;uil;(  a  7  Mann  auf  iS  Dampfern  <lic 
Arbeit  ein  dies  gcsciiah  ohne  vorausgegangene  Versammlung, 
allein  auf  Verabredung;  eine  Kommission  wurde  gewählt,  mit  den 
Stauern  zu  verhandeln.  Am  Abend  desselben  Tages  fand  eine 
Versammlung  statt  und  beschlofs  den  alten  Tarif  wiederherzustellen ; 
auch  solle  nicht  mehr  nach  englischen  Tons  k  1016  sondern  nach 
deutschen  Tons  k  1000  Kilogramm  gerechnet  werden.   Schon  am 

29.  abends  konnte  in  einer  neuen  Versammlung  berichtet  werden, 
dafs  6  Stauer,  denen  sich  der  7.  bald  anschliefsen  mufste,  die  For- 
derungen bewilligt  hatten;  am  30.  wurde  die  Arbeit  wieder  auf- 
genommen. .Am  selben  Tage  erreichten  auch  die  Kornakkord- 
arbeiter der  Hamburg-Amerika-Linie,  die  seit  lange  nach  anderem 
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Modus  entlohnt  wurden,  eine  Verbessenii^  ihres  Tarifs;  die  Gänge» 
die  hier  nur  aus  4  Mann  bestanden,  wurden  auf  5  Manu  erh5ht 

Die  beiden  erfolgreichen  Vorstrikes,  besonders  aber  der  zuletzt 
erwähnte  „glänzende  Sieg",  erhöhten  die  Stimmung  unter  den 
Schauerleuten  insgesamt  und  befestigten  bei  den  „Tagelöhnern"  oder 
„Stückgutarbeitern"  die  Vorstellung  und  Hoffnung,  dafe  nun  auch  ein« 
mal  fiir  sie  etwas  abfallen  möge.  Zum  Lokalverein,  der  bis  dahin  etwa 
70  Mitglieder  zahlte,  meldeten  sich  um  diese  Zeit  (von  Ende  Sep> 
teniber  bis  Mitte  November)  etwa  170  neue  Mitglieder.  Auch  der 
Verband  nahm  zu,  wenn  auch  die  vibritjen  Sekliom  n  mehr  als  die 
der  Schauerleute.  Eine  nicht  geringe  Wirkung  darauf  hatte  aber 
auch  —  wovon  wir  schleich  berichten  werden  —  die  unbeabsichtigte 
Af^itation,  die  inzwischen  von  der  Hamburger  Polizeibehörde  zu 
Gunsten  der  Arbeiterorganisationen  entfaltet  wurde. 

Noch  im  Januar  hatte  ein  .Aufruf  tler  oiganisierten  an  die  nicht 
organisierten  Hafenarbeiter,  obglcicli  in  sehr  eindritigHcher,  auf  die 
gewissesten  Thatsachen  sich  berufefulcr  Sprache  abgefafst,  geringe 
Wirkung  gehabt.  Ks  hief^  darin:  „dafs  tlie  Lac,a*  der  Hnfciiarhciter 
keine  IxMieiflenswerte  ist,  wird  woM  ein  jeder  der  mit  der  1  lafcn- 
arbeit  nur  etwas  vertraut  ist,  zuj^rh^  ii  müsst-ii.  Schwere,  aufrcilirnde 
.Arbeit,  fast  unglaubHch  nicih  igc,  in  \  cr^c  liiciK  lu-  Kla^sen  zerfallende 
Löhne  d»'cr  ist  auch  an  die  (inipiK  11  der  Kchselrriiitger,  .Schiffsreiniger 
u.  s.  w.  getlaclit),  eine  bis  aufs  IiTtch^te  ausgedehnte  tägliche  Arbeits- 
zeit, eine  u'enig  humane  HeliaudluuL^  wird  eucii  .Arbeitern  oft  zu 
teil,  kurz  und  i^ul,  als  (ieschüpfc  2.  Klasse  werdet  ihr  behandelt. 
Dabei  habt  ihr  stets  das  Gespenst  der  Arbcitlosigkeit  hinter  euch, 
das  euch  immer  wieder  zu  den  erl»nnlich.stcn  Bedingungen  an  die 
Arbeit  treibt"  Ueber  die  Ausnutzung  der  jungen  kraft  igen  Leute, 
welche  recht  schuften  können,  die  Zurücksetzung  der  älteren 
Kollegen  wird  dann  Klage  geföhrt  „Da  wird  dann  von  euch  ge- 
wettert und  geflucht,  dals  es  euch  so  schlecht  geht  und  die  Ver- 
hältnisse doch  gar  so  jämmerlich  sind.  Aber  irgendwelche  Be- 
strebungen zur  Besserung  eurer  I^e  macht  ihr  nicht  • . .  ja,  werden 
viele  von  euch  sagen,  das  wissen  wir  auch,  aber  unser  Arbeit- 
geber, der  leidet  es  nicht,  dafs  wir  dem  Verband  betreten,  bekommt 
der  es  zu  wissen,  so  fliegen  wir  ohne  Gnade  aufs  Stralsenpflaster."  *) 
Die  Arbcitlosigkeit  war  um  diese  Zeit  trotz  des  milden  Winters 
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aulserordentlich  stark :  am  *2a  Januar  suchte  eine  Spediteurfirma  am 
Hafen  einen  kräftigen  Hausknecht  für  den  Wochenlohn  von  i8  Mk.; 
etwa  300  Personen  hatten  sich  eingefunden ;  der  Andrang  wurde  so 
stark,  dafs  schliefslich  Schutdeute  die  Passs^e  freihalten  mufsten. 

Ucbrigens  hatte  der  X'crband  der  Halenarbeiter  in  diesem,  wie 
in  dem  vorherrschenden  Jahre,  mit  mehreren  Angelegenheiten  liäufig 
sich  zu  bescl)äftigen,  von  denen  wir  die  beiden  wichtigsten,  als  in  den 
gröbsten  und  am  meisten  notorischen  Uebehi  wurzelnd,  bereits  er- 
wähnt haben  (F.-H.  S.  222):  nämUch  l)  die  Frage  des  Hafen- 
inspektorats.  Wir  wi^«c^  wie  diese  mit  der  Regelung  der  ArbeiLs- 
7xit  und  mit  der  Unfallvcrliiitiin<'^  eng  verknüpft  ist.  Auf  der  3. 
ordentlichen  (ieneralvcrsammiuii;^  des  Wrbandes,  die  ain  19.  Juli 
in  Bremen  tngte,  wurde  beschlossen,  auf  das  nächste  Jahr  einen 
Kongrefs  aller  in  und  an  der  Schlflahrl  beteiligten  Arbeiter  ein- 
zuberufen und  eine  provisorische  Konmiisäiun  dafiir  ernannt.  Diese 
machte  im  Oktober  eine  Tagesordnung  bekannt,  und  ^^tcUte  „die 
Regelung  der  Arbeitszeit  in  den  verschiedenen  Berufen"  an  ilie  Spitze, 
dann  folgte  die  hiiifülnung  staatlicher  Hafcninspektorcu  und  zum 
dritten  das  Unlallversicheraugsgcsetz. Inbezug  auf  das  letztere  war 
schon  zu  Ende  1895  eine  Petition  an  den  Reichstag  gesandt  worden, 
dahin  gehend,  es  mochten  Unfälle,  die  jetzt  von  den  Verwaltuagsbe* 
hörden  als  nicht  unter  §  i  fallend  erachtet  würden,  darunter  einbe- 
zogen, und  demnach  Almtz  IV  des  §  69  abgdtndert  werden.  Eine  Ver- 
sammlung von  Speicherarbeitem  am  it.  März  klagte  über  unleidliche 
Zustände  im  und  am  Freihafengebiet  und  wies  auf  die  Notwend^keit 
eines  Hafeninspektors  hin,  die  jüngst  wieder  durch  2  toüiche  Un- 
glücksfalle am  Quai  sei  vor  Ai^en  gefuhrt  worden.  2}  In  betreff 
der  Arbeitsvermittelung,  die  als  Punkt  5  auf  die  Tages- 
ordnung des  Kongresses  gesetzt  wurde,  fand  am  17.  Januar  1896 
eine  allgemeine  HafenarbeiterA'ersammlung  statt:  obgleich  der  Re- 
ferent, ein  Redakteur  des  Hamburger  Echo,  ebenso  wie  der  \'or- 
sitzende  des  Verbandes,  rieten,  das  Nachweisburcau  der  Patriotischen 
Gesellschaft  ein.stweilen  anzuerkennen  und  für  die  X'erbesserung  des- 
.selben  Sorge  zu  tragen,  so  fand  doch  eine  Resolution  Annahme, 
welche  ein  stai\tlic!i  gehandhahtes  Institut  forderte,  das  auch  die  Ar- 
beitgeber verptliclite,  (he  Arl)eiter  dort  /.u  eiUnehmen  —  es  hatte  aulcr 
dem  Mangel  einer  ik.stiiiiinuiig  für  den  l  all  von  Arljcitsein.stellungen, 
besonders  ein  l'aragraph  der  Geschäftsordnung  im  Entwürfe  der 
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Patriotischen  Gesellschaft  Anstois  gegeben»  worin  bestimrot  wurde, 
dafs  jedem  Arbeitgeber»  soweit  es  möglich  sei,  »»eine  den  Bedarf 
übersteigende  Zahl  Arbeitsuchender  zugeführt  werden  solle"»  aus 
der  ihm  die  Auswahl  zustehe.  Auch  eine  Mi^lieder\'ersammlung  des 
I^kal^Treins  der  Schauerleute  sprach  am  14.  Februar  im  Prinzip 
iur  das  Nachweisinstitut,  aber  mit  Entschiedenheit  gegen  solche  Be- 
stimmungen sich  aus.  3)  Die  dritte  Sache»  die  viele  Aufregung  während 
des  Jahres  hervorrief,  war  die  Absicht  des  Senats,  den  Handel  mit 
Lebensmitteln  im  Hafen  gänzlich  zu  untersagen;  als  (irund  dafiir 
wurde  u.  a.  ein  kriniinalpoli/Liiicher  geltend  gemacht,  da  es  \'or- 
gckommcn  sei,  dafs  diese  fliegenden  Händler  al^  !)ei  den 

nicht  seltenen  Diebstählen  an  Schiflfsgut  und  als  Sclimuggler  ge- 
dient hätten.  Die  Arbeiter,  in  eincin  sehr  unmittelbaren  Interesse 
betrf>ffen,  erklärten  in  einer  nin  2  1.  Juni  beschln^iscncn  Hingnhe  nn 
die  Bürgerschaft,  dals  hei  der  jctzit^cn  weiten  l-.iitfcrnung  der  Ar- 
beit*:stättcn  und  bei  der  so  oli  unbe>timnUe[i  Dauer  iler  Schiffsarbeit, 
jene  leichteste  (ielegenhcit  der  \'ersorgung  mit  1  ebensfiiitteln  un- 
entbehrlich sei.  Un<l  der  Hamburgische  Corrcapond«  !il  urteilt«^ 
(26.  hniii,  tials  e<  wii  klich  keine  übel  angebr.ichte  Sympathie  für  dii- 
sogenaniuen  fliegenden  Krüger  sei ,  die  der  so  lebhaften  .Agitation 
fiir  Freigabe  jenes  Handels  zu  Grunde  liege,  vielmehr  lasse  das 
dringende  Bedürfnis  nach  irgend  einer  Einrichtung  für  Ertjuickung 
durch  Speise  und  Trank  auf  dem  Arbeitsplätze  selber  sich  kaum 
verkennen.  In  der  „Bürgerschaft*'  ist  Entscheidung  über  diese  Be* 
schränkung  des  Detail-Freihandcls  (in  einer  Stadt»  fiir  die  der  Frei« 
handel  en  gros  ein  Heiligtum  bedeutet)  noch  nicht  gefallen. 

Man  sieht»  dals  es  durchaus  konkrete  und  praktische  Interessen 
waren,  die  sowohl  das  Gros  der  Hafenarbeiter  als  den  mit  grotscr 
Nüchternheit  seinen  Au%aben  sich  widmenden  Verband  in  Anspruch 
nahmen.  Dazwischen  laufen  aber  immer  neue  Klagen  über  die  un- 
genügende und  laue  Teilnahme  an  der  Organisation.  Bcsoiidcnt 
wurde  als  Hemmnis  die  durch  ijcrsonliche  Zwistigkeiten  vcr- 
.schärftc  Abneigung  des  Lokalvereins  der  Schaucrleutc,  sich  dem 
Zemralvcrbande  anzuschltelsen »  empfunden.  Die  Beschickung  der 
Generalversammlung,  wozu  er  aufgefordert  war,  lehnte  tlieser  X'oreiti 
ab;  es  wurde  gegen  die  Zentralisation  eingewandt,  eventuell  mülslen 
bei  eintretenden  .Strikes  sämtliche  Branchen  striken ;  da  dies  nicht 
möglich,  so  sei  die  Zentralisation  eit;  Pnding.  Dagegi  n  maclile 
der  V  ertreter  des  Verbandes  geilend,  duM  i  iiabe  <ich  die  Am  ikennung 
der  BchördcJi  und  dca  Vereins  der  Rheder  in  vollem  Maliic  er- 
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worben.      Zugleich  wollte  er  offenbar  sagen,  was  sonst  oft  gesagt 

wurde,  da&  die  Organisation  iiichi  der  Anl)ahiiuiiij,  sondern  der 
Verhütun^^  von  Slrikcs  wesenllicli  dienen  solle.  Inzwischen  lialte 
der  sichtliche  Aufscliwung  iles  I-Vachtgeschäftes  die  Knipfindung 
„daüs  etwas  'geschehen  müsse"  den  breiten  Schichten  niit«^eteilt ;  die 
Gegner  des  Verbandes  klaj^ten  dessen  Bedenklichkeit  als  IJLshigkcit 
an;  seine  I'ührer  nnd  Freunde  hiefsen  eine  (ieletrcnheit  willkonnnen, 
die  der  Ori^anisation,  wie  sie  meinten,  zu  Lernte  kommen  wrrde. 
Diese  (ieiej^enheit  bot  die  \<:::ttaiionüreiüe  der  Engländer  loai  Mann 
und  Wilson  nach  dem  Koiuim  nt. 

Tom  Mann  „fine  iK  r  aii/.ii  hciul>t!  n  i  Icstalten  in  (lei  new- 
unionistisclicn  Bt  \v<*«:fung')/*  war  (hn  ch  scnu  i\rfahrunüfen  al>  rrä-^icicnt 
der  Dockers  L  nion  1889  1S92,  und  (hnch  O^rlwälircndc  Hc-tib.ichluni; 
der  Zustände  des  Londoner  Ilaicns,  /.u  der  L'eberzcugung  gekommen, 
dal's  wegen  des  Wetteifers  der  europäischen  Welthäfcn  um  billige 
Spesen,  und  wegen  ihrer  gegenseitigen  Hilfe  bei  lokalen  Aus- 
ständen ,  nur  durch  internationale  Organisation  dauernde 
Verbesserungen  fiir  Hafenarbeiter  und  Seeleute  erreichbar  seien. 
Kinmal  davon  erfüllt,  hat  er  mit  Feuereifer  der  Proi>aganda  dieses 
Gedankens  sich  gewidmet.  Ihm  zur  Seite  steht,  besonders  (ur  die 
Organisation  der  Seefahrer  thätig,  der  liberale  Abgeordnete  J.  Ha- 
velock Wilson.  Xachdem  es  den  beiden  Männern  und  ihrem  Stabe  ge> 
lungen  war,  die  seit  1889  zurücl^gangenen  Seemanns-  und  Hafen- 
arbeiter-Vereine wieder  zu  starken,  erhoben  sie  die  internationale 
Föderation  zu  ihrem  Programm.  Der  Gedanke  wird  durch  Natur 
und  Herkommen  des  Seewesens  begünstigt;  die  Sd/Vt^ts  and  Firtmttis 
Union  hatte  schon  ihre  Sekretäre  in  ausländischen  Hafenplätzen,  auch 
in  Hambui  L;;  lebhafter  Wrkehr  entwickelte  sich  mit  Holland,  wo  im 
Mai  ein  Abwchrstrike  der  Docker  zu  Rotterdam  durch  ein  ener- 
gisches Kingreifen  Wilsons  und  des  Herausgebern  der  „Seamen^s  Chro- 
nicle"^  u^ewonnen  wurde;  mit  nnilercn  Plätzen  wurde  KorresjiOTKlenz 
angeknüpft;  so  skeptisch  man  auch,  wenigstens  in  Dcui:>ciikuul, 
über  reale  RpfK  utuni^  und  walirscheinüchc  l'.rlolge  eines  nur  in  den 
losesten  I-Ornu'ii  nu")''liclicn,  ult^'ichsani  \()lkt-'rrechtlichen  V'erhäitnisses 
zwischen  den  nalx  inalcn  \ Crbänden  tlachtc  —  zumal  da  man  innner 
eingedenk  w.ir,  für  die  nationale  Or^ani.s.iiiDu  /.u  tluui 

übrig  blieb  und  wie  sehwach  diese  auch  in  England  noch  war  und  ist. 
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trotz  t  inc.s  ^cvvi>scii  Scheines/  den  in  dieser  Hinsicht  die  Ixitcr  dort 
zu  entfalten  pflegen,  —  .so  war  doch  eine  Vcrslüüdi|^un-^  uhnall  will- 
kommen. Toni  Mann  beschlofs,  im  Wreine  mit  Wilson,  lüf  den 
(icilaiikfii  ciiie^  »ulchcii  Hiindni.s.sc>  aiit  dem  Koiitiiiculc  Slinmiun^ 
zu  machen;  nächste  X'eranlassung  il.izu  bot  der  Wunsch,  dir  1  ai^c 
der  neu^csliflctcn  Zweige  der  Seemaiinsunion,  ihr  X  crhällnis  zu  den 
Behörden,  Konsulaten  u.  s.  \v.  zu  prüfen.  Der  nächste  Erfolg  oder 
Mifserfolg  war,  dafs  beide  am  13.  Juli  1896  aus  Antwerpen  aus- 
gewiesen und  da&  an  demselben  Platze  mannigfache  Drangsalicrungcn 
gcL^en  andere  Personen  ins  Werk  gesetzt  wurden.  Die  Vorfalle 
waren  in  Hamburg  kaum  bekannt  oder  schon  vergessen  worden,  als 
auf  den  15.  September  eine  Versammlung  der  Hafenarbeiter  ein- 
berufen ward,  in  der  Tom  Mann  über  „die  gewerkschaftliche  Or> 
ganisation'*  referieren,  A.  v.  Elm,  M*  d.  R.,  diesen  Vortrag  verdol- 
metschen werde;  am  18.  und  19.  sollten  2  öffentliche  Versammlungen 
der  Seeleute  und  Hafenarbeiter  aller  Branchen  folgen,  mit  J.  H.  Wil- 
son als  Referenten  und  wiederum  v.  Elm  als  Uebersetzer;  Wilson 
wollte  dann  auch  in  Bremen  reden.  Da  erhielt  am  14.  Mr.  Buzzo, 
'der  als  Sekretär  der  Seemannsunion,  unter  den  Augen  der  Polizei, 
schon  seit  geraumer  Zeit  in  Hamburg  verweilte,  Befehl,  innerhalb 
24  Stunden  das  Staatsgebiet  zu  verlassen.  Am  nächsten  Tage  wurde 
der  eben  eingetroffene  Tom  Mann  verhaftet  und  als  er  sich  nach 
Altona  ausweisen  zu  lassen  erbotig  war  (wo  die  Polizei  erklärt  hatte, 
er  dürfe  sprechen,  ein  schriftliches  Attest  darüber  aber  verweigerte), 
zwangweise  nach  England  transportiert,  mit  ihm  Buzzo  und  ein 
Norweger,  gleichfalls  Beamter  der  Seemannsunion.  Still  und  glatt 
ging  alles  von  statten. 

Von  England  aus  hatte  die  Shipping-Federation,  eine  Gesellschaft 
von  Rhederfirmen,  die.  mit  gro(ser  Sagazität  dahin  wirkt,  sich  ein 
Korps  von  „freien"  Arbeitern  zu  züchten,  das  Ihrige  gethan,  um  jene 
I^ndsteute,  die  Vertreter  des  gefiirchteten  „neuen  Unionismus**  nach 
allen  Seiten  hin  zu  denunzieren.  Wenn  man  aber  die  Nahzeitigkeit 
der  Schlage,  die  in  verschiedenen  lindern  erfolgte,  darunter  auch 
die  Ausweisung  der  deutschen  Abgeordneten  Bebel  und  Bueb  vom 
Boden  der  französischen  Republik,  wenn  man  die  Kommentare,  mit 
dctien  die  offiziösen  Organe  aller  Regieruni^an  diese  X'orgängc,  und 
die  Worte,  mit  denen  im  deutschen  Reichstage  der  Minister  von 
Bötticher  insonderheit  die  Ausweisungen  der  Engländer  erläuterte, ') 


*)  »Dafs  wir  sonst  nicht  unthätig  gewesen  sind,  engliftche  Einflüsse, 
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zusammen  in  Erwägung  zieht,  so  wird  man  auf  die  Annahme  ge> 
gefuhrt,  da(s  eine  internationale  Vereinbarung  der  Regierungen  in 
Bezug  auf  ausländische  Agitatoren  (versteht  sich»  ausschlieislich  Agi* 
tatoren,  die  Arbeiterinteressen  geltend  machen)  zu  Grunde  gelegen 

hat  und  noch  besteht.  Die  hansestädtischen  Senate  dürften  durch 
den  Druck  der  Rheder!  ntcrosLn  für  eine  energische  Mitwirkung  in 
diesem  Sinne  gewonnen  sein,  wie  denn  sogar  in  der  — ^  sonst  eijiem 
Liberalismus  reinerer  Art  huldigenden  —  „Weser -Zeitung"  die 
echte  Klassenpolizei  in  den  Worten  sich  aussprach :  (23.  September 
1896;  „man  vergifst  in  Kngland,  dafs  von  Tom  Mann  tnit  unbedin^^tcr 
Sicherheit  Bcstrcbunf'eii  zur  Störun;jj  des  sozialen  hVicdeiis  /.u  cr- 
warti  ii  waren :  einen  Ausländer  iichicbt  man  ab,  che  solche  Stö- 
rungen eingetreten  sind". 

Wie  dem  auch  sei,  die  Wirkung  der  Marsrej:jel  auf  clie  HanibvirL^cr 
Arbeiterschatl  war  iinbe>chreiblich  stark,  am  stärk.sten  auf  die  sunsl 
so  schwerflüssigen  Mas^icn  der  llafenarl)eiter.  Die  \'cr.^amm1ung,  in 
der  Tom  Mann  sprechen  sollte,  fand  am  Abende,  nachdem  die  .Aus- 
weisung geschehen  war,  statt;  man  erfuhr  erst  hier  das  Ereignis; 
infolgedessen  nahm  die  Versammlung,  \  on  der  man  mit  Grund  be-' 
sorgt  hatte,  da(s  sie  ungeduldig  und  mit  geringer  Teilnahme  einem 
engtischen  Vortrage  folgen  werde,  nunmehr  einen  von  grofser 
Stimmung  getragenen  Verlauf;  der  Reichstagsabgeordnete  v.  Elm 
hielt  eine  Ansprache,  wie  er  pfl^,  in  durchaus  gemälsigten  Fonnen, 
aber  mit  einem  Erfo%e,  den  weder  er  als  Dolmetscher  noch  Tom 
Mann  als  Ausländer  gefunden  haben  würde.  Eine  Hamburger  Zeitung 
urteilte  schon  am  15.  September  treffend:  „Erreicht  ist  mit  der  Aus- 
weisung der  englischen  Gewerkschafter,  die  sich  keinerlei  Gesetzes* 
Übertretung  haben  zu  Schulden  kommen  hissen,  für  die  Polizei  und 
ihre  Hintermänner  gamichts,  wohl  aber  erhielt  die  Bewegung  der 
deutschen  .Seeleute  und  Hafenarbeiter  dadurch  einen  mächtigen  An- 
sporn." In  Altona  sprach  am  nächsten  Tage  an  Stelle  Manns  der 
.Abgeordnete  Legicn,  am  17.  an  Stelle  Wilsons  wiederum  v.  Elm. 
Dann  wurden  in  der  folgenden  Woche  Versammlungen  je  für  die 
10  KatCL^nriern  einberufen,  mit  der  i:;emein.samen  Tagesordnung:  „die 
Auswei>uiiL,'  des  (Tcnossen  Tom  Maiui  und  die  Notwendit^keit  der  ge- 
werkschaftlichen ( )ri;ai)i-ali<)n  der  1  iafeiiarl)eiler".  i\!U  grolses  Flug- 
blatt mit  der  Ucberschrift  „\\  arum  ausgewiesen wurde  in  Massen- 

(lii*  sich  <(\va  j^dtrnd  machen  wolhm.  ab/nwchrL-n.  das  beweist  ja  die  .\usweisunn 
Tom  Manoä".    Stcnogr.  Berichte  des  deutschen  Keichstagcä  vom  3.  Dexember  1896. 
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aufläge  verbreitet:  es  ntmmt  hauptsächlich  auf  die  notorischen  Grreuel 
in  den  Zuständen  der  Seefahrer  Bezug  und  citiert  mehrmals  die 
Aussprüche  Tom  Manns:  es  gebe  kein  anderes  Mittel,  Remedur  zu 
schaffen,  als  durch  Organisation;  es  könne  nicht  geni^  wiederholt 
werden,  dals  die  internationale  Bewegung  begonnen  wurde,  Strikes  zu 
verhüten,  nicht  um  solche  hervorzurufen.')  Die  Versammlungen 
fänden  ungewohnten  Zulauf  und  b^eisterte  Stimmung.  Bei  den 
Schauerleuten  wurde  gesagt  (am  33.  September) :  das  Ereignis  habe 
eine  geistige  Rev  olution  unter  den  Arbeitern  zur  Folge  gehabt,  da> 
von  zeuge  jetzt  jrdc  Versammlung. 

So  war  in  alle  Zweige  der  Hafenarbeit  eine  lebhafte  Unruhe 
eingedrungen,  der  Verband  nahm  in  allen  Sektionen  zu,  neue 
Sektionen  wurden  gebildet,  der  Schiummer  des  gleichgültigen  Ge- 
wohnheitlebens war  gebrochen;  die  Frischoiganisierten  wurden  von 
Thatenlust  und  Hoffnung  geschwellt,  wie  Rekruten  die  begierig  sind 
tos  Feuer  zu  kommen.  Aber  die  Offiziere  hielten  zurück,  wiesen 
immer  wieder  auf  den  Ausbau  der  Organisation,  auf  die  finanzielle 
Ausrüstung  als  notwendige  Vorbereitungen  hin .  niemand  deichte  an 
nahe  Strikes  -  nur  von  einer  etwaigen  gemeinsamen  I.ohnbcwcj^n^ 
in  l'rühlinL^  war  hin  und  wieder  die  Rede.  -  Ihren  besonderii  l.aul 
aber  nnhni  inzwischen,  rrleichsani  aus  eigenen  Quellen  srcspcist,  die 
Strüniun^^  unter  den  Stück^ait  -  Schauerleuten,  einer  nach  rausetuk  ii 
zählenden  \\  ant^^'lrde,  in  der  \eiedcr  die  Kerntruppe  aus  den  festen 
Leuten  der  Amerika-Linie  (den  „New  Yorkers")  gebildet  wurde.  Die 
Unzufriedenlieit,  nicht  sowohl  mit  dem  Lohnsatze,  als  mit  den  übrijj;en 
Zuständen  der  Arbeit,  war  hier  am  schärfsten  ausgepräi^t :  auch  die 
ältesten  und  regelniälsigst  Beschäftigten,  sogar  flie  meisten  „Vize", 
waren  darüber  mit  ihren  Kollegen  eini^' ,  dais  W'aiuiel  gesciiafit 
werden  miisse,  die  ungeheure  Intensität  beim  Lösclicn  und  Laden 
der  neuen  Riese ndampfer,  der  Zeitverlust,  wenn  dies  auf  der  Tnier- 
elbc  stattfindet,  die  oft  halbe  Wochen  lang,  über  Sonn  und  I  c  4tage 
sich  erstreckende  Abwesenheit  von  Weib  und  Kind,  Arbeit  nut  ge- 
ringen Pausen  oft  2  mal  24  Stunden  I.uil,^  und  länger;  diese  üebel 
wurden  auch  durch  die  höheren  Lohneinualunen,  die  einige  dieser 
festen  Ixute  erreichten,  in  ihrer  eigenen  Schätzung  nicht  aufgewogen; 
vielmehr  war  (und  ist)  man  durchaus  bereit,  mit  den  Scharen  der 
Hilfearbeiter,  die  von  Zeit  zu  Zeil  herangezogen  werden,  Gelegen« 
heit,  Zeit  und  Lohn  brüderlich  zu  teilen;  wenn  auch  ein  %stem 
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der  Schichten,  d.Ls  man  als  cliis  allein  vernünftige  längst  ins  Auge 
gefaist  hat,  Erhöhuni;  dv^  l^hnsatzes  gerade  für  die  bisher  fievor- 
»Igten  notwendig  macht,  es  sei  denn  dals  sie  ihre  Lebenshaltung 
einer  sehr  enij^findlichen  Senkung  preisgeben  wollen:  X'erbesserung 
des  Tage-  und  Xachtlohnes  ist  Korrelat  der  X'erkürzung  der  Arbeits- 
zeit. Also  /u  iliätigem  X'orgehen  gestininii,  fand  die  (  iru])i«c  erien 
I-'ührer  an  Dwinc^cr,  cincni  Mantic,  der  >ich  unenvaru  tcrw eise 
durch  die  Siti:;iti'Mi  t, in j>"rgcliobcn  fand,  durch  ein  rasches,  Icidcn- 
schaltlichcs  W  cm  n  v  on  den  Leitern  des  X'erbandes  abstechend,  denen 
sein  Einfluls  jedoch  nur  in  diesem  engeren  Kreise  gleichkam.  Die 
Stinunung  der  „New  Yorker"  teilte  sich  l  asch  den  „Bra^ili.nn.  i  n" 
und  anderen  Hauptgruppen  mit,  da  überall  dci  Boden  durch  ver- 
jährte Beschwerden  zubereitet  war. 

Der  unscheinbare  Anfang  aber  für  die  entscheidenden  Ereignisse 
gestaltete  sich  durch  eine  Versammlung  der  Stiickguurbeiter  am 
14.  Oktober.  Hier  wurde,  durch  einfache  Ergänzung  noch  bestehender 
Lohnkommissionen  der  Kohlen-  und  der  Kornakkordarbeiter  eine 
neungliedrigc  Kommission  erwählt,  „die  einen  Entwurf  betreffend  die 
Lohnverhältnisse,  die  R^;elung  der  (fortwährend  schwankenden) 
Abendbrotpausen,  der  sog.  Notarbeit  während  Kirchenzeit  an  Sonn- 
tagen und  der  Befördenu^  an  und  von  Bord  ausarbeiten  sollte". 
Das  Hauptgewicht  wurde  nidit  auf  die  Lohnfrage,  sondern  auf  die 
übrigen  Punkte  gelegt,  als  die  nächsten,  über  deren  Reformbedürftig- 
keit volle  Einmütigkeit  vorhanden  war. 

Am  15.  Oktober  hielt  die  Lohnkommiasion  ihre  erste  Sitzung  und 
ernannte  einen  Ausschult  mit  Döring  (Kornakkordarbeiter  und  Vor- 
sitzender des  Lokal  Vereins  von  1892)  als  Obmann,  Dwinger 
(der  inzwischen  ilem  Wrhandc  l)i"i;4Ctrclen  war)  als  Schriftführer 
und  Sc  h  ii>ni  an  n  (schwar/t  r  Scliauermann  in  der  Miti^^liedschail 
Altona  lies  X'ctbando  lici'  I  latcnarl iciter)  als  Kassierer.  Ferner  wurde 
besciilossen ,  die  Koinmi-^Mon  durch  beratende  „(Obmänner"  als 
Repräsentanten  sämtlicher  Stauerrirmen  zu  ergänzen.  Atich  warf 
der  neue  Kas>eriführer  schon  die  Frage  auf,  woiier  „falN  un>ere 
Lohnbewegung  grölsere  DimeiiMonen  annehmen  sollte",  die  (n  ldei 
kommen  sollten;  er  stellte  den  Antrag,  die  Sache  dem  Zenual- 
vcrbai)dc  der  Hafenarbeiter  und  dem  Gewcrkscliaftskartell  vorzulegen. 
Vier  Mitglieder,  die  dem  Lokalverein  angehörten,  bezweifelten  den 
Erfolg  und  betonten,  man  müsse  auf  eigene  Kraft  vertrauen,  e\'entuell 
Sammellisten  und  Marken  tn  Umlauf  bringen.  Nachdem  darauf  er- 
widert worden,  dals  eigene  Mittel  nicht  vorhanden  seien  und  dal's 
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man  ohne  Geld  die  Verantwortung  für  einen  etwaigen  Strike  nicht 
auf  sich  nehmen  könne,  wurde  Schipmann  beauftragt,  die  nötigen 
Schritte  zu  thun;  Dwinger,  einen  I.ohntarif- Entwurf  auszuarbeiten. 
Dieser  Fntwurf  wurde  am  nächsten  Tage  in  einer  Sitzung.',  die  bei 
dem  \'orsitzcnden  des  X'erbandes,  Kelle  riiiann  staltfand,  vor- 
gelegt. Da  dieser  Entwurf  hier  und  in  den  späteren  Versammlungen 
nur  wcnij]fe  Abänderunfjen  und  Zusätze  erfuhr,  so  wollen  wir  seinen 
wesentlichen  Inli.dt  als  das  eij^^entliche  objectum  litis  hier  niitteileiK 
Kr  war  in  5  l'arai;raj)hct.  cin;^'etcilt,  deren  erster  suh  a  den  Tagelohn  auf 
5  Mk,  Nacht-  und  Snmua^slolui  auf  6  Mk.  Zahluii,;  für  l'eberstunden 
auf  60  Pfg.  setzt,  sul)  h  für  die  .SuuKlen  /\vi>clicn  Nacht  und  Ta;;^ 
(bisher  mir  mit  60  Tfu;.  bezahlt)  und  für  alle  durchgearljuiutcn  Kfs- 
jiau.^en  doppellcn  StuiKli-iilnlin  fordert;  <\y\>  c  für  gesuiM lhrit~.chäd- 
liclie  uml  ausnahnvs\\xi>c  i.chucrc  Arbeiten  als  Insrs  ( ielrcidc  ww\ 
Salz,  Salpeter,  Guano,  Schwefel,  Kies  untl  Erz,  Tcrpcnliii,  Kainpfci, 
gesalzene  Häute  u.  s.  w.  soll  der  Lohn  bei  lag  und  Nacht  um 
I  Mk.  erhöht  werden.  Der  $  2  noriuiert  in  vier  Punkten  die  Ar- 
beitszeit und  enthält  als  Neuerungen  i.  Fixierung  der  Pausen 
und  Einführung  einer  etnstündigen  Mitternachtpause  (wie  in  den 
Staatsquaibetrieben)»  2.  Fixierung  der  „halben  Nacht"  auf  die  Stunden 
von  6 — 10,  3.  Abkürzung  der  Sonntagsarbeit  um  Vt  Stunde,  4.  den 
wichtigen  Satz:  alle  Arbeitszeit  gilt  von  Stadt  zu  Stadt  d.  h.  die 
Zeit,  die  durch  notwendige  Beförderung  oder  unverschuldeten  Aufent- 
halt der  Arbeit  verloren  geht,  soll  innerhalb  des  Arbeitstages  fallen, 
respektive  als  Ucberzeit  bezahh  werden,  5.  Festsetzung  der  Maximal- 
arbeitszcit  („ausgenommen  bei  Notarbciten")  auf  36  Stunden  pro 
Mann  einschließlich  der  Pausen;  mittags  darf  es  nur  ein  \usschcidcn 
geben,  wenn  die  Arbeit  beendet  ist,  -^onst  rechnet  tler  Tag  für  voll. 
^  3  proponiert  für  die  I.ohnauszahlung  des  Ticket-(=  Hillet-)System, 
um  die  bekaiuilen  Mifsbräuche  {['.-H.  S.  184,  220)  abzuschaffen. 
§  4  fordert  freie  Beförderung  an  und  von  Bord ,  auch  zu  den 
Mittagpnusen ;  auch  müsse  thuidichst  des  Mittai^s  mitgeteilt  werden, 
wie  lange  das  Schiff  abends  arbeiten  solle  (z.  B.  ob  die  Xacht  hiti- 
durchj.  5  verlangt  auch  für  Arbeiten  auf  der  l'nterellie  (leltuiv^^ 
d(  >  Tarifs  vofi  Si  idt  zu  Stadt.  —  In  der  Kommis.>siunssitzung  spracii 
KcUcnii.uni  sich  tlahiii  au--,  dals  die  Regelung  der  Arbeitszeit  am 
meisten  auf  Schwierigkeiten  stofsen  werde.  Dwinger,  der  dies  an- 
erkannte, iHciiilc  zugleich,  diese  bilde  aber  den  Kernpunkt  der  ganzen 
bordcrung  utul  müsse  unbedingt  hochgehalten  werden.  Kellermann 
erhielt  den  .Auftrag,  eine  X'ersaiiuulung  des  Verbandes  einzuberufen, 
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um  dem  Tarif  die  allji^emeinc  Zustimmung  zu  vcrschafTcn.  Dieser 
wurde  noch  m  zwei  folgenden  Sitzunf:fen  durchberaten,  und  um  einige 
Zusätze  \c  rnulirt,  u.  a.  dafs  es  Arbeitszeit  von  •','4  Tag  nicht  geben, 
dafs  die  Soiiniagsarbi  ii  um  cnie  ganze  Stunde  verkürzt  werden  solle. 
Der  Tarif  wurde  dann  t^nlruckt  und  am  22.  Oktober  einer  Ver«;ammhing 
von  Obmännern  vor^ilcL,^  die  ihm  in  allen  Hauinstuckfji  volle 
Zustimmung  gab.  Am  i.  N'ovcmbcr  (Sonntag)  faml  dann  eine 
(iesamt -Versammlung  statt,  in  der  dir  Kommission  hauptsächlich 
gegen  w  e  i  t  er  g  e  Ii  c  n  d  i'  Anträge  inbt-zug  auf  Lohn  und  Arbeits- 
zeit zu  kämpfen  hatte,  nach  langen  Debatten  aber  ihren  larif  mit 
grolsen  Mehrheiten  durchsetzte.  Der  Versammlung  wohnten  über 
2000  Schauerleote  bei  Inzwischen  hatte  am  29.  Oktober  eine  all- 
gemeine Hafenarbeiter- Versammlung  stattgehabt,  in  der  von  Elm 
über  ein  Flugblatt  Tom  Manns,  worin  dieser  niederlegt,  was  er 
mündlich  habe  vortragen  wollen,  referierte:  im  Sinne  dieses  sehr 
ruhig  gehaltenen  Flugblattes,  das  seine  speziellen  und  „durch  inter* 
nationale  Vereinigung  erreichbaren"  Forderungen  ausschliefslich  auf 
die  Seefahrer  beschrankt,  wurde  eine  Resolution  gefalst,  in  der 
sie  „die  Notwendigkeit,  um  die  Lohne  auf  eine  anstandige  Hohe 
zu  bringen ,  die  zum  Teil  entsetzlich  lange  Arbeitszeit  auf  ein  vcr- 
nünftiges  Mafs  zu  beschranken  und  die  sonstigen  Uebelstände  im 
Gewerbe  zu  beseitigen,  internationale  X'ercinbarungen  zu  treffen,  an- 
erkennt ,  .  .  und  um  den  Anschiufs  samtlicher  am  Schifffahrts- 
gewerbe in  Deutschland  l)eteiligten  Arbeiter  zu  bewerkstelligen, 
solle  „die  Frage  des  Anschlusses  an  die  internationale  Föderation 
auf  die  Tagesordnung  des  nächsten  Kongresses  der  Hafenarbeiter 
und  Si  ck  iitr  Deutschlands  gesetzt  werden".  Dann  wurde  der  Lohn- 
tarit  der  Schauerleute  in  eingehender  Weise  besprcK:hen.  Mit  Hei- 
fall wurde  das  Ticketsy  stem,  die  freie  Beförderung,  die  (Tchung  tlo 
Tarifs  von  Stadt  zu  Statli  he^rulsi.  Die  Versammlung  rrklärle;  es 
sei  eine  erfreuliche  'Thaisaclie  dafs  die  Schaucrleute  bereits  einen 
Lühntaril  au.sgearbeilet  halten,  beri.icksichtigen  mülsteit  sie  aber,  dals 
auch  die  Hafenarbeiter  anderer  ikrufe  einen  niedrigen  1-oluusatz 
hätten  und  dafs  auch  bereits  vorgesehen  sei,  Forderungcti  zu  stellen, 
die  aber  noch  durch  [johnkommissionen  auszuarbeiten  wären;  jede 
Branche  habe  also  eine  Lohnkommission  zu  wählen,  die  Schauer- 
leute möchten  baldigst  einen  Zusammenschluüs  ihrer  beiden  Vereine 
ins  Werk  setzen.  Sichtlich  ist  hier  die  Absicht  der  Gewerkschafts- 
führer, eine  moderierende  Wirkung  auszuüben;  erkennbar  ist  aber 
auch,  und  steht  anderweitig  fest,  dafs  geradezu  auf  Hemmung  der 
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Piewe<:^uni:^  die  \\'a!il  der  I.ohnkoininissioucn  abzielte:  die  Leiter  des 
Verbandes  wulslen,  dals  die  ;^Tuiulliche  Durchheratun;^^  samtHcher  niif- 
zustellender  Tarife  erhebliche  Zeil  in  Anspruch  nehmen  werde.  Sie 
hiehen  cla>  Wiri^ehen  der  Schauerleute  für  durcliaus  verfrüht;  sie 
glaubten,  dais  der  Ehrgeiz  des  „X'creins  von  1892"  sein  Spiel  darin 
habe.  —  Die  Bewetjun^  war  aber  nicht  mehr  aufzuhalten.  Der 
neue  Tarif  wurde  am  6.  November  säiuilichen  Stauern  ül)er.san(lt, 
mit  der  Bitte,  über  eine  Unterhandlung  ichlassig  zu  werden  und 
diese  bis  spätestens  am  14.  zu  veranlassen.    Die  Verhandlung  wurde 
zugesa^   Ehe  ste  aber  stattfand,  wandte  der  Verein  der  Stauer  sidi 
an  den  Verein  der  Rheder  —  so  wenigstens  war  der  lufsere  Her« 
gang :  in  Wahrheit  dürften  die  Rheder  von  langer  Hand  die  Initiative 
ergriffen  haben,  da  sie  überzeugt  waren,  „mit  einer  systematisch  ins 
Werk  gesetzten  grolsen  Bewegung  es  zu  thun  zu  haben"  und  „nicht 
der  vereinzelten  Gruppe,  sondern  der  ganzen  am  Hafen  beschäftigten 
Arbeiterschaft  gegenüberzustehn".')  Zu  einer  Sitzung  des  Rhedervereins 
am  X  t*  November  waren  die  Stauer  hinzugezogen.  „Es  wurde  hier  fest* 
gestellt,  da(s,  im  G^ensatz  zu  anderen  ICategorieen  hiesiger  Hafen- 
arbeiter, die  Löhne  der  Schauerleute  trotz  der  schlechten  Zeiten  für 
die  Rliedereien    während  der  letzten   Jahre   nicht  ermäfsigt 
worden  seien,  und  dafs  es  deshalb  im  hohen  Grade  ungerechtfertigt 
erscheine,  wenn  heute  die  Schauerleute  mit  neuen  h'orderungen 
hervorträten.  Es  wurde  ferner  darauf  hingewiesen,  dafs  die  Einnahmen 
der  Schaucrleute,  trotzdem  es  sich  um  eine  .Arbeit  handle,  die  keine 
besondere  Vorbilduni^^  verlange  und  nicht  die  He^chaflfmv^  und  Er- 
haltung von  llandwt  rksinstrumenten  bedinge,  höher  seien,  als  <lie- 
jenigen  der  meisten   i  landwcrker ,  die  eine  lange  Lehrzeit  durch- 
zumachen luiUeu.    Der  Miiuk  stlolui  beträgt  heute  schon  Mk.  4,20 
pro  Tag  und  steigt  tlurch  Exiravci  i^utungen  für  besontlere  Ladungen, 
für  FährtM-lder,  für  l'eberstundcn ,  Nachiarbeil  und  iH  sonders  auch 
für  .\kkurdarbeil  aut  eine  solche  Möhe,  dals  es  durchaus  nichts  Un- 
gewöhnliches ist,  dals  Schauerleute  unter  Hinzurechnung  von  Nacht- 
arbeit innerhalb  24  Stunden  Mk.  14  und  noch  mehr  verdienen. 
Angesichts  dieser  Verhältnisse  hatten  die  Stauer  sich  zur  energischen 
Abwehr  der  neuen  Forderungen 'zusammengeschlossen,  umsomehr, 
als  diese  Forderungen  neben  einer  sehr  erheblichen  Erhöhung  der 
Löhne  noch  eine  wesentliche  Verminderung  der  Arbeitszeit  umfassen. 


Kapitän  Luidercr,  der  Standpunkt  der  Unternehmer  im  Hamborger  Hafen- 
strike:  Sos.  Praxis  17.  Dezember  1896. 

Archiv  för  ms.  GcMltgebung  u.  Staiutik.  X.  4^ 
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Der  X'creiii  Hamburger  Rheder  hat  jedoch  in  Ilinblick  auf  die 
gegenwärt i}X  etwas  günsti^^cie  (jcschäft-sla^e  beschlossen,  den  Stauern 
zu  emptuliicn,  dals  sie  die  verschiedenen  I-ohnsätzc  um  30  Pfg.,  dcu 
niedrigsten  Taglolin  also  von  Mk.  4,20  auf  Mk.  4,50  crliöhen  möchten. 
Gleichzeitig  hat  der  Verein  aber  den  Stauern  gegenüber  die  Ver- 
bindlichkett  tibernominen,  mit  allen  Mitteln  und  Kräften  zu  ihnen 
zu  stehen,  wenn  dieses  Anerbieten  von  den  Schauericuten  at^eldint 
werde  und  diese  die  Arbeit  niederlegen  sollten." 

So  hatten  denn  die  Stauer  ftir  die  Konferenz  mit  der  Lohn« 
kommission  am  13.  gebundene  Marschroute.  Sie  proponierten  die 
Lohnerhöhung  um  30  P%.,  des  Ueberstundenlohns  um  10  P%.,  wie 
im  Tarif,  aber  fiir  Auasahmearbeitcn  ein  Mehr  von  50  (anstatt  wie 
üblich  von  60)  Pfg.  bei  Tage,  30  Pfg.  bei  Nacht,  dies  Mehr  aber 
nur  fiir  komplete  d.  h.  einheitliche  Ladungen.  Gegen  diese  Neuerung^ 
wurde  sogleich  lebhafter  Einspruch  erhoben,  dann  wurden  in  langen 
Debatten  die  übrigen  Paragraphen  des  Tarifs  durchgenommen.  Sie 
begegneten  hartnäckiger  Leu-^min^  der  Uebelstande  und  schrofifer 
Ablehnung,  besonders  auch  die  Forderung  des  Ticket  -  S>^tems.  In 
betreff  der  Arbeitszeit  stellten  die  Stauer  als  ein  Privileg  der  Schauer- 
leute  hin,  dafs  sie  um  6  Uhr  morgens  erst  die  Stadt  verlielken; 
eigerUlicli  inülstcn  sie  um  diese  Zeit  an  Hanl  sein;  dies  wurde  wie 
eine  Gegenbctlingun^'  und  Dioining  auf^a-falst.  Am  15.  wurde  den 
Schaucrlcutcn  \on  ihrer  Kommission  Bericht  erstattet:  man  f^aljc 
das  Hauptgewicht  auf  die  Arbcitsrc>j;clun^^'  ^'L-les^t,  die  Loliufrage  als 
Nebensache  l)cliandelt.  Allgemeine  Zustimmung  fand  es  aber,  dals 
der  I ,ohn\ or.schlag  der  Stauer  eine  Ve rschlechterung  bedeute, 
da  komplete  1  ^düngen,  aufser  solche  \on  Salpeter,  selten  seien  und 
immer  seltener  würden.  Gegen  5  Stimmen  wurde  beschlossen  — 
aber  2000  Personen  waren  zugegen  —  mit  der  Erhöhung  des 
Tagelohnes  auf  Mk.  4,50  zufrieden  zu  sein,  wenn  §  ic 
und  die  übrigen  Paragraphen  von  der  Gegenseite  bewilligt  würden. 
Nachdem  dies  dem  Vereine  der  Stauer  mitgeteilt  worden,  berief 
dieser  eine  Generalversammlung  der  Stauer  auf  den  x6.  und  über- 
mittelte am  18.  November  deren  Beschluls:  „dals  wir  über  die  Ihnen 
in  Uebereinstimmung  mit  dem  Verein  Hamburger  Rheder  gemachten 
Zugestandnisse  nicht  hinausgehen  und  uns  auf  weitere  Unter^ 
handlungen  nicht  einlassen  können.  Gleichzeitig  machen 
wir  Sie  darauf  aufmerksam,  dafs  wir  die  Ihnen  gemachten  Zugeständ- 
nisse nur  bis  zum  2t.  d.  M.  aufrecht  erhalten". 

H.  C.  12.  November  1696. 
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Dte  Wahrscheinlichkeit  des  Strikes  rückte  so  immer  naher;  von 
den  Führern  des  Verbandes  der  Hafenarbeiter  wurde  sie  ab  Gefehr 
empfunden.  Schon  ehe  dieser  nicht  unerwartete  Abbruch  der  Ver- 
handlungen von  Seiten  der  Zwischenunternehmer  geschah ,  hatten 
inzwischen  „kombinierte  Mitgliederversaminlungen"  des  Verbandes 
am  12.  und  am  16.  sich  mit  dem  Gegenstande  beschäftigt.  In  diesen 
spielte  die  zufallige  Zusammensetzung  eine  Rolle;  in  der  ersten  wurde 
noch  ein  Antrag  „sich  mit  der  Lohnbewegung  einverstanden  und  mit 
den  Schauerleuten  solidarisch  zu  erklaren",  abgelehnt;  in  der  zweiten 
eine  entsprechende  von  Dwin^er  formulierte  Resolution  angenommen, 
durch  welche  ein  anderer  Antra;^  hiiifalli^^  wurde,  worin  es  hieHs: 
„die  Versanunlung  ist  zu  der  l  'elierzeuguiiL,'  ^a-koiiiinen,  daU  an  einen 
Strike  nicht  eher  zu  denken  ist,  als  bis  sich  die  beiden  X'ereine  (der 
Schauerleute)  zusiunmengeschiossen  haben  .  .  .  ferner,  tlafs  t  inc  ein- 
zelne Branche  die  Fragen  der  Lohnerhöhung  und  Arbeitszeitverkürzung 
nicht  allein  regeln  kaiu;".  Cilcich  dem  Urheber  dieser  (durchgefallenen) 
Resolution,  J.  Will  (Kassierer  des  X'erbandes)  sagte  auch  der  General- 
bevollmächtigte der  Mitgliedschaft  Hamburg,  G.  Warlich,  in  bestimmter 
Weise  eine  Xiederiage  voraus:  ein  anderes  Mitglied  des  Vorstandes 
Heinecker,  führte  aus,  die  Schauerleute  hätten  sich  in  ihrem  Eifer, 
ohne  Ueberlegung,  in  eine  Zwidmiühle  begeben;  sie  hatten  sich 
wohl  durch  die  kleinen  Scharmützel  der  Kohlen-  und  Kornleute  die 
Illusion  gemacht,  auch  diese  Forderungen  so  schnell  von  den  Stauern 
bewilligt  zu  erhalten  ...  die  deutschen  Arbeiter  seien  zu  ehrlich  in 
ihrer  Kampfweise,  man  müsse  diplomatisch  vorgehen  und  nicht 
den  Gegner  tn  die  Karten  sehen  lassen.  —  Wenn  ohne  Zweifel  die 
Erfolge  der  Akkordarbeiter  ermutigt  hatten,  so  wurde  andererseits 
umsomehr  deren  Nichtteilnahme  an  dem  neueti  Ausstande  hefiirchtet 
Daher  machte  es  einen  grofsen  Eindruck  dafs  am  folgenden  l  äge 
(dem  17.)  eine  Versammlung  der  Kornakkordarbeiter  sich  mit  den 
Tagelöhnern  solidarisch  erklärte.  Am  20.  fand  dann  die  entscheidende 
Versammlung  statt,  in  der  etwa  30CX)  Personen  das  Schreiben  der 
Stauer  entgegennahmen.  Noch  in  diesem  letzten  Augenblicke  er- 
suchte der  Wrband  durch  seinen  Vorsitzcnflen,  der  zur  Sektion  der 
Schauerleute  j^eliört,  und  durcliau^  anerkannte,  dafs  die  I  .ohn\  erhäll- 
nisse  un;^cnügend  seien,  hemniend  ein/vi;^Meifen.  Kellennann  .stellte 
den  Antrag,  zur  Durclifüluuii;.^^  einheitlicher  Arbeitszeil,  his-  und 
Ruhepausen,  das  Hainburi^er  <  lewerbci^tTicht  als  Eirugungsamt  an- 
zuruicn,  wollte  also  alle  anderen  I'raj^en  \crtagt  wissen.  Hierüber 
fand  eine  lange  Debatte  statt,  aber  die  Gegner  des  Strikes  wurden 
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mit  Ungeduld  gehört,  die  Zweifelhaften  traten  schon,  da  der  Aus- 
gang nicht  mehr  zweifelhaft  war,  für  den  Strike  ein,  auch  um  die 
Chancen  besser  zu  gestalten,  —  so  wurde  denn  der  fiesclilu£s,  die 
Arbeit  am  20.  Nov  ember  einzustellen,  gegen  40  Stimmen  gefalst  und 

mit  Jubel  begrüfst. 

So  lebhaft  auch  der  Widerstand  unter  der  Führerschaft  des 
Verbandes  gewesen  war,  so  hatte  man  doch  die  Sache  nicht  für 
ühcrmäfsig  wichtig  gehalten,  weil  man  mit  vollkommener  Sicherheit 
annahm,  der  Ausstand  werde  allerhöclistens  14  Taj^e  dauern.  In 
dieser  Hinsicht  war  die  MeiniuiL^sx  erschiedcnheit  'f^crin}^':  die  San-j^ui- 
nisclien  des  andereti  \'ercin>  hallen  nur  eine  Dauer  \'on  3 — 8  Ta^ijen 
ins  AuLje  geialst  und  glaubten  darum,  auf  jede  pekuniäre  L'nter- 
stützung  des  X  crbandes  udcr  des  Gcwerkschaftkartells  \"crzichten  zu 
können ;  (Kirch  die  Teilnahme  der  festen  I  .eute  und  der  Akkord- 
arbeiter meinten  diese,  sei  ein  I-,rfolj^^  j^'esichert.  Auch  die,  welche  nicht 
an  einen  raschen  Sieg  glaubten,  erwarteten  doch,  dals  sehr  bald  die 
Rheder  «ukr  wenigstens  die  Handelskanuner  eine  Vermittlung  an- 
baimen  wurden,  an  deren  Annahme  durch  die  Arbeiter  niemand 
zweitelte.  Ja  man  getröstete  sich,  dnfs  <!en  Rhedcrn  die  ( ielej_;enhcil 
willkummcn  sein  werde,  da>  Zwisclienunterneluncrtum,  de»cn  Lebel 
(wie  man  wufste)  von  den  Matad()ren  anerkannt  werden,  7.11  be- 
seitigen und  ein  liirckte.^  Hngagcnient  der  Arbeit  ein/ululii en.  An 
diesem  Wahne  hatten  auch  die  gemeinsame  i.ntscidicrsung  von 
Rhedern  und  Stauern  noch  nicht  irre  geiiiaciit.  Andererseils  hielt 
man  die  Organisation  liir  viel  zu  wenig  entwickelt,  um  einen  ge- 
meinsamen Strike  der  Hafenarbeit  für  möghch  zu  halten. 

Die  folgenden  Ereignisse  wirkten  daher  in  jeder  Hinsicht  über- 
raschend. Ein  Zusammenhalten,  wie  es  wirklich  geschah,  hatte 
niemand  unter  einer  einzigen  Gruppe,  geschweige  denn  unter  dem 
Gros  der  Hafenarbeiter  sich  ttäumen  lassen;  die  ungebrochene  Dauer 
eines  Generalstrikes  durch  11  Wochen  hindurch  belehrte  auch  die 
besten  Kenner  der  Verhältnisse,  dafs  man  die  Tiefe  und  Allgemein^ 
heit  der  Unzufriedenheit  auf  Seite  der  Arbeiter,  ebenso  wie  den 
prinzipiellen  Radikalismus  ihrer  verbundenen  Gegner  unterschätzt 
und  verkannt  hatte. 

In  allen  vorausgegangenen  Erörterungen  aber  (von  den  meisten 
liegen  uns  die  mit  Bleistift  geschriebenen  ProtokoUentwürfe  \*or)  ist 
niemals  von  etwas  anderem  die  Rede,  als  von  den  unmittelbaren 
Nöten  und  Bedürfnissen  der  Arbeiterschaft;  die  Bewegung  ist  im 
strengsten  Sinne  eine  ökonomische  und  lokale;  nicht  einmal  von 
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dem  Plane  der  internationalen  Föderation  geschieht  eine  Andeutung; 
nur  auf  die  Unzulänglichkeit  der  lokalen  Organisation  wird 
immer  wieder  hingewiesen.  Kein  Gedanke  an  Sympathie»  Hilfe 
oder  Versprechungen  der  sozialdemokratischen  Partei  wird  jemals 
laut,  nicht  einmal  mit  Unterstützung  der  deutschen  Gewerkschaften, 
geschweige  der  Engländer,  wird  irgendwie  gerechnet.  Einen  Strike 
von  I — Z  Wochen  meinte  man,  im  wesentlichen  aus  eigenen  Mitteln 
bestreiten  zu  können:  die  Starkeren  wollten  den  Schwächeren  helfen. 

n. 

Wir  gehen  nun  7.11  einer  <:^cdrän}:^cn  Schilderung  der  äulsercn 
V'orgän;:^c  des  Strikes  selber  über,  die  in  einer  dramatischen  Stoi^crun<j[ 
verliefen  und  einem  Drama  <::^leicli  in  5  Akte  zerfallen,  deren  Anfang 
jedesmal  durch  ein  tief  einschneidendes  Ereignis  bezeichnet  wird 
(wir  bezeichnen  sie  durch  Lit  A,  B.  u.  s.  w.). 

A.  Der  erste  Akt  begann  damit,  dais  Sonnabend  den  21.  November 
etwa  1500  Schauerleute  nicht  an  die  Arbeit  gingen,  nach  der  Früh- 
stückszeit  gegen  2000  antlere  sie  niederlegten.  Am  Sonnlag  Mittag 
kamen  die  Kornakkordarbeiter,  die  schwarzen  Schauerleute  und  die 
übrigen  Kohlenarbeiter  zusammen  und  beschlossen  einheHtg  in  den 
Strike  einzutreten,  ohne  eigene  Forderungen  au&ustellen  (was  von  den 
Bunker-  und  Pbtzarbeitern  erst  einige  Tage  später  geschah).  Die 
Gesamtzahl  der  Strikenden  vermehrte  sich  um  etwa  200CX  &  ist 
sehr  wichtig,  der  Thatsache  eingedenk  zu  bleiben,  dafs  der  Kern  der 
Bewegung  ausschlieislich  in  den  Forderungen  der  Stücl^utarbeiter 
oder  TageI5hner  lag;  wenn  schon  unter  diesen  einzelne  Gruppen 
„fester''  Leute  waren,  die  wesentlich  der  Solidarität  halber  sich  nicht 
ausschlielsen  wollten,  so  gilt  dies  vollends  von  den  Akkordarbeitern : 
wenn  auch  hier  wie  dort  bei  den  meisten  mitwirkte,  dafs  auch  die 
„feste"  .Arbeit  im  Hafen  ilurchaus  unsicherer  Art  ist  und  dafs  die 
allgemeinen  Uebelstände  teils  immer,  teils  eventuell,  für  jeden  fühlbar 
werden,  —  wenn  auch  die  Erwl^ung  dazu  kam,  dafs  ohne  das  Odium 
des  Strikebruchs  ein  Verharren  in  der  .Arbeit  unmöglich  sein  werde,  — 
so  war  es  doch  hauptsächlich  eine  sittlicli-thatkräftii^e,  aufopferungs- 
fähige Gesinnung,  was  hei  denen  zu  lirunde  lag,  die  ohne  si)eziclle 
und  nächste  eigene  Heschwcrden,  aus  einer  (duniptcren  otler  klareren) 
Lmptiiidung  der  Notwendigkeit  und  Gerechtigkeit  die  Sache  ihrer 
Kameraden  zur  ilirigen  machten  und  der  gemeinsamen  Fetition  of 
Right  einen  mächtigeren  Widerhall  siclierlen.  Der  Anschlufs  der 
übrigen  Kategorieen,  der  nun  nach  und  nach  geschah,  erfolgte  teils 
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aus  ähnlichen  Beweggründen  und  weil  die  Kette  der  Hafenarbeit 
einmal  gerissen  war,  teils  weil  der  Moment  gekommen  schien,  fiir 
eigene  Klagen  und  Wünsche  Gehör  zu  verlangen.  So  legten  schon 
am  24.  über  300  Kesselrciniger  und  über  500  Quaiarbeiter  nebst 
Donkeyleuten,  Kranführern  und  Maschinisten  der  Amerika-Linie  die 
Arbeit  nieder.  Am  Abende  dieses  Tages  erklärten  auch  niehrere 
hundert  Seeleute  sich  mit  den  Strikendcn  solidarisch  und  wählten 
eine  I.ohnkomniission.  Am  nächsten  la^j^c  folgten  Schiffsrein i<^cr, 
Scliiffsnialcr  und,  was  von  >^'rörscrcr  Bcdc.•utun^^  die  Ewcrfuhrer  von 
Hambur;^f  und  vtm  Altona.  Bei  diesen  vcrfmnd  sich  die  Krinnerun*^ 
an  den  Milserfol^  von  1890  und  seine  trüben  Nachwirkungen  mit 
der  Hoflnun^,  jetzt  wenigstens  das  Kontroibureau  abzuschaffen, 
das  (vorgeblich  nur  zur  Ausschi iclsun«^^  l  iircdlicher,  den  häufigen 
Entwendungen  von  Kaufniainisg^ut  gegenüber  bestimmt,  thatsächlich, 
wenn  die  Behauptungen  der  Arbeiter  richtig  sind)  gegen  die  Orj^ani- 
sation  und  ihre  Leiter  gebraucht  wird.  Sie  verlangten  aucli  enien 
ab^a-kürzten  Arbeitstag  und  um  50  Pf.  erh(')hten  Tagelohn,  reichten 
ihren  Tarif  am  25.  morgens  den  Baasen  ein,  die  Antwort  bis  4  Uhr 
nachmittags  erbittend.  Auf  die>es  \'orgelien  ist  des  t)Ueren  von 
Anklägern  der  Arbeiter  al>  auf  eine  typische  Kücksichtslosii;kcit 
hingewiesen  worden,  da  andere  Kategorieen  in  diesen  stürinischen 
Tagen  es  ähnlich  machten. ')  Vermischt,  wie  es  zu  geschehen  pflegt, 
wurde  diese  begründet  Klii^fc  über  Unhöflichkeit  mit  der  viel 
schwereren,  aber  (so  gut  wie  ^anz)  grundlosen  Anschuldigung;  des 
K  o  nt  r  a  k  t  b  r  u  c  Ii  e  s :  „einer  guten  (Juelle  zufolge  sind  im  ganzen 
nur  etwa  220  Kontraktbrüche  bei  dem  Ausstände  vorgekommen".  -) 
Was  aber  die  Unart  anbetrifft,  die  „eigentlich  erst  die  Erbitterung 
auf  Seiten  der  Arbeitgeber  hervorgerufen  haben  soll",")  so  kennen 
die  beteiligten  Baase,  wie  man  annehmen  dar(  steh  selber  und 
den  im  Hafen  herrschenden  Ton  zu  gut,  als  dals  sie  ernstlich 
so  empfunden  haben  sollten.  Ursache  der  brüsken  Manier  war 
aber  in  diesem  Falle,  dals  an  eine  Bewilligung  nicht  emstlich  ge- 

« 

')  VgL  die  anoDyme  Abbindliiiig  mit  dem  MMidcrlMrai  Titel  „die  Wahrheit 

i  m  .Strikt-  etc.*'  SchniolK-rs  Jahrb.  XXI,  S  S.  339.  Diw  „Wahrheit"  sUmmt,  weBB 
ihr  Geruch  uns  nicht  sehr  täuscht,  aus  d.r  Redaktion^stub*'  des  Hamliurgi*chfn 
Correspondentm,  v'mcr  Zeitung,  die  sonst,  ihr.r  Tradition  gcnuifs,  für  dif  j^rwfrk- 
schaflliche  S^^iti-  drr  Arh<iterh<*wefjuT){»  Vrrsi'iiuinis  bekundend,  während  des  Strikcs 
durch  alles  andere  als  durch  Wahrheit  sich  auszeiclmcte. 

*)  Der  Ungenannte  a.  n.  O.  &,  331. 

*)  Denelbe  S.  339. 
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dacht  wurde  und  dals  man  einen  siegreichen  Auagang  nicht  fiir 
möglich  hielt,  ehe  die  Forderungen  der  Schauerleute  angenommen 
sein  oder  doch  zum  Gegenstande  von  Verhandlungen  gemacht 
wurden.  Hauptsache  war  im  Augenblicke  die  entschiedene  Weigerung 
des  Strikebruchs  und  die  Sympathiekundgabe.  So  ging  denn  auf 
ähnliche  Art  der  Anschlufs  von  Getretdearbettem  ( JComumstechem") 
am  28.  und  von  L^erhaus-  und  Speicherarbeitern  am  yx  vor  sich, 
letztere»  die  immer  eine  grolse  Zahl  reiner  Gelegenheitsarbeiter 
umfassen»  biachten  eine  starke  Vermehrung  {i — ^2000).  Mit  Spannung 
erwartete  man  auf  beiden  Seiten  das  Verhalten  der  wohlorganisierten 
Arbeiter  vom  Staatsquai:  man  wufste,  dafs  für  sie  wegen  der  dort 
eingeführten  burcaukratischcn  Regelung  (F.  H.  S.  204  f.)  der  Strike 
seine  besondere  Mifslichkeit  habe.  Sie  stellten  in  der  Tiiat  aUbald 
einen  Lohntarif  auf,  (dessen  Hauptforderung  Wegfall  der  Akkord- 
arbeit war),  entschieden  sich  jedoch,  nach  dessen  Ablehnung  durch 
die  Quaiverwaltung,  ge^en  die  Teilnahme  am  Strike,  für  den  sie 
lieber  3  Mk.  ihres  Wochenlobnes  beisteuern  wollten.  Am  letzten 
November  gesdUten  sich  zu  diesen  noch  etwa  150  l-Iulsmaschinisten, 
jedoch  nicht  diejenigen  der  Hafen*Danipfschiifahrts-Aktiengesellscbaft 
(F.  H.  S.  208);  endlich  kamen  kleine  Gruppen  anderer  Sclnffs«  so- 
wie in  Mitleidenschaft  gezogener  Fabrikarbeiter,  Werftarbeiter,  „fliegen- 
der Händler"  hinzu.  Die  Dimensionen  des  Ausstandes  wuchsen  t^- 
lich ,  der  Hafenverkehr  stand  so  gut  wie  still ,  nur  die  notdürftigste 
Arbeit  konnte  teils  durch  die  \*ize,  teils  durch  die  wenit^en  ge- 
bliebenen und  kleine"  Rotten  herbcif^cschafiftcr  Arbeiter  bewältigt 
werden;  dazu  kam  SchiHsniannschaft  (z.  T.  frisch  an{:jemusterte), 
Kontordiencr,  ja  in  einigen  l'ällen  mulstcn  die  „jungen  Leute"  der 
Handliin^shäuser  mit  eingreifen.  —  Von  Anfang  an  war  aber  auch 
der  Kamjjf  gegen  die  Strikebrecher  fest  geordnet  J>a>  Strike- 
komilee,  au<  5  leitenden  Personen,  denen  ein  gröfserer  Kreis  von 
Delegierten  angesclilossen  war,  bestehend,  waltete,  zunächst  den 
Anforderungen  kaum  gewachsen ,  melir  und  mehr  mit  Ruhe  und 
Sicherheit  seines  Amtes.  Jeder  Teilnehmer  empfing  eine  Strikekarte, 
die  taglich  abzustemi)cln  war,  täglich  fanden  Kontroleversaminlungen 
jeder  einzelnen  Branche  statt.  Der  Postendienst  wurde  geregelt, 
das  Hafengebiet  auf  selbstgcciun  icrter  Dampfbarkasse  durchstreift, 
manche  herbeigelockte  Schleswig-Holsteiner  und  Hannoveraner  ge- 
lang es  rasch  /ur  Ivuckkctir  zu  bewegen,  l.ippesche  Ziegler,  auf  die 
ein  St.iuci  -eine  Hoffnung  gesetzt  iiatte,  kehrten  ihnen  alsbald  den 
Rücken,  verzichteten  auf  Reisegeld  vom  Strikekomitee ^  die  1000 
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Italiener,  die  nach  Aussage  des  Stauers  Blohm  (der  Amerika-Linie) 
„bereit  standen*',  blieben  aus,  1000  Arbeiter,  die  er  auiseidem  durch 
Rieseninserate  suchte,  Uelsen  gleichialls  auf  sich  warten.  Der  am 
24.  geüstlste  Beschluis  einer  Versammlung  von  Rhedem,  Schiflk» 
maklem  und  Baasen,  die  Arbeiter,  welche  bis  zum  26,  morgens  sich 
wieder  zur  Arbeit  stellen  würden,  zu  den  alten  Bedingungen  wieder 
anzustellen,  andere  überhaupt  nicht,  blieb  ohne  alle  Wirkung*  Diese 
Versammlung  war  darüber  einmütig,  die  Ablehnung  der  angdx>tenen 
Lohnerhöhung  durch  die  Schauerleute  zeige,  dafs  diese  das  Entgegen* 
kommen  als  Schwäche  au^efa&t  hatten,  deshalb  müfsten  die  Arbeit- 
geber jetzt  den  au%edrungenen  Kampf  mit  allem  Nachdrucke  fuhren. 
Wenn  sich  hier  Entschl'jsscnheit  zeigte,  so  wuchs  auch  der  auf  über 
lOCXX)  Köpfe  angeschwollenen  Menge  mit  jedcMii  Tage  Stimmung 
und  Mut.  Flugblätter,  zum  Teil  in  plattdeutscher  Sprache  und  volks- 
derben Wendungen  abgc£ijk,  dienten  zur  Stärkung  und  Belustigung, 
in  den  Hafenwirtschaften,  wo  es  übrigens  ruhig  und  gesittet  herging, 
hingen  Plakate  mit  Inschriften  wie:  „Wenn  wi  to  hoop  hefft  stahn 
hett  uns  noch  Xüms  wat  dähn"  u.  a.;  auch  FrauenversammUinc^en 
(Ehefrauen  waren  hier,  wie  immer,  die  nicht  am  wcnif^'^ten  '^g- 
fürchteten  Gc^aicr  des  Strikcs)  nahmen  einen  animierten  X'criauf; 
dafs  am  Knde  einer  solclicn  in  Altona  berittene  Schutzmannscljal'i 
aus  tinbedeutendem  Anlasse  gegen  das  Straisenpublikum  einschritt, 
konnte  den  Eindruck  und  die  allgemeine  Anerkennung  der  ausge- 
zeichneten friedlichen  Haltung  nicht  al)sch\vächen,  worin  die  sinnige 
Art  des  überwiegenden  niedersächsischen  Volksschlagcs,  aber  auch 
die  strenge,  i^ejiredigte  und  geübte,  Disziplin  der  Leiter  sich  be- 
währte. Auffallende  Trunkenheit  scheint  in  diesen  Tagen  und 
während  der  gtinzen  folgenden  Dauer  erheblich  seltener  vorgekommen 
zu  sein,  als  in  Zeiten  ijberhctzter  Arbeil  oder  trostloser  Arbeitssuche.  ^) 
Auch  der  Umstand,  dal's  am  26,  Tom  Mann,  der  den  Strike  zu  be- 
obachten und  wohl  au  eil  um  zur  Beilegung  mitzuwirken,  e  ingetrotten 
war,  in  Altona  uicdciiim  verhaftet  und  zwangsweise  „abgeschoben" 
wurde,  \  ert'indertc  die  Haltung  nicht,  wenn  er  aucli  neue  Gelegenheit 
zu  erregten  Reden  gab.  Inzwischen  griff  der  Strike  auf  die  Nachbar- 
häfen über.  Die  Harburger  und  anderen  Nachbarn  erklärten  sich 
solidarisch,  in  den  Ostseehäfen  fanden  Sympathiekundgebungen  statt, 

')  Ein  nai.'h  il<  m  Ftk\v  des  Strikes  an  die  Polizeibehörde  gfriclit<-trs  Gf?uch 
des  Verfassers,  <lio  Rt  j^isttv  übi  r  siattjjehabte  Sistierungen  wie  auch  üh< t  /.u/üg--,  >  ill- 
sebeti  i\i  dürlen,  wurde,  nachdem  er  zunächst  über  seine  Absichten  ins  Verhör  ge- 
nommen war,  ablehnend  beschieden. 
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von  vielen  Seiten,  auch  vom  Auslande  her,  wurde  versprochen,  die 
Hamburger  Schiflfe  tu  blockieren  {  in  England  freilich»  worauf  doch 
am  meisten  ankam,  lagen  die  Verhältnisse  so  ungünstig,  daCi  nicht 
einmal  dieser  Beschluls  durcl^esetzt,  geschweige  durchgeführt 
werden  konnte;  sogar  trafen  schon  seit  dem  25.  November 
englische  Schiffsarbciter  ab  Ersatzmannschaften  ein.  Tom  Mann 
sandte  ein  Flogblatt  hinaus,  worin  er  diese  als  Verräter  anklagte 
und  die  Sympathieen  seiner  internationalen  Föderation  zusicherte. 
In  Bremen  stellten  am  25.  die  Arbeiter  der  Lagerhaus-Gesellschaft 
die  Arbeit  ein,  hier  trat  das  GewerbegericRt  unverzüglich  als 
Einigungsamt  auf  und  hatte  den  schönen  Erfolg,  am  2.  Dezember 
den  Frieden  auf  Grund  einer  teilweisen  Bewilligung  der  Arbeiter- 
forderungen alsbald  wieder  herzustellen.  Anders  liefen  die  Dinge 
in  Hamburg-Altona. 

B.  Wenn  die  Arbeiter  gutes  Mutes  waren,  so  hatte  sich  der 
übrigen  Einwohnerschaft,  zumal  derer,  die  auf  einen  regelmäOugen 
und  flotten  Gang  des  Verkehrs  angewiesen  sind,  eine  bange  und 
unbehagliche  Stimmung  bemächtigt  Differierende  Meinungen  über 
das  Recht  des  Strikes  stiefsen  in  allen  Kreisen  auf  einander,  solche 
des  mittleren  Bürgertums  fanden  im  Sprech saal  des  „Fremde tiblattes" 
lebhaften  Ausdruck,  wobei  die  Entschiedenheit  der  Verteidiger  sehr 
bemerkenswert  war,  auch  dafs  diese  regelmäfsig  Kenntnis  der 
Zu'>tandc  an  der  „Waterkant"  verrieten.  Al]i:j'cmein  aber  war  das 
Gefühl  einer  i^rofsen  Hrleichterunt; ,  als  am  letzten  November  der 
Versuch,  ein  Schiedsgericlit  einzusetzen,  bekannt  wunle.  Der  Senator 
Dr.  Hachmann,  der  Präsident  der  Bürfrerschaft  S.  HmncliNen  und 
der  Vorsitzende  des  Gewerbegerichts  Dr.  Noack  hatten  an  den  \'or- 
sitzcndcn  dc9,  Vereins  der  Rheder,  C.  Lacifs,  und  an  den  Reich<- 
tagsaL^eordneten  von  Elm  ein  Schreiben  gerichtet,  wodurch  sie  sich  « 
„im  Dienste  des  öffentlichen  Friedens  unserer  Stadt  und  zur  Fern- 
haltung schweren  L  nglücks"  dazu  erboten;  tias  Schiedsamt  fiolle 
auf  der  einen  Seite  aus  ihnen  selber  (den  drei  X'ertretern  der  Autorität), 
die  sich  durch  einen  direkten  Vertreter  der  Arbeitsgeber  erc^^änzcn 
würden,  auf  der  anderen  aus  vier  von  den  .Arl)eitnehniern  zu  erwählen- 
den Mitgliedern  bestehen,  und  seine  cnd^fültigcii,  im  voraus  als  ver- 
bindlich anzuerkennenden  Beschlüsse  mit  einer  Mehrheit  von  min- 
destens sechs  Stimmen  fassen.  Die  X'ermittler  betonteti.  dals  sie  ül)er 
den  X'orschlaj.^  ^ich  i^eeinii^t  hätten,  ohne  mit  einer  der  Parteien  in 
h'uhluäi.^  getretc:;  zu  .seui.  „Wer  (lie.sen  W  e;^'^  zu  ^^ehen  sich  weigert, 
ladet  eine  schwere  Verantwortung  auf  sich",  wagte  die  der  Aktien- 
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gesellschaft  Neue  Börsenhalle  gehörige  Zeitung  „Hainburgischer 
Korrespondent"  zu  schreiben  (30.  November,  Abendblatt). 

Am  2.  Dezember  vormittags  nahmen  zwei  Riesenversammlung^en 
der  Strikenden  einstimmig  das  Schiedsgericht  an;  in  beiden  hatten 
als  Hauptgrund  dafür  die  Redner  geltend  gemacht:  Ablehnung 
würde  zuf  Folge  haben,  da£s  man  die  Sympathieen  der  gesamten 
Bevölkerung»  ja  aller  Welt  verscherze.  Gewählt  wurden  die  Reichs- 
tagsabgeordneten  von  Elm,  Legien  und  Molkenbuhr  —  die  beiden 
ersten  hauptsächlich  als  Gewcrk.schaftsführer  in  der  Arbeiterbewegui^ 
thätig  —  und  als  Vorsitzender  des  Strikekomitees  der  Schauermann 
Döring.  Diese  Wahl  entsprach  ohne  Zweifel  den  Intentionen  der 
Urheber  des  Vorschlages : ')  gleich  ihnen  sollten  auch  auf  der  Gegen- 
seite drei  rnbcteiligte  den  Gerichtshof  bilden,  indem  mit  Recht  er- 
wartet wurde,  dafs  eine  Eini^inj;^  der  sechs  nicht  interessierten  Personen 
leicht  zustande  kommen  werde,  und  eine  Mehrheit  von  sechs  war  ja 
vorgesehen;  dals  ein  beiderseitiges  Nachgeben  notwendig  sei,  wurde 
schon  in  den  Arbeiterversamniluni^^en  mit  Nachdruck  betont.  Dais 
an  der  Börse  sogleich  „allgemeines  Befremden  über  die  Wahl 
herrschte",  -)  entspricht  dem  Bildungsniveau  und  ]X)litischen  \'er- 
stande  der  Börse.  Auch  der  „  A  r  b  e  i  t  g  e  I )  e  r  -  \'  e  r  b  a  n  d  "  beriet 
am  Xaclimittnge  desselben  Tages  die  Angelegenheit.  Wir  müssen 
hier  euischalten,  dais  am  26.  November  die  Vereine  der  Baase  diesem 
Bunde  beigetreten  waren,  dem  der  X'crcin  der  Rheder  schon  früher 
angehört  hatte  (F.  H.  S.  2l6),  und  dals  dieser  das  an  Herrn  C.  l^eifs 
gerichtete  Schreiben  der  Honoratioren  an  den  Verbaiid  uberwiesen 
hatte.  Nun  erfolgte  das  Unerwartete ;  der  Verband  lehnte  den  \'or- 
schlag  ab ;  ein  stimmig  soll  auch  dieser  Beschlufs  gefaCst  worden 
sein.  In  der  Antwort,  die  tlem  Senator  Dr.  Hachmann  zuging,  heilst 
es:  „Im  Vertrauen  auf  die  Unterstützung  fremder  und  insbesondere 
englischer  Arbeiter  haben  die  hiesigen  Arbeiterführer  den  Strike 
provoziert"  .  .  .  diese  Hoft'nung  sei  fehlgeschlagen;  inzwischen  gehe, 
allerdings  mit  mancherlei  Störungen,  die  Arbeit  im  Hafen  weiter. 
„Unter  diesen  Umständen  ist  für  die  Arbeitgeber  die  Durchfuhrung 
des  Kampfes  unbedingt  geboten,  nicht  nur  um  ihrer  selbst  willen, 
sondern  auch  im  Interesse  der  Arbiter  und  des  aoualen  Friedens 
überhaupt  Ein  fauler  Frieden  würde  in  kurzer  Zeit  zu  neuen 
Kämpfen  fuhren,  das  haben  vielfache  Erfahrungen  bewiesen.  Zu 
einer  schiedsamtlichen  Vermittelung  ist  die  gegenwärtige  Lage  nicht 

')  Die  sieb  durch  Adressicmng  an  von  Elm  zu  erkennen  gaben. 
*)  H.  C.  Abcndbl.  a.  Dewmlier  1896. 
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angethan.  Sie  wäre  vielleicht  am  Platze  gewesen  vor  Ausbruch  des 
Kampfes;  nachdem  derselbe  einmal  von  den  Arbeitern  erölTnet  ist 
und  mit  solcher  Rücksichtslosigkeit  gefuhrt  wird,  muls  er  durch- 
gekämpft werden.  Zu  einem  schiedsamtlichen  Ausgleiche  eignet  sich 
überhau])t  nur  ein  Lohnstreit;  ein  solcher  Vicgt  hier  aber,  wie  der 
ganze  Hergang  zeigt,  nicht  vor,  hier  handelt  es  sich  um  einen 
Machtstreit  Jetzt  würde  der  Versuch  schiedsamtl icher  Vermittelung 
nur  zu  einer  Verlängerung  des  Kampfes  fuhren  können,  unter  der 
ganz  besonders  die  großenteils  verführten  oder  in  ihrer  freien 
Entschliefsung  behinderten  Arbeiter  leiden  würden.  Aus  diesen 
Gründen  bedauern  wir,  auf  das  Anerbieten  zu  schiedsamtlicher 
Vermittelung  des  Kampfes  nicht  eingehen  zu  können,  auch 
abgesehen  davon,  daJs  wir  gegen  die  beabsichtigte  Besetzung  des 
Schiedsamtes  mit  einem  Vertreter  der  Arbeitgeber  und  vier  Ver- 
tretern der  Arbeiter  entschiedenen  Widerspruch  würden  erbeben 
müssen".  Die  Macht  frage,  war  im  Eingange  gesagt  worden, 
gehe  daraus  hervor,  „dafs  in  einem  Strikcfluffblatt  selbst  ^'esagt 
werde,  die  Arbeiter  (d.  h.  Schauerleutc)  hätten  sich  zunächst  mit 
der  Zulage  zufrieden  gegeben,  wenn  nur  nicht  auch  die  anderen 
Forderungen,  betreffs  der  Arbeitsbedine:^un<^cn,  ;\hL^ele!int  worden 
wären".  Also,  weil  die  AbscIiatTung  der  I.ohnauszaiilung  in  Schenken, 
weil  die  Pause  während  der  Nachtarbeit,  weil  die  Hcj^renzung  der 
konimuierlichcn  Arbeitszeit  auf  36  Stunden,  weil  dies  und  anderes 
für  wichtif^er  gehalten  wurde  als  die  Erhöhung  des  Lohnes  — 
darum  war  es  keine  Lohn  —  sondern  .  .  eine  Macht  frage!  Auch 
in  zwei  folgenden  Meetlm^s  motivierte  und  bekräftigte  der  Arlu  ter- 
X'erband  seinen  Suuidpunki ,  nicht  ohne  dies  durch  viele  W  orte 
kuiul/n«:{eben  über  „internationale  Aufhetzungen"  .  .  „die  kleinste 
Konzession  .  .  wäre  als  ein  Erfolg  des  internationalen  Verbandes 
dargestellt  worden"  .  .  .  Niederwerfung,  Niederzwingung  des  Strikes 
sei  die  Aufgabe.  Schärfer  noch  als  gegen  die  ,,fri\ulen  Arbeiter- 
fuhrer"  kehrt  sich  jetzt  der  Zorn  gegen  die  eigenen  Klassengenossen : 
„Wenn  in  der  That  sich  durch  die  Ablehnung  des  Schietlsgerichts 
die  allgemeine  Situation  verschlechtert  habe,  un  !  der  Strike  ver- 
längert sei,  so  müCsten  die  Arbeitgeber  die  X'erantwortung  dalur 
ablehnen.  Die  X'erantworiun:^;  lur  diese  Verlängerung  des  Strikes, 
der  nahezu  erloschen  \v  a  r ,  und  für  die  Aufreizung  der 
Gemüter  hege  ausschlielslich  in  dem  u  ngl  ücklic  he  n  Schieds- 
gerichtsvorschlag, mit  dem  man  den  Arbeitgebern  so  unzeit- 
gemäis  in  den  Arm  gefallen  sei,  und  der  der  Arbeiterschaft  erst  die 
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Ansiebt  von  einem  vermeintlichen  Rechte  betgebracht  habe''  (H.  C 
5.  Dezember  abends). 

Eine  zweite  Kundgebung  vom  II.  Dezember  wünschte  stärkeren 
Schutz  clurcli  die  Behörden  und  empfahl  polizeiliche  Abschliefsung 
des  Freihafengebiets.  Der  Senat  erliefs  zunärlwt  fam  14.)  ein  Ver- 
bot der  Haussammlungen  „als  der  öffentliciicn  Ordnun<T  zuwider- 
laufend", einige  Ta<^c  später  erfolgte  auch  die  X'erkehrsbeschränkung 
im  Hafen,  inzwischen  war  (schon  nm  4.)  als  Antwort  auf  die  Ab- 
lehnung des  Schiedsgerichtes  der  ( i  e  n  e  r a  Is t  r  i ke  der  Hafen- 
arbeiter proklamiert  worden,  infolgedessen  beschlossen  sogleich  die 
Staatsquaiarbeiter,  in  den  Strik-e  einzutreten,  wodurch  sich  die  Ge- 
samtzahl um  12 — 1300  vermehrte:  nur  etwa  170  „feste"  blieben  — 
(iie  Drohung  der  Quaiverwaltung,  vor  dem  Ende  des  Gcacral- 
stnkes  niemand  wieder  einzustellen,  und  dann  nur,  soweit  Stellen 
offen  sein  würden,  hatte  nur  geringen  Erfolg.  Ohne  Bedeutung  war 
der  erst  am  15.  erfolgende  Anschlufe  von  Baggerern  und  Ballast- 
aibeitern.  —  Die  Haltung  des-  Arbeitgeberverbandes  erregte  die 
Unzufriedenheit  weiter  Kreise.  Immer  lauter  kamen  die  Seu&er 
äber  Stockungen  im  Handel  und  Wandel,  die  Störung  des  Weih- 
nachtsgeschäftes, die  Leiden  der  auf  den  Konsum  der  Arbeiter  An- 
gewiesenen, in  der  Presse  und  in  Versammlungen  der  Bürgerver- 
eine, der  Gewerbetreibenden  u.  a.  zum  Ausdruck;  Entrüstung  wurtle 
laut  über  das  klägliche  Schweigen  der  mitsouveränen  .^ui^gerschaft". 
Die  Stimmung,  die  auch  in  einem  gro&en  Teile  der  exportierenden 
Kaufmannschaft  herrschte»  setzte  ihre  Hoffnung  auf  den  Senat:  der 
Hamburger  Korrespondent  gab  am  9.  einem  neuen  Vorschlage 
Raum,  der  Senat  möge  ein  KoIleL^dum  ernennen  und  dieses  aus  den 
beiden  Parteien,  nach  deren  Wahl,  das  Schiedsgericht  zusammensetzen. 
Die  Antwort  aus  dem  Unternehmerlager  erfolgte  wiederum  in 
schroff  verneinendem  Sinne  in  Gestalt  eines  Schreibens ,  das  ,,\  (>n 
sehr  ^geschätzter  Seite"  der  genannten  Zeitung  am  10.  zuging;  noch 
ehe  ein  Kinigungsamt  eingerichtet  sein  könne  und  insbesondere  be- 
vor es  aus  eigener  Sachkunde  .  .  .  einen  X'orschlag  machen  könnte, 
„dürfte  der  Strike  selbst  durch  die  entschlossene  Haltung  der  Ar- 
beitgeber zu  ßoden  geschlagen  sein".  Sodann  wird  auf  die  in- 
zwischen bekannt  gegebenen  I,ohnlisten  (s.  unten)  hingewiesen,  die 
Schlagwurtc  \on  Krattprubc  und  nitcrnationalen  ivualitionen  wurden 
wiederholt,  endlich  wird  von  einer  Enquete  nach  bedingungsloser 
Wiederaufnahme  der  Arbeit  gesprochen,  „ob  nicht  etwa  in  der 
Zwischenhand  (der  Baase)  eine  zu  grofse  Belastung  nach  der 
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einen  oder  andern  Seite  hin  vorhanden  sei."  Die  Strikenden 
dagegen,  unter  dem  Eindrucke  jenes  und  mehrerer  Vorschläge^  gaben 
am  12.  in  II  Versammlungen  kund,  dais  ^e  nach  wie  vor  bereit 
seien,  die  Hand  zum  Frieden  zu  bieten  und  die  Streitfrage  der  Ent- 
scheidung eines  Schiedsgerichtes  oder  Einigungsamtes  zu  unter- 
breiten: in  einer  langen  Resolution  legten  sie  ihre  Motive  dar,  be- 
tonten ausdrücldidi,  dafs  es  sich  nicht  um  eine  Machtfrage  fiir  sie 
handle,  und  —  um  der  von  der  Gegenseite  kundgebenen  Un- 
zufriedenheit mit  der  Besctzun^r  des  erstgeplanten  Schiedsgerichtes 
nachzugeben  —  sprachen  den  Wunsch  aus,  der  Senat  möge  durch 
eine  in  Gegenwart  seiner  \'ertreter  erfolgende  Besprechung  von  Ver- 
tretern beider  Parteien  über  die  Zusammensetzung  des  Schieds- 
gericlucs,  die  Voraussetzung  für  die  Gültigkeit  der  Besclilüsse  eines 
solchen  schaffen;  um  ferner  ihr  X'erlangcn  nach  dauerndem 
Frieden  zu  bezeugen  (da  die  Arbeitgeber  ausgesprochen  hatten,  wenn 
die  Hafenarbeiter  die  geringsten  Konzessionen  erlangten,  so  würden 
sie  hinnen  kurzem  in  einen  neuen  Ausstand  eintreten),  erklärten  sie 
sich  l)ereit,  wenn  das  Schiedsgericht  ii,rfolg  haben  würde,  ein 
Einigung  samt,  zusammengesetzt  aus  \''crtrctcrn  der  beiderseitigen 
Orr:^anisationcn,  ihrerseits  als  eine  bleiljende  In^litulion  anzuerkennen. 
Kiie  wir  aul  die  l'ulgen  dieser  Kun(li;ebun^f  einL^a-hcn,  nuils  in  kurzem 
nächst  ln)lt  werden,  wie  inzwischen  .^cil  dem  Beginne  des  Gcueral- 
slrikcä  die  l)iiiL,'e  sich  entwickelt  hatten.  Der  Stand  der  Arbeit 
war  fortwährend  aufserordentlich  schlecht,  nl);4]eich  die  Zahl  der 
eingestellten  neuen  Schauerleute  auf  über  2(XX)  anwuch.^;  die  Arbeit 
war  wegen  der  i^^erini^^en  Leistungen  unkräftiger  und  ungeübter  Ele- 
mente, denen  überdies  aubcr  dem  Tagelohn  noch  Quartier  und 
Kost  auf  eigens  dazu  hergerichteten  Fahrzeugen  —  darunter  der 
Schnelldampfer  „Fürst  Bismarck"  —  gegeben  werden  niuüte,  sehr 
teuer;  manche  Schiffe  verliel.^en,  zu  einem  \  iertel  beladen,  den 
Hafen,  manche  kehrten  aus  anderen  Häfen  ungelöscht  zurück,  andere 
lagen  die  Wochen  lan,;  L,^anz  und  L(.ir  still,  der  Kohlenimport  stockte 
völli;^,  Fabriken  kki^ten  ulier  -Mangel  an  Kuluiialcrial,  von  allen 
Seiten  liefen  Beschwerden  über  unerfüllte  Aufträge  ein.  Gleichzeitig 
zerstreuten  sich  die  anfänglichen  Besorgnisse  des  Strikekomitecs 
wegen  der  finanziellen  Hilfsquellen:  hatte  man  im  Anfange  Dar- 
lehen aufnehmen  müssen,  so  war  man  schon  am  8.  Dezember  in 
der  Lage,  dank  der  Opferwilligkett  des  Gewerkschaftskartells  und 
der  unerwarteteten  Hilfe  des  einheimischen  Kleinbütgertums  —  aus- 
wärtige Beträge  kamen  mehr  und  mehr  hinzu  —  die  anfanglich  auf 
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8  Mk.  für  Ledige,  9  Mk.  für  Ehemänner  (dazu  i  Mk.  für  jedes 
Kind)  bemessene  Unterstützung  um  je  i  Mk.  zu  erhöhen;  am 
l6.  geschah  eine  abermalige  gleiche  Erhöhung.  Wenn  nun  auch 
nicht  abzusehen  war,  wie  lange  die  Mittel  reichen  würden,  so  war 
doch  bedenklicher,  dafs  bei  dem  elenden  Zustande  der  Arbeit  eine 
gelinde  Res«;erun':,\  zu  der  besonders  die  aus  Ktiä^land  herbeigeholten 
„freien  Arbeiter"  beitrugen,  nebst  der  selir  entschiedenen  Gunst  der 
Polizeibehörde,  nicht  zu  verkennen  war;  nian  wulste,  dals  die  schwache 
Seite  der  Position  che  Nichtteihiahnie  der  H  a  t  e  n  m  a  s  c  h  i  n  i  s  t  e  n 
war,  die  nicht  allein  den  Persotieiu  erkclir  aufrecht  erhielten,  sondern 
auch  durch  Schlej)[)dainpler  die  (gesetzwidrigerweisc  oft  unbemannt 
gelassenen)  Schuten  an  die  Schiffe  iicj  anbrachten.  Zugleich  drückte 
die  Besorgnis  vor  anhaltendem  Frostwetter.  —  VV'enn  aber  die 
Untemdimerschaft  die  Gunst  der  Behörden  in  höchstem  Maise 
genofs  (es  sind  viele  Erzählungen  über  unerhörte  Konnivenzen  ohne 
Widerspruch  geblieben),  so  hatte  sie  doch,  wie  sie  wohl  wulste,  sich 
um  die  Gunst  der  öffentlichen  Meinung  gebracht  Diese  galt 
es  wieder  zu  gewinnen.  Die  Rheder '  hatten  von  Anfang  an  be- 
hauptet,  dals  die  Schauerleute  hohe  Löhne  verdienten.  Schon  am 
30.  November  veröffentlichte  die  Amerika-Linie  eine  Lohnliste 
ihrer  Kohlenakkordarbeiter,  die  mit  lauter  Jahreslöhnen  von 
2 — 30CX>  Mk.  figurierend,  wohl  danach  angethan  war,  Unkundige  zu 
frappieren.  Es  ist  zum  Ueberflusse  bewiesen  worden,  dals  diese 
Einnahmen  durchweg  auf  nielirere  Personen  fallen.  Auszüge  aus 
Lohnbüchern  anderer  Stauereibethebe  fo^en  während  und  nach  den 
Tagen  des  Schiedsgericlitvorschlages.  Ks  wurden  im  ganzen  996 
Jahreslöhne  von  Schauerleuten  und  Kohlenarbeitern  mitgeteilt  (6233 
Strikende  beider  Kategorieen  waren  am  10.  Dezember  vorhanden), 
darunter  finden  sich  700  die  über  looo,  unter  diesen  wieder  412  (ein- 
schliefslich  jener  S4)  die  über  15CO  Mk.  verdient  haben  sollen; 
in  dieser  letzteren  Zaiil  sinfl  aber  mehr  als  die  Hälfte  Kohlen- 
und  Kornakkurdarbeiter:  wir  eriiuiern  uns  hier,  dals  diese 
aus  Syni]>athie  an  dem  Strike  der  Stiickgut-Schauerleute  teil- 
nahmen; feiner  sind  miiidc5>lens  20  30  \'ice-  und  \'orarbeiter 
darin  enthalten.  V\'a>  bleibt?  es  ist  schwer,  die  Al)sichten  der  l'r- 
heber  anders  als  aus  einer  gewissen  Gewohnheit  des  Täuschens, 
die  von  den  1  landclsgewerben  unzertrennlich  ist,  zu  erklären.  Aehn- 
lich  steht  es  mit  dem  gleichzeitigen  Trick,  die  Xot  der  Rhederei 
in  schlotteriKler  Gestalt  zu  zeichnen  —  wir  haben  firüher  das  Not> 
wendige  dazu  gesagt  (F.  H.  S.  230  IT.  S.  491),  und  werden  dem 
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feinen  Plane  der  Reichen,  die  Lage  der  Armen  als  schön,  ihre  eigene 
Lage  als  erbärmlich,  dem  Publikum  der  Reichen  darzustellen, 
nochmals  b^egnen,  wenn  wir  die  Reichstagverhandlungen  über  den 
Strike  erwähnen  müssen.  —  Wir  kehren  zu  dem  Heigange  zurück. 
Nachdem  die  Resolution  der  Arbeiter  am  16.  dem  Senate  über> 
mittelt  worden,  erfolgte  am  18.  dessen  Antwort  Es  hiels  darin: 
der  Senat  sei  der  Ansicht,  dals  der  Ausstand  hätte  vermieden  werden 
können,  wenn  nicht  das  Vorgehen  der  Arbeitnehmer  eine  ruhige 
Erörterung  der  von  ihnen  erhobenen  Forderungen  und  Beschwerden 
unmöglich  gemacht  haben  würde.  Der  Senat  erachte  es  deshalb 
als  die  Pflicht  der  Ausständigen,  zunächst  die  Arbeit,  soweit  es  unter 
den  veränderten  Verhältnissen  noch  ausiührbar  sei,  ohne  Verzug 
wieder  aufzunehmen,  sodafs  der  Ausstand  als  beendigt  anzusehen 
wäre.  Nachdem  dies  geschehen,  werde  der  Senat  veranlassen,  dafs 
unter  Vornahme  der  erforderlichen  Vernehnuinyfcn  eine  eingehende 
Prüfung  der  Lohnverhältnissc  und  Arbeitsbedingungen  der  Hafen- 
arbeiter und  verwandten  Gewerke  stattfinde,  um  sodann  eine  Be- 
seitigung etwa  sich  ergebender  Mifsstände  in  gemeinschaftlichen  Ver- 
handlungen mit  Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern  in  die  Wege  zu  leiten. 

Wenn  man  sich  wiederum  erinnert,  dals  ein  Ausstand  der 
Tagelöhner-Schauerleute  zu  gründe  lag,  und  wenn  man  dessen  Ent- 
stehung, wie  sie  hier  angeführt  wurde,  betrachtet,  so  mufs  man  ein- 
räumen, dafs  ein  Appell  a  Senatu  male  m/ormato  ad  Senatum  melius 
informandum  am  IMatze  war.  Ein  .solcher  geschah  durch  die  Aufnahme, 
die  dieser  Bescheid  bei  den  Frieden  suchenden  Arbeitern  fand. 

C.  Das  erweiterte  Komitee  beriet  in  einer  Xacht'^itzung,  die  .icht 
Stunden  dauerte,  und  kam  (angeblich  mit  47  >^^e<:jen  39  Stimmen) 
zu  dem  Entschlu.sse ,  den  Strikenden  die  Annahme  des  Senatvor- 
schlages zu  empfehlen:  den  Ausschlag  dafür  hat  ohne  Zweifel  die 
finanzielle  Erwägung  gegeben.  Eindringliche  Reden  der  Reichstag- 
abgeordneten Legien,  \.  Ehn,  Molkenbuhr  u.  a.,  die  sich  am  nächsten 
Tage  dafür  einsetzten,  verfehlten  indessen  ihr  Ziel;  zum  ersten  Male 
zeigte  die  Mehrheit  sicii  unwillfährig.  V<  mag  dazu  mitgewirkt 
haben  ■  was  inzwischen  schon  bekannt  geworden  war  —  dar>  der 
Senats! >esclüuts  nur  der  Ableger  t  ines  Beschlusses  des  Arbeitgcberver- 
bandes  war,  der  „am  18,  mcugens  den  Senat^kommissaren  mitgeteilt 
und  begründet  wurde",  dahingehend,  er,  der  X'crband,  mi^isse  darauf 
bestehen,  dafs  der  Strike  bedingungslos  für  beendet  erklärt  wcnle; 
nachdem  die.s  geschehen,  sei  er  bereit,  sich  an  einer  En(]uete  zu  be- 
teiligen, die  vom  Senate  . . .  veranstaltet  werden  möchte,  um  etwa 


Digitized  by  Google 


704 


Ferdinand  Tönni«s, 


vorhandene  Milsstände  zu  beseitigen.  Nur  in  2  von  5  Lokalen  ent- 
schieden sicli  die  Mehrheiten  der  Arbeiter  im  Sinne  ihres  ivomitees: 
es  waren  die  Ewerfiihrer  und  die  Staatsquaiarbeiter,  beide  vor  dem 
Strike  am  stärksten  organisiert  Im  ganzen  ergab  sich  eine 
Stimmenzahl  von  3671  für,  von  7265  gegen  den  Antrag;  ganze 
Scharen  konnten  wegen  UeberfüUung  der  Säle  an  der  Abstimmung 
nicht  teilnehmen,  andere  Gruppen  enthielten  sich  der  Entscheidung. 
Das  Komitre  teilte  dem  Senate  das  Ergebnis  mit  und  suchte  die 
Gründe  dafür  darzulegen :  es  seien  keine  Gnranticen  für  das  Koalitions- 
rcclit,  ;::^'egcn  Malsregelungen,  für  irgendwelche  Zugeständnisse  der 
Arbeitgeber,  f ü  r  Mitwirkung  der  Arbeiter  bei  den  Ermittelungen 
(in  der  That  ist  im  letzten  Satze  des  Senatbescheides  nicht  deutlscli, 
dafs  dies  gemeint  war)  gcj^eben  worden  —  „auch  die  Form  der 
Antwort,  wodurch  den  Arbeitern  allein  die  Schuld  an  der  hni>tehung 
uiul  l  ortdauer  des  Strikes  zu'^esclioben  wird  .  .  .  ina^  noch  als 
Grund  der  Ablehnun^^  niil  an>,a-fuhrt  werden."  =  T)ii-  negative  Ab- 
stimmung gab  dennoch  Rliedern  und  Ba.isen  I  lotTnung  auf  eine 
ihnen  ininstisi^e  Wendung;  man  rechnete  insbesondere  auf  den  Ab- 
fall der  hwerfuhter,  die  am  schwersten  zu  ersetzen  waren.  Al>er 
schon  am  20.  morL^ens  8  Thr  beschlols  einslinnniL,'  deren  \'er- 
.siinimlung,  den  Strike  weiterzuführen;  auch  die  SlaaLs(]uaiai l)citer 
erklärten  sich  aufs  neue  solidarisch.  So  ruckte  das  Weihnaciitstest 
heran,  dem  tlie  Familien  mit  Wehmut  entgegensahen:  es  war  rulirend, 
in  den  \  ersaiiiiulungeu  die  Stinnnen  iler  Betrübnis  zu  vernehmen, 
dals  kein  ,,1'riede  auf  Erden"  erschienen  sei,  dais  man  in  diesem 
Jahre  keini  n  „Baum"  anzünden  könne;  einzelne  „Autgeklärle",  die 
dies  als  gleichgtltij;  hinzustellen  verbuchten,  fanden  wcnii^  ( iehör. 
Das  Fest  ging  vorüber,  ohne  dai.s  .sich  die  Zahl  der  Strikeljrccher 
aus  den  eigenen  Reihen,  deren  am  23.  395  gezahlt  wurden,  merk- 
lich vermehrten.  Die  Gesamtzahl  der  Ausständigen  betrug  am 
letzten  T^e  des  Jahres  16387;  am  stärksten  zugenommen  hatte 
(da  die  jedesmal  Abmusternden  zu  ihren  Kameraden  stielsen)  die 
Zahl  der  Seeleute  (von  413  am  28.  November  auf  circa  170a 
bis  zum  6.  Februar  auf  28S5),  obgleich  von  diesen  auch  viele  wieder 
spurlos  verschwanden.  *)  Die  Ausdauer  des  Strikes  über  den  Jahres* 
Wechsel  hinaus  war  fiir  seine  Gegner  eine  Ueberraschung.  Man  er* 
wartete  Unruhen  in  der  Sylvesternacht;  sie  verlief  ruhiger  als  je, 
denn  das  Komitee  hatte  die  Losung  ,|ZU  Hause  bleiben"  ausgegeben. 
—  Mit  dem  Eintritte  des  neuen  Jahres  hatte  das  Frostwetter  zu- 

Vgl.  die  TabeUcn  L.  S.  81,  82. 
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genommeni  die  gewöhnliche  Winterarbeitlosigkeit  hatte  sich  ver* 
mehrt,  das  Komitee  fand  sich  genötigt,  etliche  Hunderte  abzustolsenf 
die  als  zunn  Strike  gehörig  nicht  anerkannt  werden  konnten,  zugleich 
kam  die  Arbeitlosigkcit  dem  Angebot  der  Hände  im  Hafen  zustatten; 
so  wirkte  besonders  die  Stockung  der  Kahnschiffahrt  auf  der  Oberelbe, 
der  Ersatz  für  die  Ewerführer  hergab.  Gleichwohl  mehrten  sich  die 
2Leichcn,  dafs  der  Zustand  für  die  Leiter  des  Hafengeschäftes  lästiger 
wurde  als  für  die  Arbeiter.  Im  Arbeitgeberverband  erlai^en  die 
Nachf;iebi;^eren  —  das  waren  aber  die  unmittelbar  Interessierten  — 
die  Oberhand.  Er,  der  zu  wiederholten  Ma\cn  bedingungslose  Er- 
gebung gefordert  hatte,  stellte  seinerseits  eine  Bedingung. 

D.  Am  12.  Januar  erschien  in  den  Zeitungen  ein  Schreiben 'des 
Verbandes  an  den  Senat.  Er  wolle  auch  jetzt  „nicht  nachgeben", 
.habe  nicht  mehr  zu  bcsorfrcn,  zum  Xnch;:,^ehcn  p^czwungen  zu  werden; 
er  sei  jedoch  von  dem  Wunsche  beseelt,  den  Beweis  zu  liefern, 
<lafs  er  es  mit  der  Abstellung  etwa  vorhandener  Mirsstände  ehrlich 
meine  und  den  Au>,stiindi£^en  den  Schritt  zu  erleichtern,  zu  der 
,\rbeit  zuruck/.ukehri  ii  .  .  .  ihm  seien  zwar  erhel)liche  Mifsstätule  .  .  . 
Dicht  bekannt;  er  werde  sich  jedoch  gern  darauf  aufmerksam  machen 
lassen,  und  L^^estatte  sich  deshalb,  bei  hohem  Senate  zu  beantraji^en, 
unal)hän;^ig  von  der  geplanten  L  iitersuchung,  einen  Hafen - 
Inspektor  anzustellen  „dessen  Aufii^abe  sein  wird,  nach  Art  der 
E'abrikinspektoren  die  Arbeitsverhältnisse  auf  allen  Gebieten  des 
Hafenverkehrs  zu  uberwachen  und  Besserungen  herbeizuführen,  wo 
solche  angebracht  sind."  Dieses  Schreiben,  und  schon  die  That- 
Sache,  dafs  nach  senien  früheren  Erklärungen  der  Wrband  zu  einem 
Entgegenkommen  sich  herbeiliefs,  konnte  füglich  von  der  Arbeiter- 
scliaft  als  ein  Erfolg  empfunden  werden,  viel  eher,  als  die  Annahme 
des  Sehiedsi:jcrichtes,  von  der  seinerseits  der  X'erband  dies  belürclitet 
hatte  (,,untl  dafs  damit  für  alle  Folgezeit  den  internationalen  Auf- 
lietzun^ren  unserer  Arbeiter  .  .  .  Thür  und  Thor  geöffnet  worden 
wäre":  H.  C.  5.  Dezember  1896).  Denn  es  handelte  sich  jetzt  nicht 
blofs  um  ein  Entgegenkommen,  sondern  um  direkte  Ado[)tion  einer 
alten  Forderung  der  organisierten  Hafenarbeiter.  Diese  hätten 
jetzt  alles  bei  ihren  Kollegen  daransetzen  müssen,  sie  von  der 
Folgerung  zu  überzeugen:  „wenn  der  Senat  den  Antrag  an- 
nimmt, so  wollen  wir  mit  dem  Erfolge  einstweilen  zufrieden  sein ; 
-wir  wollen  einen  «Waffenstillstand'  eintreten  lassen,  wir  wollen  ab- 
warten, was  die  Knquete  für  Verbesserung  unserer  i^ohn-  und  Ar- 
beitsverhältnisse austragen  wird."  Das  Komitee  mochte  aber  durch 
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seinen  Mifserfolg  vom  19.  iJc  zcmber  ein<:^eschücbtert  sein.  X'oi^clu  ell 
legte  es  den  X'crsanimluni^cn  rine  Inn^^ntini^e  Rcsolutior.  \n:,  in  der 
eine  bedingungslose  Wiederaufnalinu-  als  eine  Demütigung  hinge^lelk 
wird  (anstatt  zu  erklären:  wir  nchnien  die  angebotene  Be- 
dingun;^'  niii;  der  V  uröchlag  sei  unzuUuij^licli,  dir  Arbeitgeber  er- 
suche man  aber,  mit  einer  aus  den  Ai bciu  i n  iTiiaiiiuon  Konimi«..sii .11 
über  die  Friedensbedingungen  in  ikialung  zu  treten.  Und  siehe: 
^er  \*erband  aiitwurtcie  —  ein  neues  Zeichen,  dafs  seine  stolze 
Herrenhaltung,  mit  der  er  anfangs  die  Arbeiter  wie  unartige  Kinder 
belmndelt  hatte,  zu  Schanden  gewonkn  war  —  wenn  er  auch  von 
Verhandluf^^n  auf  anderer  Grundlage,  als  der  Senat  vorgeschlagen» 
sich  keinen  Erfolg  verspreche»  so  sei  er  doch  bereit  die  Kommission 
zu  „hören"  und  ernenne  dazu  —  wie  jenseitig  beantragt  war  — 
seinerseits  eine  Kommission  direkt  interessierter  Arbeitgeber* 
Dies  war  ein  zweiter  £rfolg  —  am  16.  Januar  iand  wirklich  eine 
Verhandlung  statt,  und  man  mu(s  den  Arbeitern  zum  Vorwurfe  machen, 
da£s  sie  auch  jetzt  noch  nicht  die  Situation  klar  erkannten.  Die 
Verhandlung  blieb  ergebnislos.  Die  Arbeiterkommission  legte  Vor- 
schlage iur  eine  Fortsetzung  der  Beratungen  vor,  die,  an  sich  durch- 
aus vernünftig,  doch  gewissermafsen  auf  der  Altemativvorau-ssct7.ung, 
bcTiilitcii,  clafs  der  Arbeitgeberverband  entweder  aus  gutem  Willen 
und  moralischen  Gründen  entgegengekommen  sei,  oder  aber  weit 
er  noch  weiter  nachzugeben  genötigt  sei.  Keins  von  beiden  war 
der  Fall.  Fr  hatte  sich  schwach  «gefühlt  —  er  kannte  al)er  auch 
die  Sclnviiche  des  Gcgtiors.  Durch  scharfe  tägliche  Beobachtung 
und  S])ur(lifiisi  wuiste  er  genau,  dals  die  finanzielle  1-agc  des 
Sirikcs  nicht  mehr  für  lange  gesichert  sei.  Tagelang  ignorierte  er 
die  \'orschlägc  der  ( n^cnj>artei  und  erteilte  endlicli  am  21.  eine 
kühle  Aniwori,  worin  er,  sich  rühmend,  dals  die  Scliwierigkcitcn  un 
Hafen  „grofsLiuoils"  überwumlcn  seien  „und  täglich  mehr  schwinden", 
eine  Ikdinj^uiig  -  •  Entl.'u>5ung  der  „neuen  Arbeiter"  —  für  unan- 
nehmbar erklärte,  die  förmlich  noch  gar  nicht  gestellt  war.  Die  Re- 
plik des  Komitees  war  lang,  aber  schwach:  sie  erklarte  die  kund- 
gegebene Auffassung  iur  ein  Milsverstandnis,  bestand  nur  darauC 
da(s  inbezug  auf  Lohnfrage  und  Regelung  der  Arbeitszeit  eine 
-Verständigung  vor  Wiederaufnahme  der  Arbeit  geschehen  müsse.  Un- 
glücklicherweise wurde  gleichzeitig  (am  23.)  eine  neue  „Resolution" 
in  den  Versammlungen  genehmigt,  deren  Schtu(äsatz  („die  Striken- 
den  erklären  für  zwecklos  .  .  .  inbetreff  bedingungsloser  Wieder- 
aufnahme der  Arbeit  eine  nochmalige  Antwort  zu  geben")  dem  Ver- 
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bände  erwünschten  Vorwand  gab,  sein  Schweigen  als  berechtigt  dar 

zustellen. 

E.  Der  letzte  Akt  zeigt  nur  den  ra>chen  X'crl.iuf  des  Kollapses. 
An  jedem  Dienstage  war  die  Auszahlung  der  Lnterstiitzungsgelder 
geschehen,  am  26.  Januar  erfolgte  sie  noch  an  16495  im  Besitze 
von  Strikckarten  befindliche  Personen.  Aber  der  Stand  der  Kasse 
nötigte  zu  einer  \'erkiirzung  um  volle  3  Mk.,  —  Aussicht,  auf  die  \  orige 
H()he  zurück  zu  gelangen,  war  nicht  \'orhaiiden.  Nocli  \  ersainnielten 
sich  alle  läge  die  nach  Tausenden  zählenden  Scharen,  meist 
Stunden  lang,  K()])f  an  Ko\)(  gedrängt,  die  Mitteilungen,  Berichte, 
Ansprachen  zu  hören.  Nt»ch  ertönte  der  Ruf  „N'ein,  nein!"  wenn, 
von  bedingungsloser  Aufnahme  der  Arbeit  geredet  wurde,  noch 
fand  der  Appell  ,,um  die  30  SilberUnge  nicht  zum  Judas  zu  werden", 
einmütigen  Widerhall  —  man  wufste  wol,  dafs  ein  entschiedenes 
Tauwetter  in  wenigen  Tagen  die  Lage  zu  Gunsten  des  Stnkcs  ver- 
ändern konnte  —  aber  das  lauwcttcr  trat  nicht  ein,  die  beträcht- 
lichen Geldsendungen,  die  noch  täglich  ankamen,  waren  doch  un- 
zureichend —  am  30.  Januar  mulstc  dieser  Stand  der  Dinge  offen 
dargelegt  und  zu  einer  Abstimmung  geschritten  werden.  Die 
Abstimmung  ergab  noch  72  Prozent  aller  Stimmen  für  die  h'ort- 
setzung  des  Strikes,  aber  die.s  Ergebnis  IklLIc  ^cruige  Bedeutung: 
es  war  deutlich  erkennbar,  dals  die  Minorität  nicht  mehr  zu  halten 
war.  Zeichen  der  Demoralisation  machten  sich  bemerklich,  die 
Unterstützung  am  2.  Februar  konnte  zwar  noch  in  gleicher  Höhe, 
wie  in  der  Vorwoche  ausgekehrt  werden,  aber  die  Führer  bedachten 
auch»  dals  grolae  Summen  itir  die  „Opfer"  vedi^bar  bleiben 
mufisten,  sie  empfahlen  am  nächsten  Sonnabend  (den  6.)  dringend, 
das  Ende  zu  beschlieisen,  und  so  geschah  es  —  diesmal  mit  einer 
Mehrheit  von  65  ».^  —  das  übrige  Drittel,  etwa  5000  Kopfe  (wenn 
auch  nicht  alle  an  der  Abstimmung  teilnahmen)  repräsentierend, 
sträubte  sich  noch,  die  Niederlage  zu  bekennen. 

Der  nächsten  Folgeereignisse  werde  mit  wenigen  Worten  ge- 
dacht. Zunächst  kam  es  zu  feindlichen  Zusammenstolsen  mit  den 
„Arbeitswilligen"  wie  die  Ecsatzarbeiter  oilüzieU  —  und  spöttisch 
von  den  Ausstandigen  —  genannt  wurden.  Ein  unbedeutender  Vor- 
lall hatte  an  zwei  Abenden  Aufläufe  und  ein  sehr  vehementes  Vor- 
gehen der  Polizeimannschaf^en  zur  Folge.  Die  Arbeitswilligen  ver- 
lielsen  dann  massenhaft  die  Stadt  Die  Quartierschiffe  waren  kurz 
vorher  auf  polizeiliche  Anordnung  geräumt  worden.  Im  übrigen 
stand  das  Nachspiel  auf  der  einen  Seite  unter  dem  Zeichen  „Vae 
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victis".  Die  Gcschl.i^n  lu-n  wurden  nur  unter  lästigen  Bedingungen 
zur  Arbcitnahmc  „bcrct  luigt".  Fast  zw  ei  Monate  latig,  dauerten  \>r- 
handlungen  darüber  mit  den  „schwarzen"  Schaucrlcutcn,  bis  auch  dieüC 
sich  in  ihr  Schicksal  ergaben.  Ihrer  Stellen  \erlu.stig  lilicben 
hunderte  von  ehemals  „festen"  Staatsquaiarbeitern.  Aui  «.1er  anderen 
Seite  beeilte  sich  der  Senat,  die  versprochene  En(|ucte  durch  eine 
Kommission  in  Angriff  zu  nehmen,  die  dann  in  einer  langen  Reihe 
von  Sitrangen  mit  den  Vertretern  aller  beteiligten  Arbeiterkategorieen, 
und  Unternehmer  verhandelt  hat 

Wenden  wir  noch  einen  Blick  auf  die  innere  Geschichte 
.dieses  denkwürdigen  Strikes,  so  denken  wir  dabei  an  die  Hilfen 
die  ihm  geleistet  wurden,  an  die  Reflexe  die  er  im  öflentlichen 
Leben  geworfen  hat,  und  an  etliche  seiner  unniittelbaren  Wirkungen. 
Die  Hilfe  geschah  in  ausgedehntestem  Malse  durch  das  Hambui^ger 
Gewerkschaftskartell ,  demnächst  durch  weitere  Kreise  der  Ham- 
burger Arbeiterschaft  und  Kleinbürger:  das  ganze  ,3tt"»l^ci;<^'5iet" 
brachte  Mk.  646  295. 15  auf;  sodann  kam  von  Gewerk>chafts- 
Centralverbänden  Mk.  50213.66,  im  übrigen  aus  dem  Deutschen 
Reich  Mk.  584 95 1. 29  hinzu,  vom  Auslande  Mk.  69529.72,  darunter 
Mk.  35254.53  aus  f*!ngland,  sodal's  die  gesamte  Kinnahme  an  (iaben 
sich  auf  Mk.  i  350989.82  bellcf,  aufserdem  wurden  Darlehen  in  Höhe 
von  Mk,  262  611  aufgcnominep :  davon  aus  der  (Tcsaniteinnahnie 
Mk.  75400  zurückgezahlt,  an  Knuten  Mk.  60570.28  bestritten,  der 
Rest  gelangte  zur  \  erteilung.  Von  den  ein^^elaufenen  <  >aben 
stammten  etwa  5  ^'^'i  AiiLfchörigen  der  besitzenden  Kl.i.-se,  haupt- 
säclilich  iniolge  des  so^en. muten  rr(>les.>orenau{riifs,  der  in  und 
aul'serhalb  Hamburgs  viel  Zum  und  (ierede  herNcrrief;  er  erschien  am 
22.  Januar  —  wirkungsvoller  wäre  er  gewesen  und  liätie  seiner 
Absicht,  Protest  gegen  die  Hakung  des  Arbeitgeberverbandes  ein- 
zulegen, besser  entsprochen,  wenn  er  sogleich  nach  Ablehnung  des 
Schiedsgerichtes  auf  die  Bühne  getreten  wäre.  Verbunden  liatten 
sich  dazu :  Vertreter  der  Richtung  L.  Brentanos,  M.  von  Hgidys,  der 
süddeutschen  Demokratie,  der  Gesellschaft  far  etliische  Kultur  und 
des  national-sozialen  Vereins.  Zeitungen  und  Wochenblätter  dieser 
Richtungen  traten  auch  sonst  für  den  Strike  ein;  im  übrigen  be- 
wegte sich  das  Urteil  der  gesamten  —  nicht-sozialdemokratischen  — 
Presse  und  ihres  Publikums  im  Zeichen  und  Gedankenkreise  des 
Herrn  von  Stumm.  Dies  gilt  auch  von  der  deutschen  Reichs* 
regierung,  die  in  mclireren  Sitzunc:.-n  de>  Reichstages»  zuerst  am 
3.  Dezember,  durch  den  Mund  des  Staatssekretärs  von  Bötttcher 
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sich  in  diesem  Sinne  vernehmen  liefe:  »Wenn  es  je  eine  Arbeits» 
einstellung  gegeben  hat,  die  bei  nüchterner,  objektiver  Beurteilung 
der  Verhältnisse  fiir  unbegründet  angesehen  werden  muis,  so  ist  es 
der  Strike,  den  die  Schauermänner  und  die  jetzt  mit  ihnen  asso- 
ziiertcn  übrigen  Hafen-  und  Quaiarbeitcr  in  Hamburg  unternommen 
haben  . . .  Wenn,  wie  in  Hamburg,  die  Lebensbedingungen  fiir  diese 
Kategorie  von  Arbeitern  solche  sind,  dafs  Hunderttausende  ja  viel- 
leicht  Millionen  von  deutschen  Arbeitern  sich  danach  sehnen,  gleich 
günstige  Erwerbsverhältnisise  zu  haben,  dann  sage  ich:  es  wird  in 
weiten  Kreisen  des  Volkes  diese  Arbeitseinstellung  als  eine  gerecht* 
fertigte  nicht  angesehen  werden.  Anfang  November  setzt  sich  eine 
Lohnkommission  der  Hamburger  Schauermänner  hin  und  begehrt 
von  den  Rhedern  [lies:  Stnucrn]  und  zwar  mit  der  Aufforderung; 
binnen  kurzer  Frist  [lies:  binnen  8  Tagend  ihre  Hntschlie^uniTcn  zu 
lassen,  eine  Krhöhung  des  Durchschnittlohns  [lies:  aller  Zeitlohnsätze 
und  Reform  der  Ari)eitsverhältnisse  in  5  anderen  Punkten],  [Später:] 
„Meine  Informationen  beruhen  auf  amtlichen  Bericlilen  .  .  [Am 
10.  Dezember:^  „Fs  wrtr  zugesichert,  dals  der  Durchschnittslohn  [lies: 
der  Normaltagclühn  .luf  Mk.  4.50  eiholu  werden  solle.  Die  Sache 
ist  nicht  zu  bestreiten.  Damit  waren  die  1  Icrren  nicht  zufrieden 
[lies :  sie  waren  damit  zufrieden,  verlangten  aber  entsprechende  Auf- 
besserung fiir  Syncalarbeiten,  Reform  der  Arbeitszeit  u.  s.  w.] ;  statt 
sich  in  weitere  Unterhandlungen  einzulassen  [lies:  nachdem  die  Stauer 
jede  weitere  Unterhandlung  \  erweigert  hatten],  wurde  die  Arbeit  ein> 
gestellt ...'):  deutsche  undenglische  Einflüsse  machten  sich  dabei 
[wobei?)  gdtend.,.  Ihrer  Auffassung g^enüber  habe  ich  meinerseits 
die  Behauptung  aufgestellt,  dais  zahllose  deutsche  Arbeiter  sich 
glücklich  schätzen  würden,  wenn  sie  einen  solchen  Lohn  zu  ver- 
dienen  imstande  wären  (lebhafte  Zustimmung  auf  allen  Seiten!)  . . . 
Nachdem  die  Hamburger  Lohnlisten  gedruckt  vorliegen, 
werden  Sie  .  .  .  garnicht  anders  können  als  zugeben,  dafs  der  Stand 
der  Lohnhöhe  in  Hamburg  für  den  gesamten  deutschen  Arbeiter* 
stand  ein  beneidenswerter  ist".  (Lebhafte  allseitige  Zustimmung.)  u.s.w. 

Nuch  am  12.  Dezember  war  Herr  von  Bötticher  nicbt  be&icr  informiert: 
„ich  wicderliole,  die  Sache  bat  sich  hiBtoriacfa  to  cntwidt«U  . . .  di«  Rheder  habeo 
die  LohafoidemBg  som  Teil  bewäUgt  und  danwf  ist  ihnen  mit  einer  priUoaiviMli 
koiBen  Frist  d*»  Ansinnen  gestellt,  die  Forderang  voll  m  bewilligen,  widrigenftlU 

—  und  ich  glaube,  noch  am  selbigen  Tage  —  der  Strike  in  Sccne  gesetzt  werden 
würde.  Dafs  sich  die  Rheder  .  .  .  nicht  in  eine  solche  Zwangslage  venetsen  lassen 
wollten,  wer  will  ihnen  das  verdenken?'^  «-> 
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Ganz  speziell  und  mit  grolscm  Nachdruck  berief  sich  der  Staats- 
sekretär dann  auf  die  Lohnliste  der  Firma  H.  W.  Heidmann  ^)  —  diese 
Liste  bezog  sich  auf  Schauerleute  nur,  soweit  dies  schwarze  Akkord- 
arbeiter waren,  die  durchaus  keine  Lohnforderung  gestellt  hatten ! 

Die  unmittelbaren  Wirkungen  des  Strikes  im  wirtschaftlichen 
Leben  nach  ihrem  Geldwerte  zu  schätzen,  sind  wir  nicht  in  der 
hange,  halten  auch  die  umlaufenden  Schätzungen  ilir  ziemlich  will- 
kurlich.  Bedeutende  dauernde  Veränderungen  des  ökonomischen 
Status  sind  nicht  beobachtet  worden,  gro(ser  Schaden  fast  überall: 
solchen  erlitt  namentlich  das  Weihnachtsgeschäft  in  Früchten 
und  Korinthen;  „völlig  gelähmt"  wurde  der  I^ndel  in  Getreide, 
„sehr  schwer  betroffen  wurde  das  Kohlengeschäft:  die  meisten  Im- 
porteure sind  . .  gezwungen  worden,  die  r^elmäfsigen  Importen  ein- 
zustellen oder  auf  ein  ganz  geringes  Mals  einzuschränken  —  im 
Dezember  allein  wurden  ca  90 — 100  000  Tons  weniger  importiert 
als  sonst  geschehen  wäre".  „Verhängnisvoll  . .  wurden  die  Aus- 
stände för  den  Preisstand  von  Salpeter,  weil  der  Aufschlag  für 
Dezemberliefening  gegen  I^atzware  in  Fortfall  kam,  wodurch 
naturlich  auch  die  spateren  Termine  entsprechend  beeinflulst  wurden . . . 
die  lange  Dauer  des  Strikes  wirkte  wiederum  günstig  auf  den  Preis" 
(weil  Salpeter  garnicht  gelöscht  wurde)  -~  „sehr  greise  Störungen 
sind  dem  Zuckerhandel  erwachsend  ^  —  Dafs  auch  der  lokale 
Kleinhandel  mit  Zucker  und  anderen  Lebensmitteln  stark  beein- 
trächtigt wurde,  bedarf  nur  der  Erwähnung;  einen  Mafsstab  daför 
besitzen  wir  aber  nicht.  —  Was  die  po  I  i  tischen  Wirkungen  an- 
betrifft, so  erschöpfen  sich  diese  durch  die  Verhandlungen  im  deut' 
sehen  Reichstage  nicht.  Die  ungewollten  und  ungeahnten  Folgen 
historischer  Ereignisse  sind  oft  die  wichtigsten.  So  hat  der  Strikc 
sichtlich  dazu  gewirkt,  die  sozialpolitischen  Probleme  wieder  in  den 
Vh\(s  der  Diskussion  zu  bringen,  was  gerade  im  Angesichte  der  augen- 
blicklich vorherrschenden  Tendenzen  eine  hohe  Bedeutung  hat.  So  ist 
es  auch  nützlich,  dafs  das  Verhältnis  des  Kapitalismus  zur  Wissenschaft 
und  der  Wissenschaft  zum  Kapitalismus  einer  neuen  Prüfung  unterworfen 

>)  Dieselbe  Finn«  demmnerte  «d  l.  Dezember  in  einem  Sdireiben  an  den 
Glasgow  Herald  (abgedivdtt  Im  Wochenblatt  Fairplay  vom  10.  Desembcr)  den  Strike 
vnd  dessen  angebliche  englisdie  Anstifter,  nnd  ntft  in  (patriotischer?)  EuüttoUmg  a»: 
„The  german  coUcries  gel  the  benefit  of  this  State  of  matten"  (nimlidi  der  An^isll 

des  «nglisch<M)  Kohlenimports  mlUsc  von  Westfalen  aus  gedeckt  werden!) 

^  Vgl.  „Hamburgs  Handel  im  Jahre  1896.  SachTerst&adigenberwbte«  heraa^ 
gegeben  aaf  Veranlassns^  der  HandeUkammer*'. 
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wurde,  oder  (um  es  deutlicher  zu  sagen) :  die  brennende  Feindschaft, 
die  der  Generalstab  des  Kapitals,  m.  a.  W.  das  Kapital  in  seiner 
bedrohten  politischen  Machtsphäre  gegen  die  freie  Wissenschaft 
empfindet,  ist  während  dieser  letzten  Monate  in  helle  Rammen  aus* 
geschlagen  ^  und  dies  kann  dem  echten,  dem  kritischen  wissen- 
schaftlichen Geiste,  dessen  Geschichte  nicht  die  Geschichte  der  Uni- 
versitätsprofessuren  ist,  nur  heilsam  sein.  Uebrigens  hat  in  der 
Einwohnerschaft  von  Hamburg  und  Altona,  wenn  nicht  in  weiteren 
Kreisen,  das  aulserordentlich  gemeinsinnwidrige  Verhalten  des  Arbeit» 
geberv'crbandes  ferner  dazu  gewirkt,  die  dem  plutokratischen  (sog. 
National-)  Liberalismus  zugethanen  gesellschaftlichen  Spitzen  auch 
politisch  zu  isolieren.  —  Auch  die  moralischen  Wirkungen,  so- 
weit sie  nicht  in  den  ökonomischen  und  politischen  enthalten  sind, 
lassen  sich,  selbst  die  unmittelbaren,  weil  statistische  Daten  noch 
mangeln  oder  vorenthalten  werden,  nur  andeuten.  Das  X'erhalten 
der  Arbeiter  während  des  Strikes  ist  seinem  Gesamtcharakter  nach, 
wie  hier  wiederholt  werden  darf,  vortrefflich  gewesen;  da  der  eigent- 
lichen Not  gewehrt  werden  konnte,  und  da  die  meisten  Frauen 
ihren  Männern  und  Söhnen  tapfer  zur  Seite  standen,  so  scheint  'die 
Arbeitsrube  dem  häus)  ichen  Zusammenleben  vielfach  zu  gute 
gekommen  zu  sein.  Dafs  aber  in  einer  Menge  von  mehr  als  16000 
Männern  (darunter  nur  17  Proz.  über  45  Jahre  alt)  streitbare,  auch  rohe 
Naturen  nicht  fehlten,  dafs  Zusammenstöfse  in  Worten  und  Thaten 
zwischen  Strikenden  und  Strikebrechern  oft  vorgekommen  sind,  dafe 
bei  einlegen  die  scharfe  Parteinahme  der  Behörden  FJrbitterung  er- 
rei^ne,  die  «:ich  in  unbedeutenden  Ausschrcitunc^cn  Luft  mnchte,  ist 
nicht  danach  angethan,  jenes  günstige  Urteil  zu  verändern. ') 

^)  Es  wurde  bis  um  8.  Mai  stnf rechtlich,  ans  Anl&fs  des  Stiikcs  verhandelt: 
In  Hamborg  gegen  34$  Personen  in  enter  Instant;  ond  swar  worden  70  frei- 
gesprochen, 273  venuteilt,  davon  63  wegen  Vergehen  gegen  §  153  der  Gewerbe- 
ordnung, 82  we^en  Vergehen  {^epfn  '^-^  Rrichs-Strafgcsetzbuchs,  28  gegen  beides  : 
oS  wogen  L «Übertretungen,  davon  allein  59  wegen  Ucbcrtretung  de«;  Senatsdekrets 
betr.  Haussammlun{»en.  An  Strahn  wurden  verhänpt:  1051  Mk.  ( '.rliUtr.if..-,  336 
Monate  8  Wochen  und  1  Tag  Getängnb,  2  Wochen  Halt.  Ferner  wurden  bisher 
in  Hamburg  39  Berafungen  verhandelt,  davon  9  der  Staatssnwaltschaft  ohne  Erfolg, 
von  32  der  Angeklagten  hatten  17  Anfhebong  nnd  Freisprechung, 
IS  StrnfermKfsignng  (dnrchw^  um  die  HIlAe)  xnr  Folge.  Anfserdem  fand 
ejne  Wiedennfiiahnie  des  Verfahrens  ststt  und  hatte  «or  Folge,  dafs  a  zu  3e  3  Monaten 
Gefllngnis  verurteilte  Fenonen  freigesprochen  wurden.  In  Altona  wurden  ai  Per> 
scnen  freigesprochen,  57  verurteilt,  davon  24  wegen  Vergehen;  die  .Strafen  belaufen 
«ich  hier  auf  730  Mk.,  72  Monate  20  Wochen  I  Tag  GeÜngnis.   Zur  Gesamtheit 
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m. 

Drei  Tage  nach  dem  Ende  des  Strikes  erliei's  der  Arbeitgeber- 
Verband  von  Hamburg-Altona  ein  Siegesmanifest.  Es  hcifst  darin: 
„Wie  aus  dem  P-ntstehen  und  dem  ^i^anzen  \'crlaufe  der  Bewegung 
ersichtlich  war,  bezweckte  dieselbe  in  erster  Linie  einen  X'orstof^ 
der  internationalen  Sozialcleinokratie  f^e^ii'en  das  L^iternehmertuin. 
Dasselbe  sollte  durch  eine  plötzliche  llemnuin^  des  Haniburj^cr 
Hafenverkehrs,  \"on  der  man  eine  durchj^aeifende  und  empfindliche 
Störun;.;  des  von  demselben  abhängigen  deutschen  Wirtschaftsleben 
erwartete,  gezwungen  werden,  der  Macht  der  sozialdemokratischen 
Masse  nachzugeben  und  deren  Forderungen  zu  bewilligen.  Hätten 
die  Hamburger  Arbeitgeber  hier  irgend  welche  Schwäche  gezeigt 
und  dadurcli  den  sozialdemokratischen  Angreifern  zu  einem  Siege 
verholfen,  so  wäre  dies  . . .  fiir  das  ganze  deutsche  Erweriaslebeii  von 
den  verhängnisvollsten  Folgen  begleitet  gewesen.  Hier  galt  es  also 
festzuhalten  und  geschlossen  die  bürgerliche  Ordnung . .  zu  verteidigen". 
In  den  beiden  folgenden  Absätzen  wird  noch  von  dem  Terrorisixius 
»(derselben*'  Sozialdemokratie,  von  Brandschatzungen  u.  s.  w.  geredet 

Es  wird  hier  in  einer  so  leichtfertigen  Weise  das  Unwahre  ge- 
s^,  dals  es  schwer  wird,  auch  nur  an  eine  mtttelmälsige  ttma 
ßdis  der  Urheber  zu  glauben.  Es  wird  der  Schein  nicht  vermieden* 
als  seien  die  angeführten  Sätze  durchaus  nur  auf  die  Unwissenheit 
und  Furcht  des  Philisters  berechnet.  Die  Kundgebung  wäre  daher 
kaum  einer  Widerlegung  wert,  wenn  .sie  nicht  in  einer  wissen.schaft- 
lichen  Zeitschrift  einen  —  freilich  sehr  matten  —  Xachhall  gefunden 
hätte,  der  zugleich  beweist,  wie  durch  eine  synkretistisch-verworrenc 
Tendenz  das  Urteil  über  einfache  Thatsachcn  \  erdorben  wird.  „Und 
als  nun  gar  nach  Ausbruch  des  Strikes  die  Sozialdemokratie  sich  mit 
voller  Schärfe  einmischte  und  einige  Wochen  an  der  Spitze  der  Or- 
ganisation stand,  da  warf  man  sich  in  die  Arme  de.s  .Arbeitgeber- 
verbandes. .  (^'^gl.  Schni()llcrs  Jahrbuch  XXI,  2,  S.  361.!  Diese 
Kinmisciiung,  mit  voller  Sciuirfe,  nach  dem  Auslnuch  des  Strikes, 
hat,  wie  sich  von  selbst  versieht,  der  Ungenannte  xorher  erzahlt. 
„Nach  Reden  der  sozialdemokratischen  Abgeordneten  \on  Elm, 
Krohme,  Molkenbulu  und  verschiedener  Arbeiter,  die  in  dem  Schieds- 

dcr  Fülle  kommen  noch  etwa  300  Strafbefchle  in  beiden  St.HdtL-n.  Man  bcliätz«:  an 
diesem  Ergebnis  von  197  Verurteilten  wegen  Vergeh«"n  (ohne  iic  IV-rutungcn  zu 
rechnen)  =  1,2  l'rozent  auf  16000  Strikcnde,  die  während  des»  Aw>»uuide$  fort- 
wSbrend  wiederholten  Klagen  des  Arbcitgeberverbondes  über  „wachsenden  T«no* 
rismos"  der  Strlkcnden. 
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aixite  [sott  heilsen:  Schiedsgericht]  den  Weg  zum  dauernden 
Frieden  erblickten,  wurden  als  Vertreter  der  strikenden  Arbeiter 
gewählt:  Molkenbuhr,  von  Elm,  Lcgicn  —  die  sozialdemokratischen 
Abgeordneten  für  Hamburg,  Pinneberg,  Kiel,  sämtlich  in  Hamburg 
wohnhaft  —  und  Döring,  Vorsitzender  u.  s.  w."  (S.  542).  Dies  ge- 
schah am  t.  Dezember.  Der  Beitritt  zum  Arbeitgeberverbande 
(daselbst  S.  341)  war  am  26.  November  erfolgt l  Doch  nein: 
vieUeicht  war  mit  der  «Sozialdemokratie"  nur  der  Abgeordnete 
von  Elm  gemeint,  von  dem  schon  vorher  berichtet  war  (S.  340), 
dafe  er  „wieder  auf  der  Bildfläche"  erschien  und  „in  einer  Ver- 
sammlung durchblicken  liels"  Tom  Mann  (der  zum  anderen  Male 
Ausgewiesene)  wäre  gekommen,  „um  den  Strom  einzudämmen". 
Aber  diese  Versammlung  hat  stattgefunden  am  27.  November  I  Was 
bleibt?  „Am  eifrigsten  that  sich  der  sozialdemokratische  Reichs- 
tagsabgeordnete von  Elm  hervor,  und  es  hat  der  Hafenarbeiter- 
Bewegung  von  vornherein  einen  besonderen  Stempel  aufgedrückt, 
dals  diese  Persönlichkeit  sich  an  die  Spitze  zu  drängen  wuiste" 
(S.  336).  Aber  das  hier  Erzählte  war  zwei  Monate  vor  dem  Aus- 
bruche des  Strikesl   Mithin  bleibt  nichts  als  leeres  Gerede, 

In  Wahrheit  besteht,  wie  man  weife,  in  Deutschland  eine  leb- 
hafte Eifersucht  zwischen  der  politischen  und  der  gewerkschaftlichen 
Arbeiterbewegung,  die  durch  den  Umstand,  dafs  einige  Gewerk- 
schaftsführer in  die  politische  V'ertretung  gewählt  wurden,  nicht  an 
Schäife  verloren  hat.  Auch  diese,  und  ganz  besonders  der  Abge- 
ordnete von  Elm,  bestehen  fortwährend  darauf,  dafs  die  ökonomisclie 
Bewegung  von  der  poHtischen  unabhängig  sein  müsse.  „Die  Ge- 
werkschaften sind  dem  Boden  der  heutigen  Wirtschaftsordnung  ent- 
sprossen, kämpfen  auf  diesem  Boden,  um  die  Lebenshaltung  der 
Arbeiter  zu  verbessern,  resp.  diese  gegen  die  Angriffe  der  Kapitalisten 
zu  verteidigen.  Wollen  die  Arbeiter  im  wirtschaftlichen  Kampfe 
Erfolge  erzielen,  so  müssen  sie  bestrebt  sein,  alle  Arbeiter,  einerlei 
zu  welcher  Parteirichtung  sie  sich  bekennen  und  welche  Religion 

Ln  Berichte  des  H.  £.  wird  atudrücklich  antendüedeQ  t  „die  Strikekommission 
schlage  als  VertNler  der  Arbeiter  (d.h.  der  Arbeiter  als  Klasse)  die  Rcichstags- 
abgeordneten  . . .  und  ab  Vertreter  der  Strikenden  den  Scfaaaemumn  Döring  vor 
. . .  Dafe  nicht  ansadiliefsUdi  Strikende  vwgesdilagen  seien,  habe  seine  eigene  Be- 
wandtnis, denn  man  mOne  in  behebt  ziehen,  dafs  auf  der  anderen  Seite  auch  nur 
ein  Vertreter  der  Unternehmer  in  Vorschlag  gebracht  worden  sei"  (die  3  Herren 
werd<  II  mit  Recht  As  Vertrete  r  der  besitzenden  Klasse  anfgefafst,  wie  sie  selber 
sich  verstanden  wissen  wollten  I}. 
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sie  haben,  einheitlich  zu  organisieren  . . so  hat  der  Genannte  nicht 
erst  nach  dem  Strike,  sondern  schon  zu  Anfang  des  vorigen  Jahres 
sich  ausgesprochen.*)  Als  gewerkschafthcher  Führer  und  als  der  eng- 
lischen Sprache  Kundiger  war  er  mit  Tom  Mann  in  \'crbindung  getreten. 

Die  von  diesem  geplante  internationale  Organisation  hat 
ihre  praktische  Bedeutunj^^  l)i>hcr  aiisschliefslich  in  Anwcnflunp^  niif 
das  Personal  englischer  l-  alir/.cu<^'e ,  das  in  allrn  Häfen  der  Well 
seinen  /Zeitweiligen  Aufenthalt  hat.  An  der  !^i»itze  dieses  Scemaniis- 
vercins  stellt  Mr.  Wilson,  ein  liberaler  und  antisc)ziali.>^tischer  .\l>- 
geordnctcr,  cUr  sich  aber  für  den  unpolitischen  Zweck  dieser  Aktion 
mit  Mr.  Mann  und  anderen  .Anluin^^ern  der  Tndependent  I.ahour  Party 
verbunden  hat.  Mit  der  Internati« »nalität  so/.ialdcmokrati.seher  Ideen 
haben  die  internationalen  Bc5trei)unL;en  jener  Männer  nicht  doi  Ge- 
ringste zu  thun.  Die  deutsche  sozialdeniokratisciic  Partei  steht  ihnen 
d^er  gleichgültig  gegenüber  —  zum  Ueberflusse  hat  sie  noch  auf 
dem  Londoner  Koi^resse  in  Juli  vorigen  Jahres  gegen  ^ internationale 
Strikes"  lebhaftai  Einspruch  erhoben;  dals  der  Plan  einer  «ilnter- 
national  Federation  of  Ship-,  Doclc-  and  Riverside  Workers"  auf  diesem 
Kongrefs  «festere  G^talt  gewonnen  haben  möge",  ist  vs^e  Mut^ 
mafsung  des  Ungenannten  in  SchmoUers  Jahrbuch  ')  (a.  a.  O.  S.  336). 
Die  Realität  dieses  Bundes  besteht  nach  wie  vor  in  einem  groCs- 
brittanischen  Verbände  der  an  See  und  I&fen  thatigen  Arbeiter, 
der  sich  „international"  nennt,  weil  er  es  zu  werden  wünscht.*) 

')  II.  E.  3.  Januar  1896. 

*)  Dieser  bat  sie  dem  Aufsätze  des  Herrn  Dr.  Richard  Ehrenberg:  Wiener  „ZxiV\ 
19.  Dezember  1896  entlehnt,  iro  dcmlbe  Anadnck  gcbmocht  wird,  mit  dem  Znsatae: 
„und  sttverlfisMg  sind  damals  fltr  die  Agitation  die  Verabredongen  getrolTen  wurden,  deren 
AiislUhnmg  den  Hamburger  Hafenstrike  veranlafst  haben  (sot).  —  Ende  Juli  nd 
Anfing  August  r:iti<!  d<  r  Kongrer*  statt,  und  .schon  Mitte  Angnst  entstand  in  Ant- 
werpen unter  den  IIat<  iiarb<»itfm  rinc  profsc  Bewegung  .  .  .  wirdcrholt  wurden 
englische  Emissäre  a  11  >  ^  r  w  i  e  s  »■  n.  "  Diese  Ausweisungen  f.tn<l>-n,  wir  vnn  iin^. 
erzählt  (S.  683)  am  13.  Juli  und  folgende  Tage  statt!  Der  ab  Historiker  bckanuii- 
Autor  nimmt  es  mit  der  Chronologie  auch  sonst  hier  nicht  genau :  „so  ra^ich  xändete 
dieser  Fimke  (der  Ankündigung  Tom  Manns  und  Wilsons  Anfang  September), 
dafs  bereits  in  der  folgenden  Woche  eine  Lohnbewcgm^r der  Steinkohlen* 
arbeiter  entstand:  es  kam  sogar  m  einer  ^ns  knraen  AibcitseintteUnng.**  Die 
Lohnbewcgvng,  von  der  hier  die  Rede  ist,  war,  wie  oben  erzählt,  im  Juni  entstanden!  — 

■)  Sovifl  jcli  sehe,  ist  in  d-  rii  Organe  der  National  Sailors  and  Firemens  Union 
,,Th<*  Sf-amans  C'hronicle"  von  di  r  ,,L"onfoederation"  /.in-r^t  am  26.  Juni  iSqü  die 
Kcde:  am  Schlus&c  des  Artikels  heifst  es:  „Thus  it  is  hoped  tbat  not  only  will 
Um  Confederation  be  National,  bnt  it  will  also  isclnde  oor  brethren  on  the  CnmiucnL** 
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Der  Gedanke  einer  gleichzeitigen  Lohnbewegung  in  allen  grolsen 
Häfen  hat  erst  in  Februar  1897,  nach  dem  I^bmburger  Strike, 
„festere  Gestalt"  gewonnen,  wenn  man  diese  einem  Plane  von  so 
unwahrscheinlicher  Erfüllung  zuschreiben  darf. 

Dals  dieser  Gedanke  der  internationalen  Rheder*  und  Schifis^ 
maklerschaft  unheimlich  ist,  versteht  man  leicht.  Auch  dals  sie, 
um  ihn  zu  diskreditieren,  fälschlich  die  internationale  Sozialdemokratie 
damit  in  Verbindung  bringt,  ist  begreiflich.  Aber  um  so  schärfer 
muls  sich  ein  sachliches  Urteil  von  solchen  parteiischen  Entstellungen 
scheiden  und  die  Wahrheit  hervorheben,  dies  „aus  der  Entstehui^ 
und  dem  ganzen  Verlaufe"  des  grolsen  Strikes  sich  ergiebt,  da(s  dieser 
ganz  und  gar  in  seinen  eigenen  Ursachen,  nämlich  in  den  Zuständen, 
Erfahrungen,  Beschwerden  und  Forderungen  der  beteiligten  Arbeiter 
selber  beruhte,  in  Beschwerden  und  Forderungen,  deren  innerer 
Gerechtigkeit  der  Hambuigische  Senat  durch  Einsetzung  setner 
Kommission  eine  wenigstens  präsumtive  Anerkennung  gegeben  hat; 
und  wenn  die  Anrc^nmi^  zu  dieser  Enquete,  wie  es  den  Anschein 
gewann,  aus  dem  Arbeitgebcrx  erband  selber  herv'orgegangen  ist,  so 
lag  darin  ein  Zugeständnis,  dessen  logische  Bedeutung  dieser  nicht 
empfunden  hat,  und  ohne  Zweifel  ging  es  aus  den  beteiligten 
Kreisen  hervor,  (V\c  auch  mit  dem  Vorschlage  des  Hafeninspektorates, 
richtiger  mit  der  Aufnahme  des  alten,  durch  die  Thatsachen  be- 
griindeten  Antrages  des  Verbandes  der  Hafenarbeiter,  nicht  wufkten, 
was  sie  thaten,  die  mit  ihrer  eigenen  Berufung  auf  die  Analogie  des 
Fabrikinspektorates ,  nicht  bedacht  haben,  dafs  dessen  Einrichtung 
die  historische  Bedeutung  hat,  eine  gesellschaftliche  Reaktion 
gegen  notorische  Uebel  der  Fabrikzustände  zu  sein;  dals  sie 
folglich  mit  ihrer  gleichzeitigen  Leugnung  „etwaiger"  Mifsstände  der 
Folg^erichtigkeit  ihrer  eigenen  Gedankengänge  ein  denkwürdiges  Zeug- 
nis der  Armseligkeit  ausj^estellt  haben.  Der  bisherige  l!rfolg  der 
Enquete  gicbt  aber  schon  für  die  —  selbst  von  ihnen  auf  so  un- 
geschickte Art  versteckte  -  Wahrheit  der  Thatsachen  eine  hohe 
Bestätigung  und  für  das  gute  Rcclit  der  Arbeiterschaft  eine  j)Ositive 
Anerkennung  —  oder  würfle  sonst  die  Seiiatskommission  zur  Be- 
ratung der  von  den  Scliauerleiiten  vorgci^rachten  „Wünsche  und  Be- 
schwerden" neue  Konferenzen  mit  Rhedern,  Stauern,  Ewerführer- 
baasen anl)eraumt  haben,  wie  dies  jü^<^^st,  wenn  auch  in  ver- 
schwiei^ener  Weise,  geschehen  ist?  — MüCsten  nicht  die  Wünsche  und 
Besclnv !  rdcn  als  Früchte  internationaler  IIctzarl)eit  und  Zettelungen, 
als  Redeblüten  „berubmäisiger"  sozialdemokratischer  Agitatoren  mit 
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Stillschweigen  übergangen  oder  mit  gründlicher  Widerlegung  be- 
dacht werden? 

In  Wahrheit  haben  sich  an  diesem  Strike  sozialdemokratbche 

Abgeordnete  nur  insoweit  beteili}^,  als  sie  oft  zu  einer  ruhigen  und 
gesetzlichen  Haltung  ermahnt  haben,  als  sie  sich  bemüht  haben,  das 
Feuer  zu  löschen,  so  lan^e  es  möglich  schien,  als  sie  dann  das  Ab» 
bröckeln  zu  verhüten  und  eine  einheitliche  Stimmung  zu  erhalten 
beflissen  waren.  Dal's  die  Arbeiter  sie  als  ihre  natürlichen  Für- 
sprecher ansehen  und  nicht  etwa  hamburgische  Rechtsanwälte  zur 
Vertretung  ihrer  ökonomi.sch  -  politische;!  Ani:^clc;q;ciihcitcn  erwählen» 
soll  das  etwa  den  einen  oder  den  anderen  zum  \'or\viirfc  gereichen  '  — 

Der  Arbeit^cberx'erband  von  Hamburg-Altona  freilich  kann  eine 
schwere  Ankia^^e  gegen  jene  Herren  erheben.  Sie  haben  den  „un- 
.sclii^en  \^ irschlag  eines  Schied.sgerichts"  befürwortet,  obgleich  dieser 
von  \  crtretern  der  Obrigkeit  ausgegangen  war!  Den  unseligen 
Vorschlag  eines  Schiedsgerichts?  Bezeichnung  für  einen  solchen 
Vorschlag,  die  ihresgleichen  suchen  dürfte!  Durch  die  ganze  zivili- 
sierte Welt  geht  der  einmütige  Ruf  nach  Schiedsgerichten  zur  Bei- 
legung der  Fehden  zwischen  Kapital  und  Arbeit,  und  dals  diese 
auch  in  schwierigen  Fragen  mit  Erfolg  wirken^können,  lehrt  schon 
eine  reichliche  Erfahrung.  Allerdings:  so  wie  hier,  ist  es  ander* 
wärts.  Die  Arbeit  ist  regelmalsig  der  Vermittlung  geneigt,  das 
Kapital  ihr  abgeneigt.  Warum  doch?  die  Arbeit  erkennt,  dals  in 
einem  solchen  Gerichte  ihre  Organisation  als  kontrahierende 
Partei  anerkannt  wird,  das  Kapital  sträubt  sich  gegen  diese  An- 
erkennung. So  wird  die  Schaffung  ständiger  Einigungsamter  selber 
eine  Position,  die  es  fiir  die  Arbeiterschaft  noch  zu  erobern  gilL 

Der  Arbeitgeberverband  ist  freilich  aufgeklärt  und  vorsichtig: 
er  behauptet,  dafs  „durchaus  keine  prinzipielle  .\bneigung  gegen 
Einig^ungsänncr  in  den  verschiedenen  Arbeitszweigen"  bei  ihm  be- 
stehe; nur  halte  er  die  Zuziehung  Unbeteiligter  „im  allgemeinen" 
für  schädlich.  Eine  recht  undeutliche  Vorstellung  von  den  Funktions- 
bedingungen solcher  Einigungsämter  giebt  sich  hier  zu  erkennen, 
wie  denn  auch  in  der  I.ittcratur  der  Unterschied  zwischen  solclien 
Aemtern  und  gelegentlichen  oder  dauernden  „Schiedsgerichten"  nirgend- 
wo festgestellt  wurde.  Nach  dem  deutschen  (lesetze  \oni  29.  Juli 
1890  kann  „das  Gcwcrbegericht",  wo  ein  solches  besteht,  als 
Einigungsamt  angenifen  werden  und  thätig  werden  (§  61  ff.).  Es 
herrscht  wohl  l'ebereinstinnnung ,  dais  diese  liestimmung  nur  als 
provisorisch  gelten  d.irl.    in  dem  vorliegenden  schweren  Falle  hat  die 
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Institution  völlig  versagt ;  und  es  muls  als  jjcwifs  angenommen  werden, 
da(s  auchp  wenn  nach  dem  Antrage,  der  in  der  entscheidenden  Vcr- 
sanimlung  gestellt  wurde  eine  Anrufung  durch  die  Arbeiter  vor 
dem  Strike  geschehen  wäre,  die  gesetzlich  erforderte  Anrufung  durch 
die  Unternehmer  nicht  sich  hätte  bewirken  lassen ;  so  wenig  wnc 
dies  während  des  Strikes  erwartet  werden  konnte.  Die  nächste 
und  leichteste  Vcrbcsserun«^  des  (resetzes  würde  darin  bestehen,  dafs 
das  Gewcrbegericiii  ermächtigt  wünle,  auf  eiiiseilige  Anrufunj^^ 
hin,  nach  l'rüfuiiL,'  des  Streftfalles ,  die  Parteien  zusammenzubringen 
und  nach  seinem  Krniesacn  einen  Srliicdsspruch  abzugeben  — dessen 
Krtulg  freilich,  hei  mangelndem  Vollsircckungstitel ,  nicht  mehr  als 
jetzt  in  seiner  Hand  läge.  Gegen  Entscheidungen  mit  juristisch 
bindender  Kraft  müssen  aber  prinzipielle  Linwätidc  erhoben  werden, 
die  man  nicht  für  widerlegbar  halten  kann ;  jede  andere  gesetzliche 
Regelung  des  ü'elen  Ao-beitsvertrages  möchte  minder  bedenklich  und 
praktisch  erspriel^icher  sein.  Aber  schon,  um  ohne  exekutive  Ge- 
walt mit  einiger  Sicherheit  schiedsamtliche  Funktionen  auszuüben, 
ist  das  Gewerbegericht  auf  die  Dauer  nicht  geeigijet;  noch  weniger 
kann  in  dieser  Hinsicht  von  den  einzelgewerblichen  Einigungsämtern 
(trade  boards),  die  der  Arbeitgeberverband  im  Auge  va  haben 
scheint,  erwartet  werden.  Die  Abschnürung  einer  besonderen  und 
dauernden  Institution  wird  ein  notwendiges  Stadium  der  Enwickelung 
bedeuten:  und  dieser  Institution  werden  aulser  solcher  Thätigkeit 
andere  Aufgaben  zuwachsen.  Eine  solche  Behörde  (mit  öffentlich- 
rechtlichem  Charakter;  muiäte  gleich  bestehenden  Vertretungen  von 
Interessenten  die  Zustände  und  ^Bewegungen  des  ökonomischen 
Lebens  einer  fortwährenden  Beobachtung  unterwerfen;  sie  mülste 
aber,  im  Gegensatze  zu  jenen,  die  Unabhängigkeit  richterlicher 
Aemter  geniefsen  und  in  ihren  Häuptern  einen  streng;  wissenschaft- 
lichen Charakter  !u"sitzcn.  Erweiterung  und  F.rhöliung  der  lokalen 
s  t  a  t  i  s  t  i  seil  e  n  Aemter,  die  von  tlen  unmittelbaren  Zwecken  der 
X'erwaltung  zu  befreien,  an  und  für  sich  schon  von  t^riifster  Be- 
deutung wäre,  kann  vielleicht  durch  ihre  Au>i;c;>taltung  zu  kommu- 
nalen Arbeitsämtern  i^est  heheii ,  und  diese  würden,  in  jedem 
gegebenen  Falle  (hnch  Ileranziehun;^^  \(>n  Vertretern  der  llandels- 
odcr  Gewcrbekanuncm  cniciseits,  der  Geu  erkschaflskartelle  anderer- 
seits, die  Gerichtshöfe  für  gewerbliche  Streitigkeiten  kuiistituiercn ; 
dazu  würde  es  nicht  einer  Anrufung  bedürfen,  sondern  es  könnte 
dne  blo&e  Anzeige  über  die  in  einem  Arbcdtszweige  vorhandenen 
Milshelligkeiten,  in  besonders  gewichtigen  Fällen  genügen,  um  das 
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Amt  zu  einer  speziellen  Untersuchung  in  gerichUichen  Formen  zu 
veranlassen»  wofiir  ihm  auch  die  Vollmacht  eidlicher  Vernehmung 
zustehen  oder  auf  Antr^  verliehen  werden  mülste.  Von  einer  Seite 
angerufen  (oder  von  beiden),  würde  es  verpflichtet  sein,  eine 
Entscheidung  zu  fallen. 

Solche  obligatorische  Schiedsgerichte,   mit  deren 
Einrichtung  wie  mit  anderen  bedeutenden  Neueningen  die  austra* 
tischen  Staaten  vorangegangen  sind»  würden  ein  starkes  Hemmnis 
gegen  den  Ausbruch  und  die  Dauer  gewerblicher  Streitigkeiten 
darstellen;  da(s  sie  aber  eine  unbedingte  Gewähr  dagegen  geben 
können,  ist  in  hohem  Mafse  uiuvahrsclieiiilich.    Sie  würden  zuvörderst 
mit  dem   prinzipiellen   Widerstände  der  U  n  t  e  r  n  c  h  merklassc 
fortwährend  zu  kämpfen  haben,  die  sich  in  den  Eigentums-  und 
Nutzun^rsrechten,  welche  der  Kapitalist  durch  den  Einkauf  von 
Arbeitskräften  erwerben  will,  durch  diese  gesamte  Entwickelung 
gefährdet  fühlt;  denn  wenn  auch  diese  Entwickelung  zunächst  dem 
sozialen  Frieden  und  dem  gemeinen  Volksinteresse  dient,  so  kann 
sie  diesen  Zweck  doch  nur  erfüllen,  indem  sie  die  formale  Freiheit 
des  Arbeiters  als  Verkäufers  seiner  Arbeitskraft  in  eine  materiale, 
seine  scheinbare  Rechtsgleichheit  in  eine  wirkliche  umzuwandeln 
tendiert.    Ferner  wird  aber  der  Wechsel  der  Konjunkturen, 
insbesondere  der  P'intritt  grofscr  Handelskrisen,  das  natürliche  Ueber- 
gewicht  der  Unternehmer  regelmäfsig  in  verhängnisvoller  Weise 
steigern.    So  sehr  die  Organisation  der  Arbeiter  ihre  Widerstands- 
fähigkeit erhöht,  so  hat  doch  eine  starke  und  dauerhafte  Organi- 
sation  schon  eine  relativ  gute  .ökonomische   I.a^'c   ihres  Arbeit- 
zweiges zur  Voraussetz uni:^.     (regen   Aibcithisigkeit   und  Hunger 
vermögen  die  besten  Kinriclitungcn,  verniö^^en  ( le werkschaften  — 
auch  WQun  sie  den  Zweck  der  Versicherung   in   sich  aufnehmen, 
was  mrade  fiir  die  Hafenarbeiter  sehr  geraten  wäre  —  und  vei- 
nu"»;^^en  Schicdägerichte  wenig,  so  wenig,  wie  sie  die  Konkurrenz 
unL:elernter ,    weiblicher,   jugendhcher   Arbeitskräfte   dauernd  ein- 
schtilnken  können.     Diese   aber   sind  die  elementaren   Kräfte  im 
LeljensiHozels  der  !s"a[^italisiischen  X'dlkswiiischaft.  Der  hanibiirL;ische 
Arbcit;.;eb(  rvcrband  will  „au.s  der  Al)lehnung  der  von  den  Stauern 
angebotenen  Zulage"  (die  Ausdrucksweise   ist  aul   hrcfuhruni^^  i>c- 
rechnet)  ersehen  haben,  dals  „es  sich  um  den  Austrag  einer  Macht- 
frage liandcllc  ",  tucht  um    „eine  Frage  über  Lohn-  und  Arbeits- 
bedin'^ungen".    jede  I-Vage  über  Lohn-  und  Arbeitsbedingungen  ist 
eine  Maciufragc,  es  handelt  sich  immer  darum,  ob  der  von  Haus 
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aus  schrankenlosen  Macht  des  Kapitals,  solche  Bedingungen  in  den 
Formen  des  freien  Arbeitvertrages  mit  einseitiger  Willkür  festzu- 
setzen» auf  rein  ökonomischem  Wege  Abbruch  gethaii  werden  könne; 
wie  denn  auch  jede  andere  iVcisdebatte  auf  dem  Warenmärkte 
eine  Machtfirage  involvirt  und  der  Kampf  zwischen  der  Macht  von 
Haussiers  und  Baissiers  den  Hamburger  Herren  aus  einiger  Erfahrung 
bekannt  sein  dürfte,  wo  es  doch  unmittelbar  oft  nur  um  Pfennig 
„Zulage"  sich  handelt. 

Eben  darum  aber,  und  zumal  da  die  Mächtigen  immer  viel 
leichter  die  Machtfrage  auf  werfen,  als  die  Schwachen,  ist  geringe 
Aussicht  Norhandeii,  dals  d<is  ka|)italislische  Wirlschafi.slcben  je  ohne 
die  Unwetter  der  Strikes  seinen  Ablauf  nehmen  werde.  Es  ist  ia 
gewifs,  dafs  die  Zunalnue  der  Organisationen,  mit  antlcren  Würlca 
dats  die  Rüstungen  auch  gegen  den  ükononuschcn  Krieg  eine 
gewisse  Sicherung  bedeuten;  rasches  und  unbesonnenes  Handeln 
wird  dadurch  unwahrscheinlicher.  Aber  auch  sonst  ist  die  Ent- 
wickelung  ähnlich  der  von  Kriegen :  sie  werden  seltener,  aber  gröfser 
und  verheerender. 

Die  aufserordentliche  Besorgnis  vor  einer  internationalen  Organi- 
sation und  gleichzeitiger  Lohnbewegung  in  den  Wdtbifen  ist 
vielleicht  mitvenirsacht  durch  die  Kunde  der  Geschäftsfreunde  und 
Konkurrenten,  dals  die  Arbeitzustände  in  anderen  Häfen  und 
Handelsflotten  nicht  besser  sind  als  in  ihren  eigenen.  Für  un- 
befengene  Betrachtung  sieht  die  Sache  gleichwohl  nicht  eben  ge« 
iahrlich  aus.  Freilich:  grofs  wird,  was  grofs  vorgestellt  wird,  und 
sicherlich  konnte  diesen  (icdanken  und  Plänen,  zunächst  aber  der 
lokalen  Organisation  in  Hamburg  nichts  so  starke  Förderung  geben, 
als  das  „feste  einmütige  Handeln",  das  „zielbewufstc,  opferwillige 
Verhalten",  das  die  Sympathie  des  Vereins  deutscher  Eisen-  und 
Stahl-Industriellen  den  beteiligten  Arbeitgebern  Hamburg  -  Altonas 
zum  hnhcn  Verdienste  anrechnet.  Diese  „Festigkeit  im  Kampfe", 
wie  dir  Arbeitgeberverliand  selber  sein  ,, scheinbar  schroffes  Ver- 
lialien"  nennt,  legt  aber  eine  andere  l-.rwägung  nahe.  Wenn  in 
einer  Streitfrage,  die  zunächst  nur  zwischen  Schauerleutcn  und  ihren 
Duzbrüdern,  den  Stauern,  schwebte  —  alle  Pflichten  und  Lasten 
des  Arbeitgebertums  haben  die  Rheder  abgewälzt  —  der  ganze 
Arbeitgeber\irband  gewap})uel  aulliill  und  alle  Verhandlungen  für 
aussichtslos  erklärt,  wud  eine  so  massive  Provokation  nicht  auch  in 
günstigem  Augenblicke  ein  massenhafteres  Aufmarschieren  der 
Arbeiterbataillone  zur  Folge  haben,  als  selbst  der  „GeneralsUikc" 
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der  Hafenarbeiter  aufbieten  kann?  Wäre  nicht,  wenn  Kampf  und 
nichts  als  Kamj)f  frommen  soll,  ein  gemeinsamer  Strike  des  Ge- 
werkschaft »^kartells  die  natürliche  Antwort  auf  jene  Herausforderung? 

Es  ist  zwar  sonst  kein  Grund,  an  die  Wahrscheinlichkeit  eines 
solchen  Ereignisses  zu  glauben,  denn  die  Leiter  der  deutschen 
Gewerkschaften  *^ind  besonnen  und  erwarten  nicht?  von  Experimenten 
anarchistisrlu  !i  Siiles.  Ihnen  gibt  Ursprung  und  Wrlauf  de-«  Ham- 
burger .\u--~tan(k-5  andere  Probleme  auf  i.alst  sich  gegen  cl;e  Fnt- 
scliliel>ungen  unorganisierter  Arbeiter  kein  stärkeres  Gewicht  iu  tlic 
W'agschale  legen,  als  hier  geschehen  ist?  Ist  es  richtig,  dals  inner- 
halb tler  Organi'^atii »ncn  Neulinge,  die  vielleicht  nur  durch  einen 
bevorsteiicnden  Strike  zum  liciiritte  bewogen  wurden,  vom  ersten 
Tage  ab  dieselben  Rechte  geniefsen,  wie  Mitglietier,  die  jahrelang 
der  Sache  Opfer  an  Geld,  Zeil  und  Mühe  gebracht  haben?  l.ä£st 
sich  der  zttialligen  Zusammensetzung  „üffentücher"  Versammlungen 
durch  kein  Mittd  wehren  ?  kann  nicht  fiUr  solche  Gelegenheiten 
auch  aus  sonst  unorganisierten  Arbeitern  eine  Vertretung  erwählt 
werden  ?  (es  war  mit  den  „Obmannern"  der  Schauerleute  geschehen, 
.  diese  kamen  aber  bei  der  Entscheidung  nicht  mehr  in  Frage).  Ist 
es  zulassig,  die  Gewerkschaftskassen  aufs  äutserste  anzustrengen, 
nachdem  man  deutlich  erkannt  hat,  dafe  ein  Sieg  nicht  mehr  zu 
gewinnen  ist?  Und  mufs  nicht  ein  Komitee,  dessen  Antrage  in  der 
Minderheit  bleiben,  seine  Funktionen  einstellen  und  veranlassen,  da£s 
aus  der  Mehrheit  ein  neues  gewählt  werde?  Hatte  nicht  vielleicht 
die  Ankündigung  eines  solchen  Schrittes  am  19.  Dezember  hemmend 
auf  die  Entschlossenheit  der  Menge  gewirkt?  Wären  nicht  endlich 
manche  Mittel  anwendbar,  um  in  einem  solchen  Streite  die  Sym« 
pathie  der  öffentlichen  Meinung,  d.  h.  wenigstens  einer  unbefangenen 
Elite,  zu  gewinnen  ?  Hätte  nicht  z.  B.  eine  Broschüre,  die  den  Streit- 
fall streng  sachlich  darstellte,  und  spätestens  14  Tage  nach  Aus- 
bruch in  Ma'^'jcnauflagc,  aber  aus  einein  \'erlagc  neutralen  Charakters, 
efjchienen  wäre,  eine  vorzügliche  Wirkung  haben  und  den  falsclicn 
IiilonnatiMn,  n,  <lie  bis  in  die  Spitze  der  Keichsrcgicrung  drangen, 
wehren  können  ?  — 

Diese  und  andere  Fragen  wird  die  (Tcncralkommissi' ni  der 
Gewerkschatlen  Deul>chland.s  >chon  erwugen  haben,  oder  sich  n?>ch 
vorlegen  müssen,  wenn  sie  für  den  „Kampf  um  die  I  ebenshaluing" 
der  gesamten  Lohnarbeiterschaft  die  riciiiigen  Lehren  aus  den  Er- 
fahrungen des  Hamburger  Strikes  ableiten  will. 
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Qewerberecht 

Von 

M.  VON  SCHULZ, 

Magistrats-Asicssor  und  Vornüccodcm  des  Gewerbegerichts  in  Berttn. 

Die  Reichskommisston  fiir  Arbeiterstatistik  hat  iti  zwe  i  Sitzungen 
am  9.  und  11.  Januar  1897  die  l'eststellun}^^  des  Berichts  über 
die  Krtnittclun^en  hinsichtHch  der  Arbeitsverhältrusse  der  in  der 
Kleider-  und  VVäschekonfektiou  beschäftigten  Arbeiter  beraten. 
Itn  Laufe  der  Beratung  wurde  der  Heimarbeiter  als  zur  Kategorie 
der  liausgewerbctreibcndeii  ')  gehört-^;  erachtf  t.  F.-  wurde  dabei  an- 
geführt, dafs  „im  allgemeinen  der  \i hi  itsvcrtrag  in  iler  Knnfcktion 
sich  auf  <len  einzelnen  Auftrag  be/iche  und  daf>  (Intuhri  hinaus 
keinerlei  \\rl)iii(lliciikeit  bestehe,  weder  zu  weiteren  Auttriigcn  über- 
haupt, noch  hinsichtlich  der  zu  bewilligenden  Löhne  und  sonstigen 
Bedingungen".  '*) 

*)  E*  werden  von  ims  drei  Klassen  von  Gewerbetreibenden  unterschieden: 
Arbeitgeber  (Uotemebrorr},  Arbeiter  (WcrksUttiarbciUr  oder  Heimarbeiter)  und  Haus» 
gewerbetreibende,  eine  Mittelstufe  zwischen  den  beiden  zuerst  genannten  Personen« 

Diese  Einteilung  ist  tn-ilich  nur  für  diese  Abhandlung  uu^r<-it.lK-nti,  man  denke  z.  B. 
an  den  Hlatzj;rs«-lk-n,  welcher  weder  liei  seinem  Arlieitß<  lKr  noch  in  ><-iner  Be- 
hansunf:  arbeitet,  sicli  vi.dni' lir  Ii.  ;  »-in»*m  1  »ritten  einen  l'lut/.  /ur  Arbeit>>t:i'f >  r«'- 
nii<  tri  hat.  Nach  andere  r  >!•  hmiti^'  />  rl.ill> h  i^rner  die  HauspfwerbelreibenuLn  lu 
„hau>t;cwcrbliche  Lohnarli.  n.  r  und  lu  lij.u.^gewerbliche  Hetriebsuntcrnehmer",  vj;!.  dar» 
tlber  „die  Arbeiterversur^jui.K  S.Jahrgang  1891  i».  609  ff.,  q.  Jahrgang  1892  s.  «3 
S.  176  it  S.  331  fr.  S.  365,  und  H.  Gebhard,  Die  Invaliditfits-  und  AUer«versicbe- 
nmg  der  Hausgewerbetreibenden  in  der  Tabaksfabrikalion  S.  33 — 37. 

«)  Vgl.  Drucknchen  der  Kommisrion  für  Arbeiterstatistik ,  Erhebungen  No.  X  Zu- 
sanmenstellnng  der  Ergebnisse  cler  Ermittelungen  ttber  die  Arbcit:>vcrhä1tIli^s«  in  der 
Archiv  für  •<><.  Gctetrcebuns  o.  SiAiisitk.    X.  4^ 
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Eingehende  Erörtcrunji^cn  nach  dieser  Richtung  fanden  als 
über  den  Rahmen  der  der  Rcichskommission  gestellten  Au%abe 
hinausgehend  nicht  statt  Auch  in  der  Sitzung  des  Reichstages  am 
13.  Januar  dieses  Jahres  erklärte  ein  Rodner,  daGs  zwischen  Heim- 
arbeiter und  Arbeitget>er  nicht  etwa  ein  Dienstvertrag,  sondern  nur 
ein  Werkvcrtra<T  geschlossen  werde. 

Ordentliche  Gerichte,  V^erwallungi^erichte,  Kommentatoren  der 
Crcwerbeordnung  und  andere  haben  denselben  Standpunkt  vertreten. 
Es  fehlen  aber  auch  nicht  Stimmen,  welche  dem  Heimarbeiter  die 
Qualität  des  „gewerblichen  Arbeiters"  zuerkannt  und  verneint  haben, 
dafs  der  Heimarbeiter  ein  Unternehmer  sei  und  fiir  gewohnlich 
Werkverdingungsverträge  schliefse. 

Viele  deutsche  Gewerbegerichte  sind  nach  der  von  uns  ge- 
haltenen rmfra^e  ebenfalls  [geteilter  AufTassun^^  hinsichtlich  der 
rechtlichen  Stellun;^-  des  Heimarbeiters  und  hinsichtlich  der  von  ihm 
mit  dem  Arl)eitL^rel)er  zu  schliefsenden  X'erträge. 

\\'a5  d.is  (  lewrrlH'i^fei  icht  zu  Herlin  anlangt,  so  hat  es  im 
Anfang  seines  Jieslehens  in  meineren  Kntscheidungcn  die  1  leim- 
ariu-iter  als  gewerbliche  Arbeiter  nach  Titel  VII  der  tiewerbe 
ordnun^^  behandelt  und  sie  dementsprechend  den  \Verk>-tatl>-  und 
Fabrikarbeitern  gleichgestellt,  die  Oberinstanz  dieses  Gerichts,  da-; 
Land;:;ericht  1  zu  Berlin  hat  dagegen  in  zwei  Rerufungssachen  dem 
Heimarbeiter  die  la^^enschaft  eines  gewerblichen  Arbeiters  ganz  all- 
gemein ab'^esprochen. 

Die  (irunde,  mit  welchen  beide  Gerichte  ihre  verschiedene 
Beurteilung  der  RecliLsstellung  des  Heimarbeiters  rechtfertigen  und 
für  und  wider  den  von  ihm  zu  sclilieisenden  Vertrag  als  Arbeits- 
vertrag; auftreten,  linden  sich  im  grollen  und  ganzen  in  den  Kni- 
scheidungen der  anderen  Cierichte  und  in  den  Noten  der  Kommen- 
tatoren etc.  wieder. 

Bei  der  herrschenden  Lnklarheit  über  die  hier  aufgeworfenen 
Fragen  dürfte  es  angesichts  der  gegenwärtigen  X'erhandlungen  des 
Reichstages  ül^r  den  Gesetzentwurf  zur  Besserung  der  Arbeitsver- 

K!     T-  und  WischekottfektiOD  S.  44  ff.  (Berlin  1896.  Karl  HeytOMi»  Vcriag),  Ver« 

handlung'-n  Xo.  12  S.  3  und  5  und  den  unter  dt-m  18.  Mai  l8t>7  dem  R<-ich«.tiiR 
viirtTfli'^rn  Fntuiirf  .  itu-s  Clfsotzos  Wtr.  dii  AbämK-runji  di-r  Gewcrbrordnunj;  unJ 
des  Ki  uik'  lu.  r>irii,  rim^,' -fjcsct/.t  s.  Dntck^heQ  de»  Keicbiftogs,  9.  LcgisUtur-fct., 
IV.  S«-ssiun  iiSy5  «i7,  No.  840.  S.  7. 

')  Vgl.  Silzungs- Protokolle  des  Keichsta^;^.  IV.  Session  1895  97.  15».  Sittun^:, 
3997- 
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hältnisse  cterKonfektionsarbeiter,*)  welchen  die  Erhebungen  der  Reichs* 
kommission  fiir  Arbeiterstatistik  veranlaCst  haben,  zweckdienlich  sein, 
die  Begründung  der  auseinandergehenden  Urteile  des  hiesigen  Ge- 
werbegerichts und  dessen  Oberinstanz  im  Nachstehenden  betont  zu  ' 
geben.  Es  dürfte  angezeigt  sein,  hieran  eine  Darstellung  des  Ent- 
wickelungsgangcs  der  Itir  die  Entscheidungen  des  Landgerichts  be* 
sonders  mafsgebend  gewesenen  Bestimmung  des  §  1 19b  der  Gewerbe* 
Ordnung  zu  knüpfen,  ^  zumal  auch  andere  Gerichte  und  Schriftsteller 
zu  Ungunsten  der  Heimarbeiter  auf  diesen  Paragraph  Bezug  ge- 
nommen und  sie  danach  zu  den  Hausgewerbetreibenden  gerechnet 
haben.  Zum  Scfahiis  wird  zu  prüfen  sein,  welche  Aufiassui^  be- 
züglich der  Rechtsstellung  des  Heimarbeiters  die  richtige  ist  Diese 
Untersuchung  ist  von  grolser  Wichtigkeit  fiir  die  Heimarbeiter  aller 
gewerblichen  Branchen.  Denn  der  Heimarbeiter  scheidet  in  dem 
Falle,  dafs  er  der  Eigenschaft  der  gevi-erblichen  Arbeiter  ermangelt, 
aus  ihrer  Gemeinschaft  aus  und  untersteht  demnach  nicht  den  I^c - 
Stimmungen  des  VU.  Titels  der  Gewerbeordnung,  sondern  den  Be- 
stimmungen des  gemeinen  bürgerlichen  Rechts.  Wohl  aus  diesem 
Gefühl  heraus  ist  im  Reichstage  empfohlen  worden,  dem  Titel*  VII 

Vgl.  Druck>aLli<-n  d.  Rficlist.i^>  a.  a.  (>.  S.  i,  Note  2.  Die  Vorscljritleu  bisui  ii.icli 
den  Motiven  nicht  auf  di«>  Kontcktionsindustric  bcäcbninkt,  sondom  es  ist  iliucu  eine 
Fasstuig  i^t  gv-heti,  welche  ihre  Anwendung  auf  alle  diejenigen  Betriebszweige  ermög- 
licht, in  dessen  dies  nach  eingehender  Prafong  sich  als  zweckmäfsig  henmsstellen  wifd. 

Nach  dem  Gesetsentwvrf  kann  der  Bnudcsiat  Lohnbücher  oder  Arbeitszettel 
flir  bestimmte  Gewerbe  vonchreiben,  in  denen  Art  und  Umfang  der  flbeitragenön 
Arbeit,  bei  ^Mckordarbett  die  StttckzaU,  femer  die  Lohnsätze  und  die  Bedingungen 
für  die  Lieferung  von  Werkzeuut-n  und  Stoffen  tu  den  übertragenen  Arbeiten  von 
dem  Arbeitgeber  oder  dtin  dazu  Bevollmiichtigten  zu  beurkunden  sind.  V'-m^r 
k^nn  der  Bundt*srat  anordmn.  dafs  den  Arbeitrrinnt^n  und  nipt*ndlich'*n  Arliritt-ni, 
-ol.  m  ihre  ta;,dii  he  BeschäUiguug  in  der  Fabrik  »ech.-.  .Muad«  h  übersteigt.  Arl:>eit 
nicht  mit  nach  liauüe  gegeben  werden  darl.  tuidlich  kann  der  Bundesrat  die 
Kra^cnvcnildiening  auf  die  Hansgewerbetreibenden  aosddinen. 

Der  Gesetaentworf  ordnet  also  nicht  endgfUtig  an,  sondern  stellt  es  in  das  Be» 
lieben  des  Bundesrats,  erforderlich  werdende  Anordnungen  su  erlassen.  Mafsnahmen 
gegen  die  niedrigen  Löhne,  welche  in  erster  Linie  die  KoofditionBarbeiter  zum 
Strike  getrieben  haben,  sind  überhaupt  nicht  getroffen.  Vgl.  über  die  Möglichkeit 
der  Anfbes.<wrung  der  Löhne  auf  gesetzlichem  Wege .  Alfred  Weber,  das  Sweating- 
^tem  in  der  Konfektii>ti  und  die  VoTHchlige  der  Kommission  für  Arbeitenstatistik 
in  diesem  Archiv.  Bd.  X,  S.  493  n. 

*)  115  —  itgh  und  §  146  der  Gewerbeordnung  enthalten  die  Vorschriften 
gegen  das  Trucksystem. 
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der  Gewerbeordnung  einen  neuen  Abschnitt  mit  der  Ueberschriit 
fJHeimarbeiter"  einzufügen.*) 

1.  Die  Urteilsgründe  des  Gewerbegerichts  und 
Landgerichts  I  zu  Berlin.*} 

Einleitend  wollen  wir  vorausschicken:  In  dem  ersten  Streit- 
fidle  war  Klager,  ein  Schneidergeselle,  bei  dem  Beleihten,  dem 
Inhaber  eines  Herrenmodegeschälb,  derart  beschäftigt  gewesen, 
dais  er  vom  Beklagten  Stoffe  geliefert  erhielt  und  daraus  Klei^ 
dungsstückc  herstellte.  Die  Bezahlung  erfolgte  nach  Vereinbarung 
stückweise.  Die  Rolle  des  Kläj^ers  in  dem  zweiten  IVozefs  hatte 
eine  Kurbelstepperin,  während  der  Beklai^tc  der  Inhal)er  einer 
Stickereianstalt  war.  Klägerin  \v  ir  gleichfalls  gegen  Stücklohn 
thätig.  Beide  Kläger  (Hciinarbeiter)  hielten  ihre  erfolgte  Knt- 
lassung  für  unberechtigt,  bcan.spruchten  «leswegen  eine  i4tagige 
Lohnentschädigung  auf  Grund  des  4?  122  der  Gewerbeordnung  und 
erstritten  in  erster  Instanz  für  sich  je  ein  obsiegendes  l'rteil.  Die 
Gründe  der  zwei  Urteile  des  Gewerbegerichts  waren  folgende :  ^) 
Die  aufscrhaJb  der  .-Xrbeitsstät!»  ihrer  Arbeitgeber  beschäftigten 
Personen  können  wirtschaftlich  gedacht  nicht  unter  einen  einheit- 
lichen (lesichtsjjunkt  gebracht  werden,  sind  \iclrnchr  teils  als  selb- 
ständige (lewerbetrcibcnde,  teils  als  unselb.stündige  .Arbeiter  zu  er- 
achten. Ks  ^iebt  Hausgewerbetreibende,  welche  ihren  Jahresumsatz 
nacl)  looooo  Mk.  und  darüber  bercchtien  und  es  giebt  Heimarbeiter, 
die  wöchentlich  iS  Mk.  und  wenii^er  verdienen.  Das  Reich.sver- 
sicherungsanit  erklärt  in  einer  l-.ntNeheidun^f  xum  15.  nktf)l>er  iSqi,*) 
daf«  auch  l)eim  V'urliet^t-n  der  für  die  i  lausindu.strie  ini  all'^i  nieuien 
wesentlichen  Merkmale,  nämlich  i.\cv  I  lerstelhinL^  und  Bearbeitung 
gewerblicher  Krzeugnisse  in  der  ei|jenen  Betneb^-siälte  im  Auftrage 
und  für  Rcchnun;^  anderer  Gewerbetreibender  nicht  ohne  weiteres 
geschl(K<;cn  werden  mufs,  der  in  dicker  Weise  Beschäftigte  >ei  ein 
Hausgewerbetreibender.  Ks  können  vielmehr  Personen,  die  äufser- 
lich  unter  ähnlichen  Verhähni>viii  thätii;  sind,  gleichwohl  als  un- 
selbständige Aogenaiinte  Aulsenarbeiter  (Heimarbeiter;  angesprochen 

>)  Vgl.  Sitzungsprotokolle  des  RdchsUgeslV.  Scss.  1895/97. 151*  SitwiigS.  S99^ 
*)  Die  folgenden  Noten  zn  Abschnitt  I  sind  meist  den  Uiteibgrtlnden  der  beiden 

Gerichtp  entnommen. 

'1  Vgl.  hierzu  F  ii  r  s  t :  IIcimarb<.-iti-r  und  Mausindusiriellr  in  der  Wochensdlrilt 
S*^lb*tvf rwaltung,  No.  4  vom  24.  Januar  1805  22.  Inhrp.mp  S  40  ff. 

*)  Vgl.  Amtliche  Nachrichten  des  Rcichsvcrsichorungsamls  Jahrgang  i  No.  ai. 
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wefden.  Die  Frage,  ob  das  letztgenannte  Verhältnis  oder  ein  selb- 
ständiger hattsgewerblidier  Betrieb  vorliege,  ist  nur  von  Fall  zu 
Fall  unter  Berücksichtigung  der  besonders  obwaltenden  Verhältnisse, 
namentlich  der  personlichen  und  der  gesammten  wirtschaftlichen  Vei^ 
haltnisse  des  Beschäftigten  zu  entscheiden.^) 

Es  ist  demgegenüber  die  Ansicht  au^estellt  worden,  dafe  die 
in  ihrer  eigenen  Wohnung  beschäftigten  Personen  schon  um  des- 
willen  selbständige  Unternehmer  seien,  weil  sie  nicht  unter  der  Auf- 
sicht ihrer  Arbeitgeber  ständen.  Sie  könnten  sich  ihre  Arbeitszeit 
einteilen  wie  sie  wollten,  nach  eigenem  Ermessen  mit  der  Arbeit 
beginnen  und  aufhören,  sie  seien  an  keine  Arbeitsordnung  ge- 
bunden u.  s.  w.  Dies  kamt  jedoch  als  zutreffend  nicht  angenommen 
werden.  Denn,  wenn  es  jT^ilt,  festzustellen,  ob  ein  Arbeiter  selb- 
ständig oder  unselbständig  ist,  so  wird  nicht  die  persönliche 
Bewegungsfreiheit  als  Mafsstab  angelej^  werden  können, 
sondern  es  wird  lediglich  auf  die  wirtschaftliche  Stellung  an- 
kommen, die  ein  solcher  Arbeiter  einnimmt,  insbesondere  wird  zu 
prüfen  sein,  ob  er  einen  eigenen  Betrieb  hat,  oder  nur  als 
Teil  eines  gröfseren  Geschäftsorganismus  anzusehen  ist, 
ob  also  der  Verdienst  Lohn  oder  Unternehmergewinn  darstellt. 

Ucbrigens  ist  auch  der  in  seiner  Heimstätte  beschäftigte  Arbeiter 
der  Kontrole  seines  Arlx  itLjchcrs  keineswegs  gänzlich  entzogen.  Er 
kann  inbezug  auf  die  .\rbeitsart  und  die  Lieferungsfristen 
an  bc^timmte  Weisungen  gebunden  werden  und  er  ist  auch  endlich 
auf  tlie  Einhaltung  bestimmter  .Arbeitszeiten  angewiesen,  wenn  er, 
als  im  Akkord  bezahlt,  sich  den  Lebensunterhalt  verdienen  will.  *) 

Mclircre  Scliriftsteller ■')  nehmen  zwar  an,  dafs  die  Gewerhe- 
orclnung  schon  an  sich  die  in  ihren  IleinistätUn  beschäftigten  Per- 
sonen als  st'ni^t:nnliL,a*  (icwcrbetreibende  aiiait  lit.  allein  zu  LTnrecht. 
Den  einzii,^.'!!  >uitz])unkt  für  (]\c<c  Ansicht  k(">nnen  nur  ij  119  und 
die  Leberschrift  des  VIT.  Titel  der  <  lewerbcordnung  bilden.  Aus 
§   119   ergiebt    sich    indessen    nur,    dalis    die    aulserhalb  der 

>)  Ebemo  l«tit«t  di«  Entscheidung  des  Rricbsgericbfei  in^rmfinctien  Bd.  9  S.  351, 
Entscheidung  des  Oberlandesgeridits  zu  Hamborg,  Reger  Entscheidungen  Bd.  6  S.  375, 
«owie  Sdiönbergs  Hwdbncb,  VotlnwirtaebnfUlehre  a.  AnfUge,  18S6,  Bd.  3  S.  393. 

')  Veiglcicdie  inbeing  anf  letstea  PoiÜct  die  Entscfaetdong  des  Getrerbegerichts 

Frankfurt  a.  M.  S.  738,  Note  2  dieser  Abhandlunß. 

*)  VgL  Haas  i»  seiner  Ausgalw  des  Gewcrbegcrichtsgrsetzes,  Anmerkung  I 
zum  4.  und  die  Kommentare  zur  n<»\v<>rbeordnuDg  von  Kay  ser  (Anmerkung  5  zum 
§  119)  und  Berger  (Anmerkung  zum  §  119). 
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Arbeitsstätte  ihres  Arbeitsgebers  fiir  diesen  thätige  Peraoaen  nicht 
Arbeiter"  angesehen  werden  sollen.  Daraus  folgt  nicht,  dals 
sie  deshalb  selbständige  Gewerbetreibende  wären.  Die  Gewerbe- 
ordnung stellt  zwar  die  selbständigen  Gewerbetreibenden  und  ge* 
werblichen  Arbeiter  in  der  Ueberschrift  zum  Titel  VII  einander 
gegenüber;  es  kann  dies  aber  deswegen  nicht  entscheidend  sein, 
weil  sie  in  den  Motiven  zum  §  lO  eine  hervorragende  Kategorie 
der  in  ihrer  eigenen  Wohnur^  beschäftigten  Arbeitnehmer,  nicht 
zu  den  selbständigen  Grewerbetreibenden  rechnet. 

Wenn  §  2  des  Krankenversicherungsgesetzes  vom  15.  Juni  1883 
die  Hausindustriellen  als  selbständige  Gewerbetreibende  bezeichnet, 
so  ist  hieraus  gerade  ex  argumento  e  contrario  zu  schlieüsen,  dals 
dieses  Gesetz  die  Heimarbeiter  als  unselbständige  gewerbliche 
Arbeiter  angesehen  wissen  will.') 

Auch  aus  dem  Wortlaut  des  9  119  b  der  Gewerbeordnung, 
wird  gefolgert,  dals  die  in  ihren  Heimstätten  beschäftigten  Personen 
prinzipiell  und  durchgehends  ab  selbständige  Unternehmer  angesehen 
werden  müfsten.  Der  §  119b  hat  jedoch  nur  die  Bedeutung  und 
Absicht,  die  Vorschriften  der  §§  115 — 119  a  hinsichtlich  der  Aus- 
zahlung des  Arbeitsverdienstes  konstitutiv  über  ihr  gesetz- 
liches  Anwendungsgebiet,  über  die  Klasse  der  Arbeiter  hin- 
aus auch  auf  die  als  Unternehmer  zu  betrachtenden  Hau^ewerbe- 
treibenden  zu  erstrecken.*) 

Aufserdem  spricht  §  119^,  auf  den  §  119b  sich  mit  bezieht, 
von  der  zulässigen  Höhe  der  Lohneinbehaltungen  etc.,  die  bei 
widerrechtlicher  Auflösung  des  Arbeitsverhältnisses 
den  Arbeitgeber  vor  Schaden  bewaliren  sollen.  Es  liegt  somit  in 
der  Bezugnahme  des  §  119  b  auf  §  119  a  das  indirekte  Anerkennt* 
nis,  dafs  auch  den  Personen,  welche  für  bestimmte  Gewerbetreibende 
aufserhalb  der  Arbeitsstätte  der  letzteren  mit  der  Anfertigung  ge- 
werblicher Erzeugnisse  beschäftigt  sind,  unter  gewissen  Umständen 
die  geseuliche  Kündigungsfrist  zusteht. 

Otto  (a.  a.  O.)  hält  es  bei  Beurteilung  der  Eigenschaft  der  in 
Betracht  kommenden  Person  für  erheblich 


>)  Otto  die  Streitigkeiten  der  s'elbständlgcii  GcwetbctreibcBdcn  etc.  3.  Auf- 
lage 1891  S.  15;  Entscheidung  des  Oberlandcsgrrichts  Hambarg  vom  28.  Oktober 
1884  in  SfufTert'ü  Archiv  Neue  Folge  Bd.  II  No.  53  und  in  Keger,  Jintscbeidiingeii 

Bd.  6  S.  373  ff- 

*)  Vgl.  Schenkel,  Kommentar  x.  Gcwerbt  orUnung  2.  Aufl.  1894  Bd.  2  S.  jlS. 
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I.  ob  die  betreffende  nur  för  einen  bestimmten  oder  für  ver- 
schiedene Arbeitgeber  beschäftigt  ist, 
^     2*  ob  sie  allein  oder  mit  Gehilfen  arbeitet. 

Dem  ist  im  wesentlichen  beizutreten,  wenn  auch  nebenher  eine 
Menge  anderer  Momente  in  die  Wagschale  fallen  können,  2.  B.  ob 
der  Arbeitgeber  das  Werkzeug  zu  stellen  hat,  ob  er  die  daheim  Ar* 
bettenden  durch  Faktoren  kontrolieren  lälst  u.  s.  w. 

Wenn  ein  Arbeitnehmer  für  mehrere  Arbeitgeber  arbeitet,  so 
kann  er  um  deswillen  nicht  als  unselbständig  angesehen  werden, 
weil  er  nicht  von  einem  einzelnen  Meister  abhängig  ist.  In  welcher 
Weise  sollte  aber  auch  z.  B.  die  Lohnentschädigung  auf  Grund  des 
^  122  der  Gewerbeordnung^  hcnKssen  werden?  Die  Ansctzung 
eines  Bruchteiles  —  z.  B.  falls  der  Hausindustrielle  von  12  Arbeit- 
gebern Arbeit  erhalten  hat  und  von  einem  derselben  das  Arbeits- 
verhältnis ohne  vorherige  Kündigung  gelöst  worden  ist  mit 
des  Gesaninitwochenvcrdienstes,  ergiebt  sich  ohne  weiteres  als  unhalt- 
bar und  eine  verhältnismäfsigc  Berechnung  auf  (nuiid  der 
bisher  gewonnenen  Verdienstbeträge  würde  auf  unlösbare  Schwierig- 
keiten stofsen. 

Wenn  ferner  ein  Arbeitnehmer  wiederum  selbst  Gehilfen  be- 
schäftigt, so  ist  er  deshalb  als  selbständig  zu  erachten,  weil  er  dann 
schon  seinerseits  die  Spitze  eines  eigenen  Betriebes  bildet  Für  die 
Frage,  ob  eine  zu  Hause  arbeitende  Person  gewerblicher  Arbeiter 
ist,  wird  auch  endlich  in  Betracht  kommen,  ob  sie  berufsiiiäfsig 
r.dcr  neben  einer  anderen  Beschäftigung  nur  gelegentlich  ge- 
werbliche Arbeiten  ausfuhrt.  ') 

Die  HntschrichuiL,'  'les  I  .and[::;^erichts  in  dem  IVozels  des  Schneider- 
gesellen ist  im  woenllichen  lol^^eiulerinarseii  be^M  Üiulet : 

Aus  dem  Inhalte  des  i?  119  b  der  dewerbe«  irdnun^^  f'»'u'^  z\viii;^and, 
dals  die  in  diesem  I*nra<:;ra})h  i^enaiiiiten  Aibcitcr  nicht  unter  die  Kate- 
i^tirie  der  im  1  ilcl  behandelten  Arl)eiter  fallen,  lia  an« lerentalls 

die  115  '119a  ohne  weiteres  auch  auf  sie  Anwendun^^  finden 
mülsten  und  ilamit  die  Bestimrnun^^  des  4;  119b  übertlüssig  wäre. 
Handelt  der  X'^II.  Titel  der  Gewerbeonlnnni^'  von  den  unselbständigen 
( iewerbetreihendefi,  so  sind  im  Sinne  desi>clben,  da  tler  §  119!)  als 
ein  einziges  Kriterium  das  Arbeiten  aufserhalb  der  Arbeilssiülte  auf- 

'i  Vgl.  Engel  mann,  Kommentar  zur  ('K-wt-rbcordnung  S.  34. 

hiiTzu  Untschoidmig  «Irs  Konij^lichrn   Lan<lgf richts  zu  I  rcibi-rg,  im 
Sachs.  Archiv  für  biirt^crl.  Recht  und  ProzcLs  1.  1kl.  .S.  752  (Leipzig  »891  j. 
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Stellt,  keine  unselbständigen  Gewerbetreibende  diejenigen,  welche 
nicht  auf  der  .Arbeitsstätte  ihres  Arbeitgebers  arbeiten. 

Dieses  Kritctiuni  erscheint  auch  vom  gesetzgeberischen  Stand? 
punkte  ausreicht  ml,  um  die  Anwendung  des  VII,  Titels  auf  die 

eine  Klasse  und  die  Nichtanwendung  auf  die  andere  zu  rechtfertigen, 
da  It  diglich  die  auf  vW-r  Arbeitsstätte  des  Arbeitgebers  beschäftigten 
Arbi  iKT  dessen  DiszipHu  völlig  unterworfen  sind. 

In  dem  zweiten  Prozesse  lautet  die  Begründung  des  Berufungs- 
urteils : 

Die  (ircnzen  des  selbständigen  Gewerbebetriebes  einesteils  u'  d 
der  l)ln|>cii  1  Inusarbeit  anderenteils  erscheinen  häufig  als  nicht  scharf 
gezoL^eii.  Deshalb  w'ird  im  einzelnen  Falle  dem  ncliti-rlichcn  Kr- 
messen  ein  freierer  Spielraum  dahin  gelassen  werden  inu>-eii ,  o!> 
nach  der  konkreten  Sachlage,  insbesondere  tnit  Kück>ichl  auf  da.s 
gröfscre  oder  geringere  Mals  vdu  Setb>tän<ligkeit ,  welches  dem 
Arbeitiiclinicr  durch  die  zwischen  ihn)  und  dem  Arbeitgeber  ge- 
troffene Regelung  des  Vertrngsverhäiini.NNe>-  gel.Ls>eü  ist,  ')  ein  selb- 
ständiges ( iewcrheuiilernclHncn  oder  ein  blofser  Lohnarbeitervertrag 
als  vorhanden  anzunehmen  ist.  Für  die  Annahme  eines  Arbeits- 
vertrages erscheint  als  wesentUch,  dafs  der  Arbeitnehmer  seine 
Arbeitskraft  als  solche  einem  Arbeitgeber  zur  Verfügung  stellt, 
sich  also  nicht  blofs  von  Fall  zu  Fall  zu  Einzelleistungen  \'er- 
pflichtet,  auch  in  einem  festen  Vertragsverhältnisse  zu  dem  Unter- 
nehmer steht.-)  Nach  dem  Ktgebnis  der  mündlichen  Verhandlung 
und  der  Beweisaufnahme  hat  das  Berufungsgericht  angenommen,  dali» 
der  Vertri^willc  der  Parteien  nicht  dahin  gegangen  is^  dais  Klägerin, 
wie  dies  sonst  bei  Heimarbeitern  üblich  sei,  nicht  ftir  andere 
Firmen  arbeiten  und  dafs  sie  bestimmte  Ts^resquanten  liefern  solle. 
Das  Gericht  hat  die  Uebcrzeugung  gewonnen,  dafs  nach  der  Abrede 
der  Parteien  Klägerin  sich  iur  die  ihr  \'om  Beidagten  zu  übertragen- 
den Arbeiten  nur  von  Fall  zu  Fall  zu  binden  hatte.  Im  übrigen 
hält  das  Landgericht  an  seiner  oben  mitgeteilten  Auffassung  des 
§  119b  der  Gewerbeordnung  fest,  beruft  sich  für  die  Richtigkeit 

')  Vgl.  V  o  u  \V  o  c  d  k  f,  Krankcnvorsiclurungsj'csctai  IV.  Auflage  AntnerkttOg  zu 
§  1  No.  2  eil.  G«s.  und  die  daselbst  mbexug  K^^nominene  ludikatur;  toq  Land* 
mann  Gewerbeordnung  II.  Auflage  IL  Hälfte  S.  679,  Anmerlnuig  0. 

>)KörsterEccius Preufs. Privatrecht  V. Auflaips Bd. 2 $.  365, Demborg Prenfs. 
Privatrecht  Bd.  2  S.  192:  Maudry  (  ivilrrcht.  Inhalt  d«  r  k«'irhs};psru«-  §  45;  Ent» 
Scheidung  des  Rcicbsgericht!  in  Strafsa« hm  Hd.  24  s.  182;  l.andmann  Kommentar 
zur  Gewerbeordnung  II.  Auflage  Note  6  zu  l'itel  Vll  b.  67$. 
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seiner  Aui&ssung  auf  von  Landmann und  erklart,  dafs  die  ebenso  wie 
§  tl9b  als  Ausnahmevorschrift  sich  darstellende  Bestimmung^  des 
§125  Absatz  3  der  Gewerbeordnung  die  aufgestellte  Regel  nur  be< 
statigt.  Die  Bestimmungen  des  Krankenversicherungsgesetzes  vom 
15.  Juni  1883  (Fassung  vom  10.  April  1892),  welches  weitergehe  als 
die  GewcrhcordnunjT  und  die  sich  daran  knüpfende  Judikatur  glaubt 
das  Landgericht  bei  seiner  Entscheidung  nicht  in  Berücksichtigung 
ziehen  zu  dürfen.'') 


II.  Entstehungsgeschichte  des  §  119b  der  Gewerbe- 
ordnung. 

Die  jji  luIm.scIk'  (  iLWt't  l)t  *  ndiiun;^^  \ .  )ti    1845  ((t,S.  411,  welche 
im  all<jetiu  iiit  II  tlie  (nundlat^^c  lur  tlic-  Rcichst^ewcrbctinlmiiii,'  iMldet, 
bcsals  kci.'.t.-  Hcstinuiiuntjen  i^ei^en  den    liuck.    Deshalb  und  »lus 
Anlaü  habMieliUj^er  Ausnutzung  tlcr  Fabrikarbeiter  durch  ihre  Arl)eil- 
^eber  cr^mg  /.u  Gunsten  der  ersteren  die  Königlicfic  Botschaft  vuin 
24.  Oktober  1848  an  die  zur  Vereinbarung  der  Ver&ssung  berufene 
Nationalversammlung.  ^}  Die  Botschaft  enthält  den  Entwurf  eines  Ge> 
setzes  zum  Schutze  der  Fabrikarbeiter  gegen  die  bei  Berechnung 
ihres  Arbeitslohnes  in  mehreren  Fabrikdistrikten  herrschenden  unter 
der  Benennung  Trucks^'stem    bekannten   Milsbräuche.    Für  uns 
kommt  hauptsächlidi  Artikel  III  des  Entwurfes  in  Betracht,  da  aus 
ihm  §  119b  seine  Entstehung  herzuleiten  hat.   Artikel  III  lautet. 
,,Unter  Arbeitern  werden  hier  alle  verstanden,  welche  In 
Fabrikstatten  oder  aulserhalb  derselben  fiir  Fabrikinhaber 
oder  die  ihnen  im  Artikel  I  und  II  gleich  gestellten  Per- 
sonen, die  zu  ihrem  Ciewerbebctriebe  gehörigen  Ganz-  oder 
Halbfabrikate  anfertigen  oder  solche  an  sie  absetzen,  ohne 
selbst  aus  denn  X'n  kaufe  ein  Gewerbe  ZU  machen". 
Da  die  ktnistituierende  Xationalversaninilung  am  ■;.  August  1848 
aufgelöst  \vunl(  ,  unterblieb  die  Beratung  des  Kntwurfs  tles  Gesetzes 
gegen  d<Ls  I  ruck^tem.   Jedoch  wurde  dieser  ^  Gesetzentwurf  als- 

*)  Mu  Liirr-cht.  von  La  ad  mann  Komnii^ntar  /.ur  Gcwcrluonlnung  'V.  II. 
S.  679  unter  n  spricht  nicht  l^r  das  Landgericht.  \g\.  unter  III  diciter  Abhand- 
lung die  das  Landgericht  widerlegenden  Citate  aus  von  Landmann. 

*)  S.  jedoch  die  S.  727,  Anm.  3  verzeichneten  Otatc  d«*%  Landgerichts. 

*)  Vgl.  Verhandlungen  der  Versammlung  «nr  Vereinbarung  der  Preafs.  Staats- 
verfassung in.  M.  Knthaltrnd  dif  Siu«nc«'n  76  —  102  Berlin,  1849  Verlag  der 
Deckerschen  Geheimen  Ober.Iiofbuchdnickerei,  S.  Ijjfl'. 
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bald  aufj^enomnicn  in  den  vorläufigen  Kntwurf  einer  Verordnung 
zur  Krtjänzung  der  allgemeinen  Gewerbeordnung  vom  IJ.  Januar  1845. 
Im  §  18  des  vorläufigen  Entwurfs  findet  sich  Artikel  III  dem  Wort- 
laute nach  Wieder.  Bei  den  Verhandlungen  und  Beratungen  über 
den  Entwurf,  zu  welchen  Abgeordnete  der  IVovinzial-Handwerker- 
Vereine  hinzugezogen  worden  waren,  wünschte  nian  den  ^  iS  da- 
hin  gefnfst: 

L'iUcr  All»  iicrn  (ij  16)  werden  hier  auch  diejenigen  ver- 
stantlc-ii  werden  11.  s.  w. 
Kinc  Begriindunu,'  tiir  tliese  Aentl<  ruii;^  isi  in  dem  \  crhaiuilungs- 
protokollc  nicht  angegeben. ')  In  der  liierauf  erL,Mn'.a-iien  \'cr- 
Ordnung  vom  9.  Kebruar  1849  bclretiead  die  Eintuhrun:;  xmii  iie- 
werl)cräleii  und  \ erschietkiie  Abänderungen  der  allgcineiiu'n  Cie- 
werl)e( irdmui;^^  \t)in  17.  Januar  ll^45,  welche  dir  Bestiunnungen 
gegen  den  I  ruck  in  den  i;>;  50— 55  und  4j  75  aultührt,  hat  18 
des  vorläufigen  Entwurfs  im  ij  52  folgende  Fassung  erhalten: 

Unter  Arbeitern  (§  50)  werden  hier  auch  diejenigen 
verstanden,  welche  au^nlialb  der  Fabrikstätten  für  Fabrik- 
inhaber oder  fiir  die  ihnen  gleichgestellten  Personen  die  zu 
deren  Gewerbebetriebe  nötigen  Ganz-  oder  Halbiabrikate 
anfertigen,  oder  solche  an  sie  absetzen,  ohne  von  dem 
Verkaufe  dieser  Waren  an  Konsumenten  ein  Ge- 
werbe  zu  machen. 
Die  Bestimmungen  der  preu&ischen  Verordnung  vom  9.  Februar 
gegen  den  Truck  hat  die  Gewerbeordnung  fUr  den  nord- 
deutschen   Bund    vom   21.  Juni   1869  au%enonmien  und  zwar 
in  den  §§  134 — 139  unter  II  des  Titels  VII  „Verhaltnisse  der 
Fabrikarbeiter*'.    §  52  der  Verordnung  hat  dabei  im  §  136  nur 
eine  ganz  unwesentliche  redaktioneile  .-\enderung  erfahren,  insofern 
als  am  Schlufs  für  „wn  dem  Verkaufe  dieser  Waren"  „aus  dem 
Verkaufe  etc."  ges^;t  Worden  ist. 

Das  (iesctz  vom  17.  Juli  187S  betreffend  die  Abänderung  der 
Gewerlieordnung  entfernte  die  X'orschriften  gegen  den  Truck  aus 
dem  .•\bschnitte  über  die  I*"abrikarbeiter,  um  sie  in  den  115  bis 
119  unter  1.  Allgemeine  Verhältnisse  des  Titel  Vll  zu  bringen.  Die 


')  Vgl.  VerhaniUangt-n  hctr.  die  Rfimtmig  des  Entwurfes  einer  W-rurdtmu^  ear  Kr* 
gänzun^'  dor  Allgctn.  (irwi-rbcordnunj;  vom  17.  Januar  I845,  drs  Kmwurl'cs  einer 

Yrrfirdnung  üb«  r  ili«'  I'rrichtuujf  von  G<*w<  tVh  j,»»  rirdti  ti  unH  vorgenannte  Entwürfe 
selbst,  .S.  33,  ikrlin  1S49,  Verlag  der  Üeckir'M:heu  Cicbeimen  ( )ber  -  Hofbuchdrucktfrei, 
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dein  §  136  entsprechende  Bestimmung  bildet  den  zweiten  Absatz 
des  §  119: 

Unter  den  in  4;   115 — 118  bezeichneten  Arbeitern  werden 
auch  diejenigen  Personen  verstanden,  welche  für  bestimmte 
Gewerbetreibende  aufserlialb  der  Arbeitsstätten  der  letzteren 
mit  der  Anfcrli^ung  gewerblicher  Krzeuj^missr  beschäftig  sind. 
Im  Arbeiterschutzgeset?.  vom    i.  Juni    1891   wurdr  rndlich  für 
die  Besitnunung  de  s  4?  119  Absatz  2  von  1878  ein  besonderer  Tara- 
graj)h,  der  4^  119  b,  ^aschatlcn. 

Bei  dieser  Gelegenheit  fügte  man  <len  Sciilulssalz  und  zwar 
auch  dann,  wenn  sie  die  Roh-  und  Hilf>>luiii  Nrlb>t 
b<  schaffen"  hinzu  und  erstreckte  die  neu  eingcschaltiuii  ijj^  il5a 
und  119a  auch  auf  die  im  §  119b  bezeichneten  Personen.  ') 

m.  Prüfung  der  beiden  sich  gegenüber  stehenden  Auf> 
fassungen,  betreffend  die  Rechtsstellung  der  Heim- 
arbeiter. 

Um  unserer  Aufgabe  zu  genügen,  müssen  wir  auf  mehrere 
in  den  Urteilen  des  Gewerbe-  und  des  Landgerichts  zu  Berlin 
bereits  berührte  Punkte  nochmals  eingehen.  Das  Landgericht 
weist  den  Heimarbeitern  einen  Platz  unter  den  selbständigen  Ge- 
werbetreibenden an.  Wir  geben  deshalb  zunächst  eine  Definition 
der  selbstfindigen  Gewerbetreibenden. 

Selbständiger  Gewerbetreibender  ist  nach  von  Landmann  *)  der* 
jehige,  der  weder  als  Stellvertreter  d.  i.  im  Namen  und  für  Rechnung 
einer  andern  Person,  noch  in  einer  solchen  wirtschaftlichen  und  per- 
sönlichen Abhängigkeit  von  einer  andern  Person,  dafs  er  als  gewerb- 
licher Arbeiter  desselben  erscheint,  ein  Gewerbe  betreibt. 


')  Sieht-  noch  Artikel  i,  Nr.  2  ilcs  Entwurfs  i-inos  Gesetzt.^  betr.  ilif  .\l>- 
ändeninjj  dt-r  Gcwi-rl>cordnuny  und  d«'s  Kr.aik'-nversirhrrunfjspfsi'tzes.  DnickSiachen 
drs  Kcichstajjs,  9.  L'-fri-ilatur-Fcr.,  IV.  St  ssion  iby^  97,  Nr,  S4U. 

*)  Vgl.  von  i^aiidniaiin  a.  u.  O.  Note  2  a.  Abs.  I  a  K.  zum  jj  14  Gewcrbeord- 
niiiig  S.  III.  Wir  folgen  in  den  AuxfQbnu^en  unter  III  liauptikchlich  von  Land« 
nann,  deiseii  Aufrasning  hinskhtlicb  der  Heinuurbeiter  auch  das  Gewerbegericbt  cu 
Berlin  im  Gegensau  mm  Landgeridit  I  daaeltMt  teilt.  S.  dagegen  die  Definitioa:  Ent> 
icbeidangcn  dei  Kammcrgericfats  Bd.  VII S.  207,  Uiteil  des  Reichsgerichts  5.  Strafsenat 
rma  si.  Januar  1886  in  K<-{:rr,  Entscheidnngvn  Hd.  VI  S.  400  ff.  und  v.  Schidtcr 
Kommentar  zur  G<-w«-rl><  urdnun^  Nutr  1  mm  §  I4  .i>'  20  und  vergleiche  dam  von 
Landmann  a.  a.  O.  Nute  2  a  iwn  §  14  i>.  1 10  a.  A. 
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Zu  den  selbständigen  Gewerbetreibenden  gehören  nach  von  Land- 
mann  auch  „solche  Gewerbetreibende,  welche  in  eigenen  Betriebs- 
stätten im  Auftr^c  untl  für  Rechnung  anderer  Gewerbetreibender 
niit  <1<  r  Herstellung  oder  Bearbeitung;  ^gewerblicher  Erzeugnisse  be- 
schäftigt werden.  (HaiK;;r\verbetreibeTide.)" 

l'nter  Umständen  aber  können  solche  Personen  auch  als  Lohn- 
arbeiter anzusehen  sein.  „Hei  der  Entscheidung,  welche  nur  von  l  all 
zu  Fall  zu  irefifen  i.st,  kommt  es  insbesondere  darauf  an,  ob  die  l>c- 
schäflij^en  sich  in  einer  ähnlichen  persönlicl»en  Abhängigkeit  be- 
finden, wie  (iescllen  und  Fabrikarbeiter."  ') 

Diejenifjen,  welche  die  X'or^rhriftcn  über  crcwcibliche  Arbeiter 
auf  den  Heimarbeiter,  welcher  wir  riii  (io>clU-  oder  1* abriknrbeiter 
vom  .Arbeitgeber  perxHiIich  al iIkIiil^ml,'  ist,  tr()tz<lrrn  keine  Anwoiidung 
finden  la.s.sen  wollen,  besiinmicn  den  HegriH des  gewerblichen  Ar- 
beiters im  Sinne  des  I'itel  dahin,  dals  derselbe  als  I.chtliiig, 
(leselle,  <  irhille  oder  Fabrikarbeiter  in  (  itu-m  \ ertracjsiitäl>iL,'en 
Dien.-U  erhälinisse  zu  einem  selbständigen  (teuci betreibenden  Nicht 
und  zufolge  dieses  Verhältnisses  seine  .Arbeitskraft  (nicht  blofs  cin- 
zchie  Leistungen)  demselben  auf  bestimmte  Zeit  für  gewerbliche 
Zwecke  zur  Verfügung  stellt*) 

Mit  Rücksicht  auf  diese  Definition  wird  alsdann  behauptet,  dals 
Heimarbeiter,  welche  fast  durchweg  als  Akkordarbeiter  beschäftigt 
werden,  nur  einzelne  Leistungen  verrichten,  zur  personlichen  Aus- 
führung der  Arbeit  nicht  angehalten  werden  können,  nicht  auf  be- 
stimmte Zeit  sich  zur  Veriligung  stellen  und  deshalb  der  Klasse  der 
gewerblichen  Arbeiter  nicht  beigezählt  werden  dürfen. 

Ein  Fabrikarbeiter,  welchem  vom  Arbeitgeber  gestattet  wird, 
nach  seinem  Belieben  zu  arbeiten,  würde,  wenn  er  von  dieser  Er- 
laubnis Gebrauch  macht,  also  aufhören,  ein  gewerblicher  Arbeiter 
zu  sein  utui  diel«aufbahn  des  selbständigen  Gewerbetreibenden  betreten 
haben.  Ks  ist  nach  der  oben  gegelx'nen  Begriffsbestimmung  des 
selbstäiKÜ^en  (iewerbetreibendcn  einleuchtend,  dafs  die  dem  Arbeiter 
gewährte  breiheit  des  Willens  aus  diesem  noch  nicht  einen  selb- 
ständigen Gewerbetreibenden  schaÜU   Der  Arbeiter  bleibt  ein  ge- 

')  Vgl.  von  Landnumn  a.  a.  O,  Note  sa  xum  §  14  »-      O.  Tit«l  II  11«. 
Vgl.  Entscheidong  d«s  Reicfasgericht«  in  Strafisacbeii  Bd.  9  S.  a64,  R^ger, 
Entscheidungen,  Band  4  S.  282.   Kommistitotisbericht  mr  Novelle  von  I&78  S.  1 164. 

Verlian<llun>:rn  des  Reichstag«  IV.  S.  II64.  WUbcIiui  und  Fttrst,  Komnu-ntar  zmi 
Gewrrbc};>Tichtsgcspt7.  Notr  i  /.u  §  2  S.  23  uod  von  Landmann  a.  a.  O.  Vorbancrkung 
zum  Titel  Vil,  Note  6,  Abs.  2  8.  678. 
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werblicher,  auch  wenn  er  sich  dem  Arbeitgeber  nicht  auf  hcstininite 
Zeit  gebunden  hat.  Infol^edesscMi  ist  es  unrichtig,  in  <U  r  Definition 
des  gewerblichen  Arbeiters  überhaupt  von  einein  Gebundensein  „auf 
bestimmte  Zeit"  zu  spreclien.  Wenn  diese  Definition  auch  ander- 
weitig zutreflfend  wäre ,  mülsten  ferner  aus  dem  Kreise  der  j^cwerb- 
liehen  Arbeiter  unterschiedslos  alle  (Werkstatts-  sowohl  wie  Heim- 
arbeiter austreten,  welche  für  selbständige  Gewerbetreibende  mit 
der  Atiferlij^unj^  gewerblicher  Krzeuj^nisse  derj^cstalt  hcscliäftii^t 
werden ,  tlafs  sie  ledi Jülich  einzelne  Leistungen  gegen  Stück-  oder 
Akkordlohn  verrichten. 

Ein  gewerblicher  Arbeiter,  wclclur  liisher  \on  seinem  Arheil- 
gc!>er  c^e;Ten  Woc  h  e  ii  1  o  h  n  In-scliättigt  war  und  auf  de>->i  u  \  cr- 
aiila.vsitni^' ,  wie  es  nicht  gar  .sv*  seilen  geschieht,  sicii  bcn  iL  tiiulet, 
ein/Ahu  \riu  iten  zeitweise  gegen  Stück-  mlcr  Akkordlohn  zu  Invten, 
wurde  daher  sofort  seiner  Ligenschatt  als  gewerblicher  Arbeiter  ver- 
lustig gehn. 

Es  ist  r.icht  crtindlich,  weshalb  ein  Arbeiter,  um  als  gewerb- 
licher zu  gelten,  nur  Dienstmietverträge  .schlielscn  darf,  und  in 
seiner  X'ertragsfreiheit  eine  Beschränkung  erfahren  soll.  In  den  in 
Frage  kommenden  Gesetzen  ist  von  einer  derartigen  Beschränkung 
nirgends  die  Rede.  Es  niuis  deshalb  angenommen  werden,  dafs  der 
gewerbliche  Arbeiter,  sobald  er  venrag>rähig  ist,  jeder  Zeit  die  Wahl 
hat  einen  Dienstniietsx'ertrag  oder  einen  Wcrki'erdingungsvertrag  zu 
schliefsen.  ^) 

Bei  dieser  Sachlage  bedarf  es  keiner  weiteren  Erörterung,  da& 
die  Uebernahme  der  Anfertigung  einzelner  Fabrikate  und  die 
Aenderung  in  der  Auslohnung  auf  die  Stellung  des  Arbeiters  als 
gewerblichen  keinen  Einflufs  ausüben  kann.**) 


')  So  lautet  die  Entscheidung  dts  KöuigUchcn  I^ndgerichu*  zu  l'r.  ibt  r]!;  und  die 
dort  rittt-rtcn  :  Kai-cr,  (  '.<•«  .•  rbt-Ordnunjj  im  Archiv  für  ( '..  si  tzgebunj:  i  Reichsarcliiv  I.  Hd. 

107  Abs.  2  X.>  7  S.  262,  V.  tl.  .M'i  1  Ropert.  des  Königlich  Säch»i!>chea  Vcr- 
Waltimjjsrccli?-   :int'  r  .,1  Imi'-iTTlü'.trif"  2S9. 

-|  124  i  icw.  rbfoidiHiii^  Nu.  4.  L  i  bcr  die-  V«  r>clii.  dt-nlicit  der  Suliuiig  des 
Akkordarbi-itcrs  (lUimarbcitLr>)  von  dcrjfni-^cn  der  Haus;icwerlh!treibeildcn  s.  Amtl. 
Nachrichten  des  Reichsver»ichrrangsanits  189a  No.  130  S.  45  ^  ^^^^  ^■ 
Schicker,  KommenUr  xur  Gewerbeordnung,  Note  3  xom  §  10$  S.  260,  III.  Auflage 
nad  Affld.  Nachrichten  des  Reichvenicherungsamts  von  1891  S.  238  Nr.  1015. 

■)  Vgl.  von  Laudmann  a.  11.  O.  VorJxm.  rkun):  zum  Tit.  l  VII  NoU-  6  b,  S.  683. 

*)  V};!.  jodoch  Drucks,  der  K.  imni-ion  Hir  Arb.  ilcrstatistik,  i:rb»bunt:in  No  \  . 
Zusanunemstellung  der  Ergebnisse  der  lirmittclungcn  über  dir  Arbciuverhälüiis>c  in 
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Nach  alledem  erscheint  es  unnötig,  in  der  Definition  des  ge- 
werblichen Arbeiters  überhaupt  zu  erwähnen,  dals  dieser  seine 
Arbeitskraft  resp.  einzelne  Leistungen  dem  Arbeitgeber  zur  Ver- 
fugung stellt. 

Im  Gegensatz  zu  der  oben  angeführten  Retchs^erichtsent» 
Scheidung  spricht  das  Reichsgericht  in  einer  jüfi|^eren  Ent- 
scheidung*) aus,  dals  es  bei  der  BegrilTsbestimmung  des  gewerb- 
lichen Arbeiters  weder  darauf  ankomme,  ob  der  Arbeiter  in  einem 
dauernden  Dienstverhältnis  zu  seinem  Arbeitsherrn  steht  oder  nur 
ganz  vorübergehend  angenommen  ist,  noch  darauf,  ob  der  Lohn  nach 
Zeit  bemessen  oder  in  Akkord  vereinbart  ist.  Das  Reichsgericht 
fligt  in  dem  soeben  citierten  Urteile  noch  hinzu,  dals  kein  Grund 
gegeben  wäre,  die  der  Ueberschrift  des  Titel  VU  „Gewerbliche  Ar- 
beiter" hinzugefugte  Parenthese:  Gesellen  etc.  als  eine  erschöpfende 
Au&ahlung  anzusehen,  es  sollen  damit  offenbar  nur  die  wichtigsten 
Arten  bezw.  diejenigen  Arten,  über  die  im  Titel  weiterhin  noch  et- 
was besonderes  bestimmt  ist.  her\'orgehoben  sein.  Im  Anschluls  an 
dieses  Urteil  erklärt  von  I^ndmann  *)  mit  Recht,  dals,  da  sowohl  die 
Novelle  von  1878  wie  die  Novelle  von  1891  eine  Erweiterung  des 
Arbeiterschutzes  bezwecken,  bei  Feststellung  des  Begriffs  des  ge- 
werblichen Arbeiters,  diesem  Begriffe  eine  möglichst  weite  Deutung 
zu  geben  sei.  Die  \on  ilim  bisher  (in  seiner  I.  Auflage)  vertretene 
anfangs  dieses  Abschnitts  \vieder^e^a*l>cne  Definition  des  gewerb- 
lichen Arbeiters  sei  in  mehrfacher  iBeziehung  zu  eng  und  zum  Teil 
auch  zu  weit. 

von  I^ndmann  definiert  nunmehr: 

Als  gewerbliche  Arbeiter  im  Sinne  des  Titels  \1I  sind  im 
allgemeinen  soweit  nicht  hinsichtlich  einzelner  Kat^orieen 
etwas  besonderes  bestimmt  ist,  alle  diejenigen  Personen  an- 
zusehen, welche  in  einem  gewerblichen  Unternehmen  auf 
Grund  eines  Vertragsverhältnisses  als  Gesellen,  Gehilfen, 
Lehrlinge.  Betriebsbeamte,  Werkmeister,  Techniker,  Fabrik- 


der  Kk'idtT-  und  \Vü>cli«-koDfrktiün  S.  44.  u.  ti.  und  Druckiiacbcn  derselben  Koin> 
miiiäion  V«Tliandlunjjrn  Nu.  12,  Prutok«»!!«"  S.  3  und  S.  z,. 

M  Vpl,  UrtrMl  d.--;  Kcichsgericbts  6.  Senat  vom  25.  September  1890  bei  Reger» 

EntSCheiduiiKea  Ud.  9  144. 

^>         Kommentar  zur  Gewerbcordnuitg  U.  Aaflage  Vorbemerkiiiig  zum  Titel 

VU  unter  No.  6  S.  678. 
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arbeiter  oder  in  ähnlichen  Stclkirv^cn  fiir  Zwecke  des  Ge- 
werbebetriebes beschäftigt  werden. ') 
Trifft  diese  Definition ,  welche  wir  nach  unseren  Ausfuhrungen 
als  die  richtige  erachten  auf  einen  Gewerbetreibenden  zu,  so  ist 
derselbe  ein  gewerblicher  (unsclbständifjer)  Arbeiter»  einerlei  ob  er 
in  der  Werkstatt  oder  zu  Hause  thäti«^  ist.  Ks  wird  nur,  sobald  es 
sich  darum  handelt,  zu  ermitteln,  ob  eine  Person  ein  Hausgewerbe- 
trrilirnfler  oder  ein  Heimarbeiter  ist,  mit  dem  Reichsversicherunj^.samt 
auch  die  historische  Entwickelung,  welche  an  einzelnen  Orten  der 
betreffende  Gewerbezweig  genommen  hat,,  in  Betracht  zu  ziehen 
sein.  - 1 

Bei  dieser  (_ielcj:jcnheit  mufs  jedoch  liemerkt  werden ,  tlafs  es 
dem  kontrahierenden  Heimarbeiter  und  dem  Arhcitj^eber  der  Rej^el 
nach  garnicht  einfallt,  sich  nur  von  I'all  zu  Fall  zu  binden ,  so  dals 
der  Arbeitsvertra«^  sich  dann  immer  auf  den  einzelnen  Auftra«^  bezieht. 
Die  Absicht  der  Arheitj^eber  und  Arbeitnehmer  hei  Kn^agements- 
verhatidlun^en  zick  mit  \'ersch\vindcr:dcn  Ausnalniien  —  liCsot'dcrs 
in  der  Saison  —  ein/.ti;  und  allem  darauf  hlv,  dafs  fler  Arhciiiiciniicr 
seine  ;4an7e  Arh^it^kralt  dem  .Xrbeit'^chcr  zur  \'<Tfu;;uiiL;  >l<-lh.  Die 
Ge\verl)c(U  | »utatiuii  tlcs  M.i^i.sUal--  zu  Hrrlin  licrichut  ^o^rar,  d.ils 
„bei  <lrr  qri.Uni  Masse  der  Hausindu>lrirllen  (der  K( »nlfkii* «n"!  die 
Dop]  ularl  )t.  il  cnlw  cdei  a  u  s  <  1  r  u  c  k  1  i  c  h  \  crli(Uefi  wird  «xlci  all- 
j^fmciii  als  \i  rl)')icr,  L^ilt,  weil  dir  Arbeitgeber  nicht  \\ua>ciiea,  (lafs 
die  Arbeitnehmer  ».lic  ihnen  anv  ertrauten  Muster  auch  lur  Kojikunenlen 
verwerten". Ein  s()lches  X'erbot  ist  aber  für  alle  ^gewerblichen 
Branclicn,  wie  wir  hier  au.sdrücklich  betonen  möchten,  durch- 
aus nicht  gan^'  und  gäbe.  Endlich  w^ird  jedermann,  welcher  im 
gewerblichen  Leben  steht,  bestätigen,  dafs  der  Arbeitgeber  der  Regel 
nach  auf  die  Arbeitskraft  des  sich  bei  ihm  meldenden  „Heim* 
arbeiters"  reflektiert  Die  persönliche  Ausfuhrung  der  Arbeit  ist  ihm 
die  Hauf)tsache.   Zunächst  hängt  das  Engagement  sogar  häu6g  da- 

V|rl.  von  Landmann,  a.  a.  O.  Vorbemerkungen  xam  Titel  VII  S.  678  Note  6, 
auch  unter  b  und  S,  68a  tt.  684. 

*)  V|;l.  ArbeiterrenorKang  8.  Jahrgang  1891  S.  55t. 

')  Vgl.  den  Antrag  der  Gewerbedc]>utation  des  Magistrats  auf  Ausdrhmmg  der 

« 

Krankenvrrsichenmg  durch  Ortsstatut  auf  a)  Hausindustrielle  b)  Handlungsgehilfen 

und  Li-hrliti(;<'  c'>  die  in  Kommunalhi  tri.  l)fn  und  ira  KommomUdiensti-  l-K  schäftint<"n  P<t- 
sonon  S.  16.  S.  jedo*  h  au.  li  S.  44  dt-r  S.  733  in  Note  4  citiertcn  Drucksachen  der 
Kommission  flir  ArlM:iter!ttatii»tik  Erhebungen  No.  X. 
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von  ab,  wie  die  von  dem  Heimarbeiter  anzufertigende  und  vor- 
zulegende Prohenrbt  ;t  aiNfällt. 

Trotzdem  hier  nach  iHc  sätnnitlichen  Merkmale  des  Hei^ritiV  des 
gewerblichen  Arl)t.iicr>  auf  1  Iriniarbeiler  zutreffen,  wird  doch  aus 
4J  iigl)  (jewerbeordnunf^  entiK^mmen,  dals  tler  ( i<  s(  iy.;^'t  in  r  diese 
Heimarbeiter  nur  inbezu^  auf  das  in  iiji?  II5--ii9a  ealhaliiiie 
X'erbot  des  TrucksyNti  in<  den  ül)rij;(en  j^ewerblichen  Arbeitern  hal)e 
gleicli^lelKii,  die  Anwcinibarkeit  ilcr  son.sti^cn  Beslimmun^rn  der 
(  icwerbe«'!-(hmug  auf  solche  Arbeiter  aber  habe  auüschheisen  wollen. 
Diese  l^'olj^eruuL^  ist  eiiK  irrit^e. 

Ks  sind  bezüglich  iler  lioluumungen  yej^en  den  1  ruck  zwei  Zeit- 
perioden zu  unterscheiden.  Während  das  X'erbot  des  1  ruck$\  stems 
bis  zum  Erlals  des  Gesetzes  vom  17.  Juli  1878,  dem  Beginn  der 
2.  Periode,  nur  iiir  die  von  Fabrikinhabem  und  von  denen  ihnen 
gleichgestellten  Personen  beschäft^en  Arbeitern  galt ,  ist  es  durch 
die  genannte  Novelle  auf  samnitliche  Arbeiter  und  Arbeitgeber  aus- 
gedehnt worden. 

In  den  dem  §  1 19  b  entsprechenden  Paragraphen  der  beiden  Gesetze 
der  ersten  Periode,  nämlich  der  Verordnung  vom  9.  Februar  1849 
und  der  Gewerbeordnung  (Ur  den  Norddeutschen  Bund  vom  2 1 .  Juni  1 869 
finden  diejenigen,  welche  die  Heimarbeiter  durchweg  als  selbständige 
Gewerbetreibende  bezeichnen,  keine  Unterstützung. 

Bereits  wenn  man  die  Anfangs worte  des  Art.  III  des  Gesetz- 
entwurfs der  Königlichen  Botschaft  vom  24.  Oktober  1848,  des 
Ursprungs  der  Vorschriften  gegen  das  Trucks>  stem,  betrachtet ')  und 
wenn  man  die  Worte  des  Titels  des  Entwurfs  „zum  Schutze  der 
Fabrikarbeiter  u.  s.  w."  sich  ansieht,  so  mufs  man  dazu  kommen,  die 
Anfangsworte  der  52  rcsp.  136  der  Ordnung  von  X849,  resp. 
der  (Gewerbeordnung  von  1869:  „l'nter  Arbeitern  werden  hier  auch 
diej(nii::e!i  xerstanden  etc."  dahin  auszulegen,  dafs  bezüglich  der 
\' o  I  >  c  Ii  r  i  1 1  e  n  gegen  den  T  ruck  die  aufserhalb  der  Fnbrik- 
slätten  lur  Fabrikinhaber  thätigen  Personen  dem  F  a  1)  r  i  k  arhv  iier 
gle'chgearhtct  werden  sdllen.  Die  Motive  des  (loi  t/enuvurtes  der 
KoiiiL,^lici)en  Hot<ch.ift  liefern  da^^x  Ibe  Resultat.  Im  übrigen  haben 
<lie  lksluninungeii  gegen  den  !  i  uck  dic^ell  reraonen  nicht  die  Eigen- 
schaft von  Fabrik  u  beiterii  get  eisen.  Aber  in  ihrer  sonstigen  ge- 
werblichen StelUiiig  sind  bic  durch  die  i  ruckbestimmungcn  in  keiner 
Weise  beeinßuisl. 


Siehe  AbscbuiU  II  dichcr  Abhandlung. 
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Es  ist  scb<m  nach  der  Gewerbeordnung  von  1S45  nicht  erforder- 
lich, dafs  Gesellen  und  Gehilfen,  um  ihre  Eigenschaft  als  Gesellen 
und  Gehilfen  zu  behalten,  von  Meistern  ihres  Handwerks  beschäftigt 
wurden.*)  Bei  dieser  Gelegenheit  wollen  wir  hervorheben,  dafs  nach 
der  Entstehungsgesch'chte  des  §  120  der  Gewerbeordnung  eine 
aufserhalb  der  Arbeitsstätte  des  Arb€it<:^ebers  beschäftigte  Person 
wohl  „Geselle  und  Gehilfe"  sein  kann.  Im  Entwurf  des  (iesetzcs 
von  1878  befand  sich  im  s;  I20  (jetzt  §  121  der  Gewerbeordnung^) 
hinter  den  Worten :  „Arbeiten  und"  der  Zusatz :  „wenn  diese  in 
der  VVohnunj^  des  Arbeitgebers  vor  sich  E^ehcn".  Aus  diesem  Zu- 
satz ist  ersichtlich,  daTs  ,,(rr^rllrn  und  tlchilfen",  fall'^  ^ie  aufserhalb 
der  „Behausung  des  Arbeitgebers"  für  diesen  arbeiten,  dennoch  ihrer 
Eigenschaft  als  Geselle  und  Gehilfe  nicht  entkleidet  werden.  ^) 

Die  Streichung  erfolgte,  weil  auch  der  Heimarbeiter  mit  den 
häuslichen  Einrichtungen  des  Arbeitgebers  in  Berührung  kommt, 
2.  B.  wenn  er  sich  Arbeit  holt,  Lohn  empfängt,  die  fertige  Arbeit 
abliefert- 

In  Anbetracht  dessen,  dals  beim  Fehlen  einschränkender  Be- 
stimmungen (jedenfalls  bis  1878)  zweifelsoiine  die  zu  Hause  be- 
schäftigten Gesellen  und  Gehilfen  der  Gewerbetreibenden,  welche 
nicht  Fabriken  besitzen,  „gewerbliche  Arbeiter"  sind,  erscheint  es 
auch  unbedenklich,  dieselben,  falls  sie  iur  1  abrikinhabcr  aufserhalb 
der  P'abrikstäuc  arbeiten,  ebenso  als  gewerbliche  Arbeiter  zu  be- 
handeln und  dem  Titel  VII  der  (lewerbeordnung  zu  unterstellen. 
Würde  man  dies  nicht  tliun,  so  käme  man  zu  sonderbaren  Resultaten. 
Während  z.  B.  Gesellen  und  Gehilfen  der  Handwerksmeister  etc., 
mögen  sie  in  der  Werkstatt  oder  aufserhalb  derselben  beschäftigt 
werden,  sowie  die  Fabrikarbeiter  mangels  besonderer  Abt%de  aus 
§  1 10  (jetzt  §  122)  eine  I4tägige  Kündigungsfrist  zu  beanspruchen  in  der 
Lage  waren,  wünle  denselben  Aibeitem,  welche  bei  Fabrikinhabem  — 
aber  nicht  in  deren  Fabriken  ^  thätig  gewesen  sind,  diese  Kündigungs- 


Siclic  auch  kcßt-r,   Knlschcidungcn  Bd.  4  S.  405  Entscheidung  des  Reichs- 
Oberhandelsgerichu,  Bd.  10  S.  297  Bd.  24  S.  270. 

*)  Uebcr  di<-  Streichung  de^  Zusatzes  und  die  Be^rtindun;^  der  Slreichunfj  s. 
Bt-richt  der  IX.  Kommission  über  den  Fntwirf  Hnps  Gt>setz*s  brtrpffond  die  Ab- 
ändrrung  dt-r  Gewerbeordnung.  —  No.  41  der  Drucksachen  —  No.  177  I>eutscher 
Keicb&tJLg  3.  LcgisUtuT-Penode  —  IL  Sewon  1878  —  Stenographudie  Protokolle  II 
S.  1105  «ad  IV  S.  ii75> 

Aickiv  (&r  mi.  Goetxgebuag  11.  SUttiMik.   X.  49 
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frist  vcrsüL^l  i;eblieben  sein.  Aus  den  Motiven  ')  crgiebt  sich,  dafs  dcv 
Cicseizgcber,  wenn  er  einen  derartigen  Unterschied  zu  inachen  wilkiiÄ 
gewesen  wäre,  dica  ausdrucklich  betunl  haben  wurde.  Ks  wäre 
aulserdcin  widersinnig,  diejenigen  Arbeiter,  welche  von  den  Arbeit- 
gebern i4iagige  Kündigung  zu  beanspruchen  befugt  waren,  dieses 
Rechts  für  verlustig  zu  erklären,  sobald  sie  —  etwa  \vegen  augen- 
blicklichen Raummangels  — '-)  aufserhalb  der  Fabrik  zu  arbeiten 
ersucht  worden. 

Dieser  für  sä  ni  m  1 1  i  ch  e  gewerblichen  Arbeiter  günstige  Rcclits- 
zustand  soll  durch  die  Novelle  von  1878  geändert  worden  sein,  in- 
dem behauptet  wird,  nur  für  die  in  den  Werkstätten  und  Fabriken 
angestellten  Arbeiter  bestanden  noch  die  Bestimmungen  des  Titel  VII 
der  Gewerbeordnung,  „diejenigen  Personen,  wekhe  fär  bestimmte 
Gewerbetreibende  außerhalb  der  Arbeitsstätten  der  letzteren  mit 
der  Anfertigung  gewerblicher  Erzeugnisse  beschäftigt  sind",  hätten 
selbst  im  Abhängigkeitsverhältnis  der  Heimarbeiter  nicht  mehr  den 
Charakter  gewerblicher  Arbeiter.  Dadurch  also,  dafs  die  Bestimmung 
über  das  Truckverbot  aus  dem  Abschnitt  „Fabrikarbeiter"  in  den 
a%emeinen  Abschnitt  I  des  Titels  VII  versetzt  worden  ist,  soll  eine 
Aendcrung  des  Begriffs  „Geselle  und  Gehilfe"  erfolgt  sein. 

Wenn  man  erwägt,  dals  die  Novelle  von  1878  lediglich  eine 
Erweiterung  des  Arbeiterschutzes  bezweckte  und  daher  in 
erster  Liniie  die  Vorschriften  gegen  den  Trudc  zum  Schutze  des 
„gesammten  gewerblichen  Arbeiterstandes"*)  für  er- 
forderlich erachtete,  so  ist  hieraus  schon  zu  entnehmen,  dals  der 
Gesetzgeber  weit  davon  entfernt  war,  die  Heimarbeiter  in  eine 
schlechtere  Lage  wie  bisher  zu  bringen.  Hätte  man  eine  derartige 
ungleiche  Behandlung  der  Heimarbeiter  den  anderen  gewerblichen 

^)  \  \n.  13  Ktitwurf  der  (icwtrbcordnunp  —  Reichstag  ilrs  Norddeutschen 
Bundes  1.  Lcgislatur-Pcriodc,  SiUun^pcriode  1869  S.  82  u.  83  der  Motive  und  iSo.  43 
Rdchstag  des  Norddeatacbcii  Bundes  I.  Lcgislatnr^Pcriode  —  SiUuagi>pcriode  18168 
Motive  S.  7  a.  13. 

*)  Vsl.  Entidtadmig  des  Gcwerbegenebts  Fmdcfut  a.  M.  in  den  „BUtttern 
für  loiiile  VnsUf*  1893  No.  46  S.  175  nad  hienu  Sombut  im  Ifaadwörterbncli  fitr 

St««t8w1sM:iischaftrB,  Bd.  4  S.  435;  Schenkel,  Kommentar  zur  C^ewerbeordnimg 
2.  Auflage  Note  2  zum  ;^  11  ob  Bd.  2  S.  317,  Anleitung  des  Rdchsversichernngs- 
anus  vom  ju  Oktober  1S90  XXI  Abs.  3  und  „Arbekerversorgnn^*  8.  Jahrgang 
1891  .>.  552. 

•j  Vgl.  Drucksachen  des  Deutschen  Reichstags,  No.  41  —  3.  Legislatur-Periode 
II.  Sewion  1S78  Motive  S.  17. 
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Arbeitern  gegenüber  geplant,  so  würde  man  dies  in  den  Motiven  und 
in  dem  Gesetz  auszusprechen,  Anlafs  genommen  haben.') 

Die  für  die  Werkstatts-  und  Heimarbeiter  bestehenden  Ver- 
hältnisse sind  nach  dem  KrlaCi  des  Arbeiterschut^esetzes  vom 
I.  juiil  1891  dieselben  geblieben.  In  dem  Entwurf  dieses  Schutz* 
geseues^)  hat  §  119  Absatz;  2  einen  Zusatz  erfahren.  Dieser  Zu- 
satz will  nach  der  Begründung  des  Entwurfs  dem  namentlich  in 
einigen  Zweigen  der  Hausindustrie  beobachteten  Milsbrauch  ent- 
gegentreten, dafs  die  vom  Arbeitgeber  gelieferten  VVerkzei^  und 
Stoffe  den  Arbeitern  und  Hausgewerbetreibenden  zu  einem  über- 
triebenen Preise  angerechnet  werden.') 

Die  Erwähnung  der  Arbeiter  neben  den  Hausgewerbetreibenden 
macht  klar,  dafe  man  auch  unselbständige  Gewerbetreibende  (,,ge- 
werbli^e  Arbeiter^)  der  Hausindustrie  zulä(isL  Nach  vorstehenden 
Ausführungen  sind  die  aus  ^  119  b  hergeleiteten  Grründe  für  die 
Selbständigkeit  der  Heimarbeiter  hinfällige. 

Allcrdini^s  cri^icbt  sich,  wie  Sclicnkel  *)  mit  Recht  sagt,  die 
Aruveiidbarkcit  der  V  orschriften  gegen  das  Trucksystem,  soweit  die 
Heimarbeiter  „gewerbliche  Arbeiter"  sind,  schon  aus  dem  Wortlaute 
der  §§  115 — 119a  und  der  mit  ihnen  zu  verbindenden  gesetz- 
geberischen Absicht.  Die  Bestimmung  des  §  1x9  b  ist  daher  fUr 
die  Heimarbeiter,  nicht  aber  iur  die  Hausgewerbetreibenden  über- 
flüssig. 

Diese  Thatsache  steht  aber  der  Auffassung,  nach  welcher  der 
Heimarbeiter  als  gewerblicher  Arbeiter  anzusehen  ist,  nicht  im  Wege. 
ik>iaiigung  des  bisher  Gesagten  finden  wir  in  den  i;§  4  und  14  des 
dewerbegcrichtsgeset2e<  vom  29.  Juli  1890  und  in  den  Motiven 
dieses  Gesetzes.  Nach  §  4  .i.  a.  O.  gehören  zur  Zuständigkeit  der 
(tewerbegerichle  Streitigkeiten  der  im  §  3  Xo.  I — 3  a.  a.  O.  be- 
zeichneten Art  zwischen  „Personen,  welche  für  bestimmte  Gewerbe- 
treibende außerhalb  der  Arbeitsstätte  der  letzteren  mit  Anfertigung 


')  Vgl.  Schenkel,  Kommentar  zur  Gewerbeordtiang  Note  2  zum  §  119  b. 
Vgl.  So.  4  der  Dmckaadi««  d«s  Reichstags,  8.  Legishtnr-Pcriode  1.  Ses> 
rioB  189a 

*)  Vgl.  hierni  Bericht  der  Vm.  Kommission  ftber  den  derselben  snr  Vor- 
beritdag  flberwiesencii  Gesftsentworr,  betr.  Abladening  der  Geverbeordnong  So.  4 
der  Drucksachen  No.  190  Reichstag  8.  Lcgislatur-Ptriodc  I.  Session  1890    ;Sqi.  — 

*}  Vgl.  Schenkel,  Kommentar  tax  Gewerbeordnnng,  Note  3  xnm  §  119  b  Bd.  2 
S.  317  2.  Auflage. 

49* 
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gewerblicher  HrzeujjuLsse  beschäflij^t  sind  (Heiniarbeiier,  ')  Haus- 
gewerbetreibende) und  ihren  Arbeitgebern  u.  s.  \\\"  Ein  X'ergleich  des 
§  119  b  Gewerbeordnung  mit  dem  mi^cteilten  Inhalt  des  §  4  er- 
giebt,  dafs  der  Wortlaut  des  §  4,  soweit  derselbe  das  Verhältnis 

der  Arbeitnehmer  und  Arbeitgeber  behandelt ,  dem  cr>t<Tfcnanntep 
Paragraphen  entstamint  Denselben  Wortlaut  (l'ersonen  bis  be- 
schäfti'^'t  sind)  brachte  bereits  der  Entwurf  eines  Gesetzes,  betreffend 
die  Uewerbegerichie  im  §  2  Absatz  2.  In  der  Begründung  des 
Entwurfs*)  zu  diesem  Paragraph  heilst  es: 

„Einer  besonderen  Prüfunn;  bedarf  die  Frai];^c,  inwieweit  die 
in  der  Hausindustrie  beschäftigten  Personen  unter  das  Ge- 
setz fallen.  Die  Stellung  dieser  Personen  i^t  in  den  ver- 
schiedenen Industrieeu  und  debieten  eine  >ehr  mannigfaltige, 
derart ,  dafs  dieselben  bald  überwiegend  als  selbständige 
( iewerbetreiberule,  bald  als  blofse  Arbeiter  erscheinen.' 

Hierzu  führt  der  liencht  der  VI.  Kommission  an,  dafs  §  2 
Absatz  2  die  Streitigkeiten  der  Meister  der  Hausindustrie  im 
Auge  hat. 

In  der  Koininission  zur  Beratung  des  f u  wcrbegerichtsgesetzes 
lag  ferner  ein  Antrag  \  or,  als  Absatz  2  dem  §13  des  Entwurfs 
14  des  Gesetzes  Absatz  2)  hinzuzufügen: 

Das  Statut  bestimmt,  ub  und  itiwieweit  die  im  §  2  Absatz  2 
bezeichneten  Hausindustrielle  als  Arbeitgeber  oder  als  Arbeiter 
ihr  Wahlrecht  auszuüben  haben. 

Dieser  Antrag  wurde  als  einfache  Folge  aus  ^  2  angcuoininen 
erhielt  jedoch  durch  die  Redaktkms-Kommission  die  jetzige  Fassung 
des  Gesetzes.*) 

Was  §  14  Absatz  2  des  Gewerbegerichtsgesetzes  anlangt,  welcher 
die  zu  Hause  arbeitenden  Personen  in  Arbeitgeber  und  Arbeiter 
scheidet,  so  ist  zweifellos,  dafs  derselbe  nicht  ausfuhrbar  ist,  wenn 
die  Ansicht  deijenigeo,  welche  die  in  ihrer  eigenen  Wohnung  arbeiten 


^)  Die  H«iisgew«rbctr«ibeiidco  weidni  itt  SBddeutacblaiid  Heinuurbeiler  genannt: 
vgl.  Na  5t  der  Dnieks«chcn  des  Reichitags  S.  Legiilatar-Pcriode  I.  Sesilon  1890 
Beriebt  der  VL  Kommiasum,  bdr.  den  denelben  sur  Voilierataag  ttberwietenen  Ge* 
setsentwoff;  betr.. die  Gcwerb^erichte  ^  No.  5  der  Dnickflachen  »  S.  5.  — 

*)  Vgl.  Dmdcfachen  des  ReicbitBgi  No.  5.  8.  LcgulatvPeriode  L  Seirion  1890 

S.  20 

*)  \  t^l  "^'  'K*  ^7  BcricbU  tier  VI.  Kommission  tut  Vorbeimtung  de»  G.-E. 
betr.  die  Gcwcrbcgerichte. 
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den  Personen  durchweg  fiir  selbständige  Unternehmer  erachteOp 
haltbar  wäre. 

Fürst  sagt  mit  Recht  in  der  »Selbstverwaltung",  1895,  S.  50, 
dals  diese  Ansicht»  welche  das  Landgericht  zu  Berlin  adoptiert  bat, 
deshalb  nicht  sutreiTend  ist,  weil  sonst  die  in  ihrer  Behausung 
thatigen  Personen  nie  als  Arbeiter  im  Sinne  der  g§  2,  14  des  Ge* 
werbegerichtsgesetzes  angesehen  werden  können. 

Es  dürfte  hiernach  zur  Genüge  der  Nachweis  daiiir  erbracht 
sein»  dals  die  Gewerbeordnung  und  das  mit  derselben  eng  ver« 
bundene  Gewerbegerichtsgesetz  Heimarbeiter  und  Hausgewerbe- 
treibende kennt  Hierdurch  erscheint  zi^leich  die  vom  I^dgericht  I 
zu  Berlin  vertretene  Ansicht  widerlegt»  dals  durch  die  Bestimmung 
des  §  125  Absatz  3  tler  (iewerbeordnung  die  vom  Landgericht  gc» 
fiindene  „Regel"  nur  bestätigt  wird.  Wenn  wir  uns  mit  §  125  der 
Gewerbeordnung^  trotzdem  beschäftigten ,  so  geschieht  CS,  um  auch 
von  dem  Gesichtspunkte  der  Vorschrift  tles  ^  125  aus  den  Nach- 
weis zu  fuhren,  dafs  die  landgerichlliche  Fliese  von  der  Selbständig- 
keit sämmtlicher  in  der  Hausindustrie  beschäftigten  Personen  nicht 
haltbar  ist. 

Wir  kommen  zunächst  zu  dem  dem  §  125  entsprechenden  Para- 
graph des  Regierungsentwurfs.  Es  handelt  sich  hier  um  Absatz  2 
und  3  §  125  des  Entwurfs,  (Absatz  i  dieses  Paragraphen  bildet  beute 
den  §  124b  Gewerbeordnung)  welche  lauten: 

Kin  Arbeitge  ber,  welcher  einen  Gesellen  verleitet,  vor  recht- 
mälsiger  Beendit^un^  des  Arbeits\  erhältnisses  die  Arbeit  zu 
verlassen,  ist  dem  früheren  Arbeitgeber  für  den  dadurch 
entstehenden  Schaden  oder  die  verwirkte  Bufse  als  Selbst- 
schuldner mit  verhaftet.  In  gleicher  Weise  haftet  ein  Arbeit- 
geber, welcher  einen  Gesdlcn  oder  Gehilfen  annimmt  oder 
behält»  von  dem  er  weils,  dals  derselbe  einem  andern  Arbeit- 
geber zur  Arbeit  noch  verpflichtet  ist. 

Den  Gesellen  und  Gehilfen  stehen  im  Sinne  des  vor- 
stehenden Absatzes  die  im  §  II9  Absatz  2  be- 
zeichneten Personen  gleich. 

Die  Motive  dazu  (S.  39  ff.)  erklären :  Die  Verleitung  zum  Ver- 
tragsbruche und  die  Annahme  von  Arbeitern,  welche  aus  einem 
bestehenden  Arbeits  vertrage  anderen  Arbeitgebern  noch  ver- 

')  >»o.  4  der  Drucksachen  des  Keicbsugs  8.  l<«gis]atiir-Periode  I.  Session  1890 

S.  la. 
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pflicluei  sind,  kommen  aucli  In  der  Hausindustrie  vor.  Die  Veraiu- 
wonlichkeit ,  welche  die  Arbeitgeber  nach  §  125  Absatz  2  dafür 
treffen  soll,  trifft  mit  gleichem  Rechte  aucli  diejenigen,  welche  sich 
dieser  Handlungen  in  dem  im  §  119  Absau  2  bezeichneten  Ver- 
hältnisse sclnildi^^  machen  und  soll  demnach  für  diese  durch  den 
dem  §  125  hinzugefügten  neuen  Absatz  3  begründet  werden. 

Die  Hestimnumg  des  §  12$,  Absatz  3  dei»  Kiitwurfs  und  Gc- 
setze;»  besagt  nach  den  Motiven,  dafs  der  Arbeitgeber,  welcher  die 
im  §  119  b  bezeichneten  Personen  in  der  vom  §  125  Absatz  i  und  2 
Gewerbeordnung  bescliricbcnen  Weise  beschäftigt,  so  büiscn  soll, 
als  wenn  er  „Gesellen  und  Gelülfcn",  welche  einem  andern  Arbeit- 
geber noch  verpflichtet  sind,  in  Arbeit  nimmt  Der  schuldige  Arbeit- 
geber ist  solidarisch  mit  den  verleiteten  Arbeitnehmern  lur  der 
erweisbaren  Schaden  oder  für  die  l'auschsununc  des  §  124  b  ver- 
haftcL  Die  Schadensersatzpflicht  der  Personen  des  §  119  b  wird 
durch  %  12$  nicht  bestimmt 

Wahrend  die  zu  Hause  thStigen  geweiblichen  Arbeiter  nach 
§  124  b  der  Gewerbeordnung  schadensersatzpflichtig  gemacht  werden 
können,  findet  beim  Kontraktbnich  gegen  Hausgewerbetreibende,  da 
sie  den  „Gesellen  und  Gehilfen**  nicht  zu  zu  zahlen  sind  und  auf  sie 
somit  die  134,  124a  und  124b  keine  Anwendung  haben,  die  Er- 
mittelung des  Schadens  allein  nur  nach  den  Grundsätzen  des  büiger- 
lichen  Rechts  statt 

Hinsichtlich  der  Heimarbeiter,  welche  „Gesellen  und  Gehilfen" 
sind,  würde  sich  §  13$  Absatz  3  erübrigen,  anders  bei  den  Haus- 
gewerbetreibenden. Hier  war  bis  zur  Hinzu  fUgung  des  Absatz  3 
§  135  der  Gewerbeordnung  eine  Mithaftung  des  Arbeitgebers  neben 
dem  Hausgewerbetreibenden  noch  nicht  au^esprochen.  Da  die 
Heimarbeiter  sich  in  der  Stellung  von  „Gesellen  und  Gehilfen"  be- 
finden, hat  man  beim  §  125,  Absatz  3  des  Gesetzentwurfes  zunächst 
nur  die  Hausgewerbetreibenden  im  Auge  gehabt,  indem  man  §  125 
Absatz  3  mit  dem  den  wesentlichen  Inhalt  des  jetzigen  ^  125  ent- 
haltenden §  125  Absatz  2  des  Entwurfs,  nicht  auch  mit  §  125 
At^tz  I  des  Entwurfs  (§  124  b  der  (lewerbcordnung)  in  Zusammen- 
hang brachte.  §  125  Absatz  I  des  Entwurfs  ist  eine  Schutzvorschrift 
zu  Gunsten  der  Arbeitgeber  gegen  kontraktbrüchige  Gesellen  und 
(lehilfen  und  damit  auch  gegen  Heimarbeiter. 

Ks  soll  nicht  verkannt  werden,  dafs,  wie  §  119b  eine  ,,Aus- 
nahmevorschrifl"  für  die  Hausgewerbetreibenden  gegen  den 
Arbeitgeber  ist,  §  125,  Absatz  3  gleichfalls  eine  Ausnahmevorschrift 
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darslcllt,  die  >lch  aber  pjef^cn  den  den  HausL,a'\vi'rl)ctrcil)ciidcn  ver- 
leitenden Arbeitgeber  z  u  G  u  n  s  t  e  n  des  ^  c  s  c  h  ä  d  i  ^'  t  c  n  A  r  b  c  i  t  - 
pebers  richtet.  Hieraus  erhellt,  dafs  an  und  fiir  sich  beide  Aus- 
nahmevorschriften mit  einander  nichts  zu  thun  haben.  Es  ist  daher 
falsch,  aus  §  125  Absatz  3  eine  Bestätigung  der  vom  I^ndgericht 
au^estellten  Regel  zu  konstruieren,  dahingehend,  dafs  die  zu  Hause 
arbeitenden  Gewerbetreibenden  ausnahmslos  als  Unternehmer  zu  be> 
trachten  sind.  Der  Gesetzgeber  hat  diesen  Effekt  zu  erzielen  nicht 
beabsichtigt;  dafiir  sprechen  die  Motive  zum  §  1 25,  Absatz  5 
welchen  von  „Arbeitern,  welche  aus  einem  bestehenden  Arbeits- 
verträge anderen  Arbeitgebern  noch  verpflichtet  sind  u.  s.  w/', 
die  Rede  ist 

Man  hat  demnach  bei  den  Personen  des  §  125,  Absatz  3  der 
Gewerbeordnung  neben  den  Hausgewerbetreibenden  augenscheinlich 
auch  an  gewerbliche  Arbeiter  (Heimarbeiter)  gedacht  Die  recht- 
liche Stellung  der  hier  behandelten  Gewerbetreibenden  (Hau^ewerbe- 
treibenden,  Heimarbeiter)  ist  dadurch  eine  verschwommene  ge- 
worden. Es  vnre  besser  gewesen,  wenn  in  den  Motiven  \«ermieden 
wäre,  der  Arbeiter  an  dem  gedachten  Orte  Enii^hnung  zu  thun.  Da 
dieses  indessen  nicht  geschehen  ist,  so  lälst  sich  dem  Schwanken 
beziehungsweise  den  Widersprüchen  in  der  Judikatur  betreffend  der 
Heimarbeiterfrage  nur  durch  einen  legislatorischen  Akt  Einhalt  thun, 
in  welchem  der  Gesetzgeber  ptacise  und  klar  zum  Ausdruck  bringt, 
da(s  die  §§  119  b  und  125  Absatz  3  Gewerbeordnung  lediglich 
Vorschriften  bezüglich  des  Verhältnisses  der  Arbeitgeber  zu  den 
Hausgewerbetreibenden  bilden. 

\^r  würden  vorschl^en,  in  der  Begründung  des  Gesetzent- 
wurfes die  ausschliefsliche  Gültigkeit  der  beiden  Paragraphen  (lir  die 
Hausgewerbetreibenden  zu  betonen  und  dem  Text  der  Paragraphen 
an  geeigneter  Stelle  das  Wort  „Hausgewerbetreibende"  in  Parenthese 
hinzuzuilii^cn. 

Im  ühiii^cn  sollte  sich  das  erhöhte  Interesse  des  Gesetzgebers 
auf  sänimtliche  Heimarbeiter,  deren  I-age  fast  durchgängig  eine 
schlechtere  als  die  der  Fabrikarbeiter  ist,  lenken.  Man  sollte,  wie 
im  Reichstage  empfohlen  worden  ist,  einen  besonderen  .Abschnitt 
des  Titel  VII  für  die  Heimarbeiter  bilden  und  in  die  Parenthese 
der  l^eberschrift  des  Titels  MI  hinter  „Fabrikarbeiter"  das  Wort 
„Heimarbeiter"  aufnehmen.  In  dem  Abschnitte  ,4ieimarbeiter" 
wäre  zu  erklären,  dafs  auf  sämnitliche  in  eigener  Behausung 
arbeitende  unselbständige  Gewerbetreibende  die  Bestimmungen  des 
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Titels  Vn  der  Gewerbeordnung  nicht  nur  Uber  die  „Allgemeinen 
Verhältnisse"  (§§  105  — I20)p  sondern  auch  über  die  VerhSknisse 
der  Gesellen  und  Gehilfen  (§§  I2I«»I35)  entsprechende  Anwendung 
finden.  Damit  erledi^^en  sich  dann  auch  die  hier  und  da  hörbar 
gewordenen  Zweifel  darüber ,  ob  die  Voischriften  über  die  Sonnt!^ 
ruhe,  ^Meichfalls  auf  die  Heimarbeiter  zutreffen. 

Zum  Schluib  möchten  wir  den  Blick  noch  auf  die  Versicherungs- 
gesetze lenken,  welche  Heimarbeiter  und  Hausgewerbetreibende 
unterscheiden.  Das  I^ndgericht  I  zu  Berlin  verweist  in  seinem 
meiirfach  erwähnten  Urteile  zur  Entscheidung^  der  Frage,  ob  bei 
einem  in  der  f^au.sindustrie  thätiL,'en  Arbeiter  ein  selbständiges  Ge- 
werbeunternehmen oder  ein  bloiser  I  nhnarbeitervertra^^  angenommen 
werden  mul's,  auf  \on  VVoedkcs  Kommentar  zum  Krankenver- 
•-icherungsgesetz  und  die  von  ihm  in  Bezug  genommene  Judikatur, 
<ouic  auf  \()n  f.andniann's  Kommentar  zur  Gewerbeordnung.  Das 
I-antIgericht  I  widerspricht  sich  jedoch  in  demselben  Urteile  an 
anderer  Stelle,  indem  es  die  Hestimnuingen  des  „weiter  als  die 
Gewerbeordnung  gehenden"  Krankenversicherungsgesetzes  und  die 
sich  daran  knüpfende  Judikatur  in  Gewerbestreitigkeiten  für  nicht 
verwendbar  erachtet 

Ausfiihrlicher  über  die  angebliche  Unanwendbarkeit  der  Arbeiter- 
versichening.sgesetze  lafst  sich  das  Königliche  Landgericht  zu  Freibcff^ 
vernehmen.  >)  Es  bemerkt,  dafs  die  Wohlthaten  der  Kranken-  und 
Unfallversicherung  um  der  allgemein  social-politischen  Zwecke  willen, 
welche  die  betreffende  Gesetzgebung  verfolgt,  auf  Personenkreise 
erstreckt  werde,  welche  zweifellos  zu  den  gewerblichen  Arbeitern 
nicht  gerechnet  werden  können  und  bei  denen  daher  aus  der  Kranken- 
und  Uniallversicherungspflicht  keineswegs  auf  die  Anwendbarkeit  der 
sammtlichen,  die  gewerblichen  Arbeiter  betreffenden  Bestimmungen 
der  Gewerbeordnung  geschlossen  werden  dürfe.  Das  Urteil  des 
Landgerichts  erinnert  femer  daran,  dafs  nach  §  i  des  Kranken- 
versicherungsgesetzes vom  15.  Juni  1883  und  §  l  des  Unfall- 
vcrsicherungsgesetzes  vom  6.  Juli  1884  z.  B.  auch  „Betriebsbeamte" 
deren  Jahresverdienst  2000  Mark  nicht  übersteigt,  dem  Versicherungs- 
zwange unterliegen.  Hieraus  werde  jedoch  niemand  die  Folgen  ab- 
leiten wollen,  dals  derartige  „Betriebsbeamte"  um  deswillen  auch 
in  allen  sonstigen  rechtlichen  Beziehungen  aL»  gewerbliche  Arbeiter 


'1  Vgl.  Ent<>ch<*K!ung  difsi>  Gerichte  im  SIchs.  Ardiiv  fttr  bargerL  Recht  und 
Prozcf»,  Leipzig  1891,  L  Ikl.,  75a. 
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im  Sinne  der  Gewerbeordnung  zu  gelten  hatten.  Um  des  §  i  des 
Krankenversicherung^esetses  und  %  t  des  Un&llversicherungsgesetxes 
wiHen  sind  die  Betriebsbeamten  freilich  nicht  als  gewerbliche  Ar- 
beiter anzusehen.  %  126  der  Gewerbeordnung  von  1869  bestimmte 
sogar,  dafe  die  Vorschriften  über  die  Gesellen  und  Grehilfen  auf  die 
Werkmeister  in  Fabriken  keine  Anwendung  finden  sollen  und 
dafs  die  Verhältnisse  derselben  zu  ihren  Arbeitgebern  nach  den  be- 
stehenden Vorschriften  zu  beurteilen  seien.  Die  Novelle  zur  Ge- 
werbeordnung vom  I.  Juni  1891  hat  die  Betriebsbeamten  durch  die 
Einfügung  des  Abschnitts  Dia  in  den  Titel  Vn  der  Gewerbeordnung 
und  dadurch,  dafs  der  Ueberschrift  des  Titels  VII  „Gewerbliche 
Arbeiter"  in  der  Parenthese  hinter  J-ehrlinge"  das  Wort  „Betriebs- 
beamte" hiimigesetzt  ist,  zu  gewerblichen  Arbeitern  gemacht.  Für 
Betriebsbeamte,  selbst  wenn  sie  mehr  als  2000  Mark  verdienen,  sind 
demzufolge,  aufser  Abschnitt  Illa  des  Titel  YII,  Abschnitt  I  dieses 
Titels  „Allgemeine  Verhältnisse"  maCsgebend. 

Ein  für  die  von  uns  bekämpfte  Ansicht  der  genannten  Ge- 
richte passenderes  Beispiel  wären  die  Handlungsgehilfen.  Di^, 
deren  Versicherungspflicht  nach  dem  Rrankenversicherungsgesetz 
und  dem  Alters-  und  Invaliditatsversicherungsgesetz  statutarisch 
begründet  werden  kann,  werden  weder  durch  diese  Thatsache  Gc- 
werb^;ehilfen,  noch  etwa  dadurch,  dafs  in  den  Bestimnuingen  der 
Gewerbeordnung  über  die  Sonntagsruhe  ihrer  gedacht  worden  ist. 

Wenn  wir  in  dieser  Abhandlung  die  Arbeitcr\ersicherungs- 
gesetze  heranziehen,  so  leitet  uns  dabei  nicht  der  Zweck,  in  erster 
Linie  aus  ihnen  die  Kigenschaft  der  Heimarbeiter  als  gewerbliche 
Arbeiter  festzustellen.  Ks  soll  im  Hinblick  auf  die  von  uns  be- 
inäni^elten  ijij  ligb  und  125  der  ( iewerbrnrtlnung  und  die  aus 
diesen  l^arn^rnphen  resultierende  tlen  Heimarbeitern  ungünstige 
Judikatur  zunächst  nur  nachgewiesen  werden,  dafs  die  gemeinsam 
mit  der  Gewcrbeordnun^if  dem  Gewerberecht  nn<^ehörcnden  Ver- 
sicherunjjsijesetze  .selbstäiulii/e  und  unselhständiLTe  Personen  der  Haus- 
infhistrie  kennen.  Daraus  lolgt  alsdann  \ün  selbst,  dals  die  von  Ge- 
werbetreibenden beschäftigten  Heimarbeiter  gewerbliche  Arlieitcr  sind. 

In  dem  Krankenversicherunj^'sgesetz  vom  15.  Juni  1883  fand 
sich  im  §  2  unter  Nr  4  die  Bestimmun;^,  dafs  i'ersonen,  welche  von 
(tc werbetreibenden  auiseriialb  ihrer  Hetrieljsstättc  beschälttgt  werden, 
nur  dem  statutarischen  Xersiciieruni^fszwanj^^e  unterliegen  sollen. 
Unter  diesen  l^ersonen  sind  alle  Aulsenarbeiter ,  dcnuiach  auch  die 
Heimarbeiter  inbegriffen.    §  2  führt  dann  im  Gegensatz  zu  den 
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Heitnarbcitern  unter  Nr  5.  die  selbständigen  Hau^ewerbetreiben- 

den  auf.  Im  Anschlufs  an  §  2  Nr  4  und  5  erklärt  das  Reichs- 
versicherun^samt  in  seiner  Anleitung  betreffend  den  Kreis  der  nach 
dem  Invaliditäts-  und  Altersversichcrungsgesctsc  versicherten  Personen 
vom  31.  Oktober  1890')  unter  VllI,  daüj  „auch  diejenigen  Personen, 
welche  von  Gewerbetreibenden  aufserhalb  ihrer  Betriebsstätten  be- 
schäftigt werden,  als  versicherungspflichtige  Lohnarbeiter  anzu- 
sehen sind,  «sofern  sie  nicht  Hau^ewerbetreibende  sind"  (vergleiche 
dazu  Nr.  XIX  der  Anleitung). 

Wenn  diese  Lohnarbeiter  dem  allgemeinen  gesct^^lichen  \'er- 
sicherungszwange  des  Krankenversicherungesetzes  nicht  sofort  unter- 
stellt worden  sind,  so  geschah  dies  nach  der  Begründunp^  des  Gesetz- 
entwurfs deshalb,  weil  bei  ihnen  ,,die  Durchführbarkeit  des  Kranken - 
versicheruni^^szwangcs  davon  al)}iänL;t,  ob  sich  nach  den  örtlichen 
Verhältnissen  ausreichende  Kontrol-  und  Zwangsniafsrcgcln  trcfi'en 
lassen".  *) 

Nr.  4  des  ^  2  a.  a.  O.  ist  durch  die  Novelle  vom  lO.  April  1892 
gestrichen  worden.  Die  Lö<!chunj^  wird  dainii  bc,^riindet, dafs 
diese  Nummer,  „eine  Ausnalime  xon  der  allgenicincii  \'ersicherungs- 
pflicht  einhält,  welche  nach  den  i^emachten  Erfahrun<j;en  durch  ein 
praktisches  Bedürfnis  nicht  gefordert  wird,  vielmehr  l>ei  voller  .An- 
wendung zahlreiche  der  Krankenversicheruni,'^  drinj^^end  bedürftige 
Persor>en  der  W'cihlthat  dieser  V^ersicherung  beraubt.  Die  Streichung 
dieser  Ziffer  4  cmj>fichlt  sicli  daher  umsofiichr,  als  eine  ähn- 
liche Ausnahme  aucli  das  1 11  va  Ii  d  i  t  a  i  >  \  c  r  s  i  c  h  e  r  u  n  g  s - 
gesetz  nicht  zulälst".  Dadurch,  dafs  die  .\usnahme Vorschrift 
zurückgenommen  ist,  stellte  das  Krankenversicherungsgesetz  die 
Heimaibeiter  noch  ausdrücldich  auf  eine  und  dieselbe  Stufe  mit  den 
übrigen  Arbeitern. 

Hinfallig  erscheint  der  Kinwand,  dafs  die  Grundsätze  der  Arbeiter- 
versicherungsgesetze und  die  einschlägige  Judikatur  nicht  auf  das 
Gebiet  der  Gewerbeordnung  Obertragbar  seien.  Bei  der  engen  Ver- 


*)  Vgl.  ArnUiche  Nadirichten  des  Reidiwcnidienaiesunts  tca  1S91  S.  4  und  fL 

*)  \'gl.  Afdagen  /.u  dm  Verhandlungen  des  Retcbstags  $.  Lc|;tslatiir-Periode  H. 
Sewkm  1882/S3  5.  Baad»  Aktenstück  No.  14  S.  142  rniter  3  a. 

')  Vj^.  BfgründunR  des  F.ntvkTirfs  oincs  Gesetzes  über  die  Abändt-rung  des  fJe- 
setzcs,  betr  di<-  Krankenversicherung  der  .\rbeiter.  I>nicksach«a  des  Reichstags 
S.  Lq^ialatur-Poriode  I.  Session  1S90  No.  151,  S.  36. 
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bindung  der  Gewerbeordnung  mit  den  VersicheningsgeaeUen muls 
dieses  gestattet  sein.  Schon  §  141  der  Gewerbeordnung  von  1869 
stellte  ein  Buodesgesetz  fiir  die  Versicherung  der  Arbeiter  in  Aus- 
sicht. Im  Anschluls  hieran  erging  das  Reichagesetz  vom  7*  April  iZj6, 
betreffend  die  eingeschriebenen  Hil&kassen,  und  das  Reichsgesetz 
vom  8.  April  1876,  betrefTend  die  Abänderung  des  Titels  VIII  der 
Gewerbeordnung,  welches  letztere  auf  das  erstgenannte  Gesetz  Bezug 
nimmt  und  in  die  Grewerbeordnung  die  141 — 141  f.  einschiebt. 
Das  Krankcnversiclicrunf^sf^esctz  vom  15.  Juni  1883  hnt  nunmehr 
das  Gesetz  vom  8.  April  1876  vollständig  ersetzt  und  dieses  durch 
§87  a.  a.  O.  aufgehoben,  ist  somit,  soweit  die  Bestimmungen  des 
Gesetzes  vom  8.  April  1876  in  Betracht  kamen,  an  Stelle  der  Ge- 
werbeordnung getreten.  Das  Rrankenversicherungsgesetz  wie  die 
übrigen  Arbeiterversicherungsgesetze  hätten  unseres  Erachtens  ohne 
Bedenken  Aufnahme  in  die  Gewerbeordnung  finden  können.  Wenn 
dies  nicht  geschehen  ist,  so  ist  die  Fortlassung  auf  praktische  Gründe 
zurückzufuhren.  Man  mulste  es  vermeiden,  die  Uebersichtlichkeit 
der  (lewerbeordnung  zu  beeinträchtigen,  beabsichtigte  aber  durcii- 
aus  nicht,  die  (Gewerbeordnung  von  den  Arbeitervcrsichcrungs- 
gesetzen  zu  isoheren.  Leber  den  vorhandenen  Zusanmit"nhan<^  der 
(Tewerbcordnun^  mit  den  X^crsichcrungsp^esctzcn  spricht  sicli  Scliocn- 
ber^'^l  dahin  aus,  dafs  die  (iewcrbeordnun^  ergänzt  werde  durch 
eine  crhcbhclie  Zahl  von  Gesetzen,  welche  als  Spezialgesetze  eine 
Reihe  von  Verhältnissen,  welche  u^  der  Gewerbeordnung  nicht  be- 
handelt wären ,  reichsgesetzlich  regelten.  Ganz  neu  sei  in  ffrofsen 
(rcsetzen  die  Kranken-,  Unfall-,  Invaliditäts-  und  Altersversicherung 
der  Arbeiter  geregelt  worden. 

Es  ist  deswegen  nicht  unrichtig,  wenn  man  bei  Gewerbestreitig- 
keiten der  Heimarbeiter  den  Inhalt  der  Arheiterversicherungsgesetze 
und  die  auf  (irund  desselben  ergangenen  Urteile  zu  Rate  zieht,  '*) 
Umsoweniger  gclii  man  dabei  fehl,  als  die  Crewerbcordnung  über 
den  Unterschied  zwischen  Heimarbeitern  und  Hausgewerbetreibenden 
sich  völlig  ausschweigt. 


')  Vgl.  den  neuesten  Entwurf  eines  (Jeactzcs  betreffend  die  Abänderung  der 
Gewerbeordnung  und  des  Krankenverridieningsi^esetxes  a.  a.  O. 

-}  Vgl.  sein  llandhrich  der  politischfn  Oekonomir  Md.  II  S.  419. 

"*)  Vgl.   auch    amilichc   Ndcbricl)t<  n   di-s  Rt  ichsversichcrungsaraU  von  189^ 
No.  77  S.  183  a.  E.    (Invalidität^-  und  Allersvcrsicherungj. 
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Aehnlich  äufsert  sich  von  Landmann  :0 

Leider  lafst  es  steh  nicht  vermeiden,  daTs  auch  auf  dem  Gd>iete 
der  Versicherungsgesetze  verschiedenartige  Anschauungen  über  die 
gewerbliche  Stellung  der  Heimarbeiter  zu  Tage  treten.  Folgen  wir 
zunächst  dem  Bericht  der  Gewerbedeputation  des  Ms^pstrats  zu 
Berlin,  -)  welcher  sich  an  einer  Stelle,  wie  folgt,  ausläfst: 

„Es  ist  bekannt,  dafs  die  Armen-Direktion  überall  da,  wo  sie 
«ine  Person  unterstüt2t  hat,  die  gegen  eine  Krankenkasse  Ansprüche 
auf  Krankenunterstützung  hat,  diesen  Anspruch  des  Unterstützten 
gegen  die  Ka^e  geltend  machen  kann  und  mufs".  „Die  zahlreichen 
Ansprüche,  die  die  Armen-Direktion  gegen  die  Krankenknsse  geltend 
macht,  werden  im  Streitfalle  von  den  Verwaltungsgericliten  ent- 
schieden und  von  diesen  ist  der  hiesige  Bezirksausschufs  sehr  ge- 
neigt, zu  Gunsten  der  Versicherungspflicht  zu  entscheiden  und  dcm- 
gemäfs  die  Kassen  zur  Zahlung  der  Unterstützung  zu  verurteilen. 
Wenn  dann  aber  die  Kassen  nach  einer  solchen  Kntschciduni;  \om 
Arbeitgeber  der  unterstützten  IVrson  Beiträge  einziehen  wollen, 
stofsen  sie  in  der  Retrel  auf  W  iderstand  und  sind  dann  zur  Ver- 
folfi^ung  ihrer  Ansprüche  —  nach  einer  \'orentscheidun<^  der  Ge- 
werbe-Deputation —  auf  den  ordentlichen  Rechtsweg  anj^fcwie^cn. 
Auf  diesem  Tnstanzenzuge  ist  a!:»cr  mehr  Neigung^  vorhanden,  die 
Versicherun^rsj)flicht  zu  vcrncnien.  So  konuiU  es,  dals  che  Kassen 
häufig  in  derselben  Sache  vom  Verwaltun<;sgerichte  verurteilt 
werden,  Unterstützungen  zu  gewähren,  vom  ordentlichen  Gericht 
aber  tnit  ihrem  Ansprüche  auf  Beiträge  abgewiesen  werden". 

(ie;^en  diese  unhaltbaren  Zustände  mufs  Abhilfe  L^eschaften 
werden.  Einen  teilweisen  Fortschritt  auf  dem  Wege  zur  I- n  eichung 
gesunder  \' erhällnisse  bedeuten  die  V^orschlägc  über  die  Erweiterung 


')         von  Landmanti  a.:i.O.  l'ntrrNo.  2.  Allgcincin«  s  zum  §  14  (icwi  rbcorcinung. 

')  Vgl.  Antrag  der  GfwrrbcdcpuUtion  des  Magistrat»  auf  Ausdelmimg  der  Krankm- 
veTsichemDC  durch  Ortnlatiit  raf  a)  HaunodutrieUe;  b)  Hamdlnigigehillcs  md 
Lehrlinge  c)  die  im  KonmiiiiMdbcIriebe  imd  im  Komminwldicnitc  beachSAigtcB 
Penanen  S.  6  a.  E.  n.  ff. 

*)  Bei  4i«ser  Gelegenheit  lei  bemerkt,  dafs  das  ReichsverBchenmgiamt  die 
Heimarbeiter  fSr  unfallvcnicherungspflichtig  erachtet,  während  das  Königliche  Ba]r> 
rieche  Landcsvcrsichcrungsamt  einen  den  Kntiichridungen  des  Reichsvcrsichrrung«- 
amts  entf»«'pfn}:rK(t/.tin  Standpunkt  einnimmt.  Zur  Hebung  des  Recht -;:>f-i Iii-  trügt 
difser  ( Ji  j^t  ns.Ati  sicln  r  nicht  b<  i.  Sii-he  darüber  Schuh  und  l.vdt  r.  l  'i  iit-i  hc 
<  itrhcrzcitunj:,  Nu.  36  vom  5.  September  1896  und  Amtliche  Nachnchten  des  keichs- 
vcrsichcrungsamtü  von  1896  No.  1527  S.  317. 
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des  Veraidierungazwai^  welche  von  der  Gewerbe-Deputation  zu 
Berlin  bezüglich  aller  Berliner  Hausgewerbetreibenden  und  von  der 
Reichsloimnusaon  fUr  Arbeiterstatistik  bezüglich  der  Hau^^erbe- 
treibendeo  der  Konfekticmsbranche  gemacht  sind.  Es  ist  aber  nicht 
zu  verstehen,  weshalb  man  den  I^undesrat  in  der  neuen  Arbeiter 
Schutzvorlage  die  Befugnifs  zur  Ausdehnung  der  Versicherungspflicht 
g^en  Krankheit  verleiht,  da  bereits  eine  Vollmacht  der  Gemeinden, 
welche  den  Gewerbetreibenden  naher  wie  der  Bundesrat  stellen, 
vorhanden  ist.  Man  sollte,  um  das  Uebel  radikal  zu  beseitigen,  die 
( T-emcinden  durch  Gesetz  verpflichten,  die  Hausgewerbetreibenden 
ihres  I^ezirks  statutarisch  zur  X'ersicherung  zu  bringen.  Hiernach 
würde  es  sich  flir  die  (ierichte  erübrigen,  in  Zukunft  zu  erörtern, 
ob  eine  gewerbetreibende  Person  dem  Heimarbeiter-  oder  Haus- 
gewerbetreibendenstande zuzuweisen  sei.  Sollte  indessen  der  Gesetz- 
geber das  in  Anregung  gebrachte  Heilmittel  nicht  anwenden  wollen, 
so  wird  betreffs  der  Losung  cier  Streitfrage  über  die  rechtliche 
(Juaiihzierung  der  I  leiniarbeiter  und  Hausgewerbetreibenden  schon 
viel  gewuiutcn  sein,  wenn  in  der  Gewerbeordnung,  wie  angedeutet 
worden  ist,  der  Unterschied  zwischen  Heimarbeitern  und  Haus- 
gewerbetreibenden deutUch  zum  Ausdruck  gebracht  würde. 
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NIEDERLANDE. 

)  Der  Entwurf  eines  Un&dlversicherungsgesetzes* 

Von 

Dr.  GUSTAV  MA\'KR  und  Dr.  J.  H.  van  ZANTEX 

in  Amsterdam. 

Der  atn  15.  Februar  1897  der  zweiten  K. immer  vorgelegte  Knt- 
wurf  eines  L'nfallversicherungsgc-sctzes  für  die  Niederlande  stellt  den 
ersten  Versuch  dar,  eine  öffentlich-rechtliche  obligatorische  Versiche- 
rung daselbst  einzuführen.  Der  gegenwärtige  Zustand  ist  der,  da(s 
nur  eine  zivilrechtliche  Haftpflicht  des  Arbeitgebers  besteht.  Am 
weitestgehenden  ist  diese  Haftpflicht  noch  bei  der  Schiffahrt  durch- 
geführt  Artikel  423  des  Handelsgesetzbuchs  bestimmt  nämlich  das 
folgende:  „Wer  während  einer  Seefahrt ')  entweder  krank  wird  oder 
im  Kampfe  c^er  bei  Ausübung  des  Berufs  eine  Verwundung  erleidet, 
bezieht  seinen  Lohn  weiter,  hat  ein  Recht  auf  Verpfl^ung  und 
ärztliche  Behandlung  und  im  Falle  der  Arbeitsunfähigkeit  Anspruch 
auf  Hntschädigung."  Sind  Meinungsverschiedenheiten  vorhanden,  ent- 
scheidet der  Richter  in  der  Pjraxis  niemals  für  eine  Rente,  sondern 
stets  für  eine  einmalige  und  völlig  unzureichende  Abfindung.  Die 
Hinterbliebenen  haben  niemals  einen  Anspruch  auf  Knischädigung. 

Die  allgcniei  nen  Bestimmungen  über  die  Haftpflicht  sind  in 
den  §§  1401  bi^  1406  des  Kür^arlichen  Gesetzbuchs  enthalten:  „jede 
rechtswidrige  Handlung,  wodurch  ein  anderer  geschädigt  wird,  macht 

'}  Unter  Scefahlt  wird  die  gcsammtc  Zeit  verstanden,  Tür  welche  die  Leute 
an(;rworhen  «in«! ,  ''od.ifs  auch  während  dieser  Zeit  am  Lande  vorkonittende  Er- 
krankoo^cD  oder  l'ulaUe  einbegrilfen  »ind. 
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den  Thäter  eiitschädi^ng^spflichti^  ^c»Tenüber  dem  Geschädigten." 
Dasselbe  i^Wt  im  Fall  von  Fahrlässigkeit  und  Unvorsichtigkeit.  Die 
Handlungen  von  Untergebenen  fallen  detTi  Arbeitgeber  zur  I^st. 
Nach  einer  Fntsrhei<lung  des  Obersten  (lerichtsliofs  im  Haaf^  ist 
imter  rerhtswidriger  Handlung  jede  Handlung  zu  verstehen,  welclie 
eine  Folge  von  Man*,'el  an  W'aciisainkeit  und  Sorgfalt  ist.  Die 
Mehrzahl  der  hollämiisclien  Juristen  und  mit  ihnen  (he  meisten 
richterUchen  Aussprüche  sind  dagegen  der  Ansicht,  dals  rechtswidrige 
Handlungen  nur  diejeni^H-n  sind,  welche  ;,'egen  eine  gesetzliche  oder 
pcihzeiliche  Bestinuiuiiig  \■erst(»l^en.  Aber  selbst  wenn  man  die  für 
den  ArliciUr  i;uiisligile  Auslegung  des  Begriffes  reclitswidrig  an- 
nimmt, so  hat  der  Arbeiter  doch  keinen  Anspruch  auf  Ktuschädiguiiir. 
wenn  sich  die  Ursache  des  Unfalls  nicht  feststellen  läfst ,  wenn  er 
durch  einen  Zu£tül  verursacht  ist  oder  der  Arbeiter  die  Schuld  des 
Arbeitgebers  nicht  nachweisen  kann,  etc.  Wie  man  steht,  ist  es 
gegenwärtig  den  Arbeitern  nur  in  den  seltensten  Fällen  möglich, 
unter  Berufung  auf  das  Gesetz  eine  Entschädigung  zu  erlangen. 

In  der  Praxis  gehören  die  Arbeiter  etneiseits  zum  gröfeten  Teil 
genossenschaftlich  oder  privatwirtschaftlich  betriebenen  Kranken^ 
kassen  an,  andererseits  sind  sich  die  Arbeitgeber  bis  zu  einem 
gewissen  Grade  bereits  auch  gegenwärtig  ihrer  Verpflichtungen  g^en- 
über  Uniatlen  ihrer  Arbeiter  bewufst.  Die  Statuten  dieser  Kranken- 
kassen enthalten  durchweg  die  Bestimmung,  dals  dasjenige  Mit- 
glied,  welches  5  oder  4  Wochen  seinen  Beitrag  nicht  mehr  gezahlt 
hat,  ohne  .\nspruch  auf  Zurückzahlung  früherer  I^istungen  aus 
dem  Verbände  ausscheidet.  Eine  staatliche  Kontrole  über  diese 
Kassen  ist  nirgends  vorhanden.  Freiwillige  Leistungen  der  .Arbeit- 
geber, welche  in  einer  teilweisen  otler  vollständigen  Weiterzahlung 
des  Lohns  bestehen,  finden  insbesondere  bei  solchen  Uniallen  statt, 
welche  in  nicht  zu  ferner  Zeit  eine  völlige  Wiederherstellung  ver- 
sprechen. Gerade  bei  gänzlicher  .Arbeitsunfähigkeit  aber  und  im 
Todesfall  zahlt  der  Arbeitgeber  zumeist  nichts.  In  grofsen  Fabriken 
l>cstehen  auch  heute  schon  v  ielfach  Ret riebskrankcn kassen ,  wobei 
natürlich  auch  Unfälle  einbegriffen  sind.  Die  Mittel  wirden  von 
Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern  gemeinschaftlich  aufgebracht.  Die 
Kntschädigungen  betragen  die  Hälfte  oder  drei  X'ierte!  des  l.ohiies. 
Sie  werden  ieduch  nur  höchstens  ein  halbes  Jahr  hindurch  ausgezahlt 
und  sind  flcmnach  bei  dauerri<ier  In\  aliditai  unzureichend.  Im  Todes- 
fall erhallen  tlie  Hiiiterl)liebenen  eine  einmalige  .Abtuitlung,  welche 
im  günstigsten  Falle  «.ler  iiaifte  des  Jahreslohns  entspricht. 
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Mclirfach  haben  die  Arbeitgeber  ihre  Arbeiter  auch  bei  privaten 
X'crsiclicrim^'sgcsellscliaften  versichert.  Seitens  dieser  (resellschaften 
erfolj^t  l)ci  daucriuler  Arbeitsunfähigkeit  und  im  Todesfail  zumeist 
eine  eininalii^c  Auszahlung.  Solche  Arlx'ilj^eber,  welche  im  Auftrag 
des  Staats  und  der  meisten  Provinzen  sowie  vieler  Gemeinden  Bau- 
arbeiten ausfuhren,  sind  bereits  gegenvvärti;^^  zu  einer  Versicheruntr 
ilircr  Lcuic  \'crpflichtct.  Eine  freiwillige  Sclbstversicherung  des  Ar- 
beiters gegen  Unfall  gehört  zu  den  Seltenheilen. 

Ak  Erläuterung  des  gcgcnwärtigea  Zustandes  mögen  die 
folgenden  Ang^ien  über  die  in  Amsterchm  im  Jahre  1896  bei 
Unfillen  erfolgten  Entschädigungen  dienen.  Nach  den  Mitteilungen 
des  städtischen  statistischen  Büreaus  wurden  von  den  743  im  Jahre  1896 
2ur  Kenntnis  des  Bfiigermeisters  gebrachten  Unfällen  bei  66  keine 
Entschädigung  gezahlt,  in  536  Fällen  wurden  entweder  aus  den 
Fabriksicrankeftkassen  oder  von  den  Arbeitgebern  selbst  Entschädi- 
gungen gezahlt  p  in  49  Fällen  waren  private  Versicherui^agesdl* 
Schäften  zahlungspflichtig  und  in  92  Fällen  kam  beides  zusammen. 
Ueber  die  H5he  der  gezahlten  Entschädigungen  standen  uns  keine 
ausreichenden  Angaben  zur  Verfügung.  Im  allgemeinen  lälst  sich 
wohl  sagen,  dals  im  Kleingewerbe  bei  leichteren  Unfällen  der  volle 
Lohti  weiter  gezahlt  wird.  Im  (irofsbetrieb  werden  in  der  Regel 
die  Hälfte  oder  drei  viertel  des  r.ohncs  gezahlt.  Nur  vereinzelte 
gröfeere  Untci nchmungen  z.  B.  die  Reichsmarinewerft  und  gewisse 
Betriebskrankenkassen  wie  die  der  auf  Gewinnbeteiligung  der  Ar- 
beiter beruhenden  Xederlandschen  Gist  en  Spiritusfa1)riek  in  Delft 
gewähren  auf  eine  Anzahl  von  Wochen  den  vollen  Lohn.  Die 
meisten  Fabrikskrankenkassen  und  privaten  VersicherungsgescU- 
ächaften  bezahlen  die  Hälfte  bis  drei  Viertel  des  Lohnes, 

Die  bei  dem  heutigen  S\  stem  zu  T  age  tretenden  Uebelstände 
sind  leicht  zu  erkennen.  Der  Arbeiter  hat  zumeist  kein  Recht 
auf  Kntschädii^ain«^,  sondern  ist  \on  den  freiwillij^^en  Leistungen  des 
Arbeitgebers  abiiän^i^.  Für  die  Hinterbliebenen  ist  fast  nirgends, 
für  die  dauernd  Arl)eitsunnihigen  in  den  seltensten  I'ällen  gesorgt. 
Die  Haftpflicht  nützt  dem  Arbeiter  wenig,  wie  aus  dem  vorstehenden 
ersichtlich  wurde:. 

Unter  diesen  Uniständen  war  es  erklärlich,  dals  der  holländische 
Juristentag  bereits  im  Jahre  1887  die  Frage  einer  staatlichen  Unfall« 
Versicherung  auf  seine  Tagesordnung  setzte.  Nach  einem  sehr  gründ> 
liehen  Referat  des  Fjrofessors  Greven  aus  Leyden  wurde  die  Ein* 
fiihrung  einer  solchen  Gresetzgebung  von  der  Mehrzahl  der  Ver« 
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Sammlung  als  wünschenswert  angesehen.  Eine  unmittelbare  Beachtung 
seitens  der  Regierung  fand  dieser  Beschluis  nicht.  Dagegen  wurde 
im  Jahre  1890  durch  das  Gesetz  vom  19.  Januar  eine  Enquete- 
konmiission  zur  l'ntersuchung  der  Arbeiterzustände  in  den  Nieder- 
landen ein;^cset/.t ,  welche  im  Januar  1894  ihren  Bericht  erstattete 
und  sich  darin  für  eine  obligatorische  staatliche  l  iif crsiclicnings- 
gesetzgebung  aussprach.  Als  dann  in  drinsclben  Jahre  das  L^ci^en- 
wärtig  noch  im  Ami  bcriiulliclic  Ministerium  van  Houten  ans  Riidcr 
kam,  wurde  mit  der  .XusarhcilunL,^  eines  einschlägigen  (iesetzeiitwurfs 
innerhalb  des  Ministeriums  für  ("»tfcntliclic  Arlieitcn,  Handel  und 
Industrie  in-^tjiincn  und  in  der  Tlirtjnrcdc  \i>ui  i8.  September  den 
Cieneralsiaalen  da\  on  .Mittrilung  gemacht.  .Au-  (kr  Mitte  iler  zweiten 
Kanmier  wurde  die  Regierung  daraufhin  auf^rt' m dcrt  auch  einer 
Alters-  und  Invaliditätsgesetzgebung  näher  /.u  treten.  Die  KcL^ierung 
leistete  dieser  Aufforderung  h'olge  und  setzte  im  Jahre  1895  eine 
königliche  Kommission  ein,  welche  aber  bis  heute  noch  nicht  Be- 
richt erstattet  hat.  Dagegen  hat  sich  die  Regierung  x'orerst  nicht 
entschttefsen  können,  die  Frage  einer  staatlichen  Krankenversicherung 
in  Erwägung  zu  ziehen,  weit  die  private  Krankenversicherung  weit 
verbreitet  ist  und  die  Regierung  es  (tir  sehr  schwer  durchfuhrbar 
hält,  eine  obligatorische  Gesets^ebung  mit  den  bestehenden  Verhalt* 
nissen  in  Einklang  zu  bringen. 

So  ist  denn  vorläufig  nur  der  Entwurf  eines  Uniallgesctzes  an 
die  Kammer  gekommen  ohne  Berücksichtigung  einer  etwaigen  Ver- 
sicherung gegen  Krankheit,  Alter  und  In\*alidität  Bedauerlicher 
Weise  hat  zwischen  dem  Bearbeiter  des  vorstehenden  Unfall- 
versicherungsentwurfe und  der  Kommission  für  den  Altersversicherungs- 
entwurf, welche  ihre  Aufgabe  bereits  beinahe  vollendet  hat,  keinerlei 
Fühlung  bestanden,  und  es  ist  deshalb  zu  befürchten,  dafs  nach  einem 
eventuellen  Inkrafttreten  beider  Gesetze  es  an  einem  genügenden 
Ineinandergreifen  der  Bestimmungen  fehlen  wird.  Man  hätte  .sich 
doch  betTuilien  sollen,  die  in  Deutschland  aus  der  mangelnden  Kln- 
heitlichkeit  der  X'ersicherung.sgcsetzgebung  her\orgetretenen  l'ehler 
y.u  vermeidet^.  Die  xcr^jchiedene  Art  der  Ausarbeitung  beider  l'.nt- 
wurfe  ist  daraul  /ui  uckznluhrt.  n.  da!<  flas  i,'e'^^einvärtii,^e  Min istei  iiiTn 
für  eine  Alters-  umi  lt*\alidilats\ er>icherung  nui  L;Lrii;ge  .SymjKiihieen 
besitzt,  und  dals  es  diesen  Stoff  deshalb  dt  rii  lani^wierigeren  l'.nt- 
stehungsw  CLi^e  aus  den  Arbeitt  ti   t  iner  Kotiun i^sion  überkassen  hat. 

Der  .Mangel  eines  Krankenv  er-siciierungsgeselze^  rnncht  sich  so- 
fort bei  den  Beslunniuiigen  über  die  Karenzzeit  geltend.    Diese  ist 
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nämlich  im  (icj^ensatz  zu  13  Wochen'  in  Dcutscliland  und  4  Wochen 
in  Oesterreich  auf  6  Wochen  fcstj^esetzt  In  jenen  [.ändern  tritt 
für  diese  Frist  aber  die  Krankenversicherun^r  in  Kraft.  In  Holland 
dagegen  sollen  die  Arbeiter  in  jener  Zeit  von  Gesetzes  wegen 
nur  fireic  är/.tliclie  Bchaudhiiir;  erhalten.  Ini  übrigen  sind  sie  eigent- 
lich nur  auf  freiwillige  Leistungen  der  Unternehmer  angewiesen 
und  diese  wertlen  zu  freiwilligen  Leistuii^rn  in  Zukunft  eher  weniger 
als  bisher  t^eneiL^t  >ctn.  da  sie  mit  den  Zalilun>^ren  fiir  die  In  fall  Ver- 
sicherung hiTfits  ;^riuii^^'n(l  ihre  Pflicht  /u  erfüllen  glauben  wrrilon. 
I'iir  die  grobe  Mehr/ahl  (U  r  Unfälle,  nämlich  für  diejenigen,  wclolie 
schon  vor  Ablauf  von  6  Woclim  i^a-heilt  sind,  tritt  demnach  eine 
EntschädiL^uii'^  überhauj>t  nicht  ciii.  Diese  I.iickc  des  (lesetzes 
wird  \  <  »rausvichtlich  den  l>estehcndc  n  [)rivatwirlöciiafllichen  Unfall- 
vcrsicherung^gc^c•ll^»cllattcn   ihi  I't)rlbfsU'hen  ermtiglichcn. 

Im  folgenden  wollen  wir  nun  zur  näheren  Charakterisierung 
des  holländischen  P-!ntwurfs  kurz  auf  seine  wichtigsten  Abweichungen 
von  dem  dcutsciicn  und  österreichischen  Gesetz  hinweisen. 

Während  in  Deutschland  die  Beruf^genosaenschaften  und  tn 
Oesterreich  territoriale  Anstalten  die  Träger  der  Versicherui^  sind, 
hat  man  in  Holland  das  für  kleine  Lander  wohl  geeignetste  nor« 
wegische  Vorbild  der  Versicherungsbank  übernommen.  Berufs* 
genossenschaften  wären  ja  auch  in  einem  so  wenig  industriellen 
Lande  wie  Holland  kaum  am  Platze  gewesen.  Es  läfst  sich  freilich 
nicht  leugnen,  dafs  die  Befugnisse  und  Au^aben  sowohl  des  Vor- 
standes der  Reichsversicherungsbank  wie  des  die  höhere  Instanz 
darstellenden  noch  obendrein  unbesoldeten  Aufsichts>  und  Bcruftings- 
rats  etwas  sehr  umfangreiche  sind.  Ks  mufs  deshalb  damit  gerechnet 
werden,  dafs  nach  Inkrafttreten  des  Gesetzes  sich  an  diesen  Stellen 
leicht  eine  Ueberlastuiig  bemerkbar  machen  kann.  Richtiger  wäre 
es  \  ielleicht  gewesen,  die  Festsetzung  der  Gefahrenprozentsätze  den 
auf  (irund  eines  jüngst  angenommenen  (icsetzes  demnächst  einzu- 
führenden Arbeiterkam mem  zu  überlassen  und  dafür  die  Entschei- 
dung über  alle  Kntschädigungen  dem  Vorstand  der  Vcrsichenings- 
bank  anzuvertrauen. 

Sowohl  inbezug  auf  die  Kinteüung  in  ( iefahrenklassen  wie  die 
Art  und  Weise  der  Aufliringung  der  Mittel  ist  im  allgemeinen 
das  österreichische  (ie>el/  zum  \'orhild  p^enf^mmrn  worden. 
Die  h'estsetzung  der  ( ielalircnklassen  soll  durch  k<"iniglic}io  \'cr- 
ordiiung  erfolgen,  die  Höhe  des  ( lefahren])!  o/entsatzes  für  ieden 
einzelnen  Betrieb  innerhalb  jeder  Klasse  wird  von  dem  Vorstand 
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der  Reichsvcrsicherunc^sbnnk  bestimmt.  Die  Autbringung  der 
Mittel  erfril«^  auf  dem  W  cl^c  (ic-,-,  Ka}>ital(1crkiin^sverfahretTs  und 
nicht  wie  in  Dcut;»chlaud  aui  ileni  VWgc  des  rmlaL^everfalircns. 
Die  Arbeiter  haben  ebensowenig  wie  in  Deutschland  zu  den  Kosten 
der  \'er.->icherun^'  beizutrat^en. 

Beim  I^iiitritt  ilaucrndci  völliger  Arbeit^lü^igkcit  ist  im  hollän- 
dischen Kniv\Liit  die  Entschädigung  aul  70  Prozent  dc>  bisherigen 
TagelohiiA  fcstge^eLzt  gegen  66  ■  „  Prozent  in  Deutschland  und 
60  Prozent  in  Oesterreich.  Bei  teilwei.ser  Arbeitslosigkeit  sind  die 
Bestimmungen  den  deutschen  entsprechend,  während  in  Oesterreich 
bekanntlich  eine  Maxlmalgrenze  von  50  Prozent  besteht  Der 
Höchstbetrag,  den  die  Hinterbliebenen  zusammen  erhalten  können 
ist  im  holländischen  Entwurf  ebenso  wie  in  Deutschland  60  Prozent 
gegen  nur  50  Prozent  in  Oesterreidi.  Die  Witwe  erhält  20  Prozent 
gegen  30  Prozent  in  Deutschland  und  Oesterreich,  jedes  der  Kinder 
15  Prozent  ebenso  wie  in  jenen  Staaten.  Aszendenten  (auch  die 
Schwiegereltern),  bekommen,  wenn  der  Verunglückte  ihr  Ernährer 
war  30  Prozent  gegen  20  Prozent  in  Deutschland  Während  in 
Deutschland,  wenn  der  Un&ll  durch  eigenes  Verschulden  herbei« 
geführt  ist,  die  Hinterbliebenen  keine  Entschädigungsansprüche  haben, 
veHallen  dieselben  in  Holland  in  Uebereinstimmung  mit  dem  öster- 
reichi seilen  Gesetze  nicht 

Einzelne   Bestimmungen  des   Entwurfs   bedürfen   noch  einer 
näheren  Erläuterung.    So  ist  z.  B.  $J  8  b    als  eine  Rei)ressiv- 
malsr^el  gegen  Deutschland  in/Msehcn.    Es  wird  nämlich  die  Be- 
mannung   der    niederländischen   Rheinschifife ,    welche  regelmälsig 
nach    Deutschland    hineinfahren,    dort  zur   UnfalK  ersicherung  an- 
gehalten.    Obgleich  diese   Leute  nun  die   l'räniien   in  der  vollen 
Höhe  /.ihlen  müssen,  erhalten  sie  doch  nur  für  ><)lcbe  l'nfälle  P.nt- 
schadp^ungeu,  welche  ihnen  auf  deutschem  (lebiet  zusloi.sen.  Be- 
sclnveiden  der  Schiffer  gegen  diese  Bestimmungen  waren  stets  er- 
folglos.   Auch  wiederholte  X'orslellungen  der  nicderla.udisclien  Re- 
gierung xermochten  in  Herlin  keine  .\en<lei  ung  durchzusetzen.  Der 
J$    8  b     enthält     deshalb     (lie     Bestimmung,     dils  ausländische 
Schiffer  in  Holland  inbe/ug  .luf  die  Unfallversicherung  ebenso  be- 
handelt werden  sollen,  wie  holländische  Schitfer  in  dem  betreffenden 
Ausland. 

Befremden  erregen  mu(s  die  Bestimmung  des  §  67,  durch 
welche  die  Versicherungsbank  in  alle  Rechte  eintritt  welche  dem 
Rentenempfänger  aus  privaten  VersichcrungsvcrUägen  zustehen.  Ks  ist 
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dadurch  dem  einzelnen,  selbst  wenn  er  den  Willen  und  die  Mittel 
dazu  hat,  unm(%lich  «gemacht,  sicli  für  den  Fall  dauernder  Arbeits- 
unfähigkeit si  iiu  n  \  ollen  bisherigen  Arbeitslohn  zu  >ichern.  Nur  fiir 
die  ersten  6  Wochen,  in  denen  er  von  der  ]i;mk  noch  keine 
Abfindung  erhält,  untl  auch  für  diese  Zeit  darf  der  Arbeiter  nur 
hckrhstens  bis  zur  Höhe  des  bisherigen  Lohnes  von  pri\*aten  Ver- 
sicherungen Entschädigungen  empfangen.  Dagegen  übernimmt  die 
Reichsversicheriin;Tsbank,  und  zwar  insbesondere  deshalb,  weil  sie 
tlaniit  die  )>ii\atc  X'crsicherung  für  die  ersten  6  W'ochcn  zu  be- 
fördern j^Haubl,  gemäis  ij  i6  die  V^erpHichtung,  bei  länger 
al'^  6  Wochen  (.lauernder  Arbeitsunfähigkeit  dem  bei  einem  '■solchen 
l^on^ls  versicherten  Wrletztcn  den  seciiMind/wanzigfachen  liclrtig 
seiner  zuletzt  an  ditsin  I-Onds  bezahlten  \\  uchenbeiträgc  auszu- 
zahlen. Kine  Ausnahme  von  diesen  Hesiunmungen  bilden  jedoch 
.solche  Versicherungsverträge,  welche  durch  Arbeilgel)er  vor  Inkraft- 
treten des  (iesetzes  abgeschlossen  waren.  Hierüber  verfügt 
§  84,  dals  die  Policen  von  der  Reichsversiclierungsbank  über- 
nommen werden  müssen  und  diese  damit  zu  den  I^istungen  jener 
privaten  Versicherungsgesellschaft  verpflichtet  wird. 

Die  Haftpflicht  bleibt  ebenso  wie  in  Deutschland  und  Oeister- 
reich  nur  für  solche  Fälle  in  Gültigkeit,  wo  ein  strafrichterliches 
Urteil  auf  Fahrlässigkeit  oder  Absicht  des  Arbeitgebers  oder  eines 
dritten  bei  der  Herbeiführung  eines  Unfalb  erkannt  hat.  Für  die 
Hochseeschiffahrt,  welche  in  den  Entwurf  nicht  einbez(^n  ist,  be- 
halten die  citierten  Bestimmungen  des  Handelsgesetzbuchs  ihre 
Wirksamkeit. 

Nach  den  Bestimmungen  des  ^  70  über  die  Anlage  der 
Gelder  der  Reichsversicherungsbank  ist  es  nicht  gestattet,  auch 
nur  einen  Teil  der  Mittel  zur  Heförtlerung  des  Baues  \on  Arbeiter- 
wohnungen anzulegen,  wie  es  für  einen  Teil  der  Mittel  der  Reichs- 
postsparkasse in  liclgieti  und  der  Alters-  und  Invaliditätsversicherung 
im  Deutschen  Reich  möglich  ist  Denn  es  wird  eine  unmittelbare 
und  vollständige  <  i.irantie  der  Provinz  oder  der  Kommune  für  solche 
Fälle  \  erlangt,  WLlche  voraussichtlich  nur  in  den  seltensten  Fällen 
gewährt  werrlen  durfte. 

Den  Haui)tiehler  (heses  lintwurfs,  des-^cn  Zustanilekoninieii 
übrigens  <rhr  fr.r^^lich  bildet  der  rmstand,  dais  er  nur  aul  die 
weitaus  geringste  Z.ihl  allei  \ orkuainienden  l  iifalle  .Anweuiiung 
findet.  Innerhalb  seiner  engen  (irenzen  dürfte  er,  wenn  er  in  <ler 
heutigen  Form  (lesetz  wird,  sich  voraussichtlich  gut  bewähren.  ALs 
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sehr  wünschenswert  muls  aber  bezeichnet  werden,  dals  entweder 
noch  vorher  eine  bedeutende  Iferabsetzung  der  Karenzzeit  erfolgt 
oder  dais  schleunigst  mit  der  Ausarbeitung  eines  Krankenver- 
Sicherungsgesetzes  begonnen  wird. 

Im  folgenden  geben  wir  den  Wortlaut  des  Gesetzentwurfes 
wieder: 

Batwutf  9inm  Qe««tsM  sur  BinflUtroog  tiau  Vctticb«rong  d«r  AfbeiMr 
f «f cn  die  Polfan  von  UnlUlen  in  bettimntm  Batti«b«n. 

Haaptstttck  L 

Einleitende  Itcstimmungen. 

>^  I.  Die  ^Vrbeiter  in  den  nachher  /.u  nennenden  Betrieben  sind  nach  den  Be- 
«timniungen  dicic«  Gesetics  gegen  die  Kolgen  Ton  Unf&Uen  venichcTt,  welche  ihnen 
bei  AasBboBg  ibves  Betriebes  nstorMn. 

§  a.  UnfXlle,  die  kdnen  köiperUdicn  Nachteil  nnd  keine  geistige  Störung  im 
Gefolge  haben,  kommen  nicht  in  Betracht 

§  3.  Unter  Arbeitgeber  versteht  dieses  Gesetz,  jede  physische  oder  juristische 
Person,  welche  andere  Personen  in  einem  der  Versicherung  unterworfenen  Betrieb 
beschäftigt.  I  nl-  r  A  r  b  <•  i  t  f- r  vrrstrlit  da«,  (»esetz  jeden,  der  im  Dienst  eines  solchen 
Arbeitgebers  thälij,'  i-t  und  nii  In  mehr  ul«;  4  Gulden  tü^lii'h  verdient.  Volontäre, 
Lehrlinge  und  ähnlit  h<-  l'i  rsoaen,  die  wegen  ihrer  noch  liiivolk  iideien  Ausbildung 
noch  keinen  Lohn  empfangen,  werden  den  Arbeitern  gleich  erachtet. 

$  4.  Cnter  Lohn  ventdit  das  Gesets  jede  Attsxahlong,  welche  der  Ver> 
lichert«  als  Vergtttignng  ftir  sdn«  Arbeit  vom  Arbeitgeber  erhält.  Falls  der  Lolm 
znm  Teil  oder  ganz  ans  freier  Wohnung  oder  Naturalien  besteht,  wird  der  Geldwert 
davon  abgeschXtst  und  «war  der  Wert  am  Platse  der  Zahlung. 

§  5.  Für  die  Berechnung  des  Tagelohns  wird  der  Lohnbelrag,  welcli -n  «ier 
Vensicberte  von  seinem  Arbeitgeber  in  dem  dem  Ti\^  dos  rnf.ill-  vorhergehenden 
Jahre  empfangen  hat  durcli  300  dividiert.  War  der  \  ersichertc  kein  volles  Jahr  in 
dem  versicherungspflichtigen  l'<etrirh,  in  welrhem  er  di-n  Unfall  erlitten  hat,  he- 
sehäftifjt,  dann  wird  die  Zahl  voller  Monate,  wekhe  er  hier  in  Arbeit  war,  mit  der 
Zahl  25  n)ultipliz.iert  und  dieses  Produkt  durch  die  Zitfer  des  Lohnes  dividiert, 
Welchen  er  in  der  Zeit  seiner  TbStigkeit  im  Betriebe  empfangen  hat.  War  der  Ver* 
sicherte  ktbvcre  Zeit  als  «nen  Monat  im  Dienst ,  dann  wird  die  Anzahl  seiner  Arbeits* 
tage  durch  die  ZifTer  des  in  dieser  Zeit  verdienten  Lohns  dividiert  Ein  dreihundert- 
dgiger  Tageslc^  Inidct  den  Jahreslohn. 

§  6.  Der  Tagelohn  von  Volontären,  Lehrlingen  und  Ulinlichen  Personen,  die 
wegen  ihrer  unvollendeten  .\usbUdung  noch  keinen  oder  einen  sehr  geringen  Lohn 
empfangen,  wird  für  die  V<»r-iirherunfy  dem  niedrigsten  in  d»*ni  betretlVnden  Fach,  in 
wel'  li.-m  di»'  Ausbildung  erfoljjt,  an  l  inm  «Twach.Neiien  Arbeiter  {^e^alilten  Lohn 
gleichgesetzt.    Doch  darf  der  Betrag  einen  Gulden  nicht  überacbroiten. 
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Hanptstttck  II. 
Versidieron^sp  nicht  ige  Betriebe. 
^  7.   Diti  in  §  I  enriibiit«n  Betriebe  sind  die  folgenden: 


I.  diejenigen,  ta  deren  teilweiser  oder  vollstSndii^  Austtbang  irgend  eine 
KnAnuwdiine  gebiaudit  wird,  mit  Aunnhine  der  mit  Scliifien  ansgeBbten ;  3.  dieienigen 
in  denen  Explosivstoffe  verfertigt,  transportiert,  aufbewahrt  oder  gebraucht  werden; 

3.  der  Schiffahrtsbctriel)  mit  Schiffen,  die  in  <l«*r  Regel  von  einem  inländbchen  Platz 
nach  einem  anderen  inländischen  IMut/.  fnlirin  oder  mit  solchen,  die  ans^rhlief«ilich 
die  F!l1ssf  vind  Binnr*nj^rwä»^s<  r  befahren  und  /utjlrirh  ff j^rlninf-ii^;  vom  Auslände 
kommen  iwlcr  nach  dem  Ausland  gehen.  4.  Die  FährcuachilTerci ,  5.  dir  Klufs-, 
Kanal-  und  Binnenseelii.chcrei ;  6.  die  Eisenbahn-  und  Trambalinuntcruehmungcn ; 
y,  die  Baugewerbe;  S.  die  Erdarbeit ;  9.  da*  I..cgen  von  eldttrischen  Leitnngen; 
10.  das  Bergwerkswesen;  II.  der  Fensteneheibenputsbctrieb ;  I3. ^er  Metsgeret- 
betrieb;  13.  die  Werften;  14.  der  Schomsteinfegerbetrieb ;  15.  das  Laden  nnd  Lfisebcn 
von  Schiffen. 

Die  unter  7  verstandenen  Paugcwerhc  sind:  Pfablarbeiter,  Dachdecker,  Blei- 
gieiser    /itikarbeiter,  Manier,  Maler,  Schmiede,  .^tcinarbeiter,  Stackarbeiter  tmd 

Zimmerliute. 

8.    Der  in  g  7  sab  3  erwähnte  ScbiHabrtsbetrieb  it»t  nicht  versicherangs- 

pflichfi^r; 

j.j  wenn  er  mit  einem  SchitT  ausgeübt  wird,  dessen  Inhalt  60  cbm  nicht 
übersteigt, 

b)  wenn  er  ansgeAbt  wird  mit  einem  oder  mehr  Schiffen,  weklie  miter  der 
Flai^e  eines  solchen  Landes  so  fahren  berechtigt  sind,  wo  die  Benuamung  von  unter 
nicderUndischer  Flagge  fahrenden  Schiffen  in  eine  gcsetxtiche  Unfallversidierang  der 

Arbeiter  nicht  aufgenommen  wird. 

F.isi-nbahn-  und  Trambahnuntemolimungen,  tleren  Sitz  sich  im  Ausland  befindet 
lind  d- rt  n  Ati'-hcntung  sow(»hl  suil  nied<Tl:indischi-rti  w'w  -mf  aii'-lfindi^rhrm  <  j<'!>tet 
goclai!;!.  nirl'.t  v<T^irli.-r(mi;-)itliclitig,  weiui  das   l'ersoiiiil   solcher  F.isenliahn- 

und  TramtfatitiutUeriieliniuiigen,  deren  Silz  im  Niederlande  ist,  deren  Auslx-ute  al>cr 
auch  in  dem  betreffenden  fremden  Land  stattfindet,  dort  nicht  versicherungspflichtig  i^u 


^  9.    Zur  Ausführung  der  P>-^tinmmngen  des  Paragraph  l  <lieses  Gesetzes  wird 

in  Ai;;^t' r-lam  eine  Reich-1»  Imrde  eingrset/.t,  welch*  di  n  Xarnrn  Rt  ir1is\ >  r>ii'!uTungSp 
bank  trägt.    Dir  Postämter  sind  zugleich  Aeniter  der  Reichsversichcningsbank. 

j<  10.   Da^  Buchjahr  der  Keichsversichrrungsbank  liuA  vom  i.  Janoar  bis  zum 

31,  Dezember. 

II.    Die  Verwaltung  der  Kcichsvefsirlirrungsbank  wird  einem  i>irelttor  und 
SWci  Mitgliedern  übertragen,  die  ^]]<-  be«.o)<l,  (  wt  rden. 
Der  Direktor  vertritt  die  l^^ank  nach  au  Isen  hin. 


llauptstück  III. 
Die  Ketchiiversicherungsbank. 
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iJf-r  Diu-ktur  wird  bei  Abwesenheit  durch  das  am  längsten  in  der  Stellang 

hcfitullichi-  Verwaltu«ß.smitj;lüil  vi'rtretcn. 

liic  S'erwaltwig  und  die  ihr  unterstehenden  Heamten  werden  von  Uns  ernannt 
und  cntlaiiSfn. 

Von  Uns  wcrdi-n  drei  stcllvcriretL-ndc  Vcrwaltuugsnutghcdrr  ernannt  und  ent- 
lassen.  Sie  erhalten  keine  Besoldung.  ^ 

.  Durch  königliche  Verordnung  kann  bejttimmt  «erden,  dafs  die  Ernennung  «od 
EntlasKung  der  Beamten,  oder  einaelner  von  ihnen  durch  den  Minister  lltr  Öflcntlicbe 
Arbeiten,  Mandel  and  Industrie  erfolgen  soll. 

An  der  Reicbsvcnichemngsbanfc  wird  ein  besoldeter  wissenschaftlicher  Beirat 
ang<-st<'I1t,  welcher  von  Uns  emannt  und  entlassen  wird. 

I  )ie  Instruktionen  für  den  Vorstand  und  <lie  Heamten  werden  von  Uns  fest- 
ge>tellt  nach  Anhörung  d<*s  in  l*nrnpn\j>1i  14  <  r\\  ?i!mt'-n  Aufsichls-  und  Bern fun^'- rat s. 

Dir  (j«-hält«  r  des  Vorstaniles,  des  wis.sciiM:haftlichen  Briratü  und  der  übrigen 
BfUiiitiii  Mcrdrn  von  Uns  festgestellt. 

^  12.  l>er  Vorstand  ist  verantwortlich  und  rechenschal'tiipflichtig  an  den 
Minister  fttr  öffentliche  Arbeiten,  liandel  und  Industrie. 

$  13.  Der  Vorstand  sorgt  jährlich  (ttr  die  Zusammenstellung  einer  Unfall« 
Statistik  und  stellt  alle  5  Jahre  eine  wissenschaftliche  Bilanz  auf. 


14.  L'oher  Lage  und  Verwaltung  der  KeirlisvcrMCberungsbank  wird  durch 
einen  Aufsichts-  und  B^•r^lt"ln1J^^r.^t  ili«-  Aufsicht  geführt. 

Der  Aufsichts-  uutl  JU  rulmjg>r.it  besteht  aus  5  Mitglie<leni  und  einem  be- 
soldeten Sekretär,  die  alle  von  Uns  ertuinnt  und  entlassen  werden. 

Nach  Ablauf  von  5  Jahren  nach  Inkrafttreten  dieses  Gesetzes  tritt  ]ed<  s  Jahr 
eines  der  Mitglieder  zuräcfc. 

Der  Zurlicktretcnde  ist  erst  nack  Ablauf  eines  Jahres  wieder  ernennbar. 

Im  Fan  einer  Vakanz  läfst  Uns  der  Rat  eine  Auswahlliste  von  wenigstens  zwei 
Personen  zukommen. 

Eines  der  Mitglieder  wird  von  l"ns  /.um  Vorsitzenden  ernannt. 

Dem  Vorsiizend«  II  uiul  den  Mitgliedern  des  Rats  werden  Diäten  gewährt ;  einen 
Gehalt  «empfangen  sie  nielii. 

I  >i>       -.oldung  des  St^-kretärs  win!  vuu  tns  h  stgt  >u  llt. 

h  iir  die  Regelung  der  Arbeiten  des  Aufsichts-  und  Beruluugsrals  werden  von 
Uns,  nach  Anhörung  des  Rats,  die  nötigen  Vorschriften  gegeben. 


;^  i  ;.  I 'i-  R-  it  hsversicherungsbank  gew.Hhrt  dem  Vi  rsicltcrt<  n.  w<>1rhi  m  bei 
vier  .Xu^aliung  seines  P.erufs  ein  Unfall  /.iistiifxt  als  lintsclia'li^'iiu;:  in/du  Ii-  i'.  iuuidluug 
oder  «  Uli-  \'i  rgütigung  dafür  gemäis  dm  Bestimmungen  einer  erlassenden  k(»uig- 
Liehen  Verordnung. 


H-uiptstürk  IW 
.\ufsichts-  und  B  e  r  u  1  u  n  g  s  r  a  t. 


Hauptstück  V. 

r  tt i  (    ?)  g  u  n  d  B  e  r  e  c)i  n  u  n  g  der  I'  n  t  s  c  Ii  ä  d  i  g  u  n  g  e  n. 
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16.  Im  Füll,  «.lafs  dt-r  Vt-rsicherte  Mitgliod  riiu  r  Kas>M'  ist,  weicht-  b.-i  •  in  -tn 
in  fl'T  Au'-uhr.n^  drs  Hotriobos  erlittfn<-ni  l'nfall  fSi^lirh«-  nd<*r  w«»rhcnflictii^  ( icld- 
uuti  rslulzimgcii  verleiht  und  wfim  er  uacii  ili  ni  >li  s  l  iitalls  län^jer  al»  6  Wochen 
teilweist.-  oder  ^AUi  arbciu<uutkhi};  i»t,  !>u  ta.h\l  die  i^ank  ihm  noch  aufs«rdrin  als 
Entscbidigung  eine  Geldsumme  aus«  welche  dem  36fadicn  Weite  der  von  ihm  an 
die  betreffende  Kasse  ii^der  dem  Unfall  vorbeigehenden  Woche  geaahlten  Beilnig«> 
snmme  entspricht 

17.  Im  Fall,  dafs  der  in  Parai^raph  15  tirjceichnctc  Unfall  mr  Folge  hat, 
dafs  der  Versicherte  6  Wochen  nach  dem  UnfaUstag  teilweise  oder  gans  arbeite* 

unfähig  ist,  SU  emptäti}^  er  von  der  Retcbsversichenin^shatik  als  weitere  KntscbSdigung 
eine  fortlaufende  Zahlung,  Rente  genannt,  fUr  die  Dauer  seiner  tetlweii«n  oder 
gänzlichen  Arbeitsunfähigkeit  vom  43ten  Tage  nach  dem  Unfall  an  gerechnet. 

I  )iese  Rente  beträgt : 

a)  im  Fall  völliger  Arbeitsunfähigkeit  70  pCt.  des  versiclierten  Tagclulais; 

b)  im  Fall  teilweiser  Arbeitsuni^higkrit  einen  Teil  der  imter  a)  genannten 
Rente,  wobei  der  Grad  der  nodi  vorhandenen  Arbeitsföhigkeit  mafsgebend  ist. 

j$  tS.  Der  Versicherte,  welcher  den  Un^  absichtlich  hervorgerufen  oder  ihn 
infolge  von  Trunkenheit  erlitten  hat,  hat  keinen  Ansprach  anf  irgend  eine  der  in 
den  drei  voraufgehenden  Paragraphen  crwihnten  EntschSdigungeo. 

§  19.  Wenn  der  Versicherte  an  den  Folgen  eines  bei  der  Ansttbvng  seines 
Betriebs  erlittenen  Unfalls  stirbt,  so  xahlt  die  Reichsversicherimgsbank  die  folgenden 
Entschädigungen: 

1.  für  Begräbniskosten  tO  pCt.  des  Jahresloiiii^  d-^  Verstorbenen,  welche  an 
denjenigen  der  Ilinti-rbliebenen  ausgezahlt  werden,  welcher  Anspruch  auf  eine  Rente 

hat  und  für  das  Begräbnis  ^<  sf»rj::t  Jiat ; 

2.  eine  Rente  an  die  HinterbHei)enen  des  Verstorbenen  vom  lodeslage  an 
gerechnet. 

S  ao.   Die  im  vorigen  Piaragraphen  unter  a  era^hnte  Rente  betrigt: 

a)  fttr  die  Frau,  mit  welcher  der  Verjftorbenc  zur  Zeit  des  Unfalls  verheiratet 
war  bis  zu  ,ihrem  Tod  oder  ihrer  Wiederverheiratung  30  pCt.  vom  Tagelohn  des 
Verstorbenen. 

b)  fllr  den  Mann,  niit  welchen»  dii-  Verstorben«-  zur  /«-it  des  Unfalls  verheiratet 
war,  falls  er  vollstäntH;,'  irbeilsunfäliif;  i^l  unr)  datitr  keine  Rente  von  der  Retchs- 
versicherungsbank  etnptan;,-!,  hi».  zn  m  in' m  Tode  oder  i>t-iuer  Wiiidervcrhciralung 
30  pCt.  vom  l'agelohn  der  \'erstorbenen. 

c)  für  jede«  eheliche  Kind  einschliefslich  eines  bis  zu  30Q  Tagen  nach  dem 
Tode  des  Mannes  von  der  Fran  mit  welcher  er  zur  Zeit  des  Unfalk  vci^eiratet  war, 
geborenen,  15  pCt.  und  wenn  dies  Kind  elternlos  ist  oder  wird,  30  pCt.  vom  Tage* 
lohn  des  Verstorbenen. 

d)  fllr  jedes  natürliche  Kind,  das  von  dem  Verstorbenen  zur  Zeit  des  l'nfall 4 
gesetzlich  anerkannt  war,  15  pCt  und  wenn  dies  Kind  elternlos  ist  oder  wird,  10  pCu 
vom  Tagelohn  des  Verstorb«  nen. 

ej  für  die   F.ltern  oder  iu  ihrer  F.rmaiigelung  für  die  Cirofseltcm  des  Ver- 
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Versicherung  dtr  Arbeiter  gegen  die  I-'olgcu  von  Unfällen  in  best.  Betrieben.  j5l 

itorbenen,  wenn  dieser  ihr  ErnSbrcr  war,  30  pCt.  von  seinem  Tagrlotin  and  «war 
bis  mm  Tode  des  Lingsdebenden  von  ibnen.  / 

f)  für  die  Schwieger  altern  de$  Verstorbenen,  wenn  die<ier  ihr  Ernährer  war, 

30  p('t  von  seinem  Tagclohn  und  zwar  bis  zum  Tode  dos  LJinpstlebenden ;  das 
Reclit  il'-r  Siliwicf^t'T'ht'ni  auf  Ri-nt<-  h  Vrt  j^h-ichfall-  auf  in  den  unter  1  and  2  von 
t»T»iiTH\)h  377         l'.iirf.'.  rlich.-n  ( i<  .,rt/,bucli'  >  iM  T'irk^ichtißten  Fällen. 

5}  21.  Wcrm  die  im  vorigen  Paraj^rdiph  unter  al  be/.eichn«'te  Witwe  eine 
Heirat  eingiJit,  so  hört  tiie  auf  Rentenempfängerin  zu  sein,  aber  sie  emptiiugt  &h 
Abfind tmgftsutninc  für  die  Rente  auf  einmal  einen  Betiag  der  doppelt  so  grofü  ist 
als  ihre  Jahresrente. 

Diese  Bestimmnng  gilt  ebenfalls  fttr  den  im  vorigen  Paragraphen  nnter  b  be- 
zeichneten  \Vit\v  .  r. 

^  22.   Ein  Kind  bezieht  die  ihm  zukommende  Rente  bis  zum  vollendeten  I5ten 

Lebensjahr. 

23.  Die  an  die  in  I'arajjraph  2o  unter  a.  h.  C  und  d  bezeichneten  I'ersoui-n 
zuerkannten  Kenten,  .sollen  /usaniroeu  nicht  mehr  als  60  pCt.  vom  Tagelohu  des 
Verstorbenen  betrag<  n;  wttrde  bei  Imiehaltung  der  vorstehenden  Bestimmungen 
dirs  Maximum  ttbersehritten  werden  müssen,  so  unterliegt  jede  Rente  einer  ent> 
sprechenden  Vennindenmg. 

Die  in  Paragraph  ao  unter  e  nnd  f  bezeichneten  Personen  haben  nnr  dann 
Anspruch  auf  eine  Rente,  wenn  die  unter  a,  b,  e  und  d  bezeichneten  Penonen  alle 
ihre  Ytdle  Rente  empran(;en  haben  und  nur  Wenn  dann  von  dem  Betrag  von  60  pCt. 

noch  etwas  ilhrtt;  f:.-hli»-h«>n  ist. 

J{  24.     Diejenigen,    welche    /.u  den  Hmteriilielieneu   de>  Verstorbenen  f;ehi>reu 

und  absichtlich  oder  in  trunkenem  Zustand  den  Unfall,  welcher  den  Tod  ^ur  Folge 
hatte,  vemrsadit  haben,  gehen  des  Anspruchs  auf  Rente  verlustig. 

Hau|)t>tiltk  VI. 

Fcütik  tc  lluug  der  V  e  r »  i  e  In- >  u  n  ;^  ■- p  1 1 1  cii  t  und  Kintciluug  in  ^ 

Ii  <•  1 .1  h  r  ■  uk  i a  s s e  n. 

25.  Die  in  I'arapraph  7  erwähnten  Betriebe  werden  durcli  königliche  Ver- 
ordnung in  (_letahrenklas»en  eingeteilt  im  Verlisiltnis  zu  der  Gefahr,  welche  sie  fUr 
die  Veruchcriing  liefern. 

Hei  dieser  Einteilung  wird  die  Maximumgefahr  mit  loo  pCt.  dargestellt. 

Jede  Gefahrenklasse  umfafst  dne  Anzahl  Gefahrenprozente,  sodafs  den  Betrieben, 
die  derselben  ( Jefahrenklasse  angehören,  ein  G<-fahrenprozent  zuerkannt  werden  kann, 
welches  das  Mal-  \<>n  ('..  fuhr  ausdrflckt,  das  die  Betriebe  im  Verhältnis  zu  einander 
fUr  die  Versirlit  jun^'  li.-i,  rii. 

Die  im  ersten  .Absatz  erwälmtc  ktuuj^liche  Verordnung  wird  revidiert  nach 
Aufstellung  von  und  in  Verband  mit  jeder  wisscnsctiaftlicben  Bilanz. 

§  36.  Der  Arbeitgeber  ist  verpflichtet  von  dem  durch  ihn  ausgeilbten  Betrieb 
scbriAlich  in  doppelter  Ansstellung  an  dem  Postamt,  zu  dem  seine  Wohnung  gehört 
Anzeige  zu  machen. 

Hat  der  Arbeitgeber  im  Inlande  keinen  Wohnsitz,  dann  hat  die  Angabe  anf 
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dem  Postamt  in  Amsterdam  stattiufinden  mit  gleich«eitiger  AniMbmc  eine*  inl»ndi«ch«i 

Wohnsitzes. 

Hat  d«r  im  vorijjfn  Absatz  bczciclmetf  ArbcitgrbtT  keim*  Angab*-  jjrmacht 
oilcr  k«  iii'  n  Wohnsitz  gowählt,  dimn  bnt  er  für  dio  Anwondun«  dirsifs  Gt-st-t/ei 
»fincii  Wühu.sitz  im  Haus«-  desjtiiigcu,  wrUhcr  an  dem  Platzt-,  wo  der  Betrieb  hier 
im  Ltcnde  ausgeübt  wird,  mit  der  (jeschäftsfilhnuig  betraut  iüt. 

§  37.  Die  im  vorigoi  Pangn^bea  enrSbnte  Angabe  geschieht  durch  Aui« 
fhUmig  von  kostenlos  erhaltfaaren  Fonualareo. 

Diese  Fonmdare  werden  ebenso  wie  der  Termin,  innerhalb  dessen  die  Angabe 
geschehen  mafs,  von  dem  Minister  (tfr  öfleutliche  Arbeiten,  Handel  und  Indnstrie 

fi'StßfstiUt. 

Die  in  flnppcltcn  Kx»*nip1;iri-n  au.sgostclltrii  Aiif,':d<oii  w<  r(Ii  ii  -n  •>rhTi«ll  al» 
miiglich  durch  die  AwuUimepu^tämtcr  dem  Vurst;uid  der  Kcich-svi-r-sicht-rungübank 
übcr^ndt. 

Jl  38.  Die  Aibd^eber  mid  die  in  ihrem  Dienst  stehenden  Personen  sind  ver- 
pflichtet, dem  Vorstand  Über  alle  lliatsachen,  weldie  die  Befolgung  dieses  Gcsetses 
betreflen,  mündlich  wie  schriftlich  Auskunft  so  erteilen. 

§  29.  Der  Vorstand  (eilt  nach  Untersacbnng  der  Angaben  oder  falb  keine 
Angabe  geschehen  ist  von  amtswegtn  il.-m  Arbt'itg<  l>iT  mit,  ob  .-r  s»-iii«Mi  P<-tricb  Itlr 
versicherungspflichtig  ansieht  oiler  nicht.  Diese  Mittrihmg  gescliicht  durch  ein- 
gcschriebeneu  Dirnstbrief  und  entliält  die  Gründe,  woraut  <his  l'rteil  beruht. 

Der  Arbeitgeber  ist  befugt,  imw-rhalb  15  l  äge  nacli  der  l>atierung  der  im 
vorigen  Absatz  erwähnten  Mitteilung  seine  Pcbchwcrdc  gegen  daj>  Urteil  des  Vor- 
standes beim  Anfsichts*  und  Benifungsrat  einsureichen. 

Nach  Ablauf  dieses  Termins  ftUlt  der  Aufsicht«-  und  Berufungsrat  sein  Urteil 
fiber  die  Versicherungspflichtigkeit  und  t«tlt  dem  Arbeitgeber  durch  eingeschriebenen 
rHenstbrief  seinen  Beschlufs.  einschlief^lich  der  Gründet  auf  denen  er  berulit,  mit. 

§  30.  Ist  ilurch  den  Aufsichts-  un<l  Periifungsrat  oder  in  höherer  In-t.ui'  iluroh 
Ins  ein  Betrieb  fiir  versicherungspfltrhtif:  erklärt,  dann  teilt  Her  Vi>r-;t.in(l  iHti  einer 
Gefahrenklasse  zu  mit  Zuerkennun;:  ein  -  Gefalirenpro/eiits.  Dic.-.e  /utcilutig  und 
das  zuerkannte  Gcfalircuprozeut  werden  dem  .Xrbcit&gcbcr  durch  eingeschriebenen 
Dienstbrief  einschliefslich  der  Gründe,  auf  denen  sie  beruhen  und  unter  Beifügung 
eines  Tarifs,  mitgeteilt. 

jf  31.  Der  Arbeitgeber  ist  verpflichtet,  innerhalb  14  Tagen  dem  Vorstand  der 
Reichsvenicherungsbank  von  jeder  Veiinderung  in  seinem  Betrieb,  welche  die  Zu- 
teilung an  eine  aiuh  re  Gefahrenklasse  oder  die  Zucfkennong  eines  anderen  Gefahren- 
prozents zur  Folge  haben  kann.  Mitt"  iliitiff  m  mnchm. 

S:\rh  Fmjifan^'  di«  si  r  Mitu  iluii-  henciltiKt  l- '  \  orstand  gegeben«!  FalL«  die 
Zuteilung  des  lietriebs  ixier  das  ihm  zuerkannte  c  iftaiirenprozent. 

Den  Vurstaud  bat  das  Recht  auch  uhue  dafs  eine  Mitteilung,  wie  in  Absatz  I 
angenommen  wurde,  erfolgt  ist,  die  Zuteilung  eines  Betriclm  oder  das  ihm  suerkannte 
Gefahrettpmtent  zu  berichtigen. 

Jede  Berichtigung  einschliefslich  der  Gründe,  auf  welche  sie  sich  stützt,  wird 
dem  Arbeitgeber  durch  eingeschriebenen  Diem^lirief  mitgi'teilt. 
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§  32.  Der  Arbeit^ber,  der  seinen  Betrieb  eifwteUtf  ist  verpflichtet  davon 
iehriftlidi  and  zwar  in  doppelter  Form  an  dem  Postamt,  an  welchem  icin  Wohmits 

pehürt,  Anzeige  zu  machen. 

Auf  divhv  Anzeige  findet  die  Hestinuniiag  von  Paragraph  27  Anwendung. 

33-  B<"tri<  b>iTi'Np(  ktor»  n  sind  verpflichti't  auf  Anfrage  dem  Vorstand  der 

Rcichsver?irhenin;:sbank  .Xiiskuiilt  zu  erteilen  iili<  r  <5as,  \v.\s  ihnen  bezüglich  ••ineü 
bt*>tuumU-n  Iktriebi;^  bekannt  ist,  soweit  ili>^  von  KinHufs  auf  die  V'ersichcrungs» 
pflichtigkeit  und  das  Gefahrenprozent  &ein  kann. 

HauptstUck  VII. 

Da»  Aufbringen  der  Mittel  zur  Deckung  der  Ausgaben. 

§  34.  Der  Kapitalwert  der  infolge  dieses  Gesetzes  aaszuzahlenden  Kenten  ein« 
schliefslich  der  übrigen  rutscliädigungen,  der  Verwaltungskosten,  der  Zuriickbezahlung 
des  in  Paraj;raph  73  /u  erwähnenden  V»irschusM'<  %%ic  auch  für  für  <\u'  Itildung 
eines  Reservefonds  notwendigen  Gelder  werden  miii  ^  « iucm  durch  königliche  Ver- 
ordnung fc^tzuiietzcnden  Tarif  von  den  Arbcitgcbeni  aufgebracht. 

IKcser  Tarif  weist  (ttr  jedes  Grfahrproxent  die  auf  einen  Calden  sn  nhlende 
Prihnie  auf. 

Der  Tarif  wird  nach  und  bei  der  Aafstvltnng  einer  jeden  wissetuchaftHcbeii 
Bilanx  einer  Revisi<m  unterzogen. 

§  35.   I>i«  Arbeitgeber  halten  Lohnlisten  zur  Berechanng  der  Prämien  und 

4er  Entschädigungen. 

^  36.    Der  Minister  für    iTentlichc  Arbeiten»  Handel  und  Industrie  stellt  fest: 

a)  die  Verfnlltnfj'-  i!'  r  l'riuiii«-. 

bi  das  l  üriuukir  der  v«*ii  '1>  n  Arlieitgebern  ein/ureichenden  Angaben,  welche 
zur  P"eststcUung  der  Prämie  und  d«  r  Entschädigungen  notwendig  sind, 

c)  das  Formular  der  im  vorigen  Paragraphen  erwifaoten  Lohnlisten. 

Die  unter  b  nnd  c  crwithnten  Formulare  werden  kostenlos  geliefert. 

S  37.  Innerhalb  von  15  Tagen  nach  jedem  Verfalltag  ist  der  Arbeitgeber 
verpflichtet,  die  aus  dem  Gesammtlohn  berechnete  PrSmie  an  dem  zustindigen  Post- 
amt eintnnhlen.  Urber  die  Bezahlung  wird  ihm  eine  doppelte  Quittung  ausgrstellt. 
Spitestens  am  I5ten  Tage  rwch  dem  Verfalltag  sc-ndet  der  Arbeitgeber  ein  Exemplar 
der  Quittung  an  den  Vorstand  der  Keiclisversicherungsbank  unter  Beiftigung  der  im 
vorigen  Paragraphen  unter  b  un<l  c  «  nvHhnt<  ;i  P.ipi.  r> 

!i  38.  D<  r  Vorstand  iler  keich>v<  f>K run^'-l '  iiik  -t' Ut  nach  1  inj  tiiiig  der  im 
Vorigen  Paragraphen  erwälintcn  Papiere  den  Hetrag  der  von  dem  Arbeitgeber  zu 
sahleoden  Prämie  fest.  Der  also  festgestellte  Betrag  wird  ihm  durch  einen  ein« 
feachricbenen  Dienatbrief  mitgeteilt«  dem  die  Berechnung,  welche  der  Feststellung 
an  Gruade  liegt,  im  Fall,  daf»  sie  von  des  Arbeitgebers  Berechnung  abweicht,  »• 
gefügt  wird. 

fietrigt  der  festgestellte  Hetrag  mehr  als  der  Arbeitgeber  bereits  bezahlte,  dam 
hat  er  diesen  Mehrbetrag  innerhalb  15  'l  agen  nach  der  Datierung  der  im  ersten 
Absatz  dieses  Paragraphen  erwähnten  eingeschriebenen  iJieaslbriels  an  dem  im  vorigen 
Paragraphen  näher  bezeichneten  l^osiamt  abzulielem. 
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Betritt  d«r  reatgcatellte  Betrag  tremger  »ti  der  Arbeilgeber  bereit«  benhlte, 
dum  wird  ihm  tugleich  mit  der  Mitteilnng  lu«r1tb«r  der  MinderbetrAg  Icostenlos  m* 
gestellt. 

§  39.  Wi-nn  aber  einen  Betrieb  erklärt  wird,  d*h  er  bereits  länger  als  einen 
oder  mehrere  Zahlungstermine  versicherungspflichtig  gewf-'ien  wSrr.  -^o  hat  der  Arbeit- 
geber innerhalb  von  15  Tagen  nach  dir  l>atierung  der  Mittriluni;  >  Vorstand« 
über  die  Einteilun«:  meines  Betriebs  ^rm.iü  Paragraph  30  dir  liir  di.-  v.  r>;uinU'-n 
Termine  rückständige  Prämie  aut  einmal  und  zwar  nach  dem  in  l'aragraph  37  be- 
ceidmeten  Modus  zu  bezahlen. 

Die  Feststellung  der  Piimic  «ndf  falls  de  nöcvendig  ist,  die  nSbere  Berech» 
nimg  gescbeben  auf  die  im  vorigen  Paragnpben  fcstgcsetite  Weise. 

§  40.  Falk  irgend  eine  Pribnic  innerhalb  der  festgesetzten  Zeit  iddit  betahlt 
wird,  so  stellt  der  Vorstand  der  RcicbsrcrsidienuigslMnk  von  amtswegen  ihren  Be> 
trag  fest  und  teilt  den  >»>  festgestellten  Betrag  dem  ArbcitgelKT  durch  eingescl)rieb«-ncn 
Dienstbrief  mit,  dem  die  seiner  Aufstelhing  zu  Grande  liegende  Berechnung  bei- 
geiUgt  ist. 

1-t  .-int  |r^t;^i  M-l/.te  Prämie  ganz  "<\,-r  /um  Ted  nirlit  iimrrh.dh  d-  r  br•^t^l nuten 
Frist  liejuddt  worden,  tlaim  mahnt  der  \  urstand  «1er  keichsversichcrungshank  den 
sSumigm  Arbeitgeber  durch  eingeschriebenen  Dieni^brirf  und  fordert  ihn  auf«  nun> 
mehr  innerhalb  t<hi  8  Tagen  nach  Datierung  diese«  Sdireibens  den  festgestellten 
Betrag  an  dem  zustindigrn  Postamt  au  benhlcn.  Erfolgt  auf  diese  Mahnui^  die 
Zahlung  innerhalb  der  festgesetzten  Zeit  nicht,  dann  fertigt  der  Vontaad  der  Reich»' 
Tcrsicheruagsbank  einen  Zwangsbefehl  aus,  welchem  das  Recht  zu  sofortiger  PflUidung 
innewohnt. 

Der  Zwangsbefcld  wir<l  von  dem  Vorsitzenden  des  Aufaicbts«  und  Berufung* 
rats  litr  vollstreckbar  erkl.nrt. 

Vollzogen  wird  >  r  ,uit  <li.  durch  die  /i\ iliiro/.rfsordnung  wirjj.  st iiriebene  Weise 

Der  Zwangsbclcid  kann  im  ganzen  Ketch  zur  AubfUhnuig  gebracht  werden. 

S  41.  Die  Frftmie  bildet  eine  bevorrechtigte  Schuld,  die  selbst  vor  Pfand  und 
Hypfithek  den  Vom,ng  hat,  aber  in  der  Kangordiumg  hinter  den  Gericbtskosten 
zu  stehen  kommt,  welche  duKh  den  Zwangsverkauf  und  die  Ueberwachung  ir«c- 
nrsadit  werden. 

Dte»e  Bestimmungen  thun  den  vor  der  Verktindigung  dieses  Gesetzes  erlangle» 
Vorrechten  keinen  Abbruch. 

Hauptstttck  VUI. 
Anzeige  und  Untersuchung  der  CnfSlle. 

$  43.  Der  Arbeitgeber,  in  dessen  versicherungsptlichtigen  Betrieb  einem  Vet> 
sicherten  ein  Unfall  zustöist,  ist  dalbr  zn  sorgen  verpflichtet,  das  unmittelbar  nach 
dem  Unfall  ein  Arzt  gerafen  wird,  um  den  Verletzten  zu  untersuchen  und  ihm  die 
nötige  Hilfe  zu  bringen. 

r>er  .Arbeitgeber  o<ler  derjenige,  welcher  ihn  am  Platte  (!<  -  l  idnll-  vertrin« 
macht  innerhalb  von  24  Stunden  nach  dem  L  ni.iU  ^zegen  eine  Aniui.hniebestätiguQ|; 
Anzeige  von  dem  Ereignis  bei  dera  Postamt,  in  dessen  Bezirk  er  woimt  oder  ia 
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dessen  Bedrk  der  Unfall  stattgefVmden  b»t  dnich  Einlicfemag  eines  AUSgeflllUen 
FonnttlMs  in  doppelter  Ansfeiticmg. 

Die  Art  and  Weise  der  Anaeige  von  l'nrdlUn,  die  in  Betrieben  vork<mimett 
wir  sie  in  Paragraph  7  unter  3  und  6  näher  h.  /<  i.  Iniet  sind  und  von  solchen, 
welche  nach  diesem  Ge<>ei2  Versicherten  im  AtuUnde  iiutoisen,  wird  durch  könig» 
liehe  Verordnung»  geregelt. 

Ihis  Anzeigetürmular  wird  von  dem  Minister  für  Handel,  lndu.strie  und  oJtent- 
liche  Arbeiten  fcütge:stelll  und  iät  kostenlos  lu  bezieben. 

Die  Ameige  meldet  den  Namen  «nd  den  Wohnoit  des  Arztes,  der  die  eiste 
Hilfe  verlieben  hat  sowie  dessen  Urteil  Aber  den  Zeitraum,  für  welchen  der  Betroffene 
vermotlicb  teilweise  oder  gans  arbeitsnnfiUiig  sein  dürfte  und  trfigt  sowohl  die 
Namensunterschrift  dieses  Arztes  wie  die  des  Anzeigepflichtigen. 

l'.i>  Pu^tanit,  welches  diese  Aoteigc  entgegennimmt,  ndrt  sie  so  schnell  wie 
möglich  an  den  Vorstand  d<  r  R<*ichsversicherungsbank,  welcher  ein  Exemplar  der 
Anzeige  so  schnell  al>  111  i^^Hch  «lemjenigen  Gewerbeinspeklor  «ugeben  läfst,  inner« 
halli  «lesseii  lnspekti<in^l>r/irk  der  rntall  st:it(j:tfiin(l-n  hnf. 

43.  Die  Arbciif^cber  ■«iud  Vi  rpjlichict  Uitu  Vuf^uud  lier  Keichsversicherungs- 
bank  über  alle  in  ihren  Betrieben  vurgekonmicnen  Unfälle  jede  erforderliche  Aus- 
kunft, auch  schrifUicb,  zu  erteilen. 

§  44.  Wenn  der  Vorstand  der  Reichsversichernngsbank  ans  einer  Anzeige  er- 
sieht, dafs  Infolg«  des  Unfalls  ein  Versicherter  gestorben  ist  oder  vermutlich  sterben 
wird  oder  iSiiger  als  6  Wochen  teilweise  oder  ganz  arbeitsunllUiig  bleiben  dtirfte, 
so  bat  er  so  schnell  als  angängig  eine  Untersuchung  ZU  eröffnen,  vxü  festzustellen 

1.  die  Ursache  und  die  Art  des  l  ivfalls. 

2.  wer  die  betrofTenc  Person  ist  und  wo  die^ic  ihren  Wohnsitz  oder  Aufenthalts« 

ort  hat, 

3.  «len  Lohn,  welchen  der  Verunglückte  in  dem  vcrsicheruugspliichtigeu  Betrieh 
be'/ogen  liat, 

4.  die  Auszahlung,  welche  der  Betroffene  etwa  aus  einem  in  Paragraph  16  be- 
zeichneten Fonds  erhält  und  den  Beitrag,  welchen  er  dafttr  flir  die  dem  Unfall  vorw 
hergebende  Woche  bezahlt  hat, 

5.  die  Beschreibung  des  durch  den  Unfall  verursachten  körperlichen  Kachteils, 

6.  im  Todesfall  den  Namen  und  Wohnort  derjenigen  Hinterbliebenen,  welche 
einen  fj.    i/,lirhen  r.ntschädif^tinsjsanspnirh  hsiben  können. 

4;.  1  >■  r  Vor^t.uiil  drr  R.  u  h-v.  r-irli.  rungsbank  kann  die  im  vorif!<'ii  I'ara- 
graphen  näher  be/,eichnele  Untersuchung  liurrh  »intn  in-r  Heamten  \ (iriirlitiien 
lassen,  er  hat  aber  auch  das  Recht,  sie  durch  «las  i'c>li/.eiut)erhaupt  der  «iemehide, 
in  welcher  der  Unfall  stattfand,  vornehmen  m  lassen. 

Der  Leiter  der  Untersuchung  hat  dabei  das  Recht  als  Zeugen  die  Personen  zu 
vernehmen,  welche  über  die  festzustellenden  Punkte  Auskünfte  erteilen  können,  er 
hat  das  Recht  auch  Sachkundige  zu  vernehmen.  Die  Aufgeforderten  sind  verpflichtet 
m  erscheinen  und,  was  ihnen  betreffs  des  Unfalls  bekannt  ist,  mitzuteilen. 

Zeit  und  Ort  der  Untersuchung  niü>s..n  durch  die  leitende  Pers<mljchkeit  ge- 
nügende Zeit  zuvor  dem  geschädigten  Arbeiter  und  dem  Arbeitgeber  mitgeteilt  werden ; 
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beide  haben  das  k<-cht  piTN  inlii  Ii  «>,!■  r  durcli  cinm  Vertreter  bei  iK  r  rntrrsuchmif 
anwesend  zu  sein.  Wenn  der  betreffende  Ar'.ir  itgeber  wünscht,  dafs  bei  der  l'Ttt«*r- 
suchung  Sachkundige  zagegen  »ein  »ollen,  dann  bat  er  das  Kecbt  sie  auf  seine 
Konten  zuzuziehen. 

Der  Leiter  nimmt  von  der  Untersuchung  ein  Protokoll  auf,  welches  von  allen 
dabei  zugegen  gewesenen  unteizeichnct  and  ao  schnell  wie  mö|flicb  dem  Vontend 
der  Reicb»v«isichennigsb«nk  sngestellt  wird. 

Dnrcb  kdniglicbe  Verodnung  wird  festffestellt, 

a)  die  Art  und  Weise  der  HerbeidebunK  von  Sachkondigen  und  Zeugen,  wovon 

in  diesem  Parajjraphen  die  Rede  war. 

h)  d<-r  'l'aril'  betreffs  der  Verleihung  der  Entscbädigangen  für  Kt^iseaukosUn 
und  Zeitverlust  an  die  Zeugen  und  .Sachkundigen. 


Feststellung  und  Auszahlungsmodus  der  Entschädigungen. 

§  4.6.  lJurch  den  Auläichts-  und  Perufuugsrat  werden  die  folgenden  Ent> 
Schädigungen  festgestellt  und  zuerkannt: 

1.  die  Renten  fUr  die  Versicherten,  welche  teilweise  oder  ganz  arbeitsuanihig  sind, 
3.  die  Renten  fttr  die  Hinterbliebenen. 

Alle  übrigen  l-.ntschädigungen  werden  von  dem  Vorstand  der  Reicbsversicberuii0(- 
bank  festgestellt  und  zuerkannt. 

§  47.    Die  I*ntscliädigung»  n  werden  festgestellt  und  zuerkannt : 

ii)  wenn  der  Unfall  den  l'o«!  /ur  Foljje  hat,  so  schnell  als  muglioh  nach  Alv. 
lauf  der  Untersuchung  des  Unfalls  un<l  W'-nn  der  VcrleUrte  nach  der  Untersuchung 
stirbt,  nach  Kmplang  der  'rodesbesU«iguiig. 

b)  wenn  der  Unfall  eine  teilweiüc  oder  gäneliche  Arbcitsonßihigkcit  auf  länger 
als  6  Wochen  zur  Folge  hat,  so  frtth  als  möglich  nach  Ablauf  dieses  Termins. 

t)  4S.  Der  Attfsicbts-  und  Berufungsrat  ist  berechtigt,  in  FSUen,  wo  er  nicht 
sofort  die  Rente  endgültig  feststellen  kann,  eine  vorläufige  Rente  zuzuerkennen;  diese 
vorläufige  Rente  bleibt  in  Kraft  bis  die  endgültige  Rente  festgestellt  ist. 

Der  Aufsichts-  und  Herufungsrat  maclit  von  dem  Betrag  >1<  i  vorl:iuf'\;^v-n  Zn- 
crkennung  unter  Beifllgung  der  (iründe,  worauf  sie  sich  stutzt,  dem  Rentenbezieher 
schriftliche  Mitteilung;  solange  der  .\ufsichts-  und  Herufungsrat  die  Rente  nicht  tV-.t- 
gestellt  hat,  ist  der  Kentenbezi,  h.  r  betagt,  j*eine  Beschwerden  gegen  den  zuerkannten 
betrag  bei  dicttem  Rat  cinzuK    lu  n. 

Die  kraft  einer  vorläuligm  Zuerkennung  erfolgten  Auszahlungen  kiinnen  nidit 
lurückgi  fordert  werden. 

§  49.  Derjenige,  Welcher  auf  Grund  dieses  Gesetaes  auf  eine  EottciiSdiguig 
Anspruch  zu  haben  glaubt,  dem  aber  eine  solche  von  Amtswefcn  nicht  «netkaant 
ist,  hat  das  Recht,  sich  innerhalb  eine»  Jahres  nach  dem  Eintreten  dea  Unlalls,  anf 
welchen  er  seinen  Anspruch  auf  Hnttacbidigung  grflndct,  mit  einem  Gesuch  an  dm 

Vorstand  der  Reichsversicherungsbank  zu  w-  nflm,  welcher,  wofcnt  '-s  sich  um  -  in 
Gesuch  geniäls  ^  416  sub  1  imd  a  banUelt,  diese»  dem  Aufsichts«  und  Berufun^at 
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\  crsicluTuug  (Ivr  Arbeiter  gegen  dio  l-«>lgun  vou  L  ulälleu  in  best.  Ilciriebcn.  jö/ 

zostclU.  Wenn  dami  der  Ansprach  fttr  begrttndet  rnchtrt  wird,  so  wird  die  Em- 
schid^nnK  fcatgestrlU  und  iocrk«mit 

Nach  Ablauf  iles  im  vorigen  Al>>al/,  angenommenen  Jalires  sind  alle  Ani^prüche 
Terfallen  unA  i\<  r  ( Ifsuelistelb-nde  hat  keinen  Anspruch  auf  lU  rili  k-irhtigung  mehr. 

j5  50.  Im«  L  r^iunde,  durch  w<lrlic  i-im-  Knt>ehädigung  zuerkannt  wird,  wird 
dem  F.mpfanger  liurdi  rnijjL-schricbcnen  I)ien.stbrier  zuj,'esrtn'1t  I>it  >>  i  Brief  enthält 
die  (jrün<ie,  auf  ilciHn  die  l*'c»li>tcUung  des  lietrages  der  l-lnt:>cbhdiguug  und  ihre  Zu- 
erkennung  beruhen. 

Wenn  eine  nach^^i  . suchte  Entschädigung  vcrvv  ci^<.  ri  wird,  so  werden  die  Grändc 
der  Ablehnung  durch  eineescbriebcnen  Dienstbrief  mitgeteilt. 

§  51.  Wenn  der  ZnstMid,  welcher  den  Mafutnb  für  die  Feststellung,  die  Zu- 
erkcnnung  oder  die  Verweigerung  eine  Rente  abgab,  eine  VerSnderung  «rfilhrt,  so 

kann  von  amtiwegcn  oder  auf  Antrag  eine  Kerbion  eintreten;  für  die.se  Rcvi.iun 
bähen  dieselben  Bestimmungen  Gflltigkeit,  wie  fttr  die  ursprüngliche  Feststellung.  Xu* 
erlcennung  und  .\blchnung. 

4{  52.  l>i-  .\»*.ht-z.ihlung  der  Kutüchadigungcn  ge»chieht  au  dem  Po:>taiut  des 
Wohnorts  di  !^  Kt  iiti  nU  iiehcrs. 

Die  Begräbniskosten ,  die  Vcrgüliguug  fUr  ärztliche  L  nkostcu  und  die  erste 
Kentenansxahlnng  üind  6  Tage  nach  der  Zuerkcnnung  derselben  ansiablbar. 

Die  Rentenausiahlungen  finden  am  Montag  jeder  Woche  statt. 

Bevor  einem  Versicherten  »um  ersten  Mal  eine  Rente  ausbenliU  wird,  mufü  er 
bei  dem  Vorstand  der  Keich»versichcnmgsbank  sich  schriftlich  darüber  erklärt  haben, 
ob  er  selbst  eine  l'ebereinkunft  eingegangen  ist  oder  zu  seinen  (lunsti-n  eine  Regelung 
btstcht,  woraus  die  Hank  gemäfs  I'aragmph  67  k«-chte  eutlebnen  kann  und  w;is 
ihm  üb<  T  i!ns  f-  in<;.-!M-n  einer  derartigen  L'rb<  r'Mnkuiitt  ~.  it<"n>  einer  der  in  dem  bo- 
treffcndi-n   l'.ir.i^'r.ii'lu  n   «genannten   Tersoncn  l>'  k.miit  I  >!<•  KrklHninj:  imjr>  vt)n 

dem  \'cr?.K  hcrtt  II  unterzeichnet  ><  in  o<1«t  wenn  er  nicht  ^ohreuu  n  kann  in  <  n  j;cnwart 
von  zwei  durch  den  Vorstand  der  Bank  auzuwcisendfu  Personen  von  ihm  bestätigt 
werden. 

Die  Art  und  Weise  der  Feststellung,  Zuerfcennung  und  Ausbezablung  der  Ent> 
Schädigungen  wird,  soweit  dies  nicht  durch  das  Gesetz  bestimmt  ist,  durch  königliche 
Verordnung  geregelt. 

i;  53.  Die  durch  ilie:$t'a  Gesetz  zuerkannten  Kenten  sind  bis  zu  einem  Betrag 
von  156  Gulden  im  Jahr 

a)  unveräur»crUch, 

nicht  fafsbar  für  Verpländim^  iwler  H-  h  ihung, 

c;  nicht  fafsbar  für  gerichtliche  Inlx  schlajiu.diinc. 

Da.->  Mandat,  Kentenausbezalilungen  in  Umptau^  zu  nehmen,  kann  »tcts  wider* 
nifett  werden.   Alle  hiermit  streitigen  Verträge  aind  nichtig. 

Diese  Bestimmungen  werden  auf  der  Urkunde,  durch  welch«  die  Rente  zuer« 
kannt  wird,  abgedruckt. 

S  54.  Die  Terminzahlungen  einer  Rente,  welche  ein  Jahr  nach  dem  «  rsien 
Tag«-  <ler  .\uszahll>arkeit  nf»ch  niclit  eingefordert  miuI,  werden  nicht  mehr  ausbcz.ihlt. 

Wurden  die  Renten  fttnf  Jahre  hintereinander  nicht  eingefordert,  dann  i»t  da« 
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mit  da»-  Krcht  auf  Rmtcnt^mpfsuiß  «rlo^rhen.  Von  Un>  könnm  ab«r  dl«  Bctiri]%|«a 
auf  ein  eot»pr«cheDdek  Genucb  in  den  Genaf«  ihrer  verfallenen  Rechte  vicder  etn- 
getetzt  wcrd.'ii. 

I  >i^•^«■r  (f«  nufs  soll  in  «1»  m  %  or>  fw:«.hnt»  n  K.il]  '.vinJcr  lM  ginu<  n  mit  der  Wocbr. 
Weicht'  auf  tiicjcuiKc  lolgt,  in  w«-lch<T  da.>  tioucii  i>(-\i-iUi|rt  wurde. 


fi  55-  (lirsrs  (jcM-u  da!»  Kcclil  gL-währt  g*"ßcn  irgend  vinc  fclnucht  iduiig 

Benifune  einjtuK^i  u,  bat  die  Kinrciclmne  desMlben  keine  die  ni^rifnj^licfae  Em- 
»cheidong  vorlftofig  aufhebende  Wtrknn|r,  mit  Ausnahme  der  Entscheidung  ttber  die 
VersichemngspAichtigkeit. 

Werden  die  KinwSnd«  für  teilweise  oder  völlig  begründet  erklirtt  dann  tritt 
dit  auf  die  Bt  rufuii);  Iiin  gegebene  Etttschciduiig  an  Stelle  derjenigen,  gegen  welche 
du-  f".  rufnn^  oin^'creiihl  war. 

I  »K-  auf  di<-  Ht-nifunt;  liiii  {gefällte  Ei)t>i^-heidunß  wird  mit  Iv  ijjefiigter  ße- 
j{rtinduni.'  durch  ciiij^i>chrirl>rnfn  l  )i<nstl>ri«*f  d«m  Antrapstfller  mif^'i-tfilt. 

Wird  in  h<ih«-rcr  Berufungsinstanz  das  kcchi  aul  oin«-  F-ntschadiguuij,  welche  g-- 
niäls  der  Ent>chi-iduiig  in  erster  Ixi:iitan2  bt-nits  befahlt  ist,  für  nicht  vurliandcn  er- 
klärt, M»  werden  die  bereits  erfolgten  Aumahlungen  nicht  znrttckgofordert. 

^  56.  Hat  ein  Arbeitgeber  B«-g«'n  «  in»"  vf)n  dem  \'orstaod  der  ReichsvtrrsichenMg*- 
bank  gemSfs  den  Paragraph<-n  30,  31,  38  und  39  erlassene  Besttmniung  Bedenken 
zu  erheben,  dann  ist  er  berechtigt,  innerhalb  von  15  Tagen  nach  der  Datierung  der 
Mitteilung  dieser  HeKtiromung  beim  Aufsichts-  und  Beruf ung«rat  Berufung  eüuulegeo. 

ilat  rr  gegen  die  von  vom  Auf&ichts*  und  Berufung&rat  gemäfs  PaRngmph  29 
gefällte  EntüCheidung  noch  Kinw.Hnd«-  /,u  macht  n,  dann  ist  er  bt-rrclitigt  inn<  rhalb 
von  15  Tagen  nach  der  i)atiening  der  Mitteilung  dieser  Ent^clieidung  bei  L'n:^  Be> 
rulung  «  in/ulegen. 

i;  57.  Hei  einer  Berulung,  welche  sich  gegen  eine  gemäfs  den  l'aragraj'hen 
und  31  (•»Ute  Kntscheidung  richti-t,  ist  der  Aiil"«i<  Jit-;-  und  Berufun.;-r;5t  b.-vor  er 
■•eiuen  Aussjirticii  tlmt,  befugt,  den  Rat  der  Arbeilei  kammer  (h  rjenigrn  « .enieiiKit . 
in  deren  Bezirk  der  Sitz  des»  Hauptbetriebs  Avs  Arbeilgcbv-r»  liegt,  einzubulcu.  und 
falls  dort  keine  Arbeiterkammer  besteht  den  Kat  der  Arbeiterkammer  der  Gemeinde, 
welche  dem  Sitze  des  Hauptbetriebs  des  Arbei^ebers  am  nächsten  benachbart  ist 

I)er  Arbeitgeber  ist  befugt,  die  Kammer  zu  ersuchen,  seinen  Betrieb  auf  Mine 
Kosten  nach  einem  durch  königliche  Verordnung  festzustellenden  Tarif  von  9  oder 
3  Personen,  welche  von  der  Kammer  damit  beauftragt  werden,  hrsichtigeo  01  bu!«n. 

Wenn  der  Autsicht»-  und  Berufungsrat  da«  L'rteil  des  Vorstandes  m  «iuiKten 
des  Arbejtgebt  rs  abändert,  so  wcr<len  diesem  vtm  <lcr  KeichsversicherungsiMDk  die 
au.s  tlie^<  r  ('esichtigung  hervorgehenden  Koste«  /nrückvergüligt. 

H>  i  lU  nifung  gegen  jedes  g«  m:i»'H  der  l'aragraphen  38  und  30  ausgespnxhcne 
L  rt^  il  v<  rninmit  (U  r  Rat  den  \'ürstani,i  über  die  vtjr^ebrachto  F?«"srhwerdr. 

}}  5b.    l>ic  Berufung  de»  Arbeitgeber»  kaiin  nicht  berücksichtigt  werden,  weon 


llauptüttick  X. 
Höhere  Berufung. 


Vendchcning  der  Arbeiter  fsegvn  die  Folgen  von  UnfBUen  in  best.  Betrieben,  jßg 

cIa^>  l'rtcil  des  Aufsidits»  und  Berufungsrats  dahingeht,  dafs  in  dem  vorliegenden 

SUcitfall 

a)  mala  lidf,  rnlwidi-r  keim-  oder  t'hv  unrirhli^r  oilr-r  iiiu i)ll>l:inf!i<ji-  Anz<'igi- 
von  irgend  einer  Vorändtruug  in  dt-m  Betru-b  gcmaciu  wordifi  ist,  wclcli«-  die  Zu- 
teilvag  an  eine  andere  Gefahrenklasse  oder  die  Zuerkennung  eines  anderen  Gel'ahrcn- 
prozents  lur  Folge  haben  kann. 

b)  in  dem  Betrieb  nicht  den  Bcstimmnngcn  der  Paragraphen  37,  3S  Absata  t 
und  39  nachgelebt  worden  tat 

§  59.  Wenn  ein  Versicherter  oder  einer  seiner  Hinterbliebenen  glaubt,  dafs 
scinr  Ansprüche  auf  Hntscliädigung  nicht  oder  nur  zum  Teile  anerkamit  >in(l,  h  u 
er  das  Recht  inn.  rh.db  >  ines  Monats  nach  der  Datierung  der  Mitteilung  des  Urteil» 
in  erster  Instan/,  IL  rulim^  rinnilegi-n 

aj  Ix  i  (l.  in  Au»)sicht>-  und  Herulun;,'-rat  tiir  die  durch  den  Vor»taud  der  Reichs« 
vcrsichcruüg-shank  festzustellenden  Entschädigungen, 

b)  bei  Uns  fUr  die  durch  den  Aufsicht»«  und  Berufungsrat  fe^tzuätoUendcn 
Entschädigungen. 

Der  Aufstchls-  und  BemfnngsrRt  vemimml,  bevor  er  als  höhere  Mutans  ein 
Urteil  fallt,  den  Vorstand. 

^  60.  Derjenige,  weldier  bei  Uns  eine  Berufung  dnkgt,  macht  davon  inner* 
halb  von  acht  Tagen  dem  Aufsichts-  und  Berufungsrat  eine  Mitteilung. 

l'nscr  Urteil  wird  nach  Anhörung  des.  Staatsrats  (Abteilung  für  Verwaltung** 
streitigkfitrn''  inntrhnU»  van  flrci  Monatm  nach  l'inreichung  der  Herufung  in  »«ini'm 
mit  <  "iriiinli  ii  lif^lriicirii  Bi->chlufs  zum  Ausdruck  gebracht,  fall»  nicht  durch  bc« 
sonderen  Hcschluls  eine  Vertagung  slattgelunden  hat. 

Hauptstück  XI. 
Aufsicht 

§  61.  Im  Auftrag  des  Vorstandes  der  Keichsrersicherungsbank  wird  die  Auf« 
sieht  über  die  Befol^^un;;  ili'M  >  (Gesetzes  Kontroleuren  Ubertragen,  deren  Wirkung«« 
kreis  und  Befugni--  durcli  königliche  Verordnung  geregelt  wird. 

62.    Dm  Kontrolr  ur<  n  ist       vfrboten,  sich  mittelbar  oder  unmittelbar  an 
bandwcrksinaisigcii  uder  indu!»trivlleu  Urtrirlx-n  m  beteiligen. 

§  63.  Die  Arbeitgeber  und  die  in  ihrem  Dienst  stehenden  l'er^nen  sind  vcr- 
pfltchtrt,  dem  befugten  Kontroleur  die  von  ihm  geforderten  Anskttnfte  aber  That- 
Mch«n  und  Ereigniiac,  welche  die  Befolgnns  dieses  Geseties  betraffen,  auch  schiift« 
lieh  an  erstatten,  sowie  ihm  die  Einsieht  in  Bflchcr  und  Urkunden  au  gewihren, 
weldie  andi  nnr  irgendwie  an  den  Löhnen  der  Versidierten  in  Bedehnng  stdwn. 

§  64.  Wenn  ein  Kontroleur  der  Reichsverricherungsbank  bei  Besiditigimg 
eines  versicherungspflichtigen  Betriebes  den  Eindruck  gewinnt,  dafs  dort  nicht  die« 
jenigen  Sichrrhfitsmafsrcpt-ln  getroffV-n  sind,  welche  zur  Verhinderung;  von  Unfällen 
erforderlich  wären,  dann  hat  er  hiervon  so  schnell  als  möglich  dem  Vorstaad  der 
Reichsversicherungsbank  Anzeige  zw  machen. 

Der  Vorstand  sendet  eine  Abschritt  dieser  Anzeige  so  schnell  als  möglich  an 
denjenigen  Geweibeinspektor,  zu  dessen  Anftichtskreis  der  betreffende  Betrieb  gehört 
Ardilv  fiir  sex.  Ci«MUg«buac  u.  ^Miitik.   X.  S' 
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HauptstUck  xn. 

Kinflttfs  der  Vemichcrnng  auf  das  bUrgerlichc  Recht. 

§  65.  Die  Veiantw<Mtlich1ceK  des  Arbettgi^rs  gemKfs  d«n  Faragiaphen  1401 
bis  1405  einschlicfslich  des  burgcrliclu-ii  ( icsoubuchs  und  du-  gctnafs  den  Paragrapbcil 

422  bis  427  rinschliffslich  di-».  1 1.u).U-lsf;.set/.bucli-  fällt  fiir  <inen  VO©  einem  Ver- 
sjcb«  rt«-n  bt-i  Ausübung  seines  Bcthi-bs  frlitlcnon  l  nl^ill  kvmU:^^  fort. 

Iii«'  Virant\v»)rtlicl)k»it  des  Arbi'itRil»iTs  gomäfs  dtn  Fat.i>ir;iptifn  I406  und 
1407  dci.  Bürgerlichen  Gc^eUbuchs  wird  auf  din  Fall  beschränkt,  dafh  einem  Wr- 
sidierteti  bei  AusUbaog  seine»  Berafs  ein  Unfall  Bunestofsen  ist  und  der  Arboitgc  her 
von  dem  Strafrichter  durch  ein  unwidermfliclt  gewordenes  Urteil  wegen  etner  der 
im  Strafgesetzbuch  Buch  II.  Titel  19,  20  und  2  t  bexcichncten  Vergehen  veniztcilt 
worden  ist. 

§  66.  Die  R«,  tclisversichenuiKslKink  tritt  für  dm  versiclurtcn  Hetrafj  in  ilie 
Rechte,  welche  der  Versicherte  oder  seine  Ilint  rlilii  Vienen  aus  den  Paragraphen  1406 
und  1407  des  Hitrgcrlichen  (Icsetzbuche.-,  ableiten  kuiuu-n. 

jeder  Vfrtrag,  welchen  ein  Versicherter  oder  M«iue  Hinterbliebenen  betrttfs 
dieses  Rechts  ohne  Mitwirkung  der  Reichsveriöchcnuigsbank  einj^ehcn,  ist  nicht!}:. 

§  67.  Die  ReichsTersicheruagsbank  tritt  in  die  Rechte,  welche  der  Versicherte, 
»eine  Frau,  seine  oder  ihre  Blutsverwandten  bis  einschliefsltch  des  «erten  Grades  au« 
einem  Vertrage  entnehmen,  durch  welchen  Dritte  sich  verbinden  oder  aus  einer 
RegelunR,  ni'uäfs  welcher  Dritte  vi-qiflichCet  sind,  irgendwelche  Zahlungen  zu  leisten, 
im  Falle  dafs  dem  Versicln  rten  bei  Ausübung  seines  Betri«-bes  ein  l'nfall  zustofst, 
falls  derselbe  Unfall  die  Reichsver:>icbening&liank  zur  Auszahlung  einer  Rente  ver* 
pflichtet. 

Von  diesem  Eintrittüfecht  sind  diejenigen  Aiutzaldungen  an  den  Versicherten 
ausgenummen,  welche  vor  dem  43ten  Tage  nach  dem  Unfall  bis  zu  «man  Höchst- 
betrag von  dem  43  fachen  Tagelohn  de*  Versicherten  erfolgen. 

Ilauptstiuk  XIII. 

\'  e  r  a  n  t  w  o  r  1 1  i  c  h  k  c  i  t  des  Staates.    Verwaltung  der  Mittel. 

6^.     Der  Staat  ist  ohne  ^.-di  n  Vorhelialt  für  dif  d^n  Vt^r-iclierten  und  ihren 
Hinterlilu  bt  ucn  nach  diesem  tieset/.  i^ukonmieadcn  Futschiidi^^unj^eü  v.  raiiiw  ortÜrh. 

§  69.  Die  Niederländische  Bank  ist  der  Kassierer  der  Ki  ivlisven>ichenmgsba.nk 
und  mit  der  Bewahrung  aller  Besitanittel  der  Reichaversicherungslnuik  und  der  von 
ihr  in  Pfand  genommenen  Werte  beauftragt. 

Der  ftlr  die  Reichsvetsicbemogshank  vorteilhafte  Absdilufs  der  für  ihre  Kccbnnng 
empfangenan  md  geleisteten  ZahluDgcn  wird  an  bestimmten  vom  Minister  für  öfTent* 
liehe  Arbeiten.  Handel  und  Industrie,  sowie  vom  Finanzminister  festzusetzenden  Zcit- 
ponkten  durch  letztgenannten  Minister  bei  der  Ni-uicrländischen  Bank  deponiert. 

Die  filr  die  Reich'^vi-rsirht  runj:«>hank  nachteiligen  .VU^rhlüsse  dieser  empfangenen 
und  p*-l<"isti  ;en  /ahlungeu  werden  jim  .Auftrag  des  Ministers  für  öffentliche  Arbeiten, 
iiuudek  und  Industrie  durch  ihren  .Vorstand  mittelst  Anweisungen  auf  die  Nieder- 
Undlsche  Bank  an  die  Reichskassc  zurückgezahlt 
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§  70.  Die  verfllcbfirvn  Gelder  der  Rcichftversicheiunesbank  werden  angelegt 
erstens: 

a)  in  nationalen  Schul<lvrrschr«*ibunpon ; 

h)   in   Schuldverschreibungen  niederländischer   Provinzen,   Gemeinden  oder 

Wa>-tr*>chult«n ; 

c)  in  vom  Staat,  niedcrliindisclim  IVoviii/.  n  <  k m.  iiul.  11  >,li  r  \\  asst'rschafton 
direkt  un<l  b«  linijjunjjhlos  in  In-ziiii  aiit  kenu-  und  Ablösung  garanticrteu  Scbuld- 
verschreibun^^cn ; 

d)  in  Schaldverschreibangen  von  nach  nicderUndischem  Gesetz  erricliteten, 
aottcblieGiUch  in  Xiederland  arbeitenden  Hypothekenbanken  oder  AktiengeseUschaften 
für  Grund«,  Gemeinde-  oder  Wasserschaftskredit, 

1 )  in  SrhulclviTsrtin  ibunßrn  von  nach  niiMlt-rländisclH  m  (»«vlz  errichteten  Ge- 
^••llschattt-n,  u.  lrlu-  in  Niedcrland  oder  niederländischen  Kolonien  Eisenbahnen  im 
Ho>it/.r  hab<  n  odor  ausl)«  uti-n ; 

f  in  Srhuldverschroibunfjon,  welch«*  von  imter  r  >  rwShnt<  n  ( i<>v«,-l|)u:baften  direkt 
un<i  b<  iliiijjunt^slos  in  bt-zug  auf  Kt-nto  und  Ablusuujj  ^>arajui(  rt  sind  ; 

Hl  in  ScbuldviTsichrribuugcu,  welche  gcmäfs  dvva  in  den  Nicdcrlsuidcu  giltigcn 
Mypothekenrecht  hypothekarisch  gesidiert  sind.  Auf  diese  Weise  darf  aber  nur  ein 
Viertel  des  anzulegenden  Kapitals  angelegt  werden  und  anch  dieses  nur  unter  den 
dnidi  konigticbe  Verordnung  festzustellenden  Bedingungen  und  Garantieen; 

zweitens  in  dreimonatlichen  oder  kurtfristigeren  Rflditenbcleibungcn,  die  von 
der  niederländischen  &mk  zugelassen  werden.  Jedoch  darf  diese  Anlageart  ein  Viertel 
des  anzulegenden  Kapitals  nicht  übersteigen. 

Die  I.ist«.-  c!i-r  für  die  Anlage  in  betracht  kommenden  Werte  win!  hn  Januar 
j'  des  Jahres  durch  den  Aufsichtsrat  der  Riichspostsparbank  festgestellt  und  der  Ge- 
nehmigung des  Ministers  für  ofTcntliche  Arbeiten.  Handel  und  Industrie.  >;nwic  des 
KinanzminisfiTs  unterbreitet.  Die  I.ist»-  wird,  \v<  nn  ntitig,  im  Laute  ties  luhres 
durch  den  erwähnten  Aulsicht.srat  und  mit  tienehmigung  der  eben  genannten  Minister 
revidiert. 

Die  Anlage,  sowie  die  Realisation  von  Einschreibungen  in  das  nationale  Schold- 
buch  und  von  Effekten  geschieht  durch  den  Vorstand  der  Reichsrersicherungsbank 
nacb  Genehmigung  des  Ministers  für  öffentliche  Arbeiten,  Handel  und  Industrie. 

1$  71.  Es  wird  ein  Reservefonds  gebildet  bis  zu  einem  Betrag  von  10  Prozent 
des  zw  Befriedigung  aller  EntschädigungsansprOche  nötigen  Kapitals. 

Alljährlich  bestimmt  der  Minister  Ihr  öffentliche  Arbeiten,  Handel  und  Industrie 
im  Anschtttfs  an  einen  N'orschlag  des  Vorstandes  der  Reichsvcrsichcrungsbank  und 
nach  Anhf>rung  des  wissenschaftliclK-n  Sachkundigen,  weicher  Betrag  fUr  das  ab« 
gelaufene  Jahr  als  Reservefonds  abgesondert  wird. 

I  )ie  (>eld<  r  dv!^  Kf»crvefünd&  werden  auf  die  in  Taragraph  70  vorgeschriebene 
Weise  angelegt. 

Feste  Güter,  welche  lum  Dienste  der  Reicbsversichcrungsbaiik  angekauft  »ind, 
werden,  nachdem  die  dafUr  aub.gegebrne  Sjumme  der  Reichskasse  zuruckbezahH  ist,  nb 
zum  Reservefonds  gehörig  angesehen. 
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Dem  Reservefonds  zugefUgt  "w«Td«-n  cli.-i.-nij:»"n  k<-Qlenbeträj:f.  welche  inner* 
halb  cinr»  Jalir<s  nach  dem  ersten  ra;;>'  der  Au>«UilbarkHt  nkbt  erhcibcll  wurden. 

f  r  k'  ^  rvL-fonds  bK-ibt  Kifjc-ntum  des  Staat.s. 

i;  72.  Der  Keservrfnnds  ist  daiu  ht^^timmt,  um  h«-i  Lnzulänglichkcit  der  Mittel 
iler  K»-it :ltÄV.  rsich<-ninf3-h;ink  di»-  Fnlscliätii^uugen  /.u  leisten. 

Er  kann  nur  in  Anspfucb  genommen  werden  mit  Zustimmung  de»  Ministers 
nir  dlTentlicke  Arbeiten,  Handel  und  Industrie  sowie  des  Finanzministers. 

Im  Fall,  daf:i  auch  er  erschöpft  ist  und  der  Staat  die  Hezahtung  der  von  der 
Keichsversichenincsbank  ttbernomniencn  Verpflichtungen  au  letzten  hat,  so  werden 
die  Gelder,  welche  spiter  wieder  als  Reservefonds  zurQchgelegt  werden,  in  erster 
Reihe  zur  Zurückgabe  dieser  Zahlungen  angewandt. 

Hauplstück  XI\'. 
Kosten  der  K  e  i  c  Ii  s  v  e  r  s  i  c  h  e  r  u  u  p  s  b  a  n  k. 

J;  73.  Der  Staat  j;e\iährt  b«'im  Inkraftiriti-n  di> k»  G*»«'l£e>  der  keidis- 
vcrsiclicningsbank  einen  Vorschufs,  welcher  zur  Be&trcituug  der  tjTichtung.-»ko!.ten 
sowie  aller  Entschftdigungen  und  Verwaltungskosten  ffir  6  Monate  ausreicht.  — 
Dieser  Vorschufs  muf»  innerhalb  dreier  Jahre  aurttckbesahlt  sein. 

f  74.  Die  vom  Staat  Ittr  die  Reichsversicherungsbank  au  leistenden  Zahlungen 
werden  im  Budget  unter  den  Kosten  des  Ministeriums  fttr  öffentliche  Arbeiten,  Handel 
und  Indubtrir  aufgeftlhtt  und  die  ZurOckgalie  dieser  Leistungen  unter  den  Mitteln 
zur  Deckung  der  Slaatsausgaben  aufgenommen. 

75;.  Als  Vrffjiitijinn«!  fiir  die  durch  die  Post.HmtiT  an  dii-  K- trhsv.  r^icherungv 
bank  /u  l'-isi<  tnlen  Dien:>ti-  mnl  für  die  daraus  «-nl^ti  !i>  ri<lrn  torthiut  iKirii  l'nkoston 
wird  zu  l-ast»  n  dieser  l<-t/.t»Tt*ii  auf  dem  Hudgel  drs  Ministeriums  lar  uUciillicli<-  Ar- 
beiten Handel,  und  Industrie  ein  I'osileu  eingesetzt,  welcher  von  dem  Minister  lest- 
gestellt  wird. 

Diese  Vergtttigung  wird  auf  der  Aktivseite  unter  den  Einnahmen  di-r  Postver- 
waltung  gebucht 

§  76.   Briefe  und  andere  Stttcke,  welche  den  Dienst  der  Reichsvernchenmg»- 

bank  betrefl".  !),  wrrden  postfrei  versandt.  Als  N'ergütigun^»  für  die  postfreie  Ver» 
Sendung  wird  .ul^  den  l^nnahmen  <ler  Reichsversicheruni^bank  ein  Cent  per  Jahr 

und  per  Wr<ii(  hcrt-  II  .iii  dif  Reichskassr  bezahlt. 

Die.se  \  <  r^'uti^^ung  wird  auf  der  Aktivseile  unter  den  Ktnnalimeu  der  Post- 
Verwaltung  gebucht. 

HauptstOck  XV. 

Jahresbericht. 

§  77-  Uebor  di-n  Zustand  «ler  Kcichsversichcrungsbank  und  ihre  Wirksamkeit 
in  jedem  abgelaufenen  Jahre  w  ird  durcli  den  Ministe  r  für  öffentliche  Arbeiten,  Handel 

und  Industrie  in  n-d<  m  Jahn-  l'ns  ein  auführlicher  Hericht  i  in;,'.  r<  iiiit,  W  '-K  lu  r  den 
GeneraLstaateii  mit;;>  t'  ilt  und  im  Nirdi  rliLiidischen  Staatsanzeiger  verufi'entlioht  \*!rd. 

Ist  in  einem  Jalir«-  eine  wissenschaftliche  Bilanz  aulgestellt,  so  wird  sie  dem 
Jahresbericht  hinzugefügt. 
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HanpUtück  XVI. 
78  bis  83.  Str&fbestimAungen. 

ilwiptstück  XVli. 
L  e  b  e  r  p  a  n  jj  s  b  e  s  t  i  m  m  u  n  ^. 

|:j  84.  Die  Arb<  il;;tluT,  weldu-  ihre  Arbeiter  bereits  vom  1.  Januar  1897  an 
bei  einer  Versicberungsj^esellscbalt  ^''*i:<-Ti  r!i<»  Knlfjr  n  von  i  Aii^iibmiK  des  betricbs 
«  rUttenen  LnfaHen  versichert  hatten,  sinJ  i*tlugt,  tirei  .Mtinate  nach  Inkraftreten 
UicM-.>  Gcj>ctze.s  ihre  V«-rsicheruiigf>pülicen  auf  ihre  Ko&ten  an  die  Keicbsvcrsicberungs- 
hMik  zu  übertragen,  aaf  welche  dann  alte  ans  dea  Policen  sich  ergebenden  Rechte 
und  Verpflichtungen  vom  Augenblick  der  Uebertiagnng  an  Übergehen. 

Die  Versicherungsgesellschaften  sind  verpflichtet,  diese  Uebertimgung  anzu* 
nehmen. 

Hanplstfick  XVin. 
Schlnfsbestimmungen. 

85.  (Bestimmungen  Ober  Kegistrierun^s-  und  Stempelfreihcit.) 

86.  Dieses  Gesetz  kann  unter  dem  Titel  „XJnfMgt^tüz  1897"  dtiert  trerdcs. 
§  87,   Dieses  GeseU  tritt  in  Kraft  an  einem  sp&ter  von  Uns  au  bestimmenden 

Zeitpunkt. 
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Die  Statistik  der  Unfall-,  Invaliditäts-,  Alters-  und 
Krankenversicherung  im  Deutschen  Reich 
für  das  Jahr  1894. 

Von 

Dr.  ERXS  I  I.ANGH 

in  Berlin. 

Die  folgenden  Mitteilungen  bilden  die  Fortsetzung  der  in  den 
fmheren  Jahrgängen  des  Archivs  entlialtcacn  Abhandlungen  iibcr  die 
Statistik  der  Deutschen  Arbeiterversicherung:  Bd.  II  S.  639,  IV  S.  531, 
V.  S.  677,  VI.  S.  566,  Vn.  S.  694  und  IX.  S. 

Die  wichtigsten  Qudlen  der  Darstellung  sind:  die  „Nachweistmg 
über  die  gesamten  Rechnungsergebnisse  der  ßerufsgenossenschaften  u.  s.  w. 
für  das  Jahr  1894"  und  die  „Nachweisung  der  Geschäfts«  und  Rech- 
nungsergehnisse der  auf  Grund  des  Invaliditfitf;-  und  Altersversicherungs- 
gesetzes errichteten  Versicherungsanstalten  tür  das  Jahr  1S94"  in  Nr.  1 
des  XII.  Jahrgangs  (1896)  der  „Amtlichen  Nachrichten  des  Reichs -\'er- 
sicherungsamts"  und  die  „Statistik  der  Krankenversicherimg  im  Jaiirc 
1894'*  im  Band  84  der  „Statistik  des  Deutschen  Reichs",  sowie  endlich 
die  entsprechenden  amtlichen  Publikationen  aus  den  vorhergehenden 
Jahren. 

I.  UafaUversicherung. 

I.  Organisation.  Die  Zahl  der Berut'sgenossenschaften  hat  sich 
g^ien  die  vorhergehenden  Jahre  nicht  geändert.  Auch  in  der  inneren 
Organisation  der  Berufsgenossenschaften  sind  wesentliche  \'eränderungen 

nicht  vorgekommen.  Bemerkenswert  ist  hier  nur  die  plötzliche  Zu- 
nnlnne  der  Beauftragten  oder  richtiger  der  Beauftragteastellen  im  Berichts- 
jahre (zu  vgl.  S.  78^). 
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E'»».  l.a„,.,  swteik  U.Lnf.U««A^rt..  talWI».ReW.  ,8,4.  -^^ 
«cUuS'rtt         '"™"^'"»<'-«'-  frühe«  Z^amm». 

Berufeg.«o«cn«:l.aftc«  '7  '«»a     ,893  18^4 

Sektionen.    ...  ^  «4       64        64  64 

Mitglieder  d.r  G««>««»«hafbiwr.tä«d.  '  ^  ^5« 
Witßlic^er  der  SckäoiMvorständ*  .   .   .       204c  "-^^  741 

Vcrtrau..„.männ..r  '9»;      .090      198c  ,987 

Anp.st.lU..  K.oldetc  \\'    '  ^Z'.  ''''     ''^^      '^39  77^0 

.Schivds^r.-rich,,.       ...  .    .      1*4       l,a       146       163  ,57 

Arbeitern  ertrcter.  4*^       W       409  409 

 ''51     *«a6     mi     a837     jygg  .^^^ 

LaadwirtechaftKclie 

BcnifsKc.nos.cn«:haften    ...                                                   189T     1892  ,893  »jj^ 

Sektionen   •    .    .       W        4g        ^3  ^ 

Mitglieder  der  Gcno>s.nsci,aitsvorstäude     '      fs!       «!  55^  556 

Mitglieder  der  Sektiou.vur.tände  .   .                                                   «3  354  354 

Vertianensinauier  ....              *                 ^  ^      ^''^     ^     3»«  3*66  3266 

Angestellte  beisoUete  Beaaftttigte  !  ,    !   !     °\              '^"f  '"'^^  '5S99  15739 

Schicds;;criclite  ...  ^          ^  ^  '  a  4 

Arbeitcr^-eitreter.   ,    .' 5^**  59  •  593  593  593 

^  ,    ^  ^              »'«^  «''^^  n86  U86  n86 

betrti't  m^^ft:^  und  Kotomut«!- 

^.;^....n.......  'f^J  .9. 

*75       310       32a  ,A« 
954     U75     I3«S     1445     1576     1643  1698 
Die  Zahl  der  versicherten  Betriebe  betrug  bei  den 

gcw.-rl.liclun  i:.ruls.      ,888  igg«,  .g__         ,,7^  , 

geuü>.,cn.cl,alKn     .     ,50697      t721ifi  '^'^^  '^94 

I«idwirt«:haftlich.Bc.  '  ^  ^5^*     ^^5335     4^0874  426335 

ArsrÄ".:     ''^'x  '"''"'e  '"'^^  ^^^^^-^  ^^^-^^  ^^^^^^^ 

^«--.--33i»6«5-5Ti6^  5 18a  »3    5^75  lo'    ..90489  5-9970 

.wrhl    H  versicherten  Persor.en  festgestellt  bei  den 

landwirt^sch.  50934ta     5078.31     5168973  5^-43965 

'zt  't^''  ^'t^''  -^^^^'^  ^^^^^^^ 

„„„„  .   ^  f  543330      004380        6^2.tSQ         646733        660462  t.->S  ,,67 

t"J4307*  «3374566  136.9750   i^o:,  .S^-TToxjio'J^Sso-  Ts  1^.747 
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Ueber  den  geringen  statistischen  Wert  dieser  Zahlen  ist  bereiis 
früher  (Bd.  V  S.  679  und  Bd.  VI  S.  568)  das  Nötige  gesagt  worden. 
Nur  die  Feststellungen  der  gewerblichen  Berufsgenossenschaften  über 

die  Zahl  der  versicherten  Betriebe  und  der  von  der  Versit  henmg  er- 
fafsten  l'ersonen  dürfen  danach  einigen  Wert  beanspruchen.  \u  der 
vorstehenden  'TabeUe  ist  che  Summe  der  versicherten  l'nternehnu-r, 
Hetriebsbeamten ,  Arbeiter  und  anderen  rcrsonen  gegeben.  Scheidet 
man  nun  hieraus  die  Betriebsbeamten  und  .\rbeiter,  deren  Anzahl  ja  von 
besonderem  Interesse  ist,  aas,  so  ergiebt  sich  für  die  gewerblichen 
Berufsgenossenschaften  folgende  Ent Wickelung: 

Zahl  der 


Zahl  der 

venicherten  Beamten 

und  Arbeiter 

Jahr 

Ketrtebc 

überbaapt 

darcbsebikitdicb 

auf  I  Betrieb 

1888 

iSo  697 

4  >  1 3  0-0 

12-3 

1889 

4  7 1 8  82a 

12.7 

1890 

390622 

4888790 

12.5 

1891 

5036963 

«a-4 

1892 

41533$ 

5017  490 

12. 1 

420  874 

5  1  c>o  ()'( I 

12. 1 

1894 

,>33 

5  I 7S  786 

12.1 

Zwar  der  Kreis  der  versicherten  Ijeaniten  bei  den  einzelnen 
Herufsgenossinschaften  je  nach  den  statutarischen  Bestimmungen  ver- 
schieden und  werden  auch  die  Ermittelungen  nicht  überall  nach  den- 
selben Grundsätzen  und  mit  der  gleichen  Genauigkeit  geschehen ;  aber 
innerhalb  jeder  einzebten  Beni(ägenossenschaft  wird  sich  hierin  im  Laufe 
der  verglichenen  7  Jahre  nichts  wesentliches  geändert  haben,  so  dafe 
grolke  die  gesamte  Industrie  beherrschende  Entwickelungstendenzen  in  den 
gegebenen  Zahlen  zum  Ausdruck  gelangoi  müssen.  Wie  man  sieht, 
zeigt  unsere  7,i!sammenstellung  mm  eine  aufserordenüich  gleichmäfsige 
Zunahme  der  Zahl  tkr  Betriebe  und  der  Zahl  der  Be.imten  und  Arbeiter, 
so  dafs  die  Durchschnittszahl  der  auf  einen  Betrieb  entfallenden  Beaintea 
und  Arbeiter  fast  yenan  die  glcii  he  bleibt.  Jedenfalls  kann  von  einem 
Anwachsen  iles  Grof^bclnebcs  auf  Kosten  des  Kleinbetriebes  innerhalb 
der  deutscheu  Industrie,  soweit  sie  der  Unfaliversichenmg  imterliegi,  m 
den  7  Jahren  von  1888  bis  1894  nicht  die  Rede  sein.  Dabei  herrscht 
der  Kleinbetrieb  entschieden  vor,  denn  trotz  der  in  den  Summen  mit 
enthaltenen  Riesenbetriebe  kommen  auf  einen  Betrieb  im  Duichsdmitt 
nur  12 — 13  Arbeiter. 

Die  Zahl  der  Betriebsunteraehmer,  die  sich  bei  den  gewerblichen 
Berufsgenossenschaften  selbst  versichert  hatten,  ist  im  Jahre  1894  etwas 
gesunken;  sie  betrug 

1888       iSSo       1890       1891        iS«)2       589;,  1894 

2909    1865D    33678    51881    55878    63 131  59464 
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Ernst  Lango,  Statütik  d.  L nfallvcrsichcrung  de.  im  Deutscheu  Reich  1894. 

Hiervon  entfalleii  tm  Benchtsjahre  über  55  000  alleni  auf  7  Bau» 
gewerks  -  BmifsgenosseoschaAen. 

2.  Unfälle  und  Entschädigungen.  Unfallanzeigen  wurden 
erstattet 

1894  (l«e^eo  1893 
bei  dtn  gewerblichen  Berufsgcnosscnscliaften  fUr   190744  i8s  lao  Vertetcte 

„  lftadwirt§di.  „  „      68751  59  006  „ 

„     „    Ausrühmngtbeh  <r<!rn  „      21347  21213  n 

„     „   Versicherungsanstalten  (1.  12  Riußfwerks- 
B*Tufsßenos.st-nM;haften    und    der  TiefbAO* 

bcrulsijcnoshcnschafl  für   2  140  i  791 

zu.Nainmc-n  für    282  9)^2  264  130  Verletzt i- 

Die  Gründe,  weshalb  wir  die<e  statistisch  ganz  wertlosen  Zahlen  (z.  vwl, 
F*d.  V  fJ.  679— 68o'-  hier  mitteilen,  sind  bereits  Bd.  VI  S.  568  aus- 
einatidergesetzt  wurden. 

Für  wieviel  Unfälle  1894  im  ganzen  Entschädigungen  gezahlt  wurden, 
zeigt  die  folgende  Aufstellung: 

Bestand  aus  Im    au l ed.  Jahres  1894 

den  Vorjahren  binzQ|Eekoinincnc  Falle 

Gewerbl.  Berufsgenossenschafien .     120  91 1  32  797               153  708 

Landwirtsch.         „                   61931  32491  94422 

AnsniiraDgsbehörden    ....      12606  3389  15995 
Versicherunssanstaltcn  der  1 2  Bao- 
gcwerks-B.O.  und  der  Tiefbau* 

üeraf^genositenschaft  ....         2  666  042                   3  608 

Zusaiuiaca      196114  09(119  -67733 

l)ui;.-.TT  1893:      159746  62729  222475 

Wiedenim  ist  also  die  /ahl  der  zur  Entschädiirnn^  gelangten  Unfälle, 
d.  h.  der  verletzten  und  getöteten  Personen,  Air  die  KntsrhSdigungen  fest- 
gestellt worden  sind,  gegen  das  vorhergehende  Jain  bedeutend  gewachsen. 
Eine  Zusammenatellung  dieser  Zahlen  seit  i88S  ergiebt  folgendes  Bild: 

18S9     1890  1891      1892      iS9j  1894 

Gewerbl.  Rcrufsgenonemd. ,    18  809  22340  26403  28289  28619  31  171  32797 

Landwiitscb.         „         .      808    6631  12573  »9359  23231  27553  32491 

AasfUhrangsbehÖrden  .   .   .     1440    2048    2444  2859    2977    3150  3389 

Ban-VeTOchemngMingtoUen  ♦       179      430      618  702      827      855  942 

Zusammen   21236  3T449  42038  51209  55654  62729  69  619 

Die  Zunahme  der  UnßUle  verschulden  also  im  Beriditsjahre  aum 
weitaus  gröfsten  Teil  die  landwirtschaftlichen  BerufsgenosBenschanten, 

Diese  umfassen  die  Arbeiterkreise,  die  zuletzt  von  der  Versicherung  er- 
fafst  worden  sind  und  in  die  naturgeraäfs  die  Kenntnis  der  Gesetzgebung 
und  dessen,  was  sich  auf  Grund  dieser  Gesetzgebung  erreichen  läfst,  am 
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langsamsten  eindringt.  Unsere  stets  an  dieser  Stelle  ausgesprochene 
Ansicht ,  dals  in  den  späteren  Jahren  im  Verhältnis  zur  Zahl  der  ver- 
acheiten  Personen  nicht  etwa  mehr  Unfölle  vorgekommen^  sondern 

dafs  nur  mehr  bekannt  geworden,  bearbeitet  und  entschädigt  worden 
sind,  findet  also  eine  neue  Bestätigung.  Die  landwirtschaftlichen  Berufs- 
genossenschaften haben  1894  bereits  nahezu  ebensovie'  l'nfällc  ent- 
schädigt wie  die  gewerblichen  und  sind  dabei  oticnltar  no(  h  srhi  wci« 
von  der  Stabihtai  entfernt,  der  sich  die  gewerblichen  iieiuff.gcuo>>»eii- 
schaften  bereits  merklich  genähert  zu  haben  scheinen.  Bei  diesen  weifs  jetzt 
eben  ziemlich  der  ganze  versicherte  Personenkreis  mit  der  Versicherung  ße- 
scheid,  bei  jenen  aber  noch  keineswegs. 

\'on  den  gewährten  Entschädigungen  interessieren  in  erster 
Linie  die  Renten.   Im  Berichtsjahre  bezahlten  Kenten  die 

Ml 

,  Witwen      Rioder  Aszendenteii 

\  erU-Ute  _    ^  .. 

Getöteter 

<;ewi>rl>l.  lienüiigenosseiischafteii  .    .  1 50 496  15645  3^830  1373 

landMirt>ch.           „                  .    .  85234  6787  IIO93  173 

Ausführunpsbi-hiirdcii  12513  2712           4  779  *IO 

H»u>Ven>icbcrungi>anüuUcn .    .    .    .  3037  466           7  ;o  ti 

zusanuncn  231 2ik)  2501U  4  *432  i  7<>7 

«lagtg.tj  1S93:  187369  22198  43597  »5"i 

Für  diese  Keateu  verausgabten  die 

an 

,  Witwen  Kiiulcr  Aszcudcntt-n 

VerlcUt«  „ 

Getöteter 

M.  M.  M.  M. 

•;ow«rl)I.  Hcrafsgenosftciisch.  30854244.31  2499024.78  3802325.26  199085.50 

luiidwirtsch.           ,.                6647878.94  506513.96  553920.92  1333508 

.\usführuiigsl).-liör(U-n .    .    ,    27804S7.49  370719.67  46643S.SS  -^'"^^-75 

IUu-Vi:rsichcruu;;»an>Uhcn  .      440i2S.c»7  5«) 222.82  <>2 976.25  1470.78 

zUMUnmcn  3^7^2  739  71  3  4354^>3  23  4 SS5 661.31  239677.11 

dai^sgen  1893:  36126482.24  2967901.57  4309144.69  210298.61 

Aufser  dicken  laufeiuicn  Renten  ^\urden  von  samtlit  lieu  Dciais- 
genosseoschaften ,  Ausfuhrungsbchordcn  und  X'ersicherungsanstaiteu  zu- 
sammen noch  an  einmaligen  lind  vorübergehenden  Entschädigungen  gezahlt : 

Kubt.ii  d  -  Htilvrrfalirons  für  39317  Peraoacn  I333724.S0  Mk. 

Koäti-n  der  L'nierbringuug  in  Kr;uik«'»liau!>cru 

a)  Renten  an  Ehcfnuieti  „     S330       „        237362.31  „ 

b)  „      „  Kinder  n    iftS^       »        346003.39  „ 

c)  „      „  Aszendenten  ,       2oS       „  7957.20  „ 

Kur-  und  VerpHe^g^ikoften  iS5o6       „  2220369.18 
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Ernüt  Lange-,  Statistik  <].  l'nfaUvcrsiclieruug  etc.  im  l-)eui9ch<-n  Rtricli  1094. 

Beerdl^iingskosteii   fttr  664$  Pefwncn  310  J  93.57  Mk. 

Abfindungen  an  Wilwen  GetdtH.vr  bei  Wieder- 

vcrhe-iialung   „  846       „  392438.51  „ 

Abfindungen  an  Ausländer   „  223       „  150225.39  „ 

Die  Gesamtsumme  der  Entschädigungen  belief  sich  bei  den 

1894      dagegen  1893 
gewerblichen  Berafsgenossenschaflen  auf    31110312.32  27469425.85  Mark 

landwirtscbafü.  „  „      86079S3.99  6704045.4 1  „ 

Ausführungsbchorilrn  „       3  923  290. So  3444  IOI.84  „ 

Baa*VersicberuDgsanstahen  640148.60  546197.25 

/.usaninien  ^ui    442S1  735.71  3^»  1^3  770  35  Mark. 

r,rui)piert  man  die  Unfrillc  nnrh  den  Folgen  der  Verletzungen,  so 
crgicbt  sich  fiir  1894  das  nachstehende  Hüd: 

dauornilf  vorübergehende 

Auf-        Bcftn-  Aufbebung  oder 

liebunj;    tr.i.  Iiti;^tinß  Hreintrüchtigung 
Tod               iifT   1  r  u  .  rb«  fäh  i  g  k  e  i  t 
Gcwcrbl.  Bcrufsgenosscn^h.  .    .    343S        S55         20 ^479 

LandwittKh.       „            .   .    2261        500        •  7 1 85  12485 

Ausfllhrungsbehörden    ....     551        337         ]  743  759 

BauA'erncbemngianslalten              iil         32           535  264 

zusammen   6361       1784        394S7  ^t^7 

dagegen  1893:  6336      2507       36670  17  216 

Die  Zahl  der  Todesfälle  ist  also  1894  nahezu  die  gleiche  gewesen 
wie  im  vorhergehenden  Jahre,  die  der  Unfölle,  die  völlige  Erwerbsun- 
fähigkeit zur  Folge  hatten,  ist  soi^ar  sehr  bedeutend  zurückgegangen. 
Nur  die  !ei<hlcien  Unfälle,  durch  deren  F)lp;en  die  Verletzten  teilwci«;? 
oder  vorübergehend  erwerljsunfähig  wurden,  h;il)cn  sich  vermehrt  und 
zwar  recht  beträchtlich.  Zum  Teil  mag  sich  diese  Krs(  iieinung  aus  einer 
anderen  ßcmteilung  der  Unfallfolgen  durch  die  berichtenden  Bcruts- 
genossenschaften,  Behörden  u.  s.  w.  erklären,  zum  Teil  aus  den  wachsenden 
Erfolgen  des  Heilverfahrens  nach  der  Verletzung,  zum  gröftten  Teil  aber 
zweifellos  aus  der  vorhin  schon  hervorgehobenen  Thateache,  dafs  nicht 
eigentlich  mehr  Unfälle  vorgekommen,  sondern  nur  mehr  Ijekannt 
geworden  imd  entschädigt  sind.  Die  sch wer en  UnßÜle  sind  natur- 
gemäfs  von  Anfang  an  ricTnlich  vollständig  bck.tnnt  geworden,  während 
viele  kleinere  \  crlet/ungen,  f'.ir  die  jetzt  Entschädigungen  gewährt  werden 
früher  kaum  beachtet  worden  sind. 

Auffallend  ist  auch  im  Berichtsjaiirc  wiederum,  dafs  bei  den  land- 
wirtschaftlichen Benifsgenossenschalten  im  Vergleich  zu  den  gewerblichen 
Berufsgenossenschaften  unverhältnismärsig  viel  Unfälle  nur  vorüber- 
gehende Erwerbsunfähigkeit  zur  Folge  hatten.  Man  vergleiche  dazu  das 
bereits  Bd.  VII  S.  698 — 699  des  Archivs  Gesagte. 


Digitized  by  Google 


78o 


Dem  Alter  und  Geschlecht  nach  waren  unter  den  Verletzten  bd  den 


Jugendliche 

Frwarl 

(unter  16 

Jahrcni 

maiiniichc 

wiiblicli«' 

mäunlicho 

weiblich 

gewerbl.  Bcrarsgenoss^nscluifteii    .  . 

30555 

969 

116 

laodwimd».        „                ■  • 

«375» 

7589 

86S 

28» 

3320 

65 

4 

Haa-Vcr«icherttii£«uistalten    .    .    .  . 

<v;o 

14 

8 

zusamnit-n 

>^  347 

SS25 

1S49 

39S 

53479 

7279 

1  627 

344 

Die  'rhat-«a(  he,  ('.als  die  wiiltlii  he  Arbeit  in  der  Landwutscliaft  eine 
weit  grofsere  Rolle  spielt  ais  in  der  Industrie,  macht  sich  in  diesen 
&hlen  wieder  deutlich  bemerkbar.  Im  ganzen  haben  die  Unfittle  in 
allen  vier  Kategorien  von  Arbeitern  gegen  das  Jahr  1893  zugenommen, 
verhältnismäfsig  am  meisten  bei  den  erwachsenen  weiblichen  Personen. 
Wie  Industrie  und  Landwirtschaft,  besonders  genommen,  an  dieser  Zu- 
nahme beteih'gt  sind,  ist  daraus  ZU  entnehmen,  dafs  im  vorhergehendeo 
Jahre  (1895)  entschädigten  die 

Erwachsene  Jugendliche 
gewerbL  Bemfsgcnoss.    39 180  mfinnl.   986  wtibl.      907  männl.   98  wciU.  Pefs. 
landwirtsch.      „  20371     „      6234     „         704     „  344 

Die  Unfallursachen  fafst  die  amtliche  Statistik  in  14  Gruppen 
ausammen.  Unter  diesen  heben  wir  die  folgenden  7  Grup^>eQ  hen'or, 
die  sich  durch  die  weitaus  gröfsten  Zahlen  auszeichnen: 


c 

^^ 

B  c 

.5  ^ 

r"  C 

Es  wurden  Lnlällc  ver- 

H 

C  - 

u 
c  § 

ursacht  in  den 

.  p— > 

-i 

c  .c 

M 

c  -r 
o< 

1= 

S 

j^rwerbl.  niTuragenossensd]. 

6850 

5466 

laiifhxirfM"!5. 

30  J  9 

2250 

0045 

Ausi  uhruntj!.btliur(ien .    .  . 

130 

572 

417 

HM-Ver»icherttiigsanstAUen . 

 8 

246 

_  304 

zusammen 

20007" 

"  8937 

15232 

also  N  im  alli-n  cntjchSdigten 

rnHilL  n  pCl  

14.4 

12.8 

21 .9 

daytgen  i«93-.  pCt.  .    .  . 

14.7 

12.S 

22.0 

1892           .    .  . 

»5  7 

13-2 
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t8.o 

..  1890  

1S.5 

14.6 

18.3 

c 
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9.9 
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Den  ersten  Platz  unter  den  Unfattttxsachen  hat  also  der  Fall  von 
Leitern  und  Treppen,  in  Vertiefungen  u.  s.  w.  bewahrt.  In  weitem  Ab- 
stand davon  nimnu  dann  der  eigentlich  ina=;rhinelle  Betrieb  iMotoren, 
Transmissionen,  Arheitsiu.-ist  hinen  den  zweiten  Platz  ein.  Diese  Rang- 
ordnung wird  durcli  die  Landu  irtschafi  bestimmt;  in  der  induj.lrie  allein 
steht,  wie  unsere  Zusammenstellung  lehrt,  immer  noch  der  maschinelle 
Betrieb  als  Unfallursachc  obenan.  Die  Bedienung  einfachen  Handwerks« 
zeugs  (Hämmer,  Spaten  u.  s.  w.)  hat  sich  im  Berichtsjahr  wiederum  noch 
gefährlicher  gexeigt  als  im  vorhergehenden  Jahre :  sie  hat  mehr  als  halb 
soviel  Unfälle  mit  sich  gebracht  als  der  eigentlich  maschinelle  Betrieb. 
Wir  wollen  an  dieser  Stelle  auf  eine  weitere  Betrachtung  der  mitgeteilten 
Zahlen  nicht  eingehen  und  nur,  wie  in  den  früheren  Jahren,  wieder 
daraut  hindeuten,  dafs  die  Zahlen  für  die  Zu e*  knialsigkeu  ilci  Au'^dehniing 
der  Unfallversicherung  auf  alle  l  hatigkeitskreise  zu  sprechen  schemeu. 

3.  Verwaltungskosten.  Aufser den Vnfallentschädigungen waren 
im  Jahre  1894  folgende  Ausgaben  entstanden; 

Kosten  der  Unfall- 


unlcrsU'"liKiii,'rn  11. 

Schie<l>- 

Unfall. 

.\Ug'-n\rin<s 

<1 

-■r  Fr4>i.-llt;n;^'  .Lr 

}{criclils- 

verhütun^^s- 

Vcrwaltungs- 

Kntschadigunjjcn. 

k(j»l<Mi. 

kosten 

ko>t'-n. 

M. 

M. 

M. 

M. 

Gewerbliche  Berufs- 

genosäeosehaften  . 

836447.88 

459732-55 

6»9  37035 

4762926.33  •) 

Landwirtsch.  Berufsi» 

gc^no>senacliaften  . 

S4S773-aS 

i8ioi6.$3 

19276.70 

1  582281.2a 

Au>fUlirunßshehc«rdcii 

27924.19 

35  5S«ö4 

tS  190.36 

8o59'2i 

I?iiu-Vcr>iclicrungs« 

aiustaltcn  .    .    ,  . 

"5936.77 

:>  379  95 

4667.03 

31.)  691.94 

1 42608:1.09 

679681.67 

661  504.44 

667295H  7u 

Dagegen  1S9J 

1 205  346.23 

6338Ä5S9 

569502.12 

6057958.09 

Es  sfaid  also  wiederum  alle  Posten  gegen  das  vorhergehende  Jahr 
gestiegen,  die  besonders  interessierenden  aUgemeinen  Verwaltungskosten 
um  rund  10  pCt  Diese  Steigerung  entspridit  durchaus  dem  aimehmenden 

rtiifang  der  Geschäfte  und  giebt  zu  keinen  Bedenken  Veranlassung. 
Ein  Rückblick  auf  die  früheren  Jahre  ergiebt,  dafs  sich  im  besonderen  bei 


*)  Hierin  sind  die  PaiuehbttrSi^e,  die  nach  §  17  Ab».  6  des  Bautmlallverstche* 
niiifsgeMties  den  BaugewerkS'Bemf^genosMnacliaften  und  der  Tiefbau  •BeraCs' 
gauMMiudiaft  fftr  nicht  au&icheidbare  Anteitkostcn  der  Versicherani^ßstalten  vua 
diesen  ersetzt  worden  sind,  im  Betrage  von  109007.20  Mk.  nicht  enthalte»,  da 
diese  Fawschbeträge  bereits  bei  den  VersichenugaanalBlten  als  Ausgabe  erscheiaeo. 


« 
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den  ge\verT)]ichen  Berufsgenossenschatten  die  allgemeineo  Verwaltungs- 
kosten  beliefen 

iSSt>  nuf  2  3:4294.32  Nlk.  (Hier  i  357.9  Mk.  auf  1000  "Mk.  Entschädigong 


1SS7  .. 

2S97  1 05.87 

ti 

539-2 

M 

IT 

lüuü 

t% 

*» 

18SS  „ 

3217342.11 

11 

371-4 

IT 

1000 

'» 

fi 

ISS9  „ 

3549412.51 

5t 

II 

2S9.1 

»» 

•« 

1000 

1? 

»I 

1890  „ 

t» 

II 

227.5 

u 

M 

1000 

11 

n 

1891  „ 

3990337.50 

«» 

«t 

196.7 

>l 

T1 

1000 

n 

'1 

1892  „ 

4233038.17 

n 

>i 

176.6 

M 

n 

1000 

n 

t» 

1893 

4453285.22 

U 

t» 

1Ö2.1 

M 

)i 

1000 

'» 

;S94  ., 

4762926.33 

^  1 

1» 

153» 

M 

•1 

1000 

Oie  beständige,  aber  immer  langsamer  werdende  Abnahme  der  Ver- 
waltungskostcn  im  Verhältnis  zu  der  Entschädigungssumme  läfst  ikutli»Ii 
die  dnrrhnns  normale  Entwickelung  des  V'erwaltnngsaufwandes  im  L;-a)/cn 
genommen  erkennen,  l'eber  die  Art,  wie  das  statistische  Material.  yh> 
liber  die  Verwaltung  der  e i n /. e I  n cn  Geuossenschatien  vorliegt,  beui teilt 
werden  mufs,  haben  wir  uns  bereits  früher  (Bd.  V  S.  684-^685)  ausge- 
pochen. 

Die  Aufwendungen  für  die  Unfallverhütung  sind  nach  der 

Zusammenstellung  auf  der  vorhergehenden  Seite  bedeutend  gewachsen: 
von  569502  Mk.  auf  661  504  Mk. ,  also  um  rund  16  pCt.  Dies  ist 
jedoch  nur  Schein.  Unter  den  Unfallverhütunc^skosten  befinden  sich 
nämlich  auch  die  Kosten  der  Fürsorge  für  Verletzte  innerhalb  der  ersten 
13  Wochen  nach  dem  I  n  falle,  Kosten,  die  die  Herufsgenossenschafien 
u.  s.  w.  freiwillig  durch  Eingreifen  in  das  Heilverfahren  vor  Ablauf  der 
Wartezeit  auf  sich  nehmen.  Solche  Kosten  können  natürlich  erst  ent* 
stehen,  nachdem  die  Unfälle  geschehen  sind;  sie  dienen  daher  nicht  der 
Verhütung  von  Unfällen,  sondern  der  Verringerung  der  Unfallfolgen  und 
müssen  somit  logischerweise  aus  den  Ausgaben  für  Unfallverhütung  aU-< 
gemerzt  werden.  Diese  Beträge  stellen  sich  nun  1894  auf  21g  635.05  Mk. 
gegen  114712.59  Mk.  im  Jahre  1893,  sind  also  um  mehr  100000  Mk. 
gestiegen.  Daraus  folgt,  dafs  die  wirklichen  .Ausgaben  für  die  l  nfallver- 
hütung  sich  nicht  vermehrt,  sondern  sogar  etwas  verringert  haben.  Unter 
diesen  Umständen  wird  man  dem  .\nwachsen  der  Beauftragtenstellen  von 
170  auf  209  keine  allzu  grofse  Bedeutung  zuschreiben  können.  Nicht 
die  Schaffung  derartiger  Stellen  f^lt  ins  Gewicht,  sondern  die  that- 
sächliche  Revisionsarbeit  der  sachverständ^en  Beamten  (Ingenieure). 
Im  übrigen  bitten  wir  hier  das  im  Bd  VII  S.  701 — 702  Gesagte  xa 
vergleichen. 

Die  L'TÖHsten  .Ausgaben  für  die  Unfallverhütung  haben  wiederum 
die  Berutsi:enossensrhaft  der  chemischen  Industrie,  die  Ziegelei-,  die  Stein- 
bruchs- und  die  Tiefbau-Berufsgenossenschaft  gemacht. 

Die  Reservefonds  der  Berufsgenossenschaften  und  Bau•Ve^ 
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sicherungsanKtalten  endlich  (die  Ausfuhrungsbehürden  sammeln  keine 
Reservefonds  an,  die  landwirtschaftlichen  Bcrufsgenosscnschaften  nur 
ausnahmsweise)  vergrölserten  sich  1894  in  folgender  Weise: 

Einlagen  in  die  Bestand  der  Rosonofonds 

RMcrvefondx.  am  Schlusai«  de»  Jahre»  1894. 

M.  M. 

Gewrrbl.  Beiuf^cnossenscbaßea      937i>703.6S  109587530.22 

Landwirtscb.         „  944480.57  4055994'5> 

Ban-VcrtächCTqngs«n*tiltep    .   .  ^37 ^22.98   474  373'^  

Zusammen     10  361 007.23  1 14  U  7  888.34 

Dagegen  1893:     12314617.19  100891736.25 

Hierbei  sind  alle  Einlagen,  die  bis  zum  25.  August  1895  gemacht 
worden  sind,  noch  mit  berücksichtigt. 

Entnahmen  aus  dem  Reservefonds  sind  nur  bei  2  BerufsgenOBsen- 

Schäften  vorgekommen,  nämlich  bei  der  bayerischen  Holzindustrie*  tmd 
der  Tiefbau- Berti f'^genossenschaft,  und  >:war  bei  jener  im  Betrage  von 
17  816.95  Mk.,  bei  dieser  von  301  425.59  Mk. 

4,  L  h  II  s  1  a  t  i  s  t  i  k.  Auf  die  in  den  Rechnungsergebnissen  zu- 
sammengestellten Lohnangaben  gehen  wir  wiederum  nicht  näher  ein,  da 
sie  r.tis  den  früher  Bd.  II  S.  645  und  Bd.  IV  S.  538  dargelegten  (Irunden 
jedes  slalisti^<:hen  Wertes  eiul »ehren.  Die  Summe  der  fiir  die  Beitrags- 
berechnung in  Ansatz  gebrachten  Lohne  und  (lehälter  der  in  den  £^e- 
werblichcn  Bcrufsgenossenschaften  versicherten  Personen  belief  sich  im 
Berichtsjahre  auf  3  431  714  3S0.38  Mk.  gegen  3  366  587  328.77  Mk.  im 
Jahre  1893. 

II.  Invaliditäts-  und  Altersversicherung. 

!.  Organisation.  Im  Jahre  1804,  dem  vierten  seit  dem  Inkraft- 
treten des  Invaliditäts-  und  Altersversichcrungsire-etze^,  bestanden  wie  in 
den  vorhergehenden  Jahren  31  V'ersicherungsanstalieii,  die  folgende  Or- 
gane hatten: 

dagegen 
1894       1893     1892  1891 

Mitglieder  der  VorütSnde   150         147       150  149 

Darontcr  «tbeamtete*'   73         69        72  72 

Hülfsarbciter  der  Vort>täniI<-   23  28         26  39 

Hurtrau-,  Kausen-  und  Kamleibcamte   qSi        889       799  578 

L'nlcrh»':\rr.t«-   S7  7;  6g  51 

Mitgli.  ltr  der  .-^u-chüsM-   6i8         61S  618 

VertraufUhmänncr  ^^5  77^      txjjoo    5^033  36080 

KonlroUbcarate   303  397        289  239 

Schiedsgerichte   605        606       613  613 
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dagegen 


1S94        1893      1S92  1891 

Uesondcre  Markcnvcrkaulsütellen    ......     92Ü2       8914      8293  79^4 

Mit  der  lMtrii|^i«inztehanff  betraute  KnnkenkasMn     4S19      4642     4425  445^ 

In  gl<'ich«  r  W'^  i  ■  inil«  irk 'n*!  -  (ienicindcbcliordfn 
und  M>aätij;e  vun  den  I.audes*Zentralbehurden 

bexeichnete  SCelleii  2936      2862     2906     5 142 

Irgendwelche  ins  Gewicht  fallende  Aendeningen  sind  also  in  der 
Oiganisation  nicht  vorgekommen.  Dafs  sich  das  eigentliche  Beamten- 
personal wieder  vermehrt  hat  und  auch  die  Zahl  der  Vertraaensmärnmer, 

der  Marken  Verkaufsstellen  u.  s.  w.  /.ugenoraraen  hat,  entspricht  bei  dem 
wachsenden  l'rafange  der  Geschäfte  nur  der  Natur  der  Dinge. 

Aufser  den  Versicherungsanstalten  waren  an  der  Ausriiliriing  de> 
Gesetzes  noch  9  1893:9,  jSqrrQ,  1891:8;  besondere  Ka^^e^^ein- 
richtungen  beteiligt,  nämlich  5  Kiscnhahniicnsionskassen  —  die  prcufsische, 
bayerische,  sachsische,  badische  und  die  Reicha-Kiscnbahnpensionskasse  — 
und  4  ,1893  :  4,  1892  :  4,  1S91  :  3;  Knappschaftspensionskassen  —  die 
norddeutsche,  Saarbrücker,  Bochumer  und  die  für  da»  Königreich  Sachsen. 

Rechnet  man  46  Beitragsmarken  auf  eine  versicherte  Person,  so 
waren  nach  dem  Material  der  Rechnungsergebnisse  im  Jahre  1894  nur 
9,6  Millionen  (gegen  9  '  .j  Mill.  1S93  und  9^  Mill.  1S92  und  1891 
Personen  versirhcrt.    Die  Durchführung  des  Gesetzes  in  der  Praxis  hat 
sich  also  noch  nicht  gebessert  (z.  vgl.  das  Bd.  V'U  S.  703 — 704  Dari^ele^te  . 

2.  Leistungen,  .Aufwand  und  Vermögen  der  \er- 
sicherungsanstalten.  Die  Zalü  der  von  den  31  Versicherungs- 
anstalten bewilligten  Renten  betrug 

1S94        1893         1892  1891  Zosamtnen 

AUersrontcn     ....      33442       3'  '7^       42218       130774  237610 
Invalidearcntcn    .    .    .     44397       33228       16  529  27  04 '.Si  

zusi»mmcn      77839       64404       ^^74/  33^791 

Die  Zunahme  der  Zahl  der  Altersrenten  im  Jahre  1804  findet 
darin  ihre  l-'rkUmmg,  dafs  flir  eine  grofse  Anzahl  von  Hausgewerbe- 
treibenden der  lextilindusirie  aui  (irund  des  Buudearatsbeschlusscs  vom 
I.  Män  iSq4  die  Berechtigung  znm  Bezüge  der  Altersrente  neu  ein* 
getreten  ist 

An  Entschädigungsbetragen  wurden  von  den  Versicherungsanstalten 
gesahlt  an 

1894  1893  1S92  1891  /.u^ammen 

M.  M.  .M.  M.  M. 

.\ltcrsrcnten  .  14377  586.05  13336163.55  12318 781.21  904{i43';.35  490809Ö6.16 
Invalid<-nrvnt<?n     5388486.88    2797596.06      7t36oat9  9.45  8899692.58 

Kapitalabfmdgn. 

an  Ausländer  907.01  963.00  64.60         339-6o  3274.21 

Kosten  d.  Hcil- 

verlnhrf-n^      .      362773,78       107179.21        3»  ^.5 5  7'^  30i  09  502090.68 

zusaninit-ti    20129753.72  IU24I90I.82  13064281.70  9049080.39  56485023.63 
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Recht  erireulicb  ist,  da&  die  Aufwendungen  für  das  Heilverfahren 
stark  zugenommen  haben.   Allerdings  wird  diese  Art  der  Fürsorge  von 

den  einzelnen  Versicherungsanstalten  noch  in  sehr  verschiedenem  Giade 
angewandt:  während  die  Versicherungsanstalt  Berlin  allein  über  150000  Mk. 
für  diesen  Zweck  veraiing^abt  hat,  sind  beispielsweise  den  bayerischen  Ver- 
sicherungsanstalten gar  keine  oder  last  gar  keine  Ausgaben  für  das  Heil- 
verfahren erwachsen.  Mit  der  Zeit  wird  hier  hoftentlich  eine  gröfsere 
Cileichmäfsigkeit  des  \  erfahrens  und  zwar  in  der  Richtung  eines  moghctist 
gründlichen  Heilverfahrens  erzielt  werden. 

An  Renten  wurden  auf  Anweisung  der  31  Versicherungsanstalten 
und  9  Kasseneinrichtungen  im  ganzen  ausgezahlt: 


Altersrenten  . 
IhTalidenreiiten 


/usammou  1S94: 
«Jagcjjeii  1893; 

1893: 
1891; 


lies  Kricbs 

M. 

9082  186.28 
4 172710.20 

13854890.57 
II  361653.01 
8971073^ 
6049848.41 


Anteil 

der  Vrrsirheriinj;>- 
anstalten  etc. 

M. 

14792  25721 
6000473*- 

20792  7  jO.Zi 

16  7S4  534.44 

13453963.»! 
9*56905.93 


Zusammcu 
M. 

2447444349 
10173183.39 

\4  047  626. 78 
28046  187.45 
33435035.25 
»5306754.34 


Der  Durchschnittsbetrag  der  von  den  Versicherungsanstalt«!  be- 
willigten Renten  stellt  sich  bei  den  Renten,  deren  Beginn  fällt 


in  dos  Jahr  1891  auf 
»   n     II    1B93  u 

«I     n       II      1893  II 
.1      1S94  II 


n 


Altersrenten 
M. 

»*3-35 
137.76 

13IM/7 
137.05 


Invalidenrenten 
M. 
115.38 
114-68 
117.97 
120.96 


Da  bei  der  Knuitti'luii^  d^e^er  Zahlen  —  nauicntluh  der  lui  1894 
—  naturlic  h  noch  uitlii  sämtliche  überhaupt  in  Frage  kiiauacncien  Renten 
berücksichtigt  werden  koiuiicn,  so  sind  sie  noch  nicht  als  endgültig  an- 
zusehen. Der  Rückgang  der  durchschnittlichen  Hohe  der  Altersrenten 
im  letzten  Jahre  findet  darin  seine  Erklärung,  dafs  die  zahlreichen  auf 
Grund  des  Bundesratsbeschlusses  vom  i.  März  1894  bewilligten  Alteis- 
renten  meist  auf  Berechtigte  aus  der  ersten  Ix)hnklasse  entfielen. 

Die  vom  Rechnungsbureau  des  Kelchs  -  \'ersicherungsanit>  vor- 
genommene Verteilung  der  Renten  auf  die  einzelnen  N'ersicherungS- 
anstalten  und  Kasseneinrif  hf.in^^cn  crua!),  dafs  ins  den  bis  zum  Schlufii 
des  Jahres  1894  verleüten  Renten  endgültig  zur  Last  fielen 
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Anzahl 

I.  den  Vemcb«nings- 

anstaltcn : 
Altersrent«nant'"il»'  336127 
Invalidcnrentcnanteilr  .  92650 
3.  den  Kasseneinrich« 
tungen: 

AltenrentenaatcUe .  .  434)$ 
InvaUdcnrentduaitcile .  6938 

Da  die  Renten,  an  deren  Aufbringung  mehrere  Versicherungsanstalten 
und  Kassenemrichtungen  beteiligt  waren,  hier  nut  jedem  der  Anteile  ge> 

zählt  sind,  so  übersteigt  die  Zahl  der  Rentenanteile  natfizlich  bedeutend 
die  der  Kentenempfänger,  die  von  der  Verteilung  bis  zum  Schluis  des 
Berichtsjahres  bereits  betroffen  worden  sind. 

Bei  der  Kapitalisierung  der  Altersrenten  ist  von  der  Voraussetzung 
ausgegangen,  dals  die  Renten  iLhenslänglirh  gezahlt  werden.  W  o  an  Stelle 
der  Altersrcntenanieile  Iiivalidearentenanteile  treten,  mufs  daher  ein  Teil 
des  Kapitalwertes  wieder  abgesetzt  werden,  in  den  Rechnungsergebnissen 
wird  dieser  auf  429  439  Mk.  angegeben, ')  so  dafs  sich  der'Kapitalwert  der 
Rentenanteiie  der  Versidierungsansulien  insgesamt  auf  1 47  680  560  Mk.  stellt 

Von  den  Rentenanteilen  waren  bis  zum  Schlüsse  des  Jahres  1894 
bereits  wieder  in  Weg&ll  gekommen 

Grund  des  Wegfall» 
AnttU  ^lir«sbetr«|r     Tod     Kapital-  Invali*  Erwerbt-  Andere 
M.  abfindnn^  ditai  fShtgikcit  Gittnde 

1.  bei  «len  Ver- 
sich cruQgs« 
aastalten: 

Altcrsrrntcti- 

anl«-il.     .    .    52959  3789346.18     5040S  10         2  222       —  319 

Invalidctirtutcn- 

anteüe    .   .  20895  1*79452-39   20271         9  —  29S 

2.  \"  ]  (1.  K.i^Nfn- 
cinnchtungrn : 

Altcrärcntcu-  | 

anfeile    .   .     1014  10318544 

_        .  ;   nicht  angegeben. 

inTaudenrcnten»  1 

antcile   .   .     1715  to9433-S6| 

')  I>i«-se  429439  Mk.  entsprechen  tlcm  KapitAlwert  der  Invalidenrfntenam- i1  •. 

Nirhf  t'  i  lit  \  «•rvtiindlirh  ist,  wanm?  in  '1<mi  R<'t  hnunj^s»Tjj«*hnt><rr>  dis^cr  un-i  nu  ht 
tlcr  K.ipüal We  rt  der  durch  sie  ersetzten  Ailrrsrentenanteüe  von  dem  G«.*kanitwert  ab- 
gezogen wird. 


Jabresbetnig    Kapitalvcrt    Durrh^rl»n  Tabf«*- 

bctrag  »•in-?-  Anteil» 
M.  M.  M. 


«724573731  ()7^2^^<7'J  7303 
5777620.33    50580920  62.3b 


„j^,^  angegeben 
445031.38/  ^  l  64.24 
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Ernstt  Lauge,  SUUsük  d.  LnlalhcrAicherung  etc.  im  Deut»:bcn  Keicli  1 894.  j^j 

Somit  waren  Ende  1894  noch  nhlbur 
t,  bei  den  VcnidieraiiSMiMtalten: 

Altenrentenaiiteile   .  .   183168  mit  einem  Jnbresbetnig  von  13  AS^  391-0$  M. 

InT^idenientcnanteile  .     7175$  %,      n  »  h     4498167.94  „ 

3.  bei  den  Kassfneinrichtiingen: 

Altcrsrentenamoilt  3370  „      „  „  „       335  387-97  « 

Invalidenrentenuueüc  .      5213  „      „  „  „       335597-SS  » 

Nach  den  Gebuitsjahren  stellt  sich  der  Bestand  an  Rentenanteilen 
folgendermaßen : 

I.  Versicherungsanstalten. 

Altersrentenanteile. 

Jahresbetrag 


Aiuahl 

I>Cl. 

M. 

1824  [70  jährige  Rentenempfänger)    .  . 

II  911 

6.50 

070062.17 

7.22 

i8a3  (71  „ 

n 

)   .  ' 

23129 

12.63 

1  77Q  t42.20 

13.22 

iSaa  (7a  „ 

*• 

)   .  . 

24811 

1354 

1  8<6  VtA.tA 

13.80 

«821  U3  ». 

11 

)   •  • 

.  24966 

13.63 

I  8t<  178.91 

It.62 

1830  {74  „ 

it 

)   .  . 

2190t 

11.96 

1 599 142.40 

11.88 

1819  (75  - 

ft 

)    •  • 

■  18939 

10,34 

1369894.75 

10.18 

iSiS— ^1814  (76 — 80 jähr. Rentencmpftnger)  46206 

3270753.88 

24-31 

iSij-1809  (81^85 

1» 

n 

j  lOOIl 

5-47 

689  630.96 

5>2 

iSoS— 1804  (86—90 

II 

tf 

)        l  19^^ 

0.65 

81  127.40 

0.60 

1803  o.  früher  (9ijähr.  u. 

älter«- 

II 

)  96 

0.05 

6214.20 

0.05 

InTalidearenteaanteile. 

Aninhl 

pGt 

M. 

1874^1869  (20— asj&hiige  Renteaempfkager)  1097 

1.53 

61350.8s 

1,36 

1868—1864  (26-^30 

n 

«1 

)  »704 

a.37 

91 598.73 

2.04 

1863—1859  (31—35 

>t 

» 

)  «9S7 

2.73 

110298.19 

MS 

1858—1854  (36—40 

1« 

ti 

}  2429 

3.3« 

141 627.1 1 

3  15 

1853—1849  (41—45 

II 

it 

)  3619 

5.04 

219692.48 

4.88 

1848—1844  (46—50 

n 

II 

^  4913 

6.85 

306  1 31  65 

681 

1843—1839  '51-55 

1» 

II 

)    7  354 

10.25 

466083.54 

10.36 

1838— 1834  156-  60 

II 

n 

)  10527 

14.67 

671  521.94 

14-93 

1833—1829  (61—65 

II 

II 

)  15296 

21.32 

976979.20 

21.72 

18*8—1824  (66—70 

M 

II 

)  18276 

25-47 

I  167451.67 

2595 

1823  B.  frBher  (71  jibr.  o.  Htm 

• 

II 

)  4533 

6.39 

«8S43».S8 

6.3s 

2.  Kasseneinrichtungen. 

Altersrente  na  nteil 

e. 

Jabresbetng 

Anzahl 

pCt 

M. 

pCt 

1824  (70jShcige  Real 

tenei 

npfMager) .  . 

485 

>4-39 

51  733.66 

«5-43 

1823  (71  M 

1« 

612 

18.16 

60307.36 

17.98 
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MineDcii. 


laliMslii^tnp 

Anzahl 

pCt. 

M. 

P<;t. 

1822  :72  iährißc  Kentencmpfsüllfer)  .  . 

•  • 

5  84 

17-33 

45  75<'-40 

13^4 

1*21   73    M              »•           J  • 

440 

1305 

44  •.»7.57 

13  39 

i8ao  (74    „             „           )  . 

»  * 

347 

to.30 

36907.20 

11.01 

1819  175    „              „           )  . 

•  • 

273 

8.to 

29155.60 

8.69 

181 8    1^:4  76— So  jähr.  Rcnteoempfibiger) 

549 

l6.2C) 

>8  297.83 

17.3S 

iHi       :  ho<j  'S  1—85    .,  „ 

) 

72 

214 

I&ü8—  ii»04       — 90   „  „ 

) 

8 

0.24 

708.20 

0.2i 

1803  u.  frBher  (91  jähr.it.S]tere  „ 

) 

Invalidcnrontenautc 

1 1  c. 

Anuihl 

pCt. 

M. 

1874 — i8b9  20 — 25  jähr.  RenteoempAuiger) 

34 

0.65 

0.52 

1868    1864  '26—30   „  „ 

) 

7« 

1.4b 

4  217.47 

1.26 

1803—1859  (31-35  „ 

} 

144 

a«76 

8404.Q4 

1858—1854  (36—40  „  „ 

) 

202 

3-88 

13  147.19 

3.62 

1853    1849  4»— 45  » 

) 

292 

5.60 

18010.89 

5-37 

1848—1844  146—50  „  „ 

) 

454 

K71 

28  886.70 

S  61 

1843— 1839  <  5 1—55  „  „ 

) 

15.40 

5«  557-47 

1838—1834  (56—60  „  „ 

) 

1028 

19.72 

68980.57 

20.56 

1933—1899  (61—65  „  „ 

) 

22.16 

75347-94 

22.45 

1828—1824  (66—70  „  „ 

) 

890 

17.07 

57448-23 

17.12 

1823  u.  früher  {71  jKlir.  ».filtere  „ 

) 

»35 

2.59 

8838.43 

a.63 

Bei  den  Ahefsrenteiiaiiteilen  kann  das  Geburtsjahr  1824  ftir  die 
Vergleichung  nicht  mit  herangezogen  werden,  weil  naturgemäfs  bis  Ende 
1894  erst  ein  l'eil  der  bewilligten  Altersrenten  aus  diesem  Jahigange  — 

etwa  die  Hälfte  —  verteilt  war.  Im  ührif^en  nimmt  aii.s  naheliegenden 
Gründen  mit  dera  Alter  <ler  Kmprängt  i  die  An/alil  und  der  fahreshetrag 
der  .Altersrenten  ab,  der  Invalidenrenten  al)ei  /u  etwa  bis  zum  70  l  ei-cns- 
jahre,  von  wo  ab  jetzt  noch  der  grui?>lc  Teil  der  eiwerbsunfhiüg  werdenden 
Personen  die  ihnen  bereits  bewilligten  Altersrenten  weiter  bezieht. 

Die  Verwaltungskosten  der  Versicheningsanstalten  stellen  sich 
folgendennafsen : 

1894  1893  1892  1891 

M.  M,  M  M. 

3918809.68  3765547- 


Laufcndi  V.  r\vaUung«.kostcn 

Kosten  der  Erhebungen  vor 
Gewährung  von  Renten  . 

Scbicdsfrerichttkosten .   .  . 

Kosten  der  Kontrolle     .  . 

Ko>-ten  <l.  r  Kochtshilfe  .  . 

Andere    nicht  vurge»cheuc 
Attsgftben  .   .   .  . 

Zu»».  Vcrwaltungskostcn 


3692801.90  3261147.34 


143011.21 

30745«-39 

589699.27 

3273.6« 

79 144-77 

5  04 1  39 1 . 


84009.18 
3«4  595-03 
503210.55 
3941.60 

82255.03 

4  7t»3  55i>39 


47650.81 
361001.3a 

438849  35 
5847.13 

55273.66 

4601  424.17 


Da/u  Entschadi^ningen  .  20129753.72   16241  Wl.82  13064281.70 


6892.49 
«55875-73 

193453-3* 
55«3.4« 

398 139.51 

4  121 021.91 
9040080.39 


Ziuammen  Aufgaben   .  25171144.72  210054O0.21  17665705.87  1317010^30 
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Ernst  Lange,  SUtistik  d.  Unfall vemchcrung  etc.  im  Dentschen  Reich  1S94. 


An  Einnahmen  stehen  diesen  Ausgaben  gegenüber: 


1894 

M. 

927304^1  28 


Erluä  aus  den  Beitrags- 
markett    .    ,    .    .  . 

Erstattutif;  von  Renten» 

/.ihhiiiji^fn  .... 

Strafgelder  und  verschie- 
dene EimMbDcn  .   .  562332.65 

Zinsen   7984858.68 

Mi«?tc    und    Padit  «VS 

Grundbesitz  ....  19  558.36 

Gewinn  bei  Vcrändening 
»0«  K»pätiilMil*een   .   — 

Zusammen :  Einnahmen  10 1   20  3  54  8  5 

Davon  ab:  Ausgaben  25171  144.72 

Bleibt:  Bestand 

DsTon  ab:  Emla|;eR  in 

die  RcsenffoinK 

Blcil)t  vf-rlü^-har 
Hierzu  verfugbarer  Be 


«893 
M. 

89892  206.72 


1892  1891 
M.  M. 
88530623.30  88886971.06 


33173.88        31^3-39        9»S7o.tA  7968.58 


17903794 
S797S46-47 

15671.21 


76  158210.13 
7  340838.33 


95  9»  5  705-73 
21 005  460  21 

74910105.52 


163744.86  30073.61 
3340034.38  708858.S8 

8742.07  4426.83 

—  ^994-6o 

02070714.75  So<^47 -f^.v^ö 
17  f'165  705. S7  r;  I  70  loS 
7440500S.88  704771^4.9(1 


6  37«  5341«     9  276  797.313440417.83 


68817371.90  68538770.71    65138311.57  73036757.13 

stand  «08  dem  Vorjahr  30704081 1.59  13S  502040.88    73373829.31  — 

Ergicbt  verfUgb.  Gesamt- 
bestand a.jBhres«cblufs  375858183.49  307040811.59  t38503040.88  73036757.13 

Diese  Zahlen  stimmen  sum  Teil  nicht  genau  mit  den  in  den 
Rechnungsergebnissen  mitgeteilten  Uberein;  namentlich  ist  der  Bestand 

am  Schlufs  der  Jahre  1893  und  1894  in  unserer  Aufstellung  um  je 

180000  Mk.  höher,  als  ihn  die  Rechniingscrgebnisse  angeben.  Der 
Gnind  dieser  Differenz  ist  in  offenliaren  Ret  hcnfehlem  in  den  'I'.ihellen 
des  Reichs-VersicheningsamtH  zw  siu  heu  —  wie  auf  S.  241  Bd  iX  naher 
auseinandergesetzt  worden  ist.  Khenso  gilt  auch  das  dort  weiter  Gesagte 
unverändert  für  die  üben  initgeleilteu  Zahlen. 

Das  Gesamtvermögen  der  Versicherungsanstalten  setzt  sich  am  Schlüsse 
der  angegebenen  Jahre  aus  folgenden  Bestandteilen  zusammen: 


1894 

M. 


M. 


1892 
M, 


1891 
M. 


9280380.72     5617942.90     4361868.08  1043577.70 


Kassenbestand,  ein« 

schliefNÜi  h     der  Gut- 

Wcnp.ipierc     untl  -L'r- 

kandcn  (Ankanfspreise)  385703691.75  213303535.41  141535831.—  73445589.90 

Grnnd^tü>kr  AnkaiiTspr.)  8587897.34      7667037.76      5365793.3O  I976019.33 

Brim  .\nkauf  von  Wert- 
papieren erstattete,  am 
Schlüsse  des  Jahres  noch 
nicht  wieder  eingesogene 

Zinsen   .    .    .    .    .    .  130l8.l3 

Zotammen  303570969.7  t  336587506.07  151363483.38  76477184.96 

Hier«!  Wert  d-faTentarien  74 1 639.87      6 1  g  s  '3-^       537710.59  283113.31 

Gesamtvennögen  304313609.58  337300019.67  15  ['891 193.87  76760397.37 
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Miszellen. 


Von  dem  Gesaxntvermögen  entfiel  auf  die  Resenrefands 


1894   27  893  7S0.33  M. 

»«93   I97a6<m«  *i 

1S9S   12861441^  „ 

><9«  34403*7-83  ..  •) 


Zietit  man  den  Bestand  der  Reservefonds  von  dem  nachgewiesenen 
Vennögen  für  1895  und  1894  ab,  ind^  man  den  Wert  der  Inventarien 
unberOckstchtigt  tiUst,  so  eigiebt  sich  als  verfügbarer  Gesamtbestand  am 

Scblnfs  des  Jahres  1893:  206  860  81 1.59  Mk.,  1894:  275  678  183.49  Mk., 
also  jedesmal  1 80  000  Mk.  weniger,  als  wir  soeben  auf  Grund  der  in 
den  Rei'hnungsergcbnissen  enthaltenen  Tabellen  berechnet  haben.  Uns 
fehlt  eine  befriedigende  Erklärung  fiir  diese  Diflerenz,  die  —  wie  be- 
reits hervorgehoben  — •  in  einer  fehlerhaften  Auf'<tellung  in  den  Rerhii'jngs- 
crgebnissen  für  1893  ihren  Gnind  hat  Es  waie  wünschenswert,  dafs 
sich  das  Reichs  -  Versicherungsatul,  dem  das  L'nnaterial  zur  Verfugung 
steht,  einmal  zur  Sache  ftufserte. 

Die  in  den  Wertpapieren  angelegten  Kapitalien  haben  sich  durch> 
schnittlich  vereinst 

189t  zu  3.67  pct 
1891  „  3.67 

1893  »  3  I» 

1894  „  3.65  „ 

Der  Verkauf  der  Beitragsmarken  gestaltete  sich  bei  allen 
Versicherungsanstalten  tusammen  folgenderma&en : 
1894         1893         1893  1891 
101468338     98286604     9984^4782    io8252904Vt  Beitngsmark.  I.  LobnU. 

174179022    169864669    171 272806    163529056  „         II.  „ 

102957200     09529474     94828134     01^40992  „        III.  „ 

63254909       00902050        SS4527S1        (.2  2So;Ol  „  IV.  „ 

Zus.  441859378    428583697  425  (104 ',53' •»  BeitraKsin.  aller  LohnkL 

Unter  den  Beitragsmarken  II.  Lohnkln^se  befanden  sich 

1891  22Sb55  DoppelnuurkcD 

1892  152760  „ 

1893  188413 

1894  273406  „ 

Für  1891  sind  in  den  Vorbemerkungen  zu  dem  TabellenwciK  uer 
Rechnungsergehnisse  fiir  1893  luid  1894  etwas  andere  Zahlen  .mgegeben, 
sü  dals  sich  die  Summe  der  Beitragsmarken  auf. 42 7  182  960  stellt. 
Die  Rechnungsergebnisse  würden  bedeutend  an  Wert  gewinnen,  wenn 

^)  Ueber  die  nifTermz  von  iaoi8.i3  Mk.  gegen  die  AJigaben  in  deo  Rechmni^ 
ergebnisaen  vgl.  Bd.  Vll  S.  707. 
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Ernst  Lange,  btatiätüc  U.  L'nfaUvcrsicherung  de.  im  Deutschen  Reich  1894. 


das  Reichs- Versichening^amt  m  der  Praxis  überginge,  nrtüiiiUdie  An- 
gaben aus  den  früheren  Jahren  ausdrücklich  als  soldie  m  beseichnen  und 
dafür  die  richtigen  anzugeben.  Bisher  hat  das  Reichs* Versicherungs- 
amt das  stets  vermieden,  lud  man  weifs  daher  nie,  ob  die  fiüheren  oder 

die  späteren  Zahlen  richtig  sind. 

Dem  Frozentsata  nach  entfielen  auf  die 

von  dm  l'pitra^'smarken  vom  Gcsamtfrlo» 

IS94     1893      1892      189I  1S94      1893       l&*42  1891 

pCt.  pCt.  pCi.  pCi.  pCt.  pCt.  p.Ct.  pCt 

I.  LohnkUss«    .  .  22,96  19,93  23'S3  25.35  *5-32  i5'3t  IS*76  17.06 

U.                  -  .   39-4«  3964  40-36  38-36  37-57  37-79  38-69  36-87 

(daruntf  r  Doppel- 
marken .    .    .    (0.06)  10.04)  10.04)  (o.Ojj  ♦  10.06)  10.04)  10.031  <o.o5) 

III.  Lohnklass«    .   .   23.30  23.22   22.34   21.66      26.65   '6.57   25.72  24.9S 

IV.  „  .   .    14.3a    I4.ai    13'77    «4-63      ao.46   ao.33    19.81  31.09 

Die  durchschnittliche  Hohe  des  einzehien  VVochenbeitrags  stellte  sich 

1891  auf  20.S1  rfennige 

1892  „  ao.S6 

1893  »  20.87 

1894  „  ao.99 

ist  also  von  Jahr  za  Jahr  ein  wenig  gestiegen. 


in.  Krankenversicherung. 

I.  Organisation.  D'ir<1i  reirhs-  oder  landescjeset/h'rhe  Be- 
stiram\ingcn  ist  der  Kreis  der  versi<  herten  Persoiu-n  iiri  jalire  1X04  nic  ht 
verändert  worden.  In  Sachsen  -  Mcinini;en  ist  iwar  dun  h  (  iesot/  vom 
26.  Januar  IÖ94  der  Versicherungszwang  auf  die  in  land-  und  iorsl- 
wirtschaftlichen  Betrieben  beschäftigten  Personen  erstreckt  worden,  aber 
dieses  Gesetz  ist  erst  am  i.  Januar  1895  in  Kraft  getreten.  Der  Kreis 
der  zwangsweise  versicherten  Personen  hat  sich  also  im  Berichtsjahre  nur 
durch  statutarische  Bestimmungen  von  Gemeinden  u.  s.  w.  verändert 

Die  Gesamtzahl  der  versicherten  Peisonen  betrag 

Zunahme  in  I'rt)/,«ntfn 
tun  Knde  Ucs  Jahres  von  Jahr  xu  Jahr    seit  1S85 


1885 

4  294  1 73 

t886 

4S70o«7 

6.4 

6.4 

1887 

4  843  236 

6.0 

12.8 

5  5>646i 

139 

28.5 

1889 

6071  035 

10. 1 

41,4 

^890 

6  342  828 

4-S 

477 

1891 

6  530  5'3 

3X> 

52.1 

189z 

6513738 

—0.3 

5'7 

1893 

675473.S 

3.7 

57.3 

1894 

6939412 

2.7 

61.9 
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Da  sich  bei  vielen  KasseD  der  Mi^Uedentud  je  iiadi  der  Jafaics* 

zeit  bedeutend  ändert,  so  ist  auch  noch  die  Zahl  der  M^;Ueder  im 
Jahresdurcfasdmitt  von  den  Kassen  festgestellt  worden.  Diese  Durch- 
schnittszahlen mirden  jedoch  erst  seit  1888  in  einer  Weise  ermittelt, 
dnfs  ein  Verpletrh  moplirh  i'Jt.  Wie  sich  die  Kntwickelung  seitdem  tu 
diesen  Zahlen  darstellt,  zeigt  die  folgende  AutsteUuog: 

Dozchifcliiiittl.  Zunahme  von  Jahr  n  Jahr 

MitfrlicdcRMhl  abaol«it  pQ. 


5398478 

iS89 

6144 199 

7457" 

13.8 

1890 

6579539 

435340 

7» 

1891 

6879921 

300382 

4.6 

1892 

*  955  049 

75  ia» 

i.t 

•  893 

7  io6So4 

>5'755 

2.2 

i»94 

7282609 

«75805 

a-5 

Kliat) 

jist  iuiUskasscn,  die  in 

der  Statistik 

nicht 

sind,  waren  im  Jahre  1894  durchschnittlich  472624  Personen  (1893: 
4^6  43 5 j  versichert,  sodafsalso  die  Gesamtzahl  der  Versicherten  7755  ^33 
oder  15.1  pCt  der  Bevölkerung  des  Deutschen  Reichs  betrug  gegen 
1893:  7573239  oder  14.9  pCt 


Auf  die  verschiedenen  Kassenarten  verteilen  sich  die  versicherten 
Personen  folgendermafsen: 


1885 

1S86 

1887 

t888 

1889 

Gomrindc-Kranktfoveniicherg. 

586  584 

629069 

628985 

882244 

1000142 

( »rts-Krankonkassfu 

1  534888 

•  7^!  3«^5 

I  909046 

2200937  * 

2  4^1  072 

Hctrirhs-Kr^xnk«  nk;tsscn    ,  , 

I  26 1  200 

1  314216 

I  374683 

•  4>9  737 

I  601  706 

Hau-Krank'  nk.i^^'  Ii  ... 

12  1 15 

12897 

I73<i 

26964 

21  t*CX> 

Innun;;>-Krankenka><^>  II 

24879 

32013 

41  700 

50447 

57868 

Eingeschriebene  tlilfi>ku.sacu . 

730722 

73«  943 

727  127 

752918 

792  <>q3 

lAnde»rechtlkbe  Hilfskassen 

143785 

14S644 

'43  374 

>43««4 

"45654 

1890 

189  t 

1892 

1893 

1894 

Gcnicinde*K  rankenver  sichcrg. 

1 056  736 

1089506 

1099339 

*  «55450 

I  163462 

Ons-Krankenkttüscn    .  .  . 

2559761 

2  685  707 

■  776591 

3020654 

3  109 100 

Bot  ricbs-K  rank  cnkaüsen   .  . 

1689977 

1707767 

1693342 

1  761  791 

1851  344 

P.au-Krank«"nka;>son .    .    .  . 

10834 

'7  593 

!6f>04 

1^  200 

Innungs-Krankonk.i   •  ri 

61  554 

62  898 

t»i  470 

77980 

^4  t»Ho 

Kinj,'<'Ächriob<*ne  1  lili.^kaäbcn . 

821  403 

749  570 

h;a  220 

65  j  570 

l/andcsrt'chlliclic  lliltsJ(a!»&cn 

142573 

i  34  944 

117326 

61  350 

59598 
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Somit  kommen  von  je  100  Vetsicberteii  auf  die 

1885  1886  1887  1888  18B9  1890  1891  1892  1893  1894 

GfineiiHle  -  Knoiken- 

Ycrsichcrung      .    .    13.7    13.8    I3«  16«    I6.5  I6.7    I6.7  16.9  17.!  16.8 

('lrt^-Kr.iI)k^nk.^s^fn  .    35.7    37.2     ^9.4  39.9    40.4  40.4    41.1  42.6  44.7  44  8 

l'..-tn.  1>^-Krank<  iil<;i>s.    29.4     Zü.Ü    28.4  26.5    2U.4  2Ö.Ö    26.I  26.0  26.I  20.7 

B.iii-Kiank.iik.iNscu    .     0.3      0.3      0.3  0.5      0.3  0.2      0.3  0.3  0.3  0.3 

innun^.s-Kr»iikt-iikd>&.     0.6     0.7      0.9  0.9     0.9      l.o      l.o  0.9      i.i  1.2 

cingesdir.  Hilfskassen    17.O    16.O    15.0  13.6    13.1  12.9    12.7  11.5  9.8  9.4 

IaDdesrechti.Hilfskass.     3.3     3.2     3.0  2.6     2^  2.2     2.1  1.8  0.9  0.8 

Im  Jahre  1894  zeigen  also  wiederum  nur  die  beiden  Ililiskasscn- 
formen  einen  Rückgang  der  Mitgliederzahl;  alle  anderen  Kassenarien 
haben  an  Mitgliedern  gewonnen.  Alles,  was  für  das  Jahr  1893  Uber 
diese  Erscheinung  auf  S.  345  Bd.  IX  gesagt  worden  ist,  gilt  auch  flir  1894. 

Was  die  Zahl  der  Kassen  anlangt,  so  waren  in  Thätigkeit 

1885    1886    1887    lgS8   18S9    1890    1S91    1892    1S93  1894 

Gemeindekranken-' 

Vorsichcnrng.   .7  «5  7  «7«  756z  785a  79*6  8011  8145  8253  8234  8302 

Orts- Krank  L-n- 

kasicn  .  .  .  .3700  3747  3763  3093  4^30  4iiy  4-19  4-4i  432S  4410 
Betriehs-Krasken- 

kassen  ....  5500  5658  57S7  5868  5958  6124  6244  6316  6434  6591 
Bao-K  ranken» 

kas>rn  ....     101      i27      131      135      150      130      13a      123      UJ  lo6 

Innungs-Krimkcn- 

kassen  ....    224     289     352     401     42$     452     467     471     483  507 

«in}i«'schri<'bt>iu' 

Hihskn  ^  n      .  I  8iil  1 876  1 878  I  853  1 866  I S69  1 841  i  739  1739  »375 

landcs.rechüichi* 

HilfskasMn  .   .    474    490    471     466    467    468    450    443271  261 
zusammen  18942  19357  19715  20468  20832  21 173  21498  21 588  3i  226  21  552 

Von  je  100  ihätigen  Kassen  gehörten  an 


18^5 

1886 

1887 

1S88 

1S89 

1890 

1891 

I&92 

1893 

1894 

der  Genieinde*Kjran- 

kcnTersicbemnj;   .  .37.6 

370 

37.3 

3«.4 

38.1 

37-9 

37.9 

38.2 

38.8 

38.S 

d.  OrtS'Krankcnkas.sen  19.$ 

194 

19.1 

19.0 

19.4 

«9.5 

19.6 

19.6 

20.4 

20.5 

,.  Hetricbs-Krankcnk.   29. 1 

29.2 

29.2 

28.7 

28.6 

28.9 

29.0 

29-3 

30.3 

30.6 

„  Biiu-Krankrnkassfn  0.5 

0.7 

07 

0.6 

07 

oh 

0.6 

0.6 

0.5 

05 

„  Innung>-Krankcnk.  1.2 

'•5 

2.0 

2.1 

2.2 

2.2 

23 

„  «'inprsrhriob.Milfsk.  9.6 

"  s 

»♦.0 

y.o 

S.8 

8.6 

8.1 

6.4 

6.4 

„  lando>rcclitl.     ,.  2.3 

-■5 

2.4 

23 

2.2 

2.2 

2.1 

2.0 

1.2 

Die  Gesamtzahl  der  Kassen , 

die 

sirh 

bis  1S02 

stetig 

p;cstpi<rert 

hatte,   im  Jahre  1893 

aber 

gesunken 

ist  somit  im  Kenchtfei 

jaiirc 

wieder  gestiegen,  hat  jedoch  das  Jahr    1892  noch  nicht  wieder  er- 
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reicht.  Unimterbrochen  haben  sich  seit  1885  die  Ort»»,  Betriebs-  und 
Inmings- Krankenkassen  vermehrt,  und  bei  den  Gemeinde -Krankenver- 
sichemogen  ist  der  gcrinpe  Rückgang  im  Jahre  1893  nur  vorübergehend 
gewesen.  Die  Bau  -  K ranken k:i'^<ep  und  die  landesrechtlichen  Hilfs- 
kassen haben  sich  in  den  iet/ien  Jahren  beständig  vermindert,  wahrend 
sich  die  cin^ei^chriebenen  Hiltsl:as>en,  liie  ebenso  wie  die  landesrechilichcn 
Hilfskassen  im  Jahre  1693  intolgc  der  Novelle  vom  10.  April  1892 
aufterordentlidi  an  Zahl  mrückgegangcn  waren,  1894  wieder  etwas  ver- 
mehrt haben.  Wie  die  Bedeutung  der  beiden  Hilfikasaenarten  für  die 
Gesamtversicherung  gesunken  ist,  zeigt  sich  darin,  dals  die  Hitftkassen 
1885  12.1  pCt.  aller  Versicherten  mnfafistenf  189«  noch  10.1  pCt  und 
1894  nur  7.6  pCt. 

Die  Zahl  der  dem  Kranken  Versicherungsgesetz  nicht  genügenden 
f mgeschriebeuca  Hilfskassen  ist  von  1893  bis  1894  von  209  auf  232 
gefallen  und  ihre  Mitgliederzahl  von  124969  auf  122447. 

Die  Durchschnittsgrüfse  einer  Kasse,  alle  Kasscnarteu  lü' 
sammengefolst,  ist  seit  1885  stetig  und  sehr  bedeutend  gewachsen.  Die 
durchschnittliche  Mitgliederzahl  betrug  1885:  328.7,  1894:  346,9.  Im 
einzehien  kommen  an  Mitgliedern 

anf  eine  1885  1886  1887  1888  1889  1890  1891   1892  1893  1894 

OrtA-Krankciikasse   .  415.6  455.1  508.5  5S7.0  638.3  675.7  <>93^  7'°  5  7>^'S  7^-5 

eiogeschr.  Hilfskasse  404.8  397.1  395.6  409.0  425.5  441.4  464.8  469.3  495.0  4S8.7 

BftvKnnkcnkaMe  .  146^0  199.8  176.6  248.9  300.1  266.6  248.1  288.8  335-4  3S8.2 
Betriebs-Kraakcn- 

kasse   230.4  234.1  240.2  247.1  262,0  276.9  280.8  «78.5  2S0.2  283.7 

Undi-srcclitl,    IliU  k.  303.3  310.3  307.7  310.0  312.9  313  S  311.4  303.7  23S.7  232.2 

Innun^^i-Kratiki  tik  i  u.l  111.2  II9.I  I41.4  150.Ö  t66.2  169.O  t(>2.9  19!.^  203.5 

Gern'  ni'li-  -  Kranken- 
sich. rutiL:   ...  83.5     87.7     8C.7  II2.2  139.9  144.8  150.9  151.2  I57.S  I5S  6 

alle  Ku-SMiurten  tua.   22S.7  237.6  247.4  280.4  30Ü.2  319.9  329.2  331.5  343-6  346.9 

Die  Kassen  zeigen  also  mit  alleiniger  .\usnahme  der  landesrecht> 
liehen  Hilfsk;issen  durchaus  die  Tendenz,  stetig  an  Mitgliedern  z.uiunehmen. 

.•\uf  die  einzelnen  Staaten  verteilen  «^ich  die  liesoiidL-ren  Kn^^en- 
formcn  '^ehr  verschieden.  Der  durchschnittlieheii  .Miit:liederzahl  n.nh 
treten  in  Ucu  VorderL^niiul ;  die  Genieindekrankenversichening  in  Waldei  k 
(79.7  pCt.  der  Versicherten),  Mecklenburg  -  Strelitz  (60.7  pCt.).  Ilayern 
(39  3  pCt.),  Sachsen -Altenburg  40.8  pCt) ,  Anhalt  (58.8  pCt.)  Baden 
(35.8  pCt.)  und  Hessen  (35.7  pCt),  die  eingeschriebenen  HÜfskassen  in 
Lippe  (72.9  pCt.),  Hamburg  (70.3  pCt.)  und  Bremen  (44.4  pCt.)«  die 
Betriebs -Krankenkassen  in  Elsafe- Lothringen  (57.4  pCt."!  und  die  Orts» 
Krankenkassen  in  den  übrigen  1 5  Staaten,  darunter  Preufsen  mit  54.3  pCt 
gegen  54.5  pCt  im  vorhergehenden  Jahre. 
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Die  1894  thätig  gewesenen  organisierten  Kaasen  verteilen  sich  der 
CtiSfylt  nach  folgendermafsen : 


mit 

über 

100 

101—250 

251-<-IOOO 

1000 

Mitgliedern 

Znnimne 

Orts-Krankcnkasscn    .  . 

473 

1  302 

*i4S 

290 

4410 

Betriebs-Krankcnkassen  . 

2572 

2226 

1  694 

99 

6  501 

Bau-Krankrnk.i^-e-n 

49 

26 

28 

3 

lOÖ 

Innunjr^-Kr.uikiiikassf'ii  . 

281 

129 

93 

4 

507 

Eingcschricb.  HilbkAsseu 

4S1 

498 

357 

39 

»375 

Landesrecht!.  HiH'ska&scn 

108 

104 

44 

5^ 

261 

zustunmcn 

39<>4  " 

'^4185" 

4561 

44«r 

13250 

pO. 

pCt. 

pCL 

pCt. 

Oit»>Kraiikctikasseti  .  . 

.  10.7 

29-5 

53« 

6.6 

Beliiebs-Knuikcidustcn  . 

.  39.0 

33.8 

25.7 

»•S 

B«u*Kraiikeiikassen    .  . 

.  46.2 

«45 

26.4 

2.9 

Üduiiiies-Knutikenkasscn 

'  55-4 

«54 

184 

0.8 

Eingcschr.  llilf-kn-^rn  . 

.  350 

36,2 

a.8 

LandesrediU.  Hili'-ka  ^^^n 

30-8 

16.9 

1.0 

zuäammen 

«9.9" 

32.4 

34-4 

3-3 

2.  Leistungen  und  Aufwand.  Es  wurde  Hilfe  gewährt  und 
Krankengeld  geleistet  (die  für  i885  bis  1887  ermittelten  Zahlen  ^d 
nicht  zuverlässig) 


1888  in  1  762520  ErknmknB^ailen 

für  29.5  MilL  KnaUicitstagc 

1889  „  2042082 

«> 

11    33*4  n 

II 

1890  „  2422350 

it 

II  39-*  « 

11 

1891  II  2397826 

n 

„  40.8  „ 

* 

1 

189::  .,  2478237 

tt 

„  42.8  „ 

n 

KS93  „  2704027 

II 

46.2  „ 

♦» 

1894  „  2492309 

»» 

1.  43.7  II 

if 

Auf  joo  Kassenmitglieder  entfielen  durchschnittlich 

ErkruiknngsfSUe  Krenkheitatagc 


(888  .  . 

.  32.6 

547.0 

1889  .  . 

.  33  a 

544-1 

1890  .  , 

>  .  36.8 

5954 

1891   .  , 

.    •  349 

5930 

1892   .  . 

.  35.6 

614.7 

1 803   .  . 

.    .  39-3 

650. 1 

1 894  , 

.    •  34-2 

5'>*^-9 

Das  Jahr  rSQ4  ist  also  im  Vergleich  zu  den  vorhergehenden  lahrtn, 
was  die  Erkrankungsfälle  anlangt,  recht  günstig;  auch  die  Zahl  der 
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Knnkheitstage  bleibt  absolut  gegen  1893  bedeutend  zurück,  relativ  —  auf 

100  Kasscnraitglieder  berechnet  —  auch  noch  gegen  1892.  Ungünstiger 
gestaltete  sich  die  durchschnittliche  Dauer  eines  Krkrankungsfalles,  denn 
die  Unterstützung  mit  Krankengeld  dauerte  im  Durchschnitt  für  einen  £r- 
krankungsfall 

1888      1S89       (890       1S91       1892       1S93  ]S94 
!6.8        16.4        16.2        17.0        17.3        16.5        17  5  Taf;.' 

Für  die  einzahlen  Kassenarten  schwankt  die  Krankheitsdauer  im 
Jahre  1894  von  15.9  Tagen  bei  den  Bau  -  Krankenkassen  bis  2U  20.3 
Tagen  bei  den  landesrcclitli(  hen  Hilfskris'jen. 

^\  ic  in  unseren  früheit-n  Darstellungen  verzichten  wir  auch  diesmal 
darauf,  diese  \'erhältnisse  für  die  cinzelnm  Kassenarten  gesondert  sowie 
für  die  minnlichen  und  «eiblichen  Mitglieder  getrennt  zu  betrachten,  da 


das  hier  zu  weit  führen  würde. 

Die  gesamten  Krankheitskosten  stellten  sich 

1888 

1889 

1890 

1891 

1893 

1893 

1894 

ttberhaupt  auf  61561.5 

70975.3 

84040JO 

89166.1 

94*5*4 

loi  971.7 

99588.5(1000 

auf  I  MitglieU 

11.40 

11.55 

ia.77 

ia.96 

«3.55 

«4-35 

13.67  Mk. 

„    j  Krank- 

lit'itstall 

34-93 

34.76 

34.70 

37.19 

38.03 

36.50 

40.0  „ 

„    l  Krank- 

heitsta^ 

2.08 

2.12 

2. 12 

2.J9 

3.30 

2.21 

2.28  „ 

Im  Berichtsjahre  ist  also  seit  1888  zum  ersten  Male  der  auf  1  Mit- 
glied entfallende  Kostenbetrag  /urürkgegangen :  der  Durchschnittsl>etrag 
fiir*  einen  Krankheit^iall  dagegen  ist,  wie  bei  der  langen  durchsciniitt- 
lichen  Kr;uikheitMiauer  riitht  anders  in  erwarten  war,  bedeutend  gesiiegeu. 
Der  .\ufwand  für  einen  Krankheitstag  ist  seit  1888  von  Jahr  zu  Jahr 


ohne  Unterbrechung  gröfser  geworden. 

Bei  Zerlegung  der  Krankheitskosten  in  die  einzelnen  Aufwendungs^ 
arten  kommen  auf 


1894 

1893 

1892 

pQ. 

pCt. 

pCt 

4*7« 

44,89 

46.63 

Anet  

32.30 

3 1.01 

ao.23 

»7-50 

'7-35 

17.02 

Vi-rpflcgung  in  Krankenanstalten  . 

1 1.92 

1 1.35 

j  1.06 

3.65 

3-75 

3-77 

Unterstützung  an  'Wöchn«riimen  . 

i.7S 

1.61 

1.29 

Fttrsorge  für  Rciconvaleszcnten .  . 

0.07 

0.04 

Die  Bedeutung  des  Krankent^eUJes  i'^t  also  axirh  im  Jahre  1894  dem 
Prozentsätze  nach  weiter  gesunken,  ebenso  die  der  Sterbegelder:  die 
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Übrigen  Aufweodiuigea  sind  im  Gegensatx  dazu  gestiegoi  —  im  guucen 
eine  Entwtckelung,  die  nur  erfreulich  genannt  werden  kann.    Die  Für* 

sorge  Air  Rekonvaleszenten  hat  xwar  bedeutend  mehr  Ausgaben  verursacht 
als  im  vorhergehenden  Jahre,  tritt  aber  absohit  immer  noch  sehr  ztirück: 
es  sind  im  Binzen  nur  70 SS;:  Mk.  (1893:  40^8^  Mk.)  fUr  diese  frei* 
willigen  Mehrleistungen  verausgabt  worden. 

Im  Gesamtdurchschnitt  entfallen  auf  jedes  Russenmitglied 

1894    (laya^en  J893 

Krankheilskosten  J  3  67  M.  14-35  M. 

von  ihm  ge/.ahlte  Hritraj^c  nnt\  Fiiitritt-^'- Kln    .     .     iü.87  ,,  10. 64  ,. 

so  tlafs  es  mehr  empfangen  lial  2. 80  3.7 1  ,, 

Kür  die  einzelnen  Kassenarteu  sind  die  Zahlen  im  Berichtsjahr 
folgende : 


BAU^Kiaiikciikuccii  .... 

|lctriel>s- Krankenkassen  .  . 
Gemeintle-Krankcnvcrsicherg. 

( >rts-Kn»TikeTikassen  .... 
Innun;:^- K  rankenka.s><*n 
Lan«l«  >r»  »,  htlirhe  { iili.ska>s<  n  . 
Eingeschriebene  Hilfskassen  . 

Was  die  C  i  n  a  11  /  i  e  1 1  e  11  \'  t-  r  h  a  1 1  n  i  s  s  c  der  Krankenkassen  an- 
belangt, so  ist  folgende!»  von  allgcuK  iiu'm  linercbbe : 

Es  beliefen  sich,  alle  tbälig  gewesenen  Kassen  zusammengcnonimen, 


Krankhcits- 

Ueiträge  und 

Mehr  ^-f)i 

körten 

Eintrittsgelder 

wenigere—)/ 

M. 

M. 

M. 

32.76 

15.26 

4-7.50 

»7.95 

13.$! 

+  5-44 

7.78 

5.09 

+  2.69 

«3.12 

10.51 

+  2.61 

1 1.62 

9  95 

+  1.67 

J4  98 

16.15 

—  1.17 

>5  46 

18.44 

—  2.98 

1894 

M 

die  Kmnahnu-n  aut  133464050 

„  Ausgaben  auf  127442363 


Cebersehüss«  auf 


803168S 


1893 

M. 

131  562  137 

1:5  36»)4'>5 
6 192633 


1)^ 

M. 

1240ixji436 
1 16839^18 
7170618" 


Dabei  sind  die  Betrage,  die  üir  die  Invaliditäts-  und  .-VUersver- 
sichening  vereinnahmt  und  verausgabt  wurden,  aufser  Ansatz  geblieben. 
Von  den  Einnahmen  hatten  1 894 :  17  186544       {i^93-  $37  Mk., 

1892:  18636760  Mk.)  nur  rechnungs«  und  kassenmäfstge  Bedeutung 
und  ebenso  von  den  Au^aben  19336460  Mk.  (1893:  14686883  Mk., 
1892:  14528  160  iMk.),  sodafs  verblieben 

1894  1893  1892 

M.  M.  M. 

118277506  112  706610  105373676 

ioRi05<K)2  110(182602  1023016^8 

lü  171 604  2024008  3072018 


eigentliche  Einnahmen  .  . 

,»        Aos^alK'n     .  . 

Leberschuls 
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Das  Berichtsjahr  hat  also  aufserordenth'ch  günstig  abgeschlossen. 

Von  den  Ausgaben  entfallen  auf  die  Verwaltungskosien 
6549865  Mk.  oder  6.r  pCt.  gegen  1803:  6.2  pCt.  und  1892: 
6.0  \>Cx.^.  \m  einzelnen  betrugen  die  \'erwaltungskosten  bei  den  Inntings- 
krankcnka^sen  13.4  pCt.,  den  eingeächriebeuen  Hiifska^scu  lo.opCl.,  dcu 
Ottskrankenkassen  9.8  pCt.,  den  landesrechtlichen  Hiliskassen  S.5  pCt., 
den  BauKiankenkassen  1.2  pCt.,  den  Betriebe-Krankenkassen  0.8  pCtder 
eigentlichen  Ausgaben. 

Trott  des  günstigen  Gesamtergebnisses,  das  das  Jahr  1894  geseitigt 
hat,  haben  doch  nur  14873  Kassen  von  21  55s,  also  69.0  pCt.  (1893: 

57  4  pCt.,  1892:  62.0  pCt.,  1891:  66.9  pCt,  1890:65^  pCt,  1889: 

76  pCt.)  einen  Ueberschufs  aufzuweisen,  während  6679  Kassen  mit 
l^ntcrbilanz  abgeschlossen  haben,  also  31.0  pCt.  (1893 :  42.6  pCt.,  1892: 
38.0  pCt.,  1891  :  33.1  pCt.,  1890:  3J  6  pCt.,  1S89:  24  pCt.l.  Bei 
den  einzelnen  Kassenarten  stellen  sich  diese  Verlinltnisse  folgendermaisen : 
am  günstigsten  stehen  die  Orts- Krankenkassen  da,  von  denen  77.3  pCt. 
(1893:  59.2)  mit  Ueberschufs  gearbeitet  haben;  es  folgen  sodann  die 
eingeschriebennen  Hilfskassen  mit  74.6  pCt.  (1893  57.3  pCt),  die 
Innung» «Krankenkassen  mit  73.2  pCt.  (1893:  57.8  pCt.),  die  Betrieb»- 
Krankenkassen  mit  71.1  pCt.  (1893:  56.1  pCt.),  die  Gemeinde-Kranken- 
versicherungen mit  62.2  pCt.  (1893:  58.0  pCt.),  die  landesrechtlichen 
T^üf^kasscn  mit  60.9  pCt.  (1893:  45.4  pCt.)  und  endlich  die  Bau- 
Krankenkassen  mit  57-3  pCt.  ''i8()3:  46.1  \>C:,)  Kassen,  die  l'elierschusse 
zu  verzeichnen  hatten.  An  dem  Aufschwung  sind  also  sämtliche  Kassen- 
arten beteiligt. 

Das  G  e  s  a  m  t  V  c  1  Ui  u  g  c  n  der  Krankenkassen  ist  von  83  81 1  959  Mk. 
am  Schlüsse  des  Jahres  1893  aut  94305642  Mk.  am  Schlüsse  des 
Jahres  1894  gestiegen,  sodals  auf  ein  Mitglied  entfielen  Ende  1894: 
22.9  s       gegen  Ende  1893:  11.79 

Den  gröisien  Teil  des  Verm^Sgens  bilden  die  Reservefonds. 
Alle  Krankenkassen  zusammen  hatten  bis  Ende  1894:  83792433  Mk. 
gegen  1893:  75983032  Mk.,  1893:  74696641  Mk.  und  1891: 
71  408237  Mk.  als  Reservefonds  angesammelt 


Werfen  wir  zum  Scbluls  wiederum  einen  Blick  auf  die  gesamte 
durch  die  Arbeiterversicherung  bewirkte  KapitalanhäuAmg,  so  ergiebt  sich 
natufgemäis  g^n  das  Jahr  1893  eine  beträchtliche  Steigenmg.  Be- 
rücksichtigt man  nur  die  Reservefonds  der  Berufsgenossenschaften,  der 

Bau- Versicherungsanstalten  und  der  Krankenkassen,  sowie  die  \'ennügcns- 
bestande  der  Invaliditäts•^>^';if  herungsanstalten,  abgesehen  von  dem 
Wert   der  Inventarien  etc.,  so  erhält  man  für  den  Schluüs  des  Jahres 
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Lr.  Sonnemann's  Qrundzüge  eines  Reichsgesetzes  zur 
kommunalen  Versicherung  gegen  Arbeitslosigkeit, 

Besprochen  von 

IJK.  i.MII  HOFMAN'N 
in  ijtcitfurt  (Ikbweii). 

In  ziemlich  enger  Anlehnunff  an  das  von  Georg  Schanz  entwickelte 
Projekt  einer  Arbeitslosenversicherung  in  Deutschland  und  den  Adler- 
st  hen  Gesetzentwurf  betreffend  die  Errichtung  einer  Anstalt  zur  \'er- 
Sicherung  gegen  Ari>eitslQsigkeit  im  Kanton  ßaselstadt  will  Leojtold 
Sonnemann  die  Gemeinden  von  loooo  Einwohnern  und  mehr  durch 
ein  Reichsgesetz  ermachtiiren,  die  oblipntorisrhe  Arheit'^losenvi  rsirht.Tr.n^: 
für  Fabrik-  und  liergar'ni  itcr.  sowie  H.iiuiw crksgoclU  n  und  Ladcndiener, 
welche  weniger  als  2000  Mark  jahicscjukumraen  beziehen,  einzuführen.  '  ^ 

Die  Kosten  der  X'ersicherung  sollen  durch  die  obligaloriM;heu  Bei- 
tr^e  der  Arlieiter  und  Arbeitgeber,  die  Zuschüsse  der  Gemebden  und 
die  Zuwendungen  der  Rinzelstaaten  aufgebracht  werden.  Die  Ein> 
beziehung  dieser  4  Kategorieen  zur  Tragung  der  Kosten  der  Arbeits* 
losenversicherung  ist  vollständig  richtig,  wenn  auch  nicht  einzusehen  ist, 
warum  das  Reich  ganz  leer  ausgehen  soll.  Die  Fixierung  eines  Maximal- 
beitrags der  (iemeinden  und  damit  auch  der  Kinzelstaaten,  welche  höchstens 
den  vierten  Teil  der  von  den  (iemeinden  selbst  geleisteten  Zuschüsse 
beitragen  sollen,  sciuint  uns  srrlehh  zu  sein.  Bei  der  vollständigen 
Unzulänglichkeit  der  siaiiNiibchcn  (iMiiuilagen  der  Aii >t  itslo>envcrsichenmg 
scheint  es  luis  ein  allzugewaglc«)  Kxperiment ,  von  vorneiiertrin  den 
Maxiraalbelrag  des  Zuschusses  seitens  der  Gemeinden  und  der  EinzeK 
Staaten  festzusetzen.  Würde  das  Budget  einer  kommunalen  Versicherungs- 
anstalt mit  diesen  Maximalzuschüssen  nicht  bahincieren  können,  dann 
wäre  eine  Erhöhung  der  Beiträge  der  Arbeiter  und  Arbeitgeber  oder 

'  V{jl.  ilic  .•\rbt:i^^loM-n-Vt•^^iclu•run^;  auf  (l«-m  Ulintr  Parteitag«-  der  Deutschen 
Volkspartt  i  10— 11.  Oktober  1^96)  mit  einem  N«chtniKe.  KariMrahe.  Badiache 
Verla^kdruckcrci  ib^^J. 
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eine  Reduktion  der  Unterstützungen  der  Ausweg,  den  zu  betreten  nun 
sich  aos  mehrfachen  GrUndei  hüten  soUte.  Lebt  man  der  Ueberzeugung» 
dafs  derart^  bemessene  Beiträge  dieser  beiden  Kategorieen  ausreichen, 
so  ist  die  Festsetzung  eines  Maximal beitrages  so  wie  so  überiliissig. 
Trügt  aber  jene  Ueberzeugung  und  kommen  jähret  weiche  grölsere 
(  )(^>fer  verlangen,  so  müfste  es  sich  srTiwcr  rarhon,  wenn  man  sich  von 
vornehereiii  die  Hände  gebunden  hätte.  Allerdings  mufs  zugegeben 
werden,  dafs  die  Zuschüsse  wenii^^tens  der  (iemeindcn  mit  3  be- 
ziehungsweise 4'/.,  Mark  prtj  Versicherten  ziemlich  reichlich  bemessen 
sind.  Dagegen  erscheinen  die  Zuschüsse  der  Einzelstaaten  etwas  zu 
niedrig  im  Verhältnis  zum  Aufwand,  den  man  den  Gemeinden  auferlegt, 
besonders  wenn  man  bedenkt,  dafs  diese  auch  noch  für  die  gesamten 
Kosten  der  Anstaltsverwaltung  aufzuk(»nmen  haben.  Das  Reich  sollte 
wenigstens  in  Form  der  Portofreiheit  einen  Tribut  für  diesen  sozialen 
Zweck  beitragen.  Aliein  man  begreift  die  praktischen  Griinde,  die  da- 
von abhielten.  Ks  ist  wohl  von  dem  „sozialpolitisch  retardierenden 
Reiche*'  kein  Kostenaufwand  verlangt  worden,  weil  man  dadurch  uraso- 
eher  die  Belugnis  zur  obligatorischen  Arbeitslosenversicherung  eingeräumt 
zu  erhallen  iiotTte. 

Die  Beiträge  der  Arbeiter  will  der  Entwurf  nach  dem  Risiko  und 
dem  Lohne  abstufen.  Das  Risiko  soll  durch  Sdiafiung  zweier  Gefahren- 
klassen berücksichtigt  woden,  ioneihalb  welcher  nach  der  Lohnhöhe 
drei  Stufen  zu  unterscheiden  wflren.  Gegen  die  Bemessung  der  Prämien 
läfst  sich  nicht  viel  einwenden,  obwohl  nicht  vergessen  werden  darf, 
dafs  eine  Wochenprämie  von  5o  Pfg.  eine  sehr  starke  Belastung  des 
Arbeiters  bedeutet,  auch  wenn  dieselbe  blofs  denen  zugemutet  wird, 
deren  Wochenlohn  24  Mark  übersteigt.  Xarh  dieser  Seite  hin  sc  heint 
uns  der  Spielratim  überhaupt  weiter  gezogen  als  bei  der  anderen  fnu]if>e 
der  Beitragspflichtigen.  Uns  will  es  scheinen,  man  hätte  auch  fiir  die 
Belastung  der  Arbeilgeber  ganz  füglich  das  Maximum  des  Wochenbeitrags 
auf  20  Pfg.  festsetzen  dürfen. 

Mit  der  Höhe  der  Unterstützungen,  welche  sich  zwischen  t  und 
2* '2  Mk.  bewegen  soll,  scheint  uns  ziemlich  das  Richtige  getroffen  zu 
sein.  Weniger  dürfte  dies  bei  der  Bestimmung  zutrefien,  dafs  ver* 
heiratete  Arbeiter  höhere  Unterstutzungen  eniiifangen  sollen  als  Ledige. 
Allerdings  macht  Adler  mit  Recht  gdtend,  dafs  bei  den  Ledigen  nicht 
nur  die  .Ausgaben  viel  geringer  sind,  sondern  dafs  sie  •'ich  auch  leif  hter 
Arbeit  verschaffen  können,  weil  ihnen  >o.'iisa;.^en  die  u  iiizc  ^^'e!t  otien 
stehe.  .Allein  die  Al)stufung  der  Unter>tut/iingen  nacli  dein  ("iviL-^iand 
der  .Arbeitslosen  fuhrt  /u  sehr  komplizieiien  l  alerscheidungea,  die  der 
Vieigestaliigkeii  der  Verhaltnisse  niemals  ganz  gerecht  zu  werden  ver- 
mögen. Wir  denken  da  vor  allem  auch  an  die  Fälle,  in  denen  ledige 
Arbeiter  regelmälsig  ihre  Eltern  oder  Geschwister  unterstützen.  Schon 
die  Einführung  von  Abstufungen  auch  nach  dieser  Seite  hin  würde 
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eine  allzugrofse  Romplizierung  des  Versicherung.sappar  ite^  bedeuten,  ab- 
gesehen davon,  dafs  die  Konstatierung  der  in  Frngc  kommenUcn  That- 
sache  sehr  heikel  wäre.  Dieser  Schwierigkeit  kaun  auch  dadurch  nicht 
ganz  vorgebeugt  werden,  dafe  man  dem  Maltetnstehendeii  Arbeit$loseii** 
eine  kleinere  Unterstützung  zumifst  ab  .fdemjenigen,  der  (Ür  Angehörige 
zu  soi^;en  hat"  Soll  zu  Ungunsten  der  Ledigen  ein  Unterschied  statuiert 
werden,  wogegen  eigentlich  nichts  einzuwend«!  ist,  so  dürfte  eine  raäfsige 
Erhöhung  der  Prämien  von  diesen  leichter  ertragen  und  durch  die  \'er- 
sicherung  leichter  dtirchgefuhrt  werden  als  eine  Reduktion  der  rnter- 
stiitznng.  Zit  dieser  Marsnaliine  wird  mau  sit  h  um  so  eher  %  er>tehen, 
als  dieselbe  für  die  Versicherungsanstalt  einen  tinanziellen  \  orteil  be- 
deutet, wie  leicht  auszurechnen  ist. 

Bedenklicher  als  dieses  Bedenken  erscheint  uns  der  Verzicht  auf 
die  sog.  Karrenzzeit  in  diesen  Grundzttgen  eines  Reichsgesetzes.  Diese 
bedeutet  einerseits  ein  wesentliches  Schtitzmittel  gegen  den  Mifs- 
brauch  der  Versicherung  und  andererseits  soll  sie  dazu  beitragen,  nicht 
alle  Selbstverantwortung  des  Individuums  aufzuheben.  Wohin  die  .Auf- 
hebung der  Karenzzeit  luhrt,  sielu  man  am  besten  an  den  Erfahrungen 
der  Artieiisloscnvcrsit  herung  der  Stadl  Si.  (inllen.  Das  kantonale  (iesetz 
hat  dort  allerdings  eine  Karenzzeit  von  fünf  1  agen  festger>ctzt.  .VUem 
die  Interpretation  des  betr.  Paragraphen  kam  emer  totalen  Aufhebung 
der  Karenzzeit  gleich,  wie  aus  den  folgenden  Bemerkungen  des  Berichtes 
dtf  dortigen  Arbeitslosenversicherungskasse  hervoigehL  ,,Es  wurde  ent» 
schieden,  dafs  fünf  Tage  Arbeitslosigkeit  genügen  auch  wenn  sie  unter* 
brochen  sind,  gleichzeitig  auch,  dafs  für  diese  ersten  Tage  zu  entschädigen 
sei,  da  der  Gesetzgeber  oftenliar  nicht  einem  regelinäfsigen  .Abzug  fijr 
fünf  Tage  Arbeitslosigkeit  machen,  sondern  nur  l)estimnien  wollte,  dafs 
nicht  jede  zufällige  Aussetznni;  der  Arlieit  an  wenigen  vereinzelten  Tagen 
den  Charakter  einer  inbctraclu  fallenden  .Arbeitslosigkeit  feststellen  solle.'* 

Die  Umschreibung  des  Begriffs  unverschuldeter  Arbeitslos^kdt 
scheint  uns  in  dem  in  Frage  stehenden  Entwurf  nicht  geglückt  zu 
sein.  Zum  mindesten  ist  der  Entzug  der  Unterstützung  bei  Arbeits* 
losigkeit  infolge  von  Lohnstreitigkeiten  zu  ungenau.  Scheint  ja  auch 
Sonnemann  nach  den  Erläuterungen  zu  diesem  Entwurf  hierbei  blofs  an 
Strikes  gedacht  zu  haben.  Deshalb  sollte  dies  auch  im  (iesetz  genau 
ausgedruckt  sein,  damit  nicht  I)ei  Ausperrungen  die  Frage  über  das  Ver- 
halten der  Rasse  in  diesem  Falle  mitten  im  heifsen  Kampfe  aufgerollt 
werden  mufs.  Wie  notwendig  gerade  hier  eine  genaue  Formulierung  ist, 
mag  auch  daratis  hervorgehen,  dafs  in  St.  Gatten  diese  Frage  zu  einem 
Rekurs  an  den  Regierungsiat  ftihrte,  trotzdem  doit  Paragraph  lo  lit  b. 
blols  die  Arbeitslosigkeit  infolge  eines  Strikes  der  Entschädigung  ver- 
lustig gemacht  wissen  will.  Deshalb  hat  die  Grofsratskommi.ssion  betr. 
Versicherung  gegen  Arbeitslosigkeit  im  Kanton  liaselstadt  an  dem  .\dler- 
schen  Kntwurf  das  Wort  Lohostreitigkeit  durch  Strike  ersetzt  imd  die 
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Aussperrung  als  Grund  ckr  Ablt-hnung  der  Unterstiitzung  gestrichen. 
Cianz  richtig  bemerkt  dieselbe  in  ihrem  Berichte  zu  dieser  Frage  tol- 
gendes:  „Auf  welcher  Seite  bei  Aussperrungen  die  Hauptschuld  liegt, 
ob  auf  derjenigen  der  Arbeiter-  oder  auf  derjenigen  der  Arbeitgeber, 
möchte  zuweilen  last  luunögtich  tu  entscbeidea  sein.  JedenfiUIs  kann 
dies  nicht  in  der  Aufgabe  der  VerricherunissaiHtalt  liegen.  Bei  dieser 
zweifelhaften  Sachlage  kann  die  richtige  Lösung  nur  darin  liegen,  da& 
man  demjenigen  die  Veranlassung  der  eingetretenen  Arbeitslosigkeit  zu« 
mifst.  durch  dessen  VerriiQ;ung  sie  eingetreten  und  nicht  demjenigett»  der 
von  ihr  betroffen  worden  ist." 

Der  Hauptmangel  dieses  Projektes  liegt  in  dem  Fehlen  jeglicher 
alternativen  Leistung  der  Versicherung.  Die  Behauptung  Sonnemanns, 
bei  den  besser  entlohnten  Arbeitern  habe  der  iJcitrag  eigentlich  den 
Charakter  des  Sparzwangs  und  sei  die  Versicherung  eigentlidi  für  sie 
eine  Sparkasse,  bedarf  einer  wesentlichen  Einschränkung.  Zweifelsohne 
würden  durch  die  obligatorische  Arbeitstosenvexsicherung  eine  ganze 
Menge  von  Arbeitern  versicherungspflichtig,  wdche  nie  arbeitslos  werden. 
Für  diese  wäre  allerdings  ein  Sparzwang  vorhanden,  aber  ein  Sparzwang 
zu  Gunsten  anderer  Arbeiter.  Wie  weit  man  mit  dem  Sparzwang  in 
diesem  Sinne  kommt,  kann  man  an  den  Erfahrungen  der  Versicherungs- 
kasse der  Stadt  St.  Gallen  ersehen.  Wird  dem  Versicherten  nicht  in 
irgend  welcher  Form  eine  alternative  Leistung  der  Versicherungsanstalt 
verbürgt,  so  merkt  der  besser  gestellte  Arbeiter  bald,  dats  der  Unter- 
halt der  Arbeitslosen  zum  Teil  wenigstens  von  stärkeren  Schuiiera  auf 
die  seinigen  abgelenkt  werden  soll.  Dafs  er  sich  hierzu  trotz  eines 
24  Mark  Übersteigenden  Wochenlohns  nicht  gern  herbeilaßt,  wird  ihm 
niemand  verübeln  wollen.  Er  fühlt  bald,  dafs  die  Versicherung  einfach 
daiauf  hinausläuft,  armen  Leuten  Geld  weg  zu  nehmeui  um  es  andern 
Armen  zu  geben! 

Die  besprochenen  Grundzttge  eines  Reichsges^zes  zur  kommunalen 
Varsicheiung  gegen  Arbeitslosigkeit  haben  folgenden  Wortlaut: 

I.  Es  ist  der  Erlal»  rinca  Reicbsgesclzcs  im  Reiclislag«:  lu  beantragen,  durch 
welches  die  Geowindeii  von  lOOOO  Eunrohnem  oder  mehr  cmtiichtigt  wcrdeo, 
falraltfttiv  ftof  Grund  eines  Beschlusses  der  Gemetndebcbdrdcn  Anstalten  fllr  die 
Veisichenmg  gegen  unverschuldete  Arbeitslosigkeit  sa  errichten.  Mit  Gcndiinigung 
der  Aufsiebtsbchörde  können  auch  kleinere  Gemeinden  oder  mehrere  Gemeinden  zu« 
sammcn  die  Errichtung  aoldier  Anstalten  bescUiefsen. 

3.  Die  Versicherten  sind  hi  swei  Klassen  geteilt: 

I.  alle  diejenigen  Klassen  von  Fabrik«  und  Bergarbeitern,  sowie  Handwerks« 
gesellen  und  Ladenarbeitem,  bei  welchen  die  Arbeitslosigkeit  nicht  eine 
aU)&hrlich  su  gewisser  Jahreszeit  wiederkehrende  ist ; 
IL  alle  Krd<f  Bau-  und  ttberhanpt  solch«  Arbeiter,  bei  welchen  die  vorSber* 
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gellende  Arbeitslosigkeit  eine  Folge  der  Jahresseit  und  in  der  Natnr  des 
Gewerbes  begründet  isL 

3.  Jede  dieser  beiden  Klassen  ist  in  drei  Stafen  nach  der  Lobnböbe  eingeteilt 
Die  erste  Stnfe  tuniafsl  die  Arbeiter,  deren  Wochenlobn  nicbt  höber  ist  als  15  Mark; 

die  zweite  Stufe  diejenigen  Arbeiter,  deren  Lohn  nicht  höher  ist  als  24  Idark;  die 
dritte  alle  diejenigen  Arbeiter,  deren  Wochenlohn  34  Mark  übersteigt. 

4.  Die  Anstalten  werden  dotiert : 

a)  durch  obligatorische  Beiträge  der  Arbeiter, 

bi  <!nrch  n  b  1  i    n  t  n  r  i  ^  r  h  »•  Heiirnge  der  ArlK-itt:<  bt'r, 

c)  durch   l  beriiahme   der  Vt-rw alt unjjsk Osten   und  ZuschUsM:   von  Seiten  der 
Kommunen, 

d)  dnivb  Zuwendungen  der  EtnxelMaaten. 

5.  Befreit  von  dem  Beitritte  zor  Kasse  sind  alle  Arbeiter,  die  einen  Jahreslohn 
von  2000  Mark  nacbweisen,  sowie  alte  diejenigen  Arbeiter,  die  einer  freiwilligen 
Verbindnng  angebären,  von  der  »e  im  Falle  der  Arbeitslosigkeit  mindestetis  die 
gleichen  BeziQge  erhalten,  wie  von  der  kommunalen  Kasse. 

6.  Es  bleibt  den  Satzungen  einer  Anstalt  vorbdialten,  den  weiblichen  Personen 
den  Beitritt  zur  Kasse  xn  gestatten,  oder  Itlr  dieselben  den  Beitritt  obligatorisch  zu 
machen. 

7.  Die  von  den  Arbeitern  zu  /;ihlende  VerNiclu-rungsprämie  darf  nicht  übenfiteigen: 
[  I.  Stufe  15  Pfennige  die  Woche 

11  25  ,. 
1*     35  *> 

»t  »>  '» 
11  35  »  ff  t* 
n    5^      »       t»  »» 

8.  Die  wöchentlichen  Leistungen  der  Arbei^ber  dürfen  m  der  i.  Klasse  nicht 
den  Betrag  von  to  Pfg.  füt  jeden  bei  ihnen  beschiftigten  Arbeiter  und  in  der 
2.  Klasse  von  15  Pfg.  Ar  jeden  beschSftigten  Arbeiter  übersteigen.  Vom  Schlafs 
der  Woche  an,  in  welcher  der  Arbeiter  iiustritt  und  ohne  Arbeit  ist,  ruh«'n  .sowohl 
die  Beiträge  der  Ar!»  it<  r  als  diejenigen  der  Arbeitgeber.  Arbeiter,  die  weniger  als 
eine  Woche  beschjtltij^t  >-intI ,  habt-Ti  rbrnsowcnip  Heitrüge  zu  zahlen,  wie  deren 
Arbeitgeber.  Die  l'.etlriigt  der  Arbeiter  werden  durch  Lohnabzüge  bewirkt  und  %-OB 
den  Arbeitgebern  einbehalten. 

9.  r>ie  Zu.M;hüsse  tlcr  (lenieindcn  dürfen  nicht  3  Mark  für  da.s  Jahr  aul  jede 
versicherte  Terson  der  KLusc  1  und  4';-  Mark  der  Rlaii^c  11  übersteigen.  Die  Zu- 
achüssc  für  Arbeiter,  welche  weniger  als  ein  Jahr  in  Arbeit  stehen,  werden  pro  rata 
temporis  berechnet.  Anfserdem  trügt  die  Stadtgemeinde  oder  die  zu  einer  Anstalt 
vereinigten  Gemeinden  die  gesamten  Kosten  der  Anstaltsverwaltung. 

la  Die  Regieitmgcn  der  Einaelstaaten  gewShren  den  Gemeinden  Zuschüsse, 
welche  jedoch  nicht  den  vierten  Teil  der  von  den  Gemeinden  selbst  geleisteten 
Zuschüsse  zn  übersteigen  haben. 


L  Klasse  I  2. 

I  3 

r 

II.  Klasse  I  2. 
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11.  Jedes  Mitglied  der  Anstalt  hat  int  FftUc  eingetretener  Arbeitslosigkeit  Anspruch 

auf  Unterstützung.    Voraussetzung  der  L  ntcrstflteung  ist  die  Zahlunp  von  mindestens 

26  \V'ochf'nl>ritr:i)^<»n  an  die  Ka^s»-.  Im  I'.ill««  fr^^twüli^'*!!  Austritts  und  im  Falle 
i]r<  Au-tritts  intol^,'«'  von  L»>hii->tr.  itigkeitcn  wird  krin«-  l  iU'  r>tüuun};  bezahlt.  Ferner 
wu*l  keine  liUetatütznng  gewiihri,  wenn  die  Arheuslosigkeit  Folge  von  Kranklieit 
oder  Unfall  ist  oder  wenn  der  Versicherte  eine  ihm  angebotene  Arbeitsstelle  ohne 
genügende  GrOnde  ablehnt. 

12.  Die  Hübe  der  Uutersliltzmiijeu  fUr  die  beiden  KJa^-n  wird  durch  die  Saizanjjen 
festgestellt.  Sie  betrigt  mindestens  tiglich  i  Mark  und  höchstens  iVs  Mark.  Ver- 
heiratete Arbeiter  erhalten  höhere  Untersttttningen  als  unverheiratet«.  Die  Unter» 
Stützung  wird  auch  fUr  die  Sonn*  und  Feiertage  bezahlt  und  kann  an  einen  Ver- 
sicherten hödistens  fttr  75  Tage  im  Jahre  vergütet  werden. 

13.  Arbeitslose  Versicherte,  welche  eine  Stelle  aufserhalb  des  Vendcheningssitses 
annehmen,  haben  Anspruch  auf  Retsenntersttttsung. 

14.  Die  unmittelbare  Verwaltung  der  Anstalt  wird  durch  einen  Vorsteher  gefllhit, 
welcher  auf  Vorschlag  des  Verwaltungs-Ausschossca  durch  die  städtischen  Behörden 
auf  die  Dauer  von  6  Jahren  ernannt  wird.  Der  Vorsteher  erhält  angemessene  Be- 
soldung. Demselben  wird  die  nötige  Zahl  von  Hilfsarbeitern  beigegeben,  deren 
Anstellung  in  gleicher  Weise  erfolgt. 

15.  Der  Verwaltungsaosschufs  besteht  aus  6  bis  12  Mitgliedern  zur  HMlfte  Arbelt- 

P>l».  r,  zur  Hälfte  versirlu-runjjspflichtige  Arbiitcr.  DieM-llun  werden  in  getrennter 
^Vahl  von  den  Bei.>it/.ern  dfs  näi  !i-(  n  ( wi-rbejjerichtf  s  aut  die  Dauer  von  6  Jahren 
erwählt.  Der  Vorsteher  hat  .*>itz  um»  .Mimme  im  Verwaltungsaus-r  Int-sc.  Die  Mit- 
glieder lies  Verwaltuo^sausschusses  erhalten  für  je<le  Sit/.unp  in.  \ frgütung  von 
2  Mark.  Der  Verwahunj;s>auj>s>chufÄ  hat  die  Geschäft-slUhrung  /.u  überwachen,  die 
iluhe  der  Prämien  und  Untcrsttttzungen  festzustellen,  die  Jahresrechnung  zu  prttfen 
und  je  nach  dem  Ergebnisse  derselben  Atinderungen  in  den  Beiträgen  und  Unter- 
stfitzungen eintreten  zu  lassen.  Die  Jahresrechnung  hat  auf  die  Bestellung  eines 
angemessenen  Reservefonds  Bedacht  zu  nehmen.  Die  Jahresrechnung  und  die  ge- 
samte Finanzverwaltung  unterliegen  der  reberprülung  und  Genehmigung  durch  die 
städtischen  Behörden.  Eine  direkte  Haftbarkeit  der  Stadtgemeinde  für  die  Leistungen 
der  .\nstalt  besteht  nicht. 

16.  .Mit  jeder  Anstalt  ist  wmig.st<  ns  »  in  stärltischer  Arbeitsnachweis  zu  verbinden, 
de-sen  Leitung  möglichüt  auf  gleichen  Grandlagen  beruhen  soU,  wie  die  Verwaltung 
der  Viersicherungsanstalt. 
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J'amtiy  Budgets:  being  the  tncome  and  expenscs  of  tu<enty<ight 
British  households  iSgi — /<S'y^.  l  uinpikd  für  tho  Kcunoniic 
Club  with  an  Introduction.  London :  V.  S.  King  &  Son,  1896. 
76 

Ein  Jahrhundert  ist  verflossen ,  seit  Sir  Morton  Eden  die  Haus- 
haltungsberedmungen  von  53  ländlichen  britischen  Arheiterfamilien  im 

dritten  Bande  seines  grofsen  Werkes  über  das  Armenwesen  veröffent- 
lichte. Praktische  Fragen  der  Armcnjiolitik  hatten  ihm  den  Anlafs  ge- 
boten, die  Kauf-  und  Stenerkraft  dieser  Klassen  intensiver  zu  untersurben, 
und  als  ein  fl>ens<)l(  lies  Mittel  /nr  Krkenntnis  der  Lage  industrieller 
Arbeiter  dienten  «.lie  Arbeiterbudgeis  einer  Reihe  von  Forschern  von 
Penot  und  Villennd  bis  Ducpötiaux  und  Le  Play.  Dann  —  gerade  vor 
vierzig  Jahren  —  wird  aus  dem  Haushaltsbudget  durch  Emst  Engel  ein 
Werkzeug  cur  Erkenntnis  der  Gesetze  der  Konsumtion ;  und  es  wird  das 
bleibende  N  erdienst  des  Dahingeschiedenen  bleiben,  die  theoretische  Trag- 
weite der  Haushaltsstatisiik  erkannt  zu  haben.  Seine  Nachfolger  haben 
wohl  die  Technik  dieser  F.rhe!>iingsniethode  vervollknmint,  aber  liur»  h 
ökonomisclu'  Analyse  un>er  W  issen  ui>cr  die  \  orgäiige  der  Ronsunitiou 
kaum  wesentlich  bereichert.  Auch  die  neuerschieneue,  vom  Kconounc 
Club  unter  der  Leitung  von  Charles  Boolh,  Elrnest  Aves  und  Henry 
Higgs  gesanmielten  achtundzwanzig  britischen  FamiUenbudgets  enthalten 
sich  weitreichender  Ziffemverarbeitung.  Aber  sie  weisen  wieder  auf  die 
Bedeutung  der  Familienbudgets  für  das  praktische,  wirtschaftspoUtisdie 
Gebiet,  also  auf  ihren  Ausgangspunkt  zurück.  Nur  ist  es  nicht  mehr  so 
sehr  die  „Lage"  der  arbeilenden  Klassen  an  sich,  die  sell)^t  lokaler 
Illustrationen  bedarf,  sondern  ganz  speziell  die  Organisation  ihres 
Konsunies.  Wir  wollen  wissen,  ob  die  Betnebsfornien  des  Gewerl)es  und 
des  Handels,  die  ihnen  Nahrungsmittel,  Kleidung,  Heizung,  Ikleuchtung 
vermitteln,  der  Entwickclung  der  Einkommensverhältnisse  ent^rechen, 
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ob  die  Befriedigung  ihres  Wohnungsbedürfnisses  vom  Standpunkte  der 
Wiitschaftlichkeit  wie  der  Sosialpolitik  rationeller  gestaltet,  in  welchen 
Formen  sich  die  Fürsorge  für  bestimmte  WechsellHIle  des  Lebens  voll- 
zieht, welches  Ausmals  des  Einkommens  von  öffentlichen  I^en  in  An- 
Spruch  genommen  wird,  welchen  BeschäfKgungen  sich  die  Massen  in  ihm 
arbeitsfreien  Zeit  hingeben.  Es  handelt  sich  also  um  dreierlei:  erstens, 
um  Mafsurteile  über  die  \N'irksainkeit  bestimmter  Betriebsformen  auf  die 
Kaufkraft  der  Massen  v.nd  auf  die  Tragfähigkeit  dieser  letzteren ;  zweitens, 
um  Aufkläniii^cu  ul^r  nahrungs-  und  wohnrmgshygienische  Zustände; 
dmtens,  um  die  Kenntnis  des  Lreistii^-sittlichen  I^ebensfufses.  Daran 
kann  sich,  auf  aathropometri^che  i  orachungen  und  biographische  Details 
gestützt,  selbst  manches  Streiflicht  auf  die  Fragen  des  Familienlebens  und 
der  beruflichen  Entwickelung  schtiefsen. 

Diesen  Anforderungen,  die  unsere  Zeit  an  die  Sozialstatistik  stellt, 
wird  nun  die  sogenannte  „Monographie"  Le  Play'scher  Schule  —  und 
diesen  Spuren  folgt  auch  die  englische  Arbeit  —  nicht  mehr  gerecht. 
Die  Kclaireurarbeit,  der  es  gedient,  hat  es  genüge  geleistet;  kein  Vor- 
f^Tnnditrcr  wird  ihre  enonne  Bedeutung  ftir  die  Aufhcllunt:  der  v^inlen 
I  mweU  verkennen.  Aber  es  ist  hoch  an  der  /en,  die  rin/elnen  L  lUer- 
.siuhungsgebiete.  welche  die  „Monographie"  in  sich  veicujigt,  m  ycr- 
selbständigeii,  und  jedes  lur  sich  der  Mabsenerlicbung  zu  unterwerlea. 
Der  familienbeschreibende  Teil  der  Le  Play'schen  Monographie  kann  in 
seiner  gegenwärtigen  Form  nicht  Anspruch  darauf  erheben,  ökonomisch 
oder  soziologisch  typische  Lebensformen  darzustellen,  zumal  die  Auswahl 
dieser  „Typen"  in  praxi  dem  Zufall  überlassen  bleibt.  Soll  aber  dieser 
beschreibende  Teil  das  dürre  Zahlengerippe  des  eigentlichen  Budgets 
verlebendigen,  dann  sind  Sozialstatistiker  die  letzten  Leute,  die  sich  an 
eine  solche  Aufgabe  herarnvat;en  sollten.  Das*  ist  Sache  des  Kiinstlers; 
d:!s  tretTen  die  Balzac,  die  /.<»Ki  und  liunpunann  tausLiidninl  besser.  Denn 
Sie  s.  iiildern  das  Leben  interessanter  und  seheti  e^  besser,  als  wer  von 
Hauhc  aus  überall  von  Herzen  gern  den  geliei)ien  I  vpu»,  den  Masseu- 
durchschnitt  sdies  möchte  und  doch  in  dar  sinnlich  greifbaren  Wiedergabe 
des  Lebens  Dilettant  bleibt,  auch  wenn  er  ein  Philosoph  wäre  in  seiner  Er- 
kenntnis. Nicht  darauf  kommt  es  an,  StilUeben  zu  malen,  sondern  den 
Zellenkem  der  Gesellschaft  mikroskopisch  zu  untersuchen;  nicht  auf  die 
Erweckung  von  Furcht  und  Mitleid,  sondern  auf  die  kombinatorische 
Beobachtung  und  die  Selbstkritik  bei  den  Sclilufsfolgeningen.  l'nser 
Küstzeug  dahei  nitifs  aber  ein  zuverlässige'^  Instrinient  sein,  in  unserem 
falle  \  eriafsiiehkcil  und  Zulftncrlirhkcit  des  /iiYeiiniuiteriales. 

Hier  liegt  nun  die  schwache  i>eite  der  a<  litund/wan/ifr  Budgct.s.  u  ie 
der  meisten  ihrer  Vorgänger.  Qui  trop  embras.se,  mal  cireint.  Wer  auf 
einmal  zuviel  erheben  will,  geht  nicht  so  reich  nach  Hause,  als  er  ge- 
hofft.  Auf  dem  Gebiete  der  Wohnungstatistik  ist  bereits  die  hier  ver- 
tretene  abgesonderte  Massenerhebung  durchgefiihrt  worden.  Diese 
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Speeialtsierung  sollte  nunmehr  auch  auf  die  betriebsökonomtsche  Seite 
angewendet  werden.  Es  sollten  Versuche  im  grofsen  Stile  gemacht  weiden, 
die  Ausgaben  iür  bestimmte,  nicht  für  alle  Artikel  fiir  Familien  jeder 
Zusammensetzung  zu  verzeichnen.    Endlich  liefsen  sich  die  wichtigsten 

Fragen  der  Faniilienentw  irkelun?.  namentÜrh  der  bcrnflirhen  Hcrkuntt 
und  des  so/.ialen  ( 'oniiul>iums  auf  ik-in  \\  cgc  der  Masscnerhebutii:  klären. 
Wir  wisrden  s<j  /.u  einer  Massen) )ioi<r;i]>hic  ^^chuiyen.  die  sowohl  die 
Motive  der  Bevölkerungsbewegung  klarlegen,  al:,  :so  manche  Fragea  der 
Biologie  (Vererbung)  klären  könnte.  Ueber  die  Technik  solcher 
Aufnahmen  zu  sprechen  ist  hier  nicht  der  Ort.  Aber  jedenfalls  wird 
jeder,  der  mit  der  Mühseligkeit  vertraut  ist,  die  mit  der  Aufnahme  und 
Kontrolle  eines  ganzjährigen  Budgets  verbunden  ist  ^  und  nur  em  solches 
kann  als  vollgiltig  angesehen  werden  —  den  vorgeschlagenen  Modus 
fiir  leichter  durch fiihrbar,  für  zuverläfsiger  und  erspriefslicher  halten,  als 
die  bisher  verfolsrie  Methode  I);is  geht  auch  aus  dem  Studiuxu  der 
28  britischen  Familienbudgets  i>er\or. 

Mau  uiufs  es  der  vorliegenden  Sainuilung  zum  Lobe  aniechncn, 
dais  sie  auch  Mittelstandsbudgets  (  Xr.  5,  8.  15)  enthält,  und  kann  es 
andererseits  einem  Versuche  auf  diesem  beschwerlichen  Arbeitsgebiete 
nicht  zum  Vorwurfe  anrechnen,  wenn  selbst  bedeutende  Arbeiterkategorieen, 
wie  die  der  Textilarbeiter,  nahe/u  un vertreten  sind.  Die  Bau*  und  Berg' 
arbeiter  sind  durch  je  4,  die  Landarbeiter  durch  5,  Tischler  und  Eisen- 
bahnarlieiter  durch  je  3  Fiudf'et«;  vertreten.  Rei  dieser  von  vornherein 
gegebenen  Unvoilstänuigkeit  der  Arnciieri)  peii  kann  natürlich  auch  die 
wichtige  Krage  nai  h  der  Hohe  der  Heitragsiei.stung  von  Frau  und  Rmuctn 
zum  Famiiieneinkomraen  nicht  gut  beantwortet  werden.  Nur  aus  einem 
Budget  (Nr.  24),  dem  einer  Bobbinlumerfkmüie,  erhalten  wir  genaue  An- 
gaben: das  Jahreseinkommen  des  Vaters  beträgt  49  i  sh.  7  d., 
Mutter  und  ICinder  steuern  34       10  sh.  i d.  beL 

Betrachtet  man  die  Ausgabenseite,  so  wird  die  Hoffnung,  die  Regel- 
mäfsigkeiten  der  Konsumtion  beobachten  /.u  können,  etwas  getrübt  durch 
den  l'instaud,  dafs  nur  rin  Teil  der  Budgets  zuverlafsige  Zitfern  entl»alt: 
und  /Miw  jener  l'eii,  der  nuf  Aufschreibungen  l>eruht,  die  durch  1  uiuere 
Zeit  gefiilurl  wurden,  in  dieser  Hinsicht  sind  die  Budgets  von  ungiciciieu* 
Werte.  Neben  einem  durch  drei  Jahre  und  drei  durch  ein  Jahr  ge- 
führten  Haushaltsrechnungen  beruhen  zwei  Budgets  auf  2  a,  je  eines  auf 
20,  19,  16,  25,  14  wöchentlichen,  vier  auf  12,  je  eines  auf  10,  zwei 
auf  S  wöchentlichen  Aufzeichnungen.  Dagegen  fufsen  4  Budgets  nur 
auf  6,  3  nur  auf  4  wi>chentlicher  Beobachtung :  ja  wir  finden  selbst  je 
ein  drei-,  ein  /wei-  und  ein  einwöchentliches  Budget  aufgenomn^eu. 
Nach  eingehender  Durchsicht  möchte  ich  von  den  28  nur  10  Hudi^^ets 
Nr.  H,  17  H,  b,  c,  <>,  i.^.  26a.  b.  18),  von  sieben  1  auulien  iier- 
ruhrend,  aU  voll  gellen  lassen.  Aus  diesen  greife  ich  vier  heraus,  um 
die  Ergebniüse  zu  illustrieren.    Es  betrugen  bei  einer  Höhe  der 
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DarchachnittL  Prcweotaatz  ü,  Ausgaben  fttr  Es  betragen  in  Piiosenten  der  KahnmgS' 
Wocbenaus-     Nahning  u,  Wobnung  inkl.  «nsgabcu  die  Au.s(,'aben  fUr 


gaben  i.  Pencc 

Getränke 

Steuern 

Brot  tt.  Mehl  Flcbcli  Thee 

G.  Getränk« 

No.  8)  3360 

3 '-63 

16.69 

7-3 

22.5 

7-7 

17  a)  639,5 

15.25 

12.4 

35.0 

3-4 

i.i 

24)  348.25 

51.28 

797 

10.6 

6.2 

(ab>taincr) 

26h  \  241.5 

60.56 

14.91 

IÜ.4 

52.Ü 

4« 

7-2 

Wenn  mit  Ausnahme  der  XahruDgsausgabea  und  jener  für  geistige 
Getränke  keine  rechte  Regelmäfsigkeit  zu  verfolgen  ist,  so  liegt  dies 
daran,  dafs  die  Verschiedenheit  der  Fainilien/.usaramensetzung  sich  bei 
jeder  spezialisierenden  \'crgk  i(  hung  geltend  macht.  Einen  exakten 
Reduktioii.sschlus.>ci  dei  Koasumkraft  für  die  verschiedenaltrigen  Mit- 
glieder eines  Haushaltes  hat  zuleut  bekanntlich  Emst  Engel  aufgestellt 
(vgl.  darüber  E.  Hofinaim  in  diesem  Ardiiv  VHI  [1895J  Seite  712). 
Wendet  man  auf  die  obigen  Budgets  seine  Metbode  an,  so  erhält  man 
für  eine  Konsumeinheit  (ein  ,,Qttet")  eine  durchschnittliche  wöchentliche 
Nahrungsausg^be  von  je  36.5,  25.1,  18.3,  4.3  Pence  darunter  z.  B. 
füi  Zucker  (inkl.  Kompot,  getrocknete  Fnichte)  je  8.4,  2.2,  1.6,  0.6 
Pence  oder  je  23.1,  8.6,  4  3  "  0  der  Nahrungsausgaben.  Die  Frage, 
in  welrhem  Mafse  der  Anteil  der  einzelnen  Bedarfsartikel  mit  der 
SteigeruiiL,^  (kr  ( lesnintausgabcn  wächst  oder  abnimmt,  bedarf  noch  einer 
gründhehcu  rntersm  hung. 

Nach  diesem  K\kiirsc ,  /u  welchem  der  gegenwiirtige  Stand  der 
sozialen  Konsuni5tali5>tik  verleitete,  kann  ich  nicht  umhin,  der  überaus 
wertvollen  Einzelheiten  zu  gedenken,  durch  welche  der  beschreibende 
Teil  der  Publikation  unser  Wissen  Uber  das  Leben  des  englischen  Arbeiters 
bereichert.  In  den  mdsten  Schilderungen  ist  der  Totaleindruck  der- 
selbe wie  bei  festländischen  Budgets:  der  tiefe  Unterschied  zwischen  der 
bürgerlichen  und  der  Welt,  in  welcher  der  Arbeiter  aufwächst,  der  lücken- 
hafte Schulunterricht,  die  Entscheidung  über  die  Berufswahl  durch  zu- 
fällige Momente,  frühes  Aufgehen  in  Henifsarbeit,  frühe  Heirat,  Arbeits- 
losigkeit, Zerrüttung  des  Haushaltes,  die  zu  schlechteren  Nahrungsvcr- 
hältni>sen  und  Verpfajulung  des  Mobiliars  führt,  starke  Inanspruchnahme 
der  Frauen  durch  Nebenerwerb,  geringe  Kiuderpllege.  Spe/.iti.sch  englische 
Verhältnisse  tretfen  wir  in  dem  starken  Hange  zur  BeschatTung  von 
Kleidern,  Schuhen,  Kohle  u.  a.  dtirch  Klubs  (Nr.  14  und  24),  der  Ver- 
breitung der  freiwilligen  Versicherung  (Nr.  2$,  28),  der  Temperenz  unter 
Landarbdtem  (Nr.  x8);  wir  erhalten  auch  das  Budget  eines  vegetarischen 
Seifensieders  (Nr.  6).  \"on  Interesse  ist  die  Beteiligung  von  Landarbeitern 
(Nr.  18,  19)  als  Mitgliedern  des  radikalen  Dorfkomitees  am  politischen 
Leben.  Man  erfährt,  dafs  ein  städtischer  Bauarbeiterhaushalt  durch  die 
Absrhatt'ung  des  Schulgeldes  in  der  I-age  war,  sich  bessere  Nahrung  /r. 
beschaffen  (Nr.  i);  dafs  ein  den  ärmsten  KJassen  entsprossener  i'rovisor 
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seine  relativ  günstige  Berufsstellung  nur  der  Einrichtung  von  Freibiblio- 
tbeken  veidankt  Auch  das  religiöse  Leben  einer  den  „primitiven'' 
Methodisten  an^hürigen  Familie  von  Bergschmieden  findet  auf  dem  Fest- 
lande kaum  eine  Parallde.  Dafs  auf  dem  fiadien  Lande,  selbst  in  £ng> 
land,  die  Hausfrau  beim  Hauneier  auf  Ratenabzahlung  Hausgeräte  und 
zwar  teuerer  als  beim  Kaufmanne  ersteht,  aber  dies  für  „the  only  plan 
for  poor  people"  erklärt  (S.  65),  mag  allen  Hausieigesetzfreunden  zu 
denken  geben. 

Die  achtund/waiuig  Budgets  <.'eben  vielfach  ütjer  die  ok<./üomisrhe 
Denkuug^l  des  englischen  Arbeitcis  .vufsclilub.  Am  iehrreiciisten  in 
dieser  Hinsicht  ist  das  Budget  15,  das  der  Arbeiter  selbst  mit  einem 
Mottvenbericht  versehen  hat 

Er  sucht  darin  nachzuweisen,  wie  seine  Einnahmen  durch  die  Zu- 
gehörigkeit zu  einer  Konsumgenossenschaft  gesteigert,  seine  Ausgaben 
für  Wohnung  durch  Einzahlung  in  eine  BauL-  rvi^senschaft ,  jene  für 
Kleidung  und  Nahrung  diirc  Ii  die  Thätigkeit  seiner  Frau  (die  fnihcr  D-en^t- 
bote  gewesen'  und  seine  F.nthaiiunt:  von  geistigen  Getränken  vcninuert, 
seine  Ersparnisse  hei  einein  W  o«  nenlohne  von  43 — 47  Shillings  crhijht 
wurden.  Lektüre,  Teilnahme  am  oileniUchen  Leben  der  Stadt,  Besuche 
der  Freunde  und  Kindererziehimg  füllen  die  freie  Zeit  aus.  Die  Erhöhung 
der  Kaufkraft  seiner  Klasse  erblickt  er  sowohl  in  der  Wirksamkeit  der 
Genossenschaften,  als  in  dem  Hausfletfs  der  Arbeiterfrau  und  in  dem 
Widerstande  gegen  den  Trunk:  „the  greatest  cuise  of  all  is  the  groceis 
lioense."  Der  Sinn  für  wirtschaftliche  Unabhängigkeit  auch  als  Kon- 
sument —  ,,that  personal  respousibiÜty  of  each  man  making  the  best  of 
what  they  are"  —  tritt  aus  diesem  Selbstbekennmis  eines  Arbeiters  über 
Arbeiter  drastisch  hei  Nor. 

Alles  in  allem  wird,  bei  allen  Bedenken,  die  man  vom  Staudpuukie 
•  des  Fortschrilles  aut  so/ialstatistiseliem  Ciebieie  gegen  das  Festhalten  an  der 
Le  Play'schen  Methode  zu  hegen  gezwungen  ist,  niemand  den  Arbeitern 
des  Economic  Club  seinen  Respekt  ftlr  ihre  Leistung  versagen.  Es  wäre 
sehr  erfreulich,  wenn  unsere  akademischen  Bürger,  die  sich  aus  allen 
Fakultäten  in  ,sozialwissenschaftlichen  ßildungsvereinen  zusammenfinden» 
sich  auch  zu  emster,  sozialstatistischer  Arbeil  aufraffen  wollten.  Sie  sollten 
im  ^N'ettbewerbc  mit  ihren  englis(  hen  Kollegen  neben  dem  Brotstndinra 
auch  das  nicht  minder  wichtige  Studium  ihres  eigenen  Volkes  betreiben. 

Brünn.  STEPHAN  BAUER. 


Digitized  by  Google 


Scbanil,  Nfuo  Hiurägc  zur  Fragr  der  Arb«?itslos»cuvcrsichcrung.  gii 


SchanZy  George  Prof.  Dr.  Neue  Beiträge  zur  ß/ag£  der  Arbeitslosen- 
versicherung. Berlin.  Carl  Heymanns  Verlag.  1897.  216  S. 
Das  neueste  Buch  von  Schaiu  ist  für  alle,  die  sich  theoretisch  oder 
praktisch  mit  der  Frage  der  Arbeitslosenversichming  tu  befassen  haben, 
eine  sehr  willkommene  Gabe.  In  knapper  und  übersichtlicher  Darstellung 
schildert  er  die  Entwickelung  der  Arbeitstosenverstcherung  sowie  die 
Ausgestaltung  des  Spar/wangs  seit  dem  Erscheinen  seiner  Untersuchungen 
„Zur  Frage  der  Arbeitslosenversicherung**. 

In  der  kurzen  Zwischenzeit  von  zwanzig  Monaten  hat  sich  auf  diesem 
Ciehietc  mamhcrlei   ereignet,  das  dem  Vater  des    individuellen  Spar- 
zwan!4s  /.u  iiohcr  Befriedigunj;  gereichen    mufs.     Die  Arlu'itslosenver- 
sicherung  der  Stadt  St.  Gallen  hat  auf  Ende  Juni  dieses  Jaiires  nach 
zweijährigem  Bestände  den  Abschied  erhalten.   Der  Getetcentwurf  be- 
treffend Versicherung  gegen  Arbeitslosigkeit  im  Kanton  Baselstadt  ist 
noch  hnmer  nicht  vollständig  erledigt  und  in  Kraft  getreten,  wie  auch 
in  der  Stadt  Zürich  diese  Angelegenheit  bedenklich  ins  Stocken  gekommen 
ist.    Die  Berner  Versicherungskasse  gegen  .Arbeitslosigkeit,  welche  bereits 
über  ihr  drittes  Geschäft^jalir  Bericht  erstattet,  kaini  ihren  ,, unzureichen- 
den und  prekären  Chnraktrr"  immer.veni.;er  verleupif-n.    Ihr  Spröfsling, 
„die  Stadtkc)lni><(  ;ie  \  (.  rsichci  unL;>kass(.'  m  u'en  Arbeitslosigkeit  im  \\  ialcr," 
welcher  sein  er?.tc»  (.ic^>chat(sjaür  erst  nach  dem  Erscheinen  des  in  Frage 
stehenden  Buches  vollendete,  ist  ebenfalls  blofs  „eine  modifizierte  Wohl« 
thätigkeit  und  zu  gleich  Animierung  der  Sparthätigkeit.',    Läfst  auch  da 
die  so  mannigfach  in  Anspruch  genommene  Mildthätigkeit  im  I.Aufe  der 
Jahre  nach^  wie  in  Bern  bereits  leise  Vorzeichen  hierauf  schlie&en  lassen, 
so  wird  es  sehr  schwer  haken,  die  für  <Ien  früheren  Zweck  gewonnenen 
Zu-i  hüsse,  ohne  welche  die  ganze  Flinrichtung  nicht  bestehen  könnte, 
auf  ihrem  Stand  n\  erhalten.    Andere  Versuche  zur  Kinfühnmg  der  .Arbeits- 
losenversicherung auf  diesem  oder  jenem  W  r^c   haben  entweder  ihren 
Zweck  nur  \uivollknm!nen  erfüllt  oder  sind  ucs(  licitert.  ww  die  \on  der 
Sparkasse  zu  Uolügna  im  Jahre  1896  versuciisweise  ciiigciuhrte  Arbeits- 
losenversicherung, wekhe  die  Note  eines  löblichen  aber  doch  sehr  be- 
schränkten Versuchs  erhält,  oder  der  auf  Gegenseitigkeit  beruhende 
Zentralverein  für  Versicherung  gegen  unverschuldete  Arbeitslosigkeit  in 
Stuttgart,  der  es  noch  nicht  über  ein  papierenes  Dasein  hinausgebracht 
hat.    Selbst  bei  den  Arbeiterverbänden  hat  die  Arbeitslosenunterstützung 
in  der  .Mehrzahl  der  Uander  keine  erheblichen  Fortschritte  gemacht. 

-Allerdings  ^ind  anr  h  der  X'ersuche  zur  praktischen  (iestaltung  des 
individuellen  Sparzwangs  selir  w«fnige.  Das  Düsseldorfer  Cieweibegciicht 
hat  in  der  Ueberzeugung  der  Unthunlu  hkcit  der  obligatorischen  und 
fakultativen  Arbeitslosenversicherung  einen  „Entwurf  zu  einem  Statut  flir 
eine  freiwillige  Sparkasse'*  ausgearbeitet,  wobei  es  sich  auf  die  Aus- 
Aihrungen  von  Schanz  stützte.   Doclk.  hat  bis  jetzt  der  Entwurf  wenig 
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Friu  htc  gezeitigt.  Eine  einzige  Firma  hat  ein  Statut  fiir  die  freiwillige 
Sparkasse  ihrer  Angestellten  erlassen.  Die  Genter  Gasgescllschaft  hat 
ebenfalls  den  Sparzwanp  niit  dem  aTi^sohliefsUrhen  /wecke  eingef;ihrt. 
den  iR  Mintcii  und  -unuiit,'!  n  Arbeitern  der  Fabrik  odf-r  ihren  Familien 
eine  mafsige  Hille  ^u  hichern,  werm  sie  aus  irgend  einem  Grunde  den 
Dienst  der  Gesellschaft  zu  verlassen  haben.  Doch  ist  dieser  \'ersuch 
blofs  ein  inlerressantes  Seitenstück  zu  dem  individuellen  Sporzwasg,  das 
die  eigene  Initiative  des  Arbeiters  nicht  weckt,  sondern  nur  einen  Drude 
auf  ihn  ausübt  and  nicht  in  allen  Teilen  auf  einem  hochherzigen  Stand» 
l>unkt  steht.  Kndlich  scheint  auch  der  filr  das  Polizeikorps  der  Stadt 
St.  Gallen  seit  1891  eingeführten  Zwangsspnrk.i-sc  zur  Beleuchtung  der 
Idee  des  indix  ir!iiellcn  Spnr/wnng  nur  sekundäre  Hedctitunsj  zuj'iikominen. 

Allein  mil  volicm  Kl<  hie  trcstci  sitii  h.inz  id>ci  den  geringen 
praktiM;hen  Erfolg  sciiu  r  1  Ii  c  wie  er  es  auch  erklärlich  fiadet,  dafs  bis 
jetzt  die  politischen  raiiciLii  iiauptsachlich  die  Arbeitslosenversicherung 
in  Er\\agung  gezogen  haben,  da  diese  viel  länger  auf  dem  Plane  steht 
als  der  individuelle  Sparzwang,  den  er  erst  im  Sommer  1895  zur  Dis- 
kussion stellte.  Auch  die  Sonnemann^schen  »^Grundzüge  eines  Reichs* 
gest'tzes  zur  kommunalen  \'ersichcrung  gegen  Arbeitslosigkeit",  welche 
die  deutsche  Volk$|>anei  ohne  bindenden  Best  hlufs  einer  Kommission 
7ur  weiteren  Beratimg  überwies,  machen  Schanz  niciit  bange.  Sein 
Si>ar.^wan{j  wird  diesem  Gcl>ilde  un!>edingt  den  Rang  ablaufen.  Die 
feindselige  Ge^innung  der  ■^'»/i.disllschen  .Arbeiterschaft  Deutschlands 
gegen  .seinen  Sjjarzwaug,  den  die  „sozialistische  Presse  mit  Spott  ab- 
zuthun  gesucht",  berührt  ihn  um  so  weniger,  als  der  obligaiorischeu  Ar- 
beitslosenversicherung von  dieser  Seite  her  dasselbe  Geschick  widerfahrt. 
Dafür  hat  sich  aber  der  evamgelisch'soziale  Kongrefs  anläfslich  seiner 
siebenten  Tagung  in  Stuttgart  des  Sparzwangs  angenommen,  indem  dort 
dieser  V  orschlag  in  Verbindung  mit  einer  allgemeinen  (Organisation  des 
Arbeitsnachweises  und  dem  NuJarbeitsrecht  empfohlen  wurde. 

In  Würdigung  dieser  verschiedenen  .Momente  ist  es  begreifli«  :.,  dif-* 
Schanz  die  Geaner  seines  .Sparzwangs  als  Ersatz  der  .\rbcit-li »cm  cr- 
sicherung,  welche  er  gleich  im  ersten  Teil  seine.s  Büches  ^oinnnmt, 
wenig  Sorge  bereiten.  Es  mag  dies  um  stj  berechtigter  sein,  als  die 
Position  der  Gegner  ebenfalls  keine  feste  ist  und  sogar  Adl^,  der 
Schöpfer  des  besten  Entwurfs  einer  Arbeitslosenversicherung ,  sich  den 
grofsen  Schwierigketten  dieses  A^ersicherungszweiges  nicht  verschliefst 
Immerhin  mufs  Schanz  die  Stichhaltigkeit  einer  .Anzahl  von  Einwanden 
gelten  lassen  und  hat  sein  Plan  infolge  der  dadurch  herbeigeführten  Er- 
gänzungen und  Modifikationen  entschieden  gewonnen. 

Ueber  das  auch  von  mir  beanstandete ')  totale  Fallenlassen  der 

')  Vg},  meine  B(*«prccbun{f  von  .^r1ian<.  Zur  Frag?  ifer  Arbcit»losenvcrsich«fang 
in  dit'ücm  Archiv,  P<I.  IX.  S.  659.  ^ 
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Schuldfrage  sucht  er  dadurch  hinwegzukommen,  dafs  die  Einlagen  der 
Arbeiter  von  den  anderweitigen  Zuschüssen  rechnerisch  getrennt  ge- 
halten und  im  Falle  des  Striks  oder  der  Aussperrung  nur  erstere  frei- 
gegel)en  werden  sollen.  Schwerer  lastet  der  Haupteinwand,  dafs  der  in- 
dividuelle Sparzwan^  [gegenüber  der  Arbeitslosenversicherung  /u  wenig 
leiste,  auf  Schanz.  Kr  ineint  /war,  die  AUcmative  laute  in  sehr  ^■ielen 
l-ailen,  wenn  man  ArheitNlosein eisit  herung  und  individuellen  Sparzw  ing 
einander  gegenübersicUc,  uiclu  „Viel  oder  Wenig",  sondern  „Nichu  oder 
Etwas".  Trotzdem  aber  ist  er  bemüht,  die  Kleinheit  der  l'nui  Stützung 
beträchtlich  aufzubessern.  Hierzu  eröffnen  sich  ihm  drei  Wege.  Der  erste 
weist  zur  Verdoppelung  der  Prämien  der  unverheirateten  Arbeiter,  wo- 
durch man  in  kräftiger  Anwendung  des  Grundsatzes,  dafs  es  sich  immer 
nur  mn  die  Befriedigung  der  alleräufsersten  Notdurft  handeln  kann, 
unter  Umständen  einer  Arbeitslosigkeit  von  4 — 5  Wochen  Rechnung 
tragen  kann.  Leider  ist  damit  dem  Verheirateten  wenig  geholfen. 
Haben  am  h  die  beiden  Arbeitslosen  Zählungen  des  deiUsrhen  Reichs  ge- 
zeigt,  dafs  von  den  Arbeitslosen  ilL)er  die  Hiilfie.  in  den  grofsen  Städten 
sogar  ''\  und  mc'av  unverheiratet  smd,  so  konnut  man  damit  nicht  über 
die  Thatsachc  hinweg,  dafe  der  auf  diese  Weise  erweiterte  Sparzwang 
gerade  dem  dürftigeren  Teile  d^  Arbeitslosen  keine  Steigerung  der  Ent- 
schädigung zu  bringen  vermag.  Der  zweite»  bessere  und  ausgiebigere 
Wegf  um  den  Arbeiter  möglichst  bald  eine  Summe  von  50 — xoo  Mk. 
ersparen  zu  lassen,  liegt  in  der  stärko^n  Belastung  von  Gemeinde 
und  Staat. 

Hierbei  denkt  er  an  folgendes:  Alte  diejenigen,  deren  gesperrtes 
Guthaben  am  Schlufs  eines  Jahres  nicht  ico  Mk.  erreicht,  erhalten  (  nu-n 
Zuschufs,  der  aus  Zins  und  Prämie  sich  zusammensetzt  und  sich  1<  »Igen*  1er- 
mafsen  berechnet:  Zu  Grunde  gelegt  wird  der  höchste  Betrag,  den  lias 
gesperrte  Guthaben  im  vergangenen  Geschäftsjahr  erreicht  hat;  für  die 
ersten  25  Mk.  dieses  Betrags  werden  10  "  für  den  Rest  bis  100  Mk. 
wird  I  „  berechnet.  Das  Opfer,  das  die  Gemeinde  bringt,  ist  im 
ganzen  ein  sehr  begrenztes,  wird  sie  ja  einem  Arbeiter  zu  seinem  Zias 
nie  über  2,5o  Mk.  zuschiefsen.  Könnte  sich  der  Staat  entschliefsen,  etwa 
auch  noch  den  vierten  Teil  de^  von  der  Gemeinde  Zugeschossenen  zu- 
zufiigen,  so  würde  das  die  rasche  Bildung  eines  ausreichenden  Spargut- 
habens sehr  beschleunigen.  Diese  Ztisrhüsse  niuehten  um  so  !)erech- 
tigier  erscheinen,  als  solche  zu  dem  Sparguthaben  schon  heute  nichts 
Ungewi)hrili(  1k->  sind  und  sich  für  die  oft  genug  getadelten  hohen  (ic- 
winne  au»  der  Sparkasse  so  ehie  p.issende  Gelegenheit  zur  Verwendung 
ef]giebt.  Der  letzte  Weg  zur  Mehrung  des  Sparguthabens  würde  darin 
bestreu,  dafs  man  den  Gemeinden  mit  über  10000  Einwohnern  das 
Recht  gäbe,  jeden  zuziehenden  ]>ohnarbeiter  zwingen  zu  können,  la  bis 
30  Mk.  semem  zu  sperrenden  Guthaben  zuzuführen.  Für  uns  kommt 
namentlich  die  Heranziehung  von  Gemeinde  und  Staat  zur  lieitragspAicht 
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an  die  Sparguthaben  in  Betracht  und  sehen  wir  in  der  Konzession,  die 
Schanz  nach  dieser  Seite  hin  macht,  eine  ganz  wesentliche  \'erl)esserung 
seine«?  Planes,  wenn  wir  auch  mit  der  Art  tmd  Weise,  in  der  dieselbe 
durchgeführt  werden  soll,  nicht  ohne  weiteres  ein\ erstanden  sein  können. 

Jedenfalls  ist  ihm  beizupflichten,  wenn  die  gegen  seinen  Sjmrzwang 
geltend  gemachten  Bedenken  in  ihm  nicht  die  Ueberzeugung  erweckten, 
dafs  er  sidi  auf  falscher  Führte  befinde.  Zu  dieser  Ansicht  berechtigt 
ihn  auch  die  sehr  instniktive  Untersuchung  der  neuen  statistischen 
hebungen  über  Arbeitslosigkeit  in  Deutschland,  die  zuerst  in  diesem  Archiv 
"Bd.  X,  S.  325  flg.  erschien,  mit  welcher  diese  Betrachtungen  ihren  Ab* 
schlufs  finden.  Für  alle  Fälle  hat  die  Idee  des  individuellen  Sparzwangs 
eine  Zukunft.  Sie  wie  die  Arbeitslosenversicherung  leiden  vorderhand 
noch  /u  sehr  unter  der  Ansicht  der  landläufigen  Sozialpolitik,  dafs  e<; 
ein  unbedingt  wirksames  Heilmittel  gegen  das  Klend  der  Arbeitslosigkeit 
gebe.  Ist  dieser  Glaube  vor  der  i^ogik  der  rhatsaclieu  verschwunden, 
80  wird  man  in  dem  Sparswang  ein  Mittel  zur  Milderung  des  Schreckens 
der  Arbeitslosigkeit  erblicken.  Doch  wird  &ich  derselbe  noch  etliche  in- 
dividuelle Momente  abatreifen  lassen  müssen,  wie  die  Arbeitslosen' 
Versicherung  ihrerseits  beitn  Sparzwang  in  die  Schule  gehen  wird,  wenn 
sie  lebensfähige  Institute  hervorbringen  sollen. 

Stettfurt  (Schweiz). 

EMIL  HOFMANN. 
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J.  CSuttentag,  Verlagsbuchhandlung 

in  Beriiü  h\V.  48,  Wilhelmstrasse  119120. 
Soeben  enchien: 

Die  Arbeiterfrage. 

Eine  Einführung 

von 

Dr.  Heinrich  Herknor. 

>nd.  I*rofesäor  der  Volkswirtschaftsklire  an  der  T^^chnischcn  Hochschule  in  Karlsrabe. 

Zweite  fWig  «m^arbeltete  und  stark  vermelirte  Auflage. 

Gr.  ^  Prelis  8  Mk  . 


Zm  bezfelien  dnwh  jede  IHK'bliiindlfni?,  towie  direkt  toti  der 
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Neue  Beiträge 

zur 

Früe  M  Ail)eitslO!ien-Tersislieriii£ 


Von 

Dr.  Georg  Schanz, 

I>roieä»or  der  Natiouülukonomie  iu  Würzbnrg. 

Preis  ^r.  4.  bei  post freier  Zusendung  M,  4,20. 


=  Preisermfissigung«  = 

Woedtke,  E. 

UnfallTersIchornng  der  in  land-  und  forstwirtbschaftllcben  Betrieben 
besebäftigten  Personen  in  Prcnssen.  Nadi  dpin  J^eiclisfrrsptz  vom 
5.  Mai  1886  imd  dem  rreuj^i-Licheu  Auslühriui^sf^t'setz  vuiu  2U.  Mai  1887. 
Textausgabe  mit  Anmerkungen.  Im  amtlichen  Auftrage  unter  Mitwirkung 
des  Geh.  Begiemnguraths  Dr.  von  Heydebrand  und  der  Lasa  bearbeitet. 
9*.   1887.  gebunden  iu  Leinwand  2.40 

heralifesetiter  Frei»  1  Mark. 
Veriag  von  Georg  Belmer  in  Berlin. 
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Das  deutsche  Vereins-  und  Versammlungsrecht. 

Von 

W.  KULEMANN, 
Luidgcricblnvt  in  Bnunuchwclg. 

L 

Sobald  die  Menschen  sich  zu  staatlichen  Verbanden  zusammen- 
schlössen, inufstc  ein  natürlicher  Gegensatz  entstehen  zwischen  den 
Rechten  der  Gesammttieit  und  denen  der  Einzelnen.  Aber  noch 
manni<^'falti^er  wurde  das  Verhältnis  dadurch,  dafe  der  Staat  und 
die  Gemeinde  nicht  die  einzijjen  Verbände  waren,  sondern  neben 
ihnen  Vereinigungen  aller  Art  sich  bildeten,  die  nicht  allein  private, 
sondern  auch  in  erheblichem  Mafsc  (")ffcntliche  Angelegenheiten  in 
ihr  Bereich  zogen.  Es  ist  von  hohem  kuUurgeschichtlichen  Inter* 
esse,  die  Entwickelung  dieses  gegenseitigen  Verhältnisses  zu  verfolgen. 
Mufsten  einerseits  zu  einer  Zeit,  wo  das  Gefüge  der  staatlichen  Ge- 
meinschaft noch  zu  locker  war,  um  den  berechtigten  Ansprüchen 
an  Schutz  und  Ordnung  zu  genügen,  manche  Aufgaben  den  autono- 
mischen  Verbänden  überlassen  werden,  die  später  eine  stärker  aus- 
gebildete Staatsgewalt  dir  sich  in  Ansy)ruch  nahm,  so  ist  doch  in 
der  neuesten  Periode  wieder  ein  (  inschwuni^r  insofern  einp^ctrctcn. 
als  die  unendlich  gesteigerte  Manni^^falti^^keit  der  Beziehungen  und 
Bedürfnisse,  wie  sie  die  moderne  Kntwicklung  mit  sich  gebracht 
hat,  an  Stelle  der  zentralisierten  i,eitung  durch  den  Staat  citie  De- 
zentralisation durch  Abwälzung;  auf  i)ri\-ate  Vereini^un>^a  n  erfordert. 

Während  in  der  letzten  Periode  des  römischen  Weltreiches 
unbezweifeltes  Recht  war,  dafs  kein  Verein  irgend  einer  Art  sich 
bilden  dürfe  ohne  staatliche  (lenehmigung,  bestand  zu  der  Zeit,  als 
dieses  rinnischcs  Recht  eindrant^,  in  Deutschland  ein  Zustand  voller 
Vereinsfreiheit,  PVeilich  hatten  einzelne  kräftige  Kaiser  den  Ver- 
such j^ainacht,  das  \'ereins\vesen  zu  unterdrücken,  aber  dieser  Ver- 
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such  konnte  schon  aus  dem  Grunde  nicht  gelingen,  weil  die  Staats* 
gewalt  nicht  im  stände  war,  den  erforderlichen  Rechtsschutz  zu 
leisten  und  deshalb  die  zahllosen  Vereinigungen  aller  Art,  Gilden, 
Zünfte,  Bruderschaften  u.  s.  w.,  die  meist  mit  wichtigen  obrigkeit- 
lichen Befugnissen,  insbesondere  der  Gerichtsbarkeit  über  ihre  Mit> 
glieder  ausgestattet  waren,  einem  unabweisbaren  Bedürfnisse  ent* 
sprachen.  So  entstand  ein  Kampf  zwischen  der  Staatstheorie  und 
dem  praktischen  Leben.  Während  die  Juristen  ohne  weiteres  das 
romische  Recht  als  „das  kaiserliche  und  gemeine  Recht"  auf 
Deutschland  übertrugen  und  die  Philosophen  den  Bestand  aller  Ver- 
eine und  Verbindungen  auf  den  Willen  der  Staatsgewah  zurück- 
führten, die  ihnen,  falls  es  an  einem  besonderen  Gesetze  fehlt-,  still- 
schweigende Genehmigung  erteilt  habe,  suchten  jene  \>rbändc, 
gestützt  auf  die  Macht  der  Thatsachen,  sich  dieser  Maciitsphäre 
thunlichst  zu  entziehen.  Aber  die  ganze  Zeitrichtung  war  der 
immer  mehr  erstarkenden  Staatsgewalt  günstig,  und  so  war  der  Al> 
schlufs  des  Kam|>fes  die  völlige  Vernichtung  der  mittelalterlichen 
deutschrechtlichcii  X^ereinsfreihcit  und  deren  Ersetzung  durch  den 
Grundsatz  der  absoluten  Staatsomnipotenz. 

Selbst  die  französische  Revolution  brachte  keinen  grund.<>ätz- 
liciieti  I  nischwung;  hatte  docli  sogar  der  Philosoph  der  Menschen- 
rechte J.  J.  Rousseau  gelehrt,  dafs  durch  den  coniral  social  die 
Menschen  alle  diejenigen  Rechte,  die  sich  nicht  an  tlie  Person  fies 
Individuums  knüpften,  dem  Staate  übertrafen  hätten,  sodals  die  Be- 
fugnis, neben  dein  Staate,  Vereinigungen  anderer  Art  zu  bilden, 
ihnen  nicht  zustelle.  Deshalb  wurde  in  den  verschiedenen  Ver- 
fassungen iler  Revolutionszeit  zwar  das  Versammlungsrecht,  nicht 
aber  Vercinsfrciheit  gewährt.  Insbesondere  die  Verfassung  vom 
5  Fructidor  III  (1795)  verbot  alle  Vereine,  die  der  öffentlichen 
Ordnung  zuwiderlaufen  und  gab  der  Regierung  das  Recht,  jeden 
Verein,  der  sich  mit  öffentlichen  Dingen  beschäftigte,  aufzulösen; 
ebenso  wurde  solchen  Vereinen  verboten,  miteinander  in  Ver- 
bindung zu  treten,  wie  sie  auch  keine  öffentlichen  Versammlungen 
abhalten  durften.  Der  Code  p^nal  von  1810  schrieb  für  alle  Vereine 
von  mehr  als  20  Mitgliedern  staatliche  (jenehmigung  vor. 

Einen  anderen  Charakter  trug  die  Revolution  von  1848.  Unter 
ihrem  Einflüsse  wurde  zunächst  Versammlungs-  und  Vereinsfreiheit 
anerkannt,  aber  schon  das  Gesetz  vom  19.  Juni  1849  gab  der  Re> 
gierung  das  Recht  zurück,  Vereine  und  Versammlui^en  im  oiTent- 
liehen  Interesse  au&ulösen  oder  zu  verbieten.  Das  heute  in  Frank' 
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reich  geltende  Gesetz  vom  30.  Juni  1881  beseitigt  für  V^crsamni- 
lungen,  abji^cscheii  von  solchen  aufStrafsen  und  öffentlichen  Plätzen, 
das  Krfortiernis  iler  (ienchniig^unf^  und  verlangt  nur  eine  Anmeldung, 
gestattet  auch  j)olizeiliche  UtlKrwacluinpj  und  AuflösunL^  im  h'allc 
von  1  hätliclikcitcii  oder  auf  Antra^^  des  X'orstaiuU.s.  .\l)er  cUeses 
(icselz  bezieht  sich  luir  auf  Versammlungen,  nicht  aut  Vereine;  für 
sie  gilt  noch  der  Code  penal  und  das  Gesetz  vom  10.  April  1834, 
welches  jederzeili^re  Auflösung  gestattet.  Eine  Ausnahmestellung 
haben  die  Unter^tijtzungsvereinc  und  die  Gerwcrkvereme,  die  nicht 
tlcm  allgemeinen  Voreiubrcchte  unterliegen,  sondern  durch  Kin- 
reichung  ihrer  Statuten  juristische  i'crsüalichkeit  erhalten. 

Während  in  Kn  gl  and  das  römische  Recht  niemals  Anerkennung 
erlangt  hatte,  vielniehr  stets  der  Grundsatz  der  Vereins-  und  Ver- 
sammlungsfreiheit aufrecht  erhalten  ist,  —  abgesehen  von  Be* 
schränkaiigen  der  Gewerkvereine  und  religiösen  Vereine,  die  in 
neuester  Zeit  aufgehoben  sind  Ist  Deutschland  im  wesent« 
liehen  dem  französischen  Vorbilde  gefolgt.  In  Preufsen  hatte 
zwar  das  allgemeine  Landrecht  die  allgemeine  Genehmtgungspflicht 
der  Vereine  beseitigt  und  —  abgesehen  von  Vereinigungen  zu  ver- 
mögensrechtlichen Zwecken,  die  ganz  frei  gelassen  waren  —  alle 
nicht  geheimen  Gesellschaften  erlaubt,  sofern  ihr  Zweck  und  ihre 
Thätigkeit  der  gemeinen  Ruhe  Sicherheit  und  Ordnung  nicht  zu- 
widerlaufen. Die  auf  einer  ausdrücklichen  Genehmigung  beruhenden 
Gesellschaften  durften  nur  aus  überwiegenden  Gründen  des  Gemein- 
wohles und  gegen  hinlängliche  Entschädigung  aufgehoben  werden, 
sofern  nicht  durch  gerichtliches  Erkenntnis  ein  grober  Milsbrauch 
der  Genehmigung  festgestellt  ist,  dagegen  war  hinsichtlich  aller 
nicht  ausdrücklich  erlaubten  Gesellschaften  die  Auflösung  jederzeit 
ohne  Einschränkung  gestattet  Durch  das  Edikt  vom  20.  Oktober 
179S  wurden  dann  aber  alte  Vereine,  welche  die  Beratung  poli- 
tischer Angelegenheiten  bezwecken,  oder  in  welchen  unbekannten 
Oberen  Gehorsam  oder  bekannten  Oberen  unbedingter  Gehorsam 
versprochen  wird,  sowie  solche,  deren  Mitglieder  sich  zur  Ver- 
schwiegenheit über  Wreinsangelegenheiten  verpflichten,  verboten; 
dieses  Fdikt  wurde  durch  X'erordnung  vom  6.  Januar  18 16  erneuert 
und  auf  die  ganze  iMonarchie  auso^edehnt. 

Auch  in  den  übrigen  Bundesstaaten  war  die  Bildunj^  \on  ge- 
wissen Vereinen  entweder  ganz  verboten  oder  von  polizeilicher  Ge- 
nehmigung abhängig  gemacht  Der  Beschluls  des  Bundesrates  vom 
5.  JuU  1832  untersagte  alle  Vereine  mit  politischen  Zwecken  und 
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maciile  alle  öti'entlichen  Versammlungen  von  \  orhcriger  Genehmigun;^ 
abhängig.  Nur  einzelne  Staaten,  wie  Baden  (Gesetz  vom  j]^'t^„^^ 
1833  und  Württemberg  (Stra%esetzbuch  vom  i.  ftütfz  1839  Art  149 
und  Polizeistrafgesetz  \  om  2.  Oktober  1839)  wagten,  liicr\'on  ab- 
zuweichen. In  Sachsen-Meiningen  war  durch  §  28  der  Verfassung 
von  1829  das  Vereinsrecht  ausdrücklich  anerkannt. 

Die  deutsche  Reichsverfassung  von  1848  8,  161,  1 62)  zahlte 
zu  den  Grundrechten  des  deutschen  V^olkes  auch  die  Befugnis»  ohne 
vorherige  Genehmigung  sich  friedlich  und  ohne  Waffen  zu  ver- 
sammeln und  Vereine  zu  bilden;  nur  Versammlungen  unter  freiem 
Himmel  konnten  bei  dringender  Gefahr  für  die  öffentliche  Ordnung 
und  Sicherheit  verboten  werden.  Aber  in  die  Vcrfa.ssungen  der 
Einzelstaaten  ging  diese  Auffassung  nur  unter  starken  Abschwächuiie<  n 
über.  Der  Hundestagsbeschlufs  vom  13.  Juii  1854  forderte  im 
politische  Wrcine,  sofern  dieselben  nicht  nach  der  Landc>Licsctz- 
gebung  überhaupt  verboten  oder  von  ])oli7.cilicher  Genchmii^uni^ 
abhängig  waren,  die  Befu^nns  der  Re^neruiiL;  „nach  Mafs^alx-  der 
Umstände  besondere  vorüber^eliende  Beschränkuii|^en  de>  X'crbuts 
crliLssen  zu  können."  Muuicrjäliri^en,  Lehrlingen  und  Scluilcrn  war 
die  Beteiligung  an  solclien  Vereinen  untersagt  und  jede  Wrbindung 
derselben  mit  anderen  Vereinen  verboten.  Ebenso  wurden  „im 
Interesse  der  gemeinsamen  Sicherheil  sämtliche  Bundesrei^nerungcn 
verpflichtet,  die  in  ihren  Cicbieten  etwa  noch  bestehenden  .Arbeiter- 
vereine und  Verbrüderungen,  welche  pulili^che,  sozialistische  oder 
konununistische  Zwecke  verfolgen,  binnen  2  Monaten  aufzuheben 
und  die  Neubildung  solcher  Verbindungen  bei  Strafe  zu  verbieten." 

Für  Versammlungen  der  nicht  mit  besonderer  staatlicher  Ge- 
nehmigung versehenen  Vereine»  die  sich  mit  öflfentHchen  Angelegen^ 
heiten  befassen,  war  polizeiliche  Ueberwachung  \  orgeschrieben;  die 
Auflösung  sollte  stattfinden,  sofern  „der  Inhalt  der  Verhandlungen 
eine  in  der  Notwendigkeit  der  Aufrechterhaltung  der  Gesetze  so- 
wie der  öffentlichen  Sicherheit  und  Ordnung  b^^ründete  Ver- 
anlassung darbietet."  Der  Beachluls  wurde  mit  Ausnahme  von 
Pireulsen  und  Bayern  in  allen  Bundesstaaten  eingeführt,  doch  sind 
seitdem  aulser  Lippe  und  Mecldenburg-Strelitz  überall  neuere  Gesetze 
über  das  Vereins-  und  Versammlungsrecht  erlassen. 

n. 

bin  da*;  heute  geltende  Recht  kommen  zunächst  diejenigen 
Bestimmungen  in  Betracht,  die  auf  Reichsgesetzen  berulien.  Dabei 
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ist  zu  unterscheiden  zwischen  Vereinen,  die  vermi^nsreditliche,  ins- 
besandere  Erwerbszwecke  verfolgen  und  solchen,  deren  Zwecke 
auf  ideellem  Gebiete  insbesondere  denen  des  öffentlichen 
Interesses  liegen. 

Zu  den  ersteren  gehören  die  Handels|;esenschaften  aller  Art, 
die  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaften,  die  Gesellschaiten 
mit  beschränkter  Haftpflicht,  die  Innui^n,  Innunguusschüsse  und 
Innungsverbande,  die  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  15.  Marz  1888 
gebildeten  Kolonialgesellschaften  und  die  verschiedenen  Arten  der 
freien  Hillskassen  und  staatlichen  Zwangskassen.  Es  entspricht  nicht 
dem  Zwecke  dieser  Arbeit,  auf  sie  näher  einzugehen,  nur  mag  be- 
merkt werden,  dafs  auch  auf  diesem  Gebiete  öffenthch-rechtliche 
Gesichtspunkte  in  Betracht  kommen,  wie  z.  B.  das  In  §  79  des 
Genossenschaftsgesetzes  \-om  i.  Mai  1889  der  R^erung  einge- 
räumte  Auflösungsrecht  beweist. 

Für  Vereine  mit  ideellen  Aufgaben  kommen  —  abgesehen 
von  dem  bürgerlichen  Gesetzbuche,  dessen  Vorschriften  noch  näher 
zu  erwähnen  sind  —  folgende  Bestimmungen  in  Betracht. 

1.  Nach  den  durch  Artikel  68  der  Reichsverfassung  vorläufig 
für  ganz  Deutschlnnd  f:^iltij:^en  Bestimmungen  des  preufsischen 
Gesetzes  vom  4  Jtini  1851  können,  wenn  die  ötTenlliche 
Sicherheit  in  (Inn  Bundesgebiete  bedroht  ist,  durch  die  bei 
Trommel-  und  I  roinpetenschall  zu  verkündende  und  aulser- 
dcm  durch  Mitteilung  an  die  ( iemeindebehorde,  durch  An- 
schlaj^  an  utTentlichen  l'iätzen  und  durch  öffentliche  Hlälter 
ohne  Verzug  zur  allgemeinen  Kenntnis  7,u  brinj^endc  Er- 
klärung des  B elage r  u  ngszu  st  a  n  d  c vs  die  bcstiniiiiungen 
tlcr  \''ereinsgcsetze  zeit-  oder  distriktweise  aulser  Kraft  ge- 
setzt werden. 

2.  Nacii  dem  Wahl^fesctze  vom  31.  Mai  1869  ^  17  sind  die 
Waiilberechtii^ten  befugt,  zum  lietriebe  der  den  Reichstag 
betreffenden  Wahlangelegenheiten  Vereine  zu  bilden 
und  in  geschlossenen  Räumen  unbewaffnet  öffentliche  Ver- 
sammlungen zu  veranstalten,  wobei  jedoch  die  Besdmmui^en 
über  Anzeige  und  Ueberwacbung-  in  Kraft  bleiben. 

3.  Die  Gewerbeordnung  hebt  im  ^  152  alle  Verbote  und  Straf- 
bestimmungen auf  „gegen  Gewerbetreibende,  gewerbliche 
Gehilfen,  Gesellen  und  Fabrikarbeiter  wegen  Verbindungen 
und  Vereinigungen  zum  Bebufe  der  Erlangung  günstigerer 
Lohn-*    oder   Arbeitsbedingungen,  insbesondere 
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mittels  Einstellung  der  Arbeit  oder  Entlassung  der  Arbeiter," 
entzieht  jedoch  den  bezüglichen  Vereinbarungen  die  ver- 
bindliche Kraft,  indem  sie  jedem  Teilnehmer  den  Rucktritt 
freistellt  und  bestimmt,  dafs  aus  denselben  weder  Kl^e 
noch  Einrede  stattfindet 

Auf  der  anderen  Seite  wird  durch  §  153  unter  Strafe 
gestellt  „wer  Andere  durch  Anwendung  körperlichen  Zwanges, 
durch  Drohungen,  durch  Ehrverletzungen  oder  durch  Ver« 
rulserklarutigen  bestimmt  oder  zu  bestimmen  versucht,  an 
solchen  Verbindungen  (§  152}  teilzunehmen  oder  ihnen  Folge 
zu  geben  oder  Andere  durch  glcicfve  Mittel  hindert  oder 
zu  hindern  versucht,  von  solchen  Veibindungen  zurück- 
zutreten". 

4.  Durch  das  Gesetz  vom  11.  Juli  1872  ist  der  Gesellschaft 
Jesu  und  den  verwandten  Orden  die  Bildung  von  Nieder- 
lassunfjen  im  Deutschen  Reiche  verboten. 

5.  Durch  §  49  des  Militärgesetzes  \om  2.  Mai  1874  ist  den 
zum  aktiven  Heere  gehörigen  Militärpersonen  die 
Teilnahme  an  politischen  Vereinen  und  Versammlungen 
untcr^au^t 

6.  Nach  dcni  S  t  r  a  f  e  s  e  t  z  b  u  c  h  e  wird  1  )cslraft : 

a)  durch  §  1 10  „wer  öffentlich  vor  rinor  Men.sclu.-nincnj^u- 
(xlcr  wer  durch  N'crbrcitung  oder  üffcntlichen  Anschlag 
oder  öffentliche  Ausstclhiii«,'  von  Schriften  oder  anderen 
Darslelluiii^cn  zum  rii<:(chorsam  l^'ci^cii  ( icsetze  oder  rechts- 
gültige X'ciordiuingcu  oder  gegen  die  \  on  der  Obrigkeit 
innerhalb  ihrer  Zuständigkeit  getroffenen  Anordnungen 
auffurtlcrt 

b)  durch  ^  III  „wer  auf  die  vorbezeicliiiele  Weise  zur 
Begehung  einer  strafbaren  Handlung  auffordert,  sofern 
die  Aufforderung  ohne  Krfolg  geblieben  ist; 

c)  durch  §  128  „die  Teilnalime  an  einer  V'^erbindung,  deren 
Dasein,  Verfassung  oder  Zweck  vor  der  Staatsregierung 
geheim  gehalten  werden  soll,  oder  in  welcher  gegen 
unbekannte  Obere  Gehorsam  oder  gegen  bekannte  Obere 
unbedingter  Gehorsam  versprochen  wird;" 

d)  durch  §  129  „die  Teilnahme  an  einer  Verbindui^  zu 
deren  Zwecken  oder  Beschäftigungen  gehört,  Mabngdtn 
der  Verwaltung  oder  die  Vollziehung  von  Gesetzen  durch 
ungesetzliche  Mittel  zu  \'erhindcrn  oder  zu  entkräften."  — 
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Durch  den  in  der  Verfassung  des  Xorddcutschcn  Rutidcs  noch 
nicht  enthaltenen,  jedoch  der  V  erfassung  des  zwischen  letzterem  und 
dem  Grofsherzogtum  Baden  und  Hessen  unterm  15.  Xovemher  T  H70 
abgeschlossenen  Bundes  liinzugefiigten  und  von  dort  in  die  \  er- 
fassung  des  Deutschen  I\  iches  vom  16.  April  1871  übergegangen, 
jetzt  in  ij  4  Ziff.  16  aufgenommenen  Zusatz  sind  „die  Bestimmungen 
über  die  Presse  und  das  X^reinswesen"  der  Beaufsichtigung  und 
Gesetzgebung:  des  Reiches  unterstellt. 

Der  X'ersuch,  ein  Reichs  Vereinsgesetz  zu  scharten,  ist 
auch,  wenngleich  zunächst  in  <ler  Beschränkung  auf  die  privat« 
rechtliche  Seite,  bereits  zu  einer  Zeit  unternommen,  wo  die  Zu- 
ütäntligkcit  dazu  noch  nicht  ausdrücklich  anerkannt  war,  vielmehr 
nur  daraus  gefolgert  wurde,  dafs  tlie  einschlägigen  Mafsnahmen  als 
ein  Teil  der  bereits  durch  Artikel  4  Ziffer  13  der  ursprünglichen 
Verfassung  dem  Reiche  überwiesenen  Gesetzgebuiii^  über  das  Obli- 
galionenrecht  anzusehen  seien.  Dieser  Versuch  ist  der  (iesetz- 
enlwurf  des  Abgeordneten  S  c  h  u  1 1  z  e  -  D  e  1  i  tzs  c  h  \om 
4.  Mai  1869,  der  nach  vorgängiger  Komniissionsberatung  in  der 
Sitzung  vom  21.  Juni  1869  vom  Reichstage  angenommen  wurde,  zu 
einer  abschlieGienden  Erörterung  im  Bundesrate  jedoch  wegen  der 
demnächst  eintretenden  kriegerischen  Verwickelungen  nicht  gelangte. 
Der  Entwurf  befa&te  sich,  wie  bemerkt,  lediglich  mit  der  private 
rechtlichen  Seite  des  Vereinsrechts,  d.  h.  er  bezog  sich  freilich 
auf  alle  Vereine,  auch  solche  politischer  und  religiöser  Art,  regelte 
aber  bei  diesen  nur  die  privatrechtlichen  Beäehtingen*  Es  geschah 
dies  in  der  Weise,  dafe  an  Stelle  des  Konze8sionss\'stems  das  System 
der  Normativbedingungen  gesetzt  und  bestimmt  wurde,  dafs  jeder 
Verein  zu  einem  nicht  vertwtenen  Zwecke  bei  ErfUlhing  gewisser 
Bedingungen  durch  Anerkenntnis  seitens  des  Gerichts  die  Rechte 
eines  „anerkannten  Vereins"  und  damit  insbesondere  das  Recht  der 
juristischen  Persönlichkeit  erlangen  solle,  wobei  jedoch  hinsichtlich 
der  Frage,  in  welchem  Umüii^e  Vereine  überhaupt  zugelassen 
werden  sollten,  sowie  im  allgemeinen  hinskrhtlich  der  öffentlich- 
rechtlichen,  insbesondere  polizeilichen  Seite  die  Vorschriften  der 
einzelstaatlichen  Gesetze  aufrecht  erhalten  werden  sollten  und  ledig- 
lich in  §  30  bestimmt  war,  daüs  ein  Verein,  „welcher  durch  gesetz- 
widrige  Fbndlungen  oder  Unterlassungen  das  Geweinwohl  gefährdet"; 
durch  stra%erichtüches  Erkenntnis  auf  Betreiben  der  höheren  Ver* 
waltungsbehorde  aufgelöst  werde  könne. 

Die  vom  Tische  des  Bundesrates  sowie  aus  dem  Hause  gegen 
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den  Kntwurf  erhobenen  Bedenken  bezogen  sich  vorzu-^sweise  auf  die 
politischen  und  religiösen  Vereine,  sowie  aul  ilie  zur  Unter- 
stützun^r  \ on  Bctricljseinstellun^en  eingerichteten  G  c  \v  e  r  k  v  e  r  e  i  u  c  , 
und  obj^lcicli  Schulze  dagegen  geltend  machte,  daLs  es  sich  hier 
gar  nicht  um  die  GemeingefahrHchkeit  oder  GemeinnützHchkeit, 
sondern  nur  darum  handele,  „denjenigen  Vereinen,  denen  man  aus 
Gründen  des  öfltntlichen  Rechtes  und  aus  politischen  Gründen 
keine  Bedenken  entgegenzuhalten  habe,  in  Beziehung  auf  ihre  Ver- 
mögensrechte eine  gesicherte  Stellung  zu  gewähren^  und  daCs  es 
nicht  gerechtfertigt  sei,  diesen  Vereinen»  anstatt  sie,  felis  nötig,  offen 
zu  verbieten,  durch  Erschwerungen  anderer  Art  das  Leben  sauer  zu 
machen,  fand  er  mit  dieser  Anschauung  nicht  blols  auf  der  rechten, 
sondern  auch  auf  der  linken  Seite  des  Hauses  Widerspruch.  Zu- 
nächst wies  der  Abg.  v.  Keudell  darauf  hin,  dafs  ein  Verein,  den 
man  keine  Veranlassung  habe,  zu  verbieten,  darum  noch  langst  kein 
gemeinnütziger  Verein  sei  und  der  Staat  gar  keine  Veranlassung 
habe,  Vereine  mit  Korporationsrechten  at^ustatten,  die  z.  B.  sich  zur 
Au%abe  stellten,  die  Verbreitung  des  Atheismus  zu  befördern  oder 
auf  gesetzlichem  Wege  auf  die  Einfuhrung  der  republikanischen 
Staatsform  hinzuwirken.  Ebenso  meinte  Lasker,  dals  man  in  der 
Freigebung  der  Koalitionsbefugnis  genug  gethan  habe,  dass  aber  ein 
natürliches  Recht  auf  korporative  Gestaltung  nicht  anzuerkennen  sei 
und  man  gegen  das  öffentliche  Interesse  handele,  wenn  man  dieses 
Recht  z.  E  Vereinen  gewahren  wolle,  „welche  ausgesprochenermaGsen 
den  Zweck  haben,  den  Krieg  zwischen  Arbeitgebern  und  Arbeit^ 
nehmern  zu  organisieren."  Das  Ergebnis  der  Beratungen  war,  dals 
Vereine,  die  politische  oder  religiöse  Zwecke  verfolgen  oder  solchen 
Zwecken  thatsädilich  dienen,  von  dem  Erwerbe  der  Rechtsfähigkeit 
ganz  ausge<;chlossen  und  Vereine  von  Arbcitgel^ern  oder  Arbeitern, 
welche  nach  ihren  Satzungen  oder  thatsachlich  die  Veranstaltung  von 
Arbeitsausspemingen  oder  'einstellungen  sich  zur  Aufgabe  machen, 
nur  dann  zugelassen  werden  sollten,  wenn  sie  statutarisch  die  \'er- 
pflichtung  übernehmen,  sich  einem  Ein^ngsamte  oder  Schieds- 
gerichte zu  unterwerfen. 

Ganz  dieselben  Gesichts]) unkte  für  und  gep^en  eine  freiere 
Stellung  der  Vereine  wurden  geltend  gemacht  bei  iler  Beratung  des 
bürgerlichen  Gesetzbuches.  Während  der  erste  Entwurf  die  Ent- 
scheidung über  Erwerb  und  \'erlust  der  juristischen  Persönlichkeit 
von  Vereinen  in  Ermangelung  besonderer  reichsgesetzlicher  Vor- 


Digitized  by  Google 


Das  denliehe  Vereiaac  und  Vf t wimilnugirrf  cht 


835 


Schriften  der  Landesgesetzgebung  vorbehielt,  regelte  die  dem  Reichs- 
tage gemachte  Vorlage  die  Sache  in  folgender  Weise. 

Vereine  zu  gemeinnützigen,  wohlthätigcn ,  geselligen,  wissen- 
schaftUchcii,  künstlerischen  oder  anderen  nicht  auf  einen  wirtschaft- 
lichen GcschäfUsbeti'ieb  gerichteten  Zwecken  erlangen  Rechtsfähig- 
keit durch  Eintragung  in  das  Vereinsregister  des  zuständigen 
Amtsgerichts  oder  durch  staatliche  Verleiliung,  andere  Vereine  er- 
halten sie  in  Ermangelung  besonderer  reichsgesetzlicher  Vorschriften 
nur  durch  sta.itlichc  X'erleihung.  Bei  tler  Anmeldung  zur  Eintragung 
sind  zunächst  gewisse  formale  X'oraussetzungen  nachzuweisen,  ist 
aber  diesem  genügt,  so  muls  die  Anmeldung  der  zuständigen  \'cr- 
waltungsbehörde  mitgeteilt  werden,  die  zum  Einsprüche  befugt  ist, 
wenn  der  Verein  nach  dem  öffentlichen  Vereinsrechte  unerlaubt  ist 
oder  verboten  werden  kann  oder  wenn  er  einen  dem  Gebiete  der 
PolitUc  oder  der  Sozialpolitik,  der  Religion,  der  Erziehung  oder  des 
Unterrichtes  angehörenden  Zweck  verlblgt  Allerdings  ist  eine  An- 
fechtung dieses  Euispruches  culSssig;  aber  nur  hinsichtlich  der  Frage, 
ob  die  bezeichneten  gesetzlichen  Voraussetzungei)  vorliegen;  ist  der 
Charakter  eines  dem  Grebiete  der  Politik,  Sozialpolitik,  Religion,  der 
&ziebung  oder  des  Unterrichtes  ai^horenden  Zweckes  nicht  zu 
bestreiten,  so  ist  die  Erhebung  des  Einspruches  ohne  Bedeutung,  da 
die  Zulassung  solcher  Vereine  lediglich  vom  Ermessen  der  Ver» 
waltungsbehörde  abhangig  ist  Vereine,  die  eine  Eintragung  nicht 
erlangen,  unterstehen  den  Vorschriften  über  Gesellschaften;  aus  den 
im  Namen  eines  solchen  Vereins  Dritten  gegenüber  vorgenommenen 
Rechtsgeschäften  haftet  nur  der  Handelnde  personisch.  Ein  zuge- 
lassener Verein  endlich  kann,  abgesehen  von  dem  Falle  des  Kon- 
kurses und  eines  Vereinsbeschlusses,  au%el6st  werden,  wenn  er  durch 
einen  gesetzwidr^en  Beschluls  der  Mitgliederversammlung  oder  durch 
gesetzwidriges  Verhalten  des  Vortandes  das  Gemeinwohl  gefährdet  Das 
Gleiche  gilt  för  einen  Verein,  dessen  Zweck  nach  den  Satzungen  nicht 
auf  einen  wirtschaftlichen  Geschäftsbetrieb  gerichtet  ist,  sobald  er 
einen  solchen  Zweck  verfolgt,  sowie  ftur  Vereine,  die  nach  den 
Satzungen  einen  den  Gebieten  der  Politik,  der  Sozialpolitik,  der 
Religion,  der  Erziehung  oder  des  Unterrichtes  angehörenden  Zweck 
nicht  hat,  sobald  er  einen  solchen  Zweck  verfolgt.  Bei  Vereinen, 
deren  Rechtsfähigkeit  auf  staatlicher  Verleihung  beruht,  ist  die 
Auflösung  zulässig,  sobald  sie  andere  als  die  in  den  Satzungen  bC' 
stimmten  Zwecke  verfolgen. 

Wie  aus  den  langwierigen  Verhandlungen  erinnerlich,  wurde 
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dieser  Tunkt,  an  dein  zunächst  das  j:jaiizc  ( rcsetz^ebungswerk  zu 
scheitern  drohte,  Kclilielslich  durch  ein  Kuiiipi oniils  zwischen  den 
Nationalliberalen  und  dcni  Zentrum,  wobei  dem  letzteren  auf  dem 
Gebiete  des  Eliereclucs  ein  Zu^^eständnis  «gemacht  wurde,  wesent- 
lich im  .^iuiu  k  r  Rc^icf  uni;s\  orla^re  erledigt.  Nach  der  I'"a>sung  des 
am  I.  Januar  1900  in  Kraft  tretenden  Gesetzes  ist  der  Einspruch  der 
Verwaltungsbehörde  gegen  die  Eintragung  zulässig,  ,,\veiui  der  Verein 
nach  dem  öffentlichen  Vereinsrechte  unerlaubt  ist  oder  verboten 
werden  kann  oder  wenn  er  einen  politischen,  sozial [^olitisdien  oder 
religiösen  Zweck  verfolgt".  Es  sind  also  nur  die  Zwecke  der  Er* 
Ziehung  und  des  Unterrichtes  beseitigt  Im  übrigen  ist  die  Aus- 
dnicksweise  dahin  vereinfacht,  dals  es  nun  heilst:  „Ein  Verein,  dessen 
Zweck  nicht'  auf  einen  wirtschafUichen  Geschäftsbetrieb  gerichtet  ist, 
erlangt  Rechtsfähigkeit  durch  Eintragung  in  das  Vereinsregister  des 
zuständigen  Amtsgerichts.  Ein  Verein,  dessen  Zweck  auf  einen 
wirtschaftlichen  Geschäftsbetrieb  geriditet  ist,  erlangt  in  Ermaoge* 
luiig  besonderer  reichsgesetzUcher  Vorschriften  Rechts^igkeit  durch 
staädiche  Verleihung.  Für  die  Entscheidung  über  den  Einspruch 
ist  das  Verwaltungsstreitverfahren,  oder,  wo  es  nidit  besteht,  das 
in  §§  20,  21  der  Gewerbeordnung  geordnete  Verfahren  vorge- 
schrieben. An  Stelle  der  Auflösung  ist  eine  blofee  Entziehung  der 
Rechtsfähigkeit  getreten,  sodafs  der  Verein  als  Gesellschaft  be- 
stehen bleibt. 

Hiernach  ist  das  Vereinsrecht,  soweit  es  <lie  privatrecht- 
liche Seite  anlangt,  im  wesentlichen  reichsgesetzlich  ger^elt. 
Allerdings  ist  noch  eine  Ordnung  des  Rechtes  der  Versicherungs« 
gescUsciiaften  durch  ein  besonderes  Gesetz  vorbehalten,  und  andrer- 
seits sind  der  Landesgesetzgebung  alle  diejenigen  \'ereinigungen  zu- 
gewiesen, welche  einem  der  landesrechtlichen  Sondergebiete,  wie  dem 
Agrarrechte,  dem  Wasserrechte  mit  Einschlufs  des  Deich-  und 
Sielrechtes,  dem  Fürstrechte,  dem  Bergrechte  oder  dem  Jagd-  und 
Fischereirechte  angehören. 

III. 

Hinsichtlich  der  öffentlich  rechtlichen  Seite  des  Vereins* 
rechts  beruht,  abgesehen  von  den  oben  mitgeteilten  vereinaselten 
reichsgesetzlichen  Vorschriften,  bisher  noch  alles  auf  der  Gesetz^ 
gebung  der  einzelnen  Bundesstaaten.     Der  zur  Verfiügung  stehende 

')  Besondere  V*r<  iii>;^f.<t/,<-  !)>  >tiliin  nur  in:  Preufsen,  Bayern,  Sachst-n,  Hadon, 
Mecklenburg-Schwerin,  .Ntchscn-Wcimar,  lirauuschweig,  Sochsen-Koburg-Gutha,  Anhalt, 
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Kaum  f^cslattct  nicht,  dieselben  austuhrlich  und  in  dtii  Kiiizclheiten 
■wiederzugeben.  Ich  beschränke  tnich  dcshall)  auf  eint-  I  cljcrsicht.  wobei 
ich  das  prcufsische  dcsctz  etwas  eingehender,  das  Recht  der  iibrl<^en 
Bundesstaaten  dagegen  nur  in  knappen  Umrissen  darstellen  werde. 

In  Preufsen  ist  durch  §  29  der  Verfassung  allen  Preufsen 
das  Recht  gewährleistet,  „sich  ohne  vorn^ängige  obrif^kritHche  Er-* 
hiubnis  friedlich  und  ohne  U  allen  in  geschlossenen  Räumen  zu  ver- 
sanuneln",  uiul  ebenso  ist  in  §  30  das  Recht  anerkannt,  „sich  zu 
solchen  Zwecken,  welche  den  Strafgesetzen  niclit  zuwiderlaufen,  in 
'Gesellschaften  zu  \ereinigen."  Es  heifst  dann  weiter:  „I)a>  ( u'>etz 
regelt,  insbesondere  zur  AufrechterhakuuL;  der  öffentlichen  Sicher- 
heit, die  Ausübung  des  in  diesen»  und  dem  vorhergehenden  Artikel 
(29)  gewährleisteten  Rechtes.  Politische  X'^ereine  können  Be- 
schränkungen und  vorübergehenden  X'erboten  im  Wege  der  Gesetz- 
gebung unterworfen  werden.*' 

Die  hier  vorbehaltene  Regelui^^  ist  erfolgt,  durch  die  V^erordnung 
über  die  Verbötung  eines  die  g^tzUche  Freiheit  und  Ordnung 
gefährdenden  Milkbrauches  des  Versammlungs*  und  Vereinsrechtes 
vom  II.  März  1850.  Nach  §  i  hat  von  allen  Versammlungen,  in 
welchen  öffentliche  Angelegenheiten'  erörtert  oder  beraten  werden 
sollen,  der  Unternehmer  mindestens  34  Stunden  vor  Beginn  der 
Versammlung  unter  Angabe  des  Ortes  und  der  Zeit  derselben  An« 
zeige  bei  der  Ortspolizeibehörde  zu  machen.  Durch  §  2  sind  die 
Vorsteher  von  Vereinen,  welche  eine  Einwirkung  auf  Öffentliche 
Angdegenheiten  bezwecken,  verpflichtet»  Statuten  und  Mitglieder- 
verzeichnis binnen  3  Tagen  der  Ortspolizeibehörde  einzureichen  und 
auf  Erfordern  jede  darauf  bezügliche  Auskunft  zu  erteilen.  Diese 
Bestimmungen  finden  keine  Anwendung  auf  kirchliche  und  religiöse 
Vereine  mit  Korpoiattonsrechten.  Vereinsversammlungen,  deren 
Zeit  und  Ort  im  voraus  feststeht,  und  der  Polizei  bekannt  ist,  be- 
dürfen keiner  besonderen  Anzeige  (§  5).  Die  Ortspolizeibehörde  ist 
befugt,  in  jede  Versammlung,  in  der  öffentliche  Angelegenheiten 
erörtert  werden  oder  beraten  werden  sollen,  einen  oder  zwei  Ab- 
geordnete zu  senden,  denen  auf  Erfordern  Auskunft  über  die  Personen 
der  Redner  zu  erteilen  ist  (§  4).   Nach  §  5  ist  die  Auflösung  einer 

Hamburg,  Kcufs  j.  L.,  Lübeck  und  Klsaü-Lothringeu.  Zcr^Ucut  siud  die  beiügUchc« 
BestÜDinungcn  in  anderen  Gesetzen  enthalten  in:  Württemberg,  Hes:ion,  Sachsen- 
Mdningcn,  Bremen.  In  Oldenburg,  SAdMcn^AltcDbaig,  Scbwanburg-Sondcnhftusen, 
Schwanbuig-Rndolibidt,  W«ldcoic,  Rcafs  S.  L.  und  Schamnburg*  Lippe  beniht  daü 
Vcreinsreefat  auf  dem  BondesUgsbescfalusse  vom  13.  Joli  1854. 
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Versammlung  zulassig,  I.  wenn  die  über  die  Anmeldung  zu  erteilende 
Besdieinigung  nicht  vorgelegt  werden  kann;  2.  „wenn  in  der  Ver- 
sammlung Anträge  oder  Vorschlage  erörtert  werden,  welche  eine 
Aufforderung  oder  Anreizung  zu  strafbaren  Handlungen  enthalten"; 
3.  „wenn  in  einer  Versammlung  Bewaffnete  ersdieinen*  die  der 
Aufforderung  der  Obrigkeit  entgegen,  nicht  entfernt  werden".  Nach 
erfolgter  Auflösung  kann  die  sofortige  Entfemui^  der  Versammelten 
durch  die  bewaffnete  Macht  erzwungen  werden  (§  6).  Aulser  den 
Polizeibeamten  darf  niemand  bewaffnet  erscheinen  ($7).  Durch  §  8 
ist  für  Vereine,  „welche  bezwecken,  politische  G^enstände  zu  er>* 
ordern",  folgendes  vorgeschrieben:  i.  „sie  dürfen  keine  Frauens* 
personen,  Schüler  und  Lehrlinge  als  Mitglieder  aufiiehmen";  2.  sie 
dürfen  nicht  mit  anderen  Vereinen  gleicher  Art  zu  gemeinsamen 
Zwecken  in  Verbindung  treten,  insbesondere  nicht  durch  Komitees, 
Ausschüsse,  Zentralorgane  oder  ähnliche  Einrichtungen  oder  durch 
gegenseitigen  Schriftwechsel"  Bei  Verstöisen  hiergegen  ist  die  Orts- 
polizeibehörde berechtigt,  den  Verein  bis  zur  ergehenden  richterlichen 
Entscheidung  zu  schliefsen.  Frauenspersonen,  Schüler  und  Lehrlinge 
dürfen  den  Versammlungen  und  Sitzuni^eri  der  politischen  \*ereine 
nicht  beiwohnen ;  werden  sie  auf  AufTordcrung  der  Polizei  nicht 
entfernt,  so  darf  die  XVr'^ammlung  oder  Sitzung  aufgelöst  werden. 
^  9  rcg^elt  die  Versamnsluiijjen  unter  freiem  Himmel,  indem  er  sie 
von  polizeilicher  (Tcnehrnijj;uiiir  abhän<ji|^^  niaciit.  Solchen  Wrsamm- 
lunfjen  sind  nach  i?  lO  iWfciitliche  Aufzüge  gleichgestellt  mit  Aus- 
nahme von  gewiWinlichen  I .eichenbegängnissen,  Zügen  von  Hoehzeits- 
vcrsaiiunlurigen,  kirchlichen  Prozessionen,  Wallfahrten  und  Bittr^än'^,-n. 
Innerhalb  zwei  Meilen  \  on  dem  Orte  der  jedesmaligen  Residenz  des 
KtMii^s  oder  \on  dem  Orte  des  Sitzes  beider  Kanmiern  dürfen 
Volksverammlungen  unter  freiem  Himmel  nicht  gotattet  werden, 
doch  bezieht  sich  dies  nur  auf  die  Sitzungsperiode  (§  Ii).  Die 
^4?  12 — 19  enthalten  Straf bestimmungen ;  dabei  ist  der  Richter  er- 
mächlif^ ,  wenn  ein  politischer  Verein  die  in  §  8  bezeichneten  Be- 
schränkungen überschreitet,  aufser  liun  Strafen  „nach  der  Schwere 
der  Umstünde  auf  Schlicbung  des  Vereins  zu  erkennen."  Auf  diese 
mufs  erkannt  werden,  „wenn  \''orsteher,  Ordner  oder  Leiter  sich 
wiederholt  strafbar  gemacht  haben".  Durch  §  20  war  vorgeschrieben, 
dafe  die  in  der  Verordnung  mit  Strafe  bedrohten  Handlungen  von 
der  Zuständigkeit  der  Schwurgerichte  ausgeschlossen  seien;  diese 
Bestimmung  ist  jetzt  durch  das  Gerichtsverlassungsgesetz  beseitigt 
Nach  §  21  finden  die  Vorschriften  der  Verordnung  auf  die  durch 
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das  Gesetz  und  die  j^csetzliclicii  Auloritälcn  angeortlnelen  Vor- 
samnilun^eii  und  die  Vfrsaniniluii^^'n  der  Mil^licilcr  heider  Katii- 
nierii  währciul  der  Sitzuü^-^pcriude  keine  Anwendung.  Hbenso  unter- 
liegen \\  .ihlvereine  nicht  den  Beschränkungen  des  §  8. 

In  Ha\crn  (iesetz  vom  26.  Februar  185O;  sind  Vereine 
nur  unter  der  Voraussetzunj^^  ^  dals  sie  \'t)rsteher  und  Satzun<^'en 
haben,  zur  Anzeige  „ihrer  Gründung  und  jeder  X'cränderiiii^  ihrer 
Vorstandschaft  und  ihrer  Zwecke"  verpflichtet.  Dagejjen  müssen 
„Vereine,  deren  Zweck  sich  auf  die  öfl*entüchen  Anfjele^enheiten 
bezieht  (poHtischc  Vereine)*',  Vorsteher  wählen  und  durch  diese 
ihre  Satzungen  und  deren  Abänderungen  der  Polizeibehörde  ein- 
reichen (Art  14).  Dieselben  dürfen  keine  Frauenspersonen  oder 
Minderjälirige  aufnehmen  und  nicht  mit  anderen  Vereinen  in  der 
Art  in  Verbindung  treten»  „dafs  entweder  die  einen  den  Beschlüssen 
und  Organen  des  anderen  unterworfen,  oder  mehrere  solcher  Vereine 
unter  einem  gemeinsamen  Organe  zu  einem  gegliederten  Ganzen 
vereinigt  werden  (Art  1 7)"  Politische  Vereine  dürfen  keine  Beschlüsse 
in  der  Form  von  Gesetzen,  Verordnungen,  Rechtssprüchen  oder 
anderen  Erlassen  öfientUcher  Behörden  fassen  (Art  18).  Ve  rsa  m  m- 
lungcn  sind  nur  ohne  Waffen  gestattet,  bedürfen  aber  auch  dann, 
sofern  sie  auf  öffentlichen  Strafsen  und  Plätzen  in  Ortschaften  statt' 
finden  sollen,  der  Zustimmung  der  Gemeindeverwaltung  und  der 
Genehmigung  der  Polizeibehörde;  auCserdem  können  alle  Versamm* 
lungen  unter  freiem  Himmel  bei  dringender  Gefahr  liir  die  öffent- 
liche Ordnung  und  Sicherheit  von  der  Polizeibehörde  verboten 
werden.  Andere  Versammlungen  dagegen,  „in  welchen  öffentliche 
Angelegenheiten  erörtert  werden  sollen",  bedürfen,  sofern  dazu  Öfient- 
liehe  oder  al^emeine  Einladungen  ergehen,  der  vorgängigen  Anzeige 
bei  der  Polizeibehörde,  auch  müssen  die  Einladungen  mit  der 
Naraensunterschrift  des  Einberufers  versehen  sein  (Art  2).  X'ersamni- 
lungen  ist  die  Uel)erbringung  von  Adressen  und  Petitionen  in  Masse 
untersagt  {§  5). 

Die  PoHzeibehörde  darf  zwei  als  solche  erkennbare  Abgeordnete 
entsenden,  welche  verlangen  können,  da(s  Versammlungen,  in  denen 
„Vorträge  gehalten,  Anträge  öder  Vorschlä^^r  erörtert  werdet),  mit- 
tels welcher  zu  <icsetzes- Verletzungen  aufgefordert  oder  aufgereizt 
wird",  sofort  aufgehoben  werden,  widrigenfalls  sie  selbst  die  Auf- 
lösung^ vornehmen  dürfen  (Art  8), 

Die  Schlielsung  von  Vereinen  (Art.  19)  erfolgt  seitens 
der  Polizeibehörde,  wenn  dieselben 
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1.  der  Verpflichtung  zur  Einreichung  ihrer  Satzungen  nicht 

genügen, 

2.  geheime  Versammlungen  halten, 

3.  die  Abgeordneten  der  Polizeibehörde  ausschlielsen, 

4.  den  Bestimmungen  über  Verbindung  mit  anderen  Ver« 
einen  oder  über  die  Form  der  Beschlüsse  zuwideriiandeln» 

5.  die  religiösen,  sittlichen,  gesellschaftlichen  Grundlagen  des 
Staates  zu  untergraben  drohen, 

6.  wenn  ihre  Zwecke  oder  Beschlüsse  den  Stra%esetzen  zu- 
widerlaufen. 

Eine  gerichtliche  Entscheidung  findet  nur  in  dem  zuletzt  ge* 
dachten  Falle  statt,  während  in  den  übrigen  nur  ein  Rekurs  ohne 

Suspensiveffekt  gestattet  ist. 

Das  Königlich  Sächsische  Gesetz  vom  22.  November 
1850  verbietet  V  c  r  e  i  n  c ,  in  deren  Zweck  c  liegt,  Gesctzesübertre- 
tun5:,^cn  oder  unsittliche  Handlungen  zu  begehen,  dazu  aufzufordern 
oder  dazu  geneigt  machen"  ohne  weiteres  (§  20).  Im  übrigen 
sind  Vereine,  „deren  Zweck  sich  auf  r)fTentIiche  Angelegenheiten 
bezieht",  verpflichtet,  Statuten  zu  entwerfen  und  dieselben  nebst 
Namen  und  Zweck  des  Vereins  und  der  erwählten  \'"orsteher,  sowie 
später  eintretende  Aenderungcn  innerhalb  3  Tagen  der  Polizeibehörde 
anzuzeij^^eii  \q\  Desp^lcichen  dürfen  solche  \'ereinc  nur  dann 
Zweigvcrcine  bilden  und  sich  mit  anderen  X'ereinen  in  Verbindung 
setzen,  wenn  ihnen  dieses  Recht  ausdrücklich  verliehen  ist  24). 
Zur  Stiftung  von  X'ereiiien  siiui  übrigens  nur  solche  rcrsouen  hi  - 
rechtigt,  welche  tlispositionslahig  und  im  Besitze  der  politischen 
Ehrenrechte  sind;  auch  dürfen  zur  Teilnahme  nur  dispositionsfahige 
Personen  zugelassen  werden  (§  22). 

Die  gleiche  X'orbcdingung  gilt  für  Berufung  von  \' er  Samm- 
lung en;  aulserdem  muls  sich  unter  den  Kinherufern  niindebicns 
ein  (remeindemitglied  des  Versammlungsorle^  l)efinden  3).  Ver- 
sauunlungeii,  deren  Zweck  es  ist,  „(lesetzcsüberlrelungcn  oder  unsitt- 
liche Handlungen  zu  begehen,  dazu  aufzufordern  oder  doch  dazu 
geneigt  zu  machen",  sind  kraft  Gesetzes  verboten  (§  $),  eben:>o 
darf  niemand  aufser  den  Polizeibeamten  mit  WafTen  erscheinen 
(§  Ii);  auch  ist  Verammlungen  nicht  gestattet,  Adressen  oder  Pe* 
titionen  in  Masse  zu  überbringen  oder  Beschlüsse  in  Form  von  Ge- 
setzen, Verordnungen,  Entscheidungen  der  Kundmachungen  öfient- 
licher  Behörden  zu  iassen  und  bekannt  zu  machen  (§  14).  Endlich 
dürfen  während  des  Landtages  innerhalb  zwei  Meilen  von  dessen 
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Sitze  keine  Versammlungen  zur  Berathung  öffentlicher  Angelegen- 
heiten unter  freiem  Himmel  stattfinden  (§  15).  Im  übrigen  dürfen 
„bei  drint^cnder  (refahr  für  die  öffentliche  Ruhe,  Ordnung  und  Sicher- 
heit" Versainmluiij^'en  verboten  werden  S  12),  auch  bedürfen 
Versammlungen  auf  öffentlichen  Plätzen  und  btralseii  in  Ortschaften 
der  Erlaubnis  der  Stralsenpolizeibehördc  13).  jede  X'crsamnilung, 
in  welcher  öffentliche  An^^ele^^enheiten  erörtert  werden  sollen,  iinifs 
24  Stunden  zuvor  der  I'olizeibchürde  angezeigt  werden  I4i  2),  auch 
muls  derseliien  ein  anerkainiter  Leiter  vorstehen.  Die  I'olizeiheh()rde 
darf  in  jede  X'ersatnndun^  einen  (xier  nielirere  le^iliniierte  l^eauf- 
tragte  senden ,  welche,  sofern  „Anträge  oder  X'orschUige  erörtert 
oder  Aeufeci  ungen  gethan  werden,  weleiie  den  Strafgesetzen  wider- 
sprechen oder  eine  Auffortlerung  oder  Anreizun^  zu  (iesetzes- 
überireiungen  oder  unsittlichen  Handkmi^a-n  enthalten"  (§8)  und 
seitens  der  Leiter  Abiiilfc  niciit  geschieht  oder  erfolglos  bleibt,  be- 
fugt sind,  den  Schuldigen  das  Wort  zu  entziehen  und  wenn  dem 
nicht  unverzüglicli  Gehorsam  geleistet  wird,  die  Versammlung  auf- 
zulösen und  für  geschlossen  zu  erklaren  9}.  Dasselbe  Recht 
steht  ihnen  auch  dann  zu,  „wenn  die  Versammlui^  sonst  einen  die 
öflentliche  Ruhe  und  die  gesetzliche  Ordnung  gefährdenden  Charakter 
annimmt"  (§9),  wenn  dieselbe  nicht  angemeldet  ist»  keine  Leiter 
hat,  den  Polizeibeamten  den  Zutritt  oder  den  von  denselben  ge* 
wählten  Platz  verweigert,  den  Vorschriften  über  Adressen  und  Pe> 
titionen  entgegenhandelt,  oder  wenn  Versammlungen,  welche  lediglich 

a)  zum  Zweck  geselliger  Unterhaltung  oder 

b)  zu  Zwecken  der  Beförderung  der  Künste  und  Wissen- 
schaften, oder 

c)  zu  frommen  oder  wohlthätigen  Zwecken,  oder 

d)  zur  regelmäfsigen  kirchlichen  Erbauung  nach  der  Ver- 
fassung der  einzehien  Konfessionen  stattfinden,  oder 

e)  durch  das  Gesetz  oder  die  gesetzlichen  Autoritäten  an- 
geordnet werden, 

und  welche  im  allgemeinen  den  oben  angegebenen  Vorschriften  ent- 
togen  sind,  sich  mit  anderen  als  den  gedachten  Angelegenheiten 
beschäftigen,  ohne  den  bezüglichen  Vorschriften  gerecht  zu  werden 
(8  30). 

Die  Auflösung  v  o  n  V  e  r e  i  n  e  n  erfolgt,  und  zwar  durch  die 
l'olizeibehörde,  sobald  dieselben  dem  Verbote  der  Verbindung  mit 
anderen  oder  der  Bildung  von  Zweig\ereinen  zuwiderhandeln  (>j  25). 

Am  wenigsten  beschränkt  ist  das  Vereins-  und  Versammlungs- 
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recht  ia  Württemberg,  wo  aUein^das  Mitfuhren  von  Waffen  in 
öffentliche  Versammlungen  verboten,  im  übrigen  für  solche  Ver- 
sammlungen lediglich  die  vorherige  öffentliche  Bekanntmachung  oder 
Anzeige  bei  der  Ortspolizeibehorde  (Gesetz  vom  2.  April  1848  und 
Gesetz  vom  i.  Juni  1S53),  fiir  politische  Vereine  aber,  welche  Scsb 
tuten  haben,  Vorlegung  der  letzteren  bei  der  Obrigkeit  vorgeschrieben 
und  bei  anderen  Vereinen  der  letzteren  das  Recht  gegeben  ist,  im 
Falle  des  Anlasses  zu  besonderer  Besoignis  diese  Vorlegung  zu  ver- 
langen.  (Gesetz  vom  27.  Dezember  1871.) 

In  Baden  (Gesetz  vom  21.  November  1867)  bedürfen  bewaffnete 
Vereine  mit  militärischer  Einrichtung  oder  zu  militärischen  Uebungen 
der  Staatsgenehm i{3^ung.  Daneben  dürfen  Vereine,  „welche  den 
Staatsgesetzen  oder  der  Sittlichkeit  zuwiderlaufen,  welche  den  Staat 
oder  die  öffentliche  Sicherheit  gefährden",  durch  das  Ministerium 
des  Innern  verboten  werden  (§  4),  wobei  die  Bezirks-Polizei- 
behörde ermächtigt  ist,  bei  Gefahr  im  Verzuge  die  einstweilige 
Schliefsung  auf  die  Dauer  von  14  Tagen  anzuordnen  (§  5}.  Das 
Ministerium  kann  aus  den  angegebenen  Gründen  auch  die  Teil- 
nahme an  einem  auswärtiji^cn  Wrrinc  oder  die  Verbindung  in- 
ländischer Vereine  mit  ausw  ärtiL^en  verbieten  (JJ  6).  Daneben  ist 
die  Polizeil)elu'>r(le  berechti^^,  aus  dründen  der  öffentlichen  Wolil- 
fahrt  über  Zweck,  luiirichtuii;^a-ii,  X'erbindungeu,  X'orsteher  und  Mit- 
glieder eines  Verein»  Auskunft  zu  verlangen  (§  3^- 

Bei  \'  {)  1  k  s  ve  r  s  a  ni  m  1  u  n  c  n  ist  das  Tragen  von  Waffen 
unbedingt  verboten  (§  8).  W  rsammluiiji^en  unter  freiem  Himmel 
bedürfen  der  vorgängigen  Anzeige  bei  der  Polizeibehörde  (J^  lo). 
Im  übrigen  ist  bei  allen  Volksversammlungen  ilem  beauftragten 
rolizeibeamteii  Zutritt  und  der  verlangte  Platz  zu  gewähren  (§  g). 
Wird  dies  \er\vcigcrt,  oder  liegen  die  oben  l)ezeichneten  (irundc 
vor,  welche  tiie  Schliefsung  eines  Vereins  rechtfertigen  würden,  so 
darf  die  Versammlung  von  der  Polizeibehörde  zum  vuraus  ver- 
boten oder  nach  ihrem  Zusammentritt  aufgelöst  werden  (§  Ii). 

In  Hessen  ist  zwar  der  Bundestagsbeschluls  vom  13.  Juli  1854 
publiziert,  jedoch  sind  keine  Ausftihrungsbestinnmungen  erlassen,  und 
wird  derselbe  deshalb  nach  Zeugnissen  aus  det  Praxis  nicht  an- 
gewandt Auf  Grund  des  Art.  77  der  Verfassung,  welche  den 
Grolsher»^  für  befugt  erklart,  „in  dringenden  Fällen  das  Nötige 
zur  Sicherheit  des  Staates  vorzukehren",  war  unterm  2.  Oktober 
1850  eine  Verordnung  erlassen,  durch  welche  alle  politischen  Vereine 
angehoben  und  die  Bildung  solche,  sowie  der  Beitritt  zu  auswärtigen 
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polUuchcn  Vereinen  verboten  war.  Diese  Verordnung  ist  jedoch 
durch  Verordnung^  vom  3.  Oktober  1862  aushoben,  und  bestdit 
«eitdem,  da  ein  Verdnageaetz  nicht  erlassen  ist,  (lir  Vereine  und  Ver* 
Sammlungen  unbeschränkte  Freiheit. 

In  Mecklenburg- Schwerin  darf  nach  der  Verordnung  vom 
27.  Januar  1851  die  Abhaltung  von  öffentlichen  Versammlungen  zu 
politischen  Zwecken  oder  die  Bildung  von  Vereinen  zu  politischen 
Zwecken  nur  unter  Genehmigung*  des  Ministeriums  des  Innern 
geschishen.  Hinsichtlich  solcher  Vereine,  welche  hiemach  genehmigt 
sind  oder  nach  §  17  des  Wahlgesetzes  iiir  den  Reichstag  vom 
17.  Mai  1869  einer  Genehmigung  nicht  bedürfen,  ist  durch  die  Ver* 
Ordnung  vom  2.  Mai  1877  die  Verpflichtung  zur  Einreichung  der 
Statuten  und  des  Mitglieder-  und  Vorstandsverzeichnisses  gefordert, 
^uch  sind  hinsichtlich  aller  gesetzlich  oder  durch  das  Ministerium 
gestatteten  öffentlichen  Versammlungen  zu  politischen  Zwecken  be- 
züglich  der  Anmeldung,  des  Verbotes  der  bewaffneten  Versammlungen 
und  solcher  unter  freiem  Himmel,  der  Anwesenheit  polizeilicher 
Abgesandter  und  der  Auflösung  wesentlich  die  Bestimmungen  des 
preulsischen  Gesetzes  wiederholt,  daneben  aber  die  Auflösung  zu- 
gelassen, „wenn  in  den  Versammlungen  Anträge  und  Vorschläge 
erörtert  oder  Aeufserungen  gemacht  werden,  die  eine  Aufforderung 
oder  Anreizung  zu  strafbaren  Handlungen  oder  eine  Verletzung  dci* 
Straft,' t  <c  tze  enthalten,  oder  wenn  die  Versammlung  eine  die  öffent- 
liche Ruhe  und  die  gesetzliche  Ordnung  gefährdende  Haltung  an- 
nimmt" (§  5). 

Die  Sachsen- Weimarische  Verordnung  vom  15.  Juli  1874 
fordert  iiir  öffentliche  Versammlungen  zu  politischen  (einschliefslich 
sozialpolitischer  oder  kirchenpolitischer)  Zwecke,  sowie  für  Ver- 
eine, welche  solche  Zwecke  verfo^en,  vorgäi^;^  Anmeldui^  und 
gestattet  den  Polizeibeamten,  deren  Anwesenheit  sie  zulä&t,  die  Aufr 
lösung  ganz  allgemein  und  ohne  Beschränkung  auf  bestimmte  Gründe 
(§  2  Abs.  3). 

Die  Verordnung  vom  21.  April  1875  schliefst  aufserdem  die 
schulpflichtigen  Personen  von  der  Teilnahme  an  politischen  Ver- 
sammlungen aus  und  gestattet  widrigenfalls  die  Auflösung. 

In  Mecklenburg-Strelitz  gilt  freilich  der  Bundestags- 
beschlufs  vom  5.  Juli  1832,  welcher  die  Bildung  von  Vereinen  und 
die  Abhaltung  von  Volksversammlungen  von  vorgängiger  Ge? 
nehmigung  abhängig  macht,  doch  wird  derselbe  nach  Zeugnisseii 
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aus  der  Praxis  nicht  beachtet,  sodals  nur  das  Stra%esetz  als  Schranke 

betrachtet  wird. 

Desgleichen  ist  in  Sachsen-Koburg-G  otha  der  in  dem 
Staatsgrundgesetze  vom  3.  Mai  1852  vorbehaltene  Erlafs  besonderer 
gesetzlicher  Bestimmungen  über  Vereine  und  X'ersammlungcn  nicht 
erfolgt  und  verbleibt  es  deshalb  lediglich  bei  der  im  §  44  des 
Staatsgrundgesetzes  vorgeschriebenen  Anzeige  von  \'crsainmlungcn 
unter  freiem  Himmel  und  dem  für  solche  bei  Annalime  besonderer 
(irefahr  flir  die  öffentliche  Sicherheit  und  Ordnung  zugelassenen  Ver- 
bote.   Danchen  war  durcli  das  (lesctz  vom  24.  Juni  1884,  welches 
so  laiij^c  ( iülti<.;^k<'it   hatte,  als  das  Sozialistengesetz  in  Kraft  war, 
fvir   alle  Wisaniiiilun^eii ,    in  welchen  öttentiiche  Angelegenheiten 
erörtert  werden  sollen,  eine  mindestens  12  Stunden  vor  Beginn  an 
die  Ortspolizcibchürde  zu  erstattende  Anzeige  vorgeschrieben. 

In  Oldenburg,  Altenburg,  Sch wa rzburg -So ndc rs- 
h  a  u  s  c  ii  und  R  u  d  o  l  s  t  a d  t ,  W  a  ]  il  r  c  k  ,  R  e  u  1  s  ä.  L.  und  S  c  Ii  a  u  m  - 
burg-Lippe  ist  noch  der  Bun(lestagsbeM:hlurs  vom  13.  Juli  1854 
in  Kraft.   Nach  demselben  ist  liiiisiclitlich  politischer  Vereine,  soweit 
sie  nicht  iiberhaupt  untersagt  sind  otler  einer  für  jeden  Fall  besonders 
zu  erteilenden  Gcnehini<,aing  bcdürlcn,  die  Staatsregierung  in  der 
Lage,  nach  Mafsgabe  der  Umstände  besondere  vürübergcliende  Be- 
schränkungen und  Verbote  zu  erlassen.   Jedenfalls  ist  hinsichtlich 
solcher  Vereine  die  Beteiligung  von  Minderjährigen,  I  ,chrlingen  und 
Schülern,  sowie  jede  Verbindung  mit  anderen  Vereinen  verboten. 
Aufserdem  hat  die  R^ierung  das  Recht,  die  Versammlungen  solcher 
Vereine,  welche,  ohne  im  Besitze  einer  besonderen  staatlichen  Ge- 
nehmigung  zu  sein,  sich  mit  öffentlichen  Angelegenheiten  beschäftigen, 
obrigkeitlich  zu  überwachen  und  jede  Versammlung  solchen  Vereins 
aufzulösen,  „sofern  entweder  die  ihren  Zusammentritt  bedingenden 
Förmlichkeiten  nicht  beobachtet  sind,  oder  aber  der  Inhalt  der  Ver- 
handlungen eine  in  der  Notwendigkeit  der  Aufrechterhaltung  der 
Gesetze  sowie  der  öffentlichen  Sicherheit  und  Ordnung  begründete 
Veranlassung  darbietet".  Daneben  haben  sich  die  Bundesregierungen 
verpflichtet,  die  in  ihren  Gebieten  etwa  bestehenden  Arbeiten^ereine 
und  Verbrüderungen,  welche  politische,  sozialistische  und  kommu* 
nistische  Zwecke  verfolgen,  binnen  2  Monaten  aufisuheben  und  Neu- 
bildungen zu  verbieten. 

Zu  dem  Bundcstagsbeschlufse  sind  in  allen  gedachten  Staaten, 
mit  Ausnahme  von  Waldeck,  auch  Ausfuhrungsverordnungen  erlassen, 
welche  bestimmen,  dals  die  Vereine  ihre  Statuten  einzureichen  haben,. 
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dals  Versammlungen  24  Stunden  vorher  anzuzeigen  sind,  da&  die 
Behörde  zur  Entsendung  von  At^eordneten  befugt  ist,  und  dals 
,,Arbeitervereine  und  Verbrüderui^en,  welche  politische,  sozialistische 
oder  kommunistische  Zwecke  verfolgen",  verboten  sind.  Uebrigens 
ist  in  Reufs  ä.  Linie  zur  Bildung  aller  Vereine  Genehmigung  der 
Regierung  erforderlich  und  sind  politische  Vereine,  sowie  solche» 
welche  sich  die  Verhandlung  über  Gemeindeangelegenheiten  zum 
Zwecke  machen,  ganzlich  untersagt  Für  Versammlungen  ist  unterm 
3.  Januar  1888  ein  Gesetz  erlassen,  welches  sich  völlig  dem  Königlich 
Sachsaschen  Gesetze  vom  22.  November  1850  anschlielst  Auch  in 
Schwarzburg'Sondershausen  ist  ein  neueres  Gesetz  vom 
16.  Februar  1874  über  den  Milsbraucb  des  Versammlungsrechts  er- 
lassen, welches  neben  der  Anzeigepflicht  und  dem  Verbote  des  Er- 
scheinens  von  Bewaffneten  die  Auflösung  gestattet,  sobald  die  vor- 
geschriebenen  Förmlichkeiten  nicht  beachtet  sind,  oder  „im  Interesse 
iler  Aufrechterhaltung  der  (iesetze,  der  ötfenüichen  Sittlichkeit, 
Sicherheit  und  Ordnung  eine  gerundete  Veranlassung  vorliegt". 

In  Sachsen  - Meiningen  sind  nach  dem  Generalreskripte 
vom  29.  Mai  1869  politische  X'ereine  lediglich  verpflichtet,  auf  An- 
fordern der  Behörde  über  Zwecke,  Einrichtungen,  Vorsteher,  Mit- 
glieder und  Verkehr  mit  anderen  Vereinen  Auskunft  zu  erteilen. 
Daneben  ist  jede  öffentliche  Versammlung  zu  politischen  oder  sozial- 
politischen Zwecken  am  Tage  zuvor  dem  Landrat  und  dem  Orts- 
vorstände  anzuzeigen  und  den  Polzeibeamten  der  Zutritt  zu  ge- 
statten; letztere  sind  auch  ermächtigt,  die  V^ersammlungen  nach  Be- 
finden aufzulösen,  insbesondere  sobald  bewaffnete  oder  nicht  voll- 
jährige Personen  teilnehmen.  (Ausschreiben  vom  25.  Oktober  1878.) 

In  H  r  a  u  risch  weig  /Gesetz  vom  4.  Juli  1853  )  bestellt  für 
politische  X'ereine  die  \'erj)rtichtun<^'  zur  Kirircichung  der  Statuten 
und  das  \  erbot  der  \  erbindung  mit  anderen  X'creinen  und  der 
Aufnahme  von  Frauenspersonen,  Schülern,  T  .eh Hintuen  oder  Per- 
sonen, welche  die  politischen  Rechte  verloren  liai)en,  oder  als  Mit- 
glieder verbotener  Vereine  inncrhall)  3  Jahren  bestraft  sind.  Die 
Kreisdirektion  ist  befu^'^t,  einen  V  erein,  gegen  welchen  der  Verdacht 
gesetzwidriger  Zwecke  vorlie^^t,  vorläufig  zu  schlielsen,  doch  mufs 
dann  zugleich  die  strafrechtliche  Verfolgung  eingeleitet  wcrtlen,  und 
tritt  mit  der  Freispreclning  die  Scliliefsung  aufser  Kraft.  Daneben 
kann  die  Regierung  einen  jeden  V'erein,  dessen  Einrichtung  oder 
Thätigkeit  <ler  kirchlichen,  gesellschaftlichen  oder  staathchen  Ordnung 
gefährlich  wird,  mittels  einer  Verordnung  auflösen.     Für  Ver- 
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Sammlungen,  in  welchen  öfleittliche  Ai.^clc^enheiten  betaten 
oder  erörtert  werden  sollen,  gilt  die  Anmeldepflicht  durch  3  wahl- 
berechtigte Gemeindemi^[lieder,  das  Verbot  der  Bewaffnung  und 
der  Gegenwart  von  Frauen,  Schülern  und  Lehrlingen  sowie  die  Zu- 
lassigkeit  der  Anwesenheit  von  Polizdbeamten,  welche  die  Ver- 
sammlung auf  losen  können,  „falls  Anträge  oder  Vorschlage  erörtert 
werden,  die  eine  Anreizung  zu  strafbaren  Handlungen  enthalten, 
oder  wenn  Widersetzlichkeiten  gegen  ihre  Anordnungen  vor- 
kommen". Daneben  ist  der  Bundestagsbeschluls  vom  13^  Juli  1854 
publiziert  und  sind  Arbeitervereine  und  Verbrüderungen,  wekhe 
politische,  sozialistische  oder  kommunistische  Zwecke  verfolgen,  ver> 
boten. 

Das  Anhaltische  Gesetz  vom  26.  Dezember  1850,  welches 
fest  wörtlich  auch  für  Rcuis  j,  L.  (Gsctz  vom  5.  Juli  1852)  gilt, 
stimmt  seinerseits  in  allen  wesentlichen  Punkten  genau  mit  dem 
preu&ischen  Gesetze  überein. 

In  Hamburg  (Revidierte  Verordnung  vom  30.  Juni  1851) 
sind  V^creine  und  X'ersamm hingen  verboten,  „deren  Zwecke  oder 
Thätigkeit  mit  den  Gesetzen  des  Staates  oder  mit  der  gesellschaft- 
lichen Ordnung  im  Widerspruch  stellen"  i);  auch  ist  die  Polizei- 
behörde bei  drinc^rndcr  (  ieiahr  für  tiic  öti'entlicho  ( )rflnung-  oder 
Sicherheit  berechtigt,  eine  ötlentliche  X'ersaninilnnf^  zu  untersageii. 
VersammlunL(cn  unter  frei-Mii  Hiiiiniel  sind  innerlialb  der  Stadt  ver- 
boten, aulserhalb  derscilien  von  polizeilicher  Krlaubnis  abhängig. 
Alle  X'ersainTnluiv^eu,  in  denen  öflfentliche  Angelej^euheiten  erörtert 
werden  sollen,  sind  \(}rher  anzumelden,  auch  dürfen  l'ülizcibcaiiUe 
zuge^a^n  sein,  welche  zur  Aufl(')siing  zu  schreiten  haben,  sobald  Auf- 
forderungen oder  Anrcizungen  zu  strafbaren  Handlungen  oder  sonstige 
Exzesse  vorkommen. 

In  Bremen  (Verordnung  vinn  22.  März  1871)  sind  \'cr- 
sanuiilungcn  unter  freiem  Hinmicl  und  mit  Waffen  von  obrigkeit- 
licher Erlaubnis  abhängig.  Vereine  und  V'ersammlungen  zu  poli- 
tischen oder  sozialistischen  Zwecken  sind  anzumelden.  Versanunlungen 
dfirfen  aufgelöst  werden,  wenn  sie  nicht  angezeigt  sind,  wenn  Be« 
waffnete  teilnehmen,  und  wenn  Verhandlungen  vorkommen,  in 
welchen  eine  Aufforderung  oder  Anreizung  zu  strafbaren  Hand* 
lungen  enthalten  ist 

In  Lübeck  ist  durch  Gesetz  vom  15.  September  1888  fitr 
„politische  und  sozialistische"  Vereine  und  Versanomlungen  die'  An- 
meldung, sowie  bei  Vereinen  die  Ueberreichung  der  Statuten  und 
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des  V^erzeichnisses  der  Vorstandsmitglieder  vorgeschrieben.  Ver> 
Sammlungen  unter  freiem  Himmel  bedürfen  der  Erlaubnis.  Der  bei 
Versammlungen  zuzulassende  Polizeibeamte  ist  zur  Auflösung  befugt 
bei  versäumter  Anmddung,  b«m  Erscheinen  van  Bewaflfneten  oder 
Bfinder^rigen ,  sowie  bei  Aufforderungen  oder  Anreizungen  zu 
strafbaren  Handlungen  oder  bei  Ausschreitungen,  welche  die  ofTent- 
Uche  Sicherheit  oder  Ordnung  zu  gefährden  geeignet  sind. 

In  £  1  s  a  Ts  •  L  o  t  h  r  i  n  g  e  n  gelten  für  Vereine  die  Bestimmungen 
des  Code  p^nal  Artikel  291  AT.,  nach  welchen  jeder  Verein,  weldier 
sich  an  bestimmten  Tagen  versammelt,  ohne  Rucksicht  auf  die 
Gegenstände,  mit  welchen  er  sich  beschäftigt,  sobald  er  aus  mehr 
als  20  Personen  besteht,  der  Genehmigung  der  Regierung  bedarf 
und  der  Auflösung  verlallt,  sobald  er  die  ihm  gesetzten  Bedingungen 
aulser  Acht  lälst  Diese  Bestimmungen  sollen  nach  dem  Gesetze 
vom  la  April  1834  audh  dann  angewandt  werden,  wenn  der  Verein 
sich  nicht  an  bestimmten  Tagen  versammelt,  oder  in  mehrere 
Sektionen  geteilt  ist,  sofern  nur  zu  dem  Gesamtvereine  mehr  als 
20  Personen  gehören.  Für  Versammlungen  gilt  das  Gesetz 
vom  6.  Juni  1868,  nach  welchem  dieselben,  sofern  sie  politischer 
oder  religiöser  Natur  sind,  der  vorgangigen  Genehmigung  bedürfen. 
Aufseidem  muls  jede  Versammlung  ohne  Unterschied  3  Tage  zuvor 
von  7  Gemeindegenossen  unter  Angabe  der  Tagesordnung  ange- 
meldet werden  und  wird  \'on  den  überwachenden  Polizeibeamten 
au%elüst,  sobald  sie  sich  von  der  letzteren  entfernt  oder  sobald  sie 
„tumultuarisch"  wird.  — 

Versuchen  wir  diese  bunte  Mannigfaltigkeit  auf  gewisse  ge- 
meinsame Grundziige  zurückzufUliren,  so  können  wir,  von  der  ge- 
ringsten bis  zur  grötsesten  Beschränkung  aufsteigend,  folgende  (xrund- 
formen  aufstellen: 

1.  Einige  Staaten  l^eschränken  sich  auf  die  reine  Repression, 
indem  säe  sich  hinsichtlich  der  von  Vereinen  oder  in  Ver- 
sammlungen verübten  Gesetzcsverletzungen  mit  den  all- 
gemeinen Stafbestimmungen  begnügen. 

2.  Die  meisten  Gesetze  gehen  weiter  und  treften  gewisse 
formelle  X'orschriftcn  über  Annieldunj^r  \on  \'creinen  und 
X'ersamnilungen,  ül)er  Kinreichung  der  Statutin  uiui  des 
Vcrzeichnis??cs  der  Personen  der  Vorsteher  oder  aller  \'er- 
cinsmitf^lieder,  Heteilif^unff  \'on  Frauenspersonen,  Schülern 
1  .ehrlinL^en,  di>j)ositi()nsunfähi^eii  oder  nicht  in  der  ( lenieiiule 
wohnenden  Personen,  Verbindung  mit  anderen  X'ereinen, 


Digitized  by  Google 


W.  KulcmauD, 


oder  Bildung  von  Zweigvereinen,  Anwesenheit  von  Polizei- 
beamten  und  Anweisung  eines  geeigneten  Platzes  sowie 
Verbot  der  Anwesenheit  Bewaffneter. 

3.  An  die  Verletzui^  dieser  Vorschriften,  wozu  im  weiteren 
Sinne  auch  zu  rechnen  ist  die  Nichtbefolgung  von  An- 
ordnungen der  Polizeibeamten  und  der  Ausbruch  von  Sch&- 
gereten  in  Versammlungen»  wird  allgemein  die  Aundsungs- 
befugnis  geknüpft.  Ein  Teil  der  Gesetze  stellt  Jedoch  neben 
diesen  sozusagen  formellen  noch  materielle  Vorbe- 
dingungen auf,  unter  welchen  Vereine  und  Versammlungen 
aufgelöst  werden  können,  so,  wenn  die  Zwecke  oder 
Beschlüsse  eines  Vereins  dem  Stra%esetze  zuwiderlaufen» 
oder  der  Verein  die  religiösen,  sittlichen,  gesellschaftlichen 
Grundlagen  des  Staates  zu  untergraben  droht,  oder  wenn 
in  Versammlungen  zu  Gcsetzesverletzungen  aufgefordert  wird 
(Bayern,  Artikel  5.  19)  wenn  in  Versammlungen  Vorschläge 
oder  Anträge  erörtert  werden,  die  ciiu-  Anreizung  zu  straf- 
baren Handlungen  (Preulsen  i$  5,  Anhalt  §  6)  oder  zu  Ge> 
setzesübcrtrctungen  und  unsittlichen  Handlungen  enthalten 
(Sachsen  §  8)  oder  wenn  Wreine  den  Staat  oder  die  öffent- 
liche Sicherheit  (Baden  ^  4)  oder  die  kirchliche,  gesellschaft- 
liche oder  stnatHche  Ordnung  gefährden  (Brnunschwcif]^  §  5). 

b'ullich  lassen  einzelne  Gesetze  die  Auflösung  \f)n  \'cr- 
samnilungen  nacli  Krniessen  der  Polizcibenmtcii  7ai  ,  ohne 
dieselbe  an  bestimmte  Voraussetzungen  zu  binden  (Metnin* 
C^eii  i?  2). 

4.  Noch  weiter  gehen  diejenigen  Gesetze,  welche  nicht  nur  die 
n  ac  h  t  rä  i  c  h  e  Auflösung  eines  ijcreits  gebildeten 
Vereins  oder  einer  bereits  zusainineugctrctcnen  Versammlung 
zulassen,  sondern  gestatten,  beide  im  voraus  zu  ver- 
hindern, wol)ei  eine  weitere  wesentliche  X'erschiedenhcit 
darin  besteht,  daCs  einzelne  Staaten  (Sachsen  5  §  20, 
Hamburg  §  I  für  Vereine)  das  bei  dem  Vorliandensein 
gewisser  Voraussetzungen  eintretende  \'^erbot  von  \'ereinen 
und  Versammlungen  unmittelbar  in  das  Gesetz  selbst 
aufgenommen  haben,  andere  dagegen  (Baden  §  1 1,  Ham- 
burg §  1 3  für  Versammlungen)  bei  deren  Vorhandensein  die 
Polizeibehörde  zum  Verbote  eriz^httgt 

5.  Die  strengste  Behandlung  endlich  finden  Vereine  und  Ver- 
sammlungen in  denjenigen  Gesetzen,  welche  nicht  nur  ein 
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Verbot  zulassen,  also  doch  immerfain  ein  positives  Eingreifen 
der  Beliöfde  verlangen,  ohne  welches  die  Konstituierung 
unbeanstandet  geschehen  kann,  sondern  als  Vorbedingung 
fiir  letztere  eine  ausdrückliche  Genehmigung  verlangen 
(Elsals'Lothringen  Artikel  291,  und  aUe  Staaten,  in  weldien 
der  Bundestagsbeschluis  gilt),  sofern  nicht  politische  Vereine 
(Reuis  ä.  L.)  oder  wenigstens  Arbeitervereine  (nach  dem 
Bundesta^beschlusse)  überhaupt  einfach  verboten  sind. 

IV. 

Die  mitf^ati  ilttii  (iesctze  haben,  wie  eine  nähere  Prüfung  der- 
selben ergicbl,  .sämtlich  sehr  dchnbdic  i'assunj^en.  Deshalb  ist  fast 
so  wichtig,  wie  sie  selbst,  die  Auslegung,  die  sie  in  (U-r  praktischen 
H.uulhabung  erfahren  haben.  Es  ist  natürlich  hier  noch  weniger, 
als  bei  der  Wiedergabe  der  Gesetze  selbst,  irgend  welche  \^oll- 
ständigkeit  möglich,  inunerhin  glaube  ich,  hinsichtlich  der  wichtigsten 
Punkte,  eine  Reihe  von  Entscheidungen  der  Gerichte  und  Verwaltungs- 
behörden sowie  Aeufserungen  von  Kommentatoren  kurz  erwähnen 
lu  sollen. 

Was  wir  unter  einer  Versammlung  zu  verstehen  haben,  ist 
höchst  bestritten.  Einerseits  kommt  es  nicht  an  auf  die  Art  der 
Üinladung,  den  Ort  und  die  Zahl  der  Personen,  es  ist  also  insbe- 
sondere nicht  eine  öffentliche  Form,  ein  Öffentlicher  Ort  oder  der 
freie  Zutritt  jedes  Beliebigen  erforderlich.  Andrerseits  aber  muls 
man  doch  eine  Abgrenzung  gegenüber  privaten  Zusammenkünften 
liaben.  Einige verlangen  deshalb  eine  Vereinigung  mehrerer  Per- 
sonen,  die  in  geordneter  Weise  unter  dem  Vorsitze  eines  Leiters 
ihre  Besprechungen  halt  Andere  verwerfen  diese  Beschrankung  als 
zu  eng  und  sehen  ab  Versammlung  auch  solche  Zusammenkünfte 
an,  in  welchen  ohne  irgend  welche  Oi^;anisation  oder  einheitliche 
Konstituierung  in  völlig  zwangloser  Weise  öffentliche  Angelegen- 
lieiten  erörtert  werden.*)  Die  Zahl  darf  nicht  allzu  klein  sein; 
das  KanimergericlU  hält  8  Personen  für  ausreichend.*) 

Der  Begriff  einer  öffentlichen  Versammlung  wird  dabin 

'}  'lliilo,  Das  Freufs.  Vereins-  tmd  Vcfl.*Rccht  S.  ai  Anm.  S;  -Imco,  IHe 

dcQtKti'-ti  Vi-reinsgesetze  S.  i  Anm.  i. 

'•'1  Delius,  Das  Prcufs.  Verein«-  und  Vers.-kcclii  S.  6  Anm.  i.  Fntsch.  des 
.Reichsgerichts  in  SUafs.  VI  217;  XXI  71.    Entscb.  des  KanimcighchU  VI  243,  247. 

*)  VgL  Krtwdltdiig  vom  t6.  AprÜ  1891. 


Digitized  by  Google 


83» 


W.  KaL«mann, 


bestimmt,  dals  daninter  eine  aolcbe  zu  verstehen  sei,  „zu  der  nicht 
bMs  ein  individueU  begrenzter  PersoneakrdSp  sondern  jedermann 
oder  doch  ganze  GeseUscfaaftskategorieen  Zutritt  haben".  Auch  der 
Ort  der  Zusammenkunft  ist  fiir  deren  Dauer  als  ein  oflfentlicher  an- 
zusehen.^) 

Die  tn  §  8  der  preulsiscfaen  Verordnung  gegebenen  Bestimmungen 
jünd  nicht  auf  die  Vereinsversammlungen  zu  beschränken,  d.  h.  auf 
solche»  die  der  Verein  nur  fiir  seine  Mitglieder  veranstaltet,  sondern 
finden  anch  Anwendung«  wenn  öffentlicher  Zutritt  gestattet  ist,  so- 
fern nur  die  Veranstaltung  von  einem  Vereine  ausgeht.*) 

Andrerseits  erklart  der  preulsischc  Minister  des  Innern  in  einer 
Verfi^ping  vom  31.  August  1890,  dM's  Verein>vei>aminlungen  dic<^en 
Giarakter  noch  nicht  durch  Teilnahme  und  Mitwirkung  cinzehicr 
auüserhalb  des  X'ereins  stehender  Personen  verlieren,  und  daiä  die 
Zuzidiung  von  (kästen  solange  nicht  unzulässig  sei ,  wie  dies  nicht 
in  einem  Umfange,  erfolge»  welche  den  Cliarakter  der  Versammlung 
überhaupt  zu  ändern  geeignet  sei. 

EineDefinition,  was  unter  „öffe  n  tl  i  c  h  e  n  A  n  gel  ege  n  h  e  i  t  en" 
zu  \'erstchen  sei,  ist  absichtlich  vermieden,  weil  es  bedenklich  <ct, 
mit  einer  solchen  hervorzutreten,  die  bei  einer  etwa  mangelliaften 
Fassunf[  den  Zweck  des  Gesetzes,  einen  die  gesetzliche  Freiheit  und 
Ord  tuing  gefährdenden  Mifsbrauch  des  in  der  Wrfassungsurkunde 
gewährleisteten  Wrs.iuimlungs-   und  Vereinigungsr echtes  zu  vcr* 

4 

hüten,  leicht  vereiteln  könnte.^) 

Nach  einer  Erklärung  des  Obertrilmnals  *)  uinfalst  er  ..alle  die 
(jCäatntheit  berühn  nden  Angelegenliciten  und  insbesondere  auch  da> 
Gebiet  der  sozialen  Inleressen".  Das  Reichsgericht  versteht  darunter 
„alle  Angelegenheiten,  die  nicht  ausscliliefslich  einzelne  physische 
oder  juristische  Personen  und  deren  Privatinteressen,  sondern  im 
Gegensatze  hierzu  die  Gcsanuhcit  des  Gemeinwesens  und  das  ge- 

Enticb.  des  Frenf«.  ObervenraltungsgeriditB  vom  9-  Juli  1893,  L  Senat,  bei 
Reger»  Euticb.  der  Geridbts-  und  Venraltungibehäffdeii  Xm.  95. 

*)  Urteil  des  Reiehsgericlits  IL  Strafsenat  vem  6.  Descmber  1895  bei  Reger  a.a.  6. 
•XVI  33  >• 

')  Reger  a.  a.  O.  Ergäuainj^'sband  S.  410. 

*)  VgL  den  Kommissionsbericht  der  II.  Kammer.   Stenograph.  6er.  iä49  50 

V  2771. 

•)  L'rteil  vom  6.  Oktober  1S59  in  Goltdammer  Archiv  \  iU  S.  loi. 

")  Entscb.  des  Keich<»gericbts  HI.  Straüs.  vom  35.  Januar  1892,  Reger  a.  ai  (X 

xn  355. 


Digitized  by  Googl 


DiA  deutsche  Vereins*  und  Vcntanuzüuogsrccht. 


«39 


Samte  ölTeiitliche  Interesse  berühren."  Diese  Auflassung  hat  sich 
auch  das  Obcriandesgericht  München  xu  eigen  gemacht^)  Der 
ba3nrische  Verwaltungsgetichtdiof  *)  eraditet  als  öffentliche  Ange* 
legenbeiten  solche,  „welche  sich  auf  die  Verfassung,  Gesetzgebung 
und  Verwaltung  des  Staates  beziehen  oder  mit  anderen  Worten  alle 
jene,  bei  weichen  das  hoheitliche  Interesse  des  Staates  in  Frage 
kommt." 

Während  der  natürliche  Menschenverstand  es  als  zweifellos  an- 
sehen wird,  dafs,  auch  wenn  ein  Verein  als  solcher  eine  Ein- 
wirkung auf  öffentliche  Angelegenheiten  bezweda,  doch  nicht  alle 
Von  dem  Vereine  veranstalteten  Versammlungen  diesen  Charakt«* 
zu  tragen  brauchen,  steht  das  Kammergericht  nicht  auf  diesem 
Standpunkte,  indmi  CS  den  Grundsatz  aufstellt,  es  sei  zu  „pr8> 
sumieren",  dals  alle  Versammlungen  eines  solchen  N'ereines  auch 
diesem  statutenmäßigen  Zwecke  dienen,  und  deshalb  die  Zu- 
sammenkunft der  Sän>:^erabteilun<^  eines  ,,Arheiterbiklun^s\ereint's" 
für  aiuueldc5)nicliti<^'  erklärt  mit  der  Hegründun^,  dals  „bekannt- 
lich auch  in  den  zum  Absingen  bestimmten  Liedern  einer 
politischen,  insbesondere  sozialdemokratischen  Partei  der  Zweck  iler 
Einwirkung  auf  öffentliche  Angelegenheiten  sehr  energisch  und  be- 
sonders wirksam  verfolgt"  werde. 

Das  preulsische  ( )l)er\'erwaltunrrsgericlit ")  hat  diese  Auffassung, 
dals  alle  Vcr.sainnilunj^xn  eines  solchen  Vereins  anmeldepflichtig 
seien,  die  vom  Kamm  erger  ichte  bereits  in  einem  früheren  Urteile  *) 
ausgesprochen  war,  unter  ausdrücklicher  Erwähnung  des  letzteren 
als  uii/uiielTend  verworfen  und  dabei  ausgeführt;  „Rei  Anwendung 
dieser  —  vorher  dargelegten  —  Grundsätze  auf  das  Gebot, 
alle  Zusanmienkünfte  des  V^ereins,  insbesondere  die  Vorstands- 
sitzungen, Gesang-  und  Unterrichtsstunden  anzumelden,  kommt  za» 
ittchst  in  Betradit,  dals  nicht  notwendig  jede  Zusammenkunft-  der 
Vorsteher,  sonstiger  Organe  oder  der  Mitglieder  des  Arfoeiterbil- 
dungsvereins  als  eine  den  Bestimmungen  des  Vereinsgesetzes  unter- 
liegende «Versammlung"  im  G^ensatze  zu  den  bei  dessen  Be- 


')  Vgl.  Urteil  vom  29.  Dezember  Wi  Reger  a.a.O.  XV  154. 

*)  Urteil  des  Strafsenates  vom  7.  Dctember  1891  bei  Reger  a.  a.  <>.  XIII  343. 
t-lntsch.  vom  12.  April  1887  Samml.  Bd.  VUI  .S.  230;  Entscb.  vom  3.  Juni  1889  bei 
Itcger  a.  a.  O.  ErsEiiitiiiCBilMiid  S.  373  ff. 

*)  Eatidi.  des  L  Senats  xam  8.  Oktober  189a  bei  Reger  a.  s.  O.  XHI  95.  '* 

«)  Urteil  vflm  6.  Norember  tSSs  im  Ministerialblatt  d.  t.  V.  1883  S.  48. 
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ratung  erwähnten  Gesellschaften  angesehen  werden  tnuik.  Ferner 
schliefst  die  Hauptbestimmung  des  Vereins»  auf  öffentliche  Angelegen- 
heiten einzuwirken,  keineswegs  aus,  dals  die  Vereinsorgane  oder  «mit» 
glieder  in  einzdnen  Zusammenkünftenfiuch  andere  Zwecke,  ak  die  Be- 
ratung öffentlicher  Angelegenhdten  und  zwar  ausschliesflich  diese 
anderen  Zwecke  verfolgen*" 

Ab  öffentliche  Ai^legenheiten  werden  jedoch  nidit  nur  solche 
betrachtet,  bei  welchen  es  sich  um  die  allgemeinen  Interessen  der 
Gegenwart  in  politischer,  Idrchlicher  und  sozialer  Beziehung 
handelt,  vielmehr  werden  darunter  auch  geschiditliche  Erortenii^en 
z.  B.  über  die  Wirkungen  des  Christentums  im  Gregmsatzc  zur 
humanistisch-liberalen  Riclitu(i<i^  begriffen,  da  die  letzteren  nicht  ab 
rein  wissenschaftliche  Abhandlungen  aufzufassen  seien.*) 

Uebcr  die  Frage,  wie  es  zu  halten  sei,  wenn  eine  an  sich  nicht 
zur  F.rörterung  öffenthcher  Anjjelegenheiten  einberufene  Versamm- 
lung thatsächiich  dieses  Gebiet  berührt,  z.  B.  in  einer  X'ergnügung:;- 
Versammlung  ein  politischer  Toast  ausgebrüht  wird,  besteht  Mei- 
nungsverschiedenheit. Die  einen ')  wollen  auch  für  solche  Fälle 
Anmeldepflicht  und  Strafl^arkeit  eintreten  lassen.  Andere halten 
dies  ftir  zu  weitgehend  und  wollen  niclu  jede  kleine  Abschweifung 
auf  das  pohtisclie  Gebiet  strafen.  Das  Obertribunal  '  ^  b'it  ent- 
.schiedcn,  dafs  das  Cresetz  keine  Anwendung  finde,  wenn  ui  einer  7.u 
cineni  andern  Zwecke  veranstalteten  X'ersammlung  \(»n  einzelnen 
gelegentlich  das  Gebiet  der  pohti.schen  Erörterung  betreten  werde. 

Die  Auflösung  i>t  nach  §  5  der  Verordnung  berechtigt,  sobald 
in  der  X'ersammlung  Anträge  und  X'orschläge  erörtert  werden,  die 
eine  Aufforderung  oder  Aneignung  zu  strafbaren  Handlungen  ent- 
halten. Dies  wird  dahin  ausgelegt,  dafs  eine  direkte  Aufforderung 
zu  alsbaldigen  Crew .ilttliaiigkeiten  luchi  erforderlich  sei,  vielmehr 
genüge  schon  euie  Hinwirkung  auf  eine  Mehrheit  von  Personen, 
welche  geeignet  ist,  Mifsstimmung  gegen  eine  Volksklasse  her\'or- 
-zurufen,  die  zu  einem  gewalttliätigen  Bruche  des  öffentlichen 
Friedens  föhren  kann.*) 

')  Lrki-nntni»  des  Obeitribtok&b  %'oiu  19.  No\'«mber  1894  in  Goltdammcrs 
Archiv  XXII  715. 

*)  Vgl.  Thilo.  Das  Pvettfs.  Vereins*  und  Ven.-Rcdit  S.  31. 
^  Uditt«,  Du  Preufc  Vereins»  und  Vei».<Reebt  S.  9. 

*)  Erkenntnis  vom  5.  Kovenber  1874;  Oppeiihoir,  Di«  Redtfaprechuas  de» 
O.-T.  XV  749. 

*)  Ministerialrcskript  vom  2.  März  1874  Nr.  II  8745.  \gl.  Zander,  Handbiidi 
des  Vereins-  und  Vers.-Kechts  i».  14  Amn.  3, 
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Um  sich  gegen  die  aus  einer  Auflösung  folgenden  Störungen 
des  Zweckes  zu  schützen,  hat  man  seitens  der  Veranstalter  von 
Versammlungen  schon  oft  die  Vorsicht  beobachtet,  gleichzeitig  eine 
zweite,  kurz  nach  der  ersten  zu  berufen.  Solclies  X'erfahrcn  wird 
als  Umgehui^  des  Gesetzes  anrresehen.  Es  sind  deshalb  die  Poli- 
zeibehörden angewiesen,  die  Bescheinigung  über  die  Anmeldung  der 
zweiten  Versammlung  mit  der  Begründung  zu  verweigern,  dafs  die- 
selbe thatsächlicli  mit  der  ersten  identisch  sei.  Ebenso  sind  die 
Polizeibeamten  für  berechtigt  erklärt,  die  zweite  Versammlung  ohne 
weiteres  aufzulösen. 

Eine  Entschädigungsklage  gegen  den  Polizeibeamten,  welcher 
objektiv  un1)crcchtigt,  aber  in  gutem  Glauben  eine  Versammlung 
auf^'clöst  hat,  ist  unzulä-ssi;;^. 

Der  die  Auflösun*;  ausspreclu-ndc  Beamte  l^rauchl  den  Teil- 
nehmern der  X'ersammlung  ebenso  wie  den  X'or'^tehern  und  X'eraii- 
staltern  den  (irund  derselben  nicht  anzugeben;  halten  sie  die  Aut- 
lösung für  unl)erechti^'^t,  .so  können  sie  Beschwerde  fuhren.  *) 

Die  Xichtvorlegun^^  der  Bescheinigung  über  die  Aniiielduug 
ist  ein  Auflösungsgrund,  auch  wenn  die  Anmeldung  selbst  ordnungs- 
mälsi^'  erfolj:(t  i.sl.  *} 

Die  Aullösung  ist  er.st  dann  zulässig,  wenn  die  betr.  Anträge 
oder  Vorschläge  erörtert  werden,  die  Stellung  des  Antrages 
allein  genügt  niclu,  1'  ch  steht  es  der  Krörterunt,^  ^deicli,  wenn  An- 
träge ohne  lir()rtei  u!i^  zur  Abstiiuinun^'  gestellt  werden.*) 

Unter  „Erörtern"  ist  zu  verstehen,  eine  Sache  nach  ihrem  Grunde 
und  ihrem  Wesen  untersuchen,  auseinandersetzen,  auseinandcrlegeiv 
Es  ist  nicht  nötig,  dals  der  Erörternde  die  Grründe  fär  und  wider 
entwickelt;  eine  einseitige  Beleuchtung  und  Betrachtung  ist  eben- 
felis  eine  Erörterung.  Die  Abgabe  einer  eigenen  Meinung  gehört 
nicht  dazu;  überhaupt  ist  die  Kritik  kein  notwendiges  Zubehör  der 
Erörterung,  sondern  auch  derjenige  erörtert  einen  Gegenstand,  der 
denselben  philosophisch,  belehrend,  referierend  auseinandersetzt*) 

')  Ministerialreskript  vom  4.  April  1878,  Zander  a.  a.  O.  Anm.  4. 

*)  EdKODUiis  des  Gtiichuliofet  rar  Enudi.  der  Kompetcnakoofl.  vom  14.  April 
1877.  Mliiiit.BL  d.  i.  V.  S.  i6a. 

*)  Vgl.  Thilo  a.  a.  O.  S.  51  Am».  7.  Luco  a.  a.  O.  S.  19  Anm.  7.  Delins 
a.  a.  O.  S.  25  Aani.  3. 

*)  Vgl.  Delius  a.  a.       S.  23  Anm.  2  a. 

'j  Vgl.  !>eltus  A.  a.  i  ).  S.  24;  Thilo  a.  a.  O.  S.  47. 

•)  Erkomunis  des  ObertribunaU  vom  19.  Febniar  1804.    Minist.-Bl.  d.  i.  V 
1864  h.  208  ff. 
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Die  AufiBähluiig  der  Gründe  der  Auflösung  in  der  Veronfaiung 
hat  nach  der  in  der  Praxis  befolgten  Auslegung  nicht  die  Bedeutung» 
daÜs  die  Auflösung  nicht  auch  noch  aus  anderen  Gründen  zuläsng 
wäre,  vielmehr  ist  die  Polizeibehörde  kraft  ihrer  allgemeinen  Be- 
fugnis berechtigt,  den  Zusammentritt  von  Versammlungen  auf  Grund 
sonstiger  gesetzlich«'  Vorschriften  zu  verhindern,  ind^escMidere  nadi 
§$  2  und  10,  Teil  II,  Tit.  17  des  Allg.  Landrechts,  welcher  der 
Polizei  die  Verpflichtung  auferlegt,  strafbare  Handlungen  zu  ver- 
hüten und  die  nötigen  Veranstaltungen  zur  Erhaltung  der  öfient^ 
liehen  Ruhe,  Sicherheit  und  Ordnung  und  zur  Abwendung  der  dem 
Publikum  oder  einzelnen  Mitgliedern  desselben  bevorstehenden  Ge- 
fehren  zu  treffen.  Angewandt  ist  dieser  Satz  bisher  überwiegend 
auf  Verhinderung  von  Versammlungen  aus  sicherheits-  insbesondere 
baupolizeilichen  Gesichtspunkten  %  und  es  ist  als  unzulässig  bezeich- 
net, wegen  der  blofsen  Möglichkeit,  dafs  eine  X'^ersammlung  Störungen 
der  öffentlichen  Ordnung  -zu  Folge  haben  könne,  gej^cn  welche 
polizetlicherseits  einzuschreiten  sein  würde,  die  Versammlung  von 
vom  herein  zu  verbieten.*) 

Das  Oberverwaltungsgcricht  •)  hat  den  Grundsatz  aufgestellt, 
dafs  die  Auflösung  einer  Versammlung  auf  Grund  des  §  lO  nur 
dann  zulässirr  sei,  wenn  sie  nicht  hlofs  ein  wirksames,  sondern  das 
notwendiger  Mittel  zur  Sichcrunj;  des  Zweckes  des      10  ist. 

Aber  da  nach  ij  6  lit.  d  und  f  des  Gesetzes  vom  i  l.  März  1850 
zu  den  Gegenständen  der  ortspoHzeilicheri  I'hätigkeit  es  auch  t^elvört 
„(Vdnung  und  Gesetzlichkeit  bei  dem  ötlentlichcn  Zusanimenscin 
einer  gröfseren  Anzahl  von  Personen  aufrecht  zu  erhalten",  >o  ist 
nicht  abzusehen  wie  man  sich  jener  I-ol^erung  entziehen  will,  so- 
bald man  einmal  den  (irundsatz  aufgicbt,  dals  die  Auflösungsgninde 
in  dem  X'ereinsgesetze  erschöpfend  cifcrcgelt  sind  und  das  dort  nicht 
aufgenommene  Verbot  deshalb  unzulässig  ist. 

Was  ein  \'erein  sei,  hat  das  (icsetz  nicht  näher  bezeich- 
net. Das  Obcrtribunal  verstand  darunter  jede  dauernde  X'ereini^^ung 
mehrerer  zur  Verfolgung  bestimmter  L^^ineinschaftlicher  Zwecke.*) 
Das  Oberlandesgericht  München'^)  läist  das  Moment  der  Dauer 

Erkeimtim  d«  Obrrvemaltunpsgerichls  vom  26.  Juni  1^  rt<l.  \"l  S  37a 
Dciägl.  vom  n.  Oktober  1884  und  10.  März  1886  Bd.  XI  382  u.  XIII  102. 

')  Urteil  vom  16.  Oktohrr  1884  abgedruckt  in  dem  Minist. -Bl.  d.  i.  V.  1890  S.  i. 

'*)  Erkenntois  da  Obcrtribunals  vom  30.  April  1869  in  Goltdammcrs  Archiv 
XVll  522. 

*)  Urteil  T<m  29.  Dezember  1S94  bei  Kcgcr  a.  «.  O.  XV  154. 
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fallen  und  verlangt  nur  eine  „freiwillige  Vereinigung  einer  Mehrsahl 
von  Personen,  die  sich  auf  längere  oder  kürzere  Zeit  ver-» 
bunden  habeni  gemeinsam  einen  bestimmten  Zweck  zu  verwirkUchen 
und  zu  iordem".  Das  Reichsgericht')  schlielst  sich  dem  Ober- 
tribunal an,  fordert  aber  eine  Leitung,  indem  es  als  Verein  an«; 
sieht  njede  dauernde  Vereinigung  mehrerer  Personen  zu  Verfol^jn^ng 
bestimmter  gemeinschaftlicher  Zwecke  unter  einer  Leitung". 

Im  übrigen  ist  die  äufsere  Form  gleichgültig,  insbesondere  ist 
die  Errichtung  eines  Vereins  nicht  durch  die  Au&tellung  von  Statuten 
und  Bestellung  einer  Vorstandschaft  bedingt*) 

Hiemach  hat  man  sowohl  ganze  politische  Parteien,  wie  dtd 
deutsche  Volkspartei  in  Bayern  und  die  sozialdemokratische  Partei,  *) 
wie  einzelne  Organisationen,  welche  auf  Grund  von  Beschlüssen  einer 
Versaninilung,  die  eine  Vereinsversainmlung  nicht  darstellt  (Kongrets) 
zur  Ausführung  von  Beschlüssen  der  Versammlung  gewählt  sind, 
wie  die  „Berliner  Frauen-Agitationskommission"  *)  und  die  Kontrol- 
kommission  der  deutschen  Maurer  •}  für  V'ereine  erklart.  ' 

Um  den  Schwierigkeiten  des  Vereinsgesetzes  zu  entgehen,  hat 
man  wiederholt  den  Weg  eingeschlagen,  bei  solchen  Vereinigungen, 
die  sich  notwendig  über  ein  grofscs  Gebiet  erstrecken  müssen» 
keine  Zweigverein  c  zu  bilden,  die  unter  einander  zu  Verbänden 
zusammenträten,  sondern  alle  Beteiligten  zu  Mitgliedern  eines  einzigen 
Hauptvereins  zu  machen.  An  sich  ist  dieses  Verfahren  nicht  an- 
greifbar,  aber  häuhg  hat  man  doch  den  an  einem  Orte  wohnenden 
Mitgliedern  unter  einander  eine  gewisse  Verbindung  gegeben,  ins- 
besondere hat  man  seitens  der  Sozialdemokratie  und  der  Gewerk- 
schaften sog.  Zahlstellen  errichtet.  Diese  sind  aber  mchrfnch 
fiür  Vereine  erklärt;  so  ist  z.  B.  die  Zahlstelle  des  deutschen  Tischler* 


')  Urteil  des  II.  Stratscn.  vom  6.  Dcitnibcr  )Sq5  h,  i  R.-^rr  a.  a.  1  ».  WI  331. 

•)  Urteil  des  (^berlandcsgehchts  München  vom  29.  Dcacniber  1894  bei  Reger 
a.a.O.  XV  154.   (Vgl.  auch  Samml.  oberstr.  Entscb.  Bd.  II  Ü.  157.) 

")  Urteil  des  Oberlandeig^evklits  Httnchen  vom  il.  Juli  iS8a.  Sammlniig  II 
S.  116,  155. 

')  Urteil  des  Obersten  Landesgericbts  fltr  Bayern  vom  29.  Kmü  1876.  (Obenür. 
Entsch.  VI  860) ;  Urteil  d«B  Oberlaadesgericbts  Mflncben  vom  39.  December  1894 

bei  Reger  a.  a.  O.  XV'  155. 

Urteil  des  Reichsgerichts  Ii.  Strafsen.  vom  6.  Desember  1895  bei  Keger  a.  a.  O,. 

XVI  33 

•)  Urteil  »Ic»  Reichsgerichts  vom  2.  November  1886  ^Enlsch.  des  Reichsgerichts 
in  Su^afs.  XVIII  169. 
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Verbandes  in  Fürth  durch  Beschluls  des  Bezirksamtes  Fürth  vom 
6.  Juli  1887  geschlossen  und  diese  Schlie(sung  durch  Urteil  des 
Verwaltungsgerichtshofes  vom  3.  Juli  1889^)  bestätigt  Denselben 
Standpunkt  hat  auch  das  Reichsgericht  eingenommen.')  Aber  in 
diesem  Falle  hatte  man  der  Zahlstelle  Befugnisse  g^eben,  die  in 
der  That  über  deren  natürliche  örenzen  hinausgingen,  insbesondere 
eine  eigene  Organisation  durch  V^orsitzenden,  Kassierer  und  Schrift- 
führer mit  einem  bestiinniten  Vereinslokal  und  der  Befugnis,  den 
dritten  Teil  der  Mitgliederbeitrage  für  örtliche  Zw  ecke  zu  \  crwenden. 
In  anderen  Fällen»  wo  dies  x  cnnieden  war,  sind  die  Zahlstellen  nicht 
als  \' ereine,  sondern  nur  als  Organe  des  ! lauptvereins  anerkannt*) 

Die  Vereine  werden  in  der  preulsischen  Verordnung  an  zwei 
Stellen  erwähnt,  einmal  in  2,  wo  die  Verpflichtung  zur  Einreichung 
der  Statuten  und  des  Mitgliederverzcichnlsses  ausgesprochen  und 
dann  in  ij  8,  wo  das  Verbot  des  hnerbindun^retens  getroffen  ist- 
Im  2  wird  aber  eine  „Einwirkung  auf  öffentliche  An<]felef:^en- 
heiten"  vorausgesetzt,  während  in  §  8  die  „Erörterung  politischer 
Gegenstände"  j^^eiiügt. 

Der  liegrift  „öffentliche  AnL,'elegcnhcitcn"  ist  oben  besprochen. 
Mit  ilinen  decken  sich  zwar  die  politischen  Gegenstände  nicht,  doch 
Inrühren  sich  beide  ziemlich  nahe.  Der  crstere  Bej^^riff  ist  der 
weitere,  da  er  aufser  den  öflfentlichen  Angelegenheiten  des  Staates 
auch  noch  die  der  Kirche  und  der  demeinden  u.  s.  w.  mit  umfafst.  *> 
Ein  politischer  GcgensUmd  ist  derjenige,  weicher  den  Staat  und 
seine  Einrichtungen  betrifft. 

Von  besonderem  h.tctesse  ist  die  Abzweigung  des  polilisclien 
und  de.s  g  e  w  e  r  k  s  c  h  a  f  1 1 1  c  Ii  e  n  Gebietes.  Das  Obcrlandsgericht 
München  •)  erklärt  es  für  einen  „verfehlten  Gedanken,  dafe  alles,  was 
politisch  oder  wirtschaftlich  irgendwie  in  inneren  Zusammenhang 
gebracht  «rerden  kann  mit  der  sozialen  Lage  der  lohnaibeitenden 
Klassen,  alles,  was  in  Gesetzgebung  und  Verwaltung  darauf  abzielt 
die  materiell  wirtschaftlichen  Verhältnisse  des  Arbeiterstandes^  dessen 
Lohnverhältnisse  aufzubessern,  also  z.  B.  die  gesamte  neuere  sozial- 

K<'ger  a.  a.  O.  Krgänzungsband  S.  373. 
')  Urteil  III.  Strafsen.  v.  2s;.  Januar  1S72  hoi  Reger  a.  a.  O.  XII  3??. 
•)  VerfUpung  des  Preufs.  Miimtcrs  d.  Innnem  vom  jl.Au^Srt  lÜgo  bei  Reger 
a.  a.  O.  ErgäDzungsband  S.  410. 

ErkeniitDis  des  OtMitriboiials  vom  19.  Jannar  1S54. 
*)  Deagl.  Toai  a.  Fvbmar  1876. 

*)  Urteil  vom  aq.  Dezember  1894  bei  Reger  «u  «.  O.  XV  IS4< 
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politische  Gesetzgebung  Deutschlands  und  was  sich  an  sonstigen 
Forderungen  z.  B.  eines  enveiterten  Arbeiterschutzes  daran  anknüpft, 
von  §  152  der  Gewerbe urtliuing  betroffen  werde."   ,^bald  viel- 
mehr irgend  welche  gewerbliche  Koalitionen  zur  £rlangung  günstigerer 
Lohn-  und  Arbeitsbedingui^en  das  Gebiet  des  gewci  bliciten  Lebens 
mit  seinen  konkreten  Interessen  verlassen,  sobald  sie  in  das  Staat" 
liehe  (Tcbict  hitnihcrgreifen,  die  Organe  und  die  Thätigkeit  des 
Staates  fiir  sich  in  Anspruch  nehmen,  hören  sie  auf,  gewerbliche 
Koalitionen  zu  sein  und  verwandeln  sich  in  politische  Vereine  um» 
tlie  als  solche  den  Beschränkungen  des  Wrcins-  und  Versammlungs- 
rechts unterließen."    Allcrcliiif^s  dürfe  nicht  den  Arbeitern  ihre  ge- 
werbliche KcaHtionslVeiheit  durcli  künstliche  Auslegung  des  152 
der  Ge\vcrl)ef)rdnung  \erküininert  werden.    „Es  geht  nicht  an,  durch 
allgemeine  Betr.ichtiin^xMi  oJiac  jede  korikretc  Bedeutung  über  eine  be- 
stimmte Arbe  iterbewegung  als  1  eil  der  „„grolsen  Arbeiterbewegung"", 
über  das  Iniere.sse,  das  die  deutschen  Staatsgewalten  iorlgesetzl  der 
sog.  sozialen  Frage,  dem  Widerstreite  der  lohnarbeitenden  Klassen 
mit   der  ka{)itaHstischeti   I*roduktit)iisvveise  zugewendet   haben  und 
über  die  mafinigfachen  Berührungen,  die  irgendwo  und  irgendwann 
zwischen    der   sozialdemokratischen    Partei   und   einer  bestinuiiten 
Arbeiterbewegung  lu  rvor^etn-ten  seien,  schon  um  des  willen,  deren 
wirtschaftliche  X'erbandsangelegenhciten  zu  politischen  Gegenständen 
zu  stempeln"  doch  sei  dies  eine  Sache  der  thatsächUchen  Fest- 
stellung und  deshalb  in  der  Revisionsinstanz  nicht  nachzuprüfen. 

£ine  andere  Auffassung  hat  das  Reichsgericht*)  vertreten  und 
gefordert,  dals  die  Thatsachen,  in  denen  das  Moment  der  „politischen 
Ciegenstande"  gesehen  sei,  genau  bezeichnet  werden  müssen  und 
dals  allgemeine  Betrachtungen,  wie  die  obigen  nicht  genügten. 
Dabei  wird  ausgeführt:  „Es  handelt  sich  ftlr  die  Begriffsbestimmung 
der  „politischen  Gegenstände"  im  Sinne  des  §  8  nicht  darum,  durch 
irgendwelche  Ideenverbindung  zu  ermitteln,  ob  der  fragliche  Gegen- 
stand nicht  unter  Umstanden  und  Bedingungen  „„in  die  Interessen 
und  Aufgaben  des  Staates  übergreifen""  kann,  sondern  ausschlielslich 
darum,  ob  der  fragliche  Gegenstand  als  solcher  unmittelbar  den 
Staat,  seine  Gresetzgebung  oder  Verwaltung  berührt,  seine  Otgane 
und  Funktionen  in  Bewegung  setzt  und  solcher  Art  als  ein  politischer 

*)  Urteil  d.  m.  Stmfsen.  vom  2$,  Jamar  1892  bei  Reger  *. «.  O.  Xlt  355  fl*. 
Vgl.  «vdi  das  Urteil  vom  10.  Dcsember  1887  Entsch.  des  Rcicbsgericbts  ia  Strafs. 
XVI  J83. 
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bezeichnet  werden  darf.  Die  Arbeitsvertrage  zwischen  den  Berg* 
werksbesitzem  und  Bergarbeitern  unterliegen  der  freien  Vereinbarung 
der  VertragschUelsenden,  gehören  dem  Privatrecht  und  nicht  der 
Politik  an.  Dats  diese  Verträge  unter  Umstanden  in  ihren  Satzungen, 
ihren  ökonomischen  Wirkungen  oder  in  den  Konflikten,  die  sie  er- 
zeugen, strafrechtliche,  öffentlich-rechtliche,  sozialpolitische  oder 
rein  politische  Bedeutung  erlangen  können,  ist  unbestreitbar.  Das 
gleiche  läfst  sich  von  jedem  Vorgange  des  privaten  Lebens  und  jedem 
privatrechtlichen  Verhältnisse  behaupten.  Die  Methode  der  von  der 
Vorinstanz  vertretenen  Gesetzesauslegung  führt  aber  direkt  dahin,, 
mit  einem  Schlage  jeden  (  icwerk  oder  Fachverein,  jede  Verbindung 
zur  Erlangung  günstigere  Lohn-  und  Arbeitsbedingungen,  Jeden  auf 
Organisation  eines  Arbeiterausstandes  berechneten  X'erband  und 
umgekehrt  auch  jeden  ähnlichen  Verband  von  Arbeitgebern  den 
BeschränkuiiL^en  des  §  8  oline  weiteres  unterzuordnen.  Die  allj:^cmeinen 
Erörterunj^eii,  auf  welclie  das  Urteil  sich  allein  stützt,  sind  in  jedem 
Finzelfalic  gleich  zutreffend.  Wie  damit  die  in  §  152G.O.  gewähr- 
leistete gewerbliche  Koalitionsfreilicit  noch  \  erträ;^lich  sein  soll,  bleibt 
unerHndlich.  Müssen  aber  die  Grenzen  zwisclien  der  ökonomischen 
Assoziaiion>irt  ihcit  und  den  die  politischen  Vereine  regelnden 
RcschränkuML^eu  aufrecht  erhalten  bleiben,  so  fuhren  dieselben  Kr- 
wäguni^en,  welche  das  Reichsgericht  veranlafst  haben,  die  auf  den 
\  crmeintlichen  Rechtstitcl  gewerblicher  Assoziationsfreiheit  hin  Unbe- 
schränktheit  politischer  \'ereinsthntij:,^keit  fordern,  mit  <j;leich  zwin- 
gender Folgerichtigkeit  dahin,  Auslegungsverbuche  abzulelinen,  welche 
mindestens  innerhalb  des  preufsischcn  Rechtsgebietes  die  volle  Iden- 
tifizierung jeder  rein  wirtschaftlichen  Assoziation  mit  der  politisdien 
Vereinsthätigkeit  und  die  unbedingte  Unterwerfung  der  erstererv 
unter  die  Beschrankungen  der  letzteren  rechtfertigen  sollen". 

Diesen  Grundsätzen  hat  sich  das  preulsische  Oberverwaltungs* 
gericht')  angeschlossen,  indem  es  folgendes  ausfuhrt:  „Wenn  die 
sozialen  Interessen  zu  den  „öfTentlichen  Angelegenheiten"  des  §  2 
gehören,  so  wird  deren  Erörterung  zu  einer  „politischen"  im  Sinne 
des  §  8  noch  insofern,  als  sie  mit  der  Richtung  auf  Kritik  oder 
Beeinflussung  der  auf  jene  bezüglichen  staatlichen  Einrichtui^en  ocer 
Anordnungen  geschieht".  Demgemais  wurde  die  Schlielsung  des 
Zweigvereins  Remscheid  des  ,J)eutschen  Metallarbeiterv^erbandes" 
au%ehoben,  da  derselbe  nach  den  Statuten  zwar  eine  den  Arbeitern 


Entsch.  I.  Scn.  vom  13.  Desember  1893  ^  Reger     «.  O.  XV  S.  17. 
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vorteilhaftere  Gestaltung  der  ArbdtsvertrSge  nach  Bedingungen, 
Zeit  und  Lohn  selbst  durch  „planmälsige  Agitation"  erstrebe ,  aber 
nichts  daraufhindeute,  ösSs  diese  Bestrebungen  über  das  Gebiet  blofs 
gewerblicher  Koalition  hinaus  in  das  der  Sozialpolitik,  auf  das  Ver- 
halten der  staatlichen  Institutionen  und  Organe  zur  Arbeiterfrage 
übergreifen  sollte.  Allerdings  sei  durch  die  Beschränkung  des  Statutes 
nicht  aufgeschlossen,  ob  nicht  doch  thatsachlich  in  den  Versamm- 
lungen {wlitische  Erörterungen  gepflogen  seien.  Dies  sei  aber  nicht 
«rwiesen. 

V. 

Solange  das  Sozial istenj^csctz  ^alt,  halten  die  XOrschriftcn  der 
all^'cnieinen  Vereins«^'csctzc  insofern  eine  vciaiinclcilc  i>i .ikiisclie  liv- 
(h  uumg,  als  diejenigen  Bestrebungen,  von  denen  man  in  erster  Linie 
eine  Ciefahrdung  der  s-taatlichen  Iutere>;sen  befürchtete,  durch  dieses 
Gesetz  in  \  iel  naclulrücklicherer,  ich  möchte  sa^'cn,  massiverer  Weise 
getroffen  wurden.  Ks  ist  deshalb  begreiflich,  dals  die  Bestrebungen, 
eine  Wrschärfung  des  Vereinsrechtes  lu'rbt  l/L.'.ulnen ,  sich  geltend 
machen  im  Zusammenhange  mit  den  \\i suchen,  die  Sozial- 
demokratie auf  den  Boden  des  gemeinen  Rechtes  zu  bekämpfen 
und  dadurch  das  Sozialistengesetz  entbehrlich  zu  machen.  Ich  will 
von  diesen  Versuchen  nur  diejenigen  erwälinen,  die  dabei  eine 
Aenderung  des  Vereinarechtes  ins  Auge  faisten. 

Den  ersten  Versuch  dieser  Art  unternahm  der  Abgeordnete 
Hanel  durch  einen  bei  Beratung  des  Sozialistengesetzes  eingebrachten 
Antrag.  Danach  sollte  §  130  des  Stra^esetzbuches  folgenden  neuen 
Absatz  erhatten. 

„Wer  in  einer  den  öffentiichcii  Kriedcn  gefabrdcndcu  Wciie,  oder  wer 
durch  bMchimpfciMie  Aeufscnmgen  Ober  die  idigiösen  Ucberzcugimgen 
Anderer  oder  Itber  die  BnricbtUQgeD  der  Ehe,  der  Familie  oder  des 
Staates  oder  über  die  Oidnni^  dei  Pfivate^entnms  die  Angthongen.  des. 
Staates  su  feindlicheii  PaitetnDgcn  gegen  einander  öffentUdi  aiiir<»dert 
oder  aufreizt,  wird  mit  Geldstrafe  bis  sn  600  Mk.  oder  mit  GelSagnis  bis 
sn  I  Jahre  bestraft" 

Ein  zweiter  Artikel  bestimmte: 

Vereine  und  Versanmlnngen,  welche  ihrer  Absicht  genifs  zur  Be- 
gehung der  in  §  130  dcs  Strafgesettbocbes  für  das  Deatsche  Reidi  be- 
zeichneten H.iinilim^,'tn  jiji'braucht  werden,  sind  von  der  !a!ult  s[;<  -<<'t/.lich 
zuständigen  Polizeibrlmnlr  aufzulösen.  irmin  Ti  aclii  Tagen  nach  erfolgter 
Auflösunp  i'it  das  Sir.ilvcriahren  vor  dem  zuNtiindigen  Gerichte  einzuleiten, 
oder  es  aind  die  Vur.stclier  oder  Leiter  des  Vereins  oder  der  Versammlung 
Archiv  für  »oz.  Gesctzgebuog  u.  Statistik.    X.  |}6 
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davon  zn  bettacbrkbtigcitf  dmis  Gnmd  n  tSmu  wdtcffcn  Vofolpnf  nicht 
vorliegt.    Mit  dieser  Benadiriditjgine  tritt  die  Veiflignc  der  Pdisd- 

behörde  aafser  Kraft. 

Das  Gericht  «•Titschritlvl  über  BcstStit;iniß  oder  Aufhebung  der  .Vtü- 
losung.  Die  l!estatif,'unj;  der  .Auflösmig  kann  audi  dann  erlül|;<Mi,  wenn 
eine  Verurteilung  der  Angeschuldigten  nicht  eintritt  oder  das  Strafverfahren 
gegen  die  Beadmldigten  nicht  cmgdicitet  werden  kum.  Iju  tetMeren  Falle 
finden  anf  das  Veifahren  die  geselslicben  Bejümmnngen  Über  das  Ver> 
fahren  bei  Einzbhmigeii  und  Vennfieensbeidilagiiahmeii  «ntspreehende  An- 
Wendung. 

Im  übrigen  bleiben  die  gesetzlichen  BesÜBtmungen  über  Vereine  und 
Versammlangen,  sowie  über  Beschwerden  gegen  poli/..  iliche  Verfügungen, 
Mh  auf  Grund  derselb«  n  (  in  VertabrcB  nach  Mafsgabe  dieses  Geictiea 

nicht  stattfindet,  unberührt. 

Den  zweiten  Versuch  unternahm  die  preuisische  Regierung^ 
durch  einen  beim  Bundesrate  gestellten  Antrag  vom  18.  Mai  1889 
dem  beigefugten  Entwürfe  eines  Gesetzes  betr.  .Abänderungen  von 
Bestimmungen  des  Strafr^csctzbuches  und  des  Gesetzes  über  die 
Presse  vom  7.  Mai  1874  die  Zu>tininuiri^  zu  erteilen.  T)a  der  Ent- 
wurf damals  geheim  i^elialtcn  wurde  und  bisher,  soweit  mir  bekannt, 
noch  nicht  veröffent lieht  ist,  so  will  ich  denselben  hier  wörtlich 
wiedergeben.   £r  lautete: 

Artikel  I. 

In  dem  Straff^csetzbuche  werden  die         130,   131   durch  nachstehende  unter 
den  gleichen  Zahlen  anfgeftihrtc  Bestimmungen  ersetzt  tmd  die  folgenden  §^  39 
»31  s^  i3lb,  131c,  131  d  eingestellt. 

39  a. 

Bei  Verurteilungen  wegen  der  in  den  §§  S5,  128,  1*9,  130  und  131  bezeich- 
neten strafbaren  Handlungen  kann  das  Gericht  zugleich  auf  Znlas^gki-it  der  Be> 
schiinkung  des  Anfen^alls  eriteanen»  wenn  der  Schuldige  vor  Begehung  der  stnrfV 
baren  Handlung  bereits  wegen  einer  der  vorbeseicbneten  Verbredien  oder  Vergehen 
reditskcilHg  verurteilt  war.  Diese  Bestimmmig  bleibt  ansgesdilosscn,  wenn  seit  der 
VerbOfsong  oder  dem  Erlasse  der  frflheren  Strafe  bis  nur  Begebung  des  neuen  Ver- 
brechens oder  Vergehens  ein  Z«  rtrnnm  von  5  Jahren  verflossen  ist. 

Durch  ein  l'rt<  il,  welcln-s  dir-  Zuliissigkt  it  di-r  RcschrSnkunc;  dos  Aufcnthulte-^ 
ausspricht,  erhält  die  Landt  spoliziüx  hordc  die  Refuj^iiis ,  dem  Verurteilten  den 
Aufenthalt  in  bestimmten  Orten  oder  Bezirken  bis  zur  Dauer  von  5  Jahren  zu 
unter!>agcn.  , 

Wer  in  einer  den  ttffentlicben  Frieden  gefährdenden  Weise  vencihieifene  Klassen, 
der  Bevölkerung  gegen  einander  dflendich  aufrdat,  wird  mit  GeAngnis  bis  an  ^ 
Jahren  oder  mit  Geldstrafe  Ins  su  jooo  Mk.  bestraft. 
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Gleiche  Strafe  trifft  <I(  njtnipen.  welcher  die  Trriindlagen  der  Staats-  oder  Ge- 
sellschaftsordnung, insbe&ond.  re  dir  Kcligiun,  die  MoDarclüe,  die  Ehe,  die  Fuailie, 
cxier  das  Eigentbum  öffentlich  als  verwerflich  darstellt. 

§  »31- 

Wer  Staatseinrichttinpen  odrr  Anordnungen  der  Obrigkeit  dadurch  ht-rab/.u- 
würdigen  sncht,  dafs  ir  t-rdichtotf  oder  entstellte  Thatsachen  öffentlich  hrhauptct 
oder  verbreitet,  wird  mit  Geldstrafe  bis  zu  600  Mk.  oder  mit  GcfÜngnis  bis  zu  2 
Jahren  bestraft. 

bt  die  Herabwürdigung  gegen  die  in  §  130  beseiclmeten  GnmdUgen  der 
Staats-  oder  Gcsellsdiaftsordiiaiig  mtcmomincni  so  ist  auf  die  dort  angedrohte  Strafe 
M  erkennen. 

Hat  der  Thiter  die  erdichteten  oder  entstellten  Thatsachen  in  gutem  Glanben 
behauptet  oder  ▼erbreitct,  so  tritt  Geldstrafe  bis  zu  300  Mk.  oder  Geftngnis  Ins  m 
6  Itfonaten  ein. 

§  131a. 

Werden  die  in  den  §§  85,  95,  Iti.  130.  131  bezeichneten  strafbaren  Hand- 
langen in  einem  Vereine  begangen,  so  kann  in  dem  Urteile  auf  Scbliefsung  des 
Vereins  erkannt  werden. 

Die  Scbliefsung  des  Vereins  ist  durch  den  Keich&anzciger  otfcntlich  bekannt 
n  machen. 

§  131  b. 

Ist  im  Falle  des  f  131  a  die  Verfolgung  oder  die  Vcrarteiltuig  einer  bestimmten 
Person  nicht  ausfVhrbar,  so  kann  a»f  Scbliefsung  des  Vereins  selbstSndig  eifcannt 
werden. 

Auf  das  Verfahren  finden  die  Vondtriflen  in  §§  477  ff.  StP.O.  entsprechende 
Anwendung. 

§  13*  e- 

Wer  es  ontenüttunt,  ein  nach  Mafsgabe  der  131a  und  131  b  geschlossenen 
Verein  wieder  herzustellen,  oder  wer  sich  als  Vorsteher,  Ordner,  Leiter  oder  Mit- 
g1i«>(l  an  einem  solchen  Wreine  beteiligt,  wird  mit  Gefängnis  bis  zu  3  Jahren  oder 
mit  (uMstrale  bis  zu  1000  Mk.  bestraft. 

Ibt  die  Teilnahme  ohne  Kenntnis  der  Scbliefsung,  jedoch  nach  der  oft'entlichcn 
Bekanntmachung  eriulgt,  so  ist  anf  Geldstrafe  Ins  zu  150  Mk.  an  erkennen. 

S*  131  d. 

Ver<i;ammhinp<-n.  in  welchen  eine  der  in  §  13t  a  bezeichneten  strafbaren  Hand- 
lungen begangen  wird,  sind  von  der  Ortspolizeibehördc  auCzulüsen.  Teilnehmer  an 
diesen  Versammlungen,  welche  der  Anflbiderung  des  zuständigen  Beamten,  sich  au 
entfernen,  nicht  Folge  leisten,  triff!  die  in  §  116  beseichnete  Strafe. 

Venammlungen,  von  weldkcn  durdi  Thatsachen  die  Annahme  gerechtfertigt 
wird,  dafs  sie  zur  FArdemng  tou  Verbrechen  oder  Vergehen  der  in  §  13!  a  be- 
zeichneten Art  bestlninit  oiler  geeignet  sind,  können  von  der  Ortspolizeibehorde  ver- 
baten werden.   Wer  dem  Verbote  zuwider  eine  solche  Versammlung  veranstaltet  oder 

56* 


W.  Kalemasn, 


an  derselben  mit  Kenntnis  van  dem  Verbote  teUniinntT  wird  mit  GcfSasnis  bb  »i 
I  Jahr  oder  mit  Geldstrafe  bis  zu  500  Mk.  bestraft. 

Den  Venammltmgeii  werden  öfTentlicbe  Festlichkeiten  und  Aufzüge  gletck 

gestellt. 

Artikel  II. 

In  dem  Grst-tze  Uber  die  I'rcsse  vom  7.  Mai  1874  wird  der  §  S3  Nr.  J  durch 
die  nachfolgende,  unter  der  gleichen  Zahl  aiifgenihrte  Bestimmanf;  ersetzt  und 
werden  die  folgenden  neuen  §^  2iia,  38b  und  28c  eingestellt: 

§  23- 

j.  wenn  der  Inhalt  ••incr  nruck>clirift  den  Thatbcstand  einer  der  in  den 
§^  85.  95.  III.  tjo,  131  und  184  St.G.B.  mit  Strafe  bedrohten  liand. 
lungen  bildet. 

i<  28  a. 

Erfolgt  WL'gcii  des  Inhaltes  einer  pt  riodi^ciun  l>ruck--»clirirt  eine  Verurteilung 
auf  Grund  der  85,  95,  iii,  130  oder  131  St.G.B.,  so  kann  die  Landcspolizei- 
bdiörde  imerhalb  3  Monate  nach  der  Rechtskraft  des  Uheib  das  Verbot  des  femeren 
Encbeinens  dieser  Dmdtscbrift  anai^ccben,  sofern  innerbalb  Jahresfrist  tot  der  Be- 
gehung der  strafbaren  Handlung  bereits  einmal  eine  Vemiteilung  wegen  des  Inhaltes 
der  Druckschrift  auf  Grund  einer  der  genannten  Stnfvorachriften  eingetreten  war. 

Das  Verbot  kann  schon  vorläufig  erlassen  werden,  wenn  das  Gericht  die  Er» 
fiflnung  des  IlauptviTlalirrns  bcsihlossi-n  Ii.it.  Das  vorläufige  Verbot  tritt  aafs-r 
Kraft,  sobald  e'm  Urteil  ergeht,  welches  keine  der  vorbezeichneten  Strafbestimmongcn 
fUr  anwendbar  erklärt. 

Das  Verbot  ist  durch  den  Rcichsanzeiger  öffentlich  bekannt  zu  machen  und  ist 
fllr  das  ganze  Bundesgebiet  wirksam.  Gegen  dasselbe  findet  nur  die  Beschwerde 
an  die  Aufsichtsbehörde  statt. 

§  a8b. 

Wer  eine  verbotene  Dmdtschrift  (|}  a8a)  veibreitct,  fortsetit  oder  wieder  ab- 
druckt, wird  mit  Geldstrafe  bis  zu  looo  Mk.  oder  mit  GefSngnfs  bis  zu  1  Jahr 
bestraft- 

$  38c. 

Wer  ohne  Kenntnis,  jedoch  nach  erfolgter  W^VyiwitniMliimg  des  Verb<)t<->  durch 
den  Reichsan^.fijjer  eine  d'  r  in  ^  2Sb  verbotenen  Handlungen  begeht,  ist  mit  Geld- 
strafe bis  zu  150  Mk.  oder  mit  Haft  zu  bestrafen. 

Artikel  III  enthielt  Schlufs-  und  Uebergangsbestimmungen. 

Der  Entwurf,  der  trotz  der  Gebeimhaltung  io  seinen  wesent» 
lirht^n  Grundzügen  bekannt  wurde,  erregte  eine  so  au  (serordentliche 
Erbitterung,  dafs  es  wohl  diesem  Umstände  zuzuschreiben  ist,  wenn 
über  das  weitere  Schicksal  desselben  im  Bundesrate  nichts  verlautete 
und  jedenfalls  eine  \'orIage  an  den  Reichstag  unterblieb.  Ja 
man  war  sogar  vielüach  der  Ansicht,  die  ganze  Einbrin^ng  im- 
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Ilm  Irsralc  habe  nur  den  Zweck  einer  deductio  ad  absourdun  ge- 
habt, man  habe  das  allgemein  und  gerade  von  liberaler  Seite  ge- 
stellte X'erlangen  nach  Ersetzung  des  Ausnahmegesetzes  durch  eine 
gemeinrechtliche  Norm  als  unmöglich  erweisen  d.  h.  zeigen  wollen^ 
dals  diese  Forderung  ohne  eine  Rückgängigmachung  der  wert- 
vollsten Errui^nschaften  auf  dem  Gebiete  unseres  Staatslebens  nicht 
SU  erfiiUen  sei 

Als  dann  nach  Ablauf  des  Sozialistengesetzes  am  I.  Oktober 
1890  von  neuem  Stimmen  sich  geltend  machten,  die  eine  Ver- 
schärfung der  Gesetzgebung  zur  BeldLmpfung  staatsgefahrlicher  Be- 
strebungen forderten,  trug  der  Bundesrat  diesen  Wünschen  Rechnung 
durch  den  unterm  5.  Dezember  1894  dem  Reichst^e  vorgelegten 
„Entwurf  eines  Gesetzes  betreffend  Aenderungen  und  Ergänzungen 
des  Strafgesetzbuches,  des  Militarstra%esetzbuches  und  des  Gesetzes 
über  die  Fresse".  Die  Verhandlungen  über  diese  sogenannte  »Um- 
sturzvorlage" sind  noch  in  so  frischer  Erinnerung,  dals  ein  Ein- 
geben auf  dieselben  und  auf  die  Vorschlage  des  Entwurfes  hier  um 
so  weniger  erforderlich  ist,  als  derselbe  das  Gebiet  des  Vereins-  und 
Versammlungsrechtes  nicht  unmittelbar  sondern  nur  insofern  berührte, 
als  in  den  Bestimmungen  des  Vereinsrechts  auf  die  Straf  barkdt  von 
Handlungen  Gewicht  gelegt  ist  und  deshalb  durch  eine  Aenderung 
des  Strafrechtes  mittelbar  auch  eine  solche  des  Vereins-  und  Ver- 
sammlungsrechtes herbeigeführt  wird. 

\I. 

Der  neueste  Versuch  in  der  bezeichneten  Richtunt^'  ist  die 
unterm  12.  Mai  1S97  dem  preulsischen  Abgeordnetenliause  ge-» 
machte  Gesetzesvorlage. 

Diese  X'orlage  ist  von  so  grolsem  Interesse,  dals  es  sich  recht- 
fertigt, dieselbe  etwas  eingehender  zu  behandeln.    Dieselbe  lautet: 

Satwnrf  «Iiim  QtMtsea  mr  Ergänsung  und  Abänderung  toii  BMtanUBVagiMl 

Uber  Versammlungen  und  Vereine. 

Artikel  i. 

Versammlungen,  welche  ilen  .StrafgcscUcn  zuwiderlaufen  oder  welche  die 
öffentliche  Sicherheit,  imbesondere  die  Sicherheit  des  Staat«,  oder 
den  öffentlichen  Frieden  gefährden,  können  toh  den  Abgeordneten  der 
P^iaeibehörde  (§  4  der  Verordnong  vom  11.  MSrs  1850  Gesetsswnroliuig  S.  S77) 
an f gelöst  werden. 

Artikel  II. 

An  Versammlungen,  in  denen  politische  Angelegenheiten  erörtert  oder  beraten 
werden,. dürfen  Mindeijfthrige  nicht  teilnehmen. 


\V.  Kulcmaan, 


Artik«!  lU. 

Verrine,  deren  Zwede  oder  Thätigkeit  den  SUnfgetetzen  niriderlinft  oder 
die  öffentliche  Sieherheitt  insbesoodeie  die  Siclierbeit  des  Staate*, 
oder  den  öffentlichen  Frieden  gefährdet,  können  von  der  L*nde<poliid- 
bebörde  geschlossen  werden. 

Artikel  T\\ 

Vereine,  welche  bezwecken,  politisdie  Gegcnstfinde  in  VerMnunkmfen  zn  er- 
örtern (§  8  der  Verordnong  vom  1 1.  Bttn  iSso),  dürfen  MinderjShnge  nicht  »Is 

Mlt£li<*der  aufnehmra. 

Den  Versammlungen  und  Sitzungen  solcher  Vereine  dürfen  Minderjährige  nicht 
briwolin<n.  Auf  diejenigen  Veranstaltungen,  welche  untir  A»sscl)liir>  pnliti<cln-r 
Kuntlgebunfji-n  lediglich  ^jcscllij^'i-n  Zwr^ken  dirtien.  liiidcl  dicM.-»  \  erbot  kerne  An- 
wendung.   An  solchen  X  eraii^Uhungen  diirten  auch  weibliche  Personen  teilnehmen. 

Die  VeTfaindang  von  Vereinen  mtereinuider  ist  ndt  der  Mkfiignbe  mttsirfg,  dnb 
politische  Vereine  (Absals  l)  nicht  ohne  Erlsnbnis  des  Ministen  des  fanein  mit 
nniserdentscben  Vereinen  in  Verbindung  treten  dOrfen. 

Die  Bestimmmigen  in  §  8  der  Verordnnog  vom  II.  MSn  1850,  soweit  sie 
Schlüer  und  Lehrlinge  bctrcfTen,  weiden  «nfgeboben. 

Artikel  V. 

Werden  MindetjShrigc  ans  einer  politisdien  Versammliuig  (Artikel  H)  oder  ans 
Venammlnngen  oder  Sitnmgen  politischer  Vereine  (Artikel  IV)  aaf  die  Anfibrdemnc 
der  Abgeordneten  der  Polizeibehörde  nicht  entfernt,  so  kann  die  polisdliche  Anf-> 
lösong  <i<  r  Versammlung  oder  Sitzung  erfolj,'<  n. 

Im  Kall«-  der  .Vuflösung  einer  N'ersammlim^'  ( Sitzung  iiuf  (Irund  d**r  vor- 
stehenden IV-stimmunp  oder  des  Artikeh»  I  finden  die  §g  ö  und  15  der  Verordnung 
vom  II.  März  1850  .Vnweuduiig. 

Wer  als  Vorstandsmitglied  «ider  Beamter  ekies  anf  Grund  des  Aftlkeb  IH  ge* 
wyhlffifffiHfii  Vereines  Aütig  ist,  oder  Veisannnlnngen  eines  fftlffh*ii  Vereines  veranstaltet, 
dazn  öffentlich  einladet  oder  Riomliclikeiten  hergiebt,  oder  dann  als  Vonteher, 
Ordner,  Leiter  oder  Redner  «Idi  betdUgt«  hat  (Ke  Strafe  des  §  14  der  Veioidnang 
vom  II.  März  1850  verwirkt.  Die  gletdie  Strafe  trifft  denjenigen,  welcher  in 
sonstiger  Weise  der  fi  meren  Thätigkeit  eines  geschlossenen  Verfinrs  \"orsclmb  leistet. 
Wer  sich  bei  ein  »  in  tjeschlossenen  Vereine  als  Mitglied  ferner  beteiligt,  unterliegt 
der  Strafe  des  §  l<)  Ab'Nat/.  2  a.  a.  O. 

Bei  Zuwiderhandlungen  gegen  Artikel  IV  Absatt  i  und  3  findet  der  §  S  AU< 
satt  9  und  der  §  16  der  Verordnung  vom  1 1.  iXkn  1850  Anwendung. 

MinderjRbrige,  welche  sidi  der  Vorschriit  des  Artikels  IV  Absatz  l  zuwider  als 
Mitglieder  aufnehmen  lassen,  unterUegett  der  Strafe  des  §  16  Abaats  3  a.  a.  O. 

Die  Begründung  betont  in  ihrem  allgemeinen  Teile  das 
Recht  der  Polizei,  neben  der  Verordnung  vom  Ii.  März  1850  auch 
die  sonstigen  al^;emein  gesetzlichen  Bestimmungen,  insbesondere 
die  oben  era'ähnten  §§  2  und  10  Titel  17  Teil  II  des  Allgemeinen 
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Landrechts  nox  Anwendung  zu  bringen,  welche  »einer  sehr  westgehen> 
den  und  alsdann  aehr  wirksamen  Auslegung 'fähig"  seien«  doch  sto(se 
dies  insofern  auf  Schwierigkeiten,  als  das  Verhältnis  dieser  Vor- 
schriften zu  den  Bestimmungen  der  Ver£akssung  und  der  Verordnuny^ 
vom  II.  März  1850  in  der  Rechtsprechung  der  ordentlichen  und 
der  Verwattungsgerichte  „nicht  zu  einer  festen,  die  Bedürfnisse  der 
Verwaltung  befriedigenden  Auffassung  gelangt"  sei.  Die  gedachte 
Verordnui^  habe  nicht  alle  mifsbräuchlichen  Auswüchse  des  Vereins- 
und Versammlungswesens  zu  treffen  und  zu  verhüten  vermocht,  und 
es  sei  deshalb  das  Bedürfnis  zur  Feststellung  und  Verstärkung  der 
staatlichen  Machtmittel  hervorgetreten.  Als  Beweis  dafiir,  dafs  die 
bestehenden  Vorschriften  zum  Schutze  des  öffentlichen  Friedens  und 
der  Sicherheit  des  Staates  nicht  ausreichten,  wird  auf  die  Anarchisten- 
Versammlungen  und  auf  \'ereine  hinpfewiesen,  die  freilich  die  Straf- 
gesetze nicht  nachweisbar  verletzten,  wohl  aber  das  freie  V'ereins- 
recht  in  der  Weise  mifsbrauchten,  dafs  die  Autorität  des  Staates 
geschädi^  und  das  Rechtsgeftihl  des  Volkes  verwirrt  werde,  indem 
das  Volk  nicht  verstehe,  warum  man  otfenkundij^^  >taats-  und  ge- 
rne in  j^f^fiihrliche  Bestrebungen  in  Versammlungen  und  X'ercinen  ge- 
währen lasse.  Es  sei  nicht  an^ezei^t,  das  Vereins-  und  Versammluni»s- 
recht  in  erschöpfender  Weise  zu  regeln,  wundern  es  komme  nur  darauf 
an,  bis  zum  Hrlasse  eines  Reiciisvercinsgesetzes  die  landesreclulichen 
Bestinunuus^^en  in  denjenigen  Punkten  zu  aaclurii  und  zu  erf^änzen, 
in  denen  em  ilringendes  Bedürfnis  hierzu  sieh  ergeben  lial>c.  Die 
Vorschläge  der  Regierung  stellten  sich  nicht  als  Neuerungen  auf 
dem  Gebiete  des  Vereinsrechtes  dar,  sondern  entsprächen  in  der 
Hauptsache  demjenigen  Rechtszustande,  der  bereits  jetzt  von  der 
Verwaltung  in  Anspruch  genommen,  aber  nicht  unangefochten  ge- 
blieben sei.  Die  neuen  Vorschriften  schlössen  sich  an  diejenigen 
anderer  Bundesstaaten,  namentlich  Bayern  und  Sachsen  an.  Bei 
ihrer  Annahme  könne  auf  das  Verbindungsverbot  (§  8)  umsomehr 
venochtet  werden,  als  dasselbe  viellach  in  einer  der  Autorität  des 
Gesetzes  naditeiligen  Weise  umgangen  werde.  G^en  milsbrauch* 
liehe  Anwendung  des  Gesetzes  schütze  die  Zulassigkeit  des  Ver^ 
waltungsstreitver&hrens;  bei  Schlielsung  von  Vereinen  bleibe  es  so- 
gar bei  der  Zuständigkeit  der  ordentlichen  Geridite.  Uebrigens 
wird  ausdrücklich  betont,  dals  neben  den  Vorschlagen  der  Novelle 
noch  aulaerdem  die  landrechtlichen  Bestimmungen  in  Kraft  blieben. 

Aus  der  Begründung  der  £inzdbestimmui^n  ist  hervorzuheben, 
dals  der  Ausdruck  „oflentlicher  Frieden"  eine  doppelte  Bedeutung 
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habe:  objektiv  betrachtet  der  Friedeniwistamd,  subjektiv  genommen 
die  Friedenszuverstcbt  Die  Beieidiatiiig  J^weck  oder  Thitigkeit* 
sei  gewählt  um  klarzustellen,  da&  fiir  die  BeurteQung,  ob  ein  Verein 
dem  Artikel  in  unterfalle,  nicht  nur  der  satzungsgemäCie  Zwecke 
sondern  auch  die  thatsachltche  Wirksamkeit  malsgebeod  sei. 

Die  parlamentarischen  Verhandlungen  brauchen  hier 
nicht  ausfUhrlkh  wiedergegeben  zu  werden,  zumal  auf  die  fiir  oder 
gegen  die  Vorlage  vorgebrachten  Gründe  unten  in  Verbindung  mit 
eigener  Kritik  derselben  noch  einzugehen  sein  wird.  Der  Reichs- 
kanzler  verwahrte  sich  gegen  den  Vorwurf,  dais  die  Vorlage  nicht 
dem  von  ihm  früher  abgegebenen  Versprechen  gerecht  werde  und 
berief  sich  zur  Bereitung  des  reaktionären  Charakters  der  X'orls^e 
auf  die  Cieseti^ebungen  von  Baden,  Kayern,  Sachsen  und  Hamburg. 
Abgeordticter  Krause  erklärte  im  Namen  der  Nationalliberalen^ 
dafs  sie  iiir  den  Auascbluts  der  Minderjährigen,  aber  gegen  die 
übrigen  X'orschläge  stimmen  würden;  obgleich  der  gute  (ilaubc  des 
Reichskanzlers  nicht  zu  bezweifeln  sei,  so  liege  doch  objektiv  eine 
Nichlciiil(">sung  des  gegebenen  Wortes  vor.  Die  Regelung  des  Ver- 
einsrechtes müsse  im  Reichstage  fvir  das  ganze  Reich  erfolgen.  Die 
Entscheidung  über  die  sehr  dehnbaren  Begriflfe  „öfifentlicher  Frieden? 
und  „öffentliche  Sicherheit"  dürfe  man  nicht  untergeordneten  Be- 
amten überlassen.  Kine  geistige  Bewegung,  wie  die  Sozi»ildemokratie 
könne  man  nicht  mit  Polizcimalsrcgcln  bekämpfen.  Die  Auflösung 
von  Vcrsanimluiigcn  habe  iiiehr  Krbittcrung  gescliaftcn  und  geschadet, 
als  genützt.  Abgcordnctei  \.  Heydcbraiid  erklärte  die  Bereit- 
willigkeit der  konservativen  Partei  zur  Bewilliguni^  der  X'orlage  v  or- 
behaltlich der  schärferen  Fassung  einzelner  Auid  ucke  um  sicher- 
zu>tellen,  dafs  das  (iesetz  nur  gegen  die  staatsfenKÜiclien  l'arteien 
angewandt  werde.  Abgeordneter  Fritzen  erklärte,  dals  daa  Zentrum 
die  X'orlage  als  unaiuiehiiibar  ansehe.  Die  Bestimmung  über  Minder- 
jährige sind  allerdings  tliskutierbar,  aber  doch  richtiger  abzulehnen. 
Die  I  reikonservativen  stellten  sich  nach  der  Erklärung  des  Aljge- 
ordneten  v.  Zedlitz  auf  denaelUen  .Standpunkt,  wie  die  Deutsch- 
konser\ati\  en.  Die  .Ausdrücke  „(lefahrdung  der  DtVentlichcn  Sicher- 
heit und  des  ntVentlichca  I  riedcns"  enthielten  allerdings  keinen  greif' 
baren  1  h.itbc^unil,  aber  .solche  dehnbare  Begriffe  seien  unveruieui- 
lich.  AllerdinL,^s  setzten  sie  Vertrauen  zu  der  Handiiabung  voraus, 
aber  Milstraueii  sei  nicht  am  PIu/l  ,  da  zu  erwarten  sei,  dals  die 
Beamten  gesetzmäßig  ii.iudLltcii.  A 1  ^geordneter  R  i c k e r t  verlangte 
glcichfaUä  reic}i£^esctzUchc  Regelung  und  wies  darauf  hin,  dak 
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gerade  in  Sachsen  und  Hamburg  die  scharfen  Vereinsgeaetze  keinen 
Schutz  gegen  die  Ausdehnung  der  Sozialdemokratie  gebildet  hätten. 
Seitens  des  Justizministers  Schönstedt  wurde  ausdrücklich  an- 
erkannt, dais  die  Vorlage  eine  Verlassungsinderang  enthalte. 

In  der  eingesetzten  Kommission  wurden  die  Artikel  I  und  III 
abgelehnt.  Zu  Artikel  II  wurde  auf  Antrag  des  At^.  Krause  hinter 
der  Fassung  der  X'orlage  das  Wort  „sollen"  eingefügt,  um  zum 
Ausdruck  zu  bringen,  da£s  die  Absicht  der  Versammlui^,  politische 
Angelegenheiten  zu  erörtern,  von  vorn  herein  feststehen  muis.  Mit 
dieser  Aenderung  wurden  Artikel  II,  IV  und  V  angenommen.  Die 
Anträge  des  Abg.  v.  Heydbrand: 

1.  in  Artikel  I  und  III  die  Worte,  „den  öffentlichen  Frieden" 
fliirch  die  Worte  „die  öft'entliche  Ordnung"  zu  ersetzen 

2.  unter  den  in  Artikel  I  bezeichneten  Voraussetzungen  auf 
das  xorgängige  Verbot  eine  Versammlung  zuzulassen, 

wurde  abgelehnt. 

In  der  zweiten  Beratung  wurden  diese  Beschlüsse  der  Koni- 
mission  vom  Hause  gebilligt.  Seitens  der  l'Veikonservativen  wurde 
hierbei  der  Versuch  gemacht,  das  (lesetz  zu  einem  Spezialgesetze 
gegen  die  Sozialden^nkratie  zu  gestallen,  durch  den  Antrat^  \on 
Kardorff,  die  Auilusung  \  oii  X'ersammlungen  und  die  Schiieisung 
von  \  ereiuen  zu  gestatten,  sobald  in  ihnen  anarcliistischc,  sozialdemo- 
kratische, sozialistische  oder  kommuiu  ii-^che  auf  den  Umsturz  der 
bcsielietideii  St.iats-  oder  Gescllschait>>orcinung  gerichtete  Hestre- 
bungen  in  einer  die  öffentliche  Sicherheit,  insbesondere  die  Sicher- 
heit des  Staates  gefährdenden  Weise  zu  Tage  treten. 

Bei  X'ereinen  sollte  die  Schliefsung  auch  dann  gestattet  sein, 
wenn  sie  die  I.osreifsung  eines  Teiles  des  Staatsgebietes  vom 
Ganzen  erstreben  oder  verbreiten. 

Obgleich  dieser  Antrag  von  den  Konservativen  unterstfitzt 
wurde,  ui^rlag  er  doch  mit  206  gegen  I95  Stimmen.  Gegen  die 
konservativen  Anträge  stimmten  auch  die  Freilconservattven. 

Die  dritte  Beratung  lieferte  dasselbe  Ergebnis,  wie  die  zweite» 
nur  stellte  sich  das  Stimmenverhältnis  auf  207  zu  188. 

VII. 

Der  Charakter  einer  wissenschaftlichen  Arbeit  bringt  es  mit 
sieh,  6sSs  die  in  ihr  gebotene  Kritik  politischer  Vorgänge  anderer 
Art  ist,  als  diejenige  der  Tageszeitungen;  auch  pflegt  sie  regel- 
mäCsig  von  der  letzteren  schon  überholt  zu  sein.  Ich  beabsicbt^e 
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auch  hier  nicht,  die  preuisiache  Vorlage  eingehend  in  ihren  Einzel- 
heiten zu  kritisieren  und  noch  veniger  solche  Argumente  zu  ver* 
wenden,  deren  Wirkung  von  dem  Vorhandensein  einer  gewissen 
politischen  Grundanschauung  abhängig  ist  und  deshalb^  wo  diese 
fehlt,  ihre  Wirkung  versagt  Hierzu  gehört  insbesondere  der  Vor* 
wurf  der  Reaktion.  Die  Auf&ssung  über  das  wünschenswerte 
Ma(s  politischer  Freiheit  ist  nun  einmal  sehr  verschieden,  und  so  ist 
denn  auch  nicht  zu  erwarten,  dals  man  jemanden,  der  in  dieser 
Beziehung  auf  einem  andern  Standpunkte  steht,  dadurch  überzei^ 
da(s  itian  eine  von  ihm  vertretene  Mafsregel  für  reaktionär  erklarL 

V^on  den  g^en  die  X'orlage  erhobenen  Einwänden  ist  der 
schwerwiegendste  offenbar  der,  dafs  die  vom  Reichskanzler 
gegebene  Zusage  nicht  eingelost  sei.  In  dieser  Beziehung 
bedarf  es  vor  allem  der  Feststell un^,'  der  thatsächlichen  Vorgänge. 

Unter  dem  4.  und  9.  Dezember  1895  hatten  die  Abgeordneten 
Auer  und  Gen.  zwei  auf  das  Vereinsrecht  bezügliche  Anträf^e  im 
Reichstage  eif^ebracht.  In  der  eingesetzten  Kommission  beschloß 
niaiv  einen  von  dem  .Abgeordneten  Rickert  aufgestellten  Entwurf 
der  Beratunf;^  zu  (Irunde  zu  lc{:^cn,  nachdem  man  eine  sehr  inter- 
essante Zusamnicnsicllun^'  der  auf  das  Vereinsrecfu  !)ozügUchen 
(iesetze  und  Verordnungen  sowie  der  einschlägigen  iMit^t  heidun<7en 
des  Reichsgerichts,  des  preulsischen  Oberverwaltungsgcrichts  uml 
des  preuCsi.schcn  Kaiiinierj:^erichts  veranlalst  hatte.  Da.s  Ergebnus 
tler  Kommissionsbcratun^'en  war  der  F'ntwurt  eines  (jcsctzes  betr. 
da.s  N'ereins-  und  Versainnilungswesen,  aus  dem  folgende  Bfötiiii- 
mungen  erwähnt  sein  uuigen :  Zwecke  welche  unter  §  152 
fallen,  gelten  nicht  als  j)()litisclie  Zwecke.  Versammlungen  dürfen 
aufser  beim  Mangel  der  \ nrgeschricbcncn  Auiiicldung  nur  \erbotcii 
werden  au.>  (iründen  des  X'erkeiirsinteresses.  Die  SchlKL-.ung  von 
Vereinen  war  zugcla^üen,  wenn  deren  Zwecke  den  Strafgesetzen  zu 
widerlaufen.  Die  Auflösung  von  Versammlungen  zu  politischen 
Zwecken  war  gestattet,  wenn  in  denselben  die  Erörterung  von 
Anträgen  oder  Voischlagen  zugelassen  wurde,  welche  eine  Auf> 
forderung  zu  strafbaren  Handlungen  enthalten,  oder  wenn  Bewaffnete 
erschienen  oder  die  Abgeordneten  der  Polizei  nicht  zugelassen  werden. 
Die  unberechtigte  Auflösung  war  mit  Strafe  bedroht  Minderjährige 
durften  an  Versammlungen  zu  politischen  Zwecken  nicht  teilnehmen. 
Obgleich  der  Gesetzentwurf  in  zweiter  Lesung  vom  Reichstage  an> 
genommen  wurde,  so  einigte  man  sich  doch,  um  eine  möglichst 
groise  Mehrheit  zu  gewinnen,  in  dritter  Lesung  dahin,  an  Stelle  des 
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Etitwurfies  ein  sog,  Notvereinsgesetz  nach  dem  Antrage  Basser- 
mann  anKunehmen,  welches  die  einzige  Bestimmung  enthielt. 

..Inländische  Vcreiue  jeder  Art  dUrlon  mh  rm:\.n<\<-r  in  Wrhindung  treten. 
Entgegenstehende  landesigesetxliche  Bcatinimungen  sind  autgehoben." 

Uni  den  verfolgten  Zweck  sicherer  zu  erreiclien,  stellte  dann 
Abgeordneter  Auer  bei  der  dritten  Lesung  des  hüi  i^'ct  liehen  Gesetz- 
buches den  Antrag,  in  das  £in{uhrungsgesetz  folgende  Bestimmung 
aufzunehmen:  • 

„IKe  Laiuleigewtoe,  vcldie  du  IiiTorbiiidnagtNleii  von  Vcreiaen,  wekhe 
politische  Zwecke  trerfolgen,  verbieten,  werden  aufgeboben. 

Vereinigungen  von  Arbeitgebern  oder  Arbeitnehmern,  welch»-  r.\m  Be- 
hufe  der  ErLingunj;  günstigerer  Lohn-  und  Arheitsbedingungcn  »ich  gebildet 
haben,  ualcrlicgcn  keiner  landesgesetzlichen  X'orscbrift.'' 

Bei  der  Beratung  dieses  Antrages  tn  der  Sitzung  vom  27.  Juni 
1896  erklarte  der  Rdchskanzter,  der  Bundesrat  habe  über  das  vom 
Reichstage  angenommene  Notvereinsgesetz  noch  keinen  Beschluls 
gefafst,  er  bitte  aber  den  gestellten  Antrag  abzulehnen,  da  er  in  das 
öffentlich-rechtliche  Gebiet  eingreife;  übrigens  sei  die  Aufnahme 
einer  Bestimmung,  welche  den  politischen  X'ereinen  gestatte,  mit- 
einander in  Verbindung  zu  treten,  entbehrlich,  denn  die  bereits 
frülier  abgegebene  Erklänii^,  dafs  auch  die  R^ierungen  das  in  ver- 
schiedenen Bundesstaaten  bestehende  Verbot  als  entbehrlich  be- 
trachteten, könne  er  auf  Grund  der  inzwischen  unter  den  beteiligten 
Regierungen  gepflogenen  Erörterungen  dahin  ergänzen,  dafs  es  in 
der  Absicht  dieser  Re<^nerungen  liege,  die  Beseitigung  des  durch  das 
Veiiiot  geschaffenen  Rechtszustandes  herbeizuführen.  Geschehe 
dies  aber,  so  werde  die  Aufhebung  des  V^erbotes  auf  diesem  Wege 
rascher  in  Kraft  treten,  als  bei  Aufnahme  des  Antrages  Auer  in  das 
bürgerliche  Gesetzbuch. 

Diese  Frklärung  wurde  noch  wesentlich  in  ihrer  Bedcutunr^r  er- 
läutert durch  die  Aeufseruiii^'en,  mit  denen  der  Minister  von  Höttieher 
<!ie  entgegenstellende  Auffassung  des  Abrreordnctcn  Hausmann,  dals  die 
Keiciisgcsctzgebun^  der  rirhtii:(e  We<^  sei,  da  man  nicht  wisse,  mit 
w e  Ic  h  e n  Bed  i  n  ^  u  n  ^ e  n  tl  i  e  1) c  t  r  e  f  f  e  n  d  e  n  1 .  a  11  d  e  s>^  e s e  t  z  e 
bepackt  werden  würden,  zu  entkrälten  suchte,  indem  er  aus- 
führte, nach  dem  Meinunj^saustausche,  der  unter  den  verbündeten 
Regierungen  vorgenommen  sei,  sehe  er  auch  vom  Standpunkte 
der  Herren,  die  eine  schleuniife  H  cse  i  t  i  u  n  .^^  des  \'er- 
botes  wünschten,  durchaus  keinen  U rund  zur  Besorgnis,  und  da 
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das  Verbot  bei  Aufnahme  in  das  bürgerliche  Gesetzbuch  erst  mit 
dem  Jahre  1900  in  Kraft  treten  werde,  so  k5nne  auch  vom 
Standpunkte  des  Abgeordneten  Hausmann  gar  kein 
Zweifel  darüber  sein,  daJs  der  vom  Reichskanzler  vorgeschlagene 
vorzugehen  sei. 

Von  grolser  Bedeutung  ist  aber  endlich  der  fernere  Verlauf  der 
Verhandlung.    Abgeordneter  Stadthagen  bemerkte,  die  Erklärun<j 
des  Reichskanzlers  könne  ihm  nicht  g^cnügen,  denn  es  sei  nicht  be- 
.  stimmt  lediglich  diese  Bestimmung  durchgeführt  werden 

solle  und  ob  nicht  beabsichtigt  werde,  hei  der  Gelegenheit  eine 
Verschlechterung  des  V'ereinsrechtes  herbeizuführen.  Hierauf  erfolgte 
weder  vom  Regierunt^stisclie  noch  von  den  übrigen  Parteien  irgend 
eine  Antwort,  während  vorher  die  \  erscbiedenen  Redner,  insbesondere 
die  Ageordneten  von  Manteuft'el  und  von  Bennigsen  den  Antrag 
Auer  als  durch  die  Zusage  des  Reichskanzlers  erledigt  bezeichnet 
hatten. 

Es  kann  bei  unbefangener  VVürdigun<^  keinem  Zweifel  uinet- 
liegen,  dafs  der  Reichstag  und  insbesondere  die  Parteien,  die  eine 
bedin^aiii^fslose  Auflicbung  des  \'crbin(lun5^sverbotes  in  der  Art  des 
NotvereinsgeseLzes  forderten,  die  l'irkiarun^en  des  Reichskanzlers  und 
des  Ministers  von  Htkticlier  ^ar  nicht  anders  auffassen  konnten,  als 
dafs  die  Erfüllung  dieser  Forderun^^r  zugesagt  sei  mit  der  einzigen 
Abweichung,  dafe  die  Aufliebung  erfolgen  solle  nicht  im  W'eii^e  der 
Reichsgcset^ebung,  sondern  durch  Maisnahmen  der  Kinzelsiaaten. 
Es  wäre  politisch  richtiger  gewesen,  auf  Annahme  des  Notvereins- 
gesetzes tlurch  den  Bundesrat  zu  bestehen,  denn  es  war  grunclsäi/.- 
lieh  zu  \  erlauben,  dafs  auf  ileni  vcrfassun<^MiiaiM|^  dem  Reiche  über- 
wiesenen Gebiete  des  \  ereinsrechts  alle  ferneren  Schritte  durch  die 
Reichsgesetzgebung  erfolgten.  Aufeerdem  war  auch  die  Zusage  des 
Reichskanzlers  insofern  unvollkommen,  als  die  beteiligten  12  Landes- 
regierungen  natui^remäis  das  Versprechen  nur  dahin  abgeben  konnten, 
dafe  sie  ihrerseits  die  notigen  Schritte  thun  würden,  wiUirend  sie 
bei  der  Durchführung  immer  von  der  Zustimmung  ihrer  Landtage 
abhangig  blieben.  Da  eine  Zusage  in  dieser  Beschränkung  nur 
einen  halben  Wert  hatte,  zumal  in  denjenigen  Staaten,  in  denen  die 
Volksvertretung  einen  reaktionären  Faktor,  wie  das  preuTsische 
Herrenhaus  enthält,  so  würde  man  vielleicht  nicht  das  Gebiet  zu- 
lässiger  Auslegung  überschreiten,  wenn  man  in  der  vom  Reichs» 
kanzler  mitgeteilten  Erklärung  der  12  Landesr^erungen  zugleich 
das  Versprechen  fände,  mit  allen  ver&ssungsmäGng  zulässigen  Mitteln 
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die  Durchfuhrung  der  Aenderung  zu  erzwingen.  Aber  wenn  man 
gar  nicht  so  weit  gehen  will,  so  ging  doch  das  Versprechen  ganz 
Idar  wenigstens  dahin»  eine  entsprechende  Vorlage  zu 
machen.  Ueber  den  Inhalt  dieser  Vorlage  konnte  aber  um  so 
weniger  ein  Zweifel  auftauchen,  als  das  von  dem  Abgeordneten 
Hausmann  geaulserte  Bedenken,  es  Ininne  die  in  Aussicht  gestellte 
Vorlage  mit  „irgend  welchen  Bedingungen  bepackt  werden",  \xm 
dem  Minister  von  Botticher  dahin  beantwortet  war,  dals  auch  vom 
Standpunkte  der  Herren,  die  eine  schleunige  Beseitigung  des  Ver- 
botes wünschten,  ja  Insbesondere  vom  Standpunkte  des  Ab- 
geordneten  Hausmann  betrachtet  kein  Zweifel  darüber  be- 
stehen könne,  dafs  der  vom  Reichskanzler  vorgeschlagene  ^^'(.";^  defi 
Vorzu«j  verdiene.  Sollte  Herr  von  ISötticher  oder  irgend  ein  Mensch 
im  Hause  selbst  einschliefslich  der  Fraktionsdien«  r  im  l  'nklaren 
darüber  gewesen  sein,  dals  vom  Standpunkte  des  Abgeordneten 
Hausmann  betrachtet  der  jetzt  von  der  preulsischen  Regierung  ein- 
ji^eschlagene  Weg  vor  dem  Antrage  Auer  nicht  den  Vorzug  ver- 
dient:! Giebt  es  etwas  Zweifelloseres  als  die  Antwort  auf  diese 
Frage  ' 

Ks  ist  ja  in  eleu  neuesten  X'erhandlungen  des  Reichstages  und 
des  preufsischen  I^ndtages  seitens  der  ( )i)|)Osition  gej^en  die  Regierung 
auch  der  Gesichtspunkt  L^eltend  gemacht,  dafs  auf  die  Aeufseruti^^ 
dc-^  Al);4ror(hieten  Stadtha^'eii,  die  Krklärung  des  Reichskanzlers  '^t^- 
nüi^e  ihtii  niclit,  weil  sie  niclit  klar  besage,  dals  die  Auf  hehim^^  de- 
Verbotes  iiiclit  mit  Verschlechterungen  des  \  creinsgesetzes  \ei- 
bunden  ^eiii  werde,  der  Reichskanzler  g  e  sc  Ii  w  i  e  g  e  ii  hal)f.  W  enn 
der  Justizminister  >clii)nstedt  hierauf  die  Regierung  mit  dem  Satze 
verteidigte,  dafs  Schweigen  nur  da  als  Zustimmuag  zu  gelten  habe, 
wo  eine  X'erpflichtung  zum  Reden  xorliege,  so  ist  das  völlig  richtig, 
aber  man  ist  in  der  Jurisprudenz  darüber  einig,  dafs  eine  solche 
Verpflichtung  nicht  blofs  auf  einer  besonderen  Gcsetzvorscluift  zu 
beruhen  braucht,  sondern  auch  eine  solche  genügt,  die  aus  den 
allgemeinen  Erwägungen  der  Jtfiia  JSdiS  folgt  Zu  den 
letzteren  zahlt  man  indiesondere  den  Fall,  wo  der  Erklärende  «ch 
bewufst  ist,  dals  der  Erldärungsentpränger  sich  durch  die  Erklärung 
in  der  Form,  wie  er  sie  versteht,  zu  einer  Handlung  be- 
stimmen läfst,  die  er  im  anderen  Falle  unterlassen  würde. 
Hier  spncht  man  geradezu  von  einem  dffUu  oder  ein  at^  doh 
ßroxima.  Nun  bt  doch  nach  den  oben  mitgeteilten  Aeulserungen 
der  Fraktionsredner  auch  nicht  der  Schatten  eines  Zweifels  darüber 
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möglich,  dalSk  wenn  auch  die  Sozialdemokrateo  und  Freisinnigen 
trotz  der  Erklärung  des  Reichskanzlers  för  den  Antrag  Auer  stimmten» 
das  Zentrum  und  die  NationalHberalen  sich  durch  diese  Erklärung 
.bestimmen  Uelsen,  die  au%eworfene  Frage  als  erledigt  anzusehen. 
Man  mag  ja,  wenn  man  ganz  vorsichtig  sein  will,  es  als  nicht  sicher 
ansehen,  wie  diese  Parteien  sich  verhalten  haben  würden,  wenn  die 
Regierungserklärung  nicht  abgegeben  wäre,  aber  daCs  sie  n  a  c  h  dieser 
Erklärung  jedenlalls  alle  weiteren  Zweifel  Men  Uelsen  und  in  die 
Erwägung  darüber,  was  sie  andernfalls  hatten  thun  sollen,  gar  nicht 
eintraten,  das  ist  doch  ganz  unanfechtbar.  Daraus  aber  ergiebt 
sich,  dafs,  wenn  die  Regierungsvertreter  bereits  am  27.  Juni  1896 
flie  jetzt  beliebte  Hinlösung  des  \''ersprechens  im  Auge  gehabt 
hätten,  sie  der  Vorwurf  eines  dolosen  Handelns,  also  einer  juristisch 
und  ethisch  zu  verurteilenden  Handlungsweise  treffen  mülste.  Bei 
dem  Charakter  der  beteiligten  Personen,  mufs  dies  als  ausgeschlossen 
angesehen  werden.  Nun  ist  bei  den  Verhandlungen  im  Reichstage 
auch  der  Gesichtspunkt  des  dolus  eventualis  hineingezogen;  er  würde 
vorliegen,  wenn  die  Regierungsvertreter  die  jetzt  versuchte  Er- 
füllung ihres  \^crs]ircrhens  zwar  nicht  in  erster  Linie  ^'cwollt  aber 
doch  in  der  Weise  in  tlen  Kreis  ilirer  Iklrachtun«^  ^^ezot^en  hätten, 
dafs  sie  auch  eine  solche  J^rfülhint;  mit  ihrer  Erklärung  hätten  um- 
fassen wollen.  Dt-r  dolus  eventualis  steht  dem  dolus  directus  juristiscli 
gleich  und  ist  auch  moralisch  kaum  als  minder  verächtlich  zu  be- 
trachten. 

Ist  also  auch  diese  .Annahme  ausgeschlos>en,  nnils  vielmehr  zur 
lilire  der  beiden  Minister  daxon  ausgegangen  werden,  dafs  sie  an 
eine  solche  Art  der  Einlu^ung  ihres  Wortes  am  27.  Juni  1896  auch 
nicht  einmal  gedacht,  sie  gar  nicht  in  den  Kreis  ihrer  Ueberlegung 
und  l^lrwägun;^^  gezo^^en  haben,  so  bleibt  also  nichts  weiter  übrig, 
als  dafs  andere  Faktoren  als  sie  und  gegen  ihren  Willen  die 
jetzige  X'ürlage  durchgesetzt  haben.  Dabei  ist  noch  die  doppelte 
Möglichkeit  vorhanden,  dafs  entweder  diese  anderen  Faktoren  am 
27.  Juni  1896  noch  gar  nicht  ihre  jetzt  ausgeführte  Absicht  hatten, 
bezw.  dals  die  Gefahr  ihres  Einflusses  nicht  vorauszusehen  war, 
oder  dals  die  beiden  Minister  dies  hätten  erwarten  können  und 
es  nur  deshalb  nicht  gethan  haben,  weil  es  ihnen  an  der  erforder- 
Ucfaen  Umsicht  und  Voraussicht  fehlte.  Dies  würde  den  Vorwurf 
des  schuldvollen  Handelns  begründen,  wobei  das  Mals  der  Schuld  sich 
abstufen  würde  nach  dem  Grade  der  Wahrscheinlichkeit,  die  damals 
bei  grodserer  Sorgfalt  hätte  eingesehen  werden  können. 
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£5  ist  för  einen  nicht  in  die  Verhältnisse  Eingeweihten  schwer, 
sich  über  diese  Schtddfrage  ein  Urteil  zu  bilden.  Aber  gesetzt  den 
günst^ten  Fall,  die  Umgestaltung  der  Dinge  wäre  erst  spater  ein* 
getreten  und  damals  noch  gar  nicht  zu  erwarten  gewesen,  so  bleibt 
noch  immer  ein  Vorwurf  übrig,  von  dem  kaum  etwas  die  beiden 
Manner  befreien  kann,  nämlich  dais  sie,  nachdem  ne,  wie  angenommen 
werden  muls,  ihren  Einfluis  zur  Einlösung  ihres  Wortes  vergeblich 
eingesetzt  hatten,  trotzdem  nicht  allein  im  Amte  blieben,  sondern 
sogar  die  Vertretung  der  Vorlage,  die  objektiv  einen  Wortbruch 
darstellt,  übernahmen.  Man  hat  geltend  gemacht,  der  Reichskanzler 
habe  vielleicht  die  Absicht,  durch  sein  Verbleiben  im  Amte  noch 
schlimmeren  Ditigen  vorzubeugen.  Dann  brächte  er  in  der  That 
ein  Opfer,  welches  nicht  leicht  ein  Anderer  bringen  würde  und 
dessen  sittliche  Berechtigung  kaum  würde  zugestanden  werden 
können. 

Das  bisher  Gesagte  greift  nun  al^ier  über  die  Sphäre  einer  per» 
sönlichen  Angelegenheit  der  beteiligten  Minister,  die  sie  selbst  zu 
vertreten  hätten,  weit  hinaus.  Juristisch  gilt  dem  frßndulosus  gleich 
der  frandts  parttceps  sowie  derjenige,  der  wissentlich  die  Vorteile 
der  unerlaubten  Handlung  annimmt.  Nun  ist  ja,  wie  bemerkt,  von 
einer  solchen  im  subjektiven  Sinne  keine  Rede  und  damit  entfallt 
auch  die  unmittelbare  Anwendung  jenes  Rechts^atzes.  Aber  ein 
objektives  Unrecht  ist  begangen,  und  an  ihm  -ich  zu  beteiligen, 
ist  ebenfalls  sittlich  verwerflich.  Deshalb  hätten  selbst  die  konser- 
vativen Parteien,  obgleich  sie  sachlich  den  Vorschlag  der  Xo\clIe 
billigen,  erklären  müssen:  wir  lehnen  es  ab,  uns  an  einer  politischen 
Aktion  zu  beteihgen,  die  nicht  auf  sittlich  lauterer  (irundiage  ruht. 

Aber  diese  ethische  Erwägung  hat  zugleich  eine  politische  Seite. 
Der  Satz:  ^^ustitia  est  fundamentum  regnorum''  hczreht  sich  nicht 
nur  auf  die  Justiz  im  engeren  Sinne,  sondern  das  ganze  staatliche 
GeTiieiüschaftsleben  ist  nicht  anders  denkbar,  als  auf  der  Unterlage 
der  ethischen  Grundforderungen.  Man  überlege  doch  nur,  was  für 
Zustände  eintreten  mülsten ,  wenn  der  römische  Reclitsgrundsatz : 
„in  em/ion.'l'us  ac  venditionibus  sesc  invicem  /allere  ei  circumuribere  licet" 
die  Norm  für  das  gegenseitige  Verhältnis  der  staatlichen  Kak- 
toren und  insbesondere  auch  die  politischen  Parteien  werden  solltet 
Von  jemanden,  der,  wie  Herr  von  .Stumm  die  Aufliebung  des  Ver- 
botes nur  gegen  Kompensationen  für  zulässig  hält,  ist  gcswifs  nicht 
zu  verlangen,  dafs  er  deshalb  für  eine  einfache  Beseitigung  eintritt, 
weil  die  Regierung  sie  zugesagt  hat.    Gut,  dann  mag  er  die  Novelle 
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Überhaupt  ablehnen,  und  es  beim  bisherigen  Rechtssustande  be* 
lassen,  aber  die  Mitwirkung  an  einer  nicht  reinlichen  und  zweUels' 
freien  politischen  Thätiglceit  mufe  er,  abgesehen  von  ethischen 
Erwi^ungen,  schon  deshalb  ablehnen,  weil  er  den  Gewinn  eines 
seiner  Ansicht  nach  wünschenswerten  Gesetzes  nur  erkaufen  kann 
mit  einer  tiefgreifenden  Erachüttcrunp^  des  Rechtsbewufstsi  ins  im 
Volke  und  des  X'ertrauens  auf  die  Ehrlichkeit  und  Loyalität  der 
staatlichen  Gewalten. 

Berührt  die  Frage  des  Wortbruches  in  ereter  Linie  das  sittliche 
Gebiet,  so  ist  dagegen  auf  politischem  Gebiete  gegen  die  X'orlage 
noch  ein  weiterer  schwerer  Vorwurf  zu  erheben,  namlicli  der 
des  Partikularismus,  der  Beeinträchtigung  des  Reichs- 
gedankens. Es  ist  erfreulich,  daO*  eine  Partei,  wie  das  Zentrum, 
die  bisher  als  die  ärj^ste  Feindin  des  letzteren  galt,  liier  für  die 
Lösung  der  Frage  durch  die  Reichsj^asctzci^ebunr;^  eintrat,  dewiü 
hatte  sie  dabei  das  praktisclie,  Interesse,  dals  die  Zusaiiiinen.selzung 
des  Reich'?ta<^fes  eine  andere  ist,  als  die  des  preulsischen  {.andlages 
und  dort  die  grölsere  Wahrscheinlichkeit  für  eine  ihren  W  ünschen 
cntsj)rechende  (restaltunL;  eines  Vereinsgesetzes  besteht.  Aber  wer 
die  Slärkuni;  des  Reichs^adankcns  als  hohes  politisches  Ziel  an- 
erkennt, sulltc  doch  auch  diesen  Umstand  würdigen.  Nichts  hat 
der  nationalen  Enlwickcluni,^  s^röfsere  Hintiernisse  in  den  Weg  ge- 
legt, als  dafs  Preufsen,  oljt^deich  es  politisch  allein  imstande  war. 
die  Einigung  durchzuführen,  ckirch  Generationen  Inndurch  als  Feind 
aller  freiheitlichen  lMit\vickehni>^'  ange.sehcn  wurde  und  dals  deshalb 
diejenigen,  die  geneigt  waren,  .sicli  aus  nationalen  Gründen  scmcr 
Führung  anzuvertrauen,  die  aber  den  liberalen  Forderungen  keinen 
Abbruch  geschehen  lassen  wollten,  sich  von  ihm  zurüclduelten. 
Audi  heute  noch  giebt  es  kein  besseres  Mittel,  die  zentrifiigako 
Elemente  insbesondere  in  Söddeutschland  inneriich  zu  überwkdea 
und  dem  Reichsgedanken  näher  zu  bringeii,  als  wenn  man  tm  Reidie 
eine  liberale  Politik  verfolgt  Da  aber  notwendig  im  Reiche  der 
Einfluls  Preuisens  überwiegend  sein  muls,  so  ist  abgesehen  von 
einer  reaktionären  Reichspolitik  nichts  dem  nationalen  Gedanken 
in  dem  Matse  nachteilig,  als  wenn  Preufsen  ak  Hort  der  Reaktion 
erscheint. 

Dals  solange,  wie  das  Reich  von  seiner  verfassungsmäfsigen 
Befugnis  zur  Regelung  des  Vereinsrechtes  keinen  Gebrauch  gemacht 
hat,  kein  Einzelstaat  gehindert  ist,  hierüber  Gesetze  zu  machen,  kann 
nicht  bestritten  werden.  Aber  trotzdem  ist  der  gegen  die  Vork^ 
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geltend  gemachte  Vorwurf  begründet,  dais  sie  dein  Geiste  der 
ReichsverfassiiTv--  zuwiderlaufe.  Ja  wohl,  wenn  ein  Staat»  solange 
das  Reich  nicht  Zeit  gehabt  hat,  seiner  verfassungsmafsigen  Aufgabe 
zu  genügen,  eine  an  sich  in  deren  Rahmen  fallende  Angelegenheit 
selbständig  ordnet,  so  ist  dagegen  nichts  zu  erinnern.  Aber  ganz 
anders  lie;:^  die  Sache,  wenn  der  Grund,  weshalb  die  reichsgesetz- 
liche Regelung  noch  nicht  geschehen  ist,  darin  besteht,  dnfs  die  An- 
schauungen über  die  Art  dieser  Re^^elunj^f  zwischen  dem  Bundes- 
rate und  dem  Reichstage  verschieden  sind.  Dann  hegt  eben,  auch 
wenn  man  beide  Faktoren  als  chirchaus  j^leichbercchtii^  ansieht,  cUe 
.Mö)^lichkeit  einer  gesetzlichen  Ordnunj^  nicht  vor,  und  es  inuls  bei 
dem  Bestehenden  bleiben,  auch  in  den  Kinzelstaaten,  bis  eine  Ver- 
ständigung^ erzielt  ist.  Das  ^'CL^cnleili^'e  Vorgehen  enthält  ein  Aus- 
spielen des  I  ai\(lta<^es  ^e^en  den  Reichstag.  Und  wenn  noch  eine 
Notwendigkeil,  eine  LiVsung  fordernde  Notlage  behauptet  werden 
kininte!  Aber  mit  Reclil  ist  auf  die  Erklärunir  des  Mnnsicrs  v.  Bot- 
ticher  vom  3-  J'Jni  1896  hingewiesen,  dals  die  Kinzelregierungen  mit 
ihren  Vereinsgesetzen  völlig  zufrieden  sein  und  kein  Bedürfui.s  einer 
Aenderun^  verspürten.  Ks  karui  ja  kein  Zweifel  darüber  bestehen, 
tlals  die  preufsische  Regieiun^,  wenn  es  allein  auf  su-  ankäme,  am 
liebsten  ein  neues  Sozialistengesetz  erlielsc  und  von  dessen  Vor- 
le-^uuLj  nur  deshalb  absieht,  weil  dafür  jedenfalls  im  Reichstage  keine 
.Mehrheit  zu  haben  wäre.  Nun  sind  von  den  früher  im  Sozialisten- 
gesetze berührten  Materien  des  Strafrechts,  Preisrechts,  Gewerbe- 
.rechts  und  Vereinsrechts  die  ersten  drei  durch  die  Reichsgesetz- 
gebung bereits  in  der  Art  geordnet,  dals  (lir  partikularrechtliche 
Malsr^eln  kein  Raum  bleibt  Einzig  und  allein  das  Vereinsrecht 
ist  noch  insofern  offen  geblieben,  als  das  Reich  von  seiner  Befugnis 
noch  keinen  Gebrauch  gemacht  hat  Diese  Lücke  ausnutzen  mittets 
einer  formalen  Handhabe,  heilst  in  bewulster  Weise  die  preulsische 
und  die  Reichspolitik  in  Gegensatz  bringen  und  einen  Keil  in  das 
Gemäuer  des  Reichbaues  treiben.  So  sehr  anzunehmen  ist,  dals 
Fürst  Bismarck  dem  Inhalte  der  preulsischen  Vorlage  zustimmt,  so 
sicher  ist,  dals  er  als  Reichskanzler  sie  nicht  gebilligt  hatte,  weil  ihm 
der  Reichagedanke  über  Einzelzielen  stand. 

Dals  es  sich  nur  um  einen  Umweg  aus  formellen  Gründen 
handelt;  geht  deutlich  aus  der  Art  der  Begründung  der  Vorlage 
hervor.  In  den  gedruckten  Motiven  wie  in  den  parlamentarischen 
Verhandlungen  ist  auch  nicht  ein  einziger  Gesichtspunkt 
hervorgehoben,  der  über  den  Kreis  eines  Sozialisten- 
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gesetzes  hinaus  führte  und  es  rechtfertigen  könntep 
eint-  andere  Parteien  njit  umfassende  Regelung  zu 
treffen.  Der  allgemeinere  Rahmen  ist  blofsc  Dekoration,  um  zu 
verdecken,  dals  man  etwas  thut,  was  eigentlich  das  Reich  angeht 
und  dafN  ni.in  sich  nur  deshalb  auf  Preufsen  beschränkt,  weil  dort 
eher  die  .M'  ^i^^lichkcit  eines  Hrfolf^e^^  L;c;::^ebcn  ist.  Alles  das  Material, 
was  der  Minister  von  der  Recke  verlas,  bezo;^  sich  aul  so/ialdenio- 
kratisclie  oder  anarchistische  VersanmilunL,'fii,  imd  von  keiner  Seite 
wurde  behauptet,  dals  auch  noch  andere  staat^efahrliche  Be- 
Ntrebuncyen  in  Fra<jc  kamen.  Deshalb  ist  den  Freikonser\'ativen  die 
\nerkeniiuti;4  eines  folL;erichti;^u'n  Denkens  nicht  zu  \ersagen.  wenn 
>it:  <.las(iesetz  auch  formell  auf  diese  Parteien  Ix-schränkcn  wollten, 
nur  trat  dabei  der  Zweck  der  Umgehung  der  Reichsgesetzgebung 
noch  uni  >o  deutlicher  her\or. 

Ist  es  denn  aber  zu  billij:(en,  wenn  die  übrigen  Parteien  sicii 
dadurch  bestimmen  la^en  wollten,  einem  Kautschukgesetze  ihre  Zu- 
stimmung zu  geben,  weil  sie  sicher  zu  sein  glaubten,  ihrerseits 
davon  nicht  betroffen  zu  werden?  Fast  scheint  es  so,  als  ob  diese 
AuflEassung  im  Reichstage  geherrscht  hätte,  denn  der  HauptaiigniT 
gegen  das  Gesetz  stützte  sich  daraufp  dals  bei  seiner  Dehnbarkeit  auch 
die  übrigen  Parteien  Ge6dir  liefen,  betroffen  zu  werden.  Die  Kon- 
servativen glaubten  diese  Gefahr  für  sich  als  ausgeschlossen  ansehen 
zu  können  und  verteidigten  sich  gegen  jenen  Angriff  mit  dem  Hin* 
weise  darauf,  dafs  eine  Regierung  niemals  so  sehr  das  Wohl  des 
Staates  mi&verstehen  könne,  um  die  konservativen  Bestrebungen  zu 
verfolgen.  Dann  ist  es  ja  allerdings  unbedenklich,  aus  anderer  Leute 
Haut  Riemen  zu  schneiden. 

Voo  den  einzelnen  Bestimmungen  scheint  mir  diejenige  in  Be- 
treff der  Minderjährigen  am  wenigsten  angreifbar,  ja  sogar 
grundsatzlich  berechtigt  Es  ist  eine  falsche  Richtung  unserer  Zeit, 
den  auf  der  Naturordnung  beruhenden  Unterschied  zwischen  Jung 
und  Alt  dadurch  zu  venerischen,  dafs  man  weitgehend  der  Jugend 
dieselbe  Rechtsstellung  einräumt,  wie  dem  Alter.  Das  zeigt  sich 
schon  bei  der  Krziehung  und  im  geselligen  Verkehr,  und  der  Erfolg 
ist  die  Blasiertheit  und  Uebcrsättigung.  Der  Genufs  soll  der  Preis 
der  Arbeit  sein,  das  heifst  für  das  soziale  Leben:  Jeder  soll  sich 
erst  die  Stellung,  die  er  einnehmen  will,  verdienen.  Die  Rechtsbe« 
schränkung  der  Jugend  ist  durchaus  demokratisch ,  weil  sie  jeden 
Staatsbürger  gleichmäfsig  trifft ;  sie  i.st  aber  auch  pädagogisch,  denn 
nur  unter  Zwang  und  Beschränkung  bildet  sich  der  Charakter.  Wenn 


Das  deuUicbc  Vereins-  und  Veri>amml\U)gi>recbt. 


865 


man  auf  die  politische  Emehung  und  insbesondere  auf  die  geWerk- 
scliaftliche  Thätigkeit  hingewiesen  hat,  so  beweist  das  wenig,  weil 
nach  Beendigung  der  Minderjährigkeit  noch  Zeit  genug  bleibt  Da* 
gegen  ist  das  Alter  mit  2i  Jahren  zu  hoch  gegriffen  und  18  Jahre 
würden  den  richtigcien  Zeitpunkt  treffen.  Auch  ist  es  zweifelhaft,  ob 
das  Verbot  der  Beteiligung  Minderjähriger  an  Versammlungen  ohne 
praktische  Unzuträglichkeiten  durchfuhrbar  isL  Jeden&lls  war  es 
politisch  nicht  richtig,  durch  Herausnahme  dieser  Hinzelbestimmung 
aus  der  Vorlage  den  mit  Rücksicht  auf  die  dadurch  bedingte  Ver- 
fassungsänderung erforderlichen  umständlichen  Apparat  in  Bewegui^ 
zu  setzen,  ot^leich  man  genau  wuIste,  dals  diese  allein  vertretbare 
Aenderung  niemals  ohne  das  Ucbrige  Gesetz  werden  würde. 

Dagegen  sind  die  Vorschläge  w^cn  Auflösung  von  Ver- 
sammlungen und  Schliefsung  von  Verei  nen  nicht  nur  vom 
politischen  Standpunkte,  sondern  sogar  aus  sittlichen  Gründen  völlig 
unannehmbar.  Dafs  dieselben  die  Abhaltung  von  Versammlungen  durch- 
aus von  dem  Ennesscn  der  Polizeibehörde  und  zwar  vorwiegend  der 
unteren  Organe  abhängig  machen  würde,  kann  gar  keinem  Zweifel 
unterliegen.  Ob  die  ivffentlichc  Sicherheit  und  gar  der  öffentliche 
Frieden  gefährdet  ist,  das  ist  eine  Frage,  die  nicht  nach  Flrwägungen 
tles  Verstandes  zu  entscheiden  ist,  sondern  bei  der  ein  unbestimmtes 
(rcfiihl,  ja  (las  Tcniperaiiient  den  Ausschlag  gicbt,  z.unial  wenn  man 
tlabci  nach  Anleitung'  der  oben  Tnitgeteilleii  Begründung  nicht  nur 
lien  objektiven  hriedenszustand,  sondern  auch  das  subjektive  Friedens- 
<;Lfühl  in  Betracht  zieht.  Wann  ein  Dritter  dieses  Gefühl  nicht 
meiir  iiaben  und  insbesondere  ob  eine  V'er.sannnlung  den  Erfolg 
haben  wird,  es  ihm  zu  rauben,  ist  nur  aus  einer  Ketnitnis  seiner 
(remütsauffassung  herau.s  beurteilen,  die  dem  Poli/eibeamten  not- 
wendig fehlen  muls.  Bei  den  Verhandlungen  ist  ja  auf  die  in  der 
I  hat  am  nächsten  liegenden  Ikziehungen  zwischen  Arbeitern  vnid 
Arbeitgebern  Bezug  genonmien,  und  es  ist  gewifs  zu  wünschen,  dafs 
das  gute  P.invernthnien  zwischen  ihnen  möglichst  wenig  gestört  wird. 
Aber  sowenig  <ler  Standpunkt  eines  absoluten  und  unversöhnlichen 
Gegensatzes  ihrer  Interessen  als  richtig  zugegeben  ist,  so  wenig  läist 
sich  doch  behaupten,  dals  diese  Interessen  durchweg  zusammen- 
fielen. Sobald  aber  eine  Verschiedenheit  möglich  ist,  so  mufs  jede 
Erörterung  derselben  das  gute  Einvernehmen  in  irgend  einem  Grade 
beeinträchtigen.  Nun  -steht  ja  freilich  in  der  Vorlage  nicht  „Ge- 
iährdung  des  guten  Einvernehmens"»  sondern  Gefährdung  des  öffent- 
lichen Friedens".  Aber  was  zunächst  das  Moment  „öffentlich"  be- 
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trifft,  so  ist  es  bereits  gegebeo,  wenn  sich  die  Meinungsverschiedenheit 
nicht  auf  einige  bestimmte  Personen,  sondern  auf  einen  unbestimmten 
Kreis  beneht,  und  das  ist  ja  bei  allen  solchen  Erörterungen  der 
Fall  Der  „Frieden"  aber  ist  von  dem  »guten  Einvernehmen"  gar 
nicht  durch  eine  scharfe  Grenzlinie  zu  somdem,  sofern  man  nicht 
ihn  erst  da  aufhören  lassen  will,  wo  die  Meinungsverschiedenheit 
sich  nicht  auf  Bekämpfung  mit  Worten  beschränkt,  sondern  in  Thaten 
übergeht  Ob  dies  zu  befürchten  ist,  bleibt  freilich  immer  noch 
sehr  schwer  im  voraus  zu  beurteilen,  a!)cr  es  würde  doch  schon  eincti 
grolsen  Fortschritt  bedeuten,  wenn  die  Auflösung  an  die  üeialir 
einer  Friedensstörung  i  m  Sinne  der  An  wen  d  u  njr  von  Gewalt 
geknüpft  würde.  Aber  eine  solche  Vorschrift  wäre  über- 
flüssig, da  insoweit  schon  das  jetzt  geltende  Gesetz 
ausreicht.  Eine  Friedensstörung  in  diesem  Sinne  ist  stets  eine 
strafbare  Handlung,  —  iiinn  denke  doch,  abf^csehen  von  den 
Hesllminungcn  über  Körperverletzung,  Haus-  und  I,aii(lfncden*«bnirh, 
Drohung,  Nötigung,  Sachbcschädiguiu'^  n.  s.  w.,  nur  an  die  ijij  125, 
129,  150  St.ri.B.  —  und  da  die  Acvils«  rimg,  welchr  ilire  t 'refahr 
herbeiführt,  sich  stets  als  eine  ..AufTordci  ung"  oder  iiiirulcstciis  al> 
eine  „Anreizung"  darstellen  winde,  so  haiulclt  es  sich  stets  um  einr 
Aufforderung  zu  einer  strafbaren  Haiulluni^,  es  wird  deshalb  die  Be- 
fugnis der  Auflösung  in  solchen  l-'älleii  schon  durch  §  5  des  jetzigen 
Gesetzes  gegeben.  Aber  der  Zweck  der  X'orlagc  ist  ja  eben,  hier- 
über hinaus/ugelien  und  schon  das  innere,  subjektive  Fricdensgefuiii 
vor  Uccinträchli;4ung  /ii  >eiiui/.vu. 

Dafs  CS  sich  bei  den  Begriffen  „öft'entliche  Sicherheit"  und  „öffent- 
licher Frieden"  um  Kautschukbestimmungen  der  allerärgsten  An 
handelt,  bedarf  hier  um  so  weniger  einer  näheren  Begründung,  als. 
wie  oben  mitgeteilt,  von  den  Verteidigern  der  Voriage  —  \'gl. 
insbesondere  die  Aeulserung  des  Abgeordneten  v.  KardorfT  —  aus- 
drücklich anerkannt  worden  ist,  dafs  die  Begrif&bestimmungen  der 
•  Vorlage  „keinen  greifbaren  Inhalt"  haben.  Geht  man  davon  aus, 
so  umhüllt  also  der  Vorchlag  der  preufsischen  R^ening  lediglich 
mit  inhaltlosen  Worten  den  Gedanken,  die  Auflösung  einer 
Versammlung  dem  subjektiven  Ermessen  des  Polizei- 
beamten anheimzustellen. 

Aber  wenn  man  das  beabsichtigt,  weshalb  spricht  man  es 
dann  nicht  auch  offen  aus?  Wahrsoheinlich,  weil  man  davon 
einen  schlechten  Eindruck  befürchtet  Man  zählt  also  auf  diejenigen, 
die  sich  bei  klarer  Einsicht  gegen  eine  solche  Vorschrift  auflehnen 
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würden,  die  aber  solche  Einsicht  nicht  besitzen,  d.  h.  also,  man 
macht  sich  einer  Täuschung  schuld  ijj.  Nun  kann  man  von 
den  Abgeordneten  ja  kaum  annehmen,  dals  ihnen  jene  Einsicht  fehlen 
sollte^  aber  man  will  doch  auch  Rücksicht  nehmen  auf  deren  Wahler 
und  da-s  Volk  im  allgemeinen,  und  so  gelangt  man  zu  einer  Formel, 
deren  Tr^weite  den  Beteiligten  freilich  klar  ist,  aber  aulserhalb 
ihres  Kreises  nicht  allgemein  verstanden  wird.  Das  nennt  man 
politische  Heuchelei.  Und  wie  Heuchelei  stets  ein  Unrecht 
ist,  so  wird  dies  nicht  dadurch  geändert,  dals  man  mit  derselben 
einen  Zweck  verfolgt,  den  man  für  gut  und  notwendig  ansieht 

Haben  wir  bei  den  vorstehenden  Erwägungen  wieder  das  sitt- 
liche Gebiet  berührt,  —  wie  ich  denn  mit  voller  Absicht  gerade 
dieses  aufsuche,  weil  es  ein  allgemein  verbindliches  sein  sollte, 
während  politische  Gedankeogange  nur  diejenigen  beeinflussen  können, 
die  ihre  Grundvoraussetzung  zugeben  — ,  so  liegt  auf  diesem  Ge- 
biete endlich  noch  ein  fernerer  Gesichtspunkt,  der  in  der  öflentlichen 
Besprechung  bisher  noch  kaum  betont  ist  Ich  wies  oben  auf  die 
Geiahr  hin,  der  wir  entgegen  gehen  wurden,  wenn  man  sich  daran 
gewöhnen  müJste,  Zusagen  und  Erklärungen  staatlicher  Faktoren 
nicht  mehr  mit  dem  Malsstabe  der  sittlichen  Gesetze  zu  messen, 
aber  was  dort  über  die  staatischen  Faktoren  gesagt  ist,  gilt  nicht 
minder,  wenn  die  Gesetze,  die  einen  Niederschlag  ihres  Willens  ent- 
halten, nicht  mehr  eine  Norm  bilden,  auf  die  man  sich  verlassen 
kann,  sondern  eine  Wetterfahne,  die  sich  dreht  je  nach  der  Rich> 
tung  des  zur  Zeit  herrschenden  Windes.  Glaubt  man  ohne  eine 
gewisse  Freiheit  des  Ermessens  für  die  Ikliorden  nicht  auskommen 
zu  können,  so  gebe  man  ihnen  offen  diese  Freiheit,  wie  sie  z.  B. 
dem  Richter  bei  der  Beweiswürdigung,  bei  der  Schadensbemessung 
und  in  anderen  Fällen  eingeräumt  ist  Aber  man  gebe  nicht 
statt  eines  Gesetzes  eine  Kulisse,  sonst  gewohnt  man 
das  Volk  daran,  in  den  Gesetzen  überhaupt  nur  Kulissen  zu  sehen, 
die  man  nach  Belieben  hin-  und  herschiebt  Das  zerstört  nicht 
allein  die  Autorität  der  Gesetze,  sondern  das  greift  tiefer  und  unter- 
gräbt das  Gefühl  für  Recht  und  Unrecht.  Kautschukgeset/e  sind 
gewife  schon  zu  verurteilen  als  Beeinträchtigungen  der  Freiheit  und 
Rechtssicherheit,  .iber  diese  politische  Bedeutung  ist  völlig  ver- 
schwindend gcgerniher  der  (t  ?  f  ä  h  r  d  un  j;,'-  unserer  sittlichen 
Kultur.  Mögen  die  berufenen  Instanzen  sich  ihrer  X'erantwortunt^ 
bewufst  wertlen,  die  sie  hinsichtlich  dieses  edelsten  Gutes  unseres 
Volkes  übernehmen. 


Die  Ausdehnung  der  Krankenversicherung  auf  die 

Hausindustrie. 

Von 

P.  BLANKENSTEIN, 

Ma^stiatsassessor  in  Berlin. 

Bei  der  lebhaften  Aufmerksamkeit,  die  im  vorigen  Jahre  der 
Ausstand  der  Konfcktioosarbeitcr  in  weiten  Kreisen  erweckte,  ist 
auch  endlich  die  Fratje  nach  der  Krankenversicheiun<;  der  Hau.«- 
industriellen  mehr  bisher  in  der  nfTcntlichcn  F.rörterung  berück- 
sichtif^t  worden.  Mannij^fache  Gründe  lassen  freilich  befürchten,  daf* 
es  oft  auch  dn  über  blofse  Erörterungen  nicht  hinauskommen  wird, 
wo  es  nn  j^ulem  Willen  zur  Lösiinc:^  der  Fra;j^e  nicht  fehlt.  I  m  so 
tm-hr  wird  jeder  auf  cini^^c  lieachtun«^  hotten  diirfen,  der  zur  iir- 
örterung  der  schwicrij^a-u  I""ra^c  beizutracjen  sich  beiiuilu. 

Das  Krankem ersicluruiiL^s^esetz  in  seiner  jetzigen  Fassun;^ 
unterwirft  der  Zwani^'sversicherun^  nel>en  anderen,  liier  nicht  inbe- 
tracht  kommenden  Klassen  flic  i;c\verl)iiclieii  Arbeiter  ohne  zu 
unterscheiden ,  ob  sie  in  oder  aulserlialh  der  Hetrie!is>tätten  der 
Arbeitgeber  beschäftig  werden  (\\'erk>latt-  oder  Heimarbeiter).  Im 
übrigen  efestattet  das  Gesetz  den  KonnuunaK  t  rbändrn,  die  Zwan^s- 
versiclu  run^  auszudehneii  „auf  selbsiändit^e  ( iew  erbetreibeiulf,  welche 
in  eij^caen  Betriebsstätten  im  Auftra^^c  und  iur  Rechnung  anilcrer 
Gewerbetreibender  nüi  tier  Herstellung  oder  Bearbeitung  «gewerb- 
licher Erzeugnisse  beschäftigt  werden  (Hausindustrie),  und  zwar 
auch  fiir  den  Fall,  dafe  sie  die  Roh>  und  Hilüsstoife  selbst  be- 
schaflTen,  und  auch  für  die  Zeit,  während  welcher  sie  vorübergehend 
fiir  eigene  Rechnung  arbeiten.**  (§  2  ^r.  4  Ges.)  Ob  und  inwieweit 
die  zur  Durchfuhr uu^^  der  Versicherung  iiir  die  unselbständigen 
Arbeiter  gegebenen  Vorschriften  auch  für  die  Hausindustriellen  An« 
wendun«;  finden  sollen,  wird  dem  Ermessen  derjenigen  überlassen. 
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die  von  (ier  Bcfuj^nis  zur  Ausdehnung  der  Versicherung  Gebrauch 
machen      54  Ges.). 

Durch  diese  Bestimmungen  ist  leider,   wie  die  iMfahruiiLj  «ge- 
zeigt hat,  ein  wenig  crfreuhcher  Zustand  gcscliaftcn  worden.  La 
liegt  das  in  erster  Linie  an  der  unzulänglichen  Abgrenzung  der  He- 
griffe :  Hausindustrie  und  Heimarbeit  Nach  dem  Krankenversicherungs- 
gesetze in  seiner  ursprünglichen  Fassung  waren  die  Heimarbeiter 
als  i^ersonen,  welche  von  Gewerbetreibenden  autserhalb  ihrer  Be- 
triebsstätten beschäftigt  werden,"  gleich  den  Hausindustriellen  nur 
der  statutarischen  Zwangsversicherung  unterworfen.  Weil  aber  innere 
Gründe  durchaus  Hir  eine  Gleichstellung  der  Heimarbeiter  mit  den 
übrigen  Arbeitern  sprechen,  und  weil  auch  eine  solche  Gleich- 
stellung der  Durchfilhning  der  Versicherung  keine  Schwierigkeiten 
zu  bereiten  schien,  so  beseitigte  man  mit  der  Novelle  vom  Jahre 
1892  den  Begriff  der  Heimarbeiter  im  Gesetze  überhaupt  und  liels 
ihn  so  in  dem  allgemeinen  Begriff  der  unselbständigen  Arbeiter 
untergehen.  Die  hierbei  verfolgte  Absicht  wurde  aber  nur  zum  Teil 
erreicht  Es  zeigte  sich  nämlich  sehr  bald,  da(s  die  für  die  Haus- 
industrie gewählte  Begriffsbestimmung  auch  auf  zahlreiche  Arbeits* 
Verhältnisse  palste,  die  man  bisher  der  Heimarbeit  zugerechnet  hatte, 
und  die  Spruchbehörden  behandelten  denn  auch  zahlreiche  Personen 
aus  Rechtsgründen  als  nicht  versicherungspflichtige  Hausindustrielle, 
die  der  Laie,  unter  stärkerer  Betonui^  der  wirt^^ftlichen  und  so- 
zialen Verhältnisse,   als    \crsicherungspflichtige  Heimarbeiter  be- 
zeichnet haben  würde.  Dieser  Zwiespalt  der  Meinungen  ist  auch  da- 
durch nicht  geklärt  worden,  dafs  die  hckhsten  Instanzen  sich  be- 
müht haben,  die  gesetzliche  Begrifisbestimmung  erläuternd  auszu- 
gestalten.   Es  sei  hier  auf  die  grundlegenden  Enti!cheidungen  des 
Reichsversicherungsamtes  vom  15.  Oktober  1891  (Amtliche  Nach* 
richten  II  S.  i8i),  des  preufsischcn  Oberverwahnngsgerichts  vom  X2. 
Juni  1893  (Entscheidiui^^eii  Bd.  25  S.  345)  und  des  bayerischen  Ver- 
waltung^erichtslu^fes,  II.  Senat,  vom  21.  Oktober  1895  hingewiesen, 
die  wesentlich  überein.stimmende  Grundsätze  über  den  Begrifif  der 
Hausindustrie  aufgestellt  haben.    Danach  soll  als  entscheidend  für 
Hausindustrie  ins  Gewicht  fallen:  die  Befugnis  des  Arbeitnehmers, 
Anfanrr,  Ende,  Umfang  und  Reihenfolge  der  Arbeit  zu  bestimmen, 
nnr])  aiiderwcitc  Thätif^kcit  in  Familie  und  Hauswesen,  oder  auch 
für  andere  Arbeitgeber   und   für   eif^cne   Reclmunp^  auszuüben,  die 
Arbeit  allein  zu  verrichten,  oder  auch  l  ainiliengenossen  und  fremde 
Gehilfen  heranzuziehen,  Benutzung  eigenen  Werkzeuges  seitens  dc^ 
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Arljeitnchmcrs,  Zahlung'  des  Lohnes  nicht  an  bestimmten  Ta^^Mi, 
sondern  jedesmal  bei  Ablieferung  der  Ljoftrli<^tcn  Arbeit,  Freiheit 
des  Arbeitnehmers  von  jeder  Kontrolle  und  Diszijjlin  des  Arbeit- 
gebcis  u.  s.  w.  Durch  diese  Vielseitigkeit  der  licgrifl'smerkaiale 
wird  natürhch  die  AbgrenzunjT  der  beiden  umstrittenen  Begriffe  bei 
der  Mannigfaltigkeit  des  rrcwcrblichen  Lebens  eher  erschwert  als  er- 
leichtert, und  es  ist  bezeichnend  für  die  obwaltenden  Schwierigkeiten, 
wenn  z.  B.  die  Kommission  (iir  Arbeiterstatistik  die  Heimarbeiter 
mehr  als  Abart  der  Hausindustriellen  ab  der  Werkstattarbeiter  be- 
handelt ^>rucksachen  der  Kommission,  Erhebungen  Nr.  X  S.  lO  flf. 
und  Verhandlungen  Nr.  12  S.  5  und  25).  Soviel  eikennt  man  übrigens 
leicht,  da(s  die  Zahl  der  eigentlichen  Heimarbeiter  sehr  gering  werden 
wird,  wenn,  woran  kaum  zu  zweifeln  ist,  die  Auflassung  der  oben 
gedachten  Spruchbehörden  allgemein  durchdringt  Denn  sobald 
einmal  eine  Trennung  der  Betriebsstätten  des  Arbeitgebers  und 
Arbeitnehmers  eingetreten  ist  werden  rcgelmälsig  die  angeführten 
BegrifTsmerkmale  wenigstens  zum  grö&ten  Teil  sich  von  selbst  ein* 
stellen.  Trotzdem  werden  die  widersprechenden  Interessen  der  Be* 
teiligten  schon  dafiir  sorgen,  dafe  der  Streit  zwischen  Hausindustrie 
und  Heimarbeit  noch  in  zahlreichen  Einzellallen  immer  wieder  aus- 
gefochten  werden  muls.  Bei  dem  Um&ng,  den  die  Arbeit  aulser- 
halb  der  Werkstatt  des  Arbeitgebers  schon  jetzt  angeoommen  hat 
wird  man  unschwer  erme^en  können,  welches  Mals  von  Kosten  und 
unerquicklicher  Arbeit  sich  für  Behörden,  Krankenkassen  und  TVivat- 
|)ersonen  daraus  er^^ebcn  nuifs.  Dabei  ist  es  besonders  bedenklich, 
da£s  dasselbe  Arbeitsverhältnis  von  verschiedenen  Instanzenziigen 
beurteilt  werden  kann,  wenn  z.  B.  einerseits  Erstattnngsansprüche 
eines  Armenverbandes  gegen  eine  Krankenkasse  nach  §  57  Abs.  2 
des  Kranken -Versicherungs- Gesetzes  und  andrerseits  die  Ansprüche 
der  Krankenkasse  gegen  den  Arbeitgeber  auf  Zahlung  der  Beiträge 
in  Fracke  kommen.  Thatsächlich  sind  die  F"älle  durchaus  nicht 
selten,  in  denen  auf  diese  Weise  eine  Kasse  aus  Anlals  dcsselbea 
Arbeitsverhältnisses  zur  Zahlun<^  von  Unterstützuni,ari  \erurteilt,  mit 
ilireiTi  Ansprüche  auf  Beiträge  dagegen  abgewiesen  worden  ist. 
.Schon  diese  unerquicklichen  Verhältnisse  weisen  entschieden  auf 
eine  gleichartige  Behandlung  der  Hausindustriellen  und  der  Heim- 
arbeiter hin.  Nicht  ganz  unbec^ründet  erscheint  freilich  die  Besorgnis, 
CS  möchte  nach  erfolgter  Gleichstellung  der  Streit  zwischen  Haus- 
industrie und  Heimarbeit  abgelöst  werden  durch  den  ganz  gleich- 
artigen zwischen  Hausindustrie  und  selbständigem  Gewerbe.  Dieser 
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Streit  bietet  indessen  nicht  entfernt  die  Schwierigkeiten  wie  jener.  Dem 
selbständigen  Gewerbe  eigentümlich  ist  die  Kundschaft,  und  dieser 
Begriff,  dem  bei  der  Hausindustrie  der  des  Arbeitgebers  gegenüber- 
steht, ist  hinreichend  klar  —  2.  B.  aus  den  Formen  des  Verkehrs 
zwischen  beiden  Beteil^ten  —  erkennbar.  Man  darf  dabei  nur 
nicht  aulser  Acht  lassen,  da&  auch  Gewerbetreibende  Kunden  eines 
anderen  Gewerbetreibenden  sein  konnnen;  anderen£atls  läuft  man 
Gefahr,  an  der  Hand  der  gesetzlichen  Begrifisbesttmmung  der  Haus- 
industrie zahlreiche  Verhältnisse  dieser  Betriebsform  zuzurechnen, 
die  bei  richtiger  Würdigung  dem  selbständigen  Gewerbe  zugeteilt 
werden  müssen. 

Hiemadi  wäre  mit  der  Ausdehnung  der  Krankenversicherung 
auf  die  Hausindustrie  iÖr  die  geschäftsmälsige  Behandlung  der  Ver- 
sicherung jedenfalls  ein  wesentlicher  Fortschritt  erzielt  Viel  höher 
sind  indessen  die  Vorteile  anzuschlagen,  die  sich  daraus  fiir  die 
Sache  selbst  ergeben  würden. 

Es  ist  schon  cbrauf  hingewiesen,  dafs  infolge  der  Rechtsprechung 
die  versicherungspflichtigen  Heimarbeiter  im  Verhältnis  zu  den  nicht 
versichening^flichtigen  Hausindustriellen  an  Zahl  immer  geringer 
werden  müssen.  Das  aber  ist  um  so  bedenklicher,  als  die  Zahl 
derer,  die  ihre  Arbeit  aus  der  Betriebsstätte  des  Arbeitgebers  in 
die  eigene  verlegen  oder  verlegen  müssen,  überhaupt  immer  gröfser 
wird.  Es  erübriijt  sich  hier  ein  näheres  Eingehen  auf  die  Ursachen 
dieser  Entwickelung^  und  auf  die  Streitfrage,  ob  diese  Entwickclung 
mehr  im  Interesse  der  Arbeiter  oder  der  Arbeitgeber  liegt ;  liinj^e- 
wicsen  sei  nur  darauf,  dafs  bei  der  jetzigen  Rechtslage,  bei  der  die 
Arbeitgeber  der  Hausindustriellen  von  den  Lasten  der  sozialpolitischen 
Versicherung  noc  h  fiist  ganz  befreit  sind,  die  Arbeitgeber  offenbar 
ein  erhebliches  Interesse  an  dieser  Entw  ickelung  haben.  Das  Vor- 
handensein derselben  wird  jedenfalls  allseitig  bezeugt  und  man  darf 
wohl  behaupten,  dafe,  falls  nicht  etwa  gewaltsame  Eingriffe,  z.  B. 
seitens  der  (Gesetzgebung  erfolgen  sollten,  schliefslich  überall  da  die 
Arbeit  aufserhalb  der  Betriebsstätte  des  Arbeit<;ebers  verrichtet 
werden  wird,  wo  dies;  mit  der  Natur  des  Betriebes  überhaupt  ver- 
einbar ist.  Auch  auf  diese  Weise  erweitert  sich  also  der  Kreis 
derer,  die  der  Zwangsversirherun^^  entzofT^en  werden,  und  das  ist 
wenigstens  so  lange  zu  beklagen,  als  nicht  die  Neigung  zu  frei- 
williger Krankenversicherung  alli^emeiner  wird  wie  bisher. 

Die  grofse  Hedeutunt:^  einer  t^eurdnelcn  Krankenversicherung 
für  jeden,  der  von  seiner  Hände  Arbeit  lebt,  ist  längst  allgemein  ge- 
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würdigt:  hier  aber  muis  beivorgehoben  werden,  dafs  gerade  ftir  den 
allergrolsten  Teil  der  Hausindustriellen  ein  besonders  dringendes 
Bedürfnis  zur  Krankenverincherung,  dringender  noch  wie  bei  den 
Werkstattarbeitem 'vorliegt.  Es  wird  von  den  Arbeitnehmern  all« 
gemein  behauptet,  dafs  die  immer  weitere  Ausdehnung  der  Haus- 
industrie ein  Sinken  der  Arbeitslöhne  in  den  betreffenden  Betriebs« 
zweigen  zur  Folge  gehabt  hat  und  da&  auch  dieser  geringere  Lohn 
meist  nur  durch  eine  Ausdehnung  der  taglichen  Arbeitszeit  über 
das  zuträgliche  und  in  den  Betriebsstätten  der  Arbei^eber  übliche 
Ma(s  hinaus  zu  erzielen  ist  Die  Richtigkeit  dieser  Behauptung  ist 
schon  an  sich  durchaus  wahrscheinlich.  Denn  die  Möglichkeit,  zu 
verdienen,  ohne  an  eine  fremde  Werkstatt  gebunden  zu  sein  und 
damit  aufserlich  als  „Arbeiter"  zu  erscheinen,  vei^öfsert  offenbar 
den  schon  vielfach  vorhandenen  Ueberschuls  besonders  weiblicher 
Arbeitskräfte.  Dieser  Ueberschufs  steigert  notwendig  die  N'eiguti^ 
zu  gcgcusciligcr  Untcrbictung  und  zwar  umsomehr,  als  diese  Ar- 
beiter meist  der  persönlichen  Fühlung  mit  einatider  und  damit  des 
aus  der  gegenseitigen  Kontrolle  sich  ergebenden  Halts  entbehren, 
der  bei  den  Werkstattarbeitern  sich  als  ein  nicht  unwesentliches 
Mittel  gegen  ein  übcrmäfsiges  Sinken  der  Löhne  erwiesen  hat. 
Dabei  wird  der  schon  an  sich  geringere  Lohn  durch  mancherlei 
Unkosten  belastet,  die  beim  Wcrkstattarbeiter  fortfallen :  rntcrhal- 
tung  und  Abnutzung  des  Werkzeugs,  Miete,  Liclit,  Heizung  u,  dgl. 
Diese  Lrw  ä;^fungen  sind  deini  auch  thatsaclilich  durch  die  Erhebungen 
der  Kommission  für  Arhc  iterstntistik  (P-rhebungen  \r.  X  S.  63  ff.; 
dnrrhnus  r\ls  richtig  be.stäli<^t  worden.  \un  werden  aber  mit  ab- 
nelunendeni  X'erdienst  aurh  Xcii^uuL,^  und  Möglichkeit,  eine  freiwillige 
\'ers!chirung  gegcii  Krankheit  einzugehen  oder  in  gesunden  Tagen 
für  Krankheitsfalle  etwas  zu  erübrigen,  ebenfalls  abiiclinien,  wälirend 
die  Gefahr  der  Krankheit  wächst:  denn  der  geringe  Lolui  \  erfüllst 
zu  einer  \  ernaclilässigung  der  Ernährung,  die  den  von  uberinäfsiger 
Arbeitszeit  angogritfenen  Körper  noch  mehr  schwächt,  und  die  \'cr- 
bindung  von  Wohnung  und  V\'erkstatl,  die  olt  genug  noch  gleich- 
zeitig als  Küche,  Schlaf-  und  Krankenstube  dient,  ist  ebenfalls  der 
Entstehung  und  Verbreitung  von  Krankheiten  nur  allzu  günstig. 

Obwohl  ai»  diesen  und  ähnlichen  Erwägungen  die  Ueber-. 
Zeugung  \-on  der  Notwendigkeit  einer  Abhilfe  unverkennbar  immer, 
allgemeiner  wird,  haben  doch  die  Kommunalverbände  nur  selten 
von  der  Befugnis  zur  Ausdehnung  der  Krankenversicherung  auf  die 
Hausindustrie  Gebrauch  gemacht   Diese  Thatsache  befremdet  zu* 
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nächst  uiiisoiiichr,  als  (gerade  die  KommunaK  crbändc  aus  jcflcr  Aus- 
dehnung der  Krankcnvciöschcrunj:,^  eine  X'cnuiiidcruiij^  der  Auf- 
wendungen für  die  Armenpflege  und  damit  aufser  erhcbhchen  Vor- 
teilen auf  sittlichem  Gebiete  auch  unmittelbare  \'ermögensvortcile 
erzielen  würden.  Einmal  indessen  herrscht  in  Kommunalkrcisen 
gegen  jede  Sozialpolitik  noch  immer  eine  ziemlich  starke  Abneigung, 
und  andrerseits  darf  nidit  gdeugnet  werden,  dals  neben  den  ge- 
wichtigen Gründen  für  die  Ausdehnung  der  Krankenversicherung  ^ 
auch  manche  Bedenken  gegen  diesdbe  obwalten. 

Von  diesen  Bedenken  sind  wenigstens  die  leicht  zu  beseitigen, 
welche  gegen  die  Ausdehnung  überhaupt  geltend  gemacht  werden, 
wobei  wir  freilich  diejenigen,  die  sich  gegen  jeden  Zwang  zur  Ver- 
sicherung richten,  als  durch  die  Gesetzgebung  erledigt  betrachten 
müssen. 

Vom  Standpunkt  der  besser  gestellten  Hausindustriellen  aus 
kann  mit  Recht  eingewendet  werden,  dafs  der  Verstcherungszwang 
auf  alle  Fälle  nur  einen  Notbehelf  neben  der  ungleich  hoher  zu 
schätzenden  freiwilligen  Versicherung  bilden  darf  und  sich  daher 
beim  Vorhandensein  hinreichenden  Einkommens  nicht  rechtfertigen 
lädst  Ks  wird  aber  auch  kaum  einem  Bedenken  unterliegen,  den 
Wünschen  dieser  Masse  dadurch  entg^en  zu  kommen,  dafs  man  die 
Zwangsveisicherung  beschränkt  auf  diejenigen  Hausindustriellen,  die 
ihrer  bedürfen.  Eine  solche  Beschränkung  ist  zwar  nicht  gesetzlich 
vorgesehen,  indessen  schon  nach  dem  Grundsatze,  dafs  im  weiter- 
gehenden Rechte  das  geringere  enthalten  ist,  offenbar  zulässig. 

Vi\\  femer  die  freiwillige  X'^ersicherung  als  das  Bessere  nach 
Möglichkeit  zu  schonen  und  zu  fördern,  kann  es  zuweilen  angebracht 
sein,  gemäfs  dem  §  75  des  Krankenversicherungsgesetzes  \on  der 
Zwangsversicherung  auch  da  abzusehen,  wo  eine  freiwillige  Ver- 
sicherung bei  einer  Innungs-Nebenkasse  (§§  97  a  Xr.  5  und  98  c 
Gewerbeordnung)  genommen  ist,  vorausgesetzt,  dafs  sie  die  gesetz- 
lichen Mindestleistungen  gewährt  und  in  ihrem  Bestände  f;esichert 
ist»  Gerade  die  Innungsmeister  nämlich  gehören  in  vielen  Berufs- 
zweigen zahlreich  der  Hausindustrie  an  und  ihr  Wunsch,  den  alten 
Kassen  treu  zu  bleiben,  wird  zuweilen  Berücksichtigung  vertlienen. 

rnheachtet  mufs  dagegen  eine  etwaige  Abneigung  der  „ver- 
schämten" Hausindustriellen  bleil  x-n,  jener  I^  ravien  undT(">chtcr  besserer 
Stänrle,  die  angeblich  besonders  auf  dem  (lebietc  lier  feineren  I  land- 
arbeiten  zahlreich  tliätig  sind,  Dafs  vielen  von  ihnen  das  Ik-kannl- 
werden  ihrer  Thätigkeit  durch  die  Meldung  zur  Krankenkasse  pein- 
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lieh  sein  wird,  ist  anzunehmen.  Soweit  aber  wirkfiches  Bedürfiüs 
die  Triebfeder  fiir  ihre  Beschäftigung  ist,  wird  die  Heranziehung 
zur  Krankenversicherung  schlielslich  auch  als  wohtthuend  empfunden 
werden  und  jedeofalb  nicht  zur  Au%abe  dieses  Erwerbes  fuhren; 
soweit  dagegen  diese  Beschäftigung  nur  einer  immerhin  entbehrlichen 
Erhöhung  sonstiger  Einnahmequellen  dient,  li^  nichts  vor,  was 
aus  wirtschaftlichen  oder  anderen  Gründen  einer  besonderen  Rück> 
.  sichtnahme  wert  wäre.  Eine  Einschränkung  dieser  Art  von  Haus- 
industrie wäre  soffu  mit  Genugthuung  zu  begrüfsen,  wenn  in  der 
That  von  dieser  Seite  die  Arbeit  zu  Lohnen  angeboten  wird,  bei 
denen  die  nicht  melnr  bestehen  können,  die  allein  auf  ihrer  Hände 
Arbeit  angewiesen  sind.  Die  Berechtigung  dahin  gehender  Kla^;en 
ist  jedenfalls  sehr  wahrscheinlich,  wenn  auch  bei  der  verboigenen 
Natur  dieser  Art  von  Gewerbe  schwer  nachzuweisen. 

Von  den  Arbeitgebern  der  Hausindustriellcn  verschliefst  sich 
wenigstens  ein  grofser  Teil,  soweit  dies  aus  Zeitungen,  Petitionen 
und  anderen  Aeulserungen  erkennbar  ist,  nicht  der  l'^eberzeugung 
von  der  Notwendigkeit  einer  Zwangsversicherung  der  Hausindustriellcn. 
Gegen  eine  Teilnahme  an  der  Durchfuhrung  dieser  Versicherung 
herrscht  aber  eine  so  allgemeine  Abneigung,  daCs  die  grundsätzliche 
Zustimmuni:,^  dadurclT  nahezu  wertlos  wird.  Das  Nähere  darüber 
ist  später  zu  i-rörtcrn. 

Dafs  die  Krankenkassen  w  r_ren  der  ungünstigen  Gesundheits- 
\  crluiltnisse  der  I  lausindustrieilcn  deren  Heranziehung  zur  Ver- 
sicherung iiirlit  wünschen,  wird  zwar  l)chaii|)tct,  offenbar  aber  mit 
Unrecht  Dai;ei;en  sprirht  z.  B.  ehr  Umstand,  dafs  27  Berliner 
Orts-  und  Innun^'^skrankenkassen  diese  Ausdehnung  der  \''ersiclierung 
ausdrucklich  beantragt  haben,  und  der  Nachweis,  dals  sie  damit 
ihren  Interessen  durchaus  dienen,  ist  leicht  zu  erbrin^^t^n.  Von  jener 
Schwierigkeil  der  Unterscheidung  zwischen  Heimarbeit  und  Haus- 
industrie werden  nämlich  die  Kassen  naturgemäfs  in  erster  Linie  be- 
troffen, und  es  ist  schon  hervorgehoben,  dals  es  sich  dabei  tür  sie 
nicht  nur  um  Arbeit  und  Unbequemlichkeiten  handelt.  Sodann  klagen 
die  Kassen  vielfach  über  eine  Ausbeutung  durch  Hausindustrielle, 
die  dadurch  bewirkt  wird,  dals  jene  sich  erst  dann  als  versicherungs- 
pflichtige Heimarbeiter  bei  der  Kasse  melden  lassen,  wenn  schon 
die  Anzeichen  einer  nahenden  Krankheit  sich  zeigen,  um  auf  diesem 
Wege  fiir  geringe  Beiträge  eine  wertvolle  Krankenunterstiitzung  zu 
erwerben.  Dafs  sich  Arbeitgeber  aus  mancherlei  Gninden  hierzu 
herbeilassen,  ist  begreiflich,  die  Kassen  aber  können  sich  schwer 
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dagegtn  schützen,  weil  die  einzigen  Z&xgen  (ur  die  Natur  des  Arbeits- 
verhältnisses» Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer,  einig  sind  und  dieses 
sich  bei  der  Unsicherheit  der  Begriffe  ebenso  gut  als  Heimarbeit 
wie  als  Hausindustrie  hinstellen  lafst.  Endlich  leiden  die  Kassen 
unter  dem  jetzigen  Zustand  erheblich  dadurch,  dals  die  Haus- 
industriellen leicht  zu  einer  freiwilligen  Versicherung  gelangen  können. 
Davon  machen  aber  aus  naheliegenden  Gründen  fast  nur  kränkliche  und 
schwächliche  Personen  Gebrauch,  und  es  ist  bekannt,  welche  Lasten 
ein  ^röCserer  Bestand  solclier  Mitglieder  den  Kassen  auferl^;t  An- 
gesichts dieser  Verhältnisse  darf  man  wohl  behaupten,  dal's  eine 
allgemeine  Heranziehung  der  Hausindustriellcn  auch  für  die  Kassen 
jedenfalls  kein  schlechteres  Ei^ebnis  haben  wird,  wie  der  jetzige 
Zustand. 

Schliefslich  sei  hier  erwähnt,  dafs  auch  aus  ärztlichen  Kreisen 
Widerspruch  da<:,a'«:^cn  erhoben  wird,  dafs  wieder  /aldreiche  Personen 
durch  Ausdehnung  der  Zwangsversicheniii;^  tler  freien  Praxis  ent- 
zogen werden.  Die  bekannte  Auffassun;^'^  vieler  Aerztc  übe  die 
nachteili^a-n  Wirkungen  der  Arbeitcrversicheruni^  auf  den  ärzthcUcn 
Stand  ist  iiulcssen  schon  oft  bekämpft  worden  und  ein  näheres  Ein- 
gehen darauf  erübrigt  sich  unisoinelir,  als  hier  eine  Ausdchnun^r  (^j.j- 
Zwangsversicherung  nur  auf  diejenigen  Hausindustriellen  befürwortet 
wird,  die  ihrer  Veriiiot^^enslage  nach  den  Arbeitern  gleichstehen  und 
deshalb  für  die  Aerztc  keine  andere  RedeutuiiL;  liaben  wie  diese. 

Durch  die  bisherigen  Bedenken  wird  hoffentlich  tlie  l'eljer- 
zeugung  von  der  Nützlichkeit  der  Zwangsversiel lerung  für  die  Haus- 
industriellen nicht  erschüttert  sein.  Zu  eim  in  abschliefsenden  Urteil 
bedarf  es  indessen  unbedingt  noch  einer  Erörterung  der  .schwierigen 
Frage  nach  der  Durchführbarkeit  dieser  \'ersicherung.  Dabei  sei 
gleich  vorweg  bemerkt,  dafs  eine  eingehende  Untersuchung  aller 
hier  aultauchenden  Frs^en  über  den  Rahmen  dieser  allgemeinen 
Abhandlung  hinaus  gehen  würde;  zudem  weichen  die  örtlichen 
Verhaltnisse  so  sehr  von  einander  ab,  dafs  eine  einheitliche  I^sung 
der  meisten  Fragen  überhaupt  nicht  angängig  ist.  Es  soll  daher 
uberall  nur  die  Richtung  angedeutet  werden,  in  der  im  einzelnen 
Falle  die  Lösung  zu  suchen  sein  wird. 

Für  die  Ausscheidung  der  besser  gestellten  und  darum  der 
Zwangsversicherung  nicht  bedürfenden  Hausindustriellen  sind  ver- 
schiedene  Vorschläge  gemacht  worden.  Bei  ihrer  Prüfung  wird 
stets  mit  besonderer  Vorsicht  zu  erwägen  sein,  ob  auch  die  be- 
sonderen örtlichen  Verhaltnisse  eine  schnelle  und  leichte  Anwendung 
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des  für  die  Abgrenzung  der  versicheningspflichügen  Hausindustricllen 
ia  Aussicht  genommenen  Mittels  gestatten  werden.  Denn  nichts 
könnte  die  an  sicli  so  segensreiche  Malsregel  mehr  verhafst  machen, 
als  fortgesetzte  langwierige  Ermittelungen  und  Streitigkeiten  darüber, 
ob  im  einzelnen  Fall  Versicherungspflicht  vorliegt  oder  nicht. 

Unter  besonderen  Umstanden  kann  es  hiernach  gaxchtfertigt 
sein,  nur  diejenigen  Hausindustriellen  zu  versichern,  die  allein  arbeiten 
oder  nur  Famllienanr'^chörige  ohne  Abschlufs  eines  Arbeitsvertrages 
heranziehen.  Häutig  wird  allerdings  der  hiermit  umschriebene  Kreis 
zu  eni^^  sein.  Dann  kann  vitlieichi  eine  bestimmte  Zahl 'von  Ge- 
hilfen die  Cirenzc  für  die  Versiciieruiigs)iflicht  bezeichnen.  Dabei 
ist  aber  wieder  zu  l)eachten,  dnfs  die  Zahl  der  (iehilfen  nainenllich 
in  den  „Saisonbetrieben"  sehr  stark  sclnvaakl  und  daTs  deshalb  eine 
Durchschnittszahl  nicht  immer  einfach  zu  ermitteln  ist,  dals  aur>er- 
dem  fiir  die  verschiedenen  (lewerbe  die  I  hätigkeit  eines  (iehilfen 
für  den  Arbeitgeber  einen  sehr  verschiedenen  (iewinn  bedeutet,  je 
nachdem  z.  B.  das  Gewerbe  die  licKulzLuig  schnell  fordernder 
Maschinen  gestattet  oder  nicht.  Dieser  Malsstab  würde  also  da 
ungleich  wirken,  wo  viele  Gewerbe  an  einem  Orte  betrieben  werden. 
Die  ausgedehnteste  Verwendung  wird  wohl  der  Mafsstab  des  Hin- 
kommens finden  können,  das  an  der  Hand  der  Steuerveranlagungen 
regelmäfsig  leicht  festxustellc»  ist  Die  ausdrQcldicfae  Basugnahine 
auf  die  Steuerverhältnisse  ist  dabei  dringend  2U  empfehlen;  man 
spart  dann  wiederholte  Ermittelungen  über  die  Einkommenss'er* 
hältnisse,  die  bei  den  Hausindustrielten  beim  Mangel  geordneter 
Buchführung  und  bei  starkem  Schwanken  des  Verdienstes  meist 
nicht  elnhch,  jeden£üb  aber  lästig  sein  werden.  Deshalb  wird  auch 
auf  die  im  Gesetz  sonst  schon  gezogene  Grenze  —  2CX)0  MIc  Jahres- 
arbeitsverdienst —  überall  da  verzichtet  werden  müssen,  wo  diese 
Grenze  in  den  Steuergesetzen  fehlt  Da  aber  diese  Grenze  auch 
nur  eine  vnllkürliche  ist  und  dabei  wegen  der  wechselnden  Kosten 
der  Lebenshaltung  in  den  verschiedenen  Bezirken  sehr  ux^leich 
wiricen  muls»  so  kann  sie  dem  wichtigen  Gesichtspunkt  der  leichten 
Ermittelung  unbedenklich  geopfert  werden.  Zu  prüfen  wird  femer 
sein,  ob  nach  den  ortlidien  Verhältnissen  das  gesamte  Einkommen 
oder  —  nach  dem  Vorgange  des  Gesetzes  —  nur  das  gewerbliche 
zu  berücksichtigen  ist  Wird  in  letztem  Sinne  entschieden,  so  wird 
die  Gewerbesteuer  zu  benutzen  sein.  In  Preulsen  empfiehlt  sich 
z.  B.  die  Heranziehung  derjenigen  Hausindustriellen,  die  zur  Ge- 
werbesteuer frei  veranlagt  sind.  Allerdings  würden  dabei  nur  die- 
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jcni^^cMi  versicherungspflichtig^,  die  weni^^er  als  1 500  Mk.  gewerbliches 
Kinkoiiuncri  beziehen:  diese  cnji^trc  Bc^^rcnziin^^  hat  inrlcsscn  manche 
sachHchcii  und  formellen  X'orteile.  Sie  beschwichtii^t  z.  R.  die  er- 
wähnten Bedenken  der  Aerzte,  erleichtert  häutig'  die  Abgrenzung 
der  Hau.sindustriellcn  vom  ganz  selbständii^en  ( i ewerbetreibenden, 
vermindert  die  unbecjuemen  Fälle  vom  Doppclarbciti  auf  die  wir 
noch  koiiinien  werden,  u.  s.  w. 

Die  Frage,  ob  man  auch  die  Hausindustriellen  heranziehen  soll, 
die  Roh-  und  Hilfsstotfc  selbst  beschaffen,  wird  meist  zu  bejahen 
sein.  Macht  man  erst  tlea  Unterschied  zwischen  den  besser  und 
den  iniiider  gut  i;e>tellten  Hausiridustriellen,  so  wird  eine  weitere 
L  nterscheidung  nach  dem  Bezüge  der  Roh-  und  HilfsstotTe  sachlich 
kaum  noch  eine  Bedeutung  haben,  \väl!t  Lnd  sie  anderseits  die  Gefahr 
von  /writi  Ii    jber  den  Bcj^rriff  dieser  SUiffe  in  sich  birj^t. 

ScllLii  werden  die  l  alle  sein,  welche  eine  Zu  aiii;.^\  li  .-.icliLr  Ling 
der  Hausindustricllen  auch  für  die  Zeit  gestatten,  während  welcher 
sie  vorübergehend  für  eigene  Rechnung  arbeiten.  Wir  werden  noch 
sehen,  daJs  bei  der  Durchfuhrung  der  Zwangsversichcrung  die  Mit- 
wirkung der  Arbeitgeber  nicht  gut  zu  entbehren  ist;  diese  l^t- 
wirkui^  setzt  aber  regelmalsig  voraus,  dafs  zwischen  Arbeitgeber 
und  Arbeiter  feste  Beziehungen  bestehen.  Es  wird  sich  daher  z.  B. 
eine  VerpfUchtui^  der  Arbeitgeber,  für  Hausindustrielle,  die  sie  gar 
nicht  mehr  beschäftigen,  die  Beiträge  weiter  zu  entrichten,  nur  da 
rechtfertigen  lassen,  wo  wenigstens  einige  Giewäfar  daflir  geboten  ist, 
dais  die  mit  der  Beendigung  des  Arbeitsverhältnisses  abgebrochenen 
Beziehungen  si>ater  wieder  angeknüpft  werden,  dafs  also  der  Maus* 
industrielle  das  alte  ArfaeitsverhShnts  wieder  aufhebmoi  wird.  Nur 
dann  würde  dem  Arbeitgeber  die  Möglichkeit  gdioteni  den  vom 
Arbeiter  zu  tragenden  Teil  der  Beiträge  durch  Lohnabzüge  wieder 
einzuziehen.  Solche  Verhaltnisse  werden  voraussichtlich  nur  da 
vorliegen,  wo  fitr  die  Hausindustriellen  eines  Gewerbszweiges  über« 
haupt  nur  ein  Arbeitgeber  (Grolsbetrieb)  am  Orte  vorhanden  ist 

Den  schlielsUch  noch  anzustellenden  Erörterungen  über  das 
.Verfahren  bei  Durchführung  der  Versicherung  (§  54  Krankenver- 
sicherungsgesetz) ist  jedenfalk  der  Gnrundsatz  voranzustellen,  dafs 
jede  Abweichung  von  den  fiir  die  übrigen  Versicherten  geltenden 
Bestimmungen  nach  Möglichkeit  zu  vermeiden  ist,  weil  dadurch 
immer  wieder  die  mifsliche  Feststellung  darüber  nötig  wird,  ob 
Hausindustrie  oder  Heimarbeit  vorliegt    Ein  Bedürfinis  zur  Ab- 
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weichun^  von  den  allgemeinen  Regeln  liegt  aber  glüddichemreiae 
auch  nicht  vor. 

Eine  Bemessung  der  Beiträge  und  Unterstützungen  nach  Piro- 
zenten  des  wirklichen  Arbeitsverdienstes,  wie  sie  nach  §  54  Absatz  2 
Nr.  2  des  Gesetzes  ^i^cstattet  ist,  wird  sich  kaum  je  empfehlen. 
Denn  wo  der  X'erdicnst  der  Hausindustriellen  stark  schwankt,  würde 
auch  (las  Krankengeld  schwanken,  je  nachdem  der  erzielte  Ver- 
dienst bei  Eintritt  der  Krankheit  zufallig  hoch  oder  gering  ist.  Un- 
gleichheiten und  Härten  wären  dabei  unvermeidlit  h.  Bei  gleich- 
mafsigem  V^erdienst  ist  aber  die  Einreihung  der  Hausindustriellen 
in  die  Klassen  der  versicherten  Werkstattarbeiter  unschwer  zu  be- 
wirketi.  Nur  bei  Krnnkenkassen ,  bei  denen  die  Mitglieder  sonst 
nach  Aller  und  (Teschleclit  in  Klassen  eingeteilt  sind,  können  sich 
vielleicht  Mifs.siämle  insofern  herausstellen,  nl«?  der  \'erdienst  nicht 
voll  besciiäftigter  Hausinduslrieller  erheblich  ^ei^en  den  DurchschnitLs- 
verdienst  ihrer  Klasse  zurückbleiben  kann.  In  solchen  Fällen  \i*iirf1e 
dann  leicht  ein  Hausindu>trieller  an  kranken;j^eld,  das  iiutKlc:>lca> 
die  Hälfte  des  Durchschnittslohnes  ausmachen  nuib,  mehr  erhalten 
können,  als  er  in  gesunden  Tagen  verdient.  Hier  aber  wird  es 
Sache  der  betreffenden  Krankenkassen  sein,  du  kla>seneinte!lumT 
nach  Alter  und  Geschlecht  zu  ersetzen  durch  eine  solche  nach  der 
Lohnliöhe.  Die  Einreihung  der  einzelnen  in  diese  Lohnklasscn  ist 
auch  bei  schwankendem  Arbeitsverdienst,  wie  die  Erfalirung  bei 
den  Stücklohnarbeitern  gezeigt  hat,  keineswegs  so  schwierig,  wie 
es  scheinen  könnte.  *) 

Nicht  so  einfach  liegen  die  Fragen,  die  sich  aus  einer  Heran- 
ziehuiiL;  tier  Arheiti^eber  zur  Durciilulu un^^  der  Versicheruni^  ent- 
wickeln. Es  i.vt  bekannt,  dals  das  (iesetz  den  Arl)eiti.;eber  im  W'erk- 
stattbetricbc  zu  dreierlei  verpflichtet;  zur  An-  und  .Abmeldung  de-s 
Arbeiters,  zur  Einzahlung  der  vollen  Beiträge  und  Eintrittsgelder  an 
die  Krankenkasse  und  zur  Bestreitung  eines  Drittels  der  Beiträge 
aus  eigenen  Mitteln.  Theoretisch  einfadi  und  gesetztich  zulässig 
wäre  es,  wenn  man  unter  Verzicht  auf  jede  dieser  Pflichten  des 
Arbeitgebers  die  Hausindustriellen  allein  der  Kasse  gegenüber  zur 


1)  O.  Weigert  („SoziAle  Praxis**  Nr.  35  vom  vj.  Mai  1897)  hilt  «war  die  Fest- 
stellung der  BeitrSgc  in  Prozenten  des  wirldichea  Aibeitsveidienstes  für  eiif  gutes 
Mittel  aar  Beseitigung  der  meisten  bler  erÖiteiteB  Sdiwterigkeiten;  rar  DnrchfOhnng 
seiner  Vorschläge  fordert  er  al>er  weitgehende  und  grundsStdicfae  Aenderanges  des 
Gesetaes,  die  Icaiom  auf  Zustimmung  werden  reclmen  Itönnen. 
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Meidung  und  zur  Einzahlung  und  Bestreitung  der  Beiträge  ver- 
pflichtete: praktisch  wäre  diese  Lösung  wohl  überall  ein  Unding. 
Denn  der  Mangel  an  Stetigkeit,  der  sich  in  der  wirtschaftlichen 
Lage  der  Arbeiter  überliD-ipt  zch^i,  ist  bei  den  Hausindustriellen 
nur  wen^  gemildert  und  fordert  bei  ihnen  ebenso  gebieterisch  die 
Schaffung  fester  Punkte,  an  denen  eine  wirksame  Kontrolle  für  die 
Durchfuhrung  der  Versicherung,  die  unerläfsliche  Dasei n>;bedingung 
für  jede  Krankenkasse  einsetzen  kann.  Dafs  diese  Kontrolle  nur  bei 
den  sefshafteren  und  zahlungsfähigeren  Arbeitgebern  mit  Erfolg  ge- 
übt werden  kann,  bctlarf  keiner  Hcgründiin«^  mehr.  Andrerseits  sind 
auch  die  wirtschafthchen  Hr7i<  fum-^a-n  zwischen  Arbeitgeber  und 
.'\rhcitcr  in  der  Hausindustrie  kaum  von  denen  im  VV'erkstattbetriebc 
verschieden  und  es  ist  daher  schon  vom  Standjjunkt  ausgleichender 
Gerechtigkeit  aus  nur  zu  bmigen,  wenn  hier  eine  Kevorzu^^uiiL;  eines 
Teil;^  der  Arbeitgeber  beseitigt  wird,  die  nur  durch  die  technischen 
Eigentümhrhkeiten  ihres  Gewerbszweiges  ermöglicht  wurde,  also 
der  inneren  Berechtigung  vöHi^  entbehrt. 

Man  wendet  ein,  das  Arbeitsverhältnis  in  der  Hausindustrie  sei 
hinsichtlich  der  Dauer  oft  ganz,  unbestimmt ;  eine  Arbeit,  die  \  iel- 
leicht  in  Tagen  beendigt  sein  könne,  wertle  oft  erst  nach  Wochen 
abgchefert,  nicht  selten  auch  unerledigt  wieder  zurückgebracht,  bii 
ersten  Falle  müsse  der  Arbeitgeber  für  ungebührlich  lange  Zeit 
Beiträge  entrichten,  im  zweiten  halle  würde  ihm  aulserdem  die 
Möglichkeit  genommen,  den  vom  Arbeiter  zu  tragenden  Anteil  wieder 
einzuziehen,  weil  eine  Lohnforderung  des  Arbeiters  gegen  ihn  nicht 
entstehe.  Theoretisch  sind  dicbe  Bedenken  zutreffend,  und  sie  köimteii 
nach  l-age  des  Gesetzes  auch  kaum  dadurch  beseitigt  werden,  dafs 
man  die  Verpflichtung  zur  Anmeldung  und  Beitragszahlung  erst 
dann  beginnen  lälst,  wenn  ein  Lohnanspruch  entstanden  ist.  Praktisch 
haben  diese  Fälle  aber  wenig  zu  bedeuten.  Die  ungebührliche 
Verzögerung  der  Arbeit  liegt  doch  nur  an  der  Nachsicht  des  Arbeit* 
gebers,  der  sie  jetzt  üben  kann,  weil  sich  keine  besonderen  Nach- 
teile daraus  ergaben;  will  er  aber  ernstlich  die  schnellere  Erledigung 
der  Arbeit  durchsetzen,  dann  werden  ihm  als  dem  wirtschaftlich 
stärkeren  auch  zweifellos  wirksame  Mittel  dafür  zu  Gebote  stehen. 
Die  Fälle  aber,  in  denen  eine  Arbeit  überhaupt  unerledigt  zurück- 
gegeben wird,  bilden  bei  dem  Ueberflufs  hausindustrieller  Arbeits« 
kräfte  offenbar  seltene  Ausnahmen,  und  die  Nachteile,  die  dara\is 
entstehen  können,  sind  wenigstens  dann  gering,  wenn  der  Arbeit* 
geber,  wie  angedeutet»  auf  rechtzeitige  Ablieferung  zu  halten  sich 
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gewöhiil.  SchlieLslich  ist  es  ja  doch  aurh  sonst  nichts  uii^'ewöhn- 
lichcs,  (lals  ilcm  Arbeitgeber  aus  der  Thäti^kcit  eines  Arbeiters  statt 
des  erhofften  Gewinns  durch  Huscharbeit,  Ssu:hbeschä4igung  u.  s.  w. 
geradezu  Schaden  erwächst. 

Aucli  \f>m  StaiK Ipunk't  eines  Teils  der  Hausiiulusiricllcii  selhist 
betrachtet,  soll  an^^ebhch  die  Heranziehung  der  Arlxit^^'chci  licdcr.kcn 
haben.  Man  furchtet  nämüch  für  diejenigen  Hausin(hisiriclkii ,  die 
aus  in^cnd  einem  (Irundr  nicht  voW  beschäftigt  siiui,  eine  \'er- 
ringeruiig  tlcr  Arbeil^gelegenhcil,  weil  voraussieht  lieh  den  Arbeit- 
gebern ^he  Lasten  der  Melduni;en  und  Heilrai^szahluiit^eii  zu  unfx*<|uent 
sein  würden,  als  dafs  sie  tlle^ell)en  für  Arbeiter  ühcrnelinieii  >ollten, 
deren  Leistungen  nicht  mehr  ini  riehti^^en  X'eriiälliiis  zu  jenen  Lasten 
stehen.  Hier  koniriien  aber  doch  luit^'licjenigen  Arbeitiiehmci  in 
Frage,  die  wegen  Gebrechen  oder  AÜTrsschwächc  nicht  uiciir  im- 
stande sind,  vullc  Arbeit  zu  leisten,  und  auf  .sie  hat  ja  das  Gesetz 
bereits  Rücksicht  genommen:  sie  können  sich  nach  §  3a  von  der 
Versichcrungspflicht  überhaupt  befreien  la||cn.  Wer  aber  noch  im 
Vollbesitze  der  Arbeitskraft  ist,  wird  von  der  »ngcdcuteten  Abneigung 
der  Arbeitgeber  geradezu  Vorteil  eswarten  können.  Ks  ist  nämlich 
nicht  ausgeschlossen»  dals  nach  Ausdehnung  der  Zwangsverächerung 
die  Arbeitgeber  zur  Vereinfechung  ihrer  Pflichten  eine  Verteilung 
der  Arbeit  auf  nur  wenige,  dafiir  aber  voll  beschäftigte  Arbeiter  ein- 
treten lassen  werden,  während  die  Hausindustriellen  jetst  vidfiich 
unter  erheblichem  Verlust  an  kostbarer  Arbeitszeit  von  einem  Arbeit» 
geber  zum  andern  laufen  müssen,  um  ein  gerade  vorhandenes  geringes 
Mafe  von  Arbeit  zugeteilt  zu  erhalten.  Der  Gewinn,  den  beide 
Teile  davon  hatten,  liegt  auf  der  Hand.  Uebrigens  ist  auch  hier 
schon  darauf  hinzuweisen,  dals  eine  Gelegenheitsarbeit,  deren  Dauer 
„durch  die  Natur  ihres  Gegenstandes  auf  einen  Zeitraum  von  wen^r 
als  einer  Woche  beschränkt  ist,"  die  VersicherungspfU^t  überhaupt 
nicht  begründet  (§  I  des  Gesetzes),  womit  natürlich  zahlreiche  an 
sich  hierher  gehörende  Arbeitsverhältnisse  iiir  die  VeRnchening9> 
frage  ausscheiden. 

Sehr  unbequem  erscheinen  zunächst  die  zahlreichen  Fälle,  in 
denen  ein  Hausindustrieller  gleichzeitig  für  mehrere  Arbeitgeber 
thätig  ist.  Hei  näherer  Betrachtung  schwinden  indessen  auch  hier 
die  Kedenken.  Einmal  brauchen  wir  von  den  Fällen  dieser  Art 
hier  überhaupt  nur  einen  kleinen  Teil  zu  berücksichtigen.  Im  aU- 
gemeinen  gilt  nämlich  der  Grundsatz,  dals  Doppclarbeit  am  häufigsten 
bei  den  besser  gestellten  Hausindustriellen  zu  hnden  ist,  und  dals 
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sie  bei  der  untersten  Klasse  in  wichtigen  (iewerbszwoigcn,  z.  H.  in 
der  Konfektion  vielfach  überhaupt  nicht  vorkonnnt.  Zieht  man 
also,  wie  vorgeschlagen,  die  wirtschaftlich  gut  gestellten  Haus- 
industnellen  zur  Zwangsversicherung  nicht  heran,  so  scheidet  man 
damit  auch  zahlreiche,  und  gerade  die  schwierigsten  Falle  der  Doppel- 
arbett  aii&  Eine  sehr  wesentliche  Einschränkung  ergiebt  sich  femer 
aus  der  Erwägung,  dals  Doppelarbeit  hauüg  dadurch  entsteht,  dals 
neben  einer  Hauptbeschäftigung  zur  vollen  At^utzung  der  Arbeits« 
kraft  noch  Nebenbeschäftigung  übernommen  wird.  Diese  kano  natur- 
gemäß nur  von  geringem  Umfange  sein  und  wird  nach  dem  eben 
mitgeteilten  Grundsatz  des  §  i  des  Gesetzes  die  Verstcherungs^ 
pflicht  nicht  bedingen.  Endlich  ist  auch  hier  die  Erwartung  be- 
rechtigt, dals  die  Ausdehnung  der  Zwangsversichening  die  Arbeit- 
geber zu  einer  andern  Verteilung  der  Arbeit  veranlassen  wird,  bei 
der  die  von  einem  Arbeitgeber  voll  beschäftigten  Hausindustriellen 
an  Zahl  zunehmen,  die  gleichzeitig  iiir  mehrere  Thätigen  dag^en 
abnehmen  würden.  Immerhin  wird  Doppelarbeit  nicht  ganz  ver- 
schwinden; die  Frage  muls  also  gelöst  werden.  Ist  für  die  Betriebe 
der  mehreren  Arbeitgeber  dieselbe  Krankenkasse  zustandig,  so  hat 
das  Gesetz  (§52  Absatz  2)  hierfür  die  Lösung  bereits  g^geberu 
Kommen  aber  verschiedene  Kassen  in  Frage,  z.  B.  beim  Vorhanden- 
sein einer  Orts^  und  einer  Innungskrankenkasse  fiir  dasselbe  Gewerbe^ 
so  lälst  uns  das  Gesetz  im  Stich.  Dem  Wortlaute  des  Gesetzes 
würde  es  nitht  gerade  wiedersprechen,  in  solchen  Fällen  eine  Zwangs- 
versicherung gleichzeitig  bei  mehreren  Kassen  zuzulassen;  da  dies 
aber  niirsbräuchliche  Ausnutzung  der  Krankenkassen,  lästige  Zu- 
ständigkeitüfragen  z.  B.  bei  der  ärztlichen  Behandlung  u.  s.  W.  zur 
Folge  haben  wird,  so  empfiehlt  sich  eine  andere  Regelung,  die 
aulserhalb  der  Cirenzen  des  Gesetzes  gefunden  werden  kann,  da 
dieses  den  Fall  nicht  \'orsieht  So  wird  es  angängig  sein,  dals  man 
die  V^ersicherungspflicht  immer  nur  aus  dem  zuerst  begonnenen 
Arbeits\  erhältnis  herleitet  und  jedes  spater  b^onnene  erst  dann  für 
die  Versicherung  niafsgebend  sein  lä(st,  wenn  das  frühere  beendet 
ist.  Natürlich  werden  dabei  nur  solche  Arbeitsverhältnisse  berück- 
sichtigt, die  überhaupt  die  Versicherungspflicht  begründen.  Zum 
Nachweis  der  schon  bestehenden  Versicherung  gegenüber  dem 
spatdren  Arbeitgeber,  werden  die  Kassen  auf  Verlangen  Bcsclieini- 
gungen  auszustellen  haben,  falls  das  Kassenbuch  hierzu  ni(  lit  aus- 
reichen sollte.  Allerdings  wird  man  den  späteren  Arbeitgeber  nicht 
guit  verpflichten  können,  fortlaufend  zu  prüfen,  ob  das  vorhergehende 
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Arbeitsverhältnis  beendet  ist  und  damit  fiir  ihn  die  Meldepflicht 
brennen  hat,  und  es  würde  der  Fall  eintreten  können,  dals  eine 
versicherungspflichtige  Person  nicht  gemeldet  ist,  ohne  daO»  der 
Arbeitgeber  dafiir  verantwortlich  gems^ht  werden  könnte.  Voll- 
kommen gleichartige  Fälle  ruft  aber  auch  jetzt  schon  die  eigen* 
tümliche  Stellung  der  eingeschriebenen  HilCskassen  her\'or;  die 
Kassen  erleiden  dabei  gelegentlich  kleine  Ausfälle  an  Beiträgen;, 
besondere  Klagen  darüber  sind  nicht  laut  geworden. 

Die  Unbilligkeit,  dais  hier  aus  rein  zufälligen  Ursachen  ein 
Arbeitgeber  Lasten  allein  zu  tragen  hat,  die  eigentlich  zu  einem 
Teile  von  andern  getragen  werden  sollten,  wird  sicher  bei  der 
fjrofsen  Zahl  \on  HausiiKlustriellen  und  dem  Wechsel  der  Arbeits- 
verhältnisse mit  der  Zeit  einen  Ausgleich  finden.  Dem  Bedenken 
aber,  dals  (üe  Hausindustriellen  selbst  unter  dieser  Regelung  schwer 
leiden  würden,  weil  später  niemand  mehr  „erster  Arbeitgeber"  würde 
sein  wollen,  kann  man  getrost  entge^'cn  halten,  dals  den  Arbeit- 
gebern schÜefslieh  keine  Wahl  mehr  bleiben  würde,  wenn  sie  nicht 
auf  Hausindustrie  überhaupt  verzichten  wollen.  Im  übrigen  ist  auf 
die  Invaliditätsversicherung  zu  verweisen,  wo  sich  auch  in  zahlreichen 
Fällen  alhvr>clientlirli  ein  Arbeitf^ebcr  finden  muls  und  aurh  firidct. 
der  die  Marke  klebt  und  damit  für  diese  Woche  den  übrigen  Arbeit- 
gebern ihre  Pflicht  abnimmt. 

J'-iuilich  nötigt  zu  besonderer  l\rörterun^  noch  der  Umstand, 
dals  in  der  Hausindustrie  .sich  häulig  zwisclien  .Arbeitgeber  und 
Arbeiter  ein  Zwischenbetrieb  etiiscl)iebt,  dessen  lnhal)er  Arbeit- 
geber und  Arbeiter  in  einer  Person  ist.  Wirtschaftlich  l)etrachlel 
liegt  hier  eiiu:  Besonderheit  eigentlich  nicht  vor;  in  der  Dreiteilufig 
erkeiHit  man  unschwer  den  Arbeitgeber,  den  Hctricb.sbcamten  oder 
Werkfuhrer  und  den  Arbeiter  wieder,  wie  man  sie  in  jedem 
grülscrcn  W'erLstattbetriebe  findet.  Ligentündich  ist  lediglich  die 
räumliclie  Trennung.  Da  diese  aber,  wie  melirfach  her\orgehoben, 
nur  auf  Zufälligkeiten  beruht  und  daher  eine  besondere  Behandlung 
der  Arbeitgeber  solcher  Betriebe  nicht  rechtfertigen  kann,  so  weist 
schon  das  Gesetz  darauf  hin,  den  Inhaber  des  Hauptbetriebs 
wenigstens  dann  als  Arbeitgeber  auch  der  fiir  den  Zwischenbetrieb 
thätigen  Personen  zu  behandeln,  wenn  der  Inhaber  des  Zwischen* 
betriebes  selbst  zu  den  versicherungspflichtigen  Haustndustriellen 
gehört  Die  Verantwortung  fiir  die  richtige  Meldung  der  Arbeiter 
des  Zwischenbetriebes  wird  man  allerdings  dem  Hauptarbeitgeber 
kaum  auferlegen  können.    Denn  die  empfindlichen  Strafen,  mit 
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denen  die  Vernachlässigung  der  Meldepflicht  bedrolit  ist,  lassen  sich 

nur  demjenigen  gegenüber  rechtfertigen,  der  eine  wirksame  Kon- 
trolle über   den  Wechsel  der  zu  meldenden   l'ersoiien  auszuüben 
vermag:  diese  Voraussetzung  fehlt  nber  beim  Hauj)tarbeitgebcr,  da 
Amiahnie   und  Kiillassung  der  Arbeitskräfte   im  Zwischenbetriebe 
sich  regelmilKig  ohne  seine  Mitwirkung  vollziehen.     Wolil  abei 
sprechen  i  rhebliclie  lirunde  dafür,  dem  Hauptarbcitgehcr  wenigstens 
die  Verpflichtung  zur  Kinznlilung  ckr  Beiträge  und  zur  Bestreitung 
des  Arbeitgeber- l)rittcl>  derselben  aufzuerlegen.    Abgesehen  davon, 
dals  alle  die  F^rwägungen  de>  ( re>eizgelH  rs,  die  überhaupt  zur  Heran- 
ziehung tkr  Arbeitgeber  geführt  haben,    hier  \iel   eher  auf  den 
liauplarljeilgebcr  al>  auf  den  hiliaber  des  Zwischenhetricbs  zutrelVcn, 
ist  es  auch  (lurch.ui>  erwünscht,  die  sich  hier  l)ieien(le  Gelegenheit 
zu  benutzen,   um  Ik/.iehungen  zwischen  dem  1  lauptarl)eitgeber  und 
den  für  ihn       äur>erlich  betrachtet  —  nur  mittelbar,  wirtschaftlich 
aber  unmittelbar  thätigen  Personen  zu  schaffen.    Von  der  Her- 
stellung derartiger  Beziehungen  konnte  wohl  die  Beseitigung  mancher 
Schäden  erhofi^  werden,  die  die  Einrichtung  der  Zwischenbetriebe 
nach  ach  gezogen  hat  Dabei  entstehen  auch  hier  keine  unüber* 
windlichen  Hindernisse.  Da,  wo  ein  Zwischenbetrieb  von  mehreren 
Hauptarbeitgebem  zugleich  Beschäftigung  erhält,  wird  es  allerdings 
vorkommen  können,  dafs  infolge  von  Arbeitsteilung  im  Zwischen- 
betriebe  derselbe  Arbeiter  gleichzeitig  f\ir  mehrere  Hauptarbeitgeber 
thätig  ist,  und  dafs  dann  die  Fr^e  entsteht,  auf  wessen  Rechnung 
der  Inhaber  des  Zwischenbetriebes  einen  solchen  Arbeiter  zur 
Kasse  melden  soll.  Derartige  Fälle  sind  indessen  sicher  Ausnahmen, 
wenn   die   umfangreichen  Zwischenbetriebe,   in  denen  sie  eher 
vorkommen  werden,  von  der  Versicherungspflicht  ausgenommen 
werden;  wo  sie  aber  vorkommen,  wird  jeder  Arbeiter  auf  Rechnung 
des  Hauptarbeitgebers  zu  melden  sein,  für  den  er  hauptsachlich 
thätig  ist    Eine  solche  Abschätzung  der  Ar!)eit  mag  nicht  immer 
einfach  sein,  läist  sich  aber  bei  gutem  Willen   erreichen.  Die 
fernere  Besorgnis,  es  könnte  der  Inhaber  des  Zwiscbcnbetriebes  die 
ihm  gewährte  Meldefireiheit  mifsbrauchen  und  auf  Rechnung  eines 
Hauptarbeitgebcrs  Personen  nrutielden,  die  er  gar  nicht  für  jenen 
beschäftigt,  scheitert  an  der  Erwägung,  dafs  der  l  lauptarbeitgi  l)t  r 
sich  die  ixjhnbücher  wird  vorlegen  lassen  können,  und  dnfs  er  auch 
ohne  sie  zu  beurteilen  vermag,   wie  viel  Hilfskräfte   eit\e  gewisse 
Arheit  erfordert.    Der  Inhaber  des  Zwischenl  )et;-iel  >es  wurde  sich 
also  der  üefahr  aus.seUen,  nicht  nur  sich  eine  Arbcilsgelcgenbca 
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für  die  Zukunft  zu  verscherzen,  sondern  auch  slralrcchllich  belangt 
zu  werden. 

Wichtijrer  i>t  die  l'Vat,'e,  ob  nicht  etwa  die-  hi-  i  \  or^cM  lilaji^cne 
Rc^cluu};  zur  Fol^'e  hab«, n  würde,  dal«;  die  kleine!:  Zwischenl )cl riebe 
verschwinden  niül^len,  weil  die  i  lauptarbt  it^^ebcr  diejenigen  Zwischen- 
betriebe bevorzugen  würden,  deren  Inhaber  zu  den  besser  gestellten 
Hausgewerbetreibenden  gehören,  daher  nicht  selbst  versicherungs- 
pflichtig sind  und  die  I«a$t  der  Versicherang  för  ihr  Personal  selbst 
tra<;cn.  Die  Möglichkeit  einer  solchen  Entwicklung  sei  zugegeben, 
zu  bedauern  wäre  sie  kaum.  Man  erwäge  nur,  dafs  hier  nicht  etwa 
eine  Verringerung  des  sogen.  Mittelstandes  in  Frage  kommt;  dieser 
bleibt  unberührt,  sobald  man  nur  die  Grenze  iiir  die  versicherungs- 
pflichtigen Hausindustriellen  nicht  zu  weit  zieht  Auf  der  andereif 
Seite  bedeutet  die  Abnahme  solcher  Arbeitgeber,  die  ihrer  wirt- 
schaftlichen Stellung  nach  eigentlich  nur  Arbeiter  sind,  für  die  Ar- 
beiterschaft fast  einen  Gewinn.  Denn  die  Stellung  des  Arbei^ebeni 
im  heutigen  Wirtschaftsleben  ist  viel  zu  verantwortungsvoll,  als  daJs 
sie  mit  schwachen  Kräften  ausgeiullt  werden  könnte,  und  nach  den 
Erfahrungen,  die  man  taglich  bei  den  Gewerbegerichten  machen 
kann,  darf  man  wohl  behaupten,  dafs  die  I^e  des  Arbeiters  sich 
im  allgemeinen  verschlechtert,  je  weniger  leistungsfähig  der  Arbeit- 
geber ist. 

Nach  alle  dem  wird  man  nn  der  l^cberzeugung  festhalten 
können,  dafs  die  Ausdehnung  der  Krankenversicherung  auf  die 
Hausindustriellen  nicht  nur  erwünscht  sondern  auch  durchführbar 
ist  Mr)gen  einzelne  der  hier  gemachten  Vorschläge  schwerfällig 
sein  und  die  Besorgnis  vor  manchen  neuen  Schwierigkeiten  hervor- 
rufen) man  vergesse  nicht  zweierlei:  es  handelt  sich  dabei  nicht 
um  grundlegende  und  alltäglich  anzuwendende  Bestimmungen,  son- 
dern nur  darum,  dafs  die  beteiligten  Kreise  in  Ausnahmefallen  nicht 
ohne  Richtschnur  für  flas  einzuschlagende  Verfahren  gela^-^CTi  werden; 
anderseits  lei<let  der  gegenwärtige  Zustand  an  schlimmeren  Mils- 
ständen  als  der  zukünftige  sie  bringen  wird.  Der  wcscntlichefi 
sachlichen  Wrhessrruii;^^  wird  also  jedenfalls  keine  Wrsclilechlrruii^ 
im  W  rfalncii  gcgeinibci  ^IcIrii.  Mit  (renugthuung  ist  es  daher  zu 
begrui>cn,  dals  die  Reich>rcgierung  der  Anregung  der  Kommi'<«iion 
für  Arbcit»  r>tatistik  geff»!;^!  ist  und  sich  mit  dem  Cfcdankt  n  einer 
Au.s(l(li!!uiiL[  der  Kr.inkinversicherung  wenigstens  auf  du-  1  lau>- 
indu>uieiien  der  Kuiüekliun  trägt.')    (^b  eine  allgemeine  gesetzliche 

l>cm  Reichstag  i*t  dvr  Cnt«-uri  eines  GcseUc*  vorgelegt  word«u,  nach 
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R^eluag  auch  nur  für  einen  einzelnen  Gewcrbszwei^  inöj^lich  ist, 
erscheint  freilich  bei  den  erheblichen  örtlichen  Verschiedenheiten 
zweifelhaft.  X'ielleicht  empfiehlt  es  >ich  mehr,  eine  bessere  Gewähr 
dafür  zu  schaffen ,  dafs  von  der  Befugnis  zur  Ausdehnung  der 
Krankenversicherung  mehr  als  bisher  Gebrauch  gemacht  wird.  In- 
dessen die  h'orm  ist  unerheblich,  wenn  nur  die  Sache  gefördert  wird. 

Welchem  auch  der  Bundesrat  befugt  >>cm  soll,  die  Krankcnvcrüichenuig  auf  Haiuh 
industrielle  —  und  zwar  auch  fUr  bestimmte  Gewerbszweige  and  fttr  örtliche  Be> 
zirke  —  auszodebnen.  Bei  der  gnscbilderten  Vielseitigkeit  der  bierbci  aoftauchendeii 
Fragen  t»t  es  freiltcb  zweif<ühaft,  ob  giade  der  Bundesrat  geeignet  lat,  die  Klein« 
arbeit  zu  vcrricbten,  die  zur  BerUcksicbtigong  zahlreicher  örtlicher  und  gewerblicher 
Eigentttmlichkeiten  nötig  ist.  Vielleieht  empfiehlt  •  >  ^ich  mehr,  diese  Arbeit  dvn 
Gemeintleii  und  weiteren  Kommunalverbänden,  die  den  Verhältnissen  näher  stehen, 
7Äi  belassen  und  nur  nach  Art  des  §  i  Absatz  5  der  <  icw>'rbi'-(  "irrichtsonlntinp  eine 
( ifWiihr  dafür  /.u  x  liaffeu,  fJafs  nnrh  diese  Orjjane  von  der  iliiK  ii  ^c-;^i-l)i-!ii-ii  Hrlugnis 
Gebrauch  machen.  Dabei  wircl  ireilich  dem  Hundesrat  eine  weitgehende  Mitwirkuog 
gesidxrt  werden  mttiaen;  andemlalls  könnte  eine  angleiche  Behandlung  derselben 
Gewerbszweige  in  den  verechiedencn  Gegoiden  des  Rdchs  eintreten,  was  w^en  der 
mit  der  KrankenTersicherung  verbundenen  Lasten  die  von  der  Aoadehnung  der  Ver- 
sicherung  betroffenen  Betriebe  zn.  lebhaften  Klagen  Aber  Erschwerung  der  Kon> 
kurrenz  u.  s.  w.  veranlassen  würde. 
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Die  heutige  Gewerkschaftsbewegung  in  der  Schweiz. 

Von 

ALBERT  STECK, 
in  Bern. 

Um  die  Gcwcrkschviftsbcwci^iin^r  unserer  Zeit  richtig  zu  beur- 
teilen, wird  es  mehr  und  mehr  nulweiuh^,  sie  nicht  als  ^elbi.tändiJ,^e, 
ausschliefslich  dem  wirtschaftlichen  Berufsleben  angehörende  Er- 
scheinung, sondern  als  einen  Teil  des  modernen  Klassenkampfes 
aufzufassen.  Sie  ist  nur  zum  kleinsten  Teile  noch  auf  die  Forderui^ 
der  Interessen  des  Berufes  im  allgemeinen  gerichtet  Auch  die  be* 
sonderen  Interessen  des  Benifisarfteiters  erschöpfen  ihr  Programm 
nicht  mehr.  Das  allgemeine  Arbeiterinteresse,  das  Standesinteresse, 
tritt  mit  der  Vereinigung  der  verschiedenen  beruflichen  Organisa« 
tionen  zu  einem  gewerkschaftlichen  Granzen  immer  starker  hervor. 
Wir  sehen,  mindestens  in  gleichem  Mafse,  nicht  nur  Arbeiter 
aus  den  verschiedenen  Beru&arten  im  gewerkschaftlichen  Kampfe 
stehen,  sondern  auch  den  Lohnarbeiter  als  solchen,  der  zum  Wider- 
stand und  Kampf  gegen  seinen  Arbei^eber,  ^^er  auch  g^en  dte 
Arbeitgeberschaft,  ja,  gegen  den  Kapitalismus  überhaupt,  seine 
Organisationen  schafft  und  unterhalt  Dem  Beru&bewufstsein  ist 
das  Klassenbewurstsein  auch  auf  gewerkschaftlichem  Boden  zur  Seite 
getreten  und  vielfach  ist  dieses  stärker  geworden  als  jenes.  Das 
entspricht  auch  der  fortgeschrittenen  Aii>eitsteilung  und  der  Ver- 
drängung des  Handwerks  durch  den  fabrikmäfsigen  Maschinen- 
b<  tr •  !).  Im  Einklan^^  mit  dieser  Erscheinung  steht  nicht  nur  die 
Ausclciinun<;  dei  Bildung  gewerkschaftlicher  Vereinigun^i^en  weit 
iil)er  das  berufliclic  Gebiet  hinaus,  das  sie  ursprünglich  besetzt 
hielten,  sondern  auch  deren  Tendenz,  nicht  nur  den  Lohnarbeiter 
im  engeren  Wortsinne,  sondern  überhaupt  alle  Personen  zu  um> 


Digitized  by  Googl 


Di«  heutig«  G«w«rkicliBftsbewegiiii|;  in  d«r  Schweiz. 


887 


fassen,  die,  wie  die  Bezeichnunj^eii  der  Statistik  lauten,  „unselbständijj^ 
erwerben"  oder  „in  fremdem  dcschäft  thätig"  sind.  Die  i,a'werk- 
schaftliche  Organisation  umfalst  heute  da,  wo  sie  ungehindert  sich 
entfahen  konnte,  i^clcriite  wie  ungelernte  Arbeiter,  Handlanger,  Tage- 
löhner und  Tagcl(")hncrinncn  jeder  Art,  und  neben  dem  Arbeiter" 
sehen  wir  auch  den  liurcau-,  den  1  iandelsangestellten ,  ja,  da  und 
dori  LUch  >chon  den  kleinen  Beamten  von  ihr  erfafst.  Hier 
;:war  stehen  wir  erst  bei  Anfängen:  aber  soweit  sind  diese  doch 
schon  gediehen,  dafs  die  Tendenz,  aus  der  Gewerkschaftsbew^fung 
einen  Kampf  des  ganzen  Volksteiles  zu  machen,  der  vom  Besitze 
der  Produktionsmittel  ausgeschlossen  uimI  darum  im  Dienste  anderer 
•  sein  Brot  zu  suchen  gezwungen  ist,  deutlich  zu  Tage  tritt  Und 
nicht  um  höhern  Lohn  und  kürzere  Arbeitszeit  allein  wird  ge* 
kämpft,  sondern,  wie  die  Erfahrung  uns  lehrt,  ebenso  oft  und 
ebenso  energisch  um  das  unverkUmmerte  Recht  zur  Organisation 
selber,  also  um  ein  allgemein  bürgerliches  Recht,  das  dem  poli- 
tischen Gebiete  ai^ehort,  aber  dessen  Ausübung  durch  ökonomische 
Uebermacht  und  ihre  Kampfmittel  dem  Besitzlosen  vielfach  be- 
stritten und  unmöglich  gemacht  wird. 

Diesem  Charakter  der  neueren  Gewerkschaftsbewegung  ent- 
spricht  die  in  wachsendem  Mafse  bei  den  Kämpfen  der  einieelnen 
Beruisarten  sich  geltend  machende  Solidarität  der  ganzen  organi- 
sierten, der  gewerkschaftlich  sowohl,  wie  der  politisch  organisierten 
Arbeiterschaft-  Wie  die  Gewerkschaftsorganisation  da,  wo  sie  hierzu 
die  Freiheit  besitzt,  an  den  politischen  Kämpfen  der  Partei  des 
Proletariats  den  lebhaftesten  Anteil  nimmt,  so  kümmert  sich  auch 
wohl  die  Partei  um  die  gewerkschaftlichen  Kämpfe  und  unterstützt 
dieselben,  soweit  es  mit  ihrer  besonderen  Stellui^  und  ihi^n  be- 
sonderen  Aufgaben  vereinbar  erscheint. 

Nicht  überall  ist,  wie  leicht  begreiflich,  die  Durchdringung  der 
politischen  und  der  gewerkschaftlichen  Proletarierbewci^un«:,'  gleich 
weit  fortgeschritten.  Speziell  in  diesem  Zeichen  steht  aber  die 
(iewerkschaftsbewet^ung  in  der  Schwei/.,  und  zwar  war  sie  hierauf 
zu  einem  grofsen  Teile  historisch  von  ihrem  Beginne  an  angelegt- 
l)a  lie'^a  denn  auch  das  Salzkorn  der  Wahrheit  in  dem  oft  aus  Ar- 
beitgeberkreisen ^^eiirirten  X'orwurfe,  dals  flic  Sozialdemokratie  an 
den  Strikes  die  Schuld  trage.  Icli  werde  darüber  bei  Besj)rechung 
einzelner  gewerkschaftlicher  Organisationsformen  Näheres  anzuführen 
haben.  Es  wirtl  >\ch  dabei  zeigen,  dafs  gerade  diese  Organisationen, 
die  als  Verbindungsglieder  zwischen  der  gewerkschaftlichen  und  der 
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politischen  Bewejjung  funktionieren,  auch  den  stärksten  hlinflurs  auf 
die  erstcrc  ausüben. 

Der  Klassenkampf  verlangt  zunächst  die  Saminlun}^  und  Or- 
^anisierunj^  der  Arbeiterklasse.  Diese  läfst  sich,  wo  die  Balui  dazu 
frei  ist;  am  leichtesten  und  umfassendsten  in  erster  Linie  auf  dem 
Boden  der  beruflichen  Interessen  vollziehen.  Es  lie^  darum  nahe, 
dafs  die  sozialdemokratische  Agitation,  wie  in  der  Schweiz  wirk- 
lich geschah,  von  der  Gewerkschaftsbewegung  ausc^ehe,  und  diese 
wird  dann  die  Grundlage  der  politischen  Bewe^'ung  bilden  und 
bleiben,  so  lange  die  letztere  nicht  in  überwiegendem  Mafsc  über 
die  gewerkschaftliche  Organisation  hinaus  im  Volke  Wurzeln  zu 
schlagen  vermag.  Die  beruflichen  Interessen  werden  sich  allmählich 
wie  von  selber  zu  den  Interessen  der  Klasse  erweitern,  ohne  des- 
halb zurückzutreten.  So  werden  beide  Bewegungen  im  Bcwutstsein 
des  „organisierten"  Arbeiters  nach  und  nach  zusammenfliefsen  und 
untrennbar  mit  einander  verwachsen.  Das  hat  die  Folge,  dafs  die 
politische  Bewegung  sich  nicht  leicht,  etwa  als  ideale  Bewegung, 
weit  über  die  gewerkschaftliche  hinaus  zu  entwickeln  vermag,  son» 
dem  an  deren  Fortschritte,  die  sie  freilich  aufserordentlich  fordern 
kann,  zunächst  gebunden  bleibt.  Ein  Korrektiv  solcher  Beschränkung 
fand  sich  aber  in  der  Schweiz  in  der  alten  politischen  Arbeiter* 
Verbindung  des  „Schweizeriscl  i  ri  '  rnitlivereins",  sobald  sich  diese  zur 
Sozialdemokratie  bekannte  und  damit  auf  den  Boden  des  bewufsten 
Klassenkampfes  begab.  I^erner  versuchte  die  l888  begründete 
„schweizerische  soziaklemokratische  Partei"  eine  von  der  Gewerk- 
schaftsbewegung unabhängige  Sammlui^  der  sozialdemokratisch  ge- 
sinnten Elemente  des  q^anTien  Volkes.  Beide  Organisationen  nnis-^cn 
sich  aber  praktisch  doch  auf  die  Gewerkscliaftsbewegim;^  stutzen, 
die  ihnen  ein  l;ui  Icil  ihni  politischen  Stärke  schafft.  Sie 
ergänzen  die  gewerkschaftliche  Organisation  jedoch  in  politischer 
Hinsicht  in  starkem  Mafsc  und  t:)ildcn  die  Wrbindung  zwisclien 
derselben  und  dem  von  ihr  noch  niclit  crfaf^ton  Proletariat,  Muwie 
mit  den  idealistischen  und  wissenschaftlich  uberzeugten  Anhängern 
der  Sozialdemokratie  aus  der  biargcrlichcn  Klasse.  Am  weitesten 
über  die  gewerkschaftlich-politische  Bewegung  hinaus  bildete  sich 
die  grofse,  alle  möglichen  Arheiterxereinigungen,  einschliefslich  der 
Krankenkassen,  kathnlischen  GeselU  ii\  creine  u.  s.  w.  umfassende  Or- 
ganisation des  „Schv,  ciixrischen  Arheiterbundes",  die  aber  haupt- 
sächlich nur  zur  Unterlage  dea  vom  Staate  subventionierten  Schwei- 
zerischen Arbeitersekretariates  dient    Ihre  Bedeutung  fiir  die  ge- 
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werkschaftliche  unc!  politische  Arln  iti  rbcwej^uu*^  ist  gleicluvolU 
nicht  zu  uiiierschätzeii.  Denn  eiiKrscii>  leistet  das  Sekretariat  mit 
sciacü  in  verschiedenen  Landestcilen  wuhnendcii  A'ljinikteii,  «iciicü 
nach  dem  ausj^esjMochenen  Wun'^che  ^rofser  i^cwerk-chifllicher 
Zci!tralverl)ände  noch  spezielle  Hci  uf»ckretäit'  hcjj^'cfu^l  werden 
sollten,  neben  >eiiien  sozialwissenschaftlichen  Auti^aben,  sach<^eniälser 
Weise  auch  hideutende  Dienste  in  aL;it,itori>clui-  und  ur^ani?>a- 
tori>cher  Beziehun;^  für  die  Kntwickekuij^  uml  AuNdehnun}::^  der  {ge- 
werkschaftlichen lie\vei;un<* ,  andererseits  erlaubt  doch  zuweilen  die 
weite  Ausdehnung'  tles  Arbeiterbundes,  zu  geei^^neten  politischen 
Aktionen  auch  über  flen  (irütlixerein  und  die  schweizerische  Partei 
hinaus  Bundesgenossen  heranzuziehen.  Diese  erweisen  sich  freilich 
nicht  immer  als  zuverläfsi^.  Das  hat  die  Initiative  für  die  unen^elt- 
Jiche  Krankenpflege  {gezeigt,  die  von  dem  mehr  als  100000  Arbeiter 
unpassenden  Arbeiterbunde  ausging,  aber  schon  an  der  Sammlung  der 
für  die  Vorlage  an  das  Volk  nötigen  50000 Unterschriften  scheiterte,  — 
Auf  diesem  hier  kurz  dargelegten  aligemeinen  Boden  der  Ar- 
beiterorganisation der  Schweiz  und  gemäls  den  hervorgehobenen 
Grundgedanken  des  Verhältnisses  der  gewerkschaftlichen  zu  der 
politischen  Bewegung  wird  das  nun  in  seinen  Hauptzügen  zu 
zeichnende  Bild  der  schweizerischen  Gewerkschaftsoiganisation  und 
ihres  Wirkens  in  neuester  Zeit  seine  richtige  Würdigung  finden. 

1.  Die  gewerkschaftliche  Organisation 
im  Allgemeinen. 

Die  hauptsachlichsten  Formen  der  bis  heute  ausschlierslich  der 
freien  Initiative  der  Arbeiter  überlassenen  ge^'erkschaftlichen  Olga« 
nisation  in  der  Schweiz  sind  folgende: 

der  allgemeine  Gewerkschaftsbund, 

der  berufliche  Zentralverband, 

die  lokale  Arbeiterunion  (lokaler  Arbeiter-  oder  Gewerk- 
schaftsbund j,  soweit  sie  gewerkschaftlichen  Zwecken  dient, 
die  Kinzelgewcrkschaft. 
Diese  Oiganisationsformen  verhalten  sich ,  die  niederste  aus- 
genommen ,   zu   einander  weniger  im  X'^erhältnis  der  Unter-  und 
Ueberordnung,  als  in  demjenigen  der  Beiordnung.    Wir  hai^n  es 
nicht  mit  einer  wohl  abgestuften  Hierarchie  zu  thun,  sondern  mit 
einem  freien  und  gleichberechtigten  Zusammenwirken,  dem  es  an 
gelegentlichen,  allerdings  meist  gerne  übersehenen  Kollisionen  nicht 
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fehlt  So  ist  es  wenigütens  thatsachlich ,  auch  wo  theoretisch, 
durch  Statuten  und  Reglemente,  das  Verhältnis  anders  geordnet 
ist  Dieser  Zustand  weist  auf  eine  gewisse  Unfertigkeit  der  ge- 
werkschaftlichen Bewegung  hin;  auf  einen  Gärungsprozefs,  der 
seine  definitive  Abklärung  noch  nicht  gefunden  hat  Das  Ferment 
aber,  das  eine  völlige  Abklärung  der  gewerkschaftlichen  Organi« 
sation  vielleicht  dauernd  verhindert,  dürfte  eben  die  Vermischung 
der  politischen  mit  der  gewerkschaftlichen  Bewegung  sein,  von 
der  in  der  Einleitung  gesprochen  wurde. 

Einzelstehende  Gewerkschaften  sind  bei  der  herrschenden 
Zentralisations-  und  Anschlufstendenz  zur  Ausnahme  geworden. 
Weitaus  die  meisten  Fachveretne  gehören  entweder  einem  allge* 
meinen  Gewerkschaftsbunde  schweizerischer  oder  lokaler  Art,  ein- 
schliefslich  der  Arbeiterunionen,  oder  einem  beruflichen  Zentral* 
verbände  oder  auch  beiden  Vereinigungsliormen  an.  Die  R^el  ist 
der  Anschlufs  an  die  lokale  Arbeiterunion  und  der  Anschlufs  an 
den  schweizerischen  Gcucrkscliaftsbund  sowohl,  wie  an  den  beruf- 
lichen Zentralvcrband ,  sofern  ein  solcher  besteht.  So  wenigstens 
in  der  <k  utschen  Schweiz  und  wenn  wir  die  eigenartige  Organisation 
des  Kisenbahnpersonals  bei  Seite  lassen.  Eine  nicht  klcitie  Zahl 
der  schweizerischen  organisierten  Arbeiter  gehört  mithin,  abgesehen 
von  den  rein  politischen  Verbindungen,  an :  der  lokalen  Gewerkschaft, 
dem  lokalen  Arbeitern ereinsvcrbande  (Union ,  Arbeiterbund ,  lokaler 
(icwerkschaftsbund),  dem  Zentralverband  des  Hcrufes  und  dem  all- 
gemeinen schweizerischen ,  deutschen  oder  roiiuuiischen  Gewerk- 
schaftsbund. Ein  besf)nc!crer  allj^u  nieiner  Gewerkschaft*^bund  besteht 
nämlich  auch  für  die  franz("».sische  Schweiz.  Dafs  hier,  auch  wenn 
wir  die  pohtischen  und  ^aselligen ,  die  kantonalen  und  Kreis- 
verbände auiser  Spiel  lassen ,  ein  »gewisses  Ueberniafs  an  Or^^ani- 
sation  herrscht,  kann  nicht  zweifelhaft  >ein.  Es  ist  daher  woiil  zu 
bei;reifen,  wrini  immer  wiefler  Tendenzen  nach  X'crcinfachung  der 
Organi>alioa  und  Entlastung  der  Mitglieder  \on  der  grof->en  Zaiil 
der  zu  leistenden  X'ereinsbeitrj^e  sich  geltend  machen.  Auch  dals 
die  kumplizierte  Ma.schine  mani<^'lahi^'e  Reibungen  und  gelegenthclie 
.Stockungen  zeigt,  kann  nicht  verwundern.  Nicht  seilen  erklärten 
Gewerkschaften,  sie  hätten  mit  ihrem  lokalen  Verbände  genug  und 
könnten  weitere  Organisationskosten  ihren  Mitgliedern  nicht  zu- 
muten. Andere  erklärten,  nicht  über  den  lokalen  Verband  und  den 
Anschlufs  an  ihren  beruflichen  Zentralverband  hinaus  noch  dem 
allgemeinen  Gewerkschaft^unde   beitreten   zu  können.  Wieder 


Digitized  by  Google 


Di«  beutige  Gcwcrkücbaft&bevcguug  in  der  Scbweu.  39 1 

anderen  war  die  Zugehörigkeit  mm  allgemeinen  Gewerkschafbbund 
das  Hindernis,  auch  ihrem  beruflichen  Zentralverbande  sich  anzu- 
schliefsen.  Auf  gewerkschaftlichen  Kongressen  und  Ddegierten- 
versammlungen  wurde  oft  die  Auflösung  beruflicher  Zentralverbande 
zu  Gunsten  des  allgemeinen  schweizerischen  Gewerkschaftsbundes  ver- 
langt, während  anderseits  wiederum  der  Austritt  \  on  Zentralverbändeii 
aus  dem  Gcwcrkschaftsbunde  BerUrworluiig  fand.  In  der  Tliat 
zeij^t  die  Entwickelungsgeschichte  der  schweizerischen  {gewerkschaft- 
lichen Orjjanisation  im  allgemeinen  ein  stetes  Schwanken,  Tasten 
und  Suchen  nach  den  endgültigen  Zentralisationsformen.  Schon  an 
der  Wiege  des  allgemeinen  Gewerkscliaftsbundos  stand  die  damals 
vom  Zentralverbande  der  Schneider  aufgeworfene  Frage  der  Auf- 
losung der  bcrufUclien  Zentralvcrbände  zu  Gunsten  des  Bundes. 
Seitdem  ist  die  Zahl  dieser  Zentralverbände  gewaltig  gewachsen; 
aber  auch  der  Gcwcrkschaftsbund  hat  am  allgemeinen  \\'ach<tum 
der  Rcwc^^ung  mächtig  teilgenommen.  ()l)}:,deich  er  sich  im  Jahre 
1891  ,  noch  entschiedener  sodaini  am  Kon^ncsse  des  Jahres  1S95, 
ausdrücklich  für  ?.einen  Aufbau  auf  die  ( irumlla^'e  einer  VereiniL;ung 
der  beruflichen  Zentralverbände,  nicht  der  einzelnen  Gewerkschaften, 
stellte,  so  ist  die  Frage  doch  noch  keineswegs  ciulgüliig  erledigt 
und  stehen  Theorie  und  Praxis  noch  immer  in  einem  gcwisi»en 
Widersjiruche. 

Heute  >choii  zu  entscheiden,  ob  da>  zcntralisti>che  oder  das 
föderal isti.sche  Prinzip  schhefslich  siegen  wird,  ist  uiuiiögiich.  Es 
hängt  dabei  viel  von  clcr  h.ntvvickclung  uikI  Gestaltung  der  poli- 
tisclun  Bewegung  ah.  Hin  ungeschmälertes  Wachstum,  (jedcihen 
uutl  Wirken  der  beruflichen  Zentraherbände  setzt  jedenfalls  eine 
engere  Begrenzung  der  Aufgaben  der  sie  zusammenfassenden  Zentral- 
organisation voraus,  als  die  im  allgemeinen  Gewerkschaftsbunde 
dermalen  geltende  Auflassung  sie  mit  sich  bringt  Sollte  es  den 
einzelnen  2^tralverl^den  in  hinreichender  Zahl  gelingen,  wie 
einige  es  schon  gewünscht  haben,  besondere  standige  berufliche 
Sekretariate  zu  begründen,  so  rnüfste  das  stark  im  föderalistischen 
Sinne  wirken.  Vielleicht  würde  man  dann  in  Bezug  auf  Zentrali- 
sation einzig  auf  die  im  Jahre  1886  gegründete,  seither  dem  Ge- 
werkscfaaftsbunde  zugefallene  „allgemeine  schweizerische  Reserve- 
kasse"  (Widerstandskasse  för  gewerkschaftliche  Kämpfe)  zurück* 
greifen  und  sich  neben  einer  blofsen  Kassenverwaltungskommission 
mit  einem  aus  Delegierten  der  Zentralvcrbände  zusammengesetzten, 
nur  zeitweise  und  im  BedürlhisftJl  zusammentretenden  Zentralkomitee 
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begattgen.  Doch  ist  es  audi  möglich,  dafs  die  gewerkschaftliche 
Bewcfjung  vor  einer  Entfaltung  im  grof^^ercn  Mafs>iabe  stehen  bleibt 
unt!  nur  als  Begleiterscheinung  der  politischen  Arbeiterbewegung 
in  deren  Rahmen,  ohne  Sonderexistenz,  sich  mehr  in  die  Breite  als 
in  die  Tiefe,  iTichr  extensiv  als  intensiv  weiter  entwickolt.  Dann 
dürfte  <">  flen  beruflichen  ZcnlraKci bänden  schwer  failt-n,  auf  die 
Dant  r  ihre  Stelluii;^  vind  ihre  l'lxistenz  zwischen  den  lokalen  .Arbeiter- 
unionen und  dein  allgemeinen  Gewerkschaftsbund  zu  behalten.  — 
Eine  kurze  Ueber^icht  und  Schilderung  der  verschiedenen  ge- 
werkschaftlichen Organisationen  der  Schweiz  wird  das  thatsächlichc 
Material  zu  diesen  allgenieinen  Ausführungen  im  cinzelneo  bei- 
bringen. 

II.  Der  „Allgemeine  schweizerische  Gewerk* 

Schaftsbund". 

Von  der  noch  jungen  (  icsamturganisation  des  Eisenbahnpersonals 
abgesehen,  ist  der  1880  begründete  allgemeine  Gewerkschaftsbund 
bei  weitem  die  zahlreichste  Zentralverbindung  auf  gewerksdiaft* 
lichem  Gebiete.  Seiner  Bestimmung,  alle  gewerkschaftlichen  Organi- 
sationen des  lindes  in  ein  Band  zu  üissen,  ist  er  in  den  letzten 
zehn  Jahren  bedeutend  naher  genickt.  Trotz  einer  starken  und 
teilweise  auch  rapiden  Ausdehnung  und  Ausgestaltung,  die  von 
häufigen  Statutenänderungen  b^leitet  war,  weist  er  noch  in  seinem 
heutigen  Wesen  die  Grundgedanken  seiner  Entstehung  deutlich  au£> 
Ja»  man  kann  sagen,  dafs  diese  sich  -sogar  mächtiger  gezeigt  haben, 
als  manche  nach  der  praktischen  Forderung  des  Augenblicks  ge- 
schaffene abweichende  Mafsnahmen  und  Beschlüsse.  Ein  kurzer 
Rückblick  auf  die  historische  Entwickelung  des  Bundes  erscheint 
daher  hier  im  Interesse  einer  getreuen  Schilderung  geboten. 

Der  allgemeine  Gewerkschaftsbund  ist  hervorgegangen  ans  dem 
alten  „5>chweizerischen  Arbeiterbund",  der  sich  nach  siebenjährigem 
Bestehen  im  Jahre  1880  auflöste.  Obgleich  nun  äufserlich  eine 
Trennung  der  vorher  verein^  gewesenen  politischen  und  gewerk- 
schaftlichen Elemente  \  orgenommen  wurde,  so  bot  im  Grunde  der 
neue  Gewerkschaftsbund  in  allem  Wesentlichen  doch  kein  neues 
Bild,  sondern  nur  eine  Fortsetzung  der  alten  Organisation,  Der 
von  400  stimmenden  Mitgliedern  dieser  letztern  einhellig  ange- 
noinmene  Auflösun^sbeschlufs  lautet  denn  auch :  „Der  Arbeiterbund 
löst  sich  in  seiner  jetzigen 'hör  m  auf  und  bildet  eine  Icdiq;- 
iiche  Gewerksdiaftsorganisation  auf  Grund  sozialistischer 
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Prinzipien".  Die  Statuten  des  Arbeiterbundes  hatten  als  Bundes* 
zweck  aufgestellt:  „Vereinij^unf;  aller  Arbcitergc-tll-cliaften  zu  einem 
Hunde,  um  sich  über  die  Mittel  zur  einstweili^^en  Verbesserung 
des  Arbciterloses  zu  verstandigen  und  zur  endlichen  Ersetzung  des 
Arbeitslohnes  durch  den  Arbeitsertrag  mittelst  Produktivc^enossen- 
schaftcn  und  damit  zur  Aufhebun«^  der  Klassenherrschaft  zu  ge- 
lani^en".  Die  neuen  Statuten  des  (.Tcwerkschaftsbundes  steUten  als 
Bundeszweck  fest :  „Hebunff  und  Förderung  der  sozialülconomischen 
Interessen  des  arbeitemlen  Volkes  und  der  endlichen  Erringung  all- 
gemeiner und  gleicher  Nutzniefsung  an  Grund  und  Boden  und  der 
Produktionsmittel". 

ich  iivj^v  ijjlrich  hier,  um  iliescii  Punkt  kurz  zu  erledigen,  die 
entsprechende  Hesliiiununi^  der  iicui  -tcn  Statuten  des  Gewerkschafts- 
bundes vom  Jahre  1.S9O  an.  iiiese  lautet:  „Sein  Zweck  ist: 
die  I-"(")r(kTung  des  (iewerkschaftswesens ,  die  Währung:  der  sozial- 
ökonomischen Interessen  der  Arheiter-cliaft  in  jidcr  BeziehuiiL;  ,  die 
Befreiuni;  der  Arbeit  vom  Lohnsysteni ,  die  Vergesellschaftlichung 
der  Pro<luklionsniitte!  '^ainäfs  dem  Programm  der  Sozialdemokratie". 
Hiermit  ist  wohl  klat  ^'cruig  dargethan ,  daf-^  die  politische  Seite 
des  alteu  Arbeiterbunde.-  ebenfalls  auf  den  (Tewerkscliaftshund  über- 
ging und  im  I^ufe  der  Entwickelung  nicht  nur  festgehalten,  sondern 
auch  dem  zunehmenden  WM>tändnis  der  Aufgaben  der  modernen 
Arbeiterbewegung  entsprechend  fortgebildet  wurde.  Immerhin  ist  die 
Stellung  des  Hundt  s  zur  Politik  in  fonneller  Beziehung  eine  weniger 
bedeutsame  geworden,  seitdem  sich  ihm  zur  Seite  und  unabhängig 
von  ihm  eine  starke  politische  Arbeiterbewegung  herangebildet  hat, 
die  weit  über  seine  Kreise  hinausgewachsen  i.st. 

Aber  auch  in  der  Art  seiner  Zusammensetzung,  sowie  bezüglich 
des  gewerkschaftlichen  Wirkeas,  wies  der  (iewerkschaftsbund  in  der 
Hauptsache  die  bereits  im  Arbeiterbund  vorhanden  gewesenen 
Züge  auf.  Wie  dieser  um&fste  er  und  umfafst  er  noch  heute  so- 
wohl berufliche  Zentrahrerbande,  ak  auch  einxelne  Grewerleschaften 
und  andere  Arbeitervereine.  Das  bereits  1869  gegründete  Organ 
,iDie  Tagwacht"  wurde  in  die  heute  noch  bestehende  ,^<\rbciter- 
stinune^'  umgewandelt,  die  allerdings  auch  ini  Miteigentum  der 
schweizerischen  Partei  steht,  als  Nachfolgerin  der  1880  als  besondere 
Organisation  ausgeschiedenen,  aber,  unbedeuteod  gebliebenen  poli- 
tischen Organisation  der  schweizerischen  sozialdemokratischen  Mit* 
gliedschaften.  Ueber  das  gewerkschaftliche  Wirken  dieser  ersten  Zeit 
des  Gewerkschaftsbundes  ist  zu  bemerken,  dafs  die  Statuten  aus- 
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drücklich  die  Auflösung  der  beruflichen  Zentrail verbände  untersagen, 
so  lanj^e  noch  mindestens  drei  C^TCwerkschaften  des  Berufes  ^ic  auf- 
recht zu  erhalten  wünschen  sollten.  Wahrend  aber  iin  A'heiter- 
biind  Strikendc  zunächst  auf  den  \'ot>tand  ihres  beruflichen  Zcatral- 
verbandes  hingewiesen  waren  und  die  Unterstützung  durch  den 
Bund,  sowie  die  Thätigkeit  des  Bundeskomitees,  erst  nuf  Antrag 
dieses  Zentralvorstandes  eintreten  sollte,  wiesen  die  Statuten  de- 
(icwerkschaftshundes,  in  deren  erstem  Kntwurf')  ühri^jens  alle  und 
jede  Restinnnuii<^'cn  über  das  Verhalten  bei  Arbeitseinstellungen  und 
gewerkscliaflliciien  Känipfcn  sonderbarerweise  fehlten,  das  Bundes- 
koinitet'  zu  selbständi;^a-m  und  direktem  Eingreifen  an.  Vor  Kin- 
stcllunt^  der  .Xrl^eit  hatte  die  betreffende  1  iewerkscluilt  da.s  Kundes- 
komitee zu  berichten  und  dessen  Genehiniguu;^  ein^uiiolen  u.  s.  w. 
Endlich  ist  als  bedeutsam  für  die  noch  heute  nicht  endgültig 
gelöst  scheioende  Frage  der  formellen  Organisation  zu  erwähnen, 
dafs  der  Gewcarksdiaft^tid  nodti  bis  1891  sidi  neben  den  beruf- 
lichen Zentralverbänden  statutengemäTs  auch  auf  zu  bildende  Orts- 
verbande der  Gewerkschaften  aufbaute.  Dies  bietet  besonderes 
Interesse  in  Hinsicht  des  heuten,  immer  mehr  an  Bedeutung  ge- 
winnenden Verhältnisses  des  Bundes  zu  den  lokalen  Arbeiterunionen. 

Wiesen  die  ersten  Statuten  dem  Bundeskomitee  in  Art.  7  als 
Hauptaufgabe  nur  ,/lie  Durchfuhrung  einer  zwecknuLfsigen,  unseren 
Prinzipien  entsprechenden  Agitation*'  für  die  Ausdehnung  luid  For- 
derung der  Gewerkschäfisbew^ng  zu  und  ururde  auch  diese  Be- 
stimmung wortiich  in  alle  neuen  Statuten  jeweilen  herübeigenommen, 
80  sind  seither  Au%aben  und  Machtbefugnisse  dieser  Behörde  doch 
bestandig  gewachsen.  Damit  ist  natürlich  ihr  Einflufs  auf  die 
Bewegung,  soweit  der  Bund  reicht,  ja,  praktisch  noch  über  diesen 
hinaus,  zu  dem  mafsgebenden  geworden.  Wird  auch  durch  die 
neuesten  Statuten  r.ncli  den  Berufsverbänden  „ihre  volle  Selbstand^- 
kcit  in  ihrer  inneren  Verwaltung  und  in  der  Wahrung  besonderer 
Berufsinteressen"  garantiert,  so  soll  doch,  wie  der  gleiche 
Statutenartikel  (Art.  6)  fortfahrt,  eine  „einheitliche  Leitung  ftiralle 
den  Lohnarbeitern  gemeinsamen  Interessen,  seien  es 
Lohnerh öhun gen,  Verkürzungen  der  Arbeitszeit,  Au s- 
sp errungen  oder  sonstige  Konflikte  mit  dem  Unter- 
nehmertum" erzielt  werden.    Man  b>eachte  die  hier  gemachte 


„Tagwacht",  Organ  der  sozkldeinokniitischen  Pirtei  in  4«r  Schweix  and  de* 
SdiweueriKben  Arbeiterbundes,  Tiiin  ta.  Docmbcr  i89o. 


Digitized  by  Google 


Die  beuligi*  (><'wcrk»chaltäbcwi-guu|;  in  (Kr  Schwiiit. 


895 


Unterscheidung  zwischen  besonderen  Berufsinteressen  und  den  „Lohn- 
arbeitern"  gemeinsamen  Interessen  und  erinnere  sich  an  das  in  der 
Einleitung  über  das  Aufgehen  des  Beruisinteresses  im  Klasseninteresse 
Gresagte.  Es  kann  mithin  keinem  Zweifel  unterliegen,  dafs  in  den 
Statuten  des  allgemeinen  Gewerkschaftsbundes  der  zentralistische  Ge- 
.danke  über  den  föderalistischen  gesetzt  ist 

Der  Anlang  des  Bundes  war  in  Beziehung  auf  seine  numerische 
Starke  recht  bescheiden.  Im  Jahre  1882  bestand  er  aus  17  Sekttonen 
mit  ca.  450  Mitgliedern.  Noch  sein  Jahresbericht  für  1885 'füllt  nur 
eine  halbe  Spalte  der  „Arbettersttmme"  und  weist  23  Sektionen  mit 
S93  Mitgliedern  auf  (1884  :  19  Sektionen  mit  522  Mitgliedern).  Ein 
starker  Aufschwung  der  Organisation,  der  bis  heute  angehalten  hat, 
begann  aber  im  Jahre  1887.  An  der  Schwelle  desselben  stand, 
noch  im  Jahre  1886,  ein  Strike  der  Schlosser  in  Zürich,  der  durch 
das  ungewöhnlich  scharfe  und  weitgehende  Einschreiten  der  Stadt' 
und  Staatsbehörden  zu  öffentlichen  Unruhen  führte,  die  mit  Waffen- 
gewalt  unterdrückt  wurden.  Das  Solidaritätsgefiihl  wurde  durch 
diesen  Strike  in  der  Arbeiterschaft  des  ganzen  Landes  mächtig  geweckt 
und  trieb  zur  Organisation.  Schon  im  Sommer  des  Strikejahres  er- 
folgte \on  Seite  des  Schweizerischen  GrütUvereins  die  Anregung 
zur  Gründung  einer  „allgemeinen  schweizerischen  Reservekasse*' 
welche  die  Kräfte  der  drei  gröfsten  Arbeiteror^  ini^ntionen  des 
Landes:  des  Schwcizxrischen  Griitüvereins,  des  Schweizt  lien 
Arbeitertages  (  Aktionskomitee)  ')  und  des  allgemeinen  Gewerkschafts- 
bundes für  die  gewerkschaftlichen  Kämpfe  7ii>nmmenfassen  sollte. 
Auch  der  Heitritt  weiterer  Verbände,  wobei  besonders  an  beruf- 
liche Zentralvcrbände  zu  denken  ist,  war  vorgesehen.  Diese 
Schöpfung,  die  mit  dem  Jahre  1887  in-  Leben  trat,  schien  wohl 
geeignet,  mit  der  Zeit  zum  Mittelpunkte  der  Gewerkschafts- 
bewegung des  ganzen  Laiules  zu  werden.  Allein  es  zeigte  sich, 
da(s  der  Grütliv  »  rein ,  der  damals  weitaus  die  stärkste  .\rbeiter- 
organisation  des  Lande>  war,  zwar  wohl  b<  i  drr  gewerkschaftlichen 
Bewegung  nntuirkeii  und  nicht  unbedeuttndr  finanzielle  Opfer  für 
sie  bringen  wollte,  aber  doch  zu  einem  engeren  Anschlüsse  an  die- 
selbe, wie  ihn  die  richtige  Ausgestaltung  der  grols  angelegten  Kin- 
richtung  verlangt  hätte,  keineswegs  geneigt  war.  Nicht  nur  fürchtete 
er  eine  zu  .starke  ökonomische  Belastung  seiner  Sektionen  und  Mit- 

')  Aus  dirsor  (  >r;;unisatioii  entwickelte  sicb  i8S8  die  heutige  „Schweizerische 
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glieder,  sondern  auch  ein  seinen  rein  politischen  Charakter  und  seine 
Selbständigkeit  gefährdendes  Eindringen  der  Gewerkschaftsbewegung 
in  seine  Reihen,  ein  Standpunkt,  der  um  so  leichter  zu  begreifen 
ist,  als  der  Grütliverein  damals  noch  nicht  auf  sozialdemokratischem 
Boden  sich  befand.  An  seinem  Widerstande  scheiterte  darum  der 
hauptsächlich  auf  einen  obligatorischen  Mitgliederbeitrag  sich  grün- 
dende Reorganisationsplan,  den  die  von  den  drei  Verbanden  bestellte 
Reservekasscnkommission  nach  cinjährigerThätigkeit,  gestützt  auf  ihre 
praktischen  Erfahrungen,  vorj^cschlageii  hatte.  Der  Ausbau  dos  Insti- 
tutes itn  Sinne  dieser  unleugbar  auch  einen  gewissen,  bisher  nach 
Kräften  ferngehaltenen  zentrahstischenCharaktertragenJen  Vorschläge 
hätte  zu  einer  Macht  der  Rcservekasse  «▼efiihrt.  der  init  der  Zeit  wohl 
alle  gewerkschaftlichen  Bestrebungen  im  Lande  steh  hatt  n  zuwenden 
müssen.  Aber  ohne  den  (iriith verein  war  diese  Macht  damals  nicht 
zu  gewinnen.  So  musste  denn  higischcr  Weise  die  allgemeine 
Reservekasse,  da  sie  eine  alle  Kräfte  der  orn;atusierten  Arbeiterschaft 
umfassende  selbständige  Organisation  nicht  werden  konnte,  der 
grö'istcn  bestehenden  gewerksclialillrhen  Vcrlnndung  zufallen.  Nach 
eiiUL;cii  l\  hrrg-ingsstadien  stets  venninderirr  Selbständigkeit  wurde 
sie  ni!  l.ihrc  189!  Huiuiesinstitui  des  allgemeinen  (lewerkschafts- 
Imndt  s.  Der  Jahresbericht  dieses  X'erbandes  über  die  Jahre  1891 
und  1892  (bis  i.  März)  s.igt  über  diese  Einverleibung,  es  habe  sich 
gezeigt,  dass  die  Reservekasse  „vom  ersten  Augenblick  ihrer  Grün- 
dung an  zum  (iewerk>chaflsl)und  gehörte".  So  selbstverständlich 
war  das  nun  freilich,  wie  wir  gesehen  haben,  nicht.  Wohl  aber  war 
es  für  den  lUitnl  eitie  Kxistenzfrage,  d  il-,  die  Keservekasse  sich  nicht 
zu  einer  eigenen,  weit  über  ihn  lunausgi eilcnt.!en  gcwerkschafUichcn 
Organisation  entwickle.  Wäre  das  geschehen,  so  hätten  die  beruf- 
lichen Zentralvorstände  keinen  Grund  mehr  gehabt,  statt  direkt  lier 
Kasse,  dem  Gewerkschaftsbunde  beizutreten,  und  auch  die  Einzel* 
gewcrkschaften  hätten  in  den  lokalen  Arbeiterunionen  neben  ihrer 
Kassenangchörigkeit  Genüge  gefunden.  Da  ferner  die  Reserve» 
kassenstatuten  absolut  keinen  politischen  Charakter  ti  ugcn,  so  wäre 
auch  wohl  der  Entwickelung  <liescr  Organisation  ein  rein  gewerk- 
schaftlicher Charakter  geblieben,  was  fiir  die  Gestaltung  des  Ge- 
werkschaftswesens in  der  Schweiz  bedeutsame  Folgen  hätte  haben 
können,  auf  die  ich  hier,  um  nicht  zu  weit  von  der  wirklichen  Ent- 
wickelung der  Dinge  ab  zu  gelange»,  nicht  eintreten  will. 

Mit  der  Reservekasse  unter  seiner  Verwaltung  gewann  der  all- 
gemeine Gewerkschaftsbund  aulscrordcntlich  an  Macht  und  An- 
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sehen.    Die  grofsten  gewerkschaftlichea  Verbände,  die  ihm  in 

den  letzten  Jahren  beigetreten  sind,  thaten  dies  ausdrücklich  in 
Hinsicht  auf  diese  Einrichtung,  zum  Teil  auch  sogar  nur  für  sie, 
nicht  für  die  übrigen  Bundeszwecke  und  Aufgaben.  Noch  wird  die 
Reservekasse  nämlich  gesondert  gefuhrt  und  verwaltet.  Eine  be- 
Stininite  Quote,  vier  Fünftel  des  Rundesbeitrages  fallen  ihr  zu.  Die 
vollständige  Verschmelzung  mit  der  Bundeskasse  (Verwaltungskasse) 
ist  zwar  schon  angeregt  worden,  doch  nicht  wahrscheinlich,  da  sie 
leicht  zu  einer  gänzlichen  Aufhebung  führen  könnte. 

Wie  der  allgemeine  Gewerkschaftsbund  in  der  Periode  von  1887 
bis  heute  gewachsen  ist,  mag  folgende  Uebersicht  zeigen: 


|8$7  ■    56  Sektiotttfi  mit  195S  Mitgliedern 

1888:  84 

n  2315 

n 

1889'.  102  „ 

4400 

II 

l8^:  1*5 

.?  •) 

II 

1891:  196 

„  6950 

11 

1892  935  «97 

>«  9495*) 

II 

1894  95  .  266  „ 

,t  9:93') 

II 

1896.97:  269  „ 

«t  12900 

♦* 

Der  scheinbare  Widerspruch  der  letzten  bedeutend  höheren 
Gesamtmttgliederzahl  mit  der  wenig  gestiegenen  Sektionszahl  erklart 
sich  einesteils  aus  dem  Beitritt  numerisch  besonders  starker  Vereine, 
wie  derjenigen  der  Maurer  und  Handlanger,  dann  aber  auch  dadurch, 
dafs  bis  auf  diese  letzte  alle  Mitgliederzahlen  auf  den  von  den  Zentral- 
verbänden und  Sektionen  dem  Bundeskomitee  gemachten  Angaben 
basieren,  nach  denen  der  zu  leistende  Bundesbeitrag  berechnet  wird. 
Unter  Berufung  auf  den  starken  Wechsel  der  Bestände  beschränkt 
man  sich  hier  durchwegs  auf  oft  recht  tief  gegriffene  Mintmalzahlen. 
Der  zuletzt  aufgeführten  Mitgliedcrzahl  aber  liegen  grolstenteils  direkte 
Angaben  der  Vorstände  der  dem  Bunde  angehörenden  Zentralver- 
bände an  den  Verfasser  zu  Grunde.  Die  hiernach  aufgestellte  Be- 
rechnur^  wurde  mir  immerhin  auch  vom  Sekretariat  des  Gewerk* 
Schaftsbundes  bestätigt  Uebrigens  ist  nicht  ausgeschlossen,  dafs  in 
letzter  Zeit  auch  ein  starkes  Wachstum  einzelner  Sektionen  Platz 
gegriffen  habe. 

')  Der  bctri  tT-ni3>-  Jahr«'sbcrichl  nt-nnt  nur  dir  Zahl  di  r  S'-ktiont-n. 
-)  Hirr  ist  der  Sch\v<M?.ni^rh('  l'hrmacberverbtuid ,  der  nur  der  Kciervekasse 
beitrat,  mit  3000  Mi»<rli<"d> m  ml  m  ^'rilt' n. 

^)  Nach  Austritt  des  Schweizerischen  TypograpUcnbundcs  mit  l  •  00  Mitgliedern. 
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Von  den  dermaiigen  269  Sektionen  des  Bundes  sind  36  Einzel- 
vereine; die  andern  verteilen  sich  auf  20  berufliche  Zentralverbände. 
Wir  werden  diese  bei  der  Uebersicht  und  Besprechung  der  schweize> 
fischen  Berufsverbande  im  einzelnen  namhaft  machen. 

üebcr  die  innere  Einrichtung  des  allgemeinen  Gewerkschafts- 
bundes ist^noch  fol«Tendes  zu  bemerken.  An  seiner  Spitze  steht  nach 
den  geltenden  Statuten  vom  l.  Januar  iRq6  ein  vom  Vororte  ge- 
wähltes Hundeskomitcc  von  12  Mitgliedern,  in  welchem  die  einzelnen 
BerufsL^ru])j)en  im  Verhältnis  zu  ihrer  den;  Bur.de  ariL^ehü: enden 
Milgliedei/ahl  vertreten  sein  sollen.  Der  Vorort  wird  dureii  den 
ordentliclK  i  weise  alle  zwei  Jahre  stattfindenden  BurKle>k<  ni^^re  fs 
(Delegiertenvcrsanmilung)  hc/e  ielinet.  Oie  Irtufendcn  » le-^chäfte 
w eitlen  durch  einen  vom  Bun<ie->koniitcL  bestellten  X'orsiand  be- 
sorgt. Um  mit  den  Sckiioncn  in  bc.s.-,crcr  Euhlung  zu  h]ril>eii  und 
zur  Entselu  iilim«^'  in  wichtigeren  FrnL^on  besteht  eine  Erweiterung 
des  Bundcsk(>mitLc>  um  fernere  12  Miti^iieder,  die  nicht  air,  Vor- 
orte Wuhnen.  >uiidern  auf  die  verschiedenen  Lande.>;:eL'erKlei!  ver- 
teilt  sind.  In  diesem  erwcilerLen  Bundeskomitee,  sowie  in  einer 
besondern  Kontrollkommission  .sollen  auch  V  ertreter  des  schweize- 
rischen Grütlivereins  sitzen,  sofern  dieser,  was  heute  aber  nicht  mehr 
der  Fall  ist,  einen  jährlichen  festen  Beitrag  an  die  Reservekasse 
giebt.  Alle  zwei  Jahre  hat  ein  Delqgiertenkongrefs  des  Bundes 
stattzufinden.  Daneben  besteht  das  fakultative  Referendum  für  Bundes* 
beschlüsse  an  eine  Urabstimmung  in  den  Sektionen.  Beabsichtigte 
Arbeitseinstellungen  sind  „zuerst^  dem  Vorstande  des  faetreflcnden 
beruflichen  Zentralverbandes,  „unter  allen  Umständen"  aber  dem 
Buodeskomitee  anzuzeigen.  Ueber  die  Genehmigung  eines  Strikes 
entscheidet  „endgültig"  die  letztere  Behörde.  Besteht  aber  in  dieser 
Beziehung  Meinungsverschiedenheit  zwischen  einem  Zentralverbands* 
vorstände  und  dem  Bundeskomitee,  so  ist  zur  Entscheidung  das  er- 
weiterte Bundeskomitee  einzuberufen.  Boykotts  und  Sperren  von 
Geschäften  und  Ortschaften  werden  vom  Bundeskomitee  definitiv 
ausgesprochen.  Seit  I.  Januar  1897  besitzt  der  Bund  ein  standiges, 
voll  besoldetes  .Sekretariat,  dessen  Aufgaben  neben  (K  r  Besorgung 
der  schriftlichen  Arbeiten  des  Bundeskomitees  hauj»t^riclilich  das 
Studium  und  die  Bearbeitung  der  für  die  (iewerkschattsbewegung 
praktisch  wiclitigen  Verhältnisse  sind.  Vorort  des  Bundes  ist  seit 
ca.  10  Jahren  Zürich,  was  eine  Stabilität  der  Leitung  sicherte,  die 
für  seine  Entwickelung  von  gröfster  Bedeutung  war. 

Werfen  wir  zum  Schlüsse  dieses  Abschnittes  noch  einen  Blick 
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auf  die  wichtigste  Fra^e  der  inneten  Organisation  des  Gewerkschafb- 
bundes,  sein  Verhältnis  zu  den  beruflichen  Zentralverbanden  und 
zu  den  lokalen  Arbeiterunionen  1 

Wir  haben  gesehen,  dafs  der  Bund  eine  keineswegs  rein  ge^ 
werkschaftliche  Zusammenfassung  von  Beru6verbänden,  einzelnen  Ge- 
werkschaften  und  Arbeitervereinen  bildet.  Er  vertritt  seiner  ge- 
schichtlichen Entwickelung  nach  das  Prinzip  der  Allgemeinheit,  nicht 
das  der  Besonderheit  der  gewerkschaftlichen  Interessen  und  den 
Gedanken  der  Notwendigkeit  der  Verknüpfung  der  gewerkschaftlichen 
mit  der  politischen  Bewegung  der  Arbeiterklasse.  Als  seine  natüf« 
liehen  Unterabteilungen  müssen  daher  weniger  die  beruflichen  Zentral« 
verbände,  als  die  lokalen  Gewerkachaftsverbande  (Arbeiterunionen) 
erscheinen.  Sollte  der  Konflikt  zwischen  dem  Bunde  und  jenen 
Verbänden  sich  definitiv  zu  Grünsten  des  zentralistischen  Prinzips 
entscheiden,  so  würde  man  betreffs  der  inneren  Organisation  wohl 
wieder  auf  den  ursprünglichen  Gedanken  des  Aufbaues  des  Bundes 
auf  Ortsverbäride  zurückkommen  müssen.  Es  hätte  das  um  so  mehr 
Berecht i^^ainj,^,  als  dii-  gewerkschaftlichen  Kämj^fe  sich  weitaus  in 
der  Mehrzahl  örtlich  vollziehen  und  als  von  lokalen  V^erhältnissen  zu 
allermeist  ihre  Entscheidung  abhängt.  Schon  heute  mufs  bei 
manchen  Zentral  vorstanden  der  beruflichen  Verbände  das  (iefülil 
herrschen,  bei  diesen  Kämpfen  eine  ziemlich  untergeordnete  Rolle 
zu  spielen.  Freilich  glebt  hierin  zu  einem  guten  Teil  die  persön* 
liehe  Tüchtigkeit  der  Mitglieder  der  in  Frage  kommenden ,  in 
der  Kampfleitung  konkurrierenden  Or-^anisationsbehorden  den  Aus- 
schlag. Starke  berufliche  Zentralverbände  wissen  ihre  Kom- 
petenzen und  ihren  Einflufs  zu  wahren,  schwächere  nicht.  Offene 
Konflikte  werden  im  Interesse  der  Sache  vermieden.  Darum  ist 
aber  der  in  der  Natur  der  Sache  liegende  \Viders|^ruch  doch  da.  Er 
bleibt  freilich  zur  Stunde  noch  meist  latent ;  denn  das  Bundeskomitee 
hat  alle  Ursache,  den  starken  Zcntralverbänden,  welche  die  Haupt- 
.sammelstellen  und  die  Hauptiii  iclit  des  Bundes  bilden,  alle  mög- 
liche Rucksicht  zu  tragen.  Andererseits  sind  wenige  berufliche 
Zenlralverbände  so  .stark  gelugt,  dafs  sie  nicht  erwarten  tnüfstcn, 
bei  einem  .Austritt  aus  dem  Gewerkschaftsbunde  iiutide-^teii-  eine 
Anzahl  Sektionen  an  das  zentralistisch-khLsst*Mpnlit;>rhe  l'iiiiz:p  (heses 
Bunde>  zu  \-tTlieren.  Wenn  daher  auch  die  lierutliche  Zeutral- 
orgaiiisaiK •[>  unleugbar  --t  irk  im  Wachsen  begriffen  ist  —  die  weiter 
unten  iul^ende  l^eliei>icht  über  die  Verbände  dieser  Art  wird  es 
zeigen  —  so  ist  das,  zumal  da  auch  die  lokalen  Arbeiterbunde  an 
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Zahl  und  Stärke  stetig  zunehmen,  doch  nicht  als  ein  si^reiches 
\'ordringen  des  gewerkschaftlichen  Föderalismus  gegen  den  Zentm- 
lismus  aufzufassen.  Auch  innerhalb  der  beruflichen  Zentralver- 
bände selber  halten  sich  noch  Zentralismus  und  Föderalismus 
die  Wage.  Trennen  sich  von  eini^^en  Rerufsjverbänden  einzelne 
Berufsarteri  ]o<,  uin  eigene  Zentralverbändc  zu  i.;rLinden,  >c)  >chlielscn 
sich  andere  Zentralverbände  verwandter  Rcrufsaiten  hinwiederum  zu 
einein  Verbände  zusanirnen.  Ein  Beispiel  des  erstercn  V'üri:ant;es 
bietet  dermalen  der  schweizerische  Holzarbeiterverband ;  in  zeatra- 
listischer  \Vei>e  hat  sich  dagegen  der  schweizerische  Metaliarheiter- 
verljaiul  mächtig  entwickelt.  Noch  manche  einzihie  Erscheinung 
aus  dem  Leben  des  allgemeinen  Gewerkschafi.-^bundes  zur  Kenn- 
zeichnung des  hier  aufgewiesenen  Konfliktes  wäre  anzuführen,  wie 
z.  R.  die  oft  erhobene  Fratze  des  direkten  oder  indirekten  Ver- 
kehres des  Bundeskomitees  irut  den  Sektionen  der  dem  Runde 
angehörenden  Zcntralverbäude,  die  Klagen  über  Bevormundun;^  dieser 
letztern  durch  den  Bund  —  der  Antrag  einer  Züricher  Sektion  des 
schweizerischen  Metallarbeiterverbandes  an  den  nächsten  Verbands- 
kongrei's.  auf  bessere  Regelung  des  Verhältnisses  mit  dem  allge* 
meinen  Grewerkschaftsbund,  wird  so  motiviert  —  und  andere  mehr; 
allein  wir  würden  damit  den  Rahmen  dieser  weniger  geschicht- 
lichen, als  beschreibenden  Arbeit,  die  mit  der  Hervorhebung  der 
aus  dem  gesammelten  Thatsachenmaterial  sich  ergebenden  Grund- 
zi^e  des  zu  zeichnenden  Bildes  sich  begnügen  mufs«  über- 
schreiten. 

Kurz  berührt  seien  aber  noch  die  Vorschlage,  die  in  der 
oi^nisierten  Arbeiterschaft  sowohl,  wie  in  den  Landeshörden,  ge» 
macht  worden  sind  für  ein  gewisses  Eingreifen  des  Staates  in  die 
gewerkschaftliche,  resp.  berufliche  Oi^anisation.  Denn  die  Ver- 
wirklichung solcher  Pläne  müfste,  wie  leicht  einzusehen  ist,  auf  die 
Gestaltung  der  schwdzerischen  Gewerkschaftsbewegung  auch  in 
Hinsiclit  der  hier  aufgezeigten  Prinzipienkämpfe  von  geradezu  ent- 
schrirleiidem  F.iiiflusse  sein.  Es  genügt  der  blofse  Hinweis  auf  die 
seit  Jahren  scluvebende  und  ihres  Entscheides  harrende  Frage  der 
obligatorischen  Berufsgenossenschaften  und  auf  die  ihnen  am  Kon- 
gresse des  schweizerischen  Arbeiterbundes  des  Jahres  1 89O  entgegen- 
gestellten Thesen  des  schweizerischen  Arbeitersekretärs  „über  die 
Rechte  der  Gewerkschaften".')   Auf  den  Inhalt  dieser  Vorschläge 

')  Hierüber  ist  das  Nähere  zu  finden  im  Jahresbericht  des  i)cbwcixcrischcn 


^  kjui^uo  i.y  Google 


Die  heutig«  GewerkachaXbbcwcgniig  in  der  Schweix.  gQX 

• 

kann  ich  hier  nicht  einj^ehcn.  Fafsi  man  aber  auf  (irundla^c  des 
hier  jrezeichneten  Bildes  die  zukuulti^a  l.iitwicki  luiii,'  des  scliweizc- 
rischca  Gcvvcrkschalts\vc<ens  ins  Aii^c,  S(i  miifs  niii  i  iucr  m(\dichen 
Einwirkung  der  slaatliclu  n  ( iesctzj^elmiiL^f  aut  dasselbe  gci  cchnct 
werden.  Wenn  ctiv  AnsschriduiiL;  und  Au.sbiklunu;  fiiur  rein  gewerk- 
schaftlichen Bewt'mini^  au>  dem  j x lütischen  Klas^cnkaniplr  heraus 
überhaupt  noch  möglich  wäre,  könnte  sie  nur  .lut  diesem  W  ege 
geschehen. 

in.  Der  romanische  Gewerkschaftsbund. 

Der  allgemeine  Gewerkschaftsbund  hat  in  der  französischen 
Schweiz  bisher  nur  wenig  Ausdehnung  gefunden.  Die  52  Sektionen, 
die  er  dort  besitzt,  sind  ihm  fast  alle  durch  ihre  beruflichen  Zentral- 
verbände zugekommen,  die  übrigens  selber  für  die  Gewinnung  ihrer 
BeruiV^cnossen  im  französisch  sprechenden  Landesteil  bbher  auf  er- 
hebliche Schwierigkeiten  stiefsen.  Ein  besonderes  Hindernis  der 
Ausbreitung  des  allgemeinen  Gewerkschaftsbundes,  vornehmlich  in 
den  Kantonen  Waadt  und  Genf,  bildete  der  im  Sommer  1891  in 
Lausanne,  auf  dem  ersten  besonderen  Kongresse  romanischer  Ge> 
werkschaften  gegründete  „romanische  Gewerkschaftsbund*'  (Fed^ration 
romande  des  syndicats  professionnels).  Diese  Sonderorganisation 
wurde,  im  Zusammenhang  mit  einem  eigenen  „romanischen  Arbeiter- 
bund" gegenüber  dem  schweizerischen  Arbeiterbund,  hauptsachlich 
darum  ins  Leben  gerufen,  um  den  Arbeitern  französischer  Zunge, 
besonders  in  den  beiden  oben  genannten  Kantonen,  mehr  Be- 
rücksichtigung seitens  des  von  der  Eidgenossenschaft  subventionierten 
schweizerischen  Arbeitersekretariates  zu  verschaffen.  Dieses  Ziel  ist 
nun  im  Jahre  1896  erreicht  worden.  Ein  eigener  romanischer 
Adjunkt  des  schweizerischen  Sekretariates,  mit  dem  Sitz  in  Lausanne 
wurde  vom  Bundesvorstand  des  schweizerischen  Arbeiterbundes  ge- 
wählt. Es  konnte  das  schliefslich  geschehen  ohne  deshalb  die  dem 
Begehren  früher  im  Wege  stehenden  Interessen  der  Uhrenarbeiter 
des  Jura  (Bern  und  Neuenburg)  hintan  zu  setzen.  Diesen  blieb  ihr 
schon  früher  aufgestellter  besonderer  Sekretariatsadjunkt  mit  dem  Sitz 
in  Biel.  W  ie  der  nMiianisclu  Arbeiterbund  mit  dem  schweizerischen 
Arbeiterbund  unterhandeln  sollte,  so  der  romanische  Gewerkschafts- 


ArbeiterbuBdc$  für  1S90  und  1891.  Kammisüionsverlag  4tx  Biwhhaadluag  d«s 
Schweizeriicheii  Gräüivereiiis  in  Zürich.  1892. 
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bund  mit  (letn  allgemeinen  sch\\\  i/«  i  i-cheii  Gcwerk-^chaftsbuiid.  Die 
Ufitorh  ii  il]iin;^cn  um  den  AnHchluTs  unter  besoiulerer  Bcruck- 
siclin^uiii^  ilcr  Bcdürfnis.se  und  Ansprüche  der  französi>ch  sprechen- 
den Arbeiterschaft  zo^cn  sich  mehrere  Jahre  hiudiirrh.  In  neuester 
Zeit  .scheint  die  W'reini'^un;'  tler  romanischen  mit  der  all 'i  nictnen 
schweizerischen  (Te\verksc!iaft.sor<^Mnisai;o:i  .^ich  \x>llzichcn  zu  wollen. 
Grunds^ätzc  und  Charakter  sind  beidseiti<;  dieselben.  Auch  der 
romanische  (irewcrkschaftsbund  stellte  sich  auf  den  Boden  des  sozial- 
demokratischen Programmes.  Er  hat  eine  besondere  Reservekasse 
{gesammelt,  die  sich  auf  4—  5000  frc.  beläuft  Das  neue  romanische 
Arbeitersekretariat  hat  in  der  kurzen  Zeit  seines  Bestehens  gezeigt, 
dafs  es  die  gewerkschaftliche  Organisation  in  der  französischen 
Schweiz,  wie  auch  im  Kanton  Tessin,  bedeutend  zu  fordern  ge- 
eignet ist.  Voraussichtlich  werden  auch  die  schweizerischen  beruf- 
lichen Zentralverbände  durch  dasselbe  an  Ausbreitung  gewinnen. 
Die  numerische  Stärke  des  romanischen  Gewerkschaftsbundes  t  die 
früher  anläfslich  von  Unterhandlungen  mit  dem  allgemeinen  Ge* 
wcrkschaftsbunde  (1893)  auf  ca.  1200  Mitglieder  angegeben  wurde, 
soll  heute  in  20  Sektionen  etwa  1700  Mitglieder  betragen.  Doch 
dürfte  diese  Angabe  der  Mitgliederzahl  (in  neueren  Zeitungsnotizen) 
zu  hdch  gegriffen  sein.  Seit  dem  Jahre  1892  hat  ein  Koni^refs  des 
Bundes,  trotzdem  damals  die  Einberufung  eines  solchen  auf  das  Jahr 
1894  beschlossen  wurde,  nicht  stattgefunden. 

IV.  Die  beruflichen  Zentralverbändc. 

Berufliche  ZentraKerbände  besitzen  dermalen  folgende  Berufs- 
arten: Hierbrauer,  Buchbinder,  Cij^arren-  und  Tabakarbeiter,  Coitifeurs, 
Dachiiecker,  Hisenbahnbedienstete ,  Glaser,  Hafner,  Holzarbeiter, 
Kan^rff-  er,  Korbmacher,  Kfifer,  Litho-^raphen ,  Gipst:  und  Malrr, 
Ma:rri  und  Mandlan*^'er ,  Metallarbeiter,  Müller,  Schneider,  Schuh- 
iiiat  In  I  ,  Steinhauer,  Texiilarlx-itcr ,  Typo-raphen,  Uhrmacher, 
Zimnierleutc  (\om  Ihilzarlieiterverbande  losgetrennt). 

I\ine  kurze  Ucbersicht  über  die  einzelnen  X'erbände,  ver!»u'idcn 
mit  den  wesentlichsten  ihre  ( )r^ruiisatiün  beirelTendcn  Anjiraljeii  mag 
uns  wohl  das  nach  Möglichkeit  vollständi-^^te  IV.ld  der  Gewcrk- 
scliaftsorganisation  iti  der  Schweiz  überh.iupi  darbieten. 

1.  Die  schweizerische  IJ  r  a  u  e  r  u  n  i  o  n ,  geg^riindel  im 
Jalire  1S05,  zählt  in  S  k  iuiunalen  .Sektionen  ca.  500  Mitglieder. 
Das  Durchschniil>.ilier  der  einzelnen  Sektionen,  das  wir  hier,  wie 
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im  folgenden,  einer  ftir  die  letztjährige  schweizerische  Landes- 
ausstellung ausgearbeiteten  Schrift  des  Bundeskomitees  des  all>;c' 
meinen  Gewerkschaftsbundes  entnehmen,  beträgt  2  * «  Jahre.  Der 
Verband  gehört  dem  allgemeinen  Gewerkschaftsbundc  an.  Die  Zahl 
der  in  der  schweizerischen  Bierbrauerei  in  fremdem  Geschäft  thätigen 
Personen  betragt  nach  den  Ergebnissen  der  Volkszählung  von  1888 
(Bd.  III):  1726.  Mithin  sind  in  diesem  Berufe  gewerkschaftlich 
organisiert  nur  ca. 

2.  Der  schweizerische  Buchbinderverband  (Gewerk- 
Schaftsbund),  gegründet  1S91,  9  Sektionen,  etwa  250  Mitglieder. 
DurclLschnittsaltcr  der  Sektionen  8  Jahre.  Zahl  der  in  fremdem  Ge- 
schäft thätigen  Personen  des  Berufes:  1178  männliche  und  230 
weibliche.   Mithin  gewerkschaftlich  organisiert  ca.  17.7".. 

3.  Der  schweizerische  Cigarren-  und  Tabak- 
arbeiterverband ((icwerkschaftsbund),  gegründet  1890,  5  Sek- 
tionen, ca.  250  Mitglieder.  Durchschnittsalter  der  Sektionen  $ — 6 
Jahre.  In  fremdem  Geschäft  thätige  Personen  1847  männliche, 
4070  weibliche.  Durchwegs  l'*abrikarbeiter.  Mithin  gewerkschaft- 
lich organisiert  ca.  4",|. 

Neuerdings  wurden  in  2  Ortschaften  der  französischen  Schweiz 
last  ausschliefslich  aus  Arbeiterinnen  bestehende  Gewerkschaften 
des  Berufes  gegründet,  die  hier  nicht  mit  berechnet  sind  und  zu- 
sammen etwa  150  Mitglieder  zählen  mögen. 

4.  Zentralverband  der  schweizerischen  Cotffeurs, 
gqrründet  1897,  10  Sektionen,  etwa  200  Mitglieder.  Zahl  der  in 
fremdem  Geschäft  thätigen  PcrtMsnen  716  männliche  und  24  weibliche. 
Gewerkschaftlich  organisiert  ca.  2J**^, 

5.  Der  schweizerische  Dachdeckerverband,  ge- 
gründet 1896  mit  5  Sektionen  (Beschlufs  der  Dclcgicrtchversamm- 
lung  vom  16.  Februar  in  Zürichs  Scheint  wieder  eingegangen  zu 
sein.  Das  Sektionen-Verzeichnis  des  allgemeinen  Gewerkschafts- 
bundes weist  nur  2  Einzelsektionen  au£ 

6—10.   Der  Verband  des  Personals  schweizerischer 
Tran  Sportanstalten  (V.  P.  S.  T.).    Dieser  grofste  berufliche 
Zentralverband  der  Schweiz  umfafst  etwa  12400  Bedienstete  der 
Eisenbahn-  und  Danipfschiffgescllschaftcn.    Er  wurde  am  i.  Januar 
1895  gegründet    In  ihm  verbündeten  sich  successive  folgende  S 
Zentralverbände  unter  Bewahrung  ihrer  Selbständigkeit : 

Der  Verein  sch  weizerischerEisenb  ahn-  undDampf 


Digitized  by  Google 


Atbert  Steck, 


sch  iffangcstelltcr  (V.  S.  E.  A.;,  <^^e^'ründet  1889,  mit  7—8000 
Mit(|r)iedcrn.  Generalsekretarial  (seit  1894)  untl  Vereinsoi^n  »Die 
schweizerische  Eisenbahnzeituiiff"  dienen  auch  dem  GesamtACrbande. 
Der  Verein  schweizerischer  EisenbahoangesteUter  gewälirt  seinen  Mit* 
gliedern  unter  gewissen  Bedinguiit;cn  für  Streitigkeiten  aus  ihrem 
Anstcllungsverhältnis  uncntgeldlichen  Rechtsschutz.  Der  Verein  um- 
fafst  Bcamt(  wie  Angestellte. 

Die  A  rbe  i  t  e  r  u  n  ion  schweizerischer  Transport- 
an  st  alten  (A.  U.  S.  T.),  gegründet  1896,  durch  Zusammenschlufs 
seit  Jahren  bestehender,  dem  Gesamtverbande  zum  Teil  bereits  an- 
gehörender EisenbahnarbeitervereinCp  mit  ca.  2000  Mi^liedern. 

Der  sch weizerischeZugspersonal'Verein  (S-Z.P.V.>, 
gegründet  1885,  mit  etwa  1300  Mitgliedern. 

Der  schweizerische  Lokomotivführer- Verein,  ge- 
gründet 1876,  mit  ca.  700  Mitgliedern. 

Der  schweizerische  Lokomotiv  -  Heizer  -  Verein 
(S.  L.  H.  V.),  gegründet  1S89,  mit  ca.  400  Mitgliedern.  —  Die 
Dampfschiffangestellten  stehen  im  BegrifTc  einen  eigenen  Verband 
zu  bilden.*) 

Die  Zahl  im  Betrieb  und  Unterhalt  der  an  schweizerischen  Eisen- 
bahnen beschäftigten  Personen  beträgt  17  608  männliche  und  635 
weibliche.  Mithin  sind  gewerkschaftlich  organisiert  ca.  6$^^.  Das 
Ansehen  der  Organisation  und  das  Vertrauen  zu  ihr  und  damit  ihr 
Einflufs  reichen  aber,  wie  der  Streik  auf  der  Nordostbahn-Linie  ge- 
zeigt hat,  viel  weiter. 

'11.  Der  Zcntrntverband  der  Glaser  (Gewcrkschaftsbund), 
gegründet  1890,  5  Sektionen,  ca.  150  Mitglieder.  Derselbe  ist  bezüg- 
lich seines  Verhältnis.sc5  zu  der  Gesamtzahl  der  BeruD^nossen  zu  der 
Schreinerei  zu  rechnen,  da  die  Statistik  den  vielfach  von  Schreinern 
betriebenen  Beruf  nicht  besonders  ausgeschieden  hat. 

12.  Der  schweizerische  Hafnerverband  (Gewerk- 
schaftsbund), gegründet  1888,  6  Sektionen,  ca.  200  Mitglieder.  Zahl 
der  in  fremdem  Geschäft  tltätigen  Personen  dcsBenifes:  1250  männ- 
liche, 104  weibliche.   Mithin  gewerkschaftlich  organisiert  ca.  15%. 


*)  Die  Angaben  betreflVrnd  die  Organisation  der  Eiscnbnhnbedicnstetcci  verdanke 
ich  der  freundlichen  Auskunft  de«  Herren  Kantousrat  Siebenmaan  in  Bern,  Prüsident 
der  A.  C.  S,  T.  und  de«  Herrn  Nattonalrat  Dr.  Sourbedi,  GencralsekretSr  des  Gei 
Muntvcrbandes. 
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13.  Der  schweizerische  Ho  IzarbeitcrverbandCSchremcr, 
Drechsler,  Parkctlej^^er.  -  Gewerkschnftsbund),  gef^rüiidet  1886,  27  Sek- 
tionen, über  2000  Mit«^liodcT.  Durchsclinittliches  Alter  der  Sektionen 
8—9  Jahre.  Internationales  Sekretariat.')  Arn  Konj^refs  des  Ge- 
werkschaftsbundes 1894  stellte  dieser  Zecilralverband  den  (abge- 
wiesenen) Antrag,  dem  Buntleskoinitee  ständige  Berufssekretäre  bei- 
zugeben, da  sich  „\  oraiissichtlich  sämtliche  Beruf$veri>ände  nach  und 
nach  auflösen  wcrder»". 

14.  Zentral  Verl)  and  der  Modell- Sch  r  ei  ner  und 
übrigen  Holzarbeiter  der  M a sc hinen i nd u st r  i  e  ((ie- 
werkscliaftsburid),  gegründet  1895,  3  Sektionen,  ca.  150  Mitglieder. 

15.  Der  romanische  Schreiner-Verband  (Federation 
romande  des  ou\Ticrs  menuisiers),  gegründet  1891,  6  Sektionen,  ca.  450 
Mitglieder.  5  Sektionen  gehören  dem  roTTianischen  Gewerkschafts- 
buful  an.  Ziivanunen  in  flcn  X'erbänden  II.  13.  14.  15.  organisierte 
Arbeiter  ca.  2750.  In  freriideni  Geschäft  thätige  Personen  in  der 
Schreinerei  und  (Tla^erei  8573  männliche  und  39  weibliche,  in  der 
H<  (icnlegerei  680  männliche,  in  iler  Drechslerei  519  mäiu)!irlic% 
20  wi  ibürhc ,  zusammen  9672  männliche,  59  weibliche.  Mithin 
geuerkschattlicli  organisiert  ca.  28  "  . 

16.  ].)  c  r  schweizerische  K  •  nn  n  t  e  g  e  r  v  c  r  h  a  n  d  <  u - 
werk.schaflsbund I,  ;.M--i.:inn<l<-t  1806,  o  .-^ckiionen,  ca.  100  .Miiglit-ilcr. 
Zahl  der  in  freuuli  in  <  tc ■^chält  tlKitii_;rn  iV.rsoweni  292  niäiiiiliche. 
Mithill  ge\v<  [k-.chaltlich  organisiert  ca.  v^" 

17.  Der  .N  c  h  w  e  i  7  er  i  sc  h  c  Kor  bmacherve  rban<l  'Gc- 
werkschaüsbund),  gegriuulet  1889.  14  Sektionen,  ca  12;  Mitijlieder 
(Angabe  des  ZentraK  "i>tatulesi.  Besitzt  eine  beson'lcrc  Ivommission 
für  bri  ullichc  St  iti-tik.  Zahl  der  in  fremdem  <  u  .-»chäft  thätigen 
Personen  in  der  Ji\.(  a  h-  uiul  Ses>c  iflechterei :  502  männliche,  43  weib- 
liche.   .Mithin  gewerkschaftlich  organisiert  ca.  22  "'„. 

18.  Der  schweizerische  K  ii  f  e  r  v  e  r  b  a  n  d  ,  gCL;rundet 
1806,  8  Sektionen,  ca.  1 50  Mitglieder.  Von  den  W  einkufern  los- 
gclmini  hat  sich  im  laufeiulen  jähr 

19.  Der  \'<ii).ini]  .Ic;  liolzküfer  (( iew  m  k^cliatt-buiul), 
mit  2  Sektionen  und  gtj^en  icxj  Mitgliedern.  Zahl  der  iti  hcuidem 
Geschält  m  tler  Herstellung  von  HolzgeOissen  und  groben  Molzwaren 
für  den  Hausgebrauch  thätigen  Personen   1038  männiiciie.  Mithin 

Ich  erwähne  die  internationalen  Bczichui^cn,  die  viele  Verbände  in  stärkerem 

oder  ^v-ringcmn  Mafsc  ptlc(,'<-ti ,  nur  da,  WO  dieselben  itt  einer  ständigen  orj^anisa« 
torischen  Einrichtung  Ausdruck  finden. 
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sind  in  dieser  Berufeart  gewerkschaftlich  organisiert  ca.  9' «"9.  Die 
Zahl  der  W'eiiikiifer  ist  aus  der  Berulsstatistik  nicht  zu  ersehen,  da 
sie  dort  dem  Handel  zugeteilt  sind,  der  nicht  nach  der  Warenart 

spezifiziert  ist. 

20.  Der  schweizerische  I- i t  h o  ^^r a  ph  e  n  b u  nd  (Ge- 
werkschaftsbund), gCL^ründet  1885,  Ii  Sektionen,  ca.  300  Mitglieder. 
Internationales  Sekretar  iat.  Die  Grii;  di;n;^'  einer  et'^encn  W'iderstands- 
ka-^'^e  ist  mit  Ruck^iclu  auf  die  internationale  \  erbindur\g  beab- 
sic!:iiL;t.  Zahl  der  in  irtuideni  (ii'.schäft  im  H<ruf  (graphische  \'er- 
\  ieHIllligiing  ohne  Huclulruckl  ihätigen  Personen  874  münnliche, 
116  weibliche.    Mithin  gewerkschaftlich  organisiert  ca.  30^'„- 

21.  Z  e  n  t  r  ;i  1  \  e  r  I)  a  n  d  d  e  r  s c  h  w  e  i  z e r  i  >  r  h  e  n  M  a  1  e  r  u  n  d 
(iil>ser  (Gewerkscliaft>l>uiul gegründet  rJ^oo,  10  Srkiiot.en,  etwa 
200  Mitglieder.  Direkte  .Ai.gaben  waren  niciit  trhälllich.  Zahl  der 
in  fremdem  (ic-^chätt  ihätigei;  Flach-  und  Baumaler  —  die 
Gipserei  ist  in  der  ."Statistik  unter  tlie  Maurcici  genommen  — 
2087  männliche,  2  weibliche.  .Mithin  bei  Mitberechtumg  dci  Gipser- 
mitglieder,  die  sich  nicht  ausscheiden  lassen,  gewerkschaftlich  organi- 
siert in  der  .Malerei  9'  ...",,. 

22.  Der  Zcntralverband  der  Maurer  und  Hand* 
langer.  Gründungsbeschlufs  1896  durch  eine  von  Ii  Sektionen 
beschickte  Delcgicrtenversaninilung,  die  3200  Mitglieder  vertrat.  Die 
definitive  Gründung  des  Zentralverbandes  ist  einem  demnächst  statt' 
findenden  zweiten  Kongresse  vorbehalten  worden.  Dem  Gewerk' 
schaftsbuad  gehören  bereits  9  Vereine  an.  Ein  starkes  Kontingent 
zu  dieser  Organisation  liefern  die  italienisch  sprechenden  Arbeiter, 
deren  Züricher  Sektion  allein  ca.  670  Mann  zählen  soll.  Ebenso 
zählt  der  Handlangerbund  Bern  etwa  500 — 700  Mitglieder.  Zahl 
der  in  der  Maurcrei  und  Gipserei  in  fremdem  Geschäft  thätigen 
Personen  Ii 999  männliche,  in  der  Bauhandlangerei  3698.  Mithin 
gewerkschaftlich  organisiert  etwa  20%. 

23.  Der  schweizerische  Metallarbeiterverband 
(Gerwerkschaftsbund),  gegründet  1891;  56  Sektionen;  ca.  2500  Mit* 
glieder.  Durehschniitlichcs  Alter  der  Sektionen  (nach  44  Erhe- 
bur  ri  7'  ,  Jahre.  Unterverband:  Ostschweizerischer  Metallarbeiter- 
verband, mit  Krei.'«versammlungen.  Internationales  Informations- 
büreau.  Der  Melallnrbeilcrverband  hat  die  früheren  Zentralverbände 
der  Schmiede  untl  Wagner,  der  Spengler,  der  Schlosser  und  der 
Giefser  in  sich  aufgenommen.  Zahl  der  in  fremdem  (leschäft 
thätigen  Personen  der  Bauschiosserci  und  Hersteilung  eiserner  Möbel 
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2664  inännliclie,  der  Spenglerci  und  iicrstcllung  von  Laiiipm  und 
nTctallenein  I  Iaus<(erät  2044  inäiuilichc,  66  w  rihlichc.  der  ut)riL;t--n 
MeUillbcarbcituni^'  ,  aus^ciKHiiim  n  die  Her>tt,  llung  \on  Uhren  und 
und  tili  iiiachcrwLTkzetipj ,  snwic  die  Beartjeitun.:^  edler  Metalle: 
23020  männliche,  008  wcibhche,  /.usaninien  in  Betracht  kommende 
Personen  27728  Tniumliche,  974  weibliche.  Mithin  gewcrkschaitlich 
orpatii>icrt  etwa  9  ",,.'  Für  den  Verbandskont^refs  von  1897  wird 
vori  2  Scktioncti  die  (  n  üiidvuig  einer  eigeucu  Kc.servekasse  beantrat]^, 
von  je  einer  Sektion  die  Herausgabe  eines  eigenen  Prefsorgans,  die 
Gründung  einer  Kranken-  und  Stcrbekassc  des  Verbandes  und  die 
Anstrebung  der  Reorganisation  des  Schweizerisclien  Arbeitersekre- 
tariates  im  Sinne  der  Einführung  von  Berufesekretären  fUr  die 
Hauptindustrieen.  *)  Diese  Anträge  gewinnen  dadurch  an  Bedeutung, 
dafs  sie  schon  früher  zeitweise  gcsteUten  entsprechen. 

24.  Der  Verband  schweizerischer  MüUcrgewerk* 
«chaften  (Gewerkschaftsbund),  gegründet  1S90,  8  Sektionen,  ca. 
250  Mitglieder.  Durchschnittsalter  der  Sektionen  nach  6  Erhebungen 
6V<r  Jahre.  Unterorganisation:  Ostschweizerischer  Müllerfachverein. 
Zahl  der  in  fremdem  Geschäft  thätigen  Personen  des  Berufes 
2818  männliche,  lO  weibliche.  Mithin  gewerkschaftlich  organisiert 
ca.  9%. 

25.  Ein  Zentral  verband  schweizerischer  Schirm- 
macher besteht  nach  einer  anfangs  des  laufenden  Jahres  in  der 
„Arbeiterstimme"  erschienenen  Publikation.  Näheres  über  denselben 
war  nicht  zu  erfahren.  Zahl  der  in  fremdem  Geschäft  thätigen 
Stock-  und  Schirmmacher:  115  männliche,  75  weibliche. 

26.  I )  e  r  /  e n  tralverban d  schweizerischer  Schneider 
u  n  d  S  r  Im  e  i  d  e  r  i  u  n  e  n  f  ( iewerk.schaftsl)und:',  gegründet  1889 
(bestand  schon  früher  einige  Zeit),  zählt  in  26  Sektionen  ra.  60O 
Mitglieder.  Durchschnitt>aher  der  Sektionen  räch  21  Erhebungen 
13  Jahre.  Internationales  .Sekretarial.  Zahl  der  in  fremdem 
(leschäft  thätige  n  IV r.HOncn  15359  männliche,  26007  weibliche.  Mit- 
hin gewerkschaftlich  organisiert  ca.  l'  .,  Der  geringe  Prozent- 
.satz  der  in  diesem  Berufe  schon  allen  und  zu  den  rührigsten  ge- 
hörenden gewerkschaftlichen  Organisation  erklärt  sich  vornelunlich 

Diospr  (;erinf;r  Prouiitsatx  erklärt  sich  aus  dem  weiten  beruflichen  Gebirtc, 
das  der  Verband  nmfafsit. 

*)  Der  Biini]<  >vt)r>t.in<l  des  Schweizcrisrln>n  .\rbeiterbuiiclcs  hat  sich  in  i-inor 
vor  loirront  .ib<,'chaU<->nt;n  Sitzung  gegen  die&c  Idee  ausgesprochen,  die  er  ah  der- 
malen unaiuführbar  erklärte. 
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au.s  der  stark  ubcrvvic^'cndcii  Zahl  der  weiblichen  Beruisarbeitcr,  so- 
wie aus  dem  Vorherrschen  der  Hausindustrie. 

27.  De r  sch  w c  i zcr  ische  Schu h  ni ac  h  e  r verband  Ge- 
werkschaftsbund),  gegründet  1890  (bestand  ebenfalls  schon  vorher 
einige  Jahre).  Durchschnittsatter  der  Sekttonen  nach  1 1  Eihebun^en 
ca.  16  Jahre.  Zahlt  in  11  Sektionen  gegen  300  Mitglieder.  Inter- 
nationales Schuhmachersekretariat.  Zahl  der  in  fremdem  Geschäft 
thätigen  Personen  8698  männliche,  2977  weibliche.  I^ut  durch  die 
Fabrikinspektoren  aufgenommener  eidgenössisdier  Fabrikstatistik 
sind  hiervon  2045  männliche  und  2175  weibliche  Fabrikarbeiter.  Ge- 
werkschaftlich organisiert  im  Verhältnis  zur  Gesamtzahl  ca.  4  \.  Die 
Schwäche  der  Organisation  erklärt  sich  hier  gröfstenteils  aua  der 
schlimmen  Lage  des  Handwerks,  das  vom  Fabrikbetrieb  immer 
mehr  ausgesogen  und  aufgesogen  wird. ') 

28.  Der  schweizerische  Steinhauerverband  (Ge- 
werkschaftsbund), gegründet  1889,  5  Sektionen,  ca.  300  Mitglieder. 
Eine  1896  gebildete  Vereinigung  tessinischer  Steinhauer  und  Stein» 
brucharheiter,  die  ca.  500  MitghetJer  zähUe,  stand  mit  dem  Zentral- 
verein in  Verbindung,  i^t  jedoch  demselben  nicht  beigetreten.  Zahl 
der  in  der  Steinhauerei  in  fremdem  Gescliäft  Thätigen  3360  männ- 
liche Personen.  Mithin,  ohne  die  Tessiner  Gewerkschaft,  die  zumeist 
aus  Steinbrechern  besteht,  gewerkschafthch  organisiert  ca.  9",,. 

29.  Der  schweizerische  T  e  x  t  i  I  a  r  b  c  i  t  e  r  b  u  n  d  ,  ge- 
gründet 1896,  10  Sektionen,  etwa  400  Mitglieder.  Internationales 
Sekretariat.  Zahl  der  in  der  f  ferstellung  \on  (iespin: !^tcn  und  Ge- 
weben und  deren  VercdluiiL;  in  fremden  (ieschäften  thätigen  Per- 
sonen folinc  die  Stickrr  34  H93  männliche,  ^>6  ^00  weüiliche.  Mit- 
hin gewerkschaftlich  oru,'anisiert  ca.  \'on  dm  Si  kiitmen  gehören 
nur  2  dem  (jewerk>c!iatishund  an.  Nach  einer  ncuiichen  Finscndung 
in  der  „Arbeitersiimine"  scheint  der  X'erband  eingeschlafen  zu  sein, 
wohl  infolge  v'ww  \tizahi  unglücklich  verlaufener  Lnlmbe wegnngen 
im  Jahre  1806.  I  )ii  i  kle  Angaben  waren  vom  Zentr  iK  ( >r>t;in<l  nicht 
zu  erhalten.  l)i)ch  itestehcn  jedenfalls  eine  Anzahl  nicht  unbe- 
deutender Sektiuncn ,  so  dafs  die  .Schätzung  der  in  Betracht 
kommenden  Mitgliederzahl  nicht  zu  hoch  gegrifien  erscheint.  Die 
angegebene  Zahl  der  Sektionen  ist  diejenige  <ler  bei  der  Gründung 
des  Zentralverbandes  (25.  Mai  96  in  Zürich)  beteiligten. 

Ko.sultat>:  der  1<  t:'''  n  darauf  b«  zü<;lich«-n  stnti-tisi'ht-n  Krh«-bunßcn  änden  sich 
in  der  Schrift  ..Die  Lage  d<T  Schulimacber  in  der  Schweiz"  vun  O.  Martens,  htiraas- 
gr^oben  vom  Zentralvcrbaade,  Zürich. 
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30.  Der  schweizerische  Typogr aphenbund.  Aus 
dem  Gewerkschaftsbund,  nach  fünfjähriger  Mitgliedschaft  unter 
besonderen  Bedinfjungcn  (zuerst  nur  der  Reservekaase  beigetreten), 
auf  I.  Januar  1896  ausgetreten.  Der  Verband  zahlt  aber  noch  einen 
nicht  unbedeutenden  jährlichen  Beitrag  (500  fr.)  an  die  Kasse  des 
Bundes.  Gegründet  1858;  zahlt  in  21  teilweise  kantonalen, 
teilweise  gröfsere  Kantonsbezh'ke  umfassenden  Sektionen  gegen 
1500  Mitglieder  (auf  Ende  1895,  mit  starkem  Wachstum  in  den 
letzten  Jahren,  1434).  Internationales  Berufssekretariat.  Eigenes 
Prefsorgan  „die  helvetische  T)'pographia*'  seit  der  Gründung  des 
Bundes.  Die  best  ausgebaute  gewerkschaftliche  Organisation  der 
Schweiz,  mit  eigener  Reservekasse,  Kranken-  und  Sterbekasse, 
Konditionslosenkasse,  Invalidenfonds.  Steht  in  vertragmäfsigem  Kar- 
tell mit 

31.  Dem  Romanischen  Typographenbun  d  (F^6^tion 
'des  Typographes  de  la  Suisse  romande),  gegründet  1873,  9  Sek- 
tionen, gegen  600  Mitglieder.  Dieser  Verband  besitzt  im  „Guten- 
berg" ebenfalls  ein  eigenes  Prefsorgan  in  franzosischer  Sprache  und 
ähnliche  Unterstätzungseinrichtungen,  wie  der  deutsch-schweizerische 
Typographenbund,  in  den  Sektionen. 

Auch  dieser  Verband  weist  in  den  letzten  Jahren  ein  kon- 
stantes Wachstum  auf.  Gehört  ebenfalls  dem  internationalen  Buch* 
druckersekretariat  an. 

Die  Zahl  der  in  fremdem  Geschäfte  in  der  BuclKlruckerei 
thätigen  Personen  beträgt  2874  männliche,  453  weibliche.  Mithin 
sind  ;:(e\vcrkschaftHch  organisiert  ca.  63  Daln  1  ist  zu  !)rnicrken, 
dafs  der  deutsch-schweizerische  X'erband  sich  nicht  auf  das  Ein- 
leger- und  anderweitige  Hilfspersonal  der  Druckereien  erstreckt, 
das  eigene  gewerkschaftliche  Organisationen  hat,  aber  keinen  Zentral- 
verband. 

32—36.  S  ch  w  eizcrisclic  Uhrmachc  r  -  Zentralver- 
bändc,  nämlich  der  V^erband  der  Schalen  mache r  mit 
ca.  1800  Mitgliedern,  nennt  sich  „Internationaler  Schalcnmacher- 
verband",  besitzt  auch  2  Sektionen  in  Frankreich  (Hesangon)  mit 
zvisatnmen  etwa  300  Mitgliedern  (in  der  oben  angegebenen  Mit- 
gliedcrzahl  nicht  mitgerechnet); 

Der  V^erhand  der  Graveure  und  Guill  och  eure  mit 
ca.  lODo  Mitgliedern,  1896  dem  allgemeinen  Gewerkschaftsbunde 
beigetreten ; 

Der  V^erband  der  Repasseure,  Demonteure,  Re- 
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m  o  fi  t  e  u  r  e  u  n  d  E  c  h  a  p  p  e  m  e  n  t  s  in  a  c  h  e  r  mit  ca.  1000 Mitgliedern, 
ebenfalls  1896  dem  allgemeinen  Gewerkschafitsbunde  beigetreten; 

Der  Verband  der  Pendantsmacher,  ca.  250  Mit" 
glieder; 

Der  Verband  der  Ubrfedermacher,  ca.  100  Mit- 
glieder. 

Andere  Zweig\ crbändc  der  Uhfcnarbeiter  sind,  wie  der  1S92 
pjegründetc  Gcsamt-L'hrniacherverband  (Federation  ouvri^e  hor- 
logcre)  im  Kampfe  mit  dem  Unteniehmertuin,  der  teilweise  grofsc 
Dimensionen  annahm  und  in  hartnäckigster  Weise  geführt  wurde, 
in  die  Brüche  gegangen ,  wozu  die  schlimme  Lage  der  schweize- 
rischen l  hrcnindustric  in  den  letzten  Jahren  das  ihrige  beitrug, 
l'nter  den  eiiigcgan-^'^ctu  r  F.'!)-/elverbändcn  ist  besonders  zu  erwähnen 
derjenige  der  Arbeiter  <it  :  l  .bauches-,  I**inissagc-  und  Pignonbrar  che, 
der  in  seiner  Blütezeit  189293  gegen  3! Miti^licder  zählte.  Der- 
maUnj  existieren  nur  noch  wenig«-  unbedcutciKlc  Sektionen. 

Die  hier  aufgeführten  l'hrinaclicr-Zentralverbände  besitzen  ein 
eigenes  Prefsorgan ,  die  „Solidanie  horlogere",  das  in  seinem 
5.  Jahrgänge  steht  uiid  bei  (iründung  des  Gesamtvcrhaiu ics  an 
Stelle  zweier  datnals  >chon  5  resp.  3  Jalirc  bi  -tclu  ii(U  ;i  l 'hrinai:licr- 
blätler  trat,  lau  AdjuukL  des  schweizerischen  ArbeilLr.>ck;"Ciar;ates, 
der  in  Biel  wohnt,  hat  die  boondcre  Aufgabe,  die  I^age  der 
Arbeiter  der  Uhrenindustric  zu  untersuchen  und  den  Interessen 
dies^er  zahlretcben  Arl^eitcrscfaaft  zu  dienen,')  Da  die  Gesamtzahl 
der  in  der  Uhrmacherci  in  fremdem  Geschäfte  thätigen  Personen 
21405  männliche,  loicp  weibliche  (wovon  78 iS  männliche  und 
4143  weibliche  Fabrikarbeiter)  beträgt,  die  Gesamtniitgliederzahl 
der  aufgeführten  Zentralverbände  aber  ca.  4150,  wozu  die  Ueber* 
rcste  aufgelöster  Verbände  kommen,  so  sind  in  diesem  Berufe  etwa 
14 'V«  der  Arbeiter  und  Arbeiterinnen  gewerkschaftlich  organisiert. 
Dabei  ist  zu  bemerken,  dafs  die  Uhrenindustrie  zum  grofsen  Teil 
als  Hausindustrie  betrieben  wird.  Ferner  sind  selbstverständlich 
einzelne  Zweige  vollständiger  gewerkschaftlich  organisiert  als 
andere.  So  scheinen  die  Schalenmacher  ziemlich  vollständig  orga- 
nisiert zu  sein,  wahrend  die  Repasseure  etc.  den  gröfsten  Prozent- 
satz nichtorganbiertcr  Arbeiter  aufweisen  sollen.    Der  Gcsamt- 

^)  Dem  derzeitigen  Inhaber  dietcrr  Stelle,  Herrn  Kuitomsrat  Reimann  in  Biel, 
bin  ich  (Ür  die  die  UhrnmcbcrorganintiOD  betreffenden  Angaben  zn  b««4indei««i 
Danke  verpflichtet. 
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verband  der  Uhrmacher  mag  zur  Zeit  seines  kräftigsten  Bestehens 
wohl  an  die  7000  Mitglieder  umfafst  haben,  obgleich  er  nur  mit 
3000  der  Reservekasse  des  allgemeinen  Gewerkschaftsbundes 
beitrat. 

37.  Der  Zen tral  verbanil  der  Zimmerleute  (Gewcrk- 
schafisbuml),  gegründet  1897,  zählt  in  8  meLst  vom  Holzarbciter- 
verbande  losgetrennten  Sektionen  etwa  200  Mitglieder,  Zahl  der 
in  fremdem  (ieschaft  in  der  Zimmerei  Thätigen  8066  männliche 
Personen.    Mithin  gewerkschaftlich  organisiert  ca.  2'  /,,. 

Zur  Vervoliständigunij  des  in  diesen  37  beruflichen  Zentral- 
verbänden gegebenen  Bildes  der  .schweizerischen  Gewerkschatts- 
Organisation  müssen  wir  noch  die  Or^anisatio?isbestrebungen  in 
einer  Hauptindustrie  des  Landes,  der  Stickt k  nn«  lustrie,  erwähnen« 
Sie  umfnfst  in  fremdem  tiescliäft  thiitic^e  Personen :  10251  männliche 
und  13<Y~J4  weibliche.  X'on  diesen  Personen  sind  i'abrikarbeiter 
8270  männliche  und  9650  wciltHche. 

Der  einst    mächtige  Zentral  v  e  r  b  a  n  tl    d  e  :  Stickerei- 
arbeiter  und  Arbeiterinnen,  Ende  der  achtziger  JaliK  Lre- 
gründet,  ist  nach  wcni-^  langem  Bestände  eingegangen.    Doch  be- 
stehen noch  einige  Lbenskrältige  Gewerkschaften  vmd  wird  neuer- 
dings die  Gründung  eines  „Allgemeinen  .Stickeri>unde>"  angestrebt. 
Eine  Stickerversammlun^    bestellte    hierfür    im    Januar  d.  |.  ein 
Organisationskomitee,  das  d  t   Sache  in  du   1  land  genommen  hat. 
Eine  ruhrige  Gewerkschaft  bildet  der  „Sc  h  if  f  1  i  s  t  i  c  k  e  r  v e  r  c  i  n 
St.  (i allen",    1896  gegründet,  der  eine  Statistik  der  Lohn-  und 
übrigen  Arbeits\'erhaltnisse  aufgenommen  hat,  die  sich  über  mehr 
als  1000  Arbeiter  und  Arbeiterinnen  in  13  Geschäften  erstreckte. 
Eine  auf  diese  Erhebungen  gestützte  Eingabe  an  die  Unternehmer 
blieb  freilich  fast  erfolglos.   Der  Verein  hat  eine  unentgeltlich  zu 
benutzende  Arbeit^nachweisstelle  für  seine  Mitglieder  errichtet  und 
die  Einrichtung  besonderer  Fachkurse   am  Gewerbemuseum  in 
St.  Gallen  erwirkt. 

« 

Aus'  der  hier  gegebenen  Uebersicht  der  beruflichen  Zentral- 
verbändc  der  Arbeiter  lasiwn  sich  folgende  Ergebnisse  fest>telkn: 

Die  gewerkschaftliche  Organisation  hat  besonders  in  den  letzten 
Jahren  an  Umfang  bedeutend  zugenommen.    Immerhin  ist  sie  im  Ver- 
hältnis zur  Gesamtzahl  der  Aibeiter  der  von  ihr  ergriffenen  Be- 
rufsarten durchschnittlich  noch  keine  starke  zu  nennen  a  icli  wenn 

Archiv  für        (^««errgebunK  u.  Stai^tik.   X.  ^ 
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man  in  Berücksicliti<^'ung  des  Umstandes,  dafe  es  selbstverständlicher* 
weise  cuw  Anzahl  Gewerkschaften  giebt,  die  sich  dem  Zcntral- 
vcrl  iiMlr  ihres  Berufes  nicht  angeschlossen  haben,  die  Prozentzahlen 

da  uikI  dort  etwas  erhöht. 

Vollstätuli-^e  l'nifassung  der  Arbeitcrscliaft  von  ihr  je  2U  er- 
warten, wäre  frcilicli  utncrniit^ftfj^.  Auch  ist  sicher,  dafs  zum  Er- 
folg in  gcwcrkschafthchcii  Kämpfen  ein  gewisser  Prozentsatz  der 

organisierten  Arbeiter  hinreiclit.  Wenip^er  dagcr^en  kann  man  sich 
darauf  verlassen,  dafs  die  Tirtlichc  ^öfsere  oder  ^ijcnn^erc  Voll- 
ständi«^keit  <:jenLi«^'e.  Hei  den  hcutiffeti  Verkehrsmitteln  und  be- 
sonders bei  der  ebenfalls  fortschreitenden  Solidarität  wd  Kampf- 

berrit-chaft  der  Arbeitsgeber  ist  dies  nicht  mehr,  wie  etwa  ii^  fnihere'' 
Zeiten,  der  Fall.  Das  ist  auch  der  wesentlichste  (iruiid,  der  für 
Aufrechterhaltun;^  und  Entwickelung  der  n  in  beniflicheii  /.enirali- 
sation  spricht.  Die  Kiassc'^Nolidarität  der  Arhi  iter  verma;^  d.e^e 
nur  unvoUkonunen  zu  ersetzeii.  ]\<  ist  bemerkenswert,  dals  die 
Organisationen  der  Kisciibahnbi  dien^ti  ten  und  der  Typcj^rapher^ 
weitaus  die  vollständigsten  sind,  Ik  uie  ßeruU.irion  liaben  nllerdiiv^> 
keine  Hausindustrie,  wetii;^  ;_^esch!ossenen  g^rul.^cn  I-al)rikl  )eiricl)  und 
nur  weni^fe  weibliche  Arbeiter.  Aber  einen  Ffaupti^rund  ihrer  gc- 
werkschattlichiMi  Stärke  sehen  wir  doch  dririn,  ('als  sie  auf  rein  be- 
ruflichem Boden  entstanden  sind  und  sich  eritwickeli  haben. 

V.  Die  lokalen  Arbeiterunionen. 

Fast  in  allen  bedeutenderen  Ortschaften  der  5)chweiz,  wo  eine 
grofserc  Anzahl  von  gcwerkschaftltchcn  und  politischen  Acfoeiter- 
vereinen  sich  findet,  haben  diese  sich  zu  lokalen  Arbeiterbünden 
oder  Unionen  zusammengeschlossen.  Obwohl  nun  diese  Verbin- 
dungen iiauptsächlich  politischen  Zwecken  ihre  Entstehung  ver- 
danken, machen  sie  sich  doch  in  der  Regel  auch  bei  den  ge^ 
werkschaftlichen  Bestrebungen  der  ihnen  angehörenden  Vereine 
geltend,  und  zwar  in  ganz  hervorragender  Weise,  wie  das  bei  dem, 
zunächst  wenigstens  lokalen  Charakter  der  allermeisten  gewerk- 
schaftlichen Konflikte  und  Kämpfe  selbstverständlich  ist  Die  Statuten 
der  Arbeiterunionen  enthalten  denn  auch  öfters  ausdrückliche  Bo 
Stimmungen  über  das  Verhalten  bei  gewerkschaftlichen  Bewegungen, 
die  in  jeder  Weise  nach  Kräften  unterstützt  werden  sollen.  Auch 
die  Sekretariate  der  Unionen  dienen  ebensowohl  j^ewerkschaftlichen 
wie  politischen  Zwecken,  jeder  bedeutendere  Lohnkampf  am  Orte 
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wird  so  von  sämtlichen  \ cr^  uiulenen  Ortsvereinen  in  gewissem 
MaTse  gemeinschaftlich  durch^^efiiiirt.  Aber  auch  gewerkschaftliche 
Bewegungen  ganzer  beruflicher  Zentral  verbände  bedürfen  zuweilen 
nicht  nur  der  Unterstützung,  sondern  gradczu  der  Mitwirkung  der 
lokalen  Arbeiterunionen.  Das  ist  besonders  da  der  Fall,  wo  zum 
Kampfmittel  des  Konsumboykotts  gegriffen  wird.  Km  Beispiel 
dieser  Art  lieferte  der  allgemeine  Bierboykott,  mit  dem  die  ganze 
organisierte  Arbeiterschaft  des  Landes  den  Kam})!  für  die  mit  dem 
Verbände  schweizerischer  Hraurreihcsitzcr  in  hefiiv^em  Kontiikt 
stehende  schweizerische  Hierbraiurupi' ui  aufgenoimncii  hatte.  Da- 
mals traten  auf  .Anordnung  des  Kuinilcci  des  all'^^t  ineinen  Gewerk- 
.schalt>l)vindes  Delegierte  der  lokalen  Arbeiterunionen  wiederholt 
:'.u  gmieinsaineii  Beschlüssen  zusammen.  Die  Unionen,  unter  (h-iien 
eine  ürgaiiis:erle  \  erbiuduiig  sonst  nicht  besteht,  stellten  >ich  mithin 
in  den  Dienst  der  vom  ( u  werkschaftsbund  geleiteten  Bierbrauer- 
bcwefnin^^.  Auch  darin  zeigt  sich,  dafs  die  politische  und  die  (le- 
werk^chatisbewegung  sich  nicht  trenneti  lassen ,  sobald  dasselbe 
Klassenbewufstsein  die  Organisationen  verschiedener  Art  beherrscht. 

( Tcwisse  Hinrichtungen,  die  in  lokaler  Umgrenzuiig  berufliclicii  In- 
teressen zu.  dienen  geeignet  sind,  verlangen  auch  geradezu  das  gemein- 
.sanie  X'orgehen  und  das  (iauei  iide  Zusamniciiwirken  der  ati  einem  (^rte 
bestcliLndeii  Arbeilcrvcreiiie.  Neben  den  bereits  erwähnten  k)kalen 
Ar])citersekri-tariaten  sind  nucii  zu  neiinrn  die  allt^emeinen  Arbeits- 
naciiwci>cstcllcn,  werden  diese  nun  als  <  iniu  indi mstiiutionen  uder 
aus  eigener  Kraft  der  Ven  i;  <*  ins  l.i  !  k  n  ,;ei  ulen.  Bilden  die  bezüg- 
lichen iMnrichtungcn  in  liern,  WiiUcilhur,  (ienf  f  Arbeitsbörse),  Scliall- 
hau.sen  Bei>piele  ersterer  Art,  so  sehen  wir  in  dein  Arbeitsnachweis 
des  „(lewerkschaflsbundes  Luzern"  ufid  in  der  soeben  gegründeten 
Arbeitskammer  in  Zürich  Beispiele  letzterer  Art,  .\ehnlich  .stellen 
sich  die  Einrichtungen  zur  Versicherung  gegen  Arbeitslosigkeit. 
Auch  die  Gewerbegerichte  und  die  mit  diesen  zusanunenhängenden 
Hiiugungsämter  können  hierher  gezogen  werden.  Alle  diese  In- 
stitute verlangen  ein  Mit-  und  Zusammenwirken  der  lokal  organi- 
sierten Arbeiterschaft,  sollen  sie  den  von  ihr  vertretenen  Arbeiter* 
Interessen  gerecht  werden. 

Was  nun  speziell  die  Feststellung  der  Stärke  und  des  Umfanges 
der  gewerkschaftlichen  Organisation  betrifft,  so  kommen  hier  die 
Arbeiterunionen  allerdings  nur  soweit  in  Betracht,  als  sie  Gewerk- 
schaften mit  umfassen,  die  weder  einem  allgemeinen  schweizerischen 

Gewerkschaftsbunde  (dem  deutsch-schweizerischen  oder  dem  roma- 
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nischen)  noch  einem  beruflichen  Zetitralverbande  angehören.  Solche 
Gewerkschaften  bilden  zwar  heute  Ausnahmen;  aber  kommen 
doch  in  einer  gewissen  Anzahl  noch  vor,  und  es  befinden  sich 
darunter  einige  von  nicht  unbedeutender  numerischer  Starke,  z. 
in  der  Stickereündustrie,  auch  in  einzelnen  Zweigen  der  Uhrmacherei, 
als  Ueberbleibsel  früherer  Zentralverbande  oder  auch  als  neue  An* 
fange  zur  Organisation  des  Berufes.  Ich  werde  die  MitgUederzahl 
solcher  Einzelgewerkschaflen  mit  derjenigen  der  in  Ortschaften  ohne 
lokale  Arbeiterbünde  bestehenden  zusammen  zu  veranschlagen  haben. 
Die  2^1  und  Stärke  der  verschiedenen  lokalen  Arbeiterunionen  in 
der  Schweiz  festzustellen,  gehört  dagegen  nicht  zu  meiner  Au%abe. 
Es  genügt,  auf  die  Bedeutung  dieser  Verbindungen  fiir  die  Gewerk- 
schaftsbewegung im  allgemeinen  hingewiesen  zu  haben.  Beizufügen 
ist  noch,  dafs  die  Gründung  neuer  Gewerkschaften  gegenwärtig 
wohl  in  ebenso  hohem,  wenn  nicht  in  höherem  Mafse,  als  von  den 
beruflichen  Zentral  verband  er  <drr  vom  allgemeinen  Gewerkschafts- 
bund, von  diesen  lokalen  Verbänden  auszugehen  scheint.  Auch  hier 
gewinnt  das  Klasseninteresse  dem  beruflichen  Interesse,  welches 
letztere  es  freilich  wohl  zu  benutzen  weifs,  allmählich  den  Vor- 
Sprung  ab. 

VI.  Die  E  i  n  z  c  1  g  c  w  c  r  k  s  c  h  a  f  t  c  n. 

Nicht  zentral  organisiert  und  auch  keinem  allgemeinen  schwei- 
zerischen (icwerk<chaft-btmdc  aiii^eschlosset»,  finden  wir  vornehmlich 
Arbeiter  und  Arbeitcniincii  der  untersten  sozialen  und  ökoriumi-chen 
Stufen:  naiullani^rr,  Sii-iiihmchaii xiter ,  Tagclöhi)iTiiinen ,  Fabrik- 
arbciicririncti  uiitl  -arbciter  gewisser  liidustriecn.  Auch  manche  c^e- 
werkschaftliche  Vereine  von  in  öffentlichen  Diensten  stehenden  Ar- 
beitern oder  aus  Hnufsarlcn,  die  sich  nicht  zum  Arbeiterstande  im 
en«^^eren  Sinne  des  \\ Drtes  zälilen.  Kinen  Zentralvciband  haben  eine 
Anzahl  allgemeiner  Arbeiterinnciu creine,  die  jedoch  nicht  gewerk- 
scliattliciien  Charakti.  r  tragen.  Dann  aber  giebt  es  auch  selbst- 
versländlich  eine  K(  ilu  Gewerkschaften  besser  stehender  Berufe, 
die  aus  irgend  einem  t  i runde  sich  mit  dem  .\n>chlLisse  an  tlen 
lokalen  X'erband  begnügen.  Wo  aber  ein  solcher  nicht  besteht,  da 
mögen  manche  Einzelgewerkschaften  hinwiederum  gerade  deshalb 
dem  Gewerkschaftsbunde  nicht  beitreten,  weil  sie  von  ihm  wenig 
Berücksichiiguiig  erwarten,  wenn  sie  nicht  mit  dem  Gewicht,  das 
ein  beruflicher  Zentralverband  oder  eine  gröfsere  lokale  Arböter- 
union  dem  Etnzetvereine  verleiht»  in  ihm  auftreten  können.  Solche 
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gewerkschaftliche  Einzdsektionen,  die  nicht  wenigstens  einen  der 
genannten  Rückhalte  haben,  finden  sich  in  der  That  im  Gewerk- 
schaltsbunde  nur  äufserst  wenige.  Femer  mag  der  genius  loci,  der 
in  mehr  ländlichen,  wenn  auch  gewerbreichen  Ortschaften  sozial- 
demokratischem Wesen  noch  vielfach  überaus  abgeneigt  ist,  ver- 
bunden mit  der  an  solchen  Orten  bekanntermaTsen  herrschenden 
gegenseitigen  Ueberwachung  der  Bürger,  ebenfalls  das  Seinige  dazu 
beitragen,  eine  Gewerkschaft  zu  vorsichtiger  und  reservierte  Hai» 
tung  besonders  in  ihren  Verbindungen  nach  aufscn  zu  veranlassen. 

Die  Zahl  der  schweizerischen  Einzelgewerkschaften  im  hier  an* 
genommenen  Sinne  des  Wortes  auch  nur  annähernd  sicher  festzu- 
stellen, würde  eine  Enquete  nach  Ortschaften  \crlangen,  die  der 
Verfasser  dieser  Arbeit  anzustellen  nicht  in  der  Lat^'e  war.  Dem 
schweizerischen  Gewerkschaftsbunde  gehören  zur  Zeit,  wenn  wir 
die  allj^emeinen  Arbeitervereine  nicht  mitrechnen,  nur  25  (lewerk- 
schaften  an,  die  nicht  zugleich  Mitglieder  beruflicher  Zentralverbände 
sind.  Heiläufig  bemerkt,  sind  von  diesen  35  nur  etwa  3,  die  auch 
keiner  lokalen  Arbeilerunion  angehören,  .\ehnlirh  wird  es  ^ich  im 
romnnisciien  Gewerkschaftsbunde  verhalten.  Die  ^Trofszahl  der 
Eiiizelticwerkschaflcn  ist  also  au-fserhalb  der  beiden  Gewerkschafts- 
bünde  zu  suchen.  Wenn  wir  diese  Zahl  im  ganzen  Lande  auf  etwa 
10:)  ukit  2000  Mit ;^^lic( lern  veranschlagen,  so  greifen  wir  flamit  jeden- 
falls hoch  i^rcnug.  Natürlich  lassen  wir  dabei  die  lilolVcn  heruflichen 
Krankenl<a>>i  II  der  Arbeiter.  al>  für  die  Gewcrk>cliaü.>bc\vegung  so 
gut  wie  bedeutungslos,  beiseile.  Aus  bliesen  Krarikenkassen  sind 
allerdings  oft  eigentliche  (  Tcwerkschalica  mit  der  Z<^  it  l;i  worden. 
Sic  sind  auch  in  den  schweizerischen  Arbcitcrbund  einbezogen. 

VEL  Gesamtbild  der  gewerkschaftlichen 
Organisationen. 

Man  sieht  aus  dem  Voi^ehenden,  dafs  sich  die  Gewerkschafts- 
organisation in  der  Schweiz  zwar  in  sehr  kleinen  Verhältnissen  be- 
wegt, dafs  sie  aber  doch  an  verhaltnismäfsiger  Starke  gegenüber 
der  gewerkschaftlich  nicht  organisierten  Arbeiterschaft,  derjenigen 
anderer  Länder  ebenbürtig,  ja,  grofscnteils  überlegen  sich  zeigt.  Je 
kleiner  die  Zahl  der  Angehörigen  eine§  Berufes,  desto  leichter  läfst 
sich  eben  eine  gewisse  Vollständigkeit  der  gewerkschaftlichen  Orga- 
nisation erreichen.  Die  Gesamtzahl  der  Organisierten  werden  wir, 
annähernd  wenigstens,  finden,  wenn  wir  zu  den  MitgUederzahlen  des 
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schweizerischen  und  des  romanischen  Gewerkschaftsbundes  die  Mit- 
glicderzahlen  der  diesen  allgemeinen  Verbänden  nicht  beigetretenen 
beruilichen  Zcntralverbände  hinzuzählen  und  sodann  noch  eine  gewisse 
Anschlagszahl  für  die  Mitglieder  der  ebenfalls  keinem  allgemeinen  Gc- 
werkschaftsverbande  angehörenden  Einzeige  werkschaften  hinzurechnen. 

Die  Zahl  der  Mitglieder  der  dem  allgemeinen  schweizerische»» 
Gewerkschaftsbund  angehörenden  beruflichen  Zentralverbände  '}  be- 
trägt zusainmen  10675. 

Dazu  kommen  27  Kin/.clgcwerkschaften,  worunter  eine  Anzahl 
grofscr  W'reine  des  im  Entstehen  begriffenen  Maurer-  und  Hand- 
lani^crx  rrbaiKlcs  sich  bclinden,  und  Q  allgemeine  Arbeiter-  und  Ar- 
Ix  iti  riiiiK  ii\ rrcine,  flic  man  als  «^ogi.  nannte  „gemischte"  Gewerk- 
scliatti  n  an>-<  hen  kann,  mit  zusammen  etwa  2300  Mitgliedern  (nach 
allge  T 1 1 1  •  i  m  •  I'  S c  h  ä  t  /  u  n ; ; ! . 

l)vr  roniaui^chc  <  n  \vc  i  kschaflsbund  mit  I4OO  Mitgliedern. 

Mitglicdcrzahl  dt  1  keinem  (k  r  beiden  Gewerkschaflsbunde  ange- 
hörenden bcrulUchcu  Zcnualvcrbäiide: 

EisenbahTib.  flirnstite  (V,  P.  S.  T.)  ....  12400  \L 

Küfer  i\\«itikuter)   »30,, 

Textilarbeiter   400  „ 

CoifTeurs  .............  200  «, 

Buchdrucker   Sloo  „ 

L'hrmachcr  (3  Verlkände)   3150  „ 

Genamttahl    17400  M. 

Die  Mitgliederzahl  der  Einzelgewerkschaiten  berechnen  wir  auf 
2000. 

Somit  wiualen  wir  eine  (lesamtzahl  der  gewerkschaftlich  or- 
gani>iei  U  ii  Arbeiter  der  Schweiz  erhalten  von  rund  33  8CX). 

Die  Zahl  der  in  fremdem  Geschäft  thätigen  Personen  in  den 
Berufsgruppen,  tlie  der  gewerkschaftlichen  Organisation  am  ehesten 
zugäu-lich  erscheinen,  beträgt  363  524. 

'  Wir  lab>'n,  da  der  lel/.te  Jahresbericht  des  Gewerkschaftshundes  nar  bis 
Ende  1S95  r.Mcht,  alle  Zentralvrrbände  als  lU-m  Bunde  anpehorrnd  notiert,  deren 
Sektionen  alle  n<\<"r  !n>t  alle  ihm  beit;«  trt  ten  sind,  auch  wo  nicht  der  7,entralverK\nd 
ils  solcher  dm  HeitrUt  «  rklart  haben  sollte.  Die  Mitglieder/.ahlen  beruhen  meist 
auf  direkten  Aukuben  der  Zenlralvorstände  oder  anderer  kompetenter  Penonen,  flieht 
mnf  Attgaben  des  Bundeskomitees,  >was  deshalb  von  Bedentang  tft,  weil,  wie  bereit» 
bemerkt  und  wie  die  erwilmte  Enquete  Pix  die  Landesausstelliiiigsachrift  des  Ge- 
werfcschAnsbimdca  sicher  dargethu  liat,  die  VcrbBnde  und  Sektioaen  in  der  Regel 
dem  Bandeskomitec  nicht  die  volle  wirkliche  ZiOil  ihrer  Mitglieder  aaxugebea  pAefen. 
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Nämlich;  iien»lclluüg  von  Nahrun<4.s-  und  Gciiufsiiiittcln  18955 
männliche,  5315  weibliche  Personen;  ikr>telluni^  von  Kleiduu';  und 
Putz  15359  niünnhchc,  26007  weibliche  Personen;  Herstellung^  von 
BaustotTen  und  Bauten,  Einrichtung  von  Wohnunj;eii  58649  männ- 
liche, $oS  weibifehe  Personen;  Herstellung  von  Gesptnnsten  und  Ge- 
weben und  deren  Veredlun<^  45  144  männliche,  80084  weibliche 
Personen;  chemische  Herstellung  anderer  Gebrauchsgegenstande  als 
der  Nahrungsmittel  7059  männliche,  Ii  390  weibliche  Personen; 
Bearbeitung  der  Metalle,  Herstellung  von  Maschinen  und  Werk- 
zeugen 44518  männliche,  1345  weibliche  Personen;  Herstellung  von 
Verkehrswegen,  Verkehr  39696  männliche,  21 14  weibliche  Personen; 
Vervielfältigung  von  Schrift  und  Zeichnung,  Herstellung  von  Büchern 
und  Papierarbeiten  5622  mannliche,  1345  weibliche  Personen. 

Somit  sind  von  den  in  fremdem  Geschäft  thätigen  Personen  dieser 
Berulsgruppen  gewerkschaftlich  organisiert  ca.  9^*10  %. 

Die  Zahl  der  von  der  projektierten  obligatorischen  Unfall-  und 
Krankenversicherung  zu  umfassenden  „unselbständig  Erwerbenden" 
in  der  ganzen  Schweiz  wird  auf  ca.  600000  geschätzt.   Ihr  gegen- 
über würde  die  Prozentzahl  der  gewerkschaftlich  Organisierten  nur. 
ca.  5*ft*;„  betragen. 

Diese  Vergleichungen  erhalten  eine  gewisse  erhr>lT  l^edeutung 
dadurch,  dafs,  wie  gezeigt  wurde,  die  gewerkschaftliciie  Bewegung 
mit  politischer  Propaganda  Hand  in  ll.uul  geht.  Wohl  greift  die 
politische  Klassenbewegung  auch  in  der  Schweiz  \  iel  weiter  als  die 
gewerkschaftliche  —  nian  denke  nur  an  die  ca.  76000  Stimmen, 
die  die  Einführung  des  Rechts  auf  Arbeit  auf  sich  vereinigte  — 
allein  die  Fortschritte  der  gewerkschaftlichen  Organisation  haben 
gleichwohl  auch  Iti  pnliti^^chf-r  lieziehung  ihre  nicht  gerin.^  anzu- 
schlagende Bedeutung.  1  !:  '  '  gehört  vor  allem  auch  der  Kniilufs, 
den  bev(»ii(lrr-<  in  kleinen  Kic:.~cti,  in  J^lädten  z.  B.,  ilie  vorwiegend 
gewerkschaltliche  Unterlage  auf  (.lie  Art  und  den  ('harakt<T  <lrr 
politischen  Bewegung  hat.  Dieser  Kinflul-^  zeigt  >ich  \ ornchinlicii 
in  einer  V'erschärfung  des  Klassencharakter  ;.  Unter  ihtn  wird  der 
historische  Kla>si  uk.iuipf  leicht  fast  pei.>>ünlich  zu  nennende  l  ornien 
annehmen.  Die  weitere  x\usfuhrung  tlieses  bedankens  niufs  ich 
dem  l.eser  uberlassen. 

Was  aber  die  rein  gew^rkschatiliche  .^eite  der  Bcv\cgung  und 
deren  Aussichten  auf  Krfolge  auf  beruflichein  3o<len  betrifti,  so 
müssen  wir  noch  einen  Blick  auf  die  andere  i'artei,  auf  die  Gegner 
der  Arbeiter  in  diesem  Kampfe  werfen. 
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Auch  die  (Tcgcnorganisation  macht  Fortschritte.  Zwar  die 
sogenannten  „Antivcrcine",  die  Vereine  der  auf  Seite  der  Arbeit* 
geher  sich  stellenden  Arbeiter,  die  hie  und  da  von  den  ersteren  ins 
Leben  {berufen  wurden,  kommen  wenig  in  Betracht  Erfahrungs- 
gemäfs  halten  sie  sich  selten  lan<;e,  wie  sie  auch  nur  sporadisch 
auftreten.  In  Bewegungen,  die  gute  Aussichten  auf  Erfolg  bieten 
und  ctwa.s  vorsichtig  auftreten,  werden  sie  leicht  zum  Abfall  ge* 
bracht  Gefährlicher  för  die  Erfolge  der  Gewerkschaften  sind  die 
schon  in  zahlreichen  Berufen  bestehenden  Unternehmer-  und  Meister- 
verbände,  die  immer  mehrSolidaritatsbewufstsein  auch  in  diese  Kreise 
tragen  und  dort  erstarken  lassen.  Einen  unbestreitbaren  Erfolg  hat 
diese  Gcgenoqyanisation  in  der  unten  noch  näher  zu  besjircchenden 
Bierbrauerbewegung  des  Jahres  1896  davongetragen.  Dort  stand 
so  zu  sagen  die  ganze  organisierte  Arbeiterschaft  des  Landes 
im  General'Bierkoykott  dem  Verbände  schweizerischer  Brauerci- 
l)C>iizer  {jc;^^eiiül)er  und  erlitt  nach  einem  mehrere  Monate  dauern- 
den Kanipft  t  ;n(  sehr  empfindliche  Niederlage.  Eine  R.  ilie  von 
I'i  rufen  ziUilt  starke-  schweizerische  Zentral\  erbände  der  Meister  und 
Prinzipale.  So  nebi-n  den  Hierbrauern  die  Buchdrucker,  die  Schreiner, 
Glasett  Hafner,  Speiif^ler,  Schlosser,  Müller,  Bäcker,  Kamiiifeger  und 
andere  mehr.  Dem  alli^emeinen  ricwerkschaftibutui  der  Arbeiter 
steht  der  „Schweizerische  (iewerbeverein"  mit  eigenem,  von  der 
Kidgenos>enschalt  sulwentioniertem  ständij^em  .Sekretariat  fjegenübcr; 
den  lokalen  Arbeitcrunionen  entsprechen  lokale  Handwerker-  und 
(iewerbevereine ,  die  ebetifalls  zutti  Teil  ständi^^e  Sekretariate  er- 
riclUet  haben  'Bern,  Zürich  7..  11».  hi  Basel  hat  sich  im  Jahre  1S96 
ein  Verbau  1  .in  liidustrieiien  lier  Ma.schincn-  und  Metalhvaren 
brauche  ^'ebiklel  mit  dem  aus^esj)r<)ciienen  Zwecke  de«  ..Schuues 
ge<^en  SchädiL^uni^^  durch  I^lmbeweguni^en  und  .Sirikes  der  .Arbeiter". 
Die  „schwarzen  l.i.-.ten"  dir  Meistervereine,  auf  denen  tlie  nicht  ein- 
zu<tcllrnden  mirsliebii;en  .Arbeiter  je  nach  tlcm  (trade  ihrer  „Cie- 
fiilii  licliLi  it"  aiiL^ezcichnet  siiui,  circuliereii  im  L;aii/c!:  Lande.  Wieder- 
huli  aucii  wukIi  das  Bundeskf^mitee  des  (jewerk-scliattsbuiides  wegen 
widerrechtlicher  .Schädigung  von  Arbeitgebern  vor  Gericht  gezogen. 
Bi>  jetzt  ohne  Krfolg.  Die  Klage  eines  Bierbrauci eibesitzrrs  wegen 
dem  letzten  Bovkoit  lieLTi  noch  im  Prozefs.  Dafs  die  Arbeiter  den 
Rüstungen  des  l  ■nternehmertunis  alle  Aufmerksamkeit  schenken, 
geht  daraus  her\>>r,  dafs  dem  neu  errichteten  Sekretariat  des  Ge- 
werkschaftsbundes ausdrücklich  die  Aufgabe  zugewiesen  wurde  „die 
Stärkeverhältnisse  der  üntemehmcrverbände,  sowie  alle  in  diesen 
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Kreisen  vor  sich  gchcndm  ort^anisatonschen  und  acjitati  )i  Ischen 
Mafsnahmcn,  die  zur  Bekäuipfuno-  der  <  ir\vt  rks(  li;iftsbewef>;uii^  und 
Ort^aiKsatit )ncn  unlcriiommen  wcnlca,  zu  beleuchten  und  zu  er- 
mitteln". Interessante  Aufschlüsse  und  Ceberblickc  über  die  Gegen- 
bewegung dürfen  also  erwartet  werden. 

Vlil.  Die  Forderungert,  Kämpfe  und  Errungen- 
schaften. 

Die  Forderun<(en  der  schweizerischen  Gewerkschaftsbewegung 
sind  selbstvcrständUch  im  wesentlichen  dieselben,  wie  in  anderen 
Landern.  Neben  den  die  Hohe  des  Arbeitslohnes  und  die  Dauer 
der  Arbeitszeit  betreffenden  Ansprüchen  werden  am  häufigsten  ver> 
langt  die  Aufstellung  bestimmter,  <^ctiau  ausgearbeiteter  Lohntarife 
mit  Minimallöhnen.  Damit  meist  verbunden  ist  die  Forderung  nach 
festen  Arbeitsordnungen,  welche  die  sämtlichen  Arbeitsbedingungen 
in  den  Arbeitern  möglichst  -ui istigem  Sinne  regeln  und  eine  will- 
kürliche Behandlung  der  einzelnen  ausschliefsen.  In  neuerer  Zeit 
ganz  besonders  hervortretend  ist  die  Forderung  der  Anerkennung  der 
Gewerkschaften  als  Vertreter  der  Arbeiterinteressen  durch  die  Arbeit- 
geber. Der  Kampf  um  die  Organisation  selber.  Damit  in  Zu> 
sammenhang  steht  der  Anspruch  auf  Benutzung  der  Arbeitsnach* 
weisstellen  der  Gewerkschaften  durch  die  Unternehmer.  Die  Forde- 
rung der  Abschaffung  des  Akkordsystems,  prinzipiell  von  den 
meisten  Gewerkschaften  vertreten,  ündet  in  der  Praxis  doch  meist  nur 
laue  Betonung.  Neben  den  Vorteilen,  die  dieses  Lohnsystem  den  ge- 
schicktesten Arbeitern  gewährt,  mag  die  durchgängig  geringe  Aus- 
sicht auf  Durchsetzung  der  Abschaffung  desselben  Grund  dieser 
Erscheinung  sein.  Im  allgemeinen  bieten  die  im  Fabrikjgesetz  vor- 
geschriebenen Arbeitsbedingungen  ein  Vorbild  für  die  gewerkschaft- 
lichen Bestrebungen  der  nicht  unter  diesem  Gesetze  stehenden 
Arbeiter.  Doch  sind  diese,  und  das  ist  für  die  Entwickelung  der 
Fabrikgesetzgebung  von  Bedeutung,  teilweise  schon  zu  günstigeren 
Bedingungen  gelangt.  Dies  gilt  vornehmlich  für  die  Dauer  der  Arbeits- 
zeit. Der  Zehnstundentag  hat  ganz  bedeutende  Fortschritte  gemacht. 
So  besonders  bei  den  Metall-  und  Holzarbeitern,  den  Steinhauern, 
Tapezierern,  GUisern,  Hafnern,  Küfern,  Gipsern  und  Malern,  Korb- 
machern, Buchbindern,  Bierbrauern.  Die  Buchdrucker  und  Litho- 
graphen haben  teilweise  bereits  die  neunstündige  Arbeitszeit  er- 
rungen.   Auch  in  der  Lohnfrage  sind  Fortschritte  in  vielen  Berufen 
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ZU  verzeichnefi.  DaTs  die  gewerkschaftliche  Organisation  den 
Arbeitslohn  dauernd  in  einem  gewissen  Mafse  zu  erhöhen  vermag, 
unterließet  ^grundsätzlich  keinem  Zweifel  mehr.  Härteren  Widerstand 
findet  der  formelle  Punkt  der  Anerkennung  der  gewerkschaftlichen 
Organisation  als  Vertreter  der  Arbeiterinteressen  im  Diensti-ertrag. 
Gerade  weil  die  Arbeitgeber  mehr  und  mehr  spüren,  wie  öxcsc 
Organisation  die  Kraftquelle  der  Arbeiterforderungen  bildet»  richten 
sie  überall»  wo  sie  ernstlich  und  immer  wieder  die  Verteidigung  ihrer 
Interessen  an  die  Hand  nehmen,  ihre  Defensivangriffe  gegen  die* 
selbe.  Nichts  aber  Ist  so  geeignet,  den  Kampf,  der  zuerst  \iel- 
Idcht  nur  zwischen  einen)  Geschäfte  und  einer  Gewerkschaft  aus* 
brach,  allgemein  zu  machen  und  auf  beiden  Seite  n  gröfsere  Kreise  in 
denselben  hineinzuziehen,  als  dieser  foriiiclle  Streit  um  die  ()r:4ani- 
sation.  Und  man  kann  nicht  sagen  ,  dafs  er  auch  nur  in  einem 
einzigen  I^erufe  grundsätzlich  entschieden  und  zur  Ruhe  gelan^^t 
sei.  Vielmehr  gestaltet  sich  noch  jeder  gröfsere  und  längere  Zeit 
dauernde  gewerkschaftliche  Konflikt  zu  einend  Existenzkampfe  der 
Organisation,  welcher  freihch  selten  niehr  zu  deren  Auflösung  zu 
fuhren  vernia;^.  Dafür  sitzt  der  Organisationsgedanke  in  der 
Arbeiterschaft  heute  zu  fest,  ui\d  rr  kann  um  so  wcni:|^tT  unter- 
t^c  hen,  als  er  nicht  nur  \  (tn  bernfl.ciic  in  Interesse,  sondern  auch  \  on 
Kiassenbewufstsein  j^etragen  wird.  Der  Kainj)f  um  die  gewerk- 
schaftliche Organisation  ^nn:'  h(  <m<ler<  ist  nur  der  allgemeine 
Klassenkampf  auf  gcwH  rki.ch.itilici)em  iiodcn. 

Kine  l'urdi  run-  di  r  Gewerkschaftsbewegung,  die  mehr  und 
mehr  Platz  greilt,  seitdem  auch  Staats-  und  Gemeindearbciter  und 
Angestellte  oder  ihnen  ähnlicli  situierte  Hedien>tete  in  die  ( Orga- 
nisation einbezogen  sind,  gilt  der  SiciicrslcUung  des  Arbeitsverhält- 
niss(  einem  gewissen  Recht  auf  die  Arbeitsgelegenheit,  die  man 
einnuü  hcsct/t  lui'.i.  ]>ies  lässt  sich  Uii:>cluvei  .ils  eine  Seite  des 
aügcincmca  ,,l\.eciit.>  aal  Arbeit"  erkeimen,  das  s.  Z.,  unter  ausdruck- 
liclier  IkTufung  auf  diese  Seite,  auf  politischem  Wege  von 
52000  Stimmberechtigten  verlangt  und  von  nahezu  76000  auch 
angenommen,  wenngleich  von  der  grofsen  Volksmehrheit  noch  ab- 
gelehnt wurde.  Längere  Anstellungsvcnräge,  erschwerte  Kündigung 
und  Entlassung  werden  verlangt.  Neben  den  entsprechenden  Forde- 
rungen der  Eisenbahnbediensteten,  auf  die  wir  bei  Besprechung  der 
Eisenbahncrbcwegung  der  Jahre  1896  und  1S97  noch  eintreten 
werden,  ist  ein  kürzlich  von  sozialdemokratischer  Seite  im  Züricher 
Stadtrate  gestellter  Antrag  bemerkenswert   Dieser  Antrag  verlangt 
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die  (.Tlcich.>>tcllun;4  der  ininJc^tcns  snt  einem  Jahre  im  Dienste  der 
Gemeinde  stehenden  Arbeiter  mit  den  stimdif^cn  Angestellten.  Das 
Schicksal  die^ses  Antrai;es  ist  noch  nicht  erilscliieilen.  \iich  in  vor- 
geschlagenen Lohntarifen  und  Arbeitsordnunj^^en  pn\;iter  Arbeiter 
und  Angestellter  wurden  bezügliche  Forderungen  geltend  <^eniacht, 
so  in  der  von  den  Bierbrauern  unter  Mithülfe  der  übrigen  organi- 
sierten Arbeiterschaft  erkämpften  Arbeitsordnung  vom  1.  April  1896, 
die  dann  freilich  im  Herbst  des  gleichen  Jahres  wieder  verloren 
ging.  Wettere  For^hritte  hat  auch  die  Abschaffung  des  Zwanges 
gemacht,  beim  Meister  Kost  und  Logis  zu  nehmen*  in  den  wenigen 
Berufen»  wo  er  noch  besteht.  Andere  Berufe,  wie  die  Schneider 
und  Schubmacher,  verlangen  infolge  der  besonderen  Verhältnisse, 
die  bei  ihnen  in  dieser  Beziehung  sich  noch  finden,  die  Herstellung 
gesunder,  gut  eingerichteter  Gemeinwerkstätten  (Ateliers)  durch  die 
Meister.  Ein  solches  Atelier  hat  die  Schneidergewerkschaft  Bern 
Jahre  lang  auf  ihre  Kosten  errichtet  und  unterhalten.  In  diesem 
konnten  gegen  geringes  Entgelt  die  Arbeiter,  die  ihnen  von  den 
Meistern  übertragenen  Stückarbeiten,  die  sie  sonst  zu  Hause  machen 
mufsten,  ausfuhren.  Zur  Zeit  liegt  auch  vor  dem  Berner  Stadt- 
rate ein  Antrag  auf  Errichtung  derartiger  Ateliers  durch  die 
Gemeinde.  Eine  vielfach  in  letzter  Zeit  durchgesetzte  Arbeiter* 
forderung  bildet  auch  die  gänzliche  oder  wenigstens  teilweise  Frei- 
gebung des  I.  Mai.  Die  Forderungen  nach  besserer  und  hoflicherer 
Behandlung  durch  die  Vorgesetzten  wollen  wir  nur  kurz  erwähnen, 
obschon  es  nicht  selten  vorkommt,  dafs  sie  Hauptklagepunkte  und 
Strikeursachen  bilden.  Eine  besondere  Forderung  stellten  die  Spengler 
in  Zürich,  welche  verlangten,  dafs  ihre  Meister,  und  zwar  auch  die 
nicht  unter  das  erweiterte  Haftpflichtgesetz  fallenden,  sie  gegen 
Unfall  versichern  sollten.  Der  Erfolg  ist  uns  nicht  bekannt  Zu 
einem  Strike  führte  die  Forderung  nicht;  doch  wurde  zu  ihrer 
Unterstützung  über  16  Werkstätten  die  Sperre  verhängt.  Alle  diese 
Forderungen  haben  sich  in  den  gewerkschaftlichen  Bewegungen  des 
Jahres  1896  geltend  gemacht.  Soviel  aus  dem  offiziellen  Organ  des 
allgemeinen  schweizerischen  (icwerkschaftsbundcs,  der  „Arbeiter- 
stimme" zu  ersehen  war,  die  auch  wuhl  gelegentlich  von  nicht  dem 
Bunde  angehörenden  ("n  w  crksciiaftcn  und  Verbänden  benutzt  wird 
und  in  deren  Aufgabe  l  e  Notierung  der  bemerkenswerten  Er- 
scheinungen des  schweizerischen  Gewerkschaftslebeiis  überhaupt 
fällt,  beträgt  die  Zahl  di(  ser  Bewegungen  im  Jahre  1896  etwa  58. 
Hiervon  haben  28  zu  Strikes  oder  Aussperrungen  gefuhrt.  Der 
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letzte  Jahresbericht  des  Gewerkschaftsbundes  weist  ftir  die  Jahre  1894 
und  1895  je  14  und  15  Strikes  unter  26  und  41  Bewegungen  auC 
Indessen  beziehen  sich  diese  Zahlen  nur  auf  die  Fälle,  mit  denen 
das  Bundeskomitee  sich  zu  beschäftigen  hatte.  Das  Jahr  1896  mag 
also  als  Normaljahr  gelten.  Ist  auch  die  Gesamtzahl  der  Strikes 
eine  höhere,  so  haben  wir  es  dafiir,  wenn  man  von  der  Bierbrauer* 
aussperrung  absieht,  durchweg  mit  Strikes  von  geringem  Umfange 
oder  kürzerer  Zeitdauer  zu  thun,  als  die  Jahre  1894  und  1895  sie 
brachten.  Haben  doch  im  erstgenannten  Jahre  allein  der  Schreiner« 
strike  in  Zürich,  der  Strike  der  Schmiede  und  Wagner  ebenda  und 
•  der  Schneiderstrike  in  Bern  die  Reservekasse  des  Gewerkschaft»- 
bundes  zusammen  35690  Francs  gekostet  Von  den  28  hier 
notierten  Strikes  des  Jahres  1896  waren  16  ganz  oder  teilweise  er- 
folgreich» 6  gingen  verloren  und  von  weiteren  6  fehlen  die  Angaben. 
Von  den  30  Bewegungen  ohne  Arbeitseinstellung  konnte  ich  10 
als  erfolgreich  ermitteln,  3  als  vergeblich.  Sehr  oft  unterlassen  es 
die  Gewerkschaften,  die  für  ihre  Bewegungen  gerne  die  Arbeiter- 
blätter in  Anspruch  nehmen,  über  den  Ausgang  zu  berichten,  be* 
sonders  wenn  derselbe  kein  befriedigender  war.  Eine  einigermafsen 
zuverlässige  Statistik  läfst  sich  wohl  überhaupt  nur  bezüghch  der 
Strikes  aufstellen.  Itninerhin  dürften  die  Protokolle  des  Bundes- 
komitees des  ( iewerkschaftsbundes,  aus  denen  übrigens  zeitweise 
Auszüge  in  der  „Arbciterstinime"  erschienen,  die  hier  benutzt  wurden, 
genaueren  Aufschlufs  über  die  Erfolge  der  gewerkschaftlichen  Be- 
wegungen des  Jahres  1896  geben.  Ich  konnte  diese  Protokolle  aus 
verschiedenen  Gründen  nicht  iiachschlai:en. 

Von  den  grÖfseren  gewerk^haftliclu  1  Mcw^gungen  des  letzten 
Jahres  \  erdicncn  zwei  ihres  besonderen  Charakters  wtrgen  eine  kurze 
Darstellung  ihres  Verlaufs.  Die  eine,  diejenige  der  Bierbrauer,  wurde 
zum  Kampfe  der  ganze"  organisierten  Arbeiterschaft  tlurch  das  in 
Anwendung  kommende  .Mittel  eines  Gencral-Konsumboykolts:  die 
andere,  diejenige  der  Klscnbahnbediensteten,  betraf  einen  Beruf,  der 
in  der  schweizerischen  gcwerkschaftliclien  und  politischen  Arbeiter- 
bewegung noch  eine  gewisse  .Sonderstellung  einnimmt.  Wohl  er- 
freute sich  auch  diese  Bewegung  der  wannen  Sympathie  und  teil- 
weise auch  (1er  thätigen  Teilnahme  der  ganzen  .\rbeiteror;:n:;i5;ation, 
allein  in  ebenso  hohem  M.if^e  wurde  sie  von  der  Zustimmung  der 
bürge? lu  llen  Kreise  und  Parteien  getragen,  denei;  die  Mitglieder  der 
EisenbaiiiicrorganisatioTi  übrigens  zum  weitaus  gröfslen  Teile  noch 
in  jeder  Beziehung  angehören. 
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Die  Bewegung  der  Bierbrauer. 

Die  einzelnen  Bierbrauergewerkschaften  waren  in  den  Jahren 
1894  und  1895  mit  bestem  Erfolge  lokal  vorgegangen  und  hatten, 
meist  ohne  grofsen  Widerstand  zu  finden,  verhältniämäfsig  recht 
gunstige  Arbeitsbedinj,uiigen  erlangt,  die  in  beidseitig  vcrtraghch 
anerkannten  Arbeitsordnungen  festgelegt  waren.  Zu  Ende  des 
Jahres  1895,  nachdem  inzwischen  die  verschiedenen  Fachvereine 
zu  etoer  schweizerischen  Braucrunion  zusammengetreten  waren 
und  auch  die  Brauereibesitzer  sich  fester  verbündet  hatten,  be- 
schlossen diese  die  Einftihrun^^  einer  einheitlichen  schweizerischen 
Arbeitsordnung  und  demgemäfs  die  Kündigung  der  lokalen  Einzel- 
verträge auf  I.  April  1896.  Die  Arbeiter  erwarteten  hiervon  eine 
teilweise  Verkümmerung  der  erlangten  Vorteile,  und  ihr  Zentral- 
verband legte  deshalb  die  Sache  dem  Bundeskomttee  des  Gewerkt 
Schaftsbundes  vor,  dem  die  Union  beigetreten  war.  Das  Bundes- 
komitee  dachte  sofort  daran,  sich  in  dem  zu  erwartenden  Kampfe 
des  Beistandes  der  lokalen  Arbeiterunionen  des  Landes  zu  versichern. 
Es  berief  im  Januar  1896  eine  Delegiertenkonferenz  dieser  Lokal- 
verbande der  gröfseren  Städte  zusammen,  die  den  Beschlufs  fafste, 
iisills  die  Unterhandlungen  mit  den  Brauereibesitzern  nicht  zu  günstigen 
Resultaten  fuhren  sollten,  das  Zwangsmittel  des  Bierboykotts  in 
Anwendung  zu  bringen.  Die  Arbeiterschaft  wurde  aufgerufen,  sich 
hierfür  zu  rüsten,  Versammlungen  wurden  abgehalten,  kurz,  (ur  den 
eventuellen  Boykott  in  jeder  Weise  agitiert.  Gleichzeitig  begannen 
die  Unterhandlungen  mit  dem  Vorstande  des  Verbandes  schweizerischer 
Brauereibesitzer.  Es  gelang,  eine  den  günstigsten  lokalen  Verträgen 
entsprechende  schweizerische  Arbeitsordnung  zu  erzielen.  Immerhin 
erst  nachdem  es  an  einzelnen  Orten  zuArbcitcrentlassungen  und  siebe- 
antwortenden  Boykotterklärungen  gekommen  war.  So  z.B.  in  Bern,  wo 
der  über  einige  Brauereien  verhängte  Boykott  14  Tage  dauerte.  Ende 
März  wurde  die  neue  schweizerisclie  Arbeitsordtumg  <lcr  Bierbrauer  von 
den  l*arteien  tmt erzeichnet,  nachdem  auch  die  entlassenen  Arl>eiter 
wieder  angestellt  waren.  Diese  Arl)eits()rdruuig  statuierte  u.a.  die  zehn- 
stündige Arbeitszeit,  eine  we>eiitliche  Ik-c Itränkung  der  Sonntags- 
arbeit, einen  Minimaliohn  für  gelernte  J^ierhrauer,  sowie  für  im 
technischen  Betriebe  mit  der  Arbeit  von  Brauern  beschäftigte  Hilfs- 
arbeiter, von  66  fc>.  für  12  Arbeitstage  nebst  täglich  6  Litern 
Freibier,  oder  ohne  Bier  von  78  fcs.,  Freigel)ung  der  Kost-  und 
Logisnahme  beim  Meister,  Kündigung  nach  Fabrikgesetz,  freies  Vcr- 


Digitized  by  Google 


924 


Albert  Steck, 


dnsrectit,  Freigebun^  des  i.  Mai.  Sie  wies  da»  wo  keine  gcvrcth- 
lichen  Scbiedsgcrtchtc  bestehen,  Streitij^keiten  über  ihre  Bestim- 
mungen an  besondere  Schiedsgerichte.  Abgeschlossen  wurde  die 
Vereinbarung  auf  3  Jahre  vom  i.  April  1896  an.  Nach  Auslauf 
dieser  Frist  sollte  sie  von  beiden  Teilen,  aber  jeweilen  nur  im 
Dezember  auf  I.  April  des  folgenden  Jalircs,  «^ekündij^t  werden 
können.  Doch  behielt  sich  der  Wrbaiid  der  Brauereibesitzer  vor, 
falls  das  Geschäft  eines  seiner  Mit-^lieder  boykottiert  werden  sollte, 
nach  ver<jeblich  vcrsnclitcr  Verniittluiit;  die  Arbeitsordnung^  sofort 
ohne  Kündi|:;uni^  aufzuhelu  n.  In  eitietn  Punkte  hatten  die  Arbeiter 
auf  die  voUständii^r  Durchsetzung^  ihrer  Forderun<^'en  verzichten 
müssen,  nämUch  bezüglich  der  Arbeitsnachweisestellen  der  Fach- 
vereine. Statt  der  verlan«^acn  X'erpflichtun;;:^  der  Arbeitsgeber  zu 
deren  ausschliefslicher  Bcnutzun;^  bei  Kinstellun;^  von  Arbeitern, 
hatte  man  nur  die  Anerkennung  iiersell)en  zu  fakultativer  Ik'nutzung 
crlantfcrj  können,  allerdings  unter  Tiiündlicher  Zusicherung,  dafs  diese 
nnch  Mo-llchkeit  statthaben  werde.  Dieser  Punkt  4.1I)  nirn  Anlal-;  tu 
ntu<  II,  liLicits  im  .Mai  desselben  Jahres  wieder  ausbi eciicndcn  Strcilii^- 
keilen.  Die  Entstehung  und  den  I"'ortgang  des  tum  folgenden  er- 
bitterten und  Iiis  Ende  Seplcinl)er  währenden  Kampfes  auch  nur 
cinigermalsen  au-^fuhi licli  hier  zu  schildiTu,  würde  zu  weit  iuiircn. 
Ks  geniige,  zu  !)cnKiken,  dafs  die  \*ertreter  der  .Arbeiter  im  Kc- 
wur-.lseiii  dc^  VIT  kurzem  errungenen  gr()fsen  Erfolges  nur  zu  leicht 
zu  dem  von  der  Arbeitson Inu;;  ;  vcrpunicn  Nhttel  des  Boykotts 
griffen  gegenüber  einer  l>:aucrei,  die  den  Arbeitsnachweis  der  (tc- 
werkschatl  yauu  Ersätze  tlieser  angehörender  entlassener  .Arijciicr 
zu  benutzen  sich  weigerte  und  die  iiberhaupl  im  Verdachte  stand, 
der  Organisation  beigetretene  Arbeiter  ihrem  Geschäfte  grundsätz- 
lich fern  halten  zu  wollen.  Diesem  Vorgehen  gegenüber  scheinen 
andererseits  die  Brauereibesitzer  den  Anlafs  zu  dner  endgültigen 
Machtprobe  gerne  ergriffen  zu  haben,  weniger  vielleicht  um  die 
neue  Arbeitsordnung  ihrem  matericlien  Inhalte  nach  wieder  los  zu 
werden,  ab  um  von  der  vertraglichen  Gebundenheit  gegenüber  der 
Arbeiteroi^anisation  als  solcher  sich  zu  befreien.  Ihr  Verband 
machte  die  Sache  der  boykottierten  Brauerei  zu  der  seinigen,  er- 
klärte nach  verschiedenen  Unterhandlungen,  iti  denen  er  sich  auch 
auf  das  vertragstnäfsig  vorgesehene  Schied.sgericht  berief,  die  Arbeits- 
ordnung iur  aufgehoben  und  verfügte  die  Entlassung  von  25^0  der 
den  Gewerkschaften  angehörenden  Arbeiter  auf  20.  Juni.  Die  vom 
Bundeskomitee  des  Gewerkschaftsbundes  einberufene  Delegierten- 
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Versammlung  der  lokalen  Arbeiterunionen  ihrerseits  billigte  das 

Vor^t  :  i  du  sc>^  Komitees,  und  die  l  'nionen  besc]ilos>cn  in  Stark 
besuchten  öffentlichen  \'ersamnilun<:jcn  überall  den  Boykott  gcj^en- 
über  den  Verbandsbrauereien.  Solche  Boykottbeschlüsse  erfolgten 
in  23  Ortschaften.  Entlassen  wurden  im  ganzen  190  .'\rbeiter. 
Der  beiderseitig  mit  aller  Entschiedenheit  und  Rücksicht'jlosigkeit 
geführte  Kampf  endete  erst  im  Herbst  mit  einer  Niederlage  der 
Arbeiterorganisation.  Die  Verband.sbrauereien  hatten  sich  solidarisch 
erklärt  für  den  Schaden,  den  der  Boykott  ihnen  zufuf^tr  und  es 
waren  auch,  wie  einzelne  Beispiele  zcitrten,  mit  nicl^t  bo\  kotticrtcn 
Brauereien  Abkommen  c^etroffi-n  worden,  nach  welchen  diese  \on 
ihrem  Mehrc^ewinn  durch  den  Rovkott  bestimmte  Quoten  dem 
Verbände  \  er  Lauteten.  Auf  der  .^citc  der  Arbeiterschaft,  besonders 
aber  dericni;^cn  Teile  derselben,  die  der  klassenbewulsten  Organi- 
sation ferne  standen,  machte  der  (iedanke,  dafs  der  Kampf  denn 
doch  etwas  leiciitfertit^  iierhc!;4etiihrt  worden  sei,  den  Boykott,  der 
zudem  an  einzelnen  <  )rtc'ii ,  die  fa^t  keine  niclit  bo\  koltierten 
Brauereien  aufzuweisen  hatten ,  auf  grofse  Schwierigkeiten  stiefs, 
auf  die  Hauer  weniL;(  r  wirksam.  So  mufstc  man  schliefslich  die 
Arbeitsordnung,  welche  die  Brauereibesitzer  schon  am  1  7.  Juni  ein- 
seitig aufgestellt  hatten,  mit  wenigen  Acnderungeii  annehmen  und 
die  Wiedereinstellung  der  entlassenen  Arbeiter,  in  welcher  Be- 
ziehung übrigens  meist  beruhigende  Zusicherungen  gegeben  wurden 
—  sie  war  vom  Verbände  den  einzelnen  Brattereibesitzem  anheim- 
gestellt worden  — »  dem  Belieben  der  Arbeitgeber  überlassen.  Der 
Generalboykott  wurde  in  rascher  Folge  an  den  einzelnen  Orten 
aufgehoben.  Die  neue  Arbeitsordnung  liefs  übrigens  viele  Vorteile 
der  alten  fiir  die  Arbeiter  bestehen.  Insbesondere  blieben  die 
Lohn-  und  Arbeitszeitbestimmungen  dieselben.  Im  wesentlichen 
fielen  nur  fort:  die  Geltung  der  Arbeitszeit-  und  Lohnbestimmungen 
auch  für  die  im  technischen  Betrieb  beschäftigten  Hilfsarbeiter, 
der  erhöhte  Lohnzuschlag  für  Sonntagsarbeit  über  2  Stunden«  die 
genaue  Ausscheidung  der  Arbeiten,  die  als  blofse  Hilfsarbeit  zu 
betrachten  seien,  die  Anerkennung  des  freien  Vereinsrechts»  die  Be- 
stimmungen ,  welche  die  Regelung  gewisser  Punkte,  wie  die  Ein« 
teilung  der  Arbeitszeit  und  des  sogenannten  Jourdienstes,  der  Verein- 
barung zwischen  Arbeitgeber  und  Arbeitern  zuwiesen»  die  Benutzung 
des  Arbeitsnachweises  der  Fachvereine.  Die  Schiedsgerichtsbestim- 
mung fiel  schon  deshalb  aus,  weil  die  Brauereibesitzer  überliaupt  jede 
fernere  vertragmäfsige  Vereinbarung  mit  den  Arbeiterorganisationen 
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als  solcben  von  der  Hand  wiesen.  DaTs  dieser  Zustand  einen 
dauernden  Frieden  nicht  verbürgt,  liegt  auf  der  Hand.  Eher  hatte 
das  wohl  dn  gegenseitiges  billiges  und  vertragsmäGsig  festgestelltes 

Uebereinkoinmen  nach  den  nun  gemachten  Erfahrungen  gethan. 
Für  ein  solches  aber  hatte  der  Kampf  zu  lange  gedauert  und 
war  zu  erbittert  geführt  worden.  Voriäuhg  hat  die  Delegierten« 
Versammlung  der  schweizerischen  Brauerunion,  die  nur  wenig  ge- 
schwächt am  31.  Januar  d.  J.  in  Bern  tagte,  beschlossen,  die  Organi- 
sation in  Ruhe  weiter  zu  entwickeln  und  sie  auch  auf  die  Hil£»- 
arbeiter  auszudehnen ;  auch  .  die  während  der  Bewegung  als 
Streikbrecher  ausgeschlossenen  Grenossen  wieder  aufzunehmen. 

Die  Bewegung  tl  e  r  E  i  s  c  n  b  a  h  11  -  A  n  g  e  s  l  e  11 1  e  n. 

Glücklicher  verlief  die  von  den  Sympathicen  der  orc;ai.:sierten 
Arbeiterschaft,  aber  auch  von  der  allgctncinen  Synipaihic  weitester 
A'olkskrcisr  -^etrni^cne  Eisenb;ihncrheu  c<^niiu^  I  )it  Seele  dieser  Be- 
we;^Hiiig  wur<le  d,'is  vom  maciitii^^teii  X'eibandc  de>  *  ic.samti mnd.cs, 
dem  X'crein  schweizerisrher  1  -i^etibahn-  und  Dam p Im: h i fl - A ngeste liier, 
1894  begriindt.  te  (jeneralsekretariat.  resp.  der  Inhaber  dieses  Amtes, 
zugleich  Redakteur  fler  Schwi  i/e tischen  Eisenbaliii/.eituiig,  der  seit- 
her iii  den  .s(dn\  ei/.eri'-cdieji  Nalioiialrat  gewähk«'  Dr.  Suurbeck.  t  lab 
dem  (ie<aiiit\  eibaiuie  der  gefi.mnte  X'erein  ?>cliweizerischer  Eisen- 
bahn- und  DainptschitT-Angcstellter,  dem  der  gröfstc  Teil  auch  der 
besser  situi«'rtcn  Beaniu  n  der  l'-i>enbahngesellschalten  angehörte, 
seine  nachhaliige  Krall,  so  waren  es  dagegen  die  da  und  dort  schon 
längere  Zeit  bestehenden  Eisenbahnarbeiter\  ereinc,  die  voraus  in  <len 
Kampf  zogen  ')  und  schon  anfangs  1895  eine  Reihe  von  Vorposten- 
gefechten  siegreich  bestanden.  Als  Beginn  der  grofsen  Bew  egung  des 
Gesamtpcrsonals  können  die  Beschlüsse  der  Delegiertenversammlung 
des  Vereins  schweizerischer  Eisenbahn-  und  Damp^hiir«AngesteUter 
vom  25.  und  26.  Mai  1895  in  Bern  angesehen  werden.  Diese  Be- 
schlüsse überwiesen  dem  Zentralvorstande  zur  Behandlung  die  Auf- 
nahme einer  Lohnstatistik  ^)  und  die  Aufstellung  eines  Frogrammes 

';  Wir  l'ulg»'n  in  ili.  >ir  Schildrrung  zumiisl  «Jor  Schrilt  ..Dit-  Lohnlx-wegunf 
der  Schwri/crischt-n  !■  isi  nbalincr",  von  I  m.  Holiny,  1896.  Htnj.  Vcrbg  von  F.  Witlmrr. 

*j  Es  sei  ylcicli  hier  i-rwäljnl,  dal»  .später,  im  Di-icmbcr  1S96,  zwar  niclil  d<rm 
Vemn  »:hweuerisch«r  Eiüeabahn-  und  DainpfscbüT-Angeatenter  direkt,  wie  verlangt 
worden  war,  wobl  aber  dem  schweizerischen  Eistubahndepartement  fttr  die  Anfnabtoe 
einer  Lobnstatistik  der  Eisvnbabnbediensteten  je  5000  fcs.  auf  2  Jahre  -von  der 
Bundcsversanunlung  bewilligt  wurden. 
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für  eine  allgemeioe  Dienstpragniatik  mit  Besoldungssicala  ftlr  die 
Beamten  und  Angestellten  der  achweizerischen  Normalbahnen,  sowie 
eine  Revision  der  geltenden  Bestimmungen  über  das  Pensionat  und 
Hiliskassenwesen  im  Sinne  einer  Vereinheitlichung  desselben  iiir 
alle  Eisenbahngesellschaften  und  verschiedener  Verbesserangen  zu 
Gunsten  des  Personals.    Die  erste  Delegiertenversammlung  des 
neuen  Gesamtverbandes  (Verein  des  PeisOnals  schweizerischer  Trans- 
portanstalten), die  am  16.  Juni  in  Luzern  abgehalten  wurde  und  von 
62  Delegierten beschickt  war,  spiach  sich  <ur  die  Verstaatlichung 
der  Eisenbahnen,  sowie  ftir  Revision  des  eklgenössischen  Gesetzes 
betreffend  die  Arbeitszeit  beim  Betrieb  der  Eisenbahnen  und  anderer 
Transportanstalten  aus,  die  durch  Petition  an  die  Bundesversammlung 
verlangt  werden  sollte.   Die  Versammlung  beschlofs  ferner,  aller- 
dings nicht  ohne  lebhafte  Opposition,  mit  grofser  Mehrheit  den 
Beitritt  zum  Schweizerischen  Arbeiterbund.    Endlich  wurden  die 
oben  erwähnten  Beschlüsse  des  Vereins  schweizerischer  Eisenbahn- 
und  Dampischiif-Angestellter  auch  ftir  den  Gesamtverband  ange> 
nommen.  Damit  waren  die  Forderungen  einer  günstigeren  Gestaltung 
der  Lohn«  und  Dienstverhältnisse  zur  Sache  des  Gesamtverbandes 
geworden  und  hatten  auch  die  Lohnbewegungen  der  Eisenbahn- 
arbeiten,  die  inzwischen  ihren  wachsenden  I'^ortganjj  nahmen,  einen 
machtigen  Rückiialt  gefunden.    In  den  Kantonen  Basel  und  Bern 
wurden  von  den  Arbeitern  der  Schweizerischen  Zcntralbahn  bedeutende 
Konzessionen  abgewonnen.    Ebenso  in  St.  Gallen  den  Vereinigten 
Schweizerbahnen.   Diese  Bewegungen  riefen  auch  eine  Reihe  neuer 
Eisenbahnarbeitervereine  ins  Leben.  Die  Beamten  und  Angestellten 
folgten  nach  und  begannen  im  September  den  Kampf  eben£alis  in 
Basti  gegen  die  Zentralbahn.    Eine  stark  besuchte  Versammlung 
beächlofSi  die  Bewegung  auf  tlas  ganze  Netz  und  sämtliche  Dienst- 
zweige der  genantiten  Bahtigesellschaft  auszudehnen.    Ihre  Forde- 
rungen waren :  Gehaltsaufbesserung,  Aufstellung  einer  festen  Gehalts- 
skala  nach  dem  Dienstalter  mit  jährlicher  Gehaltserhöhung  bis  zum 
Maximum,  das  nach  20  Dienstjahren  erreicht  werden  sollte,  zehn 
stündige  Arbeitszeit,  soweit  solche  bisher  überschritten  wurde  und  er- 
höhte Bezahlung  für  Ueberzeitarbeit.    Auch  bei  den  anderen  Bahnen 
be'^Mnncn  füc  Beamten  und  Angestellten  sich  zu  regen.    Der  im  No- 
vember abgehaltenen  Generalversammlung  tles  Vereins  schweize- 
rischer Eisenbalm-  und  Dampfschi  ff- Angestellter,  die  von  ca.  80  .> 

'   \    S.  E.  A  41   ^  ^  P  V.  12,  S.  L.  F.  V.  6,  Arbeitenrereine  3. 
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MtgHedern  besucht  war  und  der  auch  Del^ierte  der  anderen 
Verbände  des  Vereins  des  Personals  schweizerischer  Transportan» 
stalten  beiwohnten  war  es  vorbehalten,  die  Einzelbewegungen  in 
eine  Gresamtbewegung  zusammenzufessen.  Betont  wurde  dabei,  da& 

es  sich  niclit  nur  um  eine  Lohnerhöhung  handeln  dürfe,  sondern 
dafs  die  Bewegung  ebenso  sehr  auch  einer  richtigen  Abstufung  der 
Gehälter  und  Löhne  in  einer  festen  Stufenleiter,  sowie  der  Sicherung 
des  Dienstverhältnisses  durch  eine  entsprechende  Dienstpragmatik 
zu  gelten  habe.  Folgende  Resolution  wurde  einheilig  und  mit  Be* 
geistt  rnng  angenommen : 

„Uie  gegenwärtige  Bewegung  der  schweizerischer  Eisenbahner» 
welche  eine  allgemeine  Besserstellung  in  den  Lohn-  und  Dienstver- 
hältni<^sen  anstrebt,  ist  mit  aller  Energie  und  bis  zum  Aeufsersten 
durchzuführen,  ohne  irgend  einen  Piinict  der  Fordcrun,^en  Preis  zu 
gehen.  Diese  Forderungen  beruhen  aut  der  Basis  der  ( ierechti;:,'keit 
und  be/.wecken  nur  eine  den  heuti^^en  Verhältnissen  angemcsä<;ne 
Regelung  der  Stellung  des  P^i>cnbaliners. 

„Die  glänzenden  Betriebsergebnisse  der  schweizerischen  Halinei? 
rechtfertiL^en  voll  und  g.mz  unser  \^orgelien,  welches  den  vernünftigen 
Ansprüchen  der  Aktionäre  auf  Verzinsung  ihres  Kapitals  in  keiner 
Weise  zu  nalie  tritt. 

„Vertrauend  auf  flie  Kraft  unserer  Organisation  und  im  Hin- 
blick auf  die  knriunende  Eiscnhahiu  t  i  >taatlichung,  welcher  unsere 
Bewegung  üur  von  XOrteil  sein  kann,  werden  wir  kämpfen  und  siegen." 

Das  im  letzten  ."^at/.e  dieser  Resolution  erwähnte  Wrhällnis  der 
Bewegung  zur  I-ragc  der  Verstaatlichung  der  schweizeri.schcn  Eisen- 
balnien  i.st  hier  kurz  zu  erläutern.  Bekannt  ist,  dafs  V^olk  und  Be- 
hörden der  schweizerischen  Eidgenossenschaft  seit  Jahren  die  Ver- 
staatlichung der  Eisenbahnen»  die  alle  —  wenigstens  die  Haupt- 
bahnen  —  Privatuntemehmungen  sind,  anstreben.  Da  die  Entschä- 
digung der  Eisenbalmgcsellschaften,  besonders  wenn  der  Weg  des 
konzessionsgemäTsen  Ankaufes  beschritten  wird,  wesentlich  von  der 
Höhe  der  in  den  vorangehenden  10  Jahren  ausgerichteten  Aktien- 
Dividenden  abhängt,  so  hat  der  Staat  ein  grofses  Interesse  daran» 
dafs  diese  Dividenden  nicht  auf  dem  Wege  mehr  oder  minder 
starken  Raubbetriebes  oder  sonstiger  unsolider  Geschaftsgebahrung 
künstlich  hinaufgeschraubt  werden.  Dieses  Interesse  des  Staates  ist 
auch  in  dem  vom  Volke  am  4.  Oktober  vorigen  Jahres  angenom- 
menen Eisenbahn'Rechnungsgesetz  zum  Ausdruck  gekommen.  An- 
erkennt man  nun.  wie  das  fast  allgemein  der  Fall  war.  die  Berech^ 
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tigung  der  von  den  Eisenbahnbediensteten  fjestellten  Forderungen 
nach  V'erbesserung  ihrer  ökonomischen  Lage  als  berechtigt,  so  er- 
scheinen die  durch  ungenüj^cnde  Bezahlung  und  überm äfsit^^e  Aus- 
nützuHL,'  ihres  Personals  seitens  der  Eisenbahngesellschaften  erzielten  Be- 
tricbser^parnissc  als  ein  nicht  zu  billigendes  X'erhalten,  das  zn<^'leich 
dem  öffentlichen  Ii.teresse  zuwiderläiift.  Das  nuifste  der  Bewcf^Hnii;  des 
Eisenbahnper>onal>,  die  mit  seltene;-  lunmiitigkcit  auftrat,  die  Sym- 
pathicen  nictit  nur  dc>  Tublikunis.  sondern  auch  ticr  Behörden  von 
vorn  herein  sichern.  So  \venii4  nun  auch  dabei  an  irgendwelche 
mit  den  Pflichten  ihres  Amtes  nicht  vereinbare  X'orschubleistung 
seitens  dieser  letzteren  zu  denken  war,  ^  kunntcu  die  iCiscnbahner 
doch  immerhin  eine  wohlwollende  Befürwortung  ihrer  Korderungen 
bei  anfälligen  Vermittclunt(s\  erhandlunt/en  von  ihnen  erwarten.  Im 
Falle  es  aber  zu  einem  Strike  konnnen  sollte,  durfte  wenigstens  auf 
sonst  nicht  immer  in  solchen  l'älk  ii  ^^cubte  strenge  Unparteilichkeit 
von  dieser  Seite  gerechnet  werden.  Bei  der  den  eidgenössischen 
Behörden  gesetzlich  obliegenden  Pflicht  zur  Wahrung  der  öffent- 
lichen Interessen  inbezug  auf  den  Eisenbahnbetrieb  mufste  der 
Bundesrat  die  VerntittlerroUe  im  Kampfe  der  Eisenbahnbediensteten, 
sofern  sie  ihm  angetragen  wurde,  unbedingt  übernehmen  und  ver« 
suchen,  den  Streit  möglichst  rasch  zu  schlichten.  Im  Notfalle  hätte 
er  sogar  den  Betrieb  der  Eisenbahnen  vorübergehend  selber  in 
die  Hand  nehmen  müssen.  Es  war  aber  vorauszusehen,  dafs  es 
die  Eisenbahngesellschaften  zu  dieser  übrigens  vom  Gresetze  vor- 
gesehenen Eventualität  nicht  kommen  lassen  würden.  Als  be- 
zeichnend fiir  diese  Verhältnisse  mag  auch  eine  während  der  Be- 
wegung im  Jahre  1895  im  Solothurnischen  Kantonsrat  gestellte 
Motion  Erwähnung  finden,  die  verlangte,  der  Rat  möge  „die  von  ihm 
gewählten  Mi^lieder  der  Verwaltungsräte  der  rcspeklivcn  Eisen- 
bahngesellschaften beauftragen,  für  die  Initiative  der  Eisenbahnarbeiter 
betreffs  Lohnerhöhung,  als  im  Sinne  der  Vorbereitung  und  Er- 
leichterung  des  Eisenbahnrückkaufes  gelegen,  zu  stimmen."  Die 
Motion  wurde  dann  später,  ohne  dafs  sie  behandelt  worden  wäre, 
vom  Motionssteller  als  gegenstandslos  geworden  zurückgezogen, 
darf  aber  doch,  besonders  da  sie  nicht  etwa  von  sozialdemokratischer 
Seite,  sondern  von  einem  bürgerlichen  Freisinnigen  kam.  als  ein 
Zeichen  <ler  im  Volke  herrschenden  Stimmung  beachtet  werden. 

Zunächst  gelangte  nun  I  k  l-.isenbahnpcrsonal  in  Massenpetitif)ncn 
an  die  Verwaltungen  und  Direktionen  der  verschiedenen  (iesell- 
schaiten.   Eine  Reihe  von  stark  be.suclncn  Versanimluni^en  fanden 
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in  allen  Teilen  drs  Lntule^  statt.     Alle  schlössen  sich  der  Hc 
wc-^uii*^  an.    Kinz(  laliinac  iiiui<T(  ii  wurden   abgelehnt.    Das  Personal 
der  vcrschifdetuMi  Dienstzweij^c  hielt  <^ut  zusammen.  Die  Antworten 
der  \'erwa!uuiL;e'i   Huf  die  I'ctilioiieri,   sowie  di<:  \  ^ntrrhnndluni^en 
des  Zentralkoniitro   mit    (lctl•^c•lben  ergaben    kein  befriedigendes 
Resultat.    Blincn  Zw  iNclu  iifall,  der  die  Eisenbahner  sowohl,  wie  ein 
weiteres  Pnhlikuin  zicnilicii  trn^ijftc,   bildete    tlic  Xichtwiedcrwahi 
des  wegen  seinem  l'.iUi^i  gcnkoinnicn  heim  Personal  sehr  l)eliebten 
Zentralbahndircklurs  Wcifscnbach    durch   den  Verwaltungsrat  der 
Ge->»cllschaft.    Kine  über  i  lOO  Mann  starke  Kisenbahncr\  (  rsanmilung 
in  Ölten  .-»anilte  dem  meines  Amtes  Kntsetzten  ein   freundlich  er- 
widertes Anerkennungstelegi  aann.     Die  Trespe  stand  zum  grofser^ 
Teil  lebhaft  für  die  Bewegung  ein.    So  endete  das  Jahr  1895.  Ge- 
haltserhöhungen, die  einzelne  Verwaltungen  mit  dem  neuen  Jahre 
eintreten  liefscn,  vermochten  nicht,  Uneinigkeit  in  die  Bewegung  zu 
bringen.   Es  erfolgte  eine  vertrauliche  Konferenz  der  GreseUsdiafts* 
direktionen  mit  dem  eidgenösslschenEisenbalindepartement,  in  welcher 
die  Zentralbahn  uod  die  Gotthardbahn  erklärten,  den  Fordeniagen 
des  Personals  nachkommen  zu  können,  während  die  Xordostbahn 
und  die  vereinigten  Schweizerbahnen,  ebenso  auch  die  Jura  Sim- 
plonbahn  ablehnen  zu  müssen  angaben  und  die  Hilfe  der  Behörde 
verlangten.  Das  gab  das  Zeichen  zum  Vormarsch  des  Personals^ 
Man  marschierte  zunächst  gc^en  die  Nordostbahn,  die  den  hart- 
näckigsten Widerstand  versprach.   Im  Januar  1896  legte  eine  Ver- 
sammlung von  nahezu  3000  Eisenbahnern  in  Zürich  für  den  Fall, 
dafs  eine  noch  zu  erwartende  Antwort  der  Nordostbahodirektioa 
unbefried^end  ausfallen  sollte,  mit  einmütiger  Entschiedenheit  ihre 
Sache  in  die  Hände  des  Zentralkomitees.   Ueberall  schlössen  sich 
die  Eisenbahnarbeiter  der  Bewegung  an.  Der  Verein  der  Lokomotiv- 
heizer trat  dem  \'<  rband  des  Vereinigten  Personals  schweizerischer 
Tr.m>iH)rlanstalten  bei.  I'.benfalls  massenhaft  besuchte  Versammlungen 
fanden  in  .St.  (ialK  ii  (X'ereinigte  Schweizer  Bahnen)  und  Lausanne 
(Jura-.Simplonbahn)  statt.  Die  ( iotthardbahnverwaltung  hielt  zwar  mit 
ihrer  definitiv  en  Antwort  zurück,  zeigte  aber  Ik^reitwilligkeit,  die  For- 
derungen tics  IV  isonals  in  weitestem  Mafse  zu  bewilligen.    I'.benso  die 
schweizerische  Zentralbahn.    Teilweise  verhiefsen  nun  auch  die  \'er- 
waltungen  der  Vereinigten  schweizer  liahnen  und  der  Jura-Simplon- 
bahn  Zugeständnisse.   Die  .\ordo.stbahn  aber  zeigte  sich  unnachgiebig. 
So  erreichte  denn  die  allgemeine  Kisenhahncrhcwegung  ihren  Gipfel- 
punkt im  Eisenbaiinertag  von  Aarau  (lO.  l  ebruar).   Dort  tagte  im 
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Freien,  auf  dem  Rathausplatz,  eine  Mcnt^c,  deren  Zahl  auf  über 
10,000  gescfiätzt  wurde.  Aus  allen  Teilen  der  Schweiz  waren  die 
Eisenbalinbediensteten  herzugeeilt.  Zum  AeuO>crst( ü  entschlossene 
Begeisterung  neben  unbedingtem  Wrtrauen  in  die  Führung  traten 
gewaltig  zu  Tage.  Es  wurde  nach  der  Ikrrichlerstattung  durch  das 
Zentralkomitee  einmütig  beschlossen,  das  Komitee  habe  eine  letrtcj 
Vergleichsverhandlung  mit  den  Hahngesellschaften  abzuhalten.  Even- 
tuell aber  sei  zur  Arbeitsein.stellung  zu  schreiten.  Diese  letzte  Kon- 
ferenz fand  am  29,  Februar  —  der  Streik,  der  vollständig  vorbereitet 
war,  sollte  eventuell  mit  der  ersten  Stunde  des  2.  März  beginnen  — 
im  Hutulesrathause  statt,  unter  Leitung  des  Vorstehers  des  eidgenös- 
sischen Kiscnbahiuleparteinents,  begleitet  \*uii  2  lieaintcii,  von  denen 
einer  das  l'rotokol!  /u  fuhren  hatte.  X'crlreteii  waren  die  Direk- 
tionen Her  schweizerischen  Z(  iitralbahn ,  der  (Totlhardhalin ,  der 
Jura-Siniplonbahn ,  der  Xereini^^ten  schweizer  Bahnen  und  einer 
Nebenbahn,  der  Töisihalbahn,  dereti  Angestellte  cbefitalU  in  der 
Bewegung  standen.  Seitens  des  Eisenbahnpersonals  und  N  imeiis 
desselben  verhandelten  der  ( ieueralsekrelar  und  die  Zcntralpiä>i- 
deuten  der  einzelnen  Verbände.  In  eintägiger  W-rhandhing  wurden 
den  Forderun^^^en  des  Personals  gereclil  werdende  \  ereiubarungen  mit 
allen  vertretenen  liahm  erwaltungef»  erzielt,  aufser  derjenigen  der  Jura- 
Siiuplonbahn.  Die  Nv>riio>lbahn  war  nicht  ersciueiien.  Gegen  fliese 
sollte  nun  der  Ausstand  be<^nnneti.  .Als  aber  der  ( ieneraNckrt.  läi  tlcs 
Verbandes  des  Personals  schweizerischer  Transpcirtau.stalten  aui  i.  .März 
in  Zürich  anlangte,  um  die  Aktion  zu  kiteti,  empfing  ilm  der 
Direktionspräsidcnt  der  Nurd( >^tbahii  mit  der  k-inlailuiig  zu  einer 
Besprechung  mit  ckiu  Präsidenten  des  X'crwallungsrates.  Dies 
führte  zu  \  erhandlungen  mit  der  zusanmienberufenen  Gesjunt- 
direktion,  die  dann  endlich  auch  mit  dieser  Bahngcsellschaft  eine 
befriedigende  Vereinbarung  ci-al»  auf  dem  gleichen  Fufse,  wie  die 
schon  mit  den  anderen  Gesellschaften  abgeschlossenen.  Lohnerhöhung» 
Lohnskala,  Dienstpragmatik  nach  den  Wünschen  des  Personals 
wurden  mit  einigen  Einschränkungen  angenommen.  Auch  die 
Revision  des  Pensionsr  und  Hilfskassenwesens  wurde  angebahnt. 
Der  Strike  wurde  durch  Kontreordrc  des  Führers  mittelst  des  Bahn« 
telegraphen  abbestellt,  der  Bundesrat  von  der  ungestörten  Fort- 
führung des  Betriebes  verständigt,  so  dafs  die  von  dieser  Behörde 
in  Aussicht  genommenen  Mafsnahmen  unterbleiben  konnten.  Etwa 
eine  Woche  später  gelang  es  auch  mit  der  Jura-Simplonbahn 
einen  befriedigenden  Vergleich  zu  erzielen.   Die  finanziellen  Folgen 
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ihrer  Zugeständnisse  für  die  Gesellschaften  wurden  zusammoi  auf 
ca.  3  Millionen  iVc.  an  Mehrausgaben  berechnet.  Auf  die  Jura- 
Simploobahn  allein  sollen  iiicrv'on  frs.  1,037,000  fallen. 

Indessen  auch  diese  soiwt  s(j  rrLänzcrul  \erlaufenc  «gewerkschaft- 
liche Bewegung  zeigte  einii^c  dunkle  Punkte.  V  ier  wegen  Teilnalimc 
an  ihr  entlassene  Beamte  der  ZentraKerw  altung  der  Nordostbahn 
mulsten  geopfert  werden.  Bald  nach  dem  Fricdens^^chhifs  tauchten 
da  und  dort  Klagen  auf,  die  Arbeiter  seien  gcgenübin  den  Beamten 
und  Angestellten  zu  kurz  gektji innen.  Diese  Klagen  mögen  groFsen- 
tcils  auf  Mifsvcrsläudiiissen  beruhen  beziiglich  der  gehegten  Er- 
wartun^^en.  Schwerer  wog  die  Erfahrung,  dafs  die  N'ordostbahn- 
(lesellschaft  ihre  gemachten  Zusagen  nur  mangelhaft  erfüllte.  An- 
fangs des  Jahres  if^97,  mit  dem  die  meisten  gemachten  Zu- 
geständnisse liquid  werden  sollten,  kam  e:^  zur  Beschuldigung  des 
X'^ertragsbruches  gegetiübcr  der  Xordostbalni.  Nach  Abhaltung  einer 
Delcgiertenversammlung  des  Nordostbahnpersonals  am  28.  Februar 
1897  richtete  das  Zentralkomitee  des  Gesamtverbandes  eine  peremp- 
torische Eingabe  an  den  Verwaltuagsrat^  in  weldier  diesem  der 
Wortlaut  der  Abmachung  vom  i.  Märe  vorigen  Jahres  vorgehalten 
und  die  Punkte  bezeichnet  wurden,  in  denen  das  Personal  sich 
durch  die  seitherigen  VeHUgungen  der  Verwaltung  verletzt  hielt 
Es  wurden  diesbezüglich  die  Forderungen  genau  präzisiert  und 
beigefügt:  „Wir  unterbreiten  Ihnen  obige  Forderungen  des  Per> 
sonals  und  erklären,  dafs  wir  laut  Del^ertenbeschlufs  vom 
28.  Februar  zu  Unterhandlungen  mit  dem  Chef  des  schweizerischen 
Eisenbahndepartements  befugt  sind.  Sie  wollen  bis  la  Man  sich 
aussprechen,  ob  Sie  zu  Unterhandlungen  an  genannter  Stelle  geneigt 
sind,  resp.  ob  Sie  ohne  Weiteres  das  vorjährige  Versprechen  der 
Direktion  einlosen  wollen.  Eine  Antwort  erbitten  wir  uns  bis  spätestens 
laMärz  10  Uhr  morgens  an  das  schweizerische  Eisenbahndepardement 
zu  Händen  des  Zentralkomites  des  \''erbandes  des  Personals  schweize- 
richer  Transportanstalten  in  Bern".  Zum  Schlüsse  des  Schreibens 
wurde  auf  die  eventuellen  Folgen  einer  Weigerung  hingewiesen 
und  die  X'erantwortu ng  dafür  der  angesuchten  Verwaltung  zuge* 
schoben.  Seitens  der  Bundesbehörde  wurde  das  mögliche  gethan, 
den  Ausbruch  eines  Strikes  zu  verhüten.  Die  Nordostbahn -Ver- 
waltung dagegen  begnügte  sich  damit,  eine  Kommission  zu  wählen, 
welche  die  Forderungen  des  Personals  untersuchen  sollte.  Diese 
Mafsregel,  die  früher  wohl  beruhigend  gewirkt  hätte,  zumal  da  die 
Kommission  zum  i'eil  aus  Männern  zusammengesetzt  war,  die  das 
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besondere  Vertrauen  der  Arbeiter  genossen,  kam  zu  spät  Eine 
Versammlung  in  Zürich  beschlofs  zwar,  auf  Antrag  des  schweize- 
rischen Arbeitersekretärs,  die  Arbeit  der  genannten  Kommission 
abzuwarten;  aber  die  weit  über  diese  Versammlung  hinausdrängende 
Wucht  der  Bewegung  Hefs  sich  nicht  mehr  hemmen.   Da  die  ver> 
langte  Antwort  ausblieb,  begaben  sich  die  Leiter  der  Bewegung 
nach  Ablauf  der  Frist  auf  den  Kampfplatz.  Dort  zeigte  sich,  dafs 
die  vom  Verwaltungsrat  eingesetzte  Kommission  noch  nicht  einmal 
im  Besitze  der  Akten,  noch  weniger  in  dem  irgend  einer  Vollmacht 
war,  mit  dem  Personal  zu  verhandeln.  Auch  eine  noch  am  Tage 
vor  dem  Strike  Anlaufende  Depesche  des  Vorstehers  des  eidge- 
nössischen Eisenbahndepartements,  die  dem  am  Abend  zum  letzten 
Entscheid  versammelten  Personal  vorgelegt  wurde,  vermochte  dessen 
entschlossene  Haltung  nicht  zu  andern.  Veigeblieh  war  auch  die 
wiederholte  Aufforderung  des  Vertreters  des  schweizerischen  Arbeiter- 
bundes, des  Arbeitersekretars  H.  Greulich,  wer  die  Meinung  hat>e, 
der  Ausstand  sei  zu  vermeiden,  möge  es  frei  und  offen  erklären. 
Niemand  meldete  sich.  Vergeblich  war  endlich  die  überall  angeschlagene 
Bekanntmachung  der  Direktion,  dafs,  wer  die  Arbeit  einstelle,  sofort 
entlassen  sei.   Mit  der  ersten  Morgenstunde  des  12.  Marz  stand  der 
Betrieb  in  allen  Teilen  still  Mit  Ausnahme  einiger  höherer  Beamten 
war  niemand  auf  seinem  Posten.   Man  berechnet  die  Zahl  der  auf 
der  ganzen  Linie  mit  einem  Schlage  Streikenden  auf  5000  Mann. 
Indessen  herrschte  die  musterhafteste  Ordnung  unter  den  Ausstandigen. 
Auch  wurde  alles  bereit  gehalten,  um  den  Betrieb  sofort  wieder 
beginnen  zu  können,  falls  die  Nordostbahnverwaltung  nachgeben 
oder  der  Bund  den  Betrieb  übernehmen  würde.   Die  Lokomotiven 
waren  geheizt,  die  \^^lgen  angekoppelt,  das  Personal  hielt  sich  in 
der  Nähe  der  Bahnhöfe  und  Stationen,  jedoch  nicht  im  Freien,  in 
Bereitschaft.    Sofort  begaben  sich  zwei  Mi^^lieder  des  Bundesrates 
an  Ort  und  Stelle.   Ihr  Extrazug  wurde  \on  den  Streikenden  — 
—  aucli  das  Personal  der  anstofsenden  Linien  versag  sonst,  auf 
der  Nordostbahnlinie  Dienst  zu  thun  —  zugelassen.   Ihren  Be- 
mühungen gelang  es,  am  zweiten  Tage  einen  Vergleich  zustande 
zu  bringen,  wonach  der  Vorsteher  des  eidgenössischen  Eisenbahn- 
departements, der  anwesend  war,  als  Schiedsrichter  auf  Grundlage 
der   vorjährigen  Abmachung  den  Streit  entscheiden  sollte.  Am 
Nachni!tta<j  des  13.  Marz  wurde  der  Schicdsgcrichtsvcrtrarj  von 
beiden  Teilen  unterzeichnet,  nachdem   noch  das  Personal  die  im 
Kampfe  hinzugetretene  Forderung  der  Entlassung  zweier  Direlctions^ 
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mitglieder  und  eines  Betriebscbef  (allen  gelassen  hatte.  Abends 
gegen  6  XJbr  trat  die  Nordostbahn  wieder  in  regelmäTsigen  Betrieb. 
Der  sofort  gefällte  Schiedsspruch  erkannte  die  Forderungen  des 
Personals  als  in  allem  Wesentlichen  vollständig  berechtigt  an.  Er 
lautet: 

1.  Das  Anstellungsverhältnb  und  die  Gehälter  des  Personab 
der  Nordostbahn  sind  in  Uebereinstimmung  mit  dem  An* 
Stellungsvertrage  und  der  Gehaltsordnung,  sowie  den  bezüg- 
lidien  Einführungs-  und  Vollziehungsbestimmungen  der 
Schweizerischen  Zentralbahn  zu  ordnen,  soweit  nicht  die 
zur  Zeit  bei  der  Nordostbahn  bestehenden  Normen  für  das 
Personal  günstiger  sind.  Auch  fiir  die  Lohnverhältnissc  der 
Taglohnarbeiter  sollen  die  Normen  der  Schweizerischen 
Zentralball n  zu  Grunde  gelegt  werden. 

2.  Es  sind  mit  dem  Personal  ncuc  A nstellungsvei ti äge  auf 
dieser  Grundlage  abzuschliefsen,  zu  datieren  vom  I.  Januar 
1897  und  mit  Rückwirkung,'  der  darin  vorgesehenen  Lohn* 
erhöhungen  auf  i.  Januar  1896. 

3.  In  Bezug  auf  die  zu  stellende  Kaution  ist  dem  Personal  die 
Wahl  zwischen  Barkaution  und  der  Bürgschaftsgenossen* 
Schaft  zu  lassen. 

4.  Die  Direktion  der  Nordostbahn  ist  verpflichtet,  die  Klassi* 
fizierung  der  Stationen  einer  Revision  zu  untcrstellcr. 

5.  Wegen  dieser  Lohn-  luul  Strikebewcgung  darf  die  Direktion 
der  Nordostbahn  gi  ;^enüber  cK  ni  Dienstpersonal  weder  Knt- 
lassuni;  nocli  ii  L^eiul  welche  Malsregclun^en  eintreten  la^^en. 
Audi  sind  7.i\  iln  chtliclie  Ansprüche  gegenüber  dem  IVr  ona! 
wie  auch  ge;^'eiuil)er  dem  Zentralkomitee  des  Veri>aiulcs, 
sowie  dem  Wibaiide  selbst  iiusi^^eschlossen.  —  Es  w>rd 
übenlie^  die  bestimmte  Krwarlung  ausgc>pruclien,  dafs  die 
Diirktion  der  Nordostbahn  durch  angemessene  Behandlung 
dc  >  1\  rsoiials  und  das  Personal  durch  gewissenhafte  l'fliclit- 
erfüll u hl:  das  Mö«^dichste  zur  Herstellung  eines  im  beider- 
seitigen hileresse  hegenden  guten  Einvernehmens  beitragen 
werden. 

6.  Die  Parteien  werden  eingeladen,  bis  I.  Mai  nächsthtn  sieh 
über  die  Anstellungsverträge  und  Gehaltsfestsetzung  2u  ver> 

ständigen. 

7.  Sollten  sich  bei  Vollziehung  des  gegenwärtigen  Schieds- 
spruches Diiferenzen  ergeben,  über  welche  sich  die  Parteien 
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nicht  zu  einigen  vermöjjen,  so  sind  dieselben  dem  Schieds- 
richter zur  Prüfunf^  und  Entschciduni^  vorzulegen. 

8.  Auf  weitere  Begehren  des  Personals  wird  nicht  eingetreten. 

9.  Dieser  Schiedsspruch  wird  beiden  i  uiieicn  schriftlich  mit- 
geteilt. 

Zürich,  den  13.  März  1897. 

Der  Schiedsrichter: 

Zern  p. 

Zur  Erläuterung  ist  beizufügen,  daGs  das  2^ntralkomitee  des 
X'creinigten  Personals  schweizerischer  Transportanstahcn  ia  seinem 
im  Vorstehenden  erwähnten  Schreiben  an  den  Verwaltungsrat  der 
Nordostbahn  sich  ausdrücklich  auf  die  loyale  Art  und  Weise  berief, 
wie  die  schweizerische  Zentralbahn  die  vorjährigen  Abmachungen 
ausgeführt  hatte.  Besonders  zu  bemerken  ist  ferner  die  ebenfalls 
den  gestellten  Forderungen  entsprechende  Bestimmung  des  Spruches, 
wonach  aucli  die  Taglohnarbeiter  in  die  allgemeine  fiesserung  der 
Arbeitsverhältnisse  einliezogen  wurden. 

So  endete  dieser  kurze,  aber  energisch  j^efuhrte  l-'cld/,UL(  mit 
einem  vollständigen  Siege  der  ^^Gewerkschaftlichen  (Vganisation  der 
Eisenbahnbediensteten.  Allgemein  herrscht  im  Lande  das  (iefühl, 
dals  mit  diesem  V^organge  die  schon  .so  lange  sich  hinziehende 
l'rage  der  Eisenbahnverstaatlichung  um  einen  beileutenden  Schritt 
ihrer  L<').sunL,^  näher  gelangt  sei.  Die  neuesten  Kundgebungen  der 
Behörden  haben  das  auch  bestätigt 

*  * 
* 

Mit  dieser  letzten,  gröfsten  und  sozialpolitisch  bedeutendsten 
Aeufserung  der  gewerkschaftlichen  Bewegung  in  der  Schweiz 
schlicfsc  ich   meine  Darstellung,  die  ein  möglichst  getreues  und 

vollstrinclit^cs  Bild  flie<;er  Be\vegung  zu  geben  versucht  hat.  Dieses 
Bild  ist  noch  kein  einheitlich  festes.  Noch  macht  es  eher  den  Ein- 
druck durch  einander  wogender  Bestrebungen,  die  wohl  einem 
einheitlichen  bestimmten  Charakter  zuneigen,  denselben  aber  noch 
nicht  endji^iiltig  zu  gewinnen  vermochten.  Ob  dieser  Charakter 
ikrjenij^a-  eines  auf  rein  wirtschaltlichcm  Boden  geführten  berutlichen 
KaTiipfes  oder  derjenit^e  einer  vollständigen  Durchdringung  tler  wirt- 
schaftlichen und  politischen  Bestrebungen  der  für  ihren  T.cben.s- 
unterhalt  auf  die  Arbeit  „in  Irenukin  (ieschäfte"  angewiesenen 
V^olksklasse  sein  wird,  wage  ich  nicht  zu  entscheiden,  himicrhin 
erscheint  mir  das  letztere  als  das  wahrscheinlichere.  Falls  uns  die 
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Geschichte  der  Entwickelung  unserer  heutigen  Gesellschaft  als  eine 
Reihe  von  aufeinander  folgenden  Klassenkämpfen  vor  Augen  steht, 
werden  wir  auch  als  ;^rewifs  annehmen,  dafs  die  ganze  Gewerkschafts- 

bcwcfjuncj  unserer  Zeit  nur  eine  Erscheinung:  des  modernen  Klassen- 
kampfes  sein  krnin,  dessen  I  lauptcharakter,  dem  alle  seine  Erschei- 
nungen sicii  unterzuordnen  und  anzupassen  haben,  ein  politisclier 
ist  und  sein  niuls.  Diese  Erkenntnis  müfste  dahin  lühren,  dafs  die 
Politik  des  Staates  sich  in  noch  \  iel  höherem  Mafse  als  bislier  i^c 
schchen  ist,  der  Re«Telunj^  der  gewi  rkschaftlichen  Verliältaisüe  zu- 
wenden würde.  Für  die  ( iesetz'^ebung  ist  hier,  zumal  in  der 
Schweiz,  ein  noch  fast  unbebautes  I'eld  Olfen.  Die  Berechtigung 
der  gewerkschaftlichen  Kämpfe  an  sich  ist  wohl  schon  vom  Bc- 
wuTst^ein  eines  grofsen  V'olksteiles  anerkannt,  aber  nocli  spielt  der 
Staat,  wenn  nicht,  wie  bei  der  Eisenbahnerbewegung,  seine  politisch«  !; 
Interessen  in  Frage  kommen,  ihnen  gegenüber  den  Vogel  Str.iuls 
und  ignoriert  sie  in  seiner  deseUgebung.  Je  mehr  aber  politische 
und  gewerkschaftliche  Bewegung  Hand  in  Hand  gehen  und  zu- 
sammen fortschreiten  werden,  um  so  eher  wird  der  Staat  sich  dazu 
gezwungen  sehen»  hier  eine  gründliche  Wandlung  eintreten  zu 
lassen. 

Bern,  April  1897. 
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GESETZGEBUNG. 

OROSSBRITAMNKM. 

Der  Haitpflicht*Gesetzentwurf  von  1897. 

(Workmen  [G>mpensation  for  Accidents]  Bill.) 

Von 

The  Rt.  Hon.  Sir  CHARLKS  W.  DILKE, 
Phvy  Councillor,  hL  P.,  in  Loodon. 

• 

Die  am  3.  Mai  durch  die  R^iening  im  Unterhause  eingebrachte 
Vorlage  bestimmt  für  einige  Gewerbe»  aber  durchaus  nicht  für  alle, 
eine  allgemeine  Unfallsentschädigung»  und  sie  schafft  eine  Individual* 
und  keine  Kollektiwerantwortliphkeit  der  Unternehmer.  Diese  in- 
dividuelle Verantwortlichkeit  mufste  unter  anderem  die  Beschrankung 
der  Vorlage  auf  einzelne  Gewerbe  zur  Folge  haben;  denn  Ideine 
Pächter  und  kleine  Bauunternehmer  werden  zu  Imufig  bankerott, 
ihre  wirtschaftliche  Existenz  ist  zu  flüchtig  und  unsicher,  als  dafs 
man  dem  einzelnen  von  ihnen  eine  Rentenzahlung  auferlegen  könnte, 
welche  unter  Umständen  sich  auf  60 — 70  Jahre  erstrecken  kann. 

Gc«:(cn  die  im  Jahre  1895  eingebrachte  Vorlage  des  Herrn 
Asquith,  we1cli(^  eine  X'erbesserung  des  iur  das  Vereinigte  König« 
reich  gültigen  Rechtes  bezweckte,  nach  welchem  die  Arbeiter  ihren 
Anspruch  auf  l'nfallentschädigung  gerichtlich  verfolgen  können,  er- 
hob sich  Herr  Chamberlain ,  indem  er  einen  umfa-ssenderen  Plan 
befürwortete.  Mit  Recht  wies  er  darauf  hin,  dafs  nur  ein  kleiner 
Teil  (1er  rnfälle  im  X'creinigten  Königreiche  entschädigt  würde, 
unrl  rlafs  daran  die  \  on  Herrn  .Asquith  beabsichtigten  N'erbesserungen 
nicht  \  it  I  ändern  würden.  Andererseits  läfst  sich  das,  was  er  über 
den  X'orteil  automatischer  I'^ntschädTgung  sagte,  welche  dir  Zuflucht 
zur  gerichtlichen  Entscheidung  beseitigen  soll,  auf  den  vorliegenden 
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Entwurf  nicht  anwenden,  dessen  Ausfuhrung  eine  enorme  Anzahl 
von  Prozessen  veranlassen  würde.  Jedenfalls  sind  nur  sehr  geringe 
Vorsichtsmafsr^eln  getrofien  worden,  dalk  die  Zahlung  der  Ent- 
schädigung automatisch  erfolge.  Wie  weit  dem  Arbeiter  aus  dem 
Gesetze  irgend  welche  Vorteile  erwachsen  werden,  ist  jetzt  not- 
wendigerweise eine  Streitfrage,  die  erst  durch  lanj^e  Erfahrung  ent- 
schieden werden  kann.  Diese  Mängel,  die  wir  an  den  Grundzügen 
des  Entwurfes  zu  tadeln  haben,  sind  nicht  so  her\orragend,  dafs  sie 
die  Mc^lichkeit  einer  günstigen  Wirkung  ausschlössen.  Sie  bedingen 
aber  eine  sorgfaltige  Prüfung  und  vielleicht  die  Annahme  eines 
Amendeinents,  dessen  Absicht  zwar  klar,  dessen  Durchfuhrung  aber 
nicht  leicht  sein  wird. 

Ziehen  w  ir  zunächst  die  Ausnahmen  in  Betracht.  Der  Entwurf 
bcstininit,  tl.ils  der  .Arbeitgeber  jede  persönliche  durch  Unfall  ver- 
ursachte X'erK  izung,  die  sich  der  Arl)eiter  während  seiner  Benifs- 
thätic^kcit  und  durch  dicscllie  ziiziclit,  entschädige,  und  z\v;ir  <;i1t 
(lie->f  ]icstiniiiuin;^f  für  Ei.senl)ahi)eii,  I''a!>riken,  Bergwerke,  Su  inl>ruche 
und  Konstruktionsarbeiten  tur  Eisenbahnen,  Häfen,  Docks,  Kanali- 
sationen  und  schliefslich  bei  Bauarbeiten ,  welche  durch  Kraft  t^e- 
tricbcne  Ma.schinen  benützen.  DicjeiÜLjeii,  welche  am  meisten  eine 
.Ausdeluuing  der  Vorlage  auf  Bauarbeiten  ohne  Kraftmaschinen  und 
auf  landwirtschaftliche  Betriebe  befürworten,  sind  hauptsächlich  Mit- 
glieder der  <  Tcwerkx  ercine,  die  mit  dem  Entwürfe  des  Herrn  As<]uith 
zufrii^den  waren.  Nun  ist  zu  beachten,  <  I  i  -  lie  L^anzc  Bill  des  Herrn 
.Ascjuilh  in  dem  vorliegenden  Entwurf  dm  cli  Anienilements  eingefügt 
werden  kann,  die  sich  auf  die  anderen  Gewerbe  beziehen.')  Es  ist 
daher  klar,  dafs  die  Gegner  der  Ausnahmen  dafür  sorgen  müssen, 
durch  eine  Amendierung  des  vorliegenden  Entwurfes  Sicherheits- 
mafsregeln  zu  Gunsten  der  ausgeschlossenen  Klassen  zu  treflfen. 

Der  Ausschlufs  der  Seeleute  beruht  auf  einem  anderen  Grunde 
und  mufs  in  anderer  Weise  aufgehoben  werden.  Bei  der  SchifT* 
fahrt  läfst  sich  die  oben  erwähnte  Neigung  zum  Bankerott  nicht  als 
ein  Einwurf  gegen  die  Ausdehnung  der  Haftpflicht  geltend  machen. 
Man  behauptet  dagegen,  dafs  die  Schiffahrt  immer  eine  besondere 
Gesetzgebung  durch  das  Parlament  erfahren  habe,  dafs  sie  einer 
besonderen  Gruppe  von  Inspektoren  unter  einem  besonderen  Departe- 
ment in  besonderer  Weise  unterstellt  sei.  Das  Ministerium  des 
Innern  läCst  die  Fabriken  durch  Fabrikinspektoren  auf  Grund  des 
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Fabrikgesetzes  beaufsichtigen.  Das  Mtnisterium  des  Innern  lalst  die 
Bergwerke  und  Steinbrüche  durch  Bei^werksinspektoren  entsprechend 
den  Kohlenminengesetzen  und  den  Metallminengesetzen  beauüäichtigen. 
Die  Schiffe  werden  ehe  sie  in  See  gehen  vom  Handelsamt  nach  den 
Kauflahrteigesetzen  von  einer  besonderen  Klasse  von  Inspektoren 
in  einer  besonderen  Weise  untersucht. 

Die  unter  dem  Gesetz  entstehenden  Streitigkeiten  sollen  vor 
einen  Schiedsrichter  oder  in  Ermangelung  desselben  vor  den  Graf- 
schaftsrichter  gebracht  werden.  Es  gestattet  Kommissionen  zu  bilden, 
die  einen  Unternehmer  und  seine  Arbeiter  vertreten  und  die  befugt 
sind,  Meinunf]jsverschiedenheiten  beizulegen.  Wenn  aber  eine  von 
den  beiden  Parteien  dagegen  Kirispruch  erhebt  oder  wenn  keine 
Kommission  vorhanden  ist,  so  bestimmen  die  Parteien  durch  Ueber- 
einkunft  den  Schiedsrichter,  der  im  allgemeinen  fiir  ein  bestimmtes 
(lewerbe,  oder  für  einen  Distrikt  oder  für  ein  (iewerbe  nuierhalb 
eines  hestiniimen  I)i.siriktes  dauerfirl  mit  diesem  Amte  bcaultraL^t 
ist.  Dieser  Schiedsrichter  wird  \om  Staate  besoldet.  Die  Kosten 
des  Streitfalles  werden  von  (Km  Sehiedsriehlcr  nach  GutdünkiMi  be- 
>timint.  Ueber  diesen  Punkt  wnrdca  wir  dun  h  die  Rede  des  Sir 
Matthew  Ridlcy,  welche  die  Vorlage  begründete,  irregeleitet.  Kr 
sagte  uns,  dafs  die  Kosten  des  Schiedsgerichts  \um  Staate  getragen 
wcrtleii  würden.  Sie  werden  eben.sowenig  vom  Staate  getragen, 
wie  die  Kosten  eines  Prozesses  vor  dem  höchsten  Gerichtshof  (High 
Court  ul  Justice),  weil  dessen  Richter  sein  Gehalt  aus  der  Staatskasse 
empfangt.  Da  die  Kosten  sehr  hoch  sein  können,  so  wird  es  die 
Pflicht  des  Unterhauses  sein,  dieselben  herabzudrücken,  (iegenwärtig 
sind  die  Grafschaftsgerichte  besonders  kostspielig.  In  einer  Sache 
um  S  20,  die  ohne  Verteidigung  geführt  wird,  belaufen  sich  die 
Kosten  vor  dem  Grafschaftsgericht  von  £  4  sh.  lO  bis  4*  5  sh.  6,  wäh- 
rend sie  vordem  höchsten  Gerichtshof  nur  £  i  sh.  15  d.  10  betragen. 
Diese  Kosten  sind  in  der  Beratung  des  Gesetzentwurfes  glücklich  be» 
seitigt  worden.  Der  grölste  Teil  der  unter  dem  Gesetz  entstehenden 
schwierigen  Fälle  wie  z.  B.  alle  Fälle  der  Simulation  werden  nicht 
von  dem  Schiedsrichter,  sondern  von  dem  einberufenen  medizinischen 
Sachverstandigen  endgültig  entschieden  werden.  Die  Kommission, 
der  Schiedsrichter  oder  der  Grafischaftsrichter  können  irgend  einen 
Arzt  mit  der  Berichterstattung  beauftragen,  deren  Kosten,  welche 
^  2  sh.  2  nicht  übersteigen  dürfen,  von  dem  Arbeitgeber  getragen 
werden  sollen.  Die  Arbeiter  erheben  gegen  diese  Bestimmung 
energischen  Widerspruch.   Der  Ortsarzt  ist  schon  stark  durch  den 
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Charakter  seiner  Praxis  beeinflufst,  die  entweder  von  den  Unter- 
nehmern oder  von  den  Arbeitern  abhängt   In  den  Fällen »  welche 
die  Aufmerksamkeit  des  Publikums  auf  sich  ziehen  und  Meinungs* 
Verschiedenheiten  in  demselben  hervorrufen,  kann  der  Arzt  durch 
das  von  ihm  gefällte  Urteil  seine  Praxis  verlieren.   Ein  trefTlicher 
und  interessanter  Aufsatz  in  der  Zeitschrift  The  Hospital,  der  die 
medizinische  Seite  des  Entwurfs  behandelt,  weist  darauf  hin,  dafs 
die  Entscheidung  über  die  Arbcitsiahigkeit  des  Geschädigten  oder 
über  seine  Arbeitsunfähigkeit,  die  in  Wirklichkeit  oder  auch  nur 
vcrj^'cblich  lebcusläiij^Mich  sein  kann,  ganz  und  gar  dem  Arzte  anhcim 
fallt,  und  dafs  es  tlaher  \  on  der  höchsten  Bedcutunfj  ist,  dals  dieser 
tüchtig  untl  \'on  beiden  Parteien  unabhängig  sei.    Man  kann  mit 
Sicherheit  behaupten,  dafs  der  Krfol^^  des  ganzen  Gesetzes  auf  diesem 
Punkte  beruhe.   I)<  r  \-erfassn  des  Aufsatzes  erwähnt  die  Eisenbahn- 
unfalle  als  Beisi)ielc  sehr  schwierifjer  Kntsclieidun^ ,  und  er  zeigt, 
wie  ungeheuer  die  Anzahl  dieser  I'älle,  in  welchen  die  Simulation 
oder  wirkliches  Leiden  und  ArbeitsunHihi^keit  festzustellen  sind,  zu- 
nehmen wird.    Er  fräj^t  wiirin  die  Arbeitsunfähigkeit  bestehe,  und 
was  in  dem  halle  dauernder  teilweibcr  .Arbeitsunfähigkeit  «(eschehefl 
solle.    Nach  dem  Wortlaut  des  Entwurfes  kann  ein  .Arbeiter,  wie 
der  V'erfa.<;scr  bctnerkt,  iler  einen  VV'ochcnlohn  von  4  4  \erdieat 
hat,  keine  Knt'^chädijrunj:^  beanspruchen,  solange  er  noch  einen  Straüen- 
über^anj^  fe^en  kann.    Doch  glaube  ich,  dals  diese  Ansicht  auf  einem 
Mifsvcrständnis   beruht.    In   dem  Artikel   wird   ferner  darauf  hln- 
j^^ewiesen,   dafs   Hilfskassen   einem   Manne  die   rnterstützimi^  ver- 
weigern, der  noch  eine  Rolle  für  seine  I*rau  dreiicn  kann.    .So  be- 
fifidcn  wir  uns  zwischen  (k  1  Se\  IIa  und  Charybtlis  —  auf  der  einen 
Seite  kann  der  Mann  nicht  enl^chridij^t  werden,   mn«^  »^etn   l  ohn 
noch  '^o  hoch  gewesen  sein,  «olnni^^c  er  noch  (:\h\'j^  i^i  v\uci\  Slraisen- 
ülxr^ang  zu  feigen;  :nit  <K  r  anderen  .Seite  wird  ein  M.inr>  ciit>c!iädij^, 
obschon       zur  Zeit  ^icli  in  vielen  hüllen  durchaus  nicht  fe-l-tellen 
lafst,  ^\  rli'lu  i  U  i  \-ersclii<  (lt  iu'  Arbeiten  er  noch  lci--ten  und  weichen 
Lohn  er  schhel>ltcii  nocii  \Lniu  aen  kann.    Dieser  Punkt  ist  in  der 
V'erhnnfllnnt^  des  Entwurfs  t^cklart  worden. 

W  enn  ein  Arbeiter  inful^c  eines  l  iii.illc>  >iirbt  und  abhätv^'^^e 
h'amilienancjtiiörii^e  hintcrläfsi,  so  erhalten  diese  je  nach  der  Kla^.NC. 
welcher  der  dciötete  angehörte,  eine  ]\Tu>chalsuninie,  flie  entweder 
einem  dreijähric^en  Lohne  *;leichkomn»t  uikr  dit  /'  130  bis  ./*  3CX) 
beträi^t.  Ein  Artieiter,  der  infoli^^e  eines  l  iil.iil-  irbcib^unlahij^  <^e- 
wordcn  ist,  erhält  eine  wüclicfitliciie  Zaiikni»^,  welche  die  Hälfte 
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seines  Lohnes  betragen  kann,  aber  £  i  nicht  ubersteigen  darf.  Der 
Verdienst  wird  nach  dem  Wochenlohn  berechnet,  wodurch  für  die 
Stücklohn-Arbeiter  besondere  Schwierigkeiten  entstehen,  wie  z.  B. 
für  die  schlecht  bezahlten  und  unr^elmalsig  beschäftigten  Frauen 
und  för  diejenigen,  welche  wie  die  Dockarbeiter  stundenweise  be> 
schäftigt  werden.  Es  ergeben  sich  hieraus  noch  andere  Schwierig- 
keiten und  man  mufs  zugeben,  dals  der  Entwurf  in  dieser  Beziehung 
mangelhaft  ist. 

Ein  energisdher  Einwurf  gegen  die  Vorlage  betrifift  die  Ver- 
sicherungskontrakte, das  sogenannte  contracting-out  Der  Entwurf 
des  Herrn  Asqulth  hatte  keinen  Erfolg,  weil  er  sich  weigerte  ein 
Amendement  des  Oberhauses  anzunehmen,  welches  Arbeiter  und 
Arbeitgeber  gestattete  nach  Uebereinkunft  ein  verschiedenes  System 
der  Unfallentschädigung  anzunehmen.  Dem  vorliegenden  Entwurf 
sind  durch  die  Recricruii;^  Bestimmungen  eini^^cfiijTt  worden,  wonach 
der  Registrator  der  Hilfskassen  (Registrar  of  Friendly  Societies) 
Uebereinkommen  zulassen  darf,  welche  eine  Aenderung  der  vor- 
geschriebenen Entschädigung  bezwecken,  vorausc^csctzt,  dafs  <lie  zu 
zahlenden  Unterstützungen  nicht  geritiger  sind  als  die,  welche  der 
Entwurf  festgesetzt  hat.  Bestehende  Gesellschaften  und  Ueberein- 
kommen sollen  aufgelöst  werden,  soweit  sie  dieser  Bestimmung  nicht 
nachkommen.  Nun  leben  diese  Entschädigungsvercine  zum  Teil 
von  den  Beiträgen  der  Arbeiter.  In  der  Mehrzahl  dersdben,  wie 
in  den  Vereinen  der  gro&en  Eisenbahngesellschaften,  denen  sämtliche 
Arbeiter  angehören  müssen,  bezahlen  die  Arbeiter  ^/^,  die  von  ihrem 
Lohne  al^ezogen  werden,  und  die  Arbeitgeber  '  |.  Der  Entwurf 
ist  in  dieser  Beziehung  etwas  unklar,  aber  man  nimmt  es  als  seine 
Absicht  an,  dafs  die  darin  festgesetzte  Entschädigung  von  dem  Ar!)ctt- 
gcbcr  hezalilt  werden  solle,  und  dafs  der  Registrator  der  Hiliskassen 
den  Statuten  eines  Vereins  oder  irgend  einem  individuellen  l  ^cl-jcr- 
einkomincn,  wodurch  eine  Aenderuner  des  Gesetzes  erreicht  u  erden 
soll,  seine  J^illic^ain;:^  versagen  mnls,  wenn  der  Arbeiter  nicht  die 
ganze  durch  den  i^ntwurf  bestimmte  Knt-vchiidigung  von  dt m  Arbeit- 
grinr  ohne  irgend  welche  I.ohnabzügi  erhält.  Durch  liiese  Be- 
sliniTiiunL;  werden  aile  bestehenden  W  reine  faktisch  aufgehoben; 
detin  es  inussefi  danach  aufscr  den  Vereinsentschädigungen  noch  die 
Ent>chä(h^;u[igcn  des  ( Gesetzes  bezahlt  werden. 

hl  *ler  Ende  Mai  und  in  der  enslen  Woche  des  Juni  stait- 
gcfundcnea  K<mnnis~-ii)nsberatnn':^  des  l  iitcrhauscs  wurden  dem 
Entwurf  zahireiclie  Amendements  von  betlculendcm  Umfange  ein- 
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gefüf^t.  Dadurcli  wurde  seine  I^iige  verdoppelt,  oline  dals  seine 
Natur  wesentlich  <;eändert  worden  wäre.  Bei  der  Berichterstattung  im 
Hause  werden  noch  viel  mehr  Atncndeinent.»  cin^'^cbracht  werden, 
die  aber  wiederum  die  Natur  dc>  Kntwiirtc-^  wahrsrhcinhch  nicht 
zu  ämlcni  iiustaiule  sein  dürften,  da  der  ReL,Mcrun^  im  Hause  wie 
in  der  Konnnis.^ion  eine  starke  Maiurilät  zur  Seite  .>teiil.  Die  Be- 
richterstattung wird  im  Juh  statttuulen  und  nach  der  dritten  Lciunj^ 
wird  die  Vorlage  im  Oberhaus  zur  Beratung  kommen,  wo  wichtige 
Amendemenlä  in  Aussicht  genommen  sind.  Ende  Juli  wird  sie 
wieder  dem  Unterhause  vorliegen,  um  die  Amendements  der  Lord> 
in  Erwägung  zu  ziehen.  Aber  aiu  h  dann  ist  es  nicht  wahrschein- 
hcli,  daü  die  Regierung  irgend  eine  we^entUche  Aenderung  im 
Grundcharakter  des  Entwurfes  zulassen  wird. 

Die  wichtigsten  Amendements  sind  die  folgenden: 
Ks  ist  die  Bestimmung  getroffen,  dals,  wenn  der  Unfall  allein 
einem  ernsten  und  beabsichtigten  V  ergehen  des  Arbeiters  zuzu- 
schreiben ist,  diesem  die  Entschädigung  abgesprochen  wird,  während 
das  Gesetz  sie  den  übrigen  Verletzten  gewährt.  Die  fiestimmung 
über  Versicherungs-Contrakte  mit  freiwilligen  Gesellschaften,  welche 
der  Registrar  genehmigt  hat,  und  welche  dem  Arbeiter  als  Minimal- 
leistung die  Vorteile  des  Entwürfe  gewährt,  ist  dahin  geändert 
worden,  dals,  wenn  es  sich  schließlich  ergiebt,  da(s  das  Kapital 
dieser  Gesellschaften  zur  Leistung  der  Entschädigung  nicht  aus- 
reicht, der  Arbeitgeber  verpflichtet  wird,  den  Betrag  der  Ent- 
schädigung soweit  zu  ergänzen,  bis  er  den  Vorschriften  des  Ge- 
setzes genügt.  Weitere  Bestimmungen  sind  eingebracht  worden, 
welche  die  Berichterstattung  des  Registrars  an  das  Parlament  be- 
zwecken und  welche  vorsehen,  da&  die  Registration  dieser  frei- 
willigen Gesellschaften  gelöscht  wird,  sobald  sich  die  Kontrakte  im 
Laufe  der  Zeit  für  den  Arbeiter  ungünstiger  gestalten.  Ein  neuer 
Artikel,  welcher  den  Haupt-  wie  den  After -Unternehmer  zalilungs- 
pflichtig  macht,  ist  noch  eingefügt  worden. 

In  Betreff  der  Ausdehnung  des  Gesetzes  bezweckt  ein  von  mir 
eingebrachtes  Amendetnent,  die  Bestimmung,  nach  welcher  Bau- 
arbeiten nur  soweit  in  Betracht  kommen  sollen,  als  mechanisclie 
Kraft  in  Anwendung  gebracht  wird,  auf  alle  (iebäude,  die  eine 
Höhe  \  on  30  Eufs  übersteigen  und  Gerüste  erforderlich  machen» 
auszudehnen. 

In  Betreff  der  Skalen  sind  wir  darüber  aufgeklärt  worden,  dals 
der  Entwurf  .sowohl  die  partielle  wie  die  totale  ünlauglichkcit  bc- 
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rücksicht^.  Bei  der  Festsetzung  der  Tvöchentlichen  Rente  ist  der 
Unterschied  zwischen  dem  \Vochen\'erdienst  des  Arbeiters  vor  und 
nach  dem  Unfall  in  Betracht  gezugen. 

Die  wöchentliche  Rente  kann  nach  Revision  bei  Aufhören, 
Verringerung  oder  Vermehrung  des  Verdienstes  jeder  Zeit  geändert 
werden. 

Die  wichtigste  Beschränkung  des  Entwurfs,  die  eingebracht 
wurde,  ist  die,  dafs,  wenn  die  wöchentlichen  Zahlungen  mindestens 
12  Monate  hindurch  fortgesetzt  werden,  auf  Antrag  beider  Parteien 
die  fernere  Zahlungsverbindlichkeit  durch  Erstattung  einer  Pauschal* 
summe,  die  eine  sechsjährige  Rente  nicht  übersteigen  soll,  abgelöst 
werden  kann.  Die  Summe,  die  vorher  schon  gezahlt  worden  ist, 
kommt  dabei  nicht  in  Abzug. 

Die  radikale  Partei  versuchte,  jeden  Beistand  von  Rechtsanwälten 
in  Verbindung  mit  dem  Gesetz  zu  verhindern.  Es  war  aber  der 
Regierung  nicht  gut  möglich,  dieser  Forderung  ganz  zu  genügen, 
da  eine  Bestimmung  angenommen  war,  wonach  eine  Berufvng  in 
Rechtssachen ,  an  das  Berufungsgericht  fCourt  0/  Appeal)  gestattet 
war.  Doch  wurde  die  Annahme  einer  Bestimmung  gebilligt,  dass 
keine  Person  sich  unter  dem  Gesetz  durch  einen  Anwalt  vertreten 
lassen  solle,  es  sei  denn  mit  Erlaubnis  des  Gerichts  oder  des  Schieds- 
richters oder  beider  gesetzlichen  Berufung  an  das  Berufungsgericht 

Ein  von  mir  eingebrachtes  Amendement  wurde  von  der  Re* 
gierung  angenommen,  wonach  der  medizinische  Sachverständige  vom 
Staat  ernannt  und  honoriert  werden  soll  und  nicht,  wie  ursprünglich 
beal)sichtigt  war,  vom  Schiedsrichter  ernannt  und  vom  Arbeitgeber 
bezahlt. 

Das  \viehti|^str  AniciuKnuMil,  das  al)gelehnt  wurde,  war  jenes, 
wonach  die  illegitinieii  Kinder  als  „  iMi.ir;L::i,'e  Familienangehörige" 
im  Sinne  des  (iesetzes  betraelitet  werden  sollen. 

Die  Aussichten  des  l  intw  urfs  sind  im  Augenblick,  Juni  1897,  noch 
unbestimmt.  Wahrsclieinlich  ist  es  nicht,  dafs  er  noch  in  der  gegen- 
wärtigen Session  Gesetz  wird,  aber  auch  nicht  völlig  ausgeschlossen« 

Der  Wortlaut  des  Gesetzentwurfs  ist  der  folgende: 

Entwurf  eines  Oeeetses  beU-effcnd  Aenderung  des  Rechte«  a«f  EnisehSdigung 
der  Arbeiter  fUr  UnUlle,  die  sie  in  der  Attsübung  ihres  Berufs  erleiden. 
"(A  BÜl  to  Amend  de  Isw  with  respect  to  compensation  to  workmea  fer 
sccidentsl  injuries  sufTered  in  the  course  of  their  employment'*). 

Von  Ihrer  Allcrdurchktucbtig&ten  Majestät  der  Königin,  auf  Anraten  und  mit 
Zustimmung  der  in   ilcm  gt-f^rnwärtigt-n  t'arlomellte  vcrsammeUcn  ;:<istHcbeil  und 
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wehlidien  Lords  und  d«r  Gemeinen  und  knft  de»  Geset^ebitngsrrditrs  derselbe» 
wird  verordnet  was  folgt: 

1.  I.  Wctm  in  irgend  ein<*m  Botrit-b.  auf  den  «Hos  (iosotz  Anwrndunp  lin  lft. 
ein  Arbeiter  pcrs  inlü  !i  Schaden  leid«  t  infol^;.-  r'mi-^  Unfall?  di-r  infolge  und  während 
seiner  He>>eh:illigung  «-ntstand«"!!  >oll  >r\u  Arbeitgeber,  d«T  nachstehend  als 
ein  solcher  bezeichnet  i>t,  vcrpllichtet  sein,  ihm  >chadencrj»atz  zu  /^ihb  n  gcmäf»  der 
«n>ten  Anlage  lu  diesem  GeMts: 

t.  Unter  Vorbehalt, 
a)  dafs  der  Arbeitgeber  unter  diesem  (benetz  nicht  haftbar  »ein  «oll  fUr  einen 
Sduukn,  der  den  Arbeiter  nicht  fUr  eine  Zeit  \<M  wenigsten»  swei  Wochen 
aur»er  Sund  setzt,  den  vollen  Lohn  mit  der  Arbeit  zu  verdienen,  mit  der 
er  beschäftigt  war. 

b|  Wenn  es  sich  herausstellt,  wi.  ii.n  li>irli.  nd  \  r>r|:;<'^'di>'n.  dafs  der  Schadm 
verursacht  war  durch  t  in  aU-irlitli*  Ii  --  imd  gesetzwidriges  I  hun  oder  I  nt«  r- 
la:>sen  (wilful  and  wrongful  aci  or  tieiaulli  des  Arbeitgebrrs  od<-r  tiner 
rcrs.on,  für  deren  Thun  oder  Unterlassen  der  Arbeitgeber  verantwortlich 
ist,  so  soll  nichts  in  diesem  Gesetz  irgend  eine  privatrechtliche  oder  straf» 
rechtliche  Haftung  des  Arbeitgebers  oder  der  PerMmen  für  die  er  verant- 
wortlich ist,  berOhren;  aber  der  Arbeitgeber  soll  nicht  verpflichtet  sein. 
Schadenersatz  zu  zahlen,  beides:  unabhängig  von  di.  s.m  (ioet/.  al.^  auch 
nach  Mafsgabe  dies,  «,  Gesetzes;  und  er  soll  nicht  verpflichtet  sein,  Sdiaden- 
ersalz  zu  ...ilil-  n  uri-ib^iHngip  von  diesem  Gesrt/.  miT'-.T  m  i'wm  Fall  eines 
flerarti^''-!!  nd-i' hiiu-h<  ii  und  ungesi-tzlich<"n  'l"!nm~  i>(I<-t  l'iun lassen-.. 

3.  Wmn  »teil  »Iii  l  iaj;.  »  rhebt,  ob  <ler  Hetrub  ein  solcher  ist,  anl  «ien  (1t<-^ 
Gesct2  Anwendung  findet,  oder  ob  der  L'ufall  verursacht  worden  i*t  durch  da*  ab- 
nekdiehe  und  ungesctzUchc  Thun  oder  Unterlassen  des  ArbeitgebeK  oder  irgend 
einer  PerMm,  fOr  deren  Thun  oder  Unterlassen  der  Arbeitgeber  verantwortlich  i«t, 
oder  ob  der  Unfall  verursacht  bt  durch  einen  Unfall  infolge  und  während  der  Be» 
sehSftigung  des  verletzten  Arbeiters,  oder  betrrflend  die  Hübe  oder  Dauer  d'^s 
SdiadenerBatZes  gemSfs  di.  sem  Ges.  tz,  so  soll  die  Krag»-,  Wenn  sie  nicht  tlurch  V.  r- 
cinbarung  ger.-gelt  wird,  in  (Jemälsheit  mit  den  He>timniungen  der  ersten  Anlag»- 
durch  Schit'd.sgericht  gemäis  d»T  zweiten  Anlage  zu  «Ii«  >em  tles«  lz  g<T«  <;«dt  werden. 

4.  Wenn  der  Kegistrator  ■kfgistrarl  «l«-r  IVirmlly  Sticii-ties  bescheinigt,  dals 
ein  Plan  für  Schaden« -r.sat/.  oder  Versicherung  tilr  die  Arbeiter  in  einem  hetriebc  im 
ganzen  für  die  Arbeiter  nicht  wenig<-r  günstig  i»t,  alz  die  Bestimmungen  dieses  Ge* 

.setzez,  so  kann  der  Arbeitgeber  bis  zum  Widerruf  der  Bescheinigung,  mit  jenen 
Arbeitern  durch  Vertrag  ausmachen,  dafs  die  Bestimmungen  jenes  Planes  an  die 
Stelle  der  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  treten  sollen,  und  dann  soll  der  Arbeitgeber 
nur  in  Geniäfsheit  d«-s  Planes  haftbar  sein :  aber  mit  der  vorhergenannten  Ausnahme 
soll  dies  G<'setz  Anwendung  finden  ohne  Rürl;>ii  ht  auf  einen  geg«»nt«Mli^en  Vertraj; 
der  nachdem  dies  ("n  1  tr.  :ihpi'srhlossen  wor<1<  n  i-t,  in  Kraft  g<"treti-n  ist. 

2.  ].  r>ies  GcM  t/.  loll  .\Ti\v<>iKlung  timU  ii  nur  auf  Beschäftigung  in  «nler  bei 
einer  Eisenb;üm,  einer  FabriU,  i  iiis  la  üergwerke,  einen»  Steinbruch,  oder  einem 
Werke  der  Ingenieurkuast.    (engine«  ring  work.) 
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bedeutet  1  n  ba  Ii  u"  th<  Kisenhahn  irgend  einer  Eisenbahngesellschaft, 
auf  die  das  Ei-scnbahngcM^-tz  (Regulation  of  Railways  Act)  von  1871  An- 
wendung findet,  tttul  „Eisenbtdm"  xmd  „Eisenbalmgesenacbaft**  haben  die- 
selbe Bcdeutonfr,  wie  in  jenem  Gesetz. 

bedeutet  „Fabrik"  dasselbe,  wie  in  den  Fabrik»  tmd  WerkatättcD-Gesetzea  von 
187S  bt<  1891  vnd  omfafst  alle  Doda,  Weiften,  Qaaia  oder  Lagerfafinser 
(warchouse).  auf  di«-  irgend  eine  Bestimmung  der  Fabrilcgesetze  dttrdi  das 
Fabrik-  und  Werkstältcnf^'setr  von  1805  ATuv.  nilun*:;  t;>  Fun<!i  ii  hat. 

bedeutet  „Steinbruch"  liiun  .Steinbruch  im  Sinuc  des  Stciobrudb-Gcüetzes 
(Quarries  Act")  von  1894. 

bedeutet  „Werk  der  Ingcnieurkuust"  jede  Herstellung  des  Baueü  einer 
Eisenbabn,  eines  Hafens,  Docks,  Kanals  oder  Abmgskanals  und  umftdft 
alle  Gebinde  oder  andere  Werke,  in  denen  Dampf,  Waaaer  oder  eine 
andere  mechaniscbe  Kraft  zur  Bewegung  von  Maschinen  flir  deoi  betreffen» 
den  Bau  in  Anwendung  gebracht  wird. 

umfafst  „A  rbeitgeber**  jede  inkorporierte  oder  nicht  inkorporierte  juristische 
Person. 

umfafst  „Arbeiter"  iti!.  I'.  1 -nn,  «lie  beschäfti^^'t  i-t  in  einem  Betrieb,  auf  den 
dies  Gesetz  Anwemlung  lindrt  »i<>i  »•>.  itii  W.  i\rr  Hnndarbeit  otler 
M}n:»t,  und  ohne  Unterschied,  i>i>  tU  r  Vertrag  ein  liiviist-  odvr  L«-hrlings- 
odfr  ein  sonstiger  Verlrag  ist,  und  ob  er  ausdrücklich  oder  stillschweigend 
(expressed  or  tmpHed),  nrihidlld»  oder  schriftlich  abgeschlossen  ist. 

3.  I.  Dies  Gesetz  soll  nicht  Anwendung  linden  auf  Personen  im  Dienst  der 
königlichen  Marine  oder  des  königlichen  Heeres,  aber  sonst  Anwendung  finden  auf 
jede  Beschäftigung  im  Dienst  der  Krone,  anf  die  es  Anwendung  finden  würde,  wenn 
der  Arbeitgeber  eine  Privatperson  w&gt. 

2  l'a^  Schatzamt  k.iiin  durch  eine  dem  l'arlammt  vorgelegte  F.rmächtigtmg 
(Warrant  (  f  ür  di»'  Zwecke  dieses  Gesetzes  sein«"  j^mialT.  Sektion  1  des  „Pension^e- 
setzes"  (Si!|ii  r.iTniuation  Act)  erteilte  Ermächtigung  abändern. 

4,  Uder  Vertrag,  der  zur  Zeit,  wo  dies  Gesetz  in  Kraft  tritt,  besteht,  durch 
den  «n  Arbeiter  auf  das  Recht  auf  Scbadenersata  von  dem  Arbeitgd>er  für  person- 
tidien  Schaden,  der  infolge  und  während  seiner  Beschäftigung  entstanden  ist,  ver> 
Ächtet,  soll  ftlr  die  Zwecke  dieses  Gesetzes  ftlr  nicht  länger  dauernd  erachtet  werden- 
als  für  die  Zeit,  bis  der  Vertrag  des  Arbeiters  enden  würde,  wenn  et  in  dem  Augen- 
blick gekündigt  worden  wäre,  wo  dies  Gesetz  in  Kraft  tritt. 

$.    1.  l)i<s  Gesetz  soll  in  Kraft  tr«f<-ii  am  i.  T.'«nnar  i8g8. 
2.  Dies  Gesetz  kajm  angefiüjrt  werden  als  Ilaftptlichtgesctz  von  1897  (Work- 
men's  Compensation  Act,  1S97}. 


1.  Die  liöhe  des  auf  Grund  dieses  Gesetzes  zu  gewahrenden  Sciiadeneraaties 


Erste  Anlage. 

Mafsstab  nnd  Bedingungen  de»  Schadenersaties. 

Mafsstab. 


Anlagen, 


toll  sein.  — 
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a)  Iii  Jem  Fall,  dafs  infolge  der  Verletzung  tler  Tod  eintritt.  — 

1)  Wdm  der  Aibdtcr  von  ilim  abliSngigc  Penoneik  luntttrll&t,  glekh 
dem  Verdienst  des  Arbeiten  wSbrend  der  drei  der  Verletane  alcttt 
TOnuiee^ttigcfictt  Jabre,  oder  die  Snnunc  yaa  4?  150»  amd  xtm  weldie 
von  diesen  Snmmen  die  gröfiere  ist,  aber  in  keinem  Fall  mehr  als 
£"  woo,  mit  der  Mai'sgab«*  rlafs  d<  r  Betng  aller  anf  Grand  dieses  Ge> 
sotzcs  gr1eistet<-n  wuchentlicben  Zablnngcn  von  soldier  Summe  ab- 
ß«'ZO};rn  werden  soll ;  und 

2)  Wenn  er  keine  xmi  ihm  abhärirji;:;."  rcr>i)ii.  n  hmti  riaist  die  aiige- 
mv^enen  Kosten  tür  arztliche  Hülc  und  lüt  da^  Begräbnis,  aber  mcbc 
mebr  als  10. 

b)  im  Fall  der  ArbeitsnnilUiigkeit  eine  fünfzig  Piocent  der  vöebentlidien 
Einnahm«  aar  Zeit  des  Unfalls  nidit  Übersteigende  wöc^enäidie  Zahlung 
nach  AbUnf  der  zweiten  Wocbe  «akKnd  der  Dauer  der  ArbdtsanflOiigkcit 

2.  Die  Zablong  soll  im  Fall  des  Todes  an  die  gesetzHcben  pcrstMilicbeii  Ver- 
treter des  Arbeiters  erfolgen,  oder,  wenn  er  keine  gesetzlichen  personlichen  Ver- 
treter hat,  an  die  von  ihm  abhängigen  Personen,  odi-r  wenn  er  keine  von  ihm  ab- 
liängigen  Personen  hinletläfst,  an  du-  l'crson,  der  <iic  Kosten  geschuMi  t  wrdon 

3.  Der  Ausdruck  „abhängige  Perst)nen"  in  dieser  Anlage  bedeutet  »oklu  Mit- 
glieder der  Familie  des  Arbeiters,  welche  in  den  durch  das  Gesetz  „betreffend  L'u- 
glttdEsflUle  mit  tötlichem  Ausgang"  [Fatal  Acddents  Act)  von  1846  bcstinunten 
FSllcn  Anspruch  auf  Schadenersatz  haben ;  und  jede  Frage  darBber,  wer  eine  ab- 
hSngige  Person  ist,  oder  Aber  den  jeder  abbingigen  Peiaoin  zn  zahlenden  Betrag  soll 
Mangels  Vereinbarung  durch  ein  Schiedsgericht  gcmils  diesem  Gesetz  geißelt 
werden« 

4.  Wenn  eine  der  abhängigen  Personen  «"in  Kind  ist,  so  soll  sein  Anteil  an 
den  Schad-  II'  r-nt«  zu  seinen  Gunsten  angelegt  weiden  nach  den  Bestimmungen  des 

Schiedsrichter^. 

5.  lt  di-  ;:t'\volmljche  Zahlung  kann  in  /.wisthenraumrn  von  nicht  weniger  als 
drei  Monaten  aut  Verlangen  entweder  des  Arbeitgebers  oUei  des  Arbeiters  neu  ge- 
prüft werden,  und  auf  Grund  solcher  Prüfung  eingestellt,  vermindert  oder  erhöht 
werde»,  bis  zum  oben  vorgesehenen  Maximum,  und  der  Betrag  der  ZaUung  soll,  in 
Ermangelung  einer  Vereinbarung,  durch  ein  Schiedsgericht  gem&fs  diesem  Gesets 
festgesetzt  werden. 

6.  Eine  wöchentliche  Zahlung  soU  nicht  flhig  sein,  übertragen  oder  verrechnet 
(changed)  au  werden,  und  soll  nicht  durch  Reditsgang  auf  jemand  anders  flbergeben 
können. 

Zweite  Anlage. 

Schiedsrichterliche  Entscheidung. 

Die  folgenden  Bestimmungen  sollen  Anwendung  finden  zur  Regelung  alles 
dessen  was  gemifs  diesem  Gesets  durch  sdiiedsrichterliche  Entscheidung  geregelt 
werden  kann: 

I.  Wenn  ein  den  Arbvitgeber  und  seine  Arbeiter  vertretender  Ausschufs  (com- 
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mittee,  reprawntitiTe  of  an  cmployer  and  his  workmen)  besteht  mit  d«r  Befiagiiis 
GtgenstSnde,  die  anter  dies  Gesets  lallen,  inbetreff  der  Arbeitgeber  nnd  Arbeiter  n 

rc^tln,  so  soll  der  Ge^rn>tand,  wenn  nicht  eine  der  beiden  Parteien  Widen|midi 
erbebt,  durch  diesen  Ausschufs  geregelt  werden. 

2.  Wenn  eine  der  heitern  Purtfien  NViderspnirh  in  dieser  Wf  isr  .  rh.  ht,  od<T  »'in 
Sül<'li'-r  Ausschufs  niclil  bc&tetit,  so  -.nll  Mi  r  ( irj^-ciivtand  dun  h  ••iin-n  rmz'-liicn 
Schiedsrichter  gerej;eU  werden,  übi:r  den  sich  beide  l'udeien  vereinbart  haben,  oder 
in  Ermangelung  einer  Vereinbarung  durch  den  Richter  des  Grafschaftsgericbtt 
(County  Court  Judge),  oder,  wem»  der  Lord  Kanzler  besdieinigt,  daf*  es  unter  den 
Umstiadcn  des  besonderen  Distrikts  nicht  «ngebra^t  ist,  dafs  der  Richter  des 
OrafscbaJtsgericbtes  als  Schiedsrichter  angemfen  werde,  durch  einen  cinselnen  vom 
solchem  Richter  des  GrafschaAsgerichtes  bestellten  Sdüedsrichter. 

3.  Jeder  Schiedsrichter  mit  Attsmdtme  des  Richters  des  Graf!>cba(tsgerichteä  soll 
aas  Geldern  bezahlt  werden,  die  vom  Parlament  in  Uebercinslimmung  mit  Anord- 
nungen (Regulations)  di-s  Srliat-Mmtc^  twt  Verfügung  gestellt  werden  sollen. 

4.  Das  G<-set7,  betretlt-ntl  .vhi«  tkgt  richte  (Arbitration  Act)  von  1889  soll  auf 
kein  Schiedsgericht  auf  Grund  dir^c-s  Gesetzes  Anwendung  iiuden;  aber  ein  Schieds- 
richter kann,  wenn  er  es  fllr  angebracht  hilt,  irgend  eine  Rechtsfrage  dem  Richter 
des  GnrsehafUgcridites  zur  Entscheidung  vorlegen  und  die  Entscheidung  des  Richters 
Uber  eine  Reehtsrrage,  sei  es  auf  solche  Vorlegung  hin  oder  in  einem  Fall,  wo  er 
selbst  als  Schiedsrichter  fungiert,  gemifs  diesem  Gesetz,  soll  endgttltig  sein ;  und  ein 
gemSfs  diesem  Gesetz  gefälltes  F.rkenntnis  soll  in  derselben  Weise  wie  eine  Anordnung 
(order)  eines  Grafschaftsgerichtes  durchgetilhrt  werden. 

5.  Die  Kosten  des  Schiedsgerichtes  sollen  im  Ermessen  des  äcbtedsrictiten 
stehen. 

6.  Die  Pflichten  des  Richters  des  (irafschaftsgerichtes  geiuals  diesem  Gesetz 
sollen,  der  Gerichtsordnung  unterworfen  (subjcct  to  rules  of  Court)  einen  Teil  der 
Ffliditen  des  GrsfsctiaiUgerichtes  ausmachen,  und  die  Beamten  des  Gerichtshofes 
sollen  dementsprechend  bandeln, 

7.  Jede  als  Schadenersatz  zugesprochene  Summe  soll  auf  die  Quittung  der  be- 
rechtigten Person  hin  ansge/.ahh  werden,  und  ihr  Anwalt  oder  Agent  soll  nicht  be- 
ledltigt  sein,  von  ihm  irgendwelche  Kosten,  aufser  den  vom  Schiedsrichter  ihm  zu* 
gespro<-hen'>n  einzufordern,  oder  für  den  eiogcforderten  Betrag  ein  Retentionsrecht 
geltend  zu  machen. 

8  |<'dcr  Ati'^Hrlnif>,  Kirlit«  r  oder  sonstiger  Srhifdsrii  liti  r  soll  befugt  sein  einen 
gesetzlicii  i|ii;»liti/.u:rlen  |)rakti>th(  n  Ar/.t  zu  ernenn' n,  um  über  irgend  eine  Suche  zu 
berichten,  die  tilr  eine  im  schiedsrichterlichen  Verfahren  sich  crgebeiuie  Frage 
wesentlich  erscheint;  tmd  die  Kosten  für  einen  solchen  praktischen  Arzt,  jedoch 
nicht  mehr  ab  zwei  Guinem  (43  Mark),  sollen  von  dem  Arbeitgeber  gezahlt 
werden. 

9.  In  der  Anwendung  dieser  Anlage  auf  Schottland  soll  „SberiiP'  an  die  Stelle 
von  „Richter  des  GiafscbafbgerichtV*  gesagt  sein. 
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Die  Qewerbdnspektion  in  Oesterreich  im  Jahre  1896.*) 

Von 

Prof.  E.  MISCHLER 

in  Gnu. 

Der  vorliegende  Bericht  für  das  Jahr  1896  ist  der  letzte,  welcher 
vom  Zentral-Gewerbeinspektor  Ministerialrat  Dr.  Franz  Migerka  \errafst 
worden  ist,  denn  zu  Beginn  des  bufenden  Jahres  erfolgte  sein  I  chenntt 
in  den  Ruhestand.  Da  Ministerialrat  Migerka  «.1er  erste  und  hisher  ein/i^e 
österreichische  /.eniral-GencraUusj>ektc)r  wur  —  dcun  ein  anderer  i.si  noch 
nicht  ernaunt  —  so  dürfte  es  augezeigt  erscheinen,  bei  diesem  person- 
Üchen  Momente  ein  wenig  zu  verweilen.  Wie  Migerka  seine  Au%abe 
auflafste,  das  neue  Amt  der  Gewerbemspektion  lu  organbieren  und  zu 
leiten«  hat  der  Wiener  „bidustrielle  Klub"  in  seinem  Abschiedssdixeiben 
an  den  Genannten  (Mitt  des  industr.  Klub  VI,  53)  klar  ausgesprochen: 
„Es  ist  Ihr  besonderes  Verdienst  gewesen,  zwischen  schroffen  G^cn- 
Sätzen  au-sgeETÜrhcn  und  den  l^eberirang  von  der  Vergangenheit  zur 
Zukunft,  \uu  der  alten  tiewerheordnuny  zur  neuen  erleichtert  und  ge- 
mildert zu  haben  .  .  .  Sie  thaten  <iies  mit  der  ihnen  eigenen  Ruhe  und 
Milde  ..."  In  dem  AntworLschreiben  des  gewesenen  Zcatral-Gewerbe- 
inspektors  findet  sidi  dann  auch  dn  für  den  Ausgangspunkt  seiner  Be* 
strebungen  charakteristische  Stelle:  „In  derThat  galt  es  widerstreitenden 
Aufgaben  thunlichst  gerecht  zu  werden.  DaJsy  wie  ich  mir  selbst  sage^ 
der  Versuch  dessen  wenigstens  einige  Erfolge  zu  verzeichnen  hat,  danken 
wir  dem  Entgegenkommen  hervorragender  Industrieller,  die  Verständnis 
für  den  Geist  der  Zeit  und  deren  Forderungen  mit  Opfermut  ver- 


1)  Bericht  der  K.  K.  Gewerbe-Inspektion  Uber  ihre  AmtsthStigkett  im  J«bre  1896. 
Wien  1897.   Hof-  und  Staatsdmckerci  LH  u.  44a  S. 
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binden".  Wenn  es  auch  begreiflich  ist»  dafs  in  einem  Schrdben  an 
einen  Klub  von  Grofeinöustriellen  auf  deren  Stellung  besondere  Rück'« 
sieht  genommen  wird,  ho  ist  es  doch  bezeichnend,  dafs  der  abtretende 
Zentralinspektor  das  Gelingen  seiner  Mi^^'^ion  ohne  jeden  Vorbehalt  „dem 

Entgegenkommen  hervorragender  Indu>trielk'r'  /.usi  hreibt.  Dies  liegt  in 
seiner  okonomi'^rhen  ( irundauffassunir  liegnindi-t.  Hcrvorf^egangen  ans 
einer  der  liervorragend?»teii  ostcrreichis*  hen  HandelskaTinncrn,  ist  Migerka 
stets  ein  Anhänger  der  liberal-ökonomischen  Doktrin  und  damit  ihrer 
veiwaltungspoUtischen  Konsequenten  gewesen,  wenngleich  sich  nidbt 
leugnen  lifst,  dafs  er  im' Verlaufe  des  vierzehnjährigen  Zeitraumes  seiner 
Thätigkeit  als  Zentralinspektor  dem  sosiatpoliUschen  Keime  des  Instituts 
des  Arbeiterschutzes,  der  Arbeiterversicherung  und  der  Gewerbeinspektion 
in  steigendem  Mafsc  Rechnung  trug.  Stets  aber  war  der  Ausgangspunkt, 
von  dem  aus  sich  diese  langsame  Wandlung  vollzog,  der  oben  gekenn- 
.'eirhnctc.  Unbedingt  ist  anzuerkennen,  dafs  Migerka  bemüht  war,  nnd 
olt  mit  Kriulg,  ,,den  sozialen  Frieden  ...  zu  bewahren",  alx  r  galt  ilun 
dabei  ebenso  „die  lndu.sirie,  die  Nährmutter  aller  unserer  Bcijlrebungen 
gegen  Anfechtungen  und  Anfeindungen  der  mannigfaltigen  Alt  zu  schützen". 
Vermutlich  identifiziert  hier  der  Schreiber  dieses  Antwortsbriefes  die  ^n- 
dustrie"  mit  den  „Industriellen'*.  Unseres  Erachtens  galt  es  auch  den 
gewerbegesetztichen  Vorschriften  des  Arbeiterschutzes  mit  Nachdruck  ihr 
Recht  zu  verschaffen. 

Die  ..alte  ( Gewerbeordnung"  (von  1859)  und  die  „Vergangenheit", 
von  wclrhcn  l»eiden  der  Brief  <ic^  Industriellen  Klub  spricht,  und  von 
welrhfu  der  Schritt  zur  ../ulcunti"  (wolil  auch  „Gegenwart*')  gemacht 
wurde,  Lün  hcinen  in  ganz  anderem  Lichte,  w  enn  wir  bedenken,  dafs  beide 
durchaus  nicht  einen  fest  begründeten,  alleingewurzelten  (iesellschafts- 
zttscand  in  wirtschaftlicher  Hinsicht  darstellten,  sondern  dafs  noch  bis  in 
die  Mitte  des  laufenden  Jahrhunderts  recht  scharfe  Verbote  auf  dem  Ge* 
l»ete  des  Arbeiterschutzes  zu  Recht  bestanden,  nur  dais  sie  in  der  letzten 
Zeit  ebensowenig  wie  die  sozialpolitischen  Bestimmungen  der  freisinnigen 
Gewerbeordnung  von  185t)  gehandhabt  und  befolgt  wurden,  einerseits 
weil  die  Herrs»:haft  der  lil)eral-okonomischen  Ideen  zu  mächtig  war  und 
anderseits  weil  es  an  Organen  zur  Knntrnle  und  Durrhführnng  fehlte. 
Ks  galt  weniger  einen  gar  so  grundiegeiulen  Umschwung  der  (Gesetz- 
gebung als  vielmehr  der  Ideen  und  .Anschauungen  und  vicHacii  eine 
Rückkehr  oder  ein  .Anknüpfen  au  die  fabrikgesetzlichen  Bestimmungen 
der  josefinischen  und  franzisceischen  Zeit.  Tn  manchen  Dingen  sind 
wir  auch  heute,  trotzdem  der  Arbeiterschutz  in  Oesterreich  immerhin 
recht  ausgebildet  ist,  noch  nicht  dort,  wo  wir  schon  vor  loo  Jahren 
waren.  So  ordnet  schon  das  Kabinetschreiben  vom  so.  November  i  786 
(Verordnung  der  niederösterreichi.schen  Regierung  vom  21.  November 
1786)  an,  dafs  die  in  Fabriken  besrhäft igten  Kinder  zweimal  jährlich 
vom  Kreisphysikus  zu  visiiicren  sind^  die  Ronirolverzeichnisse,  welche 
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schon  damais  geführt  werden  sollten,  waren  sehr  eingehend. ')  Aller* 

Ii  11  s  konstatiert  eine  Verordnung  aus  1816,  also  30  Jahre  spiäter,  dafs 
diese  Vorschriften  wohl  kaum  mehr  gehalten  wurden.  Ueberdies  bestanden 
seit  damals  schon  Vorschriften  über  finen  N'omialarheitSlag  der  Jugend* 
liehen,  ül>er  Sonntagsruhe,  ul»er  U'ohmmcjen  n.  a.  m. 

Es  unterliegt  keinem  Zweifel,  dab  der  al  itcetretene  Zentral-Gewerhe- 
iuspektor  viel  dazu  beigetragen  hat,  dafs  sich  die  Gewerbeinspektion  in 
Oesterreich  zu  jaiem  trefilichen  Zustand  erhoben  hat»  auf  dem  sie  heute 
anerkanntermafsen  steht ;  in  swei  Dingen  jedoch  konnten  wir  uns  gd^ent- 
lich  der  alljährlichen  Besprechungen  des  GeneralinspehMMs-fierichtes  mit 
ihm  nicht  einverstanden  erklären ,  zunächst  hinsichtlich  seiner  Grund» 
anschauung  über  die  Bedentimg  der  sozialpolitischen  Geset^bung  vom 
Gesichtspunkte  der  Kntwickelung  der  sozialen  Klassen  aus,  und  femer 
hinsichtlich  des  Tempos,  welches  er  dem  l-ort^antjc  der  sozialpolitischen 
Venvaltnng  gab;  alle  übrigen  liitTereuzpunkte  lietraf'en  /umeisr  Einzel- 
heiten oder  zum  mindesten  Dinge  von  geringerem  prinzipiellen  Belange. 

Welche  nächste  Zukunft  dem  Institute  der  Gewerbeinspektion,  inso- 
weit dasselbe  durch  seinen  Zentralinspektor  bedingt  ist,  bevorstehe,  kann 
heute  noch  nicht  gesagt  werden,  da  der  Nachfolger  noch  nicht  ernannt 
ist,  sondern  nur  die  Leitung  dem  zum  Hofrate  ernannten  DipL>Ing. 
Franz  Klein,  der  in  den  letzten  Jahren  am  Sitze  der  Zentral-Gcwerbe- 
Inspektion  tliÄtig  war,  übertragen  ist.  Wenn  wir  nicht  sehr  irren, 
so  hat  der  genannte  schon  in  den  letzten  Jahren  auch  auf  die  Ab- 
fassung der  T^hre<;berichte ,  resp.  des  alljährlich  vorausgehenden  ail^e- 
meinen  Uenclites,  nnd  zwar  nicht  selten  mit  glücklicher  Hand.  F.inriuis 
genommen.  Wir  mochten  da  hinsichtlich  der  weiteren  Enlwickelung  nur 
eines  bemerken.  Es  unterliegt  ja  keinem  Zweifel,  dafs  das  technische 
und  ärztliche  Moment  im  Gesamtrahmen  der  Gewerbeinspektion  von 
grofsem  Belange  ist  und  dafs  speziell  die  Gewerbehygiene  alle  Beachtung 
erheischt;  aber  es  scheint  uns  nicht  zutreffend  dieses  Moment  an  die 
Spitze  zu  stellen  und  etwa  die  Unfallverhütung  als  die  vornehmste  Auf* 
gäbe  der  Inspektoren  zu  erklären  (Bericht  für  1896,  und  zwar  für  den 
V.  Bezirk,  S.  to3  '.  Ich  glaube,  die  vornehmste  .Aufijabe  ist  und  bleibt 
der  Anteil  am  .«Kusiiau  des  gewer))! ichen  Arl>eiterre*  htes  und  di?  Uel>er- 
wachmig  der  Einhaltung  der  einschlägigen  Bestimmungen  überhaupt.  — 


Ho  «ntbieltcn  die  periodischen  Ausweise  ttber  die  Fabriken  unter  «nderen 
folgende  Fragen: 

Zahl  der  Fabrikkindcr  (mfinnlich,  weiblich);  ob  jedes  Kind  ein  eigenes 

Ben  habe;  wie  oft  ilic  Bettstätten  gereinigt  i.i  '  I'  ttwäsch«"  newochselt 
wir<l ;  \v»  Iclu'  Ordnung  zur  Säubcninp  und  Keiniiahun);  der  Kinder  ein- 
geführt sei;  wievirl-  .Stunden  d<'s  die  Kindi-r  arbeiten;  welche  Ki»»l 
sie  bekonmion;  uu  welchem  läge  der  Kfej-ai/.t  den  Zustand  der  Kinder 
in  der  Fabrik  zuletzt  untersucht  Ijdbc  u.  s.  w. 
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Die  Thät^^t  der  Inspektoren  ist.  im  Vergleiche  mit  den  Vorjahren, 
aus  folgender  Ta]>elle  zu  entnehmen. 


—  —      -  —  —  — 
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Der  durch  eine  Resolution  des  Abgeordnetenhauses  hervorgerufene 
F.rlafs  des  Tlrindelsminister^  vom  20.  November  1895,  weit  her  die  Ge- 
werbebehordcii  und  Inspektoren  .anweist,  sich  si)ezicll  mit  den  Verhalt- 
nissen des  Bäckcrgcvverbes  /.u  befass^en,  wirkt  noch  in  dem  vorliegenden 
Berichte  ftlr  1896  nach,  und  hat  dazu  geführt,  dafs  sich  die  Unter- 
suchung der  Zustände  auch  auf  einige  andere  Gewerbe  und  das  Klein* 
gewerbe  mit  ähnlichen  Mifsständen  überhaupt  bezc^.  Ueberhaupt  scheint 
es,  ah  (iie  Pehindhini;  im  Rcichsrate  oder  andere  nicht  weiter  er- 
sichtliche riustände  dazu  beigetragen  hal)en,  dafs  die  politischen  Be- 
hörden der  r,eneralins|)ektion  ei«)  erhöhtes  Augenmerk  zuwenden,  und 
dafs  sonacii  ein  etwas  glinstigerer  W  ind  weht.  Die  .Ministerien  des  Inneren 
und  FLuidels  haften  mit  Eriafs  vom  11.  Juh*  1S95  alle  Landc^rhefs  er- 
sucht, dahin  zn  wirken,  dals  die  Anzeigen  der  Gewerbeinspektoren  be- 
schleunigt behandelt  und  entsprechotd  erledigt  werden.  Dataufhin  er> 
ging  in  Niederösterreich  »  nach  Beratungen  unter  Zuziehung  des 
Gewerbeinspeictors  und  beeinflufst  durch  die  Berichte      der  Normal« 
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Miszellcn. 


erlafs  der  Statthalterei  vom  2i.  Juli  1896  an  die  Gewerbebebörden 
I.  Instanz  betreffend  die  Behandlung  der  in  den  Wirkung >kreis  der  Ge- 
werbeinspektion fallenden  Angelegenheiten.  Die  Ixihmische  Statthalterei 
forderte  —  veranlafst  durch  die  S<  hil<leninifen  der  hygienischen  Verhältnisse 
in  den  k!eingcwer!)tii  hcn  Ik'triebcn  -  mit  Krl.  vom  4.  Mai  1896  die  unier- 
stfhenJcu  CicurrhchL-hi Jiticii  auf,  su:ii  uiittT  liriiut/ung  eigener  Organe 
und  der  Staatsäi/ie  sowie  im  Einvernehmen  mit  der  Ciewcrbeiuspektiou 
durch  snccessive  VorDahme  von  Revisionen  zu  überzeugen,  wie  den  Vor« 
Schriften  über  (§  74)  die  Arbeitsstätten  (sowie  die  Verwendung  und  Unter' 
bringung  der  Lehrlinge  und  Hilbarbeiter  im  Kleingewerbe  entsprochen 
werde.  Daraufhin  erstatteten  die  politischen  Bdtörden  L  Instanz  ;al$ 
Gewerbebehörden)  im  September  1896  Berichte,  welche  dazu  fulirten, 
dafs  sie  zu  energischer  Fort^et/img  dieser  Aktion  eventnell  unter  An- 
wendung der  Strnf:icualt  und  zu  neuerlicher  Hci i  ii:ci:5tattung  bis  Febr5">r 
1897  aufgefordert  wunien;  dabei  sollten  sie  insbcsoiHiere  nuch  berichicu, 
inwieweit  ihre  Anordnung  zur  Abstellung  der  l'msiunuc  L>ctolgt  wurden. 
Auch  in  Sdilesien  nahm  die  Landesregierung  Anlafs  einzugreifen.  Ueber- 
dies  wurde  mit  (böhmischem)  Statthalterei  Eriafe  vom  15.  Januar  1896 
angeordnet,  dafs  die  Unfallanzeigen  seitens  der  Gewerbebehörden  durch 
Vermittelung  der  Gevierbeinspektomte  an  die  Unfallversicherungsanstalt 
zu  richten  sind  (im  X.  Aufsichtsbe/irk  stieg  dadurch  die  Zahl  der  dem 
Inspektor  zur  Kenntnis  gelangten  L'nfälle  nahezu  auf  das  Doppelte).  — 
Diese  enercriHche  Anteilnabnic  der  politischen  I>ch(irden  nn  der  Thätig- 
keit  der  (-jcwerbcin^iicktcjicn  ist  mi  alleemfincu  hui  lisi  L-iftrulirh:  nur  in 
einem  Punkte  ist  etwas  /.u  bcuicikeu,  naudich  hinsichtlich  der  m  lli)hmen 
angeordneten  lnspektionen  durch  „eigene  Orgaue''  der  Gewerbsbehurden 
L  Instanz.  Sollten  diese  nur  deshalb  «folgt  sein,  um  der  Landesstelle 
die  Uebereeugung  zu  verschaffen,  dafs  die  Berichte  der  Gewerbe- 
Inspektoren  auf  Thatsachen  beniheUf  so  wäre  dies  von  geringerem  Belange, 
denn  diese  Ucberzeugung  wird  bald  gewonnen  sein.  Sollten  die  In- 
spektionen zu  dem  Zwecke  dienen,  um  die  gegen  dasCesct/.  Handehidea 
rasfher  und  energischer  e-entue11  durch  ."-^trafen  r\:r  Ilrloigung  der  Ge- 
setze zu  veri) alten,  dann  waren  diese  Visitationen  sehr  erfreulich.  Sollten 
aber  mit  deu.^ciben  nur  Parallelaktionen  zu  den  Hesuchen  der  (itH\eibc- 
inspektioneu  gegeben  »ein,  dann  kann  man  ihnen  ui«:ht  so  ohne  weiteres 
zustimmen.  Durch  solche  Do[>pelaktionen  müssen  unbedingt  l'ngleich- 
heiten  im  Vorgehen  hervorgerufen,  Kompetenzkonflikte  herbeigeführt 
und  Mifstimmungen  in  der  gewerbtreibenden  Bevölkerung  erzeugt  werden. 
Die  Vorschrift  der  bohmisclu  n  Statthalterei  ist  eben  ein  Belep  f  1:  den 
Satz,  dafs  eine  Gewerbeinspektion  ohne  Executive  nur  eine  halbe  Mais» 
regel  i.st. 

Leber  .Vrbeiterwohnungen  und  Lohnveibalinisse  uht  rluuipt  enthält 
der  Bericht  diesmal  viel.  Dazu  zahlt  auch  der  Erlafs  des  iMinisieriums 
des  liuicrn  vom  lO.  .Aprii  1896  daiiin  gehend,  dafs  die  den  Arbeitern 
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gegebene  Wohnung  tu  den  Emolumenten  gehört,  deren  Weit  nach  der 

Gewerbeordnung  bei  der  Lohmtahliing  an  Geldesstatt  in  Anrechnung 
gebracht  werden  kann,  und  daCs  sich  daher  Streitigkeiten  über  die  Be- 
DUt7.un£^  oder  Räumung  solcher  Wohnungen,  wenn  nicht  ein  besonderer 
Mietsvertraii  vorliegt,  als  I^ohnstreitigkeiteii  d.irsieUen ,  welche  sonach 
(bis  30  Tai^e  nach  Aufhören  des  Lohnverhaltnisses)  vor  die  politischen 
Behörden  geiioren. 

Auch  die  Mitteilungen  über  Lohniahlung  und  dann  über  Lohn- 
abtüge  erheischen  besonderes  Interesse;  von  Belang  ist  da  der  Erlafs  des 
Handelsministers  vom  15.  September  1896»  dafs  die  Herehibringung  von 
Ersatzansprüchen  wegen  Sachbeschädigungen  —  seien  diese  auch  in  der 
Arbeitsordnung  fixiert  —  im  Wege  des  Lohnabzuges  unzulä^ig  ist,  in* 
dem  es  nicht  angeht  diese  Ansprüche  mit  falligen  Konvcntioiuilstrafen 
oder  Abzügen  wegen  verabreichten  Naturalien  '  Wohnung ,  Kost  etc.) 
auf  eine  Stufe  ?n  stellen.  Ja,  auch  hinsichtüi  h  Jer  Konventionalhlrafen 
—  auf  deren  Uc.sciiigung  die  Inspektoren  mu  Energie  irmarbeken  — 
giebt  cm  Inspektor  i^S.  186,  Retchenberger  Bezirk)  dem  Zweifel  Aus- 
druck, ob  es  überhaupt  angehe,  dieselben  ohne  vorhergehendes  richter- 
liches Erkenntnis  in  Abzug  zu  bringen.  Mehrere  Berichte  weisen  auf 
den  Zusammenhang  zwischen  Lohnzahlung  und  Kündigung  resp.  Aus- 
tritt hin.  Wenn  der  l'sus  besteht,  dafe  Löhne  nur  ara  2tahltag  aus- 
gegeben werden,  so  mufs  ein  sofort  austretender  Arbeiter  eventuell  8  bis 
14  Tncr*'  auf  seinen  Lohn  warten,  was  ihn  hindert  von  dem  Rechte  des 
suriirnucn  \u--uiites  (Gebrauch  zu  machen,  wählend  der  rnternehmer 
s»oft>ri  fijtlas>en  kann;  es  lie>teht  deuaiavh  auch  hier  keine  Parität  zwischen 
Unternehmer  und  .-Vrbcher  iunsichtlich  des  kündiguugslristlosen  Aus- 
trittes. Da  scheint  der  hie  und  da  bei  achttägiger  Lohnzahlung  be- 
stehende Gebrauch  sehr  vorteilhaft^  dafs  nur  dar  Zahltag  als  Tag  fUr 
sofortige  Lösung  des  Arbeitsverhältnisses  zulässig  ist,  d.  h.  also  dafs 
bei  Nichtl(>sung  am  Zahlungstage  die  Arbeit  mindestens  auf  8  weitere 
Tage  aufrecht  bleibt. 

Keine  Bestinumin?  des  Gesetzes  über  die  Sonntagsruhe  hat  so 
viele  niflerenzen  hervoiHenifen,  als  jene  liber  den  Ersatz  ruhelag,  siu/iell 
in  einigen  Gewerben,  darunter  namentlirii  im  Bärker-  und  Gastgewerbe. 
Oft  stüsst  diese  Bestimmung  auf  Schwierigkeiten  der  Durchführung,  so 
in  fietrieben  mit  ununterbrochener  Arbeit,  dann  bei  Betrieben  mit  ein 
bis  zwei  Gehilfen  und  ebenso  bei  Verwendung  c|uaHfizierter  Arbeitskräfte» 
welche  nicht  ersetzt  werden  können;  letztere  Schwierigkeit  ist  aber  eine 
scheinbare  und  leicht  dadurch  zu  beheben,  dafs  dann  der  Unternehmer 
selbst  arbeitet.  In  manchen  Gewerben  bieten  die  Meister  den  Gehilfen 
Geldentschadigungen  statt  des  Krsatzruhetages,  was  f^egen  das  Gesetz 
verstöfst:  allerdings  ist  auch  zu  s.igen,  dafs  die  Durchluhrung  der  Be- 
stimmung itur  den  Ersatzruhelag  oft  an  detn  Verhalten  der  (»ehilfen 
selbst  scheitert,  welche  sich  zur  Arbeit  bereit  erklaren,  wie  z.  Ii.  dort 


Digitized  by  Google 


954 


wo  die  Sonntagsarbeit  höher  gezahlt  wird  als  die  Wochentagsarbeit,  oder 
wo  die  Gehilfen  (wie  im  Gastgewerbe)  nicht  auf  I,ohii,  sondern  auf 
Trinkgeld  angewiesen  sind,  das  sie  bei  Einhaltung  des  Ersatzruhetages 

n:iture:cm.1f'>  verlieren,  wa«;  für  sie  mitunter  von  erhebhcher  Bedeutung 
st'in  kann.  Es  wird  no«  h  geraume  Zeit  dnuem,  bis  hier  geregelte  Zu- 
stande eingeführt  sein  werden.  \ On  Interesse  ist  ein  richterlicher  Ur- 
teilspruch —  der  übrigens  nicht  anders  hätte  ausfaiicn  können  —  dal's 
die  Unternehmer  bei  Nichteinhaltung  der  Ersatzmhe  (abgesehen  davon, 
dafs  sie  in  Strafe  verfallen)  auch  gehalten  sind,  den  verwendeten  Gehilfen 
den  Lohn  fUr  diese  Zeit  besonders  zu  «üilen. 

Hinsichtlich  des  Kleingewerbes  und  speziell  der  Lehrlinge  lauteten 
die  meisten  Urteile  sehr  trüb,  viele  geiadezu  vernichtend.  So  wird 
deutlich  ausgesprochen,  dafs  die  Lehrlinge  gar  nicht  des  Lernens  wegen 
gehalten  werden ,  sondern  dafs  sie  eben  nur  als  billige  Arbeitskräfte  in 
Betracht  kommen ,  so  dafs  eine  fundimentale  Aendeninc:  der  Gesetz- 
gebuns^  hier  ertorderlich  wäre.  In  manciieu  (le\verl>cn  sucht  man  die 
Vorschrifteu  <ler  Gewerbeordnung  dadurch  zu  umgehen,  dafs  man  die 
sonst  als  Lehrlinge  bezeichneten  Personen  als  ,,Dienstbuben"  bezeidmet, 
was  allerdings  eine  mit  der  Gewerbeordnung  unverembare  Konstruktion 
ist  Auch  ist  man  endlich  ziemlich  al^emein  der  Ansicht,  dafs  die 
Lehrlingsachulen  —  für  die  man  auch  anfängt  „LohnwerkstStten"  zu 
empfehlen  —  nn-hi  des  Abends  olTen  gehalten  werden  sollen,  sondern 
des  Morgens.  In  der  That  ist  kaum  eine  Zeit  so  ungeeignet  als  der 
Abend,  wo  der  Lehrling  von  der  Arbeit  des  Tages  ermüdet  ist  und  die 
Dunkelheit  ihren  Mantel  ntier  so  manche  Ungehörierkeiten  mildthätig 
ausbreitet.  Es  ist  in  Anbetracht  der  Zustände  in  vielen  Handwerken 
und  im  Lehrlingswesen  kein  Wunder,  wenn  es  Gegenden  gibt,  in  denen 
die  Meister  gar  keine  Lehrlinge  mehr  b<^oromen  (S.  187,  Reichenberger 
Bezirk). 

Hinsichtlich  der  Arbeitszeit  (wobei  über  Arbeitsdauer,  Sdiichten- 

Wechsel,  Pausen  etc.  höchst  interessante  Mitteilungen  gemacht  werden) 
ist  mir  der  Ministerialerlaß  des  Ministeriums  des  Innern  vom  14.  Mai 
1896  nicht  verständlich.  In  demselben  wird  nämlich  nusife<;prochen, 
dafs  die  Arbeiter  einen  An^^pnirh  auf  !)csnndcre  Entlrihnuni;  für  jene 
Ueberstun<len .  weh  he  der  l  ntcrnelnner  ohne  hehordlit  he  Hewi'.h'uung 
arbeiten  lafi>t,  nu  lu  haben.  Ja,  wie  in  aller  W  eh  kann  denn  —  utigeaciuet 
der  vorgeschriebenen  Plakatierung  der  bewilligten  L'eberstunden  —  der 
Arbeiter  immer  in  Kenntnis  davon  gelangen,  ob  die  behördliche  Be- 
willigung vorliegt,  resp.  wie  der  Unternehmer  die  bewilligte  Zeit  einteilt» 
und  wie  ist  es  durchflihrbar,  dafs  der  Unternehmer  allen  Arbeitern  hier* 
von  Kenntnis  gicbt.  Da  dürfte  wohl  manches  Gericht  (nach  Analogie 
des  obigen  Rechtsausspruches  liber  die  Entlohnung  des  Frsatzruhetages) 
anders  entscheiden!  Nur  wenn  der  Beweis  erbracht  wäre,  dafs  der  Ar- 


E.  Mischlcr,  Die  (iewerbeiiu>pektion  lu  Oesterreich  im  Jahre  1896. 

beiter  von  der  Nichtbewilligung  Kenntnis  hatte,  därfte  er  keinen  An- 
sprach orheben. 

Hinsichtlich  des  Ausbaues  der  sozialen  Versicherung  scheint  wert 

erwähnt  zu  werden,  dafs  die  Notwendigkeit  immer  mehr  her\ortritt,  lokale 
Zahlstellen  oder  Expositionen  sowohl  für  die  Hezirkskrankenkassen  als 
auch  für  die  Unfallsversicherung  zu  schaffen.  Die  aus  Anlafs  der  sozialen 
X'crsirherung  Acrsuchten  unberechtigten  Lohnabzüge  sind  immer  noch 
nicht  ausgerottet.  — 

liu  Aiisc:hlnsse  an  diese  melir  .illi^L-mcinen  Ikinerkungrn  seien  dann, 
konform  mit  der  üerichterstaitung  früherer  Jahre,  einige  KiuzeUiciLui  aus 
den  Berichten  hervorgehoben,  so  zunttcbst  eine  neue  Tabelle  Uber  im 
Jahre  1896  gesetzwidrig  verwendeten  Kinder,  jugendlidien  Hilfsarbeiter 
und  Frauenspersonen: 


• 

münnlidi 

weiblich  .  znsuuincn 

1 

Nichtfabrikmäfsig«  Betriebe. 

3 

89 

4 

93 

Zur  Nacliticit  verwcuilftc  JugcudUchc     .    .  . 

363 

365 

ZQSfunmen   .  |  457 

4 

761 

F  a  b  r  i  k  m  fi  f  < !  g  c  B  t  1 1  i  e  l)  e. 

7« 

48 

126 

16 

6 

22 

ZnrNachtxeit  verwendete  Jugendliche  u.  Frattens« 

«55 

/.usammen 

205 

303 

Toulc    .   .  1  555 

209 

764 

Hinsichtlich  der  Berufskrankheiten  macht  der  SchiffahrtS'Gewerbe- 
inspektor  Mitteilung  über  looo  Fülle,  welche  ihm  seitens  der  Unter 
nehmungen  berichtet  wurden^  davon  betrafen  24.6  pCt.  die  Magen* 
Darm-,  Kehlkopf-.  Luftröhren-  und  Bronchial  Katarrhe ;  hierauf  folgen 
die  Lungen-  und  (iedärmeiit/'.undiinLrn  mit  14.2  pCt.,  sodann  rheumatische 
Erkrankungen  mit  8.8  pCt.,  Haut-  und  ( iesrhlechtskrankhciten  mit  8.6  pCt., 
Augen-  und  Ohren-Krankheiten  mit  8  pCt.,  Influenza  mit  5.2  pC't  etc. 

lieber  Unfälle  nach  WocheQtagen  liegen  Nachrichten  aus  ^wei  Be- 
zirken vor;  Zahl  der  lalle: 

Montag    l)i<n>,tag    Mittwodi    l)onn^.r^tag    Freitiig    Samstag  Sonntajj 
YIL  Bezirk      I33  95  104  88  II2         i3a  21 

IX.     „  87         laS  73  85  87         i33  II 

Es  zeigt  sich  also  wieder  aufs  neue,  dafs  die  gröfste  Zahl  der  Un- 
fälle auf  den  Beginn  und  Schlufs  der  Woche  fällt 
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Der  Inspektor  der  Wiener  Verkehrsanlügen  setzt  seine  Beobachtungen 
über  Aftermietsverhaltnlsse  der  Bauarbeiter  mit  einigen  Beispielen  fort 
(1896): 


Wochrnt- 

Jahrl 

iche* 

Anzahl  der  Schlaflcutc 

Sthlafgcld 

( icsainter 

I.uftra  um 

Jahrei- 

-No. 

in  einem  und  dt-msclbfn 

der  ihntii 

Schlaf. 

vciri  allfn 
SclilaflciUtn 

Luftraum 

per  In- 

prei«  de« 

Wohnräume 

«ehote- 

gcKI  in 

einer 

in 

s.-iste  in 

cbm  in 

DcnBctlcn 

Kr.  per 

nunK 

zu- 

cbin 

cbm 

Kr. 

Person 

suinnirn 

fl. 

Kr. 

1  «■■i 

2  l'.rdarboitcr .... 

6a 

42 

LL2 

174. 

Iii 

3  1  Iandlanj;or  u.  Maurtr 

a 

80 

IIA 

Sq 

10.7 

Iii 

LQ 

106 

520 

m 

66.2 

187 

Iii 

3  Zimmorlculc    .    .  . 

1 

100 

1  ;6 

12 

12. 

TAI 

1  Handlanger     .    .  . 

1 

100 

42.0 

140 

•> 

Die  Arbeitszeit  der  Arbeiter  bei  den  \N'icner  Verkehrsanlagen  stellte 
sich  im  Jahre  1896  folgendermafsen : 


.Arbeiter- 
/ahl. 

Im  ganzen 

Zahl  d 

er  Arbeiter  mit 

einer  eflektivcu  täglichen  .\rl>etts/eit 
von  Stunden. 

2 

& 

8'., 

9 

9', 

m 

n 

Januar .    .  . 

2837 

52 

827 

766 

log 

Februar    .  . 

3698 

US 

4JLZ 

772 

ISS4 

281 

[AI 

März    .    .  . 

6231 

91 

240 

66.-, 

1095 

4141 

April  .    .  . 

7249 

90 

6q2 

1078 

5479 

Mai     .    .  . 

7387 

22 

508 

1064 

5680 

Juni     .    .  . 

7647 

42 

24 

SS2 

1035 

31 

5961 

Juli     .    .  . 

9194 

24 

687 

1028 

4J 

7392 

Aupusl     .  . 

9386 

22  ' 

974 

32 

7602 

September 

ic»98 

2Q 

891 

2786 

27^3 

3638 

Okto\)er    .  . 

10797 

q8 

062 

«3«7 

4719 

2183 

317 

»231 

November 

9V4 

708 

22g  1 

2736 

9A 

2332 

»163 

Dezember 

6275 

Iii 

«736 

SM 

IL21 

»712 

707 

Die  monographischen  Schildenmgon,  welche  wir  diesmal  im  Berichte 
antreffen,  beziehen  sich  auf  die  Glasschleifereien  im  politischen  Bezirke 
Gablonz  (Böhmen),  die  Znaimer  Konservenerzeugung  1  Mähren;  und  die 
Korbflechterei  in  Rudnik  (Galizien). 


')  zur  alleinigen  Benutzung. 
')  daselbst  noch  2  Tersonen. 


Das  belgische  Arbeitsamt 

Von 

Dr.  I.OI'IS  VAK!,KZ, 

Kum^ponUcQt  deü  Arbeitüamtcji  tu  (Jcni. 

Im  Beginn  dts  Jahres  1884.  das  mao  als  Geburtsjahr  der  belgischen 
So^ialgeseti^bttng  bezeichne  kann,  gab  es  beinahe  noch  kein  die  Ar* 

beiterverhältnisse  regelndes  Spezialgesetz,  während  wir  zur  Zeit  eine 
recht  erhebliche  Anzahl  derartiger  Gesetze  besitzen,  wenn  auch  vielleicht 
gegen'iber  dem  Umfang  die  Intensität  dieser  Gesetzgebung  viel  zu 
wünsc  hen  ului'^  läfst. 

An  Rriiikcu  der  gescl/liehen  MnfsnahiiK'ii  hat  es  diher  auch  nicht 
gefehlt,  vor  allem  vonseiten  der  Sozialisten.  Mau  hat  den  Vorwurf  des 
Mangels  an  Gründlichkeit,  der  Oberflädilichkeit  erhoben;  in  manchen 
Ländern  scheint  man  sich  sogar  unter  einem  belgischen  Arbeitergesetz 
eine  Mafsnahme  ohne  praktische  Bedeutung  vorzustellen,  ein  Gesetz,  da^ 
man  ungestraft  verletzen  dürfe.  Es  liegt  uns  fem,  uns  hier  auf  Kontro* 
Versen  einzulassen.  Jedenfalls  wird  man  aber  zur  riiluiiien  Wtlrdigung 
dieser  Cicsct/gchung  nicht  aufsei  ru  hl  lassen  dürfen,  dafs  sie  von  einem 
i  arlauR-nt  gebilligt  wurde,  in  welcliem  die  konser\ati\c  Pnrtci  seit  18S4 
und  namentlich  seit  1886  über  eine  bedeutende  und  geschlossene  Mehr- 
heit verfügt. 

Infolge  der  Vafassungsrevision  und  der  Wahlrefotro  ist  1894  eine 
kompakte  Gruppe  von  Sozialisten  in  das  Parkmient  eingetreten.  Dieser 
neue  Bestandteil  des  Parlamentes  nun  kam  mit  emer  grofsen  Anzahl  von 
Gesetzentwürfen  und  regte  die  Erörterung  einer  ganzen  Reihe  noch  un- 
gelöster Fragen  an,  während  die  Regierung  sich  ebenfalls  veranlafst  sah, 
verschiedene  Kntwiirfe  vorzulegen  und  zur  Diskussinn  zu  stellen. 

Die  An/ahl  der  den  belgischen  Kammern  zur  Zeit  unterbreiteten 
ArbeiicrgcscU -Vorlagen  betraijt  29.  Da^  Studium  aller  dieser  Projekte, 
die  zu  ihrem  Inkrafttreten  erforderlichen  Krhebungen  veraulafsten  eine 
Thätigkeit,  welche  durchzuführen  die  bisherigen  Behörden  des  Ministerituns 
für  Landwirtschaft»  fUf  Industrie  und  flir  ötfendiche  Arbeiten  sich  bald 
aufserstande  sahen. 
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In  Erkenntnis  dieser  Unzulänglichkeit  hatte  berdts  im  Laufe  der 
Session  1889 — 90  das  Mit^d  der  Abgeordnetenkammer  Janson  einen 

Gesetzentwurf  vorgelegt,  welcher  die  Einsetzung  einer  General-Arbeits- 
Direktion  im  Ministerium  des  Innern  vorschlug,  die  mit  der  Sammlung 
und  Veröffentlichung  aller  wissenswerten  Auskünfte  über  die  Arl  e-tcr- 
verhältnisse  und  iiauuntlich  über  die  He/iehungen  zwischen  Arlieit  und 
Kapital  betraut  werden  sollte.  Der  \  orsrhlag  fand  damals  eine  sehr 
kulile  Aufnahme  und  wurde  Paragrapi»  für  Paragraph  verworfen. 

Mit  der  Einführung  des  allgemeinen  Stimmrechtes  in  Belgien  änder- 
ten sidi  die  Dinge.  Eine  königliche  Verordnung  vom  iz,  Kot'ember 
1894  verfugte  gleichzeitig  die  Einrichtung  eines  Arbeitsamtes  und  die 
Aenderung  der  Bezei«:hnung  des  erwähnten  Ministeriums,  welches  von 
da  ab  Ministerium  für  Landwirtschaft,  Industrie,  Arbeit  und  öffentliche 
Arbeiten  iieifson  sollte. 

Nachdem  die  Schaftunu'  des  Aitieitsamtes  beschlossen  \mu.  iiatte 
man  sich  über  die  Art  seiner  Organisation  zu  entscheiden.  Ks  liandelte 
sich  hierbei  vor  allem  dar\im,  ob  man  bei  dieser  neuen  Institution  au 
der  herkömmlichen  bureaukratischen  Hierarchie  festhalten  und  alle 
höherm  Beamten  der  Masse  der  Ministerialbeamten  entnehmen  und  also 
nur  eine  Abteilung  mehr  zu  den  bereits  bestehenden  einrichten  solle; 
ob  man  es  den  bisherigen  Bdiörden  überlassen  solle,  die  Organisati<»i 
der  neuen  Einrichtung  dem  alten  Schlendrian  gemäfs  zu  bewerkstelligen, 
oder  ob  man  vielmehr  die  Interessenten,  Arbeitgeber  und  Arbeiter,  7u  be- 
fragen habe  über  die  ihnen  geeignet  erscheinende  Art  des  Geschäfts- 
ganges, und  ob  man  delchrte,  an  Stelle  von  Verwaltungsbeamten,  mi\  der 
^Prüfung  der  \  trhaUni!.»e  des  Auslandes  vzu  dem  Behufe  betrauen  solle, 
überall  das  Bessere  und  im  eigenen  Lande  Anwendbare  herauszufinden. 

Man  entschied  sich  fUr  den  letzteren  Modus.  Es  besteht  nämlich 
in  Belgien  eine  Einrichtung,  deren  Organisation  zwar  nicht  vollkommen 
ist,  welche  aber  in  manchem  Zweifelsfall,  wie  z.  6.  im  vorenrähnten, 
wesentliche  Dienste  leisten  kann.  Das  ist  der  ( »berste  Arbettsrat 
eine  permanente  beratende  Kommission,  die  von  der  Regierung  ein- 
gesetzt ist  tmd  ans  Arbeitern .  Arbeilgebern  und  C^elehrtcn  besteht. 
Diesem  Rate  wurde  die  kimiglichc  Verordnung  betrcftend  die  Schaffung 
eines  Arl>eitsauiies  uberwiesen.  Der  Rat  ernannu.-  hierauf  eine  grofsen- 
leils  aus  Gelehrten  bestehende  Sonderkonnuission,  welche  mehrlaeiie  Be- 
richte über  ähnliche  Institute  in  England,  der  Schweiz,  Frankreich,  den 
Vereinigten  Staaten  und  Deutschland  erstattete,  desgleichen  einen  Ge- 
neralbericht über  die  wünschenswerten  Erfordernisse  einer  intemationalen 
Arbeitsstatistik.  Als  Berichterstatter  fungierten  Morisseaux,  Hector  Denis, 
Lagasse  und  Morel. 

*)  Conscil  SupcriiMir  du  Travail.  2 "  scssiuu  iSiyß  -95.  4«  parlic:  StatUtique 
du  Travail.   Brnxelles  1895. 
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Die  Arbeiteo  der  KommisBioii  mit  den  Berichten  wurden  dem  Ge* 

mmmtausschufs  unterbreitet»  der  nach  langer  Beratung  (vom  8.  bis 
15.  Februar  1895)  die  Fassung  beschlofs,  wie  sie  die  königliche  Ver- 
ordnung vom  12.  April  1895  betr.  die  Organisation  des  Arbeitsamtes  fast 

wörtlich  giebt. 

Das  Arln-itsamt  hat  mininehr  roli^endc  ( )l)licgenlieiten  bozw.  Befug- 
nisse. In  \v  i  ^  s  e  n  s  (■  Ii  a  f  1 1  i  t:  Ii  f  r  1>  c /,  i  c  h  a  u  g  liegt  ihm  nl),  mit 
Hilfe  der  /.uisiaaüigen  Behürdeu  gegebenenfalls  Infonnationen  aiuustellea 
über  die  Verhtthnisae  der  industriellen  und  landwirtschaftlichen  Arbeit, 
sowie  über  die  I^e  der  Arbeiter  in  der  Industrie,  den  Gewerben,  im 
Handel,  in  der  Landwirthscbaft  und  im  Transportbetriebe,  femer  die 
Wirkung  der  sie  betreffenden  Gesetze  und  Verordnungen  zu  untersuchen 
und  überhaupt  alle  Daten  /.u  sammeln,  welche  cur  Besserung  ihrer 
materiellen,  geistigen  und  sittlichen  Zustände  beitragen  können.  Seine 
Thätii/kt.ir  lietriflft  hierliei  namentÜrh  fn1i:;end'.*  Punkte: 

Uic  wirtschaftliclien  und  konmu  r/iellen  \  erhältnisse  der  verschirdcnm 
Arbeitszweige  ;  den  Stand  des  Arin  itsmarktes  für  die  verschiedenen  ( n  - 
werbe,  die  Arbeitslosigkeit,  ihre  l'rsaciien,  Dauer,  Wirkungen,  die  Mittel 
ihrer  Abhilfe  mit  Einschlufs  der  Arbeiterversicherung;  die  Verhältnisse 
der  Arbeiter  und  Lehrlinge  beiderlei  Geschlechts  hinsichtlich  der  Löhne 
und  deren  Zahlungsart,  der  Arbeitszeit,  Arbeitspausen,  Anstelhmgs-  und 
Entlassungsbedingungen  und  anderer  Normen  des  Arbeitsvertrags:  die 
Lebenshaltung,  das  Haushaltungsbudget  der  verschiedenen  Gattungen 
von  Arbeitern  und  Arbeiterinnen;  die  Einzelpreise  der  von  der  grofsen 
Masse  des  Publikums  allgemein  konsumierten  Gegenstände  und  Lei  cns- 
mittcl ;  den  Einfltifs  der  S'euern  ruil  I- inkommcn,  Konsum  und  \'erh.Ut- 
aisse  der  Arbeiterklasse;  die  Aiuuhi  i!<r  Hetriel>snnfälle  nach  Be- 
srhäftigunjjsnrt.  Srhvvere  der  Verletzung,  Dauer  der  verursachten  Arbeits- 
unfähigkeit, Aller  und  Zivilstand  der  Verletzten  und  den  materiellen  und 
moralischen  Ursachen  der  Unfälle;  die  Sterblichkeit  der  verschiedenen 
Arbeiterkategorieen,  nach  Alter,  Geschlecht  und  Beruf,  namentlich  unter 
Berücksichtigung  der  aus  der  Arbeitsart,  der  Nahrung  und  dem  Mtfs- 
brauch  alkoholischer  Getränke  herrührenden  Krankheiten ;  die  Anzahl  der 
alljährlich  ftir  den  Heeresdienst  wegen  unzulänglicher  (iröfse,  körperlicher 
Fehler,  schwachen  Korperbaus  untauglich  erklarten  Arbeiter;  die  Anzahl 
der  alljährlich  den  I  .andarmenhäusern .  Rettungsh:iusr*rn,  Besseriinp^s- 
anstalten  und  Staats-Clefaugnissen  überwiesenen  Ari>eiter:  die  Streitig- 
keiten zwisciien  Arbeitgebern  und  Arliciicru,  ihre  Häufigkeit,  l'rsichen, 
Lösungen  und  l"o]L;en:  die  Ergebnisse  der  gesetzlichen  oder  freiwilligen 
Einriclitungen  zur  i  orderun;4  des  Einvernehmens  zwischen  Arbeitgebern 
imd  Arbeitern:  der  Einigungsämter,  Fabrikausschtisse ,  Schiedsgerichte, 
Industrie-  und  Arbeitsausschüsse,  Gewerbegerichte:  die  Wirkungen  der 
Gesetze  über  Beschäftigung  vön  Frauen  und  jugendlichen  Personen, 
über  Löhne,  Arbeitsordnungen,  den  Arbeitsvertrag,  und  überhaupt 
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alle  gesetzlichen  Vorschriften ,  welche  oUigatorische  Klauseln  für  den 
Arbeitsvertrag  enthalten ;  die  Ergebnisse  der  Bestimmungen  über  die 
sanitären  Verhältnisse  und  die  l 'nfallsichcrheit  der  Heiriebsstätten ;  die 
Zustande  der  ArV)ciu  r\vf)[mui»gtn,  die  Wirkung  des  Gesetzes  über  die 
Arbeiterwohuungen  und  tiie  Thatigkeil  iler  Comites  de  patronage,  die 
Entwickelung  und  Resultate  der  Gesellschaften  fUr  den  Bau  von  Arbeiter- 
wohnungen; die  Verhältnisse  und  die  Entwickelung  der  Vereine  von 
Arbeitgebern  oder  Arbeitern  und  von  gemischten  Vereinen;  die  Verhält- 
nisse und  die  Entwickelung  der  HilCsvereine  auf  Gegenseitigkeit,  sowie 
die  Resultate  des  sie  betreffenden  Gesetzes;  die  Verhältnisse,  die  Ent- 
wickehmii;  und  die  verschiedenen  Arten  der  \'ersirhcrung  gegen  Krank- 
heit, ünlall,  Invalidität,  Alter,  sowie  der  Witwen  und  Waisenversorgung; 
die  Verhältnisse  und  die  Entwickelung  der  Sjtareinti.  litungen  in  den  ver- 
schiedenen Landestheilcu  und  nach  Arbeiici  kalegonecn ;  den  Zustand  und 
die  Entwickelung  der  Genossenschaftea  und  die  Resultate  des  sie  be- 
treffenden Gesetzes ;  Umfang  und  Ergebnisse  des  gewerbUdien  undFach- 
imtenrichts  sowie  des  Haushaltungsunterrichts;  die  Verhältnisse  der  Lehr- 
linge in  den  verschiedenen  Industrieen  und  Handwerksbetrieben;  die 
Wirkungen  der  Mafsnahnicn  zur  Linderung  des  Elendes;  die  Resultate 
der  die  Arbeitsverhaltnisse  betreffenden  Mafsnahmen,  wie  sie  bei  ver- 
schiedenen staatlichen  Behörden  bestehen  (so  des  Lohnrainimnm'',  der 
Mmdestarbi'its^eit ,  der  Prämien,  Einigungsäniter ,  Hetejiigvm:;  in  Sub- 
missionen, IJnfallversit  licrung  u  s.  w.) :  den  Stand  der  wirischaltlic  hen 
Thätigkeit,  die  Produktionsverhalinia>e,  die  Arbeitszustände,  die  Ltbens- 
haltui^  Auswanderung,  Kolonisation,  Ausstände,  Militärverhältnissc  u.  &  w. 
im  Ausland.  Endlich  ist  das  Arbeitsamt  betraut  mit  dem  Studium  und 
der  Berichterstattung  über  den  Gang  der  ausländischen  Gesetzgebung 
l)etr.  die  Arbeit  und  die  Arbeiter,  sowie  mit  der  Untersuchung  über  die 
Wirkuni^cn  dieser  Gesetze. 

In  legislativer  Hinsicht  soll  das  Amt,  das  Verständnis  ge- 
setztreberischer  Vorschläge,  sowie  der  in  Aussicht  genommenen  VervoU- 
komninuni^en  der  geltenden  Arbeitsgc'seti'pehung  fordern. 

Als  a d in  1  Ii  i s tr a t i  VC  Behurue  soll  diis  /Arbeitsamt  über  die 
Ordnung  der  nachstehend  genannten,  auf  dem  Wege  des  Gesetzes  oder 
der  VercM-dnung  geregelten  Materien  bzw.  Verhälmisse  innerhalb  der 
*  Grenzen  und  unter  den  Bedingungen,  welche  die  Dienstanweisung  des 
Amtes  festsetzt,  wachen.  Die  erwähnten  Punkte  der  administrativen 
Beaufsichtigung  sind:  die  Industrie  und  Arbeitsausschüsse,  die  Gewerhe- 
t;erichte,  der  (^1  erste  Arbeitsausschufs,  die  Lohnzahlungen,  die  Arbeits- 
ordnungen, der  .\rh("itsvertr:ig,  das  Lehrlinijswesen.  die  Arbeitcrversichening, 
die  Eachvereine,  die  iiiiisvereine  auf  Gegenseitigkeit,  die  Arbeilspohici. 

Endlich  hat  das  Amt  eine  .Monatsschrift  zu  veröffentlichen:  La 
Revue  du  Travail. 

Was  die  Organisation  des  Arbeitsamtes  anlangt,  so  wurde 
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das  Personal  des  neuen  Amtes  —  mit  Ausnahme  zweier  in  Belgien 
wohlbekannter  gelehrier  Nationalokonomen,  der  Herren  Moris>eaux  und 
Julin,  der  ersiere  Generaldirektor,  der  andere  Chei"  im  Bureau  de  Stati- 
que,  —  neu  bestellt,  und  nicht  nur  dies,  für  das  unigestaltete  Ministerium 
wurde  auch  ein  neuer  Minister  ernannt  Eine  königliche  Verordnung 
vom  25.  Mai  1895  berief  M.  Nyssens  auf  den  Posten  eines  Ministers 
für  Arbeit  und  Industrie.  Seinem  Ressort  wurden  aufser  dem  Arbeits- 
amt zwei  Abteilungen  des  früheren  Ministeriums  für  Landwirtschafc,  In-- 
dustrie  und  öffentliche  Arbeiten  unterstellt,  es  umfafst  somit  das  Ministerium 
drei  Unterabteilungen:  das  Arbeitsamt,  die  Industrieabteüung,  die  Minen* 
abteilung. 

Nachdem  durch  königliche  Verordnung  vom  28.  August  1895  das 
Arbeitsinspektorat  den  vorgenannten  verschiedenen  Obliegenheiten  des 
Amts  hinzugefügt  w^den  war,  sonderte  man  seine  wissenschaftlichen, 
legislativen  und  administrativen  Aufgaben  in  folgende  vier  Sektionen. 
I.  Sektion:  Statistik;  2.  Sektion:  Geset^ebung  und  Interpretation  der 
Gesetze  und  Verordnungen;  3.  Sektion:  Ehirchführung  der  Cesetze  und 
Verordnungen;  4.  Sektion:  Arbeitsinspektion  und  Beaufsichtigung  der 
gefahrlichen,  ungesunden  und  beschwerlichen  IVtricbe  (Ministerialver- 
ordminii;  vom  28.  August  1895).  Ferner  war  dureh  ministerielles  Rund- 
schreiiien  die  Dui\  hführunL,'  ver>(  liiedeiier  Hes(-(i'.iisse  der  Hilfskassen- 
Abieilung  dea  Arbeilsamies  uixrwiesen  wurden,  wo;aul  eine  Verordnung 
vom  2.  Januar  1897  diese  als  5.  Sektion  für  Wohlfahrtseinrichtungcn, 
Hil&vereine  auf  G^enseitigkeit,  Arbeiterhäuser  u.  s.  w.  organisierte. 

Das  Personal  verteilt  sich  auf  die  emzehien  Zweige  folgendeimafsen. 
Die  erste  Sektion  hat  einen  Chef  und  fünf  Beamte,  die  zweite  einen 
Chef  und  zwei  Beamte,  die  dritte  drei  Beamte,  die  vierte  einen  Ober- 
inspektor und  vier  Zentraliiispcktoren.  zwei  Bureauchefs  und  vier  Schreiber, 
die  fünfte  einen  Chef  und  \  ier  Beamte,  was  einen  dauernden  Gesamt- 
bestand fiir  den  NVrwaltungsdien^t  von  vier  Zentralinsprktoicn .  fünf 
Bureauxchefs  und  acluzehn  Beamten  ergiebt.  Aufserdem  l»at  dus  liuicau 
einen  Generaldirektor  (Charles  Morisseaux),  einen  der  Arbeitsinspektion 
attachierten  Direktor,  und  eine  Anzahl  Personen,  die  in  ihrer  Gesamt- 
heit die  Bezeichnung  „Service  gto^ral"  tragen:  zwei  Uebersetzer,  drei 
Bibliotheksbeamte  und  zwei  Registratoren.  Das  Gesamtpersonal  umfafst, 
abgesehen  von  Bureaudienera  u.  dgl.  36  Personen. 

Als  Grundsätze  der  Anstellung  und  des  Aufrückens  hat  man  soweit 
als  möglich  die  Beseitit^ung  der  hierarchischen  r)rdnung  und  die  Be- 
stellung tüchtiger  Spezialisten  als  Leiter  jeder  ein/einen  Sektion  beloigt, 
denen  das  notwendige  Personal  zugeteilt  wurde,  und  die  fiir  die  Ge- 
schäfte ihres  Ressorts  die  V  erantwortlichkeit  zu  tragen  haben. 

Die  Organisation  und  die  Geschäfte  der  verschiedo&en  Abteilungen 
sind  wie  folgt  geregelt: 

Sektion  i:  Statistik.  Vom  wissenschaftlichen  Standpunkte  ist 
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diese  Abteilung  jedenfalls  die  interessanteste.  Es  konzentrieren  iich  hier 
ftst  alle  über  das  ganze  land  angestellten  socialen  Untersuchungeru 
Sie  ist  die  Grundlage  der  ganzen  Einrichtung,  und  wie  sie  in  der  hier» 
archischen  Ordnung  die  Nummer  eins  trägt,  so  inauguriert  und  beginnt 
sie  jede  Arbeit,  jede  Feststellung,  die  in  der  Folge  VervoHkommnungea 
und  neue  Gesetze  herbeiführen  kann. 

Jede  den  Arbeitsmini*<tcr  interessierende  Frage  wird  zuerst  durch 
die  Sektion  für  Statistik  gci-nift  und  bearlieitct,  welche  die  erforderlichen 
Uiuersiu-luini^en  und  Enniltelunyeii  ansielll.  Die  von  ihr  l)earbeiteten 
Angelegenheiten  werden  der  Sektion  für  Gesetzgebung  überwiesen,  welche 
eventuell  den  entsprechenden  (iesetzentwurf  aufstellt  Ist  ein  solcher 
Entwurf  von  den  Kammern  genehmigt,  so  werden  von  derselben  Ab* 
teilung  nunmehr  die  Durchführungsverordnungen  dazu  ausgearbeitet, 
worauf  er  an  die  dritte  Sektion  gelangt,  die  seine  Ausführung  und  An- 
wendung im  Verein  mit  der  vierten  Sektion  ;  Arbeitsinspektorat)  übw* 
wacht.  Die  Durchführung  der  Gesetze  über  die  Wohlfahrtseinrichtungen 
und  Arbciterhäuscr  gehört  zur  Ziiständiijkcit  der  fünften  Sektion. 

Von  den  T  eistungen  der  6ektii>n  kouuut  iti  erster  Linie  als  eine 
der  ständigen  Hauptaufgaben  der  Abteilung  die  Herausgabe  der  Kevue 
du  Travail,  einer  monaUicheu  Publikation  von  So — 100  Seiten,  n:.ch  dem 
Muster  des  Bulletin  de  l'Office  du  Travail  in  Far«^  und  der  eugli^chen 
Labour  Gazette  in  Betracht  Sie  erscheint  in  zwei  Au^ben,  fran> 
zösisch  und  flämisch  (Revue  du  Travail  und  Arbeidsblad). 

In  Verliimhint;  mit  der  Revue  du  Travail  erscheint  diLs  Ikilleda 
de  Vlnspection  du  Travail,  um!  femer  ein  Anhang  mit  den  die  Arl)eit 
betreffenden  Gesetzen  und  \  •  rordnungcn.  Allmonatlich  senden  sei  h/ehn 
Lokal-Korresj>ondenten  der  Redaktion  Berichte  ein  über  die  Lage  des 
Arbeitsmarkt  CS  in  ihren  IVzirken,  sowie  über  andere,  den  Minister,  das 
Publikum  oder  die  Fachgeiehrlen  interessierende  Funkte.  Nameuiiich 
erstrecken  sich  diese  Monatsberichte  auf  folgende  Gegenstände:  die 
Lage  des  Arbeitsmarktes>  den  Thätigkeitsgrad  der  Industrie,  das  Ver* 
hältnis  der  Arbeitslosen  in  «einer  jeden,  wichtige  Aenderungen  im  Lohn 
oder  in  der  Arbvtszeit,  die  Entwicklung  der  Genossenschaften,  der 
Gegenseitigkeitsvereine,  der  Fachvereinc,  die  Fälle  schiedsrichterlicher 
Einigung,  sowie  die  Einrichtungen  zur  \"erallgemeinerung  güdicher  Bei- 
legung von  Streiti'jkeiten  /wischen  Arbeitgebern  itnd  Ar!>e{tern,  die  von 
Lokalbehörden  erlittenen  M.ilsiiahiaeu  zur  Regelung  der  sanitären  Zu- 
stände und  zur  Herbeifuiirung  der  Unfallsicherheit  in  den  Betrieben, 
sowie  andere  den  Arbeiterinteressen  dienende  Anordntmgen,  die  Lnt- 
wickelung  im  Bau  von  Arbeiterwohnungen,  und  endlich  die  Auswandenmg 
von  Arbeitern. 

Aufser  diesen  Ortsberichten,  welche  fast  die  Hälfte  jeder  Nummer 
einnehmen,  bringt  die  Revue  allmonatlich  Artikel  über  die  Statistik  der 
Ausstände  im  letzten  Monat,  die  Entwickelung  der  Gegenseitigkeitsvereine 
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und  der  Fadivereine,  eine  Chronik  der  für  die  Aibeitsverhätaiisse  in 
Belgien  oder  im  Auslande  wichtigen  Ereignisse,  Artikel  Aber  die  gesets- 
geberisch'e  Thätigkcit  des  belgischen  und  der  ausländischen  Pariamente, 

sowie  eingehendere  Mitteilungen  über  die  Fachvereine.  Bisweilen  er- 
scheint anrh  ein  Spe;^i.ilartikel  über  die  Verhältnisse  einer  Einrichtung 
zum  Besten  der  Arbeiter. 

Abgesehen  von  der  Herausgabc  der  „Revue"  und  verschiedener 
fortgesetzt  erscheinender  Statistiken,  wie  jene  der  Ausstände  und  Aus- 
sperrungen, bildet  die  Vorbereitung,  Aufetelltug  und  Veröffentlichung 
verschiedener  Enqufite-Benchte  die  hauptsächliche,  regelmäfs^  Thätig- 
keit  der  Sektion. 

Von  diesen  Berichten  erschien  erst  jener  ,'iio(  h  nicht  vollständig 
vorliegende)  über  die  Sonntagsarbeit.  Es  wurden  hiervon  bisher  vcr- 
öiTentUcht  die  Bände  i,  2  und  5. 

Im  ersten  Band  war  eine  Reihe  von  Si  l"rac;en  beiretVs  der  Sonntags- 
arbeit gestellt  worden'),  deren  BeantvNortuagca  mhi  den  Arlieitsinspektoren 
i'Mi  ihre  Richtigkeit  geprüft  wurden.  Dar  zweite  Band  entliält  Mono- 
gia['hien  einzebier  Betriebe.  Der  dritte  wird  von  einer  ähnlichen  En- 
quälte  berichten  Uber  die  Gruben,  Gräbereien  und  Steinbrüche,  die  vom 
Corps  des  Mines  (Ingenieurs)  angestellt  wurde,  sowie  über  die  grofsen 
Warenhäuser,  angestellt  von  Agenten  der  Provinatial Verwaltungen,  welche 
die  Provinzialregieningen  ernannten.  Der  vierte  Band  bringt  die  Resul- 
tate der  IkTrnpmg,  welche  hinsichtlich  der  Sonntagsarbeit  gerichtet 
wurde  an  die  Industrie-  und  Arbeitsausschüsse  'i^ewahlte  lokale  Ge- 
werbeausschiisse,  zu  welchen  siinitüi  he  Arbeitgeber  und  Arbeiter  Dele- 
gierte zu  wählen  berechtigt  sind  zum  Zwct  ke  der  Diskussion  von  tragen, 
welche  die  Beziehungen  zwischen  Arbeitgebern  und  .Arbeitern  betreffen, 
desgleichen  der  ihnen  von  der  Regierung  gestellten;,  und  femer  jene 
der  Befragung  der  gewerblichen  und  kaufmännischen  Vereinigiugen. 

Der  fünfte  Band*)  basiert  auf  völlig  abweichender  Methode.  Er 
enthält  vier  Berichte  von  Fachleuten  (zwei  Universitätsprofessoren  und 
zwei  Ministerialbeamten),  welche  die  Frage  der  Sonntagsnihe  In  Deutsch- 
land. <^  )esterrcich,  Fngland  und  tler  Schwei/  nn  Ort  und  Stelle  studiert 
haben.  Man  sieht,  wie  uiannigfaltii;  die  Intbrinationsiiueüen  waren,  aus 
weichen  das  belgis<  he  Arl»eit.sauii  schupfte.  Es  schliefsi  keine  Methode 
der  Erhebung  aus;  njan  möchte  sogar  sagen,  es  war  bestrebt,  alle  mög- 
lichen in  der  eben  erwähnten  Arbeit  2ur  Anwendung  zu  bringen.  Frage- 
bogen, Befragung  öffentlicher  oder  privater  Behörden,  Besuche  der 
Arbeitsinspektoren,  Entsendungen  von  durch  die  Staatsregierung  ernannten 

' '  Rov.niimf  dr  B«'l}ji<]uc.  Minislcrc  de  l'Industrie  et  du  Travail.  (">ftice  du 
iravail.  1  ravail  du  dimanchc.  1.  Etablissements  industrielN  nou  compris  les  niine», 
miniere»  «t  carriires.   Tableaux  »tati^tiqucii.    Brüx.  1896. 

')  Idem.         etnmgers.  Allema^,  Angleicrre,  Suisse,  Antriebe.  Brax.  1896. 
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Agenten,  Iüit>endungen  Sachverständiger  aus  dem  Ministerium,  Mit- 
wirkung des  Corps  des  Ingenieurs  des  Mines,  —  das  alles  wirkt  zu- 
sammen. 

Aus  der  Vergleichung  dieser  verschiedenen  Erhebungen  lalst  sich 
ein  zutreffendes  Urteil  über  den  Wert  jedes  einzelnen  der  Verfahren 
gewinnen,  und  ersehen,  was  jedes  System  leisten  kann,  —  gewifs  nicht 
das  am  wenigsten  interessante  Resultat  der  Enquite. 

Zu  gleicher  Zeit  wurde  seitens  der  Sektion  für  Statistik  eine 
fernere  Erhebung  Über  die  von  Arbei^ebem  getroffenen  Wohlfahrts- 
institutionen angestellt,  deren  Ergebnisse  noch  nicht  venjffentlic  ht  sind. 
Diese  Knqiicte  geschah  mittels  Fragebogen ,  die  man  an  die  lk'triel)S- 
Icitcr  ru  lilete;  sie  ersücckt  sich  s]»e/iell  aut"  tUnf  I-'ornicu  derartiger 
Einrichtungen.  Es  sind  dies:  i.  Veraasialtuugcn  zur  Hebung  der  l.oline 
(Prämien  und  Gratifikationen  zur  Erhöhui^  der  Produktivität  der  Arbeit,  • 
Gewilmbeteiligung);  2.  Lehranstalten  (Elementarschulen»  Industrie-,  Lehr- 
lingsschulen,  Fortbildungs-  und  Haushaltimgsschulen ,  Bibliotheken); 
3.  ßnrichtungen,  welche  dazu  beitragen  sollen,  die  Familie  in  ihrem 
normalen  Stande  der  .Aibeitsfähigkeit  und  Gesundheit  zu  erhalten 
(Arbeiterwohnungen,  Wirtschaftsbauten,  nationalökonomische  Zeitschriften, 
Gratisverteilungen,  Hiltsgelder  an  Genossenschaftsmagn^ine,  Rade-  und 
Waschanstalten  ,  Speiseanstalten ,  Kleidergcldcr ,  Krip[)eu ,  Kleinkinder- 
schulen, Arbeiterkasinos,  Märsigkeitsvereme.  Patronagen. ;  4.  l-ursorge- 
Veranstaltungcn  (Besserung  der  saiiiiaren  Zustande  \on  Fabriken  und 
von  Arbeitern  benutzter  Räumlichkdten,  l^fafeaahmen  zur  Vermenlung 
von  Unfällen,  Hilfskassen,  Lazarete.  Errichtung  von  Filialen  einer  Ver« 
sicherungskasse  (der  staatlich  garantierten  Altefsvecsicherungsanstalt,  der 
Unfallversicherungsanstalt),  Zuschüsse  an  Gegenseitigkeitsvereine,  Förderung 
des  Sparsinns);  5.  Verschiedene  Einrichtungen  zur  Förderung  guter  Be- 
ziehungen z\visc:hcn  .Vibeilgcbern  uiui  Arlieitnehmern. 

T  ernrr  sind  andere  Eihelmngen  im  Gange,  so  z.  B.  die  über  die 
Frauenarbeit  im  Auslande.  Das  ^\  erk  indessen,  welches  z.  Z.  den  weit- 
aus gröfstcn  Teil  der  Thätigkeit  der  Abteilung  in  .\nsprucli  nimmt,  i.st 
die  Bearbeitung  und  Herausgabe  der  Volks^lung,  auf  welche,  da  sie 
nicht  zu  den  gewöhnlichen  laufenden  Geschäften  gehört,  sondern  eme 
besondere  Aufgabe  darstellt,  wir  später  zurückkommen  werden. 

EHe  zweite  Sektion,  jene  für  Gesetzgebung,  arbeitet  die 
dem  Parlamente  vorzulegenden  Sozol-Gesetzentwürfe  aus,  begutachtet  die 
aus  der  Initiative  der  Kammern  hervorgehenden  und  intcrjiretiert  und  er- 
gänzt durch  Ausfühnmgsbestimraungen  die  angenommmen  (besetze.  Wie 
bemerkt,  ist  die  Zald  der  dem  Parlamente  z.  Z.  vorliegenden  derartigen 
(iesctzentv\  urfe  eine  ganz  bedeutende.  Der  Thätigkeilsbcreich  der  Ab« 
teilung  .wird  noch  enveitert  durch  das  Studium  der  ausländischen  Ge- 
setze, sowie  durch  die  Aufgabe,  die  geeignetsten  Wege  zu  ermitteln,  auf 
welchen  man  ihre  Vorzüge  ohne  ihre  Schattenseiten  in  die  heimische 
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Gesetzgebung  einführen  könne.  Die  Einzelheiten  dieser  Thätigkeit 
intefessieren  wenig,  mehr  dagegen  ihre  Resultate,  welche  wir  in  der  Ver- 
öffentlichimg von  Auszögen  der  verschiedenen  in  Belgien  zur  Diskussion 
stehenden  Gesetzentwürfe  in  der  Revue  du  Travail,  in  der  Mitteilung 
über  den  Stand  einzelner  Fragen  im  Auslande  (so  der  Frage  der  Arbeiterver- 
sicherung), des  öfteren  auch  in  Berichten  oder  niiszii^lichen  Mitteilungen  über 
den  einen  oder  anderen  im  Auslände  verhandel'fn  oder  aniienommenen 
(ieset/eiitwurf  sehen.  Ihre  V  erofTemlichun^en  ersc  tieinen  zuweilen  auch 
iu  der  I'Viru^  vou  einzchi  ht-raust^egchenen  Herirhten.  So  war  die  erste 
des  Arbeitsamtes  überhaupt  ein  B;uid  über  die  Invaliditäts-  und  Alters- 
versicherung in  Deutachland enthaltend  die  Uebersetzung  des  Gesetzes 
vom  32.  Juni  1889,  die  Begründung  des  Entwurfes,  einen  Auszug  aus 
den  Retchstagsverhandlungen,  die  Grundsätze  der  finanziellen  Organisation 
und  die  Statistik  der  ersten  Resultate  des  Gesetzes.  In  einem  ferneren 
Bericht  ■-)  werden  die  Texte  der  hauptsächlichen  Arbeiiergesetze .  welche 
an  Stelle  der  entsprechenden  Bestimmungen  des  Code  civil  tuuI  des 
Code  de  mmmerce  treten,  mitgeteilt,  die  ersten  Anfrinre  eines  Arbeiter- 
gesetzbuches, Wie  es  die  u^eisten  Faehgc  l'  hrten  so  ener^isc  h  t  niern. 
Ein  einit,'ermafsen  volhtfindigcs  Arbeiterfjeset/iiuch  werden  wir  indessen 
erst  haben,  wenn  ein  wjcluiges  Gesetz  /.ur  Annahme  gelangt  ist:  das  Ge- 
setz über  den  Arbeitsvertrag,  welches  bisher  in  Belgien  fehlt,  aber  gegen- 
wärtig dem  Obersten  Arbeitsausschüsse  im  Entwurf  vorliegt.  Der  erste 
Teil,  welcher  Wesen  und  Form  des  Arbeitsvertrags,  seine  Dauer  und 
die  Regelung  des  Schadenersatzes  bei  Nichteinhaltung,  die  Entlassung 
und  die  gerichtliche  Auflösung  der  gegenseitigen  Rechte  und  Pflichten 
der  Parteien,  die  Haftung  der  Parteien,  die  Uebertragung  der  Verbind- 
lichkeiten, die  Lohnzahlung,  die  K'aj^enverjnhnmp  nnd  die  Aufhebung 
des  V'ertrac^fs  betrifft,  wurde  lange  im  <)licr-iten  ArSeitsrat ''^  iK'raten, 
nachdem  er  v(in  der  Sektion  für  C jeset/yel »im^,:  i>earbeitet  \\!)id<  ii  war. 
Dieser  \  orentwurf  wird  Gegenstand  eines  (jesttzentwurfes  werden,  sobald 
der  zweite  Teil,  welcher  die  Frage  der  gewerblichen  Haftpflicht  und 
der  Versicherung  regehi  soll,  gleichfalls  vom  Obersten  Arbeitsrat  be- 
raten und  angenommen  ist 

Der  dritten  Sektion  des  Amtes  liegt  die  Durchführung  und 
Anwendung  der  Gesetze  und  Verordnungen  ob.   Ihre  Wirk- 

')  koyaume  de  Bcljjique^.  Ministöp-  d.'  VIndustric  et  du  'I'ravail.  <  »iTicc  du 
Travail.  Assurance  coDtre  rinvalidit^  et  la  vcillesse  en  AUenagne.  Bruxelles  1895. 
344  PP- 

*)  Idtni.  I.ois  «-t  kcj;l<ments  cuiit:t:r!iatit  Ic  Iravail  dts  lVniin«s  et  <l«.'s  mfants, 
la  polier  des  etablisiicments  clasM-»,  le  paymcut  de»  balaircs  aux  ouvricrs,  k-s  rdglc- 
mmts  d'ateUer  et  l'mspection  du  travail.   Braxelles  1896.   ZsS  pp. 

')  Ministere  du  Travail  «t  de  rindwUie.  CoDseil  mperienr  da  TravaiL 
III«  scsnon  1 895^-96.   Contiat  de  travail.  1«  paitie.   Bnu.  1896.   602  S.  4^. 
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sunkeit  ist  eine  rein  administiative,  die  sich  indenen  über  eine  gaaie 
Anzahl  von  Dingen  erstreckt  Unter  diesen  ist  hervor»ulkel)en  alles,  was 
sich  auf  die  Thätigkeit  der  29  Gewerbegerichte  (in  denoi  Arbeiter  und 

Arbeitgeber  als  Rieht«  fungieren)  und  der  74  Industrie*  und  Arbeits- 
räte mit  ihren  300  Fachabteilungen  bezieht.  Femer  ist  sie  mit 
der  I)ur<  hfühnsn?  der  Gesetze  ülier  die  Lohnzahhingen,  die  Arbeits- 
ort.inun^t.-n  und  die  Arbeits! iMidier  betraut.  Seit  Cirundung  des  Arbeits- 
atnti»  wurden  drei  neue  Gcwerbegerichte  geschahen  und  drei  sind  noch 
projektiert.  Was  die  Industrie-  und  Arbeitsräte  anlangt,  deren  ordeai- 
liehe  Wirksamkeit  in  ihrer  Eigenschaft  als  Einigungsämter  besteht,  so 
sind  ihnen  aulserdem  von  der  Regierung  Gutachten  abgefordeft  worden, 
einmal  im  November  1895  über  die  Abändenmgen  des  sie  selbst  be- 
treffenden Gesetzes  und  sodann  im  Jahre  .1896  Über  die  Au6teIlong  von 
Muster-Arbeitsordnungen. 

Die  vierte  Sektion  des  Amte*;  ist  jene  der  Arbeitsinspek- 
tion. Dieses  Ressort  hat  seit  der  Gründling  des  Arbeitsministeriuras 
eine  bedeutende  Ausuelinung  erfahren.  K,s  ist  gegenwartif,'  einer  der 
wichtigsten  Zweige  des  Anjtcs,  in  welchem  es  seiner  Aufgabe  euisijrechend 
eine  Organisation  für  sich  beutst 

Wie  bekannt,  bestehen  die  Hauptfunktionen  der  Inspektoren  in  der 
Ueberwachung  der  Durchführung  der  Gesetze  und  insbesondere  jener 
tiber  die  Frauen-  und  Kinderarbeit,  und  ferner  in  der  Erstattung  von 
Berichten  über  ,  diesen  (legenstand  an  ihre  vorii^esetzten  Behörden.  Es 
giebt  zur  Zeit  22  Inspektoren,  5  Zentralins| Rektoren,  8  Lokalinspektoren 
und  9  zur  Inspektion  Deleü^ierte  hiervon  sind  12  Ingenieure,  5  Aerzte, 
3  Arbeiter  und  2  l'rDMnzialinspektoren;. 

Hierzu  gehört  nicht: 

a)  Das  Corps  des  Mines,  welches  seine  eigene  Organisation  und 
seine  eigenen  Inspektoren  hat.  Zu  den  Obliegenheiten  der  Gruben- 
inspektoren gehdrt  nicht  nur  die  Kontrole  der  Grubenbetriebe,  sondern 
auch  aller  Industriebetriebe,  welche  mit  jenen  zusammenhängen.  Zur 
Zentraldircktiou  gehören  sieben  Ingenieur^  der  Direktor  und  Inspektor 
und  /Avei  oder  drei  Hilfsbeamte,  von  denen  einer  speziell  mit  der  Materie 
der  Explosivstoffe  betraut  ist. 

b)  Die  dem  Industrietiepariement  unterstehenden  Inspektoren,  welrhe 
mit  der  Beaufsichtigung  der  Hetriebe  in  gcwcrbelechnischer  Hinsicht  und 
des  gewerblichen  Unterrichtswesens  beauftragt  sind.  Die  Thätigkeit  der 
für  die  erstere  Aufgabe  angestellten  Inspektoren  besteht  vornehmlich 
darin,  die  Art  der  Zölle  und  Steuern  festzusetzen,  welche  auf  ein  Produkt 
Anwendung  finden  solL 

c)  Die  Inspektoren  des  Mafs-  und  Gewichtswesens,  wdche  man  aller* 
dings  kaum  den  gewerblichen  Inspektoren  zurechnen  kann. 

W  ir  l  ..il  )en  uns  selbstverständlich  hier  nur  mit  den  Arbeitsinspektoren 
zu  beschäftigen. 
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üeber  die  Thätigkeit  dieser  Ins|)ektoren  im  Jahre  iSgS  erschien 
ein  Bericht  in  zwei  Bänden  ').  Er  besteht  aus  zwei  Teilen,  je  die  Be* 
richte  der  Zentralbehörde  und  die  der  Lokalinspektoren  über  die  Ver- 
hahnisse  in  ihrem  Dienst! if  reich,  sowie  über  die  Anwendung  der  Gesetze 
und  Verordnungen  daselbst  enthaltend. 

Es  wird  Bericht  erstattet  über  6900  Kontroibesuche  in  5791  Betrieben 
mit  318826  Arbeitern,  unter  denen  45  415  zu  den  geschützten  Kategorieen 
geboren.  Der  Prozentsatz  der  geschützten  Arbeiter  (Knaben  von  13  bis 
16  Jahren«  Bktädchen  von  12  bis  31  Jahren)  ist  nach  dem  fischte  am 
gröfsten  in  der  Bekleidungsindustrie  (35",,)  und  im  Textilgewerbc 
(37®,,:  in  der  Jutespinnerei  49,6 '7,„  Hanfspinnerei  44,2",,,  Flachs- 
Spinnerei  41,9",,,  im  Seilergfewerbe  35,4*',,,  in  der  Sjtinnindiistrie  üher- 
ha-i|>t  33,01  "q,  in  der  VVebeindustrie  24,19  "q,  ia  anderen  Betrieben 
11,06"..). 

Der  Generah)erichL  muiafsl  1 1  Abteilungen,  die  nach  den  verschie- 
denen Gesetzen,  deren  Durchführung  die  Inspektoren  zu  flberwachen 
haben,  geordnet  sind. 

£s  wird  auch  von  Spezial-EnquSten  berichtet,  welche  die  Zentral* 
behdrde  im  Jahre  1895  ttber  die  hygienischen  Verhältnisse  in  den  ge- 
sundheitsschädlichen Industrieen  angestellt  hat,  so  über  die  Zustände  in 
Zündholzfabriken,  in  denen  weifser  Phosphor  Verwendung;  fmd-  t,  in 
Flarhs«;pinnereien.  in  Fabriken  zur  Her<te!lunc;  von  Bleiweils  uml  anderen 
mit  HU"i  verscutt  ii  Stoftt-ii.  ferner  tiher  tiic  ticfahriichkeit  (iei  iudustriellea 
Verwendung  von  S<  iiweJelkohlenstoti.  In  den  Jahren  i6yO  und  1^97 
wurden  femer  über  verschiedene  andere  Pimkte  Spezialuntersuchungen 
angestellt,  so  namentlich  über  die  Sterblichkeit  der  Kinder  in  den  ersten 
Lebensjahren  unter  den  an  Vorspinnmaschinen  beschiUtigten  Flachs- 
spinnerinnen. Durch  königliche  Verordnung  vom  21.  September  1894 
wurden  die  Inspektoren  aufseidi  m  besonders  mit  der  L'eberwachung  der 
sanitären  Zustände  und  der  Fortschritte  in  der  Anwendung  von  UnfalU 
schtu/nfiparnten  in  den  Betrieben  beauftragt. 

Kin  Minist«  iial-l\undschreil)en  vom  10.  Januar  i8q6,  welches  ilie 
( '.rundsat/e  tVir  thr  jährliche  Bei ichtcisiatiuiii;  der  injjpektnren  aulsiclite, 
lenkte   ilire  .'^ulmerksamkeit  auf  die  Bedeutung,  welche  das  möglichst 

eingehende  Studmm  der  wutschaftlichen  imd  mmalisdien  Verhältnisse  der 
Arbeiterklasse,  sowie  der  Entwickelung  der  von  den  Berichten  umfafsten 
Industrieen  für  diese  Berichterstattung  habe.  Es  geschah  dieser  Hinweis 
wohl  deshalb,  weil  die  Berichte  von  1895  die  hervoigehobenen  Punkte 
kaum  gehörig  benicksichtigt  hatten. 

Das  'Ihätigkeitspeliit  t  der  fünften  Sektion  endlich  urafafst  die 
Wohlfahrtseinrichtuugeu,  Gegenseitigkeitsvereiue,  Ar> 

Minister«  da  Travail  et  de  l'Industrie.  Of6ce  du  Travatl.  Rapports  annuek 
d«  rinspection  du  Travail.   2  volnmes.   Bmx.  1896. 
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beiterhäiiser.  An  dieser  SteUe  ist  bezüglich  der  Fach  vereine  zu  er- 
wähnen, dais  dieselben  in  Belgien  in  keinerlei  Hinsicht  gesetzlich  aner- 
kannt  sind  und  daher  fUr  das  Arbeitsamt  nirgends  eidstieren.   Sie  haben 

indessen  in  den  letzten  Jahren  eine  derartige  Ausdehnung  gewonneni  dals 
das  Gesetz  sie  nicht  mehr  ignorieren  kann.  Es  wurden  bereits  verschiedene, 
sie  betreffende  (iCsct^entwüifc  vorgclc^jt.  welche  ihnen  die  volle  juristische 
Persönlichkeit  unler  ge\vis>en  lU-din^unLien  der  l'eautsichtigung  und  der 
Publizität  gewähren.  Uel>er  den  einen  dieser  Mntvvurfe,  welcher  vom 
Ministerium  ausging,  hm  die  Kommission  de>  Parlaments  einen  der  Sache 
günstigen  Bericht  erstattet^),  man  »I  indessen  bei  wekem  noch  nicbt 
einig  über  die  Grundsätze,  unter  denen  die  juristische  Persönlichkeit  ver- 
leben werden  soll  Jedenfalls  steht  der  Entwurf  noch  nicht  auf  der  Tages- 
ordnung der  Kammer. 

Die  /.um  Ressort  der  fünften  Sektion  gehörigen  Institutionen  sind 
hauptsächlich : 

1.  Die  Unterstüt/un^rskasse  zum  Besten  der  durch  Betriebsunfälle 
Verletzten,  deren  Fonds  ns  \  <  rsriMe denen  Quellen  iierruhrt  und  einen 
Staatszuschufs  von  -iioooo  Fiauch  eriiält;  der  erste  Beitrag  hierzu  war 
eine  Spende  des  Königs.  Die  Unfallverletzten  sollen  aus  dieser  Kasse 
eine  ihren  Bedürfnissen  entsprechende  Unterstützung  erhatten,  die  aber 
infolge  des  unzulänglichen  Bestandes  derselben  diesem  Soll  weit  nachsteht 

2.  Die  Hllfsvareine  auf  Gegenseitigkeit,  welche  durch  Gesetz  vom 
23.  Juni  1894  geregelt  sind,  das  ihnen  den  Erwerb  der  juristischen  Per- 
sönlichkeit unter  ziemlich  strengen  Bedingungen  der  Organisation  und 
der  Beaufsichtigung  gestattet.  Die  anerkannten  Vereine  haben,  abge- 
sehen von  den  mit  ihrer  Anerkcnnunj  verbundu  iicn  Vorteilen,  das  aus- 
schlicfsüch*^  Recht  eines  Anteils  an  einem  Zuscliu.sse  von  40000  Francs, 
welcher  seitens  der  Kammern  der  Regierung  zu  dem  ßehufe  zur  Ver- 
fügung gestellt  wurde,  durch  Gewährung  von  Prämien  die  Hilfsvereine 
zum  Anschluf»  an  die  in  der  General-Spar-  und  Altersvmorgtmgskasse 
geschaffene  Altersvcr.sicherungskasse  zu  veranlassen  (ein  weiteres  An- 
hängsel hat  die  Generalkasse  soeben  durch  eine  L<ebensversicherungskasse 
erhaltene  Die  anerkannten  Hilfsvereine  unterstehen  der  unmittelbaren 
Aulsicht  einer  |  ermnr.enten  Kommission,  welche  Berirlite  veröffentlicht. 

3.  Die  Aibeiierhäuser.  Das  belgische  Gesetz  vom  9.  August  1889 
gewährt  den  Arlieitern  für  den  Bau  und  den  Erwerb  von  eigenen 
Häusern,  und  ebenso  den  GcscUsciiaiten,  welche  zu  dem  Zweck  ins 
Leben  treten,  die  erforderlichen  Gelder  aufzubringen  und  darzuleihen, 
gewisse  Vorteile  und  Erleichterungen.  Diese  Vergünstigung«»!  sind  an 
die  Bedingung  geknüpft,  dafs  es  sich  wirklich  um  Arbeiterhäuser,  die  von 
Arbeitern  bewohnt  werden,  handelt  In  fast  allen  Arrondissements  des 
Landes  bestehen  von  der  Regierung  unterstützte  Patronage-Komitees  zu 

Revue  du  Traviiil  1896,  S.  50,  373,  .;S8,  1137. 
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dem  Zwecke,  jede  der  Anwendung  des  Gesetzes  dienliche  Auskunft  und 

Belehrung  zu  erteilen. 

Die  l>ereit.s  erwähnte,  in  Vorbereitung  befindliche  Publikation  über 
die  G  e  w  e  r  b  e  z  ü  h  1  ti  n  g .  welche  im  Oktober  1896  in  Be1iT:ien  ^tattsre- 
funden  hat,  bildet  gegenwärtig  die  Hauptatiffrntx^-  der  Sektion  für  Statistik. 
Belgien  hatte  im  Jahre  1846,  zur  Zeit  als  sein  I^epartement  für  Statistik 
von  Queteiet  geleitet  wurde,  zuerst  eine  Cjewcrbezählung  durchgeführt, 
welche  als  erster  Versuch  und  In  Anbetracht  der  damaligen  \'erhäluiisse 
als  eine  vollkommene  Leistung  anerkannt  wurde.  Seitdem  ist  nmn  in 
Bdl^en  nicht  dazu  gekommen,  etwas  ähnliches  durchzuführen.  Es  wurde 
zwar  1866  der  Versuch  einer  Fortfuhrung  dieser  Arbeit  unternommen, 
doch  waren  die  Resultate  so  augenfällig  ungenau  und  unvollständig, 
Standen  jenen  der  1846  er  Zäliluiit;  so  unzweifelhaft  nach,  dafs  man  sich 
nicht  getraute ,  sie  nach  der  (^ueteletschen  Arbeit  zu  veröffentlichen. 
Ein  weiterer  VerstK  h  Lincr  (iewerbc'ählunp:  wurde  iSRo  gemacht.  Die 
Ergebnisse  wurdi-n  diesmal  verüffcntiicht,  man  hatte  jedoi  h  besser  daran 
geihan.  das  \  erhalten  gegenüber  der  Zählung  von  1S66  auch  hier 
zu  beobachten.  Seit  18S0  hat  man  nicht  mehr  versucht,  eine  Gcwerbc- 
zählung  durchzuführen.  Es  stand  somit  dem  Arbeitsmintster  ketnolei 
vollständiges  und  zuverlässiges  statistisches  Material  zu  Gebote,  auf  welches 
er  seine  gesetzgeberischen  Arbeiten  hätte  basieren  können. 

Nun  ist  aber  eine  gute  Statistik  der  Arbeit  die  notwendige  Gnmd» 
läge  jeden  Versuches,  zu  einer  ernsthaften  Gesetzgebung  der  Arbeit  zu 
gelangen.  Die  belgische  \*olkszählung  vom  Jahre  1 890  ist  unzulänglich, 
und  eine  (»ew(  rl  c  /  iliIunL:.  die  vor  fünfzig  Jahren  stattfand,  überlebt.  Es 
war  somit  eine  ( jewcrl>cstatistik  die  erste  Aufgabe  ilo  neuen  Ministeriums. 
Man  entschlofs  sich  im  Jahre  1896  zu  diesem  Unternt  liiuen,  das  snu  ohl  für 
seine  Zeit  als  vor  allem  hinsichtlich  der  Methode  ein  neue»  war.  Sind  aucii  die 
Resultate  noch  lange  nicht  bekannt,  so  können  doch  die  I^iter  der  statis- 
tischen Behörde  bereits  aussprechen,  dafs  das  Unternehmen  erfolgreich  war. 

Die  in  Aussicht  stehende  Publikation  verspricht  sehr  lehrreiche  Er- 
gebnisse. Zu  den  interessantesten  werden  gehören :  eine  sehr  eingehende 
Statistik  über  das  Alter  der  Arbeiter;  eine  Lohnstatistik,  die  nidit  mehr 
auf  Durchschnittslöhnen  basiert,  sondern  auf  den  Löhnen,  die  thatsächlich 
am  letzten,  der  Zählimi:  vorher^rchenflen  normalen  Lohn/ahlungstag 
gezahlt  wurden  und  nach  ein/chicn  Industriezweigen  angegeben  «ind; 
eine  Statistik  aller  Arhciti^cbL;-  und  .\rbeiter.  gelernter  und  ungelernter 
(mit  Einschluis  der  in  ihrer  iienausung  arbeitenden  1,  wcUhe  von  ihrer 
Arbeit  leben;  eine  Zählung  sämtlicher  religiösen  Genossenschaften,  die 
sich  der  Arbeit,  wenn  auch  nur  zum  Nutzen  der  Allgemeinheit,  widmen  \ 
eine  Statistik  der  Tages-  und  Nachtarbeit  u.  s.  w.  Da  die  Lohner> 
mittelungen  am  schwierigsten  zu  vereinigen  und  am  mühsamsten  genau 
zu  erlangen  sind,  ^<>  1>iingen  wir  nachstehend  das  Schema  der  Fragen, 
welche  in  dieser  Hinsicht  gestellt  wurden,  damit  der  Leser  die  Methode 
der  Erhebung  kennen  lernen  und  beurteilen  könne: 
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Obwohl  die  en(l<.'uUi^f  \'cri>lfentlichung  der  Gewerbestatistik  nicht 
vor  1899  geschehen  kann,  liat  man  bereits  eine  ganze  Reihe  vorläufiger 
(noch  nicht  richtig  gestellter  Mitteilungen)  aus  den  Zählbogen  ausgezogen, 
welche  es  ennöglichen,  in  der  sozialwirtschaftlichen  Abteilung  der 
Brüsseler  Weltausstellung  verschiedene  Diagramme  und  Kartogramme 
über  die  belgische  Zählung  zu  bringen.  Einige  Ziffern  sind  audi  schon 
bekannt.  So  beträgt,  abgesehen  von  den  Zusätzen,  welche  sich  aus 
der  im  (lange  befindlichen  Kontrole  ergeben  werden,  in  ganz  Belgien 
die  Anzahl  der  für  eigene  Rechnung  gewerblich  thätigen  Personen  (selb- 
ständige  Fabrikanten  und  Handwerker!  215726.  — 

Wie  bereits  ausgeiuhrt  worden  ist,  bildet  die  Vereinigung  wissen- 
schaftlicher, Icfjisbtiver  und  administrativer  l  unkiionen  innerhalb  der- 
selben Urganisaiion  den  wesentlichen  Charaktcr/.ug  des  belgischen 
Amtes.  Diese  Verschmelzung  verschiedener  Befugnisse  findet  sich  in 
gleichem  Umfange  bei  keiner  der  verwandten  ausländischen  Einrichtungen. 
In  Belgien  bUden  diese  verschiedenen  Funktionen  ein  Ganzes,  dessen 
Trennung  fast  unmöglich  ist.  Die  Vorarbeiten  der  Geseuentwürfe  und 
der  Anträge  ihrer  Abänderung,  die  Abfassung  der  Ausführungsverord- 
nungen ,  die  Vorschläge  der  Durchfiihrungsmafsregeln ,  die  Auslegung 
dunkler  Ge'^et/e^'^telU  :i,  ferner  alles,  was  das  Inkrafttreten  und  die  tiU^- 
liehe  Handh  i'iuüil;  der  \il>eiterg:eselze  betrifft,  bietet  ein  e[)ensi)  ausge- 
dehntes Art)(  iisiV'.d  il-  die  Vorbereitung  der  Enqueten  und  die  wissen- 
schaftlichen L  nteisueliungcn. 

Es  ist  hier  immer  derselbe  Organismus,  der  die  abzustellenden  Mifs- 
stSnde  konstatiert,  den  Umfong  des  Uebels  erforscht  und  feststellt,  die 
Gesetze  begründet  und  formuliert,  dann  nach  Annahme  der  Gesetze  bezw. 
nach  Genehmigung  durch  königliche  Verordnung  die  AusfUhrungs- 
vorschriften  erläfst,  die  allseitige  Durchfiihrung  dc>  Gesetzes  tiberwacht 
und  schliefslich  von  neuem  ihre  notwendigen  Abänderungen  formuliert. 

In  mancher  Hinsicht  hat  dies  System  sicherlich  grosse  Vor/iige: 
Das  Arbcit>r:ml  gewinnt  drtfltirrh  eint  11  Gesamluberblick  über  das  Ciaii/e 
der  Arl  »eitel  !i\ii:e,  die  e>  m  ihren  versehieden^^n  Wrindluiis^en  grundhch 
zu  eM;Hseu  vt  nnag.  Es  kann  ihm  so  ni<  Iii  bchwer  lalien,  die  Durch- 
führung der  Gesetze  mit  Leichtigkeit  zu  überwachen  und  rasch  ihre 
notwendigen  Vervollkommnungen  zu  bewerkstelligen.  Von  dieser  Seite 
betiachtet,  bietet  die  Einrichtung  den  Eindruck  der  Vollkommenheit, 
der  die  Regierung  bei  Begründung  des  Arbeitsamtes  in  erster  Reihe 
geleitet  hat. 

Man  darf  sich  indessen  nicht  verhehlen,  dafs  dieser  Vcreinimmg 
wesentlich  verschiedener  Dinge,  wie  es  die  Wissenschaft,  die  Gesetz- 
gebung nnri  die  Verwaltung  nun  einmal  sind,  schwere  Bedenken  ent- 
gegenstehen. 

Die  })olitischen  Rücksichten,  welche  den  (iesetzgeber  leiten  müssen, 
sind  unvereinbar  mit  der  ruiiigen  Saclaiciikcii,  von  welcher  der  Mann 
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der  Wissenschaft  darchdiUDgen  sein  mais.  Jedes  Ineinandergreifen  dieser 
beiden  Gebiete  kann  der  Statistik  nur  schädlich  sein.  Von  dem  Augen- 
blicke an,  in  dem  man  in  ihr  etwas  anderes  sucht,  als  die  bare  Wirk' 
lichkeit  —  und  der  Gesetzgeber  wie  der  Politiker  müssen  hier  etwas 
anderes  suchen  —  von  da  an  mufs  die  Statistik  aufhören  eine  Wissen- 
schaft zu  sein  und  ist  sit*  nur  eine  Waffe  in  den  Händen  einer  Partei. 

AUerdini^s  hat  bisher  in  dem  neuen  belgischen  Amte  die  wissen- 
schaftliche TciiUrn/  die  (x)iitisci»c  beherrscht;  \f'uM  kann  es  sich  iher 
umgekehrt  gestalten,  die  leitenden  Personen  bleiben  sich  luJii  imruer 
gleich,  die  Parteien  suchen  immer  nach  neuen  Waden,  und  so  hat  mau 
in  jener  Verquickung  eine  stete  Gefahr  fllr  die  Zukunft  zu  erblicken. 

Eine  weitere  Gefahr  liegt  in  der  gleichzeitigen  Vereinigung  der  Grün* 
dimgs-,  Aufsichts-  und  FAekutiv. Befugnis  in  einer  Hand.  Niemand  wird 
eine  Sache  so  optimistisch  betrachten,  wie  eine  Behörde,  welche  das,  was  sie 
selbst  gethan  hat  und  was  auf  ihre  Entscheidung  hin  geschehen  ist,  kon- 
troliert.  In  einem  vollständig  neuen  (icbietc  der  Verwaltung,  wie  es  jenes 
des  Arbeitsamtes  ist.  konnte  diese  Lieiahr  sich  noch  m.  ht  leelu  ent- 
wickeln, indessen  bleiben  die  Menschen  immer  nur  Mciisciicn.  ui.J  es 
ist  wohl  schwerlich  anzunehmen,  dafe  ein  Einzelner,  eine  Behörde  die 
Mifsbräuche  hervorheben  wird«  die  sie  selbst  begehen.  Es  hiefse  dies 
2tt  viel  verlangen. 

Einen  Gegenstand  der  Kritik  bietet  feiner  die  unzulängliche  Organ!* 
sation  der  lokalen  Organe  der  Ar'ieitsstatistik.  Diese  Kritik  >s'urde  be- 
sonders von  dem  Abgeordneten  Hector  Denis  in  einer  in  der  Abgeord- 
netenkammer am  19.  M:1rz  1897  <:<'hiltcnen  Rede  zum  Ausdnirk  ge- 
bracht. Aufser  dem  Personal  dci  /eunaibehorde,  welches  naiurgemäfs 
ein  nicht  sehr  grofscs  ist,  exisucren  in  Belgien  als  \\  issens<  h:ift!iche 
Agenten  des  Arbeitsamtes  nur  die  Arbeitskorrespondcuicn ,  welche  iu 
einer  Anzahl  von  16  oder  18  den  Auftrag  haben,  monatliche  Buchte 
über  die  Lage  des  Arbeitsoiarktes  der  Revue  du  travail  einzusenden. 
Diese  Korrespondenten  aber,  deren  Bezüge  sehr  gering  sind,  können  ihre 
Aufgabe  nur  als  Nebenbeschäftigung  betrachten.  Daher  halten  die  meisten 
von  ihnen  ihre  Mission  als  Ix>kalagenten  der  Statistik  für  keine  ständige, 
während  es  erforderlich  wäre,  dnfs  die  Statistik  nur  von  Leuten  gehand* 
habt  wird,  die  sich  ihr  als  Berufsthatii^keit  dauernd  widmen. 

Wie  unter  diesen  Umständen  ni«  In  .iiuler^  zti  erwarten  ist,  leistet  die 
Urgaiiisaiion  der  Ürtskorre>[)oudenien  bei  weitem  nicht  die  Dienste, 
welche  man  von  ihr  erwarten  dürfte.  Sobald  es  sich  um  spezielle  Er* 
mittelungen  über  diesen  oder  jenen  Punkt  handelt  ~  wie  2.  B.  bd  der 
Enquete  über  die  Sonntagsarbeit  — ,  ist  man  genötigt,  die  Arbeits- 
inspt  kt<^)i  en  oder  andere  Beamte  in  Anspruch  zu  nehmen,  welche  hier- 
durch ihrem  ordentlichen  Dienste  entzogen  werden  und  dabei  doch  keine 
Spezialisten  für  Statistik  sind. 

In  anderen  Ländern,  namentlich  in  Frankreich  und  Amerika,  hat 
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man  auch  keine  tüchtige  Organisation  von  Oitskorrespondenten,  aber  der 
Uebelstand  tritt  hier  deshalb  sehr  xurttck,  weil  neben  der  Zentralbehörde 
ein  permanenter  iind  solid  organisierter  Aufsendimst  von  Erhebimgsagenten, 
von  fest  angestellten  Delegierten  besteht,  welche  mit  der  Leitung  und 
Durchfühning  der  Ermittelungen  an  Ort  und  Stelle»  betraut  sind.  In 
Belgien  liefren  die  fraglichen  X'erhfiltnisse  derart,  d.ifs  das  Arbeitsamt, 
entgegen  seiner  wiederholten  ausdrücklichen  Verwerlutig  des  Systems  der 
Versendung  von  Krage)  ujgen  an  Private,  genötigt  war,  eine  seiner  Er- 
hebuiigcu,  jene  über  die  von  Arbeitgebern  gesehaüeneu  W  ohllahrtsein- 
richtungen,  doch  auf  diesem  Wege  zu  bewerkstelligen* 

Aufserdem  werden  in  Amerika  die  Ortskorrespondenten  vorteilha 
durch  die  arbeitsstatistischen  Aemter  ersetzt,  welche  in  fast  sämmüichen 
Staaten  besteheo. 

Zur  Erklärung  der  gegenwärtigen  Organisation  läfst  sich  mit  gutem 
Grunde  anführen,  dafs  die  Institution  des  belgischen  Amtes  eine  noch 
neue  ist.  von  welcher  man  eine  sofortige  Ausbildung  alter  ihrer  Zweige 
bis  in  die  geringsten  Einzelheiten  nicht  erwarten  kann,  ferner,  dafs  es 
schwierig  ist.  an  Ort  und  Stelle  immer  geeignete  ( >rtsngenten  zu  finden, 
die  iiu.ilande  ^ind,  die  lusiruknoncn  der  /entrailiehordc  genau  zu  be- 
folgen, tmd  srhliclslich  die  Besorgnis;  vor  einer  Dezentralisation,  welche 
Veruirrung  und  Unordnuniif  herlK  iiuluen  kuunic. 

Üebrigens  hatte  man  uutaugiicli  versucht,  Lokaiageaiurcn  des  Arbeits- 
amtes bei  den  Provinzregienmgen  tu  organisieren;  man  erkannte  jedoch 
nach  einiger  Zeit,  dafs  es  unmöglich  sei,  einen  einhtitlichen  Organumus 
durch  Anstellung  von  Lokalbeamten  zu  erreichen,  die  anderen  selbständigen 
Behörden  untersteh«!. 

An  dem  belgischen  Arbeitsamt  läfst  sich  ferner  bemängeb,  dafs  es 
nicht  sämmtliche  Verwaltungszweige  in  sich  vereint,  welche  mit  Arbeiter- 
imd  statistischen  Angelegenheiten  zusammenhängen.  .Aufserhalb  seines 
Bereirhps  existiert  noch  immer  die  alte  Konnuission  ftir  Statistik  im 
Mmisteruim  dc^  Innern,  welche  anrh  fernerhin  die  Leitung  der  allge- 
meinen Statistik  behalt  und  mit  der  Veröffentlu  hniig  »k'N  Annuaire 
stalistKjue  betraut  ist ,  deren  Hestehen  Reibungen  und  Abweichungen 
der  Methode  herbeifiihn,  die  in  wissenschaftlichen  Dingen  besser  zu  ver- 
meiden wären.  Femer  giebt  es  noch  eine  Behörde,  die  sidi  gleichfalls 
viel  mit  Arbeiterangelegenheiten  beschäftigt,  die  aber  dem  Arbeitsamt  in 
keiner  Weise  unterstellt  ist,  die  Direktion  der  Minen. 

Hier  wie  in  verschiedenen  anderen  Verwaltungsgebieten  hatte  man 
erworbene  Positionen  vor  sich,  ältere  Einrichtungen,  welche  man  einer 
neuen  Organisation  nicht  einfügen  und  unterordnen  zu  können  glaubte, 
nachdem  sie  zuvor  viel  Ersj)riefsli«  lies  geleistet  hatte.  Dagegen  sind 
zwei  in  Belgien  hesteiiende  l'anrichtungen  benifen,  dem  Arbeitsamte 
wichtige  Dienste  zu  leisten  imd  sie  wirken  bereits  nachhaltig  mit  an  ge- 
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wissen  legislativen  Erhcl)Ui)L;i,-n  imd  Untersuchungen.  Ks  sind  dies  die 
Uns-,  ilniu^lrie-  und  Arbtilsraic  and  der  Oberste  Arbtil.siat. 

Die  ersteren,  welche  au  allen  wichtigen  Bevölkerungszentren  be- 
stehen, bilden  gewissermafsen  obligatorische,  gemischte  Fachvereine, 
welche  die  Aufgabe  haben,  Streitigkeiten  zwischen  Arbei^bem  und 
Arbeitern  auf  gütlichem  Wege  beizulegen  und  der  Regierung  die  ge- 
wünschten Auskünfte  zu  geben.  Diese  Organisationen,  in  denen  Arbeiter 
und  Arbeitgeber  in  gleicher  Zahl  vertreten  sind,  bilden  für  die  Regierung, 
wenn  sie  sich  über  die  thatsächlichen  Verhältnisse  der  bewerbe  in  ^•er- 
schiedenen  Orten,  sowie  ii1>cr  die  Wünsche  der  Arbeit Lroln  i  und  Arbeiter 
unterrichten  will  treüluhc  Mittel.  So  hat  man  sie  namentlich  i>e fragt, 
über  die  Lohne,  die  Arbeitsordaungen,  dcu  Mindestiohn,  und  liirc  Ant- 
worten gelten  als  besonders  schätzbar,  da  sie  von  praktisch  thätigen 
Leuten  ausgehen. 

Der  oberste  Arbeitsrat  ist  eine  beratende  Bdiörde»  deren  Mit» 
glieder  in  gleicher  Zahl  aus  der  Reihe  der  Arbeiter,  der  Arbeit- 
geber und  der  Fachgelehrten  ernannt  werden,  und  der  für  die  Arbeiter* 

gesetzgebung  einen  Staatsrat  darstellt,  dessen  Verlautbarungen  insofern 
wertvoll  sind,  als  sie  die  Wünsche  xmd  Ideen  verschiedener  an  jener 
Gesetzgebung  intercssieiier  Orun|ien  eiketiuea  lassen. 

Die  mindestens  nioralis«  !tc  V  erjillichiung  der  Regierung,  diese  In- 
stitutionen zu  befragen,  und  ihren  Andeutungen  mehr  oder  minder  Folge 
zu  leisten,  prägt  der  belgischen  Arbeitergesetzgebung  eben  eigentüm- 
lichen Zug  auf,  der  ihr  Fortschreiten  auf  dem  Wege  der  Refonnen  wohl 
verzögt  gldchzeitig  aber  auch  bewirkt,  dafs  die  erreichtoi  Fortschritte 
ni(  ht  mehr  bekämpft  werden,  da  die  interessierten  Parteien  vor  ihrer 
Einfuhrung  ilire  Ansichten  darüber  geäufsert  haben. 

Fassen  wir  unsere  1  >,:!.^tc!1ung  zusammen,  so  ergiebt  sich,  dafs 
iicigien  ihirr  1t  die  Krnciuung  seuies  Arbeitsamts  rasch  eine  her\or- 
ragende  l  oMnoa  auf  dem  Gebiete  der  Arbeitsstitistik  ero]>ert  hat.  Es 
hat  aufgehört,  als  naiie/u  einzige  uuier  uea  li)dü.-.uiciiaLioncu  die  ^uuim- 
lung  arbeitsstatistischen  Materials  von  der  Hand  zu  weisen.  Der  Ein- 
Hufs  des  Arbeitsamtes  auf  die  Arbeitsgesetzgebung  hat  sich  bereits  wieder- 
holt  fühlbar  gemacht;  so  namentlich  bei  der  Vorbereitung  der  Gesetze 
über  die  Arbeitsordnungen  und  Uber  die  LohnzahUmgen.  Es  ist  zu 
hoflen,  dafs  seine  Entwickelung  sich  glücklich  gestalten  und  es  in  der 
Zukunft  immer  iK'sscr  befähigt  werden  wird,  die  ihm  übertragenen  be- 
deutsamen Aufgaben  in  wirkungsvoller  Weise  zu  fordern. 
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